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Vorwort 


«ir  dritten  Auflage, 


Die  starke  zweite  Auflage  diese»  ernten  Bands  der  Finanz^ 
Wissenschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Buchhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitnng  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  viel  Zeit 
mid  Kraft  beanepmeheoder  politiseher  Thätigkeit  nnd  nebeii  den 
Verpiielttangen  meines  akademiseben  Lehramts  nicht  so  sehnell 
vollenden  kttnoen,  als  loh  gewilnseht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
bruar d.  J.  ersehienenen  Lieferung  (S.  1 — 252)  folgte  die  svreite 
Lieferung  (S.  253  —  480)  zu  Ende  October.  Nunmehr  gelangt  der 
Schluss  des  Uaudes  und  damit  die  Baudausgabe  selbst  in  die 
Oeffeutlichkeit. 

Meine  Arbeit  wäre  allerdiiig«  vereinfacht  und  beschleunigt 
worden,  wenn  icli  iiiicli  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf«" 
läge  beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube- 
srMtnng  der  6.  Anfinge  des  erStetn  Bands  der  Rau'schen  Finanz- 
wissensebaft  vorgenommen  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
dieser  im  Jahre  1877  erschienenen  aweiten  Anfinge  nicht  mehr  fttr 
sasieiciiend.  leh  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  IlberarbeUety  das 
statistisehe  nnd  legislative  Material  emenert  nnd  fortgeführt  (so 
besondere  im  Abschnitt  vom  Besoldungswesen,  Militärwesen,  (Jnter- 
richtsweseuj.  Grösyeie  Partieen  fiiud  aber  völli^^  umgearbeitet  und 
dabei  theils  erweitert  (so  die  finanzwissenscbaltlicbe  Literatur- 
geschichte, das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltnnjj^skörper,  die  Lehre 
Ton  der  rKu  kuiii^  des  Finanzbedarfs,  einij^e  Abschnitte  des  Eiseu- 
baliuwesens),  theils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
das  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
^ÜDittelle  Ordnung  der  Finanzwirthsehatl;  d.  b.  Finanzdienst  and 
FiaanzbehOrdenwesen,  Etatswesen,  Zahlnngs-,  Kassen*  nnd  Reebnnngs- 
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wesen,  Controlwesen,  BechnmigBabsehliifis  n.  s.  w.,  S.  183  —  335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefügt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand,  der,  vieUeicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Sßhwierigkeiten  bereitet  lieber  die  Gründe,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen^  habe  icb  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

Ueberau  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung nnd  die  so cia]])oli tische  Auflassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Autlage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  ,,Grandlegung'^  herge- 
stellt werden.  Anf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  frflheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Aach 
habe  ich  bei  der  Bestimmang  der  Aufgabe  der  Finanzwissensehaft 
mdne  frtthere  AnfTassnng  ergänzt  and  die  Bedeutung  der  Finanz- 
geschichte für  die  eine,  die  beobachtungswissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  her\'orgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Fiiuiuzwissenschaft  und  Finauzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  iu  der  Nationalökonomie  jedoch  fest.  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Ueft  war  schon  ausgegeben,  als  bchä ff le's  Aufsätze 
,,zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs"  in  der  Tttbinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  icb  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbahnlehre  hatjetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah- 
ren. Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausftthrlichkeit  in  die  Finanzwissen- 
schaft zu  zieheni  wird  daher  gegen  mehie  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Fiaxis,  die  „privatwirthschaft- 
Hcben  Zweite"  eingehender  in  der  Finanzwissenscbaft  zu  behandeln. 
Das  Stniitseisenhahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Fiuanzvvirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesammt  Einnahme-Etatvon  1113  Mill.  M.  (f.  lcS84  85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Mill.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissensehaft  eine  an 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  etwas  Air  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirtbsehaft  und 
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demnach  auch  der  Fmaiü^wissenschaft  Cliaractei  istisehes  (§  27 — 29). 
Im  llebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
Iwhalebre  nicht  kUrzeu  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  aui  den  Band 
des  Lehrbuchs,  in  welehem  sie  mehr  vom  volkswirthschaftlichen 
iitandpuncte  aas  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Dom&neolebre  und  snm  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
wobl  aneh  deshalb  kttnsen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
■sehr  Yeisohwimden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Ban 'sehen  Finanzwisaensohaft,  ans  deren 
Neubearbeitang  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
batteil  sich  schon  iu  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
und  von  der  Bewirthschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
sciiränken  sich  diese  Beziehungen  volleiuls  nur  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
kk  sie  mehriacb  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebtthrende  Hochachtung  Terstossen 
sn  haben.  Die  Wissenschaft  ist  ebra,  seit  Bau  die  Grandlage  za 
dem  seiner  Zeit  so  ▼orsflgliehen  Werke  legte,  vorw&rts  geschritten 
nad  gerade  die  principiellen  Anfiassnngen  sind  andere  geworden. 
Ob  nit  ToUem  Reehte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
Ueberzengung  zu  bejahen. 

Dem  L'mlaug  nach  hat  .sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrössert,  besonders  durch  die  Ein- 
fügung des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwiitli- 
scbaft,  da»  allein  152  Seiten  iimfasst.  Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch  die 
veränderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
Beinen  and  anderen  Abhandlongen  im  Schönberg'schen  liaodbacb 
der  poUtisehen  Oekonomie  geschehen  ist,  dorchweg  die  Noten  nicht 
BMhr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Ban  nnd  Boscher,  naeh  den  Para- 
giaphen,  sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  nnd  ebenso  die  nitheren  Ansftthrnngen,  Be- 
weisfflhrangen,  Belege  n.  s.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  ciue  bedeutende  Kaumersparniss  ciicicht  wor- 
deü.  E.s  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckniässiger 
Weise,  auch  für  Lehr-  und  Lernzweckc,  das  Hauptsächli(  1k  und 
das  Detail  schon  äusserlich  Ije^^ser  mihM  schieden  und  für  deMiciii;j;en, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 
Üiu-  and  Herlesen  und  Hernmschlagen  der  Seiten  vermieden. 
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Diese  3.  Auflage  ist,  wie  anch  diejenige  des  2.  Rands  der 
Fiiianzwissciisclialt,  in  der  doppellcii  Märke  der  übiiclien  Auflagen 
gedruckt  worden,  auch  aus  einer  |)ersf>nlichen  RUekjsicht:  mir 
die  oliiicliiii  he.schränkte  Muyse  für  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  'J  heilnahnie  am  politischen  i^eben  llbrig  lassen, 
wenigstens  i'tir  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  davon  bisher  mehr  alK  dieGmndlegnng  nnddie 
beiden  ersten  Bände  derFinanswisaenflebaft  vollenden  zu  kOnneo.  In 
den  letEten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  aueh  die  persönliche  Be> 
tfaeiligung  an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
sprach genommen  hat,  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
Widerwillen  in  diese Betheiligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  niclit  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  un6  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  aus  der  Studirstube  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lernen,  wa«  uns  bücber  und  Studien  allein 
nicht  leinen.  Und  als  .lün^^er  einer  Wissenschaft,  w^clche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissensehaft  fUr  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  aueh  nicht  für  etwas  l  nrichtiges,  sondern  fUr  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpolitischen  Standpunct^'  in  der 
practischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  durchkämpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch''  der  politischen  Öeko- 
nomie  theeretisch  Tertrete,  —  mit  fttr  eine  Gesetzgebung  dieses 
Charaeters  zu  kämpfen  und  sie  tn  der  ölfentUehen  Meinung  mit 
vurzubereiten ,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  liotsehaft  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  znr 
unendlichen  Freude  und  Genugtbuung  der  Männer  unserer  Kicbtung 
(8.  §  2U-2^i). 

Wenn  dann  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  gehofft 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umständen  freundlich  entschuldigep.  ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  Öfters  bis  zur  äussersten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  6.  Auflage  Rau's,  der  ersten  dieses 
Bands,  schon  damals  mit  dem  Worte  aehloss:  „Die  beschauliche 
Arbeitsmnsse  unseres  Altmeisters  Rau  im  schönen  Heidelbe  i  g  gehOrt 
eigentlich  auch  zum  Ablassen  solcher  mllhsamer  Werke,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  zu  sehr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt",  so  habe  ich 
allerdings  vcdlauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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„Nerven  stehlende"  Anspiumang  unsere  Zeit  von  ihrcni  Gcsehlechte 
verlangt,  l  nd  doch  ist  das  vvieder  das  Grosse  und  da«  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möchte  es  ei;;;ciitlich  anders  haben?!  — 

Wsui  mir  an  Müsse  ilir  litcrarisehe  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
■öf^licbst  ansschliesslieb  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  zunächst 
dem  dritten  l^ande  der  Finanzwissensehait  widmen ,  für  welchen 
ieh  fleit  Jahren  viele  Vorstadien  gemacht  habe. 

CUflotteubarg-BerUn,  2.  December  188S. 

Dr.  Adolph  Waguer. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 

 Mit  der  tiefgreifenden  Unigestaltang  dieses  Bands  in  der 

neuen  Aul  la^^c  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen 
und  forniellen  Behandlung  in  diesem  liauile  wie  zwischen  den  ein- 
zelüeu  Bänden  den  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  Jetzigen  zweiten 
Aasgabe  meiner  Hearbeitun<^  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
schat't  leitete  mich  daher  das  Bestreben,  diesen  Band  Uberall  in 
grnndsä tzliche  Uebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung'^ der  Allgemeinen  Yolkswirtbscbaftslehre  zu 
bringen. 

Namentlich  wnrde  in  den  Untersuchungen  ftber  die  Beibehaltung 
oder  Veriinsserung  der  einzelnen  privatwirthscbafllichen  Erwerbs- 
iweige  neben  dem  Gesichtspunct  des  Froductionsinteresses  —  wel* 
eher  Ran  mit  den  früheren  Nationalökonomen  und  im  Ganzen  anch 

Boch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  6.  Ausgabe  von  Rau  last  allein 
bcseiiattigt  hatte  --  der  Gesicht.siuuiet  des  volkswirthschaft- 
lichen  Vertheil  ungs-  und  des  social  politischen  Inter- 
esses zur  gebührcodcn  Geltung  gebracht.  Oadorch  ergaben  sich 
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mAnebe  prineipielie  Abweiehnngen  von  Raa  und  hie  nnd  da  aneh 
von  der  letzten  Ausgabe.  Die  jetzige  Bebandiinig  des  Gegenstands 

liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  über  die  Orgauibation  der  Volkswiithschai't 
und  den  htaat,  sowie  ttber  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  ,,Gnindlegung"  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  tinanzwissensehaltlichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
,,Probe^S  die  anzustellen  mir  erwtinsebt  war,  nm  so  manche  Pnnete 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practiscbe  DnrchtllhniDg  zu  prüfen.  Es  ist  dadnreh  die  VerbinduDg 
zwischen  den  theoretiscben  nnd  praetischen  Theüen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  tibemommen  habe,  beigestellt 
worden*  Darauf  1^  ich  vom  Standpuncte  meines  Systems  der 
Politiscben  Oekonomie  aus  besonderu  Werth. 


Berlin,  Februar  1S77. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Einleitung. 


1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Finunzwlrthsehaft. 

Die  FburnzvisBenschaft  hat  zmi&cbst  an  dl«  Gemein-,  besonders  die  Zwangs - 
f  eniein  wirthschaftslelire  und  spe«  ieU  an  die  allgemeine  Lehre  voui  Staate 
in  rolksirirtbschaftlioher  Hinsicht  an2uknupf*-ii,  dies-;  Lehren  aber  bo- 
iaaat  vorauszasetzen.  Siehe  daher  das  N4hero  darüber  im  l.  Bande  des  Lehr- 
bacht,  Wagner,  Allgen.  Volksvirthacliafialeliia  L  (Gnmdlegung),  2.  A.  Li«.  1ST9, 
bau  Abth.  I,  Kap.  8,  Haoptabschn.  1,  S,  4  and  Kap.  4. 

1.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selb stTerwaltno gs- 
kOrper  haben  als  Formen  der  Öffentlichen  oder  Zwangs- 
gemelttwirtbsehaften  fdr  das  ganze  Volksleben  AnfgiAen  zn 

erfülleu,  zu  deren  Durchfllhriing  hic  wie  jede  andere  Wirthschaft 
(G.  §.  101,  170)  der  re{^ehna«sigen  Verfügung  über  i  rudüttionsniittel 
d.  b.  über  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedHrfen,  um 
(iie  \(»n  ibnen  begebrten  cin/cliitii  Leistungen  berzustellen.  Die 
N'erlüguii^  über  diese  Productiousniittei  kann  der  btaiit  auj"  die  ver- 
Kchiedenen  Arten  erlaugen,  welche  einer  Wirthschaft  Uberhaupt 
bierzn  zn  Gebote  stehen  (G.  g.  10),  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  aach  in  ver- 
schiedenem Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verfügung 
xtt  erlangen  I  neben  einander  vor. 

Hinsiehtlieb  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
und  namentlieb  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zn  nnter- 
sebeiden:  die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  nnentgeltliche 
Bereitstellung  dieser  Krältc,  wie  im  »System  der  unentgeltlichen 
'  Khren  )  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  (lanzen 
zwangsweise  und  n ach  einseitiger  Bestimn i u n g  den  .Sl aal s  ver- 
goltene Bereitstellung^,  wie  im  System  der  milltärisclien  Con- 
scription  oder  der  allgemeinen  Wein  pfliclit;  und  die 
rertragsmässig  erlangte  und  nach  den  Bedingungen  dieses 

A.  Waf  ■•?«  PfBus«ia4«uchBft.  i.  &  Aufl.  1 
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Vertrags  entlohnte  Veiiilgung,  wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener- Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  aiisäiahniswcise  in  der  Geschii  lite 
der  Staaten  eine  jrrrtssere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  leblt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
nnentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderange!)  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  mius;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  za  grosse  und  besonders  zn  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Gnltnrstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  tlari  und  kann,  i.st 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  gentijrt  hier,  darauf  hin- 
zuweisen, dass  sieh  eiii  soleher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  piincipiell  reehtfertigen  lässt  (6.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgeuiein,  im  Gebiete  des  Wehrweseus, 
ausgeübt  worden  ist 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  £n^;elt  nicht  yOllig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  unglelchmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  m'uss  daher  m  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
uuentgeltliclieu  ElüciKiuiLsdienst  ist  öfters  wenigstens  tin  Ersatz 
besonderer  Kosten  uothwendig.  Für  die  in  Ans])nieh  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  fUr  die  vertragsmässig  gegen 
I^ohn  ])esehatften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunäehst  der 
Verfügung  Uber  SachgUter,  daher  in  der  Gcidwiithschati  meist 
Uber  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zm 
Durchfuhrung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  Uber 
mensehliehe  Arbeitskräfte  nicht  eriUlen  lassen,  stets  notbwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  ftlhreu  muss,  deren  Aufgabe  es  ist, 
diejenigen  Sachgttter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergtttung  der  ertbrder- 
liehen  Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
schaft kann  sehr  versehieden  sein  und  schwankt  crfabruügsgcui;bs 
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zeitlich  und  örtlich  ausserordentlich.  Aber  wo  überhaupt  ein  Staat  ^ 
wenn  anch  noch  in  primitivster  Entwicklang,  eiiistirt,  da  kann  eine 
5!olche  eigene  Wirthschatlt  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  SacbglUern  nieniai.s  volUtiindicr  felilon.  Dieselbe  ist 
insolern  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  de«  Staats 
selbiity  an  sich  eine  absolute  Kategorie  des  Wirthscbai'tslebens  und 
nur  in  ihrer  Erscbeinangsforiii  etwas  gescbicbtiicb  Ver- 

änderlicbes. 

Bao  io  d.  6.  A.  §.  3  noch  auden. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ansser  den  fttr  deren 
Vergütung  erforderlicben  Sachgutem  braaebt  der  Staat  fUr  die 
Ermiinng  der  ibm  als  „Prodnetionswirtbsebaft"  (G.  §.  170,  69) 
obliegenden  Anfgaben  Kapitalien  nnd  Grnndstficke.   Auch  wo 

sich  dieselben  im  conereten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
und  BescbatTenheit  in  seinem  Eigenthuni  befinden,  bedarf  es  zu 
ihrer  Instandhaltung  einer  beständigen  ntueu  HinzufUhrnng  von 
Sachgütera,  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  rei;el massigen 
Thätigkeit  zur  Beschattung  und  Verwendung  der  let/.tercn.  In  der 
geschicbtUcben  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auob  der  Bedari'  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
Gmndstttcken  in  qualitativer  und  qoantitativer  Hinsiebt  Die  vor- 
handenen Staatseigentbnnksobjecte  mUflsen  umgestaltet,  nene  müssen 
dazn  erworben  werden,  n.  A.  aneh,  nm  eme  riohtige  Vertbeilnng 
der  nationalen  Kapitalien  nnd  Gmndstlleke  als  Privateigentbnm  an 
die  Friyatwlrtbscbaften  nnd  als  öffentlicbes  Eigentbnm  an  den  Staat 
und  die  übrigen  Zwangsgemeinwirtbschaften  herzustellen,  insbe- 
sondere was  den  Grund  uud  Üudea  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
Kap.  3—5). 

II.  —  §.  3.  Die  8aeli-uter  (bez.  das  (Jeld),  welche  der  Staat 
anr  Vcr^rütnnc:  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
deo  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirthschaften;  sodann  mittelst 
priTatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  £igen- 
prodaetion  der  betreffenden  Saebgttter  oder  indireet  dureb 
Terkebrs-  oder  vertragsrnftssige  Erwerbung  von  anderen 
Wirthsebaiten  gegen  speeiell  stipnitrte  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
lehen, Mietbei  Paeht);  endlich  xwangsweise  ohne  speeiellen 
oder  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte;  wUrde  der  Staat  eiue  eigene  Wirtb- 
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Schaft  (und  zwar  eine  „Aasgabewirthsebaft^^  O.  §.  69) 
ffibren  mflsaen,  welche  die  Aa%abe  hiltte^  die  so  zur  Verfitgiiiig 
des  Staats  kommenden  Gttter  richtig  za  verwalten  and  zn  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthseiiaft 

eine  grössere  Ansdebnung  und  einen  reicheren  Inhalt^  weil  hier 

vielfalti^x  und  um  fassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbung  der  Güter 
nothweiulig  werden^  also  uiüc  erwerbs  wirtbiicliai'Üiche  Abtheilung 
hinzutreten  muss. 

Frei  willif^e  und  uneotgelt!  i  b  r- (laben  Ton  Sacl]|L,nitern  und  Uebertraguiig-en 
voo  Jutpitalieu  and  Uruadstackeii  Seiteuä  der  ISUatsaugühöngen  an  den  Staat  oder,  in 
firOheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Forsten,  sind  Qbeaall  i 
in  der  Oeschichte  rorgckommcn.  Sie  spielen  in  prluiitiven  Verhältnissen  des  Volks-, 
Wirthschafts  -  und  Staatslebens  eine  relativ  grössere  KkHc,  sü  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  noch  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  und 
spftter  in  der  Form  toq  Ehrengeeoheadcen  an  die  Püfsteii,  ron  grOsseien  eiiüudigen 
Leistungen  in  besonderen  Fällen,  z.  B  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strii  tem  Kcrlite.  Sf>  do<  h  nach  der  bitte,  wenigstens  thcilweise  freilich  schon 
den  Charaeter  einer  Zwanghabgabe  annehmen  kann,  aus  wel«;her  sich  dann  später  das 
eigentUche  (directe)  Steoenresen  entwickelt  Ganz  fehlen  sob  hc  Leistungen  auch  im 
Tiiodt>mcn  Staate  der  Gegenwart,  z.  R.  wicrlonim  im  Krie<i:e,  Ijci  üfrentlielu  n  ünglUcks- 
laiicn,  nicht  Aber  im  Wetfentiicheu  ans  ähnlichen  GrUndeu  wie  das  System  frei- 
williger luentgeltlicher  ArbeitadieoMe  reicht  auch  dieses  STStem  flraiwiluger  irneol- 
geltlicher  Gaben  niemals  aus,  fUr  den  entwif  kelten  Staat  vollends  nicht.  Der  Gruml 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  /.wang;sg:enicinwirthschaft  tlbcrhatipt  und  in  ' 
der  Entwicklongstcndenz  dcä  moderueu  iiei:iitä-  und  Cultuistaatä  insbesondere, 
(G.  §.  154—160).  ! 

Der  Staat  ist  daher  principiell  und  dei"  sieb  entvvi(  kelnde 
in  od  erne  Staat  auch  thatsäcblich  immer  mehr  auf  die  beiden  i 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  Sachgtitern  angewiesen.  Das-  i 
selbe  gilt  von  den  Selbstverwaitungskörpern.  In  die  Verfügung  | 
der  ertbrderlicben  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  dnrch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansiedlung  und  Vertbeilang  des  [ 
Bodens,  durch  Ankanf,  Pacht,  Oonfiscation,  Zwangsenteignang. 

III.  —    4.  Die  ErOrterang  dartther,  ob,  wo  und  wieweit  ein  { 

Zwangserwerb  von  SacbgUtern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  uicbt  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  m  den  imdlegcndeu 
Theil  derAlIgemeinen  Volkswirthschattslehre.  fG.§.  10, 11, 156—159). 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  aneh  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  j:;leicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch   welchen   der  Staat  • 
persönliche  Dienste  sich  zur  Vcriügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
ätaats  abi  Zwangsgemeinwirthschatl  abzuleiten  ist  und  danach  { 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  überall  in  der  Geschichte  i 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Bestenernng  und  ' 
die  Enteignung  (0.  §.  384).  Im  Gegensata  zum  Zwangserwerb  > 
als  dem  iiffentliehen  kann  man  den  durch  Eigenproduction  er- '  i 
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fuigeiidcu  und  den  vertragsmässig  mit  speciell  stipulirten  Gegen- 
leistungen verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welchem  letzteren 
auch  derjenige  mittetet  Creditaufhahme  gehört)  den  priFatwirth- 
sehaftUchen  nennen. 

Die  gesehiehtltehe  Entwicklnng  hat  in  den  modernen  enro- 
pStischen  Coltorstaaten  flberall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
gesebiebtlieh  älteren  nnd  anftngllch  vorwaltenden  privatwirthscbaft- 
Uehen  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigenerwerb  des  Staats  das 
Uebergewicht  verschafft  (F.  II.  §.  340  ff,  488  ff.).  E«  hangt  dies  zwar 
zum  Tbeil  mit  /.iil äl ligcu  Kieigiiissen  der  curopiilschcu  Geschicbtc, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
miiideriuig  des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornendich  ist 
es  iodiicli  die  iiothweiidige  Folsre  zweier  grosser  Momente 
der  V  0 1  k  s  w  i  r  t  h  sc  ha  t  tiic  h  e  u  Kiitvvickhiiigsgcscliiclite,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Hecbtsinstituts  des  l'rivateigen- 
thums  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  besonders  am 
Boden,  und  des  thatsächlicb  grösstentheUs  erfolgten  Ucbergangs 
des  Bodens  nnd  des  Haterialkapitals  an  die  Privatw.irth- 
Schäften  (F.  II.  §.  341) ,  sodann,  in  nunmehriger  Rückbildung 
dieses  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  nnd  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  rolkswirth- 
sehaftlichen  Entwicklnngsprincips,  welches  sich  als  U eber- 
gang von  der  melir  privatwirthschaltlielien  zu  der  mehr 
gemein-  untl  Liesoiiders  /.wangsgemeinwirtlischiiftlielien 
Urgaiiisat  i on  der  Volks\v  i  rt  liselnift  formuliren  lässt  und  sicli 
in  der  f  o  rts  cJi  r e  i  t  e n  d  u  1 1  Ausdehnung  der  olleutlichen,  beßüudeiü 
der  Staatsthätigkeiten  offeubart  (G.  §.  171  ft"). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
winhschaftiichen  GtUererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
Staataleistnngen,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zn  vergUteD,  sei  es,  um 
QBinittelbar  SaebgHter  fttr  Staatszwecke  zn  verwenden,  muss  der 
S^tast  eine  eigene  (Erwerb s>)  Wirtbscbaft  führen.  Und 
wiedemm  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltnngs- 
k5rpem. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirtbscbaft,  welche  ein  öffentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
ujn  .Sa(  hgHtern,  bez.  (tcM  lllr  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  KUek- 
^itht  auf  die  berzu»tellendon  Leistungen  rcpräsentirten  „Produetions- 
wirthschaft'^  (G.  ^.  170)  betreibt,  ist  die  Finanzwirthschalt  oder 
jler  üli'entlicbe  bez,  der  iStaatshaushalt.   Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wii thhchaftsgauzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschat'tsabtheilung  desselben. 

Andere  Namea  ünd:  Kogierungswirthschaft,  auch  (subjectiv)  Finauz- 
weBttD.  Der  Ausdrack  Flnanzvervaltniig  bleibt  beaaer  fDr  die  Gesammtiieit  der 

Behörden  vorbehalten,  welche  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaf t  geDnrmt,  sprachlich  nicht  unriilitii^.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Spraciigehrauch  vieldeutig,  ui>icui  mit  ihm  üfturä  die 
(stMtliGli  OTfanisirte)  VoUiswirthscha^  selbst  beseichnet  wird,  wu-  /..  R.  in  dem  Titel 
des  bekannten  Hermann'schen  Werks:  „staafcswirtlisc liattlit  lic"  Uiiter>u(  hungen. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  abrigcns  wülkuriich  und  wider 
spraclttrolL  Er  stellt  den  Begriff  ..StaatawirtliBcha f t**  (^das  Gttterleben  als  Gegen- 
Staad  der  Venraltang  im  weiteren  Sinne")  an  die  ^litsa,  betrachtet  die  Fi  i  /  i  als 
einen  Theil  der^  'Ib.^n  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  di«  Staafc>- 
einnahmen  vcrbiaudeu  wissen,  —  eine  Autiassuug,  die  er  jedoch  selbst  iii  seinem 
LebrbQch  nicht  feothilt.  S.  L.  r.  Stein,  Lebrb.  d.  Flnanziriflg..  3.  Aufl.,  Lps.  1875, 
S.  1  fl".  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1S7S,  I,  1  fl".  Ü  II".  4S.  -  -Das 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  18.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  man  unter  linatio,  fmancia,  aoch  wohl  iinancia  pecuniaria,  eine  seboldige 
(tt>.ldlei8tang.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  finis  ab,  welches  oft  ciiiea  Zalilunptcrmiu 
bcdeotetc,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprai  hj^cbraurhcs  Afters  sagt; 
einen  Termin,  ein  Quartal,  eiu  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  r^Ao;, 
Ziel,  Zweck,  Terhftlt  es  sich  in  Ähnlicher  Weise.  Dasselbe  vnrde  auch  ftr  Steuer 
und  Zoll  gebraucht.  In  der  älteren  Kanzlcispra<  lic  bodoutcte  finis  auch  den  einen 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  ferner  eiueu 
vor  dem  König  Uber  einen  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Urtheils  erhielt  (quasi  litis  terminus),  äüdann  die  Abgabe  au 
den  KOnig  von  solchen  Käufen  (the  Kings  sylvor).  eine  Entrichtun;,''  des  antretenden 
Pachters  oder  (irundholden  an  den  Verpächter  oder  Urundherru,  auch  eine  schwere 
Geldstrafe;  nberbanpt  «rerden  in  England  allerlei  Oeldgebtthren  mit  dem  Kamen  fine 
!)i'zeichn«:t.  Vgl.  Du  Fresne  du  Gange,  (ilossar.  mediac  et  infiuiae  latinitatis,  s.  v. 
Iinat)eia  und  tmatio.  -  Spoluiann,  Glossar.  archaco!üg:ic.  s.  v.  finis  (Lond.  Ifiä!. 
S.  22S).  —  llullmann,  Slüdtewesen,  III,  'Jö.  —  Gueist,  Engl.  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht,  A.  I,  3G.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  germanisch;  sie  denten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstmf«-, 
Privilegientaxe  u.  dgL  ^z.  B.  ticnovosi,  (irunds.  der  bürgerl.  Oek.,  I,  358),  welches 
aber  nach  Speimann  a.  a.  0.  nicht  ror  der  normannischen  Erobernng  foÄam  und 
nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt,  —  oder  auf  finden,  schwed.  finna, 
welches  durch  den  MittelbegrilT  von  er  fi  n  •!  c  i  iscli  auf  ränkevoll  führt,  wie  da^ 
islaiidisohc  fiudinn  durch  ingcniosus,  caluiuniosub,  erklärt  wird,  Haldursuu,  Lc.v. 
Island,  ed.  Rask,  I,  213  i^liavn.  1S18),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
dass  im  16.  und  17.  Jahrhundert  das  Wort  cinr  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  und 
die  finationes  selbst  mit  vielen  Bedr&cknngen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Schottel  ins  (Von  der  deutschen  Ilauptsi>rache,  Braunscliw  cig  1603,  S.  1316)  Finanz 
dur*  h  Scliindcrci.  Wucher,  erklart,  und  S  e  b as  t  i  i  n  R r an t  (Nan'cnschilf)  Untreu, 
Fiuanu,  Neid  und  liass  zusammenstellt.  [Aehnlich  nocii  v.  Seckeudorff,  Koscher, 
Gesch.  d.  Kat.-Oekon.,  München  1814,  S.  241.]  YeigL  Frisch,  Dentschlatein. 
Wörterb.  S.  2<>7,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  acvi,  cd.  Oberlin,  I,  392.  Campo, 
Wörterbuch,  8.  321.  In  Fnmkreich  bezeichnete  schon  damals  finance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Kos  adversaires  ont  peu  de  finance,  mais  ils  la 
m6nagent  bien,  sprach  Kanzler  de  Tllospital  156S),  Ics  linances  aber  das  ganze 
Staatsvermög:en  und  den  Zustand  der  Kec^i-run^^sw  irthscii.ift.  Der  Kinlluss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  glnzUch.  —  Der  spanische  Ansdradc  hadenda  fttr  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  aral)isclien  chascua .  Schatzkammer.  Auch  im  liussischcn  heisst  kasna  die 
Gasse,  kasnatschci  der  Schatzmeister.  Vi<dlcicht  ist  dies  Wort  ilur(  h  die  tatarisch«? 
Henichaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  ru»sis<:hen  Sprache  iiuanzwesen  durch 
hosudaistvennie  dochodni,  hemchafUiche  Eianahmen«  aiiBgedrttckr*.  (Kach  £«u, 
Ann.  zu  §.  1),  « 
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Der  vStaat  braucht  demnach  znr  Ansflthrnng  seiner  Autgaben 
alü  Productionswirthschaft  eine  Summe  „wiiilischultlicher  Güter" 
(G.  i^.  15 — 20)  f  persönliche  oder  Arbeitsleistun preii ,  BachgUter  und 
in  der  Oeldwinlisciiait  Geld),  welche  den  Staats i)edarf  darstellen. 
Derjenii!:e  Theil  des  letzteren,  welcher  in  SachgUteru  bez.  in 
Geld  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
Staatsleistuugen  herzustellen  oder  andere  Hachgttler  zu  erwerben^ 
ist  durch  die  Finanzwirthscbaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs'  oder  Ansgabewirthachaft  fungirt, 
SD  beschaffeD.  (G.  9.  69, 170).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Fioanzbedart  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaft  (G.  §.  lU)  tritt  er  grüsstentheils  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  nnd  erseheint  reehnungs- 
mässig  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang"  (G.  §.  67,  71).  Zur 
Deckung  des  F i n a n z bcdarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirthscbaft  sodann  als  Erwerbs-  6dcr  Ein- 
nahm ewirtliseliaft  t'uugiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungbrniUsig 
als  Stautsei ima  luiie  bez.  „Hingang"  (G.  ij.  (IT,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  Doppcliunction  der  Verbrauchs-  und  Erwerbswirthscbaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthscbaft. 

In  Üebeieüutiniiiian^  mit  Rm,  welcher  sagt,  es  sei  dam  Spnchgebnuchc  darch- 

aus  zuwider,  auch  die  BcschaUuncr  pcrsoulu  In  i  I.cistunf^en  ohne  vennittelung  sachlicher 
(iuter.  /.  R.  das  C)oii»cripUotiswei>üo,  iu  die  Kiaaozvrirth:»chaft  zu  rcchßuu,  ^vergL  da- 
gegcu  Behr,  Wirthuli.  des  Staates.  S.  190),  halte  ich  daher  an  der  BoschrftnkuDgr 
der  firiauzwirthschaft  auf  die  Roächaf!ung  und  Ycrveudung  von  SachgUteru  oder  Geld 
Cml  Mein  Zusatz  zu     h  Aum.  &.  iu  der  &  Ausg.  Rau  's  ist  danach  ZQ  berichtigen. 

Ihr  eigenthflmliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
Finanzwirthscbaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
dcreh  welche  der  Staat  die  ihm  zn  seiner  Function  als 

höchster  Form  der  Z wangsgemeinwirthsehaften  erforder- 
liehen SachgUtcr  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwciulan^- 
bringt.  Der  specitische  Chai'acter  der  beiden  Abtheiliingcn  der 
Finairzwirtlischatt ,  der  Verbrauchs-  und  der  einnalmicwirthschaft- 
Uchcü,  ergicbt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Xotliwcndi-^keit.  Dies 
ist  von  vornherein  iiir  die  Auflassung  der  wisseuschaitlicben  Lehre 
von  der  Finanzwirthscbaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschati  von  der  oder  den  Fbanzwirth- 
wbaftoo  ist  die  Finanz  Wissenschaft.  Dieselbe  iSsst  sich  mit 
Blicksicht  anf  die  ökonomische  Natnr  der  Finanzwirthscbaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft,  welche  der 

btaat  oder  ein  öifentlichcr  (Selbstverwaltungs-)  Korper 
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zur  Besebaffang  iiBd  Verwendang  der  ihnen  zn  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwlrthschaften  erforderlichen 
Sachgttter  (insbesondere  Gelds)  ftthrt  Der  frtther  für  die 
FinanzwisseDSchall  in  Dentschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 

Cameralwissenschaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 

Er  crkliii  te  sich  j^escliii  litlich  daraus,  dass  laau  ursprünglich  unter 
Kanimersachcn  oder  Kammergescbätten  gerade  das  Firi;iiizvvesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  Kamniercollegien  auch 
andere,  nicht  finanzielle  ücschäite,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Kau,  l f'n  r  die  Cameraliriiss.  S.  s  D  r  Tiltcrr  Naiiio  i..  R,  bei  Dithmar, 
EinieitQDg  in  die  ukonom.,  Polizei-  nnd  Gameralwissc rischatten,  t>.  AtifL  \r.  Schreber. 
8.  19.  O^rankf.  ]t69.)  Ebie  noch  engere  Bedeoto  ug  von  Cameralwisaensdiafl  ist  jetzt 

fjiüt  v.'Tgessori.  Man  unterschied  (nach  Rau  L  §.  6)  «hcinals  in  dem  heutit^cii  Uiii- 
taiJi;i'  (l<'r  Kiri;inzwis>crischaft  zwei  Theile,  n«'uilich  1)  die  Cameralnrissenschaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  VcrfUc^ong  der  Fürsten  stehenden  Quellen  der  Staatsieinuahme, 
d,  i  den  Doninen  nud  Kegalien  handelte,  2)  die  eigenüidie  FioanzwisseDschaft,  deren 
(tegenstand  die  der  landstäudisrli  ti  Mitwirkung  untemnrfencn  Abgaben  1.  r  Bürger 
waren;  s.  z.  B.  Fischer,  Lebrbegriii'  u.  Umtang  der  deutschen  Staatswissenäch.,  S.  2U 
(Halle,  1789).   BOssig,  Lebil».  d.  Finanzinss.  §.  ß. 

Die  Finanzwissenschaft  wnrde  bisweilen  auch  mit  dem  Namen 
btaatswirthschaft sichre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  anch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  FinanzwiBsen- 
Schaft  ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  n.  §.  12  fi*.  u.  Kaa,  VoIlfBwirthsch.-Lelin,  §.  15.  I<  h  halte  in  diesem  Poncte 
an  Kau 's  Systematik  frst,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motiv irung.  (Jeher  Stein 's 
abweichende  Audassung  der  Finaozwiasuaüchaft  ü.  o.  §.  o.  £r  fasst  die  F.-W.  auf 
ab  einen  „bestimmten  Theil  der  StaatsviiOacbaftdehfe**  oder  „die  wtoenscliaflUche 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  (irundlagcn  und  ihres  Rechts"  (4.  A.. 
I.  0):  za  'Miir,  wie  sein«'  eigene  spätere  Hehandlung  zci?^.  —  Meine  jetzige  Begriffs- 
lle^timuiung  weicht  von  der  Kau'ä  (Fiu.  L.  ^.  5,  auch  noch  in  meiner  Buarb.  d.  6.  Aufl.) 
ab.  Han  aafte  hier:  ..Die  Finauzwisijonschaü  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Kiiirirhtung  der  Kegieningswirthschaft  oder  von  der  besten  BefrieJi^rungsweise  der 
btaatsbedurfnisäe  durch  sachliche  Guter."  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Flnanzwissenschaft  passen,  welche  letztere  doch  sogleich  immer  den 
Oharacter  einer  Beobachtungswissenschaft  hat  (§.  12).  Richtif  bat  daher  gegen  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Bau 'sehen  Definition  und  gegen  einen  Widerspruch  der 
letzteren  mit  späteren  AusftUuruneen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  (>.  Auflage 
<§.  85  ff.)  Hack  Einvendnngen  erhoben,  s.  dess.  Recensien  der  6.  Aol.  in  d.  TOb. 
Ztschr.  XX"\m  (lh72)  S.  n4.  Auch  Cossa,  .leuieiiti  ri  ed.  Mil.  1S82,  S.  r^,  be- 
stimmt die  Finan/wissenschatt  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico'\  welche  lehre  „il 
modo  migliore  di  costituirlo,  ammioistrado  ed  impiogarlo".  Leroy-Bcaulieu 
i'ln.  Per.  1877,  p.  2:  Finanzwiss.  «^denoe  des  rsvenns  pnhlics  et  de  la  mlse  en 
oeavre  de  ces  revenas*\  n.  £.  anch  zn  eng. 
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2.  AbBehnitt 

Clua»eterbiniiig  der  llnmizwirthseliaft  als  Wlrthschaftsart. 

Vgl.  Wagner,  G.  §.  49  ff.  Kao,  I.  §.  7—10.  Laspeyros,  Art.  Staabwirth- 
tchftft  im  Staatswölterbuch  X,  71  Ii'.    Geffckon,  in  Schönbcrir's  HuKlbuch  II,  3  fl. 

§  7.  Ihren  specifischen  Character  erlangt  die  Finanzwirth- 
sehafty  wie  gesagt  (§•  5),  dadsreh,  das»  sie  tttr  die  Zweeke 
dffentlieber  Kdrper,  speciell  des  Staats  fnngirt.  Im  Einzelnen 
tritt  das  Wesen  und  die  Eigentbümliolikeity  die  Aehnlicbkeit  mit 
anderen  Wirtlisebalten  nnd  die  Versebiedenheit  Ton  denselben  bei 
der  hier  yomemlieh  zn  betrachtenden  Finanzwirthsobaft  des  Staats 
in  folgenden  einzelnen  Pnncten  hervor: 

I.  Die  Finanzwiithschatt  ist  eine  Einzelwirtbscbaft,  welche 
das  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ,  die  Kegie- 
rung,  zum  Wirthschaft.ssubject  hat. 

Als  Ki  11 '/elwirthsclmit  ist  sie  in  vielen  Pnncten  anderen  Kinzel- 
wirthscbatten  wesentlich  gleichartige  so  namentlich  auf  den- 
jeoigen  Gebieten  ^  wo  sie  ganz  oder  überwiegend  nach  den 
Grundsätzen  des  privatwirthschaftliohen  Systems  Gtiter, 
uisbesondere  Saehgttter»  fttr  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
prodneirt:  in  der  FeldgQter-,  Forst-,  Beigwerksverwaltnng  n.  s.  w. 
Soweit  diese  Gletebartigkeit  besteht,  ist  ancb  die  Lehre  von  der 
linanzwurthschaft  in  der  Einzelwirtbsebaftslebre  oder  der  Privat- 
ffkoDomtk  enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Oanzen  wie  in  ihren  einzelnen  Thcilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Hiscabahülehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 

der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzeisvirthschaftliche  Subject 
ist,  Kigentlidiiiliclikeiten  des  Wirthschaftens ,  z.  \\.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  FeldgUter,  Forsten,  Hergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilich  meistens,  and  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
mdem  die  Uebernahme  nener  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirtbschaftlicher  Thätigkeiten  nnd  der  betreffenden  Eigenthnms- 
objeote  fiberbanpt  nnr  selten  ans  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  überwiegend  ans  Staats-  nnd  volkswirtbsebait- 
Koben,  socialpolitischen ,  politischen  Grttnden  erfolgt  nnd  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirthscbaftung  mit  nach  soleben 
Btteksiebten  stattfindet 

Richtige,  aber  etwas  zu  weitgehende  Bemerkungen  Uber  diesen  Puoct  macht 
V  Scheel,  SchOnlMfg^  lUodbodi  11. 116.  —  Die  ZogeoOriglMit  mancher  fintazwirth' 

vliiftltchon  LL-liren  zur  Eiuzelwirthsrhaftilcliri» ,  nu'ht  zur  oigentli  ^;  n  ririanzwisscri- 
schift  hat  z.  B.  f.  Hock  iu  s.  öffeiiÜ.  Abgabe«  und  Schulden,  Stuttg.  ISfi.M.  S.  1, 
heiTorgehobeu     Aehnlich  betont  es,  wenn  auch  in  anderen  Ausdrucken,  doch  dum 
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Sinne  Dach  L.  t.  Stein  in  s.  FinuizwiBsentfcfa.,  bes.  in  d.  Absclin.  t.  wiiÜieeliaftL 

EinkomuK.n  il(^s  Staates  Ausg.,  S.  173  11').  Im  Priii'  ip  ^miiz  ri  litijr.  Wem»  in- 
dessen an  dieser  Sciieidung  der  priiratOkonoinischen  und  tinanzwirthachaftlicliea  Seite 
der  tragen  in  den  Werken  Uber  Finanzwisscnscbaft  nicht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  crstere  in  grösserem  Umfange  mit  m  «Ii  -  Fj  utcrun;?  ge/.ofjcn  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktijic  Ii  e.  wie  and  iseit^  tli  eoretisrh  c 
Grunde.  Erüterus,  weil  iji  deu  dcutsüken  Tcrriturialiilaateu  da»  Uouiünenwesen  bis  in 
die  Nevzeit  hinein  den  Haaf^eil  dos  Fioanzw-esens  bildete  und  die  praktischen 
Cauieralisten  in  der  Venraltung  die  privatökonümischf,  tcchnisi  hc.  volkswlrthschaft- 
lj<'hc  und  die  eigentlich  finanzwirthsriiaftliclie  Seite  gleichzeitig  behandeln  rnussten. 
Tbeorcüschc  (iruude,  weil  »ich  mit  unter  dein  Kinlltiss  dieser  Praxis  die  ili^utache 
Finanzwissenschaft  in  der  Kerio  der  Camcralwisscusehaft  und  dann  aus  dieser  heraas 
entwickelt  hat  Dieser  Urs|iniii«;  \>\  in  di  tti  W'.  ii,  ■  ven  K';iu  noch  deutlich  erkennbar. 
Hier  werden  die  privatwirthschaftliclieu  i^Iinkouiuienzwcige  und  die  liegalicu  noch 
sehr  eingehend  behandelt,  wtiirend  victe  der  betreffenden  Erftrt<«nngen  theils  Uber* 
haupt  nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  Privatökonuniik,  theils  weniggtcns  nicht 
oder  ni.  ht  vollständijr  in  die  Finauzwissenschaft.  sondern  in  die  Volkswirthschafts- 
politik  und  in  die  Wirthschaftliche  Vcrwaltungsilchre  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Uegenwait  noch  di^ie  lieliandiangsweise  Bau 's  aas  GrOndon 
praetiseliLT  Z\vr;el<ni;issijfkeit  rerbtfertif^cii  lind  winl  wenigstens  einstweilen  auch  in 
iDüiuur  Bci^rbeitung  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Knsanmenhange  lassen  Üch  die  politisch-Skononiischen  und  prifat- 
ökononiiseln  n,  sowie  die  ünaDZWissCDSChaftlichen  und  volk>wirrhschafbi-,  SOcialpolitischcn 
(iesichtspuiict«;  ))ci  di  r  Erörtenini^  doch  niemals  v<dl>tiitidiir  trennen.  Auch  fehlt 
uü  in  der  neueren  Literatur  au  privatökouomüichcn  Schritten  auf  dem  jetzigen  Stand- 
pnncte  der  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  ItAnnte.  Später,  wenn  die 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politiscli.  n  ('<  konuniie  Ids  zu  der  speciellen  tni>l 
praktischen  Volkswirthschaftslehre  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  theilweise 
eine  Hcrübcmahmo  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
•  twas  zu  grossen  llaum  einnehmen,  z.  B.  der  Eisonbahnlchre  in  di '  Bimd*-  4  u.  bes.  3. 
L.  Stein  übersii  ht  in  seiner  fltii  liti^iMi  Wmao  bei  seiner  mehrfachen  rolcniik  gegen 
meine  Behandlung  ilor  privatwirthschaftUchen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
i^anzwissenschaft,  dsss  ich  hierin  absichtlich  Ran  noch  folgte  nnd  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwi.süenschaft  nur  eine  (!on8e4uenz 
dieser  Uau'sehen  Hehandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Stand- 
pancte  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  ().  Auil.  d.  l,  B.  d.  liao'schen  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Dil  >e  Bedenken  tr«  tfcn  ne  ine  B<  liandlong  aber  nicht  wehr,  als  die- 
jenige Kau 's  und  Tieler  anderer  Finanzächriitsteiler. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlanientÄrischcii  Finanz- 
coiUiole  des  VerlaöBungsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Oriran  der  Fiiiaiizwirtlisehaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  compicxe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  muss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Peraonen  zar  Ausführung.  Die  Finanz- 
wirtbflchaflt  Hhnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthschaften^  deren 
leitendes  nnd  verwaltendes  Rechts-  nnd  Wirthschaftssubject  auch 
eme  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirtb- 
schaflen  nnd  solchen  Privatwirthschaften,  welche  in  Form  von 
Vereinen,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Aetiengcsellschatlen, 
betrieben  werden. 
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Naineiitlicb  diu  Acliiiili*  hkoit  ^wiächcii  dem  tinaazwirthscbaltlicheu 
r<-  trieb  des  Staats  (der  (ieji  n  de  ti.  s.  \r.)  und  dem  AetiengesclUchafts«* 
Betrieb  ist  von  ■weitreichender  Bidcutniij^  in  der  Frajre  von  der  Abfr^enzung' 
dae  durüh  den  Staat  ^uiid  die  sonstigou  ötlentlicbcu  Körper)  vertrctcucu  gemcin- 
«iifhscbafUichra  und  des  durch  die  Actieogosellsehaft  TeTtretenon  privatwirtnscliaft- 
lirhoD  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  B.  in  der  Frage  „Staats-  oder  Privatbahn'?", 
..öffentliches  oder  privates  Vcrsichcruugs-,  Bankwesen?*',  die  üblichen  Gründe  ftlr  das 
Ictztgenauutc  System  uud  gegen  StaaUi betrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
veil  die  hier  allein  in  Betraclit  kommende  Privatwirtbschaf^ ,  die  ActiengcseUschatr. 
an  d'-Mselben  Mängeln  wie  die  Wirthschaft  des  Staates  Irid.-t.  Selbst  g^rosse  huli- 
vidualwirtbscbaftün,  z.  B.  eines  grossea  Grundbesitzers,  Berg-  und  iiuttenwcrk-, 
Falnikbedtzen ,  haben  wegen  der  Venrickeltheit  der  Yenraltnng  noch  einige  Aehn- 
lidlkeit  mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
mä?»si?keit  iKs  Stnats-drundcigenihums.  nerjrwerks-.  Hnttenbeiriebs,  zu  beachten  ist. 
In  allen  diesen  Fallen  bandelt  es  sicli  zwisehcn  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
(Piodtiotions-)  Wirthschaftes  nicht  um  specifisehe  (qualitative),  sondern  nur 
um  crradvcise  ((|uan  titatir  e^  rntcr^rlüede.  Nnr  bei  denr  Vcr^-Ieich  zwischen 
der  Finanz wirthscbaft  und  der  gewöhnlichen  Individual- (Productions-)  Wirth- 
schaft (der  eigentlichen  Einzdürma.  allenfaUs  auch  der  oBeuen  Handelsgesellschaft 
vod  (Toilimanditgesellschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  niclit  allgemein, 
kann  man  wenigsten'?  häufig,  z.  B,  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
Handels  unter  Mitwirkung  dos  im  folgenden  §.  besprocbonen  Umstands  von  einem 
..natttrlichen**  OkoDomisch  -  technischen  Vorzug  der  priraten  Einzelvirthschaft  ror 
dt-r  Finanzwirthseh.ifl  »{»reelu  n.  ein  Satz,  welcher  in  jirakfischen  volkswirthschaftlicheu 
uud  bnanziellen  Fragen  im  Ucbrigen  viel  zu  sehr  verall;^emeinert  und  daher  miss- 
bräuchlich,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Eifuhruug",  augewendet  worden  ist. 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  Weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Privaterwerb.  Ein/.elne  wilditiire  Fragen,  z.  B.  die  Eisenbah n frage .  sind  dunli 
die  ialäcbe  Stellong  des  Gegen^ai/e:»  uft  von  vornherein  schief  auigelasst  worden. 
Der  herrorgehobene  Inthum  hängt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Reaction  des 
Smitbianismus  und  seiner  Theorie  der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsthätigkeit  uud 
mit  der  gleich  eins«  itigen  optimistischen  Beurtheilung  der  Thntig-keit  der  vom  Selbsl- 
interesse  geleiteten  Privatwirthschaften  zusammen.  Vgl.  Wagner,  (i.  12y,  llii  11.  u. 
Vorbemerk,  za  Abth  I.  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  fF..  Kap.  4,  S.  2SSff.  u.  Abth.  II.,  S.  343». 
Unt'T  d.-n  Finanzschriftstellcrn  bej^egnet  die  einseitige  Parieinaliine  gegeu  di«-  privat- 
wmbäcbaftlicbea  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  W  eiteres  an- 
genommenen, Tenndndichen  princlpieUen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
neuerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  früher  auch  bei 
Mav  Wirf  Ii.  Mit  Kecht  ganz  anders  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Fin.polit., 
Jahrb.  d.  D.  Keicbs,  lh77,  S.  104  ü".  q.  v.  Scheel,  Scbönberg's  llandb.  II.  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
t  inauzvvirthschait  das  Arbeiterpersoii ai  aus  einem  zalilreichen 
nnd  complici itcn  Ajjparate  in  der  Kegel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Ausi'all  der  Arbeit  oder  an  der  Mctil'-c  nnd  Gtitc 
des  Arbeitsproduets  intcresisirter  ,, Arbeiter",  der  l^eamten.  Aneh 
in  dieser  Beziehang  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirtlischaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirthschatlen  AehDlichkeiten 
nnd  VersehiedeDheiten ,  welche  von  der  FinaDZwiaBenscbaft  und 
FinanzpraxiB  zn  beachten  sind. 

Die  Fiiiaiizwirthscliat't  leidet  nnvermeidlich  gegenüber  dem 
Helbstbetrieb  des  Privaten  an  den  isacbtheilen  aller  Wirthschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  mUssen.  Sie 
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Steht  daher  wiedenun  anderen  Gemeinwlrthachaften  und  unter  den 
Erwerbsgesellsehalten  besonders  der  Aetiengesellsehsft  in  dieser 

Heziehim^^  ziemlich  gleich.  „  Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finauzdienstes  wird  nothweudig,  wodurch  die  oherste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittt  l^Hicdcr  die  Austühruiig  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Gesch'äftsflihrung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  nnd  vermittelst  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgehende  Umständlichkeit  nnd 
SehwerfiUligkeit  im  Staatshanshalte  hat  die  Folge  ^  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirthsehaft"  (Kau,  Fin.  1,  §.  8).  Es  ergiebt sich  daraus  aber 
anch  vielfach  fast  mit  Notbwendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftHchkeit  des  Betriebs  nnd  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschaücn  (der  Landwirthschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  natürliche  ökonomisch -tech- 
nische Ucberlegenheit  des  einlachen  Pri vatgeschälts- 
bctriebs  •j^egeiitiin  i  ciem  Staats-  (Commnnnl-  u.  s.  w.i  Meirich  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Gontrolen  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Gescbäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Gmndes  Überhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthfttigkeiten. 

Abächaifang  des  eigeoen  Sportelbezugs  der  Richter  Im  DienstiiitttCMM;  von 

immerhin  nicht  unbeätn-ifbarem  Werth''  <lcr  S  hnlfrehl-  imd  Honorarbezui^  der 
Lehrer  (auch  au  den  Univcr:iitiiteo).  —  Selbst  bei  Cieschüfteu  der  materiell  virthscbaftUchea 
Sphlre  liat  buui,  im  Gegensatz  zu  der  Priratwirtbscbaft,  die  an  sich  mSgHelie  Be- 
theUigaog  der  Beamten  am  Gewinn  des  ÜnleradiDMOfl  gnindsätzlich  iin  Dienstinteresse 
ausgcsrhlos^on .  z.  B  bei  der  PrfMiss.  Rank,  der  jetzigen  Ri  i  Ii  U  vnk.  hinsichtlich  des 
leitenden  und  vcni'altendeu  Bcaintenpersonais,  das  gar  kctnu  üuiiiiactien  besitzen  darf. 

IfMi  hat  hieraus  in  der  eatwickelton  Yolkswirtliscbaft  wohl  die  Regel  abgleitet, 
dass  die  „Staatsin dustrie*'  bcssnr  rcrmicdm  wird,  snw*Mf  dii«  technischo  Seite 
und  das  Moment  der  privatwirths<-haftlichcn  Keutabilität  entscheidet. 
Hit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Kegel 
gezogen:  in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Fo rstwirthschaft,  Ittiin  Kiseubahnwesen, 
•Mit  scheid  et  «H"-''  Seiti-  uml  dirs  MormMit  nirht  :illt>iri  Fotnor  f^ilt  die 
Kegel  auch  ia  dcu  wubtigeu  Fallen  nicht,  wo  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.  w.) 
Grttiiden  radi  der  sonstif  e  eiozelwinhscbaAlicbe  Betrieb  Slmlich  wie  der  Steats- 
betrieb  l  ingericlitct  wcnlon  und  namentlich  in  gleicher  \V.  mit  einem  cou3)'lii  irten 
Reamtenapparate  arbeiten  uiUsste:  z.  B.  bei  den  );rosscn  Verkehrs».  Bank-,  Versicheruugs- 
iinstalteu.  Der  Staat  steht  daher  anch  aus  diesem  (irunde  bei  dem  Industriebetrieb 
ebensowenig  wie  um  lii-m  im  rorigon  §.  7  eogegehenen  Grunde  prinzipiell  gegen  die 
Actiengcsolh-  halten  /tir<)rk.  was  wiedenjm  z.  R.  für  die  Eisen bahnUhige,  das 
Versicheruugswesen  zu  beachten  ist.    Aehnliches  gilt  von  der  Gemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  aneh  in  der  Ffnanzwirtbschaft  im 

I   Vergleich  nnt  denjenigen  audereu  Einzelwirthschat'ten,  besonders 
I   den  I  i  iv  atwirthscbal'tcn ,   welche   gleiebfalls  mit  einem  soleben 
Beamt€na])parate  ihre  Gescliilfte  Ijesorgen  iiillssen,  zweierlei  zu 
I   liiite,  —  ein  m\\>M  in  ökonomischer  und  speeiell  in  finanzieller 
Hinsiebt  wichtiger  J^iukt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
in  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  ander»  stellen  als  jede 
aodere,  vollends  jede  Privatwirthschatt.  Ersteres,  indem  er  ftussere 
Ehrenvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel»  dtelloDg,  Orden  u.  s.  w.). 
;  Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (fthnlieh,  aber 
Hiebt  wobi  in  gleiebem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
Selbstverwaltnngskörper)  der  Staatsdienersebaft  als  Arbeitergattnng 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesiebertere 
'  nnd  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Ans  sieht 
'   auf  Vorr ticken  (Avancementsystem)  eineullmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet.    Der  »Siaat 
verfügt  Dank  diesem  System  doch   häufig  über  ein  besonders 
tüchtiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  Uber  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
personal als  jede  andere  Wirthschait. 

Vgl.  anten  Uber  den  Staatsdienst  u.  das  ßosoldungswesen.  Interessante  yerg:Iciche 
/wischen  der  Anziehnngsknift  des  Staates  und  der  Privatwirthschaften  (Artienifesellsrhaft) 
I    ids  Aibtiitgebcr  licssea  bicU  in  Deutscklaad  iu  der  wichtigen  Wirtiischaftsjiehodc 
seb  1f»71  MWtettea  und  fielen  scIilieaBlich  docli  n  Ouoatan  des  Staate  ans. 

Iii.  —  §.  ^.  Die  Fiuauzwirthschatt  beschafft  SachgUter 
(GeldJi  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
Zwaogsgemeinwirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vornemlich 
immaterielle  Gdter  („ttffentliche  Einrichtungen",  Dienstleistnngen) 
herstellt  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthscbaft  als  Ein 
Wtrtbsebaftsganzes  auf,  so  erfolgt  also  banptsftcbfieh  ein  Um- 
•  itetzungsproeess  von  materiellen  in  immaterielle  Gttter. 

Vgl.  u.  A.  Laspeyrcs,  Slaabwürtcrk  X,  72  ff..  80  Ii". 

Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  illr  das  ganze  volks- 
wirthsehafltlicbe  Leben  nnd  fUr  alle  privatwirthsehaftlieben  Tbätig- 
keiten  der  Einzelnen  mtlssen  diese  Staatsleistnngen  nnd  mnss  der 
Stsat  nnd  daher  auch  die  Finanzwirthsebaft  —  nnd  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  verbraaebswirthsehaftlichen  Abtbeilnng  —  selbst 
fttr  eminent  prodaettr  im  Yoifcswirthsehaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökono- 
mische Producta  itiit  der  ei nzelnen  Staatbthätigkeit  zu  heurtheilen. 
kOi.     116%  151,  158,  161  ft.)   Denn  iu  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirtbscbaft, 
/..  15.  bei  titii  Leistungen  anf  dem  Hauptgebiete  der  StaatsthUtigkeit, 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  i^Militärwesen!), 
die  einzelnen  Lcistnn!^en  des  Staates  speciell  unverkäutlic'h. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschait;  die  übrigen  Zwangsgemeinscbat'ten,  auch  die  Gemeinde, 
eingeschlossen y  das  Prineip  der  bloss  generellen  Kntgeltlich- 
keit  ob:  ein  gemein wirthschattlioher  Produotionaprocess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthsehaftlichen 
Prineip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  nach 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verreebniing  mit  dem  Einzelnen  ttber  dessen  Empfänge 
von  Staatsvortbeilen.  (G.  §.  116a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (nnd  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwanc:8ireiiu  inwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzchicii  Dienst  vom  Geniessendeu  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebühr  (F.  II.  §.  277  fT.),  wird  die  Ili.he  dieser  Gcbiihr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  l'estgcstellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  priratwirthscbai'tlicben  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann ,  dass  die  F  i  n  a  n  z  w  t  r th  s  e  h  a  f  t 
niebt  wie  die  Privatwirtbsehaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 

immer  von  Neuem  erset/.t  ei  liait,  suudcin  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbs  art  der  EinkUui'te,  der  Besteuerung, 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliehe 
M aas s Stab  des  privat^virthschattiicben  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthschaft- 
licben  Productivität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz- 
wirthsohaft  fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Controle 
fttr  die  Production  flberhaupt  und  fKr  die  Durchführung  des  Princips 
der  Wirthsehamichkeit. 

Auch  daraus  entwickelt  sich  wieder  die  Jiotiiweadigkcit  der  Forderung  einer 
unabhängigen  Finanzcontrole  duxeh  VelksrertretDiigen,  um  einen  Eisaiz  jenes 
n-blenden  Maaaaatabes  der  Prodaetiyit&t  za  eilangen.  G.  §.  160,  163. 

IV.  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  nnbcgrenste  Dauer  be- 
rechnet. Oeht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  fiuclet 
iu  dem  Kachtulger  »einen  Ersatz.   Der  Staut  kann  daher  Geschäfte 
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cinL'f^liei)  -  welche  andeieu  Kiuzehvirtlischaften  in  der  Regel  schon 
wftren  ilirer  bcscbrUnkteii  Lel)en8daiier  versagt  sind.  Ein  Punet, 
der  u.  A.  für  das  »Staatsscluildenwesen  von  Bedeutung  ist:  der 
iitftat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Renten  versprechen. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  allein  sclbätverstänillich  von  den  gewöhnlichen  \\  irth- 
■«:baftcn.  deren  R«m htHsiibject  ein  einzelner  Mensch  ist,  sondern  auch  von  Vereinen. 
Krwerlwgesellsc ha Iteii  u.  s.  w.  Mit  gutem  Grunde  haben  selbst  GesctzgebtLDgcn  iUr 
die  ActieogcseUsohaften  mitantcr  eine  Maxinwldaaer  festfOBetzt,  welclM  erst  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  V(Tläng:crt  werden  kann.  Auch  die  ilhricrcn  Z^van£«^•I^cmeinwirth- 
i>dHfteu,  selbst  die  (ii-meinden,  stehen  dem  Staate  lüor  nicht  gleich,  bind  sie  auch 
udi  foschtehtlicheii  Erfahrungen  oft  langlebiger  als  det  hiatoriüchc  Staat,  dem  me 
ufehftran,  so  wcclisclt  ihre  „Substanz''  <,ibrc  Bevölkening»  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
vi'-!  mt'hr.  was  fur  Fragen  wie  die  tlor  cw  i;--'^!»  K'iMitcnsrhuld  in  Betracht  kommt.  Das 
ikom  der  kaiserzeit  voa  1'/^ — 2  Miilioueu  licwakuerii  war  zur  Zeit  der  Pabätresidenz 
in  AflgDon  dno  Landstadt  ron  weniger  als  17,000  Einwohnein  fevorden.  Ob  Italien 
ia  diesem  Maaase  ««niedeigegangcn'*  war,  ist  doch  za  bezweifeln. 

y.  —  §.  11.  Der  letzte  ond  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
der  staatlichen  Finanzwirthschafit  und  anderen  Wirthsehaften  liegt 
endlich  in  der  Bestimmung  des  Staats  ÜBr  das  Volksleben  imd 

in  der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  Uber  dem  Wirth- 

sclial'tslel)eu. 

Inhalt  und  Um  laug  der  S  taatsthätigkeiten  mtissen  sich 
nach  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
bei^tiuinitcn  Staatszwecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
aber  der  iStaat  und  demgemäss  die  Finanzwirthsebaft  ausserhalb 
der  freien  Vei  kehrsconcurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  SouverUnctät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben nnd  mitbin  die  Menge  und  Beschaffenheit  ?on  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithfttig  zu  bestimmen,  ohne  Rttck- 
sieht  auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
(Q.  §.  162).  Die  Durcbilihrung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kraft  seiner  Finanzhoheit  oder  Finanzgewalt^),  d.  h. 
der  Sonveränetät  specioll  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  Ton  Ein- 
RilnTfen'möglicb.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erlurder- 
lichen  Um  fange  "durch  den  Z  wangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
seiiaflen,  ohne  eine  specielle  Gegenleistung  ui  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Stenern,  ist 
die  dem  {Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthscbaft 
zustehende  eigentlich  organische  Erwerbsart  in  unseren 

Der  TOD  L.  Stein  i  tnanzw.,  ü.  Aufl.  S.  7U,  1G2  |>erhorrescirte  Ausdruck 
.Flnaozhobeit^*  JAast  sich  recht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  IdentiKcining  der 

v.in  L.  Stein  sog.  St;tatswirthscluiftsgcwalt  mit  der  Tinanzgcwalt  (eb.  S.  71  ü\)  ist 
freilich  falsch ,  aber  auch  nicht  so  ^.gewöhnlich",  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwirtlischaf'tlich  orgauisirten,  demnach  das  Ganze 
des  Volkseinkommens  und  VernH'Jfreus  rechtlich  in  die  Einzeiem- 
kommen  und  Vermögen  zersplitternden  Volkswirtbscbaften. 

D  i  lnr  -Ii  win?  ;s  dem  Staate  möglirli .  dauiM-iid  aucli  nicht  begehrte  oder  zu 
liOäUipidige  Lebtuuifcn  boizustelien,  fUr  welche  die  Pnvatwiithscli&ft  im  freieo  Ver- 
kehr kdnen  AbsatE  oder  keinen  rollen  Enate  der  Prodvctienskoflteii  erlaAgen  irOide. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  offenbare,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte  Gefahr 
des  Missbrauehb,  d.  h.  einer  Anwendung-  der  Souveränetät  des  Staats  nnd  speciell  der 
t  iiiaii^gewalt  gegen  das  wahre  iuterestte  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  noch  die  FlnanzvisBenechaft  von  ihrem  Standpnnete  darauf  hin,  dafls  die 
Reg-icning-  in  ib  r  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Hcgierung  anabhlüigig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat,  daher  In  einer  je  nach 
der  politischen  Yoffaaningsform  der  Staaten  renchieden  ürganisirten  Yolksreitretna^ 
(Stände,  Pariament  n.  8.  w.,  SteuerbewüügiiDgRecht  denelboa). 


3.  AbBchnitt' 
Die  i'liiaiizwisseiiseliafU 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl  Bau,  Volkswirthschaftsl.  8  Aufl  §.  3,  12  (f., 
bes.  17,  21  H'.  Wagner.  G.  1.  A.  Vorrede  S.  10  ff.  Geffcken  in  Si  hf^nberg's  Handb. 
II.  Abb.  1.  Stein  Finaozwiss.  4.  A.  I,  1 — 39  passim.  Gossa,  finauz.  cap.  1,2. 
LaroyBeaiilieit  fin.  I,  1  fil  In  der  BestiinniiniK  der  Aufgaben  der  Finanzv.  habe 
ich  im  FoIgNiden  meine  frQhere  Anffasmng  wesentlich  eigftiizt  (3.  A.  §.  12  £). 

g.  12.  Die  Finanzwiasenscbalt  Ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inlialte  ein  Theil  der  PolitiBeben  Oekonomie,  formell  ein 

Theil  der  Staatswissenschaften. 

I.  Die  Finanzvvisaeuschaft  bat  zwei  w esentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that- 
sUcblich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  Torwiegend  theoretisehe 
Aufgabe,  in  Bezog  auf  welche  sie  vomemlich  eine  Beobacbtungs- 
wiasenscbaft  ist,  weiehe  ans  der  Geschichte  and  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Oansalznsammenh&nge  in  der 
Entwicklung  nnd  Gestaltung  der  Flnanzwirthsch'aft,  besonders  der 
einnähme -wirthsehaftlieben  Seite  derselben  (Domanial-,  BegaU, 
Stenerwirtbscbaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  OfTentliche 
Creditwirthschaft  u.  s.  w.)  nuizudeckeu,  die  l)ezUglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse von  den  üucialen,  politischen  und  namentlich  den 
wirthsehaftlieben  Fartoren  des  i::eHellschalÜichen  Zusammenlebens 
nnd  die  danach  sich  ergebendeu  liiianzwirthschaftlieltcn  Rntwickhings- 
gesetze  iestzustellen  sucht    Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 
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wiflsenschaftlichen  Lösang  der  practisohen  FiDans- 
probl  6016)  80W6it  daffir  iii6ht  die  eoncreten  VcrbftltDiBSe  der 
eudseloen  FinanKwirtbachaft,  sondera  allgemeine,  ao8  der  Er- 
fahmng  gewonnene  oder  bestfttigte  oder  ancb  dednetir  abgeleitete 

Grundsätze  eine  Richtscbntir  geben  können.  Die  Lösung  der 
ersten  Aut^abe  bereitet  liier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoeb  §.  18).  Die  Erörterungen  (Iber  das  bestehende 
Fioanzrecbt  und  seine  geschichtliche  Kntwukluug  (de  lege  lata) 
werden  hier  zu  solchen  über  die  pasHeiulc  P^ortbildung  und  Ge- 
staltung de8  Finanzrecht8  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  moss 
wieder  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschait  oder  als  Gesammtwirthsehait  des  staatlieh  organl- 
sirten  Volks  anfgefaast  werden.  Die  Finaniwissensehaft  gebOrt 
tnsofem  mit  znr  Gemeinwirtbsebafts-,  speeiell  zur  Zwangsgemein- 
wiitbscbaflslebre  nnd  setzt  in  allen  ihren  Untersnchnngen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Tbeile  der  Politischen  Oekono- 
mie  Toraus.  (6.  Abth.  1,  Kap.  3  u.  4). 

£ti  gilt  dies  for  Allein  fon  der  Lehre  Ton  Finaozbedarf  oder  ron  der 

latsausgabc.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  und  Maass  d-  r  lierrschendeu 
Auflassung  d*T  Staatszwecke ,  des  geltenden  Bereichs  der  StaatstbiUigk«-it  und  des 
b«^tehf-nden  Verwaltungssystenis.  d.  h.  des  Organismus  von  Einrichtungen  und  Atbeits- 
krlllten.  mit  Hilfe  deren  die  Staatirtbitigkeit  durchgeführt  wird*  Die  Aufgaben  de« 
Staats  li'^rhstcr  Funn  (hr  ZwnnK^'^crneiiiwirths«  h;ift<'ii .  die  organische  \'erbindung 
alkr  letzteren  unter  einander,  daher  namentlich  des  IStaats  mit  der  (iemoiudü  uuU 
des  Qbrlgen  Salbstrenraltungsknrpern  (rftamlichen  ZvangsgemeiDwInluicliaftea), 
id.  §.  141,  155).  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  (ieineiuwirthschaften  (Vereins- 
vesirD  u.  s.  w.)  §.  151  tl.)  ztini  g.^meinwirthschaftiichen  System,  die  richtige 
Combioation  des  letzteren  mit  dem  privatwuthschaftlichen  und  caritativcn  System  zu 
dem  grossen  Organismus  der  Volkswirthschaft  (U.  §.  llti  —  l'iüi  —  alle  die^e  Momento 
>>€stitiitnpn  den  jfweiligiii  KiTi^iih  d  er  S  t  a  a  f  s  th  ä  t  igk  e  i  t  und  liaiiut  den 
Kinanzbedari.  Die  Finanzwissenschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  &uägabc- 
vfitbtcbafUlcbeii  AVthoilong  der  FlnaiizvittlMchaft  mit  der  ganzen  Organisation  dvr 
Vellnvirthschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  d  i  es  e  r  Beziehung  als  ein  materieller 
Thcil  der  Pf»lifisrhen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  die  Fitianzwirthschafi  des  Staats 
Congirt  hier  als  ein  hochwichtiges  (ilicd  in  der  Kette  von  Emzclwirthschaften,  welche 
«He  Volkswirtlucliaft  bilden,  (G.  §.  49  -  56),  diese  anderen  Ein/elwirthschaften  beoin- 
In^^iontl  »ri  I  v<m  ihm  n  beeinflusst,  ihnen  stets  zugleich  indir '  t  'i  :ti  r  iri  lH  nd  — 
ueHüicb  die  Staatsleistungen,  für  deren  HeistoUuog  sie  die  sachlichen  Mittel  beschallt  — 
•■d  diroct  Bater  nehmend,  dorrh  die  Besteiierang  n.  t. 

1.').  Aus  dieser  Auttassuii^  der  I'inanzwissenschaft  ergeben 
sich  die  Bebaudlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Forderungen: 

1.  Mehr  und  mehr  mu88  die  Finanzwissensehal't,  welche  in 
ihrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lehre  von 
der  Finanzwirthschaft  des  Staats  ist,  sich  zur  Lehre  von  der 
Fiaanawirthsehaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Zwangsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

A  W«i;R«>r.  FiRsnitwi-<i>n<whaft.   1.  ^.  Aull.  2 
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weitern  oder  m.  a.  W.  zn  der  Lebre  vom  Staatshausbalte  in 
Verbindung  mit  der  Lebre  vom  Hausbaltc  der  groBsen  rlinni- 
lieben  Selbst verwaltnngskörperi  mitbin  yor  Allem  vom 
Gemeinde-,  Kreis-  und  ProTinzialbansbalte.  Denn  der 
Staat,  Etimal  nnser  beatiger  gescbiebtlicber  Staat,  der  moderne 
enropttiscbe  Reehts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  hOehste  Form  der  Zwangsgemeinwirtb- 
Schäften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefugui.sse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  ijat  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  die 
Anfg-abe  zu  erfüUeu,  die  nothwendip:en  ,,(iemeingUter''  (G.§.  1390".) 
des  gemeinwirthsehaftliehen  Systems  der  Productiüu  und  Bedihfniss- 
befriediguüg  in  der  \'olks\virthsehaft  herzustellen  und  denieut- 
sprecbend  statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
ans  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwktbschaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll, 
ständig  getrennt  erttrtem  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provins,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zn  trennen  sind. 

Sebon  die  bisherige  PinanziriaseiiMhaft  hat  daher  mit  Redit  auf  das  Finanz- 
wesen dieser  Sclbstrerwaltungskörpcr  Bezug  genoinmen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht. 
Namentlich  driintrt  diL'  in  der  Praxis  unson  r  ( 'iiltnrstaat<'n.  zumal  Deutschlands,  vor 
sich  gehende  gro^hurtige  Organisatiu  u  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltong  auf  eine  ftrmlichc  Erweiterung  der  bisherigen  Pinanswissenschaft  bin, 
wie  es  schon  länger  die  englische  politisdif;  und  Verwaltnnpspraxis  lintto  tljon 
sollen.  Wenn  vosere  DiscipUn  auch  in  ihrer  ueacsteii  Literatur  —  dieses  W  crk  noch 
mit  einfeschloBsen  —  dieser  Forderung  gegenwärtig  nodi  nicht  so  volbtlndig  nndi 
allen  Seiten  eiit-priclit,  wie  es  principieil  zu  reriangeu  wiire,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bcstroitnns  di  r  Rirlitipkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkenntniss  desselben, 
sondern  in  iiusäercn  \  <  rii aluiissen ,  zum  Thcil  in  dem  Mangel  an  genügenden  Yor> 
arbeiten  thvr  das  Finanzwesen  der  SelbstrerwaltongskOrper ,  speciell  der  Gemeinden. 
Eine  grossere  n^^riirkäichtigting  dieses  Finaonresens,  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frtthere  Behandlung  bei  Rau,  Pioanzwiss.  &.  Aui^r-  §•  5S— 55,  in  der 
von  mir  bealfaelteten  6.  Ansg.  ^Sa — SS  f.  —  Die  JtUnftife  Finanzwissenschaft  wird 
somit  cinpn  weiteren  Kähmen,  als  <lie  gegenwärtige  und  vollends  als  die  frnhere  um- 
fassen umsscn.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Oeiionomie 
durch  die  Lehre  rem  gemein wirthscbaftliehen  System,  hinslchtlirh  dessen 
liier  ntif  S.  li:iffle  und  auf  mrinn  ..(inindlegung**  verwiesen  wird,  eine  Ilauptseite 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  zu  sehr  fehlt;  sodann  seitens  der  neueren 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Yerwaltungslebre  durch  die 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats* 
vrwfihun'g,  bezüglich  deren  auf  Gn  ei  st 's  bekannte  Werke  über  die  <'iigHschc  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Steinas  grosses  System  der  Verwaltuugs- 
lehre  und  zum  Theil  auch  bereMs  anf  dessen  Finanzwissenschaft,  besonden  die  S.  n.  4. 
AuflaiT''.  zu  V' rwr'i-rn  isf  Stein  Intim  lot/fiTtii  Werke  den  SolbsfviTwrdtiin^^skörjicrn 
ihre  btcUe  in  der  von  ihm  sogen.  Staatswirthschaft  <>.  bes.  3.  Aull.  S.  nü)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  „Organismus  der  Finanzverwaltung"  (eb.  S.  126 — ]hC><  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  inatorielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
ist.   In  d.  4.  A,  werden  jetzt  in  B.  L  im  1.  Rncho  (Staatshaushalt  und  Staatsroicb* 
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Moiliwendige  Erweiterung  der  bisberigeü  FüiaDzwisstenschaft.  19 

Ami)  im  4.  HanptstQck  „der  Haashalt  der  Selbstrenraltang"  (S.  124—129),  im 

2.  fiachc  (Ausgaben  a.  s.  w.)  S.  I5S  ff.  das  Anagtbelmdnt  d.  Selbstrcrr.körper,  Im 

3.  R  S.  200  H.  die  Sclbstrerw.körper  al^  Firj^n^orf^'^ane,  oana  in  der  Eitinahim'lclire 
«beiiialls  d.  Yer]iältui:ise  der  Selbstrcrw.körpcr  etwas  aiher  bctracbtct  {a.  bes.  di^ 
SWMwex»  den.  L  546— 66S>.  Yt«!  dOiftigor  als  die  Behandloiif  der  Staats - 
Finvirthscb.  bleibt  das  froilicli  alles  nocb.  An  h  Leroy-Beaulicu  widmet  im 
1.  B.  ein  Kap.  deu  Localstcucm.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin ,  auch  nach 
Gegenständen  die  Tbätigkeitsgebiete  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
nd  fegenObcr  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Reichs)  principicll  and  crfahrung»- 
ffläjsip  fcstznstellen ,  daraas  dto  Anfordeningeri  abzuleiten .  welche  die  betreöenden 
renchiedcnen  Ausgabewirtbscbaften  erfüllen  mUssen,  und  dann  die  principicll  und 
cffthnuigsinlssig  Tichligen  Decknogsnittel  der  dazu  gehörigen  Elonahnearirth- 
-  bafteii.  daher  namentlich  diu  Steuersysteme  der  verst  hicdcnen  Haushalte  des 
Staats  ond  der  SclbstverwaltnngskArpcr  zu  bestimmen.  Um  letzteren  Panct.  um  die 
Besteuemugsfrage ,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Finaiizproblcme  auf 
äam  Gebiete  ronemUch. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welelie  ftlr  die  Beband- 

kng  der  Finanzwissenschaft  zu  stellen  ißt,  betriflfl  die  stete  Ueacli- 
tnng  der  Beziehungen  zwischen  der  l'inanzvvirthschaCt 
einer-  uiul  der  Volkswii  thschal't  des  p  rivatwi  r  th  s  eh  aft- 
lichen  Systenid  auderseits.  Die  Finanzwirthscbalt  lietVit  die 
sachlichen  Mittel  zur  Herstelltnig  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 
wirtbscbaftlicbeu  Systems.  Von  Art  und  ümlang  dieser  Leistungen 
hängt  nothwendig  stets  die  Abgreozung  desjenigen  Gebiets  der 
Voikswirth8(  baft  ab,  welcbes  dem  privatwirtbscbaftUeben  System 
verbleibt  Die  Finanswirtbeehaft  beziebt  aber  bei  der  gescbichüicb 
gegebenen  heotigen  Anedebnang  des  letotgenannten  Systems  in 
oateren  Volkswirtbsehaften  jene  saehlieben  Mittel  grösstentbeils 
direh  den  ihr  eigenthttmlichen  Zwangserwerb ,  die  Besteuernng, 
aas  dem  Einkoromen  der  PriTatwirtbschaften.  Anf  dieser  Seite 
erscheinen  die  Staatsleistnngen  n.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 
Es  ist  uun  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft,  die  othwcnd ig- 
keit  eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 
der  Staatsleistungen  für  das  Volksleben  und  ihren 
Kosten  fUr  die  Privatwirthscbafteu  stets  im  Auge  zu 
behaitcDr 

I'i  l';n  inz.\  is  enschaft  Linn  n  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  für  allemal 
festen  absoluten  oder  relativen  lietrag  (im  Verbältnisa  zum  Volkseinkommen)  angeben« 
vdd^en  die  XMten  der  Staatsleistungcn  nicht  UberBclireitea  dttrfen.  Denn  je  nach 
dem  Werth  der  SfMrtsIeistungen,  nach  ihrer  Art  und  Gate  kann  uiu!  darf  dieser  Betrag 
sich  vf>r;uidem.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangspemeinwirtlischaftlirhe  Sphäre 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  aubUchnt,  „eine  desto  grössere  <juatc  der  Aus- 
üben des  Familienbudgets  entlUU  nothwendig  auf  Stenern,  bcsoru]<>rä  an  Gemeinde 
und  Staat,  nu  h  auf  Oi-bühren  an  sie"  (G.  §.  ITll.  Darans  i  '  k  «irio  noilnn.'iidig« 
leberlastoiig  der  Fhratvirtbschaftcn  abzuleiten,  sondern  es  ist  iluriu  nur  eine  Folge 
ciier  Teriaaeilea  —  melir  geittein%  veniger  prirntwirthachnfülchen  —  Organisation 
der  Yolkawirthschait  ZV  erkennen.  Aber  die  FinanziriBseoschaft  muss  doch  butonen, 
ix'^s  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistuiip^cn  des  Staate, 
>*i dasä  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  für  die  Volkswirthsi  iiaft  den  Ersatz 
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Einleitung.    3.  Abschnitt   Die  Kiiiau/.wisisenschaft.  §.  15,  16. 


filr  dieStMfiin  biNon  nndf  die  eigene  Leistongafftbifkelt  der  Priratwirtliscliafkeii  noeK 

steig:crn.  Davon  hän^^t  dii^  Pröda  ctivität  der  V  .  rwenduns?  ab,  welche  der 
Staat  den  Stenern  giebt.  Wird  daher  die  Staabtiiätigkcit  in  unrichtiger  Weisse 
ausgeübt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Herücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzmasäregeln  auf  die  Volkswirth^chaft  aofgebnichl,  voTddn 
die  L*'hr.s;if/'e  der  Volkswirthschaftslehrc  dabf»i  nirht  jri!li'*'n?  /n  Käthe  fjozoc'n ,  «o 
muss  die  Fiuanzwissooschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  „Eine  druckende,  die 
VenrniDiig  einzelner  Vollncleasen  oder  des  ganzen  Volkes  herbeifllthrcnde  Finanzver- 
waltung.  sie  mag  sich  nun  ha t< er  (Je waltstreiche  oder  listiger  KunstgriHe  (..Plusmachi  ri  i**) 
bedienen,  kann  nur  an»  kurzsichtigem  Despotismus  cntspringon"'  i,Rau,  Kin.  I.  §.  12). 

IL  —  §.  15.  Die  FinanzwisseiiBcbaft  gehört  zn  den  Staat«- 
Wissenschaften,  weil  sie  vornemlieh  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthsebaft  des  Staats  ist  Dabei  hat  sie  Bezng  zu  nehmen  anf 
die  etwaige  Stellnng  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 

n.  8.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung 
auf  das  Finaiizwcisen  des  Eiuzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  l'enicr 
auf  das  VerhHltniss  des  Staats  /u  den  Selbst v erwal  t  ii  a^s- 
krirpern,  wobei  wieder  mancherlei  Jieziehimiren  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Stantsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  siel)  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  ThUtigkeit  dieser  K(irper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staatsanfgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Ftlr  die  Finanzwissenschaft  als  Staatswissen- 
sebaft  liommen  viele  Brandsätze  nnd  Lebren  der  übrigen  Staats- 
wissenschaften,  der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts^  speciell  der 
Inneren  VerwaltongslebrefPolizeiwissensehaft),  der Wirth- 
schaftlieben  Verwaltungslehre  16),  der  Jnstizver- 
waltungslehre,  der  Militärverwaltungslehre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

N  iinentlit  h  ineliref'  <h  r  leitenden  (iruti«)  it/r  (er  modernen  Sh-nerpolitik. 
besonders  die  >>(ygi\n.  l'nncipicn  der  Ucrechtiglccit  („ Ailgc inc inh cit*'  und 
..GleichmAssigknit''  der  Bestenemng,  Fin.  IL  §.  nOB^i- 429)  sind  blosse  Oonso<|uenzeti 
der  im  luMitigcn  Staate  zur  Anerkennung  Iruiirt '  i'  I'i  '  litnitrincipien  der  s;taatsi)iirgiM"- 
lichen  Freiheit  und  (ileichlieit  der  Hoviilkerunif.  Desgleichen  ist  die  Trennung  vou 
Hof-  und  Staats finanzon  in  n»onarchischcn  Staaten  und  die  darau.s  folgende  \  er- 
werfung  des  Ifechfs  des  Hegonten.  hcli.  bi^f  m  seinCM  PrivatSVecken  über  die  Staate- 
<  ihl  tift'  /II  \<  ringen,  eine  einfache  (jon9ef|uenz  der  modernen  stantsrechüichen  Ent- 
wicklung U.  s.  \v. 

TTf.  -  §.  IG.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
Wissenschaft  vielfach  mit  der  Wirthschaftlichen  Verwaltnngs- 
lehre  oder  der  speciellen  oder  practischen  Volkswirthschafts- 
lehre  (Vol k  sw i r t  h sch  af tspo  1  itik).  Denn  die  Tbätigkeiten,  welche- 
der  Staat  hier  ausübt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  AnsgabeWirtb- 
Schaft,  sondern  zugleich  die  Einnahmewirtbschaft  des  Finanz- 
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Wethens.  Es  wird  z.  Jl  ein  bestimmtes  Gebiet  der  ThUti^rkeit,  wie 
tiaij  Miiiiz-,  Post-  und  Kisenbalinwesen ,  vom  Staate  übci-uouimen, 
m\  C8  nach  den  Gruiidsälzeii  des  ^emeinwirthschaldichcn  Systems 
zu  leiten ,  aber  es  dieut  gleichzeitig  mit  /nr  Eizielnn^  von  Ein- 
uahinen,  sei  es  um  die  Betriebfikosteu  ganz  oder  tbeilweise  su 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberscbuss  darüber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Eiorichtungen  angedeihen  lUsat,  verllndert  sieh  mit  der  gesehieht' 
licheo  Entwicklung  des  Volkslebens'  mitunter  wesentlich.  Das 
finantielle  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver- 
schwindet  vielleicht  schliesslich  ^auz,  weil  der  Staat  dies,  durch 
das  Yolkswobl  iHr  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
scbicdcueu  Eiuanzprincipien  der  Staut  eine  von  ihm  getibte 
Thätigkeit  oder  gesehafeue  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschiebte  behandelt  hat. 

Für  die  formcllu  Behandlung^  «lor  Kinanzwisseiischaft  selbst  erklärt  m«  Ii  au?  «Ii'jsen 
Verhähnb'S^n  tUf  Thaf?.;ii  he ,  (ln>s  viele  Gegenstände  der  Volksw i rthschafts- 
politik  sowohl  lu  der  literarischen  Uarbtelluog  dic&ur  ak  in  dorjunigeu  lii-r  Fiuanz- 
vi«8eD»chaft  oioe  Stelle  finden  kAnnen  und  auch  befanden  haben.  Die  volks- 
virthschaftspol  itische  Bedeutung;  eiir  r  Einrirlitun;^  od.  r  Tliiiti^rkrit  <l  >  Staats 
für  da»  Volksleben  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  tur  die  Staatsein- 
uIuDeo  pdegt  z^tiT  in  einem  bestimmten  Lande  und  Zeitalter  obcrrieg'en.  Diu 
WiiftentKlutt  li.it  dann  die  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zu  bringen  und  diinaeh  dou 
'ief>;i!staiid  mehr  dein  i!r;ikn><  lieu  Theile  »Irr  Volk>w  iitbschaftslebri'  od<;r  mehr  drr 
i mauzwisscuschalt  zuzuweisen.  Linter  der  Annahme  eines  gewissen  \\  irtbschaftä-  und 
CnltiiRttstaiides  der  Volker  linst  sich  bUweileD  (obwohl  man  darin  Afters  gleichfalls  zu 
»bsolüt  >reiirfheilt  hat)  auch  principH  11  tli»-  (iiiaii/itl!*-  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
nchtung  iur  Eiuuahuiebcschallung  verwerten,  wie  etwa  digouigc  des  Schul-,  des  ^lUuz-, 
des  LandstrawcQwesens  bei  den  Culturvolkern  unserer  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bci- 
»pielea  gaoz  mit  Recht,  «teht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  29(i.  209.  305,  300).  Danu 
v\t\  d  .'T  <i<'ü:e!islaud  grossontheils  .iti-,  d-  r  KiniiMhiiu  Iehro  der  Firi.iii/\vi-,senschaft  selbst 
lUfiZUscbeidcQ  sein.  Da  es  sich  ludesseu  in  allen  solcheu  Fragen  meistens  um  contro- 
voTbe  Pnncte  handelt,  nach  deren  Entscheidung^  ent  die  HPUiausweisongr  des  Gegen» 
Standes  aus  diesem  Thuil  der  Fiuanzwissenschaft  wissenschaftlich  begründet  ist.  mj 
roehtfcrtigt  es  sich  immerhin,  einer  »oK  heii  .Materie  einen  Fl-it/  in  letzterer  Disciplin 
la  belassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  Uber  deuselbun  Uegenstand  in 
iktt  remchiedonen  Theilen  des  wissenschafUlcbcn  Systeniea  der  Politischen  Oekonomio 
licht  ganz  zu  vcnnciden  sind. 

Vgl,  Kau,  Fin.  L  ^.  13.  Diu  Vts^a  itt  ciuo  gan^  ahnbche  wie  die  oben  im 
1  Alechn.  §.  7  wähnte.  S.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  tiesagte,  was  hier 
uur  zu  wi.  derholcn  wfire.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  di«'  llineinziehung 
mancher  Uegenständo  in  die  Finanzwissensi  haft.  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
juiöCh  zunächst  »n  Kau"&  und  der  meisten  anderen  deutsehen  Finanzthcoreiiker  AdrosHo 
gthtn  maantOt  da>b  elion  die  finanzielle  Behandlung  btreitig  ist.  in  der  Geschichtu 
udfach  gewccli-M  It  hat  und  eine  bestimmte  priucipiellc  Kiit^  Leidung.  die  lur 
die  Gegenwart  ganz  richtig  sein  mag,  lubiigeu«  auch  hier  meist  uur  relativ 
ikhtig  Ut),  nach  geschichtlicher  Äuffiissang,  welche  8teiu  doch  eonst  so 
•liLigisch  vertreten  will,  nicht  aU  die  allein  richtige  gelten  kann.  Die  uiibodiugto 
Hiuaüsw 'tsting  einee  solchen  (i^genstauds  aus  der  Finaii^wibtMiJischaft  beruht  iosofcru 
»nf  einer  petitio  principiL  -     •    ".       ■  • 
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22  EuüeitUQg.  3.  Abschuitt.  Diu  1  inait^^wtöäciischaft.  §.  17 — 18. 

IV.  —  §.  17.   Hülfsieh  reu  der  Finanz  Wissenschaft. 
Bftii,  VolkswichL  §.14.  £o8chei,  Syst.  L  §.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik^'^  nemlich  Land-  and  Forstwirtli- 
sohafts-y  Bergbau-,  Gewerks-  mid  Haodelslebre,  nebst  ihren 
Specialtheilen  (Bank-,  Versicherungs-,  Transportlehre  u.  s.  w,). 

Diese  DiscipUucii  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  dcu  |)nvut«rirthscfaaftUcliea 
EnreriMzweigen  und  ron  den  tiebahienzirelgeD ,  aber  auch  fttr  die  Stenerlehre;  hier 

uamciitlich  für  die  Lehre  von  den  Ertragstcaern  und  den  indirecten  Ver- 
brau «^h  steuern,  besonders  der  Bier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  weichen 
es  biclx  um  die  geuaucro  KcnDtiii^-ä  z.  B.  der  chcmischeu  Pruccbäe  hei  der  Erzeugung 
des  Products  fttr  die  zweckmlssige  und  gerechie  Einrichtnn;  dar  Bestenening  handelt 

2,  Staatsrechenk  11  nst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösinig  maonig- 
faltiger,  in  der  ötaatsverwaltUDg  vorkommeuder  Kechnungsaulgabeo 
beschättigt. 

S.  allere  T.it  r  ifnr  bei  Bau,  Fin.  L  §.  H.  Note  c;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl. 
dieses  Bandes  11  ^ota  18.  Neuere  Werke  u.  A.:  Uleibtreu,  polit.  Arithmetik 
2.  AoS.,  Heidetbwir  i^^^'  Oettinger,  Anleitung  zu  finanziellen,  polit.  u.  jurid. 
Rechnungen,  Bmunächweig,  1 845.  Dessen  weitere  Ausftlhrung  der  politischen  Arith- 
tnt-tik.  1S(;:{.  ßeskilta.  Lehrbuch  für  die  juristisrhc,  politische  und  cameralist. 
Ariihmciik.  Wien,  l3t>2.  \Wld,  Politische  ßechnuugüwissunsch.  I.  B.  MUnohuii  lbü2. 
Uaberl,  Lehrb.  d.  pnlit  Arithmet.  Wien«  187S. 

§.  18.  3.  Geschichte  und  Statistik  de«  Finanzwesens  sind 
t(ir  die  Finanz  Wissenschaft,  wie  Gcsdiichte  nnd  Statistik  Überhaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisftibrung  und 
daher  der  Fortbildung. 

Die  nähere  Begrllndung  dieser  Aufiassung  gehört  in  lie  Fortaetzuug  der  „Grund- 
legung*" in  dem  späteren  2.  B.  der  Allgeui.  Volks wirthscliat'tsl.  Kau 's  Ansichten 
Volks wirthschaftal.  frühere  und  nuch  S.  Aufl.  I,  §  21,  25)  sind  liier  unzulänglich. 
Aber  auch  Koscher  wird  der  Statistik  nicht  gi  recht,  s.  dessen  Syatem.  I,  §.  18, 
22,  26.  Meine  Auffassung  s.  in  d.  Abh.  Statistik  in  Bluntschli's  Staatsvrörierb.  XI. 
400  itl  nam.  S.  457  if.  S.  sonst  bes.  Knies,  poUt.  Oekonom.  Braunschw.  18d5  iL  neue 
(2.)  Anfl.  1881—83. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung:  die  (beschichte  bisher  kaum 
eine  so  liervorragendc  Bedeutung  lür  die  Finanzwissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  bat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grande,  dass  es  an  genügen- 
den Vorarbeiten  Uber  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  ßelbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noeb  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  nnd  Quellenforschungen  in* 
dessen  mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,  wie  Hfillmann,  Lang  n.  A.  angewiesen.    Fttr  die  in 
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§.  12  genannte  erste  Aufgabe  der  Fiuanzwissenschalt  oder  für 
die  ertahrnngswissenschaftliche  Seite  dieser  Diseiplin  hängt  der 
weitere  Fortäcliritt  der  letzteren  vornenilich  von  gescbiehtlieher 
Forsclinng  und  statistischer  Uutersuehung  ab.  Für  die  zweite 
Anfirnbe,  die  practisehe,  gilt  dies  aus  einem  prineij)iellen 
Gruude  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgesehichte  vor  der 
modernen  Epoebe  der  „staatsbürgerlichen''  Gesesellschat't  nnd 
vor  den  grossen  technischen  und  wirthsehaftUcheu  Unigestaltang;eD 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlieben  die  FinanzgeBchichte  vor  der 
Mitte  oder  dem  SehlnsB  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
glelohangspnnete  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  fUr  die 
LiQflung  der  jetzigen  practiscben  Finanzprobleme  sich  viel  Batbs 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkeits- 
vcrhiiliuiss  der  Finanz w irt Ii» ehalt  vom  Gange  des  Staats- 
lebens.  In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  trübt ren  Zeit  grosseutlieds  fehlen,  weshalb 
sieb  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  ümfaug  und  der  Inbalt  der  Staatelliitigkeit  hat  sich  geg:en  jede  frohere 

£:e5' hichtliche  Periode  tinscrcr  Cnitnnölkcr  ausscrorilnitlirli  erweitert  tind  ver- 
ändert uod  diese  Bcwcguoi;  daaert  ton.  Die  Ausgabcwirthschai't  des  inoderueu 
Staats  Ufrst  rieh  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  rergleiohen. 
Zor  Deckung  des  Finauzbcdarfü  mOsscu  desh:ill>  nich  Mittel  eines  frtlher  nicht 
gekannten  Umfangs  in  Ansprach  genommeu  werden.  Achiili<'h>-s  gilt  vom  Haushalt 
der  übrigen  Olfentlicheo  Körper,  besonders  der  GcmeinUuu  iüro»»atüdte). 

Bei  der  Wahl  dieser  Milte!  befindet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  <'iuer 
vollständig  aiidc^ren  T^ago  als  die  früher.-  Zeit.  Nach  der  Aufhebung  aller  ünireiheits- 
veriuütnisäe,  dem  Fortlkll  tttÄiidischer  Vorrechto  io  der  Besteaeruug,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiiier  persönlicher  Freiheit  nnd  staatsbtirgerlicher 
tileichheit,  freien  Eigonthnms  und  Vcrtragärechts  inuss  die  Staatsgewalt 
Qothwondig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bcdarl">  verfahren ,  ah  sie  es  ehedem 
thon  konnte.  Die  Entwicklung  des  modernen  Oesellschat tslebcns,  der 
Modernen  Volkswirthschaft,  des  Systems  der  freien  Goncarrenz,  dann 
oamentlii  h  d-T  Pi  odiictioiis-Tcrlinik.  c!rs  ('ommnnicntionswesens  stellt 
ebea^io  viel  neue  Anforderungen  au  die  Beschallung  der  Staabeiunabmen  wie  au  diu 
Ftiaction  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabewüthschalt  des  Finanziresens.  Das 
moderne  Ucchtsleben,  das  munc  Völkerrecht  sind  weitere  Factoren  TOM 
vdtreichcndem  Eiuiluss  auf  die  mögliche  Art  der  Dci  kunir  des  Finaii/In  larfs. 

FOr  die  heutigen  Aufgaben  der  Finau^wirthschaft,  welche  die  Finanzwiäsenschafi 
mit  zQ  löeen  hat,  Ueiet  sich  so  kaum  ein  Analogen  in  der  cnlfemtercn  Vergangenheit. 
r>i'  Finanzg-esrhichte  ist  daher  von  grösstoni  Interesse  als  ein  wirlitiircr  Thcil  der 
•iiigeineiaen  politischen,  der  Cultur-  und  Wirthsctiaftägcscbicbte,  aiä  üaupUörderangtt- 
■Ifld  zur  LOsong  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Flnanzwiisenschaf^.  Auch 
prac tischen  hohen  Werth  hat  sie  ab  der  Schlassct  des  Yentftndnisses  itlr  das  in 
den  einzelnen  Staat*?n  historisch  tiberkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
übergeordnet  es  Förderongsmittel  der  Finanzwissensehaft,  soweit  letztere  sich  mit  den 
practiscben  Aofgaben  des  Finansireaens  der  Gegenwart  zn  befosaen  hat  Am  rarsten 
oigentiiche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkenntniss  möchte  aus  der 
(^hichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeld weseus  der  neuereu  Zeit  und  für  das 
Fitaunresen  der  Gemeinden  ans  der  Geschichte  des  stJkdtischen  Stenenresens  —  eine 
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vor  der  fronen  Schftnber.^'äcben  Schrift  ttbrig^ns  noch  sehr  wenig  bearbeitete 

Partie  der  Fiuauzgeschichte  —  zu  gewinnen  f-cin.  Sonst  ist  es  vornemlicli  erst  die 
neuere  und  neueste  Oeschicbtspcriodc  der  modernen  Staaten,  in  weicher  die 
Finanzgtiücbichto  von  umfassenderer  Bcdeutun^r  für  die  Fortbildung  auch  der  prac- 
tischeo  Seite  der  Finan/.wissen8chaft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sich 
der  moderne  Kechts-  iiinl  Culturstaat.  die  neue  Tei  huik.  das  iietic  Hecht??-,  Wirthschafts-, 
Culturitibeu  uäi  seiuen  Anforderungcu  au  dun  2Staat  uud  demnacii  an  das  Fiuanzwtjscq. 
Hier  «lud  denn  namentlich  die  Yerhiltni^se  der  bereits  weiter  vorgresehrlttoncn  Lftnder, 
z.B.  Englands  uud  Fraukreicbs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finanzgeschichte  fuhrt  danu 
theils  in  die  I>arsfel!uri.r  des  positiven  Finanzrechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Eriorderniss  zillermiissiger  Genauigkeit  zur  Finan/.ätatistik  biaUbcr. 

§.  19.  Das  positive  Finansrecht  iBt  ein  Theil  des  posi- 
tiven öiTentlichen  Rechts.  Es  handelt  sich  auch  hier  bei  der  FinanZ' 

Wissenschaft  um  die  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Mitwirkung  der  \  olksvertretung  an  der 
Feststellung  imd  Coutroie  des  8taat.sbaushalts  (Budgetrecbt,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Austührung8  -  und  Vollzii^s\(  !  Ord- 
nungen, Instructionen  u.  s.  w.  über  Besteuerung;,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsvermögens,  Ötaatsschaldenwesen  and  Finanz.- 
Verwaltung  im  Allgemeinen ,  KassenweBcn  u.  s.  w.  Auch  die 
äteuergesetzentwttrfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer 
verhandlangen  darüber  sind  eine  wicbtige  Quelle. 

Die  Finanzütatisti  k  bildet  sieb  aus  den  Daten  der  Finanz- 
reehiiunt':^!),  welche  dann  das  Material  flir  die  , ,y  er  gleichen  de 
Finanzstatistik "  lielern.  Jemehr  das  Budgetrocht  der  Volks- 
vertretungen und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Prinoip  der  Oeffentliobkeit  in  Finanzsaehen  sieb  in 
unseren  Staaten  einbUrgert«!  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  finanzstatistische  Material  geworden.  Koth- 
wendig  ist  dabei,  namentlich  auch  fttr  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Reglern ngs- 
entwurf  des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
öcblussrcchnun^  i Er^ebuiäs^. 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleicbung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver- 
sehiedenen  Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  eharacteristisehen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  mflssen  die  finanzstatisttschen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Störcud  i»t  jUiJiäclHt,  daäs  in  dm  qiüiqIuqü  Läuderu  die  AufstoUiiag  vou 
Bratio-  and  Nettobad get  (d.  b.  von  Ausgaben  nnd  Einniüim«n  bell  inbegriffen 

und  abzüglich  der  durchlaufenden  Poston,  der  Gcwittnun(pi-  und  Erbcbungskosten 
f  r  Einnahmen  n,  s.  w.\  -iolWu  in  sranz  glcichor  Weise  t  rful;^t;  ferner  dass  mitunter 
4as  ujodcrac  Princip  der  fiscalischcn  Kassouein licit  uocli  nicht  ganz  consc- 
qjWM  dnrebgef&brt  ist,  sondern  ihlr  einzelne  Zureffre  der  Einnahmen  und  ÄQS^ben 
noch  b'"'onflore  Ka^-sen  Gestehen.  Bei  fiiian;^statistisohen  Vergleichen,  namenfliih 
bei  etvaigen  Bcrccbaungen  der  Vcrtbcilung  der  Aufgaben  und  Kinnabmen  auf  den 
KspfJ'deT  Bef&lkerang  oder  des  YerhSltnines  zwisebcn  Robertrag  und  Reinertrag  im 
Kioaahmcetat  stört  ferner  die  sellT  ungleiche  Ausdehnung  der  privatvirth- 
'chaf tlicb en  Thätigkeit  iu  den  vers<  IiilmIi  rx  ij  Staaten  (Domiiiien.  Bergwerke,  Eisen- 
bahnen u.  s.  w.).  Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  linstandes  cntätehen  die 
CTtestea  Täascbnagen.  So  berechnet  Mlbet  Horn  in.  s.  annnaive  du  erM.  publ.  p. 
I>ti0,  S.  2S9,  die  Kctpf'iiioten  der  Einnahmen  iiml  Ausgaben  der  Haiiiitataati  ii  ohne 
Kttcksicbt  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  Gross.-Brit.  die  /weit- 
hOdMe  Stelle  ein,  —  vegen  seines  Eisenbahnwesens  tind  seines  BruttobudgctA ; 
Baiern  mit  seinem  damal.  Nettobudget  trotz  Staatsbabnwescus  en>t  die  zwölfte! 
Solche  Zusammf^nstelhingicn  sind  ohne  j.Mlen  Worth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
V«igleichoug  von  btaateu  und  Ötaat^ihaushalten  sehr  ungleicher  Grösse  ihr 
Viiäieliee,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
grossen  Staat  in  zu  gllnstip-m  oder  zu  ungünstigem  Lichte  ersohi  iiu  ii  wird.  Denn 
(kr  gnwae  Staat  wird  oft  aus  Provin/en  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
TOB  denen  manche  Prorinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammen» 
ziehong  der  Kesultate  des  grosiistaatlichen  Finanzwesens  nicht  so  zum  Vorschein 
kommt.  Namentlich  in  Deutscliland  wird  dies  liei  einem  Vei'irleieh  Pieiissens  mit 
mtm  Mittel-  oder  kleiastaat  oft  ubersehen.  Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
Iridbeii,  daas  die  Öffentlichen  Thfttigkeiten  in  verschiedenen  L&ndem  und 
Zeilen  zwischen  dcmSta.ilr  und  den  Selbstverwal f  n  n:;\s k ö rpern  manchfaeli  vi  i- 
»chieden  vertheilt  sind  (England-Continent!),  was  naturlich  die  Vergleichbarkcit 
der  Daten  der  Staatstinanzcn  und  die  Schlüsse  daraus  sehr  erschwert. 

Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für  richtige  Vergleichbarkcit  der  finanzstatistischon 
lh:-:i  her /.US  teilen,  gali  sieh  v.  Czörnig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vtrirl  i mit  jenen  d. 
vorzugl.  and.  europ.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Üesprechujig  in.  d. 
«M.  G«I.-A]iz.  186S,  8.81^116.  Engel,  krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Pinaasstatistik, 
Prenss.  Staf.  Zeifsehr.  1S62.  S.  145.  Horn,  auuuaire  du  cr.  d.  publ.  Par.  1S59— 61 
deider  mit  dem  H.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Kecension  in  d.  GOtt. 
'iel.-Anz.  1851»,  S.  IfiOl  — 1620,  worin  überall  auf  d,  methodol.  Fi"agen  der  ver- 
deichenden  Finanzstatistik  eingegangen  ist.  Ueber  letztere  s.  bes.  die  Verhandliingen 
i  r  intern.  Statist.  Congrcsse  zu  Paris,  London  ii.  nam.  Wien.  Dann  neuerdings: 
Kiecke,  d.  intcruat.  Fiuanzstatisiik,  ihre  Ziele  uud  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
trtge  der  perman.  Gommiaaion  d.  intern.  Cbngresses  gearbeitet),  der  die  Schwierige 
keiteu  und  unvi  rm-  idlichen  Mängel  aller  vors!«  iehenden  Finauzstatistik  näher  nach- 
weist (s,  bes.  Abschn.  7))  tiiid  die  lu-tiere  Literatur  d.  Finanzstatistik  anfiilirt.  Die 
i»esteD  und  neuesten  Veraiiehc  einer  \'crgluichunu-  der  Finanzstatistik  ticr  i 'ulturbtaaton 
ftiid  von  Ilerm.  Wagner  im  Goth.  Almanach  gemaelit,  bes.  1874,  ond  seitdem  von  der 
"trij-.-ii  Kedaciioii  Stein,  Beb  in)  wiederholt.  I)ie  l)esten  neueren  deutschen  ver- 
i^leicbcnd-tinanzstatbtischea  Art>eiten  sind  die  von  Gcrstfeldt  Mancherlei  tinauzstat. 
Vtfgleiche  und  weitere  Bemerkungen  Ober  die  Art  sie  anzuatellon,  folgen  in  den 
qüteren  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  aach  in  d:  Aosgabelehre. 

Eoditeh  ist  luiter  den  G^nständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finanzstatistiky  sondern  anch  die  allgemeine  Bevdlkernngs- 
Qiid  die  volkswirthsohaftliche  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirth- 
schaik,  besonders  an  beachten. 

.JfMik  sagt  ofi.  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  ist  gewiss,  Zahlen  zeigen, 
Tie  sie  regiert  wird'\  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
4itt  ^iiUngel  seines  Materials  kennt,  i»t  eine  andere  Frage, 
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V.  —  §.  20.  Leber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhältniss 
der  Wissenschaft  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgen dermaassen  -  (Fiu.  I.  §.  15 — 18),  —  Ausführaagen, 
welche  zwar  heutezutage  fast  für  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werdeD| 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Lehen  hei  ans  nnd  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prtlfiings- 
ordnnngen  fUr  den  höheren  Verwaltungsdienst,  anch  im  Finanzfach, 
aher  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  nnd  beherzigt  werden 
mdgen: 

„Die  blosse  üeschäftsübung  (Routine)  ohne  wissenscbaftlichc 
Keuntniss  muss  eatscbieden  als  unzureichend  erklärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifos  und  rielseitifes  Naehdenkea  ttber  die  wirthscIiafUicheii  Ängelegeo- 
heitcn  der  Staaten  ist  man  nicht  Stande,  den  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  finden ;  mau  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  unbeiangen 
2a  prüfen,  und  hält  sieb,  statt  das  Ganze  zu  libcrblicken ,  an  Einzelaes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  aoge&ngen  hat,  kniui 
Niemand,  der  zur  Ausübung  berufen  ist,  es  sei  denn  in  den  gj^nz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wiäsonüchaft  niedergelegten  Geda;ikenrorratheä 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wftre.  Der  Schmn  einer  ans  blosser 
(icichäftsiibung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Täuschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  W  eise  die  in  dem  Buamteustaiidü  rerbreiteteu 
oder  auch  zum  Gemeingute  der  Bürger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehibat/.e  ihren 
Einfluss  gi-ätiss(-rt  haben,  auch  moss  diese  mQhsame  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  drittt  r  Uiud  sicli  aneignet,  dem 
unmittelbaren  £rfoR»cben  der^idbeu  immer  nachgesetzt  werden.  Die  lilrfahrnng  beweist, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  Qber  die  Ansttbang  liesitit,  daas  ilure  Lehren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschäftslebeu  gelangen  und  dort 
herrschend  werden,  und  dass  biordurch  grosse  Verbesserungen  zu  Stande  kommen *\ 

Der  tJjeorcUscli  iiu  Jigebildete  ubtcrreichische  Finanzpractiker  y.  Iluck  setzte  daher 
mit  Kocht  seiner  Schrift  aber  „d.  Off.  Abgaben  u.  Schuld«  n'  folgendes  Wort  Koyor- 
C^oUard's  vor:  .,I)ic  Theorie  als  uberäubsi|,j  erkliiren,  Ueisst  den  Hocliumth  haben, 
man  braucho  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  man  thut, 
wenn  man  liandelt."  S.  auch  Vonrort  tarn  6.  iL  meiner  Fin.wis8*  —  Oebor  dna 
Verhiltniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfra^^^en,  z.  B.  der  Valatnfimge, 
S*  A.  Wagner,  Kass.  Papier- Wahrung-.  Riga,  lSr>S  S.  1  II. 

„Gleichwohl  giebt  die  Wisatiuschait  lur  sicli  allein  zur  1  uhrung 
schwieriger  Staatsgeschäfto  nicht  die  hinlängliclie  Fähigkeit.  Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allg-'-ni'  iM'  r  l.ebniätze  nicht  in  alle  Versriiiedenheitcn  der  nns^rr  ii 
Zust&nde  der  Zeit  und  duä  cinzuhien  i.andcs  eingehen  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewolmliche  Lage  der  Dinge  roraiMsotzen.  Kor  da,  wo  bn>8s 
wenige  FSUe  mflglich  sind .  ist  es  thunlich ,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Man  muss  al-o  bei  der  Anwendtmgr  jener  wissenschaftlichen  Voi^chriften 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hieran« 
die  Begeln  fUr  das  zweclmissigste  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ansnahrae  einer 
theoretischen  Res;*  I  erscheint,  ist  nur  die  Felipe  der  Einwirkun«?  eines  anderen  Grund- 
satzes. Zu  diesen  sorgilütig  aufzufassenden  Umständen  gehören  die  rechtlichen  Yerbält- 
uisse  (positires  Prirat-  und  Staatsrecht  des  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Ein> 
richtnngen  der  Finanzrerwaltuiiir .  auf  di<:  man  fonbauen  nui>s  oder  von  denen  man 
wcnf^tens  nicht  sogleich  ab^i^'ihen  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit 
deä  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl.** 

„Es  war  auch  Öfters  die  Schnld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  aiiwcn'dbar  fand,  d.  h.  sie  war  noch  unvollkonunen  und  ihre  Lehren 
bedurften,  wenn  man  sie  in  Vollzog  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läuterung, 
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Dies  war  die  Folge  des  jugcadlichen  Alters  der  ganzen  FoUti»cheu  Oekououiio  uod 
dH  ÜBMlaiidef,  da«  Tiele  Bearbeiter  derselben  ihre  SorgfUt  und  Vorliebe  den  TOlb- 

wirthscliaftliclien  Grandlobren  ziigcwciidet  hatten  uiul  in  dio  Finanz  Wissenschaft  weniger 
ncfjcfJrungen  waren.  Daher  blieben  inancb«  schwicrig:<:rc  Theilc  derselben  nnqrciiögcnd 
Jurclidaclit,  es  wurden  hier  und  da  aub  einem  in  beschrankten  Kreise  von  Erfahrungen 
eioseitige  Schlosse  abgeleitet,  es  wurden  Bcbauptangcn ,  diu  nur  in  gewissen  Be- 
sckäiiLungen  wahr  sind,  mit  zu  «rrosser  Allg-euicinheit  anfgestcllt,  die  verschieden- 
artigcQ  obcrbten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
MBi^e  Arcen  ron  Flnanzgescbsflten  noch  gnr  keine  wissenscbaftlichen  Betncbtungen 
aDges>tellt  worden.  Wo  dies  nocli  nicht  g^esclielicn  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  MöjrliehVeif  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systcmalischon  Rchandhing  in  Zweifel 
iu  Ziehen  und  die  Gegcustande  in  das  Gebiet  wechselnder  bcscndcrer  Kegeln  zu  ver- 
wiisea,  vie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  Wie  aber  die  Wissunscliaft  mehr 
fcpflegt  wird,  zieht  sio  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich.  Je 
tlfickUcher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  Je  mehr  sich  der  Yorratb  helcbronder 
Erfidliongen  anbiofen  wird,  desto  fester  iudss  ancb  das  allgemoine  Yertraneo  auf  die 
Wissenschaft  wurzeln."  Vergl.  r.  J a k o b ,  Finanzwissenschaft,  I.  Vorrede.  —  v.  Malchus. 
Hindb.  T.  Vorn-de.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
:K-h  bloas  ati  da^  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
<kr  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  tbeoretisobon  Praktiker,  4)  den  blossen 
Pr&ltilier,  Routinier.  Die  Finanzgclehrten  mtlsscn  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
dntten  Kategorie  gehOrcu,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Männern  wie  Malchus, 
J»  6.  Hoffmann,  Nebonius  und  namentlich  Hock  bat  dio  denteche  FtnanzvisseD- 
Kbaft  Tertreter  b^esscn,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  andorai  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

„Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomie,  so  ist  die  Finan^wissenscliaft  demuacb 
Ar  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Finanzvorwaltung  unentbehrlich. 
Manche  dieser  Zweige  wurden  fruherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunstreg  In,  z.B. 
der  Forstwissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-,  MUuz-,  Lottowescus  o.  s.  w.  behandelt. 
1a  DDBerm  Zeltalter  aber  verbreitet  sieb  nebr  and  mmIit  die  Uoberzenguog,  dass  diew 
tecbni>chen  Kenntnisse  nicht  genfigen,  und  dass  man  anf  die  allgemeinen  fioan2irll8e&- 
!>chafilichen  Grundlehren  zuiftckgehen  muas,  am  jeden  dieser  GoscbiflsKweife  (anz 
zweckmässig  zu  gestalten." 

,J>ie  Flnauwissenschaft  ist  fcmer  fQr  die  Secbtspflege  and  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  enf^eren  Sinne  ron  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
sitreitigkeiten  (z.  B.  fiscaliscben)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  die  Begriffe  und 
Giniichtnngcn  des  Finanzweaens  massgebend  sind,  und  weil  riele  Staateanstalten  die 
Zvecke  der  Volkswirthschaftspoliiik  und  der  Finanzwirthschaft  zogldch  botreien**, 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  endlich  auch  dorn  Gebildeten,  dem  Bürger, 
welcher  die  Ereiguisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen«  welcher  in  Ganeindeimtenif  in  den  Parlainenten  und  in  don  Vertrotnngs- 
Organen  der  SelbetvennltangikOiper  zu  einer  Offendicbea  Wirbaamkoit  berufen  ist** 

4.  Abschnitt. 

Die  Entwicklung  der  Finauzwisseiiäcliaft  und  ihrer  Literatuiv 

Eine  eip^cntliche  umfassendere  Lit e  ra tu  rgesc  h i «  h  t e  der  Finanzwissenschaft 
fehlt  Hau  ibt  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 
Oelooomie,  welche  freilich  die  Finan/literatur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
aidi^  berührt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematischen 
Werke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  alljcremeiuen  Literaturgeschichte 
das  fleissige  und  stoiireiche  Werk  von  Kautz,  gcschichtl  Eutwickl.  d.  KaU-Oek.  u. 
ihrer  Uteratnr,  Wien,  nnd  jetzt,  bes.  aucb  t  d.  iltere  dentscbe  Finaniliter., 
\V.  Roscher,  Oesch.  d.  Nationalökon. .  München,  1^7  4  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
Wissenschaft,  Finanzen).  K.  Walckcr's  „z.  Gesch.  d.  Finanzwiss.'*  („Zeitfragcu**,  Lpz. 
U,  Km.  1874,  S.  IM— 196)  enthält  nur  einige  Aphori^men.  Kau,  Fin.  1.  §.  22—23 
seht  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  IT., 
Stein,  Fl».  4.  A.  L  24 — 39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  üeffcken 


2^  Kiiiluitung.  4.  A.  Eiavvukjuiij;;  dur  l'iiiauzwiääcubcbali  uijU  Lilcratur.  §.21,22. 

in  Schönberg'8  Uaodb.  d.  pol.  OcL  lU  Abtb.  1,  §.  9  ff.  Bei  Gossa.  Fin.  4.  ed.  p.  7-^11 

'•itiigc  literar.  Kiugerzeigo  (s.  aach  der»,  guida  allo  studio  deU*  ccou.  pol.  2.  cd. 
Mil.  1878,  psösiin,  douthcb  von  Moormeister,  iSbl)  :  in  einem  Auhanp^e  (p.  171 — 201) 
eiuü  guto,  hyätematüicli  nacb  dun  Maturiou  geoidfictc  Bibliograpbic  der  neuereu  imau^- 
wiM.  en^«  franzOs..  deutscheii.  italien.  i.  s  Th.  der  sonstifreo  (a.  A.  d.  apm.)  Literatur. 

(Eine  vorzügliche  uuif;i;srii(lo  Monograpliic  über  die  ital.  Fin.lir  /.  Tli  mit  Hiiiblickcu 
naf  die  übrige  lieferte  jUngbt  G.  Kicca-Salcrao,  ütoria  dullc  dottriuo  linanziarie  iu 
ItaUa,  Koma,  1881. 
In  dieser  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  Uber-  u.  /.  Th.  nmi^oarbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.  Unpli  i*  ]i  wichtiirer  als  dif  Literatur  ist  bis  zur  neueren  Z^it 
(vierte  der  im  Text  untei-schiedenen  Epochen)  die  practisckc  ücbtaltuog  dca  Finanz- 
weseus.  Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreffenden  einjcelnen  Materien  (so  im  B.  L 
Kap.  1.  Vom  Fiiiaii/dicnst,  §.  80  If.)  eingeganiron.  Auch  für  weitere  Eiii/üellieiteii  der 
ncuM*'!!  Ijteratur  seit  der  Mitto  dos  18.  J.h.,  soweit  diese  von  Bedeutung  für  dio  £ut- 
wicliluü^  der  Ideen  und  Ziclpuncte  anf  den  vorschiodenon  Gebieten  des  Finanzvesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  v-erwcisen,  wo  ött.  rs  Abrisse  der  literarhistor.  £nt«ricldiiii|; 
an  betreffender  Stelle  gegeben  werden,  iV^i.  bes.  B.  II.  von  den  (iebühren  n.  der 
allgeio.  Steuerlebre.)  Eine  cingebeudcre  Literaturgeschichte  der  all  gern  einen  Finanz- 
literatur  mnss  der  monographischen  Bebandlunf  rorbeballen  bleiben.  Ueber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  älteren  und  neueren  practischeu  Finanzweseiis  einzelnt  r  iJin- 
dcr  s.  unten  die  Bibliographie  am  üchlnss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  in 
.den  späteren  Abscbnittcu. 

§.  21.  Die  Geschichte  d  c  r  F  i  n  a  u  z  w  i  s  s  e  n  s  c  b  a  l't  stellt 
mit  der  Oese  Ii  iclitc  der  Finanzwirthschaft  in  Zusaninien- 
bang.    Theorie  und  Praxis  wirken  gegenseitig  auf  einander  eiu. 

Die  AutUnge  eioer  emigermasscn  wisscnschaftlicheu  Er- 
örterung des  Finanzwesens  gehen  nicht  über  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitaltery  hinaus.  Etwas  bedeutendere  An- 
Bprttche  werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jabrbnnderttt 
bdriedigt.  F8r  die  ältere  Zeit  kann  man  aneb  ans  den  Fi  nanz- 
ein rieht  ungen  nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliessen,  indem  dabei  gewöhnlich  nur 
reio  practieche  Gesichtspnncte  massgebend  waren  und  Zufall^ 
Tradition  und  Koutiiic  entschieden. 

Fllr  die  Geschichte  der  Finanzwisseubchalt  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epoihen  wie  für  diejeni^'e  der  Finauzwirthscliatt  und 
damit  der  allgemeinen  Gesehiclite  tU)erhau})t  zu  unterscheiden: 
1.  Altertliuin,  II.  Mittelalter,  HI.  Ueberj^anj^s/eit  vom  15.,  Ifi.,  zum 
17.,  lö.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  Ib., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  15».  Jahrhundert  Jene  Ueber- 
gangszeit  knttpft  an  die  mittelalterlichen  VerhilltniHse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  ihr  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi- 
schen Gesellschaft'^  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluten 
Staats-,  insbesondere  Ftlrstengewalt  in  die  Epoche  der  „Staats - 
bttrgerlic  ben  Gesellschaft"  ttberzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet 
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Im  luul  mit  dem  Zeilalter  der  französischen  Revolution  gelaugt 
diese  Epoche  aber  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
licmning  im  ,,I\ochtS8taat''.  Tn  unserem  Jalirhuiidert  tu  ten  dann 
allmiilis::  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Ans- 
gabeo  der  ^iffent]ichen  Körper,  soeialpo  Ii  tische  Gesichtspunct^ 
fangen  an  fUr  die  Ausgabe-  und  ßinnahniewirthschaft,  besonders 
Air  die  Bestenemng  sich  geltend  tn  machen :  eine  „tioeiale'*  Epoche 
der  FlnanKwirthschafty  eine  Zeit  des  Gnltnr-  und  Social  Staats 
Icflndigt  sich  in  Änknttpfang  an  die  nnd  in  Weiterentwicklung  der 
staatsbürgerlichen  Periode  an.  Die  linanzwissengohaftliche  Literatur 
seit  dem  15.  nnd  16.  Jahrhundert  spiegelt  anch  diese  drei  Epochen^ 
die  stUndiseh-absolutistische,  die  staatsbUrgerlic  ho.  und 
die  sociale,  wieder.  Die  i^n-osscu  Giihrun^^en  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
/nm  Vorschein.  Die  AVisseusi  liaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
MiUli«:er  Abklärun;;.  Ahcr  natdrlich  ^elaun;t  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  practischen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
sllmälig  zur  Klarheit  des  Rrkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
nnmittelbaren  Gegenwnrt  ist  die  Unfcrtigkeit  der  Finanzwissenscbaft 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirthschaft- 
liehen  Qfthmngen  im  practischen  Leben. 

L  —  22,  Dem  Alterthum  nnd  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig;  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antik«  n 
Welt  Grieeheiilaiuls  und  Konis  kiuiui  zu  einer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirthschaftswissenschaft  aber  Überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sixtrndischcn  Bemerknnp:on  der  Historiker 
Bnd  selbst  die  ircicgentiichen,  etwas  zusannnenliüngenderen  und 
priDcipielleren  Ausführungen  einzelner Philoso))hcn  Ii ])cr  ökonomische 
Pancfe  können  doch  noch  nicht  als  eine  ,,Politi8cke  Oekönomie'^ 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Massregehi 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Cnlturstaaten  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesichtspnncte  ableiten  ^  welche 
diesen  Männern  dentlich  zum  Bewnsstsein  gekommen  waren  und 
Bach  denen-  sie  handelten.  Der  Znsammenhang  zwischen  gnten 
Fhianzen  und  Maebt  nnd  Wohlsein  vou  Staat  und  Volk  ist  auch 
damals  nicht  verkannt  worden. 


30  Einleitung.  4.  A.  EnUridiloiig  der  FiBanzwiatenacliift  imd  Utefitnr.  §.  22, 23. 

Vgl.  die  AasfÜhruDgcn  von  Böckb,  Staalsluiuh.  d.  Athener  2.  A.  I,  201  ff, 

ül)cr  die  auch  im  Alterthum  nacliweis!)'\rc  u.  erkannte  Bedeutung'  der  Finanzen  für 
das  Staatswolil.  —  Theiiwoise  linanzwtä;»enschaftlichcr  Art  jedenfalls  AoaQ/.icller  Ten- 
denz Ist  die  gevobollcli  und  wteh  30ckh  wohl  mit  Recbt  dem  Xenophon  znjro- 
schricbenc  Schrift  vom  Einkommen  oder  von  den  Quellen  des  Wohlstandes  (:i€qI 
ttoocm  V  Die  moist'Mi^  froilirh  sehr  fragwürdigen  Vorschlüee  dieser  Sclirift  <?'^hen 
daraiil  luaaus,  durcli  üatwickiung  tlor  inneren  volkswirthschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
nnd  Volks  von  Athen  den  Wohmod  üud  die  Staatseinkünfte  unabliängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Rund  irrMios  o,,  j;u  machen,  ü.  A.  soll  im  volkswirthsch.  u.  finaDZiellcn 
Interne  die  Vermehrung  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutxgold  zah- 
lenden Scbntzgenossen  begünstigt,  dem  Handd  soll  doTcb  OfftotUeh«,  mit  nw  Stnts* 
mittein  herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Thcil  werden.  Der  Hauptror- 
schlag  betriff  dio  Ausdehnung  des  attischen  Silberberghans.  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeit:>kräftc  für  jeder  Ausdehnung 
fftbig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  ernicdrigeiu  Der  Staat 
solle  nacli  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sclaven  ansohafTen  und  diese  vcrmiethen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sieb  steigerndes  Einkommen  erwachsen  kOnne.  S.  Böckb, 
a.  a.  0.  8.  777— T89,  Kautz,  Gesch.  d.  NaiOkon.  8.  ffl 

Unter  den  hen'orragcnden  Regenten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  d<  r  Finanzen  fnr  dos  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  u. 
Maassrcgchi  <ien  Eindruck  machon.  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
aosgegangcn  vStcd,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohenstanfc,  besonden  ab  Kerrscbor 
Sicllicns,  faorrorzohebeD.  S.  v.  Ranmcr's  Hohenstaufen,  B.  IIL 

II.  23.    In  der  L  e bergan irsperiode  vom  Mittel- 

alter zur  Neuzeit  bep^annen  sich  seit  dem  1(5.  Jahrhundert  die 
politischen  ächrit'tsteller  auch  Uber  das  Finanzwesen  zu 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  undwirth- 
sehaftliehen  Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  tbeoretische  BesebäftigiiDg  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  allmftlig  erfolgende  LeslOsnng  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Anffassnng;  das  Emporkommen  des  fttrst- 
liohen  Absolntismns,  wodurch  doch  die  Entwicklang  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wnrde;  die  Umgestaltung  in  der 
Webrverf'assnng;  die  Einbtlrgerung  des  rOmischen  Rechts  (auch  des 
Fiscahechtsj;  der  vvacbtjende  Finanz  bedarf  dcb  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  okoDomiHcher  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  v(ill/icheude  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schatt;  die  r.clilentvverthunir  im  Gefolge  der  americanischen  Silber- 
ausbeute; dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirthschaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
(}en  Regalienwesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern^  die  u.  A.  eine  andere  Regelang 
des  Armenwesens  gebot 

Aber  die  ersten  literarischen  Versache  ehier  Art  finanswissen- 
schaftticher  Theorie,  sowohl  in  grösseren  Staatswissenschaft- 
liehen  Werken  (Bodio,  Gregorias  Tholosanas,  Box- 
horn a.  A.  m.)f  als  in  der  abgesonderten  Darstellang  des 
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FiDADSweflens  (Bornitz,  Besold,  Klock,  t.  Seeken* 
dorff  Q.  A.)  waren  und  blieben,  so  nrtbeilt  Ran,  Fin.  I.  §.  80 

mit  Recht,  lange  doch  „sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  lllr  den 
Sammlerfleiss,  als  lUr  die  gründliche  Sachkenntui^s  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
>fia!sanikeit,  Gerechtigkeit  und  wirtitst  haUlic^hcn  Klugheit  aulstelltcn. 
jedoch  die  zur  Erläuterung  hestinunten  Thatsaclicn  aus  den  ver- 
aehiedensten  Zeitaltern  uud  StaatsverhältDisäen  heruahmen  und 
wenig  Einaicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  JahrhandertS|  ergriffen 
fiese  hftftsmftnner  die  Feder.  Aneh  ihn^  standen  strengere 
wiBsenschafiKcbe  Grundsätze  nicbt  vor  den  Angen."  Mercantilistisohe 
Ansiebten  änssem  dabei  Tom  17.  Jabrbnndert  an  immer  mehr  ihren 
fiioflnss  anf  die  Finanzliteratar. 

Die  dentschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
dcrPraxi^^  f;eui{is8,  vorzllglich  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
wesen der  Territorien  an  und  machen  alluiäli^  die  Finanzlehre 
in  einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steinenden  8iaat>!)edarf  und  dein  noch 
nuentwickelten ,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (direcieD)  Steuerwesen  die  Domäneneinkflnfte 
immer  weniger  aasreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regaiienwesens^  der  indirccten  Abgaben,  der 
Aecise  n.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  aueb  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsansgaben  blieb  .sehen 
wegen  des  Hangels  leitender  staatsrechtlieher  Sätze  sebr,nnToll< 
kommen.  Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
GeAlhle  geleitet,  mehrfach  eifrig  fflr  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
.Schonung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten."  (Ii au  a,  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  \  olks- 
wirthscbatt  uud  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Stcuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkannt  und 
findet  in  der  theils  patriarcljalisch ,  tbeils  httfisoh  und  tiseaiisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  treilich  sehr  naiven  Ausdruck 
\f,  Seckendorff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verbeerenden  dreissigjährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
nmächst  direct  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
dsrehgelltbrte  positive  Staatspolitik  („Landesenltur- 
Politik'^)  Volk,  Land  und  Volkswirthsehaft  zu  beben,  wenn  die 
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FSnaiiiaiiitereBsen  des  Fttreten  oder  Staats  sollten  wahi^euomniei 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  Oesiclitspnnct»  wetcher  ii 
den  mitunter  rein  fiscalisch  and  absolntlstiscb  klingenden  Beweis 
ftthmngen  der  Schriftsteller  niclit  %n  verkennen  ist 

Eine  Charact-  ri^tik  der  einz<  Incii  älttTen  Autoreu  ist  bei  der  Unilarfaeit  iliro 
Meinungen  u,  der  \  ■  rwirrthtit  ihroi  Darstellung  mit  w'r^nipon  Worten  kaum  zu  liefen 
u.  durch  den  Werth  UlT  bcliriltcii  auch  hier  nicht  g«  boteu.  Im  FolgCQÜeQ  daher  nu 
Eisiges  zur  Oricntirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatar,  nftmentlich  des  17 
JahrhtirHlcrt-s,  gicht  Kosclier  in  s.  (iesch.  •!  Naiionalökui».  meist  fj(»n.iuerc  AuszU^^-» 
Besonders  wichtig  siud  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  von  Koscher  boge^ 
näüütb  de«  «^Eindringens  des  wüschen  Reg ulismos"  im  16.  Jahrlinndert,  dei 
aber  in  Deutschland  uie  sol  hc  Bedeutung  wie  im  AublMide  (FKwkrcich.  Italien)  ge- 
wann (s.  be».  Koscher  a.  a.  O.  5j.  .'JS.  :?',),  S.  151  Ü.,  158  ff.V  tmd  die  Teriode  des 
sogen.  AcciäCktrcitä  am  Ende  dcä  1 7.  Jahrhunderts  und  spater  noch,  beä.  in  Brau- 
deuburg,  s.  darüber  und  über  die  sich  anknüpfende  Literatur  Roscher  §.  74,  S.  319  tf'. 
V.  Inania-Storncgg,  in  d.  Tiih.  Ztschr.  I^Gö,  B.  21,  S.  515,  Glicmann.  obcndas 
IbTi,  b.  2\K  S.  171,  anch  Kiedcl,  brandenb.  preu«ö.  llaush.  8.  51,  49  lt.,  u.  bes. 
Isaacsohn,  prenss.  Beamtenth.  IL  182 — 197.  Ueber  eine  &hnliclie  Streitschrift- 
literator  bei  (iclogcnheit  <ii  ^  \\al])ule 'schon,  später  gescheiterten  Planes  «liner  Sal/.-. 
Wein-  ü.  Tai»akaccis(»  1TH2  s.  Leser,  ein  Acrisestreil  in  England.  Hoidolh.  IH79, 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  liscalischeu  Kugalisirungen  war  der 
strassbnrger  Jurist  Professor  0 brecht  (1547 — 1612).  aas  dessen  hierher  gehörenden 
Abhandlungen  (IGIT  nach  seinem  Tode  herati<irL'geben  /u  Stras-luirg)  Koscher  lün- 
gore  Auszüge  giebt.  Achniicbc  Tendenzen  linden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Anioren  jener  Zeit. 

Das  im  (ianzcu  auch  wohl  Iiier  in  der  Finunzliteratur  hr(leMtsHin>t<-  Ruch  ist 
Je.m  Bodin's  (Bodinus  l.')30 — t59ri)  L'i7(> — 77  zuerst  fran/ns.,  ilanii  l.'isl  lauinisrfi 
getichriebcnes  u.  öfter  erschienenes  Werk  de  republicn,  bes.  buch  t»,  Kap.  2  de  aerano, 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  i*»5»,  bes,  p.  473~60S,  nach 
Kautz  S.  271.  Rosrher.  (Jesrh.  d.  deutschen  Nat.  nk.  S.  14,1  IT.,  Hicca-Salerno 
8.  a.  0.  p.  60  ti.  Bodin  ragt  Uberhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Xationalökonom 
über  seine  Zeitgenossen  hervor  und  kann  als  einer  der  Begründer  modemer  Staats- 
wissenschaft gelten.    Er  hat  u.  A.  die  .,Verthonerung%  d.  h.  die  l'reissteigerung  der 
Waaren  im  1R.  .lalirhutHhTf        zuerst  auf  die  Wnnf^hrnng  des  Geldes  in  Folge  der 
amerik.  Silbergewinuuug  /.uruckgctuhrt.  £r  vertritt  eine  rationelle  Muozpolitik.  ^>eine 
Aosftthruiigeii  Uber  Klnanzco  steilen  bereits  eine  Art  theorstisehos  System  dar.  Kr 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  VcrwciKhiii^''  des   fürstlichen  Eitikommens, 
wobei  neben  den  eigentlich  Olfentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  hervor- 
gehoben wird.   Er  hüugt  die  Einnahmen  in  ein  System;  Domanialeinkommcn,  das  er 
nr  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veriasserang  der  Domänen  vorzu- 
beugen ist:  Beute  u.  ilv;!.  vom  l'i  indf  •,  (ieschetikr.  niirli  testamentar.  Zuwendung-eit 
Ton  Freunden  u.  Untcrtbanen;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshaudel  (bedenklich): 
Abgaben  der  Kaufleute  beim  Ein-  und  AusAdiren  der  Waaren  (Zolle,  höhere  Ansfiihr-, 
niedrigere  Eintuhr/ölle\  alt  und  im  (ianzen  h.Tichtigt;  endlich,  ilirecte  Steuern:  nur 
\m  Fall  absoluter  Xothwendigkoit  zula>sig,    l  iir  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(koine  Excmtitin  der  privil.  Stande)  u.  (ileirhm  issigkeit  verlangt.  Luxussteuern  werden 
empfohlen.    Die  theueren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedenklich,  *  h>T  im  Fall  der 
Noth  Zwantrsanl«  iluMi  /ul  »^m*;;    Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwalttmj?,  dor 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  Ceusus  (Volkszählung,  mit  vieler- 
lei speciellen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Nelxn  Bodin  ist  sein  Landsmann  (iregorius  (G rögoit^e )  Tholosanus  ^aus 
Töulous.  .  St.  l."»U7)  mit  s.  Wnrko  de  republ.  ?t.  Rtidi  zu  nennen.  Nach  Hau  §.  2o. 
Kote  ü  wuitie  dii'S  Buch  mehinials  allgedruckt,  u,  a.  1  laucof.  I(i42,  4".  Arnd  (bi- 
bliotb.  polif.  hersltlica.  1705.  S.  «7)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  15il7;  nach  der 
bi.igraphif  ff. m'-r,  XXI,  s71>  ist  die  älteste  Ausgabe  l  V»r.  zu  ('ahor-^  <  n?i  hi'  ii.  ri. 
Naud>  .  bibiiogr.  polit.  Uai.  1712  S.  2b  sehiidert  den  richtig:  omnia  ingcrit 

et  pauia  digerit,  vgl.  Bau,  primae  llneae  historia<>  politices.  p.  S2.    S.  Indessen 
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ander-.  Rosclici,  (Jescli.  d.  deutschen  Nat.öl;.  S.  fr.  Bodinns  wird  nach  Ran 
ron  (iregnnus  nicht  erwähnt,  scheint  aber  Ton  ihm  hic  und  da  benatzt  worden  zu 
sein;  er  hebe  mehr  die  jnrlflischeii  u.  religiösen  Gesichtspuncte  als  Bodin  herror, 
»«ige  Wik  »UCh  mehr  zur  uubedingtcn  furstl.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbrnnch 
angerOgt  zu  lassen.  —  Aiuii  die  lioll.ind.  j)oli(.  Schrif>ste!ler  u.  NationalOkonomen 
des  17.  J.b.  sind  z.  Th.  ant  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  dio  beiden  De- 
leeoort  (Peter  1618^1685,  n.  Jen),  Bozliorn  (institotioBes  politlCM  Hb.  I,  e.  !0, 
auch  varii  tracfatus  polit.  Auisteld.  1643).  S.  darüber  E.  Laspeyres.  Gesrh.  d.  rolks- 
wirthsf*h.  Aiibcliaininircn  der  Niederländer  w.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Kepubi.,  Lcipz. 
1S63;  dcrs.  über  Delacourt  in  d.  Tüb.  Ztschr.  is(i2,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  3W  (prin- 
cipicUc  Abweisung  der  Glcichmässigkeit  der  Bestcaemi)^;  um  die  vohlhebeoderett  u. 
völk?.winlis>  haftlirh  wichtigeren  Tlieilo  der  Berölkerting  nicht  ans  dem  Lande  zo  ver- 
drängen, seien  diese  mitätcuorn  zu  schonen).  Koscher  Gesch,  d.  ^atök.  S.  221  ff. — 
ÖMler  den  iulien.  Zeitgenossea  Bodin 's  f ertiict  der  bedentendste,  0.  Botero  (1540 
— 1617)  (della  ragioue  di  stato,  Venet.  1589)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theorct. 
An«üirhtcn  über  Finanzen  wie  Bodin  (Ricca-Salerno,  p.  62  ff.  Eb.  über  andere 
Italien.  iMnanzschrifbteller  der  Zeit).  Auch  Sully  s  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode zu  erwähnen. 

Die  deutsrbcn  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
Vcrselbständigung  und  Systematisirnng  ihrer  Ausführungen  Uber  Finanzen. 
So  giebt  BorDitx  (Jae.  Bornitios,  aeraiiain  Francof.  1612,  4*^)  ein  Gerippe  einer 
Flannsvittenschaft.  Er  betont  vor  Allem  die  Domänenwirthschaft  als  Gnindlage  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  Princip  Stenerexemtionen,  verlangt  aber  sonst  Glcichmässig- 
keit der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  (ibrecht'schen  Kejialisirungstcndenzcn  (s. 
Ran  SO,  IVote  b,  Roscher  S.  184,  193—194).  —  Chr.  Besold,  ron  Roscher 
der  grösste  deutsche  Stait-^ .  lehrte  in  dfr  1.  Hälfte  d   17.  J.h.  "[enannt  (a.  a.  0.  S. 

1  (K*)  tl.),  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
fragen und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben  (zuerst  1615  [?],  2.  A. 
1620  o.  spätere).  Er  ist  gegen  die  willkuhrlicbe  Ausdehnung  der  Regalien,  nur  aus- 
nahrnsweisc  für  Siaatsmonopollcn.  In  der  Resteuerang  vertritt  er  die  ständischen 
Rechte  der  Bewilligung  und  Controlc,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
er  verwirft  die  Sienerezemtionen  der  privil.  Stftnde  (Roscher,  S.  303  —  205.  Ran, 

20,  Note  R'.  —  Von  Einfliiss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 

2  frro<^(>u  Finanzwerken  Kaspar  Klock:  tractatus  oeconomico-politicus  de  contri- 
bntiouibus,  Brem.  1634,  Fol.,  und  tract  jaridico-politico-polemico-historicus  de 
aerario,  Norimb.  1651,  2.  ed.  1671,  Fol.  (Roscher  S.  '210-  217  hebt  auch  hier 
■Iis  H  uipf  'iMirhe  irnt  hervor^  Ztrei  iineiKHu  h  weitschweifige  und  von  ihrem 
Thema  abschweilende,  höchst  umfangreiche  Werke  (dan  erste  von  519,  das  zweite  in 
iet  2.  AnlL,  besorgt  Ton  Peller,  ron  1104  doppclspaltigcn  Seiten  Gross-Folio). 
NationalOkon.,  Jurist,  u.  finanzwirthschaftlichc  Erörterunn^en  Laufen  neben  einander  her 
u.  sind  mit  polit.,  histor.  u.  anderen  K.vcursen  wirr  gemenj^t.  Im  1.  Buche  de  aerario 
wird  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ranzen  Weit,  im  2.  Buche  eine  Er- 
Sltemng  Ober  die  veischiedenen  Mittel  \i.  Wp^h  der  Beschaffung  der  Einnahmen  ge- 
geben, unter  Bcrncksirhtiifung  der  damit  in  Verbindunir  stcheniieri  volkswirthschaft- 
Itchen  und  Yerwaltungsfragen.  In  der  älteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  stindi- 
ft^en  Rechte  auch  in  Betr.  der  Bestenemng  fteisinnigcr,  in  der  zweiten  ahsolntisti- 
scher.  Er  tritt  für  das  Regalicnwesen  ein,  doch  mit  Maass.  Fllr  die  Steuern  stellt 
er  einige  richtige  volkswirthsch.  Gesichtspuncte  auf  u.  macht  Knfastrirnnsrsvorsrhläsre. 
Ben  Accisen  redet  er  wenigstens  in  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Landern  wie 
Deutschland  nicht  das  Wort.  Bestenernng  der  wichtigsten  LebensbedtUfnisse  rerwirft 
er  (s.  bes.  Roscher,  S.  215  —  217). 

W  ährend  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz- 
ffagen  herantreten  nnd  düese  wissenschaftlich  ^  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
ddn  wollen,  verfolgt  dor  bedentendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
wig von  Seckendorff  0626 — 1692)  mehr  practische  Verttaltunsrszwcrlcc  in  seinem 
lange  Zeit  sehr  cinflussroichen  Werke  „der  tcutschc  Ftlrstenstat''  (^zuerst  ItivC, 
Prsokt  a.  M«,  in  U.  4".,  erschienen,  die  ron  mir  benutzte  n.  im  weiteren  Terianf 
citirte  Aufl.,  dann  noch  nfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  ^'erf.,  bis  in  die 
Mitte  d.  18.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Ruch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
lage des  polit  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  verschie^ 
A.  Wafpaer,  FioaniwbiieBsphall.  l.  8.  Anfl.  3 
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34  Einlcitwig.  4.  A.  fintvicUaiig  der  FinaazirisseDfiehaft  n.  Litentar.  $.  23—24. 

(Iciio  (iclehrt«:  ihre  Vorlesuii^vn  liii-lteii"  t  Kosrlu^r  S.  23*»,  der  ihu  eingehend  wür- 
digt, S.  238—252,  über  S.s  linau/.-AutTa&>UDguu  S.  24li  If.).    t.  S.  war  ein  cliron- 
foster  Staatsmann  von  gesnnder  realpolitiscber  u.  gem&Süigt  conservativcr  Bichtung, 
lange  in  herzogt,  sächs.,  zuletzt  in  knrbnndcnh.  Dicnsteu  (Kanzler  d.  Univcrs.  Halle). 
Still  <!' nsnnt'  S,  in  den  neueren  Auflagen  v<»rnichrtes  u.  in  einzelnen  Pujictcn  vcr- 
anderies  Hauptwerk  liefert  ein  Schema  lOr  die  Beschreibung!:  eines  Fürsteuthuuis  oder 
oiner  älinlichen  Hcnscliaft  (kurzer  1.  Theil),  behandelt  dann  in  einem  2  Tb.  die 
Jjiirichtun^  der  Verfasaung  und  Ko£ci'^runfr  einfs  solchen  Land-  s  d.'s  Rri  iicren  ein«* 
\vt  alli^emeiner  u.  innerer  Verwaltung^lehre)  und  gebt  in  einem  dritten,  dem  hierher- 
'gehörigen  Tbeile,  auf  das  Finanzwesen  und  die  Finanz  Verwaltung  ein:  „von  eines 
Lands-Herrn  eis  mh  u  (»ütern  u.  Einkdnflteu,  Vorzügen  u.  Kegalien,  dadurch  er  nel>eii 
Fur>rlii  l).  i'  ii.  Ilcirlichcr  Fräuiinen/,  u.  Hoheit  die  Mitte!  zu  sLiner  Für^fI.  ii.  Standeei 
;$cbuhrlichen  üutcrhaliunjj-  u.  ergctzlichkeit  erlanget  u.  wie  er  darauss  sein  Kammer  u. 
Hanssveeen  führet  u.  bestellet**.  (Das  Wort  «^tlnanz'*  bedeutet  bei  ?.  S.  noch  in  jenem 
älteren  Sinne  [s.  o.  §.  ö.  S.  6]  „unbillige,  zumal  aiiliiii-r  Erprcssunt^'-.  Koscher 
S.  241).    Er  bt  traclitft  liier  freilich,  für  seine  Zeit  cbaracterisiisch  bei  allem  Maass 
im  Einzelnen  u.  bei  puIilisLlien  Ansichten  —  z.  Ii.  iu  Betreff  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  ftlntl.  Absolnlianus  der 
Zeit  schmeicheln.  ..ili«;  ir.tii/.-  Volkswirtli cliaft  ans  dem  Standpnncte  des  noch  vorzugs- 
weise hdh»ch  u.  domauial  gefärbten  Kcgierungshaushalti»"  ^Koscher  S.  24U).  Der 
genannte  3.  Tbeil  des  Werks  ist  mcbr  eine  practiscbe  Finanzrerwaltungslebre  n.  Dar> 
Stellung  der  positiven  I  itianzverhältnisse  in  deutschen  Landen,  als  eine  thcoret.  Finanz- 
wissenschaft.  Doch  linden  sich  Bestrebungen  der  theorct.  Systemati^irunir  und  der  prin- 
cipielleu  Behandlung  u.  (jenerali>iiuug  vielfach.    In  5  Kapiteln  wird  gehandck  vuu 
den  ÄirstL  Gatern,  EinkUhflcu  u.  Regalien  insgemein  (Kap.  1);  dann  speciell  von  den 
t'fir.->t!.  eigenen  Gutern  u.  Einkünften.  .,di«:- iiiclit  auf  Ki  i^alien  bosteln'n"  (jiiivatÄiiilibch. 
Einnahmen,  K.  2,  Gubüudc,  landwirthsch.  KammergUter,  gemeine  Üetülle,  Kenten, 
Gülten,  Zinsen.  Zehnten  u.  a.  m  );  von  fursU.  Einkttnnen,  Hoheiten  n.  Gerucbtigkciten, 
dio  andere  Si.iiido  des  Lands  insgemein  nicht  baben,  sondern  als  fürstl.  Kegalien  gel- 
ten, od  r  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuzichen  sind  (Kap.  also 
Einnahmen  aus  Kegalien  i.  e.  S..  gebühren-  u.  steuerartige  Abgaben,  wuhin  v.  S. 
rechnet:  Bergregal.  Mttnzregal,  Geleit  u.  Zoll,  Lehen'-Ho&angetegeubeiten,  Wildbann 
nebst  Jägt'K.i.  Fischerei  u.  Wassernutzung.  Fotstbann  u.  Waldiiutzung,  „Landcs-Sifnor- 
hnrkeit".  l  iscalgcrechtigkeit  u.  dfil).   Das  4.  Kap  beschäftigt  sich  mit  der  Bestellung- 
dci  furatl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung  der  aufgezählten  Einkünfte, 
Nutzunireu  und  Kcgalien  (die  cigcntl.  Finanzverwaltungslehre,  mit  Ausführungen  über 
Vcrrorlinuriv'sw»'sen.  Etats  u.  dgl.\    Das  5.  Kapitel  ist  eine  Darstellung  der  füntd. 
Privatökouomie,  indem  <^  von  der  Bestellung  u.  Verfassung  der  „fursti.  Hofstadt** 
(Hofb^linng)  bandelt  u.  die  dazu  gehöiigen  Aufgaben  u.  Einrichtungen  nfther  darlegt. 
Das  Privat-  u,  ÖffcQtlich- Rechtliche  und  -Oekonomische  wird  doch  schon  nudirfach 
deUtliclKT  geschieden.    Bei  der  Minderung  dos  Finnti/ht  darfs  (Frankf.  Ausg.  v.  IGST» 
S.  lt)4j  werden  0  Kubrikun  gebildet,  die  erste  und  dio  itt/.te  bctreüen  fürstliche  Privat- 
intoroäsen  (Hauähalinng  —  Ergötzlichkeiten),  die'  1  inittlereD  dieutlichc  Angelegeo- 
heiten  (Besoldung  der  Hof-  u.  Sfanf>dii  ner.  —  sonstige  innere  u.  äiBsere  Verwaltung^, 
—  Erliaituug  der  Schlö»:>er,  Amt>^gebäude,  Festungen,  Landbtras.sen,  Brucken,  — 
Kirchen-,  Schul-,  Armenwesen).    Ein«  cbaracteriüt.  Reihenfolge,  in  der  beacbt<»D$- 
werther  Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Mililärwesens  als  Hauptglicd  der  Aus- 
gaben noch  fehlt.   Bei  der  Darstellung  u.  Bennheilung  der  Einkünfte  hU^hcn  auch  für 
V.  S.  nach  deubchcr  Fraxis  dio  Domauialeinküiitie  u.  Uegüleiunahmen  voran,  vvubci 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  dio  alten  Begale  gedacht,  nicht  deren  Ansdehnnng  das 
Wurt  geredet  wird.   Dio  Sf  U(?rn  fas>t  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  nuch  als  ein.»  dureh- 
aus  extraordinllre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  stand  Bcwilliiiung  zu  erhebende  Kinnahme 
auf  (S.  222  ü\)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbarem  Ziel  wieder  zur  Beseitigung 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  iinen  ordouttichett  Eiuktintiten  u.  die 
Unterthancn  bei  Abl'';:ni)2r  ihrer  Eibscliuldipkeit  In mlicti  und  venrnU-jt  sein  knmicn** 
^S.  229).    Später  erbcheint  ihm  diei»e  Uoüniing  selbst  als  zwcifelliatt.  Er  neigt  dann, 
aus  den  gewfthnncbvn  Gründen  der  pract  Staatsmänner,  („Dnmorklicbkeit")  mehr  zu 
Accben,  Lizenzen,  Cunsumtionssteuern  als  zu  Schätzungen. 

In  vi«  !»'r  Bt»/.i«dmng  ein  Z'  rrl»ild  der  patriarchalischen  Auffassung  der  Volks- 
»  inhöchaft  und  des  t'iuauzwcsens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Sccken- 
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dorüs,  iii  \V.  von  Schiödor's  fUrsü.  Schatz  u.  Rentkammcr  (zuerst  J6S6  u.  S  mal 
spiter  aufirelcgt).  Dcunocb  ist  mulir  die  Au!>druckä weise  al^  die  vulbivirthwliaftliclie 
Q  fiiian/.ie]lo  Gruiidfi.iuiLiu  des  liuclis  so  ari>tösM}f,  dc>hcii  Vcrf  nur  sonst  rUrklialt- 
Io»er  Al)aolutis»t  0.  atrciij^er  MercautUist  war.  Kr  eujiticUlt  wörtlich  dem  Fun»teQ, 
gleich  einem  Hatt&fatcr  »eioon  üiitenbaDcn  er>t  zu  einer  irutcD  Nniirung  zu  Terbeifcn, 
Venn  er  iliucn  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ciu  Hausrater  das  Vieh,  das  er 
?cMarliten  wolle,  erst  iiiä>tcii.  die  Kolio,  die  er  tnclkcn  wolle,  erst  put  f'ttT'T'i  i!«ti<-r- 
voü  der  Furo)  abgesthcii  ja  ciu  Kau^  richtiger  u.  vüu  dcu  practischco  Fiijauzuiauiicni 
oft  VDbeaclitet  gelassener  Satz.  (Rosebor  S.  ^294  ff.K  —  Auch  die  bekanuten  pfrotöcti 
Sta.it-iielclirti  n  d-  r  KiiocliL'.  II.  Conriri'j-  die  acrario  boni  principis  rertc  ronstituciido. 
ao^endo  et  conscrvando,  Koi^cher  S.  2)>0  ü.)  uud  Puffcudorl'  (cb.  S.  älti)  grhörcu 
ztt  dcii  in  der  Litertriiistorie  der  deutHcben  FiDanxvtssoDscbaft  zn  iicnnendeii  Aotoren 
IMe  S<:hrift  des  erstercn  enthält  nach  Koscher  „eine  ziemlich  vollständige  Finanz- 
rissenscliaft  jcii-  r  Zeit,  allenthalben  mit  volk&wiithschaftlichen  Diirdihlickcii"*.  Pt)l!cn- 
dorf's  Finanziehre  i&t  „eiu  aufgeklaitcr  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 
die  Pnuiis  des  Groaeen  Kurfbrsien**  (Roscber>.  BoDerkeuswenb  ht  seine  recbts- 
philosopbische  ßcgründung  der  Besteuentnf!:  auf  d«  n  S<  hutz  für  Leben  n  Vermögen, 
den  dafür  die  Uiiterthancn  genössen,  und  seine  Forderung,  da&6  die  bteuerreriheilung 
nach  Verhältxii>s  des  Nutzens  (h^r  Pflichtigen  vom  Ofrentlicben  Frieden  erfolge  (Ko- 
scher, 8.  917).  Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  tiogeD.  ««Genusspriiicip'* 
u,  ...^s^cf-uranzprinrip"  als  Kechtspriocip  fttr  die  Ik^nindun?  nnA  ^nanzvirÜutcbaft- 
Uches  Ftiucip  für  die  Yertheilung  der  Steuern  (Fin.  11,  §.  41b,  34U)!  — 

ünter  den  aasl&ndiscben  Sebrifblellern,  welcbe  Finanzfhigen  mit  berühren, 
sii  d  im  IT.  J.h.  in  Eucflaml  die  Philosophen  Hobhes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
nen, wofür  lii<^r  auf  Ro'^rher,  z.  <iesch.  d.  engl.  Volksw.srh.lelire,  Lpz.  l*«il.  ii  jet;:t 
auch  auf  Kicca-balciiio  a.a.O.  p,  S2  11'.  zu  verweisen  genügen  muss.  iUci  Lücke 
SteuerOberwälzangsiheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero's  Ein» 
ßasä  nach.  Bedeotendes  aal  diesem  tiebiete  tritt  nii'bt  berror  (Bicco^Salcrno 
p.  73  IT.). 

Die  enribnte  Epocbe  des  Accisestreits  in  d.  2.  HSlfto  des  17.  J.h.  and  noeb 

hinüber  ins  18te  spielenil,  hat  zu  einer  Strcitschriftlitcratur  geführt,  in  die  Koscher 
u.  die  oben  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einhlirlxe  e:.  wahren.  Aebniicher  Streit 
der  Ansichten  über  direrto  u.  indirecte  Stcm  ni  \vi<'  no  h  heute. 

§.  24.  Bis  über  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaus  ändert 
sich  in  diesem  Zustande  der  Finanzlitcratur  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Auschaaangen,  wenn  auch 
alloaälig  unter  dem  P^influss  der  neueren  Staats-  und  Eecbtsphilo- 
sopbie,  besonders  M^olfiP scher  eudämonistiscber  Kichtung,  wurde  die 
Finanstheorie  in  Deutschland  nnr  mehr  nnd  mehr  systematisirt 
ond  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anscfalass  an 
die  Kameralwissenscbafl,  diesem  ,,Inbegriffe  der  flfr  einen  Beamten 
in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"  (Bau)  oder  als 
ein  Theil  dieser  Disciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 
und  V.  Sonneiii  eis. 

S.  die  Literatur  in  Rau,  (irundriss  der  Kameralwisücnschaft,  1S2.'J,  S.  10.  Viele 
blos  finanzielle  Schriften  bei  Ztncke.  Kanicralisteiil»il>liothek,  III,  7So  ö".  (,1751).  — 
So«-h  heute  sind  manche  dieser  S'^Iiriftori  noch  dcsliall»  beachtensworth ,  weil  sie  die 
Verkältnisäe  der  damaligen  Praxis  schilderu  oder  zum  Au:igangi>punct  der  tbeoret. 
BetrachtOBi^  ndiinen.  Par  die  ganze  dentsebe  KaiDeralwi!«enscbaft,  die  eine  Wurzel 
der  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  fUr  die  „kam  rjli>ti^che 
Fin  wizwisscnschnff  d^^s  1<.  Jahrhunderts  ist  die  cudämonistibche  oder  Wohlfahrtsstaals- 
Plüiosophie  Chr.  \\  olli  s  vielfach  von  Einflass  gewesen.  —  jene  Philo.Nophic.  welchu 
He  die  Praxis  des  Staats  des  ^.aufgeldSrten  Despotismus"  der  Kriedricb  Ii,  a.  Haria 
Tberen»  bi  mancher  Uinskht  die  tlMor^ische  Bej^ndung  u  Recht  fertigun;  gegeben 
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36  Eüiläitung.  4.  A.  EntwicLluug  d.  1  iiiaiuwiaaenacitait  u.  ibici  Lilciutur.  §.  4. 

bat.   Unter  den  finanz.  t'achschriflten  reniienea  hervoii^hobra  zu  weiden:  Gasser*s 

erster  Inb&bcr  dos  von  Friodr.  Willi.  I.  neu  enirhf.  tr-n  ökononi.  Lehrstuhls  an  tler 
Inivers.  Halle,  1727)  Einicit.  zu  den  ökon.,  poiit.  u.  Kameralwisscnschaften .  17211 
U.  Band  ,  „eine  nach  den  dama]i<!^cn  Beg^ritfco  ziemlich  roUständigo  Finanzwissenschaft" 
(Roscher,  S.  H72  W'.),  d.  L.  vorncmlich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  ti.  K<-galien,  deren 
KltHige  den  Civilrtat,  wahrend  die  Stenern  df-n  Mililäretat  zu  deeken  haben.  Bei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dicker  Epoche,  hier  wie  auf  dem 
vorwandten  polizetwiMenschaftl.  Gebiete  war  Jeh.  Heinr.  Gottl.  ton  Jnsti  (gest  177t. 
ausfuhrlich  Uber  ihn  Koscher,  S.  444—165.  über  s.  Fin.viss.  4öl  Mit  seinen 
hicrhergnhi^rigen  f^ros'^en  Werken  (System  drs  Finnnzwesens,  Halle  1761,  1.,  ti.  Si.i.-\fs- 
wirihschait  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  »taik  verinelirte  A.  175S\  hat  v.  Justi  wohl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  iinaii/.tlieoretibchen  Systematikers  seiner 
Zeit  ciwurlM  11.  ^Tit  Recht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihn  <loi  h  wohl  etwas  ulx  i- 
Hchützcnd.  Auch  Kau  neunt  seine  Werke  „die  erstu  ausfohrlicho  u.  methodische 
Abhandlnngr  der  Finanzwisaensdiaft«  die  aneh  lange  Zeit  Handbvch  der  Practiker 
blieb."  V.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenfels  nnf  ausgesprochen  eudümonist.  Stand- 
puncte  (s.  bes.  d.  Einicit.  z.  System  d.  Fin.  S.  4  If.)  u.  theilt  die  Vorzüge  u.  die 
Schwächen  dieser  philosoph.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Conflictc  zwischen  den« 
Staats-  und  Volksintereese  n.  der  Einzdfreiheit  so  wenig  als  seine  practlschen  Vor- 
bilder, Maria  Thfre«;ia  n.  Friedrieh  d.  Gr.  zu  lösen.  In  polit.  Ansichten  ist  er  vnit 
Moutetit^uiou  bccinflusst.  Die  Anschauungen  seinerzeit  Uber  Bevölkerung,  positive 
VoUswifthsohafispolitik  (,JPoUzei'')  als  Hiltel  zur  Hebong  des  Wohlstands  n.  damit 
der  Finanzfcraft,  im  Gedankengange  der  v.  Seckendorf'  u.  v.  Schröder,  theilt  er,  wa^s 
auch  auf  seine  theoret  Bi  hamilong  der  Finanzwissenschaft  Einflnss  iilife:  der  1.  Band 
der  „Staatswirthsch."  enthalt  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  Veruichrung  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithhi  die  Staatskanst,  die  Polizei-  und  Gommersienwissenscb.. 
nebst  iler  Hanshaitunirsktin^t" ;  der  2.  Band  hniit  dann  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  kameral-  oder  Finauzwissenschaft"  auf,  oder  „die  Kehre  von  dem  ver- 
nünftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".  Es  (ritt  überall  bei  v.  Justi  in 
Tolkswirthsch.  Fragen  der  so  chacacteristi:s(  ho,  th.  mercantilistischc ,  th.  staatsberor- 
uiundi  lulo  Standpunct  der  Dortrin  vor  den  l'hyj^iokniten  u.  Smith  scharf  hervor  Im 
Finanzwetteu  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kameralisteii 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  thatsächlichen  Debelstand  ansieht  q. 
v(>n  d-n  Einkünften  ans  den  Dumänon  n.  Regalien  sagt,  „sie  seien  eigentlich  die- 
jonic-i  n.  worauf  der  Staat  fundirt  ist"  ^Fin,  S.  ;M7).  Die  Stenern  u.  Abgaben  .sollten 
dabei  t  iijcndich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  worden  (Eb.S.  JJöOU 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Begcln  der  „staatsbürgerlichen  Gesellschaft", 
im  Wesentlirli  !:  v.  A.  Stnith  (Fin.  S.  y.lVl  iW.  36S).  ;iiif.  kennt  die  Bedeutung 
des  Huan/.te(  hnischuü  Moments  in  allen  Steucrsacheu  gut  ^Fin.  S.  Ii.)  u.  hat  hier 
for  die  Folg'  zeit  der  deutschen  Stenertheorie  rorgebmit  Die  lediglich  principielle 
Behandlung  der  Steuerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Kück- 
sicht  auf  die  Steuertechnik,  wird  so  mit  Recht  vennieden.  Seine  voJkswirfhsrb. 
Würdigung  der  Steuern  cnth  ilt  im  Einzelnen  manches  nichtige,  entbehrt  al»er  freilich 
jener  prindpiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smithschen  Zeit  anseht  wird. 
In  Montes(iuieu 'scher  Wei>L'.  aber  nicht  mit  einfach.r  Zn>tirnmun£r  zu  ihm.  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandelt  (Fin.  8. 869  IT.).  Doch  die  ganze  Staateidee  ?.  Jnsti's  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass  grade  seine  politischen  Betrachtungen  der  Bestenerung  genügen  konnten. 
Im  Ganzen  ist  er  grösser  im  Speciell«  n .  im  Technischen  als  im  Allgemeinen,  Philo» 
sophischen,  üetientlich-Kechtlichen,  Volkswirthschaftlichen. 

Der  jttngere  Zeitgenosse  ?.  Jnsti's,  der  Osterr.  Nationalftkonom  Joh.  r.  Sonnenfels 
(173.'}— 1S17,  jüd.  Abstammung)  nimmt  in  der  dentM  hon  Finanzliferatur  des  vor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmteji  viel  knapper  geschriebenen  Werke  ,,Grund- 
sAtze  der  Polizei.  Handlung  u.  Finanz"  (3.  B„  I.A.  Wien  1765.  6.  1<<>S,  nach  der 
idi  citire.  7.  ^.  ISID)  woki  :iU  i  inanzthcoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 

ein.  ^1:1.  Koscher,  533  — ö.'i2.  ul»er  d.  Fin.wiss.  S  ."1*^11.).  Er  war  /war  eh-  iifall- 
Eudamonist  und  aufgeklärter  Absolutist.  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Berftlkernngsprincip'*  (Vermehrung  der  Ber5Ikerang  als  Ursache,  Wirining  u. 
Massstab  der  Hebunjf  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noeh  k.aum 
berührt,  aber  lu  seinem  poJiti.Hchcu  Unheil  u.  seiner  Auffmisuug  des  Finanzwesen 
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doch  Schoo,  a«mcr  Zeit  eubprecheuü,  mehr  ein  modumcr  Manu  ab  v.  Justi.  in  seiner 
Stuiteiifiassonf  ron  BoasBean'scheB  Ideai  mit  bodnÜQSst  Dom&nen  u.  Kcgalica 
trctea  bei  ihiu  weit  mehr  zurück  als»  bei  r.  Juati;  seine  Stouerlebre  ist  nicht  so  tcch- 
üi>ch  eingehend,  aber  principiell  schärfer  u.  z.  Ii.  seine  Pulomik  wider  die  StLiit»r- 
früheitcn  priviieg.  Stände,  vor  Allen  der  „Cleriscy"  athmei  den  (ieist  der  Josctiaischen 
Zdt  a.  der  «^taatsbargerlichen  Epoche''  (III«  167  ff.). 

Aus  der  deutschen  Finanzlit.  sind  ausserdem  etwa  noch  zu  neoDen:  die  iinauz. 
Anüiel  in  Bergius'  Polizei-  u.  Kameralmagazin,  17tiT  If ,  H  Bände.  —  v.  Pfeiffer, 
Cnfidriss  d.  Finanzwesens,  Lpz.  ITSl  u.  dcss.  Lehrbe^riff  samtntl.  ökon.  o.  Kaineral-. 
vbMiiÄih.  ITiil— 78,  VI  (Roscher  S.  555  ff.).  —  Jung.  Lehrb.  d.  Kin.wiss.  1789 
Kosclicr  i>.  552).  —  IMssig.  Fin.wiss.  178i)  (Roschers.  :>yi).  —  S.  auch  ^^oT- 
timer,  (irundäjUze  d.  iiandlunga-,  Staats-  u.  Fiu.wisscnschaften,  d.  v.  Eugelbrecbt, 
Hamb.  178J.  Mehr  ?oai  Staodpanot  d.  pract.  StaattiUDits  aus  d.  Scfaole  Friedr*  d.  Gr.: 
<)e  Biel f cid,  institutiODS  politiqnes,  1760,  I,  ch.  11,  12  (Roscher  S.  426  fL). 

J>iese  gante  Finanzliteratnr  des  18.  J.h.  leitet  dann  htnttber 
sor  modernen  dentechen  FinanzwisBenscbaft  der  streng  wissen- 
seliafUichen  Periode,  anf  die  sie  (auch  von  Ran  gilt  das  noch) 

einen  deutlichen  Einfluss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
durch  ilic  luathtigeien  Kiullus.se  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
ucd  mehr  znrttckgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berecbliju^ter- 
massen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Beiiicksichtignng  der  tinanztechnisohon  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschait  Dauli  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  ItbertiitTt. 

In  der  anständischen  Literatur  Ton  Ende  des  17*  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nnr  ausnahmsweise 
m  der  in  Deutsehland  beliebten  Systematisimng  der  Finanztheorie* 
Aber  eimge  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswertbe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthc. 
So  fördern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  Yanban  durch 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Bcsteuerun};  nnd  deren  Wirkungen  und 
durch  Erörterungen  und  ReformvursehlUgc,  welche  sich  daran 
schliesscn.  die  theoretische  Erkenntniss  des  Stenerwcsens.  Die 
Theorie  des  örtentlichen  Oredifs  nnd  damit  zubaninieuliiin^ender 
i'untte  wird  durch  den  Seliotteu  Law  gefördert ,  trotz  des  praeti- 
^chen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
mttssig  (Broggia).  Montesqnieu's  Auftreten,  das  auch  für  die 
rinanztbeorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  föUt  in  den  Sclilugg 
dieeer  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hume.  Beide  4)nngen 
dann  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswissen- 
sebaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
cidmmirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
sollte. 

Kiheiw  £ingehe&  auf  diese  Literatur  iDlteseii  wir  oiu  hier  Tersagcn.  Sic  darf 
»ber  Vicht  notefsch&tzt  oder  ttbcnehen  vcideQ.  Raus  Urtheil  Fin.  I,  §.  20  ttbcr 
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die  Italicner  des  Ib.  J.h.  ist,  wie  Kicca-Sal erno'ä  Arbeit  zeiget,  doch  za  ungttAStig 
liiltticbUicb  der  Ausbeute  dieser  Autoren  aoch  ftlr  dioFinani:wis.>cnäcbaft.  Boisguilbcrt 
u.  Vanban  sind  von  der  neueren  Iranzö:^.  Literarbi&toric  wobl  etwas  ttbcnnkfiig 
hcrrorgcbob«'n  und  tiberscbätzt  worden,  aber  bLincrkeiiswerth  bind  ihre  Aiisfiihruiigcn 
Ubor  die  Unbilden  der  datnaliucu  Bcstcucrunic  u.  ibrü  BeformvoräChlägc  allerdings. 
S.  beider  Schriften  (B/s  Detiiil  de  U  France  Iii95.  t.  cd.  1697,  Factum  de  la  France 
1706  oder  1707,  V.s  dime  royalc,  1707"  in  vol.  T  der  Collect,  des  princip.  iconouiistes, 
cd.  Daire.  Darüber:  Horn.  econ.  poiit  avant  Ich  p!ivsio<rati'i.  Par.  186",  Cadc  t, 
•P.  de  Boisgiiiliiert,  I'ar.  1870.  G.  Cohn.  Boiss.  in  d.  Tub.  Ztschr.  1869,  B.  25, 
8.  SttO,  r.  SlEarzynslii  P.  do  B.,  BerK  18'a,  Bieca-Salcrno,  S.  Ü6  Q'.  B.  wie  V. 
strebten  doch  vor  Allem  nach  <;iiier  Erfrechteren  nnrl  wirf liscliaftlich  zweck- 
mässigereu  Yertheiluüg  der  Steuerlast,  wobei  der  VerwaitUDgspmaikvr  B. 
nur  nicht  so  radical  vorgebt  aIs  der  Mancball  Yauban  mit  seiner  Fofderong  des 
„KOnigszehenls''  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Erträgen .  —  Law*s  (,'redittbeorie 
bf'H.  ift  s.  ..mt'inoires"  u.  ..lettros"  >-nr  Ics  bnnques  (im  1.  vol.  der  Coli  «1.  priuc.  ccon.^. 
Darüber  iv.iutz.  S.  282.  Horn,  j,  l.aw,  Lcipz.  lS5s,  bes.  Kn  i es.  Credit  I,  tiii  fl.  Weitere 
franzOe.  Finanzschriften:  Dural,  Clements  des  tinances,  Par.  1730.  Dntot,  refieic.  pottt. 
siir  les  tiu.  et  le  commerce,  l.a  Haye.  1T'<8— 54  II.  H.  AucUMelon.  essai  polit.  sur 
le  commerce.  1734,  Forbon nais,  recbercbes  et  cooäidur.  »ur  les  üa.  de  Franca  1758 
n.  a.  m.  bcrahroD  Finanz-,  Credit-,  Stenerfragen.  Oronber  de  Groubenthal, 
tli6orie  g^ner.  de  l'admiuistr.  des  fin.  P.  17ss  2  B.  —  Ueber  die  Italiener  iauch 
andere,  wie  z.  B.  Melon^  s.  ca-Salerno,  1)!>  ff.  (Paä.  oli.  1733.  173":. 
Band  in  i  l(i77— 1700.  bcs.  Broggia,  gest.  1703,  von  ihm  trattato  dei  tribnii  etc. 
Kap.  IT4S,  tf.  Bicca-S.  p.  lOS  If.).  GeaoreBi,  dessen  gcdringte  Entwicklung  der 
Finan^nindsätze  aucb  Ran  scbfttzbar  nennt,  gebOrt  docb  eist  der  sp&teren  Periode  an. . 

III.  —  §.  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts oder  gtreiij^er  wissenschaftliche  Teriode  der  Finanz- 
wissensehat't.  Diene  l»o<;innt,  wie  dicjeiiij^e  (ier  ^csaimiiten  Pülitischen 
( )ckoiioinie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelueu  iiülieren  Autoren 
inerL'antilistischer  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhuuderts.  Drei  II auptm omente 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zuoilchst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthschafts lehre,  der  „Theorie 
der  freien  Co ncnrrenz^'y  in  der  Lehre  der  Phye ick  raten  (Quesnay, 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epoehemachenden  Werlte  Ton 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knflpfiing  an  Montesquieu,  Köusseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant.  Endlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
practis^che  Umgestaltung  des  jiolitidchen,  socialen  und 
w  irthschaltiichen  Lebens  durch  die  französische  Kevo- 
lutirvn  und  die  mit  ihr  in  Verbintiung  f<tehenden  Ereignisse.  In 
der  i'raxis  und  in  der  Tlicoric  geht  nunmehr  erst  die  ständische 
Periode''  definitiv  unter  und  gelangt  die  „staatsbiirgerliebe^' 
zur  Herrschalt. 

Die  Physiok raten  waren  die  ersten  eonsequenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ükouomiscbem 
Oe biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Oruud- 
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läge  wie  A.  Smith  und  die  britische  Uekonomik.  ihre  Doctrin 
wird  mit  Hecht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Einheit, 
ebeD  der  Theorie  der  freien  Conennrenz",  211  Einer  grossen 
,ySc*hiile^^  zQsammengefassty  in  welcher  sie  die  erste,  die  Hmith'sche 
Lehre  die  zweite  EDtwiek]niigsi)ha8e  bildet.  Der  auch  fDr  die 
Finanztheorie  boehwichtige  Pnnct  der  nenen  Doctrin  ist  die  ganz 
veränderte  Auffassung  des  Zweclvs  und  der  Aufgaben 
des  Staats.  Grundsälzlich  wird  Front  ^^^egeii  die  eudUmonistischc 
StaatsautTassnng,  gegen  die  Vielregiererei  und  die  Kinmisrlmug 
des  Staats  in  das  Wirlhscbnlrslehen  gemacht.  Die  „natürliche 
Ordnung''  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Staat  soll  sich 
im  Wesentlichen  auf  Eechtsschntzgewähr  und  etwa  auf  Yolks- 
erztehnng  beschränken,  Plaudel  und  Wandel  nicht  künstlich  regn- 
liren,  „die  sterilen  Ansgabeu  sich  selbst  tiberlassen'^  (Qaesnay 
Max.  8).  Darans  wilrde  eine  Vermindemng  des  Finanzbedaris 
folgen  mttssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  pbyslo- 
kratiBcber  Lehre  einfacher  nnd  rationeller  nnd  dem  leitenden 
ökonomischen  Princip  der  Doctrin  der  „Oekonomisten^'  gemfiss 
ganz  oder  grossentbeils  dnreb  eine  einzige  Grunds tener  oder 
eine  einzige  Steuer  (impot  unique;  vom  Ijodeu-Reinertrn«^  (i)roduit 
nct)  bedeckt  und  die  seliweren ,  beli^sti;:enden ,  nn;z:leit  hniasöigen, 
grüs;?e  Krljel)ung8i\osjteii  liedingeiHieu  bis,li  er  igen  Stenern,  ziimnl 
die  indireeten  \' e  r  b  r  a  u  c  h  s  t  e  u  e  r  n  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
und  anhaltbaren  phjsiokratiscben  Lehre  von  der  allein  Reinertrag 
oder  Ueberschuss  schatfeoden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
Streben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben»  indem 
die  Steuer  jenen  Reinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
bebauers bez.  des  Grundeigenthfimers  trifft  Die  Beseitigung  des 
bestebenden  Steuerwirrwarrs  wird  somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,  Verringerung  der 
Krbebungskosten)  und  der  Gerecbtij^keit  (glcicbniässigcre  Be- 
steuerung) verlangt.  Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
groRsentheils  der  Fiilsehlieit  der  ])liilosopbi8chen  Grundlage  des 
Pbysiokratismus,  der  l'nrieliti^irkcit  der  Lehre  vom  alleiniiren  Kein- 
ertrag  der  Bodenarbeit  und  der  practischen  Undurf'liiiinil)arkeit 
der  ;,einzigen  Steuer"  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
befrachtend  auf  die  Finanztheorie  eingewirkt. 

Lubcr  üie  iuucre.  läcbt  nur  Verwaudusclialt.  aoiuicrti  iiemcitiäaijikcit  Ju^  PLysto- 
kr4ttsDuis  und  SmltbiMtemv»,  ungeachtet  4er  BericbtiguMg  der  Lehre  roin  produit  net 


Digitized  by  Google 


40   Eiuluituug.  4.  A.  EittwicUuiig  der  l-'iuaitzwissoiiäcliait  uiul  Literatur.  §.  2ö. 

uod  impot  uniiiue  diich  Smltli,  s.  bes.  v.  Scheel  Uber  Turgot,  Tttb.  Zlaclir.  1868, 

B.  24,  S.  243  Ü\,  aacli  t.  Si\  er>  aber  Turpot,  in  Hildobr.  Jahrb.  1S74  I,  meine 
(Jrundlcjr.  8.223  0*.  Vgl.  auch  v.  Skarzyiiski,  A.  S'inith.  Herl.  1^78.  Loser,  Begr. 
U.  lieicljthumji  bei  A.  Smith.  —  Ueber  die  Physiokraieu  im  AUg.  i.  B.  E.  Luä|*ey- 
res  Id  Bloutachirs  StaatsvOrt^.  B.  8,  L.  De  Larergne«  6cod.  fran^.  du  18.  siöde, 
Par.  1870.  -  Quesnay's,  Turgot'a  und  der  übrigen  wichtigeren  Physiokraten 
Schriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  iu  d.  Coli.  d.  priacip.  cconomistes,  voL  2—^.  — 
Die  Steucrlehre  schon  in  gucsnay'b  Max.  .5  (ans  1758):  „<iac  Timput  ne  sott  pta 
deatroctif  oa  disproportionnö  k  la  maase  du  revcnn  do  la  nation;  (|ue  son  angmenta- 
tion  saive  Taugmentation  des  rereous;  <iu'il  soit  etabli  im  med  iat  einen  t  ^nr  )<• 
prodait  net  des  biens-fouds  et  non  sur  le  salaire  des  hommes  ni  sur  les  dcnrce:», 
o<l  tt  mnldplierait  les  frais  de  perception,  pr^jodidendt  au  commerce  et  dt^tmirait 
annuellcineut  iiuo  inirtie  des  richosscs  de  la  nation."  Mudificationen  u.  Zugeständnisse 
an  die  l'ra.xis  bei  andern  Physiocraten.  So  piiidirt  Mirabeau  (d.  Aeltere),  thiioric 
de  l  iinpüt,  1T6U,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  MilL  i'.  mittdät  einer 
(iruiKlätcoer,  ron  150  Mill.  F.  mittelst  einer  auf  Heerd.  Haus  u.  Personen  gelegfafli 
Kinkommcnstcner.  Ein  llauptargumen*.  ir'  irvn  die  bestehende  Best'»uernn*^  ist  auch 
für  M.  die  colossale  Höhe  der  Erhebungskostun.  die  er  auf  c.  5b7«  anschlägt  (Y,  350 
TOtt  600  MilL  F.)  —  Le  Trosse,  tiaitÄ  de  radministr.  profinc  et  de  la  rtforme  de 
rimput,  1779,  behält  die  Grenzzölic  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  indir.  Stcoem  durdi  eiiiiire  dirortc  ersetzt.  —  Seit  den  Physiokraten  ist 
dtiv  theoret.  Kampf  gegen  die  iudiiccicn  Verbrauchsteuern  aus  princip.  u.  tecbn. 
Gründen  lebhaft.  Vgl.  meine  Fin.  il,  S.  488  ff.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirklichung 
der  ph\  i  1r  U.  „einzigen  Steuer"  ist  in  kleinem  Maussstabe,  in  ein  j  i  ir  D  'rfern,  iu 
Baden  gemacht  worden.  Er  ma»ste  schon  dieses  Maassstabes  wegen  missiiugeu.  S. 
den  auch  sonst  fttr  die  physiokr.  Lehre  beachtenswerüi«i  Anis*  Ton  Emminghans 
über  Karl  Friudr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872.  B.  19.  8.  1  ff.  Scheel  in  d. 
Att£s.  Uber  Turgot  S.  255. 

Mit  den  Phynokrateir,  wie  gesagt j  auf  demselbeii  Boden  der 
pbiloBophiBcben  nnd  ökonomiseben  Grandanscbaanngen  stebend, 
aber  die  falscbe  Stenerlebre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 

bierani'  „A.  Smitb  ein  nenes  Licht  Uber  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirthschaftliche  Grundlage  desselben  iu  meinem  der 
ganzen  PoHtigehcn  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwiekelte. 
Die  StaatseinkUntle  traten  aus  der  Vereinzelung,  iu  der  man  sie 
bisher  betrachtet  hatte ,  zu  einem  Ganzen  ziisaninien,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirthsebalt  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
noth wendige  Schonnng  des  Volks vermOgens  und  der  Volksge werbe 
bestimmte  OmndsStze  statt  undeutlicher  and  schwankender  Kegeln 
aufzustellen  y  und  man  lernte  Massregeln  und  Einriebtungen  als 
feblerbaft  erkennen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte''  (Bau  §.  22).  AUerdings  bat  selbst  Smitb,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  sebon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswirth- 
sebaftälehre,  aber  noch  keine  vollendete  Finanz  Wissenschaft  ge- 
lietert,  weil  ihm  in  sei  neu  Erörterungen  über  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
notbwcndiüre  Folge  bciner  mangelhaften ,  ddrftigen  S  t  a  a  t  s  1  e  h  r  e, 
namentlich  der  voUständigen  Verkenuang  der  uuivcröaleu  Bedeutung 
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des  Staats  für  das  Volksiebeii  und  der  Bedingtheit  der  Volkswirth- 
Schaft  (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betraehteten  privatwirthsebaftlicbeD  Systems)  durch  den 
Staat  Aber  von  diesem  allerdings  verb&DgnissToUen  Fehler  ab- 
geeeben  bat  A.  Smitb  aneb  hier  mit  dem  fünften  Bache  seines 
berühmten  Werks  vom  VoUcswoblstande  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden,  in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heule  nach- 
haltigen Einfloss  anf  die  theoretiscbe  Anffassun^  und  Bebnndlnng 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlicli  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworien.  Die  auch  äusscrlich  enjjc  Ver- 
bindung, in  welcher  er  das  1  manzwesen  mit  der  Politischen  Orl  Diioaiie 
behandelte,  )dieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissenschaft 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smitb  mit  beeinflasst 
worden.  Sie  hat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 
sehafl  heransgel&st  and  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen  zu  schärferer  prindpieller  Behandlung  der  Finanzfragen 
soB  dem  volkswirthscbaftlichen  Gesichtspnnct. 

Der  wichtige  britische  \  orläufer  rou  A.  Smith  auch  im  Ucbitte  der  Finanz-, 
namentlich  der  Steaertheorie  ist  D.  Hamc,  besonders  in  seioem  Esd&y  über  Steuern 
u.  Staatscredit  in  den  „eäsays  a.  treatisea  on  sevcral  sulticcts**  1758.  H.  ist  (icgner 
der  phy^ioknt.  w.  ähnlii  her  Stencrti  ndrii/cn.  mehr  Anhäiieror  y>asson<ier  Verbmuchs-, 
auch  LaxuMtcuem,  auch  ein  «charter  Kritiker  der  Imcbtsinuigcn  Staatäscbuldonwirth- 
tdwfL  Aoch  der  flberiiaapt  durch  Smith  etiras  zu  sehr  vei^ringte  gemässigte  und 
geläuterte  ^rcrLantili:>t  J.  Stoiiart,  iiif|Qinr  into  thc  prlndples  of  pol.  ecoa.  1767,  giobt 
eine  Ix'rirlitenswerthe  Sti  uerlelire. 

i„>  iit  überhaupt  hier,  wie  aoiist  nicht  sowohl  die  keincswejpj  überaU  vorhaudcn«;, 
nebrfkch  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  l'  orto  seiner  Daistdlung«  die 
srrosjjartige  Zoiiauiincnfassnii"  Ip  Stoifs,  diu  ri<  laii;i  V.  rbindung  thooret.  u.  pract. 
AoCfaiföQag,  der  A.  Sioith  ^uinc  Epoche  machende  Stellung  iu  der  Finauzviäsuoscbaft 
Terdankt  Seine  staatsmännische  Anffassong  lasst  ihn  die  doctrinftrea  Cinsettiglteiten 
eher  vermeiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eiiu; 
näher«;  Darlegung  u.  Würdigung  seiner  Kiii\!!,'tlif'Mri,.  geliMn  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theoiic  düch  der  Finanzwisscnsciiaft  bis  auf  uuscrc  Tayu  /u  (inindc  n. 
i-jt  daher  iu  diesem  Werke  öfters  an  ihn  ansoknapfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lehnend. S  s.  .,Inf|nir\-  into  thc  naturc  a.  eattües  of  the  wealtli  of  iiMfidiis".  Lond. 
1776  u.  zahlreich  spater.  Unter  den  deutlichen  Ucbersetzuugcu  die  ältere  von  (iarve, 
die  {für  die  beste  geltende)  Asher  (Stuttg.  lS6i,  2  B.\  neueste  von  StOpcl  18*8, 
ron  Löwen thal,  2.  A.  ISbO.  franiOs.  in  d.  CoU.  d.  princi]).  ik-onoui.  vol.  V  u.  VI. 
Da-^  5  Büch  ,.of  thc  rcvenue  of  the  sovereign  or  commonwealfh"  zerfiillt  in  .H  grössere 
Abtheil.  (Kap  J.  Zuerst  werden  die  Ausgaben  geprüft,  wu  die  Staat:>lchre  des  Verf. 
asB  Meisten  naohtbeitig  einwiilrt,  neben  manchem  richtigen  polit  tiesichtspoiict,  der 
]"  i  Smith  nit!  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
werden  die  Cjuellen  der  Staatseinkünfte  behandelt,  liier  werden  u.  A.  für  die  Hesten- 
nuig  die  berühmten  4  Kegeln  aufgestellt  (B.  V,  ch  11,  part  2  im  Anf.)  (s.  meine  Fin.  II, 
2iiy^  tvie  »ie  Übrigens  ?or  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
geben wurden  (auch  von  deutschen  Kameralisten.  s.  die  N-ifi  ti  der  voraiisgelienden 
j^).  Drei  dieser  Kegeln,  „Bestimmtheit „Bei|aemlichkeit'\  „geringe  Erhebungskosten" 
aiod  selbstrenlindlicbo  Stenervenraltongsprincipien  (Fin.  II,  |.  533—536),  wo  nur  die 
Sdiwierigkeit  bestehtt  sie  in  der  Praxis  richtig  anszaftlhren.  Die  erste  Begcl,  „Bc« 
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Steuerung  im  Vcrhältoiss  zu  deu  ru8|>.  Fabigkeiten,  d.  i.  zum  JBiukuiuuiou,  welches 
mwi  unter  dem  Schatze  des  Staats  geniesst^,  ist  mit  den  anderen  Refein  das  richtige 

Stt!ik'r[)ro>rramnj  der  „Staatsbürger!.  Gesellscliaft"  (Stc-iii",  .tber  (-in  unUaiLT  Satz,  der 
III  üeiacr  Fa^^sun;^  alles  problematisch  lässt,  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  io^t.  vielmehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Sti*tienheorio  in  »ich  birgt.  Auch  die  weitere  Steuer- 
lehre von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Fol.t;e  der  ungenügen- 
den Smitli'schen  Lehre  von  der  Vcrtlieilung  des  Kinkommens.  Dis  Schlusbkapitel 
bandelt  von  den  Staal&ichulden.  S.  über  Smith'  Staats-  u.  tiuauzlehre  Oncken. 
Smith  n.  Kant«  Loipz.  1877.  I,  103  C  —  Bis  hente  hält  sich  die  britische  Finanz- 
Wissenschaft  nicrkwuriiiv>^  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  seibat 
anch  Fortn.  S.  ?..  H.  Mill.  princ.  of  pol.  oron.  (Dt-nfsrh  v.  Sr^tlM_M»r\  chenf.  Kiich  5.  ~ 
liiiuiL'iliiü  lunnrhcs  Selbständijjc  zeigt  auch  im  J.h.  die  Italien.  Literatur 
über  Kinanzcu,  wofür  hier  auf  Hicca>Salerno'a  nichhult.  Werk  zu  verweisen  genügen 
inuss.  ila  ein  allgemeiner  Einilu^s  «lir'ser  Literatnr  auf  die  Finanzwissenisrliaft  über- 
haupt und  specieli  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A.  (icuovesi'ü 
lezloni  di  econ.  civile.  17fi5,  n.  darüber  Kioca-S.  p.  178  ff*. 

Der  U  ms  (Ins  Uli  der  P  hilosopbic  und  die  1  rauzüsische 
ÖtaatsumwiUzung  haben  dann  zu  neuen  Staats wisKenschattlieheii 
Untersuchungen  Uber  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Tliätigkcit  ^^efUhrt,  wodarcb  neue  staatsrechtliche  8:itze  ge- 
wonnen nnd  der  Finanzwissenscbaft  Ton  einer  anderen  i:>eite  ans 
vorgearbeitet  worde.  Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  Qber- 
triebene  Reaction  der  Kant'scben  Staatslehre  gegen  die 
endftmonistisebe  Theorie  der  Wo Iff  sehen  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  „aufgeklärten  Despotismus''.  Diese  Reaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprecheudc  Entleerung  des  Steatsbegrifls,  welche 
sich  mit  der  einseitigen  und  ungescbichtlicben  Opposition  des 
Smithianisnius  ^egen  alle  .,Staat^«einmis('hung''  in  das  ( materiell-) 
wirthsfhal'tlic'he  Gebiet  bege^^uete.  Die  falsche  Lehre  von  Smith 
und  jBeiner  äcliulc  Uber  die  U np roductivität  der  Üienst- 
leistnngen  (G.  §.16  tf.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  TerbftngnisBvolien  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.  1,  Kap.  4.) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwissenschaft  eine  festere  systematische  Gestaltung  nnd  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  VervoUlLommnung  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

2kebeu  dem  grösseren  u.  nachhaltigeren  iCintluüü  der  neueren  Philosophie,  bes. 
der  Kant'schen,  darf  derEinfloss  Monteaqnieii*!»  nicht  ganz  uberselien  werden.  In 

seinem  Iwruhmtfu  ..r-^^prit  des  lois"  ((ienf  174**  zurrsr)  behandelt  M.  ili  •  I? 'Steuerung 
iu  B.  XIII,  den  öliciitl.  Credit  mit  iu  Ü.  XXII.  Kr  stellt  jene  ulilitarische  ..Asse- 
«.uraii/tlieorie"  filr  die  Rciiründang  der  Steu<  rn  auf.  wonach  diese  sind  „uuc  portion 
i|ue  chHi|ii(!  (  itoyon  donnc  de  sou  bien  pour  aroir  1»  >urcte  de  l'antre  on  pour  cu 
jotiii  i-i  tbloment  v^IIl.  <h,  1>.  Kitie  »-fhoti  ilrcre.  aber  lofh  hcutL"  Jiicht  völli|f 
ubcrvruüdriu'  Theorie  der  ilegrUndunjj  und  Vertheilung  der  steuern  ^s.  Via.  II,  §.  4 IS). 
Besi.  wichtiir  ist  seine  Er5rteronfr  über  die  Boziefanngen  swiaciien  Staatsform,  pelltt* 
iifhet  Freitieit  u.  B(»teaening,  wo  die  MOglicbliait  utailter  Bes(cu«ninii  grade  für  den 
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freieren  Staat  abgeleitet  vird.  (iate  Uobonicht  ttber  M.'s  Fioanzlohrea  bei  Bicca- 

Sülenju,  p.  112  II. 

§.  26.  Die  wisseDBcbafÜiche  Behandlang  des  Fmansweseos 
hat  sich  dann  auf  dieser  Grundlage  im  Auslände  nnd  in  Deutsch- 
land bis  in  die  neueste  Zeit  henierkenswerth  yersehieden- 
artig  gestaltet. 

,,Die  yielen  Bearbeitungen  der  PoKtfsehen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  sicli  pewöhDÜcli  auch  auf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wunle  dasselbe  in  den  nichtdeutiscben 
Werken  jener  Art  nicht  vollständijr  i^ystematisch  behandelt,  sondern 
vorzüi:iic]i  in  der  Absicht  herbei:;» /oirefi ,  um  \  olkswirthschaiiliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeine  Betrachtung  des 
Steuerwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirthschafdichen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete.'* 
(RaUi  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  schloss  unliebsame 
Consequenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirthschaftlicher  Hin- 
gicht, wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophischen 
Anffassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirthschaft  für 
die  Volkswirthschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
F^inzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
von  den  volkswir thschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern. 
(Bicardo.)  Leber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
steuertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  monof  raphische  FiDtozliteoitur  knüpft  gern  an  die  grosseu  practiachen 
Probleme  des  Offentliclieü  Lebens  an,  nauientlich  in  England,  an  die  Fragen  des 
StaatsscIiuldenw*!«ions.  des  Fapienrelds,  der  Mtluz-  und  Bankpolitik, 
diSi  ZoUwescita  u.  ^.  w.  Iii  ncuuätcr  Zeit  liudcn  sich  au  Ii  Anklänge  an  die  äucial- 
politiücbc  Anfrassong  di^  Pinftuwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  in  der  oog^ 
lischen  and  fn»ri/ri?i-<chen  Literatur  last  iuimer  der  Tact.  'ini  die  Anschauung  irro-ser 
StaatitvorhiÄltuiäse  vcrlcilit,  «rodarcb  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Üoctrinaitsmuä 
He  wahrt  Verden,  zo  welchem  gerade  anf  dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft  die 
..Theorie  der  freien  Concurrenz**  sonst  so  leicht  gefuhrt  hat.  Aber  eine  selbständige 
F  i  II  ;i  ti  z  w  i  ^jsensch  a  t't  in  denti<'fi«^r  Weise,  als  ein  besonderer  Tln  il  fl»'r  Politischen 
Uckoiiouiie,  lehlle  der  fremden  Wisaenschaft  bis  vor  Kur/om  grussentheils ,  auvveit  sie 
nicht,  vie  die  ostenropihicbe  ond  etva»  die  italienischo,  von  der  deutechen  Wissen- 
■  iKift  beeinllnsbt  wurde.  Selbst  be;«ondere  W  erke  Hin  r  da»  ganze  Finanzwesen  sind 
in  der  englischen  und  fniozdsiscliea  Literatur  selten  und  beginnen  erst  iu  neuster 
Zeit  mehr  hcrvomutreten. 

S.  u.  die  Bibliographie.    Zu  nennen  s.  z.  Ii.  aus  der  1.  Hftlfte  d.  1^).  J.h.  J.  B. 
Sa\-,  »nüte  d'«''-<>ri.  yol.   vi.  It'i  .he  Aiiil.)  I.III,  eh.  H         dt-rs.  <-(tiir-  coniplet  dVeun 
pol.  prat.  7.  Tli.      Ab5<  hn.  u.  ^.  Ih.  —  Eiugreitender  u.  seibstaiidi|ier  auch  hier 
Simonde  do  SismoDdU  Souv.  prioc.  d  ecou.  poi  Par.  ISIS,  2.  A.  Ib21.  1.  6  (dp 
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Vimput).  —  Ricardo,  princ.  of  pol.  econ.  ch.  8 — IS,  29,  zuerst  IfiJ!),  deutodi  von 
}! a u lustark,  Lcipz.,  I.A.  1837,  2.  A.  1877,  nebst  BauiostarL's  Erläuteraugen,  1838. 
M  'i'ullocli.  trcat.  ou  tbo  princ.  a.  pract.  inilnencc  of  taxatiou  a.  tlie  fimding  syslenif 
Loiitl.  Ihiö  ü.  öfter.  —  J.  St  Mi  II,  princ.  oi'  pol.  ec.  B.  V. 

,,In  Dentschhmd,  wo  die  Finaiizwissenh-ehaft  gchon  früher 
als  eine  besondere  Wisseoschaft  (von  den  kameralistischen  Autoren) 
bebandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  8cbriftstellern 
die  zusammenhängende  ond  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  ao  dass  sie  als  einer  der  drei  Uanpttbeile  der  Politischeo 
Oekonoroie  vorgetragen  oder  aneb  ganz  anssebliesslich  abgehandelt 
wnrde.  Diese  Metbode  bat  die  Ausbildung  der  FinanzwissensebafI 
sehr  befördert.^'  (Raa  §.  S3.).  Hier  zeigt  sieh  einmal  die  Kach- 
wirkung der  alten  kameralistischen  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  aiuh  die  in  Deutschland  doch  immer  voiliandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Fiuanzwirth - 
Schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  biun  für  systematische  Beliandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismns, 
eine  manehesterschuleartige  Beschränkung  der  Staatstbfttigkelt 
zu  belUrworten y  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Charaeter 
der  Finanswirthsehaft  oft  nicht  gentlgend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  flelten  die  Enge  des  politischen  tictiicbtakreisett 

kleiner  Staatsverhältniäse  schuld.  Es  hang;t  hieruiit  und  uiit  dem  thabächlichen  Zu- 
stande der  deutschen  Trrritorial(inan/en  znsaiiiiiren.  dass  das  Domänen-  u»id  Regnlicu- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  uml  \üUeads  dem  Staatsschuldt-nwesen  uucii  zu  sebr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principicllen  Würdigung  namentlicli 
des  Staatscredif-  ji.  l  uiL'to  die  dcutscli-'  Finanzwissenscbaft  daln  i  /,  B.  noch  niclU. 
üelbit  ^ebouius  kaum  ausgenommuu.  Ibrcu  iiOh(;|>uuct  erreichte  die  ülteru  deutsche 
systematische  Finanzvissenschaft  sonst  im  (fanzea  wohl  in  dm  far  seine  Zeit  rnnster- 
giltigen  Weriic  von  Ran. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  tu  nennen  sind  neben  Kau 

V.  Jacob,  r.  Malchus  fUr  die  allgeinciue  Kiitauz«-issens<  hait,  Nebenius  f.  d.  Lehre 
vom  Offentl.  Credit,  J.  G.  Hoff  mann  f.  d.  Stenerlehre,  Ton  etvas  späteren  t.  Hock. 

Ausser  in  den  grösseren  selbständigen  \\  eikeu  und  in  di-n  umfasseiidcron  Systf- 
wen  der  Politischen  Ockonouiic  wurde  in  Deutschland  auch  Oftent  du  Abrisä  der 
Fiuan^theorie  in  den  allgemeineren  Werken  aber  die  ganze  Staatswissenschnft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hiltismittel  auch  ftlr  die  Finanztheoric 

wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historische, 

statistische  und  adminijstiative  1  inuu/liieiatur  über  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  die  monngraphisehc  Uber  einzelne  practischc 
F'inaiiztVa^^L'n,  die  pclitische  und  populäre  Uber  linanzielle  Zeit~  und 
Streittiageu.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutioneo,  die  immer  stärker  hervoitretcude  Bedeutung 
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(1er  Finanzen  liir  Maaten  und  Selbstveiwaltungskörper  führte  Uberall 
zur  regsten  Beschäftigung  mit  Finanzarfrelegenbeitcn.  Die  parla- 
inentarisehcn  Verliantllungen  l)cwirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  «las  moderne  Verfassuiigswesen  i:ab  atisscrdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  rriucips  der 
Publicität  in  allen  Finanzsnchen,  wodurch  eine  Masse  werthvolle« 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
noch  der  wiBsenschaftlicben  VerarbeitQDg  harrt,  diese  darcb  seine 
Ueberfttlle  erschwert,  nnyerarbeitet  aber  nicht  Immer  genilgend 
branchbar  fElr  Schlnssziehnngen  ist 

IV.  —  g.  27.  £ine  neueste  Entwicklnngsphase  der 
Finanzwissenschaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durclibruch  begriifen.  Sie  fiiidof  ihre 
Berechtiirunir  in  den  MUngelu,  weU-he  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwisscnscliaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  Anschauungen  auf  den  uäcbst- 
stehenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  nencn  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  Finanzwissensehaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sicb^  nach  der  „staatsbttrgerKcben^',  das  Richtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale'*  Phase  des 
OfiTentliehen  I^ebens,  der  Politik ^  der  Finanxwirthschaft  und  als 
Reflex  daTon  eine  analoge  Phase  in  der  Finanzwissenschaft  vor. 

In  der  Kechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kaut  schen 
»SchutzzutH'ktheorie  und  der  rationalistischen  Autlassung  die 
organisclie  und  historische  Autlas^nng  des  Stnüfs  getreten. 
Der  .Staat  wird  nieljt  mehr  als  eine  willküiirlichc  liildung,  die  etwa 
auch  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  noth* 
wendiges  Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
und  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  betrachtet,  als  ein  Produet 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grosse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  fUr  sich  allein, 
theils  in  Gemeinschaft  mit  den  Selbstverwaltungskörpern  die  um- 
fassendsten Auigabcu  viudic'irt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  Kcchtszwccks  solche  der  Cultur-  und  Wohl- 
fabrtsförderung,  obue  fest  beätimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestiiitroteD  TendeoK  einer  Hebung  der  unteren  Glassen 
mittetet  Staatshilfe.  In  der  aoeh  ftlr  die  FinanzwisBensebail 
zntiSelist  massgebenden  volkswirthschaftlielien  Auffassung 

erscheint  dor  Stnat  als  liöcbste  Form  der  Zwaiigsgemeiu- 
u ii  thscba tteii,  als  wahre  Gcsanimtwirthscbaft  der  Nation, 
stets  in  en^^er  \  erbiiidniig:  mit  den  übrigen  ZwangHgemeiuwirth- 
schalteu,  mit  den  grossen  Selbstverwaltungskötpern.  Die 
für  den  Staat  ert'olgendeu  Einnabmen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirtbscbaft  erlangen  ihre  organiscbe  Stellung  im  Prodnctions-  nnd 
Vertheilungsprocess  der  wirtbscbaltlicben  Güter.  Sie  fungiren  als  das 
Mittel  des  Umsatzes  Ton  materiellen  in  immaterielle  Guter,  vi>n  Sach- 
gOtem  der  PriTatwirthsehalten  in  Dienstleistungen  des  Staats  und, 
dnreh  den  dtreet  und  indireet  fördernden  Einfluss  der  letzteren  anf  die 
Volkswirtfascbaft,  wieder  dieser  Dienstleistongen  in  Sachgtlter. 

Es  moss  gcntifren,  da»  hier  anziidcatcn.  Das  Nähere  ninl  liie  Bepründunir  guLuri 
iiiclit  in  (iio  Fiuafizwissenscbaft  sondern,  sowoit  Überhaupt  in  (ii<-  iu>iitbche  Ockouomie, 
Dach  moiner  Anffasbunp  in  deren  ..grundlegenden  III  Kl»en  de>halb  habe  ich 
auch  für  mein  System  der  Fiiianzwiüi^eiischaft  geglaubt,  diese  „Gruodleguog"  zuvor 
aus»rbi:itcn  xu  mtlftsen.  (S.  Yorvort  zn  R.  I  d.  Lehrb.  d.  Polit.  Oekon.  1.  Aafl  \ '  Ich 
beziehe  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Work.  s.  bes.  Grundit'g:.  2.  A.  1.  Abth.  Kap. 
3  u.  4.  Anrh  fdr  <fcn  folgenden  Punct  habe  ich  die  näili  r'^  Hf'irründnni^  in  letzterem 
Werke  m  gcbca  gcaucht,  1.  Abiheil.  K.  .'J,  u.  2.  Ablh.  «Kr  2.  Aur^i^^hi'. 

Dazu  kommt  nocb  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  nenere 
Wissenschaft  der  Xntionalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga- 
niseben  Znsammen  hang ,  die  gegenseitige  Abhängigkeit  nnd  Sich- 
Ergänzung  des  Tomemlieh  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthBcbafIlicben  nnd  des  privatwirthscbaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sieb  aneh  mehr  nnd  mehr  ron  der  optimistiscben  Auf- 
fassung des  letzteren  im  Smitbianismns  los  und  erkennt 
die  grossen  Bedenken  des  .Systems  der  Ireien  Conenrrenz. 
(G.  §.  121  —  138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Oestaltiuig  des 
privatwirthscbaftlieben  Pr  (Im  iioii.-s^ steiiis,  die  Itestebende  Privat- 
eicrentbiinisordniing ,  l)esoudcrs  das  private  Jvupital-  und  Grund- 
eigen  thnni,  dass  die  aut  dieser  Basis  sich  vollziehende  Vertbeilung 
des  volkswirthschaltlichen  Productionsertrag»  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellsebaft  dadurch  ihr  GeprUge 
erhaUen  (€r.  Abtb.  II).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indireet  auf  die  Ver- 
theilung  des  Vol kseinkommens  nnd  auf  die  soeialen  Hacbt- 
verhSltnisse  einerseits  durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,  also 
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dorcb  die  Art  der  Verwendung  seiner  Einkünfte  oder  dnrch 
seine  Ausgab ewlrthschaft,  anderseits  dnrcb  die  Gestaltung 
seiner  Einnahmewirtbscbaft  anstibt.  Der  Staatsbesitz  (und 
Shnlicb  der  Communalbesitz)  Ton  sacblicben  Productionftmitteln, 

Kapitalien,  Üruntlstlicken,  als  Grundlage  der  privatwirtbscliaftliclien 
Erwerbszweifje  (illtcrcs  ihkI  ueueres  Doniniiiuni )  und  vieler  Gebtlhn  n- 
anstaltcn  { Verkehi>vsc>('n) .  hnt  als  (ifl'eiitiiciies  oder  Oeuteiueigen- 
iliiini  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisatiiai  der  \  iilkswiilhschal't, 
daher  weiter  auf  die  Produetion  und  Vertheiiiin^^  des  Volkf^ein- 
kommens  und  Vermögens  erheblichen  Einfluss.  Und  die  Art  der 
Be  Steuer  an  g\  der  vornebrnsten  modernen  EinnahmequeJley  (Steuer- 
gattnngen^  Steneriass,  SteneHomi,  Erhebnngssyßtem  n.  8.w4  endlich 
das  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschnidenwesen)  sind  in 
ihrem  Einflnss  auf  die  wirthschaltlichen  und  socialen  Verh&ltniBse 
gleichfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Eis  entwickelt  sich  aus  dieser  Ei kenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderung  für  die  Finanzwirthscbaflt,  mithin  auch  fUr  die  Finanz- 
wissenschat't: 

Zunächst  diCj  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Beste  II  erungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  das«  gewisse 
daraus  bisher  hervorgebende  ökouomische  und  sociale 
l'ebelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
stSnde,  welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
tbätigkeit  und  vom  Einnahmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Social poHtik  und  eTcntuell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daraus 
folgt  dann  fflr  die  Finanzen  eine  Aenderung  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Staatsthätigkciteii  zu  i  ri^uiirlieheu,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Rentcniiukuiinnen  und  Gewerbsgewinn 
<li'n  Privatwirtli^(  tiaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (iihnlii'h 
auf  die  Coniniuiieu  u.  s.  w.)  zu  (Ibertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Bankwesen,  neue  Hegalisirungen,  Tabak- 
monopol,  —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
Fiaanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunct  einer  ^^socialen 
Steuerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
als  die  im  System  der  freien  Goncurrenz  auf  der  Basis  der  heutigen 
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EigenthomB*  ond  Erwerbsordnung  sich  vollziehende  mit  Hüte  des 
B  68  teaerungs  Systems  herbeizufuhren.  Es  ist  die  moderne  „sociale 
Frage''  in  der  Wissenschaft  nnd  im  Offentlicben  Leben,  welche 
hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissenschaft  einznwiriLen 
beginnt  und  eben  deren  ,,soeiale  Phase*'  einleitet 

Die  nähere  Begründung  für  das  Gesagte  sucht  wiederum  meine  „Grundlegung' 
/u  geben.  S.  1.  Abth.  Kap.  3,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  76—81  §.  94 — 109  e.  nebst 
Ahüi.  II.  Aus  der  Finanzliteramr  li-  s.  v.  Sclieel.  progress.  1?.'st<'Ufrnna:.  Tub.  ZIm  h. 
Ib75  Q.  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hiidebr.  Jahrb.  IbTö.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.vks.  Knzeino  ähnliche  (icsiebtspuncte,  aber  dabei  m.  £.  nech  nicht  die  aasrci- 
chaode  Zurück fiilining  der  Spccialfragen  (Steaerart  u  Form,  Steneifuss.  proportionaler. 
Uro^essiver,  Erbsclmffs-.  Bflr?<>nst»*tior  «.  s.  wr.)  auf  das  liöhore  ..sociale  Finanzprincip". 
nach  dem  gegenwärtig  solche  tragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Nenmann,  Schmol- 
ler, L.  Stein  (I,  414)  o.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Abech.  Uber  fereebte  Steoei^ 
rertbeUnng  S.  2S2  H".,  u.  die  Citat«^  S  lN?,  IJS??.  Am  Meisten  liat  aiirh  hier  Schafflc 
in  seiner  „SteoerpoUtik'*  (Tüb.  ISbU)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  tMcialen  Aof- 
f;\ssung  gestellt. 

V.  —  §.  28.  Die  Finaiizwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
«gegenwärtig  in  einer  äbnlicheu  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
l^ülitische  Oekonomie.  Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
IM  obleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  1  heorie  bereits  Tollständig 
bewiUtigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practiscben  Leben,  noch  unab- 
gelLlärt.  Aber  das  Ziel  mOchte  bereits  feststehen:  Die  Finanz- 
wissenschaft mnss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
und der  Selbstverwaltung  und  dem  social-politischen 
neben  dem  fis  call  sehen  Oesichtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
in  den  Fragen  des  Besitzes  von  Öffentlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Creditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirthscbaft  gercclit  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  tlber  die 
Entwicklung  liinaus,  welche  die  ältere  deulsche  Finanzwissenschaft, 
auch  bei  Kau,  erreicht  hat, 

Einigkeit  Uber  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theii  der  Aufgabe,  die  Finanzlehre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  auch  immer  mehr  zugestanden  und  hat  derselbe  in 
L.  Stein's  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzUgliehe  LOsung  gefunden,  so  wird  der  zweite  ThetI  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social -politische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  uui  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  B.  die  Aeui>äeruugen  Sötbeer's  in  iktrelT  einer  Stelle  Uber  das  social- 
polltische  Steuerprincip  in  meiner  Vorrede  vim  I.  Bande  des  Lehrbvcb*  (S.  Y1.)  in 
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Aa&aUe  Ober  d.  Ga»ainiQteiokommeD  in  Pret^scn  iui  ArbuUerfrcuod 1875 
(XIII.X  ^SS.  Die  schätzensverthcn  Vergleiche  d«&  preuss.  a.  cDglisehen  Volkseinkom- 
veDS  und  seiner  Verthelliinfr.  welche  8öth->t'r  liier  »icbt,  bevciseu  m.  E.  schon  die 
Xeodeu  steifender  lio|;iekhbeit  des  EiuLomiucu^,  die  ich  bekänipfeu  möchte.  Und 
Sdtbeer's  frQliere  Arbeit  Uber  die  WiitoogeD  des  StMtBscIntldeiiweseiui  Ist  selbst  ein 
Hele?  für  die  Nothwendigkeit,  die  bociaipo  litis  che  Seite  der  Finanzmassregeln  mit 
ZQ  beachten.  Bei  fremden  NatOkonomen,  z.U.  bei  Leroy-neaulieu  in  seinem  viel- 
fach vorzüglichen  Finanzvcrk,  mangelt  eine  solche  sociale  Aulfüssung  noch  ganz,  so 
bei  der  Betrachtung  des  Steuorfuäscs.  der  Erbscbaftssteu'jr.  —  Auf  die  mancherlei 
.VDfrriffe,  welche  dii>se  Auffassuiitr  der  Finanzen  und  der  Finanzwissenschuft  uiir  zu- 
gezogen iiat,  lohnt  es  sich  mir  nicbt  an  dieser  Stelle  eiozugeheo.  Sachlich  waren  sie 
sehen  g<  nug^,  die  grotfa  liberale  Tagespreitse  ist,  wie  immer,  in  solcbon  DiDf»  dorcb- 
«Ol  in  der  Arrieregar<le .  wie  es  Lassalle  von  ihr  So  richtig  si^t  ffSViMinUcb  um 
«0  pwhr,  je  mehr  sie  roD  ,« Fortschritt  redet 

In  der  FniMiswisaensehaft  selbst  kann  die  anf  jenes  Ziel 

bezfigliche  GoDtroverse  auch  nicht  ausgefochten  werden^  denn  sie 
^'eliört  hierber  nur  nach  iliieii  linaiiztechniscbeu  Consequeiizcu. 
V^öilig  au  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Vclkswirth- 
schartslehre ,  sjiecieü  in  der  „Grundlegung",  auf  welche  dafür  hier 
/.n  verweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sich  aber  mmmehr  anf  diesen 
socialpolitischen  Standpunet  und  wird  veranohen,  ihn  auch 
in  der  Finanztheoiie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ausserhalb  der  deutschen  Wissensehaft  ist,  abgesehen 
Ton  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen,  von  derdeatseben 
litentnr  beeinflossten  Finanzwisseneehaft,  von  dieser  neuesten 
Cntwieklnngspbase  der  Finanzlebre  selbst  noch  weniger  zn  spüren, 
als  Ton  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standpuncte  aus  erscheint  dies  als  ein  ^langel,  welcher  sich  aus 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  ans  dem  falschen 
Hängenbleiben  m  den  Schabluneu  des  Smitbianismus  erklärt. 

§  29.  Dit  Weiterentwickhing  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
.\uslande  wesentlich  mit  von  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dinge  im  practischen  Leben  abhUngen.  In  dieser 
Hinsicht  muss  das  Zurückgehen  anf  nationale  Wirthschafts- 
politik  und  der  entschiedene  Fortschritt  zn  einer  positiven 
Stantswirthsehafts-  und  Socialpolitik  —  nach  Bodbertns' 
riehtigem  Prograniniwort:  Die  Volkswlrtbscbaft  muss  mehr  Staats* 
wirthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  ,,8taat8- 
Bocialismus''  und  die  finanzielle  Voraussetzung  dafHr,  eine 
„sociale  Finanzpolitik"  von  grossem  Einflüsse  auch  aiü  die 
Pin  anzwissenschaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  uuausbleiblicb,  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen  vermieden  werden  sollen.    Es  ist  hoch  eri'reuUch^ 

A.  Wagner.  Fiaumri<<<icn«[-hnfi.  1.  ü.  \nH.  4 
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(lasä  das  junge  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  prensstscher 
Enerjsrie  den  neuen  Weg  betritt,  sich  selbst  zum  Ruhme,  allen 
anderen  Ciiltnrstaaten  zur  Nachahmung.  Die  biaher  in  der  Theorie 
noch  80  vielfach  angefochtene,  io  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  y^soeiale  Stenerpolitik'^,  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  Koent  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  cor  ersteD 
Unfall versieherangs -Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noeli 
allgemeiner  und  principieller  in  der  Ksiserliehen  Bolicbaft  Tom 
17.  Nov.  1881  im  pr&chtigen  Lapidaistyl  ihren  Ansdraek  nad  ibre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  anf  die  Daner  nicht  ignorirt  werden  können  nnd 
zur  vollen  Herrschaft  der  ,,80cia1en  Phase"  In  der  FlnaniwiSMa- 
Schaft  der  Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Teil  b»be  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Sfeocm  in  Schönberg's  Hand- 
buch II,  170  hiog^wieson  und  wiederhole  es  hier  alte>ichUich  auch  ^e^ceDUber  neuer- 
liclMr  Polemik  gegen  diese  AufTaasaiig.  Vgl.  ans  den  gen.  Motiven  der  Cafdlmich.' 
vorJaffc  n.  A.  die  fol<r.  Sätze  :  ,.dass  der  Staat  bicli  in  höherem  Maasse  als  bisher  sei- 
ner mifäbedarftigen  Mitglieder  annehme,  ut  nicht  bloss  eine  Püicht  der  HomMitAt 
V.  das  Chrislenthums,  ron  welcher  die  staatlichen  Einrichtungen  durchdrangen  Mte 
«ollen,  aondern  «nch  eine  Aufgabe  staatsurhaltcudcr  Politik,  wdche  das  Ziel 
sa  verfolgen  hat,  auch  iu  Hcn  besitzlosen  Klassen  der  BeviMkerung.  welche  zugleich 
die  zahlreich:>ten  u.  am  weuigaten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  7.u  pflegen, 
dass  der  Staat  nicht  bloas  eine  noihwendfge,  sondern  anch  «toe  wohUhStige  Anstalt 
sei."  ....  „Das  Redenken,  dass  in  die  Gesctzjrcbaiisr.  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolge, 
ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  d<ir  Fall  i^t,  handdt  es  sidi  nicbt 
IB  etvaa  ganz  Nenea»  sondern  nm  eine  Weiterentwicklung  der  ans  der  christlichen 
Gesittung  erwachsenen  modernen  Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schutz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  dnreh  nreohailsslge  Eiarichtniigoo  und  dnrch  Tanrendnnf  dorn«  sei- 
ner Verflijfunir  stehenden  Mittel  der  Gesammth e it  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitgiiutler  und  natneiitiich  der  schwachen  und  hilfebedürftigen  positiv  z\x 
fördern.  . . .  Aach  die  Besorgnis^,  da^s  die  Gesct^srebung  anf  diesem  Gebiete  nam- 
hafte Erfolge  nicht  orreichen  werde,  ohne  die  Hittel  d«s  Boichs  und  dar 
Einzelstaaten  in  crheblichein  Maasse  in  Anspruch  zn  nehmen,  darf  von 
der  Betretunj^  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Haassnabmen,  bei 
wolchon  08  sich  vm  dio  Zukonft  des  fosolfadtaftBchen  und  ataatHehoB  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geldopfern,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  pemessen  wor- 
den.** —  ü.  ähnlich  ist  allg-emeincr  noch  in  der  Kni  .  Boffschaft  v.  17.  Nov.  1S8!  die 
Rede  von  Pl&nen  „zur  positiven  Förderung  dc^  Wohls  der  Arbeiter'',  namentlich  von 
Gewährung  „grOosorer  Sicherheit  n.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  dio  fiiHMw- 
dürftigen  Ansprach  haben",  n  von  ..einem  höheren  Maass  stnatHrhcr  Fiirsor^re,  als 
ihnen  (specieU  den  Arbeitsiovaliden)  bisher  hat  zu  Theil  werden  können."  Da:>s  hier- 
fbr  „ohno  dio  AnfWendung  erfaeUicher  Mittel"  nichts  so  orrefchon  ad,  rorhohh  sich' 
die  Botschaft  nicht  Einstweilen  von  einem  grossen  Theil  der  ..öffentlichen  Meinung** 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  o.  Finan7p<^linl<  betracbtot 
durchaus  der  Erörterung  werthe  Ideen  u.  Pläne,  grosse  Erwc r  bä«}uciien  d  er- 
Prifatwirthschaft  dieser  zu  ontziehon  «nd  nach  einem  neoiOB  „B«frn- 
lisirungsprincip"  dem  Staate,  zum  Zweck  spcriplli-r  Leisinnp-fti  ftlr 
die  unteren  Classen,  zu  Ubertragen,  solche  Ideen  u.  Pläne  möchten  in  nicht 
alizoferaer  Zeit  zn  den  regelmässigen  Objecten  zählen,  welche  die  FlkiaaairlaaenMdiftft 
in  der  „socialen  Phase"  der  FinanzpoUtiik  n  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
Constitairong  eines  Boichs- Tabaksmonopols  als  nPotrimouinm  der  Eoterblon" 
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am  HilitfoDdt  ftr  ArbefletreTsiclierangsw^n,  nacli  eioer  specielleii  Idee  des  Pttistca 

Bismarck  (uicht,  wie  ivfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  uar  ähtiliche 
Ideen,  x.  B.  binsiclitlich  der  Verwendung  der  Salzstener  «r]!on  früher  kandgegcbcD 
I».  Fiu.  11,  S.  4ülj  and  jcuc  BiÄinarci'sclic  Idee  zuerst  uut  im  Publicum  Terbreitet 
natX  Die  bloss  negative  Kritik  und  die  Abtnimpfang  solcher  Ideen  mit  einem  Schlag» 
wort  des  Tags,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wbscns  hnft  rfolgt  ist,  wollen  wenig 
beMgeu  xegeiittber  einer  luiverkeiiubarea  Tendenz  der  Pia\i5,  eben  derartige  Pro- 
bUwe  der  Soeial-  a.  FiDsnzpolitik  znrLOeung  zustellen.  Hie  Rhediu, 
hic  salta,  —  das  wird  für  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neusten  Entwicklungsphase 
des  politisrlii^n,  socialen,  wirthschaftlichcn  Lebens  u.  in  der  eben  daduidi  bediligtea 
Phaäc  der  i'inaai&wiäseuäciiafL  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 

VI.  —  §.  30.  Zar  Bibliographie  der  Finanswiseen- 
aeliaft  Im  YoranagefaendeD  iet  nur  in  grossen  Zttgen  ein  Bild 
der  Entirickliing  der  FioaDZwissenscbaft  entworfen  worden.  Eb 
kann  niebt  die  Aufgabe  eines  Lebrbncbs,  wie  des  gegenwärtigen, 
sein,  eine  fOrmliebe  Literatnrgescbfcbte/ welche  sich  ein- 
geheud  mit  den  Werken  der  eiuzcliicii,  weuu  auch  uur  der  wich- 
tigeren Äatoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
ein  bolches  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
za  liei'ern.  Entsprechend  dem  VorgUnger  dieses  Werks,  dem 
Raa 'sehen  Lehrbuche,  soll  indessen  auch  hier,  im  Anschiuss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissensehait,  ein  Beitrag 
aar  Bibliographie  der  Disciplin,  insbesondere  hinsichtlieb  der  neueren 
Q&d  neaesten,  namentlich  dentschen  Literatar,  seinen  PiaU  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  Aber  die  Finansliteratar  besebränkt 
sich  im  Wesentlichen  anf  die  Schriften  systematischer  and  all- 
gemeiner Arty  einschliesslioh  einzelner  monographischer  Arbeiten 
von  Bedentang  ftlr  die  prineipielle  Anffassnng  des  Finanzwesens, 
femer  anf  die  Werke  tiher  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
und  über  das  F  inauz  weseu  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatnr  über  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
wesen, Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sich  in  den  späteren  Abschnitten 
angeführt. 

L  Allgemeine  bibliogrspliisehe  Hilfsmittel  der  (nenereii)  Fiiumzlitevatur 

sind:  Muldnner,  bibl.  geogr.  stat  et  oecon.  pol.  (Gött.);  dess.  (jetzt  einp  st  Ute) 
ytaatswisscnscb.  fiacheischaa  iA  den  früheren  Jabigingen  der  Tub.  Ztscbr.  für  btauis- 
vi&sensch.  Ferner:  0.  Mttb  Ibrecht*»  (auch  die  fremde  Literatur  TtdJstindig  um- 
finsende)  Uebersicht  der  rechts-  u.  staatswiss.  Liter,  Berl.  seit  186S  jfthrtidL  —  Ausser- 
dem dürfen  drei  gedruckt  votliegende  Bihliotliekskataloge  liier  genannt  werden, 
den.  der  üambarger  Gommerzbibliotkck  (.Uarnb.  1664,  mit  späteren  Nachträgen) 
IL  deij.  der  Bibttotbei  des  K.  SUtist  Bnresvs  In  Berlin  (1.  Abth.  1874,  2.  1879)« 
wozu  jct/t  n  .f  h  (18S2)  derj.  der  Biblioth.  dos  DeutscLon  Reichstags  getreten  ist. 
Die  zwei  tin>tgeoaouten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Speciaibibliotheken  der, 
Suatswissenscbaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  aa  aus- 
ländischer Literatur,  die  Berliner  freilich  lückenhaft  in  Beiug  nnf  ftltere  Werke. 
Die  Reichstagsbibliothek  beginnt  sich  itmf-n  irurdig  anzuschlicssen  und  übertrifft  sie 
bereits  in  einzelnen  Zweigen,  allerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.       Für  die 
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ueoestc  in-  u.  auslkuvl.  Liter,  s.  aach  den  reicbliaUigen  Lage  rkütalog  No.  SO  (18^2) 
der  Bncbh.  f.  Rechts-  v.  Stntsvbieiisch.  Pottksnmer  v.  Htthlbroeht  In  Berlin. 

Das  spccicU  die  preuss.  Finanzlitcratur  betreficnde  Werk  von  Klctl:  T.itcr.  ober 
das  Fiuao2vescQ  des  preuss.  Staats,  8.  Aufl.,  Berlin  1876,  liefert  zugleich  vielfach 
ein  allgemeines  bibliograptii^bcs  Hil&mittel  für  die  Finanzlitcratur.  Eine  kOrzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert«  entfiält  Gossa 's  eiementi  d  scicnza  d.  ün. 
Mil.  .H.  ed.  J8S2.  deutsrh  v.  Ebebcrp.  Erhi)-"n  1SS2.  (hier  v.  A  inelirfache 
Angaben  aber  span.,  russ  ,  poln.,  scandiuav.,  buUand.,  ungar.  u.  s.  w.  luauzwcrlio). 
Die  folgende  Uebefsicbt  bewhrinkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
•Qf  Angaben  über  franzOs.,  englische  u.  Italien.  Werke. 

II.  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  narh  Rau*. 

1.  Auü  der  frcuuiuu  Literatur  Uber  Polit.  Oeküiiomiu  im  Allgcmeiuea. 
Ad.  Smith,  wealth  of  nations,  b.  V.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo«  principlee  of 

polit.  econ. .  s.  S.  M.  —  M'Ciilloch,  ebcndas  —  I  Sr  Mi  11,  princ.  of  pol.  cr4>n^ 
n.  Y..  dcutäch  r.  Sötbeer,  2.  Aufl.  in  1.  B.,  Uamb.  ibdi,  S.  51H)  U.  (S.  AuiL  ISIO). 

J.  B.  Say,  tialt6  d'6cen.  poL  s.  o.  S.  4S.  —  Simonde  de  Sismondi,  noiif. 
princ.  d*i^on.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  W'erke  über  Finanzwissenschnit  im  Anschlnss  an  die  Werke 
über  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Ahiiss  d.  StaatsSkenomle,  8.  116  bis  Ende.  —  Herl,  Handb.  d.  Staats- 
wirtbsrli.  u   Finanz.  '2.  Abth.  —  Graf  J.  v.  Soden,  Natinnalnkonoinie.  VI.  B. 

1811  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  Staattifinanzwissenscbaft).  —  Fulda  (f  1847), 
QmndsSlze  der  dkonomisch-politischen  oder  Kamerdwi8<«eD8chaften,  2.  A.  1830.  S.  255 
bis  Ende.  —  Schmal/.,  Siaat»wirthschaft?lchre.  IL  152  bis  Ende.  —  Lötz,  Hand- 
buch der  Staatswirtlischartslehrc.  III.  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften,  II,  263 
bis  Endo  (2.  Ausg.  ISüT).  —  Krause,  National-  und  Staataökonomie,  II,  218(182(0). 

—  Schiffle,  d.  gesellsch.  Syst.  d.  menschL  Winhsch.  Tttb.  1807,  3.  Avfl.  §.  176 
bis  179,  19S— 220  (bes.  nation,i).-jk.  Analvso  d.  Slaafs).  ^\  1'74— 2S4  (Abriss  d.  Finanz- 
wisiensch.).  ~  Wirth,  M.  üruiidz.  d.  Nationalök.,  B..  4.  Auti.,  Cöln  1SS2,  S.  328—506. 

8.  Selbständige  Behandlungen  der  gcsammten  Finanzvissenschaft 
(Syitemat.  Werk« ) 

a.  Deutsche  Werket:  Stockar  v.  Neuforn  fr  ISIT).  Handb.  der  Finanz- 
wissensciiaft,  Kothenburg  a.  d.  T.  1807.  IL  B.  —  r.  Jacob,  Die  Staatsfinanzwissenschaft. 
Halle,  1821,  II.  2.  Anag.  von  Eiseion,  1887.  —  Behr.  Die  Lehre  von  der  WIrth- 
Schaft  d^'s  Staates,  Leipzig,  1*«22.  —  Fulda,  IlaiKH).  der  Fiuanzwisscnschaft, 
Tub.  IS'iC.  —  V.  Malchus  (f  1810).  felioni.  wostfahl.  u.  würieinh  Fiuanzmini-t-T^ 
Handbuch  der  Finaii/wi5»st;nschaft  und  Finan/.vci  waltung.  Siuttg.  Jb  lO.  ü.  i^uoch  heute 
wcnhvoll  bes.  für  die  pract.  Seifen,  Verwaltuns?  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsätze 
d<  r  Finanz,  oine  kritische  Entwicklung.    lirc-lau  ISH'2.    (Nur  einzelne  Abhandlungen.) 

—  Barth,  Vorlesungen  über  Finanzvisscuschaft,  Aogsb.  1843.  —  (ir.  Cancrin, 
(t  164i').  Die  Oelionomie  der  meoscfallcben  Geselkchan  und  das  Flnamvesen.  Stett« 
gart  1S45.  —  Magnus  UrafMoltke,  Uebcr  die  Einnabmeciuellen  dos  StftStSw 
Hamburg  1846.  —  Umpfenbach,  Lehrbach  der  Finanzwissenscbaft.  IL  B.  Erlangen 
IbüU.  1860,  (mehr  nur  ü^und^i^s).  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft. 
Leipzig  1860  ,  4.  Anfl.  jetzt  in  2  B.  1678.  —  Hnhn,  Flnanzwiss.,  Lps.  1885. 

K.  J  liergius,  (irundsAtzc  der  Finanzwiss-.  mi(  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss. 
Staat  Berlin  lb65.  2.  Aufl.  1871.  —  £.  Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen,  (leschichte. 
Kritik  ttnd  Statistik  derselben.  Stottg.  1886.  11.  B.;  ders.  vergleich.  ZusammenstcU. 
d.  curop.  Slaatsausg..  1865.  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Finanzwiss.. 
l.p/.  1>70.  3.  A.  18S0  (grossentb.  Auszug  aas  Steins  und  meinem  Fin.wvil).  — 
Parth.  A,  B,  C.  d.  Fiu.wi!>s.  Gratz,  lb74.  —  Schmidt,  Repetit.  d.  Syst.  (i.  ailgem. 
FStt.Techts  V.  d.  FIn.wiasenscb. .  Lpx.  1888.  —  t.  Hock.  AIP.  Abgaben  vnd  Schulden, 
Stuttg.  }Sn3  (nahezu  »-"ine  vollät&nd.  Fin.wisscnschaft  in  jirrip^nanfor  Kürze,  über  Finanz- 
tccbüisches  mit  das  Beste).  —  G.  Schönberg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie, 
Tüb.  1^82,  B.  II.  1—464,  10  grössere  monograph  Abhaudiungcu:  v.  Geffcken  üb. 
Wesen.  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  üb.  Staatsaui>gaben,,  t.  v.  Scheel  Ith« 
Erwcrhsi  inkuufte.  r.  Schall  ub.  Gebuhren,  üb.  Anfwanil>trtiprn .  nh.  Verkehr-  u. 
Erbscb-steucr,  v.  Helferich  ub.  allgem.  Stea.lohre.  ?.  Kiecke  üb.  Zölle  u.  Zuckcr- 
steaer&t  t.  A.  Wagnor  Qb.  directe  Stenern  n.  ttb.  Ordn.  d.  nn.virthsGfa.  nobst 
OfTentl.  Credit. 
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Prdflld«  Liters tar.  J.  Garnier,  tnitö  de  ünances.  3.  6d.  Par.  1872.  ~- 
LcToy-Bcaoli  ca,  trait6  do  la  science  de  fin.  2  vol.,  Pnr.  1877,  2.  dd.  1S79  (sehr 
reichluütig  o.  eingoheod  in  Ben.  d.  fniuAs.  Fioanzeo).  —  Oaodillot«  piinc  do  la 
•c  d.  fii.  Par.  Ib74.  —  De  Lnea,  fcleoza  d.  üd.  Nap.  1658.  —  Mareeeotti,  le 
üuaDze.  BoL  1S67.  —  Zeppa,  la  sc.  fioanc.  Fir.  1S70.  —  Gioranelli,  dclla  sc. 
fioanz.  vof.  T,  Roma  1S77.  —  Morpur^o,  la  finanza,  Kir.  1877.  —  L.  Gossa,  primi 
elcmeuü  di  sc.  d.  ün.  3.  ed.  Mil  Ibbi  (hier  W  cike  iu  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
deutsch  V.  d.  T.  Gniodriss  d.  Fin.wissensch..  frei  bearlk  ?.  Eheberi^,  Ell.  1882  (als 
6fiiodrii8  aoch  dies  Buch  Cossa^-  gleich  ^-incn  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  theoreL  Behandiangoa  roa  Uauptgubietün  der 
F i oan X viaseilt 6 Alf t  nehat  «bigon  grandiegeaden  äjMbuk  aber  eisMlne  Poncte. 
(Wellerea  in  den  ipMeceii  Absclmittflii  bei  den  SpedaUehieii). 

a.  OrdnungderFinanzwirthschaftn.  d  n:l  :  Dietzel,  Syst.  d.  S(aa(ü.inlcihcn. 
Heidelb.  lS5r>,  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staatsbaushalts,  Wien  lb63,  Ab- 
achu.  I.  S.  1  —  6!t.  (Oberste  Gmndsfttze  d.  Finanzviss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staatshaus- 
haltes.); dera..  Art.  Staatehambalt  in  Kentzsch'  Handwörterbuch  der  Volkswirth'- 

—  !  nft  lehre  n^m^).  ders.  a.  a  0.  in  Schftnber^^V  Handb.  II,  413  — 4:i:!  — 
Labpeyros,  Art  Staatswirtbsch.,  Staatsw.bacb,  B.  10.  —  Schäffle,  z.  Theoho  der 
Deokoag  des  Staadibedarfli,  Tab.  Zteehr.  1863  (B.  39).  —  Knies,  flnanzpolit  Er- 
örterungen. HciJclb.  1871  (Prorectoratsprojfr.  allgemeiueren  Inhalta)  —  Vpl.  auch  die 
ataatsrechtl.  Liter.,  bes.  über  Biidg:ctrccht,  so  (incist,  Gesetz  ti.  Budget,  Herl.  1879). 

b.  Besteuerung.  IS.  die  umfassendere  Bibliographie  in  Ii,  il.  S.  Iii9 — 150. 
U.  A.  Mnrhard,  Theor.  u.  Polit.  d.  Besten- r..  (jött.  1S34.  —  J.  0.  Hoffmann. 
l^'-hn-  r.  d.  Steuern.  Berl,  184ü.  —  G.  Sch  ni  ollcr.  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem 
Zui»aoim6Dhasge  mit  den  GruDdprincipien  d.  Steneriehrc,  Tub.  Ztsch.  I  bti3,  XIX,  I.  — 
ProQdben,  tbtorle  de  l'impot,  Bmx.  1661  n.  spiter.  —  Eisenbart,  Knnst  d. 
Bestener..  Berl  186S.  —  Maurus,  mod.  Bestcucr.,  Heid.  1870.  —  A.  Hold,  Ein- 
kommen*teoer.  Bonn  1872.  —  Heusohling,  l'impöt  sur  le  rerenn.  Par.  et  Brüx.  1973. 

—  Gutachten  über  Pcrsonalbosteueruu»?  von  Nasse,  Held,  Gensei,  Graf  v.  Wiutzin- 
icerode  n.  ROsster,  LfKs.  1878  (Sdnifien  des  Vereins  f.  Soc  Pol  HU.  ~ 
Ft.  J.  Ken  in  an  II.  pro]arross  Einkommensteuer  im  Staats-  und  Oemeiodehanshalte, 
Lpz,  1S74  (Schritten  d.  Ver.  u.  s.  w.  VUI.):  ders..  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
fähigkeit, in  Conrad's  Jahrb.  188Ü,  1881.  ^  VerhandL  dieses  Vereins  über  Ein- 
k«imm«):;tener.  Lpz.  1875.  (Schriften  No.  XI).  15  tf.  —  v.  Scheel,  progress,  Bo-  • 
«taner,  Tüb.  Ztsch.  1^*75.  XXXI.  27.'!:  ders  .  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jalirb.  Ib75, 
XXIV,  233;  dies.  Arbeit  selbtitändig  in  2.  Aufl..  Jena  1877.  —  Schäffie,  Grund- 
Bitze  d.  Steverpolilik,  Tttb.  1660.     Esqn.  de  Parien,  tnit6  des  impöts,  4  fol. 

2  cd.  Par  1S66.  1S67.  —  Gliffe  Leslie,  Ünanc.  rdbrm,  lond.  1871  (anch  dentsob 
von  Brömel,  1872.) 

Uuber  Gommuaalbcstcucroug  insbesondere;  Die  CommunalsteuerCrage, 
10  Gutachten  d  Ver.  f.  Secpolit  (bes.  r.  E.  Meier,  Nasse,  v.  Beitzen stein  u. 
A.  m.),  Heft  12  d.  Verschr.  1S77.  —  Verhandlungen  darüber  in  d,  Vcr.vers.  z. 
Berlin  JS77,  Heft  11  d.  Schriften,  Lcipz.  187S.  —  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
Keferat  ron  A.  Wagner,  d.  Commuualstcuerfrage ,  Leipz.  1878.  —  R.  Friedberg. 
cL  Besleuer.  d.  (Seneinden«  BerL  1676.  —  r.Bilinski,  d.  Gemeindebesteaerung  u.  d. 
Kcfiirm,  Lcip/..  1S7b.  —  Gneist«  d.  picnsa.  Flaanzreform  durch  Begnilr.  d.  Gemeinde- 
stooeru,  Berl.  1>^1.  - 

c  OeffdntlicherCrcdit.  Kebeuius,  öaentl.  Uedit,  2.  Aufl.,  LB.,  karlsr.  1  !»2i). 

—  Dietzel,  SjTüt  d.  Staatsanleihen,  Held.  1655.  —  A.  Vagnbr,  Art  Staafsscbniden 

im  Sfaatäwörterb. ,  X.  —  Sfltbecr,  Betracht.  Uber  d.  Sta.jtssi huldenwesen,  Berl. 
Vierteljahi^chr.  f.  Volkswirth'i.  h.  1S65,  2.  B.  —  E  Nasse.  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Tabing.  Zeitschr.  I86S,  XXIV.  —  0.  Michaeli!»,  über  Staatsanleihen  (aus  d.  volksw. 
Virtelj.schr.)  in  d.  volkswirthsch.  Scbfiften,  BerL  1673  H.  ^  Rieca-Salerno,  teor 
geoer.  d.  pr^st.  publ.  Mil.  1S7D. 

Besondere  deutsche  Fachzeit??chriften  f.  d.  I'inanzwissenschaft  allf  iti  bestehen 
nicht,  doch  finden  sich  manche  tinanzwiss.  Specialarbeiten  in  dun  allgcm.  nat.dkon. 
nnd  staatsviss.  Facbieitschriftett .  le  in  d.  Tttb.  Ztscbr.  t  d.  ges.  Staatsviss..  in 
HiMtbiand -Conrads  Jahrbüchern  f  Nat  ök.  u.  Statist.,  im  .Tahrb.  f.  r,--^.geb.  u.  &.  w. 
d.  doutscheo  Reichs,  in  d.  Bert  Vienelj-schr.  L  VoUutwirthsch.    Aus  d.  fremden 
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^4  Einlflitmig.  4.  AlMchnitt.  Entvieklniig  d.  Fliianzwineiuehaft  u.  Liteiatar.  §.  80. 

Lit.  8.  bes.  das  Joanal  det  EoooombteB,  dif  XoQtii.  «f  tt«  SbÜtt  Sbc.  in  London, 

den  engl  Ecunomist  a  A.  m. 

5.  Abriss  der  Fioanzlehie  in  Werken  der  allgemeinen  Staats» 
wiuensehaft 

Behr,  Syst.  d.  angew.  Staats!..  III.  34^.  fl<^!0)  -  Crrn-:,  Grmidzüge  d.  PolüiV. 
IIL  Bd.  deutsch  Lcipz.  181«.  —  ?.  Aretin.  Staabr,  d.  coustitut.  Moiiarchie,  fonges. 
dareb  t.  Rotteck.  II,  295.  (1S27.)  —  Weber,  Grundzüge  d.  Politik,  2.  359.  (1827.) 

—  Eiselen«  Handbuch  des  Systems  der  Staatbwiä»ent>cbaften ,  S.  291.  (1828.)  — 
Schmittbcnner,  Gniudriss  der  politischen  und  lii^torisclicn  Wisscnscbaftcn ,  I,  215, 
(ls:^U.)  —  Schön,  Die  Stjiat&wisäcDHchaft,  S.  2)11— ätiO.  (1831.)  —  r.  Rotteck, 
Labrbncli  der  Mioneniitebett  Politik  (des  Yemiinfoeelitee  4.  B.)  8tnttf.  19S5, 

—  Stahl,  Pliüus.  d.  Rechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz,  Politik,  1862.  S  81  ff.  — 
H.  Escher,  Haadb.  d.  pract.  Politik.  Lpz.  iSfiS,  I,  247  ff.  —  Blantsobli,  Lehre 
r.  med.  Staate,  5.  Aufl.,  Stuttgart  1876,  II,  i^ö  ti.  u  a.  m. 

6.  Zar  Literatur  der  Finanzgeschichte  (s.  andi  No.  7  n.  bes.  8  unten 
Q.  f.  Weiteres  d.  Spccialabschtrut(>). 

Heeren,  Ideen  Uber  die  Politik  a.  s.  w.  der  Volker  der  alten  Welt,  3.  Ausg., 
GMt  ]8)6,  III.  —  L.  Beynier,  de  l'öoen.  iiolit  et  rar.  des  Peises,  etPbtaSe.,  Gen. 
et  Par.  1819:  dgl.  des  Arabes  et  des  Juifs,  182ü;  dgl.  des  Egyptiens  et  Cartbagiii., 
1823;  dfr].  des  Grecs,  \^'2h.  —  Ganilh,  Essai  politiqtic  sar  le  revcnu  public  des 
pcuples  de  r.-xntiqaitc  du  inoyen  age  et  des  si^cles  moderut^.  P.  180G.  Neue  Ausg. 
1823.  II.  Bd.  (grOssentheils  aber  Flankteloh  nnd  England)  —  BOokh,  Die  Staala- 
haasbaltunKr  dt  r  Arlion  r,  Berlin  1*^17.  IL  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Korn  iat  die  iiltere  llauptschrift:  Burmann,  de  rectigaiibus  populi  Ko- 
maai.  Leid.  1734.  —  Hegeirisch,  Histor.  Yersnch  fiber  die  X0n.  Finanzen,  Altona, 
1804.  —  Bosse,  Grundzu^e  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Brauiischweig. 
1806.  7.  II.  —  Becker,  Handbuch  der  röm.  Alterthümer,  fortges.  t.  Marquardt 
3.  ThL  2.  Abth.  1853  (enthalt  Finanz-  u.  Müitänresien),  neue  Aofl.  Röm.  Staatävcrw.  B.  2. 
Lpz.  S.  76—308.  187«.  —  Mommsen,  fOm.  Staatsr,,  Lp«.,  1874,  IL  1.,  400  IT.,  596  ffU 
II,  2.  (187.")),  929  iL  —  Bouchard.  'tude  sur  l'administr,  des  finances  de  Temp. 
Eomain,  Par.  (1874).  —  r.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tab.  Ztsch.  23.  —  liodbertus, 
2.  Oescli;  d.  t0nu  TribnMener  n.  s.  v.,  in  Hildebr.,  Jahrb.  B.  4,  5.  8. 

HtUaann,  Deniselie  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin,  1805.  (Nur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande.)  —  G.  Waitz, 
Deutsche  Yerfassongsgeschicbte  pass.,  bisher  8  Bände,  d.  älteren  in  neuen  Auflagen. 
B.  8«  KieU  1878.  Fttr  die  einleben  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  Uber  d.  Finanzwesen 
(so  B.  8,  S.  216  —  414).  —  Zcumer.  d.  deutschen  Stadfestencm .  insbes.  d.  Stadt. 
Reichssteuern  im  J2.  n.  iri  J.h.  Lcipz.  1S7S  ( Seh  in  oUer's  Forsch.  I,  2).  —  Lang, 
bist.  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerverfas?. .  Berl,  u.  Stett.  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Stcuorwcscns  1.  Abth.  Glessen  1S44.  —  G.  Schön  borg,  Fin.reriiftltniaBe 
d.  St.  B.ascl  i.  14.  n.  15  J.h.  Tüb.  1879.  —  Ti  pimmi,  d.  Zinsrcrfass.  Prenssens  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens,  Ztschr.  f.  preub^.  Gesch.  B.4.  —  Kotelmann,  d. 
Finanzen  Albr.  AcWs,  ebendas.  B.  3.  —  6.  8  cb  melier,  d.  Epochen  d.  prena». 
Fin.politik,  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  1,  1877  S.  38—114.  - 
Klowitz,  Stcn.verfass.  im  Hcr^ofirth.  Magdeburg,  Berl.  1707.  —  Krics,  bist.  Ent- 
wickl. d.  Steu.Tcrfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842.  —  Riedel,  d.  Brand,  prcuss.  Staats- 
haushalt in  d.  beiden  letzten  Jahrhnnderten ,  Berl.  1866  (quell.mässig).  —  Krng, 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  hcr.geg.  v.  Sergius,  Breslau  l'^ßl.  —  v.  Bosse. 
Darstellung  des  staatsvirthschaftlichen  Zustandes  in  den  deutschen  Bundesstaaten  auf 
seinen  gcschfclitiidien  Endlagen.  Braunschweig,  1820.  —  Falke,  Gesch.  d.  Denisehen 
ZoUwcsens,  Lpz.  1889.  "  Hoffmann,  das  Finanzwesen  von  Wurtemberg  zn  Anfang 
des  16  .Jahrhunderts.  Ttlbingen,  1840.  —  Oberleitner,  Oesterr^^ichs  Finanzen 
unter  Ferdinand  L,  Wien,  1859;  ders.,  Finanzlage  Kioder-Oesterreiehs  im  16.  Jahr- 
hondert,  Wien  1863;  ders.,  Pinanzl^e  der  dentsch-Ssterrelch.  Erblande  Im  J.  1761, 
Wien.  1865.  —  Schwabe  v.  Wal  hftn  freund,  Vers,  einer  Gesch.  d.  österr.  Staats-, 
Credit-  u.  Schuldenwesens,  Wien  1860  ff.  —  J.  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr. 
Finanzen,  Wien,  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  o.  s.  der  dsterr. 
Baacoiettelperiode.  Tnb.  Ztsrhr.  1Sr)l  u  1S63.  —  Vocke,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Ein- 
kommen'^tenpr  in  Rtiern,  Tüb.  Ztschr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  Alldem  sonst  die  Werkt- 
aber  deutsche  Staats-  n.  Rcchtsgcschichtc  (wo  Eichhorn  auch  Uber  das  Finaaz- 
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Veten  inunor  noch  das  Beste  a.  Eisftbttndfte  giebt)  o.  aber  alli^c meine  deutsch« 
Xerritorialgeschichte,  so  Droysen's  Gesch.  <l  pn  nss  Politik. 

Sinclair,  Hintory  of  Ihe  public  rereuue  of  the  Uiiliah  empire.  3. Edft  1803. 
HL  —  Mndoz,  Blaitory  eto.  of  the  ezcheqaer,  2.  ed.  Lond.  1769.  —  6 n eist,  engl. 
Venraltongsrecbt,  2.  A.  2.  B.  Bcrl.  1867.  pas&im.  —  Vocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
Reichs,  Leipz  1S67.  ~  Höflcr,  Gesch.  d.  cn^l.  Civilliste.  StaUg.  1834.  -~  Dovell, 
skatcb  of  the  bi:>t.  of  laxes  iu  £ngl.  Loud.  1 S76  ff. 

ProDBanteau  ^eeudooym),  Le  Beeret  des  financei  de  France,  1851.  (Auf- 
zlhlaog  aller  EinnabincQ  und  Ausgaben  des  SOj&brigen  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
fft  T.  liohl,  Geschichte  und  literatur  der  Staat^wissenschaft,  UI,  111.)  —  do 
ForhoBsais,  Becherehes  et  e«n8f<^rations  sur  les  finances  de  b  Prance  depnfo  1595 
jnsqn'en  1721.  BU«.  175S.  II.  4^  u.  Liöge,  1758.  VI.  8°.  —  Arnoald.  Histoiro 
f^n^rale  des  finances  do  la  France,  Par.  1S04.  4**.  —  de  Montbion,  Particularitcs 
ot  obserratioas  sur  les  ministres  dos  finances  de  la  France  les  plus  c61übrcs  dopuis 
1660  jnsqu  en  1791.  Pur.  1812.  —  Bresson,  Hntdre  finaneiöre  de  la  France.  Par. 
1^2^.  II.  (raci^tcntheils  aus  MonthioD  abgcscbriüberi).  —  Pnilly.  Hihtoire  fiuancii^re 
de  la  France.  1830.  II.  (bis  1786.)  —  Die  Discours  pr^Umiuaires  von  Pastor  et  vor 
den  ron  demselben  herausgegebenen  Tbeilon  der  Ordonnances  des  rois  do  France, 
Band  15-- 19,  enthalten  ebenf.  die  ältere  französische  Finanzgetchichte.  —  Clamageraii, 
bist,  de  fimpot  en  France.  3  rol.  Par  J867 — 76.  —  de  Nervo.  I^s  finances  fran^aiscs 
aotts  l'ancienue  monarchie,  la  rcpubii^ue,  le  consulat  et  l'empire  P.  1863.  II.  B. 
Foits.  WM  la  reitnimttion.  186S— 68.  IT.  B.  —  Yoitry  Stüdes  sor  le  r6gimo  filn. 
d.  1.  France  avnnt  la  rtvolution.  Par,  1S7S.  —  Obcrleituer  Frankr.s  Fin.vcrhält- 
nisse  nnt  Ludv.  XVI.  Wien  ISüü.  —  d'Aniiiffret,  aper(;u  du  cr6d.  publ.  etc.  de 
1769—1860,  Par.  IS61.  Dgl.  bis  187^.  i'ar.  1873.  —  Tripier.  la  dottc  publ.  cn 
FlWce  178y— 1873.  Par.  1873.  —  v.  Wolff.  d.  Stnabrontenschuld  in  Frankr. 
Lpz.  1875.  —  Cohn,  Colbeit,  i.  d.  Tttb.  Ztachr.  L  Suatavias.  IL  25.  bes.  B.  26, 
S.  390  ff. 

7.  Z«r  FijiftiiitefttistU. 

S.  oben  §.  19,  S.  25.  Hauptwerk  imner  noch:  v.  CzOrnig,  d.  Ostcrr.  Budget 
im  Vergleich  mit  jenen  d.  vor^ügl.  and.  europ.  Staaten.  Wien,  1862.  Eine  nene  Bc- 
Arbeiiuug  dieses  halbamü.  Werks  durch  ein  Statist.  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Cohen, 
ModeB  sur  les  impOts  et  sur  les  budgets  des  princip.  Mats  de  l'Europe  Par.  1965  — 
r.CzOruig,  Einriebt  üb  Budget,  Staatsrecbn.  u.  s.  w.  in  reraehied. Staaten,  Wien,  1866.— 
H.  Block,  TEurope  poL  et  soc.,  Par.  1869,  ch.  3.  —  DevB.  Annuairc  d'6con.  pol. 
«t  de  flat,  jlhltich.  —  Kolb,  Handb.  d.  vergl.  Statistik.  —  Goth.  Almnnach,  die 
Beoptdeteo  Ar  alle  Cultamtaaten  j&hri.,  in  den  letzten  Jahrgängen  gegen  früher  sehr 
sjpedaliäirt.  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rentv  -  Publicationcn 
O.  iotexnat.  Statist.  Congresses  über  Finanzsiaüstik.  bet>.  der  grossen  btadte  ^vom  Pester 
alidt.  Bnr.  besorgt).  1.  tüL  1877  £,  JahresboUetin  kftrxer  «userden.  —  Die  Arbeiten 
der  fergleichenden  Finan/statistik,  vorncml.  über  deutsche  Verhältnisse,  aber  mit  Ver- 
gleicbuiigen  fremder,  von  Pii.  (ierstfeldt,  bes.  Beiträge  z.  Beichssteuerfrago  n.  s.  w. 
Leipz.  187y,  femer  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  i.  Reichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — - 
Cebier  ikrtu  betreffenden  Staat  bringen  die  amtl.  statbt.  Bureaus  bes.  in  den  ,.Jahl- 
bOcbem"  ve^leichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich,  Preus^cti, 
Oetfteireich,  bes.  Italien  u.  a.  m.)  Oeber  Communal-Finanzst.atist  s.  bes.  die 
9.  gen.  neoeree  prenea.  PQblieeiioDflfi. 

Bqi;elmä£>sig  finden  sich  geschichtliche  Ausführungen  und  s  tat  ist.  Daten 
in  den  Werken  der  foli^enden  Kuhrik,  natürlirh  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  über  da»  Finanzwesen  cinzelaer  Staaten.  (Weitere» 
in  den  Specialabschnitten). 

Deutschland,  (iebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
(t  1857),  Allgemeine  veigleicbende  Finanzstatistik,  Daimstadt,  1851—56.  II  B.  in 
4  AbtheihittgeD.  Es  sind  bUm  die  dentsdien  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  eatbSlt  die 
rein  deutschen  Staaten.  Bd.  II  Prenssen  und  Oeatenelch. 

Neues  Deutsches  Reich:  A.  Wagner,  Rfichsfinanzwesen  in  v.  Holtzcn- 
dorli  a  Jabrb.  d.  1).  ßeichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  über  die  Kriegsfiaanzcn  1870—71).  — 
Zahlreiche  Abhandlongen  vnd  HateriaUensamnilongen  aber  alle  wichtigeren  Gebiete 

D.  Finanzwesens  (v.  v.  AuffseH-^  u.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  R.  — 
ialirb.  d.  aintL  Sutist.  d.  preosttsch.  Staats,  iV,  2,  S.  215  £  —  Sutist.  Jahrb.  f.  d. 
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DentBclie  Sefcfa.  Lpz.  1883.  Berl.  1883,  6. 148  ft  Zoll'  m  Steaentetlttfk  auch  in  d. 

„Statistik  d.  D.  Reichs",  "bes.  In  d.  Monabhcften.  —  Weber,  d.  D.  ZdU?eroio,  Lpz.  1869, 
2,  Aufl.  ISTl.  —  V!chev  das  Kci  clisfinanz  recht  a.  bes.  r.  Bönikd'l  IL  Laband'ft 
U'crkü  über  da^  Staatsrecht  d.  Doutschcn  Reichs. 

Dinzcine  Staaten  des  heut.  Deutschen  Bciebs: 

Preußscn:  Klctkc,  Literatur  üb.  d.  Fioanzw.  d.  prou?s.  Staates.  3.  Aofl.,  Bcrl. 
1876  (sehr  fleisiif).  —  t.  Beguelin,  bUtor.  krit  DarsteU.  der  Accise-  n.  Zolirerfass. 
in  preusB.  Stiatoii,  Beil.  1197,  —  Bdrovski,  Abriss  des  praktischen  Kamerai-  und 
Finanzwes.  in  den  K.  prcnss.  StulML  8.  Aasg.,  IL,  Berlin  1S03.  —  Benzen  borg. 
Proossens  Gcldhaushalt  u.  nencs  Stenersystein.  Leipzig  1820.  —  (?.  Keibnitz?)  tlbcr 
Frcussens  Guldliaushalt  u.  s.  w.  Bcrlia  182L  —  Hausemann,  Pretutöen  o.  Frankreich, 
etiatswirthschaftlich  a.  politiscb,  3.  Attfl.,  1884.  (G«gen  den  Verfasser  tnit  Ktuf- 
mann  auf,  den  wieder  Sj) ri n  irsfeld  zn  bol  nuipfcn  suchte."!  —  t.  Bülow-Cum- 
tneronr,  Preussen.  Berlin  1812.  3.  A. —  Bergius.  Preuss,  Zustände,  Münster  l*^44  . 
dess.  Grundsätze  d.  Finanzviss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Auß 
1871.  Dietcrici,  Tabellen  und  N  ichrichtea  ftr  den  preuss.  Staat  für  da>  Jahr  1840, 
IV.  B.  1853.  —  Schimmelpfe  nni  jr.  d.  prcnss  dirccten  Steuern  2  B.  3.  u.  4.  A. 
Pptsd.  1859;  ders.  die  preuss.  indirccten  Steuern,  2  B.  3.  A.  Berl.  1S5S.  — 
Nasse,  Bemeilt.  ttbor  d.  preass.  Stenersyst.  Bonn.  1861.  —  r.  CzOrnig,  das  (teterr. 
Bnd-:r  t  ctr  T.  2Sl.  —  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  prenss.  Staats.  3.  Jahr- 
png:  1SG9,  S.  .'1.57 — 57**  (Einnahmen  u  Ausgaben  von  I'^RO— 69).  —  Auch  4.  Jahrg.. 
2.  Abth.  S.  245  ff.  vlS74 — TO).  —  Richter,  das  preusi.  Siaatsschuldcnwcscn,  Berl. 
1869.  —  Dieterici  (jiin.i.  (iesch.  d.  Stcuerref.  in  Preusson  von  1810 — 20,  Bcrl. 
1875.  —  S.  auch  J.  G.  Hoff  mann 's  Lcbre  v.  d.  Stenern,  Berl.  1840.  —  v.  Czud- 
nochowski,  Stca.rcform,  Fin.pol.  o.  «.  w,  in  Preussen,  BerL  1873.  —  Wissmann, 
d.  Stenenresen  d.  preass.  Monarcliie,  Berl.  1875.  —  Uebor  Oommiinalfinnnz» 
Statistik:  L.  Herrfurth,  BeitrSge  z.  Finanz^tatistik  d.  Gemeinden  in  Prenssen, 
Erpranz  h.  6  d.  Ztschr.  d.  preuss.  ktat.  Bur ,  1S70:  llerrfurth  u.  Studt,  Fin.stat 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Ergh.  7,  18S0;  Beitrüge  z.  Statist,  d.  Gemciudeabgabcoi 
in  Prenssen  (aocli  Stat  d.  KrcisabgabciO.  Erg.h.  9,  1882.  —  Gerstfoldt.  Stidle- 
finanzcn  in  Prcu?scn,  Lpz.  1S82  ^Schmollcr's  Forsrh.  TV  T.  —  Staatsfinanx- 
recht  b^  in  r.  Bünne  s  preuss.  Staatsrecht  (4.  Autt.).  Lin  allgemeines  Werk 
Uber  das  pnnss.  dentscbe  Finanzwesen  im  Ganzen,  wie  die  Werke  ron  Stockar  von 
NenforttoHock  über  Baiem,  r.  Hock  u.  r.  Kanfmauu  über  Krankreich  fehlt 
leider.  Einen  hrzUel.  Abriss  giebt  r.  Oesfeld,  Pceiissen  in  staafauiocbü.  v.  s.  w. 
Bezieh.  lierl.  IbTl,  II  1—183. 

Andere  dentscbe  Staaten:  Httck.  Orandliiiien  der  Eameialprazte,  Tttb. 
1S19  (ist  grössfi  iithftils  Finanzstatistik).  —  Po-^mh  Materialien  zu  einer  Finanz-tatistik 
der  deutscheu  Bundesstaaten.  Schrnalk.  1S23.  —  Ger  et,  Systemat.  Repertorium  der 
köiiigl.  baier.  Finanzvcrordnungeu.  1812.  182.5.  II.  dessen  Samml.  ungedruckter  Ver- 
ordnungen. —  Rudhart.  Uebcr  den  Zustand  des  K.  Baiern,  Erlangen  1S27.  HL  B. 
Erl.  1S27  -  K.  Stockar  von  Nenforn  (Sohn  des  oben  genannten,  t  !^05\  Hand- 
buch der  gesammtcn  Finanzrervaltung  im  Königreich  Baieru.  Bamberg,  1857.  3.  Aufl. 
V  J.  Hock,  eb.  1^82—88.  —  Vocke,  Uber  d.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr.  d.  baier. 
Stat.  Bur.  herausgeg.  von  G.  M  .yr.  1^70  H.  2,  H,  1^71  H.  1,  2.  3,  1S72  H.  2.  Ö 
'5?tatist.,  Eiüu. .  bes.  dir.  u.  imlir.  Steuern.  Stant-.eif^eiith  .  Unternehui..  dann  Aus- 
gabenl  —  Chi.  Herde^eu,  W  urtem borgs  Staalih.iushah.  Stuttg.,  ISIS.  —  Hoff- 
manii.  Das  wrürtcmberg.  Finanzrecht.  I.  Tübingen.  1857.  Kicckc,  in  d.  Würt. 
Jahrb  1861,  1S71 — 74  über  Würtcinb..  ders.  A.  rfa-^g.  Verwalt.  u.  Stuitsbansh.  d. 
K.  WUrt.  Stuttg.  1S82.  —  Ueber  d.  Finanz,  d.  Ki:r.  Sachsen  in  den  lut2tttii  Jahi^ 
zehnten  s.  r.  Nostiz  in  d.  Sllcbs.  Stat.  Ztschr.  187<i.  —  Ubbelohdc,  Ueber  die 
Fiu.auzen  des  KOnii^reichs  Hannover.  1*».M.  —  Lehzen  (+  1855).  Hannorers 
Staatshau:*halt.  1853 — 55.  II.  B.  —  Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatsliuanzen 
du6  Giossh.  Baden.  Karls.'-uhe,  1S51.  4".  Von  dem  Minister  Bcgcnaucr  heraus- 
iregeben.  —  Rcguuaucr,  Der  Staattyhaiishalt  des  Grossh.  Baden.  Karkr.  1S63.  — 
EJgonbrodt.  Handb.  der  Minssh.  Hess.  Veror  Inuti^vn.  TT  B.  1*^17.  v.  Hoff- 
manu.  Beiträge  zur  näheren  Keimtniss  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  (irossh. 
Hessen.  Glessen.  I^M2.  —  Baur,  Handb.  d.  dir.  Steucrwcs.  u.  s.  r.  in  Hessen. 
L  B.  Heidelb.  1868.  —  M.  Wigger»,  d.  1  inan/.verhältnisse  d.  Grossih.  Meckleub.- 
Schworin,  Berlin  1^66.  --  Balck,  Fin.verhftltnisse  in  Mccklcab.-Schwcrin, 
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Uismar  1877.  —  Denbchr.  ob.  d.  Fin.  v.  ElR.-Lothr.  Stmsb.  1875.  —  ftrad, 
eoR^dör.  wn  I«9  Kd.  tue.  do  TAbace  Lomiiie,  Par.  1877.  —  Barkh&rd,  Handbuch 

der  Vorwaltnng  im  Grossh.  Wol mar-Eisenach.  1844.  S.  517.  —  üebcr  Hamburg 
in  der  Srariatik  d.  bamb.  Staats,  U.  3  irnd  4.  —  GrOniog,  zur  Bofom  dor  bronittcliOD 
FiDaii/.cn,  Bremen  1SA7. 

Oesterreich:  A.  7.  Malinkorski,  Haiidb.,  zoolchst  fllr  k.  RMiionU 
h  amt'-  \Vi.>n,  1840.  II.  (.Abriss  des  ftstcrreichischon  Fiiianzwcscn.s).  —  do  TongO- 
.  borski,  Des  fioances  et  du  a6dit  public  do  rAutricho.  Par.  1843.  II.  B.  Dcutsclt 
184S.  Dagegen  cK«  9  folgenden:  Wiesner«  BnwIseb-peKtiwhe  Aritlmeiilr,  Letpitig« 
1S44.  II;  A.  Tcbeldi.  (Beidtcl?),  Plo  GcMangcIcgoiilioifcn  Oc-^torrcichs.  Leipzig, 
1847.  (Nor  zum  Tlieil  finanzwisfcnscbaftlich.'i ;  L.John.  Änti-Teboidi.  Leip/.!?.  1848.— 
Hobner,  Üesstcrrcichs  Finanzlage,  1S4S.  —  f.  CzOrnig,  Oestorreichs  Neairo- 
!»tnltong  1848—58.  Stattgart  1858.S.  119.  DesM.  Dis  ttaterreichisclie  Budirct  fQr  1SH2 
in  Verricicbuns:  mit  jVncm  der  rorzüjrlichercri  anderen  enropüisclien  Staaten,  II  B. 
2.  A.  Wieo,  lSt)2.  —  Wagner,  A..  Ordnuug  d.  Österreich.  StaatühansbaitH,  Wien  1863. 

—  DeiB.,  OestcTrslelif  PlntaMn  (Mstor»  ilat  Abrte  bis  186*2)  im  4.  Staatswflrterb. 
YII,  595 — 646  u.  di«  hier  cit.  Abbandl.  Dcrs.,  Oesterreichs  Finanzen  t^oit  dem  Frieden, 
von  Yillafranca  (1859  —  68)  in  „Unsere  Zeit"  lSfi3  —  Angcrstein,  25  J.  fVst. 
Fiß.poUt.  iS4S— 73,  2.  A.  Lcipz.  1874.  —  de  Muli  neu,  ihi.  de  T  Antriebe.  Pari^ 
et  Vienne,  1875.  —  Ncnwirth,  Bank  u.  Val.  in  Oesterreich  -  Ünraru .  2  Bde.. 
Leipzig  I^^T.*?     71.  —  M.  Wirth,  Oesterreichs  Wiedergeburt.  Wien,  1S76.  S.  .809  Ö'. 

—  A.  Beer,  Oest.  Fin.  i.  19.  Jhrh.  Wien  1877.  —  Dcrs.  d.  Staalsbauhhalt  Ocsterr. 
Urnrnrns  seit  186S  Prag  1881.  —  Lang,  les  floances  de  U  Hongrie  et  de  TAntricbe« 
1867—77,  Par.  1881.  ^Horn,  Ungarns  Fin.laf«,  Wien  1874  —  Dessary,  tirund- 
züge  d.  östcrr.  FinanzRescsetzknnde,  Wien,  1855.  —  v.  Chlupp,  Handb.  d.  dir. 
Steuern  (in  Ocst),  6.  A.  Lpz.  1877.  ~-  Koaopasek  u.  t.  Mor,  2.  Aufl.  f.  ßlonski 
betorft,  F1n.ge0et2knnde  d.  fct  Kniseistiata,  2.  B.  Wien,  1880.  —  Hnnel,  d.  talorr. 
Steuerjre!»etzc.  Mies  —  Wien  1879,  18S0.  4  B.  —  T.  Ptcher,  cbion.  FlnJMth  in 
Oesterr.  Zürich  1883. 

Orossbritannien:  v.  Baomer,  D.  britische  Besteuerangssystem.  Bcriin  1810. 
(Betriff  auch  andere  Einkünfte.)  —  Dens.  England  im  Jahre  1835.  Berlin  1836.  IL  B  — 
LowH,  England  nach  seinem  gcgcnwrirtir. n  Zostande,  nach  dem  Engl.  v.  Jacob. 
Liiipzig  lb23.  —  Parnell,  On  hnancial  rclorm.  2d.  ed.  London,  1830.  —  Marshail. 
Dif^  «f  all  tbe  neeennts  TelnHng  tbo  the  popolation ,  pr(»doction8.  rerennes.  financial 
operarions  .  .  .  etc.  of  the  U.  K.  of  Great  Brilain  and  Ireland.  Lond.  IS^tS.  II  Vol.  4". 
(Sehr  rciclihaltise  ^laterialicn,  blosse  Zablcnangah«»n.) —  Pabio  Pebrer,  Ilistoire 
finaucicrc  ot  statistii|uc  g6nerale  de  I'Empire  Britaniik|uc,  trad.  par  Jacob! ,  Paris  1834. 
2.  Anfl.  1839.  —  Bailly,  Etpos^-  de  ladministration  g6n6ra]c  et  locale  des  finanees 
dn  royaume-uni  de  la  (Ir.  Bri  t.  et  d'Irlande,  Paris  1S-?T,  II.  ■■  iVirt-T  The  Progres?? 
of  tho  natioOf  n.  A.  1851.  —  W  elis,  Tbe  tme  State  of  tbe  naliouai  iinauces  Lon- 
don 1842.  —  r.  CzOrnig.  Oesterr.  Bodgei,  1.  19.  —  Gladstene,  fioanc.  statementi, 
2.  ed.,  Lond.  1S04.  —  Northcotc,  20  years  of  fin.  policy.  London  1S62.  —  Poto 
S.  Morton,  taxation,  Lond.  1863.  —  Noble,  fisc.  I»>gislation  1S42— 65,  Lond.  18^7.  ~ 
Baxter,  nation.  incoznc  of  the  United  Kiiigdoni,  Lond.  IböS,  —  Vockc.  üeseh.  d. 
Stenern  d.  brit.  Beicb«.  Lpz.  1867.  —  Gneist.  Engl.  Vervaltiecht.  2.  A.  2  B 
Berl.  1867.  Baitt».»r.  tnxnt.  nf  tlie  ftiir.  Kingdom.  London  18G9. —  V>rT<i.  national 
debts,  Lond.  1871.  —  ü.  Duff,  East  Ind.  iinauc.  Statement  1869.  —  Sargant, 
Tnntioii,  Lond.  1S74.  —  Kaireett.  Itidian  finance.  Lond.  1880.  —  B.  Giffen, 
essnys  in  finance,  Lond.  1880  (nnr  /.  Th.  hierhcrgehorig).  —  Parliament.  papors, 
Finan«  e  arronnt?.  jährt.  —  Rcp.  of  the  comuii^is.  of  Inland  Revpnues  etc.  f  Iböti  — 69. 
nth  nitrospcct.  bistorv.  2.  p.  Lond  1870.  —  Kep.  on  local  Taxation  1844.  Weitere 
Liter.  Aber  Gommnnailfinanziresen  s.  n.  §.  53.  — 

Franlreirli.  lCni  y(  lop.'di''  m.'fliüdiqno.  Finanv.  P.Aris  et  IJcgcs  l'*^!  IV  Voll. 
1".  (Die  Grundlage  dieses  iur  <ii>  Kcnntniss  der  daniatigcn  Finanzrcrwaltong  schätz- 
baren Werkes  sind  die  einschirigijjca  Artikel  der  D  id  e  rot 'sehen  EncyklopSdie.')  — 
TV  ecke  r.  De  radministratiun  des  fii-anrcs  de  la  France.  Paris  17^5  III  u.  öfter.  — 
Bosse,  tV'bersicht  der  fnn/ösischen  Stnat-^wirthschaft.  Braunschwei^  1806—7.  II. 
(der  LB.  historisch).  —  W ebnen,  Ucber  den  (ieist  der  neuen  französischuu  Finanz* 
renraknDC.  Berlin  1812.  —  Ganllb.  La  sicience  des  financea.  P.  1825.  (Oege» 
Vill«le*a  Verraltnng.^  —  Boc  de  Oaete  (tiandin),  BoÜce  faJstoiiqae  snr  I's 
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iDMoM-d«  h  Pranoft  4«  Vwn  1900^1814.   P.  1«48.  —  Mömoirea.  II.  1826.  4« 

G6rftndo,  Instituts  du  droit  adtniiilstratif  ffaiiQÄib.  III.  R  zum  Tiieilo,  IV.  ganz. 
Paris  IttSO.  ~  Kapport  au  ßoi  aar  radiamiauatioo  des  tinaiic««.  Paris  li^O.  C^on 
r.  Andiffrot,  mit  38  Tabellw  und  «iiier  Sammlan;  tm  VoioidiMUMra«.  4*).  — 
Macarel  et  Boolatignier,  De  la  fortune  publique  en  t'iWKMb  Paris  193811. 
irr.  R.  f unvollendet).  —  Osiander,  Darstüllunp:  der  franz.  Finanzen  von  1980 — 32. 
ütatigart  —  Mar(|iits  d*Audiffret,  £xaiQca  des  revenus  public«.  Pam  Uäd. 
D«rt.  Syvtte«  flDMcier  de  U  Fmtt».  Paffs  IMO^^.  TL  fe.  3  4d.  1888^1870. 
Snppli^m.  dazu  Par.  1*^76  —  r  Heden.  Fr.s.  Staabbaash.  u.  s.  w.,  Danust.  1853  —  * 
T.  Hoclt  (t  1869),  Die  Fiuanzvcrw&ltuug  Fraulireiclii».  Stuttgart  165 1-  —  r.  Cxöroig 
a.  a.  0.  I,  133.  —  Calmon,  bist  parlament  des  finances  de  la  restanration,  2  vol. 
Par.  1S88,  1870.  Horn,  Frankreichs  Fiuanzlage,  Wien  1888.  —  Aonuaire  de 
de  r^con  politiiiuo  für  jode»  Jahr.  —  Merlin,  Progrovbion  compar^e  des  budpets 
de  l'6tat  bous  le  second  empire.  P.  1S69.  —  Horn,  büau  do  Tempir«.  Par.  lb6U. 
5.  M.  Keller,  diz  ann^es  de  d^t  (1869—89).  Par.  1889.  —  v.  BrMcli«  Ge- 
meinde u,  ihr  Finanzw.  in  Frankreich.  Lpz.  1S74.  —  ?.  Hirschfeld,  die  Finanzen 
Fraukreicbü  nach  dem  Kriege  v.  1^70.  Beri  1*>75.  —  L.  Say,  rapp.  sur  le  payemeut 
de  U  contribution  de  gucrre  etc.  Par.  1874.  —  Wolovs»ki,  result.  econom.  du  pasem. 
de  la  oonttib.  de  fnerre.  Paris  1874.  -~  Deslnousseaux  de  Girr6  la  legüdat  da 
budget.  —  Vraye,  le  budpet  l'et^t  ct^  Pnr.  1ST5.  —  Ferraris,  l'indennita  di 
giierra  dcUa  Francia  alJa  (ierioauia,  ^uova  Aatologia  l^lb.  —  de  Casabianca  Üu. 
Amiq. Pur.  1888.  —  Ne«l,  teude  hiitor.  aar lorganlsat  inane. d.  L  France,  Par.  ]8bl. 

—  Mathieu-Bodot,  fin.  franc;.  de  1870—78.  3  Tol.  Par.  18SI.  —  Block,  budget, 
rerenus  et  depensc-  de  la  France,  Par.  1882.  —  Afla^f  dt>  t>tat.  financierc,  Par.  198t. 

—  Die  Specialartikcl  in  Block  s»  diction.  de  radmiuiati.  iiauQ.,  2.  v>d.  ir'ar.  1891  ^3.  Ab- 
dmck),  nebet  Jaliressupplementen.  —  Dojean .  code  des  noir.  impdts,  2.  ed.  Par.  1878. 

—  T.Kaufmann,  die  Finanzen  Frankreichs,  I  eipz.  1882.  —  Perroux,  d.  franzfl«». 
diiecten  Steuern,  ui»ort.  v.  «läppen^  Stratibb.  1674.  —  Olibo,  oodo  des  oontrib. 
ifidirectea,  S  Tel  Lyon,  1878—79.  — 

Italien:  Plobano  et  Musso,  Fin.  du  roy.  d'Italie.  Par.  1863.  —  Amniie 
del  miiiistro  dolle  fioance  d.  \i  d'Italia,  seit  1962  fast  Jährlich  (äohr  reichhaltig). 
Auch  sonst  reichhaltige  Fioan/.sUtüstik.  —  De  Gboi^y,  situaL  finaoc.  d  Italic  etc. 
Tw.  1888.  —  Bottf  hl«  storia  d.  fin.  itaL  d.  1864^88,  Fir.  1868.  —  Morp  urgo,  k 
finanza  etc.  Fir  !ST7.  —  Woker,  d.  kirchl.  Fiuai»treBeB d.  Päbate,  KOnU.  1878.  — 
Ferraris,  moneta  e  ceno  ÜDrzDso«  MiL  1879. 

MiederltBde:  (OsiMder)  Geschlcliti.  Dustelliny  der  aiedeillnt  EbwiiaMi 
«Sit  1818.  AflHlehL  1829.  —  Dessen  Gescbichtl.  Daiateliung  .  .  .  tm  1880 -*3S. 
Stnttg.  1834.  —  ran  Honten,  do  toekamst  onzer  flnanzien  ,  Gron. 

Belgien:  Expom  de  la  Situation  g6n6rale  du  Koyaume  on  1541 — 50  Brüx. 
1881  m,  871.  Daiß.  18S7— 80  im  Expos«.  Bn».  1888,  t.  II,  p.  509  C  VaUo. 
notice  histcr  sur  fui  d.  1.  Belg.  (1881—88)»  Bn«.  1887.  —  Bollia,  taatö  de» 
taxes  commuü,  Brüx.  1S81.  — 

Schireiz:  Bericht  an  den  Grossen  Rath  der  Stadt  u.  Republik  Bern  Ober  dioStaats- 
reriraltung  von  1814 — 1830.  2.  A.  Born  1832.  —  Mathy,  Ueber  die  Finanzen  des 
Cantons  Bern  in  KaTi's  Archiv,  IV.  u.  V.  Bd.  —  Hottinger,  Der  Staatshaushalt 
der  Schweizer.  Eidgcoosseuächaft.  Zürich  lb47.  —  ron  Taur,  Der  Staatshaushalt 
der  «ebweiier.  EidgeBeüeMdiafk.  Gbur  1888.  4.  —  t.  Sobeel.  BefoTB  d.  Steuer- 
Wesens  im  Canfon  Bern.    Bern  -    Jahresberichte  der  verbchiedonen  Cantons- 

Rcgicrun$;cn  über  die  ganze  Vcrwaltuug.  —  G.  Cohn,  d.  Finanzlage  d.  Schweis, 
Zunch,  1877.  —  Lombard,  Stüdes  sur  les  fin.  d.  l.  confüdcration.  Zürich  1878. 

Spanion:  Canga  Arguellea,  DiccfOMfio  de  hacienda,  Lond.  1826— 27.  Y. — 
Borrogo,  Der  Nationalreichlhum,  die  Finanzen  und  die  Staatsschuld  des  K  Spanien, 
deutsch  Ton  Kottenkamp,  Manoh.  1834.  —  Miranda  y  £guia,  revoiuc.  hnanc. 
da  Espana,  Madr.  1880.  —  FiaeauEen  a.  s.  w.  Spaaleas,  Wien,  1871.  — 

Portugal :  A  de  Figueiredo,  le  Portugal  etc.  1873,  p.  99  IT. 

Kussland:  Horn  in  d.  Annnaircs  du  cr6d.  publ.  —  Wolovski.  Fin.  de  la 
Kud^ie.  Par.  1864.  —  Graf  Keyserling,   aus  den  BeisetagebUcbem  des  Grafen 
G.  Kankrin  (russ.  Finaun.).   Braaaaehw.  1865,  I,  59  —  118.  (Per.  1823  -  1842.) 
A.  Schmidt,  Das  ross.  (Jcldwesen  w  ihrcud  der  Finanzvcnralt.  dos  Gr.  Kankrin. 
Pet  1875.  —  (Goldmann)  Russ.  Fapieifeld.  Riga  1^66.  2.  Auii.  —  A.  Wagner, 
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Rm.  PapiervibniDg.  Big»  1866^  —  De  Boee».  eirool.  monelar.  od  fl  oono  tmm 
io  Bunsia,  Aniiali  di  ScaliiLfOl.  24.  Borna,  1S81.  —  Waicker,  Sulbstrcrvaltaog  d. 

Stcoenrft«cn8  u.  russ.  Steartreform.  Berlin  1869.  —  Petersburger  Deutscher  Kaleii» 
der  186t>  ff.  —  fiesobrasoff,  revonus  publ.  de  k  Buüsie.  Pctersb.  1872.— 
De  Valcoart.  L  fin.  d.  L  Beide  ee  187B.  Per.  18T6.  ^  Medison,  Ruesle  finencUdlf 

ron>ideretl.  Lond.  1877.  —  Amtliche  Jahrebhcrichtc  über  d.  russ.  Budget  a.  s.  Durch- 
faliruiig  (aach  d^tscb).  —  Yeis^loirski,  anuoaiio  d.  Üa,  mses.  Petcr»b.  eeU  1873 
jährlich. 

Türkei:  reformcs  fioanc.  en  T.  Par.  1865.  —  Die  tUrk.  Finanzen,  1873.  Bei!. 
\Oicht  im  Handel.  —  Brnnswick,  la  crise  fin.  en  T.  Par.  1874.  —  Farley,  tibera.  t. 
Kolb.  d.  tinauz.  u.  pol.  VerM  d.  Tttrkei,  BerL  1875.  —  Uebur  Aegypten:  Hiet. 
ieuic  de  l'E^.  1854—76.  Per.  1878. 

Vereinigte  Staaten  von  N  oTdamerika:  7.  Hock,  Finanzen  a.  Finanip 
?esch.  d.  V.  St  ?.  A.  Stuttg;.  1S67  (rorzüglich,  s.  d.  Anzeige  t.  A.  Wagner  L  den 
GötL  Gd.  Anz.  1S67,  S.  921 — 952).  —  Andrews,  pract.  treat.  of  reirenue  laws, 
BtfstoD.  185S.  —  Sherman,  aelected  ipeohes  t.  leports  on  fin.  a  taxation,  (1859—75). 
Newj.  iBTd.  —  Patten,  Fin.veMD  der  SteatoB  n.  Stidte  der  Union,  Jee*  1878  (en» 
Conifmd'a  Samml.  r.  AbhandL). 

Henere  SCeeCen  ttberiiaupt  (s.  «veli  unter  Ne.  7,  FInenatetistfk):  Celles, 
Ck>mpendiam  of  finance  Lond.  1>>22.  —  John  M a c  e;  i  : )jr  or,  Coinuicri  ial  stati-ti  s. 
in.  B.  Lond.  1*^47.  —  Horn,  annuairc  Internat,  du  cr^d.  publ.  3.  Jahrgansc-  Paris 
1859  —  61  (leider  nicht  fortgesetzt).  —  Czörnig,  Ocsterr.  Budget  fUr  1SÖ2, 
Haifttveik.  Vergleichung  d.  Budgets  ron  Oesterreich,  Gross- Britannien«  Frankreich, 
Prcnsscn .  Rossland,  Belgien,  Holland,  Baiern,  Spanien,  Portugal,  die  4  erstgen.  aus- 
fohrlicli.  —  Ü.  Habner,  Berichte  d.  Statbt  Oentr. -Archivs«  1858,  Uber  (ir.-Brit. 
t.  OeMerr.  —  Pfeiffer,  enrep.  SteitflanegnlMi  n.  Einnalunett  i.  e.  — 

Haoptqoelle  für  Specialit&ten  des  Finanzireseus  einzelner  Lfinder:  Die  Staats- 
haushalt^ctats  (ähnli<'h  die  Comtnnn.-Hausli.etats),  die  Papiore  der  parhm.  Körper 
über  Fioanzsachen ,  btcuergcaetzcntwUrfe  u.  s.  w. ,  die  GeäetZi>anmiluugeu  iu  In  /,  auf 
die  Fianu-,  Sunier-,  Staataechaidengesetse,  die  Berichte  der  O)ntrolk0rpcr  <Ober- 
lechenluiinmeni .  Staatsschuldencommissionen  u.  dgl.  m.X  Auch  deren  wird  Sinielaee 
fekfentlich  an  seinem  Orte  in  diesem  Werke  genannt 
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Raa,  Fin.  I,  (5  A.,  auch  z.  Th.  noch  meine  Bearbeitung  d.  R.  A.i  hat  in  seinem 

1.  Bache  vm  den  „Staatsausi^bcir*  Mancherlei  behandelt,  was  systeiaatisch  richtiger 
davon  zu  trennen  ist.  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Fiuanzwiithschaft  im  Ail- 
cemeinen  bezieht,  so  die  Lehre  ron  den  Haiisliatten  d«r  SelbstvervaltungiikOrper ,  in 
den  §§.  53 — 55  und  57  (in  der  6.  Anseahe  von  mir  an  eine  andre  Stelle  geschoben, 
^  38  c  if).  Aadres  von  grosser  und  aligemeinor  Bedootung  für  die  Finanzwirth- 
sdiafl  mä  ihn  Ordnung,  vie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staateaverblndmigeo, 
von  der  Decknug  der  Staat^ansuahen  (Ahsrhn  8  des  1.  Buchs  in  meiner  R.  Ausgabe) 
hat  Kau.  nach  dem  früheren  Staudpuiicte  der  Wissenschaft,  jcanz  abergangen  oder 
itur  nebcubci  und  gelegentlieh  in  anderem  Zusaiiimenhaug  beiuhrt.  Dagegen  ündet 
tich  dann  wieder  in  Erörterungen  wie  der  ..allgemeinen  Betrachtung^  der  Staatsaos* 
gaben"  in  der  5.  Aufl.  §.  2J— 41  (f).  Aus^.  §.  24 — 37a)  Manches,  was  gegenwärtig 
theils  uuiiötbig,  tbeils  autiquirt  ci^cbcint.  Audoro  Puukto,  welche  sich  auf  dio 
materiell«  und  formeUe  Ordniin|f  der  fluaittvlrtbacbaft  begehen,  erOitert  Ran  im 

2.  Bd.  im  3.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verscib- 
itSndigton  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Neubearbeitung  des  Rauschen  Finanzwcrks 
habe  ich  im  dortigen  1.  Buche  schon  in  «^rhebhchbr  £rwciterung  und  vielfacli  vulli^^'i 
Abweichung  von  Rau  .,dic  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finanzbedaif** 
^-li.ind.Ir.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnen-  des  Ilaubhah:*  dem 
i>chiu5s  dus  Werk»  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  materiellen  und  formellen 
Ordsttair  mid  in  der  Gooaeqaeiis  richtiger  finantwiflettschaftlidier  Syiitenatik  encheint 
es  aber  doch,  in  Uebcreinstimmuug  mit  Stein,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
der  formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  erste  Buch  herüber  /u  nehmen  und 
sie  der  Lcbre  von  den  Ausgaben  und  Einuahmeu  voranznschicke»,  wie  ich  ea  nunmehr 
in  dieaer  9.  A.  Ihne.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  „  Finanzbedarf*  fUr  ein  be- 
sonderes (jetzt  das  zweite)  Bach  ist  ebenfalls  wohl  das  Richtigere.  Aus  der  Literatur 
ist  namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
d.  4.  A.  zu  rerreisen  (1.  Bocb:  „StaaiAaiislialt  n.  Staatsreichtliiim I,  51-~12S« 
theilweise  auch  auf  Buch  2.  „Staatsausgaben,  Verwaltungslehre  u.  Cameralwissenaduift** 
u.  Bach  8.  )  Abth.  „verfass.  mässiges  Finanzwesen").  Hier  wie  sonst  ?eht  nur  bei 
Stein  die  tiuanzw issenschaftliche  und  iinanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
zo  tebr  in  der  fioanzrechtlichen«  bez.  Terwaltangsrechtlichen  auf,  was  bei  dem 
engen  Zusammcnhansr  der  Dinpc  freilich  nahe  lie?t,  aber  wub  !  dr\s  Gebiet  der  Finanz- 
wiaenschaft  (vollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
oorichtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zn  sehr  erweitert  und  rerscboben  wird.  Das 
irilt  i  runcntlich  von  der  Behandlung  der  „formellen"  Ordnung  der  Finanzwirthschaft. 
Ii  [i  li  il  •  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  IIauj»f>ächliche  zu  be- 
i»cbraiiii.cn  gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  budgetrechtiicben  Fragen  u.  s.  w. 
«InzQgeheB,  wie  daa  Shalich  aneh  Leroy-Beaalien  (Fio.  II,  1.  1,  le  badiret)  ver^ 
meidet.  Dagegen  war  mein  'i  anderes  Bestreben,  tlie  Finanzwirthschaft  in  cn^'^erem 
Zasammou  hange  mit  der  volliswirthschaft liehen  Lehre  vom  Staate 
und  vom  zwan  gsgemeinwirthschaftlichen  System  Uberhaupt  zn  be- 
handeln, gemäss  dem  in  der  „Grundlegung*'  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
pucte.  Auf  letztens  Werii,  bes.  Abtb.  I,  Kap.  3  u.  4,  z.  Tb.  auch  2.  o.  Abtb.  II, 
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ist  daher  hier  za  vcrvel^scn.  Ich  wollte,  wie  schon  in  der  rorifren  2.  Aufl.,  den  1.  Band 
der  Finanzwissenschaft  mit  der  ,,(5niiidlcjrang"  nsAglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  AuäDahme  von  btoin  und  Loroy-Bcaulieu  be!»cbräuk  sich  die  sonstige 
•Ilgenein«  finaiizwissenschaftliche  Literamr  im  WcACutlicheo  anf  die  ErOrterang  ein- 
seTuer  (icjcen:»tändc  dieses  1.  Buchs  Im  Abriss  babc  ich  jüTirrst  in  der  Abb.  X, 
B.  11  d.  Schön berg 'sehen  BauUb.  der  Puiit.  Ockun.  „Ordnuü((  d.  Fin.wirtludi." 
(S.  413—433)  den  grösstcn  TbeU  des  Thenu»  bohtndelt 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  za  be- 
handeln. 

T.  Es  ist  die  Einwirkung  darzwlegen ,  welche  der  Staat  als 
Gesammtvvirthscbat t  und  üaupXorgan  des  zwangs- 
gemein wirthscbaftlichen  Systems  aüf  die  GestaltODg  und 
Entwicklung  der  Finanz wirthsetiaft  ausübt.   (Kapitel  1). 

Ii.  £b  ist  neben  dem  eigentlichen  Staatshansbait^  das  Finans- 
wesen  einmal  der  StaatenTerbindangen^  an  denen  ein  Staat 
vOlker-  oder  staatsiecbtlieh  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
illnmliehen  Zwangsgemeinwirthschaften  oder  der  Selbstverwal- 
tnngskörper,  besonders  der  Provinx,  desKreises^  der  Gemeinde, 
Ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Anf- 
guben  des  zwangsgenieiuwirthscbaftlicbcn  Systems  tbeilt.  (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
.  Ordnuug  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  öffent- 
lichen Hanshalte),  insbefiondcrc  für  die  Sicherung  des  Gleich- 
gewichts in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.   (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlichen, 
besonders  des  Staatshaushalts  dannstellen,  mit  besonderer  BUok- 
sieht  auf  d^a  prineipiellen  Fragen,  welche  dabei  auftauchen,  nnd 
als  solche  eine  fin  ans  wissenschaftliche,  nicht  bloss  eine 
Oitentlicb-  oder  yerwaltongsrechtliche  Bedentnng  haben.  (Kap.  4). 
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Erstes  Kapitd. 

9ie  Finanzwirtlisehnft  In  ihrer  Abhängigkeit  Tom  Gang  de» 
OflSentliehen»  besonders  des  Staatslelieiis. 

Dtif  G^ensuod  dieses  Kapitels  fiodet  seioo  tiefen  Befrüodaog  nicht  hier,  londern 
tm  gmo^l^UHlra  Thcil  der  Pdlidscheo  Oekonomitt.  Hier  in  der  Finüzwfaiseoseliaft 
<:ind  darnns  nur  einige  Folg^cronpcn  für  dts  Finanzvesefl  ab/.oIcitco.  S.  bes.  meine 
Orubdi^ufif.  L  Abtb.  K»p.  4  oud  Kap.  3  Uauptabsicbo.  4  IpO— IdO).  Squü  dif 
{  lAor,  fiW  varwAltQPgslchre,  uam.  Steina  grosses  Verl  ood  sein  „Handbuch**; 
im  AbriM  X.  X4fer,  tn  r.  HoltieDderlTs  KnefeL  d.  BeohtoviMiuoh.  B.  «.  4.  A. 

S.  89.  Die  FinftDzwirthsehaft  hat  dem  Staate  die  saehllcben 
Hiirsmittel  (Saehgflter,  Geld)  sa  beschaffen,  wekhe  dieser  ta 

seiner  Fnnction  als  Gesammtwirthscbat't  bedarf  (§.  1  ff.).  Daraas 

lolgt  mit  Nothwendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz- 
wirthscbalt  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
und  Thätigkeiteii  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
selbe gilt  von  (ien  HauBbalten  der  tibrigen  öfientlichen  Körper. 

T5amentlicli  ist  die  A  osgabe  w  i  r  t  h  h  r  h  a  ft  des  Finanzwesens  iinmitff^lbir  ab- 
hÄngii:  vom  UmCaiii;;  und  inbaU  der  Siaat»tii|iti|rkcit:  der  Fin^bedarf  ge»taU&t,  b&«regt 
vmd  fliedcrt  sich  nach  dieser  TbStiirleit  Die  Eintheilöng  der  all^^efnen  Zireci« 
und  eiazclnen  Auftraben  des  Staats  ist  d:ilier  auch  ron  sclb»t  die  Gnindlai^c  der  Ein- 
theiinDg  des  Finanzbcdarts  Die  GcätaltiH)<r  und  Einthcilunfir  dickes  BiMlariV  i>t  aus 
diesem  Grande  an  und  für  Kich  auch  nicht  in  der  l'iiiauzwiääeuücbaft,  suuiicin  in  der 
Sitnit-,  bez.  der  Staatsvcrvaltungslehre  und  der  Alifrcmcinen  Vdlbnrittlitchafbdeiire 
zo  beirrend  eil  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Fiuaoziebrc  herüber  genommen  werden 
and  dieser  zum  Aiugaoasponct  dienen.  Aber  in  der  FioanzwisMnschaft  selUl  sind 
daiA  Nr  die  fiBAnxiellen  Co&«eqv«Bzen  ms  der  Gestnlttinf  mid  WeiiereiitwiddaDg 
der  iimtithiii^filt  n  tiehon. 

In  dieser  HiDslebt  siod  es  drei  Pinete  ans  der  yolkswirth* 
aehaltiiebsii  Betraebtnag  des  awangsgemeinwIrtbsebafltlicbeD  Systems 
Uberfaaopt  and  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Fiaanzwissan- 

jbclialt  besonders  Act  zu  iiebmen  bat 

1.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  desJStaats  (l>ez.  der  sonstigen 
öffentlichen  Körper)  nnd  dieses  Systems  und  die  zur  Darchfhbruog 
▼erzonehmenden  einzelnen  ThUtigkeiten  (§.  83  —  35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehuaag  dieser 
Tbttti»:kciten  in  der  modernen  Caltnrwelt  (g.  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventivprincipa  yor  dem 
Bapresslfprineip  im  entwickekea  Staatsleben  (§.  37). 

I.  —  §.  39.  A.  Das  awangsgemeinwirthaebaftlicbe  System  and 
in  ibm  der  Staat  (6.  ft.  IM  ff.,  168  ff.)  speeieU  haben  dareh 
#?«iitaey  awangswelses  anlorltatlTes  Eiagretfen  das  Selbsänteresse 
der  Indifidnen  anter  die  Zweeke  der  mensebüeben  Gemeinseballen 
aa  beugen  und  dadurch  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattang,  EntwieklongsbediDguiigen  der 
Volkswirthsehftft  und  Bittliefae  Zweeke  der  Oesammliieit  ond  der 

Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  Jenes  Systeni  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Couibiiiatiun  mit  dem  privat- 
wirthscbatilicheD  System.  Die  durch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lasbeu  sich  daher  nicht  end giltig  feststellen.  Für  die  Finanz- 
wirthschaft  folgt  du  raus  der  \vielitii!:e  Sc  hluss,  dass  auch  flJr  ihren 
Umfang  and  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sieb  die  Verkehrtheit  einer  grnndsäizlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  anssehlieesliefaen  Ad- 
weisnag  des  Staats  auf  nnbewegliehe  oder  wenig  be* 
weg  Ii  ehe  Einnah]mearten|  sowie  die  bloss  rela^tive  Bedentnng 
dee  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  Öffentlichen  Hanshalte  er- 
giebt.   (G.  §.  163,  n.  n.  g.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sieh  nnter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszweckc,  den  Rechts- 
und Machtzweck  und  den  Cultur-  und  Wo h )  1  ahrtszweck , 
eirneilien  (G.  i$.  U)5  If.).  Die  Verwirklichung  dieser  Zwecke  im 
Leben  des  Staats  fllhit  zu  einem  System  von  lA'istimgeu,  welches 
zugleich  zu  einem  Systeni  der  Ausgaben  der  Finanzwirthschatlt 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Ah  Durch- 
fUhrungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs» 
mässige  oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handhabung 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  ^inansTerwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  fHr  die  Staatsaweeke  sind. 

Kau  thcilt  Uiü  Aufgaben  in  »ulche  aus  der  „Verfassung"  uud  in  „licgieruugs- 
aus^beo''  ein  (5.  Anag»  §.  42).  und  rcchnef  n  dem  enterca  die  Aosgabcn  für  den 
Hof  und  «lit;  V'ulk?«vcriretutijr  Die  Rcpricrungsaiisffalien  (J^.  l'A^  ^rlicdrrt  er  dann 
iDatcriull  nach  den  StaaUzwcckcn.  lu  der  6.  Aufgabe  42,  43,  43cj  habe  ich  dicüe 
Auidraclie  nodi  beibafatHen.  Sie  Ihmu  tich  indessen  Umo  billigen.  Audi  die  sogen. 
Begieningsaiugtben  sind  ferfiusangsmlsBige. 

Im  modernen  Staate  ergiebt  sieb  alsdann  folgendes  System 
der  A  u  s   a  bew  irt lisch at  t  oder  des     i  n a  nz  bed ar  1  s. 

1.  liedarf  tllr  die  veri'a  8 .s  u  n  ni  äss i  jj^e  oberste  Cen- 
tralleitung,  insbcHoudeie  für  die  obeisien  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Monarcliicen  tüp  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  ftlr 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staatskörper 
(Staatorath,  Ministerratb,  „Staatsministerium*^). 

Streng  genommett  vAre  dieser  Bedarf  auf  don.jenijren  der  anderen  (iebictc  mit 
zu  vcrthcilcn.  weil  die  oltenito  L'-ituni:  di.-s  Staate  sc  lilicssiit-h  nur  das  Mittel  zur  Koali- 
«irung  der  beiden  orgauucheu  Staauzwcckc  iat.  Der  ubrigu  Thcil  der  Ausgabeu  für 
die  Gentnlleitnng  tcblieaet  sieb  «nmittelbnr  an  die  TbAtigleltNi  nw  DorihlBbrung 
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der  beiden  SUatszvocke  und  an  die  FinanzTerwaltuiig-  an,  repartirt  sich  hL>u  J  ■lüt.^tMuo.ss 
gleich  richtig.  lu  der  verfassungsmässigen  obersten  Ceiitralleituug  liegt 
die  BQigschaft  Ikf  dlo  soihveodige  hanMoisehe  imere  Vereinigung  dei  Rechts-  «nd 
Culluzweeks  dea  Staats.  . 

2.  Bedarf  snr  Dnrchfllhning  des  Rechts-  und  Maehtswecks. 
Die  hierher  gehörigen  Staatsleistangen  lassen  sich  wied^  in  ein- 
xelBO  Classen  insammenfassen,  welchen  beirtimmte  Verwal- 
tnngsahtheilnngen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 

Nach  letzteren  theileii  sich  daher  dann  wieder  die  betieäeiidtu 
F  i  u  a  11  z  l)  e  d  ii  r  1 8  4  u  0 1  e  u.    Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (Civil- und  Criminatiustiz  nebst  StrafaustaÜs- 

Wesen): 

b)  die  (Sicherbeits-)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Tbeil  des 
sogen,  »ilnneren^ 

Die  Uessorts  föii  Justiz,  PoUzei,  Innerer  VemaUung  {i.  unter  Nr.  3)  sind  in 
den  einzelnen  Staaten  verbcliioden  begrenzt,  aiirli  tindct  ni«  M  sclff  n  ein  \Vt»rlisel  darin 
stau.  Die  Gensdarmerie ,  das  Gefänguissweäen ,  die  Strafanätaltea  stehen  baJd  hier, 
bald  doit,  in  Prenssen  z.  B.  die PoUaeifefwaltung,  die  Landgeaadaruierie,  dieStmf- 
aastalten  beim  Minisforiuni  tles  Innern:  )"'ifti  liisti/uiiriisterium  die  (iericbtshfJfe  nml 
die  Geftngiussrerraltung.  In  Bai  er n  Straiauätalteu  beim  Justizministerium,  Polizei, 
UeosdanaMie  heiai  Miiäst  d.  Innern.  In  Oeslerreieh  gab  es  in  der  centraUsL 
Periode  zeitwoibc  eine  oberste  Puli/,eibchi5rde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Stellunr.  später  ein  l'olizciuiinibteriuni.  Jetzt  steht  in  West-Oesterreirh  die  'fens- 
d»nneric  iu  dem  bes.  „Miu.  der  Landesvertheidigung '  (wonebeu  das  lieicba- 
likfsadn.  f.  beide  Beichahftlfieii  gemeinsaiD),  die  Polizei  i^rtiit  z.  Min.  d.  Innern. 

e)  Die  diplomatische' nnd  eonsnlarfsehe  Vertretung 

im  Auslände  („Auswärtiges"),  welche  neben  dem  Zweck  des 
licchtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Aushuide  auch  noch  den 
Interessen  der  wirtlischaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Tbeil  zu  den  Leistungen  behufs  Durchführung  des  Culturzwecks 
des  Staats  gehört; 

Der  diplumatischc  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Au>wärtigen, 
das  Consoiatswesen  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bande  im  Bandesetat,  im  Deutschen 
Beleb  bain  Ansir.  Ami),  mittinter  unter  dem  Ifioiat  d.  Handela»  t,  B.  toinrelse  in 
Oealenrtcb«  jetzt  auch  hier  ia  dem  (geneinsaiaen)  IQitisi.  d.  Aennem. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaffnete  Macht,  Heer  nnd  Flotle). 

FBr  Heer  nad  Flolte  besidten  ssrd  getteniatei^IiiiMeilen  in  den  meisten  Staaten 

mit  Marineweäcn:  in  Frankreich  nmfasst  das  Marineministerium  die  Colonien  mit. 

Justiz  und  Polizei  bczwecJcen  den  Kechtsschatz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
matische und  cunsularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Yurueuilicb, 
deeb  nicht  aasschliesalSch.  gilt  Letzteres  such  rem  MiMtinreBen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  €ultur-  und  Wohl- 
fahrtsz wecks.  Die  hierher  gehörigen  Staatshiistungen  erfüllen 
das  grosse  ^el)ic:t,  wih  hes  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
als  dasjenige  der  inneren  Verwaltung  (i.  w.  S.)  bezeichnen 
kaun,  —  ein  Gebiet,  weiches  sich  gerade  im  modernen  ätaat  immer 

A.  Wafii^r.  FiUMxwissnaffluft   I.  3.  Aufl.  5 
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mehr  aosdebnt,  daher  immer  neue  Aufgaben  zu  lOm  giebt  und 
dafür  immer  gH^ssere  Mittel  beanspmebt. 

Die  einzelnen  ThütiKkeiten  und  LeistnngeD  lanea  sich  Öfters  nicht  scharf  von 
denjenigen  zur  Durchfiihrung  des  RcchlszwecKs  trennen,  z.  B.  von  denen  im  Oebieto. 
der  ««Polizei".  Die  „allgemeioe  Landesvervaltung (s.  unter  a)  unter  dem 
Misätarfna  iles  finMron  dient  beiden  Sitalniroekeii  raf^eieli.  Im  Clnzeteen  bieten 

steh  ferner  manche  Schwierigkeiten  fiir  die  Einreihung  in  Cl  isscn  und  Ytrr- 
waltungsabtheilungon  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzung 
der  ao((en.  Besse rts.  Auch  zwischen  der  Inneren  Yorwaltung  (iu  diesem  allgeneineii 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thritipkeiten  in  unseren 
Cultuistaaten  nicht  immer  gleichmässig  abgetheüt.  Ein  absolutes  Princip  t'ur  die 
ziobtife  ElnAelhiDg  giebt  ee  aaeh  nlebt,  Maden  die  Gestaltung  dieser  groeaen  Gebiete 
der  Staatsthatigkeit,  ihr  Verlialtniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  speciellen 
ThStigkciten  in  jedes  Gebiet  unterliegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden 
geschichtlichen  Entwicklungsprocess.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Cultnrataaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgeniaa  Be- 
darfiaqaoten  unterschieden  «-«.rden.  (G.  §.  169). 

a)  Die  Innere  Verwaltnng  im  engeren  Sinne:  deijenige 
Tbeit  des  Clesebäftsgebiets  des  sogen.  Mtoisteriiims  des  Inneren, 
welcher  sieh  nicht  auf  RecbtSBohntzthätigkeiten,  Siclierhettspolizei 
noeh  anf  Tolkswirthscbaftliche  Fttrsoige,  Caltns  nnd  Volksbildan^^s 
wesen  bezieht  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amUiehe  Statistik, 
das  öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenweseii 
(öffentliche  Wohlthätigkeit)  u.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizeiverwaltung  verbunden.  Femer 
f^ehürt  hierher  die  allgemeine  Landesverwaltung,  soweit  sie  Staats- 
verwaltini^i;  ist  und  auf  Staatskosten  erfols:t,  nebst  der  Oberaufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Selbstvcrwaiiungskörpcr. 

In  Preussen  »teht  z.  fi.  d.  amtl.  Statist,  meteorol.  Instit..  das  Verwaltangs- 
gerichtswesen ,  die  Deputation  f.  d.  Heimathwesen,  die  staatUcheu  Ausgaben  f.  d. 
Standesämter,  die  Terwaltaiif  der  öffentl.  Amtsblätter  u.  s.  w.,  Wohlthätigkeit  Im 
Ministerium  d.  Innern,  niissfrdem  d.  landriithL  fiehOrden,  Aemtcr,  Landdro^t ,  r\.  d. 
unter  N.  2  mit  geoaaaten  Zweige.  Das  G^undheitswesen  im  Duterrichtsmiuisteriuni. 
In  B»ierA  Etat  für  GflBnndbeil,  WoUtfaidgfceit,  Sieherlieit,  gew.  DiitriclaetnaaeB  im 
Minist  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirtfaschaftlicbe  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  ans  dem  Üblichen  Ressort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltnng  oder 
Handhabung  der  (materiell-)  wirthschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
bort cum  Rechtszwecke.  Der  Staat  flbt  hier  ^yVolkswirthscbafts- 
pflege"  im  Gebiete  der  privatwirthschaftlichen  ThUtig- 
keil  (Ackciljau,  Bergbau,  Gewerbe,  Haiuiel  u.  s.  w.).  Ferner  ist 
dieser  Verwaltungszwcig  regelmässig  verbunden  mit  d^r  gänzlichen 
oder  theilvveisen  IJebernahme  gewisser  a  1 1 jrem einer,  die 
ganze  Voikswirtbscbaft  aD^enden  Angelegen heiteu  auf  den 
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8t«at  Diew  Angelegenbeiteii  klMineB  imter  dem  Namen  des 
„VeTkehrswesene''  zussminettgeftMrt  werden  und  ee  gehört 
dihin  besonder»:  Maaes  und  Gewieht,  Ifflnce,  Bank-,  YeniekernngB-, 
Gtwmnnnieatkms-  und  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 

hierher  gehörigen  Thiitigkeiteu  theils  dem  allgemeinen  Ministerium 
des  Innern,  theils  Specialroinisterieu  der  Landesenltur ,  der  Land- 
wirthscbal't,  des  Handels,  der  Gewerbe  nnd  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Commnnicationen  11.  s.  w.,  filDzelnes  auch  wohl  noch  dem 
Finauziuinisteriiim  Übertragen. 

Die  ZusammeofassuDg  dieser  Thätigkeittii  in  einem  ..Miiiisteriuio  der  Volks- 
wirthschnfr-,  wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich,  sciiien  Manches  für  sich  zu  haben* 
statt  d< :  |rt;iigeu  Zerüplittcrung ,  wo  drei  oder  vier  Ministeriei)  iu  cag«  vcrwaudtes 
Sachen  J  t  beiden  oder  die  Vcrtheilang  der  eiliielnen  Gegenstände  unter  sie  zieuili«  h  will* 
kührlick  erfolgt,  —  wenn  nicht  der  Ressort  zn  gross  würde!  —  Das  „HaDdelsministeriam** 
mehrfach  eine  neue  ächöpfuoff,  2.  fi.  in  Preussen  i  J.  1S48,  Verordu.  ?.  17.  Apr, 
ab  Minist  d.  Handeb«  der  uewerbe  v.  OffeDtl.  Arb.  rom  Minteforium  des  ihnero, 
der  Finanzen  losgetrennt.  Neuerdings  Veränderangen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
ReiSäorts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  noch  kleinen  eij^enm. 
romemUch  die  Angelegenheiten  r.  Handel  nnd  Gewerbe  umfassenden  Geschüftskrui» 
besf  hrankten  .,Min.  für  (iewcrba  und  Handel"  (worin  n.  A.  auch  die  Narigat.scJiulea) 
ein  besondres  „Min.  d.  üllenll.  Arltoiten"  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen, 
der  sonstigen  Bauveiwaltung  (Wasserbau  u.  s.  w.J,  dem  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen), 
do  besoDderes  „Min.  f.  LMMwirtbscb.,  Dominen  n.  PorBteB"*  (leMeras  beides  ürflher 
beim  Finanzminiiiterium":  Erl.  v.  7.  Aug.  187S,  Gea.  v.  18.  März  1879).  —  In  (West-) 
•  »esterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatshandiffixt ,  die  Poli/ei.  im 
Handels! Ii inisterinm  Post,  Telegraphen ,  Staatäbahneu ,  iin  Ackerbauiiiunätenum  die 
DomTinen.  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiorn  im  Min.  d.  Inneren  eine 
Abtheil.  f.  Landwirtbsch  ,  Gewerbe  Hanrlfl  In  Frankreich  (unter  dem  K'f^bv-r- 
thiim  o.  jetzt  unter  d.  ßepoblikj  ein  besond.  ALiuiiit.  dei  üttieatl.  Arbeiten  (mU  birasrnsn- 
bu,  Eiraibabnen,  inn.  ScMüTahrt,  Hftfen,  StaatsbMiten)  und  ein  uideTes  gemeinsames 
fUr  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Rnssland  ein  Minist,  der  Wege  u.  Veri^ehr9anstalten 
(f.  Eisenbahnen,  Landstrtssen,  Kanlde,  CllLue,  wogo^an  Poeten  u,  Tekignphen  Abiheili 
f.  sich). 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Bildungs- 
ireaens  sowie  des  öffentlichen  Cnltus.  Hierbin  gehört  das 
Coltiu-  und  ünterriehteniinisteriam  mit  seinem  tlblichen  Beasort» 

In  kleineren  Staaten  etwa  eine  Abtlicilung  des  Minist.  dei>  Innern,  z.  B,  in 
Baden.  In  Bniern  ein  allgem.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  j^linist  d.  Innern 
für  Kir  hefi  -  und  Schulangelcuenlieiten.  In  Frankreich  ein  Minist  des  ötTenti. 
Unterricht«  u.  unter  Napoleon  III.  ein  gemeinsames  für  Justiz  a.  Ctütos ;  spater  bildeten 
Gallas,  Ontenlcht  v.  sdiOne  Künste  ein  Minist  znsaininen,  jetzt  ist  der  Cidtns  dsTon 
abgezweigt  und  unter  d.  Min.  d.  Tnnenn  gestellt.  Tu  Preussen  ein  "Minist  der 
geistlicht-n,  Unterrichts-  nnd  Medicinalangelegenheiten.  In  Hussland  ein  Minist 
der  Volksaai  klarung  o.  der  Kecsort  des  heil.  Synod  (für  d.  griech.  orthud.  Kirche).  — 
Eiazeine  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  Öffentlichen 
Kunstsammlongen .  Bibliotheken,  Tln^ater.  die  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 
Uaoses  oder  der  schönen  Ktlnste  (so  im  Kais.  Frankreich,  mit  Reichsarchiren  u.  A.  m.) 
flIelMB  oder  gewisse  Fheh8e1ral(m  (etw»  bei  einem  der  YolksvirtfischftMichen  Mini> 
sterien  u.  s.  w.)  In  Preobsen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbeakad.  in  Berlin,  d.  techn. 
Lehfflmst.  in  d.  Provinzen  t'rilher  unter  dem  Minist,  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 
d.  landwirtlisch.  Akad.  u.  Lehranstalten  sind  beim  Minist,  d.  Laiidwirthschafi  ver- 
Itliebea* 

5* 
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Mehrfach  knlfpfen  skh  an  die  SUatsleistotfgen  aaf  dem  Ge- 
biete des  Reehtaeohotiee  und  der  Caltur-  and  Wohlfahrtafördening 
Eionehmeiiy  namentlieh  die  seg.  Gebtthren  an.  DIeee  Ein- 
nahmen sind  aber  niebl  der  Zweek,  deeeeotwegen  die  belreffende 
Staatatliltigkeil  erfolgt,  sondern  letttere  gesehieht  bebnfb  Doieh- 
fUhrung  der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  Gesammtheit  ftber- 
noromeneD  Aufgaben,  also  aus  inuereu  bachlicbeD,  vulkswirthschalt- 
lichen,  socialpolitischeu,  politischen,  nicht  aus  äusseren  finanzieilea 
Gründen.  Der  Zweck  dai  f  unter  der  Benutznng  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit  als  Einnal]nie(inelle  daher  auch  nicht  leiden,  liiboierii 
muss  die  finanzielle  liUcksicht,  eine  Einnahme  zu  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  tiberbau pt  und  bei  der  Art  und  Weise, 
wie  aie  YOigenommen  werden,  hinter  die  Rttcksiebt  auf  den  Zweck, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  ttbemommen  wird,  zurück- 
treten. Einige  Staatsleistangen  anf  den  genannten  Gebieten  «nd 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein- 
nahmen an  bertthren,  s.  B«  Jnstis  (Kosten  and  Einnalimeni  Gebtthren, 
Qeriehtssporteki),  Sehnlen,  Strassen,  Post,  Mfinse  n.  s.  w. 

4.  Bedarf  für  die  Finauzver waltung,  welche  im  nanz- 
in i  nister  in  m  repräsentirt  wird.  Die  Pinanzverwaltnng  bat  die 
Aufgabe,  die  Mittel  zur  Führung  des  iStaatsha usbaltes  hcrbeizn- 
schaften  und  sie  den  einzelnen  Dienstzwei^en  Ijehiifs  Anstllbiung 
der  diesen  im  iStaatsleben  obiiegenden  Functionen  zur  Vertligung 
sa  stellen.  Sie  mass  zn  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
ansttbeDi  welche  wiederum  nur  Mittel  zur  Durehftthrung  dieser 
organisehen  Staatszweeke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
TiAtigkeiten  der  FinanzTerwaltnng  knflpfen,  dnd  theils  allge- 
meine, aas  der  Leitung  and  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganzen  hervorgehende  (Centralleitung,  Etats-,  oberstes  Beebnungs-, 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  speeielle,  welehe  sieh  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tung der  betrettenden  Einiiahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  l'ri\ aterwerb  der  Regierung,  von  den  Steuern 
und  den  Staatsschulden  einzeln  mit  bebandelt  werden. 

Genau  genommen  müsstcn  die  Ausj^abcii  für  ilic  Finanzvcrwaltun^  anf  die  Aus- 
gaben für  die  Dorchfuhrung  der  eigenüichen  Staatszwecke  repartirt  werden.  Denn 
offeabtf  koatet  z.  B.  d«8  MiUtsfr,  die  Justiz  nicht  nv  das,  wni  unmittelbar  dafilr  reraas- 

gabt  wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  ßeschaffuiig  der  Deckungbuiittel 
für  di«'  Ausgaben  (aii  Erh('bung«tüsten  für  die  Steu»jni ,  an  Zinsen  u.  s.  w.  für  die 
ScUuld<;u)  crkeiiicht.  Bei  der  W  ürdigung  der  kosten  des  liechtsschutzcs,  iiHux'iitiich 
des  Miliuirwescns,  iat  Jedenfalls  daran  zu  deolkeilt  dass,  von  den  neuen  £iüt:iiliahl»* 
schnlden  abgceehen,  notoriarh  der  bei  Weitem  grdnrte  Theil  der  Staatsschulden  was 
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ftf«geii  Q.  a.  w.  herrtthrt.  die  iMfemleii  Ausgaben  fBr  die  Scbvld  also  auf  jenes 

OMto  mit  zu  setzen  sind.  —  Der  Ressort  des  Finanzministerinms  umfasst  nicht  immer 
alle  diejenigen  Zweige,  welche  ausschliesslich  oder  vornemlirh  Einnahme<|uencn  sind 
{im  Unterschied  von  dcu  Thätigkeiten ,  ati  die  sich  Gebühren-Einnahmen  kiiapfen). 
In  Rasalaad  besteht  z.  B.  noch  ein  besonderes  Ministeriom  derDom&nen  neben  dem 
if  r  l  in-inz  n.  ^Ii  lirfai  h  tehen  au  Ii  s  lohe  wichtige  Anstalten,  welche  ftlr  Irii  Staat 
doch  wenigstens  vomemlicb  als  EiuuahmeqoeUe  in  Betracht  kommen,  unter  dem 
HMdcIa-  oder  den  Miiiieteitaiii  der  OlüNitl.  Baeteii,  aacli  der  Landirirfhsch.  S.  die 
Angaben  o.  unter  S,a.  In  diesen  Kessortbegrenznngen  wird  allerdings  öfters  passend 
dem  rolkswirihschaftlichen  neben  oder  vor  dem  finan/ioll<Mi  «J'^sichtspunct  Rechnang 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  gmu  /.uiailige  historische  £nt-* 
wicklnng  bedingt  Die  dfientL  Scheid  steht  initnnter  unter  einer  sdbstindigen  höchsten 
Behörde  oder  auch  als  selbständiger  gestellte  Abtlieilnng  im  Finanzminist.  Kbenso  das 
oberste  Contxol-  d.  RechnnngsweseD  (z.  B.  in  Oesterreich,  Rossland,  in  Preusseu  unter 
d.  Slaalsiid&iBL). 

§.  34.  —  B.  Die  Grandsätze  und  Gesichtspuncte  fUr  die 
Feststeliung  des  Bereich«  der  SUatsthätigkeit  im  All- 
geneinen  und  der  einzelnen  Leistangen,  dnroh  welche  die 
Staatssweeke  ansgeführl  werden,  sind  nieht  in  der  FinanswiMen- 
sehaft,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwalftnngs- 
lehre  niid  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  eischeint, 
im  gnindlegenden  Thelle  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre 
darzulegen. 

G.  §.  1S4— 190.  Schäffle,  ^esellsch.  S^'st.  2.  A.  Kap.  2'l.       §.  185.  199. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  ^waiigsgaoBeinwirthschaitüche ,  „(>lieutliobe**' 
ThiÜgfceit  in  der  Regel  noOnrendig  mit  einen  Finanzbedarf  oder  ^ner  AmciÄe  für 

sie  verbunden  ist .  so  fol^^t  daraus,  das.s  die  Feststellung  einer  solchen  Thätigleit  und 
damit  des  nh  und  W  ie  ihrer  Ausfuhrung  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finan?;- 
bedarfk  und.  ixnplicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist.  Es 
erkl&rt  si<:h  auf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
diejenigen  Factoren.  ^vcl^-hc  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  fiff  ntlicher 
Köipt^r;  die  Fioanzwirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen,  wie  die  Volksrertre- 
tttugen  (Pailaaienle,  Stinde),  neben  dem  Inbaber  der  StaatsRewalt»  aiicb  im  AUgemeiaen 
und  im  Einzelnen  den  Bereich  der  StaaMhltifbdl  feBMelwn,  lelbet  wma  Ibnen  dtfu 
die  Bnmittdbare  Competeoz  abgebt 

Bei  diesem  untrennbaren  Znaammenbaag  swisohen  Finans- 
bedarf  und  Staatsthfttigkeit  mass  die  Finanzwissenschatlt  für  die 
Feststellung  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
Beachtung  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
de»  Verhäitni»ses  des  Fioanzbcdarfs  zum  Volkseinkommen* 

L  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Finanzcontrole  zu  yertangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
Staatsthltigliäten  nnd  daher  wiederum  die  E6h9  des  Finansbedarfs 
riehtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitatio- 
n eilen  Bvdgetwirthschaft  liegt  bierflir  die  —  wenigstens  ver- 
blltnlssmtaig  —  beste  Garantie. 
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itogierajig  und  VoUtsveTtretuug  rcpräsentiren  hier  in  niMoher  Bezioliung  dU 
Joeiden  rerschi&deDeu  Seiten  eines  Geächüfbabschiasses,  die  Kegierung  di<-  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  liaclifrage  nacb  den  Siaatäleistuuguu.  Beider 
ÜrdkeUe  Uber  Werth  and  Kotten  dieeer  LeiBtangen  Verden  leicht  aaseinaBdergeheo. 
Die  licgierung:  wird  mitunter  deu  Werth,  d.  Ii.  die  Summ<.'  von  Voiiheilen  der  Slaats- 
Icistungen  für  die  Bevölkerung  und  das  tiemcinwesen,  aber-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
üpfer,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steucni  (und  in  der  damit  v^oadenen  Be« 
liSljfBng)  trägt,  unterschiltz<  II ;  umgekehrt  die  Yolk.H?ertretung.  Die  Regierung 
wird  aucli  oft  «jriniigt  ^  mh.  Staatüthätigleiten  Überhaupt  l.iM^'^r  beizubehalten,  statt  sie 
aufzuf eben  oder  den  i'nvatcu  zu  Überlassen  (z.  B.  in  der  gowerblichea  Sph&re) ; 
Jbeslininite  VenreltQBgidnrichtQnf  nnreilnderl  in  eriialtAi,  statt  ete  «i  ?effbeiBeni 
(Princip  der  Stabilität  in  ilcr  A'crwaltungspolitik) ;  die  Staatslhäligkoiten  noch  weitor 
auszudehnen ,  statt  den  Privaten  und  den  V  ereineu  oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreisen.  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  Ubertragen  (Princip  der  Staats- 
alluiacht,  der  Bevoruiunduujr.  der  llypercentralisation);  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
St  viNth.ttigkoit  nach  alter  Sdiablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
u^abliaogige,  gut  cingencht<äc  Volksvertretang  sehr  häufig  den  eatgefeng^tzteu 
Standpnnct  ehmehoien ,  das  Princip  des  Fortscnntts  bekennen,  aaf  fiinschiinitiing  der 
SfdÄtsthätigkeitcn,  Reform  der  Verwaltung-  hindrSrigen  und  gerade  dadurcTi  der  ]\.-- 
gieruiig  gegenüber  zo  einem  Urgan  wirksamer  tinanzcontroie  werden.  Freilich  wird 
die  Volksvertretung  unter  dem  Einflüsse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  nglenagKoitigen  entgegengesetzten  Fehler  rcrfeUen,  der  PopuhritSt  wegen 
knausern  oder  abstreichen,  z.B.  im  Militairet&t.  Aber  dennoch  besteht  eine  grosse 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Kegierang  und  der  Volksvertretung 
Ooiiproinisie  hemngehea,  dnnh  wiche  das  Interesse  Staat  Tind  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatstbätigkeiten  und  des  daflir  erforderlichen  Aufwandes  nocli  acu 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rieb-* 
tigeu  Geltung  kommt  Der  leitende  Grandsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein:  .jede  Staatsth&tigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  .\usgabo 
dafür  ist  zw  verwerfen,  welche  der  (iesammthoit  ein  boben-s  Opf.-r  auferlegt,  als  die 
hetrettende  Staataleistnng  ihr  nutzt  oder  werth  ist  (absolute  Verweri liehkeit)  oder 
ab  sie  neth wendig  Irestet«  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiprer  Ten  den  Priraten. 
Vereinen  ob'r  anderen  Organen  für  ufTentliihe  Zwocke.  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w., 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verwerflichkeit».  (S.  Schkffle,  Ges.  Syst  d. 
menschJ.  Witthsch.,  2.  A.  §.  205,  210.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  un- 
nehtigw  Bestimnrang  der  Staatsthfttigkeiten  und  geringerer  Sparsamkeit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsratb  und  durch  »'ine  richtige  Stellung  des 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prufungs-  und  (jontroi- 
iaslanz  gcsehaSni  weraen.  INe  prensslsehe  flaancverwaltnng  war  anch  in  der 
afasoluti>tis<  b<>n  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

W  erth  und  Kosten  der  Staatsleistungen  allgemein  und  einzeln  festznstelleri. 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immaterialität  und  Uuverkäuflichkeit  der  meisten 
Leistanfeii  (§.  0)  kann  nicht  der  Taoschwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  nnd 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
gi;nau  zu  ermitteln,  weil  die  richtige  Keparütion  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
peslen  (fltar  die  geneinsanem  Centnlbeh9rden,  flir  die  aQ%ano«unen«n  Staataschidden, 
für  die  Krbebung  der  Steuern  u.  8.  w.)  si'  b  niemals  vollständig  durchführen  lä^st. 
Krleicbtcrt  wini  die  Aul"gal<e  in  der  Pravis  ibidiireb .  dass  die  Masse  dt^r  alt- 
ubcrkoui meiieü  Leistuügen  überhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinsnitomineAdcn 
Th&iigkeiten  a«f  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  GrundBaU  der  Öparsamkeit  ist,  wie  iür  Jede  Wirth- 
aobat't,  so  frtther  anch  i'ttr  die  Finanzwirthschaft  aU  die  Haapt- 
rege!  lUr  die  Aatgaben  bczeiobnet  worden.  Diese  wohlgemeinte, 
auch  von  Raa  getheilte  AuÜmilog  ist  i»de88en  in  dieser  Absolut- 
heit  bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  WürthichaftslebeBs  dnroh 
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den  Staat  nicht  haltbar.  Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
absolute,  soüdcni  nur  eine  relative  und  llbcrhaupt  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  eine  Aufgabe  unbedingt  nnter bleiben 
müsste.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ihr  herzusteileudeu  öffentlichen  Leistung:  ah. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst- 
▼entändliehe,  aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Klugheits- 
regel in  Betreff  der  DurohiUbning  des  ökonomischen  Princips  im 
Staetshansbalte,  wie  in  jeder  EiDielwirtoohaft/'  (G.  §.  163). 

Wann  maa  den  Grandsatz  in  dieser  Beäclirankurifi^  aonimmt,  kann  Bui^tBaa 

sa^cn:  „er  entspringt  ans  der  KUcksicbt  aaf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
ginknmmpii.k  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  BedtlrCaisse,  und  fordert 
ein«  vsEittmlls«  Anmimur  des  AnfWaad«,  so  tarn  mk  glfliober  Avlbpferang  sadi* 

licher  Guter  der  grösste  Krfulf^.  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Eifolg  mit  dem 
geringsten  (jUteraufwandu  bowiikt  wird.  Die  Beobachtiin"^  diosfs  Gnindsiitzes  wird 
auch  nicht  allein  von  der  wirthstchaftlichen  Klugheil,  wundern  auch  von  der  (ierech- 
tigkcit  geboten.  Der  Huuitsaafwaiid  «ehmilert,  von  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
den  fi'5tr"tr,.iji;iui;|i  der  Burgor.  fs  mögen  iiaii  die  erforderlichen  Einlünnc  iinniittei- 
bar  aus  dem  Friratrermögeu  erhoben,  odw  gewiaae  lurverbsgcschufte  den  Bargem 
eatzogen  «id  fon  der  Segiening  betrieben  veiden.  Staatebiirrern  dirfen  aber  nur 
solche  Lasten  aufgelegt  werden,  wcl<  he  zur  Erreichung  der  St  ai  ,  recke  dienen,  und 
die  Staafs^'^'^wnlt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  niclit  zur  Befriedigun?  «ines 
solchen  StaaUibcdurtniises  beiträgt."  Kau,  Fin.  l,  §.  2i,  übrigens  erkennt  er  lu  33 
Mlbflt  schon  die  Relativität  des  Sparsamkeifsprindps  an.  Beredte  Entwicklung 
jenes  Satzes  bei  Neck  r.  Admin.  des  fin.  de  la  FrrfMcc  I    30  iIli  1  —  Von 

den  iltem  Schrifuiteilern  nimint  Bodin  grosso  Loxusbautcu  m  behüte,  emphelLlt  aber 
{bell  ^  verstindiges  Haas  derselben  nnd  der  ftrsfllchen  Geschenke.  Gregoriu^ 
Kap.  VIII,  Ate.  II.)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Prunk  der 
Höfe,  noch  stärker  Besold.  S.  lud,  Diese  Beiden  trafen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abächnitt  von  der  Eriialtang  des  Staatsverxnögcuä  vur,  couscrvatio 
aerarii  (Bau).  —  Za  efaiseitii^e  Rctönung  der  „Spanaakoit"  als  leitender  Grundsatz 
der  Finanzpolitik  bei  einzelnen  Theoretikern  der  neneren  Nat.öL. .  z.  B.  J.  B.  Say 
^tiait^  L  3,  ch.  6,  cours  p.  b,  ch.  1),  wo  die  „öUentlicheu  Ausgaben"  aU  MC<Nwuni- 
tionen**  betrachtet  ireiden;  ihnllehe  TWdenien  bei  ■aachea  Farlaaentariem. 
üeber  die  freilich  dorchaus  falsche  Ansicht,  die  Staatsausgraben  könnten  tiberhau]>t 
ohne  Nachtheil  beliebig  verm-  bri  werden,  wenn  nur  ,.das  Geld  wi-  der  iirit"r  die  Leute 
komme",  was  ja  eigentlich  ia^t  immer  geschehe,  eine  Art  ujer<jautili:itiachen  Irr- 
thuDS,  a.  Ran,  Fin.  I,  §.  29.  30  u.  danach  meine  2.  A.,  S.  SS.  Eine  ihnUehe  Be- 
richtigung girbt  Say  a.  a.  O..  auch  cours  p.  7,  ch.  K!  Nur  wenn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  Uelde  bezahlt  werden,  wiridicb  productiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Stenen  iL  8.  w.  herangezogenen  (JiMer  ftir  die  ganze  VeÜBiHitiisdwft  vor.  Die  Ans- 
gaben,  veldie  die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  rertreten  aber 
keine  nene  sondern  nur  eine  veränd»'rtc  Nachfrage  nach  SachgUtern  und  Diensten 
Ferglichen  mu  den  Ausgaben,  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hatten 
fludiea  können. 

Man  kann  dann  mit  Rau  (§.  32)  ans  dem  Grundsätze  der 
äparBamkeit  folgern:  „Es  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohle  angehtfrenden  Zweck,  also  lUr  irgend  eine  Privat- 
abaieht  oder  blosse  PriYatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Sals, 
dessen  Ridtigkeit  ansser  Zweifbi  st^t,  dessen  Anerkennung  und 
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DnrcbfUbniDg  aber  Mber  sobwer  bq  bewirken  war,  so  k.  B.  bin- 

sichtlicb  der  sog.  Sinecuren,  der  Aintsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgeschäfte.  In  («rossbritannien  biud  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  koü 
ihr  Betrag  dort  noch  an  36(),0lK>  Pf.  8t.  jrewcsen  sein.  —  Mau 
darf  ferner  anf  minder  wicliti<^e  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist. 
Ueberbaapt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit,  fttr  alles  Nützliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichst 
eine  solche  Gieiehförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regiemngszweigen 
beobaehlet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  n^eioh  besorgt 
werden  nnd  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  naob  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen'^  —  Endlich  mnss  im  ein- 
seinen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirthschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Angenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  bcrticksicbtigen  ist. 

§.  85.  —  3.  Die  Beachtung  des  Vei  hältnisses  des  Finanz-  • 
bedarfs  (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zuni 
Volks  ei  nk(»mmen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissenschat t  eindrinprlich  hin-  ■ 
weisen  muss.  Aber  von  vorneherein  mass  man  sich  darüber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsats,  weiche  üöhe  der  gesammte  Staatsaaf- 
wand,  —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolat  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens, —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lUst  Die 
früheren  Versuche,  hierfllr  bestimmte  SSahlenstttse  oder  unttber- 
schreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermittefai,  sind  daher 
auch  immer  missglttckt  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  Uusserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
\  eihaUnisses  des  blaatts  /.ui  Volks wirthschaft. 

Murhanl,  Theor.  u.  Pol.  d.  Hcsteaerang,  S.  110,  Parica,  Tluor.  den  impAts 
r.  ST,  Hock.  OefT.  Abgaben.  S  Hi ,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Büsch, 
Biel'-Md .  .Tiisti  (rorgl.  über  ihn  Koscher,  (icsch.  d.  Xntin  nl-.kon.  S.  4«.M),  Pölitz. 
Schmalz  u.  A.  m.    Man  giüg  von  Vio  Voik^eutkommeiitt.   Selbst  Hock 

^^Mbt  nhm  doch  noch  ngen  zu  dttrfon:  ,MiT  wütdea  ein  Stenenystsm,  das  jfthilich 
mclif  als  15"/o  des  freien  EinkoniiiKMis  des  Volkes  kostet,  schon  für  hoch  halfen.** 
Schön  hält  den  Nationaicharactcr  und  dio  Staateform  ^l^Utere  auch  schon  Juati)  far 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  hetonen  ist  nur,  dass  weder  der  Werth  noch  die 
Kosten  einer  Stealsleittmig  fttr  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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der  Aus^^ahe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dürfen  nicht  bloss 
politi  s(  hc,  ans  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  auch 
nicht  aosschUesslich  pri vatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
soheiden.  Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
vnmittelbar  nkonomische  Werth  einer  Staatsleistang  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  zu  fassen  — ,  je  mehr  die 
Lebtang  die  ProdnetioDskraft  Alier  fördert  und  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Boseher's 
dasjenige,  welelies  nach  Befriedigung  der  nothwendigsten  (materiellen) 
Bedürfnisse  der  BeTÖlkernng  ttbrig  bleibt,  (G.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Tbeil  der  reinen  Staatseinnahme  ans  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Stenern  herrührt,  desto 
höher  kann  auch  der  8taatsaufwand,  absolut  und  alä  Quote 
dieses  EinkomoienSi  sein. 

Die  ADerkeimoDg  des  ökonomischen  \\  erths  einer  Staatsleistnng  in  weiterem 
Maasse  folgt  schon  aus  der  Auffassüng  der  Dienstleistungen  mit  als  vnrthsohaftlirhi; 
(ittter  ^abweichend  von  Kau)  oder  der  sogen.  Productivität  dieser  Leistungen.  (Vgi. 
Wa|rn«T«  0.  §.  16—20.)  Besonders  vichtidp  ^^^^  ^>ch  z.  B.  in  der  Militair- 
fra^o,  ?o  weit  di  s  in  *  v  Ikswirthschaftliche  und  finanzielle  ist.  iVis  weltgeschicht- 
liche Beispiel  Preussens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  ailgenieinen  Wehr- 
pflicht, wenn  sie  enut,  vie  in  PrensBen,  dnrchgcralirt  ist ,  mnn  riobeittcli  mcIi 
eine  grossartige  Schulung  der  männlichen  Berölkerang  erkannt  werden,  die  der 
letzteren  dauernd  zu  Gute  kommt.  Dem  Militnirbtidget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
Nntzefiect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt.  Der  ?olkswirthschafdiche 
Portadnitt  PmuBeat,  der  aach  im  (Ibrigen  Dentochland  kaum  eine  Parallele  findet, 
ist  gewiss  im  -inem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  preussischcn  Volkns 
im  MiUtairweäeu  mit  zarUckziiftthren,  S.  A.  Wagner,  Pieiiw,  Jahrbücher  1868,  I, 
V.  Rfehtkofea,  ttb.  d.  PxodnotiTitit  d.  Armee  n.  e.  w.  Sehtonr.  18S0. 

Die  Herkunft  der  Sinnahmen  aus  Steuern  oder  Priraterwerb  ist 
namentlich  auch  bei  Vergleichen  verschiedener  Staaten  zu  beachten  nra  den  wirk- 
lichen Druck  von  Ausgaben  wie  fUr  die  Staatsschuld  und  ftlr  MUitair  richtig  zu  bo> 
aensea.  Ein  hohes  Proceat  diener  b^den  Auat^ben  von  der  OeBaamtensgabe  kann 
doch  rolati?  erträglich  sein,  wenn  der  ^^taat  grosse  Keineinnahroen  ans  Feldgüteni, 
Foniten,  Eiseubahoen  a.  s.  w.  bezieht.  Die  I^go  des  Deutschen  Reichs,  Prcuuens 
and  der  dentsdien  Mittebtoaten  ist  in  dieser  Beziehung  bi^nders  günstig,  rergliohen 
mit  Oesterreich,  Frankreich,  Gross-Britannien.  Italien,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
f^ro*<sentherls  ans  Rente  gellenden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrührt  und  der 
Reät  des  Schuidenaufwands  {für  Zinsen  a.  s.  w.)  regelmäßig  mehr  als  vollständig 
dnreh  die  UeberschUsse  der  Domänen.  Foieten,  Bergweilte.  der  P<»t  a.  s.  w.  gedeckt 
wird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Bcrechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  5sterr.  Staats- 
baBsh.,  S.  151 ;  Dcrs.,  Art.  Staatsschulden  i.  Staatswörterb.  X,  56.  Jetzt  be^.  (>crstfeldt, 
Bdtr.  t,  BeicbMtenerfrage,  Lpz.  1S79.  Kach  seinen  Berechnungen  betrugen  vm  1870 
2.  B.  die  Ueberschüsse  (Etelnerträgc)  der  Domänen.  Forsten.  Bergwerke.  Eisenbahnen 
PoM.  Telegr.  in  Deutschland  (Reich  und  Einzelstaaten)  287  Miil  M.  ip.  Kopf  6.72  M.). 
in  <irossbrit  78  (p.  K.  2.31),  in  Frankreich  78  (2.12),  Wcst-Uestcrr.  lU  (U.88u 
Rnsslaad  56  (0.80).  d.  h.  von  sänunflidiea  „Abgmbea",  (diredea  a.  indireoten 
Steuern.  Stempeln  u.  s.  w  .  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  n.  dgl).  44.4"', 
in  Deutschland,  gegen  5.74.  4.06.  3.55,  4.24**/,,  in  den  4  anderen  Urossstaatcn.  Zar 
BeAreitung  der  Ausgaben  TOa  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erübrigen  also  in  Deutschland 
fiel  grossere  nicht-steoerrecbtlichc  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribns  der  Dmck 
dieser  ohnehin  bei  uns  kleineren  al>soluten  Ausgaben  leichter  za  tiagea  ist.  Heer, 
Flotte  u.  Schuld  ko£ten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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nherhauut         ^  ^^^^ 

iifjerüaupi.    Bteuerrechtiicheii  Roiaertrtse 

Deutschland        1 5.3  HM 

(irosbbrit.  30.0  34. Ii 

Frankreich        40.8  3H.7 

W  »'^t-Oesterr.      18.9  18.0 

Kusäl&ad  14.2  13.4 

DenlscUuid  rerdanict  dies  gOiutig«  VeililltRiss  im  Vergldcb  zu  den  anderen  Staaten 
namentlich  vier  Umständen:  \)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  fUr  Heer  ti.  Flotte, 
dem  ahsoluteu  Betrage  der  Au«!rabon  nrn^h  (in  Deutschland  11,  in  (irossbrit  1S..% 
frankreicli  J7.S,  Wesi-Oestcrr.  7.  2,  liubsiatid  ID.G  il.  p.  Koj>f  i,  zumal  unter  Berück- 
sichtigung der  mililiirisehen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuldeula:it 
(p.  Kopf  jährlich  4.3.  gegen  2.H.  n.7,  u.  8.6  M.  in  deu  4  andern  Staateu); 

3)  dem  üfsprung  eines  grossen  TheÜ^  :ictuer  Schulden  in  Staatseisun bahnen,  die  sich 
dorchschnitdlcli  axisidchend  Tenlnsen;  4)  dem  bedentenden  Regitz  lentablea  ilteren 
Domaniums.  Feldgtiter.  Forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  (Lnvalideu- 
fonds  u.  a.  m.^  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Dcmgemäüs 
kann  Deutschland  auch  ünanzwirthschaftlich  und  zum  ThcU  volkswirthschaftlich  seinen 
Militftnnfrand  JeiehtM*  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  mehr 
der  Fall  sein,  '-v-üh  nicht  der  Volkswidilstaiul  liiit^rr  al>  in  (irüssbritaniiicn  u. 
Frankreich  u.  der  iiela^^tungscot^fticicnt  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eine«  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentUob  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleicbm&ssigkeit  der  Budgets  zn  gewinnen,  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Videriei  Ansgaben  fOr  öffentliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  {i.  B. 
auf  den  eutopliadiea  Oontiaenl,  namentlicli  in  Frankreich),  dort  i»  den  MMudereii 

Budgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen,  auch  der  Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England^ 
(vzörriijsr,  d.  österr.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht,  das 
Staabl)Udget  durch  iliiuufügung  dieser  anderen  Budgets  i,auch  derjenigen  bcäonderur 
Anstalten,  z.  B.  fttr  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  VermSgen  beziehen) 
n  verroll s  t -i  n d  igen ,  (s.  z.  B.  I,  103,  nhnr  <;rossbritannien).  S.  u  H  fi.  Viele 
iMfen  des  Volkes  für  Ottentiiche  und  specieü  for  Staataleistungen  gehen  auch  gar 
niohf  oder  nicht  voUstlBdtfr  dncth  die  BeohnnngeB  de»  Staates,  der  Geneindd  v.  «.  v., 
z.B.  Einquartirungen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Au»> 
gaben  oder  r erste  ckter  Staatsbedarf.  (S,  Hermann,  Staatswirthscb.  Unters.  2.  Aufl.. 
S.  50,  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist  Congress,  s.  Kechenschai'tsbcricht. 
8.  360,  526;  Ficker.  3.  Vers.  d.  Internat  Gongr.,  1857.  S.  106,  114.  Vgl.  Lötz, 
Handb.,  III.  98.^  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenrü  /eiti  n  f Kni\.r^>'tnten !  > 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  Terschiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  des  offen 
veillegenden  StaatnnfinmdeB  nidtt  zn  ve^eseen  ist  In  frtkherer  Zeit,  ror  aUgemeinerer 
Entwicklung  der  Gddwirthscbaft  im  Staatshau^alt .  besonders  bei  der  älteren  Ein- 
richtung des  Heerwesens  (Naturalquartier  u  v,-.)  Ovaren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig  Grosse  Uebelständc  bestehen  in 
diesem  Poncte  noch  in  Raealand.  Naturlich  ist  es  die  Geeammtbeit  aller  aolcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  muss.  Statistische 
Berechnnagen  hieräber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niomaht  roUatändig.  VoUeuda 
eioigennaamen  zureriiissige  Berechnungen,  welche  Qnote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  TOn  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ?er- 
standenen)  öITentlichen  Aufwand  beanspru' wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseiniiummens  (d.  92,  93,  §6,  JIO).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatdeistoniren  ankommt,  so  ist  überbanpt  eine  endgiltigo 
statistische  Feststellung  der  Quote,  welche  di^r  Staat  oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgemeinschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  fur  seine  Auegaben  ver- 
wenden darf,  an  und  für  sich  unmöglich.  Die  itatiatiscben  Untersochungen  Uber  den 
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Nonulcoottum  der  F&milien  (^iUaülialtuugeuj  und  der  cmzclßea  Woltbtaudä-  uud  Bu- 
jn&clMHmi  TM  Fiuidlieii  geben  imter  VoniMsetzQng        bestimnleii  Sph&re  der 

Stut^thätigkcit  indessen  auch  fUr  die  beregte  Frage  einige  Anhaltspunkte  an. 

(S.  Engel  i.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sächs.  Stat.  Bür.,  1857,  S.  169,  u.  die  dortigen 
Arbeiterbudgcb  nach  Ducpctiaux,  Le  Play.  Neuerdings  die  Arbeiten  von  E.  Las- 
peyres  in  d.  Balt.  Monatsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Concordia"  1875.)  Die  Gmiid- 
lage  für  Alles  ist  eine  gute  Haushaltstatistik  der  verscbiedeae»  WohbUode- 
ritwfrn.  worüber  indessen  noch  weui^  Genügendes  vorliegt. 

Man  kann  die  Frage  nach  dem  Verbttltoiss  des  Finanzbedarfs 
zum  YolkseiDkoiiiiiieii  Auch  dahin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
80  hoch  steigen  dtirfe,  dass  die  in  der  Deokniig  gebrachten  Opfet 
der  Beylllkenmg  ein  drUekendes  Maas«  erreichen.  Letzteres 
will  besagen:  der  flbliche  Normalconsom  der  Bev^lkening  miss 
beachrilnkt,  die  ttbttehe  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bcjahciij  ucud  dieser  Zuötaad  sich  nar 
auf  kurz  vorübergehende  Htaatsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
concrete  Staat  die  Erhaliini*;  verdient.  Die  Fracre  ist  zu  ver- 
neinen, wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dicä  auch  den  Be- 
theiligten,  namentiieh  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag^ 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
wilide.  In  nnteigehendea  Staaten  liegt  letztere  KventnaHtilt  öfter  vor. 

Rnnlaad  ISIl  — 181S,  PieoMeD  1813^18141  Fieillch  wird  das  endgiltigo 
Urtheil  hier  immer  rom  Ausgang  mit  abhängen.   Gambetta  und  die  Seinen  werden 

im  Deccmbcr  1^70  das  Beispiel  der  französischen  Republik  auch  hierher  gerechnet 
haben.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Auäganjr  des  heroischeu  Kampfes  der 
MorJatMteii  f<m  Amerika  hat  die  enormen  finanzielleu  Opfer  gerechtfertigt.  Bei 
längerer  Dauer  des  sUdlirh  r:  \\'iderstan'!'>s  hiitte  die  Union  doch  vii  lleiclit  schon  um 
fioaaziellea  Grdaden  gespaiteu  bleiben  mib^en.  Denn  Staatsausgaben  von  der  Höhe 
der  1864  er  köBnen  nicht  kuige  ansgelialteii  weiden. 

Sind  die  StaatBleistnngen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
an  den  Kosten  tür  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
möglichkeit, den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
durch  Staatabankerott»  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
pfiiehftangeDy  wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
prodoeti<m''  mnss  in  solehen  IHUen  am  Ende  wie  die  Privat- 
prodnetion  emgehen,  weil  ,,dM  Unteroebmen  nicht  mehr  die 
Kotten  deekt*' 

Auch  hier  \»t  die  (iesdiichte  die  Richteriii,  die  aber  ihr  endgUtigcs  Urtheil 
nttnntar  Uoger  rendiiebt  als  mu  enraftet  (Turkeil) 

Km  ;uii  die  Daner  nicht  (i ber'schreitbares  Verhältniss 
des  Finanzbedari's  zum  Volkseinkommen  besteht  mithin.  Damit 
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wird  aber  nnr  die  Regel  bestätigt ,  das«  swiseben  den  Verwen- 

dnngen  des  P^inzelnen  für  seine  vcrscbicdeucn  BedUrfnissbefrie- 
clii^iingen  eiue  gewisse  Harmonie  besteben  niuss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertheilt  sieb  der  durch  Stenern  gedeckte  Fiuanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  aut  das  llaushaltbudget  der  Privaten. 

Tl.  —  §.  36.  Das  .^fresetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatstbätigkeiten^'  wird 
ftJr  die  Finanzwirtbscbaft  zum  G^eaetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (and  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskörper 
bei  entopreohender  Deeentratisattoo  der  Verwaltiing  und  ordentiicher 
Organisation  der  Selbstverwaltung.  Kenerdings  zeigt  sieh  bei  nns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Oemeinden, 
zumal  vieler  stidtisehen  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebniss 
empirischer  Beobaebtungen  bei  den  fortschreitenden  Onlturrdlkern 
wenigstens  unserer  Civilisationsperiodc  und  findet  seine  Erklärung", 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  EntwicklungsbedüriiiiBH  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  Bcdürfniss 
geniüKs  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  de.s  zwang« - 
gcmeinwirthschaftlichen  und  des  pri\ atwirthRchaftliehen  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Aosdebnong  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirtbscbaft  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  nmgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  tiberwindet  das 
Entwieklnngsbedttrfniss  fortsehreitender  Volker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Hau  bis  iiicJ.  ö.  Ausgabe  fehlt  die  Beachtung  dicücs  wichtigen  Mouicutü. 
In  der  (>.  Aasgabo  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Anm.  a)  mit  Berafaog  auf  loeiiiu  älteren 
fMnMn<4;cnden  Arbeiten  (Oniii  <1.  rtstcrr.  Staatshaosh.  Wien,  isfiS  S.  3  fi.)  kurz  darauf 
hin |e wiesen.  Meine  frilhere  Fonualirang  ging  grade  von  der  finauüieilen  Be- 
trachtung ,  d.  h.  doch  nur  rtn  dem  Aeusser lieben  der  Eracheinoiig  aas.  Das 
Innerlich- Treibende,  das  sich  nur  im  Fiuanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
EntnickUinp;  Acv  StaAtäthrtti^keit  oder,  allgemeiner  ausg-edrückl.  -Ii-r  Zv.in;^'^sgtimcin- 
virthscbaiten.  l'ur  die  nähere  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  W  aguer.  (iraud- 
legaBg,  Abdi.  I,  Kap.  4,  Haoptabscbn.  9, 

Aus  (liescu  VerhUltnissen  folgt  nun  mit  Nothwendiirkeit  hin- 
sicbtücb  des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  muss, 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ansdehnnng  der  Staatsthfttigkeit)  anzupassen.  Demnach  kein  aas- 
sehliessliehes  Angewiesensein  anf  unbewegliche,  wenig- 
hewegliehe  oder  nach  anderen  Rttcksiehien  als  der- 
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jenigen  der  Deoknng  des  Finansbedarfs  sieh  bewegende 
Einnahmen:  d.  h.  lieiD  bloBB  privatwirthsehaftliehea 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsiltzliob 

stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund 
steuern  siüd,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern,  vvokhe,  wie  die 
Ertragsteuern,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhf^hung  vertragen 
(Fin.  II,  §.  463),  sondern  Begründung  der  Einnahmewirthscbaft 
des  modenieii  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  aul  bewegliche 
Steuern  und  Staatscredit.  Eine  wichtige  principieiie  Streit- 
frage Uber  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
modernen  Staatshaushalts  wird  hierdnreb  einfach  nnd  aicher  ent* 
aehieden  (Fin.  II,  §.  36Ö). 

IIL  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  fttr  die  Praxis  mid  Theorie 
des  Finanswesene  ist  ein  aweites  |,6e8ela''  des  Staatswesens» 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  ror  dem 
Repressivprincip  im  entwickelten  Staate.  (6.  §.  179~-183).  Es 
betrifft  die  Ver&ndernng  der  teehnisehen  Art  nnd  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausfuhrt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
allgemeinen  ökonomischen  Gesetzes  auch  aul  dem  Gebiete  der 
„Staatsproduction",  neuilich  des  Gesetzes  der  allmäligen  Präpon- 
deranz  des  Kapitallactors,  bcsrjndeis  des  stehenden  Kapitals, 
und  der  qualificirten  Arbeit  im  gesanimten  Productionsprocess 
der  Volkswirthschait  Anderseits  bringt  es  das  Bedttrfniss  des  ent- 
wickeltea  Volkslebens  mit  sich,  dass  Rechtsstörungen  ttberiiaupt 
möglichst  vermieden  werden*  Der  Staat  snoht  daher  dagegen  all- 
gemeine Vorkehmngen  zn  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  nnd  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
anch  in  der  Answ&rtigen  Verwaltung,  in  der  Jnstis  nnd  Polisei, 
ztt  umfassenden,  prK?eutiT  RechtBstl^ningen  verhfltenden  Einrieb- 
tnngen  nnd  Massregdn. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
diensts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsm ilssigen 
Beanitcnthums,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befesti gii n ^^en.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  aucii  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
aar  Handhabung  der  complicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
eigeiis  gebildeten:  nnd  geschulten,'  „qnaiificirten'<  Arbeits^ 
Personals.  . 
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Das  Vorw«lt6n  deB  FräTeiAiv]iriaeip8  hat  fUr  die  Finanzen 
vor  ÄUem  eine  andere  zeitliehe  Vertheilnng  des  Finanz* 
bedarfe  zur  Folge,  Der  laufende  Bedarf  ist  danernd,  aoeh  in 
mliiger  Zeit,  hoher,  bei  der  Bepieision  geringer.  Aber  dalttr 
wird  aoeh  letztere  seltener  nOfhig,  weil  weniger  Bedüsstttringen 
ausbrechen y  und  wenn  diese  (Kriege!)  doeh  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Ext  rabedarf  nicbt  so  viel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  gcwirthschaftet  und  Ulsst  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarls  einrichten.  Hier  ti-etea 
in  lieiilcriei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  Fräventivsjsteni 
den  Vorzug. 

S.  Groudlcg.  §.  Ib3.  Besoadenj  fVappant  tritt  der  Uiiterechied  beider  Sjstomo 
im  geordneten  Heerwesen  oud  im  blossen  Milizwcseii  herror.  Das  PrüvcntivHystem 
ist  freilich  erst  auf  höherer  volkswirthschaftlicht  r  Kutwickhingsstufe  das  uk onoin i sc h- 
Kweckmässigere,  ebenso  wie  hier  ert^t  die  Wirthflduft  mit  niohr  stellendem 
Kapital  lind  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenntzung  rationell  sind,  wahrend 
früher  passender  mehr  umlaufendes  Kapital  verwendet  wird  und  Extensivität 
voriiwnehi  PrftrentittR  Im  Stea(sl«beB,  Wirthsehaft  faift  steh  ei  dem  KapfUüe 
und  IntcMsivität  der  Bodeubcniitzuiig  sind  analogt;  Ei-schoinungen  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirthscliaftliehes  rrincip  zurück  zu  führen. 
>  gl.  auch  Grandiegnog  §.  311  (Anm.  10)  und  uaten  Uber  Strassen  und  Eisenbahnen. 


Zweites  Kapitel. 

Di«'  Fiiiauzwirthscliaftoti  dt^r  Staat<'iiycrblndiingeii  und  der 
SelbstrerwaltungskOrper  neben  dem  8tMit»liau8liAiteb 

ivau  oehandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Selbstverwaitungskörper  (5.  A.  <>3 — 56, 
enreitert  and  verändert  in  der  fon  mir  beerbt  6.  Ä.  u.  In  der*  2.  A.  meines  B.  I) 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Rcgieningsansp^aben ,  femer  in  §.  3S  die  „Ver- 
wendungsart d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  LAnd'%  das  Finanzwesen  der  Staatenver- 
Undungen  gar  ntcbt  Die  drei  Ponete  stehen  i^ber  in  enger  oi^ischer  Yerbindung 
und  lietrellen  nicht  nur  die  Ausgabewirthschaft,  sondern  die  ganze  Finanzwiidiflckall. 
Deshall»  fnüssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebi-acht  werden  und  eine  andere 
Stellung  IUI  System  der  i* inanzwlsaenschaft  erhalten.  iMm  ent£»precheode  Veränderongen 
und  Erweiterungen  der  Lehre  habe  ich  wcköu  in  der  2.  voigeBomiisn  (§.  S9— 60% 
S.  an  Ii  ^  n  die  Vorbem.  S.  61  u.  Stein  a,  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  Lehre 
von  den  ZwaAgsgemeinwirtbschaftea  and  den  GemcinbedtUfnissen  anzuknüpfen,  s.  Urund- 
legung,  Abth.  l.  Kap.  3  §.  i39->144,  154  —  160  u.  Kap.  4. 

§.  38.    Das  zwangggemeinwirthschat'tliche  System  wird  au 
seinem  wichtigsten  Gebiete ,  demjenigen  der  Ftfrsor^e  lür  die  Ge- 
meinbedUrfiiisse  der  Re<^htsorduuiig,  l'tir  die  „raiiiiili(  lien"  nnd  „zeit- 
lichen" Gemeinbedürlnisse,  (G.  §.  140  —  143)  zwar  hauptsächlich, 
aber  doch  nicbt  alleiu  durch  den  Staat  Yertreten.  Neben  and 
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Iber  ihm  fli]ig;irt  in  der  Gesoliichte  OftendieStaat^arerbiDdung^ 
nabea  und  anter  ibm  stete  eme  der  kleineren  r&nmlichen 
ZwftDgBgemeinwirtbsebaften  oder  der  groBsen  Selbatyer- 

waltongskOrper,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
Verbindung  und  die  8elb8t?erwaltungsk(»rj)er  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  and  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Anf- 
gaben  des  zwangsgcmeinwirthschaftlichen  Systems.  Zur  Ausführung 
der  von  ihnen  o-eforderten  Aufgaben  bedlli  icn  sie  in  der  Regel  auch 
eines  eigenen  Haushalts,  jedentalls  gewisser  t'inanzraittel. 
Die  Finanzwi«seD8ctiat't  bat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
G«ein8ebaften  an  und  fUr  sich  und  besonders  in  seinem  Za- 
sammenbange  mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
Zasammenbaag  tritt,  gegenüber  den  SeibstverwaltnagskOrpm,  am 
Meisten  bei  der  Bea&ehnng  des  Staats  and  seines  Finanz- 
bedarfs mm  Staatsgebiete  and  dessen  Tbeilen  hervor, 
weshalb  dieser  Panet  hier  aoeh  sogleieb  mit  ins  Aage  zu  fassen 
ist  Es  bat  sieb  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenttihiden  an 
beschäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staatenverbindungen 
(1.  Abschnitt,  i^.  »VJ — 41j,  mit  der  llezieLung  des  rinaiizhe- 
darts  zum  Staatsgebiete  f§.  42)  und  mit  dem  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskürper  (§.  44  ft'.,  beides  im  2.  Absehn.)' 

h  Abschnitt 
F1naiiawes4>iii  der  Staatt^nTerbtndnngen« 

I.  —  $.  39.  Unter  ,,Staatenyerbindangen'' verstehen  wir 
hier  nnr  solehe,  welehe  fttr  anbegrenzte  Dan  er  besteben  und 
gewisse  Offentliehe  Aufgaben  fllr  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
od^  „staatsartigen"  Offentliehen  Körpern  „ gemeinsam dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vortlbergcbenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
AUiancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
zu  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
mit  einander  verbunden  sind;  derso^en.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  eigener  SouverHnetät  (§.  40);  und 
andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieder 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmUssig  Ausgaben  von 
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Bundeswegeo  zu  machen.  Die  Gegenstände;  itir  welche  und 
die  Höbe,  in  welcher  diese  Ausgaben  ertblgen,  ferner  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  EiniiAbmeii  gedeckt  werden,  daher 
die  Geetaltang  de»Baiidesfiiiai»weMii8,  ergeb«i  eich  ans  derBoDdea- 
yerfaesnng  and  den  dieselbe  aiufllhrendea  oder  fortbildendeD  Ver- 
tiftgen  der  Bundesstaaten  oder  QeeetKen  des  Bandes« 

S.  z.  B.  Uber  SlMtenlnuid  uid  BimdciBint  Vaitt ,  Polit,  6.  45.  48.  I&8  ff., 

1{.  V.  Mo  hl,  Encyclop.  d.  StutBVto..  1S59,  S.  37,  II.  A.  Zacharii,  D.  Staats-  u. 
Bundesrecht.  I.  5;.  25—2^  (*2.  Anf?  V  OL  man  im  Bundesstaat  streng"  genommen  duii 
eiuzeiucu  btuAt  uüch  ..^taai  uu  eigcntlicheu  Siun  nciiueu  und  daher  auch  bei 
diesem  vou  „Staats haashalt''  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  m  entscheidende 
Fr.-Ap-e,  W'n  hl  ilti  Ti  heim  üblichen  SprarliiJ ■  Ii: :ui<  Ii,  —  I>a-:  l'inanzvcsen  der  Staaten- 
Verbmduugeü  int  iiriucipieii  ünauziribsenschaiUicli  iatit  noch  gar  nicht  bahaodelt 
Ran  latte  idchfs  darttber,  Stein  noch  jetzt  ftst  nichts.  FQr  Deutschland  natQrlich 
ein  Mangel.  Auch  f.  d.  fin.wisä.  Behandlang  im  Allg.  s.  Laban d,  Fin.rerbt  d. 
D.  üeichs,  in  Hirth  s  Annalen  187a  S.  405  S.  and  im  3.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  üeicba. 

1.  Im  Staatenbunde  ist  die  Souveränetät  der  einaelnen 
Staaten  nnr  wenig  beschrftniLty  die  gemeinsehaftUohen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedentnng  nnbetrilcbtlich.  Wenn  üt  auch  we8ell^ 
liehe  Staatsanfgaben  betreffen,  hat  der  Bond  als  solcher  doeh  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetsgebnngs-  vndBestenernngs* 
recht  Ein  selbstHndlger  Bundes  hanshalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesansgaben  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmten 
Vertheilungsmassstabe  (z.  ß.  der  GrOsse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricularbci trüge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel- 
Staaten  in  deren  Etat  Ein  besonderes  Bundesschuldeuweaeu 
fehh. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  IS15  — bt»,  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  Ann&herang  an  den  Bundesstaat)  bis  1S4S.  üeber  den 
Deutschen  Bund  s.  Zachariä  II.  §.243  fT.  uber  die  Bandeamatrikel  u.  Bandescassen 
eb.  §.  294  —  29»'».  Die  Kosten  der  Bundei>i»anzlei  würden  dur<  Ii  B'  ifrisje  g:edcclvt. 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Kath  jn  der  Woise.  reparürt  wurden,  dass 
änf  jede  der  17  Stimmen  ein  Simplnm  von  3000  Ü.  Im  24  IL^Fosse  tarn,  alle  anderen 
Ausgraben  nach  der  (irösse  der  BevOlkerang  auf  Grund  der  Bundesmatrikcl,  Simplum 
30,U0U  ä. .  Bei  der  Auf  lösuDg  des  Bunde»  im  J.  1 S60  galten  für  dieses  Matrikuiar- 
wesen  die  Beschlüsse  der  Bandesrersammliing  vom  14.  April  1S42,  3.  Oct.  1851  and 
26.  Jniii  Auch  ftür  den  Fall  eines  Bundeilcitofs  war  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 

kosten ein<-  Biind-^skricfTscnv^t!  in  Aussicht  g-enommen,  weiche  aus  den  matrikalar- 
mässigen  Beitragen  der  Bundesstaaten  zu  doürca  war.  —  Wagner,  lieichsliaauzwosen 
ia  T.  H»ttteiidorff  *•  Jhrb.  f.  Geeetzgeb.  v.  i.  w.  d.  D.  JMchs,  I  (187t),  8.  SS0>-S6t. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  «l.n  letzten  JaUrhundert-n  kaum 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Hat  doch  »ciion  Bodin  ihm  den  Character 
d«r  Monarchie  ab-  ond  denjenigen  des  aristokratischen  Keicbs  zugesprochen  U  c.  ü). 
Der  Hauptmangel  in  finanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahihnnderten  das  FeUea  ge- 
nügender s r  I V) s  t ii  n  d  i er  Reichseinnahmen.  Das  Krtragf  gebende  ReichsvtT!nr>gen. 
die  Finanzregalien  und  gebtUureoartigeu  Etnaabneu  aus  iioheitsrochteu  waroii  fast 
s&mmtUch  an  die  JRetcbssttode  verloren  gegan^,«  die  Begründung  einer  sdbstftndigen 
allgemeinen  Ivei«  h^l>esteuerung  nicht  gelungen.  Der  Versach  im  „gemeinen  Pfennig" 
L6.  ^abrhuuUeit  (1427—1551)  Ii  mal  a&sgeaL-brieben,        gaiu  unzaroicheud  ein* 
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j^c^nü^m},  ^igtc  bureiu»  villlig  die  Ühumacht  deü  Ktiichü.  Man  wurde  schon  im 
IC  la^undert  zum  System  der  Matricolaramlsgen  (nach  sofen.  BOmer- 
moiint«!!,  indem  nach  der  Matrikel  von  1521  die  von  jedem  Ileichsstaod  fUr  den 
Kömerzug  zu  stellende  Mannschaft  in  Gdd  angeschlagen  wurde)  genOthigt,  das  elend 
genog  fangirte.  (Ein  KoMt  anfangs  138000  fl.,  seit  17S7  582801.«  sehen  roibtftndig 
eingegangen,  zor  Dockung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  u.  s.  w.).  Eine 
driniTcnrle  Warnung  ftlr  das  neue  Deutsche  Reich,  S.  Weizs&cker,  gtttchichÜ. 
Eutwictl.  d.  Idee  einer  allgcui.  Keicbsteucr  (Rede'»  Berl.  1S82. 

40,  —  2.  Der  Bundesstaat  hat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
sanveräne,  eine  eigentliche  Staatsgewalt.  Wichtigere  uud 
zahlreichere  Theilc  der  den  wesentlichen  •Staatsaufgabeu  entatam- 
meaden  Staatetbätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Ban- 
desgeoettgebnng  unterstellt 

Die  grossen  Betflpiele  von  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  v.  12.  Sept.  1S4S), 
der  Norddeutsche  Bund  (Verf.  v.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
Deatsehe  Relcb  (Texte.  ?.  Sl.  Dec  1S70,  Venr.  mit  Hessen  v.  15.  Nov.  1870, 
Baden  v.  dems.  Tage,  Wttrtemberg  v.  25  \ov.  1S70,  Baiern  v.  2.'r  Vv,,  ISTi').  Für 
die  linanzrechtl.  Seite  des  Deotächen  Finanzwesens  s.  Laband  in  liirth  ü  Annalen, 
a.  a.  0.,  f.  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reichsfinanz- 
vesen  in  v.  Holtzend.  Jahrliiich  I,  1671.  &  5S1— 645  (tucll  selbständig  encbieaeD) 
l  in,  1S74,  S.  60—252. 

Namentlich  pflegen  das  Militairwesen,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  nnd  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
Inneren,  besonders  der  Volkswirthsebaftiicben  Verwaltung 
(Handel,  Hllnz-,  Zettelbankwesen,  Commnniealionen  nnd  grosse 
Verkebraanstalteni  Pos^  Telegraphen  n.  s.  w.),  des  obersten  Justiz- 
und  Unterriohts Wesens  u.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerikft  sliid  Aeunwes,  Heer  iL  Flotte  (lud.  IsraUdenpeiifliMieii), 

oberste  Gerichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien.  Handelspolitik,  Zollwesen. 
Münze,  Post,  Landvermessung ,  KUstensicherung ,  Bundcsschuld  Bondessfu  hf  fn  d»  r 
Schweiz  Aeusseres,  Heer  (Ind.  Pulver-  u.  Patronenfabrikcu),  oberbtcr  (icuchbbul, 
HandebpoUtlk«  ZeUireseR,  Mtliwe,  Pott.  Teli^fftphen ,  Maass  und  Gewicht,  technische 
Hochschule  Buudesangelegenheit.  Die  Competenz  des  Norddeutschen  Bunds  er- 
streckte sich  nach  §.  4  der  Verl  auf  folgende  „der  Beaulbichtigong  u.  Gesetzgebung 
des  Bonds  iuiterlie«r«ide"  Gegensttttde:  Freizügigkeit,  HetmadiB'  und  Niederiassungs- 
verhültniise,  StaatwQigerrecht,  Pas^wesen  u.  Fromdenpolizei,  Gewerbebetiieb  u.  Ver^ 
-w  herungsweacn  (s.  §.  3  d.  Verf.),  Colonisation  u.  Aasvanderong  nar-h  ausserdentschen 
Lindem  —  Zoll-  u.  Ilandelsgesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecke  zu  verwend.  Steuern  — 
Mai8»>,  Mmu^,  QevlclitwyBieiii,  GnndsUM  ttber  Aosgabe  ?.  foad.  ü.  unfuid.  Papier- 
geld •-  allgem.  Bestimm,  tiber  Bankwesen  —  Erfindungspatente  —  Schutz  d.  geist. 
Kigenth.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  SchiflXahrt,  der  Flagge, 
Gouvlatsvesen,  —  Eisenbahnwesen  n.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wassentnssen,  in  iDterssBe 
der  Landesvertheid.  u.  d.  allgcm.  Verkflini,  —  FlOsserei  u.  Schifif.  «vl  den  inebroren 
Staaten  gemeins.  Waaserstrassen,  Zustand  der  letzteren,  Fluss-  u.  and.  Wasserzölle,  — 
Pc«t-  und  Telegrajphenwcsen,  —  Best.  üb.  wechseL^eit.  Vollstreckung  v.  Erkenntnissen 
in  GiTilsacheo  v.  ff.  w.«  —  Beglaubigung  öffentl.  Urkimden,  ~  gemoins.  Gesetzgeb. 
nhcT  ObIiu:at.,  Straf-.  Handels-,  Wechselrctht  u.  genchtl.  Verfahren,  —  Militirwesen 
des  Bunds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicinai-  u.  Veterinärpolizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
wörtlich  als  Art  4  auch  in  d.  Verfass.  d.  Deutschon  Reichs  übergegangen  mit 
doa  Zvnlz,  dais  die  Bestimmungen  Uber  Presse  und  Vcrein^wesen  auch  Bundessachu 
sein  sollen.  Die  normale  Fortentwickhing  bringt  es  gtjwübniich  uiit  sieh,  dass  die 
Cumpetenz  des  Bundes  sich  iaugsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  bchweiz  und  da^ 

A.  Wagner.  FiNaiiicwi»»*<ai)i'iuift.  I.  3,  Aufl.  6 
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Deutsche  Reich  es  jetzt  eileben.   Die  Zeiiegang,  bez.  UnbÜdnof  d«B  arsprllii^chiai 

Roichskanzleraznts  in  eiiip  Anzahl  selbstÄndisrer  oberster  F^f^i -hsiimlftr.  vod  denen 
bes.  das  Heichsaiut  des  luoeren  eine  Eeifae  fon  kleineren  üeichsämtem  umfaast 
(Ueimathwes. ,  Statist. Amt ,  (lesiindh.amt,  Patontemt,  Nonnaleicb.coliiBÜvIon)  xt.  die 
Stafgerang  der  Ausgaben  ftkr  diese  Abtheilangen  der  „Inneren  and  Volkswirthscli. 
VerwaJtang"  l>e!ee:en  (Jas  am  Resten.  1872  beuisprncbte  (Schlussrechn.)  diese  Innere 
0.  die  JostizFet waltung  l  Uüd  Mili.  M.,  (Anschl.)  Ab!>b  Mill.  M. 

Damit  niherC  rieh  naltrüdi  der  BimdessCMt  mdir  den  Einbeilastaat  wd  der 
Einzelstaat  mehr  der  Promz.  Pur  die  betretronden  Haushalte  aq^eben  sich  analoge 
Consequcnzeij  (¥gl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzend.  Jahrb.  III,  187). 

Zur  Durchfühnuig  dieser  gemeinsamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafür,  sowie  für  die  Bundesgewalt  und  BundeRver- 
tretnng  selbst  nOtliigen  Ausgaben  bedarf  der  Bundesstaat  eines 
eigenen  Hansbalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
Finans Verwaltung  und  erentaell  (Ar  Kriege,  etwaige  Vcr- 
kehfsanstalten  n.  s.  w.)  eines  eigenen  Bnndesschnldenwesens. 

In  den  gen.  H  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bandeshanshalt  nnd 

ein  Bundesschuldcnwesen.  In  Kordamerika  Abschluss  f.  1S79 — 80  (V.  in  d.  Klammer 
Anschlag  f.  18S1  — S'i)  in  Mill.  Doli.  Cirildicnst  incl.  Aensseros  5111  (HT  öG) 
Kriegsdep.  3812  ^30*24),  Mahiicdcp.  ld'54  (15  02),  Pensionen  5677  (inci. 
19*3  Wk  Bttckstinde)  (50H>),  Indianer  3-95  (4'86),  Zinsen  d.  Schuld  98  &5  (88*88), 
Tilgung  (I.  SrhiiM  unbestimmt,  District  Columbia  ;{'27  (S'.So"),  Summn  d.  Atisg.  ohne 
Tilg.  267-04  (2dy  i)2).  Einnahmen  3;J3-53  (350  0),  ncml.  Zölle  180*52  (195),  Innere 
Steuern  124  OJ  (130),  Landvorkauf  102  (10),  v.  d.  Nationalbaniren  7*01  (712), 
Münze  2  79  (3  0),  Summe  plus  allen  and.  divers.  Einn.  333-53  3.')0).  Uebcrschuss 
der  ortlentl.  Einnahmen  ub<  r  d.  ord  Ausgaben  0:y^^  f{)0  0')).  Stand  d  flffentl.  Schuld 
der  Union  1.  Juli  1880  2120  42  (wovon  388  80  i'apierguld),  ab  Oassenbestand  (201*09), 
Reatochttld  1919*33,  1.  Ml  1879  199ri'42,  1.  Juli  1870  2406-6  M.  D.  —  Schweiz 
Absehl  f.  ISHO  (in  Klammer  Anschl.  f.  ISsD.  Eiun.  (Koh)  in  Mill.  fr.  42  5  (40*7), 
wovon  Zölle  1721  (17),  Post  lö'öl  (15-43»  [Ausgabe  dafür  14-2Ö,  bez.  14-20], 
Tclegr.  2-37  (2  25)  [Ausg.  1*81  u.  1-90],  Münze  127  1.0  404)  (Ausg.  ebenso  hoch). 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40-05\  wovon  Kap.>  u.  Zinszahl.  2'75  (1.87),  allgem. 
Verwalt.  0-75  (0'7(0,  die  einzelnen  Departcnwnts  (vcrgl^'irbbar  den  Ministerien,  aber 
nur  f.  d.  ober«  \erwalt.)  ü  bii  (3-52),  Militär  11-70  (13' 14;  (ausserdem  Kriegs- 
matetial  0*94,  bes.  QrSS),  Polyteohntkani  in  ZOrich  0*962  (0*360)  (Zoschoas  zu  den 
■  ig.  Einn.  Nach  einer  vergleichenden  Znsstcll.  der  Bundes-  n.  der  Cantonal- 
tinanzen  f.  1871)  (Goth.  Jahrb.  1882  8.  964)  betragen  die  N  e  1 1  o  ausgaben  des  Bunds 
18*30,  der  Cantonc  44*10  Mill.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12-61  u.  217,  Justiz 
6*1H  u.  2-7*»,  (ießngnissc  nicht*  u.  TOS,  Polizei  0018  u.  2*70.  volkswirthsch.  An- 
gelegenheiten und  öir.  Arbeiten  2  17  u  1*2  71.  I  nterr.,  Wiss.  nsdi.,  Kunst  0*39  u.  8-90, 
Kirchen  Wesen  nichts  u.  3- 12,  Wohllhatigk.  0-ulö  u.  2  51,  Sanitwcä.  fast  nichte  u.  0'2(i, 
<Je8.9eli.  nnd  allgen.  Verwnlt.  1*28  n.  3*67,  Kosten  d.  Schnldei?  1*22  v.  3*01  MiU.  fn 
Man  >ieht,  wo  der  Si'hwerpunct  der  Bundes-  u,  d.  Cantonalth.itigk.  liegt.  Von  den 
ord.  Ncttoeinnahmeu  (B.  17*24,  C  3974  Mill.)  troffen  auf  d.  in  dir.  üteu.  i.  w.  S. 
beim  B.  15'85,  bei  d.  Cant.  15*04,  v.  d.  dir.  Stou.  0*966  u.  16-40,  v.  d.  Regalien  u. 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0*305  u.  4*15,  v.  d.  Sinn,  aus  Forsten,  Domänen,  Staats- 
gewerben 0'10:i  u.  3-67  Mill.  fr.:  doch  eine  wesentliche  Aehnli«  hkcnt  mit  den  Ver- 
hiltniasca  im  Di-aischeii  £cich  in  d.  relativer  Vertheilung  der  Posten  zwischen  Band 
Q.  Gaatonen. 

T'elier  das  Deutsche  K<  ich  s.  eingehend  bis  1874  Wauner.  Uoltzcnd. 
Jahrb.  ül,  167;  Statist,  lahrb.  f.  d.  D.  Hcich,  3.  J.  g.  1882,  S.  14^  11.  u.  hes.  auch 
Gerstfeldt.  Beitr.  licichstenerfragc.  Die  „fortdauernden"  Ausgabüu  waren  (.\b- 
schlusa)  1ST2  .S38-4I,  1881/82  (Anschlag  mit  Nachtr.ig.  n)  .MTCs.  ]s82/s3  (Anschl.^ 
531-**3  Mill.  .M.  Davon  Reichsheer  hn.  266-78,  342-21.  842-49,  Marine  14-85.  27-52. 
27-57,  KeichttinvaLfonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  28  28,  31  07,  30  13, 
allsem.  Pensiottsfoods  20^7,  18*40,  19*10,  Rdchfichald  0*59,  10*60,  15*70,  Reichs» 
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tMg  0-136.  0*404,  0'40S,  Auvirt.  Amt  4*38,  G'56,  6*68,  Reichsamt  d.  lanem  (ind. 
!{•  ichskAnzIcr  ü.  Kaazleremt  u.  R' i  Iini  isfub.amt)  0  S26,  2*30,  "i  ^ü,  Kcichsjustizrer- 
waitUDg  0  239«  1'70,  1*71,  Reichaäcliatzauit  117,  69'4G,  $6*32,  u.  and.  Posten  mehr. 
Die  ^dflUBtlifeii**  An^iftbeti  gestatten  bei  der  stuttea  Sohvankung  und  grossen  Ver- 
schiedenheit in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.  Die  ordentlichen 
F.i!in;\huu'n  d.  Ii.  di»-  Eidpiuip^f  ohne  die  Anleihen,  d.  franzOs.  Contributiou .  die 
/ahiuu^«iu  aus  ü'ui  K'-stunga-  ti.  Eiseub.foudä)  waren  1^72  (Abschlass)  u.  l8bt/82 
(Allschlaf  Debet  Nachtrag)  u.  1882/83  (Anschlag)  bez.  284*25.  019*71,  610*65  (iiic]. 
L'ebersrhüäs  von  10  56  Mill.  M.  ans  Vorjahr);  <?ivrfi  Zölle  u.  Verbrauchsteuern  ]G4'04, 
335*49,  339-10,  Stempel-  u.  iihnl.  Abgaben  (statiät.  Gebühr)  5'OS,  7'dl,  19'5^,  üeber- 
»dittti  rwk  Refcbebabnen  (Eis.  Lodir.),  Post,  Telegr.,  Rdcbsdradcerei,  Einn.  ans  Bank- 
wesen (Itcichsbank),  Munzvcsen  19*80,  32-30.  3G*51,  verschied.  Verwalt,einn.  I  'iO, 
.'rS*2.  «i  Ol,  aus  dem  Rcirhsiuval.fonds  (Zinsen  und  Kapital*|noten)  nichts.  31*07.  'M)-[3, 
Zinsen  aus  belegten  li'eicbsgcidcrü  nichts,  3-S4,  3*06,  Matncularbeiträge  94  12,  103"08, 
lü.^'68  Mill.  M.  Die  Keichsschulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 
leihen  filr  ?ers<  hieden»"  Zw  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  lies  Xorddcutachen 
Baodee)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  frauzAs.  Contribution  getilgt  waren.  An 
1.  April  1680  war  der  Betrag  218*08  Miil.  M.  nominell  Anleiben,  lO'O  Mill.  M. 
Schatzschein c,  159  44  Mill.  M.  Reichscassenschcine  '^Papiergeld).  Die  aus  d.  fraiizOs. 
Tontribution  gebildet*  ii  ..Fonds"  uberragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
gegenwärtigen  Bestände;  dazu  dann  noch  der  baare  Keicbskriegsschatz  v.  120  Mill.  M. 
in  Gold. 

Da  es  sich  hier  um  grössere  Aiisgabeposten  handelt,  deren 
Aaf  bringung  durch  Matricularbeiträgc  dci  EiiizclstaaLeii  Dach  der 
Kopfzahl  oder  nach  irgend  einem  ähnlichen  iniiner  ziemlich 
willkührlichen  Maassstabe  ohnehin  die  Einzelstaaten  ungleich  be- 
lasten wUrde,  so  werden  zweckniässi<;or  Weise  mit  den  genannten 
Ausgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
Haushalt  der  Einzelstaaten  ganz  ansgeschicden,  der  Coropetenz  des 
Bandes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
daneben  noch  ein  besonderes  Bestenernngsreeht  zur  Deekung 
seiner  ▼erfassnngsinässigen  Ausgaben  verliehen.  Von  letzterem 
pfiegt  ans  stenertechnisehen  Grttnden  namentlieh  in  Bezug 
auf  die  sogen,  indirecten  Stenern^  Zölle,  inUndisehe  Ver- 
branehsstenern  Gebranch  gemacht  zu  werden,  passend  so, 
dass  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  giossentheils  den  Einzelstaaten 
verbleibt,  für  die  Deckung  ihrer  Bedtlrfnisse.  AndeintalLs  mlissen, 
wenn  die  zugewiesenen  Kinkünltc  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
Matricularb  ei  träge  erhoben  werden,  —  was  hesser  abzustellen 
ist.  Je  mehr  sich  der  I^undcsstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
Einheitsstaate  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn  herantreten  (Bnndeskriege I ,  Reichsbahnen!),  desto  mehr 
muss  auch  der  Bundeshanshalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen albnftlig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatshanshalte  zu  freilich  höher 
anagebildeten  Provinzialhansbalten  zusammen.   Eine  solche  Ent- 
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wickluDg  ist  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wobl  im  Ganzen  erwUnscht. 
Das  flchwierige  Problem  der  richttgen  Trennang  Ton  Hanptstaats-, 
d.  h.  eben  von  dgentlicbatem  Staatsbedarf  und  Local-  (Landes- 
iheil-)bedarf  wird  auf  diese  Weise  ftlr  grosse  Ansgabeposten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  n.  §.  43). 

Es  ist  gewiss  beacbtenswerth ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  moderneo  Bondes- 
staaten, wie  die  vorausgehenden  Angaben  zeigen,  wt  allcui  die  (rrenzzOlIe,  dann 
mit  diesen  in  näherer  Verbindung  stellende  innere  Verbranchsteuern  (so  wenii^stcn^ 
im  Deatscben  Kelch  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht), 
TedhtHch  und  thatsSdilicli  auf  den  Bund  abertngen  sind:  munenüich  die  Tabak- 
und  die  G etränkstcuorn.  So  irn  Deutschen  Koidi  speriull  die  Tabakst.  (An- 
schi.  \bHim  4.58.  1882/by  U.OÜ  Mil).  M.),  die  Rübenzuckerst  (49.55  u.  47.42), 
die  Salzst.  (30,.S7  u.  3H.T1),  leider  noch  immer  nicht  vollständig  die  Branntwcinst. 
(die  in  Baiern,  Wtlrttomb. ,  Baden  noch  aparte  Liadesst.  blieb,  A.  f.  das  ttbrige 
Heichsgcbiet  3i.85  u.  35.52^  it.  die  Bierst.  (die  ausser  in  d.  H  jreii.  Steuern  noch  in 
Elsass-Loüi.  besondere  Laudes:»t.  ist.  A.  f.  Kcicbsgebiet  15.10  u.  15.11  Miil.  M.). 
Diese  Einnabnen  sowie  die  Debeiscbflsse  der  Post-  nad  Tdegr.verwaltung  (die  in 
Baiern  und  WürftcuibL-rt?  ebenfalls  Landessachc  bliebt  dienen  zn nächst  zur  Bestrei- 
tung der  Keichsausgaben  (Art.  70  d.  Keichsverfass,).  Durch  Ges.  r.  15.  Juli  1879  ist 
bei  Gelegenheit  der  Zollreforin  u.  s.  w.  allerdings  die  BestiuimuDg  getroflVni.  dn^  der 
Erfiaf  der  Zolle  u.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  Mill.  M.  der  Keichs-> 
casse  zuilicsht  n.  der  Betrag  dartiber  hinaus  den  Einxtlstaateu  nach  der  Matricular- 
bevölkerung  zufallen  soll:  formell  rcichspolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  aber  docl» 
nicht  erhebliches  Zngesttadniss  an  den  Paiticiilarisniiis,  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Compensation  mit  den  ^latrio.beiträgen  erfolgl.  Die  Kinf  hrung  andrer  Reich- 
stenern ist  gestattet  (Art.  70  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  1.  die  WRclisclstcmpel  (Krtr. 
Anschl.  1881/82  u.  82/88  6.11  u.  Ü.Ol  Mill.  M.),  Spielkartcubtempel  ^1  u.  1.Ü4  Mill. 
M.),  die  statistische  (icbiihr  (0,.H  u.  0.45),  ISSl  f.  vcrsch.  and.  Stcmpelabgaben  (,3örsen- 
Stenern",  An^chl.  1882/83  12.07  Mill.  M.)  erfolgt,  nicht  ftlr  directe  Steueni.  So  wnron 
Ibblßi  3ö4.26M«M.  diver»ec  ehemaligor  einzebtaati  Einnahmen  u.  BetriebsUberschUsse 
an  das  Reich  tlbertrafen.  Die  steaer-technischen  Grunde  fttr  die  Oebemahme 
grade  solcher  indiroctrr  Steuern,  auch  der  Post,  Telographic  u.  s.  w.  auf  das 
Reich  sind:  gemeinsame  u.  rcrcinfachte  Controbui,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
einem  grossen  Gebiete,  vüUvswirlkschaltlichuä  Bedurfniss  gkiclmiii^sigcr  Kegelting 
dieser  Dinge.  S.  Wa^neft  Jahrb.  I,  585>.  Direkte  Reicbsteuern  werden  ;^leichwohl 
schwerlich  auf  die  Dan  er  ausbleiben,  üeber  die  Stcuerprojccte  im  Reich  Wagner, 
Jahrb.  III,  213.  Ders.  schwebende  deutsche  Fiu.fraj;en,  Tüb.  Ztschr.  1880,  S.  68  ff. 
Qeffcken,  Felorm  d.  Beichstenem,  Heilbr.  1879,  Schmoller,  deotache  Steuerreform, 
Jahrb.  ISSl,  S.  S.',!)  fl'.  Gerstfeldt's  Schriften.  Schäffle,  SteaefpoUUlt.  Pinn 
einer  Keichseinkommenbteucr,  Hirtb,  Annalen  1*^7.'),  S.  11.^  II. 

In  Nordamerika  ist  wühreiid  des  Üürgerkriegs  *lcr  umfassejidstc  Gebrauch  von 
dem  Besteuemngsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Uocit,  Finanz.  Amerikas 
S  1ST  IT.  Nach  d.  späteren  Ermrissigung  brachteji  diese  Steuern  isns  nocli  ISd.'M  M,  I)., 
wovon  aof  rohe  Baamwolio  22.50,  Spirit  14.2$,  geguhr.  Getränke  ö  fil),  Tabak  18.64, 
llaniito.  89.16,  Lteensen  16.86,  Bmken,  Versieh.,  EiMiib,  Telegr.  ges.  ia..>3.  Sin- 
kommenst.  33.07,  Testamentsst  2.82,  div.  Abgaben  2.48  Mill.  D.  Die  Weitorentvick- 
long  bat  Ton  dircct'^n  Unionsteuern  wieder  ab^efJlhrt. 

Die  Matricular  bei  trage  belasten  im  Deutschen  Keichc  die  stlddeutschen 
Staaten  relativ  starker,  weil  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  V«  Branntweinsteoer  nicht 
(heilnehmcn  (/.  B.  Preussen  ls81/82  nur  52.50,  Saclisen  nur  '^f^2.  dagegen  Baif»rn 
26.15,  Württemberg  7.28,  Baden  5.19  Mill.  M.)..  Das  Bedenkliche  und  das  Trügerischo 
des  K opf<i not en Systems  beruht  deranf,  dass  ohne  Rachsicht  auf  den  rerschiedenea 
Wohlstand  die  Consumtions-  o.  Productionskraft  n.  die  Steuerf&higkeit  jitdes  Kopfes** 
in  jedem  sogen.  ..Staate"  als  g^leich  angc^nommen  wird.  Dabei  wird  ganz  überstehen, 
dasä  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  veigieichun  lassen,  da 
der  kleine  ..Staat*\  voUettds  in  Verhiltaifsen  Wie  den  deotschen,  eben  niclits  Anderes 
als  eine  zur  SoorerAnctSt  folmffe  Pmias  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  nitQrUchen 


Digitized  by  Google 


Buudosütaat.   Andere  Staatcuvurbiitduagcii. 


85 


grossen  Staabgebi»;ts  ist.  s.  o.  lu.  8.  über  die  Trage  in  Dcutscbkud  Wag  nur, 
Jahrb.  I,  02S,  III.  217.  Hirth,  in  s.  Annalon  1875,  115  ii'.  Matricularbeitilge,  com- 
binirt  n  i  h  l<  r  Koj»fzahI  und  der  ungefähren  Steuerl  raff  sind  verfassung^mäbsii'^  in 
der  Schweiz,  aber  nicht  in  piact  Anwendiing:  ürmäte  Cantoue  15  ceut  p.  Kopf, 
reicksto  90  cent;  Hirtb,  Amud.  1875,  S.  142,  786.  VoncUlge  zw  Beadügung  v. 
Veränderung  der  Matricbeiträge  marhte  v.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  ßeich  187S  (Nene 
Folge  II).  4S  fl",  Dg-l.  Vorschläg^e  dcss. ,  statt  nirh  cl-r  blossen  Kopfzahl  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigou  in  der  Büvölkcnirig  die  JSLatnc.beiträge  zu  vertheileu, 
in  HUdebr.  Jahrb.  l'^Ts.  XXX,  34.  mit  Statist.  Auafühmng.  —  Um  den  Ersatz  oder 
(loch  die  wcscntlii  1  c  nninderunfr  der  Matricbeiträge  und  zugleich  um  die  Schaffung 
lielbständiger  Keichäcinnahmen ,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sieb 
die  Beformpl&ne  n.  YetBacbe  im  Belebe  seit  1878.  Gedanke  ancb  «n  Reichs-Erb- 
sdlAftsteuer  u.  an  umfassendere  Uebertragung  der  einzclstaatl.  stcmpclart.  yerkoh^- 
-♦>'Tcm  auf  das  K'  ich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung  ,  jetzt  vor  der  Keforni  der  Zölle 
u.  Verbrauchsteuern  in  den  Hintergrand  getreten.  S.  Bericht  d.  Commhision  z.  £r* 
«rtoroiif  der  Einfuhr,  einer  Beicbs^tempel-  u,  Erbsch,B(eiier;  Pnpiere  d.  Bnndemtbs 
IS77/7S  N.  9S. 

§.  41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbunde  nnd  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
Modificattonen  der  theoretuichen  Idee  dieser  Staatenverbindnngen. 
Die  C(eflcliiehte  weist  aber  auch  noch  sahlretche  andere  Ver- 
hftltniBS^  einer  Staaten  Verbindung  auf,  welche^  lofälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
zumal  der  rechtliche  und  facti.sclie  Zuhtaud  in  solchen  Fälleu  oft 
erbeblich  von  einander  abweichen. 

Beispiele:  das  frühere  nnd  jetzige  YerhÜiDiss  des  K.  Polen  zu  Hussland,  früher 
iroU  ein  IQttelding  nrischen  Personal-  und  Realiuiion,  getreonte  Finanzen,  jetzt 
faotisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
der  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  rass.  Keichsministerieu,  woneben  eine 
Zeitlang  nur  ein  khdner  Betnmr  Boeh  besondeiB  fttr  Polen  im  mss.  Budget  stand 
(1870  8.74  M.  K.),  der  jetzt  auch  verschwunden  ist;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Das  Verhiiltniss  TranslrKiknsiens  (Einn.  ii.  Ausg.  ein  besonderer  Thcil  des 
rnsaischea  Budgets) ,  Fiuuiauds  (im  Wesentlichen  Personalonion,  durchaus  getrennte 
Finanxeo  n.  Aasgaben,  Schulden,  besond.  liniitairbadget  getrennt  v.  »Ilgen.  Bodg.  des 
iii>s.  Keiehs\  —  In  Oesterreich  hatte  die  Militairgrenze  seit  Lm^e  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  b«»ond.  Theil  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.  Jetzt  hat  d.  Königreich 
Kroatien  u.  SUronien  noch  ein  besend.  „Budget  f.  d.  Erfordemftte  inneren  AtHo- 
nonie"*  oder  für  seine  „autonome  Verwaltung'*  (  55  d.  hier  erhob,  dir.  Q.  indir.  Stenern 
fliessen  in  d.  nngar.  Staatsschatz.  45%  bleiben  dem  Lande  für  jene  Erfordernisse; 
gesetzl.  Bestimm,  v.  l!57S).  i>as  jetzige  Vorhältniss  zwischen  Oesterreich  u.  Uhgarn 
(cideith.,  im  Wiener  Beichsrath  vertretene  n.  Lander  d.  ungar.  Krone)  anf  Grand  der 
^'erfri>siiriir  t.  ISß7  lasst  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.  Merk- 
male der  Personal-  und  Bealunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.  wieder  des 
Einheitsstaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.  Als  BenlnniüD  ist  das 
VerfaMtniss  vielleicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen ,  weil  dicfl  Moment  noch 
vorwaltet.  Das  ist  natürlich  für  die  Einrichtung  des  Finanzwesens  Ton  wesentlichem 
Eintiusä.  —  Weiter  sei  an  das  Vorhältniss  der  Türkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schntzsfnaten ,  der  DonnnfflrstenthOmer  unter  einander  (Bnminiens.  fast 
•]'  in  Einheitsstaat  schon  vor  1S77  gleichkommende  Rcalunion,  jetzt  ganz  Firh  is-taat\ 
Luxemburgs  zu  Holland  (seit  1S67  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  IbUb,  der 
Elbherzogthümer  za  Dänemark  bis  lSti4  u.  A.  m.  erinnert  Alle  solche  kOnsl* 
Üche  A  crhaltuisse  äussern  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  nnd  die  ganze  Finan/- 
wirthscbatt  überhaupt  ihren  Einlluss.  Sie  haben  selten  laufre  unveränderten  Bestand 
und  fuhren  leicht  zur  polit.  Verwicklungen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  aar  in  PerBonalnnion  stehenj  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norw^en,  bleiben  im  Wesentlichen  ^batftndige, 
wenn  anoh  nnanflOslieh  verbnndene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreis 

gemeiasaraer  ADgelegenbeiten,  daher  anch  ein  gemeinsamer  Hans- 
balt  fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeiiisanie  Ausgaben  (etwa  für 
Diplomatie)  voi kommen.  Auch  Itir  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  AuBgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Nonregen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aus  schwodischeu 
und  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsratb,  dessen  Kosten,  wenn  aus 
den  mir  nicht  specieller  Torliegenden  Bodgets  geac1iloa»en  weiden  duf»  getrennt  in 
bdden  HaeahalteD  endidnen. 

Staaten  y  welche  in  Realnnion  oder  einer  fthnlichen  nttheren 

staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundcsütaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Keihe  wichtigerer  gemeinsamer  Oegenstände  („Ge- 
sammtstaat",  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-ungarischc  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten",  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Aasgaben  (etwa 
Aensseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  anch  bestimmte  gemeinsame 
Eimutbmen»  welche  ohne  Separatverreehnong  fHr  die  Theile  dea 
Gesammtstaatsgebieta  zarOrderst  snr  Deckung  der  gemeinsamen 
Aasgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  ZOlle).  Die  ttbrigen  Aqs> 
gaben  werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  f!:cdeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Functen 
viel  Manuiglaltigkeit,  Mitunter  ist  die  Kealunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  ^cmcinsani  mn\  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Froviuzial> 
haushalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  (1.  Verfass.  von  1867  sind  in  Oesterreich  - 1" n  ;?arii  goiaeinsam:  die 
Zweigo  u.  Aiispabcotats^)  für  d.  Aeussere  (wohfi  atirh  die  Subvention  der  Oestorr 
Uoyd-Damj)fscbitt.ge6cllschaft).  für  Heer  u.  Flotte,  1".  ein  gemeijis.  Finajizministenum 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  (Summe  A.  f.  IbSl  122.1S  Mill.  S.,  ▼Ofon 
lOT.SD  ordent].)  u.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinaanen 
Vervaltuugszwuige .  besond.  des  Krie^mifl.,  der  CousuJate  (L  (i.  ISSl  3.31  lÜÜ.  H,), 
Uehmchmt  der  ZollgefäUe  (3.77  Mffl.  S  ),  im  G.  f.  1981  7.08  Mill.  S.  Alle  raderen 
Einnahme-  und  Ausgabeetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.  Der  Tlcat  der 
gemeinsamen  Anstrabon  wird  —  nach  Abzn«^  '  ines  bes.  Zusclnisscs  v.  "2.18  Mill.  fl.. 
den  Ungarn  jet/l  tur  den  teborgang  eines  Theik  der  MiUtairgrenzu  un  die  (JirUvei- 
WAltong  Doch  bei.  giebt  —  zu  70%  ron  den  cisleilli.  and  zu  90%  Ten  den  ongtr* 
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Ländern  gedeckt.  Vom  der  Staatsschuld  int  nur  dio  schwcbuude  in  BaiMff  dar 
Hypotliekaranweisuiigen  (Schatzücheine  ■  uiitl  des  Papiergelds  fbeide  Posten  zus.  ge- 
aeUlich  begrenzt  auf  412  Mill.  tl.)  gemeinsam.  Die  übrige  sog.  allgemeine 
Schuld  (£.  18S0  2755.S3  Mill.  11.)  lastet  eigeotUcb  j«tzt  auf  den  eialeith. 
l,aiiden  nach  dein  finanziellen  Au-trleich  mit  Ungarn  allebl,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
Veransong  der  Schuld  die  txt  buuimo  von  30.32  MiQ.  II.  j&hiiich.  Dazu  kommt 
daBO  noek  eine  bosondere  Schuld  der  Westhilfle  („der  im  Beichsrathe  vertretenen 
Könij^reicho  u.  Länder"),  E.  1880  408.61  Mill.  11.  Die  CJrundentlastungsschttld 
lastet  in  der  irestl.  Hälfte  des  Sta'its  auf  den  einzelnen  Kronlanden,  fn  UnL'nrfi 
auf  der  üesammlheit  der  ungar.  i>ande  als  deren  iStaatsscbold.  Auüberdew  hat 
Ungani  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
eigene  ei-reiitliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eisenbahnbauteu  u.  Deckung  der 
Deficite).  Aat  ISbO  752.5  Mill.  L  —  Bamäuien  hatte  schou  l&oger  ein  einhcit). 
Budget ;  an  die  Tttrkei  ahlte  es  fttr  bdde  Fttrstenth.  getrennt  den  kloinen  Tribut  ? oa 
5000  u.  »000  Beutel  [k  500  Piaater  gleich  30  Thlr.).  Auch  Serbien  hatte  schon 
vor  der  ISTT'TS  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ^rmz  getrenntes  Budget,  in 
dem  der  Tribut  an  diu  Pforte  ak  Ausgabeposten  (in  der  türk.  Rechnung  als  Einnahme) 
apart  vorkam  (4000  Beutel).  Aehnlich  noch  jetzt  Samos  (800  Bentel),  Aerypten 
<7$.9  MUL  Piaater  oder  681.486  igypt  Pfand«  zu  20.8  Seichamaili). 


2.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  SelMrerwaltungfsk^rper. 

S.  S.  61  0.  78  die  Utcr.  Notiz.  Auiiser  Stein  ist  kaum  etwas  W  olti  res, 
«peciell  FinanzwiflsenschafItHcheB  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  i mauz- 
veaens  dieser  Körper  bczielit  sich  fast  nur  auf  die  Geineinden  und  beschränkt  sich 
meistens  auf  die  Steuerverhältnisse.  S.  die  bexQgl*  Lit  oben  §.  30.  Aus  der  Statistik 
bes.  IlerrfurtU  u.  Oerstfcldt. 

I.  —  ^.  42.  Der  staatliche  F inunzbedart  in  .seiner  Be- 
zieh uug  zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  ttibrt  zur 
BeeprechoDg  des  Fmanzwesens  der  KelbstA  erwaltungskörper  hin 
und  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  fUr  die 
fimmaieUe  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Oesiehts- 
pancle  bereits  deatlieh  hervortreten.  Folgende  awei  Fragen  sind 
hier  herrorzaheben.  Einmal»  welche  Wirknng  die  Veraas- 
gabang  des  Fmansbedarfs  im  Inlande  als  Verwendung  von 
Saehgtttern  anstlbt  Sodann,  wie  sich  der  Ftnanzbedarf  hin- 
sichtlich seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungeu  her- 
vortretenden Wirkung  auf  das  inländische  Staatsgebiet  Ver- 
th eilt.  Die  Ulterc  Finanz.Lheorie  hat  den  ersten  leinet  öfters  er^^rtert, 
mit  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staataaufwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
sagt  Rau  (§.  38;,  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer beschättigty  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
eine  Rente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirtbscbafk 
zuträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
anfgestellti  man  solle  die  Staatsansgaben  so  einrichten,  dass  die 
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SmnmeD  nicht  ausser  Landes  gpehen,  sondern  don  inliUidisohen 
NahmnisBStande  %n  Gnte  kommen.  Doeh  ist  diese  Begel  nur  unter 
swei  Bedingungen  znlftssigi  dass  nemlich  der  Zweck  der  Aufgabe 
danmter  nicht  leidet  und  diese  anch  nicht  höher  wird,  oder  dass, 

wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirtliHchaftlicher  oder  politischer  Nebcnvortheil  en eicht  wiid  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  alts  besondere  Ausgabe  zu  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  B.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dicHer  Begllnstigun^  bedürftigen  Gevverl)8zweige8," 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  withtige  Güter  tllr 
die  Militairverwaltung  erzeugt  werden.  Die  Uersteliang  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  iiandes  geboten  sein. 

V.  Jnati,  Staatsw.  II,  1S2,  v.Tlanfrt  die  inlämlisclio  Verwendung  d<T  St  intsaus- 
gabeu.  Auch  Bau  a.  a.  O.  meint,  dass  die  ins  Auslaad  gehenden  tieldsuinmeu  ia 
Oer  Eegel  eine  entsprechend«  WatfenamfUir  nach  dch  ziehen ,  kann  nklit  di  roU- 
aüüidifer  Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewer)ic  angesehen  werden. 
Allerdings  haben  aber  wohl  mercantilisUsche  Gründe  zu  der  Forderung  mitgewirkt.  — 
Oeftere  Vorschrift,  bebonUers  froher,  Pensionen  im  Lande  zu  ren&diren.  imlbat  in 
dentadien  Staaten  bestanden  bb  In  die  neneste  Zeit  nedi  mehrftch  Absflge  fdr 
Pensionen,  selbst  für  Wlttwenpensioncn .  welche  im  „Ausland"  Ferzehrt  werden,  d.  h. 
natürlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse ,  Gesundheitsrücksichten  o.  s.  w.  veranlasst  wep!<??i 
wird  und  die  deutschen  „Staaten''  doch  schon  Iftttge  vor  1806  and  1870  ein  natio^ia!«^». 
cnitarlich*"-  'nid  wirthschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzug«  k'  ini;  h 
and  unbillig.  —  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  K(»ten  im  Inte.-^  ä>'^  dox 
nationalen  Onabhingigkell,  i.  B.  bei  WnOenfrbiiken,  KanooengiesBeraen ,  SchiH^baU'  ' 
anstaifcn .  m^inchea  Fabriken  tta  ElflimreraTbeitong  (Pnnieiplntlmi ,  E{Mn>>Ahii- 
material.'  u.  ä.  w. 

§.  43.  —  2,  Die  Vertheilnng  des  Finanzbedarfs  ode^ 
der  Staatsansgaben  Uber  das  inländische  Staatsgebi^.t. 
Hier  hat  man  awischen  Haupt-  und  Landestheii-  oder  Local- 
fin  ans  bedarf*)  oder  iwischen  allgemeinen  und  speci  eilen 
Ausgaben*)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinansbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Fioanzbedarf  fUr 
die  Landestbeile  durch  die  speci  eilen  ßedfirfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  8taat8thätigkeit  übcrLaujjL  oder  einer  gerade  in 

der  Art  oder  in  dem  rmtange  auKzuUbendcu  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  iimfasHt  eine  solche  Staatsan^gabc ,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt 

')  l'mpfenhH(  h,  FInanzwii»!».  §.  20  (etwas  andere  Scheidung'.  Ich  brau<  hte 
früher  den  Ausdnitk:  Haupt-  und  Localstaat»)>edarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  Bogtiä  iät  als  der  Finanzbedarf  5),  ist  es  lichtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ansdnick  nnznvenden.  S.  noch  Bau,  Fin.  I,  §. 

*\  r.  Mnlchoa«  Flnuizwiet.  II*  §.  7. 
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Haapttinanzbedarf  also  naneiitlich:  Avfrukd  fUr  Geotralrervaltoiig,  Hofiitaat, 
Heerwesen.  Flotte,  Oflentliche  Schuld,  obenl»  Joatizbebörden ,  GerichtdiAfB«  lificItBte 
allgemeine  Bi!'^nu<r8. ,  Kunsta!i<t;i!tcn  a.  s.  w.,  Localfinanzbcdarf  dagegen  gesammtes 
mittleres  oiid  unteres  Gericlitäwesen,  da  dies  nach  der  heate  herrschenden  Auf- 
fumuig  Staatsuigelegenlieit  8^  soll,  ibnlidh  auch  innere  Venraltttnp,  Polizeiwesen, 
S-htil-.  St  Fassen  wescn  u.  s.  w.,  soweit  iliesc  Oobicfc  Staatssaohe  iui  Interesse  der 
l^destheile  und  der  Gcsamintheit  sein  sollen,  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
AnfTasänng  also  auch  z.  B.  das  Armen-,  das  Ycrsicheningswesen.  Hier  entscheidet 
der  Stand  der  politischen  Meinungen,  der  OilontlichrecKtlichen  und  nationalokou. 
Doctrinen.  In  Sfsuiten  mit  grosser  Staat-scliuld,  starkem  Heer  ist  der  Hanptstaatsbedarf 
notbweadig  im  Yerhältniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hodi.  Die  unrenneidliche 
Folge  ist.  daSB  die  Prerinsen  etarke  Hin  ans  Zahlungen  an  die  Gentralcassen  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  maobcn  müssen,  was  mitunter  etwa  fTL-rade  die  wohlhabendefnn» 
daher  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigrn  Ansicht  verführt,  si« 
seien  überhaupt  den  anderen  Provinzen  get^enubcr  überlastet  vitalicn.  Provinzen 
Oesterreichs  früher,  einigermaassen  halt.  Provinzen  Kusslands).  Venetien  zahlte  1S62 
n.Tt»  Mill.  11.  für  di"  <  Vntralausg.iiien  Oesterreichs,  12.84  Mill.  wurden  in  der  Provinz 
äclbst  verwandt,  schwerlich  im  Yerhältniss  znm  Wohlstand  des  Landes  eine  üeber- 
Intang.  8.  KShens  in  den  unten  gtn.  Anfe.  t.  A.  Wagner.  Um  so  nodiwendiger 
aber  Ist  es,  in  seidiem  Fall  wenigstens  den  Hanplstaatsbedsif  mOgiicbstm  decenlnllsiien. 

Derjenige  Theil  des  Hauptfinanzbedarfs,  welcher  sich  an  die 
CentralvcrwaltuDg  acknUpft  und  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
giernngssitz  verausgabt  wird,  kann  centralis! rter,  derjenige 
Theil,  welcher  eich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desMlbeu  äber  das  ganze  Land  yeitheiU,  kann  decentralisirter 
oil-xr  vertheilter  HauptfltiaDzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
•uiweit  68  der  Zweck  erlaabt,  möglichst  gleiebmäsaig  Aber  die  Theile 

Staatsgebietes  so  vertheilen,  also  demgemSss  die  betreffenden 
^inatsanstalten  and  Thfttigkeiten  n.  s.  einznrichten,  ist  eine 
Ifillige  volkswirthsehaftspolitische  Forderong  im  Interesse  der  Steuer- 
aablmden  Provinzen  gegenüber  zu  stariser  Centralisirungstendenz. 

,  Centralisirter  Hauptbedarf  daher:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  höchsle 
Militair-  und  Civilhehorden,  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
Sauunlungcn  .  'Hi'liliotheken  «.  s.  w.  Die  Zinszahlung'  der  Staatss«  huM  rf.  l-  t  meist 
auch  am  Kefierongssitz ,  namentlich  wenn  derselbe  ein  (ieldplatz,  bou^t  an  anderen 
in-  und  s.  Tn.  aosUndischea  Bftisenorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  für 
die  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte.  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
rabon  fer  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Orten,  wo  die  betreffenden 
Aüdtaiteii  sich  bctiudcu.  Mitunter  bestimmt  die  Matur  der  Sache  schon  die  Localititt, 
irie  z.  B.  bei  der  Flotte ,  den  Festungen ,  dem  Beigbait.  In  anderen  FUlen  steht  die 
W'alil  frei.  Es  ist  nicht  zu  l-inirn^n,  dass  in  unsem  modernen  Staate  und  zwar  neben 
Frankreich  und  Knsalaad  (Feteisburg!)  wohl  am  Meistoi  in  den  detttBchen  und  andern 
eniopüsclien  Ifittebtaaten  (z.  B.  noch  Dinemaifc)  oft  eine  einseitige,  mitnnfer  ganz 
zvednridrige  BegQnstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  r^u'  h  ein  cniturlicher  Nachtheil .  freilich 
aber  eine  Folge  der  künstlichen  Territorial biidung  dieser  Staaten  (.Karlsruhe,  Daruistaüt, 
StQtIgart,  HannoTerl  Auch  adbet  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  hanner. 
früher  in  Celle,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  liach  Rau  t^§.  3b  Anm.  d  der 
S.  Avü.)  betragen  im  Dep.  Seine  die  StaatseinklUifte  (ohne  Zolle)  129  HiO. 
Francs,  die  Staatsaosgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep  beliefen  sieb 
diese  Ansgahf'n  nicht  voll  auf  */,  der  Einkllnfte  (nur  58  Proc.  derselben);  Cordier. 
Depmirten-Kammer,  18.  Mai  1S46.   De  Lavergno  herochnete,  dass  1S5U  im  Nord- 
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weütüii  Tou  Frankreich  die  StaabeiiikUuftü  514,  die  Staatsauägabüu  TOT  ^lill.  Kr.  bt- 
tnigeii,  ia  den  onttleren  LarideätheiieD  jene  95*/g,  diese  au  77  M.  lui  Jalire  isöS 
war  die  Verschiedeoheit  noch  grösser.  Die  gesammte  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  im 
AoalaiHle  fUr  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Biill.  Fr.  aofewadisen, 
wovon  54;^  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  De]»,  uiit  Kriephäfen  kamen,  also 
nur  1^3  Mill.  auf  den  Ubhgea  TheÜ  des  Landes,  und  ivAr  auf  die  Dup.  der  Mitte, 
des  SadvMtons  und  Kordoitens  »iMiiimeii  nur  44  V«  Hill  Offeabar  konnten  die  EiU' 
kUnfte  der  Landcsthcile  noch  weniger  im  gleichen  Verhältniss  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Jouin.  des  Econ.  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  ücher  Osterr-  ich  siehe 
Czftrnig  a.  a.  0.  II,  42(J.  A.  Waguor,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  riicdcn  vou 
VUlnfranca.  „Uns.  Zeit''  1863,  S.  18S  ff.  (nach  den  Dftten  aus  d.  Vorlagen  zum 
Voranschlag  r.  1862  berechnet).  Auf  das  Centrale  l  iTnen  v.  3516  Mill.  fl.  Erforde r- 
niss  267*7«  f.  296*6  Hill.  fl.  Nettostaatseinuahme  10  4  ^incL  Militaiigrunze).  Die 
Pronnsen  hatten  ebo  25T*S  MilL  IL  Akr  die  Gentnlamfaben  zn  liefern,  ergaben  aber 
nach  Al»ziig:  der  für  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spcc.  Ausgaben  von  86'^  Mill.  nur 
199-3  Miii.  fl.  für  diesen  Zwenk,  daher  öS  Mi!!,  fl.  ordenil.  Deficit.  Die  Ueberschiisso 
der  Provinzen  sind  sehr  uui^lcich ,  Dalmaucu  iiatte  gar  keinen ;  Näheres  a.  a.  U. 
S.  189—190, 

Hinaiehtlich  des  Laealfinanzbedarfs  ist  namentlich  immer 
stt  nntennchen^  ob  nnd  wieweit  demselben  wirklieh  ein  Staats-, 
nieht  nur  ein  (reines)  Locai-  oder  Landestheilbedftrfniss  an 
Gmnde  liegt  ha  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  mögliehst  gans 
ans  dem  Staatsbudget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltnngskörpers  (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  zu 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  um  die  allgemeine  Frage  der  Orerani- 
satioü  der  Selbstverwakiiui!;  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltiui^. 
Nicht  ausgeschlossen  bicility  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Qiimdeu  wahre  LocaibedUrfnisse  zu  Staatsbedttrfnisscn  erklärt 
und  demgemäss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  iStaatsbadget 
gesetzt  werden.  Die  Natnr  des  Staats  als  eines  Organismus  recht- 
fertigt das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ansnahmefall  sein  nnd  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  znlftssig.  Wichtiger  sind  die  Fälle ,  wo  es 
sieh  eben  nm  gemis  cht*  staatliche  nnd  provinzidle,  eommnnale  n.  s.  w. 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach^  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Scbnl-,  Armenpolizeiwesen  n.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Vertheilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  uielireien)  suustigen  öffentliehen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Vertbeilungsschlüssel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zuschtlsse 
bis  zu  der  und  der  Höhe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  ^iebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  pers(1nlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  aaf  eine  solche 
£ntwieklnng  drtingt  der  organische  Cbaracter  des  gemetnwirth- 
sehaftiichen  Systems  hin. 
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Ohiie  Aoerkenuuiig  dieses  UruadbaUeb  kann  mau  überhaupt  nicht  ?on  einem 
Stftfttsleben,  MQdam  nur  fon  etnent  Gemeinde-.  ProHndalleben  spfBclieii.  Voll- 

ät&ndige  (iIoicbmftüsigk<it  der  Vortlieilc  und  Opfer  aller  Betheiligtun  bei  allen 
Staatsthiitigkeiteu  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Wajfnor,  (irundli^grun^;-  Abth.  I. 
kap.  '6  u.  4.  Vortreffliche  Anlange  einer  richtigen  Scheidung  von  Staate-  und 
LMidwtheUbedarf  and  einer  solchen  Kostenvertheilung  z.  B.  in  netieft  Strassen- 
g^esetzen.  wie  dem  badifchen  7.  14.  Jan.  1868,  anoli  in  der  neueren  ÜDansieUeii 
Scholgetietzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  über  solche  PiiDOte, 
welehe  bMonders  bei  dei^eiilgeii  Ausgaben,  die  den  Ctiltar-  und 
Woblfalirtsiweck  des  Staats  betreffen ,  sehwierig  ist,  bSogt  von 
einer  sweekmftssigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinsen 
und  von  der  Einriebtang  von  Y ert retu ngsorganen  dieser  Körper 
(Landrath,  Prorinzial-,  Kreistände,  Gemeindevertretong)  wesentJicb 
mit  ab  nnd  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  wechsel- 
wirkend, desjenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
d  e  r  S  e  1  b s  t \  e r  w  a  1 1  u  n  g  im  modernen  btaat  hat  hier  auch  finansieU 
eine  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Vertheilung  der  Lasten,  keineswegs  nolhwcinlifj: 
eine  verminderte  Belastung  dberhaupt,  oft  sicher  das  (iegentheil,  wird  die  änanz. 
Folgte  der  DecentnUaation  der  Torwaltong  sein,  was  man  oft  verwechselt.  S.  Gnindl. 
S.  309.  —  Die  Bedavtniif  der  Fnga  der  Proviuzial-.  Krcisorganinlion ,  besonders  in 
Pron-;3«n,  kann  in  unsrer  gcgenwBrtigen  paUüschen  EotwicUans auch  in  finaniieUer 
Beziehung  kaum  überschätzt  werden. 

11.  —  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltnugskörper 
§.  44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Bezirks-), 
Kreis-  und  Gemeindebaasbalte  neben  dem  Staatshansbalt  ist 
naeb  dem  Voransgebenden  eine  prineipielle  Forderang  zum  Bo- 
bnfe  der  riebtigen  nnd  gereebten  Dnrebfnbmng  des  zwangsgemein- 
wirtbsebaftlieben  Systems.  Der  Staat  kann  nnd  darf  niebt  alle  in  das 
Gebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirtbsobaft  gehörigen  Leistangen 
direct  selbst  tibernehmen,  sondern  ranss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
körpern von  vornherein  ubeiiabbeu  oder  von  Neuem  Ubertragen, 
Die  entscheidenden  Gründe  hierführ  sind  nicht  finanzielle, 
aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung-  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  liietet,  den  Finanzbedarf 
und  die  Deckungsmittel  dafUr  eiuigermaassen  gerecht  und  zugleich 
möglichst  zweckmässig  auf  die  Beyölkerong  des  Staatsgebiets  za 
vertheilen. 

Es  eigiebi  sich  naoieutlich,  dass  hei  richtiger  Organisation  der  SaUbatverwaltung 

nud  b<  i  entsprechender  Mitwirkung  und  Controle  von  Vertretungsorpanen  in  den 
einzelnen  Selbstrerwaltungskörpem  „die  Leistangen  der  Borger  mit  den  für  sie  aus 
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dcD  dfi«fttUeIi6ii  Tliiligk«  itcti  entspringenden  Vorthcilen  leieliter  im  richtigen  Verhält- 

uiss  ftehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zur  UeltiTiiahme  von  Lasten,  durch  den 
deutlicher  sichtbarea  Nut^a  fur  die  elDzelnea  JUndestheiie,  die  AiüiäaglicULeit  der 
Bürger  an  diese  Tentirken,  ein  löblicher  Wetteifer,  ntttzUche  Anstalten  zn  errichten 
und  zur  Blüthe  m  bringen,  entstehen  wird,  <  ndlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wahren  Bcdiirfnissps  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  bestritteu 
werden  können"  (Kau  l'iu.  i.  ^.  Auch  lehrt  diu  Erfahrung,  d&is  eine  solche 
Selbstvervaltanii?  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  entwickelt,  velehe  sich  fUr 
das  Gemeinwesen  oline.  Entgelt  zur  Verfügung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische 
FamiUea  es  als  eine  Ehrensache  ansehen,  durch  Stiftangen  und  Beitiige  öfientÜche 
Zvecke  diirdiltlhrea  zn  helfen,  ireU  sie  eben  den  nnmittelbaren  Nntzen  ftlr  da« 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  niclit  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit.  Vou 
jeher  äusserte  sich  die  Ncig-ung^,  Stiftungen  fttr  gemeinntttzic:«'  Zwecke  zu  dofif'-n, 
innerhalb  eugcr  localcr  Krcij»c,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  für  dctt 
ganzen  (zumal  groasen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  viel  lebhafteren  Slaatsbewus.^tseins,  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln,  Basel  und  Überhaupt  die  schweizer,  auch  die 
hollindischen,  sind  hier  rtlhinlicitst  faenrorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Deceiitnilisatioii  der  Ver- 
waltung nnd  der  Organisation  der  ISelbstverwaitung  nielil  iu  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  Verfassungs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davoa 
speciell  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  auch  in  die  Allgemeine 
Volkswirthschatlslehre.  Die  Finanzwissenschaft  bat  dann  nur  die 
finanziellen  Conseq Uenzen  zu  ziehen,  welehe  das  wieder 
in  versehiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verscbieden 
gestaltete  Nebeneinanderbesteben  ron  Staats^  and  anderen  Öffentlichen 
Hansbalten  mit  sieb  bringt 

Mit  dem  politischen  Yerständoias  der  Saclte,  bo^ar  dem  Beghti  der  „Selbstver- 
waltang*' fehlte  den  älteren  Finanztibeoretikem  aneh  das  Ventindate  dm  finansdeilen 

Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist  S.  ?.  Jacob.  II,  §.  <;2S,  ns5,  Fulda,  Haixilj. 
§.  21,  f.  Malchas  XI,  41.  Auch  Bau  5.  A.  §.  52—55  in  der  princip.  AuHassung 
noch  imgenttgend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  von  B.  I,  §.  44—49,  doch 
reichte  das  dort  Gegebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Förderung  gerade  auch  der 
finanzwissensch.  Behandlung  des  (icg^cn Stands  erfolgte  durch  Stein,  3.  A.  S.  80, 
126  fl.  n.  nam.  4.  A,  I,  18  —  24,  39—50,  124—128,  15b— 162,  2üU  H.  2Ö0  ff. 
Stein  benotzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Kategorieen  seiner  TerwaHnngslehre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zntreffender  Weise.  ■>chablotiisirt  nnd  ronstrairt  alx.r  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  viel  und  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt** und  Detail  (vgl.  I,  12S),  indem  er  „Inhalt"  ond  Detail  zu  sehr  vermeidet  und 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  6e8icht8puncten**  begnfl^  So  werth- 
»oll  diese  zur  (>rienfirnn«r  sind,  so  wird  eben  doch  auf  einem  so  positiven  Gebiete 
wie  dem  Finanzwesen  der  Selbstvcrwaltun^sknrper  noch  etwas  ra^'hr  verlangt. 

A.  Die  Organisation  der  Seihst  Verwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutmif::  §.  45.  Der  Ausdruck  „äelbstver- 
waltungskörper"  wird  hier  in  der  neuerdings  üblich  gewordenen 
Weise  itlr  die  „localen  Zwangsgemeinwirthschaften"  (6.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz ,  Bezirk,  Kreis^ 
Gemeinde  g^raaefat  Er  enthftlt  aber  eigentlleh  zwei  noeh  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postnlate,  dass  nemlieh  diese  „Ge- 
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memwirtliacbaften''  als  (dffentliche)  Kl^rper,  ab  selbBtündige 
RechtspendnltelikeiteD ,  mit  dem  Rechte  der  jarietiselieii  Person 

nnd  der  eigenen  Vermögens-  und  Erwerbsfähigkeit  und  ferner,  dass 
sie  als  S  elb  st  Verwaltung  8  körper  mit  dem  Hecht  und  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constitnirt  seien.  Dies  trifft 
Beides  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts)  Gemeinden 
zu,  aber  vielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Ländern,  nur  bei  diesen.  Die  Selbständigkeit'^  gegenüber  dem 
Staate  und  diejenige  ihres  Hanshalts  gegenüber  dem  Staatshaus- 
balte ist  dabei  wieder  örtlich  und  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  EOrper^  die  im  neueren  deutschen 
Staatsreeht  wohl  sogen.  ^,Gommnnal?erhände  höherer  Ordnung^', 
die  Kreise,  besonders  die  Provinzen  nnd  die  ihnen  analogen,  nnter 
versohiedenen  Namen  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogdittmer, 
Kronlftnder,  ^^Königreiche  nnd  Länder'*  [Oesterreich]  n.  s.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
unabbängigcii  uud  selbständigen  Tenituiialkürpern  der  Feudalzeit 
hervorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
a}>sulut  nionarchibcben  und  im  modernen  centralistisehen  Staat 
wenigstens  auf  dem  europiÜBchen  ('(nitinont  ilne  Selbständigkeit 
beinahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Ver- 
waltnngsabtheilungen  geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
geworden. 

In  ihrer  r&onillchen  Begrenzung  hat  die  Staatsgewalt  iwcli  kraseren  Zureclt- 

n.issigkeitsrücksichtcn  manche  Aond«  rangen  des  historischen  (jebietsumfaiif:^««  vorge- 
Jtumioeo  (besonders  auch  in  den  deutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
uechaiüadieD  „Deiwrtemcntsystem''  ohne  jede  Kttclaiebt  iltf ,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
rielitUcher  Nichtachtung  der  historischen  Eintheilnng  des  Staat^biels,  letzte«!  in 
gifleaere  nod  kleinere  Venraitungagebiete  zerlegt 

Erst  die  neuere  nnd  neueste  Zeit  hat  begonnen,  n.  A.  speeiell 
in  Deotsebland,  zum  Zweek  der  Deeentralisation  der  gesanunten 
Offentliehen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  fUr  die  eigentliche 

Staatsverwaltung^  und  im  politisehen  Interesse  der  Herbeiziebung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  'ibeilnahnie  an  den  (itfentlichen  Ge- 
schäften, den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provineial'*- 
„Kreisordnungen"  u.  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
nnd  sie  z«  üfTentlicli  rechtlichen  Kr»rperü  oder  zu  belbstver- 
waltuogskörpern  aus-  oder  umzabiiden. 

Neben  den  Vorgängen  in  einigen  kleineren  deutschen  Staaten  ist  liicrfar  \c>r 
Allem  die  preussische  (ies«:tzg<>l)ting  f.  1872  ff.  Epoche  machend  gewesen.  i>adurch 
ist  hier  in  einigen  Puncten,  besonders  durch  Ueberweisang  von  Staat  saufgaben  zur 
Darehftliruig  an  dto  Kniat  nnd  Proriizen,  eine  Annibening  an  die  Verbätnisse 
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dor  cnglibchen  Selbstvorwaltung  erfolgt.  Das  winl  allniälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  tcrösscren  \  ergleichbarkeit  aiiclj  der  hrifisrheii  und  preussischen 
ötfüutlichcu  t'inanzvcrhältnissc  fahren,  iuUtiUi  der  S taatÄhaubhait  lUebst  deu  preuss. 
Quoten  des  Reichsbaushultsi  ähnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Haaase  dorch 
die  Haushalte  der  Localvcrwaltungskörper  ergänzt  winl.  In  den  detits  h^n  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  noch  manche  VerschiedeDhoiteu  in  der  öifentiicli  rechtiichou 
Stellung  der  MGmniBiuialverblBde**,  Kreise«  Dlstricte  v.  s.  w.  und  denfemiM  in  den 
Haushalten  dieaer  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  unabhängigen  Stellung 
d\<*^f'r  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  D'^pirtcincnt-^ 
und  kluiuercn  GebieU>abtheilungeii  können  auf  den  Naucu  von  Sei bs t vc rwa  1  tuugs - 
iLOrpein  in  linnndeller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwartig  nur  in  geringem 
Maasse  Anspruch  mr^rhen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  selbst  die  dortigen 
(piincipiell  glcicbiuäääig  organisirten ,  daher  Oli'entlich- rechtlich  nicht  veiter  aater" 
sdbi^enen  Stadt-  und  Land«)  Gemeinden  in  flirem  Finanzwesen  mehrfach  nar 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalte. 

ücber  die  nicht  allgemein  feststehenden  Begriflc  „Staats-  und  Selbstverwaltung^* 
und  über  die  dut  h  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Identificirung  von  Coui- 
mnnal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  Holtzendorrt's  Eacycl.  d.  Kechts- 
Wiss.  ^.  A.  (1*^"T!  S  ^^ii  S97,  auch  (Jeorg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II. 

Stein  sttiilt  regolmUssig  za  den  SelbstTenraitungskOrpem  ausser  den  geoauuteu 
nneh  die  Körperschaft  Daftlr  iSsst  sich  xwar  Einiges  geltend  mndion.  aber  die 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  nm  hier  eingerdht  zu 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein,  (Eine  »leiche  Entscheidung  gegen 
Stein  triift  Ulbrich,  (bterr.  Staatsrecht,  Berl.  iSb'lj.  (iewisse  einzelne  KOrper, 
Kirchspiele  d^gUnd),  Annen-,  Sdrnl-,  Weger erbinde  .n.  dgL  sind  nur  in  dnigeii 
FAUen  noch  neben  den  Orttgemeinden  ni  berttdisichtigen. 

Die  auch  für  die  finanzielle  Betrachtimg  cliaracteristisch  • 
Momente  der  Selbstveiwiiltung  im  modernen  Staate  sind  eiüe  |:. 
wisse  Autonomie  der  betreftonden  Körper  und  eine  Oberaufsicii  r 
des  Staats  Uber  sie.  Wie  til)erliani>t,  so  ist  auch  sj^ccicll  aui  de;" 
Gebiete  des  Finanzwesens,  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  unit 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Aatonomie  und  der  Oberaufsicht 
ond  beider  Verhältniss  zü  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erheblieh  vefsehiedeoes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  nnd  noeh  heute  die  grttoste  in  Besag  auf  die  Art  der  Ana- 
ftthrnng  Offentlieher,  einsehlieBslieh  der  vom  Staate  flbertiagenen 
Th&tigketten,  keineswegs  in  Beeng  auf  die  Wahl  der  Gegen- 
stände OlTenttieher  Tbtttiglceit  Überhaupt  nnd  auf  die  Bestenernn^ 
zu  Commnnalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Puncts  bat 
sich  die  Staatseinmischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armcnvcrwaltuug ,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  K(lrpern  auferlegte  Verpflichtungen 
oder  /.nr  freien  L'ebernahme  i^estatfete  Thäti^keitcn  nicht  c:ent1e:en(l 
oder  „autonom'^  gar  nicht  ausgeiUhit  wurden.  Deutschland  unti 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  nnd  z.  Tb.  überhaapt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grosseren  KOrper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschrünkungen  namentlieh  der  finaasieUen  Autonomie 
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vorbehalten,  so  das  Brforderniss  der  staatlielieD  Genelmiigniig  bei 
SobvIdaiiAiahineii,  bei  grösseren  VeräassemDgen  tod  Immobilien  nnd 

in  Bezng  anf  die  Art  und  das  Maas»  der  Bestenernng  (Vor- 
l;L'lj:ik  <;ewi88er  Steoerarteu  iiiv  den  Staat,  Beschränkungen  in  der 
Walil  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
setzung einer  Maxinialgrenze  ftir  die  Quote  der  Zuscblä^^e  zu  den 
»Staatsstenern,  Uber  die  binaus  eine  Erhöhung  nur  niit  Ziistiinimmg 
der  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichtsbehörde  ertolgeu  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkreiscs,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltnngs- 
kSrper,  innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitte&y  liegt  änch  eine  wirksame  Sehranke  flir  die  autonome  Ans- 
gabewirtbsehaft  dieser  KOrper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Einriehtnngen  wieder  wie  so  ▼ielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
Ewiseben  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
der  Aotonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
l>eiiath  von  Vertretungskörpern  zu  den  Vor.scblägcn  und  Beschlüssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
Unterpräfcct ,  Maire)  beschränkt. 

S.  St.-iri.  ü  in.ih  <f  \rrw.lolirc.  2.  A.  S.  :\n  II*,  ,Kts.  Fiii.  I,  8  II",  21,  172  H". 
Ernst  Meier,  Verwaluecht  in  HolUöBd.  Encycl.  X  A.  S.  *>97  tf.  4.  A.,  1SS2, 
S.  1081.  <Abri88  der  Verwmlt.orgaii]8aÜon  in  Preiitwii,  England,  Frankreich).  Georg 
Meyer,  Abh.  Behönlenorganis.  d.  Yervalt.  d.  Inneren,  in  ScliOnbeig*B  Hnndb.  d. 
peUt  Oelm.  IT,         Näheres  nnten  in  g.  hH  m  — 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abb&ngige 
Ansgabewirthscbaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst« 
Terwaltnngski)rper.  §.  46.  Die  reebtliehe  Stellung  nnd  davon 
mit  bedingt  die  thats'dehlicbe  Entwicklung  der  Selbstverwaltnngs- 

korper  ist  fHr  die  Vcrtheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
waltung- s  a  u  1  a  b  e  n  zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
uiid  dicjjci]  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
Kateo:orieen  der  letzteren  nrfter  einander  niaasssrebend.  Demgeraäss 
vertbeiicn  sich  auch  die  hetretVcnden  Ausga ben  und  f^estaUef  sich 
das  Verhältniss  der  Ausgabewirihscbailt  des  Staats  zu  deiyenigen 
der  SelbetverwaltuttgskOrper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchaus  im  Fluids  der  (icschichte*  und  sind  zeiüich 
••!  n « r'!h<>n  Lande  und  OrUich  zu  jrlcichcr  Zeit  in  verschiedenen  Ländern,  auch  noi  Ii 
gegenwärtig  in  Europa,  naaentiich  zwischen  dem  Gootinent  and  Koglaud,  vielfach 
fmdiieden.  IHes  endiwert  nicht  nur  TMgldehe  in  administrativer  und  finenziener 
Boichang,  es  macht  auch  die  Anwendung  allgemeiner  Kategorieen  und  Schablonen 
auf  die  Rffentlichen  Aufgaben  und  Ausgraben  misslich.  Jedenfalls  kann  sio  nur  mit 
Yorliebalt  und  unter  ausdrucklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen ,  dasi^t  jede 
soldw  Kitagoririrnng:  gegisBlkbeT  der  SCanntg&ltifkeit  des  Lebens  nnd  dem  Wedisel 
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der  maassgebendea  Auschauungeu  bloss  cincu  bedingten  Werth  hat  Gleichwohl  ist 
sift  für  das  wissensrhaftliche  I^edurfniss,  welches  eine  Zusammenfassunir  des  Gleich- 
artigen und  eine  Trennung  d&i  Yerschiodeuartigen  redangt,  nicht  zu  cutbehreo. 

Grade  auch  ftlr  die  finaazwisBeiiBebailtlicheD  Zwecke  ist  zanäcbat 
der  yyttbertrageDe"  nnd  der  ,,eigene''  (uSelbst&ndige'O 
Wirkungskreis  der  SelbstverwaltnngflkOrper  zu  miterscbeiden.  Dort 

haiidclL  eb  sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welche  wcheuüicli  ►StaaLs- 
aufgaben  sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Ausführung 
ausdrücklich  „überwiesen"  wurden:  „speziell"  d.  b.  mit 
Normirung  des  Einzelueu  durch  deu  Staat  schon  bei  der  lleber- 
traguug  oder  mittelst  Controle  in  der  Aufsichtsinstanz,  oder 
Ilgen  er  eil indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausftthnmg  n.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen überlassen  ist.  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  Offentliehen  Ver- 
waltung mittelst  Endastang  der  Staats Yerwaltimg  und  Benutzung 
der  Selbstverwaltung  för  Staats  zwecke  verfolgt:  dureb  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedftrfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  teebnisehen  OrUnden  durch  „D  e  1  e  g  i  r  t  e 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden,  im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Ivürper  handelt  es 
sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  einer 
S  t  a  n  t  s  :iiitL;ahe  nicht  —  oder  weuigsteiiH  nach  der  herrschenden 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Ge- 
biete. Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  KOrper  auf  der  ausgabewirtb- 
schaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  Überwiesene 
(obligatorische)i  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  llbertragenen  Wirkungskrds,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Antonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Au.s^^ahca  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen- 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncte  der  verwaltungstecbniscben  Ausführung  und  der  Art  der 
Aulliringung  der  Deekungbinittel  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  Uber  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  Aus- 
Itlhrnng  des  Mandats  Im  eigenen  Wirkungskreise  kommt 
die  Antonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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zur  Geltiuig,  vorbeliaUlicta  gewisser  BeBehräDknngen  und  Gontrolen 
Seitens  der  staaUtehen  Aufsicbtsinstaoz.  Die  f  in  ansieile  Auto- 
nomie im  Gebiete  der  Einnabmewirtbsebaft  ist  die  Bedingung 
fBr  die  AnBftthmng  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
Bescliränkuu*;  dieser  Autononno  dureli  daß  staatliche  Aul'sichtsrccbt 
(Krforderniss  der  Stnatsgenehmigung  bei  einzelneu  Maassregcln, 
wie  Schuldaui'ualinie,  Bestcueniiig  über  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
Beschränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Grenze  fUr  die  Ausdehnuug  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidung  diobor  Katogoricen  von  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztero  Ihm 
Hau,  Fiu.  I,  ^.  54,  55,  meine  Fiu.  i,  2.  A.  §.  45.  Stein  Fio.  1,  100,  scheinbar 
abvcichend  tioa  in  den  Abwefchonden  unriclittg,  aber  im  Grande  nur  andere  Aus- 
drucke far  dicscilio  Sache)  ist  principioll  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  aach 
prartisrh  werthvoll.  Nur  ist  die  SdieiHnnjr  zwisrlioii  den  spcrj»»!)  tnid  generell  über- 
wiesenen Aufgaben  und  Ausgaben  öfters  iiiolit  ^^nau  bis  inä  Ein/eine  durchzuführen. 
Und  die  wichtigere  zwischen  Qbertragenein  und  eigenem  WirkungskreU  bembt  nicht 
.luf  der  ..Nitiir  der  Saelic"  oder  auf  einem  absoluten  M.  rkiinl,  wi^  nirlit  seifen 
in  den  Erörterungen  der  Politiker  und  Staatsgclohrteu  <sogar  vonbteinj  ausdru<  kli<  h 
<»der  impttcite  aogenommon  vird,  sondern  Sc  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  uikI  deren  Anerkennung  im  Volksbcwusstsein.  Danach 
nind  gewi?-«'  *»<  bietc  von  Ollcntlichcn  Anffiaben  dem  Staate  auhselifiesslieh  -  wie 
jetzt  rcgciuiabäi^  liecrwcäcu.  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Sclbstverwaltungükdrpem 
»aaacUiesalich  —  wie  Tbeile  der  Locu-,  auch  der  Kehcrlicittpolizet,  des  Wegewesens, 
ilas  iniJrre  S<  Imlvt esen .  das  Anneriweson  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Köq>ern 
Bad  etwa  wieder  mehreren  Arien  der  letzteren  geincia»am  —  wie  gewisse  Theile 
der  Polizei,  Vciiehrs-,  mittleres  und  höheres  Sclnilwesen  —  übertragen.  Dcmgcmliis 
bildet  üirh  dann  im  Einzelnen  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  con- 
rreten  Falle  und  enw-hcint  für  sich  selbst  sowie  in  der  Hichtung  der  Weiterentwi  klting^. 
weiche  ihr  durch  ihre  bialicriitc  Eutwiciluug  und  liestaltung  gegeben  iüt,  dem  \  oiks- 
bewnsilsein  und  sogar  der  Slaatswissenschaft  als  selbstreTstSndlich  so  und  so,  als 
..nafuij:cni!L>b*  .  luicht  auch  der  Narhweis  ist,  (hfi  ^  «ich  hier  inn  i  n  hk iifach 
veränderliche  und  noch  heute  zwischen  unseren  so  imlio  vorwandten  Oiilturstaaten 
verschiedene  Competenzbcgrcn/ungen  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltunft-s- 
körpcm  uixi  wieder  unter  den  einzelnen  der  letxteroB  handelt  Eine  principioll 
feste,  ein  für  allemal  richtige  Bostiinnuing  dieser  Compotenzen  p^icbt 
es  so  wenig,  als  eine  feste  (iicnze  zwischen  (iouoiu-  und  Privatwirth- 
sehafi.  Die  nenerai  Tendenien,  die  Schullast  Annenlast  auf  den  Staat  oder  grSraero 
Körper  von  den  Drt^genicind-  u  ab,  die-  Stra^sciibiiula^l  innückclirt  vom  Sta-ite  al)  .iiif 
die  Selbstverwaltiiiigskorpcr  zu  lesren,  (wenn  auch  mit  iinanzieiler  Staatsbeibülfe.  wie 
wi  rreussen),  älitili«  lie  J  eiiden/xn  in  Spccialzwcigcn  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
li  Im  u  Verwaltung  r/.  H.  Aufgaben  und  Auagaben  im  Gesundheitswesen!  zeigen,  dass 
hier  Vielc^  sieb  im  l'liis-,  d<'r  fi(>si'hielitr  bcwerrf.  wa-^  lüittMtrfM  Tor  nbsoliit  feststehend 
gilt.  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Fiuanzwirthbciult  kanii  es  sich  daher  auch 
in  der  Pinanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  fnr  gegebene  SSoiten  und  Lftnder 
den  Wirkungskreis  von  Heieh  und  Staat  einer-  und  der  vcrschiedetu  ti  Arten  der 
ScIbstvcrwahnngskArinT  anderseits  zweckmässig:  narh  den  jcwcilij^en  Verhältiii^'^en  und 
richtig  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.  In  gleicher  Weise  sind  dann 
wieder  jetzt  als  Staat  saufgaben  anerkannte  Öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Kudc- 
sichten  eventuell  den  Selbst\erwaltnug«körpcrn  zn  übertragen  nnd  ist  die  Dk  kitnsr 
<ler  betreuenden  Ausgaben  mit  Staats-  oder  Commuualmitteln  oder  mit  beiden  zu- 
gleich in  dnem  geinisen  Yerh&Itniss  vofznnehmen.  Die  üntenehiede,  welche  in 
diesen  Punctcn  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  -  immer  noch 
am  Meisten,  trotz  bciderseitifrer  Annähernnfr.  zwischen  England  und  dem  f'ontirt'Mtt  — 
sind  deswegen  iierechtigt,  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten  i^uidea- 
reihlltiliBeii  eotqpfucben.  Kau  darf  nur  wegen  dieser  Venchiedenhelten  keine  ein» 

A.  VlwgMfT,  FlnaDfwiMwdMft  I.  S.  Avil.  7 


Digitized  by  Google 


98        1>  B.  2.  K.  2.  A.  FiiunzwQSOh  d«r  SdbstvervAlliingskftrpflr.  §.  47. 


zeitigen  Vergleii hungcn  /..  R.  auch  in  Betr  f!  der  Ausgaben  und  Einnabmon  (§.  It») 
machen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  diu  £tate  des  Staats-  und  der  Goinmuual- 
haushalte  in  manchen  Bubriken  siiMinvien&Meii ,  Bm  mit  cootinenlaleii  YerliillBiaieii 
dfls  Staatsliansbidls  allein  reivleichbare  Daten  so  erhaben. 

47,  Die  angedeutelcn  SchwierigkeiLeii  treten  auch  bei  einer 
Eintheilnng  der  einzelnen  concretcn  Ausgaben  uoHerer  hcibst- 
venvaltiiii^skitrper  hervor.  Mau  kann  öfters  nur  sagen,  da^^^^  bei 
einer  solchen  Ausgabe  sicli  der  Charaeter  einer  der  drei  unter- 
schiedenen Kategorieen  mehr  oder  weniger  Bcharf  zeigt,  häutig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommeneD  Auffassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bal4  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(s.  B.  fttr  Armen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Charaeter  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei- 
spiele der  Etntheilnng. 

1.  SpocicU  überwiesene  obiigaturibche  Ausgaben  sind:  mehrfache 
Leistungen  der  Solbstvcnraltangakörper  for  sCaatllclie  Mil{tSrbedOrfnis«e, 

Beschaffung  von  Naturalquarticr  für  die  Tnippen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Bürger,  nnuientlich  d<  r  H;iusl)csitz«!r  und  \Vohnurigsinlialn  i  vor- 
liegt) und  Erhebung  cominunaler  Abgaben  dalür  (prcuss.  Sublevatioiissteucrj ;  in 
Preussen  u.  A.  I^asten  der  Kroisc  ttlT  die  Unterstützung  boduiftiger  Familien  zum 
Dienst  einbcnif' lui  Reserven  u.  LaiidwelirlftUo.  (ich.  v.  27.  l'rlir.  IS.')!»,  g.  9.  Schon 
nach  d.  älteren  prcuss.  und  nach  der  neuen  deutschen  iieichsgesct2;:ebuji|^ 
Uber  Kriegsleistungeii  (Keichsgos.  r.  13.  Joni  ISTS)  liegen  gewisse  natorale 
Kfiegaleistungen  den  (icmoinden.  Kreisen  oder  bos.  Liefcrungsrerbändc  ii 
ob.  Das  Reich  leistet  aber  später  \ '  rjriitiin  j  N  iheros  bei  A.  Wan^ticr  in  Hollzend. 
Jahrb.  d.  D.  Boichs,  III,  bO,  220  tl.i.  Leber  ahuiiclic  Leistungen  im  t  rieden  s. 
(ies.  V.  13.  Febr.  187>i.  Ferner:  lA'istungcn  fOr  Unterhalt  und  Transport  der  Striflinfc 
und  üefangcju'ii.  sowif  fdr  KrliaUunu.  Slobiliar  der  (ierichtsg<'l>riii(l''.  (Irririeiiis.so  xnn] 
mitunter  noch  anderer  <»ili  utlicher  Ciebäudc  und  Loc^ilc  l'Ur  Staats/.wccke  (franzOs. 
Dcpart.last..  ähnlich  ßclgiea,  PolizeUocal-Beschaffung  durch  die  Gemeinden  in  Preussen), 
Erhebung  von  Staatsstoucni  dorch  die  (iemeinden .  soweit  dafür  kein  oder  kein  gc- 
nap:ender  Ersatz  erfolgi,  Alittragang  staatlicher  Polizeiansgaben,  Kosten  der  poti- 
tischen  Wahlen  (Staat,  Keicli). 

2.  Zu  den  generell  Überwiesenen  obligatoriaehon  Ansgi^n  gehören 
nach  der  In  ute  wohl  IllCi^^iens  zutrefl'enden  Auffasbung  eigentlich  die  grossen  Uaupt- 
posten  der  .jetzigen  Communaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  das 
Volksschulwescn.  Denn  regolmitssig  sind  diese  i^ten  den  Commuucn  und  Ver- 
liänden  durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  ub<  rtragen.  während  us  sich  dabei  in  erster 
Linie  lim  Staatsaufgaben  handelt,  (ileiches  gilt  vnn  d<n  Ko'^tcii  (Kr  Hivil- 
standsuffiter  {im  Wesentlichen  den  (iemeinden.  als  Standesauit»bc^irken,  zugewälzt, 
8.  preuss.  Gca.  r.  9.  MXrz  1874  §.  •)),  femer  von  denjenigen  Wegebaulasten, 
welche  sich  auf  öffentliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  beziehen  und 
vom  Staate  nicht  oder  nicbt  voll  ersetzt  werden  wie  jetzt  thmlweisc  in  I*reu8scn  durch 
das  DotationsgescL/.).  Je  uaeh  der  AuHhssung  und  vui  waltungsrechllichen  Regelung 
des  Wegewesens  sind  die  L  uti  iä- ficidungcn  von  spedell  und  generell  überwiesenen 
und  selMt  vnn  f.n  iiUativen  Ausgaben  auf  diesem  (iebiete .  wie  auch  auf  dorn  v  er- 
wandten des  Wusserbaus  freilich  vielfach  iiiesseudo.  (Vgl.  /.  B.  das  Ii  ad. 
StnMengeseti  t.  U.  Jan.  1S08:  UnterseheklaBg  ron  Gemein  de  wegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  forzttgaweise  fur  die  naclibarlicho 
Vorbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Lamlstrnssen.  die  einen 
weitereu  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  betheiiigten  Gemeinden  und 
Kreftrerbftndo  ins  Staatsbudget  gesetzt  worden.  ~  Als  Regel  gilt  nach  §.  5  frtr  dio 


Digitized  by  Google 


Katogorioett  der  SallMtrervalUui^auägabeii. 


Lau Jstrasäeii ,  dms  die  Kosten  tl<  r  Unterhaltung  den  (icmciuden,  durch  deren 
(ii  uiarkong  sie  ziehen,  zu  dem  Kreisvorband  dieser  (Jeineinden  zu  Vi«  der  Staats- 
casse  zu  7^,  die  Kosten  des  Meubaus  und  der  UauptverbesscruDg  bez.  zu  V«« 
Vi  lud  %  wfttUea.  Unter  Umetlndon  wird  der  etwa  m  drttekend  werdende  Beitrag 
der  fieoicindcn  lu  I^ätcu  der  Staatücasse  crm&ssigt.  Nach  erfolgter  (icnchuiigung 
des  Budgets  ,  worin  die  btitrf^tfcnde»  Strassen  eingesetzt  sind .  kann  der  I5;iu  ti,  s.  w. 
auch  gcgeu  dea  Willeii  der  beitragspflichtigen  Uemi-iiulLii  uiui  Kreise  au&gefuhrt 
werde».  Hier  handelt  ea  aich  am  speo.  Qberwiesene  Aubgabon,  Ix  i  den  (»duieiode- 
wegen  in  §.  4  d.  Ges.  um  gener.  Uberwi<  >.  Au^irabcii).  -  Für  I'rcussen  rgl.  die 
Ymcblige  v.  Gneiat,  Verwalt.«  Jost,  Rechtsweg  u.  s.  w.«  Beri.  iö69«  S.  471,  475 
aber  Wegeweeen.  Jetzt  d.  preoaa.  Ga.  v.  h.  Jim  1875,  betr.  die  Auaftthrung  der 
§§.  5  u.  6  d.  Ges.  f.  30.  April  IST.H  wegen  der  Dotation  der  Proviozial-  und  Kreia- 
rerbäudc.  Die  Ausgraben  für  die  Herstellung  l»esserer  Stra«is<n,  als  der  etwa  ge- 
setdich  rerhiügteü.  z.  Ii.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Yer- 
beaaemogen  im  Filaatcrweaen  n.  dfL  worden  schon  zu  den  faeultativen  zu  rechnen 
sein,  während  Strasscurcinig-ung  (mit  Cl  o  a  k  o  n  w  e  s  e  n)  und  Beleuchtung 
iitt  WeaenUichcu  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgai>eu  gehören, 
aber  aacli  wieder  an  benllativen  im  Falle  bOberer.  ak  der  geaetdkb  gebotenen  Qualität 
fahren.  —  Der  Aufwand  fur  Sicberbcitspolizei,  aoweit  ihn  Ii  i  -meindea  Ingen« 
ist  spcciell  tkbcnriesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltiinyr  in  Hfiiitieii  «les  Staats,  generell 
überwiesene,  wenn  sie  iu  denjenigen  der  Gemeinde  ist.  bauitats-,  baupolizeiliche 
Avflgabeu  gebSfen  meiatenaan  letzteren,  jene  geben  aber  ftflen  in  facvitative  über 
hei  i^rösserer  freiwilliger  Communalth&ti^keit  auf  diesem  (iebiete  (z.  ß.  Konten  des 
Impt  Wesens,  bei  fehlenden  InipfgebiUiren ,  in  Deutschland  wesentlich  den  Selbst- 
rerw.körpeni,  so  in  X^rcusseu  nach  Ges.  v.  12.  April  1S75  den  Kreisen,  angeschoben, 
mit  Ausschluss  der  Keaten  f.  d.  Ueratellnng  o.  Unterhaitang  der  Inpfinatitote,  die 
der  Staat  trägt). 

5.  Die  facuitativcu  Ausgaben  ergtbeu  sich  auf  den  bereits  gcitaiiiticn  Ge- 
bieten  des  übertragenen  Wirltungatoeiaes  regelutofg:  aaa  dem  PI  na  an  Kesten,  welcbea 

aus  einer  die  ^'e^ctzliche  VerpUichtung  «(uantitativ  und  qualitativ  ubcrschreitenden 
Art  der  AusfubninE:  (br  bezUglirheu  Aufg-aben  hervorgeht,  z  B.  im  Volksschril-, 
Wege-,  Sanitiitawescn.  Dazu  tritt  der  Aufwan<l  für  mittleres  und  hft heres  Schul- 
wesen, dessen  Uebeniahnte  regelmässige  f>ci  uns  kein  g' »et/licher  Zwang  für  die 
S»;lbstvrrraItun:r^lM'iritii  be<t-bt;  ferner  (br  Aufwand  fiir  kiri  Iiliche  Dinge,  wnfdr 
(ildchcs  gilt,  endlich  fUr  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke'*,  wohin  vor- 
aeadteli  rolkawirthacbaftTichc  Fordern ngamittel  aller  Art  gehören  („Lnndea- 
culturiatere^n"  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wisaenacbaftliche,  künstlerische, 
alliremcinf  Bildungs-,  W ohl thfttif^kei tsanffeUigcnhciten  (lefzteres  über  das 
Maa:M>  gesetzlicher  Verpflichtung  zur  Armen  Versorgung  humus),  Stad  tc  v  er»  chOa  er  u  ng 
'grOaserer,  istbetischcn  und  Kunstintercssen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
bäuden, Denkmäler.  Parks  u.  dgl.  m.f.  Grade  dies  «i.  biet  dehnt  sieh  mit  der  Oultur- 
entwicklung  immer  mehr  aus,  so  fast  (tberall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
itatfc  (italioo.  Stidte,  Florenz).  Die  atantttdie  Oberannicht,  wenigatena  im  Wege  der 
<>)ntrole  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  band-  If  esj  sich 
hier  um  Anstalten,  welche  /.««rleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betrcHendcn  .Vufwands 
mittelst  Geb  uhren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  IJeberschUssen 
(Reinertrigen)  darüber  hinaus,  dienen  können  und  paasend  ao  dienen:  Wasserver- 
^iorgnn^.  Gasan-ita  Iten  Anslaltefi  für  Heschaffung  e,lectri«ehen  Lichts),  Vi.Iiliofe. 
Schiachthäuser,  Markthalien,  Lagerhäuser,  bald  wohl  aligomeiuer  ioca le 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  von  grosseren  Verbänden  ausgeführte 
kleine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.  Hier  i^t  es  die  Entwieklnng 
der  Technik,  web  die  solche  Anstalten  als  eigentlich  Affent  liehe  im  Bf'sit/  von 
öflentlichen  Körpern  passciid  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwtndig  er- 
acbeinen  lüait.  S.  Wagner,  G.  142,  146,  der«.  Gomrannalbeateuer.,  jetzt  selbst 
Qneist,  Gemeindesteuern.  Ueber  die  Ve^hiiltni•^^e  in  den  einzelnen  Staaten  s.  n.  §.  .')'}  f!. 

Stein,  Fin.  I.  16ü  unterscheidet,  melir  furmell  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
weichend, aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Katcgorieen  der  Selbstvcrwaltungs- 
ausgaben:  U)  Ausgaben  Air  die  örtl.  Verwaltung  in  der  ficauinithoit  der  für  daa 
örtlielie  Bediirfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Aii^f  dt  Mi  (also  vomcmlich:  Ausgaben  im 
eigenen  N\ iriungskreis,  —  mit  der  falschen  Ikhauptuug,  die  Beteuerung  könne 
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hier  nur  cinf-n  sobsidiärcii  ('haructer  ba)ien.  vornemluli  s<i.  n  Jicsu  Ansj  vln  t,  lnr<  h 
UebUlirtia  zu  decken);  (2)  AusgabiMi  f.  d.  staatlichen  FuuctioDou  dui-  aili^emeijieii 
Venraltvngr,  die  die  SdbstvenraHiiiig  ttbeniehme  (abo  ini  llbeitnifeneii  Wirkungskrei»); 
(3)  Ahm:  ili  II  für  öffentl.  Dienst  u.  Bcäoldungäwcsen  (gehört  richtiger  zu  1  u.  2); 
(4^  Ausj^^aben  f.  d.  S(  huldeuwesen  der  Solbstverwaltuufr  (ebenfalls  richti.srtT  zu 
re|>artircn  aul  die  Zwecke,  denen  die  Sebalden  dienten;  waium  hier  nicht  ron  (ie- 
bflluNn  —  z.  B.  fbr  die  Schulden  des  GanaUsirangs-,  Waaseiv.  Gasbeleuchtunfnroeeni!  — , 
somlerii  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  uneründlich).  Wesi.'iitlirh  mehr  nach 
practiächen,  als  nach  wissenschaftlichen  tiesdchtspancten  unterscheidet  die  neueste 
preussiscbe  amtliche  Gommunal-  und  Kreisfiiianzstatistik  (a.  bea.  stattet.  Erf^änz.  Nr. 
6.  V.  1879)  fül^^cndu  katcfroriccn  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  roliz'  i.  darunter  1)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  Marinevonv.ilt. 
^einzeln  noch :  Ein^uarüer.,  sonst.  (ianiis.ciniidit,  sonst.  Ausgaben ,  wie  Unterstütz. 
voD  Besenisteii-FaBiilieii);  2)  Axag»  f.  d.  JiutizvenralL  (GeriehtsgeftaimiaM,  Polizei- 
arivraltsch.,  SchiedsmannssaclK-n):  .Ti  Folizci  fNacht-W'achwcsen ,  l'oUL-rlöschwcsen,  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatl.  Zwecke'",  sondern  als  echte  Localzwecke  zu  be- 
zeichnen, —  Polizei|y;:efangni8se ,  sonst.  Poliz.au8g.);  4)  f.  Wahlen  z.  Reiclis-,  Land-, 
FlOTiBC*.  Kreistag;  5)  sonst.  Ausg.  1".  staatl.  Zwecke  (Steuerverwalt.,  Eichunga- 
wesen  u.  A.  m.i.  Daher  meist;  spcciell  überwiesene  Ausgaben.  —  II.  Ausgaben 
tta  Verkehrs» ula^en,  neml.  1)  T.  Sti'asseu  u.  Tlätze  (Entwääs.,  Pflaster.,  Boleucht., 
Beinigung.  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  soDStige  Vericehraaiihfen  (GbMM.,  Landwege,  Brfleken, 
Fähren,  Canälo,  Schleusscn,  Dämme,  Hafenaidagen  u,  s.  w,).  —  lU.  Ausg^.  f.  ge- 
wcrLl.  Aiilaf^i  Ti  /.ii  (lonieiiidezweckon  xi.  f.  g^oinciiinutz.  Anstalten,  viül- 
lacli  gcbaUruui'lÜLliti;:,  abu  auch  Kinuahnien  gebend,  1  Gasanstalten;  2)  Waö&crwerkc ; 
.H)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthfttigkeits-  u.  A ruienanstalten,  f.  Wohl- 
thätigkeit  u.  Arim  iiiiilt  u)u  rhaupt,  1)  tint.  fieim  iiidcverwalt. ;  2)  Zuschüsse  an  andere 
Anstalten  nicht  unt.  Uem.v er walt,  'i)  Sonstiges. —  V.  Ausg.  f.  U  nterricht^zw  ecke, 
1)  Yol](»>  n.  Elem.  Scholen  nntcr  (loin.verwalt,  incL  Annon>  u.  Mittelschulen ;  2)  höh. 
Unterr.austalten  unter  (ieui  verw.;  8)  Spcc.unterr.anbt.  unter  (iem.verwalt,  4)  Zuschüs.s« 
an  nicht  unt.  (iem.verwalt  steh,  l  itterr.anstaltr'ii •,  ö)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgem.  (iem.verwalt.  t^Üosuld.,  Pensionen,  liürtaukosten)  incL  Kosten  f.  besoud, 
Yer^'alt  zweige,  1)  pcrsOnL  2)  säcbl.  Auag.  —  VII.  Ausg.  fflr  Gemeindoschulden, 
J)  f.  Verzin^nnp^.  '1  f.  Til;:unf;,  :\)  r;is.->ivr'  nffii ,  1^  f  n>-xic.  Anleihen.  Dir  Rubriken 
11,  IV,  V  hind  generell  überwiesene  (o bl iKaturische)  Ausgaben,  wenigstens 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  des  facultat  h&heren  Unterrichts- 
wesena  u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  \ erptlichtung  meist  ttbezMeigenden 
I»es8üren  Ausfuhruti^  «Ii  i  uberwiesi  nt-n  Zweikc,  z.  B.  beim  Wege-.  Arinenwosea.  Die 
Kubriken  III,  VI,  VU  sind  überwiegend  t'acultatire  Ausgaben. 

48.  In  fiiumsieller  Hinsieht  liegen  die  Verhältnisse  im  Über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Selbstverwaltungskörper  erheblich 
versebiedeo  von  denen  im  selbstständigen  Wirkungskreise,  ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 

bedarf's.  Da  es  sich  dort  um  Htaatsanfgaben  handelt,  deren 
Ausfübruiif;  nur  ;ui.s  politischen  nnd  teehni.sclien  Gründeii  jenen 
Körpern  übertragnen  wurden  ist,  so  innsste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Koölcn  dalür  tragen  udcr  .sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preus.sen)  am  Platze 
und  principiell  berechtigt.  Nur  soweit  die  Aufgabe  ein  Jjocal- 
StaatBbedUrtniifS  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  rielitigen  und 
(ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den SelbstverwaltangskOrper  finanziell  eigens  an  m(Igltchster  Er- 
mässigung des  Kostenaufwandes  zu  interessiren,  wUrde  jene  Bogel 
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eine  An^uahmc  oder  Einseliränkunp:  erleiden  und  der  beztipltchc 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  iitjer- 
tragenen  Wirkniii^iskreises  selbst  endirlltig  zu  tragen  oder  eine 
Hepartitiou  zwischen  ihm  und  dem  btaat,  wie  in  dem  System 
specieUer  Staatobeiträge  zu  einzelnen  AiiBgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Wurde  aligemeio  in  dieser  Weise  verfahren«  so  hätte  jeder  betbeiligte  Körper 
difjcni^'  fimrazielle  Belastnn;,  welche  ihm  g«bührt    Der  Staat,  ab  frOssler  Kreis 

gemeinsamer  öfTentlicher  Interessen  und  rejo^elmässi^  leistungsfähigster  Körper,  waide 
freilich  seinen  Haushalt  nichf  auf  Kosten  der  Sclbstverwaltnns^karjjer  <  ntlastcn  kAnnon. 
:>oudern  mUsste  nach  geeigneten  eigenen  Deckungsniittela  aich  umthun.  Dicäe  Körj)er 
aber  wltiden  nicht  90  i^iMlrtckt  darch  den  tibertragenen  Wirimngakrais  md  ktamen 
im  ojircncn  die  rirtthisron  Aufjraben  leii  lifcr  uinl  Iicsscr.  mitunter  tilHThaupt  erst 
erfallon.  Die  KntviclUung  dieser  YerhältnisbC,  zamal  in  den  letzten  Jahrzehuten,  war 
aber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  ttbertragene  Wiiltnngslmis  wnrdo  nicht 
nnr  aus  sachlichrn.  sondern  mit  aue  staaisfinanziellen  (irüntien.  daher  mitunter  zu 
stark  un.l  tlb*irhau|>t  nidit  immer  passend  anspedchnt.  um  den  Staatshaushalt  zu 
entlasten ,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Commun&Ihamihalte.  Daraus 
tdod  Stftmngen  herrorgcgangen ,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  velche  nach- 
theilig auf  die  (öffentlichen  lnter<  ^s.  n  ziinir  liiewirkf  IkiIx  h  iinil  ili»«  vielfach  nothw^cndige 
oder  enranschte  weitere  Ausdehnung  öHentlicher,  „gemein wirthschaftlicher"  Thätig- 
keit  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
bringen,  diese  Abschiehuns;  7on  Staatslastcn  lut  <lj'  Sclbstrenraltnngsliftrper  unter- 
lassen zu  können,  oder  die  letzterRii  dtirch  selbstänilii;*!  Entwicklung  ihrer  Kiimahme- 
winhschaft  leistungsfähiger  und  zur  Mittragung  der  kosten  des  Übertragenen  Wirkungs- 
kreises befähigter  2«  machen,  sind  eine  Vorbedingung  flQr  eine  Beaeening  dieser  Ver^ 
hHltnisbc.  In  «ler  cigenthümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Rei<  )i  liier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  aiidci-swo,  die  Rin/clstaaien  uehuicii  die  Stellung  der 
grüsstt-n  Sclbstverwaltungskörper  «üii  und  ähnliche  finanzfeile  Schwierigkeiten  entwickeln 
«ich  liier.  Die  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
Heichsausgahen  (§.  10)  sind  ein  Analogon  <ler  n<  l:i-'tiiiini  ii  lU  r  Si :IIl^tvt•nv.■\lt(llli^^k^rpf>^ 
mit  den  Überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  BedUrfniss  der 
Abatallung  dieser  Uetielstlnde  liegt,  noch  neben  dun  poKtisoben  Homail,  die  tiefe 
innere  rein  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Plane  der  Keichssfcuer- 
refonn  des  Fürsten  Bismarck.  PlSrte,  welche  rer}it  ciirmitli'ii  in  dieser  bei  uns  noch 
durch  die  gegebene  libtorischpolitische  Entwicklung  ei^chwerten  Sachlage  ihre  Er- 
klärung finden:  darin  auch  das  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  Gneist'schen 
Schrift  ..die  deutsch--  Finanzreforni  dur«  h  K  i  2:11  lirung  (l<  r  Gfjm.  i  nilesteticrn*' 
(Beri.  JbSl»,  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „?on  Unten 
nach  Oben",  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendens  wie  der  Bismarck'sche  Plaa 
rcrfolpt:  die  Lasten  zwischen  Keich.  Staat  und  Selhstverwaltungskörpern  richtiger  zu 
rertheilen.  S.  auch  tierstfeld t's  fin,stat.  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  .  n. 
Städtefinauzen  in  Preussen,  l'bb'l).  Schmoller.  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Steuer- 
refofm,  Jahrb.  18SI«  559.  —  Stein  I»  22. 

G.  Die  EinnahmewirtbBcbaft  der  SelbstverwaltangB- 
kOrper.  —  §.  49.  Ibr  Umfang  nnd  ibre  ganze  Einriebtnng  bftngen 
in  einer  Hinticbt  von  der  erörterten  Gestaltnng  der  Ansgabewirtb- 
sebaft  and  Yon  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 

der  Selbstverwaltung  ab.  Danach  bestimmt  sich  vomemlich  die 
Wahl  der  Deckungsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  liuanz- 
techui^cher  Einrichtung  derselben.   Daneben  macht  sich  ilir 
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die  Ehmahmewirtbflchflft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwicklung  geltend  und,  soweit  nur  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gcsichts- 
puncte  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  Überhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaitang  der  Einnahmewirthschaft,  besonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren ^  beeinflussen.  Die  Yersebiedenheit  der 
Verliäilnisse  zwischen  Staat  und  SelbstverwaltangskOrpeni  and 
wieder  zwiseben  den  einzelnen  der  letzteren»  n.  a,  sebon  die 
▼ersebiedene  GebietegrOsse,  der  Untersebied  in  der  vorberrzebenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  Landwirtbsebaft) 
bedingen  dabei  natQrlieb  aneb  rein  ans  dem  Zweekmässigkeits- 
gesichtspuncte,  \on  der  Recbtsfrage  abgeseben,  mancbe  Versobieden- 
heiten  in  der  \\  ahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Sclbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  llanptclassen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ahnlich 
Beiträge  des  Körpers  hiUierer  Ordmint^:  ans  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

1.  Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verscbiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  ttbiicb. 

a)  Znnilebst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aas- 
gaben» in  festem  Betrage,  mit  der  nod  der  bestimmten  Geldsamme 
oder  mit  veränderliebem  Betrage,  bier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Tb  eile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  ?on  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Tbeilnng  nacb  persönlicben  und 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.  In  dieser  Art  w'irä  öfters  bei  dem  »Schul ,  Wcprc  , 
l^iizcincHcii  \ erfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpeni 
unter  einantlt  r,  /,  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsarmen- 
verbände). Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
aneb  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  böberer  Ordnung) 
und  die  speciellen  des  Selbstverwaltungskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglicbst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  org aniseben 
Zusammenbang  der  gcsammten  öffentlicben  Einricbtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertbetlnng  der  Lasten  mögliebst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  Ikgt  uocli  aiu  zuLuulbreidioä  Oebiet  hiianzirirthächaitlicbcr  Orduuugeii, 
welch««  mftn  in  neuerea  WegegeactzcB  (z.  B.  dein  oben  i^eiuuiiiton  badisch en) 

zw  N  krnri-^-i^  rxuszn'ianon  '>os;oiiiieu  lial,  Wichtige  sind  solche  Kiiirichluiigcn  und  werden 
CS  iniraer  ucbr  fur  die  Deckuug  der  Kosten  des  Schul-  und  Armenvroseus,  wo 
die  auf  diesem  Vcriheilungsprlncip  bcrubcuden  ältcrcD  gesctzlicben  Yorscbriftcu  viel- 
fach nicht  mehr  recht  genflgen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aus  Staatsmitteln  ist  eine 
regelmässige  teste  Dotation  an  die  Selbstverwaltungskörper, 
eben  Zwecken  der  Selbetyemaltang".  Solche  Dotation  kann 
IMsaend  snr  Bestreitnng  der  überwiesenen  obligatorischen  Aas- 
gaben, namentlich  der  generell  ttberwiesenen  dienen.  Die  Be- 
stimmung der  Verwendong  im  Ganzen  erfolgt  dnreh  die  geset«- 
lieben  Normen  fUr  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.  Die 
Verwendung  im  Einzelnen  erfolgt  nach  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Jvurpers  vorbühaltlich  des  allgemeinen  Obeiaulbichts- 
rechts  des  Staats.  Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchftihrung 
der  Decentral isation  der  < Heutlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Sclb>itverwaituiig  fUr  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpern  an  eigenen  Einnahmen  fehlt  und  dieselben 
sich  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.  Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend^  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  fttr  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaltnn^^äkörper  erscheinen  lassen.  Das  trifft 
wohl  thatsäehlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
koimneii  besoiideis  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
hranchshesteuernng,  in  den  deutschen  Staaten  (I'reussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvollen  Doniaiiialhesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshaitcn  mit  solchen  Dotationen  cmptieblt  sich  bei 
der  Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  Ubergehenden  generell 
überwiesenen  und  ireiwilligen  eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Sehlttssels  oder  Maassstabes  fär  die  Verth eilnng 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  KOrper  ihre  begreiflicher  Weise 
erbeblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat 

Das  lypiscbc  Bcisiiicl  fur  lHi-  Ausstattung:  J'  i  S' il^tvcrwaltuugskörper  init 
S(sat9dot&üouea  ist  die  neue  preussiscbe  (icbeUgcbung,  bes.  di<;  (tescUe  v.  30.  April 
1S73  u.  S.  J«Ii  wo  sich  die  Schwierigkeit  der  Veitheilung  ubei  noch  gezeigt 

bat  In  der  BeurtbeUung  des  Dotn(joQ»9ystevis  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  ron  der 
2.  Aoflege  (§.  4«)  etwas  ab. 
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§.  50.  —  'l.  Selbständige  EiiiDahmcn.  Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  auch  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen^  welche  sirh  im  StaatHhauHhrtIte  vorfinden.  Doch  iyt 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  laeln  iür  letzteren  oder  iiir  den 
Haushalt  eines  äelbstverwaituugskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  FiDanzrecht  ansschliesslicb  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
fiiDDahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen finden  «ich  in  veraehiedenem  Umfang  aneh  im  Finanzwesen 
der  SelbstverwaltangskOrper: 

a)  Priratwirthsehaftliehe  Einnahmen  (y^Erwerbseln- 
kttnfte*')  ans  werbendem  Vermögen,  ans  GmndbesitB,  Kapital, 
Gewerbebetrieb  n.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zu  den 
Ort  Rgeni  eimien,  so  fehlt  es  Jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
gr<)8stentheil8  an  solchem  Verm;>t:eü.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheiie  (Herzogthümer,  Graf- 
schaften u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermdgen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  Ubertragen.  Nnr  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  nenerduigs  anders  gehalten  worden.  Hit  der  Zeit  iLl^nnen 
aneh  die  nenen  grt^sseren  SelbstverwaltnngskOrper  aber  manehe 
Emriehtnngen  grttnden,  welche,  wie  Localbabnen  (fttr  Dampf-  nnd 
Pferde),  Transportcnrse  (Omnibnsweaen),  Creditanstalten  n.  s.  w., 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlteher  Natnr  oder  gemischt 
dieses  und  Gebührencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  EinHuss. 

Das  Staat svermuK'  n  der  ISOf»  neu  crwoibi-ii'-ii  prcii  ssischm  Provinzen  ist 

iireusüisches  ätaat.sreriuögen  geworden,  mit  ireniji^en  Aufnahmen,  so  z.  B.  was  Hon 
iarhess.  Staat^chatz  anlaugt,  der  dem  communaUtänd.  Verband  des  K.-B.  (:ai>bei 
verblieb  (preaas.  Eriass  v.  16.  Sept  ISO?). 

b)  Gebühren  für  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltungskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten fttr  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  ebe  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinntitzige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschait  zur  Ausbeutung  zu  ttberlasseu, 
nnd  sie  in  finanziell  oft  recht  yortheilhafter,  fUr  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  iuteressirten  Selbst- 
verwaltungskörpers ausfuhrt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebcDso  ^^ie  beim  Staate  selbst  mV)*x- 
Ikhf  sind  auch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
noch  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern^  wie  Grand-,  Haus-, 
Mieth-,  Gewerbesteuer,  Einkommen  Vermögen  Steuer  und  ander- 
Mite  indireete  VerbranchBteaern,  besonders  Thor-Aeeuen, 
Oetroi»,  Getränkeetenern  o.  a.  m.  Im  feudalen  nnd  im  stftndisehen 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localetenem  bei  fast  völliger 
finaBsielkr  Antonomie  der  StSdte  In  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Bestenerang  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  aar  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rtlcksicht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autouoaiie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuern  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
bunden ( Accisewesen).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Sclbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
gedanke  und  das  Berttcksichtigung  erheisehende  Finanzinteresae 
des  Staats  regelmieeig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  ttberhauiit  nur  ans  dem  Staatssteuerreeht  abgeleiteten, 
bes.  Übertragenen  —  Steuerreehts  der  Selbstverwaltnngskörper 
in  Besttg  anf  die  Wahl  der  St  euer  arten,  die  Form  der  Steuer- 
erhebung, die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbrauobsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  darüber  gehurt  noch  nicht  hieher. 

§.  T)!.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Princi|)ieii  dos  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Staate  und  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zn  erörtern, 
nemlich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
zu  Staats  steuern  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatsstener  abweichende 
eigene  Besteuerung  durehzufUhren;  sodann,  ob  die  Höhe  dieser 
Zusehlftge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  KOrpeni  selbständig 
fttr  sieh  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
zustimm nng  muss  erfolgen  dttrfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  eontinentale 
Entwicklung  Uberwiegend  zn  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuei Ii,  v(ii nemlich  zu  den  dii  ecten,  geführt,  was  sich 
geschichtlich  aus  dem  l Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
grösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden   aus  der   Unterdrückung  ihrer  Autonomie  erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gcmeindcu  wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  iiiccbanischen  Vcrwaltuugsabtheiliingen  des  Suats- 
gebiets,  ohne  selbsfMndiires  T.eben,  herabgodrflekt.  Aneh  ))ci  der 
neueren  Tendenz  der  Decentralisation  der  .Staatsverwaltuug  nnd 
der  Verwandlung  jener  meehaiiiflchen  Gebietetbeile  in  politisehe 
und  wirthsehai'tliche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig- 
keiten der  BinrichtODg  eines  selbstilndigen  (autonomen)  Stouer- 
systemB  meistens  znrflek,  ftlrchtete  wohl  noeh  mehr  dessen  Conflict 
mit  dem  Staatsstenersystem  nnd  wollte  ttherhanpt  Seitens  des  Staats 
die  Unahh&ngigkelt  der  Selhstverwaltnngskörper  aueh  nteht  zo 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu- 
schlüge zu  den  Staatssteuem  beibehalten  bez.  eingeführt,  dabei 
auch  Wühl  die  Zuschläge  auf  gewisse  Staatssleuein  (directc  Keal-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwirkliing  in 
England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  L'-esfhiehliicli  !1bcr- 
komnieneO)  inhaltsreichen  Selfgovernment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Commnnalbestene- 
rnng  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue- 
rang,  allerdings  rechtlieh  und  thatsAchlieh  wesentlich  hesehrftnkt 
anf  directe  Realstenem  und  einige  gehflhrenartige  Steuern. 
Aueh  auf  dem  Gontinent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Stenern  der  Selbstverwaltungskörper,  namentlich  der  Gemeinden 
(besondere  Mietb-,  Hundesteuer),  andere  ,,Luxns8teuem", 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  mit'  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  .Salz,  Staats ■  zollpflichtige  Wnarcn,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenüber  den  Zu- 
schlägen doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  Communalfinanz- 
Statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatsstenem  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Realstenern  in  St&dten  nnd  Landgemeinden  doch 
noeh  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Fttr  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsichtsind 
wohl  die  Steuern  zur  Deckung  der  Überwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trennen. 
Wie  für  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  für  sie  auch  die 
Zuschläge  zu  vStaatssteuern  besontieis  in  Betracht  kcimmen.  Aber 
schon  für  einen  Thcil  der  generell  ttberwicsencn  und  mehr  noch 
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lur  die  treivviiiigcn  Ausfraben  ciHclieiut  doch  ein  eigenes  Steuer- 
system der  Selbstverwaltung:  als  iinanziello  Conserjuenz  des  Wesens 
der  letzteren.    Freilich  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Betsg  auf  dies  Steuersystem  ebenso  wenig  wie  8on9t  in  der  Selbst- 
verwaltung die  Rede  sein.    Dies  widerspricbt  dem  modernen 
Staatsgedanken  and  dem  Begriff  der  Sonveränetät  des  Staats  nnd 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Stenern  mnss  die  Rttcksteht 
auf  die  Staatsstenem  maassgebend  bleiben.  Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steversystem  kann  sieb  den  WirtbsebaftsverhlUtniBsen 
der  einzelnen  Landestbeile  und  den  speciellen  Aulj^aben,  welche 
ijeiadc   die  Selbstveiwaltungskörper  statt   des  Staats  auyl'lihrcn 
sollen,  richtig  anpassen.    FUr  das  Steuersystem  dieser  Körper 
mlUöen    die  Sonderverhältnisse   der   Landestbciie   ebenso  mit 
maassgcbend  sein  als   für  das  S  t  a  a  t  s  steuersystom   die  all- 
gemeinen Verhältnisse   des  ganzen  Landes  verglichen  mit 
anderen  L&ndem.   Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderang  Verstössen.  Eine  Selbstverwaltung,  welehe  auf  dieses 
System  aliein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejentgei 
wefehe  sieh  blols  auf  Staatsdotationen  stfltzt,  ihren  Zweck  in 
einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grnndsfttslicher  Anssehlnss  von  besonderen 
Stenern  ans  dem  Steuersystem  der  SelbstverwaltnngskCrper,  zumal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  ais  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.    Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zusclilafrs- 
ä5}stem  noch  am  Wenigsien  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
jlbnltchsten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Thcil 
Doch  bei  den  Kreisen,  immer  bedenklicher  dagegen  bei  den 
kleineren  Verbänden,  daher  vor  Allem  bei  den  Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Local Verhältnisse  immer  mehr 
Bertteksichtignng,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen stenertechnisch  möglich  nnd  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  StenerpoKtik  wird,  besondere  Stenern  Denen 
sofznerlegen ,  welche  an  den  Öffentlichen  Einriehtnngen  nnd  Ver- 
weadnngen   aller  Art  wenigstens  indirect  den  meisten  Nutzen 
haben,  wie  die  (irund-  und  Hanseigent liiimer  (G.  §.  81, 
352— 3<>2).    Auf  diese  Weise  wird,  soweit  dies  Uberhaupt  in 
ZwangHgemeinwirthschatten  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  (Fio.  Ii,     423,  424)  mehr  durcbgelUhrt.  Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sieb  der  Staat  mu  ein 
Zustimm nngsrecht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
allein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
autonomic  sind  noili wendig,  aber  in  Verbindung  mit  Voracbriften 
Uber  die  Höbe  der  Localsteuern  aucb  genügend. 

Im  All^emeineii  sind  für  nosore  Lftoder  heafzatage  im  Interesse  des  fteien 
Yeifcebis  besonders  eigene  indirecte  Abg:ab<-n,  wie  Thoracciscn  und  beim  Prod«- 
centen  erhobene  Vcrbrauchsstt-a'^ni,  der  Scibstvorvraltungskörpcr  hier  auszuschliosseii 
oder  not  ausuahmswcise  uiul  mit  be^üiiderur  Vorsicht  zn  jL^citattcn.  Eher  sind  bei 
solchen  SCttnern  Zuschläge  zu  dou  betreifenden  Staatssteuern  zulässig,  aber  auch 
mit  Ausnahmen  nach  Artiiieln  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  woli!  bei  Getränken).  Eifrcnc 
Verkehrssteuern  (Fin.  IL,  §.  467  it.)  köDaen  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  gestattet 
werden,  auch  Zoschl&^e  zu  den  Sttmts-Veikdifsstettern  gewöhnlich  nicht (ABsmhnen 
bei  Be3itzwcchs(  I  1  -  ben  vom  Charactcr  der  Steuer  auf  Coujuncturengowinn,  Fin.  II, 
J^.  47<>  fT).  l>a>  11  lui  tjcbict  der  selbständigen  und  der  Zuschlag^best'Mieruni!:  der 
JielbstverwaUung  ist  die  directc  Besteuerung:  die  selbständige  besonders  in  der 
Fonn  '  igencr  Ertrags«,  nsmeatUch  Healsteuem,  die  Zuschläge  bei  den  Staats« 
Erfraus-  und  Realstoucrn  nnd  aasschliesslicli  boi  ctwaiiccii  Staats- Einkommenstcticrn. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystom  der  Ertrags-,  Realsteueru  ist  allen- 
falls ;cu lässig,  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht  Die  Basis  derselben  muss 
eine  einheitliche  sein.  Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neue  Finanzstatistik  der  (iemein  lt  n  /-^irt.  noch  vielfach.  I>i'> 
ReaLiteuern  als  eigene  Steuern  eignen  sich  priocipieli  und  technisch  am  Besten  iur 
die  Selbstrerwdtungskftrper,  wenn  auch  die  llbliche  englische,  in  Deutschland  von 
(ineist  (mit  Ausnahmen)  und  von  Nitionalrikononim  d  i  Fn-iliAndelschuIe  (Fauch er) 
vertretene  ausschiesslicho  Besch rfinkung  dieser  Körper  auf  solche  Steuern  zu 
weil  geht.  (Vgl.  Fin,  II.  §.  4«j5,  4üC.  ')'2H-h^\,  auch  Wajxner,  Abh.  Directe  Steuern 
in  SchOnberg's  Handbuch  II.)  Die  neuen  prensa.  Gommunalstcuerent würfe  (so  v.  1%7T» 
wollen  IM!  I  /nschläge  zu  dm  ding  ten  Stnatssteuern,  gar  keine  eigenen  directcn  Steuern 
zulassen;  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  tlirccte  .Staatsbesteueruug  in  Preussen 
heiser  Tlie  (Qrandstever,  Ooverbestbner,  CSassonsteoerl),  bei  der  BeschalTttaheit  di««er 
Stenern  Ist  es  govlas  nicht  rfttUicb. 

Die  Bestimmung  der  Höbe  der  selbständigen  wie  der  Za- 
schlagslocalsteuem  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  ro^^elnväs^ig 

niclii  den  Selhstverwaltungskörpern  ganz 'allein  überlassen,  sondern 
stets,  jedenlalis  aher  wenn  ein  gewisse.s  ^gesetzliches  Maximum 
über  schritten  werden  sull,  bis  zu  weleheiu  sich  der  betrefl'endc 
einzelne  K<ii|ier  frei  bewegt,  an  die  StantHgeneliniigunf;  ^e- 
knüpft  (Preussen).  Das  erscluuit  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die 
Staatsbesteuerung  ieicbt  unter  zu  bober  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöebte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einriehtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
dureb  eigene  Vertretungen  in  ibr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wabl  so  in  der  Höbe  der 
Loealstenem  jenen  Körpern  gewähren.  (S,  unten  §.  54  ff.  fiber 
Preussen). 
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52.  —  d)  Eine  letzte  ansserordentliebe  Einnahtnequelle 
Ist  die  VerÖusserung  von  Vermögeiisbestandtheilen  der  Selbst- 
verwaltungskör))er,  besonders  vun  ci traggebendein  Grund  ver- 
mögen, und  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.  F(1r 
solche  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreftende)  VerUu.s&ei  iingen 
gelten  in  principicller  iiinsicht  ziemlieh  dieselben  Üegelu  wie  Itir 
Vcräusserung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  AbBchuittc  zu  verweisen  ist  Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Verftussernng  von  Grundeigentham,  aach  wohl  voa  Kapitahep* 
mögen  an  die  Staategenehmlgang  gebunden  (Prenssen).  Die 
Anfnahme  von  Schulden  unterliegt  priaeipieli  einer  ähnlichen 
Beortheilnng  wie  beim  Staate.  Sie  bat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Scbttlden  hier  gewöhnlich  zur  Hersteilung  wich- 
tiger gemeinntttziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Zinsen  und  wohl  noch  Ueberschüsse  diirüber 
hinaus  gebender  Anstalten  und  Einrichtungen  halb 
privatwirtbschaftliehen,  halb  Geblihrencharacters  dienen  (Gasan- 
stalten, Wasserwerke,  Cloakenwesen ,  Markthallen  u.  s.  w  )  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.  Denn  letzterer  nimmt 
voruenilich  zur  Durchführung  des  Kechts-  und  Machtzwecks,  die 
Selbstvervraltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsinteressen Schulden  auf.  Es  ist  daher  auch  nothwendig, 
diesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlieh  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von  Anleihen  ausftthren  kOnnen.  Die  Staatsgenehmignng 
in  jedem  einzelnen  Falle  erscheint  dabei  zur  Controie  und  um  fllr 
später  fibermSssige  Belastung  der  Bevölkerung  zu  verhüten  ge- 
boten (Prcussen). 

\'on  allen  Sclbstverwaltuugskörpcrn  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  docli  von  Alters  her 
eine  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  ^lewisse  finanzielle 
Aötononiie  sich  fast  liberall  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
sie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  KHrper,  Sie 
haben  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
gUter*«  der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprünglichen  Oemeineigenthums,  das  später  zum  Corpo- 
rations vermögen  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zie  Deckung  der  Gemeindeausgaben 
abwirft  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grösseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Stsdte,  herantreten  das  Gebühren-  and  Steuerwesen 
für  die  (Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anseblnro  an  jene 

noch  eiiici  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen  und  im  üffeutliclieu 
Interesse  selbst  zu  Ubernehmenden  mehrfach  erwähnten  „gemein- 
nutzigen öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen'',  welche  vor 
Allem  (i  e  iiieindesachc  pasnend  sind.  Tnd  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Charaeter  einer  Gemeinschaft 
für  die  Befriedigung  loca  1er,  auch  der  mat  ericil-wirthschaft- 
liehen  Sphäre  angehöriger  GemeinbedUrfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortsehritte  der  Technik  erl'olgreich  hier  statt 
der  Priratwirtfasehallen,  d.  b.  meistens  der  speenlativen  Erwerbs- 
(Aetlen-)  Geselisebaften  ^konomisch-teehniseh  befähigt  Ist,  Anfgaben 
zn  flbemebmen  (so  namentlieb  aaeh  im  Örtlichen  Commtmi- 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  Finanzen,  anmufUhren.  Ein  nmfassendes  örtliches 
B e  8 1  e  u  e  r  u  n  s  r  c  c  h  t ,  aul  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zuschlagsbesteuerunf::,  bedarf  aber  schliesslich  fjrradc  die  Ge- 
mein  de  am  Meisten,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermehrenden 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Kegelung 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegenüber  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Oberauf- 
slehtsreebts  wird  gewöhnlich  auch  bente  noch  passend  zwlschea 
Stadt-  nnd  Landgemeinden  nntersebieden  und  namentlieb  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegnng  flBr  die  Gestaltnng 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Controle  darch  richtig  organi- 
sirte  städtische  Vertretnngskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigen 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prae- 
tiseh  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich -rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  ats  mnStergUtigi  yielfach  darin, 
wahrhaft  abschreckend.  Ftir  die  Selbstverwaltung  der  KOrper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preti ssisehe  Gesetzgebnng 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  In  anderen  deutsehen  Ländern  und  ihren  Nach- 
folgern in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung!:  ist  in  den 
formellen  Puucten  hier  wie  sonst  vorzüglich,  wenn  sie  auch 
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McUieh  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliehe 

„Selbstverwaltung^'  entsprteht. 

Eia  specieUes  Eingeiion  auf  alle  HUjuelheitcu  widempricht  dem  Charactor 
mä  Zvcdr  diems  WctIcs.  Die  allgemoiHe  TenraltnngsrecbHidio  und  die  finanzielle 

Seite  des  Gegenstands  hängen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  ziisauimcn, 
dass  ♦'ine  cenancre  Darl' i,'imi:  des  roncretcn  Finanzwesens  rlcr  Selbilverwaltung" 
in  einem  Staate  fast  in  einer  Darlegung  der  Organisation  und  dca  gcsauiuittja  Vcr- 
valtnngsrechte  der  Selbatvenraltnng  sdbst  werden  mnss.  Wir  mOssen  uns  hier  auf 

•-'iii«j  OrioiitiruiiL'"  tilicr  die  finanz  wirtliscliaftlic  Ii  en  Hauptpiiiirfe  beschränken, 
weiche  lur  unsere  Zwecl^o  auch  genügt.  Manches  Weitere  später  in  der  Lehre  von 
den  Auitgaben  und  Einnahmen. 

I.  Fttr  England  sind  die  einschlagenden  Weilte  Gneist's  aoch  in  Bezog  auf 

die  linaii/.ielle  Seite,  besonders  das  Stcuervcscn  der  Scirgovernuicnt  (die  sogen,  local 
uxe?"^  rornemlich  herror/uliebca.  So  sein  englisches  Ycrwalt.reclit,  2.  B  2.  A.  BcrI.  I*s07. 
S. IfguVLrnment  in  England,  3  A.  Herl.  Ib71  (bes.  Kuch  1,  Kap.  2  u.  auch  §.  D», 
I  Vj.  engL  Yerfasä.geächichte  Berl.  1882  (bes.  S.  667  11'.);  mehrfach  auch,  fbr 
V.  r;;lciche  mit  cniilisdicn  Dingen,  (incist's  vcrwalfungsrechtlichc  und  v*"i\valtung^- 
politifche  Schriften  über  pruussuuhc  u.  deutsche  Yerhidtnittüe  (ü.  u.j.  Vielfach  Einzelnes 
bei  Stein  in  dem  grösseren  Woii  Aber  VerwalÜeliro  u.  in  der  Fin.wi8B.  I  a.  a.  0; 
ple  Abrisse  Ober  die  Organisation  des  Sclfgovernment  geben  Ernst  Meier,  Abb. 
Verwalt.recht,  iu  HoItzendorH's  Encyd.  3.  A.  S.  4.  A.  S.  1141,  Gcur^  Meyer 
iu  Schönbcrg's  llandb.  II,  4S7  (beide  mit  weiteren  Litcr.angabeQ).  f).  sonst  u.  A. 
Knies,  en^.  Armenpfleiro,  Beil.  1863«  ders.  (Jemeindeateiiem  in  England,  2  Art. 
in  d,  Tti'».  Ztschr.  1855.  Report  of  the  poor  law  coninii.s?ion  on  lo-  al  ta.vation  vol. 
Load.  IS44,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  United  Kiugdom,  Loud.  IMti, 
Beppen  local  ta.vat.  1^70,  desgl.  1>»75  (vou  Uöschen)  u.  neuere  Hoports  Qbcr  Armen- 
Wesen.  Statistik  f.  1^7;i;74  (lUttptpostra)  im  Statist,  abstract  f.  \  p.  7.  Talg  rare' 
u.  Scott  Aufaät/.c  im  Jonrn.  of  thi;  stat.  so<\  of  London  (^oh  I  -i  clnlj  cs^ays, 

loc  governm.  a.  taxat..  Is75  (über  England  u.  die  wichtigsten  andren  curop.  Staaten), 
r.  GziJrnig.  Qüterr.  Budget  I,  104  II*,  de  Parle«,  impets  IV,  230.  Fisco  et  ran 
der  Straeten,  iustit.  rt  taxcs  locales  du  roy.  uui  2.  ed.  Par.  ISti.H.  Lcroy-Beau- 
lieu,  l  adininistr.  locali-  en  Franrc  et  on  Arürleterre,  Par.  (1872),  ders.  traite  de  tin. 
I.  iivrc  2,  ch.  15,  nödikcr.  Couiuiunalbc^teuerung  iu  England  u.  Wales,  Berl.  187u 
(scharfe,  aber  tred'cndc  Nachweisung  der  grossen  Missstände,  bes.  mit  Gneiat'S  ZU 
ofttimistischi-r  neurtli.dlun^'  «Ics  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Gommunalhesteuomng 
lu  vergleichen).    M.  lilo«  k.  l<-.s  couiniuncs  et  la  libert  ,  Par.  1S7(»,  p.     I  Ii. 

England  fehlen  Landgemeinden  im  contincntalin  Sinn  des  Worts,  die  sojren. 
Stldtc  sind  nur  zum  kleineren  Theil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
V'^rfassung  <dic  sogen,  niunicipal  boroughs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
districte*',  w.-l.  Ii,-  dnri  h  eine  für  einige  Lo'  alzwci  ke  fnngircnde  Eehönlc  einli-  itlicli 
zusammcngcfasst  werden.  Die  unterste  Locaherwaltungscinhcit  ist  das  kirchspiel, 
Mcb  <Ke  Städte  bilden  eigentlich  nnr  eine  Vereinigung  von  Kirebspielcn,  die  6raf-> 
sehaftcn  stellen  den  Selbstvcrwaltungaköri)cr  höhenu'  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
M  einer  lörmÜehen  Organisation  fehlt.  Kür  Sper  i  nl /werke  bind  dann,  besonders 
in  ticncrcr  Zeit,  verschiedenerlei  Verbände  gebildet,  namentlich  die  unions  für 
die  Vcm-aitung  des  Armenwesens,  bez.  fUr  die  Tragung  eiuei  HanptÜieib  der  Lasten 
deasetben,  Disuicte  i^ir  die  Gesundbeitsvenraltang,  fUr  das  Wegewesen  n.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Verbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
f4r  gesetzlich  be.stimmte  Zwecke  gesi^tzliehe  bestimmte  Steuern 
—  .,Z  we  c  k st e u  c r  n"  —  <  iliciien  und  v<  rvv.;nilet.  Diese  Erhebung  and  \  üi- 
wendutiüT  \un  LocaL^teucrn  »lurt  h  w^qüc  Organe  bildet  das  Seligovcrnment  iu  fmanz- 
tirthschaftlicher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper" 
(äowtüt  dieser  Aufdruck  hier  zulässig  ist;  ist  aber  eine  cngbeechräukte,  im  Puacte 
dsr  WabI  der  Steaerait  ond  des  Verwendungszweciis  femt  sie  gtosnentheils  ganx. 
Der  eigene  (selbständiger  Wirkungskreis  und  damit  das  Gebiet  der  facultativon 
Aai^abcn  ist  neinli(d)  enger  bemeHsen.  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
mit  Stadtverl'ajföung.   Die  Erhebung  von  Steuern  für  die  betrctteudcn  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkuugskn'isci  i  ifolgt  nur  auf  Grund  einer  alli^t  uieiflcu  ges'  fdu  heu 
Ermächtigung  des  einzelnen  Körpers,  für  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecke 
Steuern  erheben  zu  dQrfeii.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  von  der 
Erm&chtigaof ,  einen  adohen  Zweck  sich  anzueignen  und  Stenern  dafnr  zu  erheben, 
'iehratirh  zu  machen.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  wclrlic  der 
btA&t  im  öQcntlichtiD  Intere&ic  sicher  ausgcfühil  zu  sehen  wünscht  Kommt  der  be- 
trefleode  Körper,  wie  es  Öfters  (geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
.IUI  Ii  wulil  gesetzlich  genOthigt,  die  Aufgabe  zu  UberiM  htnun,  also  die  Autonomie  noch 
mehr  beschränkt  (so  im  (iesiindheitawesen).  Dadtin  h  gellt  auch  ein  solcher  (legcji- 
staud  in  das  lluuptgebict  der  englischen  Sclbstverv^altung  iu  dun  „übertragenen" 
Wirirangb Iv r c i s  mit  Überwiesenen  Ausgaben  tlber.  Hier  besehränkt  sich  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  aurli  in  Betrefl*  der  Ilftlu;  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Stouern,  indem  diese  Uöhe  eben  in  der  Uau|)tsache  durch  den 
vorgeschrieben«!  Zweck  schon  bedingt  ist  Bd  dem  Iheinandeilnnfen  und  Sicb-krenzen 
der  Competcnzeu  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  LocalbchOrdcn 
il>oards),  bei  dem  Mangel  einer  ecntralisirtcn  Loeal Verwaltung  selbst  in  den  Stedten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practikcr  and  Staatsmänner 
(so  namentlich  60schen*8  in  seinen  DTtbellen  über  LocalTerwnItanr)  „wahrhaft 
chaotisch".  Durch  das  System  von  Spccialsteuern,  bez.  von  bestimmten  testen  Steuer- 
betrSgen  für  die  i>eckung  von  Specialaufgaben ,  ohne  ordentlichen  Gesainutetat  und 
im  Wesentlichen  ohne  Oebertrsgungen  zwischen  den  rerscliiedenen  spccialisiTten  Ans- 
gaben  nnd  den  Steuern  dafür,  wird  dieses  Chaos  im  (iebiet  der  Besteuerung  noch 
gesteigert.  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  vollständis 
kaum  zu  beschatien.  Üic  Weitläuiigkuit  und  die  Kosten  der  Communalverwaltung 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  starlt.  Genflgend  eingerichtet  sind  die 
Vcrtretnngs Organe  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union.  District  cbenfall.'-  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Bcstcueito  ist  wirksam  durch 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  I^calstcnerrochts  geschätzt,  indem  er  nur  soweit 
besteuert  werden  darf  und  za  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Di"  ( 'onimunatbcstencrnnp  hat  sich  ireschirhtlieh  auf  das  Engste  an  die  Armen- 
Steuer  (|)oui  rate)  aus  der  Zeit  Klisabeth's  [^AH  Kliz.  c.  2.  v.  JtH)l)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  nnd  thatsftchliche  Entwicldang  wie  diese  Steuer 
gewonnen,  l'nter  dem  Namen  „Annenstcuer**  wird  die  Hauptmasse  der  gcsammfeii 
Localsteiiem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  grosscn- 
thcils  den  Liiions  obliegenden  Armeulast,  —  tibrigens  immer  noch  der  Hauptzweck  — 
sondern  auch  für  zahlreiche  aodere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Daneben 
kommen  Sf''i'rii  onter  anderem  Namen  vor,  di«•^.'lhen  werden  thcils  n'-1itHch,  theih 
wenixsteos  thüt»uchlich  auch  nach  dorn  Massstab  der  Armenstenei,  höchstens  mit 
düsidnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpiKchligen  Sobjecte 
und  Objet  te  betrifft,  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafsrh af tsteuer  feoiiiity  rate),  die  W'egestcuer  tmd  ein»-  sranze  Anzahl  sonstiger 
„rates"  für  Speciul/wcckc  (s.  (in eist,  Selfgovernm.  3.  A.  Kap.  ^,  mit  grüüäem  Detail 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  0.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist, 
dass  sie  auf  dem  in  (hm  bc-tiell'-nden  oiflichen  Gebietsthcil  liegenden  Keaibesitz, 
der  visibie  profitable  property  iu  thu  parish  ruht,  eine  aus  dem  Annen- 
gesetz ren  1601  bermhrende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
VoischriA.  Demnach  sind  die  Steuerobjecte:  Ländereien  aller  Art  und  Bonut/ungs- 
weisen,  auch  Kolilenbirgwerke  (niehi.  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  ver- 
käuflicher Kiedcruald  i^uicht:  Hochwald).  Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhäuser 
wie  Gewerfcsgebiude  sller  Art  Das  steuerpflichtige  Snbject  für  di^e  Objeete  ist  aber 
nicht  der  Eigenthiimer  an  sich,  sondern  (Kr  nufzniessende  Inhaber  (orrupior), 
daher  eventuell  statt  des  EigenthUmers  der  .Mieili'  r.  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Princip, 
das  neuerdin^  (seit  1810  zuerst,  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stQoite  verlass'  ii  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthiimer  statt  des  Micthors  im  Interesse 
leichterer  Erb  i  unr'  der  Steuer  zum  Tllichtigcn  gemacht  worden  ist  t^System  des 
«,compounding  the  rates'%  für  c.  '/a  der  steoerptiichtigen  Wohnungen  in  Kraft). 
(S.  Gneist,  Sel^overnm.  §.  24  S.  143  C).  Die  nicht-grundbesitzende  BerOlkernng 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mieth-  und  Pachtsteuer  zu  characterisirende  Rcal- 
l)esleuoning  mit  Localsteuem  bdastet.  Wer  die  letzteren  trSgt,  hängt  von  den  Ueber- 
wäl^imgsverhältnissen  ab:  beim  iundlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Eigen- 


Britische«  Conunuuftlfinanzweäeii. 


na 


thamer,  ioileiii  die  Pftclitrante  um  die  Steuer  rerringert  wird.  Die  kapitalbesitzeiide 

BcrölJkerung  wird  ausser  auf  diesem  Wejje  der  Mieth-  iirnl  PaclifsfcDtT  dunh  die 
Locakteaer  auf  die  Fabrüteo  o.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abguschützten  Boden, 
vdcher  nt  Gonmitiiifcationeii  (Eisenbahnen)  und  zu  yenchiedeneo  sonstigen  technischen 
oicht-landwirthschafüicheu  Zwecken  dient,  mitgetroflTeo.  EiDe  Deberlastung  des  Grund- 
besitzes durch  die  Localsteticrn  ist  gleichwohl  kaum  zu  vtMlcnnen.  (ine  ist 's  cifric^^e 
Befürwortung  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  (jirundzUgen  selbst  fUr  Deutsch- 
lasd  empfiehlt,  geht  sn  weit  So  sehr  man  die  BelaeCiiDir  Boalbesitzea  grade 
ftlr  Ck>inmunalzwL'Lke  auch  aus  wirtliscli:iftli(heii  Clründen  als  hiTcrlitigt  zugeben  darf 
Bod  äe  selbst  vorzugsweise  Tcriangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  423,  424),  so  ist  doch  die 
Schablone  „den  Communcn  nur  die  Realatenem**  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
in  diT  Stcucrlehie.  —  Amser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  cng>* 
liscben  Localsteuem  noch  mancherlei  rn-bührcn.  gebühreuartigf^  Steuern,  Hafen- 
gelder u.  dcii^L,  auch  ältere  Accisen  und  Stadt^öUc  (London,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
TOT.  Aber  die  penMwale  Elokomineiistoaer«  die  GrenaBOile,  die  grossen  Inneren  Ver> 
brauchsteuera  (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbclialten.  Neuerdin>js  hat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
ftlhrung  neuer  den  Verbänden  aufgtjtragener  Öffentlicher  Aufgaben  das  System  der 
StantszuschUsse  fUr  Specialzwedte  (f.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  scbliesst  bei  dem  Character  der  britischen  Staatseiniialiniewirt]iS(  haf't  eine 
Venronduog  anderer  als  blosser  Bealsteoeru  für  die  Kosten  der  SelbstFcrwal- 
tung  ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
nad  nun  Theil  ansserardentUeli  speeialisirt,  was  wieder  den  Verirleich  ntit  eontinenfalen 

Verbältnissen  sehr  crselnverf.  (Keichstes  Detail  bei  (Jneist.  Selfgovernm.  S.  III  fT.). 
In  der  Hauptsache  dient  die  (i rafschaftssteuer  (cnunty  rate)  zur  Deckung  der 
Gerichts-  und  Polizei  kosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
Q.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  (irafschaft) ;  die 
städtisch«  Stencr  (borough  ratei  ebenfalls  für  Gerichts-  und  Polizei- 
kosten u.  allgemeine  Yerwaltangskosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen - 
ttener  ftar  die  BestreitQng  der  den  ßrchspielen  und  Sammtgemeinden  (Unions^ 
?*»5etzlich  auf liependen  Kosten  der  öffentlichen  Arnienj  flrü  u.  für  eine  wachsende 
Anzahl  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Xdrpcr  auszufuhren  sind  (u.  A.  tJonstabler- 
dienst,  Impfwesen,  Cirilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  Öffentlichen  Strassen 
ia  Stadt  und  Land  (sobsidiftr  aach  ÜDi  GhaiUBee-' Erhaltung,  für  Chausseebau  sonst 
besondere  Vorwaltungen,  die  sog.  twmpikp  trasts),  —  e  benfalls  nach  dein  Princip  der 
Anaeasteoer,  mit  kleiner  Modilicatiuu  im  Umfang  der  steuerpttichtigen  Objecto 
{B.  A.  Hocliwnld  n.  Bergwerlte  hier  allgemdn  etabezogen).  Venerdings  sind  besonders 
fiie  Ausgaben  für  Gesundheitswesen  und  V  oll  sm- Im  1  w esen  hinzugekommen 
und  werd'-n  ebenfalls,  neben  Staaiszusehiisüen  und  Uebertragung  einzelner  Posten  auf 
Jcß  Staat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armeusteuer  gedeckt. 

Im  J.  1873/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammten  LocaUorwal- 
tnog  in  Tausenden  Pf.  St.  (also  Wcglassung  ron  S  KuUen): 


England  u. 
Wales 

SeboHhnd 

Irland 

Zttsmmmen 

Direct  durch  „rates" 

19.773 

1.908 

2.641 

24.322 

Indirect  daroh  ZftUe, 

Oebilhrcn  n.  dp^l. 

4.106 

464 

355 

4.926 

Zos.  I,ecalsteaem 

23.879 

2J17» 

2.996 

29.24» 

SinalaaHdklbM 

1.006 

161 

1.2S8 

2.406 

Andere  Mittel 

4.646 

320 

286 

5401 

Ardeiben  (ausser  der 

Armenverwaltuiig) 
Znsmien 

S.2Ü1 

149 

129 

8.480 

87.731 

8.303 

4.600 

45.434 

A.  Waf{tt(>r,  FinanvirtaRMtorhafl.  I.  9.  Aafl«  8 
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Die  Aa8f«ben  waren  gleichzciti);: 
England  u.  Wales. 
Metro-     Land-    Kasten-    «      Schott-  f_i,_j 
pol«,   diatricie.  diatricto.  laiid. 

Armenpflege  (bei  Engl.  incL  ZurUck- 

zahliinK  v.  WerkbausaiileUien)  1.637  6.054  —  7.691  851  l.OUl 
Andere  Parocbialtnsgaben,  ani  der 

poor  rate  za  zahlen   137        583       —        720     —  — 

liauiitstadt.  Ges.au<p:nbc  für  Strassen, 

Bauwesen,  Wasser,  Canalisir.,  Be- 

lencbt,  Oe8iiiidh.f  enralt  q.  d^  m. 

Allgcm  4.0S8  —        _.      _  _ 

Desgl.  i  lalaade  tz.  Th.  a.  Polkei)     —        11.691      —        —  — 

Polizei  1.M2         —        —        ^      _  _ 

DgL,  auch  üeföngnisse,  Irrenhäuser  —  2.78S  —  —  258  1.214 
\\".'fr.^\ro'^*-n  (incl.  Thatisseen)    .    .      —  2.247      —         —       ISO  1.140 

bohuiverwaliuiig   743         1.214      —       1.957     327  — 

Begrtbnissvesen   57  342      —        399  ^ 

Handelshäfen,  rjouchtthttrme,  Lool- 

senwesen  u.  s.  w   —  —       3.763      —      —  477 

Dorcli  die  ..StedtavCeritJUen*'  .  .  —        —        —    1.176  004 

Aaderee   —  422         -        -      364  119 

Samma  7,653      25.334     3.763    'M.KA    3.158  4.G16 

Auf  den  Kopf  Schilling:  ...      —  —         —     31.4     18.4  17.3 

Für  das  ganze  Verein.  Königreich  zas.  44,524,000  Pf.  St  Manche  einzelnen 
Po!5tcn  dieser  Anscrahcstatislik  sind,  wie  mnii  sieht,  nicht  grcnaucr  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  verschieden,  aber  einen 
ungefähren  »nbUck  erbilt  man  decb.  Dieser  Ausgaboetat  ist  z.  Tb.  dnrch  Anleihen 
gedcekt.    Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  ron  a  36  Hill  Pf  St., 

h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c,  71  Mill.  Pf.  St 
Die  Localsteucrn  allein  lictrugun  c  46%  der  damaligen  Staatsstcuorn         Mill.  Pf.  St) 
und  die  directen  Locabtevem  c.  295  */•  der  directen  Rtaatsstoiieni.* 

§.  54.  —  -  Preii.s'icn.  Die  hierpehnrij^e  neuere  Literatur  hat  thcils.  wio 
Itosonders  Uneist  s  Schriften,  die  neuere  (icsctzgebung  über  Selbstrcrwaltung  mit  an- 
geregt und  dafbr  in  Ansfbbrangen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  thuils  das  hostohendo 
Recht  dargelegt  S.  Gneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selbst- 
vcrwalt  BcrI.  1S69.  Ders.  Rechtsstaat  u.  Verwalt -(icrichtsbark.  in  D>  utscLl., 
2.  A. ,  BcrL  1879;  ders.  d.  preuss.  Krciaordn..  Berl.  1^70;  ders.  Vvrw.rcform  u. 
Rechtspflege  in  Preussen,  Berl.  fSSO:  ders.  d.  prenss,  8tea.refonn,  Beri.  1878;  4er8. 
d.  preuss.  Fin. reform  durch  Roj^ulir  1.  f  n  in  uidesteu(;rn.  Berl.  (s.  dar.  G.  Cohn«  1 
Conr.  Jahrb.  1881,  B.  ;j6,  S.  41.t>.  Scbmoller.  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  IsSl,  S.  863, 
auch  Gerstfcld,  Fin.refonnplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  18S1,  S.  SO  ff.).  —  Ernst 
Meier.  Abh.  Vcrwaltungsrecht  in  HoltzendorlTs  Encycl.  d.  Rechtswiss,  3.  A.,  S  8978*; 

4.  A.,  S.  lOOn.  Ders.  die  Reform  d.  VerwaIt.organis.  unter  Stein  u.  Hanlonlterg, 
Lpz.  1881.  <tcorg  Meyer,  Abh.  Behördenorganis.  in  Schönbergs  Uandb.  11,  507.  — 
Ueber  das  VenraHnngsrecht  vor  der  Bofonn  der  70  er  Jabre:  r.  M  Oll  er,  d.  Oecbt 
(1.  priuis.  Kreis-  und  Provindalv irbando ,  Berl.  isiiG.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  i,  2  Abth.  Lpz.  1870  S.  466  if.  (zus.hängend  wird  v.  Rönne  das  Recht 
der  Selbstvcrw.körpcr  im  5.  B.  der  im  Grscho{n«^n  begriflcnen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandelnd    Heim      rhulze.  preuss.  Staatsrecht.  II  ',Lpz.  1877)  Kap.  4. 

5.  1  tr.,  dern.  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts.  I  (Lpi.  1881)  S.  4 OS  ff..  (Jeorg 
Meyer,  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  Lpz.  1878,  g.  109 — 118.  Morier,  Sclb«t- 
rcgiemng,  D.  t.  Beta,  Lpz.  1876.  Hne  de  Graie,  Hsadb.  d.  YefflMi.  n.  Venvdt 
in  Preussen  u.  d.  D.  Reich,  2.  A.  Herl.  lvS2  §.  71— TH.  Das  le^isht  u.  a.  w. 
Material  Uber  die  neue  Gcs.geb.  der  höheren  Verbände  detailiirt  bei  v  Brauchitsch. 
d.  neuen  preuss.  Verwalt.gesctzc ,  5.  A.  Berl.  1S82,  2  Ii.  Preussen  erfreut  sich  jetzt 
vorzuglicher  finanzstatistischer  Aofitabmen  Ober  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kr(i>e,  besonders  über  das  Stcucrwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth.  Stndt.  r.  d. 
Brinckon,  im  Ergänz.hcft  6,  7,  9  d.  Preuss.  stat.  Ztächr.,  sich  anschliessend  au 
froliere  Aoftitze  in  d.  Ztscbr.  (so  Im  Jbg.  1871,  Arbeit  von  Blenclt),  an  das  antt. 
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Jtbrbnch  b.  an  Hft.  35  d.  „Preoas.  Statistik*'.  Ein  tHfccmcines  Gesetz  Ober  Gommmial- 
bestmflrang  ist  incderboit  in  Angriff  gcnommon  worden ,  aber  bishor  nicht  gelongeD. ' 
T)!>  ^nannten  statistischen  Arbeiten  «ollten  dafür  u.  fUr  die  ganze  deutsche  Beicha- 
und  die  preass.  Staatsfinanzreform,  für  das  sogen.  ,,Verwendang8gesetz''  a.  A.  m. 
die  Tkatatclitii,  naaentUch  die  HShe  der  Belastonp  Sit  Oemeiado-,  Kreis-,  ProrinGial* 
und  anderen  Offentliclien  CorporationsabgaV'  ti  Schal-,  Kirchen-,  Armcnstcucrn)  und 
das  Verhältniss  dieser  Bdastang  zu  den  Staatsiiteuern  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 
fmMt  Kenntniss  in  man<^en  Pnncten  die  Yoranssetzung  für  die  richtige  Wahl  des 
Weg!  zur  Finanzrefürm  ist.  Gegenwärtig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  vorzOgUehe 
Rnanzstatistik  der  Sclbstverwaltang  besit:"^n.  Es  frhlt  vornemlicb  diejenige  derGats- 
bezirke  (in  deren  Gebiet  Uber  2  MiU.  £iawoltuer  aasserbalb  der  Gemeindeverfassang 
leben«  graneathefls  nur  in  den  OsÜ.  Piorinzon).  Dieselbe  hat  aber  kanm  abenrlnd- 
liche  Schrieritrkciton  in  der  Vermischung'  des  oflVntlioh- rechtlichen,  gemeinwirth- 
scbaftUcliea  mit  dem  privatrechtlichen,  privatwirthschaftlichcn  Moment.  Bei  den 
Landgemeinden  bildet  die  noch  ?iel&ch  herrschende  Naturalwirthschaft  (z.  B.  in  der 
Besorgung  des  Wegebaus)  eben&Us  ülr  die  Fioanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 
leistungen iu  Geldwerthe  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  i^enannten  Arltciten  auch 
ireschchen  ist  S.  sonst  auch  Neumann,  progress.  Kinkommenstcucr,  Wegner, 
Referat  aber  Goin]nnn.bMi«neniiig  nebet  stattet.  Tabellen,  Veihandl.  d.  Yer.  f.  See. 
pnlit.  1<>77,  Heft  14  d.  Ver.schriften ,  S.  27,  überhaupt  die  Liter.  Uber  allgemeines 
und  Uber  preuss.  Commuuaisteuerwesen,  so  Grotefcnd,  1S74,  Kotze  1S77,  Gut- 
iebtcD  d.  Ver.  f.  Soc.  polit.  1877,  mein  Keferat  auf  d.  Versamml.  dies^  Vereins  1877 
(a.  selbständig  Lpc.  1878),  die  Gerstfeld 'sehen  Arbeiten,  welche  das  ^en.  amtl. 
Material  weiter  rerarbeileten,  bes.  „ein  Fin.ref.plan"  ISSl,  „Zahlen  u.  Bilder"  1881, 
nStidtefinaazeu"  1$S2.  Auch  Bleuk,  Gehaltsrerhäitnisse  der  höhereu  Gemeinde- 
beamtea  in  d.  pTense.  Stadtgemeinden  aber  10,000  Einr.,  Preass.  Stat  Ztechr.  S.  271. 

a.  FUr  das  eigentliche  Finanzreeht  der  Gemeinden,  namentlich  filr  das 
ijteucrrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt-  und  Landgcmeiadeord nungen 
naasgebcnd.  Nach  der  Städteordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  r.  3U.  Mai  1853  ist  u.  A. 
die  Genehmigung  der  Begierung  erforderlich  zur  Verftnesernng  fOn  Grund* 
ätUcken  und  diesen  gosetdich  gleichgestellten  Gerechtsamen,  nnd  zq  Anleilien, 
durch  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Schuldeabestand  belastet  oder  der  vorhandene 
wgiftBert  vird  (§.  50  d.  Ges.).  Znr  Docbinf  der  dnrch  Bedflrfoiss  oder  VeipHiehtnngen 
der  (renieindc  nöthigen.  ans  den  Einnahmen  vom  st  i'^tis"  lien  Vermijgen  nicht  gedeckten 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 
boMhli^sen  (§.  53).  Diese  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern,  wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  nnd  bei  Zu- 
schlägen zur  classif.  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
dgenthum  frei  zu  bleiben  hat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 
Zmebligen  zor  Einkommensteuer  (also  nicht  svr  OaesMist),  bei  Znschlkgen  za 
Jen  übr'tren  di  reden  Stcu-rru .  wenn  sie  50%  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen 
Sitzen  auf  diese  Steuern  verthcilt  werden  sollen  (Freilasäung  oder  geringere  Belastung 
der  letzten  Classcnst.stufe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt  ,  und  bei  Zuschlägen  zu  dun 
iodirectcn  Stenern  erforderlich.  Sodann  können  besondere  directe  oder  In- 
fi irectc  Gemeindesteuern  beschlossen  wi  r  l  ni,  die  der  Gonehmigting  der  Kegicrung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
aoUea.  Bei  besonderen  Gommnndeinkoramensteoern  ist  ebenfalls  das  avserhilb  der 
Gemeinden  gelegene  GruiuK  igenthtim  frei  zu  lassen  (§.  53  J.  St.  0.).  Wie  die  neueste 
Statistik  zeigt,  bestehen  doc  h  noch  viele  besondere  Einkommensteuern.  Bestimmungvn 
aber  den  Gern  cindchaus  halt  im  Titel  7,  §.  66  ff.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
Ktat  vom  Magistrat  den  Sta  ir,  erordneten  znr  Feststellung  zu  Überreichen;  aosseretat- 
mässige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.  Tlestimmungren 
über  Gehälter  u.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
Schriften  in  d.  Stideeordn.  19.  Mlrx  1850  f.  Westfalen  ($.  49  ,  52,  mit  einer 
Beschränkung  in  Refr.  der  Zuschläge  auch  hA  d.  Classenst,,  nicht  nur  der  Eink.st.. 
indem  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  b<'legeiie  Grundeigenthum  ausser 
Berechnung  bleibt;  die  Zuschläge  unter  aü"/©  verlangen  hier  bei  der  £ink.st.  keine 
sondere  Staatsgenchmignog;  Tit.  6  u.  7),  dsgl.  in  deij.  f.  die  Kheinprorinz  v. 
\b.}>la.i  lS5»i  {§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Processen  von  üoanz.  Bedeutung;  ^.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge 
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zor  Glasscn-  und  Kiukuiumcuät.  alä  iji  den  anderen  SUtdteordnungcn,  in  Bez  auf 
Freilassang  auch  dot  oitrfiremden  Gewerbcertrags  in'  gewissen  Füllen;  Tit  6  u.  7|. 
Die  gleichen  Bestimmungen  Uber  das  Stt^uerrerht  wie  in  den  r>stl.  Provinzen  auch  im 
ties.  r.  Sl.Mai  Ibd  i  Uber  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  Meurorpommern  u.  Kugeo,  §.  ö,  III. 
In  der  Piov.  Hannofer  gilt  die  revidirld  haiinef.  Stidteoidn.  v.  34.  Juni  186t» 
(f.  Könne,  prenss.  Staatsrecht,  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  531,  569  ff.,  bei  ürotefend, 
Polizeilexicon ,  T.i)/.  1877  S.  ]()b2).  Danach  Vcrpflichtuns;  der  Gemeindemitglieder 
zur  Zahlung  vun  Abgaben,  wenn  die  Einkaufte  des  Stadtvermögens  nicht  ausroichen 
(§.  1 14).  Vorg&ngige  Genehmigang  der  Regierang  zur  freiwilligen  Verftassenug  von 
(icrechtigkeiten  u.  (inindsttlcken,  zu  Anleihen,  welche  den  Schuldenstand  vergrössern, 
zur  Einführung  neuer  oder  Yoränderang  bestehender  Gcmeindeabgaben  (§.  HD).  In 
Schleswig-Holstein  ist  dordi  das  prenss.  Ges.  r.  14.  April  1869  die  Verfiosong  u. 
Ver*  altung  der  Städte  und  Flocken  geordnet  (v.  BOaso«  II,  2.  Abth.  S.  532,  590  IT., 
Grotefend  a.  a.  O.  i.  Die  Vorschriften  über  Veräu»:seningen,  Anleihen,  Genjeindestcucrn 
(§.71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Kheinproviuz  im  Wesentl.  nachgebildet.  Ueber 
Abweiohnngen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  knrhess.  Gemeindeordn.  f.  St&dte  u.  Land- 
gemeinden V.  2H.  Ort.  1831  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  ROnne.  II.  2,  S.  583). 
U.  A.  können  hiernach  (directe)  Gemeindeumlagen  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbsein- 
kommen n nd  die ErtrSge der  bestehenden  Verbrauchsabgaben  nicht  ausreichen (§. 77). 
Fttr  die  Einfübraug  neuer  Verbrauchsaligahen  niiuisfrr.  (lenehuiigung  erforderlich. 
IHSO/Sl  waren  unter  2  541  Mill.  M.  Gcnieindeabgal»en  in  den  h&js.  Städten  0.844  Mill.  M. 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  I.TS  Mill.  M.  Gemeiudeabg.  0.29  Mill.  M.  S.  sonst  Tit  4 
der  gen.  hess.  Ordn.  Im  ehemals  nass a  n ' sehen  Gebiet  besteht  die  nass.  Gemeindeverfass. 
V.  2().  Juli  1S54  (v.  Knnnc,  II,  2,  5S5,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  melir  in- 
directe Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  prcuss.  <Jes.  v.  25.  März  18t>7,  wesentl. 
nach  den  Gnindsitzen  der  Städteordn.  f.  d.  Ostl.  Prorinzen,  so  bes.  In  d.  Vonichriften 
Uber  Staatsgenehmig.  von  Anleihen,  Verüusserungcn  u.  Uber  das  Stenerwcsen. 

Für  die  Landi^enieinden  bestehen  in  den  6  östl.  Provinzen  die  besonderen 
Bestimmungen  der  Ueuieindevcrf.  r.  14.  April  1S56;  so  über  d.  Ycrtheiluug  der 
Gemeindeabgaben  §.  11,  12.  Hiernach  gilt  znnichst  der  „hergebrachte'^  Mass- 
stab; Veränderung  desselben ,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  (n  meindcboschluss  mit 
Begierangsgenchroigang;  ercntuell.  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Innern.  In  der  Landgeuieindeordn.  f.  Westfalen  t.  19.  Mftrz  1S56  gelten  für 
den  Gemeindehaushalt,  die  Staatsgenehniigtinfr  zu  VerriusscniriE:<Mi  u.  Anleilicii  u  für  das 
SteuerrecJit  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  45,  4Ü,  53,  57). 
In  der  Sheinprorlnz  kOnnen  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  nnter 
lü.OOO  E,  Erl.  V.  15.  Mai  l*'.'>ß)  auf  Wunsch  entweder  die  StSdtOOrdnong  oder  die 
(ieinoin<lt'oribuitig  v.  23.  Juli  1S45,  verändert  durch  Ges.  v.  15.  Mai  1856,  verliehen 
beküuiuien.  Die  Bestimmungen  über  das  Stcuerrecbt  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Prov.  Hannover  besteht  das  hannov.  Ges.  tlber  die 
Landgemeinden  v.  29.  Apr.  1859,  nebst  hannov.  Min.erl.  v.  dein-^.  Tage.  Die  Ver- 
tbcUung  der  Gcmeindelasteu  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  gütig  be- 
stehenden Fnss,  der  durch  Gemeinderersammlnngs-,  bez.  Ansschnss-Beschlnss  nntev 
Staatsgenehmigung  abgeändert  werden  kann.  (§  47  ff.  der  Min.  V.o.,  mit  Angabe 
der  Gesichtspuncte,  nach  denen  die  Genehmigung  zn  ertheilen  oder  zu  versagend. 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  obere  Staats-Verwalt.behördc  das 
Beltrags-Vcrhältniss  zn  bestimmen,  §.  50—52.   Grotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  FlnanisUtisÜk  hatten  für  lSSO/81  zn  entrichten  (MilL  M.): 


(ohne  Gntsbedriie:) 

65.75 
6S.92 
3.70 


1.  Directe  Staatsstenem 


80.99 
99.66 
10.53 


2.  Gemeindeabgaben 
d.  i.  auf  den  Kopf 


davon  in  MUL  M. 

a.  ZoschOase  zur  Grundst        .   .   .  . 

b.  „  „  Geb&adest  .  •  »  . 
c  „  01ass.n.EüikommeMt.  . 
d.      „         „  Goworbeat  


1.87 
6.84 
50.86 

1.24 
60.61 


18.07 
5.19 

2112 
1.21 

46.59 


zusammen:   Znschl&ge  .   .  .  . 
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Die  Stacttffeiii. 

Laiidgcm. 

(iriiue  Gatäl>o/trk.) 

ü.  besondere  Gemeiiideuiukuiuiiicubteuuru 

10.07 

2.04 

11.16 

0.00 

1.20 

0.67 

5.67 

5.51 

i.  sonst.  Per8.st  

0.2Ji 

3.21 

4.05 

0.50 

1.  and.  dorn.  H.  r'nrp«.rsteueni  .   .   .  , 

— 

0.38 

zusammen:  and.  Steuern   .  .  . 

»9.04 

12.33 

8.50 

30.00 

3.34 

11.59 

S.13 

5.26 

0.12 

1.96 

1.86 

11.15 

4.  Summa  Gem.  n.  CorpJt  

108.11 

S8.SS 

lb9.lU 

la4.63 

VeAkltaiss  ron  N.  4:1  wie  ?  zu  100: 

133 

185 

Ubiic  irohciizollcm.  Das  System  der  all{i::cmriiicn  (icuitjiti(Jpab<rabon  waltet  demnach 
stark,  in  besonderem  Maassc  in  den  Städlea  vor,  wo  (iio  Srhullastcn  nur  noch  theil- 
wevöc  Scliulsoc  ietäblasten  sind ,  meistens  auf  Uic  Uelücindccaiüe  Ubernoiumcü  wurden 
md,  gemäss  einer  Befagniss  der  Städte  in  den  KreisordnungspiOfinzen.  sowie  gemiBS 
(]m  üblichen  Continfrentiningsprincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
grossentheilä  direct  aus  der  üemeindecasso  im  (ianzeu  entrichtet  werden,  ohne  Indi- 
vtdnaliqMrtidoD  «uf  elnzdne  Steuerpfllcbtige.  Letzteres  Priodp  ist  dagegen  für  die 
Landgemeinden  durch  die  Krcisordnung  vorgeschrieben  and  besteht  auch  sonst  all- 
fooeio.  Die  Zweckstcuem  für  das  Annenwesen  sind  anch  in  den  Landgemeinden 
der  alten  Profinzcu  unerheblich  '^durch  Gab.  Ü.  v.  22  Juni  ls25  ist  überhaupt  die 
Bifthnng  einer  besonderen  Armen  Steuer''  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
der  Armcnlastcn  rerbi)ten\  wichtiger  sind  sie  nof  h  in  Schi'  Holstein  u,  Uannnrer. 
~  Das  System  der  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  Überwiest  in  Stadt  und  Land 
bei  den  Gemeindeabgaben,  aber  die  mehr  oder  ireniger  ron  den  Stantnteneni  ab- 
weii  henden  besonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrag'^.  Das  Personalsteuer^ebiet  (zu  dem  auch  die  W'ohnnng-s-  und  Miethsteu*>*rii 
bes.  in  Berlin,  im  W  eseatl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
giww  Ansdehnong  gewonnen  und  ubenrlegt  vollends  in  den  Stidten:  ein  Hanptr 
unterschied  von  England.  Die  infiir.- -te  Genieindebesteuerung  ist  nur  noch  sehr 
:ichwach  vorhanden,  am  meisten  in  Hessen -Nassaa,  Hannover  u.  in  einzolDen  Städten 
der  alten  Prorinxoi,  vo  die  Sehlachtstener  als  Gemeindoateiier  Uieb  (so  in  BraslanX 
Die  einzelnen  Provinzen,  thoils  die  Gruppe  der  alten  (und  hier  wieder  der  Ostlichen 
und  westlichen  auch  untereinander)  gegeniiber  den  neuen  f1^<)6er),  theils  jede  rrovinz 
gegenüber  den  andern,  ferner  die  einzelnen  Städte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
Kitiseo  zeigen  aber  Tiefe  VerBcbiedenheiten«  för  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  statibt. 
Erf&nz.hefts  D  zu  rcrwi  i  cn  Bemerkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  S~.';(»5 
Landgemeinden  des  Staats  (ohne  Uoheozoilern)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde- 
abgaben  o.  7324  roihanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ansschliessUch  von  den 
Grandbesitzern  aufgcbmclit  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aut'iiahmen  gestatten  nur  theilweise  eine  Vergleichung 
mit  den  neuesten.  Ftlr  1857  wurden  im  Staate  alten  Uuitangs  (,ohne  Uohenzollern) 
simmtliche  Corporuibgahen  beieohnet  in  den  Stadlgraneinden  auf  29.47,  den  Landgem. 
auf  ir^  öT,  zus.  auf  7^.04;  diese  Bctrftgö  waren  1880— Sl  gestiegen  auf  <)i).35.  65.68 
a.  156.03  Mill.  M. ,  p.  Kopf  1S57  im  Staate  4.21,  1880-81  6.21  H.,  Zunahme  in 
dea  St&dtcn  207,  Landgemeinden  öl,  im  Ganzen  XWl^,  p.  Kopf  nm48%,  mit  Tiefen 
Verschiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  III). 

lieber  die  Verwendungszwecke  der  Gemeindesteuern  n.  der  gesammton  (le- 
loeiudeeinuahmeu,  sowie  Ober  die  uicht-steuerrecbtlichen  Linnahuien  liegen,  abgesehen 
von  den  eiwihnten  ZweclBtener- Daten,  im  En^z.beft  0,  bcarb.  v.  Uerrfnrth, 
genauere  Daten  fur  die  preass,  (rorneinden  v.  Uber  lO.OOn  K.  vor,  ein/ein  für  IT»  (ie- 
meiaden,  f.  1876.  Uier  werden  (S.  121)  berechnet  fUr  die  Summe  dieser  170  Ge- 
Minden: 


Digitized  by  Google 


118       J.  B.  2.  K.  2.  A.  FinaiunreeoB  der  SelbttrorwaUangsUiper.  §.  54. 


Gcsammte  BruHo-     Auf  li.    Ord  Brutto-    Auf  d. 


auüg.  ord.  u.  aussord. 

Kojjf 

ausg.  aileia 
Hill.  M. 

Kopf 

Mili  M. 

M. 

M. 

Alle  Aasgaben  (iad.  LeistungeD 

an  Kreis  u.-Prov.  Vf^Hiand) 

227.45 

42.37 

165.88 

30.91 

Davon  f.  sUatL  Zwucku  (ind. 

13.12 

2.45 

12J7 

2.91 

36.6S 

6.83 

3.39 

f.  W'otütliätigk.  u.  Armenwcüen 

21.62 

4  00 

20.Ui> 

3.74 

40.73 

7.59 

32.03 

5.97 

f.  Verzinsung  und  TllgDDg  der 

üemeiDdeschuldon  .... 

20.71 

3. SC» 

UJ.3Ö 

3.60. 

im  Eiozcinea  unterecheidot  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  ^S.  100)  aogegebea 
viude.  Zur  Ulnatratloa  mOgen  die  ZaUoB  ftat  die  nrei  grösstcn  prome.  Gendnden, 

Berlin  u.  Brt;slau.  mitgotheilt  werden.  Einzelne  Posten  bedürfen  eine  Erläuterung;, 
wofOr  auf  die  «Quelle  selbst  zu  verweisen  ist.  Die  hcA  einigen  Kubriken  rorlAOJnendeil 
Kiiioabmeu  äind  zugleich  mit  aagcgcbeu.    (Uiü  Zahlen  in  iOOU  Mark). 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Au^be     l>;tvHrt       Ein-     Amg.      Davon  Fin- 
Extraord.  nähme  Extraord.  uaiime. 


L  Allgem.  BteetL  Zwecke 

S.742 

82 

836 

889 

6 

57 

neuii.  1.  f.  Milit.venr,     .  . 

639 

— 

156 

15 

— 

7 

daron  a.  Einquart  

589 

— 

154 

14 

— 

7 

b.  sonst.  Ciaraiti.eiuricbt 

— 

— 

— 

0.2 

— 

— 

0.  «Nut.  Aufgaben  (Re* 

»ervistennnterstaiz  1  8.  w.)  . 

— 

2 

— ' 

— 

— 

2.  Justizrervalt.  .... 

— 

— 

— 

73 

172 

351 

5 

51 

Den»  a.  Narht-Wachtwee  . 

357 

11 

52 

109 

— 

— 

b.  l'cucrluschwes.  .  . 

1480 

50 

61 

177 

1 

9 

c.  Poliztiigofängn.  .  . 

131 

— 

47 

25 

8 

5 

d.  Sonsdfes  .... 

958 

12 

12 

40 

1 

37 

4.  W  rilil-irhcn  .... 

33 

- — 

— ' 

— 

— 

— 

5.  ätaabstcucrvcrvaltiuig  . 

6.  ^chveeen  n.  A.  m. 

165 

8 

23 

II.  Verkehrsanlagen. 

18.04S 

982 

2  135 

i  42h 

157 

1.  Strassen  and  rifitzo  .  . 

15.256 

8.439 

837 

1.393 

836 

15 

Daron  a.  Entwässerung    .  . 

8.42Ü 

b.420 

191 

515 

492 

1 

b.  PflasteroDg    .   .  . 

8.552 

1 

608 

.393 

8:i4 

c.  Belcn(  litnng  .    .  , 

1.171 

212 

d.  Keinigong     ,  .  . 
3.  Sonst  YencanL  (Chtnn., 

Brucken,  Fähren,  Gan&lc, 

2.013 

6 

43 

263 

8 

14 

Schlens^r^n,  H  if'-n  n.  s.  w.'i 

792 

254 

145 

742 

592 

142 

III.  lieworbl.  Anl:ig<',n  u. 

gemeinntitz.  AnsL 

13.068 

451 

14.992 

973 

114 

1857 

1.  (iasan3t.(Brr>i:iulttl877) 

9.905 

12.126 

(1.765 

415 

1930) 

28 

2.801 

51b 

375 

325 

3.  Sonst  gem.  nOtt.  Anst 

970 

428 

59 

391 

177 

418 

IV.  Wohlthätigk.,Ar]D.we8. 

5.032 

257 

517 

1.362 

31S 

935 

1.  Anst.  unt.  dorn,  renralt 

2.058 

219 

267 

610 

240 

550 

2.  Zuschüsse  au  andere 

119 

10 

3.  Sonttigea  incL  Ameii- 

krankenpflcgo  n.      w.  . 

2.856 

3S 

250 

742 

78 

385 

V.  Uuterricbtszvecke 

8.470 

2.7b7 

1017 

1.594 

93 

47b 

1.  Oemefiide -Voll»- u.  Eiern. 

schulen,  auch  Annen-  n. 

Mitteischnicn  .... 

4.b80 

1.562 

70 

770 

52 

G 

2.  Höhere    Schulen  unter 

Gem.ronrnltuof   .  .  . 

3.436 

1.224 

1.946 

734 

31 

393 
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Aiugabü 


Borliii. 

Davon 
Extraord. 


8.  8p6e.oot6rr.Miat  dsgl.  .      83  — 

4.  Zuschüsse  an  Schulen, 

nicht   unter  Goin.verw.      121  — 

5.  Sonst.  Ausgaben  ...  '60  — 
Vf.  G  6  m  e  i  n  d  e  V  c  r  w  a  1 1. 

i.  A 1 1  g  e  m.  (Bctiold.,  Pens., 
BureauMisgb.  u.  s.  w.)  . 


Ein- 
nahme 
1 


Ausg. 
49 

iH 
18 


Br6eUii  (187S) 


Daroo 
£xlraoFd. 
7 


3 


Kill- 
nähme. 
79 


2. 
VII. 
1. 
2. 

:i 
4. 


4.132 
3.860 

772 
4.699 


PerB0ii]ich6  Auagabflii  . 

Sachliche  „ 
(iemeindeschnlden 

A'^crzinsnug  3.621 

Tilgrung  1.078 

Passivrenfcii     ....  — 
Neae  Anleihen  ... 
VUL  Samme  der  Brvtto- 
ausg.   (incL  einige 
hier  nicht  gen.  Posten)  5Ö.157 


5  504  1.043 

—  4^8  8:^5 
5  1S9 

—  8.42Ü  1.509 

—  —  1.095 

—  —  413 

—  -  1 

—  8.420  — 


106 
106 


165 
128 
28 


28  — 


—     lO.Sßl  2.856 


12.379 

DazQ  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  für  den  Kreisverband,  d«n 
PmiDzialTerhaiid  v.  für  kirchliche  Zwecke  (bei  Beriin  fehlend,  bei  BresUa  N.  1  dg^., 
N.  2  74,  N.  8  80  Tuisend  M.). 

Nicht  «ncrbfblicli  sind  die  Nettooiiinahmen  „aus  dem  nutzbare  in  Ver- 
mögeu"  (KüiuuuireifTütcr ,  landwirthsch.  Grundbesitz,   Waldungen,  andere  gewerbl. 
Anlagen  ,.£U  P^irat^wcckeu")  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  prcusä.  Gemeinden 
aber  10.000  £.  in  1876  14.19  Hill.  M.  (netto)  oder  2.64  M.  i>.  Kopf,  neben  einer 
Bnitfoeinnahme  aas  der  Communalbestcuening  von  H)M  V.  M.  oder  l.'^.l'i  M.  p.  Kopf. 
Ferner  die  theils  gebuhrenartigcn ,  th.  den  Character  pri?atwirihschaftlichci  Kenten 
und  UnfenieliraergewinDfl  trairendon  Einnahnen  l»es.  Betriebe-  eder  TenreltOBfsflber- 
schlisse  der  Gemeindeanstalten,- Einrichtungen  U.Unternehmungen.  Hier 
j^cviuuen  moderne  Din«;e  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
tiiianziclle  Bedeutung  fUr  die  Einnah mevrirthschaft  der  prcuss.  Städte.    Leider  fohlen 
noch  die  hohen  groffistiLdt  Einnahmen  aos  Straseenbehnen,  die  man  bisher  auch  hier 
dm  Artienffcscllschaften  zur  Ausbeutung  tiberliess.    Unter  den  gcbohrcnartigen  Ein- 
uahmen  sind  die  Schulgelder  fUr  höhere  Schulen  henrorzaheben.  welche  die  betreuenden 
Kosten  meist  zar  HUfle  ond  melir  decken.   Beiobes  Material  Uber  dies  Allee  im 
Ergänzh.  N.        Die  Bruttoeinnahmen  (ron  denen  bei  Gasanstalten,  Was.-^i  rleitung 
allerdings  unr  eine  tnäs^ig^e  Quote  als  Keinertrag  fUr  andere  Commuualausgaben  ver- 
fügbar bleibt)  waren  iu  den  170  Gemeinden  über  10.000  E.  56.26  Mill.  M.  (davon 
Gasanstalten    27.<is,    Wasserversorg.anstalten    8.81,    £ntirS8s.anlagen    und  Abfuhr- 
arutalten   0.1.'»,    Märkte.    Markthalten,    Messeinrichtung^en   ().90 .  Communications^ 
anlagen   1.19,   Schlachthäuser  o.  Uöfe  0.31,   Sudtwaagen  0.14,  Krankenhäuser, 
Hospitiler,  WoUthitigk.a]utelteo  1.54,  Seholeii  im  Ganzen  10.91  [tteml.  VelksBcli.  1.46, 
h.'here  T.xhtersch.  2  03,  Mittekcli.  1.79,  Keal-  und  bölure  Bttrgersch.  2.85,  Gym- 
nasien 2.2  1.  Faihsch.  0.55  M.  M.]    Dazu  traten  noch  besondre  „Beiträge*  2.63 
\{.  Eiüi|narti<  r.  u.  s.  w.  1.02,  Feld  und  Waldhuterlohn  0.084,  der  Adjacenten  f.  Strassen- 
u.  Wt?ge bau  kosten  1.54),  ferner  di?ersc  „Gebühren  u.  Sportein''  (u  A.  f.  Standesamt- 
>aobeD.  Eichwesen  u.  A.  m..  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Siicciul-Kecht.stiteln  beruliend) 
0.^4  M.  M.   Im  Ganzen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebührenartigen  Gefällen, 
Beitragen  u,  s.  v.  55.44  M.  M.,  10.33  M.  p.  Koi)f,  gegen  70.89  M.  M.  oder  18.12  M. 
II.  Kopf  Gommnnalsteneni  (Erg.b.  N.  6  S.  222,  218). 

§.  55. —  b.  Die  Sclbstvcrwaltuii>cskr>ri»(r  boherer  Ordnuncr.  die  Kreise  und 
Provinzen,  haben  iu  Preuäson  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
(gehabt.  Eine  erbebüche  ErweiteroniT  deraolbett  ist  darch  die  neue  Gesotzgebong  der 
70er  Jahre  erfolgt.  Dies*  ^ilt  aber  erst  in  den  östlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
Pwcns.  in  den  anderen  bestellen  thcils  die  älteren  Normen  nocli,  theils  neue  besondere 
B«?i>timmuugcn,  so  in  den  lb06  annectirtcn  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
AntOBomie. 
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«.  Die  Kreise,  (S.  v.  Könne,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preuss.  Staatsr. 
II.  63  E,  F.  Moier,  4.  A.  v,  Holtzend.'s  Encycl.  I.  11111  Nach  den  Kreisordnungen 
?.  1S23  II.  für  die  acht  alten  Pro?inzcu  (tiesetzo  v.  1.  Juli  1S23  u.  27.  Mär^  1824) 
Iwbea  die  Krefutlnde  ovr  die  BefügolBs,  die  krcisirei^e  aofzubringenden  Staats- 
pr&stationeti  za  rcpartiren ,  sovv -it  dcrtMi  Aufbrin^ingsart  nicht  dur'  h  dai  Gesetz 
beetiiaiDt  roigeschheben  ist,  sowie  die  KcguUraog  tou  Abgaben  und  Leistungen  füi 
KreüsbedHrllBiMe  zu  begutachten.  Durch  ?en<£iedene,  im  Zänzebeii  nicht  guat 
abereinätimmende  Verordnungen  von  1841  fi'. — 1S4G  für  die  verschiedenen  Landes- 
thcile  fv.  Rönne.  I,  2,  S.  540)  haben  die  Kreisstände  aber  die  ßcfugniss  »'r1ialt»^n. 
die  Kreiseiugesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnehin  obligatorischen  Aufgaben 
ZU  verpllichtea ,  wonne  wieder  das  Recht  abgeleitet  wurde,  Kreisschuldcn  auf- 
zunelimen.  Die  rege.lmilssigcn  Z werke  sind:  Ausgaben  zu  gemeinnutziii^en  Ein- 
richtungen und  Anii^cn,  auch  (mit  Ausuahuie  der  Pior.  Preuasen)  zur  „Beseitigung 
eiiMS  Nothatuids^'.  Zu  dieaea  Zwecken  kSiuien  «ach  die  £iokaafle  der  Kreis- 
communalfonde benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  KOn.  Genehmigung. 
Einzelne  weitere  Beschränk nn«!fen  ausserdem,  so  in  d.  Rheinprov. ,  dass  di»3  Beiträge 
n.  Leistungen  der  Kreiseiugescssenen  10"/«  der  directen  Staatseteuero  (iiicl.  Mahl- 
n.  Schlachtst)  nicht  ttlrarsleigen  dttrfen  (dech  Ausnehme  mit  KOn.  Genehmigung). 
Nach  d.T  Kr^isordn.  v.  IS.  Pch.  1S72  fnetie  Fii3sung  v.  Ifl.  Mär/  1S81)  ist  der  Kreis- 
^  (S*  11t»)  allgemein  befugt.  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  beschliessen  und  zu  diesem  Behufe  über 
das  dem  Kreise  gehörige  Grand-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verftigen,  Anleihen  auf- 
zunehmen und  die  KreisaniBrehi^rig^en  mit  Kreisabgaben  zu  belasten,  innerhallt  der 
Grundsätze  der  §.  lU — Ib  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaassätab 
der  Kreisabgaben  zu  bescbllessen,  den  KreMitiisheltsetst  fastzustdien  und  hinsichtlich 
der  Jahrcsrcchnun^  De(  har7e  zu  ertheilen;  die  Grandsätze  festznstcll  ti ,  nach  welchen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  KapitatverinOguns ,  sowie  der 
Kreiseiurichtungen  u.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kreisämtem  zu 
beschliessen,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  Kreisbcamten  zu  bestimmen.'  Lieber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  js.  §.  9— H»  d.  Kr.  0.  Hanptf,anndsatz 
in  ^.  10:  „Die  Vertheitung  der  Kreiuabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstabe 
ab  nach  deai  VerhtitAiss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directen 
Staatssteucrij  n  tvnr  •:ur  durch  Zuschhifre  zu  denselben,  be/,.  zu  den  nach 
§.14,  15  zu  erniitteludeu  iiugirten  Steuersätzen  der  Korensen,  juristischen  Personen 
u.  s.  w.  erfolgen"  —  (mit  spec.  Bostlmmungeu  über  das  VerhSltniss  der  Hennztdiung 
der  eiiuelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  (iutsbezirkon  erlbigt  dann 
In  dividualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen,  nur  den 
Stüdten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Steuercontingcnts  uberlassen  (§.  11) 
und  m  decken  es  vSelfach  gleich  im  Ouzen  aas  ihren  Einnahmen.  Der  Maassrtab 
der  Vertheilung  der  Kreisa>t2:aben  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden  ,  Kcrision 
von  5—5  Jahren  vorbehalten  (§.12).  Eine  Mehr-  oder  Minderbelastong  einzelner 
Kreistheile  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiscinrichtungen  in  besonders  hohem  oder 
gcniii,'ein  Maasse  solchen  Theilen  zn  (lute  kommen  (§.  l'i).  Ueber  den  Krei»  Ii  aushall 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O.,  f\ber  das  Oberau fsichts-  und  (ienLliini'!:unK:^recht  der  Itegierung 
5:}.  176 -ISO  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  507«  der 
Gesammtsomnie  der  dir.  Staatsstenero,  auch  jene  Mehr-  oder  Minderbelastong  einzelner 
Kreisthcile  der  rni?;:  tcrielli-n  (lenchraignng,  Vcräusseningcn  von  Grundstiickcn  u.  Ini- 
inobiliarrechten.  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Krcisangehürigeii 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  tiber  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  Genehmigung 
des  ßeziritaraths  §.  176).  —  üebcr  die  bisherigen  kreisständischcn  Eiurichtangen 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  T.  12.  Sept.  1867  f.  Ilaniiorer, 
22.  Sept.  1S67  f.  Schleswig- Hohiteitt,  9.  Sept.  1^67  f.  R.  ß.  Cassel,  26.  Sept.  1!>67 
f.  K.  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  KreisstSnde  haben  die  Verwaltung  der  dem 
Kreise  i:el\ßrifren  Fond^,  mit  dem  Hecht,  Ausgaben  daraus  zn  bc-«  liliesscn,  zu  geniein- 
nutzigeu  Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Nothstands  die  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgenehmignng  ist  erforder- 
licii  zu  Beschlossen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistun^^en  i'ur  den  Kreis  ohne  Ue^tehADde 
Vcrpllirhfnnc:  nen  «b*M'noinni'  ii  rv-Tfinn,  zur  Aufstellunir  lics  Heitragfsfusses  f.  Aiit'lirin^nn«- 
der  krcislasten  oder  zur  .\cnderung  deb  beätebendcn  b'ussus,  auch  zur  Veräusserung 
ron  Grundstöcken  n.  Kapitalbestludeii  (ausser  Erq»amissea  aus  den  letzten  6  Jahren). 
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Einblick  in  die  thatsächlicho  GesUJtnng  der  Kreishaushaltu  gewähren  ebenfnUe 

■Vv  g<'nanntoM  nencr<m  amtlichen  fin&azstatist.  Arbeiten.  An  Kreis-  uüd  Prorinria!- 
üteuera  oebeu  den  Gemeindeabgaben  vurdeu  danach  Ibbü — Hl  auigobracht  in  den 
Slldten  1.866  UIU.  M.,  in  den  Landgemeinden  11.147  MiU.  M.,  dort  so  ?iel  weniger, 
weil  die  grösseren  Städte  (über  25.000  Einw.)  meist  kreisexemt  sind  u.  vi  I  i?i'i< to 
diese  Abgaben,  wie  bemerkt,  nicht  individuell  erheben  (Erg.  Heft  f>,  S.  IMI). 
Der  Gesammtbelrag  der  aosgeschriebenen  Kreissteaem  allein  (darunter  die  direct 
ilir  Gentingent  aiUeii^eB  StUte  inb^ntfito),  wnr  im  preass.  Stai^  (incL  Hohenzolleni) 
1877— 7S  22.^00,  1<»80— 8t  2r).sTr)  Mil!.  M..  davon  im  Gebiet  der  Kreisordnting  14.55??, 
im  flbiigen  Staatsgebiete  U.32d  MiU.  M.;  von  let/.terea  zwei  Summen  wurden  urhobea 
eis  Zoschlag  zur  Grandsteaer  bei.  4.968  n.  4.4H.'i,  zur  Geb&ndest  1.601  e.  1.202,  znr 
Classen-  n.  Einkomin' n..t.  7.006  o.  4.150,  xor  Gewerbest.  0.666  n.  0.50!).  überhaupt 
in  Znschlagfonn  14.190  u.  10..H24,  ansserdfin  in  Form  besonderer  Realst.  0.047  n. 

0.  089,  besood.  Personalst.  0.0ti4  u.  0.08>).  sonstiger  beaond.  Kreisstcuern  0.252  u.  0.822 
(Srg,  H.  9,  S.  166).  NÜieres  in  d.  ,,nnnn»lirti8tik  der  Kreise  f.  1877--78'*  ron 
TIcTrfnrth  m  Stadt  (Erg.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  steaerrechtl.  Einnahmen, 
aber  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schuldenbestand  u.  d<m  Ycrthellungsmaass- 
■Inb  der  Kreisstenem.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptpc^tcn  (cid.  nnd  aosa^ird. 
Amg.  tt.  £inn.  zos.)  in  1000  M. 

Staat         Davon  Provinzen 

dw  Krcisordo.  andere. 

L  Ausgaben. 

1.  FOr  allgeu.  Staat^ecko   215  106  109 

2.  Verkehrsaolagen  21.905        12.848  9.117 

3.  Wohlth&tigk.  Armen w.  u.  s.  w   1.718         1.146  667 

4.  Unterricht   158  98  60 

5.  Sanitätswesen   ....    1.094  561  542 

6.  L^mdusmeliorat.  Land-,  fei-atwirihäch.  Zwecke      Vi!  24  112 

7.  Gemelnnfllsiiree   79  36  44 

Ü».  Beseitig,  v.  Nothsfand  •   .    .    .  33  32  1 

9.  Zinsen.  Tüg.  d.  Kreisschuldcn   7.748  4.919  2.820 

10.  Allg.  Kreisverwalt   5.269         4.716  552 

1 1 .  Leist,  an  Ftofine.  n.  oomm  -  stftnd.-  Verbinde    6.077         2  171  2.906 

12.  Sonstige«   1.789  1.375  413 

Summe  d.  Ausgaben   45.277        28.022  17.265 

n.  Binnnlimen. 

1.  Ans  iintzbarem  KreisvermOgen   1.662  1.110  562 

2.  Aus  den  Verkchrsanlag   2.039  1.759  280 

3.  Ans  WobIthätigk.anät.  u.  gemeinnatz.  Anlag.        183  131  62 

4.  Ans  Unterr.nn8L   6  6  — 

5.  Atjs  Kreiöstcuem   22.798        12.9U4  9.803 

B.  Aus  Jagdscheiogeldera   511  200  310 

7.  Am  Zahlnngen  tm  Staat»-  od.  Piw.CNids  .    8.293        6.487  2.666 

V.  Anleheu   5.371  3.102  2.268 

9.  Sonstiges    3.168         2.005  1  162 

Summe  der  Eiuuabmen   44.030        26.746  17.284 

IlL  Summe  des  AetlTvermOgens    .   .   43.205        32.483  10.761 

1.  Dnfon  (irb.mde  10  011         IS. 301  8.365 

3.     „   Inhabeipapiere  8.G12        13.027  5.673 

8.  ..   and.  Foidenrnrai   1.399         6.274  2.692 

IV.  Summe  der  Pnssirn   93.266        64,997  28.269 

1    n^unn  Inhal.erpap   47.685         87.160  10.525 

..    sonstitie  Schulden   45.581         27.836  17.744 

Die  Naturallcisivngen  sind  hier  überall  in  Einnahme  Q.  Anagnbe  anf  Geldwerth 
lodncirt    Die  Kedentung  der  Ausgaben  f.  Vorkehrsanlagcn  ragt  hervor. 

5b.  — /f.  Die  Provinzen.  ^S.  ?.  Könne,  £.  Meier,  Schulze  a.  a.  0.)  Die 
sogen.  PievindalTerbinde  sind  nach  der  nenesten  prenss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsten 
Selbstvcrwaltungskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nunmehr  auch  als  Land- 
armenverbände  fnngiren  und  die  ältnren  commnnalstandiscben  Verbände  in  sich  auf- 
saugen (8.  z.  B.  daa  Ges.  v.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Aut  heb.  d.  commJtäfld.  Verbände 
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f.  Poutüicrn.  d.  Ge$.  v.  19.  Jan.  ISSI  betr.  die  Aufhob,  d.  comm.btäad.  VerlNUids  d. 
Neuuiark  u.  de.xson  Vereiiiifj.  mit  Brandenburg.  Eine  Ausnahme  bildet  namentlich  die 
Prorinz  Hosseil -N Bissau,  wo  dio  beiden  geschichtlich  getreonteo  Bcstandtheile  auch 
in  den  beiden  Uegit-rungsbexfiten  der  Proflnx  selbsfindige  comninnslatind.  Verbinde 
fettiebcn  sindV  — 

Nach  dem  (Jcs.  v.  f».  ,1nni  \^2■^  und  den  danacli  lur  lii»-  einzelnen  alteren 
Proviaz«'n  gejrL'benca  ]>rovincialstaudischen  V'erfasBUDgcu  liattea  die  Stände  kein  Rocht 
der  eigenen  Besteuerung?  zur  Dccirang  der  Profincialausgaben ,  noch  ein  Recht  der 
Schuldaufnalinie.  Nach  dem  .1.  1866  führte  zuiri  hst  die  IJücksicbt  auf  fü  -  neuen 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Prorincialveriksäungen  und  zur  Ausgestaltung  der 
Prorinzen  tn  Selbstverwiltungskorp^ni  höchster  Ordnung  mit  vmfenenderer  Gompetenz. 
Die  preuss.  Verordnnng  r.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gebiete  HannoTers  (wozo 
spfiter  das  pn-uss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialrerhand  mit  Corprtrationsrechf,  dem 
durch  das  Ges.  ?.  7.  Älärz  1868  eine  jährliche  Uotation  voti  '  Mill.  Tbl.  aua 
Staat.smitteln  zu  eigner  Verwaltung  eigcnthumlich  überwiesen  wurde,  und  xwar  für 
fole^ende  Zwecke:  Bestreitung  der  Ko^^f u  ies  Provinc.Iandtags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  n.  Ergänzung  der  Landesbibliothekon ,  Zoscktbse  f.  öUentl. 
Sumlnngen  d.  Kunst  n.  Witteosch.,  Unterhnit  n.  üntenttttz.  d.  Irrenanstalttai,  milden 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-,  Landannenanstalten,  des 
jüdischen  Scluil-  x\.  Synag-op^enwcsens.  Kostenbestreitunir.  bez.  üntersttltzuiip  des 
diaus^emäss.  Ausbaus  von  Laudätrüb^en  u.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  Bildung 
eines  Fonds  für  Znscbüsse  zu  Landesmeliorationen,  sowie  f.  ähnliche,  im  Woge  der 
G «setz Webling  zu  bestimmende  Zwecke.  Dom  Prov.landtag  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Steatsregienmg  die  Beschlussnahme  Uber  die  C/ommnnakogelegeiiheitcn 
der  Provinz,  die  Yenmltnng  und  Tortretonf  dor  pror^nd.  Iwrtltttt«  md  Veru)»geiii»- 
rechto  zu.  Er  bat  sonst  dio  Rechte  und  Pflichten  der  Prov .stände  der  älteren  Provinzen, 
Daruber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Prorinzcn.  die  dies 
Recht  bis  dabin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  interesüo  der  Profinz  Ausgaben 
n.  Leistungen  zu  Qbernehmen  nnd  die  Art  und  Weise  der  Anfbringonf 
derselben  zu  bcschlicsson .  also  ein  weiter  Kreis  t'ac u Itativ er  Ausgaben  erölfnet 
2  d.  Vcrordo.  t.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
Menfibemabne  von  Ansgebon  n.  Leistungen  Ibr  den  Vorbnnd  ohne  best^eode  Tor- 
pflichtung,  ferner  zur  Auf>teliun^  des  Beitragsfussse  ftüt  Aufbringung  der  Verbands- 
lasten  u.  für  .\i);uiileruti{r  des  be:jtehenden  Fasses,  endlich  zu  VerätisseniTJiren  von 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov.8tänd.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Enpnmissen  der  letzten  5  Jahre  henUbrt.  (§.  17  d.  gen.  Verordnonf).  Dnrch  Ges. 
V.  26.  Dec.  ist  die  liannov.  Landescreditcassc  von  1^1*2  zur  Pmv.anstalt  erklfirt 

u.  unter  bezugl.  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Envetter.  d.  Statuten  dieser  Anatah  dveh  Oes»  r.  34.  Juli  1875» 
auch  (lüs.  r.  7.  März  ls79).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarmen- 
verbands der  Pror.  Hannover  ist  dem  Prov.rerband  tibertragen  worden  (Verordn.  v. 
1.  Aug.  1871).  Auch  die  Provinciadstäude  v.  Schleswig-Holstein  haben  dun-h 
y.  V.  22.  Sept  1667  wesentlich  dieselben  finanzielien  nnd  sonstigen  Befugnisse,  vlo 
die  hannoverschen  •  rbalten,  ebenso  die  getrennten  Commnnalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen-Nassau  (V.  v.  20.  u.  26.  Sept.  1867,  beim  uass.  Reg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschloesen).  Der  Eriass  . 
V.  11.  Nov.  1868  regelt  fttr  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  den  communalständ. 
Vermögens  ii  der  communaL>tHnd.  .\nsta!ten  naber.  Dem  Commnnalverbaud  ist  die 
Landoscrcditkasse  von  1832  (s.  Näheres  bei  v.  Könne,  I.  2.  Abth.  S.  d42  IT.)  durch 
pieos^.  Ges.  v.  29.  Dec.  1869  als  standische  Anstalt  «berwiesea  worden,  vnter  specieOer 
Regeln nir  der  Recbtsvcrbaltnisse.  Die  hesa.  Braudvereich  anstalt  in  Kassel  ist  durch 
(ies.  V.  Ib.  Mürz  1879  von  Auf.  1880  an  auf  den  Gommunalverband  d.  K.  B.  Kassel 
übergegangen.  Dnrch  Erlass  v.  16.  Sept  1867  ist  der  ehemals  kurhcss.  Staats- 
s<  hatz  dem  comm  ständ.  Verband  des  R.  B.  Kassel  ul>erwiesen  .ds  ein  demselben 
j^ehöri(?cs  u.  von  ihm  zn  verwaltendes  Vermögen .  mit  Bestimmung  der  Venn  ondungs- 
zwecke  f.  Unterstützung  dea  Ghausiiee-  u.  Land  Wegebaus,  UntorhiUtung  der  Laud- 
Vranlienaostalten  n.  LandhospitÜer,  Anlegung  nnd  Unterhalt,  einer  Irrenhellanstalt, 
dsgl.  einer  .\rbeibanstnlt  f.  verhaftete  Landstreicher.  Bettler,  Arbeits«»- heue,  fttr  die 
Kosten  der  Landarmenpflege,  eines  Landarmenhauses,  f.  I^ndesbibliothelicn,  u.  „ähnliche, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke."    Ausdehnung  diaser  Zwecke 
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ist  erfolgt  durch  Ges.  r.  25.  Min  18$9  (a.  A.  Uebernahiuc  der  Kosten  der  common, 
stand.  Vonralt. ,  rcrs<  liicdencr  Armen-  und  Wobllhiiti;!:!». ausgaben,  Bildung  eines 
^^uschoieCo&dti  L  Landeemeliorationen).  {pm  Verbäitmssc  des  hessischen  fürstlichen 
FideieomnisBvermOgens  (vom  der  „HnoBseliatz**  gehArte,  s.  BOnne,  I,  2.  A.. 
S.  542]  sind  nunmehr,  nach  vertragsm&ss.  Kogelung  und  Aaseinanderselzaof  mit  den 
Mitg'Hodoni  des  karhess.  Hauses  endgilti^  durch  Ges.  v.  16.  März  1*JS1  s^n^v^ir)<'t 
Die  VurmOgcUdgcgtiUsUiudü  das  Kideicommiaäei»,  die  dein  bUate  düiunacli  vcrbliobcn, 
sind  als  Staatseigenthnm  merknnnt*  die  Bestände  des  Hausschatzes  mit  dmi  bol 
der  (jt.'iicralstaatskassc  renralfL-tcfi  St:\nts:intivkapitalfonds  vereinigt,  die  auf  dem  Haus- 
schau  ruhenden  rechtlichen  Ycrpaicbtuu^cn  aul'  den  Staat  ilbernommcn  worden.  Die 
an  die  Mitglied«^  des  Fmenhniises  Mszitzslilsnden  Benten  stehen  jetzt  auf  dem 
Staatshanshaltetat).  —  Dem  comm.ständ.  Vorband  d.  R.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nass. 
Landesbank  dorch  Ges.  r.  25.  Dec.  1S6!)  übertragen  worden,  eine  nass.  Staataanstalt; 
lieben  ihr  ist  eine  comm.ständ.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  iiass.  Brandvorsick- 
aimialt  wurde  durch  Ges.  v.  21.  Dec.  1871  communalst&nd.  Institot  t.  Anf.  1672  an. 
Dorch  Grs  V.  ]].  M&r^  1S72  ist  der  Wiesbad.  Vcrijand  auch  zu  Chausseebauten  u. 
Irren-  n.  TaabstummenfUrüorge  mit  142.000  Thl.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt,  auch 
sind  xvei  ftiteie  Fonds  ron  46.3SÜ  Thl.  zur  Grttndang  einer  cofflm.8tand.  Uilfskasse 
jenem  Vorband  aberwicsen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Prorincialverfassun ?on  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
die  wichtige  Gesetzgebung  von  1875:  Proviucixüordn.  f.  d.  ü  östi.  Provinzen  (ohne 
Foam)  f.  29.  Joni  1875«  abgeftndeit  dveh  Ges.  v.  22.  Hin  iS81  nnd  danuif  nea 
redigirt  in  d.  Bek.mach.  t.  22.  MTirz  ISSl,  ferner  durch  die  soj^cii.  Dotatioiisgeset/e, 
veicke  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Krcisrerb&nde  o.  auf  die  anderen  Provinzen  beziehen, 
Ges.  T.  80.  Aprii  1873  n.  8.  Juli  1875  (s.  das  Matoial  darüber  bes.  bei  v.  Brauchitsch). 
Die  Prov.rerbände,  bz.  Landtsge  haben  hier  eine  umfassendere  Compctenz  erhalten, 
li?  ,  34  —  44,  bes.  i<.  :m\  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Kcdit,  Aus- 
gaben, welche  zur  Erfaüuug  von  Verptlichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
erCMderUch  sind,  zo  bcschlieasen,  dnfST  die  Stulsdotntionen  nach  der  gMotil.  Yor- 
scbrift.  die  Einnahmen  aus  dem  sonstifren  Kapital-  und  (irn nd vermögen ,  auch  das 
Vermögen  selbst,  zu  rerweodenu  Anleihen  aufzunehmen,  Burgschatten  /.u  iii)< mchmen, 
Prorutbgaben  auszuschreiben  (g.  37).  Nähere  Bestimmungen  Uber  diese  Abgaben  iu 
§.  106 — 109,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.Laushalte.  Bis  zum  Erlass  eim-s  besend. 
(-omniunali3t(»oern:«'setzes  ist  die  Haoptvorsclirift  die,  dass  die  Pro v. abgab«* n  auf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  iu  ihnen 
nnfkommenden  directen  Staatsstenern,  mit  Ansscbloss  der  Hsnsir-Geirerbe- 
Steuer,  vertheilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  inS)  die 
Coutingente  nach  den  Vorschriften  der  Kroisorün.  u.  der  Städteordn.  v.  IS.j't  auf, 
daher  Zwang  zur  Indiridualrepartition  nur  bei  den  Landkreisen  (u.  120).  Kine 
Mehr-  oder  Minderbelasiung  einzehier  Prorincialtheile  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
k'reistheile  zulässig  (§.  1!Ü).  Ucber  das  staatl.  Aufsi.  htM  -' !i'  s.  Tit.  3.  §.  114  1!.. 
befi.  §.  IIU.  U.  A.  iüt  danach  minist.  Genehmigung  uilorderlich  bei  Mehr-  u. 
Mittdefbelsslingett  einzelner  Pror.theile  rar  Aufiiahme  v.  Anleihen ,  cor  Beiast  des 
Verbands  mit  über  257©  Prov.beitrrijjen  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Staatssteuern, 
auch  zu  Uber  ftlnfjähr.  Belastungen  ohne  gesetzL  Verpflichtung.  Iu  diesen  B'-stimmun(i:<'u 
liqi^  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  diu  eijuolnen 
Gegenstände,  volehe  der  Pfor.Terbwid  Abornehmen  darf,  sind  geseotUcli  nicht  nlher 
bestimmt. 

Das  Dotationsgcselz  v.  30.  April  1873  hat  jährlich  2  Mill.  Tbir.  aus  den 
Stsntseinnnbmen  bewiUigt  znr  Aosstattuug  der  Protr.verbbide  der  alten  Prorinaen, 

Schlesw.' Holsteins,  des  Stadlkr.  Frankfurt  a.  >L,  Hohenzollerns  u.  di's  .Tadet^el^icts  mit 
..Fonds  zur  Selbstverwaltung",  ferner  jährlich  1  Mill.  Thlr,  /.u  l  ond^  tiir  die  Dun  h- 
fuhrung  der  Kreisordnung  (u.  älinlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  «  il  is^cuder  Goset/e), 
bes.  /.ur  Bestreit  d.  Kosten  des  Kreisaussi  Iius;:>ls  u.  der  .\ult^ve^«'altuog  im  gnnzen 
Staate.  Der  —  wohl  anipreifliare.  merlianisrhe.  alicr  stliwer  durch  einen  bessereu  za 
ersetzende  —  Vertheilungsmaassstab  iur  diese  Summen  unter  Ute  Verbände  ist; 
znr  Hllftc  der  Flicheninhalt,  zur  Uilfte  die  CivilbevOllteninf  7. 1871 ;  gleicher  Msass- 
stah  filr  die  Vertheilung  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Dun  h  (ies.  v.  S.  Juli 
JS7,"i  wurde  die  Dotation  der  gen,  Provinzen  um  7.44  Mill.  M.  erhöht.  (Endgilt 
Vertijcilung  der  gaiuen  Summe  von  13.44  Alill.  M.  durch  V.  v.  12.  Sept.  J873). 
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Ausscrilciii  wurden  den  gcnaiiiitt  n  yerbünden  die  nach  d.  Ges.  v.  187."..  §.  5,  zinitbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873  —  75  vom  1  .Inn.  ISTß  an  überwiesen 
(zus.  IS.tiS  Mill.  M  I.  Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  Summen,  — 
also  „generell  UborwieseiiC,  oblifaCorischa  AOBfaben"  —  sind  nach  g.  4 
d  V.  1875:  Neubau  chauss.  Wege  u.  üntenttttsong  fi  s  (icin  -inle-  u.  Krei»- 

wegehans,  Beförderung  von  Landesmeliorationen  imiertialb  titn  profinz.  iDtereraes, 
Luiduiiien-  n.  GorrigendeBveMn ,  Irren-,  Tenbstnnimen-,  BUodenveeea,  Dotersttttz. 
inilder  Stiftungen,  Uettungs-,  Idioten-  u.  and.  Wohltbätigkcitsanstalten ,  ZuschOsse  f. 
kunsH  u.  wissciisr  h.  Vereine.  5ff.  Sammlun<r<'!i ,  LandosbibÜoth.  u.  s.  tr.,  u.  ..ähnlich«' 
im  Wi-ge  der  (iebetzgo buug  festzustellende  Zvecke".  Iii  den  I'rov.verbändeu  bind 
mit  dm  aberwieecnen  Summen  auch  die  Koston  des  Prov.Iandtags,  der  Pror.venr»ltiiii|f 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindang:  hiermit  sind  den  Prov.verbündcn  eine 
Kolbe  von  gemeinnützigen  Anstalten  mit  allen  Kochten  u.  Filicbten  unter  Aosscbeidoog 
des  Staate  zur  y«rwattoiig  n.  UnteAaltQDg  fibenrleieii,  auch  voncliiedeiie  Ideinere 
Fonds  an  sie  Ubertragen  worden.  Endlich  wurde  durch  da.s  Uos.  v.  1875,  §.  J8, 
allen  Provinciakerbänden ,  aTich  der  netien  Provinzen,  den  Oomm  verbänden  von 
Kassel  q.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  bi-ankfurt  a.  M.,  u.  dem  ComnuFerbaud 
ron  Hohenzolleni  Eigenthnm  an  and  Verwaltong  n.  Unterhaltung  der  Staats« 
Chausseen  übertragen  (mit  Ausnahme  der  berg-  u.  forstKscal.  Staatschausseen). 
Zar  Uebemabme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  etue  weitere  Jahrcsronte  ans 
Staatofoadt  von  19  MUl.  M.  gewahrt,  woran  16  Mill.  ».  im  Gesetze  sellMt.  4  Mill. 
M.  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Vollcszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  wnidon. 

Anf  (jrund  dieser  verschiedenen  Dotationss^esetzc  enthält  der  preuss.  Staats- 
hausb.ctat  jetzt  jährlich  37,5öl),lll  M.  „zur  Gewahr,  von  Frorincionds  t  Zwecke  der 
Selbatrenraltnng,  efmcUienl.  d.  IGttel  z.  Dnrchflkhr.  der  KreiMfdB.**,  aoMefden 
..Heitra;^  I.  Kostt-n  der  Amtsvenvall.  der  östl.  I'rnvinzen"  7-15, 500  M.  Diese 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verb&ndon  die  Proruiteuera  bisher  noch  grossentheils 
entbehrlich.  Die  genannten  neneren  finanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Krois-  und 
Prov.stoucm  nicht  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Communalständ. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist.  der  Kreise  f.  1877/7S  die  schon  oben  mit  anf- 
gefOhrten  Summen  von  ö  077  Mill.  !&L,  wovon  2.171  im  Uebiete  der  Kreisordn., 
2.906  im  ftbrfgen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  ..ZahluHL^en  ans  Staats-  oder  ProvincfeadS*'  MiU.  M.  fOgenUber,  bes.  5.43T 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — 

Wichtig  ftkr  das  gcsammte  preussischc  u.  deutsche  Coromonalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dsss  die  indirectc  Eestenerung  in  Form  von  Zollen  oder  Ztis(  bla&on  /u  den  Yenias- 
zöUen,  auch  zu  den  inneren  Verbran«  hstenem  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  audh 
den  Gommonen  a.  Gommuualverbandon  untersagt  ist.  (Zollvoreinsvertr.  v.  1867  in 
Betr.  der  eingeführten  ansltod.  ErseagniSBe,  die  eiogaogszoUpffichtif ,  rorbelialllich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Essif;,  der  Mahl-  n.  Schlachtstenor  anch  von  aus- 
länd. Productcn,  Art.  5,  N.  I:  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  Höhe 
der  Sätze  f.  inländ.  Artikel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  ferner  Mehl  u.  Mohlfabrikato, 
Fleisch  etc.,  fur  die  einselstaatl.  Besteuernnf,  Art  5,  N.  II,  §.  2;  Abgaben  f. 
Kechn.  v.  Gommuoen  u.  Corporationen  dürfen  nnr  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichen 
(Konsumtion  bestimmt,  crfokon,  nam.  f.  Bier,  Essig,  Mahs,  Cider,  f.  d.  der  Mahl- 
n.  Sdilaehtst  anteiitegenden  Erzeugnisee.  Brennmaler.,  Mnrttvictnalien,  Ponrsge,  nnr 
in  Weinlandcn  f.  Wein,  nur  ansnabni-sweisr  f.  Branntw^,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Hflhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  §.  7);  nach  d.  Ueberein- 
kunft  V.  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins  -  Salzsteucr  keinerlei  andere 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  EUass-Lothringen  unterliegt  für  seine  stidt 
Octrois  diesen  ncsrhrankungon  nif^ht.    (Reichsgos.  v.  i*).  Jnni  1873  §.  5). 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neoe  Provincialordnting  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  ifraft  ond  sind  dnrch  nenere  Vonchrfften  ergänzt, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Puncton  (tieiebm  issigk  'it  dt  r  V' rhrdtiiissc  besteht 
S.  n.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1871,  betr.  das  Keirulativ  über  die  provincialstiind.  .An- 
stalten 0.  Vermögen  der  Kheinproviu<;,  mit  Nachtrag  v.  1.  Nov.  Is7ö.  Erl.  v. 
19.  Aug.  1 H71,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dcc.  1 87.')  Uber  die  prov.8tind.  Anstslten  der  Prov.  Pose n. 

^.  57  —  ^  In  den  übrigen  den(s(  biMi  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  ähnliche  gesetziicbe  Bestimmungen,  fur  die  tinauzielle 
Autonomie  der  Gemeinden  n.  der  höhersn  Gommnnnireibinde  nnd  fUr  des  Obennf- 
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sicbls-  imd  Geneluaifiiiigsrcckt  d«r  StMtsri^eniiig  in  Betr.  der  Wahl  dur  Steuorut« 

der  Höhe  der  Stea er.  der  Scliuldaofnahinen  n .  s .  -b-.  C  o  m  m  u  n  a  1  v  c  r  1)  ii  n  d  c  Ii  fi  h  c  r  r 
Ordnung  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkcitiicbcn ,  linauzicliua)  hat  auch  hier  die 
Beoere  GwetEgebaog  erst  geschaffen,  th.  (Baiern,  Baden,  SadiMii-Wüiiiuir  v.  a.  m.)  schon 
ftther,  mit  naek  praM.  Master  in  K.  Sachsen,  Ueflaan,  Biaaoschwcig.  Hier  kann 
aar  Einiges  aus  diesem  grossen  Detitil  her?orgeboben  werde».  -—  Vgl.  L  AUg.  Uber 
die  betraü'.  Tecfasstmgs-  n.  Tcrwalt-rechtl.  Beaüdmmangen  des  Farticularrechtd  (ieoig 
Meyer,  Lelvlrach  d.  D.  StaalSMohti,  g.  110  ff.  —  118,  311. 

Für  dia  Geui  f  in  Je  steuern  ist  das  Syst  rn  der  Zaschläge  zu  den  dirccten 
Staatästcucm  (einzeln  auch  zu  Verbraucbsteuern ,  &o  der  Biersteuer,  z.  B.  in  Baiem) 
auch  ausserhalb  Preussens  das  vorwaltende.  Doch  kommen  commanale  Octroia 
mehr  vor  (Baicrn,  Wartembcrg,  n.  a.  m.).  In  Baiern  gingen  im  Gcmeindeedict  r. 
17.  Mai  181*^  u.  der  Verürdii.  v.  22.  Juli  1819,  betr.  die  Umlagen  f.  (lomeindebe- 
dttrfnisse,  die  Getreide-  u.  Fleiscbau£schl&ge  den  directen  Steuern  voran,  in  d.  (iem. 
oida.  r.  29.  April  1869  Art  89  sind  diese  Stevern  ab  ^eieh  statthaft  eiUirt  Aosser- 
dem  kommt  bes.  der  Localmal/.-  oder  Bieraufschlaj:  vor  di  r  !^7'>  in  den  recbtsrhein. 
Kreisen  4.55  Mill.  M.  ertrug  (Itschr.  des  bair.  »tat.  Bur.  ISSÜ,  S.  174).  Vgl.  Zürn, 
iu  d.  Gutachten  i.  Coinm.steucrfrage ,  Sehr.  d.  V.  f.  Soc.pol.  XII,  lb77,  S.  102. 
SebOller  o.  Mayer,  (baier.)  GoiB.OTdn.,  3.  A.  Erl.  1882,  S.  40  If.  Neue  Ver- 
hrHh  hsteoem  der  Gemeinden  kOnnen  nur  durch  (i  f'>^'  tz  eingeführt  werden.  In 
W  ürtcmberg  zuaAchst,  wenn  die  Ubrigun  Eiunahmun  nicht  reichen,  Umlage  Fon 
„Oemeiadeecliaden'*  auf  die  im  Gemefadereroand  beliadL  Guter,  GellUe,  Gebinde,  Geverbe 
nach  Yerh&ltniss  der  Staats.-teuer;  auch  Zuschläg-c  bis  des  steuerbaren  Betraj^s  zur 
Einkomnienstcuer  wovon  dann  '  .,  an  die  hulieren  Verbände,  die  Aratäcorporationen.) 
Daza  aubäidiar  iu  den  Gemeinden,  wo  sonät  dicGemeindcumlagen  als  Zuschläge  zur  (irund-, 
Gebäude-  a.  Gewerbesteuer  lOOVu  Ubersteigen  würden,  mit  köuigl.  Verordnung  Communal- 
aliiahen  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  in  bcstiunnten  "Maxim  aisatzen  zulässig?  »sctzv.  23.JuIi  1S77 
Art  Ib  u.  Ges.  v.  ö.  Mär«  l&Sl).  S.  Kiecke,  Verfass.  WürU  u  b.  w.  1882.  S.  227.  — 
Im  K.  Saebsen  bat  Dresden  eine  bedentendere  Indireete  Gemnanal-VeibFsncIts- 
besteuerung  (s.  Mittheil.  d.  Dresd.  stat.  Bur.  H.  1.  v.  Jan  nasch). 

Die  Communalverb^lndß  höherer  Ordnung  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
die  Kreiic  ilicgier.  Bc/irlie)  eigene  Kreisgcmeinden  mit  d.  Kecbt  der  Jurist.  Person 
(Ges.  7.  2S.  Mai  1852,  ältere  Gesetze  r.  182S,  1846"),  denen  renobiedeno  gemoinnftteige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  !  r  volkswirthsch.  Interc:iseu,  des  Verkehrswesen, 
des  Arnum-  u.  Woliltbätigkeits-,  Gesundh.wcsens.  Die  Vertretung  der  Ikreisgeneiodo 
dar  wog.  Liadrstb,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  aadtfveitea  Mittel  nlebt 
aasrei^ea,  mit  Staatsgenchmigung  die  „Kreisumlagen"  oder  Kroissteuern,  die  regel- 
mässig nach  ^laassgabc  (ler  directen  Staatssteuern  verthcilt  werden,  (anderer  Maass- 
stab nur  auf  Antrag  dcü  Landraths  durch  Staatsgusetz  zulässig).  Zuschüsse  aus  der 
Staatsktiwe  fttr  Kreittveckc  kommen  ebenfalls  vor.  Vgl.  v.  POzl,  baier.  Vcrfass.recbt 
131  H'.,  Stockar  v.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.vcrwalt.  3.  A.  w  Hock, 
Bamb.  1881,  L  72  S.  rem  Kreishauslialte.  —  Der  kleinere  Coounuoalrerband  im  Kreue, 
ausser  dea  kretsnoaiittelbsren  Stidten,  wird  in  Baiern  durch  die  mit  dem  Beidiinamt 
cus.fallende  Districtsgemeinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt.  (And.  Ges. 
T.  2S.  Mai  1852).  Finanzstatiatik  über  die  Districtsumlagen  u.  ihr  Vcrhältniss  zu 
den  directen  Staatssteuern  in  d.  Ztscbr.  d.  baier.  stat  Bur.  1878  S.  2ü8  11'.,  1880 
a  22  £,  eb.  S.  100  ff.  Qber  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1876-^78.  Im  ganzen 
Staate  waren  danach:  Die  Steuerprincipalsummc  der  directen  Staatssteuern  in  den 
Bezirksämtern,  16.89  Mill.  M.,  die  Districtsamlageu  5.09  oder  HQA'd^'L  der  Staats- 
Meuer,  die  Steaerprincipalsummen  der  directen  Staalssteneni  der  Gemeinden  21.65  MiH.M. 
(bloss  derj.  Gemeindtti  i:i  denen  Gemeindeumlagcn  erhoben  werden.  20.33  Mill.  M.), 
der  Betrag  der  erhobenen  Gemoindeumlagen  17.01  M.  M.  oder  7N.5ti*/o  der  Staats- 
steuem  (oder  83.68**^  nnrer  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  deaen  Umlagen 
etboben  wnrden).  r.  Kopf  die  ]Nalr.QittI.  1.01,  die  Gemeindeami.  S.ft9  M.  (bloss  in 
den  Gern,  mit  Umhigeerhebnng  S.0O),  HOB.  4.40  M.  Die  Kreis omiagen  allein  betnfen 
ansserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

InWttrtemberg  fungiren  die  0  b  erftm  t  erals  hObese  Commnnalf  erbände  a.  Selbst- 
\  rwaltungskörper  auch  auf  dem  finanziellen  Gebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
Kreise.  8.  Kiecke.  a.  a. «).  S.  222.  Wichtig  in  princip.  Hinsicht  für  die  Ausbildung  der 
belbetverwaltung  war  die  b a d i  s  ch e  Gesetzgebung,  Ges.  Uber  Orgauis.  d.  inneren  Verwait 
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V.  5.  Oct  186S.  Die  molircre  „Bezirke'*  amfassendcn  „Krciüc",  mit  gcwäliltcn  KroU- 
Tersammlangcn  u.  Kreisatisschüssen  habeo  Corporationsrcchte.  Na<-h  11  ist  „die 
KreisreisammlaQg  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreisos  n.  seiner  Ikwuhncr  gemein- 
nlkt^lire  Amtalten  za  frtmleii  «.  siir  Forderung  geiiNiiiMiiief  Knltor,  Wiitiiseliaft  a. 
Wohlthfitigkeit  dir  (JrmciiKii'ii  zu  iintcrstQfztnr'.  Bcsond.  Gegcii>trinJo  des  Wiritongs- 
kreiscs  sind :  neue  Stra&seu.  Brücken,  Kanäle,  üebcrnahme  schon  vorhandener.  Erricbt. 
V.  Sparkassen,  Kreisschal»,  ßettnngsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Armen-,  Krankenhäusern, 
sonsf.  Armoiifur»örge,  crent.  It  b^  rnabme  von  GemeindelMsten  auf  den  Kreis.  Anleihen, 
KrcisuinlaKLMi .  Alles  nntcr  Aufsicht  d«;s  Staats.  —  Gr.  Hessen  (Ges.  12-  .Toni  1874) 
hat  iibulicb  wie  Frcuäücn  höhere  Selbstrerraltaugskörper  (Provinzen,  Kreise)  mit  Ver- 
trotungsorganen  u.  veltefDn  finanztdlen  BeAignlsMii  eingwieliteL  Daoaelbe  gilt  vom 
K.  Sachsen  (Gesetz  v.  21.  April  197;',  betr.  die  Bildung-  von  Bezirksvorbflnden). 
Diese  Verbände  werden  durch  die  .Viiitsliaaptmanuschafteu  gebildet,  haben  die  Rechte 
einer  Jurist.  Person,  werden  durch  die  Bez.rersammlnng  u.  den  Bczirksausschnss  ver- 
treten. Die  Bez.rersamml.  darf  i wr  gemeinnützige  Zuockc,  welche  geeotzlich  zu 
Bezirki>angolcgenhciten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einridit.  f.  Armenversorg. ,  öHentl. 
Krankenpflege,  Wegebau,  Notbstands-Abwehr,  Unterstutz,  der  Fainilien  der  EeservisteM 
0.  s.  w.  —  EinriolitODgeii  v.  Ausgaben  beecfaUenen;  dafbr  v.  Ä.  das  Recbf,  Anleihea 
aufzunehmen  u.  den  ßczitk  mit  Abgab('ii  zu  belasten.  Vertheilung  der  Bezirkssfeuerti 
auf  die  Gemeinden,  (»utsbczirke.  Fiscus  narli  Maass<rabe  der  direrten  Staatssteuern. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bczirksoxoint  Dotation  der  Verbände  u. 
dieser  Städte  mit  3  Milt.  Thl.  Fonds  za  Selbstrerwaltungszwecken ;  der  Kapitalbetng 
dieser  Fonds  muss  erhalten  werden  (Ges.  r.  2.'>.  Juni  lbi74).  V^I.  Louthold,  suchs. 
Venr.recht,  Lpi.  1S78  §.  16.  —  Auch  iu  den  (deutschen  kieinstaateu  bestehen 
jetzt  mehi^eh  zwisclien  Oemetode  n.  Staat  Gommnaalverbfaide  hftbeiw  OidoQOg  für 
Zwecke  der  Selbstvervv  altung,  mit  finanz-  o.  ttenerreclitl.  BefiigDlMen.  8.  Geoig  Meyer, 
Staatsrecht.  S.  80.'{  II. 

§.  öS.  —  4.  In  Uttüter reich  (West-,  „ Cislcitbanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Reichsrath  Tcrtrctenen  Königreiche  und  Länder")  bestehen  Uber  den  Ort^meinden 
als  Gommunalverbrmdc  höherer  Odnung  in  f^iniircn  Kronländern  (Böhmen,  Tirol. 
Steiermark,  Galicienj  Bezirke  ^Ulbrich,  Lehrb.  d.  österr.  Staatsrechts,  BerL  1862 
§(.  lUir.).  Die  fCronUnder  selbet  haben  naeh  der  eigentbflmlichen  histeriBch-iMli* 
tischen  Kntwieklung  des  Kaiscrstaats  thcils  die  Bedeutung  von  Selbstvcrwaltungskurpern 
höchst. T  Mrdnun^r.  srieicb  den  Provinzen  anderer  Staaten,  fheils  eine  darüber  noch  etwa» 
hinauägchcude.  der  Stellung  von  Kinzeläiaatcu  eines  Bundos^taati  vergleichbare.  Das 
▼litt  anob  aof  die  Finaaswirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  U 1  b  r i  c  h  's  neues  Weiic. 

Für  die  österr.  Gomoinden  l.ar  das  R«»ich?gcs.  v.  .5.  ^I.lrz  ISH2  die  allge- 
meinen Gruttdttätze  f<»tge«tcllL,  fUr  diu  eiuzcinen  Kronländer  sind  daranfhin  besondere 
Landes-  (lenoindeordnongeii  erlassen  (Ulbrlch,  246,  giebt  die  Daten  dieser  Gesetze). 
Ausserdem  bestehen  fUr  grössere  Städte ,  bes.  die  Ijindeshauptstädte  eigene  im  Wege 
der  (iesetztjebnnjr  erlassene  Ortsstatuten  (Uebcrs.  bei  L'lbrich.  S,  288).  Der  Wirkungs- 
kreis der  östcn.  Mrtscremcindcn  biimuit  in  Bctrelf  der  obligatorischen  (u.  A.  auch 
Volksxbulwcsen.  Arinc;nwcscn,  übrigens  Beides  im  Gemeindegos.  v.  Art.  5  tttm 
.,scli)'5tand  *'  Wirk. kreis  der  (r  T  i  i  ide  {r(>rcrhnet)  \iu<\  fa«Mdtativen  Aufffabcn  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Ueichc  Ubcrcin.  Die  finanzielle 
Aatouomie  im  Ausgabe'  und  Einnabmevesen ,  das  betreffende  OberaniUGbts-,  bez. 
Zustimmun^recht  des  Staats  (bei  Veräusäcrungcn  von  grösseren  YermOgensobJecten, 
bei  Srliuldaufnabine .  BesteueruHg-  f.  (Jemcindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt 
Die  Gemeindesteuern  kiUinen  als  Zuschlage  zu  den  directen  Steuern  —  und  zwar 
nur  auf  alle  directen  Steuern  gleichmässig  —  n.  zur  Verzehmngsstoucr  (hier  mit 
Beschrünkunc  auf  den  Local verbrauch,  also  Freilassung  der  andei-swobin  gellenden 
Ortsproducte  und  der  nur  im  Handehirerkehr  dorchgeftthrten  Waarcn)  oder  in  Form 
aadsrar  AnHagcn  n.  Abgaben  bescUeesen  veiden,  trenn  die  Einirttofte  aas  dem  Ge> 
meiideeigenthum  die  Ausgaben  nicht  decken.  Einführung  neuer  Auflagen  u.  Aas- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erböhaog  bestehender  setzt  ein  Landes- 
gesct/.  voraus  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindeiros.  r.  1862  Art.  17  ff.  vorgraobenen,  nur  thellireiBe  gebildeten 
Bezirke  haben,  alinliob  den  preuss.  Kreisen,  einiire  srrössere  Localanfgabon  der 
Inneren  Verwaltung  durchzufahren  (Anstalten  f.  Landeskultur,  Gesundheitspflege. 
AnMDfexsorgung,  UiimMiltilsuittalteo ,  BezirkitiMBen  a.  dgl.).  Die  Bestonerang  zu 
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Bo2irksiZvockca  liat  reg elmissig  in  dor  Form  vou  Z  u  s  c  h  1  ü  {t  c  n  zu  ticu  d  i  r  c  c  t  c  ti 
Stt  uern  zu  erfolgen,  bis  zu  e.U)om  hestimmten  Maasse  (Böhmen  10.  Tirol  öO.  Steier> 
tuark  27,  Galicicn  207«)  obnu  V\  citurus,  darüber  hinaus  und  im  i-alle  anderer  Umlagen 
»t  ein  besonderes  Ludeageseti  erforderllcb  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art  21 .  Ulbricht  294K 

Die  Stellung,  welche  die  österr.  Kroniänder  in  der  nencron  Vcrfassungseporli.- 
Mit  1861  („Febraarpatent"  r.  26.  Febr.  Iböl,  ,,Laudesordnungen''  auf  Grund  dosselbon) 
vifldor  erhalten  haben,  ist  vie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  ab  sie  den  Provinzen 
in  einem  muilerucn  Kinhritsstaat  gew&hrt  zu  sein  pflegt.  Das  bat  auch  seinen  Ein> 
dnss  aaf  die  Landcsliaasbaite  gehabt.  (Virl.  Ulhrich,  a.  a.  0.  §.  IIS  11'.,  v.  CzArnig, 
öst  Budg.  11,  401  ti:)  Die  „Ländor"'  haben  eine  erhebliche  Thitigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Vervaltanf  ( Anstsllea  f.  Krankenpflege,  Findel-,  Oebir-,  Irreniresen, 
Iinpfwesen,  Zwangsarbcitshänser ,  Schulw.'soii .  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  u.  UhaiiseeebaB,  z.  Th.  Gensdarmcric - ,  Militorquartier-,  Vor^Mmnvesen  o. 
A.  m.).  Die  Elnndiinen  zur  Decfcnnf  dieser  obligat,  v.  faenli  Ausgaben  üossen  ans 
dem  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  I^AndesfoiMi»  f  Domesticalfonds) 
aus  der  fn^lieren  stünd.  Periode,  aus  Sperialfonds.  tlberwic^Mid  judoch  aus  Landes- 
stouern,  wiederum  regelmässig  in  borm  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuom. 
Bis  ZQ  tonnen  diese  Kmchlige  durch  anton.  Landtagabeschloss,  darfiber  binnns  oder  in 
anderer  Form  nur  mit  kais.  Genelnriij^un^r  angeordnet  werden  f^ülbrich,  S.  30t).  Ausser- 
dem ist  in  Wcstöttterrdch  die  Grundentiastungsschuld  eine Spcciallast  dor  einzelnen 
Kronländer,  nicht  desStaats,  der  lU^rerheblidie  Zuschösse  übernommen  bat.  Statistisches 
Ober  die  Landesfoads,  den  Gemeindehaushalt  im  österr.  Statist  Jahrb.  f.  IM!)  II.  VII. 

§.  59.  —  5  Tn  Frankreich  st-  lü^it  u her  den  (kmeiiiden  (poinmunes)  als  Analoga 
on&erer  Communalrerbände  höherer  Urduung  nur  die  Departements.  Die  Caotoue 
gehftfen  nicht  dszn,  dn  sie  nnr  Oebietsabthoilangen  fttr  einige  Speeinliveeite,  ohne 
corporative  Gestaltung,  bind.  Und  auch  die  Ar rondissements  sind  hier  nieht  zu 
nennen ,  da  sie ,  die  Untcrabthcilungcn  der  Departements,  zwar  in  „Käthen"  irouscilH'i 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
kein  eigenes  Budget  haben.  S  übor  die  Organisation  Ernst  Meier  in  Holtzendorli's 
Encycl.  d.  Kechtswiss.  3.  A.  S.  989  IT,  4.  A.  S,  IIIS  (F.,  fieorg  Mey er,  in  Schön- 
berg's  Handb.  d.  pol  Oekon.  II,  498.  Leroy-Beaulicu,  administr.  loc.  cn  France 
et  en  Anglet  1.  Partie  n.  S.  pnrtie  (diese  Ober  d.  Finiuudelle);  ders.  tnAth  de 
fin.  I  livre  2,  ob.  IT).  Bloek,  les  communes,  passirn  (Vereleiche  mit  and.  Dindcm). 
Ders.  dict.  de  l'administr.  franc;..  2.  6d.  3.  tirage,  Par.  1S81,  nebst  den  jührl.  er* 
«rheinenden  Supplements  dazu  (^bisher  4,  18TS  —  81),  unter  den  betreti'cudcn  tech- 
ii  lien  Ausdrücken,  so  „Organisation  commonalo"  lt.  A.  m.«  sehr  reichbnitig  im  legis^ 
lat.  Mriferial.  au'  !i  ii'v  r  >!■  '  'Mi  iti/wirthsch.  Restimmuneren;  ebendaselbst  Bibliographie, 
lieber  das  franzOa.  Couiuiuuaitüt.wesen  spccicll:  r.  ürasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.wcs. 
in  Fmnkr.  Lpx.  1874«  r.  Reitzenstein,  Golnohten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Ver. 
f.  Socpol. ,  JS77,  S.  III— IST.  bes.  S.  1.33— 157.  Auch  v.  II.x  l,  Fin.verwalt 
i-ninkr.s  4.  Kap.  passirn.  über  den  üctroi  7.  Kap.  S.  377  if.  Jetzt  v.  Kaufmann.  Fin. 
Frankreichs,  Leipz,  18S2,  Buch  V,  spec.  Uber  Paris  S.  752  (während  des  Drucks 
dieses  Ho^en^  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  BetrelT 
der  Zoschlagcentimen  sind  complicirt.   Für  Näheres  8.  bes.  Block 's  dict. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  rerwaltnngsrechtlicb  )>cs.  in 
obligatorische  v.  facnltstire.  Zn  den  crsteren,  velcbe  die  stnntUche  Anftidils- 
bohörde  (Präfecti  zwani^swcise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Municipalrath 
»icht  licwilligon  »Iii.  grhuren  eine  Reihe  speciell  überwiesener  Ausgaben  für 
Staatszwecke  (u.  A.  gewtääe  Kai>lciipa^tcii  f.  die  VülVsziihluagcn,  f.  d.  Üivilstandsrcgiatcr, 
Miethe,  Reparatur,  Unterhaltung.  Mobiliar  f.  d.  Friedensgerichte.  gewi>se  Zusi  htlsse 
tu  dett  <'n!f!i«kr.-ten  [stibsidiärj,  Zuschllsse  zu  den  l^nterhaltskosten  der  Waisen-  u. 
Fiodeikindcr,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  DomicÜ  haben, 
Kosten  der  polit  Wnblen.  Logis  f.  d.  Priaideiiten  der  Asalssen  nnsserhnlb  des  Sitzes  des 
Appellgcrichts.  p(5 wisse  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Erneuerung  dor  Mutterrollen 
der  directen  Steuern  .  frowi^se  andere  Polizeikosten.  nur  ein  'Miniuiurn  l'nterrichtsaus- 
gaben  u.  A.  m.).  Die  Armen  last  bildet  in  l'^raukreicli  keine  ubligatur.  Ausgabe  der  (io- 
meindcn.  Dagegen  werden  eine  Reihe  von  Anignben  f.  eigentliche  Commnnalzwecke  ( Weg«»- 
Wesen.  <  'ommonalgebäude,  all^eui.  Communal'.  tTwnlf  ko^-ten,  SchuUienlast'^  zu  den  obliL*". 
Ausgaben  gerechnet  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Au:^aben  können  vom  ^lunicipal- 
nth  sdbstindif  facnlt  Ansgnbon  beschloaseii  werden,  TomiufssoUt  dass  die  ofdeatl. 
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EiDDalimcu  zur  Deckung  beider  Katcgorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  Cultus,  Otrcntl. 
Unterrichts,  OUcnti.  Wohltbätigkoit,  OUentl  Arbeitou,  Wego  a.  dgL  m.  (Hauptge».  d.  üe- 
Bidindeges.  ?.  18.  JuU  1897,  nemre  Ges.  ?.  18.  Juli  1888,  10.  Aug.  1871).  —  Die  Ein- 
nahm c  w  i  r  t  h  s  c  h  a  ft  derGcinciudea  beruht,  abgesehen  vom  Ertrag  «rerbenilon  VcruiögoDe 
u.  commonaler,  nach  dem  privatvrirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gcbiihrenprincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  (Jebuhreu  verschiedener  Art,  überwiegend  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additioneis),  Antheilen  an  der  Paten t-(Gewerbest'  Uer)  u.  an  d.  Pferde- 
u.  Wageusteuer  (.hier  ö^/^,  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grosseren  Uemeindon 
wichtigen  stftdiischeti  Octrol  (ThoimeciM).  Die  ZuBehUge  siud  th.  geeetziicli  feste, 
ih.  veräud  urliclic  iiacli  dem  Jahresbedarf,  ferner  th.  alldem  ei  ue  f.  die  Dockung  der 
ordentl.  UommuualausKabeu  Überhaupt,  th.  specielle.  eine  Art  Zweckstcucru  T.  bi  - 
buudere  einzelne  obligatorische  Ausgaben.  Das  System  der  Zuschiagccutiiueu  steht  hier 
mit  der  Specialisirung  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.  5%  Zuschläge  zur  Grand-  u. 
Personal-  u.  Wohnungssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  St  ii  ri^innahmc  zur 
Deckung  der  jährlichen  regclmäss.  Ausgaben  der  Gemeinden.  Im  Fall  des  Bedarfs  treten 
Spedalznschliige  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  VicinalstFUsen  im  Max.  ron  57o  (Ges.  r. 
21.  Mai  1S3G).  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  Finauzgesctz) 
f.  die  Primarschulen,  ferner  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.  Im  Fall  die  Einktlnftc 
noch  nicht  ausreichen,  werden  mit  IStaatsgenchmigung  weitere  Zuschlagceutiiiien  zu 
den  directen  Steuern  erhoben.  Auch  ZuscUlgn  Sur  Bestreitung  einmaliger  obU- 
gator.  n.  facult.  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Gautelen  (Genehmigung  des 
Präfcctcn,  bez.  der  Staat«regierung)  zulassig.  Die  Maxima  der  ausserord.  Zuschlüge 
werden  jlhrlicli  von  den  lienerslrtthea  innerlislb  der  vom  Flnsnzgesets  normirten 
Grenzen  festgestellt  (v.  Koit/en stein,  S.  139,  Ges.  v.  10.  Aug.  1871  Art.  42). 
Allgemein  ferner  beziehen  die  Gemeinden  b**/o  ^om  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patenistcuer  iGes.  y.  2j.  Apr.  1844).  Unter  den  zahlreichen  sonstigeu  Gebühren 
n.  stencrartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  CSomnnnen  vorkommen  (s.  Block, 
dict.  ]<  1413i,  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gnnst n  r  Gemeinden 
(Ges.  V.  2.  Mai  Ibab)  o.  bes.  der  Octrei,  die  Haoptsteuer^ueile  der  bedeatcnderen 
ftwuOs.  Stftdte,  aber  such  in  kleineren  Gemeinden  sehr  rerbrettet  (Im  Gsnzon  jetzt 
in  Uber  löUU!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  1791  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  genuin.  V,  11.  frim.  VII,  2.  vendom. 
u.  27.  fcim.  Vill,  5.  v'cxitu^e  VIII  u.  a.  m.  bis  iu  diu  neuste  Zeit).  Vgl.  Art.  octroi 
bei  Block,  diet,  t.  Roitzenstoin,  S.  150  ff.  Die  Beihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  Municipalr&then  ist  Freilieit  gegeben,  sie  mit  Zustimmung 
des  Gencralraths  des  Departements,  event.  dos  Ministers  und  Staatsraths  noch  aus» 
Zttddinen.  Sie  nmlasst  (Taiif  Im  AnscUuss  an  d.  Deoret  r.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grossere  Katcgoricen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baumaterial, 
Verschiedenes.  Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Ma.timum  der  Tarifsätze,  ?erschiedou 
nach  6,  nach  der  Bevölkerungsgrösse  gebildeten  Ortsklassen.  Der  Wein  spielt  eine 
HMiptroUe  im  Ertrsg  des  Octroi,  bes.  der  groBsen  Städte  des  Kordens:  ein  Haupt- 
unterschied  von  den  Verhälfnisscn  anderer  Lünder,  Nach  der  amtlichen  Statistik  f. 
1877  (im  Auszug  in  Block  s  ann.  de  i  ec.  pol  p.  1881  p.  149)  bestand  der  Octroi  1825 
in  14S4  Gemeinden  mit  6  Mill.  Einw..  Uohertrag  61.87  H.  fr.,  p.  Kopf  10.B2  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Mill.  Einw..  Kohertmg  250.12  Mill.  fr.,  p.  Kopf  22.83  fr. 
Davon  über  die  Hälfte  in  Paris,  12»). 49  M.  fr.  Von  den  Hauptobjectcn  galjen 
Wein  70.8t>  M.  fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Gider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alco- 
hol  15.7«  (P.  9.8S),  and.  FlQSBigkeaen  24.79  (P.  12.08),  Hshmngsmittel  6S.88  (F.  28.28). 
Brennstoffe  24.4«)  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  11'')-  Baumaterial  24.19  ,  P.  12.2S),  Ver- 
schiedenes ä.74  (P.  4.01).  Au  finanz.  Bedeutung  uberwiegt  so  der  Octroi  als  Oommunal- 
einnähme  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  W«tem,  namentlich  auch 
in  d.-n  grosseren  Städten  (Lyon  IStlS  ges.  Einn.  14.83  Mill.  fr.,  wovon  Octroi  (>.71, 
Zuschlage  1.45,  Marseille  ISd'J  Mi.M)  i.  G.,  wovon  Octroi  8.5,  Zuscbl-ic-'^  1.32  M.  fr.: 
Paris  Budg.  f.  1881  ord.  Linn.  232.34,  auss.ord.  5.30,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  180.48,  nus  Zusehlsgcentfanen,  SpecialanlL  u.  Hondesteuer  sus.  nur  24.87  H.  fr., 
Voranschl.  d.  Ootroi  f.  18^3  14ü  Mill,  fr.  Hebekosten  des  Octroi  in  Paris  IS60  ').{]2, 
1879  4.d7°/o).  Eingehende  Bestimmungen  auch  über  die  Aufnahme  von  Communal- 
Anleiheo.  (Ges.  v.  24.  JuU  1807).  Bei  Anleihen,  welche  aus  ausserord.  gueliou 
später  sIs  nnch  12  Jahren  surttckzahlbu  sind*  ist  ein  Begieningsdocret  eilbnieillch, 
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daä  bei  GcrociDdcn  mit  iihrv  100,000  fr.  Einkommi  ii  itii  Staatsrath  crla^üen  werden 
rouss.  Bei  Anleihen  im  iietrage  von  über  1  Mili.  l'r.  ist  ein  (icsetz  nothwendig. 
Bei  g;eiriä»eu  anderen  Anleihen  Zustiinmungsrccht  des  Präfocten.  Die  Zuschlüge 
zu  den  dirccten  Steuern  ftlr  Coinmunalzwccke ,  cbeu!>o  tVir  Di  |iart'  iiit  nts/wccke ,  er- 
scheinen als  AiiiifT  zum  jährlichen  B\u]>;r'  I  Staats:  im  B.  1.  l'^^i  l.M  Ii  Mill.  fr. 
L  Commuuai»,  140.77  M.  fr.  f.  Depart.zwuckc ,  jeneü  40.4,  dieses  37.5,  zui.  77.97« 
des  Ertrags  der  4  groasen  directen  StutMrteueni  (S15.14  M.  fr.).  Die  directeo  Steuer* 
7.uschlii|s;e  betrugen  abo  im  Ganzen  noch  nicht  60  "/o  *Jcs  jetzigen  Kohcrtragü  des 
i'ctroi.  obwohl  dieses  nur  in  einem  Theil.  allerdiii'irs  in  allen  grösseren  Gemeinden, 
besteht  Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  1S77  (bei  Kau  Im  a  na,  a.  a.  0.  S.  737  IF.)  betrugen 
in  den  Geineinden  ohne  Paris  die  ord.  Ausgalxi]  354.3,  die  ausseroixl.  3.>*.).4  (woroo 
Schulde  Ii  tiltf.  1"^7J)  M.  fr.,  da^ii  Paris  mit  be^  i;t!>.2  u.  '"^T",  zus.  553.5  u.  447.1, 
Sojuiua  lüOO.b  M.  fr.  Die  gleichzeit.  Eiauahmcu,  ohne  Paris,  ord.  407.3  <davou 
ZmcUlf«  2B  den  dir.  Steuern  77.8«  Ahtbeil  an  Staatsstea.  8.7«  Octroi  110.4.  Huode- 
steaer6.3)  M.  fr,  die  ansserord.  Einnahmen  514.6  M.  fr.  (davon  directc  Zii:>ch1.äi,ro  .^S.3, 
Anleihen  17'V4,  Kückstände,  üeberschttsse  226.2  M.  fr),  zas  922  M  fr.  ilinu.,  dazu 
P&rid  mit  42(>.l.  Summe  aller  Gem.einn.  1348  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  französ. 
Gemeinden  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhebung  dar  Zusclilajj^c  durch  di<  Sciu  r- 
linnfhmer  des  Staats,  in  der  r.ljerweisuiii^  der  (Quoten  an  die  Gtiffieiudeii  u.  in  der 
Beifügung  der  betrcttendcn  Kinuabmcu  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Revolution  als  hauptsBeUicbe  Vervaltuofs- 
abiheilungcn  an  die  Stelle  iler  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  lialien  iui 
Ireoeralrath  (conseil  g6n6ral)  ein  Vortretungsorgan;  sie  beäit/.en  eine  eigene  F i n  a  n z  w  i  r  t  h - 
Schaft  u.  ein  eigen  es  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
liekiei  zerf&Ut.    Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorisclie 
für  staatlielie  Z*ecke.  welche  in  das  Budf^-et  gestellt  wt-rden  mü^^en  (n.  A.  Miethe, 
^biliar,  Unterhaltung  der  Präfoctur-  u.  tuterpräfectur-Uütels,  dgl.  fUr  die  Assisscu-, 
Ciffl'  tt  HaadebferidittihOfe,  Kaaeraimnir  ^  Gensdarmerie).  Auch  die  Laal  der 
.Vasgaben  für  etifu  '    assistis  (Waisen-,  Findelkinder')  liegt  den  Departements  in  der 
Hauptsache  ob.    Dazu  treten  Aiugabeu  fur  Dopart. Gebäude,  Dep  -  Strassen  (womit  die 
Aasgaben  der  Gemeinden  fUr  die  Vicinalstrassea  grO.ssercr  Verbindung  u.  von  all- 
geaieinem  Interesse  in  gewisse  Gombinationen  gebradit  werden),  fUr  öffentliche  Unter- 
!*(iitznDg,  far  Cnlttis,  Dep.irt.- Archive.  Beförderung  von  Ackerbau  u.  Industrie,  ötfentl. 
Intemcht,  gewisse  Katasterkosten,  Uateisttltzuog  ao, Gemeinden  f.  gewisse  Zwecke. 
Zar  Deckung  der  ordentl.  Departausgaben  dienen  namentlich  die  ordentlichen 
Zu si  hla ee nti mcn  zu  den  directen  Staatssteuorn.    Der  Betrag  wird  jährlich 
durch  das  tinanzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent.  oder  von 
der  (hiud-  u.  der  Personal-  u.  Wohnangssteuer,  1  cent.  von  allen  4  directen  Steuern. 
Dazu  kommen  Specialzuschläge  für  gewisse  Zwecke  (Zweckstcuern),  namentlich 
für  Vicinalwegc  (Max.  7  cent.),  f.  PrimÄriinterrlcht  'Max.  3  cent),  beides  Zuschläge 
zu  den  4  directen  Steuern,  L  Katastererneuerung,  (Max.  5  cent.,  bloss  von  der  Gruud- 
AMier,  doch  nur  zum  kleinsten  Theil  verwandt^  —  Daa  ausserordentliche  Auk- 
i^bebudget  ist  zunächst  auf  aiissc  rordcntliche  Zuschlagcentimen  zu  den  4 
directen  Steuern  basirt,  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finaozgesctz  feststellt 
(Muerdiogs  12  cent).    Daruber  hioaas  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
werden.    Ferner  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Dcpart-Anlcihcn,  die 
i  r  r,.  neralrath  bis  zur  ßdckzahlungsfrist  von  15  Jahren  auf  die  ord.  n.  aussorord. 
lliüaahmeu  aufnehmen  darf.    FUr  andere  iVnleihen  ist  ein  Specialgesetz  itothweudig. 
Vgl.  bes.  Ges.  ?.  10.  Aug.  1871,  daa  die  Befugnisse  der  Generalritho  erveitevt  hat 
N'ähcres  in  den  Art.  Departement,   conseil  K^i-.nöral,  rli  l  iin    vii  inaux  u.  a.  m.  in 
Blocks  dict.  de  i'admin.;  auch  E.  Meier  in  Holtzend.  Encycl.  4.  A.  S.  1150  ti.  — 
In  Belgien  hat  das  Prov.ges.  v.  30.  Aug.  1S36  Näheres  über  daa  flnanzweaea 
dar  Provinzen  bestimmt    Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Sf.^ij.  rii  C  ,  ord.  Zuschlag,  dazu  ein  wechse  lnder  auf  bcstiiunitc  Zeit).    Die  belg. 
'  immunen  erhalten  fOr  die  aufgehobenen  Uclrois  Entschädigungen  in  Autheilen  an 
«len  ZdUen,  inneren  Verbranchsteuem  (auf  BranntveiB,  Bier,  Essif?.  Zuck- 1\  l'ostein- 
"ditii.jn  fzus.  1S<^1  25.t;*<  Mill.  fr.,  neben  00.(11  Mill.  fr.  St;int3antheil).    Leber  das 
bdig.  üoiömunaUin.wcs.  s.  Boliie,  traite  des  taxes  communales,  Brüx.  1*5*>1.  Ucber 
die  Aufhob,  d.  Octroia  Koilmann  in'^AZtschr.  d.  preuaa.  etat  Bur.  1868.  Auf  das 
italien.  Gantmunaliin.we8an  kann  hier  nicht  veiter  eiogcgaugen  «reiden.  Herrorzu- 
A.  Yfftgiisr,  FiaannriwwMcbaft.  L  8.  Aafl.  9 
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heben  sind  die  ij^uten  finaux-stntistischea  Arbeiten  des  ital.  etat.  Bur.  daraber,  B, 
BilaDci  comwunali  f.  1879,  Koma  lb»U. 

Drittes  Kapitel. 

Materielle  Ordnung  der  Finanz wirthschtift  und  Theorie 
der  Beeliiing  des  Finanzbedarfs. 

Vgl.  oben  $.61  dio  Vorbemerk.  zoni  1.  Buche.  Die  Fragen  der  materieUen 

und  foniullLii  ("»rdnuii?:  des  Staatshauslialts  hängen  enge  zusairiiiien  luid  l;\ssen  sich 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  trennen.  Bei  der  matciicUen  Ordnung  handelt 
es  sich  mehr  nm  finanzwissenschaftliche  vnd  finanzpolitische  Oronds&tze, 
bei  der  formellen  mehr  um  i'inanztcchnischc  und  um  Staats-,  bez.  rcrwaltunga- 
rechtliche.  In  diesem  Wcrko  sind  die  crstercn  das  Wichtigere.  Sie  werdon  daher 
aucli  in  diesem  Kapitel  vor  der  formeiicu  Ordnung  behandelt  Vom  tinanzwisscu-' 
schaftUcben  Standpnncte  ans  ist  m  ?erlangen,  dass  die  Grandriltoo  fftr  die  materielle 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  dffentiichen  Haushalts  alsdann  mdgUchst  Be- 
rUciäichtigung  Undco. 

Soireit  Ban  diesen  Gegenstand  t)berhanpt  berUcksichligt  hat,  geschah  dies  im 
1,  Abschnitte  des  .'1.  Buchs  (Verhältniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staats) 
§.  4fiS  bis  470  und  thoilweiso  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Ldirc  ron  den 
Staatsschulden  §.  471  lt..  You  der  einen  Alt  der  Unterscheidung  zwischen  ordcntl. 
n.  ausserordentl.  Einnahmen  sprach  Ran  in  99—41  (6.  Ansg.).  Bei  der  priadpiellen 
Bed  ufuii;:  der  hier  zu  erörternden  Punete  f  ir  die  T>ehre  von  den  Einnahmen  erschien 
13»  hcbUgcr,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadnrch 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  fon  den  Ausgaben  md  too 
dei»  EiMahmen  tiefer  begrtindet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  Grenz- 
linie srezoffcri,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Eiunaliinen  unter  allen  Umständen  ausge- 
dehnt werden  musäen.  Mail  gewinnt  so  erst  ein  Mass  filr  diese  Einnahmen  insgesammt, 
<las  bereits  feststehen  muss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arkca  der 
ordentlichen  Einnahmen  Mind  darunter  auch  der  einzelnen  SteuerarfotO  luantwortet 
werden  soll.  Iii  meiner  Ncubearb.  (ti.  Aufl.  von  ßau,  1.  toq  mir,)  hatte  ich  dies«; 
Lehre  an  den  Schinna  des. Bachs  ron  den  Staatsausgahen  gestellt  (§.  S2  —  S3d, 
S,  1!>*S  — 242\  In  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematische 
Stellung  und  fügte  zti^b  ieh  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  tlber  den 
ordcntl.  u.  ausserordentl.  Bedarf  39 — 41  d,  S.  üb  II.),  woran  jene  Lehre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat,  nunmehr 
unmittelbar  in  diesen  Al)seli]iift  ein.  Ich  bin  daKei,  wie  auch  in  der  jetzigen  Aufl. 
j;ross(^nthcils  meinen  eigenen  alteren  Arbeiten:  Uitln.  d.  österr.  Stantshaush.  (dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  üntersucliungen  führten^  S.  1  —  63,  Art.  Staats- 
sehuldcn  im  Staat^wörterb.  X.  1—20,  Art.  Staat-shausli,  u.  Staatsschulden  im  Iland- 
wArferb.  <].  Volkswirthscb.Ielire  v.  Kentzsch  lüffols^t.  S.  jetzt  anrh  meine  Abh.  X 
,.Ordn.  d.  Fin.wirlhsch. '*  in  Schönborg's  Handb.  II,  413.  An  einer  ähnlichen  allge« 
meinen  und  principiellen  Behandlnng  des  Gegenstands  hat  es  in  der  iln.wiss.  Literatur 
hi'^her  treft  lilt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  ol»<;rsfrn  Piiitulats  der 
Finanzpolitik  (§.'tilj  begnügt,  bis  man  dann  nach  Dietzels  hier  massgebender  An- 
regung die  Frage  von  der  Deckung  des  Finanzbedarfe  principiellcr  crfasste  und  sie 
als  die  principielle  Vorfrage  Uber  die  Benutzung  des  Affentlichen  Crcdits  überhaupt 
erkannte.  Hauptsächlich  gehört  dali<T  hielier  die  nenen^  Liter,  über  di  ii  Stnüts- 
credit:  Dietzel,  System  d.Staatüanluihen,  Heideib.  l^bb,  meine  vorhin  gen.  Arbeiten, 
Laspeyres,  Art  Staatswirthsch.  im  StaatswOrterb. ,  Sötbeer,  Betrachtungen  tibcr 
Stantii^chuMenwescn  in  d.  Beil.  V(dlisw.  Viertelj.scbr.  B.  2,  Nasse  in  dem  alle 

diese  Arbeiten  kritisch  zus.fassenden  Art.  Steuern  u.  Staatsanleihen,  Tub.  Ztschr. 
B.  24  (istiS-  Eine  allgemeinere  Erörterung  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein, 
Fin.  H.  A.  S.  .^5  If.  u.  -1.  A.  I.  60  II.  Die  wenig  loyale  Polemik  Stein 's  in  s.  3.  A., 
di'  i' b  in  d.  r  2.  A.  S.  riiüte.  Iiat  der  geniale  Wiener  College  in  d.  4.  A.  wieib  r- 
höit  un<i  verschärft,  auf  Grün»!  einer  .so  tlüchtigen  Leetüre  der  augegritiencn  Aul- 
fa.ssungen,  wie  man  sie  bei  ihm  leider  gewohnt  ist«  oder  wie  er  sie  sich  wenigstens 
im  Palt  einer  solchen  Polemik  nicht  zu  schulden  kommen  lassen  sollte.  So  bezeichne 
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ich  nicht,  wie  er  nur  imputirt,  in  §.  OG  S.  139  d.  2.  A.  „Extrasteuem**  in  Staats- 
ootbbgüD  zugleich  als  ,.Zwaiigsaiiloihen'\  sondern  spreche  von  „grossen  Extrasteueru". 
oder  „richtig  repartirten  ZwangsanlcUien",  u.  stelle  nicht,  nach  Steiu's  falschem 
Ciut.  L'iuen  ..(iegensat-«"  von  „chrouisrhcm"  nnd  „wahrem",  sondern  einen  Unterschied 
Tou  „chronischem''  und  „acutem"  DeÜcit  auf  (Stein,  1,  Ü7,  US,  lociue  2.  Aull.  S. 
Seine  P<iJeiiiik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Aenderosg  roniDlaiMrt.  Aach  bleibo  icb  ihm 
^c)?euiiber  objectiv  (s.  Fin.  II.  S.  142).  Seine  eigenen  l  nterbch«  i'1nii«ren  der  Deficite 
fiektü  abtT  entweder  nur  andere  Ausdrücke  für  dieselbe  Sache  oder  sind  Wonnpielereien. 

Man  kann  eine  iu  der  „Grnndicguujj  "  (§.  64  IP.)  näher  dargelegte  und  notirirto 
TenuAologie  für  die  UUtorbeiregang  in  einer  \\  iitliM  )uift  zweckmässig  um  Ii  uiif  die 
Finanzwirthscha  ft  anwcniJ*'».  I):ui.n;h  sin<l  als  ,. E i ii ^ än ge"  und  Ausgiiii  a:^!"" 
diejenigen  SachgUter,  bcz  Ocldaummen  zu  unterscheiden,  welche  zur  Durchführung 
der  Aufgaben  oer  Pinanzvirthschafc  in  die  Yerfügung  der  letzteren  eingehen 
und  aus  dieser  Vcrfilgung;  heraustreten.  Unter  fliesen  Ein-  und  AusiiSn^rcn  bclirnleri 
sich  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  SachgUtern 
oder  Geld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  dor  Finanzwirthscbaft  sind  dagegen 
uach  jener  Terminologie  streng  genommen  nur  diejeuiiren  Ein-  und  Auäg&nge  der 
Fiuauzwirthschafl  zn  verstehen,  w..Irlie  gloiehzeitig:  eine  Verfmderung  des  zur  Ver- 
fügung der  Finaozverwalturtg  stebendcu  Staatsrermögens,  dos  sog  Fiscalver- 
ndgens,  in  aich  acUiessen.  Es  ist  im  Felgenden  an  diese  CJnteTecbeiduug  zwincben 
Ein-  und  Ausgünjren  imd  Kiuiialimen  uml  Aus8;;iben  für  einen  Plinst  der  wicbtig^cn 
Ubre  vom  Gloiciigewicbt  im  St^ishaushalte  und  fom  Deßcit  anzuknüpfen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewiflse  oberste  Grundsätze 
für  die  mateheUe  Ordnung  der  Finanz wiribscbaft  und  damit  f'fir 
die  Sichermig  des  Gleichgewichts  im  Staatshansbalte 
anfzuatelleD.  Es  handelt  sieh  dabei  zmiftehBt  um  Grandsätse,  deren 
Befolgung  die  Vermeidung  eines  Defieits  zwischen  Ein-  nnd 
Ansg&ngen  oder  eines  sogen.  Cassen-Deficits  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  fttr  ein 
richtiges  System  von  Eingängen  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  niUssen  auch  dafür  Grundsätze  för  die  Wahl 
der  passendeu  Ein^iinge  abgeleitet  werden.  ^)olcbe  las.scu 
sich  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
versLliiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirtbschaft 
aogepasst  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  derAnsgabeu 
oder  des  Fin anz be darf s  nach  dem  Gesicbtspuncte,  für  Jede  Aus- 
gabeart die  geeigneten  Deokungsmittel  zu  ermitteln,  erfolgen. 
Diese  Analyse  flihrt  zu  einer  Unterscheidung  Ton  ordentlichen 
und  ansserordentiicben  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  haoptsäehlich  in  Betracht  liommenden  Deokungs- 
mittel des  modernen  OiFentliehen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
amd  Steuern  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
sich  daher  vomemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  btaatsc  redits 
erörtert  und  nach  liiiisu) ittcln  zum  Ersatz  in  einem  soleben 
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Falle  geforscht  werden.   Nacb  Erledigung  dieser  PuDcte  ist  dann 

die  Lehre  vom   Dci'icit,   iusbesondere   vom  eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschluss  zu  bringen.   So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

1.  Das  Oleicbgewicht  in  £iu-  aud  Ausgängen  und  da^ 
Cassendeficit,  §.  61. 

IL  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  anBser- 
ordentlichem  Finanzhedarf,  §.  62  fT. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deekungsmittel  itlr 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Stenern  und 
StaatflBchulden,  g.  65  ff. 

IV.  Die  Flllie  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatscredits,  §.  74  ff. 

V.  Begriff,  Arten  und  Umlang  des  Deficit«,  §.  77. 
I.  —  §,  61.   i>a.s  G 1  ei chg e  w  ie h  t  /.wibchcn  Ans-  und 

Kingäneren.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  ftlr 
eine  Rechnungsperiode  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  über- 
nommenen Verpflichtungen  nnd  auszuführenden  Thätigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  34),  muss  durch  Eingänge  der  Finanzwirtb- 
gcbaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge 
müssen  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  vertttgbar  sein.  Daher  mtissen  sich  die  Eingänge  einer 
solchen  Periode  in  ihrer  Htthe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  Hobe  und  den  Fälligkeits- 
terminen der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  da  dies  auf  beiden  Seiten  Tornemlicb  in  Betracht 
kommt,  —  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
gabe bestimmt.  Dieser  oft  missvcrstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practischen  Conse(|iienzen  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanz])olitik  ftir  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  Gassen  deficit  ein,  d.  b.  die  laufenden  Kingiinge  (und 
insbesondere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dann  inuss  ciitw  odür  die  narizo  Staatstliätiskeit  ins  Storkcn  gciatlicn ,  oder  da 
die»  nicht  anficht  und  da  selbst  eiiizchic  (einmal  unK^rnuniineiie  Sta.itstbfttiglceiten  niclit 
nhn  -  gross«;  5j{«nm!f  und  Naclithcilc  |>li)tzlicli  riiiLi' sf<  Ilf  w-  nlen  Unnen.  so  führt  ein 
solt  hij^  Cassendetirit  nur  /.u  leicht  zum  üi  hiimtnsten  Schiiidenmachen ,  z.  ß.  in  der 
Form  der  Pai>ieig<  l<iaaflgabe,  odor  zum  Verechloudarn  von  Staatselgonthnin  Jd  ganz 
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f»hnloser,  uifcrecbter  und  T«rderbUeher  Weise,  sowie  in  RHekwiriiojig  hiemn  oft  zu 

um  >()  ijeringerer  Spnrsamkeir  im  Staatshaushalte,  daher  zw  neuer  Verc^rf^sscrung  dos 
„eigentlichen"  Dcficits  (§.  77).  Namentlich  unterbleiben  etwa  contractiichc  Zahlungen 
z.  B.  an  dio  Staatsgläubiger,  Beamten,  Lieferanten  u.  s.  w.,  woraus  die  anbilligsten 
Verkürzungen  dieser  Personen,  wcl«  li<-  «loch  ihrcrHoits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
hahen  oder  selbst  noch  fortwährend  machen,  hor\or;?ehcn.  Ein  solcher  Zustand  fuhrt 
natürlich  zur  gröttsteu  Unordnuug  und  leicht  auf  Jahre  bioaus  zum  schUmmsten 
ebronischen  Deficit  und  dan^it  zum  Bnin  der  Finanzen  nnd  des  Staatocredits. 
„Ist  die  Herrschaft  der  Delii  ite  eingebrochen,  ist  man  um  eine  Unzahl  von  Millionen 
lom  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparung  im  Kleinen  unnütz,  mau 
enrartet  die  Rettung  von  sogen,  grossen  Massregeln  und  ein  Geist  der  Unwirthschafi 
und  Sofglosfgkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvertwaltang'\  Hock,  Offentl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  pewisi  sehr  riclit.  I  rtlicil  über  Kubcck,  den  spars.  österr.  Minister  in  Gleich- 
gewichtszeiten,  und  Bruck,  der  in  der  Deficitwirthschaft  bloss  Milliooen  beachtete. 
Ueber  das  oberste  Postulat  s:  Wagner,  Oid.  a.  «.  0.  S.  1  £,  12  ff.,  Art  Staatsbansh. 
S.  838.  Kau,  in  d.  5.  Aufl.  der  Finanzwissenschaft  §.  469,  v.  Malchus  II.  S 
Schön,  Grunds  S.  2(»  ir.,  Murhard,  Th.  u.  Polit.  der  Besteuerung  S.  103  —  131, 
Umpfenbach.  Finanzwiss.  §.  4,  §.  1S9  H",  Hock,  öff.  Abgaben  §.  7,  S.  30  11'. 

Der  Ausdruck  Deficit  (engl,  deficiency,  fraiuOs.  auch  dcconvert,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  8.  Bau  in  Welcker's  St;uatslex.  M.  Aufl.  IV,  330)  wird  iui  j^ewfjhnlichen 
Leben  und  selUt  im  Staatsrechnungsweseu  in  verschiedenem  Siuu  gebraucht,  woraus 
ofl  irrige  Ansiebten  Ober  die  Lage  eines  Steatsbanshalts  bervorgehen.  S.  u.  §.  77. 

Zar  V'ermeidung  eines  Cassendeticits  und  der  es  begleitenden 
üebclstände,  ferner  ebenso  zur  Vermeidung  von  zwecklosen,  unver- 
wendbaren  Ueberschüssen  („Cassenüberschüssen",  als  Gegen- 
stflrk  des  Cassendeficits)  im  Staatshaashalte  wird  ttir  die  Dauer 
als  Hegel  die  Gleichheit  der  Eingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Kechnnngsperiode  kd  erstreben  sein.  Zn  diesem 
wie  m  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirthsehaft  dient  die  Anfstellnng  eines  Voranschlags  (Etafs, 
ßud^ct's)  fttr  die  Finanzperiode  Uber  die  darin  zn  erwartenden 
Ans-  nnd  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Einnahmen  nnd  die  Ziehung 
otner  Bilanz  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvortrctun;:^  wird  dieser  Voranschlag  rcguimässig 
iujüchst  von  der  Kcgiciuug  aufgestellt,  der  Vüliiivciiretuug  zur  Prüfung  und  Ge- 
uühmigung  vorirelegt  nnd  akdann  nach  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  als  Staats- 
baosbalts-  oder  Finanz^  ■  -tz  der  Periode  verkündet.  Er  enthält  in  dieser  Form 
bei  deu  Ausgaben  die  Lrlaubui^»,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  for  den  be- 
stiBnten  Zveck  ?oixnnebmen  (die  sog.  Oredite  der  dnzolnen  Yenraltungsabthoilnngen, 
Ministerien,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  staatsrechtliche  Vor- 
«cluiften,  ob  und  welche  Febortra^uneren  von  Crediten  (Transferirangen,  Viremeuts) 
»OD  einem  Zweige  ^uiu  audcren  in  Folge  von  Ers|>aruügeu  oder  Minderausgaben, 
welcbe  in  einer  Abtheilung  gemacbt  sind,  der  Begicruug  allein  vorzunebmen  erlaubt 
^in  soll.  Eine  be  rschrcitung-  der  etatsniässiiren  Aus^jabi-n  ist  sonst  im  Allgc- 
toeiuen  unzolässig,  entzieht  sich  aber  bei  noth wendigen  unvorhcrgeseheueu  Aus- 
liben  und  bei  einen  bftberen  Bedarf  fdr  die  etatsmi&Baigcn  (z  B.  vegen  b<^berer 
Ii  preise)  zum  Theil  dem  Einfluss  des  Staats.  Der  Voranschlag  führt  ferner  die 
iangangü  und  Einnahnien  nach  dem  muthmaHslichcii  Ertrage  der  rinzolnen  Quellen 
•of.  Dieser  Ertrag  hangt  von  der  gegebenen  lieschaUonheit  dieser  (juciicu.  bei  einem 
Hülle  der  Steueru  von  dem  Entricbtongsfusse  nnd  sonst  ioi  Allgemeinen  von  der 
sanzeu  Lage  der  Tolksvirthschaft,  der  Politil«  ii,  -.  w  ab  nnd  mii^'^  anf  (irund  der 
^i^berigett  Erüabrungcu  unter  Berücksir-btiguug  der  Zeitverhültuissc  möglichst  objectiv 
uMfMtdlt  werden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  nobr 
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oder  welliger  der  ganz  genauen  Veranschlagung.  Die  constitutionell''  BiKlprctwirthschaft 
und  die  Vereinbarung'  zwischen  Res^iomnir  niul  Volksrortrotnng  §.  "ili  über  das  vnu 
letzterer  eingehend  durchgepruüc  Budjj;ct  Ijiütct  ik\ic\i  für  die  Veruioiduag  eines  Cas^eIl- 
deficits  Wohl  wiederum  besondere  Bürgschaft.  Denn  die  Hegieraiif  wird  leicht  gfnci<;t 
sein,  die  AuSf^ab'^n  zn  nieilrip;.  die  Kinnahirb'M  zu  hofli  7M  voransrlilaffcn ,  Tr.'ihrend 
die  Volküvortretuug  öftere  der  entgegengesetzten  Aanahmc  huldigen  wird;  mitunter 
auch  uin.iJCckchTt  Aasserdem  sind  die  Ffttle  tn  liertteltsicbtlgen .  dass  aos  der  Ter- 
scliiedencn  zeitlichen  Vertheilung  der  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  Finanz- 
pcrii«!';  ( jassondeficits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dem  Kin<rnnp  der  zu  ihrer 
Deckung  beäliiDintcn  Einuahmca  (z.  B.  Steuern)  /.u  leisten  sind.  Die  niattrielle 
Ordnung  dee  Haushalts  macJit  bei  allen  solchen  Ueberscbreitangen  der  Ausgaben, 
Ainltleiben  von  Eiiuialimen  n  w.  lli'fiii;iiis<i;  der  Ivcginnnif^ ,  «rfcignete  Deckunfrs- 
mittci  zu  beschuileii.  z.  H.  mittelst  Aul'nahmc  einer  schwcbcndcu  Schuld,  Vornahme 
ron  Uebortngungen,  Anlegung  und  Verwcndong  ren  BeecMfrefonda,  notliwendig.  — 
Iii  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  aacb  die  StaalenrorbinduDgen  S9)  nod 
Öelbstverwaltun>^köri)er  Budgets  aufzustellen. 

Für  Etat  frUker  in  Deutschland  das  lat.  atutuä  gebraucht.  Budget,  eigentlich 
im  En^ischen  ein  &ick,  Bentd,  ron  dem  altfranzOs.  booge  und  dem  noch  jetzt 
üblichen  boug*ctt«?,  sodann  in  der  enfrl.  Parlament -jspnirb c .  wt-ircn  der  Urbcrgabe  der 
Actenstdüke  in  einem  i>olcheu  Behälter,  dor  vom  Kanzler  der  Sciiatzkawmer  dota 
Farlamoiit  forgelegte  £tat  (daber  Gainpe's  wundeittcbe  öebersetzung:  Bedarfstascbe). 
Italieniscb  prefentivo  im  (Gegensatz  von  conauntivo,  den  Becbnungsergcbnisäcn  ib ->  ver- 
floH!«f  n«>n  Jahrs.  Welcker's  Staat>It  \.  AiiH.  III,  115  Art.  Budget  von  K.  II.  Kao. 
(Kau,      1(>5).    Näheres  über  Etatweüeu  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschu.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  moss  in 
der  Hegel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen^ 
bei  QnD  nur  ansnahmsweise  zutreffenden  Grttnden  ein  Eingangs- 
tibersehusa  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Gassen-) 
Deficits  schon  im  Budget  —  budgetmftssiges  Deficit  — -  ist  nur 
dann  zulässig,  wenn  ftlr  alle  Fülle  Eingangsquellen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  ans  denen  das  Deficit  reehtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  constitutioncilen  Budgctwirthschaft  mittelst  Er- 
njjk'htigung  der  Kcgiening,  kleine  budgetmUssige  Deficits  eventuell 
durch  Aul'ualinie  einer  (schwebenden-)  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nötbig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  regclraUssig  auch  im  Deutschen  Keich 
und  in  Preusscn  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Casseomitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode nicht  reducirbar  bewilligte  Finauzbedarf  folge- 
richtig die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sieh  schliesst. 

Diese  budgetmibbige  und  wirkliche  Bilaaciruug  von  Au.^gangcu  und  KingiU)gva 
ist  daa  einzige  Littel  zur  Vermeidung  dnea  rerderbUcben  OasfeDdeicila  und  eine 
Conseqnenz  deü  aufgettellten  Pestnlats  und  des  eben  formolirten  Satzes.  Der  £ia- 
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«raud,  da:>ä  damit  cino  ^rücksichtslose  Steigerung  der  Einnahmen  ge rechtfertige*  weido, 
trüFt  ni'  ht  zu  Wenn  dir  Kinnalimen.  nisn  insbcsondLM"  ilir  Sttiieni .  jetzt  srliou 
druckend  hoch  sind  oder  bei  der  Krüöhuog  auf  den  Betraj;  der  Ausgraben  wurdcu, 
80  mOasen  nur  znror  die  letzteren  rermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  B.  aas 
Crediioperatioucn  für  zulässig  und  erreidibar  befunden  werden.  Die  sorgfäJiijjhtö 
Prüfung  hierüber,  dii^  Nachforschung,  ob  nicht  wenigstens  ein  Thcil  der  Ausgaben 
vcrschobcu  werden  kann,  ist  dann  dringend  geboten.  In  der  Regel  ist  jedoch  ubur- 
haopt  eine  betrlehtUche  Verminderung  der  Ausgaben  schnrer  durchzusetzen  oder  sio 
kann  wr-nic^tens  nicht  sofurt  für  die  bevorstelK-nJe  iMnanzperiode  erfolgen.  Alsilann 
moss  dennoch  für  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  die  loste  GrOsse  betraditel  werden, 
nacli  der  neb  die  Eingänge,  bez.  die  Eimmbrn^  unbedingt  riebten  mttssen.  In  der 
(unstitntionellen  Budgetwirthschaft  adoptirt  die  Volksfertrotang  damit  noch  nicht,  wie 
man  oftmals  in  dicker  Fraare  finjrewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  AuH'a-^siin!; 
der  Staatszwecke,  die  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und 
das  bestebende  Yerwaltungsaystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Bndgetbe" 
villi^ng  an  ,  d.iss  für  dir  jct/.ige  Finnnzjterir»(le  der  Bedarf  nicht  zu  ver.'lndern  ist, 
folglich  iin  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte  auch 
Einnahnoen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Hohe  erdflnet  werden  mttssen. 

II.  —  §.  fi2.  Die  Scheidung  des  Finanz  he  dart's  in 
ordentlichen  und  ausserordentlichen.  Diese  Eintheilung 
koumt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedftrfnisses  nnd  Bedarfs, 
für  welehen  eine  Aasgabe  bestimmt  ist,  auch  auf  den  Umstand, 
ob  dies  genau  voraus  zn  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  anf  die  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  Unterscheidung 
noeh  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  haben.  Die  zweite  Ein- 
theilang  ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
principieller  Tragweite,  daher  finanzwissenschaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Raa,  5.  Aufl.,  §.  39 — 41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  correct;  ebenso  ich 
in  der  &  Ansg.  39 — 41  nocb  nicht  ganz  richtig.  —  S.  «ach  Malcbua,  Fin.  II,  55. 
Text  X.  Tb.  nach  Ban,  aber  mehrfach  von  ibm  abreichead. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regcl- 
mSssigen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 

Hedürliiisso  eDtsprechciid ,  sie  Ii  genau  vorbcstiniiiieii  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  im  1  TTrihe  aulznsuchen. 

h)  Ausserordentliche  Aus[2:ahen  treten  daj:^eg:en  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  Überhaupt  nicht  oder  seinem  Bedarfs- 
betrage  nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  Deekung  erforderlich,  so  mtissen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
in  Bewegung  gesetzt  werden.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte 
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kommen  aber  aneh  zahli-eiche  kleinere  Posten  soleber  anraer- 
ordentUehen  Ausgaben  vor,  die  sich)  wenigstens  im  Ganzen, 

mit  einiger  Regelmäseigkeit  wiederholen.  Dafür  kann  man  einen 
Einnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
H  ilfsvorrath  ( Reservefondg)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  iu  Ausgabe  stellen  oder  die  Kegierung  stur  Ausgabe  von 
iScbatzseh  einen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Aus»;:ahcii  sin<l  dann  den  soiren. 
uuätäDdigen  unter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt  Kau  äusserte  sich 
dunber  foigeudermasBen  (§.  41): 

„M^n  nennt  diejenigen  Ausgabt-n.  die  von  Jahr  zu  Jahr  mit  gleicher  Sumnio 
bestritten  werden  können,  siändig'e,  während  die  un  stund  igen  von  wechselnder 
Grösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  üniständcu  bald  eine  grössere, 
bald  eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  i.  W.  bei  Baakosten,  Diäten.  Prämien, 
Stratprocesskosten.  Uni  aber  doch  für  zureichind*-  £inkünft>'  schrm  vorher  .  inii^er- 
masseu  sorgeu  zu  küuuen,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Auiigabon  wenigstens 
eine  Venaitdiang  Ober  ihre  wahrscbeinliche  GrOese«  im  Anhalt  an  den  Dorchsehnitt 
aus  den  vorhergehenden  Jahren"  und  unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Kichtoni?  der  Jaliri'^-'nnmc  dieser  AnsE;-abfn,  ..W'o  vielerlei  unstfindige  Aus- 
gaben vorküUiUicn,  da  kann  mau  bei  surglaltig  gelcrtigtcn  Uebersehlüycü  hüllen,  Uaäs, 
wenn  ein  Theil  der  erstcren  den  Anschlag  Ubersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  si<  Ii  ^.  rade  ausirleichcn ,  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Uillsvorrath  nützlich, 
dessen  GrOsse  im  VerhliltnisB  zum  ganzen  Stutsanfvrande  nach  den  Dmatftnden  vn 
bemessen  ist'\  oder  die  Emission  von  Schatzscheinen  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  sich 
unständige  Ausgaben  ohne  andere  Nachtheile  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  fOr 
die  Ordnung  im  Staabhaushalte  förderlich.'* 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  §.  1 13.  sollte  ein  Reaerrecredtt  Ton 

5  Proc.  des  ganzen  Ausgabebudgets  zur  Verfügung  di  s  Gesamtntministeritirns  bereit 
gehalten  werden.  In  Preussen  war  sonst  ein  ausehulichur  Iicservefond:>,  z.  B.  nach 
dem  Veranschlage  von  1847  2.S12000  Thlr.,  er  wurde  aber  auch  m  Landesrer- 
besserungen  bennt/t  und  der  Uebersi  hnss  /xww  Staa(>^^  hatze  geschlagen.  Neueriich 
bind  nor  noch  :!ÜO.ÜÜO  Thlr.,  dann  400.000  als  Ilaiipi - extra-ordinarium  des  Finanz- 
ministeriums aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  12  Miil  M.  Baiern  hatte  lSa5 — t>J 
650.000  fl.  Resenrefonds  auf  48  MilL  fl.  Ausgaben  nach  Abzug  der  ^nnahmskosten, 
also  V>,  Prnc.  für  1S(;s  und  CH  sind  je  I.S18.0U0  (1.  als  Reichsreservefonds  bei 
d(>'/^  M.iJi  reiner  8taat:>ausgabü  angesetzt,  also  ä'l  Proc,  für  1874  u.  75  nur  O  DO  Miil.  M. 
bet  einer  eigen tl.  Staatsausgabe  r.  VSm  Miil.  Mrk..  f.  1H80  ti.  81  0*8  M.  M.  bei 
132.34  M.  M.  Sachsen,  A.  1S74— 75  0  42  MUl.  Mrk.  He^ervefonds  bei  47-49  Miil.  M. 
Gesammtausgabo,  f.  ISHO  «.  i>l  0-235  bei  <>r!-7(>,  Wnrtembc-rg  f.  1^75—76 
1U5.000  Mrk.   bei  44-i{4  MUl.  MrL  eigentl.  Staatsausgabe,  1SS2  — 83  70.000  bei 

H.  M.  —  Die  Ansg abc  von  Schatzscheinen  fttr  die  gen.  Zwecke  ist  ein  paasendes 
Mittel  zur  Erset^.iiiii;-  n-bT  Er^^Hnzung  baarer  Reservefonds,  weil  sie  weniger  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lauge,  in  Preusson  u.  im 
Deutschen  Beich  jetzt  aurh  üblich. 

§.  63  —  2.  Zweite  Unterscheidung. 

Zuerst  hat  Dietzel,  SysU  d.  Staaisauleüieu  lb55,  die  Wichtigkeit  dieser  Ein- 
theilung  betont  und  sie  01r  die  StaatsbedarlEKleckong  rerwerthet.  s.  nam.  8.  90  fT., 

In-*  ff,,  wobei  er  indessen  nicht  genüjrcnd  spccialisirt,  s.  unten.  S.  an- Ii  rni(>fen- 
bach,  Finanzwis.s.  §.  194,  201.  174.  (ianz  unabhängig  von  Dietzel  bin  ich  auf  in- 
doctivem  Wege,  speciell  durch  das  Studium  der  österr.  Finanzverhaltnisse  bei  dem 
.\ufsuehen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  chronischen  Deiicit  leidenden 
Staatshaushalte,  znr  Aufstellung  einiger  Ilaniifprincipieii  für  dii'  Drdnunjr  d  r  FinHiiz- 
wirthscliaft  gelangt,  wie  sie  früher  schon  Dietzel  a.  a.  0.  abgeleitet  hatte.  Nachdem 
ich  Letzteres  narbtrAglich  bemerkt  hatte,  habe  Ich  DietzePs  Priorit&t  offen  aner- 
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kMat,  (8.  Vorrode  zq  Wagner,  Ordii.  d.  östcrr.  Staatshaitthalte)«  iras  Dietzel  selbst 
früher  dankbar  coiistatirt  hat.  —  Debor  die  Frage  selbst  s.  meine  augef.  Schrift,  bes. 
S.  y— 19,  54  iVA,  ferner  Wagnor»  Art.  S(aat«ischulden ,  StaatswOrterb.  X.  5  10, 
u.  Art,  Staatshaushalt  im  Uaadwörtirb.  der  VolkswirthächaftsL  v.  Kentsch.  Laspcyrus, 
Alt  StaMBWUthscli.  im  StiafeBwttiterb.  X,  84  fT.  Naesa,  Steuern  nnd  StaatsaniM  TUb. 
Ztschr.  fStaatswiss.  XXIV  (l^GSi  1  IT.,  11  ff.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzviss ,  ."J.  Aufl.. 
S.  42  —  49,  4.  A.  I,  64  ti.,  ganz  ähnlich  dem  Sinne  nach  (nur  mit  gesuchten  neuen 
Aasdrucken)  wie  ich  schon  in  d.  ti.  Ausg.  v.  Bau,  aus  «reicher  diese  Par^e  hier 
aemliGh  wöitlicli  herttber  ganonimen  vuide  (ft.  Aaäg,t  §•  41  a  ff.). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandtr, 
aber  doch  scharf  zu  unterscheidende  zweite  Eintheihmg  des  Finan/, 
bedarts  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  w()l)ci 
anf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  '(sicher  oder  luuthmasslieh)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Eintheilung 
Hegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspune t  für  eine 
riehtige  Theorie  der  Finanz bedarfsdeckang,  iosbesondere 
Itlr  die  Beantwortung  der'  Frage  Aber  die  prineipielle  ZnlUgsigkeit 
and  den  Umfang  der  Benutzung  des  Staatscredits  statt  der 
Beetenemng  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  .sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (G.  '27,  '259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
Schaft  anwenden,  wenn  die  Oleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  voUstUndige  ist.   Hiemach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige ZnfUhrnng  umlanfenden  Kapitals  in  den  Öffentlichen  Haus- 
halt, d.  b.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer 
Production&-(Finanz-)periode  definitiv  im  staatliehen  (communalen 

n.  8.  w.)  Productionsprocess  zugesetzt  wird,  seinem  vollen 
Werth e  nach  in  die  producirten  Guter  (Staatslcistungcn)  über- 
geht und  sich  ebeu  deshalb  jülirlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  niuss. 

Man  kann  diese  Aiisgabi."  anch  din  e  i  g^e  m  1 1  i  h  i;  ord  cnt lieh  o  Ausgab''  i  -l  v 
dafi  Normalerforderniss  nenneu.  Dieses  umfasst  alsdann  ailu  die  Ausgaben,  welche 
neh  durch  den  gcgenwftrtigen  Bereich  dt^  Staatsthätigkeiten  und  das  in  einer 
Fiaaazpeiiode  bestellende  Verwaltungssystcin  jAhrlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage erge'>€n,  also  ciiisohliesslich  des  bleibenden  Theils  der  seit  der  letzten 
Fiiuuupenodu  hinzugekouimciicn  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Ilaupttheil  des 
Konnaleffordemiaaee  ist  Lohn  für  die  rom  Staate  gebraucbten  ArbeitskrUte  (Gehalt 
der  Beamten.  Sold  u.  s.  wX  dazu  kommt  der  sich  regelmässig  wiederlsolt  rid  ■  untnittfl- 
iiare  SachgUtcrbedarf  (Realbedarf).  Auch  die  Zinsen  (und  Lottcrieanlchensgc- 
vinnste  als  Ersatz  oder  YerrollstSndtfrung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
hierher;  die  Ausgaben  farTilgnng  formell  rechtlich  je  nach  den  Anlcihecontracten, 
nicht  unhedint^t  allgemeiu  ünanzwisscnsdiaftlicb«  veU  eine  regelmässige  Scholden- 
tilgung  nicht  priucipiell  geboten  ist. 
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b)  Ansserordentlicber  Finanzbedarf:   der  nnperio- 

discb,  in  j^rösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende  Aiihvaud  an  Gittern,  dessen  Wirkungen  Uber  die 
laufende  Finanzperiode  (nothwendig  oder  regelmässig)  liin- 
(iberragen.  Hier  ist  aber  weiter  zweifach  (a  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

Es  ist  ein  Fcliler  von  Dict/cl  a  a,  0..  dies  nicht  j^ouilgend  zu  thun.  Dadurch 
fr<*laitirt  f^r  zu  Kt  iufr  viel  zu  weit  ircfassten  Roi;cl  für  liic  AiiwiMidunfr  des  Staatscredits 
htatt  der  licbteucruujj  behufs  Docituug  dui  Staatsbcdarts.  S.  A.  Wagner,  Ordn. 
a.  a.  0.«  S.  38  if.,  Laspcyres  a.  a.  0.  X,  85,  Nasse,  a.  a.  0.,  S.  11.  Auch  Stein, 
Finanzwiiisensch. ,  3.  Aufl.,  S.  IT.  wo  jedoch  auch  die  l?eg*'l  für  die  Benutzung 
deii  Staatticredits  zu  absolut  ausgeaprocbea  iüt,  äbulidi  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
nocli  in  Steinas  4.  A. 

(t)  Die  betreffende  Ausgal)C  wird  die  Grundlage  eine  r 
dauernden  Nutzung,  d.  b.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital- 
anläge,  so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ansgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Prodactions- 
ffthigkeit  eintritt   Hierher  geboren  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  privatwirthschaftlicbe  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  fttr  die  Erwerbung  (dnrcb  eigene  Erriehtnng  oder 
dorch  Ankauf)  und  Air  die  Verbessernng  eines  priTatwirthschaft- 
lieben  Uutemehmens,  dessen  Zweck  anssebliesslieh  oder  doeh 
2 u gleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  aus  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen ,  oder  wo  wenigstens  die 
(Verzinsungs-  und  Hetriebs-)Ko9ten  des  Ijetreffendeu  Unternehmens 
ganz  '»der  theilweisc  durcli  die  Einnahmen  aus  der  Kaiataianlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (übjccte  von  ErwerbseinkUnften  und 
von  GebUbreneinnabmen). 

Wie  in  dor  spatt:r>  ii  Lehre  von  den  prifaiwirthsch.  Einnahmen  gezeif^  wird,  giebt 
*"i  im  nmdcmen  Staatshaushalt  iirmcr  wfni'^cr  rein  privatvirthschaftl.  Unternehmen, 
souderu  es  spielt,  z.  B.  bei  irorsten,  Eisenbahnen,  ein  ütaatäwirtltsühaftl.  (iesichb- 
pnnct  stark  mit  Der  Rentebezag  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  veniger  initspreclien- 

der  Zveck.  —  Beisid-'L?:  Anlage,  Ankauf,  techn.  Verbesserun l-^  («liinh  neue  Kapital- 
verwendungen) von  Feldgutern,  i^ür^t'  ti.  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsiabrikon,  EUsen- 
bahnen,  Post-  und  Telegrapheneiarichtuugen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftliche  Ka])itaiaulage, 
wodurch,  zur  Durchfuhrung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatseinrichtongen  nnd  Anstalten  geschaffen 
oder  yerbessert  werden ,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  Staat- 
liebes  Immatertalkapital  wirklieb  die  Grundlage  fttr  eine  dauernde 
Nutzung,  fttr  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  aueh  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  wcK  für  die  erste  Kin-  und  Durchführung  grossur  staatUchor 
I?'  tVirm«>n  rontbergeheml  in  besonderem  Umfange  crfordcriicli  sind,  —  u  olil  /,a  trnt'^r 
scheiden  von  dcuöD,  um  welche  sich  etwa  foq  da  an  wegen  solcher  Keformen  das 
Kotnalcifordenufls  daaornd  erhöht  — ,  bilden  deo  wichtifsten  Fall,  t.  B.  die  Anbge 
eines  neuen  Grundsteuerkatasters  für  ilio  Finanzvcrw altiinj^,  eines  Staatsstrassen net/.es, 
dif  Vornahm«  einer  Justizn-form .  wie  etwa  die  Kr5<,t/uiig  der  Patrimouial|?e richte 
durch  laiidcälicrriichc,  einer  Vi  rwaltuii2:srcforui ,  einer  (ic^utzgcbung  über  Ablösung 
von  (iruiidlasten  oder  anderen  wohlerworbenen  Bechteo,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Thcil  der  Entst  hadiirun^en  auf  »eine  Rechnung  nimmt,  einer  Militiirreform,  die  Eiu- 
fiüiruog  eines  neuen  Bcwaliuuugssysteuis,  die  Uersteltung  von  Flotten,  Festangen  a.  8.  w, 

A.  Wagner,  Ordn.  S.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  aas  der  grossen 
"jtirr.  inneren  Reformperiode  1841)  ff'.    Eine  Summe  von  12  — 14  Mill.  11  mag 

-  60  bei  der  J  u  s  t  i  z  rcfonii  in  Oeiterreich  als  stehende  staatswirthschaftliche 
kapiiaJanlage  verwandt  wurden  nein,  S.  auch  W  agner  in  Horn 's  Ann.  du  cr6d. 
publ.  1861,  p.  59  ff.  (art.  fin.  de  rAutri(  h.  )  u.  Staafhwrtrterb.  VII,  606,  616  fi.  Die 
bfkannte  en>_''l.  Ausgabe  v>)n  20  Mill.  Pfd.  St.  fur  Entschädif;ung  der  Sklavenhalter, 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschtlssc)  Itussiands  bei  der  Emancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zttscbttsse  der  ftsterreich.  Kronländer  bei  der  Grondendastung,  ähnliche  in 
deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  ZehntablOsung)  sind  wichtige  Beispiele. 
Iläulig  werden  solche  Aui>gaben  fur  sf.iatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zwischenräamuu  ^.Perioden  der  Stabuitut,  Ucaction)  auf  einmal  in  besonders  gro«>sem 
Umfkog  ttothwendlg.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grossen  politischen 
ReTe^iinsron.  m  nach  1S4S.  njich  1866  (neues  cnrop.  Infantcriefi^norwaHensystem,  vcr- 
bcsscitc  üanonen,  Panzcrschitfe  u.  s.  w.),  äholkli  wieder  1871  11.  2:».  Wagner,  Ordn. 
8.  3,  45  ff.  vnd  namentL  der».,  Grundlegung  I,  §.  178.  S.  auch  «nten  tber 
das  Finanzweseii  der  MihaTrenraltDiig. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorttbergehend  in  einzelnen 
Finansperioden  dnreb  abnormey  stcb  zeitweilig  der  VerwirkKebnDg 

der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht. 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  mid  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immatcrialkapitalien  durch 
soielie  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Snohi^titcrn  und  Meuschenkräitcn  für  die  ganze 
Volkswirthschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand oder  der  ähnlicbe  für  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  für  die  ßc- 
kämpfuDg  allgemeiner,  durch  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
ttünde  (bei  Misswaebs,  Uebersebwemmnng)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Änsgabe,  welche  man  die  eigentliche  ansser- 
ordentliche  oder  die  ansserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  nnd  Staats wirthschaftlichen  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (^Normal- 
erlorderniös). 

Uobcr  die  Folkswirthschaftl.  Wirkung  des  Kriegsaufwands  siehe  A.  Wagner, 
Oidn.  S.  49—63.  (Vgl.  anch  dcrs.  Russ.  Papierwähr.  Abschn.  I  o.  II.).  —  Andre 
NoAstinde:  die  österr.  Staatsttnlitsttltlling  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
Trockenheit"*  in  1S63,  die  prouss.  (IstpriMisscris      i  iliin  ^lisswachs  (durch 

Naöse)  in  lb67,  deagL  die  schweizer.  Cautonalhillcu  bei  der  Hheinuberschwenimung 
in  1868.  Die  pn»  Hilfe  beim  obeischles.  Nothstand  1879.  ^Ges.  r.  3.  Fehr.  18S0, 
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ft  Hill.  M.,  MS  einer  Anleihe.)  Vgl.  Siegel,  Aber  SfutsMIfe  bei  Nothslinden, 
Tttb.  Ztachr  l^Si. 

Mw  kann  auch,  freilich  immer  nur  ganz  bedingt,  zugestehea,  diuis,  wenn  ein- 
mal eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Aasgabe  in  einer  Kisaiueperiode  (Jahr) 
Torgt-komujen,  sie  in  den  folgcndc  ii  nieh  einer  genrissi  u  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird,  hisüfcrn  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Au^gribe  allerdinj^s  über  die 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sichürhcit,  wie  doch  im  Fall 
der  stMtsiriTthschafttieheB  Kapitalanlage,  beateht  gleichwohl  nicht  Ja,  in  dem 
v-i  hti^ten  Falle,  d.-ui  des  Krie^rsaufwands .  ist  die  wirkliclie  Sachlage  oft  gerade 
uuigekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glücklich  beendete  Krieg  schallt  oft  genug  fur 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  anf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dies  kann  selbst 
in  jenen  Fftllen  gelten,  wenn  ein  Krieg  za  einem  wohlthätigen  ätaatlichen  Neubau 
und  zu  einem  n<Mi<'n  Auf-Schwung  der  nationalen  Yolkswirthschaft  fuhrt.  Die  auch 
volkswirthsc haftlich  so  segensreiche  Folge  der  uiederländ.  Befreiungskämpfe 
im  16.  Jahrb.,  ebenso  der  deotscben  1813,  des  Kriegs  von  1866  in  Deatschland 
sind  Beispiele.  Aber  wenn  man  aurh  mit  Recht  in  den  Kriegen  Preussens  gegen 
Dänemark,  ctcstcrreicb  und  Frankreich  die  (irundlagc  tur  die  politische  Wiedergebart 
Deutschlands,  und  insofern  aoch  etwas  volkswirthschaftlichcs  Uutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  an  manche  andere,  da.ss  .,eia  ibieg  den  anderen 
u^tbährt,  oder,  wie  seit  1871,  ZQ  gebihien  droht",  iras  fttr  unsere  Frage  ron  Wichtig- 
keit ist. 

Auch  vom  linanzieileu  Standpnncte  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  aU  einen  Kapital- 
verlust zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  ähDÜch  wie  ein  GlemeDtar- 
scbaden  (oder  wie  etwa  bei  Banken  massenhafte  Verloste  an  aas- 
stehenden Darlehen  in  einer  Creditkrise),  in  einer  Reihe  von 
Finanzperiodeo  amortiBirt  oder  abgeschrieben werden.  Dieses 
Verfahren  bemht  aber  eigentlich  nnr  anf  einer  buchhalterischen 
Fiction,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theil weise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Reclinung 
betrachtet  wird,  wUhrend  in  dem  Fall  der  privat-  und  staats- 
wirthschaftlichen  Kapitalanlage  dieses  Activum  auch  wirklich 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  Staatsbedart'sdeckuDg  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

St 'in  a.  a.  ().  3.  A.  S,  4(>  fl'.  untcfsnt'lit  die  (irilndo  des  von  ihm  sojjfüi  stants- 
wirthsch.  Deticits  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schon 
im  Text  der  §§.  41  a^  41c  der  6.  Ansg.  von  Ran  die  conneze  Frage  bebandelte. 

§.  64.  —  3.    Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  fUr  allemal  oder  doch  tHr  iHngere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Factoren  (Parlament^  Stünde)  be- 
willigten  und  eines  wandelbaren,  jährlich  (oder  von  Finanz» 
Periode  zu  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aas* 
gabevoranschlags  hinaus.  NameniUoh  nach  englischem  Vor- 
gange, der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  lUs  eine 
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vviclitige  Aufgabe  des  öft'eiitliclie  u  Finauzrechts  (Biid- 
getbewilligiingsliage),  aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Tlieil 
nh  stalnles  lJudgct  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafftr  bestimmte  Decknngsmittcl 
(privatwirthschattlicbe  Einaabmeu,  Steuern)  bleibend  der  liegieiaug 
zar  VerfttgUDg  za  Btelleo. 

Das  stabile  Badget  kann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche  Ausgabe  (in  der 

zweiten  Bedeutung,  Normalcrfordernisä)  umfassen,  wohl  aber  einige  Hauptposten 
-icrM-lben.  welche  ihrem  Wcsf;n  nach  ISii  «;ere  Zeit  eine  frl -^i  <^)mji  ässige  Höh  e 
U)halteu  uud  unter  allein  LuiatuuUcu  bcätritteu  weidea  inuaacn,  wenn  diu 
StaatMMSchine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahin  sind  namentlich  gewisse  aus 
privatrechtlicht'M  YLTjtflichtuiigrii  herrühi-Tule  Zahlungen,  wie  die  Verziusnng  tincl 
coatractliche  Tilgung  der  Offen tlichea  «Schuld  zu  rechaeu.  v^.  Wagner,  Art. 
Stastsscbnldon,  »taatswOxterb.  X,  49).  Dazu  treten  passend  solche  weitere  Theile  der 
ordentlichen  Ausgabe,  ttber  welche  auch  aus  anderen  (irUnden  (z.  R.  um  peinliche 
oder  schwierige  parlamentarische  Verhaiullmigcn  zu  vcnn-  i  l'  u  oder  um  eine  gewiss«^ 
Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  Uie^e  Ausgul«  n  iiiiu|Jicuden  politischen  Fragen 
zu  erreichend,  passend  rbr  längere  Zeit  (selbst  fiir  eine  anbestimmt  lange  Zabanft) 
eine  fest''.  Vereinbarung  zwisi  ben  Kegierung  und  Volksvertretung  getroffen  wird. 
Wichtige  Beispiele  der  Pnuds  und  des  geltenden  öUentlichen  Fioauzrcchtcs  sind  dit- 
Besdmmungen  Uber  Givilllsten,  Krondotatlonoi  n.  s.  ferner  die  „Gontingen- 
tirung"  des  Militirbndgcts  anf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 
und  Deutschen  Keichc.  Der  schon  Forhandene  Begriff  der  Dotatioji  kunntc  und 
sollte  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Budget  aus  einer  bestimmten  Ueihe  solcher  Dotationen  bestSnde.  (Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bczeicbnct  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 
des  Kronfideicommiasfonds,  die  Ausgabe  fur  die  Öffentliche  Schuld  [Verzinsang, 
Tilgung,  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  I^dtngs.) 

Eine  solche  Sdhjiduog  bitte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  küme 
luuthmaaslich  auch  den  Finanzen  m  flute  Denn  das  wandelbare  Budget  wtirde 
dann  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  wahrend  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  ulzusebr  Formsache  ist  Politiscb  und  finaiupolitisch  mlkhtsii 
daher  <li  •  Vorthoiie  einer  solchen  Einrichtung  grftner  sein  sJfl  die  m  liberalpolitlscber 
Parteiscite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Auü.,  S.  29:  „es  dürfte  lunm  zu  bezweifeln 
sctii,  dasä  dieser  (iedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  i<il<  r  stabilen  Budgets) 
no*h  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Xüthwendigen 
an  sich  ein  Cnding  und  seine  Verweigerung  als  Misstraueusvotnm  gegen  Persönlich- 
keiten ein  dnrebaus  veritehrtea  Mittel  ist,  denn  sie  wurde  in  der  That  ein  Misstrauens- 
votum  gegen  die  Existenz  dc^  Staats  selbst  sein."  Der  prenss.  Etat  hat  bei  den 
Aasgaben  eine  Rubrik:  „darunter  ktiuftig  wegfallend''  (z.  B.  (ichalte  auf  Aussterbe- 
etat). Diese  Ausscheidung  Hesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
Ein  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgettheilc  sind 
meistens  die  mehr  links  steiienJen  iiolitischen  Parteien«  in  Deutschland  z.  B.  die 
Fortaclirittspartei  in  der  Militärbudgetfrage. 

S.  r.  Halchns,  Finanz.  II,  §.  20  (S.  III  ff.),  A.  Wagner,  Ordn.  u.  s.  w. 
S.  5*5,  Stein.  Finanzwi.s..  1.  Au^g..  S.  29  II'.,  Ö.  Au^g.,  S.  69,  71  fi'.  Teber  England 
Halchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  Czörnig,  österr.  Budget,  I,  20,  Bcrgius,  Finauz- 
wisscnscb.  S.  14.  —  ders,  in  d.  Tüb.  Ztsch.  fUr  Staatswiss.  IM'I,  S.  105  (iiber  den 
consolid.  Fonds  handelnd).  Gncist,  engl.  Vcrwnitungsrccht ,  2.  Ausg.  II,  709  und 
§.  f;s,  S.  S32  — S45.  Ders.,  Budg.  n.  Me.-,.  nach  d.  constitut  Staatsre.  bt  Englands. 
Berl.  Ibü'i.  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  Uber  die 
englischen  Verhältnisse  nicht  ganz  ttbereio.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
(iesctz  beruhenden  u.  den  fur  den  Dienst  des  .Tabr->  Ih  willigten  Auf»ga1)cn.  Die 
er>tcrcn  betragen  nach  Gneist  jetzt  an  MO  Mill.  Pfd.  St..  vornemlich  fUr  die  Zinsen 
dur  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  isui  1.975.1  *i9  Pf.  urdentlichc  dauernde  Au:»ijabcu 
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warcQ,  bes.  im  «las  gc:}HUJUilc  ivichtt'riJi-rsüuiil,  liua  urdeutliche  Pcrauüal  der  (icsaudt- 
schaflen  und  einige  «Ddre  Aemtcr.  l)i<;s<  Auagaben  sind  auf  den  sogcu.  consoli- 
dirten  Fonds  angowii^scn,  d.  h.  auf  den  Betrag  einer  bcstiinintiii  Reihe  von  Ab- 
gaben, welche  Pitt  17b7  in  einen  Fonds  voruinto  und  für  jene  Ausgaben  blcibeud 
bewitUgeu  Hess.  Die  einzelnen  Einnnhmen  n.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprunglicli 
nach  dem  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  con:>tituirt ,  dann  in 
drei  grfhssert^  Fonds  /usammcngezogon  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid,  Fonds  ver- 
einigt wurden  i^2T  (je.  III,  c.  13).  Dieser  Fonds  haRct  für  die  hoii:  Ausgaben,  nur 
sein  Uebonchuss  steht  zur  Anweisung  fbr  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dem 
Ge?>  -tz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Bewilligung  vorgelegt  Ueber  den  consolid.  Fonds  u.  die  iluu  vorangeh.  Gesetzgeb. 
9.  Gneis t  a.  a.  O.  H,  833.  Die  neueren  Aemter  nnd  VerwaltungseinricJitiingen  sind 
immer  mehr  auf  die  period.  Paitamentsbcwilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  S35).  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Tr-  luiuii;!  Belgiens  nach  (ies.  v.  24.  Aug-,  1815 
ein  lOjähr.  stabiles  Budget  bewilligt  „für  uilc  urlentlichen.  iixen  und  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  den  Friedensstand  bezielien."    S.  Malclius  II.  V<irs-lilag  Lafittc's  für 

Frankreich  1827,  ebendas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundesverf.  Ait.  (iO,  Be- 
willigung eines  stabilen  MlUtaretafs  bis  Ende  1871,  1%  <1-  Beraikerung  v.  ISßT, 
225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Roichsverf.  Art.  (50,  s.  auch  Art.  tJ2,  71. 
Dann  Deutsche?^  Reichsgcs.  ?.  9.  Dec.  1S71  ,  worin  auf  '{  .fahre,  bis  Ende  l*s71.  ein 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darub.  A.  \\  agiicr  im  Holtzundurli  scheu 
Jahrb.  III,  171  ff.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aln-r  auf  Grand  der  im  Reichsgee. 
v.  2.  Mai  1S74  für  <lie  Zeit  v.  1875  — Sl  gesetzli«  h  fe-stgesctzten  TruppenstärKe 
FricdcnsuräAcn/rstarku''  des  Heeres  au  tuterofficicreu  u.  Manuschaftea ,  ohne  £ut- 
recbnong  der  Einjahrig-Freiwilligen)  von  401,659  Hann.  Durch  Ges.  v.  6.  Mai  ISSU 
hil  diese  Zahl  bis  31.  Mkiz  1868  auf  427,274  Mann  festgestellt  weiden. 

III.  Die  Wahl  der  DeekiiDgsmittel  oder  Eingangsarteu 
für  den  Finanzbedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Vorbem.  zu  diesem  Kap.  g«  iiaiinte  neuer» 
Literatur  über  die  Prlncipicn frage:  St-  tn  rii  oder  Schulden? 

Dieser  allgemeinen  l'rige  nach  den  ri(  liti-^en  Deckungsmitteln  wird  in  der 
Praxis  selten  näher  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiederholenden  Aesgaben  bosiimmte  Deckungsmitlei  geschichtlich  Ober- 
kommen  und  staatsrechtlich  f»  sfi;«'-tellt  /u  si  in  |  llcircn.  Auch  die  Thi  orie  hat  erst 
neuerdings  diiscr  Frafre  ihre  AiifinerkHamkcit  ij^'wiilinct  und  sie  princijuoi!  zn  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dicä  ibt  vum  blandpuuctc  der  Wissenschaft  aus  au«  ii 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wi>3<nsrhaft  eine  solrhe  principiellc  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  diu 
innere  (organische)  Verbindung  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  und 
lännahmen  fehlt  Die  Theorie  mnss  der  Pnzis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Kümmert  sich  die  Praxis  um  jene  Frai;e  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  auf  dem  Stand- 
j.iirirf,.  irf'wuhnlicher  Routine  urit!  wird  bei  jeder  Srhxdi^ri^^keit  Fiasco  machen,  nacli- 
Ucm  SIC  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Decknngsmittci  fiir  gesteigerte  Ausgaben  und 
Deficite  der  Vollunrirthschafl  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwer«; 
Wiind'-n  geschlagen  hat.  Namentlicli  drolit  liier  ri-i^clmässig  die  grosso  fii  faln  .  (la^s 
ohne  Untorüacbung,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  Dchcit  einfach  so 
lange  es  irgend  geht  durch  Aufnahme  ron  Staatsschnlden  oder  Verftusserung  reu 
mdätens  werbendem)  Staatseigenthum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglichst 
beschränkt  nnd  di«'  Einnahmen  aus  Stpuern  rerhtz«Mti?r  «»rlidlif  werden.  Dadurch  wird 
das  „acute'  Delicit  /u  einem  „chronischen  ',  dsis  si«li  von  einer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  fal^  lu-n  Deckuugsmittel  immer  mehr  vergrOssert. 
-■i"hlii?sslich  lawinenartig,  und  nun  vulirnds  nicht  inelir  zu  luv-eitig-cn  ist.  V(*n  d.T 
Wahl  richtiger  Decknngamittel  iur  die  Ausgaben  hängt  daher  auch  der  dauernde 
Gleicbgowichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatshanshalt  ab. 
Während  die  Vermeidung  eines  Cassendeficits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz- 
calrulatur  ist,  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  Wiederherstellung)  jen^  s 
dauernden   (deichgewichtszustands    des    Staatshaushalts    eine    der   wichtig:sten  uud 
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scliwierigsteu  Aufi^aheu  der  practisclicn  Fiiian zjiolitik  und  iMc  (lirttrcti-srhe  EiörtL-ning 
Uber  dieäd  Aufgabe  eine  bisher  ineiätcns  nicht  genügend  erörterte  Cardinaüragc  der 
Filuulzvissenschaft.  —  Besonders  instrucUv  für  Patüulogie  und  Therapie  ron  Deficits  ond 
insofern  für  die  Theorie  der  StaatsbedarÜBdeckan^  ist  die  neuere  Österreich.  Finanz- 
gtochichte.  In  diesem  Staafo  hnt  man  es  zu  lange  versäumt,  das  einmal  nirht  zu  he- 
iciligeade  Dehcit  durch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
EiwariuuneiitUch  ein  schwerer  Fehler  der  absetodstischeit  Regieraof^  vor  ond  nach  1848, 
iiiitti'T  wieder  zu  leicht  zu  dein  verführerischen  und  politisch  beqiiemoren  Mittel  «Icr  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  und  sogar  doa  Papiergelds  zu  greifen,  als  zur  unliebsamen 
StoBererhöhung.  Manoichf.  Bcisp.  iu  meinen  tiuan^cgeeichichtl.  Aofs&tzen  aber  Oesterreich, 
so  X.  B.  StaatswAiteib.  TIC,  005, 620.  Me  andors  rerfiihr  Nordamerika  im  BOrgeikriegol 

§.  G5.  Für  die  autj;eworfene  Frap^e  erenllgt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deckungsmittein  zu 
onterscbeiden,  weiche  mau  gewöhnlich  ordeutiicbe  und  aasser- 
ordentliehe  nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen,  nemlich  der  Privaterwerb  des 
Staats  nnd  die  Auflagen  oder  Stenern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ansserordent liehen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  ans  der  Ver&ns- 
semug  von  Staats  ei  gen  thnm  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
nnd  ans  der  Benntznng  des  Staatscredits  oder  der  Anf- 
nahmc  von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vciiiiehiuiig 
der  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirtcn 
Staaten  kommen  als  ordeotlicbe  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
und  als  ansscrordentlichc  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
Die  Frage  dreht  sich  dnher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  Über- 
haupt nnd  speciell  der  Ausgaben  und  event.  in  welchem 
Verhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Kegel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
vor  und  bietet  sie  auch  Hlr  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
nmsB  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Ausfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höbe  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
schaffen  ist. 

Nach  ii<'V  Ti  nninoIoi,nn  S.  131  ti.  in  der  fi'runillcgiinc:  §.  04  ff.  würden 
die  „aoaserordcntlichen''  Eiuiuhmou  des  ^<  w<'linlichen  Sprachgebrauchs  mcisteus  nur 
unter  den  allgoaeiiierBa  Begriff  der  „Eiuguage'*  fallen  tiad  nur  die  ordentlichen 
Einnahmen  eigentliche  Kiaubmen  sein.  Zn  beachte»  ist  Übrigens  auch  für  die 
Fin:\nrwirth8chaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Sn  li-  tanzwcchsel 
lic^  Vcraiügeoä  ünd,  Dicht  cioe  eigentiicho,  neue  £innalimc  oder  Auüg;ab& 
&  hängt  dies  mit  der  Lehre  vom  ordentHchen  nnd  anasorordcntlichen  Fiaansbedarf 
in  d«r  obifen  zweiten  Beüeutnni^  {%,  09)  zusammen.   Der  Ausgang  Dir  eine  Staats* 
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wirthschaflliche  Kapitalanlage  ist  z.  B.  keine  reelle  Ausgabe,  soudern  nur  ein  solcher 
Substaazvechsel.  S.  GrundUegun^  I,  §.  C>S  ff.  Die  neue  Terminologie  dient  d&za, 
auf  Botclie  wesentliche  Momente  der  Uoteiseliddug  hiuaveisea,  was  t.  Ad. 
Held  in  a.  Bemeit  in  Hiidehrand's  Jahrb.  1676,  B.  27,  S.  l&S  rerkannt  hat 

§.  66.   Steuern  oder  Staatssehulden  als  Deckonga- 

mittel  der  Ausgaben. 

i.  Du^^iueiigcscliichtliclies  über  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  Chara«  terisining^  der 
iiiteien  und  neueren  theoretischen  Ansichten  luuidelu.  S.  Näheres  bei  Dietzel, 
System  d.  Staatsani,  pass.,  hes.  8.  158  ff.,  und  bei  A.  Wtfner,  Ordnnng  d.  Osterr. 
Staatshausli.  S.  G  IF..  14  ff.  Im  Texte  ist  dieser  Dar-itclJung:  iiiul  ilcr  Rchandlnn<<-  der 
Trage  im  Art.  btaatsachulden  im  Staatsvdrterb.  gefolgt  worden.  Das  Gesagte  bezieht 
sieh  so  äemlicli  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Nebcnins,  t.  Malchu» 
und  auf  liau.  8.  in  der  5.  Au6.  seiuL-r  Finanzwiss.  bes.  §.  466,  Af*\K  471. 
478a,  worin  üi)rip:ons  im  Vergleich  mit  den  friiherfn  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
geständnisse gegen  die  neut-rc  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  luit  vclchem  in  §.  471 
der  frikheren  Auflagen  die  Lohre  von  den  Slaat88chuld<%n  ?on  Ran  eiufelettet  wurde: 
,,w«  iiri  zur  BestrcitTinj^  des  bescblo-  '1j  u  Staatsaofwands  die?  posronwartig-en  Staats- 
einkünfte (d.  h.  die  ordentlichen  tiuiiahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der- 
selben für  volkswirthschaftlich  nachthcilig  oder  fiberhaopt  nicht  tOir  rathsam  erachtet 
wird  und  kein  frUber  angesammelter  Hilfsvcirrath  zur  Verfügung  steht,  so  muss  die 
fehlende  Siimtn«-  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  dies  r  Satz  liL/i-irbnct  cbcti 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunct.  wo  eine  Schuld  auigenuuimeii  zu  werden  pÜcgl, 
aber  entliilt  kein  Prindp  Uber  das  Wesen  und  die  ZulSssifkeit  einer  Benutzung  des 
Staalacredito. 

Die  älteren  Theoretiker  haben  die  Frage  naeh  der  Wahl  der 

Bedecknngsart  der  Anggaben  nicht  generell  nnd  principiell  bebandelt, 

fcondern  sie  regelmässig^:  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Krörteruiigeu 
über  StaatssehuMcii  berührt.  Sie  stellteu  dabei  kurzweg  die  Krage 
auf,  üb  uud  w'duu  der  Stantseredit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  Staatsschulden  nu  hi'  \'oitlir'ile  oder  mehr  Nachtheiie  boten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  mtissen,  die  aber  uumügiieh  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Erkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staat^credits  nieht  gelangt,  sie  blieben 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  nnd  dieser  wurde  somit 
Terhftngnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Naehtheile 
ab,  fand  regelmässig  die  fttr  eine  Benutzung  des  Staatseredits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  von 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  Uebel  nnd  beschäftigte 
sich  dann  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits,  indem  die  Xachtheilc  des  Staatsschuldenwesens  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Schuldlbrm  möglichst  abgeschwächt  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässig- 
kcit  einer  Benut/inig  des  Staatseredits  anf/nstellcn,  bezeichnete  die 
herrschcude  I^inauzthcorie,  von  den  Vorgängen  in  der  Praxis  ein* 
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faoli  ab8trfthireiid|  nur  den  Zeitpanet,  wo  «ne  Schuld  contrahirt 
ZQ  werden  pflegti  als  dei^enigeni  wo  eine  Schuld  allenfalls  atif- 
genommen  werden  darf.  Hier  werde  abo  die  angefochtene  Praxis 
zsm  tiieoretiflchen  Rechtfertigungsgrande  des  Staatsschnldenmaehens 
selbst  Bei  einem  solchen  Selbstwidersprnch  der  Theorie  Hessen 
sich  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aus- 
schreitungen der  Praxis  in  der  Benutzung  des  Staatscredits  ver- 
hüten. Es  wäre  bei  der  gesi-nerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
schuldenwesen f(il:,-eric  liti;^-er  gewesen,  zu  verlausten,  dass  die  Aus- 
gabe nicht  Uber  den  Betrag  der  ordentlichen  Eiuiiahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
fflmdem  sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
mtlsse.  Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Consequenz  nicht  gezogen. 

2.  Prinoipielie  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
fibersahen^  dass  die  von  ihnen  bdiandelte  Frage  Uber  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  fttr  sich  zu  beantworten  isl^  sondern 
dsss  ihr  eine  Vorfhige  vorausgehen  mass,  welche  Ausgänge  bez. 
Aasgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  Mud.  Die  L  uteröiichuiig  hierüber  ffihrt  erst  zu  einer 
richtigen  Aufl'assuug  aller  der  Controversen,  welche  sich  an  die 
])Ciiut/.ung  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen  ZuRanimeuhang 
aufKufassen  nnd  auf  ein  oberstes  Frincip  zurttckzulühreii ,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  kOnnen.  Die  Neueren 
nnd  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  fflr  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdecknng 
gdegt  Iiine  prinoipielie  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch  erzielt  worden. 

S.  die  l^etreff.  Litcraturaugaben  oben  S.  130.  Ausserdem  Mick  £mmingliau9 
«itf  d.  Tollswirthsch.  Congress  in  Mainz  1869  (i.  Auszug  Br.  H.  BL  1869  Nr.  9S5), 
Je»,  im  Bremer  Handelsbl.  Nr.  bi)2  (lbG3)  (wie  der  Aufs.  r.  Nasse  in  d.  TOb. 
Ztschr.  eine  kritisolie  Revision  der  Thcorieon  v.  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 
Sotbeez).  iiibendas.  ein  Anütatz  aas  anderer  Keder,  Staatsschulden  u.  äteueru", 
Hr.  929  (1S69).  O.  Qild  ein  eistet  „KTiegsanleihen"  in  d.  Freuss.  Jabrb.  B.  17. 
Das,  yras  an  den  Ansirhti'ti  SötbcM  r's  in  BctrcfTdor  nachtlieiligen  Wirkung  inländiscb.  r 
Anleihen  redlichen  mit  Steuern  auf  die  Yurth eilung  des  Vermögens,  bez  £in- 
kommeiw  in  dtt  Tollewirthschaft  richtig  ist,  ist  nicbts  Kenes  und  kann  dudi  fingirte 
ZaUcobeispiele  anch  m.  E.  niclit  bener  beviesen  werden.  (Vgl.  auch  die  sich 
Söthrtr  n!!<chliessenden  Bemerkungen  von  Emminghans  im  Br.  H.  Bl.  a.  a.  0.). 
In  den  Erörterungen  tlber  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 
ppodoctiren  Yenreadnnf  im  Inland  erst  iregnehmen  (s.  §.  68),  als  lUpital ent- 
zieh on  gen  asdT  die  Yolkswirthschaft,  komme  ich  schon  in  d.  Oidn.  d.  Osten.  Stants- 
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baash.  S.  31 --35  (1863)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatsschulden  im  Hmd- 
wOrterbuch  Ton  Keatztich  S.  8b0  (geschnoben  Anf.  1865)  und  im  ätaatäwurtcrli). 
X,  15—18  (1805)  zar  Bevorzngiing  der  Steuer  ror  der  Anleihe,  weil  letzlere  die 

Vertheilutig:  ungünstiger  beciuflussc  und  die  Arbeiter  eher  bccinträrhtigo.  Stein 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aufl.  s.  Finanzviss.  S.  44  it..  dann  S.  715  ff., 
727  fr.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbcdarfüdcckunfr,  als  die  im 
Text  aufgentellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  nothvendige  Einschränkung  für  die 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscrtdits  zur  Dccktmg^  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  socialpoiitischo  Seite  der  l^rage,  die  auch  Sötbeer  behandelt,  — 
Einfluat  der  WabI  Abe  Dedrangsmittd  und  ipeciell  der  Scbuldtiiifntbne  auf  die 
Vertheil ung  des  Yolkseinkommcns  —  vernachlri-,>ig(.  WVnn  er  es  dah'i  für  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731.  meine  BchantJlung  der  Frage,  die  viel  älter  als 
die  seinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Österreich.  Staatshaushalts"  a.  a.  0.  — 
1863),  nicht  einmal  zu  erwähnen,  obwohl  sie  in  d.  6.  Au^g.  v.  Kau's  Finauziriss. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung^  dos  Gc^eiis.tan(Is  war,  ursprilntrlii  h  unabhängig  von 
Dietzel  entstand  u.  z.  B.  hasse  in  dem  Fon  Stein  selbst  genannten  Auikttz  mit 
zun  AnknQpfungspuncte  diente,  so  berecbtift  mich  das  iroM  zu  einer  Yerwahrani^ 
gegen  diese  literarische  Tlloyalität  in  einem  Werke,  ■n  i  !  s  auf  ObjcctiritSt  Anspruch 
macht.  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldenfrage  mit  der 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  1863  und  1865  aufgestellten  und  in  der  (j  Ausg. 
V.  Ran's  Finanzwiss.  neu  formnlirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  Kern  und  in  der  Ausfuhninp  vollständig  enthalten.  Stein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Weise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finanzcredit  und  Staatsschtild 
bat  mit  der  liier  zn  behandelnden  Frage  nicbts  za  tbun.  Bau  hatte  den  Gegenstand 
des  Texts  noch  kaum  nur  bertihrt.  In  d.  l  A.  hat  Stein  keine  Acnderungen  ga» 
macht,  welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwürfe  bestimmen  können.  S.  4.  A. 
1,61  ff.,  II,  843  ff.,  457  ff.  In  gcktinstelter  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  allge- 
mein angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  iHx 
die  Bcntitzinig  des  Credits  viel  zu  weit  bleilit  u.  demgemriss  auch  das  enormo  Wachs- 
tbum  der  Schulden  in  cioigen  modernen  Staaten  zu  leicht  genommen  wird  (II,  464  Ii.). 

Den  Weg,  auf  welLlicm  man  zur  jetzigen  Tho(*iiC  der  Hedarl«- 
deckung  gelangte  und  diese  Theorie  selbst  betrcfteiid,  ho  hat  man 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Aus- 
gaben mit  der  frllher  in  i;.  Ho  ;iu!gestcllten  l^nterscheidung  des 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Lnterscbeidungsmerkmal  in  der  Dauer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  GUtenrerwendung  bervorgebracbteo 
Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze iQr  demjenigen  Theil  des  Gesammtauflgangs,  der  unbe- 
dingt dnrch  ordenfliohe  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
mnas:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das 
Normaler ford er nisB.  Jene  Untergrense  bezeichnet  zugleich  die 
Ober  grenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliche 
Einnahme  (Sohnldanfoahme)  zur  Deckung  der  Ausgftuge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlicb  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheid  et :  <lciiinach  darf  von  diesen» 
Gesichtspuucte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
hedarf,  d.  h.  die  privat-  und  s  t  a  a  t  s  ^v  i  r  t  h  s  c  h  a  l't  1  i  c  h  e 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Ausgabe  aut  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  «berhaupt  und  anter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ansserordentliche  Einnahme 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgraben  benutzt  werden  soll;  denn 
bieifilr  können  doch  noeh  andre  als  der  obige  Qeeiehtspnnet  in 
Betracht  kommen.  Die  EntBcheidnng  hängt  nemlich  noch  Ton 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zveiten  PoBct  niclit  mit  in  Betracht,  sondern 

entscheidet  nur  nach  der  Wirkung  der  Ausgaben,  die  mit  ÄDleihcn  oder  Stenern  be- 
stritten  werden.  Hicratis  sowie  ans  ^cv  ontfrlasseiicn  Avciteren  Specialisirong  der 
ausserordenttichen  Ausgaben  cikliUt  sich  seine  viel  m  woit  crofasstc.  deshalb  nnrichtife 
Begel  fUr  «Ii'  Bcnutsmg  des  Staatscrc<lits.  Die  im  T(;\t  }iervor)^ehobonc  BerOdc- 
sichtigung  der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Stenern  nls  Gutorenfziehungtüi  si  Imn  in 
i.  Oidn.  d.  österr.  Staatshansb.  Abschnitt  I  JSr.  3,  S.  19  —  36.  Aehnlich  eiüseiüg 
wie  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  0.,  seihet  noch  in  d.  4.  A. 

Nclien  der  vergleichenden  Betrachtuni^: ,  wclclic  WirkuDgen 
die  Ausgänge  als  Güter  -  oder  K  ap  i  t  a  1  v  e  r  w  e  n  d  u  n  g  e  n  auf  die 
Volks wirthflchatt  ansttbeni  mttssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnahmebeschaffang,  also  namentlich  die  Beetenernng  nnd  die 
Schnldenanfiiahme,  ala  Gttter-  oder  Kapitalheranziehnngen  ane 
den  Einzelwirthsehailen  anf  die  VolkawirtbBchaft  hervorbringen. 

Die  ansserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirldich  als  Deeknngsmittel  voigezogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  nnd  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Ausgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser 
ordentlicher  Einnahmen  von  der  Volkswirthschaft  günstiger  oder 
uiiuder  ungünstig  emptuudeu  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
die  Begel,  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenllber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
zu  beschränken  ist,  d.  h.  es  mnss  anf  die  Schnldaufn  ahme 
in  vielen  Fällen  versichtet  werden,  wo  die' Beschaff enh.eit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  DemgemSss  ist 
alsdann  die  ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
nnter  selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ansserordent- 
liehen  Ausgabe  zu  erhöben  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiernach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principloseu  Aul 
tassung  der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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siud:  ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Ijciiutzuiig  der 
Stenerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  Staatscredits:  Besteuerung  und 
Öchuidauliialinie  sind  zwei  i'^onucii  derselben  Operation 
mit  specififich  gleicher,  nar  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.  Begrlindong  dieser  Theorie  der  FiDanz- 
bedarfsdecknng. 

Vgl.  hierzu  auch  W  a  <r  u^.r,  Grojidleg;  Ablb.  I,  Kap.  8  und  4,  Ober  dio  Oigmiaatioii 
der  VoUtfinrÜMcliaft  und  dou  Staat 

In  beiden  genannten  Fällen,  bei  der  Beflteaermig  nnd  der 
Scbnldanfnabme,  werden  ftlr  die  Zweeke  des  staatswirthschafUiehen 

Productionsprocesses  Ottter  ans  den  Einzelwirtbsohaften  in  der 

Volks wirthschalt  beraugezogen  und  in  das  Staatswesen  verarbeitet. 
Aber  die  „Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Guterver- 
wendungen  gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Nothwendigkeit,  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  ungleicher  LUnge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  auzokntlpteu  und  sind  demnach  die  Staatsleistuogen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zn  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  stets 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  vOUig  ,|OOD' 
samirt*^  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  fttr  Jahr  das  gleiche  Be- 
dttrfniss  der  Einzelwirthschaften  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Oesammtwurthschait  Ittr  sie  za  erzengenden  Gutem  (Sorge  flir 
Rechtsschntz,  Beförderung  der  Oultnr  nnd  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aus- 
gabe gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  von 
umlaulendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Froducti(nisknstt  ii  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistnngen) 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zn  Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volks- 
wirthsebaft  Uber.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gutem  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtheit  der  Privatv  und  der 
Gemeinwirthschaflen  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Yolkswirthsebaft  nnd  erhalten  speclell  diese  Wirth- 
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Rchaften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  IStaatsleistoogen,  also  an 
Einnahme,  wieder. 

So  ist  OS  weoifrstcns  Ii- i  j^eri  chtt^r  Stcueirertheilung  und  bei  der  ricbtif^en 
liorzDtruog  roa.  Allen  im  WeseDtlicbcn  gleichmässig  zu  Gute  kommenden,  Staats- 
leistangeo  tach  in  Betreti' jeder  einzelnen  Einzeltrirtbächaft.  Die  Staat^eiu nahmen, 
mit  deoea  die  ordtntlii hc  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  W.  mit  denen  die  jährlich 
TOD  Neuem  in  lI 'icbem  Umtauge  nöthig  werdenden  StaafcileistungcD  boüchaffl  werden 
sollen,  musst-ii  daiicr  einer  ebeusolcbea  regelmässigen  Wiederholung  f&hig  sein.  Dies 
sind  nun  aber  bloss  die  eideBtlieheii  Stnatoeinnulifflen,  nameiitlich  aach  die  Steoem. 
Daher  sind  diese  allein  die  pcei^jucteri  Deckung'smittel  für  die  ordiMidichen  Ausgaben 
und  mtltsen  sie  ansreichen,  also  nOtbigonfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
Angaben  Yolbtibidig  za  decken. 

A\  ird  nnn  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  und  das  Verwaltungs 
System  richtig  bestimmt,  so  dass  der  Retrag  der  Drdciitliihen 
Ansirabe  tmd  Einnahme  wenicstens  aut  die  Dauer  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  8o  wird  durch  die  strenge  Betolguog 
des  Grundsatzes,  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe dnrch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  iu  finanzieller 
and  in  Volkswirt hsehaftlicher  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erretchti  dem  nachsnstreben  ist.  Einmal  bleibt  der 

▼or  der  Gefahr  eines  ^^chroniseben*', 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficite  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  bchwierigcn  Perioden  des  Staatslebens  der  rettiingslMe 
Rnlii  der  Finanzen  mit  allen  seiaen  fbrehtfaaren  wirtbschaitticheD*  politisehen  mid 

sittlidicu  Folgen  für  das  Volk  ?ermiedcn.  Denn  wenn  selbüt  ein  Theil  der  ordent- 
lichvn,  iiothweinliE!:  jahrli<  !i  im  crleichcn  Rctmiero  wiederkehrenden  Ansjrabe  durch  die 
natürlich  üicUt  lauge  vürhalieudc  Veraiissening  von  SiaaUeigcuthum  odor  durch  Schuld- 
anfnahmc  gedeckt  wird,  so  wftcbst  das  vorhandene  Deficit  jährlich  anch  bei  sonst 
gleich  bleibender  Atiscrabc  um  den  Be(rair  der  rerminderton  Einnahme  und  der  hin- 
zukommenden Zinsen,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Beeottders  deutliche  Belege  ftur  diese  Sätze  giebt  die  neuere  Flnanzgescbichte 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Hnsslands  nnd  z  Th.  Frankreichs.  Die 
Proirre»si>')i  <1es  Schnldprford'  rnis^'  -«  iinrh  dem  absohifen  Betrajfe  (in  Millionen^  de« 
leutoreii  unu  nach  dem  Vcrhaltuisä  /.üi  oidcntiicheii  Ncttü-Emuahuic  in  zweien  dieser 
Staaten  zeigt  die  folgende  Ueheieicht,  wobei  freilich  zuzagcben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
der  Zunahme  auf  die  iranz  rcrwcrfUclie  Dedkang  OfdenUicher  Ausgaben  mit  8taato> 
schulden  zonickgetUhrt  werden  kann. 


Oesterreich. 

(Gesammtslaat) 


Schald- 


Besnltat 

PfOCk  d.  oid. 
Cinn. 


Rnseland. 

Schnld- 

erfordemiss 
3im.  K.  S. 


Budget. 
Proc.  d.  ord. 
Netto-Einn. 


erforderniss 
um.  IL  C.-M. 


1S4S 
1S49 
1850 

IS.-.1 
1852 
1S53 
18M 
1855 

im 


87-2 
472 
44T 

54-7 
56-2 
64i 
72» 

791 
91-4 


33-  3 

34-  0 

n-i 

29-7 
26-5 
28-6 
311 
Sl-9 
86*4 


1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
186b 
1869 
1870 


54-30 
57  49 
59-64 
63-20 
08-51) 
73-85 
76-64 
7610 
78S8 


19-4 
211 

19-  4 

20-  6 
2-i'2 
21  7 

21-  5 
20  1 
20-3 
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Oesterreich. 

Hcsultat. 

Kusslaiid. 

Bndgot. 

^<tcsamint5taa0 

Proc.  d,  orU 

Schuld- 

Proc.  d.  ord 

Schuld- 

Einn. 

crfordemisb 

Ketto-Eioo. 

crfordeniiiHt 

Hill.  R.  8. 

MiÜ.  11.  C.-M. 

%-7 

;iü'8 

1S71 

185S 

102-8 

88*9 

1872 

230 

1850 

J  200 

16-2 

1873 

Ol  06 

C.  20  i) 

1860 

115*5 

III 

1874 

J>3  26 

c.  20  O 

lS6t 

121*4 

HO 

1875 

106U1 

G.  22  0 

186S 

141*9 

46*9 

187« 

108*42 

1867 

A.  149*3 

50'4 

1V77 

108-26 

1878  133.7 

1879  156-6 

1880  171-5 


Ihe  fivrechiiimg  für  Oesterreich  (iu  1863  ohne  Kuckzahlung  aji  d.  ^atioualbaük) 
weicht  Toa  den  Daten  in  GsOrniir's  Haodbttcbleiii  irad  a.  a.  O.  etwas  ab,  weil  Uer 

nach  otwas  anderen  Grundsätzen,  z.  B.  in  BetrefT  der  fict  Zahlungen  an  und  aus  dem 
ehemaligen  allgemeinen  Tilgungsfonds,  verfahren  wurde.  Die  mitgetheilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berechnungen.  Fttr  1867  der  Abschlag.  Nach  dem  dann 
uintreteoden  fioaiutellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  daoiit  verbundenen  EinateUnilg  der 
infM"-'t"ü  TügTJHjren  und  der  erl'ülgtL'n  Zinbreduction  'euphenii^ti^^tii :  EiiikommcDsteuer- 
erhohuiig)  ibt  die  irohere  Entwicklung  abgebrochcu.  In  Ungarn  ist  sie  dafür  mit 
om  M  mehr  Erfid^  nan  aUein  fottgefUirt.  (Im  ungar.  Etat  f.  1881  steht  das  Schuld» 
tTford-Tniss  für  die  seif  ISOS  entstniidcne  eigene  ungar.  S Luid  schon  mit  54-.'<  Mill.  fl., 
neben  dem  Betrug  v.  3ü  M.  11.  öaterr.  Schuld.)  In  den  früheren  Zahlen  f.  Ocbteranch 
i&i  die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wechselverlust  (Folge  der  Papiergeld- 
wfrtbschaft),  die  Subventionen  an  Bnhnon  u.  s.  w.  im  Schuldcrfordcrniss  bei  den 
Zinsen  inbegrifien.  —  Auch  Itoi  Riisslaud  umfaitöt  diu  Ziffec  die  Tilß:ung  mit.  Für 
die  Jahro  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  der 
angegebene  PfooMitiatz  von  da  an  nor  ann&herad  richtig  Ist  Für  <tte  Agenden  Jahre 
wagt«'  ich  ihn  aus  den  mir  Torliegendon  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.  Die 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Ttlrkenkrieits.  In  IS*»!  beträgt  das  Schiild- 
erfordcrniäii  von  den  stark  gesteigerten  Roh cinnabuieii  aus  den  dir.  u.  indir.  Steuern 
0.  ?0B  den  Staatsgütern  (zus.  548*6  Mill.  R.),  eine  Smiime,  welche  den  Haupttbeii 
der  ord.  Reineinnahme  darstellt,  H5'2°,\,.  Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1862  Fon  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  217o-  ^ 
der  Temiehning  der  gvaaniiten  Haoptefamahnen  um  100*/o  noch  eine  Steigening  der 
Quote  des  Srhuldt-rforderni^sos  von  ein  Fdnftel  auf  über  ein  Drittel!  Dnd  daneben 
Uber  1  Milliarde  K.  uncinlösl)arca  rapierg'cld  mit  Zwatifr-curri.  Wären  nicht  in 
Uesterieich  und  Russlaad  die  ordentl,  Eiunahmea  ^worunter  aber  uuinche  Posten,  die 
im  Grunde  zu  den  ausseimd.  gehören)  so  bedeutend  g^elgert  (weuu  tuch  in  Oester» 
reich  nicht  crh  hli' h  genug  und  nicht  n-rbt/i-itig),  so  würde  der  Proccntsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.  Das  österr.  Schulderfurdcruiss  von  18G1  betrug  z.  B. 
mehr  ds  die  ganze  Netto  "Einnahme  von  1848  v.  03  7%  der  (durdi  I^nbedehiiag 
Ungarns  u.  s.  w.  schon  sfaiV  gebtci|r,  i(eu'i  Kinnahme  von  1851.  Das  russ.  Schuld» 
erforderniss  von  1S70  ist  'IW'l^j^  der  ordentl.  Einnahmen  von  l'^(i'>  dr^s  v.  1****1  69"/^.  — 
In  Italien  jiiud  die  Schulden  dur  chemal.  belbstiindigcü  Staaten  liiiuugekommen-  Der 
Hauptposten,  die  5%  (consolid.)  Rente  rtlhrt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  nenen 
Schulden  des  Knniureichs  Italien  her.  Er  betrug-  1861  97  8  Mill  fr.  Zi {«^70  263*2, 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rttckzahlbaie  Schulden 
des  KOnigreiehs  kam.  WIhrend  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1801  —  70 
etwa  verdoppelte  (457  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskoston),  stieg  der  gcsammte 
Schnldaufwand  auf  das  t  5  fache.  Nach  d.  A.  f.  1881  war  das  Zinscrfordemiss 
f.  d.  con&olid.  Schuld  35.'»  ü.  1.  d.  rückzahlbare  38  7.  das  Erforderniss  f.  d.  schwebende 
(incl.  Eisenb.zin6garant.)  63*5,  f  Annnitlten  z  Ankauf  d.  oberitaL  Bahnen  29*1, 
zus.  IST  Mill  fr.  oder  cir-  :i  Vy^'^  der  ord.  Nettoeinnahme  (c.  lO^i  Mill.  fr?).  — 
In  Frankreich  erforderte  die  Rente  Uuüdirte  Schuld)  1851  233,  1870  364,  1876  748, 
1882  T4.3  UiU.  fr.  Zhis.  In  Ossterrdch,  Italien  und  neuerdings  anch  in  Busland 
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(KicoUilMhn  Petorsbnif  •Motkau)  bat  uian  daneben  in  tebr  bedeutendem  ümfuge 

werbendes  Staatscigeothum ,  so  fast  alle  Staatseisi^nbabnen  reränssert,  z.  Th.  auch  zu 
sehr  schlecbtea  Prei«ea,  in  Oesterreich  meist  im  Beicinn  der  Ecntabilitätsporiode  der 
Babnen.  Hier  wurde  bis  Ende  1859  ein  Babncomplez,  der  S36*26  Mill.  II.  C.*M. 
gekostet,  fur  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  16S"ö6  Mill.  fl.  C.-M.  ver- 
kauft! S.  Wagner  in  ön<!.  Zeit  lSf).'{.  S.  Krsf  in  d'ii  letzton  Jahren  haben 
Oesterreich  u.  Italien  mit  dem  ncueu  Erwerb  von  biaatübaUueo  begonnen  u.  daraus 
nüut,  wie  ancb  in  Pngam,  ein  Theil  der  neaeieu  Schulden  bw,  die  sich  wenigstens 
etwas  ans  den  fiahneid^en  selbst  vensinaen. 

Der  GleichgewiehtBsaBtaDd  swiBchen  Consnintion 
und  Prodnction  in  der  ganzen  Volkswirthsehaft  oder 

m.  a.  \V.  zwischen  Bediirfnissbe friedigun^j cn  und  pro- 
düctiven  Leistungen  der  Einzelwirthschatten  bleibt  dann 
ebeofalls  gewaiirt:  der  zweite  Gewinn,  der  aas  der  Befolgang 
jenes  Deckungsgrandsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzel\rirtli=><  haffcii  /  B.  jährlich  an  Rechtsschutz  und  Förderung  ihrer 
toteresaen  aller  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  völlig  verzehren  und  jährlich  in 
dtanseiben  Umfange  Ton  Neaem  bedürfen,  das  bezahlen  sie  anch  in  den  Stenern 
0.  sl  w.  ans  ihren  laafenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  vollständig.  Sie  werden 
aber  zu  diesen  Leistungen  auch  nnr  in  den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder 
der  Staat  leistet,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
ofinderlichen  GQtor  ans  den  Einzelwinbsohaften  bann  deht  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Normirung  dor  Staatsth'itinkoiten  und  der  Besteuerung  und  bei 
der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  fur  die  Deckung  des  Fiuanzbedarik  das  Ver- 
hältniss  der  völligen  Correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
aorh  in  anderer  Form  als  im  gewOhiili<-h 'u  Tauschsystem.  (G.  §.  116,  158).  ES  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verliiiltniss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzelwirthscbalten  bilden  ia  nur  zusammen  das  organische 
Baaze  der  Yolhswir^schaft  In  den  Stenern,  die  der  Staat  rar  Be^treitnnf  der 
ord'jntlichcn  Ausgaben  verwendet,  nimmt  er  den  Einzelwirthschaften  etwas,  was  er 
ihnen  zu  derselben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatslcistungen ,  also  nur  in  einer 
andern  Form,  an  Gutem  wiedergiebt;  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
Bnzelwirthscbaftcn  diese  Gtlter  brau«  hen.  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Frodnc« 
tionen  zu  betreiben,  und  wie  sie  dies<;  GiUer  selbst  fjar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
erzeugen  können.  Die  Einzel wirthschaft  schattt  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
die  Mingungen  der  eigenen  Prodnctien,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  das 
Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den  übernommenen  Aufgaben  nachkommen. 

Der  aufgestellte  Ornndsatz  hat  daher  eine  ehen  solche  ?olks- 
wirtfaflehafidiche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  r i c h  t ig  b  estimmte 
ond  mit  Stenern  n.  8.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  reprodnctiv:  sie  erzengt  ihre  eigenen 

wirthschaftlicben  Bedingungen  immer  'selbst  wieder  (Stein):  das 

Princip  der    Erhaltung  der  Kraft''  in  der  nnt  der  Staatswirth- 

scbaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volks vYirtbschaft. 

stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  wdft  —  für 
alle,  nicht  bloss  fUr  die  ordentl.  Aust^aben  aufgestellt  wird.  Auch  die  nenste  Dar- 
stellung Stein 's  in  d.  4.  A.  II,  343  tf.  leidet  an  dem  tiefen  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscrcdits.  Ein  ..Anlagekapital**  der 
Staatswirthäch.  iai  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  h)tcin  vom  i  inanzcredit 
ttennf)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt  >  II,  846),  namentlich  legelmissig 
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oiebt,  wenn  ne  zur  Dedcong  ron  Deficiten  im  ord.  Etat  u.  ron  KriegBkosten  dieot 

Die  <^-\n7.o  H  wfusfilhning  Stein's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Bes^ren/nnfr  in  der  Luft 
u,  dieut  mit  ibreu  ragen  balbwahren  Ailgemoiufaeiten  nar  dazu,  die  missbräuclilichstc. 
ScKoldvennehning  der  Praxis  noch  theoretisch  za  lechtfertigen.  Der  richtige  und 
vichtige  Gedanke,  die  Staatsschuld  in  enger  Yeibindinig  mit  der  Yeriraltiiiif  m 
betrachten,  fuhrt  so  bei  Stein  nicht  zur  KläninEr,  sondern  zur  Confasion. 

b)  Mit  der  aasserordentlicben  Ausgabe  und  zwar  mit 
der  privat-  und  staatswi rthschaftlichen  K apitalanlage^ 
sowie  mit  der  durch  abnorme  Sohwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Aasgabe  (§.  63), 
verhlUt  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  also  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Begel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erh()hter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirthschaftlicher  Pro- 
ductionsfäliigkeit  oder  muthüüisslich  zu  vermindciDdci  Ausgabe  zu 
(rute.  Diese  Lnistäude  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  8.  w.  aas- 
gleichend gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Dcckungsuittel  wird 
also  das  Gleichgewicht  der  Finanzen  nicht  gestört. 

N'ainentHt^h  ircnn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstcrmiue.  nnoh 
der  vorausaichtlichcu  Dauer  der  günstigen  liiiunzicllcu  Wirkung  der  mit  den  äus^cr- 
ordentUchen  Ansgabea  hergestellten  Anlagen  oder  gemachten  Luistungen  bemessen 
wird,  so  können  kaum  noch  r.  in  finanzielle  Bedenken  laut  werden.  Practisehe 
Schwierigkeit  macht  aar  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  duui 
wichtigsten  Falle,  wenn  Kriegsausgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wniden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Annahme  kOrzerer  Tilgungsperiodon  auch  hier  ziemlich  sicher 
stfllon.  Es  ist  kein  Widersprach  mit  dem  hier  Gesap^ten,  dass  die  Länge  <h-v  Tilgungs- 
perioden u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bezQgl.  Au^igaben  ubcrcinstiiumen  uiUssten, 
wenn  gteichirohl  die  principiclle  Nothwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
riner  alluiüligen  „Aufzehrung**  »Iit  h-^freffenden  Anstalten  bostriUen  wird.  Fnt-,r,Iiiede 
bloss  die  l)auer  jener  Wirkuugon,  so  mosste  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden. 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Regel  (d.  h.  ron  Einnahmen  aus  Privaterwerb  oder  Yeräusserong  von  Staatseigenthum 
abgesehen^  identisch  mit  jener:  oh  Besteuern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Fortbestehenlassen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  wenig  uubcdiagt  zu 
6ane(en'der  Besteuerung  zn  t>eantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Stenern 
oder  Schulden  gedeckt  worden  sollen.   S.  A.  \Vcig:ner  im  Staatswörtcrb.  X,  20. 

Auch  vom  volkswirthschaftlichon  Ständpouctc  ist  wenigstens  in  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staalseredils  in  dem  angegebenen  Falle  nichts 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirthscbaft  als  ein  Ganzem  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  di>-  dem  Staate  nOthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  diir:li 
Staatsecholden  bcschafil  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  diu  vorhandenen 
Guter  der  Gegenirart,  die  einem  andenreiten  Gonsom  oder  einer  andenreiien 
productiven  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  filr  seine  Zwi  cicc  braucht 
hrUhei  bat  man  wohl  öfters  die  Staataschuldenaufnahmc  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, dass  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  würden,  was  im  Falle 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  (jute  kommender  Ausgaben  daher 

Sinz  billig  sei.    Diese  TucLtfi  rtigung  beniht  aV-er  auf  einer  od'enbaren  Verkennung 
es  doch  sehr  einfachen  Voi^^angs.    Die  Unrichtigkeit  Utesos  Arguments  zu  Gunsten 
der  Staatsschuld  bewiAt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 
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rMveiÜBH  BUne.  Vielmehr  würde  eine  solche  Operation  gerailc  um  so  mehr  fest- 
nUtcn  sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ausserordentlkhen  Ans- 
srabe  durch  finanzielle  GrUnde  onterstützf  wir«l  nnd  für  die  V.ilkswirtliscluift  als  Ganzes 
betrachtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indiliörcnt  ist.  Der  handgreifliche 
Intiinin  witd  tm  den  Gegnern  dor  Steabsclmldeii  oft  mit  uiui5tliig«r  Wicbtigkdt  be- 
handelt. So  \on  Ch^lnicrs  und  nach  ihrn  von  Mill,  polit.  Ock.,  B.  1,  Kap.  5,  §.  8  u. 
;i.']»'n  AntifTon.  Aber  «renn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Stenern  dem  Staate  zur 
Wrluguü^.  /,.  B.  für  Kriegsführung,  gestellt  wird,  uüthweudig  auch  die  vorhandenen 
(iuter  der  (iegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Ontefschied,  velclHni  Einxel- 
wirths'  hafien  diese  (liUer  in  jedem  der  beiden  Fälle  gehör^^n  nnd  nun  entzogen  werden. 
Kigeuthtimiich  ist,  dass  liock  eine  Ansicht  Uber  die  Entlastung  der  Gegenwart  durch 
Auttilieii  iOBBert«  die  mit  Jener  irrigen  Xlteren  viel  Aehnlichkeit  bat  mid  einer 
kritischen  Bemerkung  gcgcntiber  sie  brieflich  festhielt,  s.  Ölfcntl.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Amerikas  S.  470  £,  A.  Wagner  in  d.  GöU.  Gel.  Anx.  Ib67.  946.  S.  aach  u. 
§.  72,  S.  1Ö3. 

Gleichwohl  kann  man  »ich  trotzdem  nicht  nn  bedingt  für 
die  Benutzung  des  Ötaatscrcdits  zur  Deckung  des  ausserordeut 
liehen  Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
Staatssehnlden  auf  die  Lage  der  EinzehvuÜisebaften  nnd  insofern 
wieder  auf  die  Volkswirthscbaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Besehaffong  der  Decknngsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  sieht  gleichgültig,  für  die  Volkswirthschaft,  wenn  sie  es  aoeb 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsieht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weitereu  Beweises,  dasij  diejenigen  Deckungsmittel  den 
V^orzug  verdienen,  welche  günstig; er  oder  uiinder  un- 
günstig als  G  liier  heran  Ziehungen  aus  den  Einzel  wirt  h- 
schalten  auf  die  Volkn wirthschaft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  ächuldautnahme  bestehen.  Hiervon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatseredits  im  Ötaatsbaus- 
halte  mehr  oder  weniger  Einsehränkungen  gegenüber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wbknngen  an  sich  durch  Staatsschalden  gedeckt 
werden  durften. 

§.  6$.  —  4.  Die  vergleiehsweisen  volkswirth schuft- 
Hellen  Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Gttterheranziehungen  ans  den  Einzelwirthschaften. 

In  den  früheren  Auf  lagen  (2.  A.  S.  12-1)  iit  nur  daäHesuItat  der  betretieudeii 
ünteMDclittDg  gegeben,  dio  Bdgrttndaiig  danr  auf  die  spitete  Lehre  fom  OffentUchen 

Credit  überhaupt  Terschoben  worden.  Ich  gebe  in  dieser  3.  A.  diese  Begründung 
nunmehr  schon  hier,  womit  die  principicUe  Frage  dann  erledigt  ist.  Das  l'oUendu 
bildet  einen  Auszug  aus  meinen  älteren  Arbeiten  Ober  den  Gegenstand  (^Ordi.  d. 
öslerr.  Staatshaush.  S.  19  ff.,  271—289,  Staatswörterb.  Art.  St:i.it.>3chulden,  X,  10—18). 
Die  dortige  BcweisfUhmnir  ^l;\ubc  ich  in  allem  Wesentlichen  auftochtlialtcn  zu  können, 
vie  ich  sie  auch  junget  in  Kürze  in  SchOuberg's  Uandb.  II,  427  —  430  wiederholt 
Ü«.  IMetsel  qMciidisiit  aacli  Uer  m  irenig.  Stein  eben&lls  nicht  Vgl.  Muser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  von  Laspeyr Sutbt  er, 
Kssse,  Emmingbaus,  ferner  f.  d.  Fn^e  der  auswärtigen  Anleihen  Ü.  Michaciia, 
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in  d.  Yoltewirthscb.  Vierte^lir.  1967  y<  t^t  In  B.  2  s.  nXksw,  Sehriltcii>,  wo  eine 

andere  Auffassang  rertrcton  ist  S.  auch  v.  Hock,  öH'.  Abgaben  §.  35  ff.,  u  hin- 
sichtlich   eines  Einwintls   aas   der  vermcintiich  widerlegten  „Loknjfondstheorie^' 

Brentano  in  HiHchi.  Jnhrlv  !^7I  ,  I,  269. 

FUr  die  Fr<aicc  (^ör  Räthlic  likeit  der  wirklichen 
Henutzung  des  »Staat sc rcdits  «tatt  der  Besteuerung:; 
sind  zunächst  drei  Arten  Aoleiben  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  ans  denen  sie  fliessen;  sodaon  die  einzelnen 
Arten  des  ansserordentlicben  Finanzbedarfs  sn  nnterseheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  ans  wirklieh  disponiblen  Kapitalien  der 
heimisehen  Volkswifthsebafti 

ß)  Anleihen  ans  Kapitalien  fremder  Volkswirthschaften  (Ver- 
sehnldnng  an  das  Ausland), 

/)  Anleihen  ans  heimisehen  Kapitalien,  welche  erst  da  roh 
die  Anleihe  einer  anderweiten  productiveu  Veiwendang  im 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegoa  eine  solche  Oatersohüiduug  der  Kajütalieu,  au^  denen  die  An- 
leihen fliesseu .  wobt  unter  dem  Hinweis  mt  die  pntctbchen  Yerhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  an  ordcn,  bei  dem  heutigen  koamopolit.  Character  des  Werthpapiar- 
verkebrs  und  bei  der  Bctheiligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Geldlouto  an  An- 
leibeoperationen  la^so  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  ciue  Anleihe  sei.  Sicherlich 
ist  dies  oft  in  der  Praxis  sohwer.  Aber  aus  welchen  Kftpitslien,  des  Inlands  oder 
Anslaiids,  eine  Anleihe  hauptsächlich  und  «lauornil  komme,  lässt  sich  doch  auch 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine 
Anleihe,  die  als  in  der  Fremde  anfgonommen  zn  billigen  wäre,  doch  lieber  möglichst 
renneiden  mtissen.  wenn  sie  durch  Bctheiligung  des  tnULnd.  schon  angelegten  Kapital 
zu  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Obligationen  msch  heimströmen.  Hyitotljesen 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  muas  man 
fast  bei  jeder  tbeotet.  Behandlong  practisdidr  rottsviitluch.  Fragen  nm  Zweck  dor 
IsoUnuig  der  einSosstlbendra  DmsUnde  hilden. 

b)  Die  aneb  hier  %n  unterseheidenden  Arten  des  aosserordent- 

lichen  Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  p  rivatwirth  schalt - 
liehe,  staatswirthschaftlichc  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aul  wand  i  ivriegsknsien  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  AtisgUngc,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
dar!  im  Allgemeinen  vom  Staudpuncte  der  einzelnen  Volks- 
wirthschaft  aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  Torgezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Haupt  fall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  dooh  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.   Vom  Standpnncte  der  Weltwirthschaft 
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ans,  wo  die  Kaiiitaltibcrtra^^nnj;  von  einer  Vulktswirtbschaft  zur 
andern  als  iiulillVrent  erscheint,  wird  das  Urtheil  ferner  Hogar  nur 
dann  zu  Gunsten  der  Anleihe  lauten,  wenn  olnie  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  schlechten  UnternehmuDgeu  lalso  z.  B.  in  Zeiten 
aoBSchweitender  Lieberspecalation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem- 
gemäsa  ist  von  diesem  StandpoDCte  aas  der  Benutzung  des 
Btaatscredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  nnd  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
znrftnmen.  LFeberal!  sonst  mnss  man  daher  anch  fHr  die 
Deelrang  der  ausserordentlichen  Ausgaben  mdgliehst  die 
ordentliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  femer 
ans  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Normal- 
erfordemiss  gehörende  Verzinsung  und  Torkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  vernünftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
beuatzung. 

Erfolgt  die  Schuldautnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Regeln,  so  bat  dies  die  unbedingt  nach- 
t  b  e  i  1  i  g  e  volkswtrÜischaltiiche  Wirkung  ^  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsansgaben,  also  das  Gesammtopfer,  auf  die 
Einzeiwtrthsehaften  in  der  Gegenwart  ungleiohmässiger, 
mithin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerung  rertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden- 
wirthschaii  ungleichidlssiger  als  bei  der  Steuerwirthsohaft,  selbst 
als  im  Falle  hob«  und  druckender  Ctesammtbestenemng,  welche 
bei  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  wUrde.  Darunter  leiden 
vomemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Ciasscn,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens- 
uerth  macht.  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dfiner  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schiuligen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
fänglicheren Benutzung  des  Staatscredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
erfordern iss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
hier  droht  immer  ein  ehronisches  eigentliches  Deficit 
eittzureisBen. 

§.  69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  Iftsst  sieh  in 
folgender  Weise  geben.   In  allen  drei  Fällen  ist  für  diese  Ent 
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Scheidung  der  Einfluss  massgebeiul ,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Volkswirthschaft  im  Ganzen,  auf  die  Production  und  die  Vor- 
theilung  des  Volkseiukumniens  und  Vermögens,  mitliin  auch  auf 
die  L«ige  der  unteren  Classen  der  Bevölkerung  mutliuiasslich  aus- 
übt. Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Tlieii  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  anter  letzteren  solche  zn  yersteben,  welche 
thatsäcblich  znr  Zeit  der  Anfnahme  der  Anleihe  mtlssig  liegen,  also 
nicht  in  der  Prodnetion  besehftftigt  sind,  sondern  eine  Verwendnng 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mithin  der  Production, 
der  Arbeiterbeschllftigung  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Prodnetion  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerung  des  landesflblichen  Zinsfasses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfttgung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  für  diese 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umstunden  selbst  noch  einige  Nebenvortheile, 
während  die  \ermehrte  i^esteiiei  img  in  gpnisscu  volkswirthschaft- 
lichen  Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vornenilich  in  Frap^e  stehen, 
ihre  besonderen  hchwierigkeiteu  hat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  lllr  eine  Anleihe  wirklich  za 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  Kapitalien 
doch  legehnftssig  nur  ftlr  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeftihrten 
Sinne  disponibel,  so  dass  fUr  eine  andere  Z^eit  die  BeweisfUhrnng 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  geht 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  ttber  und  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgemüss  ist  der  Vorsug  der 
Anleihen  aus  disponiblen  KapiUtlieii  vor  der  Besteuerung,  immer 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  Ver- 
wendunc:sz\M'rk  als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleihen  hat  eine  viel  geringere  practische  Be- 
deutung und  Anwendbarkeit,  als  öfters  (betiouders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  FHUen  giebt  es  solche  disponible  Kapitalien  und  kann  liier 

ihr»!  HcianziehuD)?  fiir  öfrcntlichc  Finatiizwecke  selltst  volkswirthscbaftlich  ^nstig: 
wirken.  In  der  höher  entwickelt"!!,  '»f^-ondcrs»  ia  der  Volkswirthschaft  mit  bedeutender 
ludastrie  und  starker  HL-theiligung  uui  Welthandel  itypiisches  Beiispiel  der  Gegenwart: 
England)  weid'  n  riumal  in  K r i  ogszeiten ,  also  in  dem  practihch  so  wichtigen  Fall<- 
der  Benutzung  des  Staatäcredits,  viele  bisher  bescliiiftifjto  Kapitalien  in  Tolge  der 
aUgeiuciueii  VerkehrsbiocLuug  ,,üi8poflibd''  tur  die  Verwendung  zu  Aulcilieu.  Die 
gmde  in  soldier  Zeit  Idclit  beaondeis  druckende  Kelirbeslouenng  wird  hier  ia  er- 
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wftMditer  Weise  eatbehTlIeb.  Lafilte's  bekanntes  Wort  bevnbrheitot  sich:  die  An* 

leihe  aimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind),  die  Steuern,  wo  sie 
nicht  sind:  diese,  wo  sie  10,  12"/o  «nd  mehr,  jene  mto  sie  4,  57o  kosten  (Lafitte  in 
iL  ffauiö>.  Kammer  1830,  s.  Ran,  Fin.  II,  §.  474a  Note).  Aach  in  einem  zweiten 
Fall,  der  in  modei  ,  u ,  indastricUeu  und  kapitalreichen  Volkswirthschaften  in  der 
geg^enw&rtigen  Epoche  wirthschaftlichcr  Rechtsordnung  nicht  selten  vorliegt,  bei  kapital- 
vdigeudeoder  oder  schlecht  anveadender,  in  Uebeispecalation  übergehender  SpecnUtioii 
inf  dem  Geldmitilit,  ancli  bei  naehtheiliger  ÄbstrOmiing  ron  Kapital  ans  der  H<diDath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  günstiger  Weise  Kapital  heranziehen,  Ueber- 
spectilationen  un<l  l\ri>en  vermeiden  oder  ermibsigen  helfen.  Kadlirh  in  jenen  oft 
lange  d^iuerndeu  P.rioden  .Jauef*  Geschäfte ,  wie  sie  Ueberspeculationca  und  Wirth- 
tcliaftskrisen  zu  folgen  ptiegeii  oder  durch  pulitiiche  Vcrh.iltaisstj  hervorg-crufen  werden, 
kann  eine  Anleihe  öfters  auf  genüge i.  I  Mengen  disponihler  Kapitalien  rechnen  und 
durch  deren  Abschöplong  gunstiger  eiuwirkcii  als  die  Besteuerung.  In  diesen  Fällen 
passt  daher  Dietzel  s  BeweisfUinuig  (u.  A.  Syst  S.  224  ff.),  Ihnlich  dieM.  Wirth'a. 
Stein's  u.  A.  m.  und  ist  das  Verdict  von  Nationalokonornen,  wie  z.  B.  .1.  St.  Uiirs 
fpol.  cc.  4.  enfrl.  Ausl,^  1^.;7  I.  Ol  ff.,  IT.  452  fi.),  gegen  d'\n  Staatsschulden  ein  zu 
iUibtjdiugtes.  üill  nimmt  ubrigctus  einen  dieser  Fälle,  wenn  neuiiich  sunbi  üIhiü  die 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Uebcrspeculationen  rergendet  oder  in  die  Fremde  ge> 
SOldet  sein  würde,  selbst  aufednioklich  selioii  von  seinem  Verdict  aus  (Mi  11  II,  453). 

Aber  der  Fehler  der  neueren  Staatscredittheohe  i&t,  dasts  sie  jene  Fälle  thoUs 
n  sehr  reraUgemeinert,  Üidb  als  stets  vorhanden  annimmt  Es  giebt  ganz  rer- 
schiedene  Fälle,  wo  die  Dinge  in  der  Praxis  wesentlich  anders  liegen,  als  hier  an- 
^eiiornmen  wird  Jene  Theorie  hat  die  Verhältnisse  hochentwii  k«  Iter  Volkswirth- 
schafien  voi  Augcii  und  i^t  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.  In  ärmeren,  weniger 
cDtvickelten  Volkswirths  liaften  \vird  es  in  derBeget  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Aach  in  reichen  Volkswirthschaften  kommen  f<irncr  Zeiten,  wie  nach  längerer  Dau«r 
des  Kriegs,  oder  mitten  in  Speculationspcriodea,  woon  schon  fiel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ansland  abgeflossen,  yiel  umlaufendes  in  stehenaes  yerwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w,,  wo  die  Anleihe  vergebens  ,,di.sj)oiiible" 
Kapitalien  sucht  CEngland  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1S44  ii'.).  Hier 
Linkt  daher  auch  jene  Theorie,  nach  welcher  „immer"  aui  gentigcüde  ^^eugeii 
li:>poniblen  Kapitals  in  modernen  Volkswirthschaften  zu  rechnen  sei,  —  von  jenen 
Falleu  ganz  ab^:eselien ,  wo  aus  politis.chen  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sagt, wie  US  Frankreich,  das  Uauptbeispiel  Dietzel 's  nach  den  zu  optimistisch 
aosgelegten  ErlUmingen  der  50er  Jahre  ftlr  die  neuere  Staatsoreditäieorie ,  1S7U— 71 
selbst  erfahren  musstc.  Vgl.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  20  ti'..  auch  Art 
Staat^seliulden  im  Staatswörferb.  X.  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
Mü  Dietzel 's  Theorie  bereits  gemacht.  S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Umpfenbach,  Fio.wiss.  II,  130  ff.:  „Je  nach  dem  Yerhiltniss  des 
Töriiaiidenen  Kapitalvorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagcgcleg«:n]ieiton  wird  der  Ein- 
liuss,  welchen  die  Contrahirung  einer  Staatsschuld  übt,  von  einer  empfindlichen 
Sdivichiinr  des  Kapitalmarkls  durch  die  mannigfaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
eioer  woUaltifen  ^leicbternng  desselben  gehen  können." 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen;  solche,  weiche  ans  dem 
Ausland  hereingeliebeii  wenlen,  also  aus  frertHlon  Kapitalien 
stammen,  ist  im  (ianzeu  überwiegend  günstig  zu  bcurtheilen,  so- 
weit sie  eine  K a p i t a  1  v er m  e  h  r u  u g  im  Inlande  bewirkt.  Es  wird 
80  zanächBl  das  disponible  Kapital  vermehrt ,  weshalb  die  Be- 
weisfuhrang  zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Grttnde  Ftfr  nnd  Wider  in 
dieser  Frage  naeh  den  Wirkungen  einer  „  Verscboldnng  an  das 
Ausland*'  in  Betraebt^  von  denen  diejenigen  „Fttr<<  doch  wichtiger 
4*  diejenigen  „Gegen''  sind.  Die  letzteren  kennen  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland, 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedeiiiieitcn  des  ZinsfusRcs  zwischen 
In-  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  l^edenken, 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verschuldung  au  das.  Aus- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

„Auswärtige"  Anlciln  n  können  in  formell  und  reell  aoswärtige  unterschieden 
werden :  jene  werden  im  Auslande  selbst  aufgenoinuien ,  haben  daher  regelmässig- 
Einzahlungs-,  Zinszahlung»  -  und  KapitalrUckzahlungsstellen  an  auslündiächcu  Börsen- 
^iSlieii;  diese,  die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  Obligationen  der  formell 
auswärtigen  Anleilio  wirlilirh  im  Besitz  des  Auslands  sin  j  und  solange  si»»  es  bleiben 
oder,  eia  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Obligationen  in  den  Besitz  d«e  Ausltnds  flber^hen.  Auch  fennell  ansv&rtiir«  An- 
leihen gelangen  öftei-s  in  den  J{csitz  von  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtung  aus.  Für  die  Forliegend«;  Frage  braucht  im  Uchrig-ftn  an  diesen  Tnler- 
schied  nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.  Es  handelt  sich  hier  jct/.t  um  Anleihen, 
welche  irirldich  fremdes  Kapital  zur  VerfQgimg  des  Inlands  bringen ,  also  vm  reell  . 
ausvSrtiire.  Beide  Formen  von  auswärtigen  Staatsanleihen.  iVic  fnrniell  auswärtigren 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Greditcn.  durcli  weiche 
fisu  TnUnd  Kapital  ans  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  vefen  des  grüsscron,  ge- 
fei^tetcrcn  und  rerbrciteteren  Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  nnd 
billicste  Mittel,  sich  diese  Kapitnlverfdf^un^  zu  versehaffen.  (Oesteneich,  Rosaland, 
Fngarti,  Italien,  Nordauierica  koimea  ab  gute  Bulcgu  dienen). 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapital 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  siOi  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  ans  bereite  prodaetiv^erwendeten  heimischen 
Kapitalien,  and  vergUehen  mit  normaler  nnd  ttbermllssiger,  d.  b- 
mit  einer  den  flbliehen  Oonsnm  und  die  flbliche  private  Kapital- 
bilduug  einsobräakeuden  Besteuerung  volkBwirthsehafyioh  gtfnstig 
zn  wirken,  d.  b.  eine  sonst  nOthige  Gonsnm-  oder  ProdnctioDS- 
einschränkung  zu  verbttten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  zn 
iHiterbcheidcnden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Au.s- 
gaben,  uendich  Süwold,  wenn  es  sich  um  prodiictive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat  und  staatswirthscbuftlichen  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unj^roductive,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  j.eigenüichen  ausserordentlichen 
Ausgabe auch  in  dem  Hauptfali  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verhütet  die  ans* 
wärtige  Anleihe  eine  Einsehränknng  der  Production,  welche  sonst 
dadnreh  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisohes  Kapital 
ans  der  prodnetiven  Verwendang  zur  Kriegsftthrung  n.  s.  w.  heraus- 
gezogen nnd  zerstört  worden  wftre;  dort,  im  Falle  der  Verwendang 
Ztt  privat'  und  staatswirthsebaftliehen  Kapitalanlagen,  erm<)gUebt 
sie  neben  der  Vomabme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aos- 
debnnng  der  piivatwirthschaftlichen  Production,  soweit  diese  von 
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der  Verlttgiiog  ttber  Nationalkapital  abhängt,  denn  von  letzterem 
wflrde  ja  der  Annahme  naeh  nnn  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  nnter  der  hier  aoUlssIgen  Einieehnung  der  betreffenden  pro- 
dnetiven  Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
mVglieht  hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt- 
production.  Sie  kommt  go  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirtbscbafts-  und  CuUinciitl'erenzen ,  die  tiefere  iTsachc  nationaler 
ZiiijjfiissFerschiedenheiten ,  und  damit  internationaler  Kapitall>e- 
wegungen,  aus  und  bewirkt,  statt  eines  litieiigangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirthschaft :  eini  wahrhaft  culturbistoriscbe  Mission 
des  internationalen  öffentlichen  Credits.^' 

Die  letzten  SUtze  z.  Th.  wörtlicli  aus  meiner  Abh.  Urdu.  d.  Fin.wirthscU.  in 
ScbOnberg's  Uandb.  II,  42b.  EXwas  eingehcndcro  BcgrUndaog  ia  meiner  Ordn.  d. 
MeiT.  SbttlsbMsli.  8.  212  IT.  «.  im  Staatsirflrterb.  X,  11  ft.  EtnweDdimren  gegen 
diese  Boirei8f£Üirang  können  allerdings  mehrfach  gemacht  wcitlen.  Di^elben  heBfln 
z.  Th.  nicht  mit  Unrecht  «^inie:n  T^iHicnken  —  noch  r^bir-  sehen  von  den  unten  zu  er- 
v&hnendcn  —  gegen  den  iiusw artigen  Credit  hervor.  Aber  die:»e  Bedenken  treteji 
f^enaber  den  Vortbeilen  zurtlck  und  dad  viedernm,  gleich  den  spfttor  ZDiagebenden, 
nicht  dijrrhschl.ii?«TicI,  weil  sie  sich  ircgcn  jode,  cininril  «lo-li  nicht  zu  verhindernde 
BenutzuDg  ausländischen  Crodits  erheben  lassen.  So  kommt  es  für  die  Wirkungen 
einer  auswärtigen  Anleihe  und  der  dnrcli  sie  herbeigeAlhrten  Kapitaltlbertragung  rom 
Ausland  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Debertragung 
vollzieht.  Die  letztere  kann  direct,  durch  Baaff^cld  ein  fuhr  nnd  durch  verinchrt«'! 
Waareneinfubr  und  indirect,  durch  Beschränkung  der  sontit  eintretenden  Cieldausfuhr 
oder  der  Waaienansfohr  erfolgen.  Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  begliclien.  Ycr^chicdenrrlei 
Störaugcn  einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  alierdiugs  zeit- 
weilig aus  der  grösseren  Einftihr  fremder  Waaren  oder  aus  der  geringeren  Ausfuhr 
heimischer  Waaren  hervorgehen.  Die  in-  und  ausländischen  Absatzverhältnisse  werden 
verschoben.  Im  Einzelnen  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an, 
in  welchen  eine  Mehrausfuhr  oder  Mindereinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Hob-  und  Hilf- 
stefTe,  also  Natural -Kapitalien  fttr  dfe  weitere  Vennbeitiin^,  oder  fertige  Erzen^isse, 
Fal.rik.itr  u.  dgl.  m.  unmittelbar  fur  den  Consnm  sind.  Für  die  Volkswirthschaft  als 
dauzes,  daher  far  die  gesammte  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  auf^c- 
fasst,  ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verfügung  Uber  das  auswärtige  Kaj)ital  der 
Vortheil,  mehr  produciren  und  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
betreffende  prodnctire  oder  «nprodnctire  Staatsans^abe .  nm  der.-n  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  sich  handelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgtitcm  mit  Hille  heimischer  Anleihen 
oder  Stonem  bestreitet.  Der  Nutten  ron  lltemden  Snbsidien,  GonMbntionen  n.  dgl. 
n<'j;f  in  d' nselbcn  V.  rhriltnissen.  Lehrreich  für  die  ganze  Frage  sind  di(>  aeucrcn 
L  ntersuciiuugcn  Uber  grosse  NVerthübertragungen  zwischen  verschiedenen  V  ülliswirth- 
schaften,  wie  sie  z.  B.  durch  Contributioncn  u.  dg),  bewirkt  werden.  Uic  Liter, 
über  die  „Fünf  Milliarden"  (1871),  bes.  Fellui  cth ,  z.  Lehre  v.  d.  intcmat  Zahl.bilanz, 
Heidelb.  1S77.  L.  Bambcrpcr,  tlie  .5  Milliarden,  B.rl.  I*»73,  A.  Sötbecr  dgl.. 
BerL  1874,  Stöpol,  dsgl.  ,1  ranki.  I^IH,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d.  deutschen 
BeioMiaazen  in  Holtsend.  Jabrb.  des  D.  Beicbs,  B.  3,  1874,  S.  )28'«252,  ders. 
über  diese  ganze  Liter  in  Hildcbr.  .Talirb.  1S74  B.  22  S.  379  ff.  L  Wolowski. 
rüsolt  econ.  du  payement  de  la  conthb.  de  guerre  en  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
(aus d.  J.  des  Econ.).  C.  Ferraris,  indennitä  di  gucrra  etc. Nuova  Antalogia,  Febr.  1875.  — 
Aacb  die  Vermeidung  eines  son-^f.  ohne  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
eingetretenen  hölieren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vortheil  gelten.  Ohne  die 
VorfOgung  über  ausländisches  Kapital  würden  Länder  wie  Oesterreich,  Italien,  Huss- 
laad,  Nordameric»  die  gioesen  Aasgaben  für  Kriege  n.  dgL  nnd  fot  prodnctive  Zwecke, 
wie  Slflenbahnea  entweder  gar  nicht  haben  bestreiten  ktanen  oder  anf  anderen.  Ge- 
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bieten  der  Volkswirthbriiaft  nnd  (l:»rait  im  Ganze»  nicht  im  SfandL'  i^owesi-n  sein,  sich 
entsprechend  virthschaftlich  so  weit  und  so  raacb  zu  entwickeln ,  wie  sie  es  Jetzt 
vennochten. 

71 .  Als  regelmässige  erbebliche  v  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  1 1 1  i  c  h  e 
Naebtheile  der  Verschuldung  an  das  Ausland  gelten  die  Uinaus- 
zahlimg  der  Zinsen,  der  „Zin.st ribnt"  an  die  Fremde,  nnd  die 
KapitalrUckzahlung,  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlichen 
Scbuldentilgang  oder  des  RUekerwerbs  der  Anleihetitel  durch  In- 
länder erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  CausaWerhältniss  nicht 
richtig  aai'gefasst  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  nnprodnctiTen 
Zwecken^  z.  B.  fttr  einen  Krieg,  Terwendet^  so  hat  aUerdingB  eine 
ZerstOning  von  Kationalkapital  stattgefnnden»  welche  fttr  die 
heimische  Volkswirthschaft  nnd  Be?Olkemng  einen  DmclL  bewirkt 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  nnd  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  ans  heimischen,  bisher  beschäftigten 
Kiipitaüen  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswiirtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Zin«^7ablnn£:  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertlieili,  in  der 
Kapitalrlickzaiiluug  auf  eine  Hpätere  Zeit  h(jherer  Kutwicklurg, 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Ziusfusses  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital 
zurückzuführen  sind  —  yerschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  de^enigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  Uber  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Äehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver- 
wendung des  Anleiheiuipitals  eine  productive  war.  Die  gesammte 
volkswirthschaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fk^mden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Iliuauszahlung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapital- 
rUckzahlung  an  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  aiK'h  ]wr  die  weiteren  Ausfülirunfj:<'n  über  diese  Puncte  in  meinen  ^e- 
uauateu  frühcrcu  Arbeiten.  Der  üfUtTS  buiuuUur5  betonte  Uebebtand,  dass  eine  Au- 
leihe  billig  an  das  Ausland  begeben  werde  und  theoer  zurUckzukaufen  sei  —  daroli 
TilffTing  wie  durch  Priratankaui  im  Verkehr  -  i-t  thatalLchlich  häufig  geuufr  ror- 
handeu,  iMnt  sich  aber  durch  eine  richtige  Foriu  der  Anleihe,  uemlich  durch  Aus- 
giübe  derselben  annihenid  zu  einem  dem  jevdligen  wirklichen  Zinse  (Realzinsftiss) 
ont^Tecbwiden  Nominal  zinsfuss.  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  grossfiithcils 
vermeiden.  S.  meine  Ordn.  d.  österr,  Staatslmtish.  S.  204 — 225,  Art.  Staat^äcbuidcn 
im  Staatswurterb.  X.  HCt  ff.,  Art.  Ordn.  d.  i  in  wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  II, 
§.  31«  8.  44S  ff*.  —  Die  Last  einer  Öffentlichen  Aius»b6  wird  den  Inland  durch  die 
aiuw&rti|(e  Anleihe  fmllich  nicht  endgUtisr  abgenominen  —  MUBer  im  Fall  des  StMts- 
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bankerotts!  Aber  sie  wird  ihm  regelmässig  erheblich  erleichtert,  „tod  der  ärmeren 
Gegenwart  auf  die  reichere  Zukunft  verschoben''.  Die  jüngste  Finanzgescliichtc  ron 
ÜMdMueitea,  das  nimaielir  Mine  Anleiheo  vom  Ausland  zurUckerwerben  und  im  Zins- 
foss  stark  reduciren  konnte,  auch  von  Frankrcicli,  welchem  der  auswärtige  Crclit  1S71  T. 
eina  S^itlaog  ebenfalls  die  grosüen  Credit-  und  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
zeifen  dontfidi  die  pnctische  Bichtigkelt  der  ronnugehenden  Beirelsf&hraiir.  Wmio 
Oebterreich.  Ungarn,  Russland  o,  a.  I>.  m.  den  Druck  des  „Zinstributs"  besondeiB 
stark  omptinden ,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  rin  der  auswärtigen  Verschuldung 
an  sich,  »onderu  im  der  lammen  Andauer  einer  stob  auf  Anleihen  sich  stutzenden, 
rielfich  bedenklichen  Finanzpolitik.  W  clcher  roIkswirtlucIiAftliche  Druck  wflrde  jedodk 
erst  tthne  den  Becnis  auf  den  «islAndiachen  Credit  entstanden  sein?! 

Unter  den  weiteren  Kacbtheilen  der  Verschnldimg  an  das 
Attsland,  ziunal  in  der  Form  von  Staatsanleihen,  werden  anch 
politisehe  ^eoannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  nnd 
seinen  Barsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Rassland  gegenüber 

England  und  jetzt  auch  gegenüber  Dcutschlaud).  Dieser  Nachtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eiue  ge,ü:enseitige,  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
btfrgschaft  iiiul  Garantie  ruhiger,  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Vcrhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  tibrigen  Formen  internationaler 
Verschaldang.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
▼on  Zinsfossversehiedenheiten  nnd  hört  ntir  mit  deren  Ausgleichung 
anf.  Diese  Ansgleiohnng  wird  grade  daroh  die  internationale 
Kiq)ttalnbertragmig  vom  reicheren  nnd  volliswirtbschaftlioh  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
fnssee  allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  voikswirthschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  \\  irkuiig  der  Verschaldang  an  das  Aasland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit-  und 
Bankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirthsehaftlichen  nnd 
znmal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ausland  sucLt  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
weniger  erheblii-lion  Th'-ilb  scirifis  fremden  Werth papierbfsitzos  zu  entledigen,  die 
Obligationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drucken  den  Ours  unvcrhultnissmäsäig  herab. 
Zar  BezabloDg  retoheii  die  Gaüiabeii  ans  dem  gevftbDUcheu  Handekreilcehr  nicht  aas, 
die  Waarenausfuhr  aus  doia  Inlands  stockt  ohnedem  leicht  ia  solcher  Lage,  sie  lässt 
^hh  jetzt  vollends  nicht  auf  »  iiuiiiil  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
daher  btafi»  gc:>uoht  und  x  rthcucru  hich,  Baargeld  fliesst  hinaus,  wird  den  Banken 
entzogen,  die  Lage  der  letzteren,  ihre  Baamhluug-^taliigkeit,  die  Einlöäbarkeit  der 
Biinkiiotcn  wird  crcfährdct,  der  Credit  muss  allj!;euiein  beschränkt  werden  und  der 
Diaconto  steigt,  Zwangscurs,  li'apiergeldwirtbschal't  rcisscn  unter  solchen  Umständen, 
tre  der  bdm^Ghe  Staat  etva  ebnedem  In  FinaoziMMb  aar  Papiergeldpressc  greift,  am 
se  Mcbter  ein  oder  reiscblinmern  alch  noeb  mehr.  Mitanter  kann  der  politische 
A-  WaffB«r,  TlnaBfwIwmuiehart  I.  ü.  Aufl.  || 
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AntBgonismns  zviscbeo  dem  schnldenden  Inland  und  dem  creditlrendea  Anhand,  von 

Kritgt'ti  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Uin^e  noch  erschweren. 
So  hiit  z.  B.  England  die  russisclien  Staatspapier-  and  Papiergeldcurse  in  dem  letzten 
Tiirkeukiicgc  (1877)  durch  uia^iüeahatteüi  Losschlagen  rusäiächer  Papiere  in  Berlin, 
Petonbnrg  n.  a.  m.  etailc  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegeuüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  treilicb 
nur  theilweise  wirksamen  RepreBi iv mittel  sind:  richtige  Disconto* 
Politik  der  Banken,  reehtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
ZinsfiiBBes,  Besehrftnknng  der  Vonehttssei  wodurch  anf  die  Weehael- 
cnrse,  anf  die  Cftrse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  RflckstrOmnng  der  Papiere  nnd  der  Abflnss  des 
Metalls  ins  Aasland  erschwert  wird.  So  beacbtenswerth  aber  dieser 
Zusammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldimg  nnd  den  dar- 
gele|i:ten  Umständen  ist:  den  Ausschlag  gegen  tlie  uuswärtige 
Aull  ilie  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede 
andcK  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliche 
Wirkuugen  hat. 

§.  Wesentlich  verschieden  von  dem  Urtheil  Uber  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  Uber  die  dritte  Art 
aus,  Uber  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  prodnetiven  Yerwenduiig 
im  Inlande  entzogen  werden  (g.  68).  Hier  ist  die  Opposition 
der  ftlteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mill)  im  Ganzen 
berechtigt  und  triffit  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Recht- 
fertigung in  der  Hauptsache  ni  cht  zu.  Sogar  eine  reelleKapital- 
bestcucruni;,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  11  ;i;>0,  370  ff.) 
oder  auch  eine  solche  „übermässige"  Hesteueruug,  welche  den 
\<»nnnlf  nnsiim  der  Resteuerten  uud  deren  weitere  Kapitalvermehrung 
vermindert  oder  let/.tere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  II  §.  330,  379) 
hat  hier  muthmasslich  tür  die  Volkswirthschiurt,  besonders  itfr  die 
Vertheilong  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe.  Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be- 
vOlkernug,  beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  ttbler  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  versehiedenen  wirthschaftlichen  Classen 
des  Volks  unicrscheidet,  so  ergicht  sich  durch  das  Aiileihesjstem, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzenden. 
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namenthVh  der  das  Kapital  zur  ADleihe  heigebendeo  und  eine 
BenacbtbeUigang  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
ClasBen:  letztere  bezieben  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
selbst  eine  grOesere  Quote  Tom  geBammten  Volkseinkommen,  ans 
welehera  auch  derFinanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  mnss. 

Jene  schon  erwähnte  (S.  152)  irrthUmlicho  Rechtfertigung  des  Anleihesystems 
darch  einzelne  firOhere  Theoretiker,  welche  anter  Laien  vnd  Practikem  heate  noch 
rerbreitet  ist,  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Bcsteatnmf  nich  t  principidl  gleich, 
sondern  erstere  insofern  ^nsti<?er  wirke  als  dio  Bestcnerong,  als  sie  das  wirthschaft- 
Uche  Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  für  Kriegskosten,  ron 
der  Gegenwart  »of  dieZnkniift  irilze  luid  dadvrch  die  jetzige  Generation 
e  rl  <■  i  c  Ii  te  r e ,  Übersicht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beulen  Fällen  vorhandene 
oder  in  der  (iegenwart  hervorgebracht  w  erd  ende  neue  Sachgüter  des  jetzigen 
Ueschlechts  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
kommen oder  Vormö;,^cn  des  Volks  zur  YcrfllgODg  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
muaa  die  betreffende  Einschränkung  des  Consums,  Minderbildung  von  Kajjitiil  und 
Minderproduction  gewisser  Uuter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
in  der  Gegenwort  «intieten.  (YgL  «osser  Hill,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  ]77|,  Es 
kann  sich  bei  der  Wahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
oK  nicht  die  dirccten  und  indirecfen  Wciterwirkangen  der  einen  oder  der 
aüdercu  dieÄcr  iwei  Mcthüdeu,  einen  Theil  des  Eiukouimens  oder  V  ermögens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  von  Finanzbedarf  zuzolUiren, 
verschied' n  -  siiifr-'  T^rt,-  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  ih-r  Besteuerung 
mathmaäslicli  gUnütigeie  Wirkungen  ^  die  Producüon  und  namentlich  für  die  Yer-  ' 
theilung  als  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Ponct  in  dieser  Fn^e. 

Znr  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
darch  die  Aassicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  ans  der 
bisherigen  Bescbäftigang  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Vorans- 
Setzung  dieser  Erörtemog  —  angereizt  Ein  besonderes  Moüt  za 
eigener  Bescfaränknng  des  GonsnmSy  zu  grösserer  Sparsamkeit^ 
um  nenes  Kapital  zn  bilden,  und  zn  gesteigerter  prodnetiyer 
Th&tigkeit  liegt  daher  f^t  diese  Olassen  bei  der  Anleihe  nicht  ror, 
wohl  aber  hei  der  Bestenemng.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
deijenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  VolksvermOgens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  homes  Finanzbediuis  den  EiDzelwiith- 
schaften  entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden, an  der  Anleihe  un betheiligten  Volksclasscii,  vor  Allem 
der  Masse  der  Arbeiter  in  die  Verftlgung  des  Staats  übertragen 
zu  werden.  Bei  der  gleichmiissigen  Besteuerung  aller  Classen 
müssen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Begelang  ihres  Consums,  ihrer  Ersparnngen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Produetiyität  wieder  weit  zu  machen. 

DieB  M  der  Vorgang,  aof  das  einfachste  Schema  zurdciigefalirL   lo  der  Praxis 
koouaen  nntaiticli  nocb  andere  Factoien  mit  in  Betracht   Die  Einschrlnkunf  den 
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CoDsoins  der  Kapitaiiäteu  bei  der  Biü»teuei'UJi{(  kaiiu  z.  B.  auch  eine  verminderte  Nacb- 
ffag«  tkach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewiifeea,  welcher  aW  indenelts  <K« 
rcrraebrtc  Nachfrair*  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machenden 
Staats  gegonubcr  steht. 

Aasscr  auf  die  angegebene  Weise  lässt  sKh  der  Beweis  zu  dunsten  der  Be- 
steuerung uml  gegen  die  Anleihe  auch  nuch  lulyendeima^scu  fuhren.  Die  Anleihe 
wird  —  auch  hier  «rieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  hoimischeu 
Nationalkaidtals  voraus^^'csctzt .  niso  vom  Vorhandtitiscin  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothweudig  aus  dem  Umlauf  enden  Kapital  gedeckt.  Aus  dieüem  erhalten 
in  unseren  Volksvirthschaften  in  der  Regel  die  Arbeiter  znnftchst  wenigstens  ihren 
Lohn,  freilich  in  der  Voraussetzung  des  Ruckersatzes  dieses  Lohns  ans  den  Mitteln 
derer,  welche  nach  den  Arbeitsproducten  als  Consumenten  eine  wirksame  Nachfrage 
unterhalten  uud  dio^ie  Producto  bczuhleu.  Eine  Vermiudurung  dieses  Theils  den  um- 
laufenden Kapitals,  der  als  „Lohnfonds*'  fnngirt,  dreht  also  wiedemin  die  Arbeiter 
besonders  zu  bcnachtheili^r«  n.  Denn  selbst  wenn  die  Nachfrage  der  ("itiisumcnten 
nach  Arbeitsproducten  gleich  bliebe,  wurde  es,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  keine  Vorschüsse  an  die  Unternehmer  gäbe;  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  ee  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  seine  V^cr- 
wendungszwecke  nir^^jehende  \aelifnii^e  nacli  Arbeit  \v  •!(  hc  diesen  Naf  htlieil  fur 
die  Arbeiter  zweitweiso  ausgleichen  oder  vermiudcni  kunntc.  Im  Falle  der  Kriegs- 
ansgabe  wird  z.  B.  zuerst  nnd  eine  Zeitlang  bei  starker  Keeratining  ?on  Soldaten  anter 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  AusrUstungsgcgenstandeu ,  fur 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerlifdum;:  statt  der 
sonst  zu  erwartenden  Verschlcchtei uug  der  Lage  der  Arbeiter  eintreten  (nurdamcric. 
Erfidimngen  1862,  Einfloss  von  „Kapitalschatlung''  durch  Papiergeldausgabc,  s.  meine 
Ordn.  d.  öst.  Staatsh.  S.  50  (f.,  auch  Mi  11,  pol.  econ.  I,  H5l  Aber  da  hier  nicht 
wie  in  der  gcwöhnliclien  SachgUterproduction  eine  rcgclmäüsige  Keprodoction  des» 
Kapitels  erfolgt,  muss  „in  einem  langen  Kriege,  weichen  ein  Volk  ganz  mit  eigenen 
Tmppen  und  (intern  ohne  fremde  8oldheere  und  Subsidien)  fuhrt,  notbwendig  ali- 
mälig  eine  starke  Einschränkung  des  Consuuis  matciielltr  «jfUer  «  rlVili^en.  welche 
schliesslich  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehrung  stUrzt"  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleibesystem  aber  noch  mehr  die  unteren  Classen  schldigt  In  Staaten. 
Welche  dies  Syste  m  nherrnns>i!r  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dem 
Itestcuerungäzwang  l'uudirtc  ölientliche  Schuldcnwe6en  dann  vielfach  nur  aui  eine  neue 
Zinsknechtschaft  der  Hassen  za  Gunsten  der  Staatsglaubigcr  hinaus**  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt.  Mit  Hecht  warnt  hier 
auch  Sötbecr  n.  a.  u.  vor  dem  Anleiheeystem  und  das  Vcrdicl  derJ.  üt.Miii  o.  t. 
A-  m.  ist  hier  bere  liti«rt. 

Den  Einwand,  den  Üreutano,  iiiidebr.  Jahrb.  B.  Iii,  S.  2(ib  aus  der  durch 
Thornton       dem  sieh  dann  ancb  Mill  anschloss       u.  A.  m.  erfolgten,  von 

Brentano  gebilligten  Rerii  htigung  der  älteren  brit.  Ia  f  ;t'  iidstheorie  >r<  gcii  meine 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  tut  zutrcfiend  halten.  Einmal 
stutze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vor 
der  dritten  Ai  t  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachtheiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  Aer  Anleihe  aus  bereits  bcächäftigten  Iv apitalicn  auf  jene  Lohnfondstlienrie, 
wio  sich  aus  dem  Obigen  ergiebt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  .Berichtigung" 
der  Lohnfondstheorie  (u.  A.  Selbstlndig  Jetzt  auch  rou  George,  Portschritt  n.  AmnSi, 
Deutsche  Leberset/.,  v.  (iufschow,  Berl.  fsSI  Buch  I  vorgenommen)  Uberhaupt  nur 
filr  theilwci'^«'  ri<'htis:.  Xiiht  die  I,<dinftnidstht'ori<'  allein,  aber  au'di  nirht  die 
auf  Uermann  zurUekzufuhicudc  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhini^igkcU  des 
Lohns  ?on  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Consumenten  erklären  das  I'roblem 
der  Bcstinimirrtiiide  der  l.idiri1.ewe.rjinf ,  sondern  nur  ein«-  recht  wohl  mn^liehe  und 
m,  E.  uothwcndige  Vereinigung  dieser  beiden  Thcorieen.  Die  Ausführung  dieser 
These  und  ihre  Begründoug  gehört  jedoch  in  die  theor^lsche  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  meine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentano  8  a.  a.  Ö.  in  d.  Note  sind 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutrcilenden  Voraussetzungen  in  Hetrefl  dtü 
KapitabnschiMnes  angehen.  AnsfOihrlicher  ab  oben  habe  Ich  In  meiner  Ordn.  d.  Ost. 
Staatsh.  n.  im  Art.  Staatsschulden  die  Piage  behandelt. 
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§.  73.  Zu  b  (108.68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
Arten  der  anBserordeDÜiohen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
lielikeU  der  wirk  liehen  fienntsnng  des  Staatseredits  yersehieden 
za  entaeheiden.  Wenn  aneb  Zweck  and  Wirknng  dieser  sämmt- 
liehen  Ausgaben  die  Sehnldanfnabme  rechtfertigt  (§.  66) ,  so  doch 
schon  fttr  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  Staats wirthgcb  af t- 
liche  Kapitalaiilage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dalür,  dass  sie, 
einmal  vorprcnommen,  künftigen  Finan/periodon  und  der  ji:anzen 
Volkswirthschaft  als  Ausgabeersparung  oder  Einnalimevermelirung 
za  Gnte  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten, . be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Aasgaben 
nitheilty  so  wird  man  zwar  anter  den  oben  bezeichneten  Caatelen 
selbst  die  Kriegsaasgabe  darch  Anleihen  decken  dttrfen. 
Aber  nnter  flbrigeas  gleichen  Umsülnden  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  za  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  und  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  frenannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  lieschrauken.  Dies 
ist  um  SU  mehr  anzuratheu,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweisen 
Wirkung  als  Kfipitnlentziehnng  der  Hesteuerung  vor  der  Anleihe 
wegen  der  Art  der  Kai)itaUen,  aus  denen  die  Schuld  gezalilt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicherWeisenochTolkswirthschaftiiche  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  ftir  Kriegs-  and  dergleichen  Aasgaben 
blnza.  Hiemach  wird  die  Deckung  ron  letzteren  nar  darch 
aas  wärt  ige  and  in  gewissen  Fällen  darch  Anleihen,  welche  aas 
disponiblen  Kapitalien  der  heimischen  Volkswirthschafl  kommen, 
vorznnehmen  sein. 

Es  ii»t  daher  gcwisa  ali  die  solidcie  Praxib  zu  bczeicbucu,  wcnu  woiiigstens 
ein  Theil  der  Kriegskosten  imd  sonstiger  ansserordentL  Ansgabeu  (z.  B. 
für  öffentl.  NothstfmJr)  darch  Stenern  bestritten  oiier  nur  vorübcrirclien  d  durch 
»chvcbcnde  Schuldcit,  weiche  alsbald  uüt  äteuercrtrügeu  wieder  abgezahlt  werden, 
gedeckt  wird.  So  rerfSUiTt  tttt  Rttdtt  in  neiwrer  Zelt  GrossbritADnlen.  Selbst  iD 
diesem  Lamh  kt  auf  grössere  M$msn  diapodbler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechnen. 
Nnnentlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fälli  ri  rii iitiir  erhf^ht.  Das  Yor- 
haadeoüeiD  einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicberhuii  einen  hühcruu  Lrtrag 
gebenden  Steuer  ist  racb  mit  Radnidit  auf  solebe  Fille  zn  verlangen.  (Fin.  II  §.  36s.) 
Im  Krimin kritiffc  crhuhetc  (irossbritannicn  die  Einkommensteuer  von  T  auf  J-1  und 
chliessÜch  auf  Iti  d.  v.  L.  St.  ^ßVa"/«)  für  dm  voll  besteuerte  und  von  5  auf  10 
und  U  Vi  niedriger  besteuerte  Einkommen;  ent  1857  erfolgte  wieder  die 

HenliteliOBif  nnf  den  nlten  San.   Der  &tng  ttieg  ron  7*13  auf  1S*92  Hill.  L. 
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Ausserdom  wardon  damals  die  Zölle  aaf  Zucker  (DurchschnittezoHsatz  per  Ceutuer  iur 
alle  Gattungen  ron  11  aUm&lig  bis  anf  14*/,  sh.),  Thea  (?on  1'/^  auf  17«  perPftind, 
statt  der  beabsichtifften  Ermässigung  auf  1  sh.),  Kail'ec  (von  3  auf  4  d.  per  Pfuiid). 
die  Accisen  auf  Mm  (von  fast  2^/^  auf  4  sh.  per  Bushel)  u.  Branntvreiu  (in  England 
von  7  sh,  10  d.  auf  8  sh.,  in  Schottland  von  47«  auch  allmälig  biä  auf  8  sh.,  in 
Irland  von  SV«  anf  8  sh.  per  Gafitm)  erhöht  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssinien  grosscntheils  durch  Steigcrunfr  der  ordcntl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand l$:^(i7/67— 69/70  dafUr  8*3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  von  d*7  MiJI. 
ia  1866/67  auf  618,  8.62,  10  04  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rechnungs- 
abschinas,  Anachl.  für  1870/71  7-6  MiU.).  Auch  bei  anderen  ExtnaiMgabcn,  z.  B.  für 
den  grösheren  militärisrhcn  nnrl  maritimen  Aufrand  1860  ff.  wurde  so  operirt.  Aehnlich 
jetzt  1882  far  den  ägyptischen  Kric^.  —  Pieussen  erhöhte  1855/56  wegen  der 
Kosten  der  RUstnngen  die  Klassen-,  Einkommen-  nnd  Sehlacbfsteoer  um  '/i.  — 
Oesterreich  legte  im  Kiiefje  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Hanssteuer 
von  Vij,  2ur  Ilan.sklassensteuer  von  ^L,,  zu  der  Er^^-er^^^tetier.  Einkommensteuer  und  dem 
conthbuto  arti  e  commercio  von  '/s  dcü  Urainanunis  „lür  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegscreignissf  herbeigefiBbrtcu  Verhältnisse"  auf  (Verordn.  v.  13.  Mai  1859).  Ebenso 
wurde  die  Verzehranfj^st  im  V'r,  der  Normalsätze,  der  Salzpreis  um  loVo»  die  Rechts- 
gebtüiren,  Steinpel  u.  s.  w.  meist  am  2U7o  erhöht  (Verord.  r.  17.  Mai  1859).  liic 
meisten  dieser  Erböbungen  blieboi  mit  einigen  Abindemngen ,  seitveise  mit  nmien 
Steigerungen  nnd  selbst  Verdoppelungen  (18^2  fi\  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
durch  Verordn.  der  provis.  Regierung  v.  17.  März  1848  die  4  directen  Steneni  um 
457»!  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1852  wieder  aufhörte.  Später  ^üe«.  v.  2;^  Juni  lb57) 
trat  ein  zweiter  107niger  Kriegszaschlag  zn  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Sti'Uern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  I^runitveinstener  wurdi; 
18ÜÜ  erhöht.  Die  bedeutenden  Steucrerhöhungcn  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Deckung  der  Janfenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durrh  die  Kriegs-  nnd  Contributiousanleihen  u.  s.  w.  gcblriperten  ordent- 
lichen Ausgaben  für  Zinsen,  Krhöhung  der  Mültürbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
äbnlidh  wie  In  den  Vereinigten  Staaten  t.  Nordamerilta  n.  in  Italien,  wo  nitfOriidi 
auch  im  grösstcn  Umfange  neue  Steui^rn  hatten ,  alte  erhöht  werden  mussten,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsnrubau  wenigstens  theilvvuise  zu  decken 
Nach  dem  Ende  des  Kriegb  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  mit  ordentl.  ?.iiinahmen  erreicht,  ebenso  1  rankreicb,  in  den  letzten  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  R«3Sttiuerung  in  so  erheblicher 
Uöhe  beibehalten,  das«  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  UebenchUase  zu  Schulden- 
tilgnng  ans  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abscbloss  1879/80  65*8S,  Anscbi  1881/82 
'.»(»•0^  Mill.  Doli.  UebcrschussX  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscrcdit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  gtinstigen  Umstindea  Städte  Zlns- 
reduction  der  Schuld,  von  6  auf  j,  l'(^  u.  4  7ü  ermr^glicbte. 

p")  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dabin  aiissjtrccheu  niuHsen, 
dass  die  staatswirthschaftlichc  Kajiitalanlage  besser  auch 
durch  ordentliche  Eiunahmeu  gedeckt  wird,  wenn  mrht  oine  in 
jeder  Beziehung  unbedeokliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  gflnstigen  Wirkungen  soloher  Anlagen  nnd  die  Dauer  der 
enteren,  z.  £.  bei  grossen  Verwaltnngsreformen,  sind  doch  nicht 
leicht  ganz  so  sicher  zn  constatireny  als  etwa  bei  ^rivatwirth- 
schaftlicben  Kapitalanlagen. 

Die  herrsebende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage;,  dass  die  staatawirtb- 

bchaftlichen  Kapitalanlagen ,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
menden Ausgaben  dafür,  durch  ordenfl.  Einnalimen  bestritt<  n  werden,  lfis«t  si»  ))  .lahrr 
auch  billigen,  so  z.  ß,  hinsichtlich  der  sog.  „unständigen"  Ausgaben  iur  Üau- 
koeten  u.  dg).  i^§.  62),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  ven  Nenbanton  in  einem  grOsssran 
Staate  jibriich  dieser  Posten  ttbeihanpl  besser  gnesentbefls  snr  ordentliGben  A«b- 


Digitized  by  Google 


Eiolluwi  der  Anagtbezvecbe  in  der  Frage  der  Anleihen. 


167 


•rnH'*  pcsctzt  wird,  wäL:•l•Ilf^  f  in  'Mn;'clner  Neubau  Im  Haushält  f^iin  r  kleinen  (icnifindc 
nicht  dazu  gestellt  zu  werduu  braucht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
aoUCe  in  Jenen  FftUra'  anch  im  Stnatohavslialte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  n.  die 
i»etrett'.  Posten  in  den  Ausweisen  ühcrsiclitlicli  ztisammengestellt  werden,  damit  man 
TMT  besseren  Beurihcilnni^  der  wirkiiclien  Finanzlage  leichter  feststollen  kann,  oh  und 
ui  weichem  \  crbÜltuiÄ»  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  \\  irliungen 
der  beschämen  Leistungen  und  Anstalten  nnr  diesem  Jalffe  oder  auch  späteren  Finanx- 
periodi-n  7.U  Gute  konimen.  In  Prcussrn  ircbOrt  di^r  '^rrf^sste  Theil  der  sog.  (nnniali;rcn 
ond  auäserord.  ctatsmilssigen  Ausgaben  zu  stauts-  u.  z.  Th.  selbst  zu  phvatwirthschatt- 
litdien  Kapitalanlagen  (z.  B.  Me&orationen  der  Domftnen  v.  s.  w.)  und  wird  regetmftssig; 
schon  nach  dem  Voranschläge  durch  die  ordentliche  Einnahme  (die  allerdings  einige 
kleinere  Posten  ausserordentl.  Einnahmen  cinsrhÜnsst)  g'edei'kt.  Aber  ein  festes  Princip 
der  Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  2.  B.  ^aiu  gleichartige  Pustuu  fiir  Chaussee- 
BMbMten,  Stromr^liningen,  Hafenbanten  u.  s.  w.  unter  den  ordantUcIten  und  den 
etatmässigen  aussiTordontlichen  An^frahen  Jahr  für  Jalir.  —  In  Staaten,  welche  so 
häufigen  «^Neugestaltungen"  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
ÖBterricbtS'-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1%48  ti.)  z.  B. 
Oesterreich,  z.  Th.  auch  Kussland,  würde  es  ToUends  ein  höchst  gefährliches 
Princip  sein,  mit  Rücksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirknne::  soIi hr<r  Ver- 
wendungen eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
M  der  Onstitheit  der  Terbiltniase  das  in  finansieller  Hlnridit  wesentÜclie 
Merkmal  der  staatswirtlis*  haftli.  hen  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  l:uif;tTo  Dauer 
der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  S«^ite 
der  nur  bedingten  Uäthlichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Th.  ganz  Ubersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  liditigeii 
Gedanken,  der  Prodnctivif.'it  der  Staatsan-^L' tbe  und  Staatsschuld,  ganz  hin?:enommen 
and  rergisit  darabcr  die  so  höchst  nothwcndigen  Einschränkungen.  Vgl.  3.  Aofl., 
S.  717  IT.,  42  ff.  Ebenso  nocb  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  lie^t  die  Snelie  bei  grüssereu  Verwenduu^^en  lür 
privatwirthsc haftliche  Kapitalanlagen.  Diese  nitissen  unbe- 
dingt aas  ausserordenüieben  Einnahmen  oder  Anleiben  bestritten 
werden,  so  lange  man  wenigstens  im  Rabnicn  der  bisherigen 
WirthsebafU-  nnd  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Beste nernng  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  nm 
direet  anf  dem  (Gebiete  der  Sacbgttterprodnction  den  Besitsern 
des  PrlTatkapitals  als  Überlegener  Conenrrent  entgegentreten  za 
kennen.  Sehen  wir  von  dieser  Eventnaliüit  hier  ab,  so  darf  in  der 
That  bei  der  priyatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  lienutzuug  des  Staatscredits  absoluter  ionmilirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  ton  Laspeyres  im  Htaatswürterb.  X,  ang^ej^rillen ,  hier 
aber  meines  Erachtens  mit  liccht,  wie  schon  ebend.  X,  8,  feslgchaltcn,  wenigstens 
als  Regel  bei  frflsseren  Angaben,  wenn  man  nicht  die  obige  Erentnalit&t  statuirt 
Ob  die  VolkriViTtrefnnc  hier  mitwirkt  oder  nicht,  ist  für  die  volkswirthschafdichc  und 
boanzielle  Seite  der  Frage  gleichgültig.  Es  ergicbt  sich  hier  übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
Haaoxvlssenschaftlichcn  Qrnadsätze  mannichfach  nur  als  historisc  h -relative  er- 
:>cheinen.  Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  «nr]i  nft-rs 
wiederholenden  Verwendungen  Jener  phFatwirthsch.  Art  emptiehlt  es  sich  aber  wolil 
aoch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentUcben  Ausgabe 
zu  schlagen  und  demgemäss  aus  ordentl.  Einnahmen  zu  d<^  •  kin :  ein  Zul^^i  ^tfindniss 
an  Lnspeyres'  Autfassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kaiiitalautwauii  lur  Eisen- 
bahnen (Bau,  Kauf)  u.  Aehnlichcs  zu  denken,  wo  sich  das  Mifsliche  einer  Besteuerung 
n  §  Ol  eh  es  Zwedk  dock  deatlieli  »igt. 
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Zu  dem  allgemeineD  Kcchtfcitigungsgrunde,  welcher  ans  der 
Wirknng  der  Ausgaben  entnornuien  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hier  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  ötenem  herstellen, 
widersprieht  einmal  dem  letzten  Zweek  und  tieferen  BeehtBgmnd 
der  Beatenemng. 

Die  bargestenerton  Güter  werden  den  EbuselwiitiiBcliafkeii  entzogen,  damit  in 

der  Gesammtwirthgcliaft  des  Staats  solche  Güter  prodncirt  -werdon,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  ftlr  die  Yolksvirtbschaft  hersteileü  kann  (eigentlicbe 
Staatdeifltnogcn,  meist  immaterioUer  Art),  nicht  aber  solche  Qttter,  irelclie  der  Einzel- 
wirthschafter  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt  Steuern  für  die  privat- 
wirthscbaftlichcn  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  führen,  dem 
eiazelwirthschaftlichen  Betrieb  Sacbgütcr  oder  sachliche  Prodactionsmittel  zn  entziehen, 
mit  Hälfe  denn  der  Staat  den  Elnselvixthselmllwi  in  der  Piednclion  derselben 
Guter  Qomittelbare  Goncnrrw  macht 

Die  Deeknng  dnreb  Anleihen  wird  femer  aneb  dnreli  die 
speeifische  Natnr  der  priTatwirthsehalUiehen  Eapitalantagem 
nnd  dnreh'die  Wirknng  der  für  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 

Wendungen  gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  mm  Anicauf  oder  zur  ersten  Anlage  and 
Verbesserong  von  Donlnen,  Porsten,  Bei^  und  Hllttenwericen,  Fabriken  und  sonstigen 

Gcwerksaiilapen ,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  fllr  die  Volk^wirthscha^t 
im  NVcüeutlichen  ^ran/  die  gleiche  A\'irkun£r.  Thcils  wird  (bt'im  Anltauf)  Kai>ital  ein- 
fach von  einem  \\'irlhachafu»betricb  auf  den  andern  ubertrag-en,  tlieils  (bei  der  Ncu- 
anlage  und  Melioration)  nmlaiifend(tö  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Ersparnisse 
als  Betriebskapital  benat<?f  u.  s.  w.  Private  maihfu  fur  solrlic  Zwecke  auch  hiiufij^ 
Anleihen,  die  dann  nicht  anders  wirken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vidleicht  das  Kapital  einer  andenreiten  prodnctiT«i  Venrendnng  in  der  heimisdien 
Yolkswirtbschaft,  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Prodaction  erfolgen  mnss. 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  T  'Mstuntri-n  der 
bctrcUüudua  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwiithaciialilichcu 
Kapitalanlage  des  Staats  doreh  Anleihen  ist  immer  ebenso,  aJs  irenn  I'rivate  ihre 
eiircncn,  bereits  anderswie  angclcfrten  oder  ans  den  productiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweiäo  henuigezogunen  Kapitalien  in  ein  neues  Untemehiuoa  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  Gesammtnmfang  der  volkswirthschafdlclien  Prodnctioii 
indert  sich,  eine  Kafdtalremichtnng  erfolgt  nicht 

Endlich  setzt  die  Anfbringang  des  bedentenden  Anfnrands 
z.  B.  für  Eisenbahnen  dnrch  Stenern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Druck  der  unvermeidlichen  Lngleich- 
mässigkeiteu  jeder  Besteuerung  wUrde  in  solchem  Falle  vollendB 
unerträglich. 

Dies  hat  Perrot.  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  dos  Staatseisenbahubaaa 

aus  Steuerfonds,  ganz,  übersehen. 

Wo  es  sich  um  grosse  Snunnen  lUr  solche  Anlageu,  z.  B. 
um  EiHenbahubau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deekungsmittei  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  den  Erlös  fUr  veräasserte  Staatsgüter,  die 
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AblösnDgBkapitalien  für  beseitigte  (rrtindlasteii  11.  dgl.  in. 
so  verwenden.  Auch  die  Keinerträge  des  Domaninms  (i.  w.S.)^ 
obgleich  za  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mOgen  allenfalls 
anf  diese  Weise  benntst  werden.  Die  Wirkung  dayon  anf  die 
Volkswirthschaft  ist  dieselbe,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  flbersparen  nnd  ffüt  die  Errichtung  neaer 
Anstalten  verwenden.  FSr  die  Steneraahler  gewllbrt  dann  nor 
zeitweise  der  Besitz  vou  Keute  gcbeuden  iStaatsaDStalten  keine 
ErleichteriiU|$. 

Nach  dem  Vorausgelienden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
für  die  wirkliclic  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  DietzeTs  Theorie  und  btein's 
Erörterungen:  Die  Benntzang  des  Gredits  ist  überhaupt  nur  zur 
lässig  bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleiben ,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehtfrt  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schnldenaufnahme  mißlichst  beschränkt 
werden  anf  die  Fälle  von  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Kriegskosten  n. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  fUr  staats- 
wirtbschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  nnd  der  Bedarf 
für  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  prrnsserer  Art  in  nonnaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Deni^emäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlicheD  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  dnznlänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatseredits.  Nach  dem  Vorhergehenden' 
mnss  die  Benutzung  des  Staatseredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doeh  anf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  anch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
schulden wesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesamniten  Kriegsausgaben  —  practisch 
der  Hauptfail  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  2nsamnienh:ui;;eiide  wichtige  practiöche  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

i)  ob  anch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleihe  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  könneoi  du8  dennoch  besser  ftlr  andere  Deoknnga- 
mittel  gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  ffthren  zn  derjenigen  von  der  Kothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  nnd  eines  Systems 

grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  B'inanzbedarl'sdeckuug 
den  richtigen  Abschlnss. 

Die  bisherige  Theorie,  aneh  in  fliien  neneiea«  der  fienntzmig  des  Stutscroditi 

güiisligeri  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fra/^en  so  g'ut  wie  völlig  iguorirt, 
wiihrend  sie  doch  ansserordcntlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Urdii.  d.  österr. 
Stutsh&iuh.  S.  23—28  u.  Art.  Staatsschuld,  im  StaAtsvOrterb.  S.  IS  sind  die  Frageu 
bereits  Iwrührt  Ftlr  die  Entwicklang  im  Texte  sind  die  neaesten  Erfshmogen  bes. 
Preussen'a  i.  J.  1^<)6  a.  grcwiss  mit  Kecht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig, 
aber  chancteristiach  für  ihn,  ist  die  ätellang.  welche  Stein  za  diosen  Fragen  und 
speeiell  sn  meiner  Behsndlmg  derselben  1.  d.  6.  Ansg.  Kaii's  einnimmt  TgL  besond. 
seine  Polemik  gegen  meine  R(  cliifertigang  des  Staatsschatzes,  Finanzwissensch,, 
3.  Ausg.,  S.  ()S2  II".,  bes.  191  II.,  Iil4.  Dicsser  geistvolle  (Jeiehrtt,'  besitzt  leider  /um 
Schaden  für  beiue  vcrdicustvollcu  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  (iedaukca  u. 
practischen  Verhillniflsen  ansseriislb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  za 
worden,  sondern  nur  sie  zn  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  iL  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  LUcke  zu  erkennen,  welche  fui 
die  Theorie  n.  Praxis  des  Finanswesens  liier  Ton  mir  ansznfttllett  geaocht  wird, 
während  ihm  gerade  Ocsterreich's  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrirt, 
dass  hier  eine  I.iuV.-  ist.  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achselzuckend  bei 
seiner  Kiuauitigkcit  lu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
Theorioen  schlimme  österreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  rgl.  z.  6.  seine 
Strlluii"?  in  der  Eiscubahnfrage .  die  gnulr/u  mit  seiner  Regaltheorie  in  Widerspnjrh 
ist,  seine  itlture  Theorie  der  Verkehrsstcuern,  wo  die  bedcnkiicj^ten  fiscalischcn  Practikeu 
nicht  nur  ihre  Absolntino  finden,  sondern  ab  die  wahren  Postnlate  der  höheren  Wissen* 
Schaft  erscheinen,  n.  A*  m.),  wahrend  er  diese  Ünfuliigkeit  beweist,  aus  dem  Studium 
des  so  hochinteressanten  n.  lehTreichen  österr.  Staatshaushaltes  diejenin^^n  T'iincte 
herauuufinden ,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Noüiwcndigkeit 
ferbesseri  weiden  mossen,  S.  auch  n.  über  Stein 's  „Finantwiflsenschall  des  Kriegs.'* 
In  d.  4.  Aufl.  I,  2r)2  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige"  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.   Seine  Einwände  sind  die  alten,  oft  widerlegten. 

£8  gentigt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wiohtigaten, 
aonden  auch  fttr  die  wuseiuebafUiehe  Principienfrage  eharao- 
terutiscbflteo  Fall  sn  behattdeln:  wenn  plOtzlieh  sehr  grosse 
KriegaaiiBgaben  binnen  einer  gans  knrsen  Zeit  sa  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
wcrth  verschieden  nach  der  geoo:rai)  h  inchen  Beschaffen  hei  t 
eines  ^>taatsgebiets ,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staate  nnd  nach  dem  herrschenden 
Webrsystem. 
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Von  der  grcographiachen  Beschaffe tilK^it  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
Bodengestaltang  (FlicUuil,  Gebirgsland),  den  Grenzverhältnissen  (gute 
aallllüclie  —  «ehlecbte  eonrentionen«  Grenzen),  der  Abrnndnni^  des  Gebiet«« 

dem  Zusamuienlieg'en  desselben  in  einer  c  o  in  p  a  c  l  e  n  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  iu  mehreren  getrennten  Stucken  u.  s.  w.  hangt  die  Otfensiv- 
iind  Defenäi^kraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  offenen  Grenzen, 
Fladütticl,  mit  grosser  Aasdchnnnj^  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  Uber  weite 
Ränmo  nnterliefit  der  hesouderen  (jelahr,  rasch  beim  {»Ifltxlichen  Ausbruch  eines 
Krieges  einen  Tiieii  seines  Gebiets  rom  Feinde  überschwemmt  zu  sehen.  Dadurch 
Termüideni  sieb  sncb  die  Auundellen  HOlftmittel  eines  scdchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vergleiche 
nur  Preussen  und  De  u  ts«- )i  I  n  n  d  ,  bes.  ror  df-n  Jahren  l^^fJR  a.  1870,  aber  im 
Wescnti.  doch  auch  jetzt  nocii  mit  Grossbritannien,  i  raukreich,  Spanien,  Scandinavieu, 
Itnliea.  Man  denke  an  die  Sehveiz. 

Von  der  politischen  Stellang  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  ireschichtlicher  Verhiiltoisso  sind  und  sich  nicht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
veaentHcb  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Anfbao  befriflbner  Staat,  der  die  Aufgabe 
nicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bellü^fnis^cn  gemäss  sich  ans/ii  I  lm  n  ,  zu 
arrondiren  und  innerlich  in  seiner  politischen  Verfassung  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  gefcsteter  alter  Staat  zu  OiTensiv- 
kriegen  behufs  rechtzeitiger  Defension  (Prousäen !)  genOthigt  werden  oder  öfters  seinen 
Bestand  von  Kem-m  v  rtheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  beeinfluRSt  notbwendig 
auch  die  Benutzbarkeit  des  Staatscredits. 

tutcr  den  verschiedenen  modernen  W  ehrsystemen  hl  es  das  preussisch- 
devtschc  mit  seiner  Scheidung  von  stdiendem  Heere,  Beserre  und  Landwehr,  welches 
■iner  eigenthflmlichen  Org:anisatiün  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  rerftigbar  sein  mtlsseu,  gerade  im  alier- 
krltinehstei  Augeo blicke,  nemJicb  knrs  vor  und  unmittelbar  nach  der 
j^fllpeiUiiiuif ,  wo  der  Credit  regelmi^g  am  Tie&ten  erschQttert  ist,  bedarf:  zur 
Mobilmachung  u.  s.  w.  Das  ist,  wie  manches  Andere,  ein  volkswirthschaftlicher 
und  finanzieller  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehrsystem««  der  wegen  der  anderweiten  llberwiegonden  Vortbeile  (Enparnng  an 
ii>Ad  und  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
als  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Auch  ftir  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  ist  diese  £igenth.Umlichkcit  des  prcussisch- deutschen  Wehr- 
Byateou  wiodor  nicht  ohne  wicluig»  Folgen. 

Die  Grediterschütterung  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  die  Statistik  der 
Corse  der  Werthpapiere  fa^it  in  j<-dem  neueren  prossen  Krieg:e  ganz  deutlich,  so  bes. 
1859,  1866,  187U.  i^a^  iMuumum  der  Gurse  päcgt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  KriegMffcbrang  erreicht  za  werden,  noch  bevor  irgend  entscheidende  militftr. 
Operationen  erfolg  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Curse  des  Staats, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  auf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
wiederholt  in  Oesterrdch.  Freilich  zeigen  die  franzfleiBchen  Curse  i.  J.  1870  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  in  welcher  sich  der  verstärkte  Eindruck  der  ganz  un« 
erwarteten  Niederlapen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  pünstigere  Corsstand  aiif 
das  übertriebene  Selbstgefühl  der  Fran/.osen  zurückzuführen  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutseben  Curse  in  der  Zeit  rom  5.  bis  19.  JqU  1870  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbank-politili.  S.  412.  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobil machungs- 
koston  (einmal  Ausgaben)  werden  fbr  Preussen  im  Fcldzu^  von  auf 
13*61  Mill.  Thlr.  angegeben,  wovon  fttr  die  mobile  Armee  (persöni.  Mobümaebungs- 
B.  AnsrUstungsgelder,  Beschaffung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
M.  s.  w..  Ausrilstnnp'  dor  Pontoncolonnen,  Aosstaltniig'  der  Feldlazarethe)  10' 14  Mill.  Thlr. 
Für  das  norddeutsche  Heer  im  J.  1870  war  in  der  Zeit  vom  15.  Juli  bis  'ö.  Aug. 
tiglieli  mindest  2  Hill.  Thlr.  nothwendig  fftr  Mobihnaehong  q.  Krieg  (ohne  das 
Siebs.  Contingent).  (Stenogr.  Ber.  Ub.  d.  Reichstagsverh.,  2.  Sess.,  1871,  II,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  ers<  lr,vrr  n  die  ■Ronnt^^tinp:  des  StaaLscred.  bes. 
in  Deutschland,  zumal  in  Preussen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  lbd6  und 
1870.  Die  adiwierige  geograph.  Lage  in  XittaD  den  VeUthdif ,  di6  Mtoh  jetzt  noch 
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schlechtcu  Grenzen  gogiiu  diu  bcbwuiz  u.  liollüud,  (j^egcn  Oestterrcicb  u.  l%ubölaiid  oder 
Foleii  &ben  dauernd  eineo  nngünstigen  Einflsga  ans. 

Di*»  Summen,  um  welche  es  sich  in  neueren  Kriejrcn  von  Grossstaaten  binnen 
kaczer  Wochen  and  Monate  handelt,  tlbe»tai£en  boi  Weilern  Alles,  was  sonst  im 
HaQBbalt  da«  Staats  oder  anderer  grosser  Eb»d«irthsch«flten,  s.  B.  far  EfsenbaJumreclte. 
in  Ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt. 

Die  durchseht!  tapliehf  Ausübe  für  Heer  u.  Flotte  stieg  m  »len  Verein. 
Staaten  1S()5  auf  über  3  Mili.  D.,  die  laufende  Extraausgabe  iur  dcu  krieg  von 
1870  —  71  (Uber  die  gewftboi  militär.  Ausgabe  hinaus)  betrag  fdr  Norddeutsch - 
Und  täglich  weit  über  1  Mill.  Thlr.  —  Fornilii  h  experimentell  lassen  sich  die 
pieaäs.-deutschcn  üriahruDgen  von  1S6(>  und  mehr  noch  von  1870  —  71  für  die 
Tbeode  renrertben.  Der  nrpllttzliebe  Kriegsausbnich  im  Juli  1870,'  die  Erfoideiniise 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Arniec  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenzo, 
die  eigcnthilmlichen  geographischen  Verhältnisse  Deutsclilands  belehren  rortrcfflich 
aber  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hiuäichi  iiothwendig  ist  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  spedell  nnf  meine  eingebende,  ({uellonmässige  Benrbeftniw  des 
deutschen  Kriegsfinanzweseus  in  1870  —  71  im  Hoitzendorfi'sGhen  Jabib.  d«  D.  Reicbs 
III,  8.  05  — 166,  verweisen,  bes.  S.  6b  £,  120  E,  152  ff. 

Erweist  sich  mm  die  Benntonng  des  Staateeredits  gerade  fttr 
diesen  Zwecky>fttr  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriegs- 
ansgaben  immer  als  znläDglioh?  Diese  Frage  ist  darchans  nicht 

mit  Sicherheit  fllr  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwälintcu  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wajrncr.  Ordn  S.  24,  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  Aber  F^nkreich 
(iesagte  hat  im  Kriege  von  IbTU  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  vnmftglieb  ist  freillcb  wobl  die  (neiirilKge)  Anteibe  ear  Besebaifung 
itleinor  Sinnrin  ti  lit  leicht  für  einen  Staat,  wohl  aTier  öfters  zor  Besi  hallung 
grosser  Summen,  ^iiinal  wenn  letztere  in  bcdftitendeu  Betragen  rasch  auf  ein- 
mal nothwcndig  zusamuicn  kommen  uiU^scit.  Mit  Eiuzahlungstcrmiuuu ,  welche  sich 
ober  lange  Zeiträume  enti^en.  reicht  man  nicht  ans.  Durch  Gewftbrung  wescntlicb 
irtinstif^erer  Bedinfrnngen,  also  bei  einer  Emission  einer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  Üblichen  Cu»e  oder  zu  viel  höherem  Zinslusse,  kann  man  zwar  in  der  Kegel 
ffOsiere  Snounen  eber  bescbaflen.  Aber  ancb  diese  Kegol  bat  ihre  Aosnabmen. 
tEin  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  !i  f  rt  die  Österreich.  Steucranicihe 
von  1SH1.  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  30  Mill.  Gnliion  in  t  riedenszeit,  aber 
mitten  iu  einer  der  schversteu  inneren  Verfa^Qngsknsen  [vor  der  Schmcrling'scheu 
Febniarrerfa^ung]  nor  mit  grOsster  Mftbe  nnd  unter  den  birtesten  Bedingongea 
f5"  .  Curs  88.  rückzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1 — 5  Jahren,  reeNer 
ZiusluäS  au  9''/o!J  zu  Stande  kauu   S.  A.  W  aguer  in  Uns.  Zeit  1863,  S.  149.). 

Die  Bedingungen  der  Orediterlangung  kSnnen  femer  in  leleben  Fbile  so  un- 
günstig für  den  Stent  nie  Schuldner  werden,  dass  ea  neb  nw  diesem  (irunde  grosse 
Bedenken  h;»^  Moss  auf  den  Staatscrodit  anepwiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  dann 
der  Ausbeutung  durch  die  Greditgeber  vollständig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  in  erferderiieben  Betrage  wirUicb  die  DecIranKsmtttel  liefert,  —  nnd  gende 
recht  in  diesem  Falle.  —  koinnU  so  thencr.  il.tss  andiT»?  IIilf?<|ue!lt  n  dringend  in 
Erwägung  zu  ziehen  sind.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  weicher  unmittel- 
bar ?er  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  Gründen  durchaus  flüssiger 
Geldinitte]  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nnr  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z  Ti  an  die  erste  KricsNanlnih«  des  Norddeutschen  Bandes  im 
Jahre  ISTU,  die  doch  erst  last  14  Tage  nach  der  Khegscrklärong  autgelegt  wurde, 
beim  Carse  von  88  (5°/„ig)  nnr  za  ireniger  als  nrei  Drittel  tretz  nlloe  Pntrietinmiie 
zn  Sfand'  kam.  —  aui  :t  n.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  NVeis^enbur^^ !  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III.  6Ü  — 71.  Zu  welchem  Curse  h.itte  Held  beschallt  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  |ireussiseheu  SchaLses,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5 "/„igen  preuss. 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Jnli  von  10^/,  naf  87,  die  4Vi%»gen  von  94  auf  77V4 
gewichen,  mnthmassUcb  nber  iiin  viele  Piocente  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neoe 
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Anleihe  auffi:elegt  woriJuii  wäre.  In  velcho  peinliche  Yerlegunheit  kuut  Oesterreich 
jüngst  bei  der  BeschaHung  des  kleiaeii  T-  vtraheJarfs  für  die  Durrhftthrung  dt  r  büsnischcn 
Occap&üou!  Bis  zum  Plane,  eine  hypothekarisclie  Sobald  auf  die  grossen,  im  Bau 
iMfindlichen  Stattsfebftade  aaf  dem  Wiener  Glacb  anftnaehmen!  Der  Umstand,  dass 
die  Abhängigkeit  der  militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats  von  der 
Verfüguii'i  übor  best  i  ?n  nt  r»-  ^tosssc  Suraraeu  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bckauiit  iai,  wuki  abumials  nur  ungünstig  auf  den  Staatscredit  ein  und 
rersclilechtert  die  BcdingongeOi  oater  denen  irenigateiis  die  Anleihe  xar  Deekunf  des 
eraten  Bedarfe  anfgenommen  werden  muM,  vlederom. 

DemgemiLss  ist  es  als  ÖrttndsatK  richtiger  Finanz- 
politik hinzasteileDi  dass  der  Staat  reclitzeitig  im  Frieden 
Vorkeb rangen  treffen  mnss,  am  in  dem  immerhin  möglieben 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 

uicht  selmeil  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingimgeii  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  nngUnsti^^  sind,  nicht  durchaus  aui' die  Be- 
uatzung  des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreiieu 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsscbatzes) 
nnd  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Krieg8-)8teiierD. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  h.  die 
Bereitbaitang  eines  grösseren  Betrags  baaren  (gemttnzten)  Geldes 
dient  znr  Decknng  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  nnd 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  nnd  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  StaatbklugliciL  L  nter  den  heutigen  Verhältnissen  der  uiodernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Kegel  kuraweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz  Hume,  S.  Versuch,   Gönner.  Nüfhvvendig-keit  eines 
Staatäscbatzes,  »taaiswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Laudshut  läU5  (iu  d.  Werk  über  Staats- 
achttlden  §.  49  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).   Ancillon,  Geist  der  Staatmrer- 
faisuDg.  S.  297,  mit  KUcksicht  auf  Friedrich  II.  —  Gcnovesi  II,  77  folgt  Ilunie. 
schliesst  jedoch,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  aut  d.  Handelsreichthum  an.  Für 
den  Schatz  auch  Struensee,  Schmalz,  Encycl.  §.  SU.    Jacob  I,  §.  731  Ii', 
sucht  in  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  wenig  Geldumlauf,  wenig  grosse 
Kapitale  und  wenig  Credit  zu  finden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  355.  —  ?.  Sonticn- 
fcls,  Grunds.  111,  §.  190—195.  —  Lötz,  III,  424.  —  Mac  Culloch,  taxaiion 
8.  39d<B»n).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  tfalchns  I,  §.  Sl,  Bao  in  d.  ftllheren 
AmA.  d.  Finanzwissenschaft      4fj4,  z.  Th.  auh  den  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
ferner  Dietzel  S.  157.  Umpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.  175,  i.  A.  I.  252. 
Bergins  S.  415  IT.,  die  summtUch  den  wesentlichen  Punct  nicht  crkeuiicn.  —  Hinweis 
aof  die  l>edittgte  RechtferticVDg  und  die  Einseitigkeit  der  abstractcn  Theorie  in  dieser 
Fraa:c  bei  A.  Waj^uer,  Ordn.  d.  österr.  Staatshatisli.  S.  2.'{ ,  Arr  St  uitisch.  Stants- 
wörtcrb.  X,  19.  Durchaus  der  richtige  Standpunct  bei  Hermann ,  st<iaiswirthschaftlichu 
Cntorsndiaogen,  2.  Aull,  S.  226,  wo  besonders  auch  die  Bedcntong  des  Staatsschatjees 
als  eines  Sicherungsmittels  gegen  übermrissiges  Sinken  aller  Curse  von  Werthpapieren 
und  der  demgemässe  volkswirthseh.  Nutzen  eines  solchen  Scliatzcs  rirhtig^  hervor- 
gehoben wird.    Die  Frage  vuiu  SUütsschat/c  gehört  /u  den  vielen  practi&ciien  Kragen 
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UM«res  Faclu,  ia  deneu  nach  eiuei-  eiui»«uiitieu  al>:>tracteu  u^riomüäcJieA  Tkeuric  untoi 
jedem  Absehen  ron  den  Thatnclien  und  unter  Yerzicbt  tnf  ifgendweldw  objectI?e 

PrOfung  entschieden  und  dio  absolute  Ververfiuig  des  Steatachatzes  abgeleitet  wird. 
Nachdem  dieser  Standpuoct  in  solchen  Fragen  wenigstens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deut^cbea  liationalokonomie  ziemlich  überwunden  ist,  hält  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Jeiimallsmtis  und  die  Geschlflswelt  fest  Bei  der  Ytstwmtaag  dee 
Staatsschatzes  denkt  man  meisten»  an  die  Schätze  barbarischer  Herrscher  oder  Staaten 
der  alten  Weit;  die  Grunde,  weiche  fdr  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
civilisirten  Staaten  freilich  meist  nicht  mehr  zu.  Mit  diesen  tirUnden  widerlegt  man 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  scliwiir  begreif  Ii*"  Ii,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  £r  sagt  darüber  H.  AuÜ.  d.  Finaazwi;»ii.  S.  193:  ««Oae 
BedQifhias  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Creditwesen  der  neueren  Zeit 
verschwunden  ('??),  die  Uebebtände  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslosigkeit  desselben  jedoi  Ji  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Ccber- 
schasseu  entstehen  kann,  und  sein  Yorhandenäcin  daher  nur  beweist,  doss  man  diese  uicht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (mcü).  .  .  .  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zelt 
als  beseitigt  angesehen  werden."  l  ud  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Kau  mit  seiner  Vertheidigung  dcü  Staatiiüchatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (V); 
bitte  ihn  doch  Jacob  I,  SSI  (biseh  citirt  t  I,  §.  72S,  7S1  if.)  lehren  mitosen,  wie 
w  esentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  dio  Auii'assung  über  die  historische  Bedeutong 
der  Sache  geändert  hat"  Nach  dieser  Probe  von  Stein's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wohl  nicht  als  ungerecht- 
ftftigt  erscheinen.  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtige  Gesichtspuncte  her- 
Vürgeluiben.  täusclit  sich  aber  in  §.  7*5*1  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreiclien  Volke, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Fuhrung  eines  Kriegs** 
ohne  Schatz  sicher  verschaifen  kAnne.  Jacobs  Aulfassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Stein'schc.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugeständniss,  dass 
die  Yoraussichtlichkcit  drohender  Kriege  den  Werth  eines  Staatsschaties  so  hoch 
steigern  könne,  dass  die  Vortheüe  die  Nachtheile  Uberwiegen.  — 

In  neuerer  nnd  in  nenester  Zeit  h&lt  man  bes.  nnr  in  Prenssen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  L  fest:  vgl. 
über  d.  Cieschichtlichc  bes.  Riedel,  brandeub.  preuss.  Staabhaash.  passim,  bes. 
S.  72,  80,  120  ff..  1S9,  239,  wo  manche  Berichtigungen  früherer  inthttml.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.  lietrag  1740  8'7,  17S6  55*2  (incl.  viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
meist  20  —  30  Mill.  Thlr.,  wenn  nicht  gerade  grössere  Ausgaben  daraus  bestritten. 
Nach  K.-0.  v.  17.  Jan.  Ib20  und  17.  Juni  1826  Hossen  dem  Staatsschau  Yerwaltongs- 
OberschOsse,  Heet^  nnd  «nflUige  Einnahmen  ans  d.  Erlte  bei  Yerftnsseranfen  oder 
Ycrcrbpachtnng  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hutten-,  Graben,  Salzwerke  u.  s.  w.,  Militäri^ebäude  ii.  s.  w.i.  gewisse  nicht- 
domaniale  Ablüauugsgcldcr,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.  lüernach 
var  das  Anwachsen  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
Wesentlich  nur  formelle  Uebelstaml  der  ganzen  Eiiiri  litniiL'-  I>er  Streit  zwischen 
Regierung  und  Kammer  drehte  tuch  bes.  um  diesen  Puuct;  <äa  erfolgte  das  Compromise 
im  Geaets  r.  28.  Sept  1866,  worin  der  Staatsechatx  alt  IMe  Staatseinriehtnng  mit 
Beeht  bmbehalten,  aus  der  Krieg8ents(;hädigung  vorweg  mit  27*8  Mill.  Thlr.  dotirt, 
aber  in  §.  2  bestimmt  wnri'v  dass  die  dem  Staatsschätze  nach  der  K.-O.  v.  1820 
u.  Iä2ii  „ubereigneten  Eiunaiiuiuu,  üobalü  die  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
£inziehuDgen  über  3Ü  MilL  Thlr.  erhöht  werden  würden,  den  atigemeinen  Staatsftndn 
als  Einnahmen"  ....  zufliesscn.  ücber  d.  Vcrwalt.  s.  Rönne.  Staatsrecht,  3.  Aufl. 
II,  1,  S.  7ü;  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  undBergias,  Finaiuwiss. 
he».  S.  415  —  422.  Die  Institution  hat  sich  von  Keuem  1866  und  1870  foitrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussische  (ud  «iglischei,  die  ?or  der  nbstnolM  Thooffe 
keine  Gnade  fanden.  Sie  st  'lit  mit  dem  preuss.  Wehnystem  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  Lage  di»  Landes.  Vgl.  Uber  den  Nutzen  des 
prenss.  Staatsschalzes  in  1870  meinen  Anft.  Beichsfinanzwesen  im  HoItzMidorlTschen 
Jahrb.  III.  ff..  152  ff.,  nnd  die  dortigen  Daten  aus  den  Reich.stagsverhandlungen, 
FUret  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  ,,Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  hervorheben, 
dass,  wenn  wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  h&tten,  wir  positiv  nicht  im  Staude 
gewesen  wftren,  die  |»anr  Tage  zn  gewinnen,  welche  hinreiditon,  das  gesammte  iinhe 
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Eheinufer,  dat»  baieri&che  wie  daB  preustiiacke .  vor  der  franzOsüchcu  Invaäoa  m 
schätzen.    Hitten  wir  den  StMtsBchfttz  niclit  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Bhein 

an**  u.  s.  V.  —  Mit  vollem  Recht  bat  es  daher  die  Kcicksregierang  aurcbgesetzt, 
dasä  der  ehemalige  prenss.  Staatsscbatz  zu  einem  Reichskrie^sschatz  gemacht 
wurde  (Bcichsgea.  v.  11.  Kov.  Iä71).  S.  darUlier  meinen  Aufs.  108,  152  Ii. 
Er  ift  auf  120  MJU.  Maifc  in  Geld  lizirt,  ans  der  franzOs.  Gontribntioii  dotlrt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ansgalicii  für  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Anordnung  unter  vorgangig  oder  nachträglich  (s.  Uber  diesen  Streitpunct  meinen 
Aufs.  S.  155)  einzuholender  Zustimmung  des  Buudcsraths  und  des  Reichstags.  Die 
Einwände  im  Reichstag  waren  ausser  politischen  die  gowOhtiliolieu  privatwirthschaft- 
Hellen,  die  im  Text  wiederlefit  WL-rden.  Der  mitunter  (auch  ISTI)  gemachte  Vor- 
schlag, den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institutioa  ver- 
boten. Sie  pUMaliclie  Kondigung  der  (lelder  wttrde  nndi  eine  Creditkrise  bdm  Kriege^ 
«ubciMli  noch  ateigero,  a.  A,  Wagnor,  Zcttdb.  polit,  S.  390,  Jahrb.  S.  153  C 

*  Die  gegen  den  Staatsüthatz  aDgelUhrteu  Grliiide  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst,  ein  Staatsschatz  sei  unnöthig,  weil 
man  sich  in  X  <)  t  Ii  fUl  len  durch  Anleihen  helteii  könne. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grand  der  Erfabruog  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  be- 
dürftig. Vielmehr  encheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
flberall  anoh  jetzt  noeh,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentHeh  doroh  seine  Lage  gesichert  Ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschtttzten  insolaren  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitalreichthoms  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
nnhedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.   Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit 

Man  sagt  ferner,  das  „Todtliegen"  grosser  Geld- 
snmnien,  die  Ziusverlnste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
VC  Ik  s  \v  irt  hscha  f't  1  ich  er  V  e  rl  ust,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
in  sich  schliessc  Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  Jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshaushalte  und  in  der  Privat- 
wirthschaft  zur  regelmässigen  Führung  der  Wirtbschaffc  mehrfach 
anvermeidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffenvorrlltben, 
Zenghänsem,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  n.  s.  w.  und  wie  tlber- 
hanpt  von  Reservefonds  (In  Geld  oder  In  Sacbgtttem  für  einen 
conereten  Zweck),  wdche  bereit  gehalten  werden  ftlr  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  trell".  Bemertinttren  von  Hermann  S.  22ti.  der  „Vorräthe.  die 
man  dem  gegenwärtigen  Verijiaucii  entäeht,  um  sich  diu  Art  ihrer  Verwendung  zu 
vabm,  fllkr  FiUe  nnrwfaeRosehenden  Bedar6  oder  um  später  in  beliebiger  Weise 
frei  darüber  zu  vcrfagen",  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalirr»  rechnet.  -  Wng^ner, 
Gründl.,  §.  27,  Ajun.  3.  —  Solche  BeacnreSoads  haben  eine  bcütimute  wirth- 
acbaftlicbe  Function:  ele  gowihren  dle  Sklieifaeit  regelmflseiger  Führung  der 
beireilbnden  fleidiftfte.  liDui  kun  sie  daber  anch  nicht  als  todt  oder  mttssig 
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liegend  bozeichncu.  Ilire  Nutzunj^ua  sind  our  audurer  Art  ab  die  vitder  aadorer 
Gtttar.  Vom  Staatsschatz  spcciell  gilt  dasselbe,  auch  fdr  die  Zeit,  wo  er  rvihig  bereit 
liegt  Sein  Nutzen  besteht  in  der  Gewähr  jfrösbcrer  Sicherheit  für  den  Staat  und  für 
die  Volksvirthschaft.  Wcun  den  Leistungen  des  Staats  auch  im  Gebi«'te  des  Rechts- 
schutzes nach  Innen  und  Aussen,  wie  vun  den  teueren  mit  Becbt,  voliiSwirthschÄfl- 
tiche  Productirität  zuerkannt  wird,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  fon 
richtifff r  Höhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  verbargt,  nicht 
abzusprechen.  Die  unmittelbaren  Zinsverluste  sind  der  meistens  nicht  sehr  hohe 
Preis,  nm  velchot  der  Staat  die  irerthrdle  Gewisshcit,  stets  über  die  nOthigen  Odd- 
mittel  beim  Ausbruche  eines  Kriegs  zu  verfügen,  bezahlt.  Bei  einer  m&ssigen  Höhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  für  die 
Finanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Cursgewinnste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  aufgewogen.  Bechnnngsm&ssig  würde  es  sieb 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Dcutsehland  jet/.t 
etwa  47o-  2U  den  Staatsausgaben,  speciell  zum  Militäretat  zu  setzen,  in  den  ohne 
Krieg  bisher  verflossenen  11  Jahren  also  bei  uns  c.  52*8  MiU.  M.  Aber  dieseltM 
Forderung  könnte  cigeatlich  nach  fftr  die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  Kosten- 
anfwand  fOr  Arsenale,  Festongen  n.  s.  w.  gestellt  veiden. 

Hao  wendet  weiter  ein,  mit  Hfllfe  eines  StaatB- 
scbatzes  erreiehe  man  doch  nicht  den  beabsiehtigten 

Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
Summen,  dasB  Hian  sie  nicht  in  einem  Schatze  aulsauiiiitihi  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  unerträglich.  Ein  kleiner  Staats- 
schatz aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedeiitun<:^.  Man  mösse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurUckkonnnen.  Diese  Beweisführung  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatssebatse  eine  falsche  Aufgabe  stellt 

Es  hand^  dch  beim  Staaismshalie  nicht  um  Geldsnunien,  mit  denen  ein  längerer 

grosser  Krieg  eines  Grossstaats  geführt  werden  kann,  nicht  um  2 — 3—400  Mill.  Thlr. 
und  mehr.  Von  der  Ansammlang  und  fiereithaltong  eines  solchen  Betrags  kann  ftlr 
längere  2eit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Fanction  des  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  dass 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  Fer\rickoIt  wird,  uiit  uiil»edingter 
Sicherkeit  sich  in  kttrzcstp  Zeit  schlagfertig  machen  kann«  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  OeMmaikt  hemmen  zu 
müssen  und  dah>i  .  iiliwulil  iiirlit  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  m&ssiger  Höhe,  seihst  in  einem  Staate  mit 
ungünstiger  geographischer  Lage,  schlechten^  Greiucu  und  mit  Landwehrsystem.  Die 
.  Zinsferlnstc  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und 
werden  durch  die  besseren  Anleihccnrse  um  so  leielifer  ^^ut  gemacht. 

Mit  diesem  Einwände  opponirten  frtthor  Börsenblätter  gern  gegen  den  Staais- 
sehatz,  jetzt  noch  L.  Stein.  In  nnrabigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Scliatz 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  ünanzielte  Gewinn  am  Curs  vollends  leicht 
den  ZiI^sverlu^t  Ub<'r?»teigen.  Von  E.  IS6()  bis  Sommer  lS"t)  ?iii!^en  am  preuss.  Schatz 
5 — ü  MiU.  Thlr  Zins  verloren.  Dic^e  Summe  möchte  reichlich  aii  bessere»  Cur>eu 
im  Juli  und  Ahl:.  1*^70  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  ron  Hermann  hervor- 
gehobene Vuiihi  il.  dass  der  ;i  11  f,-- (  ni  e  i  n  e  Cnrsdruck  geringer  wird  Di<-  La^t  des 
Schatzes  wie  des  Ueere«  trug  Prensscn  bisher  allein,  der  Vortheil  kam  auch  hier  dem 
ttbfigen  T)6nt8chland  mit  m  Onte. 

Man  erhebt  enillich  politische  Heden  ken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretnug,  die  Controle  scbwerer,  erhöbe  die  Gefahr  anutttoer 
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Kriege  oder  sonsdger  luiiöthiger  Aasgaben.  Diese  Bedenken  eind 
kanm  irgendwie  haltbar. 

"Ka  inuss  tnttri|r  vm  die  Macht  einer  Yollcsrertretonf  und  nm  die  Gevissen- 

luiftii^ki'it  ciüor  Regieruüg  bestellt  sein,  wenn  ein  Sfaiitsxhatz  in  «lieser  Hinsicht  Bc- 
furcbtuugeii  envockcn  köuute.  X)auu  würde  eine  I^cgicrung  auch  ohne  ihn  unabhängig; 
and  ein«;  Volkürertrctujiii:  bedentangslos  gcnii«^  soin.  Der  practiäche  Nutzen  eines 
Staatsschatzes  filr  die  ]<Liiitiitche  Sicherheit  nnd  Macht  eines  Staates  füllt  umgekehrt 
schwer  ins  Gewicht  Indem  man  die  Zwecke  der  V<Twciidang  des  Staatssilmtzes 
gcäctilicli  fcütätellt,  z.  Ii.  aui  den  Fall  der  Mobilmachung  d&i  Heers  be^cliränkt, 
Verden  aadi  die  letzton  politisciten  Bedenken  hinftllig.  (Beichsges.  r.  1 1.  Noremb.  187 1, 
§.  2.  Der  Schatx  heisst  aach  amtlich  jetzt  ReicliskrieH^sschatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wiederanfttllnng  des 

»Staatsschatzes  crfoli^t  dem  Zweck  der  Eiurichtuug  gemäss  oft  am 
BesteD  durch  Aufnahme  einer  Anleihe,  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel,  wie  Kriegsentschädiirungeu  vom  Feinde,  zur  Verfüt^ung 
stehen.  Auch  die  Veräusserung  von  Staatseigenthnni  kaini  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  Uber  den 
bierdarcb  erreichten  (Minimal-)  Betrag  für  nothwendig  gefunden, 
80  kann  diese  aus  kleinen  Ueherschüssen  der  laufenden. Einnahmen 
geschehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dnngszweeke  des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  ans  dem 
rein-finanstellen  Gesichtspuncte. 

Qen.  ßeicliägcs.  §.  1  n.  2.  Bei  eingetretener  Yerroindoron;  soll  der  Schatz  bis 

zur  Wiederherstellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  „aus  anderen  als  den  im  Keichs- 
haushaltsetat  aufL'cführten  BezugsciucUen  fliessendon  Einnahmen  des  Reichs  und  im 
Uebri^üD  nach  der  darüber  im  ficichshanshaltsctat  zu  troffenden  Bestimmung  ergänzt" 
Verden.  S.  Jalirb.  d.  D.  Reicfas  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Ol  ^anisation  eines  Systems 

grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tirter  Z  wangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  für 
i^itaatsnothtalie  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Punct  hat  mich  schon  vor  längerer  Zeit  Helfe  rieh  mit  Kecht 
aul werksam  gemacht,  s.  A.  \\  a^iicr,  z.  Ucscb.  u.  Kritik  der  üaterr.  Baucozettelpcr. 
Tab.  Ztschr.  ISC.H,  S.  iii2  Auf  die  veseutl.  Lttcke  in  unserer  modernen  Finanz^ 
\virth~i  liaft,  welclie  weder  das  bestehende  Bestcuerungs-  noch  das  Aiileiliesystem  aus- 
füllt, sondern  dcreutwegcu  es  eiues  Schatz«»»  und  eioeä  Systems  fou  Kricgssteuern  bedarf, 
bin  ich  nanKmiUch  dorch  die  Stjidien  tlber  Papieigeldvirthschaft  hiogeftthrt  vorden. 
Ebend.  S.  400.  Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  Uber  den 
Ausdruck  „Ext rastcuern" :  „was  für  ein  Ding  ist  denn  für  die  Kinanzwissenschaft 
eine  ExstrasteucrV"  I,  6S.  Weua  er  diesen  eiufacheu  und  klatea  licj^iili  nicht  ver- 
steht, HO  ist  Ihm  durch  Erläuterungen  nicht  ni  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abh. 
directe  Steuern  iu  ScUOnbeig'a  Handb.  II,  271  u.  Flu.  II,  §.  366  ff.  Ober  die  „finanz- 
poiit.  Steucrpriiicipien 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
wird  aber  auch  ein  praetisoh  ausreichendes  Mittel  geschaffen, 

A.  Wsffndr,  Fin«i»iriMeim:haft.  1.  8.  Aufl.  X2 
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durch  das  die  Aufnahme  von  Staaftssehuldeu  in  den  FälleUi  wo  sie 
nach  dem  Frttheren  besser  nnterbleibt,  eher  entbehrlich  gemacht 
wirdy  ohne  dass  der  Staat  die  Mi^glichkeit  der  Deekuujg  itlr  seine 
einmal  unvermeidlichen  Ansgaben  verliert.  Die  gewOhnlieheD 
Stenern  reichen  f^r  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
Bolchcr  Extrasteuern  oder  Z\va^^^sanleihen  kann  nftthigcn falls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticipirt  werden,  denn  es  besteht 
aUdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  eio- 
ge/.ogeu  wird. 

8elt)st  Oesterreich  hat  uiigef;ihrtlct  die  loinb.- vciietiaii.  Z\vaiii;s;uileilieii 
durch  Papiergeld  (Vaglicn)  auticipirt:  so  is't')  Atisgabe  u.  schon  ISOO  EiazidiDiig  r. 
12^  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  Las.  Zeit  lSü;j,  S.  27. 

Zwangsaiilcihon  fallen  wenigsteos  in  der  hier  in  Betracht  kommendco  Beziehnug 
wosenilicli  unter  «Icn  ( icsirlit^piirirt  der  Resfr^ticninir.  Sio  kennen  vor  eitrcait liehen 
Steuern  gerade  in  btaatsnothtjiilen  den  Vorzug  verdienen,  weil  bei  ihnou  mancherlei 
iomi  uuvermuidlichc  Uärten  eher  ausgeglichou  werden «  —  »ofort,  durch  Weiterbe- 
gebung  der  betreffenden  Scholdtitel,  später ,  durch  Rüclizahlung  der  entnommenen 
Sammcn. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuern  oder  Zwangsanieiben  mnss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improrisiren  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  unmittelbaren  G^lbedarfe 

litöst  sich  dergleichen  iu  nuareichender  Weisr  u  ir  nicht  und  stets  alsdann  nur  mit 
grossen  ünvollkoinmenheitcn  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  (innnzicllem  (le- 
bietc  eine  ähulichc,  wie  iu  BctrcU  der  Organisation  ausserordentlicher  niilitärischor 
Hlkl&krSfte  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein  Wuliraystem  wie  das  heutige  dentsdie 
erlangt  erst  sein  nothwLMidims  finaiiziollc^i  <'oiniilernent  und  darin  di>"  (Jarantic  seiner 
sicbureu  DurchfUhrbari^eit  mittelst  eines  Systems  vuo  Uollkstoucrn  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsnotblagen. 

Ein  richtiger  Beginn  i^t  auch  hier  das  namentlich  in  I'reussen  und  jctit  im 
Üeuibclien  Reiche  ausgebilffetc  System  der  so£^''ii.  K  ri  s  I  e  i  s  t  n  n  «re  n  .  zu  denen 
•  gewisau  Private  (wie  die  Pferdebesit/er)  und  namentlich  die  Seibstverwaltangs* 
kOrper  (Kreise,  Gemeiitdeu)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistangen 
beschränken  sie|i  im  Wesentlichen  auf  N  a  tn  r  a  I  !i'^f'!rtni;^eri  nnd  Leistungen.  Die 
nuth wendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  ncmilch  die  Eiurichtuug  eine^  Systeios 
von  Extra  •  Geld  steuern,  wedoreh  KUgleieb  das  System  des  Staatsschatzes  nnd  tts  des 
ftHcutlichen  Gredits  richtig  ergänzt  werden.  Vgl.  die  preussischeo  Bestimmungen 
nach  d  (ie<.  v.  11.  Mai  1S.)1  wegen  der  Kriegslei-fttmjfen  und  deren  Vergütung  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  I*iü7).  Iu  Zu- 
sammenhang damit  die  Verordnung  vem  24.  Febr.  1SM  u.  Gesetz  r.  12.  Sept.  1855 
Aber  die  Ilerbeiscliairuni;  drr  I'ferde  dnreh  I.andliefernn;:en.  Iiier  wird  für  einen 
»erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial,  Ilaler,  Ileu,  ülioh ,  Naturalver- 
pflegung,  manche  Transponmittcl ,  Holz,  Pferde  n.  s.  w.)  durch  eine  entsi»r<-chendi» 
VerpHichtUDg  der  Kreise  und  (iemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  treiiich 
nicht  immer  genügende)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staats  z\i  Theil  wil  l.  Jetzt 
8.  uam.  d.  (iesetzgeb.  d.  D.  lieichs,  Ges.  vom  l'ö.  Juni  1873  (uiein  Auls.  Keiclisiin. 
im  Jahrb.  III,  80  (1.,  220  ff.),  das  die  Hanptgnindsitze  des  preuss.  Rechts  herüber* 
nahm,  manche  Härten  derselben  bcM  iti^tc  (su  in  Betr.  der  P f e rde^telIung.  eb. 
b.  223,  225).  Ueber  die  Verhältnisse  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd,  B.  v.  2.5.  Juni  isftS 
über  (Juartieilcistung  u.  be:^  zum  Vergleich  das  Ges.  über  d.  Naturalleistungen  f.  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  t.  IS.  Febr.  1876.  Diese  Gesetzgebung,  bes.  d.  Ges. 
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V.  IST3,  ist  anch  ein  inteross.  Beitrag  zur  principicU  rieht.  BclianJl.  des  rriva-iciguji- 
thutDs  aus  dcot  ficMchtspuocte  des  öffentlichen  Interesses,  s.  Jahrb.  III,  225, 
meine  Gründl.  I.  §.  280.  —  Gorrcspondimn  muss  nur  ein  gererhtes,  auch  für  solche 
ZvecJkC  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  Gemeinden.  Die  Aufgabe,  durch 
Eztzisteaern  die  Bedeckung  des  Scuttebedarfe  fUr  den  Krieg  sicher  zu  stdten,  wild 
ttheilimpt  woU  mittelst  Decentnilsation  der  Besteuerang  gelost  weiden  müssen.  S.  o. 

Unterbleiben  die  besproebenen  Vorkebrnngen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staats  credit  in  einem  za  mass  losen  Um> 
fange  fttr  die  Deckung  ansserordentlieher  Ausgaben  in  Ansprach 
genommen.  Das  ftihrt  nur  sa  leicht  In  die  reine  Defioitwirthsohaft 

binüber.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatscred its  ver- 
sagen. Dann  nui.ss  in  Eiuiaugelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleihen.  r)(ler  al>er  der  Staat  hillt  sich,  so  lange  es 
gellt  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  b.  uueinlösbarem, 
mit  dem  Zwangscnrs  versehenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  andauernde  Papiergeldwirthschaft  mit  allen 
ihren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  StaatswOlterb.  X.  10,  Ber.  d.  Tolksw.  Congress. 
in  HannoTcr  1S64,  S.  48  u.  die  Entgegnung  v.  W  olfl,  wodn  der  gerügte  abstracte 
Standpunct  in  rinsseislcr  Naivetät  hervortritt.  —  Zu  diesem  verd<»rblii  licn  Hültsmittel 
ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichlicit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
danernden  scblimmen  Nothlageo  gedrängt  worden:  so  fast  alle  betheOigten  Staaten 
in  den  irrossrn  französ.  Kevülulion^kric^en ,  selbst  Grossbritannien.  Fraiikreii  h 
rermied  die  i'apicigeldwirthschaft  unter  Napoleou  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
Contributioncn  u.  s.  w.  des  Anslanih.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oesterreich 
<seil  1855.  1859.  1^60),  Bnssland  (seit  lb54,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 

Lricge  1H7S  f!\  Nordamerika  (seit  lä62),  Italien  (seit  1866),  Frankreich 
(seit  lyJO)  erinnert 

In  unserem  gerühmten  Zeitalter  der  rolkswirthachaftlichen  Anf  kltrung  und  des 

Rechtsstaats  hilft  man  si' h  also  wici  ehedem  mit  Vcrsrhiechterung  der  Wäliniiii;,  il.  Ii. 
priratrechtlich  gesprochen  mit  Kaub  und  Betrug  uud  ungleichmassigster  Belastiirii»  d.  i 
Einzelnen  für  die  Staatszweckc,  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
factisch  zaniiehst  allein  zum  Ziele  fiihrt.  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
malijTi'n  prarfi^rhon  (^nzulrm^lichkeit  des  Anloihosystems,  im  Mangel  «miu-s  Staats- 
Schatzes,  der  am  Besten  über  die  ersten  ^nanzielien  Schwierigkeiteu  beim  Aufbruch 
einer  StaatsnctUage.  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft,  und  in  der  UngetiUgendheit 
<ler  beätehenden  Steuersysteme,  welche  b<  i  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind, 
lim  sich  plötzlichem  grösserem  Staatsbedarf  anzubequemen.  Die  Sichorunp:  gegen  die 
Uefahr  der  Papiergeldwirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  geuieiat  hat,  in  der 
Veibreilnng  der  Einsicht  in  die  volkswirthschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 
«orhcn  .  (l._im  diese  Ein-iclii  fehlt  nicht  mehr.  von  der  Verbreitung  dieser  ...Auf- 
klärung" über  die  ^achtheilc  des  Zwaogscurses  erwartete  man  auf  dem  rolkswirth- 
achaftlichen CongTcss  in  Hannover  das  Wnnder,  dass  es  keine  Papiergeldwirthschaft 
mehr  geben  werde!  S.  Ber.  S.  52.  Vgl.  meine  Gründl,  §.  133,  —  sondern  in  der 
n  e  r  cl  t  m  a  h  n  n  g  anderweiter  finanzit^Ilor  Hulfsmittel.  d.  h.  neber»  dem 
St.i.it=3cbutz  in  einem  System  von  E-\trasteucni.  BuLcr  iat  diese  wichtige  Autgabe 
von  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  igoorirt 
oder  mit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,  ron  der  Hand 
gewiesen  worden. 
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Au  ll  Stuiii  hat  darüber  i)i<-hts  iii  d.  Fin.w-iäs.  —  In  s.  Lehre  r.  Heenresen 
gic'bt  Stein  S.  20  —  2S  eiuige  Fingorzeij^c  für  die  Aufgaben  tl  Finanzwesens  im 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemciue  ücgel  auf,  welche  deu  Mittelpunct  aller 
„Finanzirlssenschaft  des  Krieges"  (!)  bilden  soll.  Danach  „hat  die  Diplomatie 
dein  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahi-scheinlich  ist  (II),  die  Kricgäwissenschaft  hat 
zu  sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Ileeresvcrwalttinu  Imt  darnach  die  KrieL'-s- 
bcreit;>chaft  zu  bestimmen;  die  Fiuaiuvcrwaltun;^  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbcfcitsciiaii 
durch  ein  Anlehcn  /n  decken;  die>scs  Anlchen  vor  (II)  dem  Kriege  muss  so  groas 
sein,  dass  es  die  bereits  vorhandene  schwebende  Schuld  iles  Staats  im  Voraus 
con^lidirt  (?!),  deim  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Aulehcn,  sonderu  mit  Ausgaben 
ron  scbvebeuden  Schnldacheinen  geführt  werden  und  diese  Schnldschdne  aeH 
man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  Obligationsächuld  consolidiren."'  Fangen 
die  sehwcbendcn  Srliuldbclii  iiie  an  ,  /u  billig'  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  auf- 
hören Demi  daa  richtige  lin.in/aelie  Maasa  seiner  Dauer  ist  iiein  andre», 
als  der  Ours  seiner  schwebenden  Schnidscheine  (l).**  Der  Krieg  „daoert  tu 
Innere,  wenn  seinetwegen  Pajii erleid  ausgegeben  werden  mtiss:  g-efahrlich  wird 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt."  „Nur  die  höchste  Gefah r 
kann  einen  Krieg  mit  Agio  motirliün**.  Mit  dieacm  letzten  Satz  kftlt  sich  Stein 
für  diese  „Finanzwi^^seiischaft  des  Krieges"  ein  Pf5rtchen  offen,  um  diese  bodenlos 
doctrinäre  und  unpractische  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein 
weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  nothwcndig.  Man  braucht  nur  au  Ereignisse  wie 
1859,  1866,  1870,  an  die  Lage  rdlends  tren  Staaten  wie  Oesterreich,  Russland. 
Italien  u.  v.  a.  in.,  welche  schon  in  Friedenszeit  enfwerfhetes,  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zu  denken,  um  die  absolute  D  nanwcnd bar k ei t  jener  Stcin'!<eh(*n 
„  Finanzwisscnscbaft  des  Kriegs*'  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbrauchbarer, 
schön  klingender  Formeln  ist  doch  die  Aufgabe  der  Finanzwis.senschaft  nicht!  Diese 
Stein*H(he  Tlieorie  ist  eine  none  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutschen 
Staats^ch:^l^th 'Miic  und  de»  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficit». 

Der  Begrill*  Dclicit  wird  im  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  technischen 
St»racbe  des  Staatsrecbnungswesens  oft  in  Teischiedenom  und  fast  immer  in  einem 

vagen,  nnprärisen  Sinne  gebraucht.  Eine  schärfere  Begrillsbestimmung  und  die  noth- 
wendigc  Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  fUr  Theorie  und  Praxis 
geboten,  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Resten  durch 
die  Anknüpfung  des  BcgriH's  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschaftliche 
Theorie  der  Deckung  der  S{aat¥.'ju«?g-aben.  Dcmgein.iis  ist  selion  in  den  früheren  §?^.  (io 
u.  11.  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Scbiuss  noch 
aborsicbtlich  zosammengeitellt  vird: 

1.  Cassendeficit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand)  wo  die  laufende  Gesammtausgabe  (alle 
Arten  zusamraengefasst)  oder  der  „Gcsamuit  Ausgang"  durch  die 
Gesanuntciuiialiaie  fglcichfalls  aller  Arten)  oder  den  „Gesammt- 
Eingang"  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Casscn- 
deficit  ist  ein  acutes,  wenn  es  ))]r»t/licli  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  Verminderung  der  Kingiinge  oder  durch  beides  zugleich 
bervoilritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kann 
nnd  nuiss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanzwissenschaft- 
lichen Sinne  des  Worts  (das  Xormalerfordemiss)  nicht  voUstftndig 
durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wie  dies  nach 
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§.  60  principiell  zu  verlangen  ist  Auch  hier  kann  in  Khnlieher 
Weise  wie  beim  Gassendefieit  ein  acntesand  ehroniselieB  Deficit 
nntersehieden  werden.    Dieses  eigentltebe  Deficit  ist  ebenfalls 

ning:lich8t  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
.Viiiir.ibe  der  Finanzcalculatur  und  1  ui;inzstiitistik  als  beim  Cassen- 
dtik  it  ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurthcilang  der 
ungünstigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3.  Deficit  in  der  ausser  ordentlichen  Gebahrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  Hümme  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
Einnahme  Uber  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlicben 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ansserordentlieben 
Aoflgabe  unterschieden  werden.  Namentlicb  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  Schuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterien  zur  Benrtbeilnng  der  un- 
günstigen Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth 
schaftlichen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhj^ltnissc  insofern 
anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  anss(  i  (»i  (Iciitliclie  Ein- 
nahmen allii^emein  zulässig  ißt,  daher  der  geuaunte  Üegriü  „Deficit" 
hier  eigentlich  entfällt. 

i.  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetm'assige,  die 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  iiudget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aas  der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  BegriiTsbestiminangen  deü  Deficits  bei  Stein,  Finanzwisson.sr)i..  ;t.  Ausg., 
S.  42  ir.  Er  iintcrsclieidet  eio  finaiizicllrs .  ein  adminiütrativcä  unrl  ein  li^cntlii.hes 
Deficit,  daü,  auf  seine  Ureachea  zuruckgclulirt,  dea  Begriff  des  »taatäwirthscbaftlicbeu 
Deficite»  ergebe.  Ueber  letzteres  unklare  Anseinsndenetzung  S.  46  ff.  (Es  soll  z,  B. 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  der  Kegol  f?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat:  dies  sei  das  natür- 
liche" (1)  Deficit).  Dann  fuhrt  Stein  das  Delicit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
irgvbd  eine»  TheU  der  Yenralliin^'*  zarttck,  —  im  Wesentlichen  so  wie  ich  nadi  der 
ubigcn  Lehre  von  d.  staatswiitlisrh.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  ('hara(  terisinirifr 
diesem  Falls,  wie  sie  oben  versucht  winl.  In  d.  4.  A.  I.  61  kommen  uoch  einige 
Tciterc  «  illkuhrlichc  Specialiainuigen  u.  Benennungen  Tön  Deficit»  ror.  Das  „admini* 
tftrative"  Deficit  entsteht,  ,,\vn  rin  bestimmter  Vcrwaltungszweig  mehr  Ausgaben  macht, 
.t!>  iliin  im  Veranschlage  lur-  i  hin  t  wonlon."  Stein  /••rlogt  es  in  drei  Formen.  N.  2 
wird  durch  ein  „ullentl.  Lüglu<k  '  bogrundet  („Dehcit  d.  Koth"),  N.  'd  u.productivcs 
Ddficit'M  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  „staat^wiftbseh.  Kap. 
anläge").  Die  „letzte  u  eigentl.  allgemeinste  Art  des  Deficits"  ist  das  .,rogelmässiirc  ' 
'sicli.  das  auf  den  (icsctzen  l)cruht,  welche  den  Werth  des  (leldes  beherrschen,  wo 
eine  jener  halbwahren  Gcneralisationon  Uber  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  de* 
Geldverths  zur  Begründung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arfeu"  des  Dchcits  bunt  durcheinander.  — 
Ich  habe  keinen  (irund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  ändern. 
Wenn  Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  Becundäro,  Unterscheidung  von  acntem. 
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chronibclicm  Deficit  practisch  und  theoretiücb  werthlos  nuiiut,  so  ist  dies  Unheil  mir 
wieder  ein  Hclc;;  dafür,  dass  Stein  leider  aus  den  österr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gdemt  bat,  als  er  gekonnt,  trenn  t  r  uiiln-rait^cn,  oline  sich  von  seinem  Schema  bc 
herrschen  zu  lassen,  jrcprtlff  hätfo.  In  d.  4.  A.  1,  tiS  spöttelt  Stein  auch  über 
meine  Unterscheidung  des  „  budgctmässigea  und  „wirklichuu  '  Deiicitä  ganz  uuver- 
sltaidif?;  oln  „budgetrofissiges"  Deficit  braucht  darcbans  kein  virUicbos  n  verdoD, 
z.  B.  wenn  die  Einnahmen  die  Voranschläge  Ubei^cbTeiton.  $teln*fl  weiter«  EinwAnde 
sind  einfach  Folge  seiner  Fhichtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Bprcchnung  der  verschiedenexi  Arten  und  nament- 
lich des  eigentlichen  Deficite  ist  hiernach  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  fUr  die  Zwecke  der  yergleichenden  Finanz- 
statistik  und  fUr  die  Beurtheilung  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
haushalts immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich* 
bare  Wierthe,  was  zu  oft  Ubersehen  wird.  Demi  man  legt  dabei 
keine  richtigen  BegrifTe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Hie  (irnnd'ätze,  nat  h  denen  die  amtlichen  St.iat^rcchiitinirtMi  im  Ans^rahe-  und 
Eiiiiiatkuie<E(at  aufgestellt  werden,  siud  sehr  vcrachicdcn.  Auch  die  Finunzbtatistikcr 
lassen  »ich  selten  ron  ganz  bestimmten  vissenscbafUicheu  Princlpien  bei  ibren  Za- 
s3mnicn'^(ollnti!jen  leiten  oder  vermögen  dieselhen  doch  bei  der  Vi  rwickelthcit  der 
Aufgabe  nicht  fpkm  consequent  durchzuführen.  Man  masä  daher  immer  erst 
genau  angeben,  iras  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  „Deficit" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  BcgriiT  in  der  Praxis  und  in 
der  Finanzstatistik  so,  d.iss  er  sich  obigem  Pegrill' des  waliro»  Di  fu  its  riähcrt.  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  verschiedene  Untcrsehieiic  hnden  doch 
statt.  Von  den  Aas  gaben  pflegen  vobl  diejenigen  für  priratvirthscbafiliche  Kapital- 
anlnp-  n,  z  B.  ftlr  Eisenbahnbanten,  znin  Theil  richtig  abgesetzt  zu  werden,  aber  z.  B. 
MuUoratiousvcrwenduugon  filr  Domänen,  Berg-  u.  llUtteuwcrke  u.  &  «r.  in  der  Kegel 
wieder  nicht.  Eine  Ausscheidung  von  Ausga))en  ftir  staatswirthschaftlichc  Kapi^- 
anlagcn,  z.  B.  grosse  Verwaitungsreformen  und  neue  Organisationen,  regelml^geu 
Strassen-  und  Wassernciiljnii .  fiiini<l.'-tr^uerkatas(<T.  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aoer 
iu  eiji^eloeo  Fällen,  namcntiich  wenn  eä  sich  um  sog.  „einmalige"  Aufgaben 
handelt,  z.  B.  Dir  grosse  Ablösungen,  ««aussererdentfichen**  Strassenbau,  Umgestidtnng 
der  Bewaffnung  des  Ilccrs,  S<  lullsbau ,  Fcstungi-l>aii .  wird  die  bL/.üüürlic  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wi  Mlcroui 
ganz  rerscbieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweise  zur  ordentlichea 
Ausgabe  gerechnet.  Aehnliche  Unf*Ieichmässit:keit(  u  im-l  'n  -^i -h  bei  der  Behandlung 
der  Einnahmen.  TAn  festes  Princip  für  die  Kintheilung  fehlt  regelmä>siu:  aticli 
hier.  Mcisleus  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  de»  Deticit«  dio  ordeutlichu 
Eianabme«  also  dio  Kcineitrige  des  Staatseigentbums  und  der  Stenern,  zu  Omnde 
gelegt,  Schuldaufnahme  und  VerSiis^  niiiLr  von  S;;iatseigcnthum  iwie  Domänen  u.  s.  w.» 
richtig  abgesetzt,  aber  rnnscjuent  wird  dieser  Grundsatz  «selten  durchgeführt.  Klfinerc 
Erlöse  z.  B.  ans  regi  Im  itssijfeu  A'eräusserungen  von  Domänen,  selbst  aus  ciu- 
nialigen  von  kleineren  bcsondrivn  Staatsanstalten .  wie  Hüttenwerken  u.  dgl.  m.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Kinnaliin 'n  oin?<  -i' blossen.  Mittln  ilnnc-'^n  .Tt:s  d  -n 
Fiuanzrechnuogett  der  Staaten  Uber  das  „Deficit"  mUssen  daher  stets 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  irenn  die  Ansireise  sehr 
d<  t  iillitt  vorliegni.  i-t  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  mö;;lich,  ganz  sichere  und 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  halt  sich  filr  die  Berechnung  des 
Deficits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatiscbuld, 
die  Abnahme  des  werbenden  St«atsvermögens,  indem  man  grössere  neue  priratvirthach. 
Kapitalanlagen«  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.   AUeia  ans  der 
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ZttDahine  des  Kapitalbetrags  der  Schuld  ist  dnrcliAiis  nicht  aaf  eine  gleiche  Ter- 

Teu«tinig:  ausserordentlicher  Mittel  lu  schliessen,  da  die  Schuldtitel  sehr  oft  unter 
Pari  begeben  werden.  Selbst  wcuu  der  wirklifhc  Krina  aus  der  Schuldvermehrung 
uod  Eigcotliumsveriuinderung  constattit  wird,  kaua  vielleicht  ein  umfassender 
Strasseabaa,  eine  grossartisre  Iteorpnnisation  der  Verwaltao;«  des-Stetierwesens  durch- 
>:efuhrt  M'in.  w-tMliirrli  das  ..w  alii  i  "  Drhi  it  (im  Ml>if?en  Sinne,  unter  N.  2)  viel  s^erinürer 
wird,  aU  c:>  .sich  aus  jener  Uechoung  ergiebt.  Olt'eubar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
Dn  den  Bepriff*  der  PrcHloctivitlt  dner  Ausga))e  oder  Anlage,  wonach  sich  viederam 
der  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  productiven  Aos- 
traben  nur  die  vorstanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirths  Ii.  Kapitalanlapre 
»<-haÜ'cn,  und  Iticiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt 
Verden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gesaitten  ergeben« 
lassen  «irli  daher  Statist.  Angaben  Uber  „Deficite"  machen,  wie  sie  in  d  t  Ktir/,c  Rau 
in  der  5.  Ausg.  §.  463a  und  aa»fuhrlicbcr  ich  in  d.  6.  Ausg.  von  Kau  S.  236 — 212 
brachten.  Dieser  fitianzstatistische  Ezcurs  ist  in  dieser  wie  in  der  Torigcn  {2.)  Aa«- 
|abe  fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  Uber  Finanzwisscuschaft  überhaiifit  kaum  ge- 
hört Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finauzstatistik  vorzub«  lialton.  Dann  aber 
auch,  weil  ich  mich  noch  mehr  uberzeugte,  dass  bei  einer  wirklich  brauchbaren 
ütslistischen  Behandlung  des  Puncts  noch  tlet  mehr  ins  Detail  einfegangen  uwrden 
muss.  als  es  an  diesem  Orte  irgend  ani^'  Iii.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  TMatz 
rinden  könnten,  biad  auch  noch  immer  viel  reichlicher  in  leirht  zugänglichen  Werken 
zu  finden,  wie  besood.  in  den  finanz-statistischon  Abschnitten  des  Gothaer  Hofkalcnders 
«bis  1976  ron  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  r.  Stein),  in  Kolb's  Statistilt 
II.  s.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  fUr  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Vierte«  Kapitel 
Formelle  Ordnnng  der  Flnanzwirtli^ehait» 

Dies  Kapitel  bildet,  wie  früher  bemerkt  ^S.  Gl,  13U),  eine  liiuzufUgung  in  dieser 
3.  Aullage  dtteees  Randes  I.  mm  ersten  Buche  „Ton  der  Ordnung  der  FinanKwirth- 
schaft^,  aus  den  S.  Gl  dargelegten  Onlnden.  Die  Angeles  tili  n'f'  n  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenisrcn  d-  i  inati'riellcn  Ordnung 
mehr  1  inan ztcc hn ischcr  und  Staats-  und  verwaltiingsrechtlicber  Natur. 
Sie  ferlangcn  vielfach  auch  fbr  eine  allgemeine  Behamlliin^s  vollends  für  das  Ver- 
sL^ndniss  der  Finan/.'niiriclifnnijcn  eines  concreten  Staats  ein  Zurücki;<  lien  auf  Finan?- 
ttod  Verwaltuogs-Ue schichte.  Auch  in  einem  Werke  Uber  Finunzwisseuscliaft 
und  Finanz politilc  liann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  und  ge- 
schichtlichen V  erhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenschaftlichen 
'  :i<l  -politischen  F!rf-rtcrungen  wegen  nicht  ganz  vennieden  werden.  Aber  es  ist  nicht 
nur  aus  äusseren  (im nden  zu  bescliiankoji,  es  muüs  auch  die  Verschiedenheit  dos 
Slandpuncts  diesen  techniscif n.  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  des  Gogen- 
Maiids  gegenüber  in  einem  Werke  iil)er  Fiiianzwiss-'n^eliaft  einer-  und  in  solclien  iiher 
die  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öttentliche  Finauzrccht  und  die  Finanz-  und  apeeieli 
die  KtoattZTerwaltungsgeschichto  andcrseils  festgehalten  worden.  In  dem  rorliegetiden 
Werke  handelt  es  sich  !)•  i  -1-  r  Ueschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
.\uf;raV)-.  allgefneine  K  u  t  w  i  ck  lun  gspri  n  c  ipi  e  n  aufzufinden  nnd  allgemeine 
Grundsätze  fiir  die  mit  der  jeweiligen  Kechtsürdnuug  und  dem  gesammtcn  Kultur- 
zastand  eines  Zeitaltern  rereiubare  möglichst  zweck m rissige  Gestalt ung  der 
turmellen  Ot  lnnng  der  Finanzwirtli-eliai"t  fi^vustell n.  I>  r  Finanzlheoretiker  nnd 
i  iuäuzpolitiker  liabeu  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilwoise 
atidere  Wege  trehen.  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Fl  II  an /Wesens,  Stein  scheint  mir  das  Afters  zu  abersehen.  Auch  einzelne 
histori^eli^'  N \tionalAknno?nen  sind  wohl  geneigt.  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte 
tbcübo  zu  identJticiren.  wie  sie  es  mit  Wirthschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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za  thDii  inicbeii,  —  freilich  ohne  dies  wirkUcli  zo  eireicheQ  — ,  unter  data  unkbren 

Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  .,evact"  begründet.    Hier  liegt  in.  E.  «in  Miss 
verst&udüiä8  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonouiiu  und  Fiuaiu- 
Wissenschaft  tls  eigener,  von  Wirtl^cbafta-  nad  Finanzgcächicbte  ontencliiedeiicr, 
wenn  auch  aus  diesen  einen  Theil  ihres  Hitraials  und  ihrer  Beireisnuttel  satnehnien- 

der  Disciplincn  vor. 

Die  im  (ianzcu  so  rcicbhaidge  neuere  deutsche  systematische  Literatur  Uber 
Pinanzwissenschaft  bat  froUich  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  nnr  ansnahmsweiae 

etwas  genauer  und  principicllor  bchandcU  farn  moistcii  v.  Malchus).  Wenn  dazu 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist.  so  liegt  doch  der  bisher  üblichtu  mehr  nur 
orientirenden  und  cursorischen  Bebandlungsweise  die  richtige  Auffassung  zu  Gmnde, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  l  iuan/tei  Imik  und  Kinnns- 
recht  in  der  Fiiiaii/wissenschaft  ab>  solcher  iiieht  erschöpft  worden  kann  noch  mostt. 
Am  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fe^t. 

Aas  der  älteren  Literatnr  s.  n.  A.  schon  ?.  Sechen dorff,  tentschor  FOratcn- 
staat  (Fraukf.  Ausg.  v  Kioti,  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  .H ,  Kap.  4.  ?.  Justi, 
Staatswirthnrh.  2  A.  Lpz  II.  Bach  3,  auch  B.  2,  S.  469—527  passim.  Aus 

der  neueren  systcmat.  liiiaii^wL^s.  Literatur  s.  Jacob,  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  bes. 

*»C4— ys9  u.  §.  12ü8  fr.,  vorncmlich  u.  am  cingohendsteu  f.  Malchns,  der  den 
2.  Hand  seines  Fiuan/.werks,  zwisrli.-n  iMnanzw  issenscliaft  und  l'inanT' vrwal- 
tuugslchre  principicll  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet.  Kau  IL, 
Buch  4,  §.  MO  ff.  Urapfenhach  II,  Bnch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51--22S 
(grßsstentlißils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Syste- 
inatisirung  des  Stoffs).  Lcroy-Bc  aulieu ,  lin.  II.  livre  I.  AJuiss  einiger  Haiipl- 
puncte  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  iin.wirthsch.  in  Schouberg  s  Uaudb.  11.  1 — 'J. 
tr.  CzOrnig.  DarstoU.  d.  Einrichtnngen  Uber  Budget,  Staatsrechnung  u.  Controle  in 
Desterr. .  Prciissen,  Sacbscn,  Rai.'rn.  Württemli.,  Badru,  Frankivieli.  Beljrien  fN\'ii  ii 
lbi>6).  Sonst  gehört  Manches  aus  den  Schriften  über  Verwaltungs-  und  Fiuauz- 
freschichte,  tiber  Staatsrecht  n.  Politik  hieher,  bes.  anch  die  bezngliche  Litentar  Uber 
iliuse  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Literatur 
V.  Ilock's  Werke  'tU.r  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  (incist's  über 
englisches  Staats-  und  Verwalt.recht,  V.  Könne's  über  preuris.  u.  deutsches,  La- 
ban d 's  Uber  deutsches  Staatsrecht,  besondera  in  den  Absclinitten  über  Etat,  Budget  q. 
Fin. Verwaltung  hcnorzuhebea.  U- her  Frankreich  einschlug.  Detail  in  Bluck's 
dict.  de  Tadmia.  frany.  und  aucli  d'Audiffret's  syst.  hn.  de  la  France,  3.  6di(. 
Par.  1864  C 

§.78.  Zur  Uebersicht.  In  jedem  etwas  ausgedehnteren 
öffeDtUcben  Haushalt,  zumal  im  Haushalt  des  moderneo  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwirthschaft  und 
die  Darebfttbrung  der  fiaaDziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
Verwaltung,  d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat  (y^FinanzbehOrdenwesen")  speciell  fttr  die  finanz- 
wirtbsehaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismas  der  voll- 
ziehenden  Gewalt  oder  fttr  den  Fi.nanzdienst. 

Nach  den  uiivcrmeidlicheu  Anforderungen  des  Princips  der  Arbcitathcjluug  lu 
der  modernen  Ali'entlichen  Vorvaltnng  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  ganz 
kirim^i  sogen.  „Staaf«nr"  aH'i-osrbcn.  ftiic  solche  eigene  Finanzvornaitting  :\\h  h  iilnral! 
geschichtlich  herausgebildet,  uicisteus  als  eine  der  besonderen  obersten  Verwaltungs- 
abtheilangcn ,  als  ein  eigenes  „Ministorinn**.  Die  einzehien  tbells  nntor  diesem 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerien  stehenden  Finanzämter  und  FinanzbehOrden 
bilden  dann,  wie  die  Aenitcr  in  fuuleren  Zweii^en  der  öfientlichen  Verwaltung,  ein 
vielgliederiges  Sy.steui  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  Leber-,  Nebcn- 
vnd  Dnterordnungöverhältnisti.  Sie  sind  insbesondere  entiredor  highere  leitende, 
nn-h  Aufsicht  und  Controle  an  8  Oben  de,  oder  untere  ansfabrende  Organe 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Fiuanzverwaltung,  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministeriam  liegt  neben  der 
Leitang  und  Beanfeiehtigang  der  gesammten  Finanzverwaltang  aneh 
die  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie,  wenn  aocb  gewöhnlich  unter  be- 
stimmter Mitwirkung  der  übrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen,  die  Finanzgesetzgebnng  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  fttr  die  kommende 
Fiuan/.j)t'riüde  iiulzustellcu. 

DicMir  üoanzminiätoriellc  Kiitwarf  dos  Voranschlags  wird  alsdann  ctvia  noch  einer 
BerathoDg  dntdk  suuUvc  Orgatic  des  Rehördcnorganisuiuü  (Staatsrath,  Gcsanimtininistc- 
riuui)  uiittTzivjf'n  ninl  darauf  dorn  Staatsoberhaupt  zur  (icnehniigung^  tintnrhrr.id  j.  Mit 
di&^or  verschon  komuii  er  iu  Staatca  mit  Volksvertrclunx  (Stände,  Kammern,  Parla- 
■ent)  als  Roficrung:ä-£iitiriirf  zar  PrikfllDg  nnd  Gciiehmig:ung  an  die  Verlrotung^j- 
körper.  Nach  bestimmten,  aus  dem  Vcrfassuni^srecht  sich  erj;cbenden  Ficchtsformeii 
vinl  er  hier  durchberathen  und.  iui  (innzen  oder  Eiuzohicn  mehr  oder  wenif^or,  viel- 
fach auch  ji»T  nicht  abgeändert,  vuu  dur  Vertretung  gebilligt  („votirt").  Zurück- 
gisleitot  an  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zvischen  den  Factoren 
der  gc^cf/gcbenden  Gewalt  vom  Sta.itsobiTh.iiif't  saiif^tionirt,  als  „ v o  ralui  c lur  d  e t er 
Etat''  und  l'  ioaazgesctz  öttcntlich  rcrkandigt  und  damit  Uor  Finanzvcrvaltung  und 
den  be^eiliseen  sonstigen  Oigaoen  der  yolMehonden  Gewalt  zor  Richtschnar  gegeben 
and  voll  ihnen  zur  Ansfl^hriin;  oder  Vollzieh  an;  gebraciii 

Die  Angelegenheiten I  welehe  siob  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
stellung, Einrichtung,  parlamentarisehe  Votiruog,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  und  nunmehrige  Ausftibrung  des  Voranschlags 
beziehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

79  Die  Ausftihrnng  des  Voranschlags  erfolgt  zun  liehst 
duieli  A  iiorduuugen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  üilcnt- 
lichen  Hecht  eompetcnten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  besteben  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Auf 
trägen  dieser  Organe  an  bestimmte  untere  ftnanzwirthschatt- 
liehe  Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmässigen  Einnahmen  —  „Einnabme-Aemter''  —  und 
zor  Vornahme  der  gesetzlichen ,  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„Attsgabe-Aemter". 

Dieses  .,finanzielle  Anwcisungsrccht"  haben  einmal  das  Finanzministe- 
riuin  odrr  die  von  ihm  ressortircnden,  damit  betnuitcn  Rtliörden,  sodann  zur  Durch- 
führung ihres  Aubgabcotats  und  soweit  sio  Eiunahmezwcigu  mit  la  verwalten  haben, 
auch  die  anderen  obersten  Behörden  (Ifinisterten)  nnd  die  von  ihnen  depondirenden 
Aenitcr,  z.  B.  rinos  der  volkswirthscbaftlichcn  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Forsten, 
Bcr2:werke.  Ei?^-  idiahiieii,  Postf^n  un!*  r>tehcri.  In  der  Zeit  des  an<  ien  regime  war  es 
bei  uns  wie  in  anderen  Litudern  ein  vurbioituter  UebeUtaud,  dass  der  Monarch 
8  dl  bat  das  finanzielle  Anireieangsncht  wiUktthrlich  zn  allen  möglichen  Austoben  den 
Kaasen  gcgenül-  r  tn-  ilit  '. 

Die  ünauzwirthschaftiichca  VoUzugsbehördcn  stehen  ebenfalls  thcils  iiu  Kessort 
der  F1nanzrerwaltoo(p ,  theils  anderer  Venraltungszweigc  (Ministerien).  Zu  entereu 
gehören  gewöhnlich  die  Einnahmeämter  für  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  nament- 
lich für  die  St^^nern,  dann  die  Ausgabeämt'r  für  gewiss«*  allgemeine  Ausgabe- 
zweige  (etwa  Pensionswesen,  bcsümmte  Dotationen,  Staatsschuld}.  finanzwirthscUaft- 
licbo  VeUzogabehOrden  anderer  Ressorta  sind  romemlich  Ansgabeämter  fttr  die  Be- 
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wttiititciiigQug  dia  VorvaitungsaiiKgabea  dieses  lioitöoit»,  fcrucr  auch  Auuitor 
flkr  den  Eimuliiiiedieiiat  tolcber  £Ttragsqaell«ii,  welche  dem  betreff'enden  Ressort  unter' 

stellt  sind,  z.  B.  bei  der  Debcrtraguiijr  des  Doniäiicti-  und  Foistwo^^ens  an  ila>  land- 
wirtbscliaftiiche  Ministerium,  oder  für  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  welche  sich, 
wie  die  sogen.  .. (j ebüh ren oder  gebübrcuartigcn,  an  die  Ausübangf  der  Vcrwal- 
tongi^tliäH^'^ki  it  oine.s  K'^ssorts  anknüpfen. 

lUe  hierbcrgLlii'irii^i.'n  f]?ianzwirthsc!iaftlirhon  Vollziitrshchördcn  haben  daher  die 
mit  der  Auafuhruug  des  Amis  veriiimpften  Kasscngeschäfto  und  die  mit  die^eu 
UDioittelbar  rerbrnidenen  Beeil nnngsgeschifte  aof  Grand  der  durch  GesetM  and 
Vcroriliiungou  festgestellten  Normen  zu  besorgen.  Sic  sind  demnach  Kassenümter 
oder  Kassen  bohr» rd eil  und  führen  crcwrthnlicli  dioseii  tcclinischcn  Namen  od' r 
kurzweg  den  der  Kasse"",  wo  dann  wohl  dnrdi  lliu/,ufaj5UJig  eines  Beiworts  Ivnug, 
Aufgabe  und  Zweck  der  Kasse  näher  bczoi<  hnct  wird  {-£.  B.  (icneral-Staatf^kasse« 
i^taats-Hauptkasse,  Prorincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministenal-,  Kriegs-,  Staatsschuldcii», 
Steuer-,  Zoll-.  Domftnen-.  For*i(kassc  n.  v.  a.  m.\ 

Die  bezüglichen  tiuanzwiitbschaftlicben  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Letzteres 
trennt  sich,  zrnnal  in  grösseren  öffentlichen  Haushalten,  theilweise 
vom  Kassenwesen  und  dem  damit  nnmittelbar  verbondenen  Reehnangs- 
wesen  nnd  wird  dann  als  „Staatabuchbaltangswesen'' 
(Staatsbnchbalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanz- 
Verwaltung.  Diese  Staatsbncbbaltung  dient  dem  Zweek,  lieber- 
sieht  Uber  die  Bewegung  und  den  Stand  der  Kassen  nnd  weiter 
über  die  Lage  des  öffentlichen  Haushalts  und  seiuei  einzelueu 
Zweige  zu  gewinnen  und  l'urtdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahlungs-,  Kassen-  nnd  Heelinungswcsen  schliesst 
sich  das  Controlwesen  an,  das  verschiedene  Aulgaben  hat  und 
danach  in  verschiedene  Arten  zerfilllt:  die  eigentliche 
Kecbuungs-  oder  Kasten c on tro le  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Vcrwaltungs controlc  und  die 
politische  oder  sog.  Staatscontrole  („verfassangsmässige" 
Stein 's). 

Der  ersten  unterliegt  alles  Kassen-  und  das  damit  verbundene  Kechnungswesen 
hinsichtlich  seiner  ordnuiigsuiässigcn  rechnerischen  und  den  Anweisungen  entsprechen- 
den Durchfuhruu;j:  Seitens  des  Kassen-  und  Kechuungspersonals.  welche:»  dcmgemä&s 
controliit  wird.  Die  Vi-rwaltnngscontrole  soll  die  Burgsrhart  dafar  liefom,  dass  die 
mit  dem  Ke'  lit  dn  fuiau/'.iijllt.'n  Anwcisnnir  vr'rsnbcn<'ii  Beh^rdiMi  stronfr  '-'"csr-t/nTässig, 
>)ez.  nach  den  Beätimmuugca  uud  innerhalb  der  (ireuzen  des  Etats  von  dicücm  Ikcbto 
(jebnnrh  gemacht  haben,  besonders  in  Bezog  auf  die  Ausgaben,  welche  die  Kassen 
\  ur/unclinnjti  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeordueten  liaushalt  der  absoluten 
Monarchie  bereits  eine  «rrosse  Bedeutung  und  wird  hier  für  tHc  obersten  Vcrwaltu^g^- 
t  huis  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  i'otitrolu  dem  Staat>obcrhaupt  gugonubcr. 
Yen  einer  solchen  besfonderen  politischen  CSontrole,  welche  sich  mit  der  administrativeii 
'Miü:  und  im  letzten  Eirdzweck  kaum  mehr  unt-TM  li.  i.lhar  verbindet,  kmn  man  daun 
vorocnilich  im  modernun  Staate  mit  Keprasentativveriassung  sprechen,  liier  wendet 
sich  die  Controle  gegen  die  fttr  die  Ausobung  des  finanziellen  Anwcisungsrechb,  wie 
dem  Staatsoberhaupt  tMonarchen^  so  der  Volksrcrtretung  verantwortliclicu  oberstuu 
Kegierungsorgarif  MinisterV  Es  soll  dadnr<  h  festgestellt  word-  n.  i.b  und  wie  wtüt 
die  ganze  Finanzwirthschaft  und  iusbesoudero  die  Ausführung  de^  Staat^ihaushaltü 
Streng  gesetz>  und  bc2.  etatmSssig  erfolgt  ist  tind  ob  keine  eigcnn&chtigon,  von 
(ieseie  nnd  Etat  »bireichenden  Acte  der  Kegiening  stattgefunden  haben.  Im  letzteren 
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Fall  moas  die  Regierung  Entlastung  und  nachträgliche  (iuthcisäuug  von  der  Volksver- 
tretODg  wegen  gesetz-  und  etatwidriger  Fuhrung  des  Staat^haushaltä  einholen  und  er- 
htlteo  (Fnjrc  iJ-  r  M i  ii  is te rveran t  wo rt Hchkci  t  in  finanziellen  Anpcle-ren- 
heiteu  und  der  Erlangung  der  ludcmuit&tsorthcilung).  Uio  administrative  uud 
die  politische  Gontrole,  welche  demgemSss  iD  unseren  Staaten  nanmehr  vielfach  ia 
-  iiKirnl  r  üli'Tgehen,  pflegen  dun  Ii  bo^oll(lorc  selbstäntlii^i-.  auch  dm  ^Tinistcrien  gegen- 
über unabhängige  oberste  Coutreibehörden  —  oberäier  liccbnaogshof ,  Ober- 
recheukauitner  —  ausgeübt  zu  werden. 

§.  81.  Auf  Grund  der  Kechnungsergcbnisse  der  Kussenämter 
wird  dann  der  Kcehnungsabschluss  des  Staatshaushalts,  das 
Ist''  neben  dem  ,.8 oll  '  des  Etats,  festgestellt  uud  dieses  End- 
resultat der  ünanzitHon  Gebahning  wiedernm  dem  Staatsoberhaupt 
und  der  Volksvertretung  zur  nachträgliehen  Genehmigung  derjenigen 
Abweiehungen  vom  Etat,  für  welche  die  Finanzverwaltnng  und 
die  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlich  sind,  vor- 
gelegt. Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiederum  mit  einem 
besonderen,  den  Reehnnngsabschlnss  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Afaflchlass  zieht  bich  unvi  iineidlieh  I&ngoro  Zeit  nach  Ablauf  der  Im- 
tretlenden  Finanzperiode  (Jahr)  hin.  d:i  <Vu-  « tat  miiss  igen  Einnahmen  f;n  I  Aiistr;i1)cri 
einer  solchen  Periodo  überhaupt  nicht  alle  genau  innerhalb  des  „lauluudeu"  Jahres 
zo  bewerkstelligen  sind,  sondern  sieh  vielfach  ganz  unabhftngig  vom  WiUen  der  Finanz- 

Verwaltung  in  das  oder  die  folgenden  Jahre  als  Einnabmc-kückstÄnde  nnd  Ausgabe- 
Rci>te  hini^iehcu ,  so  sind  auch  frc-^etzlichc  Bestimmungen  darüber  nothwcndifr.  wif  es 
in  solchen  Fällen  gehaltou  werden  soll,  ob  und  wie  weit  namentlich  Ausgaben  {£.  TL 
auch  Einnahmen)  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufenen  Periode  znr  Vornahme 
(H./.  Erhehnnf:)  gelangen  dürfen,  welchem  Jnliro  sie  zuzurechnen  sind  ii.  >.  w  :  die 
Tragen  der  I inanz-aduinistratircu  Trennung  der  rerscbiedeucn  „Jab- 
tesdienste'*,  der  Einrichtung  der  Verrechnung  dafür  n.  s.  w. 

i*.  82.  Jede  Finau>i\virthscluift  eines  gesebiclitlich  iibcrküiiimenen 
ölieutlichen  Kuipers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzpei  iode  mit  eiueni 
mehr  (hIoi-  weniger  erheblichen  Bestände  von  öffentlichem  (Staats-, 
ComuiUiial  )Vermügen  an,  das  theils  Finanzzweeken  („Finanz- 
vermögen''), theils  VerwaltoDgszwecken  („ V er wal tun gs ver- 
mögendient  (G.  §.  25). 

Ersteren  Falb»  gehOrt  es  gewöhnlich  zum  Kessort  der  Fiuanzverwaltung  iFinan/.- 
iniiiisteriunO.  auch  wohl  eines  der  volkswirthschaftlichen  Minister ioii  (landwirthsrlKift- 
lichcs,  Bauten-,  Verkehrs-Miuistcrium),  letzteren  Falls  zu.  den  Kessorts  der  einzelnen 
grossen  Dienstzwoigo  (OebSudo,  Mobiliar-Inrcntare,  mtlit&rischo  und  maritimo  An- 
stalt» n  und  F'inri'  httingen ,  Kunst-  und  wissenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.i.  In 
jeder  Etatsperiode  gehen  von  diesem  Vermögen  wenigstens  einzelne,  oft  leclit  büdeu- 
tcodc  Tnrändcrungen ,  Verminderung  durch  üe-  und  Verbrauch  (Militärverwaltung), 
dorrh  Unf&Ite,  Vermehrnngeu  durch  betrelfende  etatmüssige  Ausgaben  vor  sich. 

Aach  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  dfTentliohen  Han8- 
halts,  dass  Uber  diese  Ab-  und  Zugänge  nnd  demnach  über  die 

Bestände  Kneb-  und  Keehnung  —  theils  in  Geld,  theils  und 
voriicHiiich  in  natura  -  gclnbit  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
auf  dem  Lautenden  erhalten  werden  ( in ventarisirung  des  Staats- 
vermögcus;.    Die  Controle  in  den  erwähnten  drei  Formen  bat 
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sich  auch  auf  diese  „Activbeständc*,  wie  anderseits  das  Rcchnungg- 
und  Conti oiwesen  auf  die  Passiva  der  Verwaltungs-Dienstzweige, 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsscbuldenwesen  za 
erstrecken. 

Auch  iti  den  Haushalte»  der  Sclbstverwaltnirprslc^^rpcr  vcrlan-f  iic  for- 
melle Orduuug  der  KinaiizwirtUschaft  im  Priacip  dieselben  Kinnclitaogeu ,  rie  im 
Staateliaiisfaftito.  Die  geringere  Änsdehonng  der  betreflenden  Hausbalte  gestattet  nnr 
in  der  Kegel  eine  Vereinfachuug,  i.  B.  im  Finanzbchördcnwesou.  Mehrfach  können 
und  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengeschäfte  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  für  Selbst- 
vcrwaltungükörifer  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisser  Stcuoru  (wie  aQden>oitä 
aoch  nmgokelirt,  indem  etwa  die  Einziefaun^f  von  Staatssteuern  mit  durch  Organe  der 
Commune  gcschif^lif\  Unfcrscliiedc  in  den  bezugli'  lien  Einrichtungen  der  Staats-  und 
dei  Selbstverwaltungshaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  yen>chicdenhciten  dea 
OATeiitlichen  Kcchtü,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlvesen  (admlDistratirc 
und  pirfitischo  Gon(role).  Aber  in  gross«  a  S<  Ibstrcrwaltungs-Hansbalten,  so  der  mo- 
denK»»  Grossstädte,  in  cntwi»  kclten  ProvinciaI-HaTishalt<ni.  luQsson  sich  diese  Einrich- 
tungen aus  linunztcclmischeu  und  öU'cntlicU-rechtlicheu  OrUnden  duigenigeu  des  Staat^- 
hanshalts  melir  und  mehr  nShero,  wie  dies  auch  thatsichlich  geachehon  ist  KaDcbea 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Ur>raiiisatioii  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maasse 
der  den  betreffenden  Körpern  gewährten  tiuamüelleu  Autonomie,  so  boäondc»  bei  den 
Selbstverwaltungskörpcrn  liöhcrer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  m 
bebandeln : 

I.  Der  Finanzdienst  im  AUgemeineu  und  das  Finanz- 

bchördcn  wcsen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlnngs-,  Kassen-  und  Reebnungswesen. 

IV.  Das  Gontr oiwesen. 

V.  Der  BeebnangsabscbUss,  die  Einriehtang  der 
Jahresdienste  nnd  die  Inventarisirung  des  dffentliehen 
Vermögens. 


1.  Absebnitt. 

Der  Finanzdlenst  Im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behl^rdenwesen. 

1.  Gescbichtliebe  Entwicklung. 

Die  OigaiiiMtlon  des  heutigen  Finauzdiensts  und  die  heute  Übliche  Zusammen- 
fassung der  obersten  Finanzrerwaltung  im  Finanzmiiiistnium  in  den  modcnx  n  Staaten 
ist  das  ErifcbiiisH  einer  langon  sresi  hiohtlichcn  Entwirkhmg.  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dem  Continent,  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  ver- 
schieden und  doch  in  den  Gmndzttgcn  gleicbmSssig  voUaegeu  hat.  Diesu  Entwicklung 
^I^•llt  in  engstem  Zus;immenhang  mit  d  rjciii^on  d  i  i:rs;imintcn  dfl-  nUichen  Verwal- 
tung und  mit  dcrjenii^cn  der  Öllciitliclicn  Kinnahmewiriiischaft  und  läsöt  &ich  auch  in 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  VAfttcbcn.  So- 
weit die  Geschichte  des  Finauzdiensts  und  seines  BehördeiiweseiiS  ciu  Tlicil  der  aU- 
iromeincn  Ycnraltnngsgcschicbte  und  damit  wieder  ein  'i'hcil  der  ganzen  EutwicUungs- 
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XC»cliicIite  da  modcrncti  Staabi  ist,  kann  hier  darauf  nicht  näher  (^iii^c!^aii|^cn  «erden. 
£8  ist  dafter  auf  die  Werke  aber  Suiats-  und  Kechtsgeächiclito ,  Uber  die  üpeciolie 
Verwaltung^geschichte  einzelner  wichtiger  Dlnder  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  be- 
goQDeocs  Gebiet  —  Ober  Yerwraltongslehre  und  Vcrwaltuugsrecbt  zu  vern^eiscn.  Der 
Znttmmenhang  der  Sntwicklangsgeschichte  des  FinanzbehOrdenwcscns  ebenso  wie  der 
u'-  L'cfiw  ärtitrcri  fjLNtaliinij^  des  lot/teren  mit  der  (iestaltuiii^  der  Einuahinewirthsohaft 
vird  in  der  Lehre  von  den  flfi'eotiicbcD,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  mehrfacli 
behandelt  Verden.  An  dieser  Stelle  vmm  die  HenrorhelKing  einiger  allgcmoinen  Ifc 
aente  gcnogen ,  welche  für  die  geschichtliche  Eiktwicklimg  und  heutige  Einrichtung 
jeacs  Üiensts  wirlitic;  waren.  Daran  reiben  sich  einisre,  mehr  nur  als  Beispiel»! 
dienende  Ausführungen  zur  Geschichte  des  Finaiizdiensts  einzelner  Länder  an,  wobei 
vir  nns  aber  Äir  Mittelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhiltalase  beschenken 
\§.  S(» — 91).  Alles  Speciellere  «hiiilbtir  gehört  in  die  oigontliclif  Finanzjfeschichte, 
welc  he  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.  Die  wissensrhaftliche  Be- 
arbeitung der  Geschichte  des  Finanzdienstü  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich«  noch 
ni^elch  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Steaerfeschiohte.  Quellen-  o.  litcnr.  Nachvelac 
«.  unten  in  den  §§.  S6  II'. 

§.83.  —  A.  A eitere  Zeiten.  Von  „Verwaltung^*  im 
modemeD  SioDe  kann  in  den  Reichen,  Staaten  und  Territorien 
w&hrend  des  ganzen  Mittelalters  und  Tielfach  darüber  noch  hinaofl 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafür  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.  Eine 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  KOnig  oder  Fürsten  fand 
vollen tis  nur  in  j^eriugeni  Maasse  statt.  Bei  der  vorhcrrschendeu 
Natural vvirthschatt,  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
vomemlich  auf  Doinjlneo,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirth- 
schaftet  wurden,  und  fUr  den  Hof  und  fdr  dessen  Beamte  nnniittel- 
bar  die  Erträge  in  natura  ablietern  mussten,  bei  dem  ilhnlicbeu 
System  von  Katuralleistungen  der  Hintersassen  (fiscalini)  nnd 
Untertbanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  ZQ  trennenden  fürst- 
lichen- Hot-  und  i^ffentUeben  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  „Staats"  weder 
nOthig  noch  mö^ich. 

Der  Schverponct  der  FiDanzwirthschaft  lag  in  der  örtlichen  Naturalgevinnnng 

der  Domüncnerträge  inid  der  örtlich -  n  Erhebung  der  GefTUIo  durch  Administratoren 
und  Beamte,  welche  zugleich  andere  Autgaben,  militärische,  polizeiliche,  Fogtcilicho. 
allgemeine  administrative,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sie  waien 
sclh>t  iiif  Nattiralgchalto  aus  dic^<'ii  Kiiinalimen  gesetzt  and  hatten  die  Ucli'  rsi-Iiiisae 
abzuliefern.  Achnlich -s  galt  von  der  Erhebung  der  w  enigen  steuerartigen  Einnahmen 
der  älteren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Regalien,  der  üteuerartigen  t^im  Uuteri»chied 
ftm  den  grondherrlichen)  Gruodabgaben  und  sonstigen  dirccten  Stenern  (noch  der 
n «  I.  n,  soweit  diese  nicht  von  (irundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
tiit  und  von  ihnen  gleich  im  Ganzen  abjreführt  wenlfn).  während  nur  etwa  für  di»» 
an  bestimmten  Stellen  zu  erhebenden  Zölle  eigene  b'nterbcamten  schon  Irilh  sich 
finden  Zöllner).  Vom  Centram ,  rom  König  und  Forsten  aus  fehlte  zvar  nicht  jede 
Controle  (wcl'-Iie  /.  11  srlion  die  cavoliniriscben  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
f^leich  manche  Einkunlte  selbst  einziehen  und  verrechnen  mussten),  aber  dieselbe  i^t 
Uer  80  venig  vie  auf  anderen  Gebieten  der  OffhBtKchen  Verwaitang  eine  feste  £iQ> 
richtung  und  nicht  genügend  wirksam.  Unter  den  den  Bath  und  die  Verw.iltung8> 
eigane  des  Forsten  büdendcu  höchsten  Beamten  am  llof  befinden  sich  besondere 
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Böftmte  („Kfimmerec*'  o.  s.  f.)  fttr  die  Avfiicht  aber  die  EinlUofte  und  deu  Schatz, 

die  Besorgung  der  Ausgaben  uiul  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  and 
Rei'hnungfS^esrhSft*^  meist  eist  siiiiter.  Früher  gehören  die  bezUglirhcn  riinr(ionf*n 
mit  zu  denen  dos  ubcrsten  Verwaituugäbcamten  (des  ««Kanzler»''  oder  welchen  Titel 
er  fuhren  ino<  hte),  gh  ich  allen  anderen  Yenraltungsgescliftfton.  Er  Follftthrt  sie  dorcli 
ünterbeamte,  Schreibor  n.  dgl.:  die  enten  Keime  eines  speciellen  Finaiudicnstes  an 
der  Centralstelle. 

§.  84.  —  B.  Späteres  Mittelalter.  Uebergangszeit. 
In  diesen  VerbältDissen  gehen  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters,  namentlich  gegen  dessen  Schlnss  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Princlp  ähnlich  in  sonst  sehr  verschiedenen  eiuopäiachen 
Staaten  nnd  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.  Diese  VerSndernn^en  sind  das  Product  bekannter 
ulJ «gemeiner  Umgcstaltuugen  im  wirthschal'tlichen  nnd  politischen 
Leben.  Die  iilVentlichen  Iktiiiiliiisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  üblichen  mehr  ceutralistisch  nnd 
gleichmässiger  im  ganzen  IStaatsgebiet  ausgeführt.  Der  vernichrte 
Finanzbedart'  mass  bei  der  wachsenden  ünzureichendheit  der 
älteren,  ohnehin  vieli'ach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen ,  Hegaiien)  mehr  steuerwirtbschaftlich 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  älteren  Naturalwirtbschaft  in  der 
Volkswirthschaft  nnd  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirtbsehaft 
mehr  znm  Darchbrnch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld- 
bedarf, so  vor  Allem  mit  der  Aendernng  der  Wehrverfassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppen,  vollends  mit  den  stehenden 
Heeren  iseit  dem  17.  Jahihmidert;  die  Einnahaieu.  die  Leistungen, 
Abgraben,  Steuern  müssen  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Stener- 
wirtlischalt  führt  dircct  und  indircct  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „Stände"  an  der  IJegeluiig  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt.  Deu 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  £tat-, 
Kassen-  nnd  Rechnungswesens,  wenn  aneh  noch  nicht  nothwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
landständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  flbliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  flir  die  Ausbildung  des  Finanz- 
behördenwesens  und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
ICintluss  gewesen.  Alle  die  j^euaiiiiten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  v(m  der  sonstip^en 
öffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigeneu  Fiuanzdienstet^  hin. 
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Mit  zuerst  und  bereits  zieioUch  ifttioBell  in  den  Städten,  wo  die  vrirtlischaft- 
liohen  and  finanziell«. ii  Verhältnisse  das  besonders  begUustigen  ((ieldwirtlischaft,  Steuer- 
wirthscbaft,  mehr  und  früher  it^^iTentUche",  „gemcinwinlisch&ftliche"  Thäti^kcit,  §.  S8); 
dann  anch  in  den  Territorien  und  Stnateo  (§.  S9  ff.)-  Die  modome  finnnzirlrtliscli&flt' 
liehe  Ceutralisation  felilt  hier  freilich  aoch  später,  im  17.  und  IS.  Jnlirhuudcrt  in  der 
Staatenw  ^lt  il .,aiirion  regime"  grossenth 'Iis  noch.  Dio  ..tirit  alische  Ku!«.8cueinheit", 
auch  nur  iui  Ktat-  und  i{echuuitgäwt«>ea,  war  noch  nicht  erreicht.  Die  Hof-  und 
StMlsfimuizen  werden  erst  aliinUig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
Revolution  nnrh  soltfMi  ansrcichcnrl  e^oschiedcn.  A'i -r  :tti  der  rLMitralstoUe ,  lieim 
Forsten,  sind  doch  schon  besondere  höcliste  Beamte,  mit  uiiiem  besondcrcu  Amti- 
und  fieamtenapparat.  specicU  mit  dem  Fintttzdienst,  ntmeiitUdi  mit  dor  Verwalcung 
der  bauptsäi blieben  Einnahmen,  betraut.  Gentraikassen,  wonn  «Qcli  nocli  mehrere 
uebene!nnn<l  'r.  nuf  welche  einzelne  In  soiidLrc  Au5u;aLon  angewiesen  sind,  werden  von 
hier  aus  Tcrwaltct  und  empfangen  baar  oder  durch  Verreclmung  aus  Ton  ihnen  ab- 
hängenden Prorinciai'  und  Localktusen  deren  UebeisdiQase  (nach  Abzug  nament- 
lich der  unmittelbar  aiis  l  tztcrrn  Kassen  zu  deckenden  Ertra;;s«ri  winiiung^s-  und  Er- 
liebungskostcu'.  Das  wird  allmälig,  besonders  im  17.  und  Ib.  Jahrhundert  nach  dem 
Siege  der  monarchischen  Gewalt  über  die  Slt&iide.  soweit  durchicreführt.  als  es  das 
Festhalten  an  einer  gLwi>.-.<-n  Selbständigkeit  der  vnter  £iner  Staatsgewalt  (Kurst)  ver- 
einigten Pmuii/en  luiil  Länder  in  der  ^?Maminteii  Vorwaitnn!::  im  Zeitalter  des  alten 
Staatensystems  vor  der  franzoniachen  i<e?oiutionspcriode  ^„Provinciah»yötem"j  überhaupt 
gestattet  und  als  es  mit  dem  gcschichtUcli  aberkommenen  System  von  «^weckkanen** 
(Einnahmen  und  Ausgaben  gt-tn  nnt  für  einzelne  Zwecke)  vercinliar  i^t,  ein  System, 
welche?«  mit  der  Finanz-,  Steuer-  und  Landcsverfassung  einmal  eug  ziisanimeahing  und 
über  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  völlig  hinweg- 
setzen konnte  oder  wollte. 

Mit  der  I  nijiestaltnnjc  des  Aemterwcscns  und  des  Bcamtenthums,  der  EiabOrge- 
ruog  rou  (icidgchaltcu  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dauu 
aQ(£  im  Lande  selbst  die  wirthschaftlich-finanziello  Behandlung  tmd  Terwaltnng  der 
tltercn  Ertragsquellen  des  öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniums  und  der  Kegalien 
<MDP  andere:  der  ..camcralistisch-fiscalisrhe'*  Standpunct  «rewinnt  die  HerrHchaft,  be- 
sooderen  technischen  Spccialbcamtca  wird  die  Verwaltung  übertragen,  Be- 
amten, die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Yerwaltangsanl^ben  auszu- 
führen haben  Die  reifehnibsig:  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
(ieldateuersy^tem  und  die  Entwicklung  besonderer  Steuerarten  (indirecte  Steuern)  fuhrt 
anch,  ihcib  schon  für  den  Yeranlagongs-  und  Erhebungsdionst,  theils,  wo  dieser  noch 
anderen  Verwaltungsorganen  oder  Communalorgancn  verbleibt  oder  neu  übertragen 
wird,  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen,  filr  da«?  Vcrrechnnng;«- 
wescn  und  fur  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
hörden (wie  in  Deutuchtand  die  „Ren  Im  ei  st  er"  und  „Bentftmter**).  Das  17.  und 
IS.  Jahrhundert  ^iii<l  bei  iin.s  in  Deutschland  wie  in  anderen  cTirop-liscIien  Staaten 
bereits  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finauzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  l'ro- 
Tincial-  und  Central- FlnanzbohOrden-,  Kassen-  und  Recbnnngswesen  nach  bestimmten 
theoretischen  Kci2,eln  und  practischen  Grundsätzen  „ratiuncü"  zu  gestalten  (Freussen. 
< »estcrrcieh.  Franlcreieli  im  IS.  Jahrhundert,  v.  Seckendorff,  v.  Justi).  So  bereitet 
sich  die  moderne  Organisation  des  Fiaanzdienstes  und  des  üuauziellen  Behörden«, 
£tat>,  Kascjon-  und  Rechnungswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielläich  schon  tech- 
nisch ganz  <:ufen  Einrichtungen  am  Schiuss  des  ancicn  regime  trugen  hier,  wie  auf 
anderen  Verwaltungsgebieten,  nur  noch  die  Spuren  der  älteren  volkswirthschaftlichcn 
und  öÜenllich-rechilichen  Verhältnisse  an  sich,  uuter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
sich  entwickelt  hatte.  Der  Hauptübelstand  lag  in  Mängeln  des  OffeiVtlichcn  Keeht>, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  irenügend  verbürgter  Trennung  der  licd- 
und  Staatsüuauzun  und  in  dem  vom  absoluteu  Fücsteu  ausgeübten  Anweisuugsrecht 
gegenoUer  den  dfTentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  ron  dem  tttchtige  Regenten  wohl  nur 
überwiegend  zu  ulleiitlichi  n  Zwecken  und  /.um  Nutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
was  aber  selbst  hici-  fur  die  Ordnung  der  l  inanzcn  Gefahren  harg  und  das  von  un- 
tUcliügen  liegcnteu  immer  wieder  zu  persüulicheu  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
nad  wurde.  Damit  war  keine  dauernde  Ordnung  des  Staatehaushalts  rereinbar. 
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§.  85.  —  C.  Neueste  Zeit  der  verfassangsmässigon 
Finanzverwaltiiiig.  Entwickinngen  im  öffentlichen  Recht 
waren  es  denn  anch  yornenilicb,  welche  die  hanptsSeblichen  neuesten 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finanz- 
wesens und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben,  —  in  England 
dank  der  schon  früher  erreichten  Consolidation  seiner  Verlaösuiig{>- 
verhältiiisse  zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Kevolution,  auf  dena 
Coiitincnte  luiropas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Gefolge  der  iranzösiscbeu  Kevolution. 

Die  vollstSiirlifTo.  dauernde  und  mit  genügenden  Cautelen  verbürgte  Trenunnjf 
der  Hof-  und  Staatslinaazcu ,  dio  erat  so  erreichte  völlige  Selbständigkeit  des  Finanz- 
dieusts  als  eines  (ilicds  des  grossen  Organismus  der  modernen  Olfcntlichcn  Verwaltung, 
dio  tocLniäclt  vollendete  Ausbildung  des  Etat-  und  Controlwoseos  sind  allgemeine  £r- 
run  fron  sc  haften  dieser  Periode,  iii*  hl  nur  in  den  Staaten  mit  so^cn.  IJoifta-MMnativ- 
verfassung«  i>oudcru  auch,  wenngleich  immer  uoch  weniger  gesichert,  in  den  sogcu. 
ftbsolat-ifionarchiscbcn  Steatcn  (PrcusBon,  Oesterreich  vor  184S,  KossUnd).  Uobonll 
bricht  sich  ferner  gegentlber  der  früheren  provinciellen  Zersplitterung,  dem  Ueber- 
rest  diT  älteren  gcschichilichen  Verhältnisse,  der  (ledanke  der  Staatsein  h'3ii  jetzt 
iiahn  uiul  löst  sich  der  Staatsbegritl'  vuu  der  putrimonialen  Auffassung  lu:>.  Das  hat 
aacli  für  das  Finnn/.rescn  uud  spcciell  für  die  Organisation  des  Finauzdiensts,  fttr  das. 
Finanzbehörden-  und  das  Etatweson  grosse  ncdeutmig:  Einheit,  Eiuheitliolikeit.  prn<serc 
Gleichuiässigkeit  iui  Staatähaushaltc,  Ueutralisation  der  Eiouahueu,  üscaüüchc  Kassen- 
etoheit,  Oonceiitradoit  der  Loituufc  des  Pinanzdiensts  in  Einer  obefsteu  GeolralstcUe, 
dem  nunmehrigen  „Finanzministeritim",  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  erkllt 
auch  in  den  Staatcii  ohur  ^'nlksve^tretung  als  er»te  leitende  Verwaltungsinstanz  iti 
allen  Finan/saeheii  eine  bcvurzugte  Stellung  beim  Entwurf  dos  Ktats,  bei  der  Bewilli- 
gaag  holii  reu  Aufwands  in  demselben  fttr  die  anderen  Vervaltungszwcige  und  ist  das 
entscheidende  Vern  .ilttiitgäorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  fOr  die  (iostaltonf  und 
Fortbildung  der  KiüiKihmewirtbschaft. 

Zum  Abscbluss  kommt  diese  Entwieklong  dareb  die  modernen 
„Verfassnngen"  in  den  Staaten  mit  Volks  Vertretung.  Hier 
erlangen  die  „Stände *%  „  Kammern „ Parlamente das  politiseh 
besonders  vriobtige  Reebt  einer  entscbeidenden  Mitwirkung  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz- ,  besonders  der  Steuer- 
gesetzgebung. Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlUnglich  verbürgte 
„  verlassun  ^s  niiissigc  Fin  an /.Verwaltung",  nanientlieh  eine 
Finanzcontrolü  in  Betreff  der  Prdfun^  und  der  Innehaltung  des 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controhve&cu  (die  administrative  uud 
politifehc  Controle  §.  80)  werden  Ilauj)tangele;;cnheitcn  dos  ver- 
fassungsmässigen Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung, 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  zusammengefasste  Finanz- 
Verwaltung  werden  ftlr  die  Führung  des  Staatshausbalts  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt»  verantwortlieh. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eine 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  teehnisch  zweekmi&ssige 
Einriehtung  des  Finanzdiensts,  des  FinanzbehOrdenwesenS|  des 
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Zahlungs  ,  Cassen-,  Recbuuugs-  und  Conlrohvesens.  80  wird  die 
iornielle  Ordnung  des  Staatshaushalts  erst  in  der  gegenwUrtigen 
Epoche  der  ,,yerfas8tiDgsmä8sigen  Finanzwirthscbaft^^  mit  den  noth- 
wendigen  öffentlich -recbtUohen  Garantieen  umgeben. 

iJ.  Zur  Geschichte  des  Finanzdienßtes  einzelner  Staaten. 

§.  —  I.  Allortlnim.  (iriechcnl.mJ.  Was  man  heute  über  dl«  alt- 
griechische  Finaazrenraltung,  uatncntlich  die  athenische  weias^  ial  weui((,  8po> 
radisch,  im  Einzelnen  nnsicber  and  die  hli>tor1sctio  EotiricUiing  dieser  Dinge  entzlelit 
sU'h  vnllnnds'  LTOsseDthoils  der  Kciititniss.  Dt-nnoch  g:i'niifft  das  nc-kannto,  um  sich 
eiu  ungcfuhreiä  Bild  7on  der  Eiorichtuag  des  tioaazdiciuiUi  zu  machen.  Man  sieht. 
daes  hier,  besonders  in  Athen  vihrrad  seiner  Blttthexeit  eine  finanztechnisch  und 
staatsrechllich  hoch  nnsgebtldete  KiuaDzrerwahung  bestand,  welclie  iti  ihren  typisclien 
firand/.ügen  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  —  eranz  naturir.  m.lss,  da  .s  sirh 
hier  um  feste  logische  oder  naturliche  Kategorieea  von  Dingen  han<icit,  w<-lchc  nur 
jn  iosseren  Formponctea  dem  gesebichtlicben  Wechsel  ontcriiefen.  S.  das  Boch  2 
von  BAckh's  St-'iatshaush.  d.  Atbon.T,  I.  Dor  Rith  d<'r  '.(»()  fuliito  di.-  rinaiizver- 
waltuQg.  Unter  ihm  fangirteu  Uchördcn  uud  Beamte  getrennt  t'Ur  die  drei  Haupt- 
«fienste,  die  Erbebnog  der  Einnahmen,  das  Kassenaresen  mit  der  Besorgung  eines 
Theils  der  Ausgaben  (so  durch  die  atben.  Apodccten,  die  die  empfangenen  (iclder  als 
oberste  Kasseninstanz  an  Specialkassen  abführten),  und  für  das  kechnungs-  und  Control- 
wescn  (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Kechcnschaltalegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
OeflendiGhkeil).  Zahlreiche  Pinansbeamlen-Kategoriea  harnen  in  diesen  drei  Dienst- 
•/w.'isren  vor.  Ein  fi'irmliches  Etatwesen  in  Form  ?on  Voranschlägen  Uber 
Einuabmen  und  Ausgaben,  als  (inindiage  fUr  den  Kinanzdienst  und  für  die  Ver- 
antwortlichkeit der  leitenden  FfnanzrerwaltnngsliehOrden  fehlte.  Ein  solcher  Ueber- 
schlag  wnrde  „sch«<  rlirh  in  irgend  einem  hellenisohen  Staate  rogelmflasig  vnd  im 
Voraus  angeferii?t.-'  Hin  k  Ii  I.  2'^(). 

Bom.  Trotz  mannigfacher  Lücken  rei«  ht  das  Material  Uber  die  Kioanzrorwal- 
tong  Roms  ans,  steh  ein  demUch  genaues  Bild  daron  zu  machen  ond  die  havptsftch- 
Ii*  hen  Veränderungen,  welehe  die  Erhebung  der  Stadt  znui  \\  eltreii  h  und  der  f'  ;ber- 
gang  ?on  der  rcpQbli<^aQi8cben  zur  monarchischen  Ucgierung  mit  sich  brachten,  ge- 
schichtlich zn  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  ron  Th.  Mommscn,  Ii.  ^lar- 
«(uardt.  0.  Hirschfeld,  Lange  n.  m.  a.  haben  anter  Mitbenutzung  des  insehrift- 
licht-n  ^laterials  Vieles  auch  im  Detail  fej»tzastelicn  vermocht.  S.  bes.  Marqtinr  If, 
röm.  StaatsFerwalt.  II  (ISTti)  S.  76,  144.  lÜU,  286  Ii.  —  306.  Mommscn,  löm. 
Sfaatorecht  (t.  Avil.)  II.  1.  Abth.  (1874),  S.  510>-588  (Quistor),  U,  2.  Abth.  8.  938— 
Mö'.\  iStaatf^kasscni  und  manches  Andere  passirn.  T..  nnuchard,  sur  ladministration 
des  tioances  de  i  cmpire  romain  dans  les  derniers  temps  de  son  existence,  Paris  (ohne 
Jabresiabl.  um  ]s76),  bei.  ch.  1,  11—13.  Eine  knrze  öebersicht  auch  nur  des  Wich- 
ligenn  lässt  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Einxelheiten  nicht  wohl 
geben.    Nur  einige  Puncte  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  urspruaglichen  seit  Begründung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
sehr  alten  Functionen  der  Qnaestores  nrbani  geborte  die  Kassenrerwaltung 
Mnmm>An,  II,  1,  51(1  tr.\  Sie  hatten  die  Aufsicht  nbcr  d  1  1  rarium,  den 
Staatsschatz  und  die  Staatskasse  und  Uber  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
Kassenbücher,  später  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltcrn. 
„Als  Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  Qnlatoren  rerbnnden,  die  für  den 
Staats^rhatz  bestimmten  Zahhiiisren  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  anjrf^- 
wiesenca  zu  leisten"  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Em- 
nahmen  in  diese  Kasse,  sondern  in  Specialkassen,  „die  rechtlich  Theile  des  aerarinm, 
aber  thabäcblich  davon  getrennt"  waren,  Kassen.  (!•  rcn  Einnahmen  und  Ausgaben 
(z  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durrh  di<> 
Bücher  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Princip  der  Staatskassen-Einheit, 
iänzelnc  Arten  von  Einnahmen  ond  Ausgaben  wurden  verschieden  behandelt  ,.Uel>er 
das  eigentliche  Kasscnverfahren  ist  sogut  wie  nichts  bekannt'  (Mommacn  II,  1, 
A.  WaKn«r,  Finamwi^sentcbaft.  L  a.  Aufl.  13 
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521).  Mit  der  kaisoiliclini  Zeit  f,nng:en  iti  der  Besetzung  dioses  Amts  der  Aecar- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aendcrungen  vor  sieb. 

,,Ein  fester  Etat,  in  wdchem  Ausgaben  und  Einnabmcn  ge|:en  einander  ab> 
gewoLit'ii  wiireii .  sclieiiit  zur  Zeit  der  Keiiublik  niemals  aufgestellt  worden  zn  sein" 
(Marijuardt  a.  a.  ü.  S.  77).  Erst  Augustus  licss  eiucn  solchen  Etat  auf  (iruud 
umfassender  Vorbereitungeu  herstellen  (rationariltm ,  bremriom  imperii).  Dntcr  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  Veröffentliclivngen  daraus.  Aber  vom  lobdte,  der  sich  auf 
die  Kassen -Bestünde,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  aoÄJiordem  auf  versdiiedcncs 
Aadero,  bezog,  ist  nichts  auf  uns  geiommen.  Nur  von  den  Vorbereitungen  int 
EiDiges  bekannt  (Mar(|nardt  199.  Mommsen,  II,  2.  Abth.  938).  Die  Ofien  rer» 
sucht(;n  Schätzung-eu  der  Ni  ueron  Ohor  die  Höhe  der  rurnischcn  StaatseiDnahraon  Und 
Attsgaben  siud  sHmmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  b.  2$G), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  finanztechnischer  Wichtigkeit  trar  die  Ge- 
staltung des  Kassen  Wesens  seit  der  Kaiscrl.  Zeit  (Marquardts.  293  fl.,  Momm- 
sen II,  2.  Abt];  S  Die  T^ntwicklung  der  Dinge  ist  hier,   entsprechend  der 
immor  absoluter  werdenden  Uewalt  des  Monarchen,  ciuigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  aeaercn  Zeit  des  Niedei^angs  der  stflndiscben  Kacht  vnd  die  uinf^kchrte  wie 
seitdem  in  der  Periode  der  I/>^Insuii^'-  de^  niod'Tnen  Sta.if>  von  der  jt;iirinieni:il'-n 
Aufikssung  und  seit  der  Ausbildung  der  eonstitutionelien  Staatsform.    Das  acrarium 
Saturn i  der  Kcpuhlik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  narh  der  Their 
long  der  }'rovinzen  in  senatorisrhc  und  kaiserliche  zur  Staat>k;ibse   liloss  für  die 
ersteren.    Obgleich  der  Senat  daniber  rechtlich  verfugte,  kam  doch  am  Ii  dies'»  K:^ssc 
mehr  und  mehr  unter  die  maas.^gcbende  Leitung  dos  Kaii>eni.   Länger  noch  lormeli 
getrennt  neben  dem  Flscns  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  3.  Jabrhunden  znr  blossen 
Stadtkassc  und  der  Fiscus  die  einzige  Haniit-Sfrint-^Kasse.   Der  fisciis  (f.  Cacsaris). 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welche 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  scnatorischen  Prorinzen  flicesen,  aaf  velchor 
aber  Ausga1)en  w  c  s  e  n  tl  i  <•  Ii  öffentlichen  Chara<^ters.  nur  von  nuebsffm  Intcres.sc 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  fur  dio  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Motten,  des 
Kriegsmaterials,  für  die  Besoldang  der  Beamten,  die  Versorgung  Soras  mit  Getreide, 
die  Militarstrasscn ,  die  Post,  die  St.iatsbauten.    Vom  Fis<      als  kaiserl.  Staatskas.s<«, 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privaikassc  (Patrimonium  Caesaris\  die  aber 
doch  mehr  die  des  l-'ürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (res 
familiaris)  gewesen  zu  sein  s.  heint   Entsprechend  den  Verhaltnissen  des  absolul- 
monrxrclii   ^  ri  Staats  w.ar  die  Trennung"  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwanlvcndc 
thatsaclUicli  nicht  wesentliche.   Neben  dicsica  CcDtr^kas&eu  errichtoto  Augustus  end- 
lich noch  iin  aerariam  militare  eine  mit  bestimmton  Einnabmcn  (a.  A.  de^Erb» 
schaftssteuor)  ausgestattete  „Militärpouslonskasse".    Für  den  Erhebungs- ,  Ausgabe-, 
Vcrrechnungs-  und  Controidienst  bestand  nun  (  in  sehr  ent^  irkcltcs  Aemtcrsyj-f' in  auch 
in  ilen  Provinzen.    Ü.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Proviie  i dkasse  (fiscus  pruvincia«-), 
unter  ilir  verschiedene  Einnah mcftmtcr.      i  jedem  Truppentheil  ein  fiscns  castrcnsis 
für  die  Ausgaben.  Besondere  Orirane  ähnlicher  Art  hatte  das  Aernr,  solan^i^  es  Staats- 
k&n&e  war,  und  dio  kais.  Privatkasse  (Marquardt  S.  304).  FUr  den  Erhebung^ieost 
itit  die  Aufgabe  durch  das  an<<gedchntc  System  der  Verpachtung  der  Steuern  und 
li<fall<-  vereinfacht  wor-li  ii.  Alli-rdiiii^s  wurde  im  kaiserlichen  Born  die  provinrialc 
Hanptsteuer,  ..die  (Jrund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  dos  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direct  erhoben"  (Momm- 
sen II.  2,  IM7).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Krbsrbafisteucr,  die  Zölle,  manche 
Domanengefälie .   büebcn   verpachtet.    Die  Pachtges' II-«  haften   und  ihre   -  inzelnen 
„Bureaus"  in  den  Steuorbezirkcn  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Controle  durch 
beigegebene  kiis.  Beamte  und  die Schlussrechnungen  gingen,  nach  Mommsen,  nach 
Kom  (el>.  S.            So  deutet  alles  das,   was  von  Nachrichtt;n  Uber  ilic  römische 
Fiiian/verwaltung  auf  die  (iegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  anrli  im  Kin- 
zelncu  bleibt,  darauf  hin,  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  spateren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  wohlgeordneten  rOm.  Weltreichs  denjenigen  moderner  Gross- 
Staaten  sehr  älinlirh  gew»"-en  sind,  —  was  ja  auch  naturlieh  genug  ist. 

§.  b7.  — 2.  Frü  h eres  Mittelalter,  besondere  in  Deutschland.  Die  römi- 
schen Einrichtongen  gingen  ztinichst  in  die  Staaten  mit  über,  welclte  hieb  aaf  den 
TrUmmom  dos  rOm.  Reiches  in  der  romnnisch-geraiaaisGhett  Welt  neu  bildeten.  Alfist 
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das  Meiste  daron  gerieth  doch  bald  in  Yeifall  und  versehwand  unter  den  ganz  ver- 

änderten  winbüchaftlichen,  socialen  and  politischen  VcrhiUtnissen.  Erst  allmülig^  ent- 
wickelte die  neno  Staateinvtlt  nnrU  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzvorwaltnn!^. 
tecLuibch  und  rochtlich  viel  unvollkommener,  ulü  die  röumche  Verwaltung  gewesen. 
Einzelnes  bildete  sich  später  auch  wohl  mit  nach  antikem  Muster  und  nicht  erst  mit 
der  späterpii  Kiiibürsrerung  des  röin.  ITicIits,  soihIltii  schon  früh  liciin  fr.liikischen 
Köaigtham  faud  das  römische  Fiscalrecht  eine  gewisse  Anerkennung  und  ^'acU- 
ahmoDg,  was  nicht  ohne  Einflass  anf  die  Gestaltung  des  Finanzwesens,  hcsondera  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Mcrovinger  findet  sirli  unter  den  höchsten 
llofbeamtcu  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Käuimerer  (thesaurarius), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  (ieschenke  a.  8.  w.  verwal- 
tete (Waitz.  Vt-rffTOsTh.  II,  2.  Anil  .  li)2)  D^r  Jlegrilf  des  Fiscus  im  rntnisrhen 
Sinne  hat  sich  auch  bei  dea  Meroviugeru  erhalten ,  wenngleich  etwas  moditicirt.  Er 
bedentet  die  kOnigl.  Kasse  und  weiter  alles  kßnigl.  Kigenthmn  and  was  dazu  gehört 
an  Einkünften  u.  dgl.,  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerarium 
(acr.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  < mpfingt.  Eine  Tronmnis:  dos 
eigentlichen  öli'eutiichoo  und  des  königlichen  Veruiü;,'eud  und  Einkommens  tohk  ahcy 
nMb  Lage  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  Guter  und  die  Erhebung  der 
selten  «rcnmi  zu  trennenden  stoucrartiiren  Tind  licrisrliafiliclu  ii  AJ>;;Mbcn  .  (jcfalle,  der 
Strafgelder  dienen  im  L.aude  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  Grafen,  auch 
die  domestici,  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Vicarien,  Tribancn,  Schultheissen« 
die  Wirthschaftsbeamten  der  Domäin  n,  ki-im;  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (AVaitz,  II,  lilT— 1)26,  412\  Hullmann,  D.  Fin.gesch.  240). 

In  der  carolingischcn  Zeit  gia^  die  Entwicklung  auf  der  so  geschaffeneu 
Grundlage  fort.  Carl  M.  wie  seine  Nachfolger  schArfen  in  den  Capitularien  auf  finanz. 
(jebiete  mehr  nha  Nonnen  ein,  als  dass  sie  ncTie  Grundsätze  duichführfen.  Das  Major- 
domat  war  selbst  durch  die  Theiinahme  au  der  Verwaltung  des  königl.  Hat»  mit  zu 
seiner  Macht  gelangt  Der  Kern  der  Finanzwirthschaft  war  nach  wie  rer  das  kOnig* 
liehe  Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Guter  durch  eigene  Wirthschaftsbf^aintc  unter  Aufsicht  von  Hof  beamten  und 
Controie  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villi»  7on  Carl  genau  geordnet.  Ver- 
zdkdinisse,  Beschreibungen  und  Inrentare  werden  aufgenommen  (rgl.  Waits,  IV. 
K.Tp.  r>.  bes.  S.  119  If.,  V.  Inama-Stcrne^g-,  Deutsche  Wirthsrli  ixcscli.  I,  ft„ 
Hullmann,  Fiu.ge8ch.  1  if.,  Itt  If.«  36  11!,).  Eine  besondere  Fiuauzverwaltuug  und 
eigene  Finanzbeamte  fehlen  bei  dem  Ghnracter  des  ganzen  Steatsvesens,  der  Ver- 
mischung des  ölfentlichen-rechtlichen  und  ptiratrechtlicnen  Moments,  der  forhereschen- 
den  K^tturalw irthschaft  (vgl.  bes.  Waitz  n.  a.  0.). 

In  dijr  folgenden  Periode,  etwa  vom  9. —  l.H.  Jahrhundert,  gewauu  zuar  die 
Geldwifthschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Heeresverfassung  Bndeile  sich  und  begann 
mehr  Geldlxdarf /.u  schallen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIII.  21f..  weit  entfirnt 
von  einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  Gesicht&puncten  georduetcu  tinanzwitth- 
scbaft.  Als  Itcgel  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  BedQrfiüsie  möglichst  durch 
directe  Leistungen  zu  befriedigen  seien :  oiTenÜiche  Ausgaben  nnd  die  des  Königs 
waren  ni<:ht  ?r»'sclricdcn  Ufül  deshalb  aucii  die  EinKiinfrc  nicht  aus<Mnander  «rehrxlten. 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getrolien.  Auch  in 
den  einzelnen  Fttrslenthttmem  veihielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trug  nur  den  Character  einer  frr?^^>^errn  Privatwirthschaft  an  sich."  P'T  ..Kämme- 
rer" hat  die  Fioauzgcschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bcwahmngsoTt  des  Einkommens  nnd  der  kOu.  Kasse  wird  camera,  Kammer  gc- 
ii.oint.  woneben  die  AosdrUcke  fiscus,  aerarium,  thesaurus.  Schatz  in  der  früheren 
Bedeutung  vorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  N  b  nl)edeutungen  (Waitz,  VIII, 
219  lt.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  Gutern  und  im  Lande  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamten  (Amtlente)  nnd  allgemeinen  Verwaltnngs- 
beamten  (Vögle)  besorgen  aneh  liier  den  nnteren  Dienst  fUr  die  '  twaisen  Fiiiniiz- 
gcschäfte,  Erhebung  von  Abgaben,  Gefällen,  Bcwcrki^telligung  von  Ausgaben  mit. 
Auch  ..an  umfassenden  Aufzeichnungen  (tber  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  nnd 
Einkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam,  hat  es  wahl^hein- 
Urh  in  I)(  iif-,<  hlmil  irefehlt"  (Waitz,  VIII,  223).  Ai^o  norh  nichts  von  „Etatwesen". 
Mit  dem  allmaligen  Uerabgehcn  der  Kcichsgewalt,  dem  V  erluste  der  meisten  Domänen 
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und  Uegaliftn,  dem  Fehlen  einer  blcibcndeu  KeicbäbustcucruDg,  dem  Uebcrgang  der 
Zölle  0.  8.  vr.  an  die  TerritorialgewralteD,  dem  Mangel  eiu^entlidicr  (ifTciitlirh  r  !' -if^lis- 
ausgabou  ist  iu  der  Folgezeit  Lul  Deutschen  Kelche  als  bolchem  uatUiiicli  vuu  einer 
elgeoen  Finauzverwaltmif  imnier  weniger  die  Rede.  Die  rerbliebeoen  DomaaUl-  und 
anderen  Einkünfte  wnnlcn  auf  Reiclisg^uto.rn  ähnlich  wie  in  den  Territorien  ?erwalt«',t. 
die  :>eltenen  Keichssteuem  von  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erbobeu 
und  an  die  kais.  Kammer  abgeiahrt.  Dies  gilt  grossentheils  auch  ?on  den  Beichs- 
steuern  des  15.  und  lü.  Jahrhunderts  (^dem  ««gemeinen  Pfennig"  und  der  „Turken- 
Stoucr") .  konnte  rnnng^els  eijyener  Ve-wiltunii^orjj^anp  des  Kelchs  und  angesichts  der 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verykaitungsmasolüncrie  der  Turritorien  auch  kaum 
nuders  sein,  eiU&ct  aber  das  ganz  tukzollagliciie  Eingehen  aoldier  Abgaben  mit 
(Weizsäcker,  Rede  über  d.  geschiclitl.  £nt«ricU«  a.  Idee  einer  allgem.  Reicbsateaer, 
üerl. 

§.  HS.  —  3.   Deutsche  Finanzverwaltung  iu  den  Territorien  und 
Einzelstaaten.  Die  geechielitUcbe  Entwickinng  der  deutschen  politischen  YertiiUt- 

nisso  erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalt<ir  an  nur  eine  territoriale  und  lorale 
Fiuanz?erwaltuug  iu  Betracht  kommt.   Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  deu 
Stftdten  ans,  veil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  M^om^iniirirthBchaft- 
liche"  Bedürfnisse  Befriedif^unc:  erheischen,  dafUr,   airn  1  iu  Städten  mit  wenig 
(iemeindevennögcn  und  deshalb  vorherrächender  Steuer^v  irthäohai't ,  umfassende  F^iii- 
rlchtungen  zur  EinnahmebeschafFung  gctroli'cn  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  besteilt  ^vcrdcn  mUssen.    In  den  „Städten  ent- 
wickelte  sich  /.ucrst  ein  g-eonlni  ter  ö  11  -  u tlic h er  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  doutscheu  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Wurts 
und  eine  Staatevirthschaft  heraas,  in  welcher  die  Geldwlidischafl  durchgeführt 
wurde,  die  Ilauptoinnahmetiucllc  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öil'entliche 
Credit  iu  mannigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
öffentlicher  Ausgaben  zur  Anwendung  kam  und  eigene  Finanzorgane  unter 
Öffentlicher  Controle  nacli  -^-  sLizliclier  Vorschrift  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
öli'entlich-rcchtlichen  Geuieinwirtlisi  halt   besorgten"  (S  c  h  ö  ii  be  rg^.   Fin.verf.  d.  St. 
Basel,  Tüb.  1^79,  S.  9  11'.).    „Die  zweckmässige  Orgauisatiou  der  Fin&nzverwaltung 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lange  ein  wichtiger  Zweig  der  OSbntlichen  Yerwal- 
tun?,  ehe  in  den  Terriforialstaaten  auch  nur  das  Redürfniss  danach  vorliandrn  wai" 
(Eb.  S.  11).    Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltung  später  den  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
htädte,  1851,  II,  ViH,  bei  Schönberg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Schönborg  selbst 
uiit  Kiii  ksicht  auf  erst  noeh  erfürderli*"lie  weitere  Untersuchungen  dahin  ^rrstdll  M-in 
lässt.   In  Basel  (Schön borg,  S.  23  It.j  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  auch 
die  höchste  ITInanzbehOrde,  die  AusfUhranjer  seiner  Beschlösse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltung  hatte  seit  Mitte  des  14.  Jahrh.  ein  besonderes  Colle- 
gium  von  7  Personen  (die  „Sieben",  5  Kathaherrcn,  2  Zunftmeister).   „Sie  waren  das 
eigentliche  administrative  Central-Fiuanzoiigan.    Sie  hatten  die  Stadtka.säe  hinter  sich 
(drei  von  iluicn  führten  die  Schlossel  dazu),  empfingen  direct  oder  indirect  dun  h 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  hesorrrtpn  nnrh  den  Anweisnnsrcn  des  Kaths 
dio  Ausgabeu"  (cb.  S.  31).    Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen*  Rechnungsbncher  geftthrt  Am  Ende  der  Amisdkhmng  hatten  die  Sieb^  eine 
Keclinutij^  aller  Kinnahmen  und  .Xns^^aben  zusammenzustellen  und  dem  Kath  zu  Vi'>er 
g«;ben,  um  Decharg*;  zu  erhalten.    Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  und 
alle  diese  Abrechnungen  in  besondere  BUcher  eingetragen.    Ein  anderes  Collegium, 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  Iii,  scheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Kaths  mit  vorbereitet,  di  >  Ausführung  der  Rathshes«  hlüssc  mit  besorgt,  dieThätirrkeit 
düf  spcciuilen  Finauzorganc  uberwacht  zu  haben,  —  also  eine  Art  CJontrolorgan  gewesen  zu 
sein  (Schftnberg  S.  49).  Noch  ein  anderes,  ans  sdndigeren  iiitgliedem  Mstehendcs 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  neben  den  Siebenern  eine  Fun.  tinu  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuhlenvi  rwahung  in  Händen  (Schöu- 
berg,  S.  49).    Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.    Als  untere  Ausfüh- 
rungsorgane besonders  für  die  apcciellu  Erhebung  einzelner  Einnahmen  und  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzclbcamte  vorhanden,  die  in  gc\vi^^^n  Ter- 
minen dio  Eiuuahmuu  au  die  Siebener  abzufuhreu  und  ihnen  Kechnung  zu  legen 
hatten  (eb.  S.  $0,  Daten  Uber  die  Gehalte  und  Uhne  der  Stadibeamten  In  1430  8.  559) 
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§.  89.  Die  TcrritorlaUinaiizeii  bebieUon  länger  ihren  Schwerpnnct  in  den  Do> 

miiiei),  Kcgalien  ond  alten  Abgaben  und  Gefällen  mancherlei  Art,  eigentliche  um- 
fa^scndcre  Stcucrwirthschafl  V^m  erst  später  und  als  bleibend*'  Eiiiriclitmijr  erst  vom 
15. — 17.  Jalirhundert  hinzu,  als  auch  hier  uiit  der  Uugeätahuug  den  Heerwesens,  der 
Notbwwdjgkeit  rermehrter  „1iiiierer*\  polizeilicher,  wirthschaftlicher  Ycrn^altung«« 
fhäfiürkoit,  mit  der  stärkeren  Entwicklung-  der  (ieldwirthschaft  der  Finanzbodarf  stieg:, 
luehr  als  ticldbcdari'  erschioo  und  oeuc  Liurichtuugen  zu  seiner  llesorguag  und 
üednuiK  erforderlich  wurden.  Die  AmbUdang'  der  landstftndiscben  Verfassung 
hingt  eng  mit  diesen  VcrhältnisscQ  zusammen.  Ks  galt  far  die  Stände,  ihre  her* 
;?ebrachten  Uechto  und  rrivilcirien  z«  erhalten;  das  frc,frilird<  t<t"  dieser  Höchte  war 
bei  dam  stuigouden  Finauzbedarl'  und  der  oftmals  Ikihlbaruu  i  iaaiuiioth,  welche  ^u 
scbUDner  SäiaJdenvirthaebaft  führte,  die  Freiheit  ron  Beten  oder  Stenern,  wlh- 
rcnd  die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Stenern  branrbten.  Eben  dies 
fahrte  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Uilfo  zur  Abtragung  von  Schulden 
und  znr  Bestreitung  von  Ausgab^i  mittelst  Stenern  zn  eriialten.  Daraus  ging  die  Vcr- 
ewigwng  dar  Stftnde  und  die  landständischc  Yerfa^ung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
»tidere  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dinge  in  den  Versammlungen  erledigt 
wurden,  so  war  doch  die  ständische  Stenerbewilligung  mciätüus  der  Kern  von 
Allen.  (S.  daher  auch  Fln.  II.  §.  355.  bes.  356  n.  uberh.  Abschn.  2  das.  S.  195  ft'.t 
..die  Besteuerung  in  ihrer  Bczi-  liung  znr  inneren  Verfassung  u.  zum  jiolit.  Standi- 
vescn".  —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Kechtsgesch.  U,  §.  423  tt'.  Als  Beispiele  der 
Entwicklang  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Neten  bei  Eichhorn,  s.  n.  A.  Kried, 
histor.  Entwickl.  d.  Steu erver fass.  in  Schlesien,  Bresl.  Is42,  Falke,  Stooerbeirillig. 
der  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tttb.  Ztsdir.  1M74,  1675,  Kioclce,  YorfasB,  tt.  8.  w. 
WUrtembergä  liiä2,  8.  12  U.). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  „Kaminergnts"  rechtlich  genauer  ans  und 
entstand  neben  der  fürstlichen  ..Kainrnerkasse",  in  welche  die  Einkünfte  des 
Kammerguts,  d.  h.  meistens  nur  die  üeberschusse  der  oinzelncn  Ertragsquellen 
fossen.  —  über  die  unmittelbar  zur  Ertragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
über  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  B.  für  die  Vögte  und  die 
Dienstmannschaft  s^ebraucht  wurden  —  die  landständis  che  Sfcuerkasse.  Ein 
gcvisseb  Etalwesen  war  damit  schon  vcrbuudeu,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
Flinten  ans  der  Unznreichendheit  der  Mittel  der  Kammorkasae  erst  nachgeirtesen 
werden  musste.  Ein  genaueres  Reclinnnga-,  Specislkassen^  Controlwesen  fcnOpfte  sich 
daou  uothwendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landcsherrlichon  oder  Kammereinkttnfte  ging  aus  den 
verschiedenen  hier  angedeuteten  (iiundcn  im  14. — 10.  Jahrhundort  denn  auch  eine 
Vcrändernnn:  hcrvor.(  Vg^l.  bts.  F.i'  hhorn,  III,  §.  4'tO,  IV,  §.  r)4''.'  Ein  eigenflieher 
höherer  wie  unterer  Finauzdienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 
2Bl5ien.  Der  allgemeine  oberste  Ycriraltnngsbeamte,  der  jetzt  tber  gr&ssere  Districto 
als  ..T.indeshaoptmann"  u.  <l}rl.  bestellt  wird,  bade  ZAvar  anrh  noch  die  Einlieferung 
und  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  cigentliclie  Finanzdienst  wurde  aber 
achoD  von  besonderen  Canieral-  oder  Finanzbeamten  („Rontmeister", 
,.Kammermeister^%  „Landscbreibcr'  u.  dgl.  Namen  mchr^  besorgt.  Solche  Spe- 
■  ialbcamfi  Amt;5kassner,  .\mtsverwalti»r  kommen  aU' b  bf»,i  den  unteren  Aemtcrn 
luchr  und  mehr  auf.  I>ie  Naturaibesoidungeu  der  Verwaltungsbeamtcu ,  das  System 
der  Anweisung  derselben  auf  Domftnen,  die  sie  dann  fbr  sich  sdbst  zu  bewirth- 
schaften  hatten  .  und  auf  gutsherrliebe  (icf.'ille  hörten  noch  nicht  auf,  aber  die  (leld- 
besoldun^en  verbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  zum  Ktide  des 
17.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Kccbnung  der  Kammerkasse  bewirth- 
schaftet,  ni<  ht  vi  rjiai  btet.  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dftm 
Hof^  tiii'  i'  li.  n  Hcauit'-ri  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Vorrechnun'^  und  dl.-  Con- 
trolc  wurden  uicihodischer  und  umfassender.  Im  16.  u.  17.  Jahrh.  bestand  die  Ver- 
iaderung  der  allgemeinen  Einrichtung  des  obersten  Beamtenwesens  in  der  Bildung 
von  Collegien  von  Käthen  (,.Hi>frath" ,  „Kanzlei",  „Regierung"),  einem  oder  in 
grösseren  Ländern  mehreren  für  die  einzelnen  Landestheile.  Hier  führte  die  Ver- 
■ehrung  der  Geschäfte,  die  steigende  Arbeitstheilung  und  das  Bcdürfniss  nach  spe- 
dafisUscb  ausgebildeten  Beamten  dann  zn  einer  rr>  nnung  nach  Geschäfts- 
'/»•ijppen.  lif'Sonders  ftlr  die  Besorgung  der  (ieschäftc  des  Karnmeriruts  pnf^faIldeT). 
aniangä  als  eigene  Deputationeu  der  Regierung,  dann  als  selbsrandige  Collegien  diu 
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Hofkammorn  (Eicbhorn,  lY,  IM«  Einrichtang  und  Aufgabe  dieser  Kam- 
mern Mitfp  des  17.  .Tahrh.  heliandolt  T.  Scckendorff,  tcufs  lier  Fürstenstaat,  Tb.  3, 
Kap.  4,  liankt.  Ausg.  v.  1656,  S.  232  IP.  genau.  Die  „Kammer''  oder  Keat- 
Icamnicr  [„Koiitcrcy" ,  auch  Kcchcnkamuicr,  Hofkammor]  liftt  fttr  „die  Techte  Elii* 
briDgung  der  fürstL  intraden"  und  fdr  ,.dic  gebührliche  Anwendung*'  derselben  zu 
sorsrcn.l  Wo  dann  vom  17.  Jahrh.  an  der  Eit>f!iiss*  der  Stände  in  Finau/sachen  ge- 
brociien  wurde  und  sich  die  Territorialgewalt  auch  im  Inuercu  ziemlich  zur  absoluten 
entvickelte,  ▼ftbrend  die  stobeDden  Heere  und  die  gesammte  LandesrerwaltaDg,  dio 
sich  ohnedem  mehr  ccntralisirtc.  den  I^inanzbedarf  immer  mehr  stcifr.  rlcn  und  unbe- 
dingt grossere  Stenercinnaiimcn  verlangten  (Oesterreich ,  Prcusseu,  Baiern  u.  a.  m.), 
kam  es  bereits  zu  einer  cinhcitJiclicren ,  alle  Arten  OflcntlicheT  Einnahmen,  Kammot- 
cinküiifte  und  Steuern  zusaniDcnlaSBenden  Finanzvenvaltung.  Andefswe  erUclten  sich 
mehr  die  rdlon-n  Kiiirichtnnp'on.  nnrh  selbst  die  fönniii  In.-  Kassentronnnng,  nicht  nur 
während  des  Ib.  Jahrh.,  sondcni  noch  Uber  die  Sturme  der  iranzösisciien  Kriegszeit 
binaos,  in  einzelnen,  besondere  einigen  kleinen  dentscben  Staaten  sogar,  mit  einigeii 
Modificationen  in  Folge  des  neueren  VcrfassnnL'srechts,  Ms  in  die  nnniittelbare  Gegen- 
wart. Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtung  ver- 
stehen. Sic  hängen  mit  der  Kechtsgeschichte  des  älteren  domaniom  oder  Kammerguts 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  ranzugehen  ist.  Nqr 
Uber  das  getrennte  Kns^^unwesen  .  in  seiner  Brdeutnncf  für  die  formelle  Ordnung  des 
Staatiihaushalts  und  iur  die  Finauzverwaitun^  ist  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen 
(s.  Th.  nach  §.  151,  158,  154  der  3.  Aufl.  dieses  Bands  I.  im  Auschlnss  an  Bau 
Fin.  I.  §.  ilO,  92,  9,H.  S.  auch  v.  Seekendorff,  Fürsteust.  Th.  1,  Kap.  3.  Abscho.  8 
(ifon  der  „Landes-Steuerbarkeit" ,  Fraukf.  Ausg.  v.  16.56  S.  222),  v.  Justi,  Staats- 
wirthsch.  II.  b\K  Zachariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht  II.  §.  209  tl..  219  11".  (2.  A.). 

§.  90.  Die  Kassentrennung  im  deutschen  territorialen  Finanz- 
wesen. Nach  den  anerkannten  (irundslitzen  de^  rdteren  deutschen  Landessfaatsrechts, 
weiche  meist  noch  beim  Eintritt  der  Periode  der  neuen  Vorfasäuugsbilduugen  im 
19.  Jahrbondert  galten,  war  der  Begriff  des  ,.KammergQts'%  der  itlrstUcbea 
„Ka  in  m  er '  i  jilv  (in  fte**,  die  in  die  „Kam  me  rkaase"  flössen,  ein  ziemlich  um- 
fassender. Zum  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  und 
Venrandtcs,  die  FcldgUter,  d.  h.  (iarten-,  Keb-.  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  sammt 
WirthschaftsgebiQden,  bSufig  mit  gutsherrlichen  Gerechtsamen,  dinglichen 
Berechtigungen  verbunden,  wobei  die  Feld^flter  vielfach  grosse  Ilofgütcr 
(Domäueuhöfe)  bildeten  (die  späteren  „Kammerguter  im  engeren  Sinne"  oder 
die  „dgentlichea  Domlincn")^  ferner  GeirerksTorrichtnngen,  als  Mahlen,  Brane- 
reien  u.  dgl.  m..  :\u<h  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Waldungen,  Forsten.  Die 
Gesammthcit  dieses  Besit/.thums  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  später 
domania,  Domänen  (Zöpfl,  St.  u.  R.gcsch  II,  219,  Waitz,  Verf.gesch.  II,  616  IT.). 
Ausserdem  gehörten,  wie  sich  aus  der  Verbindung  der  Territorialgewalt  (sp&terer 
Landeshoheit!  nnd  dem  Domänenl)u<it/.  in  der  Eim-n  Iluiid  des  Fürsten  erklärt,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  staatsrechtlichcu  (jharactcre 
zum  Kammergnt,  welche  fioanzwissenschafUicb  Uberwiegend  gebobren-  und  steoer- 
artiger  Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Kegalien,  Bergwerke,  Salinen, 
Posten.  Mtlnzc  u.  v.  a.  m.,  dann  die  Zölle  und  Geleitsgclde r ,  ferner  Contis- 
cattonscrträgc ,  Sportein,  Concessions-,  Nachsteuer-  und  Ab/.ugsgclder,  Bot- 
zehnten,  Stempclge fälle  im  Allgemeinen,  mit  ]>articul.irrechtiichen  Ausnahmen, 
zum  Kammergut,  daher  die  bctrellendcn  Einkünfte  regelma-vig  zum  Einkommen  der 
Kammerka^e  gerechnet  (s.  Zachariä,  D.  St.  u.  Itundesrccht,  II,  §.  209,  iu  der 
2.  Avsg.  S.  421)w  Wie  nun  auch  der  rechtliche  Ursprung  dieses  Karamergnts,  namenl« 
lieh  seines  llaupttheils,  des  (irund  besitz  es,  immer  war.  —  theils  wirklich  ursprüng- 
lirlies  Staatsgut,  theils  dynastisches  llausgut  — .  nach  penrcinem  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  Ertrag  dieses  gesammtcn  Kammerguts  nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  Hofau.sgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  erreichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „ftllentlichen"  oder  ötaat^Iiedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welche  freilich  früher  vollends  eine  Üic8sendo 
war.  Auch  nach  der  Entstehung  der  landst&ndiscben  Verfassung  hatte  der  Fttrsi  dio 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkasse  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
»les  Landes,  bez.  ihrer  selbst  durfti-n  die  St.inde  aber  einer  Vcräusserung,  Vorgebung 
und  Belastung  des  Kammcrgut^i  widersprechen,  um  dessen  Einnahuicn  für  die  Deckung 
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Aer  Aasgaboii  verfügbar  m  t-rbalteo,  ferner  hatten  unter  diesen  Umständen  die  Stunde 
das  Recht,  wenn  von  ihnen  die  Bcvilligiin|f  neuer  oii  >r  der  Fortdanor  alter,  d.  h. 
früher  ron  ihnen  bewilligter  Stoii'Tn  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  den 
Mitteln  dor  Kammerkasso  zu  uchuen.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  IuKufäcieu2 
diaser  Kasse  bnncbton  sie  Steoeni  zu  gewShron,  ein  Recbtssalz,  vdchcr  ansdrftoklich 
in  Kraft  blieb,  als  im  Laufe  des  17.  Jahrh.  nirlir  und  mehr  die  Verpflichtung  der 
Stände  zur  'wülitcuiiü  von  Steuern  im  Fall  nothwi  tpliir.  n  Bedarfs  jrf'itetHles  «'(rcnt- 
Uchcs  Keclit  wunic.  Dii^sij  Verhältnisse,  u.  A.  aiuh,  scliüu  in  der  rruhercu  Zeit  der 
ludsUUidischen  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zw<  <  k- 
»^tcuern"  fflr  die  und  die  bestiimnf«-  VcrwiTidung  (Schuldentilgung,  Kriegfeki^sfoii  ii.  <lgl. 
—  V.  Seokeudorff  a.  a.  0.  erwubnt  als  sonstige  Motiviniug  dor  Stcuerforderung 
&  B.  Abgang  der  eigenen  Kammergutcr,  weidftttfige  BesteUanf  des  RegltDonts,  nolh- 
veodige  (iebüude,  vorhabende  gemeinnütz.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
Keisen,  Legationen  u.  s.  w.  „zu  des  l'ür^t  ii  und  des  Landes  Notlidiirft"  )  führten 
zur  Bildung  der  landständischen  Stcuerkassen  („Landeskai-sc u "  j,  iu  welche 
die  bevilligteo  Steuern  flössen. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Kcchtsstf  lhni<r  und  Verwaltung  tlio>or 
Kassen  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfang  waren  die  Kassen  ausschlicäälicli  oder  Uber- 
«legend  unter  der  Vervaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ansschttsso,  der  ständischen 
SchatzcoUogien  selbst,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
auf  dit^  Verwendung  der  bewilligten  Summen .  «nndern  mehrfacli  auch  in  Betreff  der 
Erhebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  tliatsächli«  h  regelmässige  wurden 
and  schon  deshalb  ein  ordentliches  Behördenwesen  für  den  Erhebnngs^«  Kassen-  and 
Vf^rwendtinir^dienst  niifliit:;  ward,  und  die  Territorialgewalt  nhcrhaupt  den  ständi- 
schen Linfluss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  rum.  aerarium  in  der 
Kaiserzelt,  die  ständische  Mitwirkung  öfters  nnr  eine  Formalität  oder  rorschwand 
selbst.  Das  allgemeine  Bechtsprincip  war  aber  do»  h,  dass  »lie  Stände  selbst  oder 
durch  Ausschüsse  die  Landcskasso  verwaltf'ffn  odrr  hei  di^r  I.iinlcsherrlichen  Verwal- 
tong  derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  concurrirten  und  dieselbe  conlrolirten.  [n 
mcbrereu  Ländern  ging  das  Bestroben  der  Stände  darauf  ans,  fttr  die  Landeskasse 
völlige  Unabhäiifrigkcit  von  der  Landesherrschnft  zu  erlangen  .  was  aber  nicht  zu  er- 
reichen war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosse  Verscbiedeuheiten.  „Worin 
die  Bechte  des  Landesherm  in  Betraff  der  Landeskasse  bestanden ,  Vksst  sich  nnr  ans 
■ier  Verfassung  der  einzelnen  Linder  bestimmen;  so  viel  lag  aber  Uberall  in  der 
Natur  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Käthe  nicht  ein- 
seitig Uber  die  vorhandenen  Landesgelder  disponiren,  Ueberschüsse  sich  nicht  aneignen 
ond  keine  Terbindlichen  Zahlongsbefehle  an  die  landschaftlichen  Kassen  bcamten  er- 
Ii'^s»  Ii  konnten,  sowie  aiirh  anderseits  die  einseitige,  der  laudständischen  Zustimmung 
entbehrende  Auti&chrcibung  neuer  Stcuerauflagen  ftir  die  Uuterthaneu  nicht  alü  ver- 
bindlich erachtet  wurde**  (Zachariä,  a.  a.  0.  IL  49B.  Näheres  in  den  Schriften  der 
älteren  Publicisten.  bes.  Moser,  T.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  Kries,  Falke 
a  .1.  0.>.  Thatsächlich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wehrwesens,  die 
^oiditrappeu  und  stehenden  Heere,  ftlr  weiche  die  Landessieuerkassen  die  Mittel  auf- 
bringen omssteu.  Daher  die  Bteaerkasse  die  ,.Krie|r>kasse*\  wie imbrand.prenss.  Staate. 

Natürlich,  dfiss  di(\se  Kassc-ntrennnng;  finan/terhniseh  maiiiiiu:fache  Nachtheile  und 
aach  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte,  als  das  ältere  Verfassungs- 
lecht  bestand  vod  die  Anfbssung  noch  zutraf«  die  r.  Seckend orff  (am  Eingang 
des  Abschnitts  von  der  „Landes-Steuerbarkeit"  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
tritt: „Die  Steuren  oder  die  also  jrenente  Anlagen  oder  Kntrichtungen  sind  keine 
ordentliche  gewisse  Gefälle,  die  etwan  ein  Untorthancr  seinem  Herrn  au  Krbzinseu 
and  Frohndlensten  entrichtet,  sondern  seynd  extraordinär  Anlagen  und  Einnahmen, 
Tfl.  he  üirer  rechten  Art  iiiifl  fieleirenheit  nach  fr'  iwillijr  und  nis  ii^-nfhert/ifre  B  er- 
st cuern  goreichet  und  dahoro  auch  iu  etlichen  Urten  Bethen,  d.  L  erbetene  Ein- 
konfte,  anderswo  auch  Httlffeii  oder  Fräsenten  genennet  werden  . . . Die  Ver- 
waltung doppelter  Kassen  dieser  Art  war  linrenneidUch  schwerfälliger,  für  die  for- 
melle Ordnung  des  Haushalts  s(ör"?id,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
Gdcgenlieii  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  Dynastie  sich  mit  dem 
Staat  mehr  Eins  wnsste  und  sich  hier  frerade  dadurch  nnd  mehr  dann  noch  in  der 
Folsezeit  d»'S  n<''Tien  Verfa'^sTiriirsri'elifs  der  Sfarif.-VioaTitt'  der  frn!u'ren  patrimonialen 
Auffassung  entrang,  kam  ca  daher  zu  einer  neuen  Kechtsbildung,  eventuell  zu  einer 
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Tcttngsmiitsiigcii  KegelaDg  zwischen  Landeahetm  und  SUUiden  fibur  das  Kamme rgut 
und  zu  einer  Yi.roiriigung  der  beiden  Kassen .  der  Kammer-  und  der  T-nn  Ic-^steaer- 
ia^ttö.  Dadurch  wurde  ont  der  Bodeo  fUr  diu  moderne  rationuUo  Ordnung  des  SUab- 
liaiiähalts  and  des  Finanzdionslä  geschaffeD.   Nor  die  eigenthttmltchon  pi^tischon  und 

ätaatsrochtlichen  N'crhältnisse  in  Deutschland,  besonders  in  den  Mittel-  und  den  doch 
jiur  oiJplienu>tiscb  .,Staat-'n"  zu  ncnnenfien  Kleinstaaten,  cridftroa  Oä,  dtäS  liestc  jener 
alten  Kimii  lituii;?i;ii  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Siin^t  liiinirt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  KttSentrcnuung  auch  mit  den  liccht:!- 
Verhältnissen  des  alten  Domaniuiiis  näher  zusammen,  mit  •leni  wirklicln-n  oder  bchaup- 
totuu  Oharucter  alle«  oder  eines  grossen  Theib  dieses  Domauiums  als  Patrimonialgat 
der  boTTiicbendon  Dynastie.  Hier  schira  Öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  daaomde 
Sonderstellung  dieses  Domaniums  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zu  verlangen.  Ein 
(Jesichtspunct ,  welcher  in  Hen  deutschen  Mittrl-  und  Kleiubtaaten  sich  melirfach  bi- 
in  die  üepenwart  hinein  vertreten  liudot  und  uiancherlei  Kämplc  zwischen  l'ui-s>t  umJ 
Stünden  über  das  Domaniam,  sowie  neuere  vertragsmSssige  Regelung  darftber  erklärt. 
Aus>  rliil'i  l».ut.sililands,  wo  die  fdteren  Kerhtsvcrliältnisse  ähnlich  lagen,  und  in 
UcbtericicU  und  Preusseu,  wo  die  Dynastie  ^ch  mehr  mit  dem  Laude  polltisch  eincti 
vtisslo,  ist  sovohl  die  Aneikcnnung  aller  DomSnen  als  Staatsgut  als  anch  die  Beselti» 
gung  der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
DoniUncn  zniürkzukommcn  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Keffclunj»'  dieser  Da- 
mäucn-  und  Ka^aeuangelegenlioit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Civillisteu  tdiers 
in  Vorbindung.  Speciolle,  sonst  kaum  verständliclie  Einrichtun^ren  wio  die  Bildung' 
von   „Grundstockvcrm  öfTcn"    (AN r t  •  m  K e  i  g  s.  k  ^  ,  Veifass.  u.  s.  w. 

\Vurttijnb.s,  S.  181  11.,  Baden,  s.  lieguuaucr,  bad.  Staat:>haush-  S.  51)  hängeu 
ebenfalls  mit  der  nur  historisch  zu  rerMeheiidea  besondoren  Becbtsatellöng  dos  Do- 
maniuws  zusammen.  Achnliches  gilt  auch  beute  uo«  ]i  von  der  Einrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Stnntcn  z.  Ii,  in  Wurte  m  h  e  r^r :  Einnahmen  I.  vom  Kammer- 
gut,  II.  »US  Steuern),  im  cUcuial.  KOn.  Hannover  wnrdc  die  Kabscntrennuug  1^34 
aufgehoben,  lb41  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Vetftnderaogen  in  enger 
Verbindung  mit  den  liannov.  Verfassuni-1  'ni]  f n.  In  Braunscliwci«?  ii«<eh  jet/t 
2  Etats,  „Staatshaush.ctat"  iwd  „Etat  der  Kammerkasbc".  Im  letzteren  als  Einuahmcu 
die  Domftnenpacbten  und  Gef&lle,  Forsten  und  Jag<len,  Berg-  n.  Httttenwerke,  Zinsen 
(ISsl  zus.  2  193  Mill.  M.);  als  Ausgaben  die  Yerwaltjüisten,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts, Kammerschnld .  IMckzahiunircn  tind  ,.  Zahlung  an  ']'.-  lierzodicho  Ilofkasse" 
(Ü-^'^ö  M.  M.K  zub.  J.löti  M.  M  ,  der  lieberschuas  Kommt  ab  Domänen  -  N  c  t  to - 
ertrag  (0.737  M.  M.)  in  den  Staatsbaasb.etat  unter  dessen  Einnahmen.  A«  Imlii  Ii,  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustände  norli  crinncrndi.-n  klein^taatl.  Fin.rerwalt.,  die  Vcr- 
lialtuii^  iu  Üoburg-Ootha.  Im  eisten  oder  Domäucnkassouetat  die  Bruttoeinnahuieu 
(ans  Forston .  DomSnon ,  Zinsen ,  Versebledettem)  und  die  darauf  zun  lebst  lastenden 
Ausgaben  ( Verwalt.koslen,  Doman.schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben ^  der  Ucberschuss 
in  bestimmtem  Verhältniss  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Ucberschtlsse  als  Einnahme.  Einige  weitere  ältere  Notizen 
bei  Hau  1,  §.  92  Noten  u.  in  d.  2.  Aull  dieses  Bands  §.  1S4.  Noten. 

§.  \)\.  —  4.  Brandcnbu  rg- j'Ti^  ussi  he  l'j  nan  zvcrwaltti  n  Ein  e - 
iiaaes  Bild  der  Finauzrenraltung  der  Staaten  des  Icbcrgaiigszeitalters  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  erhftlt  mau  natdrlich  nur  aus  der  Darstellung  der  Vcrwaltting  eines 
einzelnen  concreten  Staats.  Die  wisscnscbafUichon  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keinen 
cinzi'J:'  n  Staat  bisher  nnsroichend.  Die  allgemeine  Ver«'a!luu;:^L;es.  hiclite  der  l  inzchjcn 
Staaten  wartet  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisljcr  vor- 
liegt, nimmt  auf  die  Ffauuizvonraltung  nicht  immer  die  gebQhrcnde  Bttcksicht.  Di<> 
Ariieiten  über  I'inanz-  und  Steuergeschichte  v  rnarhl?issigen  die  (Jos»  hiehle  der 
1  inauzverwaltuug  gewöhnlich  zu  sehr.  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  die 
Entwicklung  der  Fiaanzrenrattung  in  Oesterreich  und  in  Prcussen  beaondon» 
wichtig.  Für  Iclzleros  verspricht  G.  Schmollcr's  geplante  \  erwaltungsgcschichtc 
auch  hier  eine  wichtige  I.d*  ke  .ki-^zu füllen.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einsrhiagcnde 
bereib  veröUcnllichtc  Vorarbeiten  bchmoUcr's,  meist  iu  d.  /^tschr.  1.  preu»«».  tiesch. 
(so  Jahrg.  1871,  7S,  74  Uber  Städtevosen),  o.  A.  auch  auf  seinen  Au&.  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik-  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Keich.  Jahrg.  1S77.  S  T\,  auf 
Droysun's  Gesch.  d.  prcuss.  Tolitik.  auf  Isaacsohn's  (iosch.  d.  prcuss,  ikamteu- 
tbums  (bisher  2.  B.,  bis  E.  d.  17.  Jahrh.)  Berl.  1^74  u.  7s.  und  vor  Allem  auf  Kie- 
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dorit  brandenb.  preusü.  Staatehaush.  (17.  ü.  IS.  Jahrb.),  Berl.  1866  zu  Terweiseii.  Die 
UmgflstaltaDgei)  in  der  Stcin-Hardtiiibcrg'schcii  Kcformperiode  auch  auf  dcui  (iebiutc 
der  Finanzvcrwalhintr  schildert  K.  Mcicr,  in  s.  l)czn!rl.  \\'*^rlc  i^Leip/.  IHS\).  Die 
liAUpbächlichcii  i-iunciituugoa  des  Finanzdioiists  in  ihrer  alhnäligcn  Im-  und  Aus- 
bildoDf^  im  rinaiizberahmten  hohenzollor'schon  Staate  sind  nach  der  hier  zumeist  bu- 
iinfzf.  n  I).\r>t(  llnng  von  Isaacsohn  und  lUcdol  die  folgenden.  Sie  werden  hier  a!s 
ciu  Beispiel,  Qud  im  Allgcineiaeo  als  ein  musterhaftes,  der  Eatwickluag  der  Finanz- 
vwiraUmitf  des  Patrimonialsteats  in  dessen  Fortbildung  zum  modernen  Kechls-  und 
Coltorataat  vorgeführt. 

Atirh  in  Braiidenburir  (iiuli't  sidi  im  tr».  Jahrli.  a!s  ein  cijrcncs  nberstcs  Hofaint 
das  des  Kamincrnieister:»  oder  kamuicreis,  der  dauiak  bereits  nacli  Abgabe 
dos  oigentlichen  Kammerdienst  i.  e.  S.  (Vorvaltan;  von  kleidun»^,  Schmuck,  Uo> 
rnth  n  s.  w.)  eifentlirlic  oberste  Finanzamt  roprj^Hcntirt.  Er  liat  iJii' Kainmor- 
ciukiUiftc  und  die  darauf  aogewioseaoa  Ausgaben  zu  verwalten,  lä:>st  durch  seinen 
Kmmfflerschrdber  die  BecbnnuKon  fahren,  bat  die  Einnabmon  und  Ausj^abon  besor- 
genden Beamten  im  Lande  zu  controliron  uiul  ^einerseits  selbst  dem  Mark<!:rafcn  Kcch- 
liang  zur  Erhaltung  seiner  Entlastuncr  zu  leireri.  Auf.  d.  16.  Jahrh.  unt'^r  Joachim  I. 
Verden  Kammenncistcr  und  Kammerkassc  auf  diu  Verwaltung  der  Domaucu  und  klei- 
neren Regalien,  Jodeuschutzgcldcr  u.  ».  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofreuth  ei* 
meistcr  eine  Hofrcnthei  und  Landeskasse  (für  die  hauptsächlic  listen  Re^^alien. 
ätouem,  Zölle,  Ziesten)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
Die  Kammerltasse  wird  dann  mebr  und  mehr  die  tnirlbnfliebe  Privatkasse,  die 
spütcrc  t'hatulle  fUr  den  persönlichen  Redarf,  die  Hofrcnthei  i^t  mehr  die 
Staatskasse,  für  den  Hofstaat  nnd  die  allgemeine  I.nnde;?-,  namentlich  Civilverwal- 
tuug.  Fui  das  Militärwosco  eutstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
als  einer  festen  Institation  anter  dem  gros^n  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
geordneten  Staatshanshaltr^  ist  Ins  Mitte  d<'s  17  Jalirh.  noch  keine  Hede.  Reste  der 
alten  Naturalwirtbschaft  hatten  sich  erhalten  und  störton  die  Uebersicht,  und  der  Kur- 
fürst griff  dnrch  Erthcilung  ron  nnmittclbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localon 
SpccisUkassen  willkürlieh  ein.  Iv'eehnung»-,  Bnchun-i-,-.  Ck)ntrolwesen  blieben  unvoll- 
ständig (Isaacsohn  I.  M  ff.,  Kicdel  1 — H),  Auch  «Ii»  n(>«eren  Forschunjren  haben 
daher  für  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälltc  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhaitoö  liuaaz- 
Stmtist  Material  ituamnenbriBgen  können,  obwobl  schon  im  handbuch  der  Mark  von 
Karl  IV.  1373  ein  VerT'.eirhniss  der  landeshcnliclien  Eiuktinfte  aufgestellt  wurde 

Für  die  uutere  Finanzvcrwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jalirh.  noch  der 
allgemeine  Venraltungsbeamtc.  der  V'ogt,  das  Hauptorgan,  der  „neben  der  Eintroibmif 
der  regelmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Kega- 
li<u  un'i  Kiii/.ichung  der  Natural-  und  Geldleistungen  der  marktrräfl.  Domänen,  die 
genaue  Kegistrirung  sUmmtiicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
den  laadesherrlicben  Gommissionon  za.  besorgen  hatte**  (Isaacsohn,  I.  55).  Doch 
worden  vom  15.  Jahrh.  an  nnd  mehr  noch  im  Hi.  Jahrh.  die  rnterbcamfen  des  Vogts, 
Kästner,  Zöllucr,  Amtsschrc*ibcr  specioller  mit  dem  Finanzexccutivdienst  betraut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt  Der  Kastner,  der 
auch  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogteiliche,  später  der  landes« 
und  amtshaiJiitmännischc  Kasse  n  beamtc,  mit  entsprechenden  finanzwirths< hafflirhen 
|-*ui)cuonen  im  Vogtci-  und  Amtsbezirk,  uamcutlich  auch  mit  Verrechnung  und  Buch- 
fohning  betnot  und  rerantwortlich  dafür  (Isaacsohn,  I,  63  IT).  Neben  dem  Kastner 
erscheint  im  10.  Jahrh  d  r  Si  hos  sei.  dann  si  hon  frülicr  bei  bedeutenderen  Zoll- 
tttäiten  der  Zöllner  für  diu  Verwaltung  der  Zollgefallc  (eb.  S.  72  IIL).  Unter  ihm 
8t<}hen  ft)r  die  Zollcontrole  die  Zollreit  er.  Ucbcr  dem  Zollwesen  als  oberer  Control" 
Warntcr  tritt  Ende  des  16.  Jahrh.  der  0  b crzol  1  au  fseh  er  hervor  (eb.  S.  78).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grösseren  Bezirks  hat  in  seinem  klei- 
neren Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirthschaftlich-linan- 
aellen  Befugnisse  desselben  (eb.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  nuch  in  der  Mark  Bran- 
denburg zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finauzverwaltuug  geführt. 
Wesentlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  I48S  eine  Bierzicse  (Accise) 
von  den  Ständen  bewilligt  und  später  veriingert  worden,  154<.l  kam  ein  neues  Bier- 
geld hiri/ij.  Di<;  Verwaltiingr  besorgt  ein  aus  dr»n  sojr.  i)ber>(ä!i'len  (Prälaten  und 
Kittcrschatti  und  den  Städten  gemeinsam  gebildeter  Ausschuss,  unter  dem  besondere 
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..Zicücmcistei''  dio  Spocialrcrwaltang:,  Vorrechnon^  u.  w.  fuhren.  Auch  eine  zur 
Deckung  landesherrlicher  Schulden  Miftr,  tlos  Ifi.  .lalirh.  bcwillig-fL^  >t,iiit.  directe  Steuer 
(Seil 066)  wird  von  dcu  Städtca  nolhat  verwaltet  uud  iu  zwei  Uauptku&sen  gesaminoU 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  unterliegt  der 
VMwaltuiiir  durch  dnen  A0S8c]iUä&  der  Obmtandc  (lüancsohn,  I,  186  fl'.). 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  eesainmto  obere  Finnnzverwaltunr  dio  Errich- 
tung des  „(icUoiineu  liaths"  (1G04)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aulaichis- 
nnd  Controlonpui  für  die  Kamnierverwaltang  mit  feschaffün  wurde.  Bald  daranf  kam 
OS-  zur  roibildun^  der  miiri».  Kaimnor  in  rinr  (\>  1  log ia  IbuJ»  i'ird  c  tint'T  ciii' m  Prä- 
sldootoa  (1615),  dem  auch  dio  Uofretithei  untcrstoUt  wordo  und  deren  Voi&taud  (Uof- 
rentlM^meteter)  1652  regdmissiges  Mitglied  der  Arotskammer  wird.  Die  Zei(«erli&lt> 
nisse  Hessen  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  FinauzrcrwaltUDg 
koaimcn,  abor  in  dieser  Aintskaminer- Verwaltung  Itndet  das  preuss.  Finanz-  und 
Cameralbeamtenthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kammervcrwaltungcn  bcütauden  in  den 
nen  erworbenen  Landen,  Prenssen,  Cleve-Mark  (tsaaceehn ,  It,  40—50). 

Erhebliche  IVirfs.  li ritte  machte  die  Organisation  der  riiianzvi  rwiiltunü:,  die  Re- 
schadung  und  loste  Ordnung  neuer  Steueri[Uellen  lAccise)  zur  Deckung  der  bteigendeu 
Au.^gaben.  besonders  auch  für  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Grund- 
lage für  die  Kntwicklong  der  Finanzvcrwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  Tor 
|'*Ofi>  wnrdo  damah  ucl'^crt.  Selum  bei  der  R  •fir^Mtiisution  des  (jicheimen  Raths  i.  .1. 
Itiöi  wurde  in  einem  tjoilegium  von  „Staats- ivani  uorräthon"  ein  eigenes 
oberstes  Verwaltungs-Departement  fUr  die  Finanzen  (Karamereinkttnfke,  Stenern)  ge- 
bildet. Sjuifer  kam  (  s  yu  .  iucr  adolinistratiren  Scheidung  in  ein  II  of  k  am  m  r- 
departement  namentlich  lUr  die  Domäucneinkunfte  und  ein  Kriegsdeparte- 
ment für  die  neuen  Steuern  zu  Militftr-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  Generalkasse,  »lic  (i  en  eral  -  K  ri  egskasso  errirlitet  1074,  1076). 
Zugleich  wurdü  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  uud  Aufbringung  der  Koston 
dafar  gebildete  Einrichtung  ron  Gcmmissarlaten  (Kriegs-  n.  a.  m.  Commiasare) 
ein  ..standifji Insiifut.  «las  vermöge  seiner  Dopiielnatiir  als  Militiir-Irit  -iulantur  und 
Steuerdirertion  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilvcrwaltung  hervor- 
ragenden Einfluss  gelibt  bat"  (Isaacsohn,  II,  173).  Die  ständische  Steuervcrwaltung 
ging  mehr  und  mehr  in  StSdten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Steoor-Gom- 
missariate  über.  Kassen-,  Kechnungs-  und  (">•  n  t  rul  w  esen  verbosserten 
sich  auch  bei  dem  Nebeneinanderbestehen  verschiedener  Oeneralkasscn  (Cbatuiie,  Hof- 
renthei,  Hofistaalsrentbei«  Kriegskaase)  und  centraler  Nebenkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Spccialkassenwesens  erheblich  (Kiedel.  11  — 13,  auch  pa^sim 
13 — 34,  Isaacsohn  II,  lOS  (f.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kur- 
fi&rsten",  Entwickl.  der  (Kommissariate,  der  Stcuerverfass.  u.  s.  w.  S.  l.'»S  11".  Ueber 
die  Bcchnuniisabschlusse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  lUedel's  Werk).  Bo- 
merkcnswcrtb  ^iini  auch  die  i>racti'<rhen  Bemühungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Sumuiiruug  der  l'ruviucialeUts  zu  bilden  (1G79 — bU). 

Zu  einer  geordneten  Etataeinricbtung  fttr  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  erst 
unter  Krtnig  Friedrich  I.,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (10S3,  Hi^S — SO)i  unter 
dem  zugleich  das  Kecbnungswcsen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  llauptübelstand 
der  ülteren  Finau/wirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  ncmlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeordnete  Behörden  und  Kassen  willkürlich  über  derei» 
Geldmitt'  l  /I)  vi  rfü;;!-!!  .Ki.  di  l  S.  X> .  Isaacsnhn  II.  '2UiV).  Das  Sy.*tem  «l'-r  all- 
gemeinen und  der  speciellen  obersten  „Zweck-Kassen"  orlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vertheilung  der  Ausgaben 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschiebung  mancher  amlerwcitcr  AuMraben  auf  die 
Kriegskasse,  nicht  verbessert.  Wie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  l  inanzverwal- 
tung  das  Streben  nach  grfisserer  Centralisation  und  Verschärfung  der  Kerisioneu  uud 
Gotttrolen  henrer. 

Grosse  Forfschritfe  in  j  r  Tvi  liftmfr  inu  bte  die  preuss  Finanzverwaltunff  dann 
unter  dem  „camuralistiscben"  König  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
Ghatullkasso  itor  die  persönlichen  Ausgaben  des  Fttnten  wurde  aufgebeben,  der  Könige 

setzte  sich  selbst  auf  „Handgelder",  eine  Art  (  ivilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
(lUter  der  Chalullka^sc  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (1713^  und  so  der  Schritt 
aus  dein  Teilten  ratiimonialstaat  zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  uud 
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StMtsfiDtDzen  bereits  damals  io  Preuasen  im  W<»entlichcu  vollzogen.  Für  die  Haupt« 
zreige  des  Eiunalimcdicnsts,  mit  Ausnahme  dur  Ucsohüftc  des  OeDeral-Kricß:scommiS' 

snrirtts,  wiirdo  bereits  1713  eine  oberste  colle^ialft  « 'entralbfliArdc ,  iJas  (ieiicral- 
Kiuanzdirectoriuui  gebildet.  Im  J.  1T22  machte  die  Uentralisirung  auf  diesem 
Ciebi^  den  w^teren  vichtigen  Fortschritt,  dass  dies  Directoriam  und  das  Goneral- 
Krirsr^rommissariat  zu  einer  i-\uy.vz>-u  BeluTnle,  dorn  (ieneral-0  b  e  r- f  i  ii  anz - 
Kriegs-  und  Do  m  än cn  -  i) i  rc c  to ri um  vcrächmolzen  \vurde,  das  nunmehr  dio 
Kammereinkunfte  u.  s.  w.  und  die  Steoom  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Prorinzoa 
mirdeu  die  bisher  getrennten  [''iuaozbohördon  mng;Iiehst  /.u.sammcngcicgt  (Kriegs-  and 
Dömlneokammerii  .  Nur  das  Kasscnsysteiii  blieb  in  d-  r  C  iitnil-  wie  Provinri.nlircr- 
waltung  ein  doppeltes,  das  der  Gcnoral-K  ricgs-  und  der  Ucncraldomäueu- 
Rasse,  aber  die  ftiteren  kleineren  Nebenkassen  ferloren  ihre  Selbst&ndigkeit«  indem 
sie  ihre  UuberschUsse  (ü!k  r  die  Erhubuugskosten  ihrer  Einkünfte)  an  eine  der  zwei 
Gencralka^en  abzuliefern  hatleo.  So  wurden  in  der  Richtung  auf  „hscalischc  Ka^n- 
eiohcit"  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  denen  gegenüber  die  Errichtung  einiger 
militärischer  Specialkassen  für  besondere  Zwecke  (Hecrutcn-,  Invaliden-,  Potsd.  Milit. 
Waiseiiliaus-KA^s.'  nii  ht  schwer  ins  (icwicht  fällt  Dio  Errichtung  einer  eigenen 
liechnungs-KevisionübehOrdo,  der  Geoeral-liechc  ukammcr,  1723,  sicherte  die 
SeeOitftt  aller  dieser  Verbeseorongen  (Biedel,  S.  54  IT.,  57,  59.  a.  Beil.  11—13). 

Friedrich  d.  (ir  beliielf  iVi-y>c  Einrichtnii!; 'm  der  Flnanzverwaltung  s l  iiii  s  Vaters 
bis  nach  dem  7jähr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.    Dann  traten  in  der  Function  des 
Generaldirectoriums   einige  Aenderungen   ein   (Kiedcl  S,  99  IT.),   namentlich  aber 
suchte  der  König,  mukbh&Dgig  von  diesem  Directorium,  nach  fremden,  be>uii<lers  fran- 
ztlsischeu   ^Tii>teru  und   mit  Hilfe  fremder  Finanzbeamten   neue  Einnahmezweige 
(Lottüiie,  TabakmoQOpolj  zu  schaU'eu  und  den  Finanzdicnst  für  die  indtrcctcu  Steuern, 
Accise  und  Zolle,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  (System  der  „Regie**).  Diese 
Veränd  rnnsrrii  und  Neugestaltungen  wurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kassen- 
weseus  wichtig.    Zwar  blieben  die  beiden  grossen  Ciencralkasscn  bestehen,  aber  nher 
einige  <ieldcr  darin  zog  der  König  die  directe  Verfügung  an  sich  und  von  den  Ein- 
künften, weldie  seine  neuen  Kiiiri<  htongen  brachten,  galt  dasselbe.   Es  bildete  sich 
daher  eine  neue  k.  Disp os  i  t  i  o  iiskas S'* ,  mit  dem  (irib  r.ildireetorium  geheim  gehal- 
tener (iüUabrung,  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kenntniss  der  soubtigeu  obersten 
staatlicfaeti  Finanzbehttiden ,  neben  den  Genemlkassen.   Im  Uebrigen  fand,  mit  Ans- 
ii.ihine  Schlesiens,  dessen  Finanzvonvaltuiig  selbständig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
tralisirung  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben  statt.    Wenn  nun  auch  die  formcllo 
Ordnung  des  Staatühaushalts  in  Kassen-,  Rechnungs-,  Controlwesen  Fortschritte  ge- 
macht und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  fUr  die  wich- 
fi'rifen  SUiatszwecke  Uber  die  Mitte  l  d  r  Disiiu.sitiiiiiNknsMf«  vcrfiiirt  hat ,   so  ist  doch 
tiiese  zu  absolute  Cabioetsrogieruug  des  Königs  in  der  Zeit  nach  ilem  7j&hr.  Krieg  der 
Pinanzrerwahung  nicht  günstig  gewesen.  Sie  war  verwickelter,  vnttbenichtlicber  nnd 
■t  ^.lt^^L•.  htli«  h  \veiii;;i  r  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Willn  Im  I.,  die  ( »berrechen- 
itaoimer  war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgcdrttcLt  worden.   ^Belege  bes. 
bei  Kiedcl.) 

Diese  Ruckschritte  sind  unter  l  li'  drieli  Wilhelm  II.  gleich  zu  Anfang  wieder 
be^'i*iti<rt  worden.  Das  rieiieral'liieeturiiim  rrliielt  wieder  die  Stellung  der  til)er?ten 
leitenden  und  bcaufslcbtigeuden  Behörde  iur  alle  Zweige  des  Finanzdieusts,  die  Accise- 
vnd  ZoUadministratien  werde  eine  Abtheilnng  des  Directeriams,  die  verhasste  bc9on« 
dere  Kegie  dafür  aufgehoben  tl'Bti — S7'.  Die  Ober-ßechenkammer  erhielt  ihre 
bedeutsame  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controle  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  1"8G),  —  nach  (iesichtspuacten,  welche  Im  sie 
heute  noch  in  Preussen  gelten.  ..Bei  dn  K'eusion  der  Kechnnngeik  suUte  nicht 
bloss  ca  li'tilatorische  Richtigkeit.  L  «■  1)  «■  n- i  n  s  t  im  in  u  ii  mit  d*ii  Ktats. 
Justiflcation  der  Abweiubuugeu  und  gehörige  Beibringung  von  Belagen,  son- 
dern auch  die  zweckmässige  Benatznng  der  Einkemmenqnellen  nnd  die 
Beobachtung  gebührende  r  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prtkfnng 
unterliegen''  (Riedel  S.  1  l;i  I!  ).  Mit  wenigen  Ansnahnicn  wurden  die  Rechnungen 
aller  öffeutl.  Kassen  der  Kckisiua  der  Oberrech enkammcr  uuteiatcilt.  Zu  diesen  Aus- 
nahmen gehörten  die  Rechnungen  der  besonderen  geheimen  Dispositionskasse, 
deren  Stellung  eine  unÜ.  lisanto  Anomalie  im  St  »  it-haushalte  blieb,  pra<  ti-'  h  eine 
i^chiiinmerc  als  unter  Friedrich  IL,  da  die  Ausgaben  dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 
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buiiliclieii  Ulli]  Hof-Luxusausgaben  venrcndüt  wurden  (llioddl  S.  152,  aucL  Beil.  17). 
\Vi<litigf'  Si  luitti'  in  Beznsr  auf  die  Organisation  dos  Finanzdiensts  im  alten  Staate 
Uiat  oudilch  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  JSOU.  Eine  Imjucdiat- 
PinanzoGommission  aus  4  Miobrteni  und  4  Ritbon  wurde  mit  dorn  Auftrage. 
Finanzrcfonncn  aufzustellen,  gebildet.  Der  Wirkungskreis  der  Oberrechenkammer 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ilir  jetzt  aiicli  die  Kevision  der  bisher  oxcinfeii  Kassen, 
darunter  der  Dispo3itious>ka»sc,  iiiitcrstcllt  iiitd  diese  Behörde  dem  GeiicraMirortorium 
im  Sange  i^oichgcstcUt.  Daneleü  wunic  noch  eine  General- Controle  der 
Finanzen  unter  ciTK^-m  Gencralcontroleur,  der  zugleich  t'hef  der  Oherrechenkammcr, 
eingerichtet  (179b),  mit  der  Aufgabe,  jährliche  üeborsichteu  der  Einnahmen  Und  Aus- 
gaben dem  König  zu  liofom  und  die  Ergebnisse  der  gosammtcn  Verwaltung,  specioll 
der  Finanzen,  kritisch  zu  bcurtheilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  Centralisirung 
des  ganzen  Finanzdicnsts.  Auch  d  is  (icneraldircctorium  wurde  erweitert,  die 
Verwaltungen  der  üuu  uiwürbenen  Liiiider  mcUi  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colie- 
giale  Boratliung  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Directorium  ein- 
gerichtet. Die  Disposifioiiskasse  Mii-b  zwar  detii  König  gepreiillber  in  der  friiluT-ni 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  biuss  vom  (jabiuet  aus  verwaltet  zu  worden  und  wurue 
dem  Staatsministcr-Genendcontroleur  mit  unterstellt«  —  abo  eine  Beschrftnkung  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncto.  Die  beiden  grossen  Generalkassen ,  Do- 
mänen- und  Krio^skasse,  bliebe»  bestehen,  die  i^^esammten  Staats*  inktlnftc  tind  Aus- 
gaben wurden  darin  mulir  und  mehr  cenlralisirt,  so  i.  R.  die  MilitärgcUef  der  schlcs. 
Provincialkassen  auf  die  General-Kriegskassc  Übertragen  (i;iedel  S.  200  ff.,  210,  220. 
231).  Alles  dies  trug  ih/.u  bei,  den  iiretissisclien  Staatslian^lialt  zu  Anfang  des  19.  Jalirli. 
auch  schon  vor  1800  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.  Die  absolut- 
monarchische Hegierungsform  zeigte  sich  freilich  auch* in  der  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung noch  maassgebend,  aber  bei  der  strengen  Kechtli«  hkeit  und  Siiar^amkcit 
des  preuss.  Königthums  ^vnr  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schon 
voU5titndig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  92.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  IS.  Jahrb.  die  Finanz- 
verwaltnn;::  doeli  aeliun  mein  auf  modernen  Fuss  einu-'Tiehtct  und  in  stärkerem  Maassc 
ocittralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  IrUher,  in  Gemässhoit  der  ganzcu 
l)oliti8chen  Entwicklung  des  Staats,  ron  Frankreich,  wo  im  surintendant  des 
finances  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  and  im  späteren  contr«'ilcur-gcn6ral  des 
finanres  neit  dem  17.  J.li.  bi  reits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
uiodcracii  Fiuaiauiinistcr  ahulu  hus  oberstes  leitendes  Finanzorgan,  das  durch  eine 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts w5re  im  l*^.  J.li.  s(  lum  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  staats- 
rechtlichen Burgboliafteu  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  XV.  gefehlt  hätten. 
Es  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlangt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Continent  erst  in  d  r  Periode  nach  der  franzOs.  Bevolution 
Aur  I>iirchtührunp:  l-^  Summen  sind.  Aber  ni(  lit  mir  st«iatsrer1itlii  h,  sondern  auch 
liiian/technisch  war  m  England  die  Orgauia^ation  der  l  inanzverwaltuag  und  der  Fiuauz- 
dieiist  schon  weit  früher  als  auf  dem  Continente  gut  geordnet.  Die  tQchtige  Grund' 
laL'-e  da/u  scliuf  bereits  der  normannische  T.ebensFtaat ,  nach  Mustern  .ui<  seinem 
Hcimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  cxchcquer. 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltongen  erinnernden  bestimmt  geregelten  Geschäftsgang. 
S,  bes.  Gneist,  engl.  Vcrwalt.recht.  2.  A.  I,  1!)1  II.,  nach  dem  älteren  Hauptwerk 
von  Madox.  History  ctr  of  tbe  exrbeinier.  '1.  ed.  Lond.  I7BM.  Bei  (in  ei  st  auch 
die  Weiterentwirklung  u.  heutige  (icstaltung  d»^  Finanzdieusts.  (wonach  unten  in  §.  100 
Weiteres),  s.  bes.  (ineist,  11,  7t)2  —  ><r)2.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Stellung  <ler  cxche<|uer  ist  Vielem  liur  historisch  versi.'in  llirh .  steht  aber 
grade  in  England  iu  so  eugem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Veriasöuog  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  Iwiti. 
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IIL  Die  moderne  verfassangsmässige  FinaDzrerwaUaDg. 

§.  93.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Pnnctioiien.  Das  Cliaracteristisclie  der  modernen  Organisation  der 
obersten  Staatsverwaliung  (Iberlianj)t  ist  die  Zcrlei^miir  derselben 
in  g;r(5ssere,  nach  doiii  l'rincip  zusanitnenj^eliiiriger  aelitjegenstände 
gebildeter  VerwaltUDgsabtbeiluDgen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortlicbe  Cbel's 
steheO;  womit  also  hier  die  Collegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilnogen  ist  nnn  die  linanzwirtbschailliehe;  das  Finanz- 
mtnisteriam. 

Stelluuf  mid  Wirkangskreit  desselben  sind  etat  in  der  neaaren  Epoche  der 

».VerfassungeD",  d.  h.  der  Eiürichtnng-  vnu  VoIksvertretu!i^<Mi  nelieti  Fürst  und  Ivegierun^, 
BtaaUrechtlick  zu  dein  geworden,  wa^  sie  jetzt  süud.  iaüe&äeo  ist  doch  auch  hier, 
Stilbift  in  Fnnbreicli,  wo  der  Fiiiaiizministcr  jetet  an  die  Stelle  des  Genenlcontrolcm^ 
dor  Finanzea  in  der  alten  Honarchie  gotrctca  ist,  nur  eine  Entwicklung;  fortgeführt 
Vörden,  welche  iti  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  de«* 
IS.  J.h.  bereits  im  Wescntlicheu  zur  Verwirklichung  gelangt  war.  Die  Unterschiede 
zwischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  obersten  OentTal-FinanzbehORlen 
des  IS.  J  h.  sind  d:\hcr  in  fin.inzferhnlsfher  Hinsicht  auch  nicht  so  hcdiTitend,  als  in 
staatirechtlichcr.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  Grundsatzes  der  Verantwortlichkeit 
des  Finanzministers  hat  nur  in  derselben  Richtaog  gewirkt,  wie  dia  technischen  Be- 
darfnisse des  Finanzdiensts:  zur  Concentration  der  Geschäfte  der  obersten  Leltnng« 
Verwaltung,  Aufsicht  bei  der  Gentraistelle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  8te]lung  und  der  Wirkungskreis  des 
Ftnanzministeriums  in  den  Terschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
heiten nach  dem  geltenden  Verfassangs-  und  Verwaltungsreeht,  der 
gesehiehtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltnng  und  den  speciellen 
Bedürfnissen  jedes  Staats.  Aber  in  den  Grundzilgen  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen ^  zumal 
auf  dem  enropäischen  Oontinent.  Natnrgemäss,  da  es  den  nervns 
reriini  gereiulviniüi  \ci\ViiUcl,  hat  das  Finaiizniinisterium^  wenn 
auch  nicht  im  Kan^e,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
►Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestinmiten 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Ancrkennungj  namentlich  darin, 
dass  das  Finanzministerium  prineipiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sieh  iHr  irgend  einen  Ver- 
waltuogszweig  um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
bandelt.  Die  hanptsäeh liehen ,  im  Wesentliclien  in  den  modernen 
Staaten^  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmttssigen  Functionen 
des  Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 

1.  Entwerfung  des  StaatSYoranschlags  für  die  künftige 
Finanz  Periode.  Zunüebst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  Sonstigen  obersten  Slaatskörper  (Gesammt- 
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ministeriumy  Ministerrath,  Staatsrath).  Nach  hier  erfolgter  Be- 
rathimg  und  Erledigung  hat  namentUeh  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
^aiiction  ihn  der  VolksveiUetuiig  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  ver- 
treten. 

Es  empficUIt  sich,  die  Yorbercitunp:  des  Budgets  eine  hinlänglicbc,  aber  auch 
wieder  eine  nicht  m  lange  Zeit  vor  der  Vorige  im  Parlament,  bez.  ror  dem  Anfang 
der  neuen  Finanzpciiode  zo  beginnen  und  eine  bastiiDDitc  Zeit  vorher  inncrhalli  der 
liegierungskreis''  s<Ah^l  zum  A'^schluss  zu  brin-irf^n.  Dalur  pfl<>e:cii  Bestimmungen 
gütroil'üQ  m  werden,  dass  die  anderen  Verwaitungschets  ihre  Antrage  aut  veränderte, 
besonders  auf  erh5hete  Grodite  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Prtclnsir- 
tcrmin  beim  FinanzmiiiistoriiHn  anbringen  müssen,  du  ProTissen  /..  P  '  ziitn  :!0.  Juni 
des  Vorjahrs^  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Regierung^instanz  niclit  za  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  aaszndchnen,  ist 
räthlich  mit  Rucksicbt  .luf  die  sonst  in  grösserem  Umfang  zu  erwartenden  Veränderungen 
der  fiir  die  Einnalimc-  und  Aijs;r;ibe-Ansätze  im  n(i.!:ret  maassgcbcnden  Verbflltnisse, 
wodurch  dann  wieder  die  misslicUu  Xolhwcndigkeit  von  Nachtragsetats  ontstcht. 
In  dieser  Gefahr  liegt  auch  das  MiBslicbo  längerer  als  dnjahr.  Etatsperioden,  bes.  in 
grossen  Staaten,  wenn  sielt  dafbr  aach  andere  zutreffende  Graiide  geben  lassen  (s.  §.  104). 

2.  Vollziehung  dea  StaatSToranscblags  nach  seiner  Ver- 
absehiedung  und  seiner  Verkttndigiing  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  eoneentrirt  sieh  im  Finanzministerium  und 

fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 

andere  Ressorts  daran  betheiligen.  Das  1  iiialJzmini^teiiual  voll- 
führt die  Aufij:al)C  itu  Verordii  un^swege  und  mittelst  des  ihm 
grundgcsetzlicli  /uslelienden  An  weis uncrs recht. s  Uber  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  VerrUgung  sIlIu  ikIc  Staatseinkommen 
(bez.  über  die  etatsmassigen  „Eingänge*'  einer  !•  inanzpcriodc),  ein 
Recht,  welches  durcli  den  Etat,  namentlich  iUr  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet 

Demgemilss  eoneentrirt  sich,  aucli  vorbchaltlicli  der  Mitwirknng  anderer  Minisferien 
nnd  roonlinirter  oberster  Verwalluriu"-behördcn  {z.  B.  filr  das  Stantssrhn!d»'nwpsfn>  und 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  uud  Unterbchörden,  der  Ausgabe-  und  Eiunahme- 
dlenst  in  oberster  Gentraiinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demselben 
daher  die  H;iui>t8taatskasf<i\  Nach  dem  jef/t  nnerkannten  „Prinriii  der  liscalischcn 
Kasseneiuhü it"  läuft  durch  diese  Kasse  mögliebst  die  Gcsammtheit  aller  auf 
Uechnong  des  Staats  (Flscus)  erfolgenden  Ausgätigc,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  (iunstcn.  Und  zwar  mindestens  rer  h  n  ii  ngsmässig, 
so  weit  es  nothwendig  und  zweckmässig  auch  tha  tsäc  h  1  ir  h ,  indem  <iie  Einnahme- 
ämter ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-, 
Erbebungs-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weitcrem  Abzog  der  auf  sie  angewiesenen 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  ~  ilirc  Ueberschüssü  an  die  Haupfk;is-e  ahfübren 
und  von  dieser  Auügabea  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  au  andere  Kassen  über- 
tragen werden. 

Auf  (irund  des  Etats  uberweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  zur 
Verfügung  stehenden  Einnahmen  allen  anderen  VerwaltunfT''/""ei<j-eii  ilie  für  sie  aus- 
gesetzten ("redite,  über  welche  die  betrellenden  Kessortsrliefs  und  liehörden  dann 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  b.  gesetzm&ssige 
und  iniirrhnllt  dfr  <IreM/en  «les  Etats  sieh  hnlt^reie  Ausübung  des  An  Weisungsrechts 
ist  das  Fiuanzmiuistunum  der  aduüuistrativcu  und  der  politischen  Controle  (§.  SO) 
nutenrorfen,  Uebenchreitongen  des  Etets  in  den  Ausgaben  haben  dio  anderen  Tef  • 
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waliangszveige  auch  ilim  gefciiflber,  und  wenn  sie  mit  seiner  Zu  st  im  intin^  (geschehen, 

hat  sie  das  Finanzniiniätcriutn  in  fj«'iiiL'iiisc]i;ift  mit  dem  Ciicf  der  ln'treHcndcn  Vit- 
waltimg  dem  Staaboberbaapt  und  der  Volksvertretung  gegenüber  zu  vertreten  und 
dafllr  IndemDitSt  elnzobolen. 

3.  Vorbereitnn^  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  finanzwi rthschaftlichen  Characters  und  Ver- 
tretung derselben  in  der  Beiatluin<^sinstaiiz  yor  den  anderen  obersten 
Staatskörpern  (Mirii'^terratb,  Staatsrath  n.  dgl.),  sowie  weiterhin 
Yor  dem  Staatsoberbaupt,  nm  dessen  Genehmigang  zur  Vorlage 
des  Gesetzes  bei  der  Volksyertretung,  nnd  yor  letzterer,  um  deren 
Znstimmnng  zu  erlangen. 

Voniemlicb  kommen  hier  die  grossen  organischen  GcscUe  Uber  die  Hauptein- 
giingc  (Einnahmen)  des  modernen  Staats«  die  Stenern  nnd  das  Staatsschulden* 

Wesen  in  Betracht.  B»  i  d-  n  (lesetzen  über  privatwirtlisrlmfilicho  oder  Krweibs- 
einkanftc  (.Domünen,  Forsten,  Bergwerke,  auch  Vcrkehrsanstalten,  wie  Post,  Telegraph, 
Eisenbahnen)  und  vollends  über  GcbUlircnoinnahmen  (Justizgebühren ,  ünterrichisgo- 
buhren  n.  a,  ro.)  stobt  n  ;;»  Imilssif  der  finanzielle  Gcsiclitspuuct  in  zweiter  Linie,  wes- 
halb dii^  Verwaltung  dieser  Z\^'t-'i!;>-  üborlKiii[>f  riic!it  diroct  dorn  Fin;ui/iriii)i>,t«_Tinj-;  r.x 
untersieben  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreUenden  (icsctze  zwar  wohl 
unter  Mitwiritvng-  des  Finanzministerioms  erfolgt,  das  dabei  das  fiscalische  Interesse 
zu  vertreten  hat,  aber  von  den  bct rodenden  anden  n  ^linistericii  atipfrcht.  Ein  alinlicher 
Sachverhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaben ,  weiche  letztoff 
natürlich  durch  die  bezüglichen  Staatsthütigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
Gesetze  regelmässig- znm  Kcshort  des  betreUenden  Fachministcriums  gehören  (MilitUsches, 
Bauten.  Keformen  u..s.  w.V  Speciell  ins  Gcbi-'t  der  v<im  Finanzniiniitirittm  vorzu- 
bereitciidcn  organischen  Gesetze  des  Ausgabewesens  gehören  aber  diejenigen  zur 
Regelung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  wesent- 
lichen in  allen  Zweigen  des  Stiatsdiensts  gleichmässige  Nonnen,  vornemlich  nur  mit  der 
rntprschciduns:  von  Civil-  und  ^lilitärdienst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
allein  ist  im  St.-mde,  das  fiscalischc  Interesse  gegenüber  der  Geäammtheit  der  An- 
sprache des  Be$oldungs-  nud  PenHnn->etats  znr  Geltang  zn  bringen.  Nur  wird  bei 
der  grossen  alli^ciiHduen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstand?  nnftirlicli  atich 
wieder  der  üuanziclle  Ge^ichtspunct  nicht  allein  entscheiden  können.  Die  Aufgabe, 
das  politische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Bessoftschofs 
mit  zufallen, 

4.  Vollziehnng  der  finanzwirthschaftliehen  Gesetze. 

Biese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
Yerwaltungs Verordnung),  durch  Erlass  vun  V  i  i  fugungen  und  Bescheiden  zur 
Losung  von  Zweifeln  und  Fragen,  weiche  erst  bei  der  YolLdchong  des  Gesetzes  auf- 
tauchen.   S.  Stein,  4.  A.  I, 

T).  Oberste  Leitung  and  Verwaltung  der  Finanz^ 
wirtbschaft. 

Im  di'xT  lTi[isirlil  ^rhurt  znm  l'inanzministeriuin  znnächst  das  gesnmtnte 
Zahluugs-,  Kassen-,  Kechnuugs-  und  Controlwesen  (Kechuun gs-  oder 
Kassencontrolo),  dio  Staatsbnchhalterei;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltung 
wichtiger  Einnahmequellen;  reselmüssig  insbesondere  der  meisten  Steuern 
(directen,  itidir-  i  t<'n,  Fin.  II.  §.  '!^5S.  ..Ki  wi  rbs"-,  „Verkehrs'*-.  ..Vcrbrauchs"-Sfi-n. m 
u.  s.  w.,  Fin.  Ii,  ^,  451 — 'fülj,  zum  Tbeil  aucb,  so  namcaliich  früher,  der  „Doniamal- 
elnnahmen"  i  w.  S.,  der  Dom&nen,  Forsten,  Bergwericc,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels- 
Geld-   und   B,mkcrpsrh:ift.-.   ^Vrkehrsanstalten,    Doch   sind   di-^s,-  Kiiina!ime(|uellcn, 

fleich  den  meisten  Verwaltungen  von  (iidiahrenzwuigon,  vielfach  dem  Kessort  des 
Inanzministerinma  entzogen  und  aas  priiiLipiellcn  und  practischcn  Gründen  anderen 
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MinisferiiTi,  ilt  iijL-iiif^M'ii  für  I..iii<hv  iithscliaft,  Handel  uinl  fioxverbe,  Bauten,  Yerkchw- 
aiistaltcn  antcrstellt.  Das  tinanzmiDistehum  hat  öfters  auch  die  Sultötaoz  des  Staate- 
vennOgetis  zu  nberwaeheo,  daher  die  iDrentaiisining:  desselben  unter  dcb,  vorbehaltlich 
der  üebertragang  dieser  Aufgraben  an  andere  Fu  h -  Ministerien.  Auch  das  Sf  a  :it>- 
s rli uldenwesen  ist  wohl  ans  staatsrechtlichen  und  practischen  (irundcn  —  letzteres 
nt:uilich  im  Interesse  des  StaiitscrcUits  —  dem  Finanzministeiium  entzogen  oder 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  irelche  auch  bei  der  ressort- 
rniissigen  Zugchöriglirit  /um  Fiiiaii/.inini>t'  rium  eini-  selbständigere  Stellung  als  eine 
blosse  Vcrwaltungsabthcilung  desselben  einuimut.  Von  den  Ausgabezvcigen  ver- 
waltet das  Pinanminfsteriom  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Be- 
deutung far  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pensionswt.'scn, 
u.  dgl.  in.  —  mitunter  sogen.  ..n  1!  irf*  rn  e  i  n  e  Finaiizverwaltung"  im  Unterschied  von 
der  „spociellen"  — ;  lerner  die  lum  Dienst  »ciutts  eigenen  Specialiessorts  gehörigen 
Ausgabezweige  —  eben  die  .«specielle**  Flnanzrerwaltnng.  Beispiele  ans  einzelnen 
Ländern  nnten  in  §   U<;  (f. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  n.  s.  w.,  Yerkchrsaostalten  aus  dem  Finanz- 
ministerium ist  mehrfach  iriiuipieQ  reriangt  nnd  ausgeführt  worden,  um  den  fis- 
calischen  (fosichtspunct  in  der  ganzen  Kichtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
don  eigentlich  s  1  aa  t s  i  rthsc h  aftl  i  ch  e  n  zurücktreten  und  a  1 1  gern  ei n  e  stiats- 
und  volkswirthschaftlUhc  Interessen,  die  eben  lur  die  Uebertragung  dieser  Vcrwaltungs- 
zweigo  grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Rerücksirbtigiing 
kommen  7.\i  h'^scn.  Iiisorerii  birgt  diese  administrative  Organisation  un'l  Ri'ssortbe- 
stimmung  ein  Stuck  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  nnd  volkswirtlischaft- 
licher  Principienfragen  in  sich. 

^.  94.  Organisation  und  Einthcilung  des  Finaiiz- 
miui.NU'twtna.  Gewisse  GrundzUgc  sind  Iiier  dem  Finjinziniuibteriiuu 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modemeu  Staate  ^;eiiiein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  Concentrin;  sich  die  Entscheidung  aller 
Geschftfte,  zq  deren  Berathung  aber  die  Miniitteriairftthe  in  Form  ron  Collegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decernent)  über 
die  An^plesenheiten  seines  speriellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet  relierall  aber 
i.st  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsätze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  nnd  der  Volksrertretong  die  Entscheidung  trifft 
Alle  Verfügungen,  Bcsfhoi<le,  Verordnungen  des  Mtnisteriams  erfolgen  daher  doreh 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  Längt  die  Orgaoisation  nnd  Eintheilong  des 
Finanzministeriums  wesentlich  Ton  den  Fnnetionen  und  der 
Bessortbestimmnng  des  letzteren  ab,  wonach  sieh  anch  wieder  die 
Aasdehnnng  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden ,  was  sich  In 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Rtteksiohten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Pnncten  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  al I «ge- 
mein eu  Angelegenheiten  der  im  Finanzniinisterinm  eoncentrirten 
Finanz  Verwaltung,  fUr  die  dann  \V(.ld,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  KtRts-,  Kassen-  nnd  Ivcchinui^^swesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Al)theilungcn  i  I)ci)artcmcnt.s,  Sectionen  ) 
gebildet  werden,  von  den  speciellcn  Finanzdienst-Zweigen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäilte  eine  grossere 
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oder  kleinere  Aozahl  weiterer  Ministerial-Abtbeilungen  naeh  dem 
leitenden  Gesiehtspunct  der' sachlichen  Znsammengehörigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

Aläu  z.  B.  wenn  Domauen  u.  s.  w.,  VcrkehniaiisUlten  im  Flnatl^lInil)istcriutll 
!>t«hcQ,  ftlr  Domtoen,  für  Porsten,  oder  fttr  beide  zusammen.  fQr  Berg-  and  Htktten- 
werke,  für  difecte,  für  iiidirccte,  für  Stempel-,  Regiüter-  und  deraitig:e  Steuern,  fur 
.Sta.nfssrli!jM»'nwt'>..'!i ,  mit  ftttairren  weiteren  Sj>f'fi?ilisininireri  nacli  Bedttrfiiiss,  Ihal« 
sit'hiicli  i>lter>>  nach  historischer  Tradition,  'in*  mau  beibehält. 

Mitunter  bilden  sich  solche  AbtbeilnngeD  des  Ministeriums  an« 
staatsrechtlichen  Grlindeu  zu  mehr  selhstilndigen  ßehf5rden 
ans,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 
Finanaministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Puneten 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 
schuldenwesens, auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist  In  anderen  Fällen  werden 
aus  specieli  t'inanz-technischeu  und  ökonomisch-technischen 
(Iründeii;  u  A.  wegen  des  Erlordernisses  specieller  Fachkennt- 
nisse auch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
iiiiuistcriuius  zu  selbständigeren  .,01  rcctionen"  ( „Genera l- 
directionen'*  u.  unter  dgl.  Nauieu  nielir;  ei  hoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Centraisteile  aus  entzogen. 

Neuere  Beispiele  sind:  Monopolvcnvahiiiif;:''!! .  wie  Tabak  (Oe-sterreich i ,  I.otfo- 
rcrwaltuug  (Oesterreich,  Trcuti^cu),  Bcrgweik^verwaltuitg  ^Baicru).  Miiazwesen  i^uielir- 
Ikcb),  StaatamantifactiirGn  (Pnuilcrefcb) ,  Staats-,  Geld-  utid  Bankfcsch&fte  (Proussen. 
Sechaadltioi^,  ehemals  die  Bank),  Peu:»iou!>n'e:^en  ipreuss.  Wittw'en- Vcri>llc)(aogsaastalt), 
Geaeraldirectioncu  der  Haupteinnabmezveig^e  überhaupt  (Frauiu-eich,  §.  99)  n.  dgl.  m 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  crwUbnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  fiscalischen  die  allgemeinen 
Staats-  und  volkswirthsc haftlichen  Gesicbtspuncte  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  fttr  Bergwerke, 
Staatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  ttber  die  Bildung  solcher  selbstöndigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  „Directionen" 
liiiiutis  i.st  dann,  die  betrcft'endeu  Dienstzweige  anderen  i'a<  1» 
uiiiii.stciicn  zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allp^e  nie  inen  staats- 
uud  volkfjwirtbschaftlichen  Interessen  o\  ollici.»  ^n^pllegt  werden, 
z.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  iamlwirthseliat'tlieheu,  die  Ver- 
kehrsanstaltcn  dem  Ilandelisminibterium  oder  einem  verwandten. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Bichtung  vorwärts  und  erbebt  solche  Dienstzweige,  einzeln  oder 
verwandte  miteinander,  zu  eigenen  Ministerien  oder  diesen 
wenigstens  im  Wesentlichen  gleichgestellten  obersten  Centralbe- 

A.  Wa«rni'r,  Pinaiisrwi<»u>n<i<»lMft.  1,  S.  Aufl.  14 
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bürden,  so  z.  B.  die  Poat  and  Telegrapbie  (so  jetst  in  Fraokreicb), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leben 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Bele^  fUr  die  wirthschafts-  nnd  culturgescbicbtiich 
bemerkenswerthe  Thatsaebe  des  ailmäligen  Znrtickweichens  der 
älteren  rein  oder  überwiegend  fiscaliseben  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung von  Objccten  des  Staatsvcrmögens  und  von  Ertragsquellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dein  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
staatswirthschaftlich-geuiciHuUtziger  Weise. 

Tgl.  Stein.  4.  A.  I.  198.  Haa  Fiii.  II,  §.  5^5.  Boiäpiclc  unten  in  96  ff. 
Beachtenäverth  ist  nftmentlicli,  wio  sidi  der  innere  Grund  der  Kogalisirung,  dL  h. 
des  amschliüäsliohcn  Vorbehalts  einer  wirthscliaftlich  jn  1  iiätigkeit  für  den  Staat,  hier- 
mit vcrSndcrt.  z  R.  boi  MUnzc,  Pr«t,  aixlf^rou  Verkchrsaiiätalten :  das  Regal  diente 
urspruuglirh  vor  hUoiu  dum  tiücaiiächuu  Zweck,  einen  grosseren  lieiuertrag  erzielen 
zu  kOnDfln,  jetzt  dem  voHuwifthschafÜichen  Zveck,  die  belrelTende  Eimiclifaiig  mdglichst 
einriclitcn  in  k^'^imcn.  Darauf  ist  in  der  Lehre  von  deil  Begalien  und  QeVfthreil 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  1  v.  d.  (iubohren). 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Finanzbehördenwesen  und 
der  finaoziello  Execativdienst  Die  Einrichtungen  scbliessen 
sieb  2um  Theii  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zam  Tbeil  folgen  sie  der  Organisation  der  oberen 
FInanzverwaltnng,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  und 
gliedern  sieh  nach  dessen  Abtbeilnngen  und  naeh  den  General- 
Directtonen;  zum  Tbeil  endlich  und  vieUaeh  überwiegend  ist  auf 
sie  das  teehnische  Bedttrfniss  der  verschiedenen  finanzwirtbscbaft« 
liehen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Eintluss,  ein  Bediirj'uibb,  das  anderseits  für  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  sein  ntusste. 

lu  früherer  Zeil  i,§  S7 — 91)  dienten  die  a]i^:emeiiien  Vurwattungsorgane.  Acmter 
und  Beamten  ungleich  meistens  mit  für  den  Fioan/^tiicnst.  besonders  auch  ^ur  Einziehung 
der  Einktinftc,  mit  wenigen  Ausnahmen«  wie  /.  R.  im  Zolldienst.  Fortschreitender 
Arbeitsthcilung  aucli  in  der  Vorwaltung  gem.iss  haf  sidi  dann  der  Kinanzdienst  all- 
uiälig  von  dem  allgemeinen  Verwaltungsdieutit  losgetrennt  und  vorsdbütöudigt,  &o 
nam^leh  da,  wo  ea  sieb  oin  specififleh-technisclie«  dieselbe  Arbeitskraft  auch 
ziemlich  ploichmibiiig  und  fnrfwährrnd  boschäftigendi'  finanzielle  .\ufga'>on  li  indelte. 
Eben  deshalb  schon  am  fruli^iten  im  Zolldienst.  später  im  Dienst  der  anderen  indirecten 
Stenern,  der  Verkehrasteoem,  in  der  Eigen  Verwaltung  Ton  Staatseigenthum,  ivegalicn 
und  anderen  Ertrags<|ucllen  durch  Administratoren  anf  Becbnong  des  Staats,  daher 
beim  Münz-,  Post-,  Bergwerks-,  Koi-stwe^cn  u.  s.  w.  Dagegen  hlicT».  z.  Th.  l«is  in 
die  Gegenwart  hinein,  die  Verwaltung  der  directen  Steuern  und  der  Domänen  in  der 
neueren  Periode  der  Verpacbtnng.  in  der  Mittel-  nnd  selbst  in  der  unteren  Instanz 
wohl  ein  Theil  der  rillgemoinen  Landesverw.ilfiint; .  indem  deren  Organe  auch  hier 
die  betreuenden  finanzwirthschaftli«  lien  (icst  hufte  mit  zu  besorgen  haben.  Allerdings 
mitlinter  —  auch  hier  die  Consequenz  des  Arbeitstheilungsprincips  —  so,  dann  iuuer- 
)udb  einer  allgemeinen  Verwaltungsbehörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Fach- 
gruppen ron  (ieschnftcn  (Polizei-,  Schul-,  Kirch>  n.  Snniiäts-,  Wirth8chaft^i?a<  lien  n.  s.  w.  -, 
bo  auch  für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Specialbearote  einer  allgemeinen 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aller  Venridtungs- 
(fesch&flte,  wie  auch  der  Finanzsachen  spedoll  und  das  BedQrfnira.  feinde  die  Finnnz- 
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geschäAe  von  (eclmisc  h  g  e  b  ild  e  t n  Oryaiicn  besorfen  zu  lassen,  hat  aber  Jetzt 
mehrfach  lu  eigenen  F  i  uaiu  b  c  Ii  0  r  d eu  fur  fast  alle  verschiedenen  Ziruige  oder 
wenigstens  filr  je  (mho  Keihc  rorwandter  Zweige  des  Finan/diensb  gcfalirt.  Auch 
hier  zeigen  sich  freilich  inanoliv  rnti;rsclii<;dc  in  den  einzelnen  I.ilridcrn,  ]a  nach  di  r 
(iröctfe  der  Staatcu,  der  EntnicliiuDg  der  iniimn  Staatsverwaltung  Uberhaupt  und 
ihwr  Stellang  zur  localcn  SctbstFcrwtiJtung'  und  nach  der  Gestaltung  der  Floanzwirtli- 
scbaft  namentlich  des  Steuerwesens.  lu  Deutschland,  speciell  in  Preusscn  ist  die 
r^strennung  der  Finanzrerwaltiinfr  in  der  Mittel  -  und  t  iü«  l  ia^tanz  besonders  bei  der 
directen  Besteuerung  von  der  übrigen  inneren  Ver\val(ün>r  aocii  nicht  so  weit  gcdieheji, 
als  z.  ß.  in  Fraukreich,  was  mit  der  grösseren  Einfachheit  unserer  directen  Steoeni 
und  mit  Verschiedenheiten  in  der  Erhebung  zosanunenhängt 

Die  schon  erwähnten  speci tisch  technischen  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  liehördenwescn,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
Generaldirection  oderMinisteriaisection  gipfelt,  ans  inneren  saehiichen 
Gründe!)  nnch  nach  unten  zu  am  Meisten  seliistandij;  ausgebildet 
und  damit  das  sog.  ^^Centralisatioosprincip^'  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbraucha- 
steuern,  mit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 
Salz,  Tabak,  Hier,  Branntwein,  Wein  n.  s.  w.,  JPorst-,  Bergwesen 
—  vollständig  durchgeführt.  Die  übrigen  ünanzwirthBchaftlichen 
Dienstzweige,  wie  nRmentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
bleiben  auch  aas  sachlichen  Grttnden  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs* 
behOrdenwesen  mittlerer  nnd  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

So  scheidet  sich  denn  das  moderne  FinanzbehOrdenwesen 
nach  drei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenstandlich;  sodann  räumlich,  nachdem  Wirkungbkicis  im 
Stnatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finnnzljeh()rdeuorganisation  i^ieh  der  räundicheu 
Organisation  der  inneren  Landcsverwaltung  anschliesst  — -  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Amtsstellen  für  den  Finanzdienst  ~;  endlich  nach  Rangver- 
hältnissen,  indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Ftnanzbehörden  jeder  Fachgruppe  nnd  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  Ueber-  nnd  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zwischen  ihnen  läuft  daher  der  Instanzenzug 
ron  unten  nach  oben,  bis  zur  Oentralstelle,  daher  regelmässig  bis 
zum  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Verfügungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controliren  und  zu  rcctiliciren ,  hinsichtlich  des  Be- 
schwerdenlaut's  n.  s.  w.  die  allgemeinen  Grinubät/.e  des  modernen 
Vcrwaltungsrechts ,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
RegelmUssi,":  sind  die  Local-Finanzbehördcu  (Zoll-,  Steuer- Aemter, 
Steaereiunehmer,  Ausgabekasseu  n.  s.  w.)  mit  der  eigentlichen 
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Ausl'ührung  der  einzelnen  in  ihr  Kensurt  schlagenden  tinanzwirth- 
scbaftlicben  Verwaltungsacte  betraut,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  und  ihren  Organen  stehen  daher  auch 
für  die  Sicheraog  des  Einnahmedicnsts,  mithin  besonders  für  die 
Steoervcranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  und 
Zwangsrechte  („Execation")  (Fin.  II.  §.  565-590,  579,  580)  zn. 

Vgl.  V.  Malchus,  II,  Rau,  l'iii.  II,  §.531—534.  Steiu,  4.  A.  I,  195.  Eine 
weitere  Au-^fuhr  kann  hier  im  Hinblick  auf  (Vu-  practisclifii  Bcisf)i-1<-  in  den 
t'oljS.  §§.  uutcrbieibcu.  Sind  auch  Jic  loiteiidcu  Priuci|>icii  und  tiiuiidica^c  der  modernen 
Orgaatsatiou  des  FlnanzbehAnleniraseiiii  und  seiner  Dienstrerriclituiicren  im  Wesent- 
lichen übereinstiinmend.  so  unterscheidet  sich  diese  Oreranisation  dü'  Ii  in  dca  einzclnea 
Staaten  unter  dem  EinHuss  d  r  v*  ischicdciien  geschichtlichen  Entwicklung,  «loi  Ver- 
schiedenheiten der  Landesveiwaitaug,  der  wirthschaff liehen  Verh&ltniü»« ,  der  Voiks»- 
dichtigkeit  der  Einoahmeartcn  u.  s.  w.  immer  wieder  bcmerkUch.  Aof  den  Wirkungs- 
kreis und  die  Functionen  il  r  Mittel-  inul  t'nterbehnrdcn  im  Kiiiaiizdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dicücs  Werks  bei  den  Einnahmen  u.  d.  w.  mitunter  ein- 
gegangen. 


IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finansverwaltong  in 

einigen  .Staaten. 

Das  Wescntlicli'  hierüber  wird  wohl  in  den  Werken  über  Staatsrecht,  \  cr- 
fuÄsujjgss-  u.  Verwaltuüijsrüclit  und  über  Fiiianztfesctzküiide  der  eiiiiehien  Staaten  mit 
gethcilt.  weiteres  findet  sich  in  deii  Staat.<haniibachem  u.  dgl.  u.  ist,  B.  io  Betreff 
der  Einzelheiten  des  Beamtenthums.  aM>  <l  n  Ktnts  zu  ersehen.  Uel)er  die  nord- 
deutschen Staaten  giebt  eine  üubersicht  der  iJr^anisation  u.  Competenz  der  oberen 
Beh&rdcn  ein  An&fttz  in  Hirth's  Aonaien  1870  S.  147  (f.,  «71  W.  Allgemeine 
üfgnnisatorisclic  Gesetze  fehlen  öfters. 

§  fM>.  —  J.  Preussen  Hier  si^ehcii  «Ii--  i<-t/!i<jen  Kinrirhtuneeti  auf  di«' 
xiua:»e  liel'uruiperiode  nach  dem  i'rieden  von  Tilsit  und  aui  die  Zeit  der  iSeuge-»i«ltung 
des  Staats  nach  1bl5  zuruck.  Au  Steile  der  iUtcren  Behörden,  namentlich  auch  des 
General (1  i  rer t II  r  i  u  ni .  >;  '.•!).  .la^  itn  aUen  Staat",  um  l^iH),  noch  in  4  Pruvineial- 
und  in  4  Kcaldepaitemcnta  zeriiel,  ^wovuu  das  erste  fUr  Kassen-,  Stempel-,  .MUnz-, 
Bank-,  Mcdicinal-.  Lotterie*,  Postresen  unter  einem  Minister,  der  zugleich  General- 
Controlcur  der  Finanzen  war),  trar  liiic  neue  Organisation,  welche  auch  fiir  den 
Finanzdienst  umxestalfenil  war      K.  .Meier,  Kef.  d,  Verw.organis.,  S.  29.  177  11, 

V.  Küujic,  preusa.  Staaisr.  3.  A.  II,  1.  .\bth  ,  S.  lJU  Ü.,  II,  2.  Abth.  S.  574  11.). 

Nach  dem  PublicAndum  v.  16.  Doc.  1808  wurde  ein  eigenes  Pinanz- 
in  i  I!  i  t e  ri  t! in  7nr  1j  itunjr  und  Verwaltung  des  gesammten  F!iian/,\vcscn<  (nntor  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weiteren  \'crfUguug  an  diu  anderen  Uessortchets;  errichtet. 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  and  seine 
Kessortverhaltnisse  sowie  seine  EinthcUung  haben  wiederholt  .4endcrungcn  erfahren, 
r  A  wurde  zeitweilig  (ISIT — 2'{i  ein  besondere»  Schatzministeriuui  vom  Finanz- 
miaistciium  abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  vornemlich  auf  d.  K. 
Eriass  V.  17.  April  ISib;  die  vichtigttta  seitdem  erfolgte  Acuderung  ist  die  l'cbcr- 
tr.T^iinü  d.  i  Alitlh  ilung  f.  Domänen  u  F^'i-ten  vom  Finanzmini-ti  iiinn  anf  da>  land- 
wtrthsciiattliclie  Ministerium  (Erl.  v.  7.  Aug.  l')7S).  Danach  „hat  das  Fiuauzministeriuw 
gegenwärtig  die  gesammte  Finanzrervaltung  des  Staats  zu  leiten,  den 
Staatshaushaltsetat  und  die  Uechnungen  darüber  aufzustellen  und  eine  fort- 
laufende Control  •  ühi  1  die  Sraatseinnahmen  ii.  Aufgaben  zu  üben.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mutclpunct  für  das  gesaUiiule  Etats-  u.  Kassenwoscn  des 
Staats,  indem  ihm  sAmmtlicho  Etats  zur  Mit  revision  vorzulegen  und  alle  Kassen- 
ab^<-hlusse  eiiizureielicn  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
directen  u.  iudirecten  Steuern  und  der  sonstigen  Ei  nnahui  ez  w  cige  des 
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StaaU».  welche  nicht  anderen  Ministerii-n  oder  Reiclisbollördeii  untergeordnet  ^\ud, 
•^l'ecicll  in  fuhrtMi.  Endlich  iiiii'-Tliegt  die  Hauptv  crwnltn  np*  dor  St;i.Htssc,l)tiMi»n 
meiner  oberen  Leitung"  (7.  Könne  II,  1.  Abth.  S.  92).  Das  Fiaauzininuitcriuui  zcr- 
Allt  jetzt  ia  8  Abtheilongeii,  Ar  Etats-  und  Ka9settw«seii,  —  (im  WcMiitliclien 
dafür  tiestand  von  1S17 — 2t>  eine  eigene  unabhängige  Centraibehörde,  die  „Gencral- 
controle  der  Finanzen",  dann  für  einen  Thcil  der  hierhcrgchrtrigcn  Aufjrah(;n 
von  1S2() — 44  eine  andere  t'cntralhehörde,  die  ..Sf  ;i.itsl)UchhaUerei");  —  für  die 
iiidirecten  Steuern  (wozu  in  rrfu^sen  luisscr  den  ubiichon  auch  die  Stempel-. 
Erbs'-li. Steuer,  verschieden»;  trt^liuhreiiarf.  Ab;;;il.)cii  im  Wrkchrswesen,  jetzt  auch  die 
(ierichtöluMteu  u.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  iur  die  directcu  Steuern.  Zum  Uessort 
des  FloaiiziDiiiiflteriujiis  gehören  an  aonstigoo  GentralbehOrden  die  ÖoneraUrtaatslrasso, 
die  General- Lotterie -Direclion,  die  Münzanstalten,  die  Gcn.-Dir.  d.  allgeni.  Wittwen- 
verpfleg-.anstalt .  weiter  die  Scehandlun^.  In  einer  abg^csonderton ,  mehr  selbständigen 
Stellung  aiclu  die  Hauptverwaltung  der  Staaiäächuiden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
meist  gebübrenartigen,  dem  CSeaammtbetrage  nach  klciDeren  Einoabmen,  die  bei  lUlen 
ein^Inen  Ministerien  vorkommen,  *<ind  von  Ilaupteinnahmezweiircn  m^hr  privatwirthsch. 
Katur  anderen  Ministerien  als  dum  Finanzmiuistürium ,  mit  aus  dc/i  oben  dargelegten 
ptincipiellen  und  practiscben  Gründen,  in  Proossen  unmittelbar  Obertragen:  die  Domänen 
Q.  Forsten  dem  landwirthschaftlichen ,  das  Belg-,  Hatten-  u.  Salinenwcsen  {\ad.  der 
Berg:werk>tcuern)  u.  das  Staatseisenbahnweseu  dem  Min.  f.  ölfentl.  AHi.itcn  (1*57S\ 
Eine  „dein  künig  unmittelbar  ujitcrgcorducte ,  den  Ministem  gegenüber  selbständige 
Behörde*"  ist  die  Oberrechnnngskammer  (Ges.  t.  27.  Marz  1872.  §.  1«  Vor> 
geschichte  bei  v.  Könne,  II,  1,  S.  154,  G.  Herrfurlh,  prouss.  Etats»  u.  s.  w.  Wesen, 
BerL  1881,  S.  13  £). 

Fttr  die  FinsBZTervaltnng  im  Lande  fungircu  als  MittelbchttrdeD  die 
Abtheijuugen  der  Bezirksregierungen  (Regier. Bezirk^  für  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  dos  allgemeinen 
Organismus  der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
coordinirtcn  ProvlnciaUStener-Dtrectionen  fttr  die  Vertraltung  der  indireeten 
Steuern  und  Zölle,  die  in  girieher  Weise  wie  die  I'eg^icrunjirM  der  Oberaufsicht 
des  Oberpräsidenten  der  Provinz  unterstehen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Könne,  IL  1, 
bes.  §.  264,  266,  274.  279:  zu  den  Bez.rcgierungen  gehören  auch  KassenrAtbe, 
Einzelbeamte,  die  die  Kiissea-,  Etats-  u.  Rechn.sachen  ZU  bearbeiten  haben).  Ab- 
weichende  Einrichtungen  in  der  Nrittelinstan/,  bestehen  namentlieli  in  Berlin,  wo  die 
Geschäfte  der  directen  Steuer?  er  waltung  jetzt  von  einer  besonderen  „Dircction"  dafür 
wahngeuommen  werden  (Organis.gcs.  v.  26.  JoU  19S0  §.  S8)  Q.  bisher  in  d.  Pror. 
Hannover,  wo  im  theik eisen  Anschluss  an  die  "Utcren  hanuov.  Verhältnisse,  fiir 
die  ganze  Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
einer  eigenen  Provincialsteucrdirection  unterstehenden  indireeten  Steuern  u.  Zölle,  bei 
der  MFinanzdirection''  concentrirt  ist  (prcuss.  Erl.  v.  5.  April  1S69).  Nach  dem 
Organis.pes.  v.  1880  §.  '21  soll  aueli  liier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Fiuanzdirection  an  die  Regierungen  (bis- 
herlgeo  Laiiddrosteien>  abefgehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestoheo  Reg.- Haupt* 
kassen,  in  weklie  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solch  •  l)esteheii.  die 
ütcuererheber  ilirc  Einnulimcn,  bez.  Ueborschüsse  terminweise  abzuführen  haben. 

Die  staatlicliea  Un terbehörden  der  Finanzverwaltung  sind  in  Preusscn  da- 
doreh  z  Th.  entbehriich,  dass  in  einer  Reibe  von  Provinzen  die  directen  .Staats- 
steucm  dureb  die  Communen  erhoben  werden.  In  einiiren  Provinzen  fungiren  aber 
auch  datur  eigentliche  staatliche  Steuercmpiäuger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
Kreiskassen  und  Kreisstenereinnehmer,  an  welche  ron  den  Gommoncn  u.  den 
übrigen  Steacrcmpfängern  die  Geldfer  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
eigener  Finanz-U  n  tcrbehörden  u.  Beamten  besteht  für  die  indireeten  Steuern 
u.  ZöUt;  unter  jeder  Prov-steuerdircction  (Zoll-  u.  Steucr.imter  verschied.  Rangs,  im 
Qrenzbezirk  u.  im  Innern). 

Der  Ausg'alietlienst  wird  tli.  von  der  Gcncralstnntskasse.  tb.  von  rentrnl- 
kasiieu,  (sog.  Gcneralkasseu)  einzelner  Ministerien  (so  im  Üultusmin.)  u.  Behörden, 
in  Lnnde  ron  den  Regierungshanptkassen  und  von  Specialkassen  fttr  einzelne 
Venraltuugszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung-  der  Keichszölle  und  inneren  K  e  i  c  hs- Ve r  b ra  u c hsteoem 
ist  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaatcn ,  das  Reich  hat  aber  Commissariate  zur 
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Controlc,  indem  wechselweise  Finnn/>)i*ainte  der  grösseren  Eiiizelstaateu  bei  den  bc- 
txeii'eadeu  Dii»trict&bcliördeu  eioes  anderen  Staat»  als  Bevollmächtigto  faogireu.  Die 
oberste  FinaDSvervaltnn;  des  Deutseben  Reiche  concentrirt  sich  ia  dem  jetzt  zu 
einem  sclbständijicn  KcicLbiiint  .  rhobiMiou  I' e  i  c b  ssc  h  at z a  in  t .  dessen  unmilte!har 
verwaltende  Thätigkeit  aber  bei  dem  engen  Couucx  zwischen  Keicbä-  u.  Staatstinaozeii 
eine  geringe  ist.  Die  K  ei  ch  shau^tkasso  wird  von  der  Relcbsbauk  verwaltet.  Zu 
den  Reichs  -  Finanzbebörden  gehOrt  noch  die  Verwaltung  der  Rricbs^t  hulden, 
diej.  des  Rcichskriegsschatzes  u.  diej.  des  K ci rli  s - 1 n  val i den  fonds. 

§.  97.  —  2.  Andere  Ueutscho  Staaten,  in  äammtlicbeu  Mittclütaateii 
bestehen  jetzt  cbenfklls  besondere  Ministerien  der  Finanzen,  w&brend  in  den 
Kleinstaaten  etwa  nnr  eine  Abth<;iliing  d(  i  obersten  Centraibehörde  (MinibteriumM 
u.  dgl.)  spccicll  fUr  die  Finanzgeschäfte  i'ungirt.  Bei  manchen  Unters«  hicden  im 
Einzelnen  unter  sich  u.  von  den  prcuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  Ganzen  mit 
letzteren  Uebcreinstimmung. 

In  Haiern  (  Puzl,  Verw  r.  3.  A.  S.  60  If.,  Stockar  v.  N  eu  fo rn  -  H  o  r  k , 
3.  A.  I,  83  Ii.)  stehen  diu  Doiuäncu  u.  Forbteii,  letictorc  ah»  eine  eigene  Abtbcüung 
(Min.  Fontbnreaa\  dann  die  Be^veite  u.  Salinen  (unter  einer  zum  Finaiizministeriuni 
rcssortirenden  eigenen  (leneraladministralion  imfci  «Inn  Fin.min  ,  die  Verkebrsanstaltcii 
in  einer  eigenen  (iencraldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeusseru  (ebenso 
wie  in  Wurtembcrg).  Auch  die  Zölle  u.  indirectcn  Steuern  bilden  eine  besondere 
Qeneraldircc tion  unter  dein  Finanzministeriuni.  Zu  diesem  rossortiren  auch  die  Staats- 
Ceiitralkasso  und  in  si^lbsi:i!i.liL;('rer  Stelhnig  ilie  Staa  f  ss(  Inil  d  cti  r  o  m  nii  i  n  n 
sowie  der  oberste  i{cchn uug.'>lK>i'.  Die  Finanz- M itteistetleu  im  Lande  sind  lu 
den  Kreisen  (Reg.bezirkcn)  regelmässig  —  d.  b.  wo  nicht  Gentmlstelteii  gewisse  Ge- 
schäfte ausfuhren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht ,  wie  bei  der  Oen.dir. 
der  indir.  Steuern  u.  s.  w.,  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Vcrkehrsanstaltcn  -  -  die  Krcis- 
regieruhgen,  bez.  die  Finanzkammern  in  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eine  der  Kreisn  irimiug  unmittelbar  untergeordnete  Krciskasso,  Die  Finanz-  . 
r  II  ti>  rb  liHrden,  filr  das  (iros  sümmtlicher  Einnahmen,  bes.  fUr  den  Steuerdienst  u, 
lur  die  Besorgung  der  Ausgabeu  sind  die  Keiitamter  (Stockar-Uock,  S.  133  fl.). 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  DntorbehOrdensystem  (Zoll-.  Salzsteuerlnifer)  besteht  für  die 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zftlle  unter  der  betrefl.  (ieneraldirec tion  (Stockar- 
llock  S.  H17  II.).  Für  das  (»ebuhren-  (u.  Verkehrsteuer-)  Wesen  fungiron  th.  die 
Rentämter,  tb.  besondere  Expoditions-  u.  Ta.Yämtcr  (cb.  S.  IM  H). 

In  WttrtombergfKiockc,  Verf.  u.s.w.  W.S  161)  ist  das  Finanzministerium 
eines  der  vcrfassungsmäss-,  Vi«rwrjltiin;;sdepartemcnt?5,  in  wclcliem  sich  die  gesanimte 
FiuaDzvcrwaltuug  vereinigt,  mit  den  beiden  Uauptausuabmen ,  dass  fUr  die  Staats- 
schuld rorfassonfsratssig  eine  besondere  landatändische  Verwaltung  (unter  Obei^ 
aufsieht  eines  köii.  ComuiissUra i  besteht  u.  dass  die  Verkehrsanst  a  1 1  <  ii  seit  ]$64 
aus  dem  Finanzdepartoment  ausgeschieden  u.  dem  Miu.depart.  der  .^^l^wart.  Anpe- 
legeiiheiton  übertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stehen  die  Über  Ii  nanzkauiui  cru 
mit  3  Abthcil.  (Domänendirection«  Forstdirectlon,  Bergrath),  das  SteuercoUegium 
für  die  Verwalmnn  der  directen  und  indir.  (incl.  IJeichs-1  Steuern,  zeiiu  eilig  eine 
fUr  neue  Kataster  gebildete  Gommisition,  tliiun  die  Staatskasäenvcr waltung,  die 
Oberrechenkammer  u.  das  statist.  to]>o<,M.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  n.  Unter- 
behörden  im  Lande  sind  die  Kameralämter  i,f.  Domänenwesen,  Leitungeines 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils,  auch  der  in<lir.  Landes- 
steuern, u.  für  den  Au>gabediensf).  Das  Kanstatter  Kamcralaiiit  fuugut  zugleich  als 
Hauptsteueramt  f.  Zölle  u.  Reirhssteuern,  wofür  ausserdem  noch  Grenz-  u. 
innere  Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  Land  es  steuern  gicbt  e,s 
nocli  staatliche  U mgeldscommissäre  u.  Urtssteuer beauten.  Die  ürund-,  (ie- 
blude-  u.  Gewerbesteuer  wird  ron  den  (lerooinden  u.  AmtskOrperschaften  erhoben,  unter 
dem  Prineip  (b  i  eommunalen  Steuerhaft  (Fin.  11.  5;.  .jOT)  und  an  den  .Staat  abgeführt. 

In  Baden  (Kejjf  nauer,  S.  12  II..  ISH  ft.  u.  passim)  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Dom.nica-.  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  (len.dir. 
der  Staatseisenbahnon.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  Unierbehörden  im  Lande  (mit 
daznjrehf^rifren  Ka5>eii)  :-ind  ilie  Doiiirtnenverwaltiiniren .  Hezirksforsteien ,  die  Hutten- 
Verwaltung,  SaJinenvcrwaltuug,  die  übereinoohmcreicn  für  einen  oder  mehrere  Amts- 
beziiio  zur  Steuerverwaltung,  die  Zdllmter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Finann'or- 
waltang  in  einem  Finanzministeriam  (mit  S  Hauptabtheil.)  concentrirt. 
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Ebenso  im  K.  SiehseD.  ebenfklb  S  Ablheü.  —  die  onte,  romeml.  f.  Etftt-, 

Kassvn-,  Rechnun^s-.  Abgaben-  u.  Steuer» edcii  u  A.  m.,  dio  zreitc  f.  Dom&oen, 
Forsten  u.  andres  Staabcignnthuin ,  die  dritte  f.  Wege-,  Vcrlcchrswescrt ,  Verliehrsan- 
ätAitcD  —  u.  unter  d.  Min.  die  Zoll-  u.  Stouerdirection  tur  di«^  Zolle  und  iudirecten 
Stonorn,  die  Gen.dir.  d«r  Eisenbahnen,  die  Landrontcu-  u.  w.  BankpertraltaDg.  die 
DirectioM  der  Landeslottcrio ,  das  Oberbergamt.  Die  Oberr  •<  Imuriü-sl^rimuier  steht  hier 
oDter  dem  GiwaiitiiitmiJiisteriuin.  Im  Laude  die  Zoll-  u.  Steucrämtcr  f.  d.  iudirecten 
Steaern  ti.  Z6lle,  die  Kreiasteuenitbe  il  BeztifcsetenereinnahmestolleR  f.  d.  direeten 
Sleoeni,  dio  DoDlaen-  u.  die  Forstvorn'altnii^^eit  ii.  w. 

5^.  «S.  —  3.  Oesterreich  'Uibrich,  LHirl..  d  öst.  StaaNrcht- .  S.  12. 
141  Ii..  15Ü  U-,  Detisary,  Fin.ges.kuudc ,  S  29t>  ii-,  eingehend  Ivuuupaäck-Mor* 
Blonaki,  FlD.ge8.kttnde.  2.  A.  I.  25  fT.).  Natflrlicb  hat  hier  auch  die  Organisation 
der  FinnnzverwidtTing  mancherlei  Vi  riuiili-Tiiiiircn  nntcr  den  WechselfTilli.n  di-r  iimereii 
Politik  des  Kaisentaats  orfabreu,  so  auch  noch  iu  dei'  jongsteu  Periode  seit  t  ^i^.  Schon 
im  alten  Staate  war  im  vor.  Jahrhundert  u.,  unter  manchen  Verftndorungen  wAbrend  n. 
nach  der  französ.  Krie^szeit,  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
reutralstellc.  der  allgemeinen  Hofkammer,  die  aUer  nach  Älterer  \Vci>e  auch  volks- 
virthscbafiliche  Vcrwaltungsgeschäftc  zu  besorgen  hatte,  concentrirt  worden.  Neben 
ibr  bestand  das  Generalrechnnngsdirecloritim  ab  aUgomeine  Controlbehörde. 
Uw  lst*»or  Kreignisse  mit  ihren  weiteren  politischen  and  staatsrechtlichen  Folgen 
fohrteu  zum  moderiieu  Miuisterialsystem  mit  Ministem  aU  rerautwortlichoo  Ohefs  ao 
der  Spitze  Seit  dem  Ao^eicb  mit  Ongam  (lSt>T)  besteht  ein  Beicbafinanz* 
aiinisterium  und  ein  ^cuioinsamer  oberster  T\  d  h  n  u  ii  gshof  für  das  ganze  Kei<  h. 
!>i'^  Ministerinm  hat  wesentlich  nur  den  Haushalt  f.  d.  (icsammtmonarrhi«-'  formell 
IQ  ordnen  u.  zu  leiten  ^Ktat-,  kasseu-,  Kechuuugsweseu),  indem  fast  die  ganzen 
Einnahmen  dee  Reicbsetata  aus  Beltrftgen  der  beiden  fieicbshälflen  (s.  o.  §.  41  S.  S6) 
berrtthren  nnd  von  dorfii  Finanzvcrwaltang  getrennt  beschafft  werden. 

Au  der  Spitze  der  wcstOsterr.  Fiuauzrerwalumg  („im  Keichsralhe  vertrcluue 
Kanigreicbe  n.  Linder**)  ifebt  das  Finanzministerium  f.  sJlmmtliehe  Finanzan* 
gelcgonheitcn.  Zu  dessen  Ressort  gehören  von  Hauptcinnahim  ({ucllen  die  directen  u. 
Indirectcii  Stenern  letztere  incl.  Zölle,  Monopole,  Lotto.  Steiiiitel  ii.  „(ichiihren  von 
Bechtsge^ichaften"),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  unterstehen  dem  besond. 
Wo,  d.  Acicerbans  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forsten,  ferner  die  Bergverice  n. 
dem  Handelsmin.  die  Vcrkchrs.inlairen  u.  Anstalten  fUrifcn.  I'ost.  Telegraphen,  Siaats- 
eisenbahnen).  Daa  Finanzmiulsterium  zerfällt  in  d  „Sectioueu''  (f.  Budget  u.  Credit- 
weeen;  f.  Indireete  Abgaben  u.  ^beiregl.  StaatedgODth.;  f.  Pensionswesen,  directe 
Steuern  u.  die  leitenden  Finanzbobftrden),  die  Sectionen  in  eine  Anzalil  weitere  Fach» 
departomcnts.  Als  eigene  Ccntral-Behörden  unter  dem  Finanzmifiisterinm  fungiren  in 
selbständigerer  Stellung  die  Directiou  der  Staatsschuld,  die  Lottugcfällsdirection,  die 
tS34  errichtete  Generaldirection  der  Tabaksregie,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  u.  Uiitorbehflrden-  u.  Aintsorganisiiiiis  im  T.aiide.  di-'  Centralcommission  zur 
Regelang  der  Orundsteuer,  die  Directiou  der  Hof-  u.  Staatsdruckorei ,  da»  üaupt- 
■Qnaamt.  Femer  stehen  die  SidinettvenraltaDgen  im  Saldmmmergut  unmittelbar  unter 
den  Fin.min.  in  Galicien  unter  der  Fin.landcsdireetion).  Zur  (3ontrolo  der  Finanz- 
verwaltung besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  )*  •  <  h  ii  n  n  crsh  n  f 
(Verordn.  v.  21.  Nov.  Ib66).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  die  Finauzprocuratu i 
ein  (diejenige  in  Wien  mit  centntamdicher,  die  in  den  Provinzen  mit  Provinz.be- 
hflrdenstellung),  zur  Vertretung  des  Stnntsscbatzes  in  Kecbtsgeschftften  u.  Bechtsetroiten 
(Mor-Blouski,  I,  4(1  ff.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  ist  überwiegend 
in  besonderen  Finanz behOrdeo  organisirt,  welche  aber  z.  Th.  mit  der  politischen 
(inneren)  Verwalfuntr  in  Verbindung  gebracht  sind.  Die  oberen  Mittelbehördcn.  direct 
unter  dem  Kinanzministehum  sind  die  Fioanziandesbehörden,  immer  je  1  iu  jedem 
Kronbuide  (in  den  grosseren  Finanz  1  and  es directionen,  in  den  kleineren  Finanz- 
dircctionen  genannt  .  Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressnriirenden  Finanzsachen  unter 
»ich,  daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  u  n  d  uidirecteu  Steuern  in  ihrem 
Ersnlande  (s.  „Amtsunterricht**  v.  29.  Üai  1B74,  bei  Konopasek^Hor-Blonski  I,  2S). 
Der  Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Teriraltang 
herjrestellt  ist,  unter  ihm  steht  ein  specicll  finanzieller  Director.  Im  unteren  Finanz-, 
namentlich  Stenerdienst  sind  die  Behörden  für  die  directe  Besteuerung  von  der.- 
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juiiigen  für  die  ttbpgen  Fiiiaazgosch&fte .  biM.  für  die  indirecto  Bcätouenuif  gotraniit. 

Als  Ri.'lirjnlcii  ctstrr  Instanz  oder  Iciteiii!«^  for  dir  dircctcn  Si«  iirrii  br^tclicn  in  den 
gröüücicn  Laudcäliauptstüdtcu  äteU4iraduiitii:itratiüiicn,  iii  den  kioincrcn  Steucr- 
localcomraiesiouoii,  ausserhalb  die  Bozirkshauptmannschafteu,  die  poUtischeti 
Behörden  der  inneren  \ Viw  altun;^ .  welchen  für  die  Steucrsachea  besondere  Finanz» 
beauitc  beigegeben  bind.  l>u^  gleichstehenden  Finan/.behördcn  für  den  sonstigen 
Fiuauzditiii&t  bind  du-  Finanz  ite  2 irküdircctioneD  ^ätatt  ihrer  iii  den  kleiucreu  Krön- 
ländom  Fin«Hzinsi>ecloren  u.  Oberiospcctoren).  Die  unteren  ExucntivbehOcden 
Mnd  die  S  t e  u  e  r  ii  rti  f  c  r .  iK^svind-  i^  Tiir  die  V'er«raltung  u.  Erhebung  der  dir^Tten 
Steuern,  (wobei  auch  die  (ietuüiiideu  ädbbt  mitwirken)  und  uines  TUuih»  der  (iobührcu, 
Stempel,  Taxen,  indirecten  Steuern  n.  »on>tigen  Gefalle;  t'orner  die  Zollämter,  die 
VerzehrungShtetieränite r  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Ste ui pel v c r- 
schleissHitittr  In  Wien  besteht  ein  lif^hrp-j  Central  lax-  und  (ittbühfiihe- 
musäungbuni  t  für  daü  iu  Oesterreich  btark  entwicLulte  Uubiut  der  Stooipel,  Taxen  u. 
(jebfllircii  ron  Hechlsgeäch&ftcu,  auMCidom  GcbQbronbemessnngsftmter  in  den  Kron- 
landern.  Kine  besondere  Kinriehtung  für  den  CoDtroIdienbt  in  ße/.ug  auf  die  Staats* 
Kofäile,  be^.  die  Zölle  und  indir.  iun.  Steuern  U.  Monopole,  ibt  die  tbterr.  bewalTaetc 
Kiuanxwacbe  (Mor-Blonski  I,  r»!S  ll.l  —  IHe  Berg-  u.  Hütten-,  Donuncn- 
II.  Forstiremraltung  erfolgt  dnn  h  besondere  Directioncn  mit  weiteren  l'nterbehörden 
in  den  Provin/rti  I  Hfrirli.  S  I').').  Blon^ki.  1.  IT**  .  Aehnlich  wie  in  W'est- 
()eäterreicb  ist  die  urganisation  dc:>  Fiuanzdiensth  auch  jetzt  noch  iu  ü  ugaru  (Blonski , 

W.  I.  Frankreich  Hock.  Fiii.\ ( rwalt.  Frankreichs.  Kap.  1.  auch 
2  u.  ;i,  Kaufmann,  Fin.  Fr.'  .s.  Buch  1.  bes.  Kap.  2  u.  3.  Speciclleres  in  D*  Audi f fret's 
syst.  fin.  de  l;i  France  u  iu  den  bezuglichen  Specialartikeln  von  Block 's  dict  de 
I  idiiiiii  li.iiic.  .  Die  franzöü.  Finnnzverwaltung  hat  gegenwärtig  den  grössten  Staats- 
haushält  di  i  W  elt  unter  sich,  von  I  Milliarden  Fr.  im  .Tnhresctat,  die  Nebenetats 
üiugcschlossen.  Sie  i.^t  aber  uicht  nur  die  grOsstc.  sODderii  auch  eine  der  beät- 
urganisirten  vnd  bc^tgcorducteu,  namendtch  in  allen  formellen  Punctcu.  Mehrfach 
»rhon  in  der  alten  Monai.  liii:,  dann  seit  der  HevolufiKii  /i^it  hat  sich  Frankreich  bo- 
soudeni  ausgezeichneter  Finanzininister  erfreut,  die  auch  im  speciell  Finanztech - 
iiischen  hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebUhrt  zwei  Ministem  der 
Uestauration ,  Baron  l.ouis  u.  Graf  Vi  11  c le.  Bes  wichtig  £  d.  Organisation  des 
Fiuui/ininisteriunis  i.^t  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  Acnderunpen  in  Coniivctenz. 

iiosort,  Kiutbeiiuug  u.  s.  w.  sind  aber  scitdeu,  ^  Th.  unter  dein  Eiuliuss  der  wecb- 
itelnden  Staaiarerfaasnngen  und  der  ron  diesen  vieder  mit  abhBngigen  Venraltungs- 
grundsät/e,  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neue^tcn  republicau.  Zeit.  \\'ie  auf  anderen 
i'ranzAs.  Verwalliings<:^ebieteii  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  allen 
neueren  pulitisclieii  Stürmen  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblichen;  wohl 
einer  der  Grunde,  daas  diese  Siüinie  weniger  tief  in  das  wirtlis«  inttln  !i.  Wohl  der 
Nation  und  in  die  Ünanzielio  Uesnndhoit  des  Staats  oiogegrUfen  iisbeu,  als  man  h&tte 
^eimuthutt  mögen. 

Die  fran/Osische  Finanzvervaltuug  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministerium 

iKK'h  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  concentrirt  und  centralisirt.  Es  untersfohrii 
demselben  fast  alle  Einnahmezwuige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  ncucrdinga 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbaumiuisterium  gestellt,  und  das  T  u  1  v  u r monopol 
wird  vont  Kriegsmini-^terium  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  fthnlichcn  F&Uen 
wird  der  Einnahm«  didist  durch  Heainte,  we  lche  zum  Finanzministerium  rcssortiren, 
besorgt.  Für  Tosten  und  Telegraphen  besteht  gegeuwartig  eiu  eigenes  Ministerium. 
Unter  dem  Finanzminister  fungirt  jetzt  ein  Unterstaatssocrct&r.  Beide  haben  ein 
eitr- II' s  „Cabincf  zur  Besorgung  der  Central-  ti.  allgemeiHen  (leschafte.  Das  Mini- 
sterium Zerfällt  sodann  in  eine  Keihe  von  gr<)!>seren  Fai  liabtheilungen:  für  die  allge- 
meine Gülderbewegung  (direction  du  mouvenieut  general  des  fond»),  für  die  Staats- 
Gentml-'Kaiis«  11  fdirecteur  comptable  de->  cai>se8  centrales  du  trcsor,  auch  caissier- 
payeiir  crutral  du  iri'.or  public),  fur  die  l  •brrwachuiig  der  Gencraldirectionen .  f\.i 
die  Kcchtsangclegenheileu  (le  cuutentieux)  und  die  Guueraliuspection  veine  der  frauzös. 
Fiiianzvorwaltung  cigenthttmlicho  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Inspectorcn  der  Ceniralverwaltung  in  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
Depaitcments  zur  Revision  aller  Fuian/üe-^-diiift,  iM  t.  i-oir.  die  (ieneralinsiKction  war 
früher  neben  der  rcrsunaldirucüon  eine  dct  riuaidiaUbihciluiigen  des  Mmiatenuuis, 
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jot^i  ist  tue  aiit  dem  conteoUoax  zu  einer  Abtlieiliing  rerbnndcn .  /.ii  welcher  aQ<^h 
die  Statistik  gchftit.  Du  contcnticux  des  finniK  bctrilR  «lie  Kci^cluiig  ron  Kcchts- 
'/t?s.  h.ift'  n  u.  dgl.,  an  denen  Her  StaatsschaU  betheiliiit  i-t.  Huck,  S.  1 1 .  '  ine  Ab- 
thcüuug  iuit  Hhalichcu  Functionen,  wie  die  (bterr.  Finanzprokuratur);  weitere  Abthciluugcn 
ilea  Pinanzminfsteriams  sind  noch  die  Difoctkm  der  «llgonidtnen  Bachhaltnng  (dir. 

de  In  rom]>tabifif<'  publi(|ac)  und  diejenige  der  cinjjcschriob 'nf'n  Schuld  (dotte 
iiiäcritti).  Unter  dein  Fin.min.,  aber  in  der  selbätaadigcrea  Stellung  cigaocr  Goneral- 
diroctioncn  stehen  gegcnwiirtig  die  folgenden  6:  für  die  directon  Stevern,  fttr 
Kegistcrwoäcn  (enregistrcmcnt)  nt  bst  Stcinpei  u.  Domänen,  für  die  inneren  indirectoii 
Steueni.  für  die  Zölle,  fur  (Ii»  Tabaksregic,  fur  das  Münznesen.  hilft  r  Zweige  von 
uigviithUiulichcr  iinauzwirtliscbattlicher  u.  z.  Th.  ökonomisclicr  Technik,  worin  der 
ionore  Gmnd  far  die  Bildung  solcher  eigener  Directionon  1>ei  diesen  Zweigen  Hegt. 
Ihtch  ist  initunfi  r  liio  KiiiirÜLiliirnng  der  letzteren  als  »einfache  Abthcihingen  ins 
Fiuau/.aiini!>tenuni  angeregt  wurden.  Dio  Geucraldircctionen  zerfallou  wieder  in  Unter- 
»btheiluugeti ,  die^e  in  voncbicdono  nnreanr  n.  haben  collegiale  Verfassung.  Ein» 
l>eäondere  Stelloog  Im  Ressort  des  Fin.min.  nitiiiiU  Doch  die  Gen.dir.  der  Tilgungi>- 
Tifid  ffi-r  Dcpositenkasse  «?iti  (dir.  ;^<  ii' r.  de.  la  OMisse  ti  auiorfi>scinent  et  des  d<'-p'''ts  et 
consiguattoDs),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilgungskasse  iu  Wesentlichen  seit 
iinger  sistirt  ist.  welche  aber  als  Depoeitcnbaase  (fttr  ftflientlicho  Depositen  der  Ge- 
richte  u.  Verwaltunq:'  n,  wie  atjrh  f'ilr  gcwis.se  Privatgeldcr  u.  fUr  einige  Kinn«  littnif^cn 
den  Sparkassen-  u.  Lebensversicherungswesen)  eine  sehr  umfassende  TbiUigkeit  hat. 
8ie  steht  im  Uebrigen  als  unabhängige  A'erwaltuugseinrichtung  direct  unter  dem  Par- 
i  unente.  In  der  Stellung  eines  selbständigen  Oericbtshofii  fnngirt  der  Bechnangs- 
hof  (cour  des  comptes). 

Der  Fiuanzdieust,  insbesondere  der  Eiuuahmedienät  tu  Laude  erfolgt  durch 
KinanzbdiQrden  vod  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzmiiiisterittra, 
th.  unter  doii  fjou.  Generaldirectionen  stehen  (Kaufmann,  Kap.  3).  Erst,  s  >,dlt 
von  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seinedep.)  angestellten 
(veneraleinnchmern  {tr6soriers-payeurs  gemranx),  unter  denen  wieder  dio  Arron- 
dissements-Einnehmer  stehen  {aU  weicher  im  Ort  seines  eigenen  Arroud.  der  General- 
i;innf»hmer  fungilt',  die  üjrerseits  Loralfinn-dimcr  f|ierccpt<inrs)  unter  sich  hab^n  (auch 
hier  fungirt  der  Arroud. -Einnehmer  als  Localemuehmer  in  seinem  ürto).  Die  Local- 
vnd  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond.- Einnehmer  sind  Speclalb<»mto  fttr  die 
Erhebung  der  directen  Steuf  rn.  Die  rjrti.Malciiinehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein- 
nahmen der  Finanzverwaltuug  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
die  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Kassendienst  eine  hervorragende 
Stellung  in  der  franzOs.  Finanzverwaltung  ein,  mUsseu  i.  ß.  die  ctatmiasigen  Uatcn 
der  Einnaliiiif II  tcnninwei^n  /tir  'N'.'rfüariinu;  des  Schat/.o  sicllen,  aii<  h  wenn  dieselben 
Müch  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  vermitteln  sie  kostenlos  den  Kauf  und  Ver- 
kauf von  Staatsronten  beim  Publicum. 

Die  Generaldirection  der  directen  Steuern  im  Finanzministeriuui  hat.  zum  Zweck 
der  Veranlagung,  Inspection  und  Controlc  der  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
ihrem  „service  central"  im  Ministerium  einen  „Service  ext6rieur"  in  jedem  Departement. 
Die  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Steoerwcseß>  hahcn  nach  der  technischen 
Natnr  ihrer  (ie>;ch5fte  jede  ihr  ci'ieiie.>>  System  von  Mittel-  u.  I'uterbehördcn,  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Beamtenpersonal  Uberhaupt,  wie  das  be- 
HOttdera  die  Einrichtung  des  franzfls.  Enregistremont  und  der  indirecten  Besteuerung 
bedingt.  Bei  diesen  zwei  freneraldirectioneii  findet  sich  in  jedem  Departeinent  in  der 
Kegel  eine  Dircction  mit  Inspectoren,  Controieuren ;  der  untere  Dienst  in  der  indirecten 
Bcsteaeroug  wird  th.  von  festansässigen,  th.  von  Wauderbeamten  (receveurs  ambulants) 
besorgt.  Ein  Theil  des  Unterbcauiteu- Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
S<-  sind  die  Tabaksläden  i.  Th.  in  den  Händen  von  (■ntfrbonniton  der  indirecten 
Besteuerung,  bes.  in  kleinen  (teucindeu.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
von  20,000  Mann,  welche  auch  fUr  die  Monopole  u.  Indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
keit ist  Die  Beamten  sind  theils  auf  Gehalt,  th.  nur  auf  Tantiemen,  th.  auf  Beide> 
gesetzt.  Das  Tantiemesysfem  findet  m  Frankreich  hier  innfassende  Anwendung  (bes. 
bei  den  Sti  Gcneraleinnehmeru ,  I^jSI  522,0UÜ  fr.  Oehaii  u.  ,S.353,30U  fr.  Tant..  dann 
bei  den  Eiunehmern  dc.->  E[irei;i->treu)unt,  die  nur  auf  Tantieme  stehen).  — 

Mehrfach  naeli  franzus.  Mu>ter  ist  die  Finanzvomaltung  in  Italien  einjerichtet. 
Am  der  Spitze  steht  ein  Miuistcriuui  der  Finanzen  und  de«  Schatzes,  mit  Gencral- 
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rfirMtioncn  unlor  demselben  für  die  Verwtltunf  <lot>  Schatzdopftftomcutti  (ttSeodichc 

Schuld,  wofür  noch  eine  bcsond.  Dircction.  P'Mihioncii,  Dotationen  f.  (üvilliste,  Apanafon« 
I';irlamcn< .  u.  A.  ui.).  für  Zölle,  für  Uomäncu  u.  Enregistrcnioiit.  für  directo  StcHfrn 
KaUätcrwcücu ,  einschliesslich  Maai»:>-  uad  (icwichbiiircscii ,  für  die  allgemeine  Buch- 
führung. Poston,  Telognpheo,  Eisenbahnen.  StnssenwreMn  stehen  unter  dem  Min. 
f.  Affentl.  Arbeiten. 

In  Kutislaud  besteht  neben  dem  liuauzmioistcrium  ein  be^oud.  Mtiiiittehum 
der  Dominen.  We^e,  Vciiohnan&tftHon«  ISsenbftlineii,  Pesten,  TelograpbM  sind  «rieder 

unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Kcichscontrole  ist  einer  eigenen  obonteti  Be< 
hördc  Ubertragen.  T):i-i  Fin.min.  /.crfhllt  in  Departcmenti»  fUr  die  grOHeo  Einniliffle- 
/weige  and  die  sotibtigcn  Geschäfte. 

100.  —  5.  Qrossbritannien.  (S.  bes.  tinebt.  engl.  Venralt.recht,  2.  A. 
II.  liVl  (f.).  Die  Hinrichtung  di  r  obersten  Finanzvorwaltung.  das  Pm  hi  •  <  irh  r  laiiiren 
und  vielfat-h  eigeutbttmlicbeu  geticbichtlicheft  Entwickluujc,  b&ngt  in  England  enge 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Oabinets  und  dessen  Stellung  tü  KOnigtbnm  und 
Pariameiit  znsaminen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  riete  Abweichungeil 
von  den  contiiifiitalcn  Vcrhältfiis«cn .  im  Wesen  *iind  dio  Dinge  unter  dem  Einfluss 
ähnlicher  Bedürfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  ven»chiedco. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  (treasury)  bilden  nooiinoll  zwei  ArotsstoUen.  die 
des  ..ersten  Lords  des  Schatzes  ",  uiul  die  dc^  „Schatzkanzler»*'  chanrcllor  <<C  tlw 
oxchc<)ucr).  Diese  Stellen  könneu  iu  einer  Forsoa  vereinigt  sein,  gegenwärtig  iait 
diee  belGladatono  der  Kall.  Sonst  ist  der  Erste  Lord  de«  Schatzes'*  der  Chef 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  der  ..Preinierminiseer**,  als  Solcher  Chef  der  gesammteii 
Staatsverwaifnn-z  und  somit  au'"h  an  der  obersten  Finanzverwalnirifr  hefhcilic;^t ,  doch 
baaptsächlir  h  nur  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlameot  gegeu- 
Uber,  uad  der  ..Finaozminisler"  Im  continentalon  Sinne  ist  dOr  Schatzitanzlor.  Das 
weiter«'  ("»berste  Verwaltnne^nrjrnn  des  Finaii/wesens  ist  eine  <'oll('!rir»Ibchörde.  di*' 
Lords  Comittissiooer»  of  Ihc  truasury,  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatzes 
als  nominellem,  dem  Schatzkanzler  ab  xtreitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  zu  denen  gegenwürtig  noch  ein  rtoftes  ausserordentliches  Mitglied  petrotcn  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  Ges«  li.iftsführung  und  oberste  Verw.ilfiiim:  tltntsaoMich  über- 
wiegend in  den  Häudcu  von  drei  üntcrstaatssecretlrcu ,  ron  denen  zwei  gleich  den 
Minlsteni  und  den  Gommisdonen  mit  dem  Ministerrocbsel  wechseln,  der  dritte 
permanenter  Socretar  ist.  Die  oborst«?  Finanzvorwaltung  zcrfiUlf  in  dn  i  Abtheilumri  ii 
QDtur  diesen  drei  Sccretären;  eine  für  das  Staatseinkommeu,  dessen  wirkliche  obere 
Verwaltung  aber  durch  Mdbetindige  Dnterbobftrdcn  (Geoeralzollamt,  (ieneralamt  für 
das  „inländ.  Einkommen"  —  Inland  revenue  — .  (n:iM;ralpostamt.  .ui.  Ii  fttrdie  Telrgraphie. 
und  ein  Dep.  für  Dinniinpii  ii  s.  w,,  Generalcontrole.  fc^mptroller  general).  (leneral- 
registratur),  besorgt  wird,  so  dass  die  Sohatzabtheilung  mehr  uur  Aufsichlsinstaiiz  ist; 
eine  zweite  Abtheilung  for  die  Aosgabon,  mit  umfassenden  GontrdbefugaiBseo,  unter 
dem  permanenten  Socretär:  viiic  dritfo  Abth.  für  das  A(iif!^IIiin?sw<;snn  fdir  rf  von  hier 
werden  nur  die  oberen  Stelleu  besetzt,  die  unteren  durch  UntcrbchOrdeu).  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Specialboreaus  des  SolicitorV  ((icnenüfiscals)  ond  für  Schrdb- 
naterialien  und  Dr  i  l  i  hen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (ItJ.  u.  17.  J.h  '  ht  von  di  r  alten  Sehatzkammer  d»*r 
eigentliche  Kassen-  uud  Bechuangsdicnst  abgetrennt  worden.  Erstercs  geschah 
Snsbosondero  durch  Uebertragnng  eines  grossen  Theils  des  oberen  Einnahme*  und 
Aosgabf'dionsfs  an  dinBank  von  En  trlaiid  f  I'^'UX  welcher  die  Kinnftlim^dopartomenfc» 
ihre  EiukUnftc  zuführen.  Die  Hank  besorgt  dann  die  s&mmtlichcn  Auszahlungen  in 
der  Staatsscbuldenrerwaltuiig ,  einen  Theil  der  Zahlungen  fUr  den  consolidirten  Fonds 
und  die  Zuweisung  der  Geldsummen  an  die  Dienstzweige  der  Staatsverwaltung  auf 
die  Anweisungen  der  rinan/verwnlfnng  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  »  in 
General- Gontrolamt  i^comptroller  general)  uud  ein  Goneralzahlamt  (paymastcr  gencral) 
flkr  die  sonstigen  Zahlnngsgeschifto. 

D.  r  mittlere  und  untere  executivo  Einnahmodien^st  gliedert  sich  nach  den 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkommens.  Das  Generalzollamt  ^commissioncrs  of 
GUstom,  Gncist,  h.  a.  0.  Tl.  S15  fi.)  ist  das  Ccntralamt  för  den  ZoUdieost.  neben 
ihm  fungircn  der  Generaleinnehmer  ^receiver  general)  und  (ieneralcODtroloar 
comptroUer  gen»'n»l>.  unter  ihm  stfhen  die  grosse  Zoll-  und  llafenverwaltung  von  London, 
die  für  sich  einen  besonderen,  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismas  darstellt,  ond 
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die  PrortiimIzolläiDter.  Daä  (jcuoralamt  für  inländische  Eiiikomnieii, 
bttl.  für  ilic  inncrcu  Steuern  (commissiuiicra  of  iiilHiid  revenuu.  (in eist,  H.  S20 
b(  aüs  der  N"<  ri  iiiii;tiiig  der  ursprüiiulicli  rreimtiMi  nrliorden  der  verschieilL-in-ii  liicr- 
iiiTgtiliörigea  Eiakunite  cuUtandcn  und  jetzt  da.s  Lctitralamt  für  dic^ii  Eiuauiitnedienst, 
im  wicderani  oin  bttioiidcTtts  tiojioraloiniiebaior-  oud  ein  Gontrolamt  bdgoj^eb«»  ist 
I>ic  innere  Eiurichtung  dieses  Amts  ^Hicdcrt  sicli  nacli  Fachgruppen,  d.  h.  nach  den 
llauptciiinabine/weigcn  oder  Steuerarten,  die  es  verwaltet,  wohin  die  directen  Steuern 
(tiixcsi,  die  Grund-,  Hans-,  Einkommen-,  die  LuxuMstoueru ,  sog.  a&ic-ttcd  taves),  die 
inneren  Verbratichstcuern ,  Acciso  (excisc,  daher  bes.  die  Spiritna-  und  Mal/äteucr) 
und  die  Stempelabgaben  u.  s.  w. ,  sowie  die  Erb-,  liaflsst' iicrn  irehörcn.  Der  Aus- 
luhruugüdienät  im  Lande  stobt  unter  diesem  lieneralamt  und  is»t  fur  die  directen 
Steuern  und  die  Acciso  i^trount,  wie  dies  div  tochnisclio  l^Mur  dieser  Abtraben  be- 
"iiiigt.  Für  die  erstereii  fiingiren  sog.  surveyors  und  Inspcctoren,  für  die  Accisc 
c«UoUor>i  je  in  einem  Be/.irk  (collociion)  mit  dem  erforderlichen  Unterpt;nsonal.  Die 
Staalsscbnld .  deren  Rasscngeächüfl  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
ItehöHc  verwaltet.  <  iner  CoiiBiiMioD«  gebildet  aus  dem  Scliat/kanzler .  Sprci  licr  des 
l'nterhausiii ,  dcu  ßaiikgoaremoiireii  und  cioigeu  anderen  Wurdeiitrigern  (Uneist, 
II,  859). 

Seit  1834  ist  an  Stelle  frilhoror  Behörden  ein  Generalx^Oontrolamt  (compl- 

roJlcr  e  ii'ral.  (ineist,  IL  646)  mit  der  Aufgabe  getreten,  -  richtige  Verrechnung 
(ier  Einnahmen  und  die  (iescfUmässigkeit  der  Ausgaben  2U  controlircn.  Erst  1832 
ist  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  iur  die  Function  einer  über- 
reehenkaniner  (coomiiaiioners  nf  audit,  ßneist,  U,  Soft)  geltommeu. 


2.  Abschnitt 
Bas  Etatswesen. 

V.  Justi,  Staatswirthsch.  2.  A.  I75S,  1[  §.  408  iL  v.  Malchus.  Fin.  II,  93  ff. 
Bau  Fm.  II,  §.  561  — .565.    Stein  Fin.  I,  5J  IT.,  73  H..  A.  Wagner,  Abb.  Ordn. 

H.  Fin.wirihsch.  in  Schönberg's  Handb.  II,  i)3,  §.  2-  ^.    I.croy-Bcaulieu  Fin.  II. 

I.  1,  bes.  ch.  1.  —  V.  Czöruig,  Bud|$.,  btaatsrechn.  u.  s.  w.  —  Die  öffentlick- 
recbtliche  Seite  des  Etatvesens  wird  mehrfiich  in  den  modernen  Verfassnngs- 
Urkunden  geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  übor  Staatsrecht,  v.  Rönne,  La  band, 
l'özl,  Gneist  (s.  v.  Gncist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget,  Berl,  1879) 
u.  A.  m.  —  Die  finanztechnische  u  administrative  Seite  behandeln  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Sckriften  Uber  positive  Finauzf ese t/ku ndc 
iiud  Uber  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  Vi^rm  liniinc:sw<'Hf  ti  /rifilcirli  mit. 
•S.  die  Bibliographie  darüber  bei  Schrott,  Lehrb.  d.  Verrechn.wisseQsch.,  4.  A. 
Wien,  1881  S.  551  ff.  Einzelnes  aus  der  älteren  Liter,  bei  v.  alchaa,  II,  97, 
lUu  II,  ij.  .'jn*?.  Stein,  I,  lü4.  Die  Specialschriften  Uber  einzelne  Länder  gehen 
öfters  auch  auf  die  allgemeineren  Principicn  und  technischen  Fragen  des  Elatswesens 
ein.  Von  iiltercu  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder,  Handb.  über  das  Staats- 
rechnangä-  u.  Kassenwesen.  StQltg.  u.  Ttib.  1820;  Kies,  hke,  (irundzügc  z.  zireck- 
wäss.  Einriebt,  d.  Staats-  Kassen-  u.  Rechn.wcsens,  Berl.  1821.  —  Tonzig,  trattato 
dcila  scieuza  di  ammiaistrazionc  o  di  contabilitä  priv.  o  dello  slato,  Venczia  1 S57.  - 
Schrott*«  gen.  Werit  §.  154  ff.  (8.  484  ff.).  —  üeber  Prensaon  Nftlicrcs  betr.  die 
bezUgl.  älti  r.-  u.  neuere  Liter,  bei  Kletke,  Lit.  üb.  d.  Fin.wesen  d.  preuss.  Staats, 

A.  Berl.  1^76,  S.  337  fl'  S.  u,  A.  Wöhner.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
nungswesen, 2.  A.  v.  Symanski,  Berl.  1824.  üraaf,  Haudb.  d.  Etats-,  Kassen-  u. 
Rochnungswc;>ens  d.  preoas.  Staata,  Berl.  1831;  Jonas«  d.  Kassen-  u.  Rechn.wcson, 
Herl  Meissner,   d.   tr'irotiwjirfiir  gütigen  preuss.  Gesetze  betr.  d.  Staats- 

rechnungswcscn ,  BcrI.  1878,  dcrs.  preuss.  Ycrwaltuugskande,  B.  1,  Uber  preuss. 
Etatsvesen  u.  aber  Baiifouds,  ürttnberg  188'i;  ti.  Herrfurth,  d.  geeammte  preuss. 
Etats-,  Kassen-  u.  RechnungswoM  u  ii.  s.  w.,  Berl.  1881.    v.  Rönne,  preuss.  Staab 
recht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  575  ti.  (Etaiswcsen).  cb.  S.  722  fl.  (Kassen-  n.  Rcclni.- 
wcsen).  —  Ucber  Baieru:  Stock ar  v.  Neulorn-Hock  Haudb.  d.  gea.  1* in.vcrwalt. 
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Baicrns,  I,  !•»  H'.,  3sT  II..  Pözl.  Lchrb.  d,  baicr.  V'erijws  rcdits .  ö.  A.  Müuch»;D 
1H7T,  S.  III.  .Vi»J  n.  Uftbcr  Ocöierr-ich:  Fröhlich,  Trandl)  d.  Staatsrechn.- 
wiäsensch.,  Wicu  Iboti.  v.  Escberich  Lehrb.  d.  allgem.  u.  Staatsrcchn.wcs.  Wieu  1S51, 
dors.  KmBdii^  u.  Recbii.ires.  Wien  1860.  LicbtDegel,  Gesch.  d.  tetorr.  Rcchn.  u. 
('ontrolwes.,  Graz  1^7.».  Blonski,  Fin.gcs.kunde  II.  SO'i  (F.,  auch  350  fl'.  —  Öeber 
Krankrcirh  v.  Hock,  Fin.w.  511  W.  (SfaaMinnsh;  ,  ;{.  Kap.  S.  85  ff.  <öfl'.  Rcchn.- 
wes.' ,  V.  Kaufmann,  kai«.  21,  i,  TU.  K  1.  Art.  couiptabilitc  publi'jue  in  Block's 
dict  de  Fadmin.  —  Ucbcr  (ir.  Britann.  (incist,  engl.  Vcrwalt.rccht,  2.  A.  II. 

6S  —  70,  S.  S32  Ii.,  .locli  S.  765  fl.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der 
Vorl'assuugsurkuüdtiii  oder  ähulichur  Gruodgcsut/e  Uber  ciuzclue  Pooctc  des  Etat-  und 
des  Controlveaeos  (Gesetze  tibor  die  OberrocbniiogsksmiDer)  ist  das  Einzelne  auf  dem 
Gebiete  des  Etats-.  Kassen-,  Bechnungs-  und  Controlwesens  auch  in  r  iii  nf  r<^n 
Constitution.  Periode  meistens  im  Verordnuns^awege  (Seitens  des  Monan  h<  n.  der  Dlx  ist«:!» 
btaatskörpcr  u.  bes.  des  Fin.uuuisteriuius),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
worden«  • 

§.  101.  Das  Etats wesen  der  Finanzwirthscbaften  oder  öffent- 
lichen Haushalte  (i?.  (>1)  ist  eigentlich  nur  die  Uebertragung  einer 
allgemeinen  teehuischen  Kinrichtung  der  Kiiizeiwirtbschatten (G.  i>  51 ) 
auf  die  Finan/wirtlischalten.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nnr  die  Grosse  und  die  Vciwiekeltheit  der  tinanzwirthsehaftliehen 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnatinien  und  Ausgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes )  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellschat'ten  u.  dgl.  ni. 
Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  (öffentlichen  Rechts  eine 
besondere  rechtliche  Bedeutang  des  finanzwirthscbaftlichen  Etattf- 
wesenSy  welche  sich  bei  der  Aufgtellang,  Genebmigiing,  Verpflichtang 
zur  InoebaHnng  des  dnreh  die  zuständigen  Factoren  genehmigten 
nnd  damit  als  Ricbtschnnr  vorgeschriebenen  ßtats,  bei  der  Darcb- 
fahrung  des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rcchnnngs- 
wesen  in  Hezng  anf  den  Etat,  schliesslich  bei  der  betrefTenden 
Controlc  Uberall  in  eigenthündicher  Weise  geltend  macht.  Nach 
den  rechtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manehes  in  der 
tecbnischeu  Eiunchtuug  des  Etat-swesens  richten,  damit  bestimmte 
HeehtHgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsnulssigen  ('(inü  ole 
der  Volksvertretung,  Überhaupt  ordentlieli  durchgeführt  werden 
können.  Insofern  sind  ttir  die  Teehnik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  AIb 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft  wie  der  practischen  Finanz- 
Verwaltung  sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
Wesens  das  zunächst  und  allgemein  Wichtige^  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  bicr  nnr  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Kauicntlich  ist  daron  aQszngeheu,  dnsa  ein  moderner,  fast  ganz  auf  Geldnirth- 

.>chaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  ..Verfi^iiiig'*  indem  Staate  bestehe, 
doch  in  d«'r  HaTipfj^acbe  wegen  dor  /:Ariri;:-  *ndcn  Anfoiil'  t  imi."  ii,  wrlrlK'  die  Ord  n  ti  ii  ir 
der  i manzwirthschal't  stellt,  ein  gutes  Etatawesun  bctlart.  Es  ist  daher  auch 
begreif  lieh,  dass  sich  das  letztere  geschichtlich  schon  ror  der  nmiesten  Peiiode 
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Jer  Verfinsongen  —  mit  Volksrertretangen  und  mit  Filitnzcontrol-,  «peciell  mit  Mit- 

wirkuD^rcchten  dieser  V'ertretungen  bei  der  Feststellung  der  Etats  -  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finaazwirlhschaften  entwickelt  hat  Für  iWfso.  ( ircJiiuiitr  schuf  dann 
das  Verfassungsrecht  in  den  betrofrendon  ßccbtco  der  Pariauieiite  nur  eine  vermehrte 
Büigschailt  in  Be/u^r  auf  die  Fr  ifnim  bei  Aii&talliin(;  und  auf  die  Innehaltongr  der 
Etftia«  aber  an  dem  Terlmisi-iiLU  «li-s  Ktnt\\'''S(»ns  selbst  viel  zu  ändern,  war  wog'cri 
ilieMr  luntwickluog  nicht  iuimcr  nothwcndig.  im  Folgcudeit  werden  zuerst  die  tet  h- 
niacheD,  dann,  soveit  sie  nicht  unmittellNii  gleich  dabei  besprochen  werden  kOniieu« 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesoiis  (§.  114  If.)  behandelt. 


L  Die  tecliuisclieu  «Seiteu  des  Etats vve^cns. 

§.  102.  —  A.  Begriff  und  Zweck.  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Badget)  ist  eine  ziffermUssige  Uebersichtf  in  bestimmter, 
gewöhnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  Uber  die 
mothmasslichen  Ein-  nnd  Ausgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Maushalt  eines  öft'entlichen  Körper« 
tlir  eine  kiiiiltige  Periode  (Jahr)  und  Uber  die  danach  sieh  er- 
gebende Bilanz  zwisehen  diesen  Summen  (§.  t>l). 

Der  wichtigste  (iicser  Etats  nach  seinem  L'mfan^,  auch  nach  si  incr  ölfentiicli- 
rechtlicheii  Bedeutung  pllcgt  der  Staa  tshaushalts-£tat  lü  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs«  oder  Bundes haoshalts-Etat  Neben  ihm  kommen  theils  schon  seit  froher, 
ibeils  nach  neueren  Bedarfuisscn,  besonders  bei  grrösscrer  Entwi»  kluiiü:  der  (leldwirth- 
schaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  ausdrücklieher  u^csnt/licher  Anordnung  Etats  der 
Haushaheder  Selbstvc  rvvalt«  ngsköri»cr,  dcrl'ruvih/cii,  Kreise,  Gemeinden  vor,  deren 
technische  und  Techtliclic  Seiten  .thnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  naher  beli.uulelt  /u  werden  brauchen.  V'^I.  die  Bemerkungen  i>assim  oben  im 
Absclui.  vom  Finanzwesen  der  Selbst vurwalt.  Ii.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreis-, 
<jemeindoordnungen  (Preusseu  u.  a.  L.)  pflügen  voh)  auädrüddich  die  Etatisintng;  der 
Einnahmen  und  Aufgaben  für  die  betrcllendcn  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglich 
sollte  dabei,  auch  im  Interess«;  der  ver<fleichenden  ['inanzsiatistik,  eine  gewisse  (iloich- 
nias:»igkcit  in  den  benutzten  Schenialen  befulgt  werden.  die  u.  gen.  neueren  preuss. 
Albeiten  Herrt'urth  u  ^  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  noch  vorwaltender  Natuial\viith->  ]iali  uk  h  m  ilin  iu  Finanzwesen  Xaturalleistuiicr  ti. 
perhönl.  Dienste,  z.  ii.  im  WegewcscnJ  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  gc- 
u irgend,  aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  BedorfnL«,  wie  bd  (jeldvirthschaft« 
zugleich  erheblich  schwerer  technisch  durchzufahren  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweclc  nach  ist  der  Etat: 

1)  snnächst  ein  technisches  Hilfsmittel  HUr  die  Erfüllung  einer 
Hanptaufgahe  der  formellen  nnd  materiellen  Ordnung  im  öffent- 
lichen Haushalte,  der  planniUssigen  FUrsorj^e  für  aus- 
reichende Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  E  i  n  n  a  h  ni  e  n  (Ring  Ii  n  g  e ;  in  der  späteren  wirklichen 
Fuhrung  dca  Haushalts. 

Der  Etat  /,oi^:t  der  Finanzverwaltiini;,  welcher  Art  un-l  wie  gross  die  Bodtlrr-ii^s.. 
äuf  der  Ausgaugsaeite  und  die  Deckungsmittel  aut  der  Lingangsseite  sind,  in.iclu 
danach  gleich  die  Nothwendif(keit  von  Äenderangen  auf  der  einen  oder  der  anderen 
*ider  auF  })-:id<-!i  S-  itcn  ziMermässiir  ersii  hilich,  um  das  (ili-ith^ewirht  ftlr  die  bevor- 
»teheode  hinanzpcriode  herbeizuführen,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreifeudeu 
Kechtspflicht ,  nU  Richtschnur  bei  der  Beurerkstoliignng  der  Ein-  und  Ausgftnirit, 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erforderiichen  bedeutenderen  Umg«» 

stahangeii  fVa-  «Ii.  weitere  Zukunft  hin.  w.  Irlic  sich  ans  ticrn  Bedrufniss  rkr  Ver- 
valtang  daa  Staats  einer-  and  der  bestehenden  Einrichtung  des  tinaazvcscns  andrer- 
seila  ergeben.  In  techniscber  Hinälcht  ahm  der  Etat  so  oingen'cbtet  sein ,  dass  er 
f&r  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstcllnng  der  Verhältnisse  bewirkt. 
I.pfrhte  Uebersiclitlichiceit  dee  £tat8,  pissende  Anordnung  seiner  Kubnken  sind  dabei 
leitende  Ziel  puncto. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  de»  Gesammt- 
aafwands  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältniss  zur 
Leistangsfähigkeit  des  Volks  und  der  Yolkewirthsehaft 
(oder  des  betreffeBdeo  Theils  beider  bei  den  kleineren  OfiTentlicheD 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichttieh  zu  machen ,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirt hs  eh  aft  dnrch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
möglich  ist. 

Mit  um  tliesea  Zweck-«  willen  sind  an  die  (icstaltuiig  »los  Etats  bestimmte  An- 
forderungen zu  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollstündij^keit  dc3  Etats, 
Kinbeit  dosselbon  oder  in  deren  Ermangcluniu;  Hinzufügting  von  Nebenetats  zum 
Hauptctat  u.  <l;^l.  m.  Da(Ittr<  li  ei"st  erlangt  man  ^Jv^W'-hlt^U ,  riniifprtna-'xjn  den 
Werth  der  Leistungen  des  botreU'cudcu  öilentlicbcn  Kdrpers,  im  Üanzcu  wie  im 
Einzelnen,  mit  der  HObe  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  es  ftlr 
die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatsthätigkeit  (§.  .'H)  und  /.ur  WQidiguiig 
der  volkswirthschafilicben  Productiviiät  des  Finauzaofvrands  geboten  ist. 

3)  Der  £tat  hat  endlich  den  Zweck,  schlnssbereehtigendes 
Material  illr  die  Benrtbeilnng  der  ökonomisch- tecbniscben 
£inriehtung  der  Finanzwirthschaft  selbst  zn  bieten, 
besonders  in  Bezog  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  £innahme- 
kategorieen  nnd  deren  Theile  zu  einander  (Stenern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  8.  w.)  und  in  Betreff  der  Roh-  und  Reinertrage 
(llölie  der  Verwaltung«  ,  Hewirthschaltungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebuugskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.). 

Zu  ilicsiin  Behufe  ist  wieder  ilic  prts?5cndi'  Kubricirung  der  Pustt  n  .  dir 
Selbständigkeit  dei  Etats,  die  Brutto-Etutisirung  uutur  genauer  Angabe  der 
von  den  Robeinnahmen  zor  Erzielung  der  KelnertrRge  abgehenden  Kosten  notilwtmdig. 

Die  T!iitvvi(:Uijinrä<;<  !«(  lii(  lite  <Ii Etatswesen»  zeigt,  dass  diese  venicliiedenen 
Zwecke  erst  aiimälig  immer  klarer  erkannt  und  durch  voihes^scrte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesucht  wurden  sind.  Die  „constiiutioiKll',  U  ici^-etwirthschafl"  hat 
zu  dioen  Verbesserungen  im  Oli'entlich-rechtlichen  Interesse  vieifarh  mit  beigotnge». 
Aber  die  fbrgeh'^teTi  Zweeke  tnü!  rli.'  ans  ilirit-n  licrvorirolirMeleii  An{'>irdeningen  gc«- 
hören  docli  zuimehst  wieder  in  das  (iebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 

§.  loa.  —  B.  Arten  der  Etats. 

Verschiedene  (irundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sieti  hier  anwenden,  terh- 
nische  und  rochtücho  Einthei'untr^n  kommen  neben  inrirnler  \  ot  .  iln  ils  letztere  sie  Ii 
an  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatslianshaitc,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  genügt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haashalten  der  Selbst- 
verwaltungskftrper .  aber  im  PrinMpi  kommen  bei  leizteron  ilie>ielben  Arten  vor  und 
bei  grotocii  rerwickelten  Ilauiihalten ,  /.  Ii.  einer  GroüHstadt  finden  aio  sich  auch  in 
der  Praxis 
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1.  Zunttofast  sind  zu  unteraeheiden  TerfaflsungsiiiSsgige 

oder  finanzgesetzliche  und  Verwaltungs-  oder  Kaggen- 
etats.  Zu  erstereii  ^cLöreii  der  llauptfi nnnzetat,  die  Uaupt- 
etats  und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
FinanzwirthRcbaft,  im  Unterschied  von  deu  Etats  einzelner  grösserer 
and  kleinerer  Dieiistzweige. 

Im  Princi))  ninfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Eiiigftii^<'  und  Ausgänge  einer 
i  UiUiiZperiode.  In  der  Praxis  i>t  das  freilich  auch  heule  noch  nicht  immer  völlig 
erreicht,  indem  noch  Often  diese  oder  jene  Nebenetats  (Spocialetats  s.  u.)  für 
'■riwAur  7a\>'\^j:<'  apart  vom  Hanptfinanzetat  p'-filhrf  werden  fjif.  ]\?,).  Doch  IjiM't  .las 
die  gewöhnlich  auch  sacliUoh  uicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
l)urchfühn)n<sc  dea  ..Prindps  der  fiscalbcbcn  Einheit**  seltener  wiid.  Der  Haupt- 
Hnanzetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
von  den  gesetzgcbt^ndon  Factoreu  festgestellt  und  der  Finanzverwaltung  und  den 
.\oustigeu  betheiligten  oberätcu  A'erwaltuugsbehörden  als  gesetzliche  Uichtschnur  zur 
Innebaltnni;  in  der  practiseben  Finanzgcbahmng  selbst  voiig^eschrieben  wird. 

b)  Hauptetata  (Hanpt-Hpecialetate)  werden  die  besonderen 

Etatä  ttir  die  einzelnen  grJisseren  selbstUndigen  Dienst- 
zweige iu  der  Ausgabewirthöchati  und  lüi  die  iiiiiiptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaif  genannt^  nach 
Einthcilnngen.  weU  lie  «ich  gewöhnlich  aus  der  g-anzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsystem,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheiiungen  im  Finanzministerium, 
besonders  für  die  Finnahmezweige,  Directionen  daffir,  Verwaltungs-, 
ökonomisch -technische  und  rechtliche  Grnppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

])\osr  II;lllj•t(■t:^(^  .-'iml  ilavi nt^fainlilieil.'  des  Hauptfinanzetats.  Der  Ent- 
werfung des  letzteren  nohi  ihre  Bildung  vuraus.  Nach  seiner  vurfassuugsmitssigcu 
Genehmigung  erhalten  die  Uaoptetats  dann  als  Tbcilc  des  Haoptfinanzetats  ihre  bo- 
sttmnite  rechtliche  Bedeatiui(f. 

c)  Specialetats  sind,  nocb  von  den  ebengenanDten  nnter- 
sebieden: 

a)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  £tat8  fOr  die  einzelnen 
Aeroter  nnd  Behörden  der  grösseren  Verwaltnngsabtheiinngen, 
daher  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel.  Scetioncn,  Titel  o.  dgl.  .  aus  denen 
sich  heH  der  Entverfnng  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptßnanz- 
etat  zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  anrh  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
CoDscQucnzen ,  der  genehmigte  Ilauptlioanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
an;  dieser  Spedal-  und  der  Hauptotats  scbliesst  sich  auch  an  die  Ollederang 
der  Xasseo  nach  GcschÜUzveigcn  nnd  an  die  Örtliche  Vertbeilunir  der  Kassen  an. 

ft)  Der  Ansdrnck  Specialetat*'  wird  aber  aneb  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebranebt,  indem  darunter  die  frtlber  häufigen,  jetzt 
nocb  hie  und  da  rorkommenden  selb stftndi gen  Nebenetats 
fttr  einzelne  apart  gehaltene  Verwaltungssweige  neben  dem 
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Hauptfioanzetat  verstaudea  werden;  mitunter  aneb  sohihe  Etats, 
von  denen  bloss  die  absehliessenden  Haaptsummes,  z.  B.  die 
lieber sehflsse  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hanptfinanzetat 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  „Spccialetaf' 
besonders  aul'getuhit  wird  (§.  113). 

SjK'cialetats  erstcrcr  Art,  welche  noch  besonders  als  Nebenetats  bezeichnet  werden 
kt>uueu,  »lud  die  gelegentlich  noch  zu  tiudeudeu  Etats  für  einzelne  Gcbietstheile 
^R<!8te  des  alten  Provincial^ytitenis,  das  sonst  meiät  'tis  dem  ccntraltsircnden  Kcalsysieui 
gewirlion  ist)  neben  dem  Hai}i)tlinaii7.e(nf  ftir  d-.i^  Hauptecliirt  dos  Staats.  Beispiele 
der  zweiten  Art  »iuü  die  £tats  für  vvirthschaftUch  i;eli)>tandiger  ge^telltu  Staabiuuter- 
neliinangcn,  w-io  Fabrlkeu,  Baaken  (prouss.  Seehandlang),  ferner  aneh  für  selbstSndife 
Anstalten  corporativer  An,  /.  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armenanstallen,  welche  nur  „Bc- 
darfs-ZuschUssc"  aus  dem  Stautühaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diescit 
UeberschUase,  statt  sie  sclbjsl  zum  \'ermögen  zu  schlagen,  abliefern).  ^Oesterr.  „doiiiie 
politisclie  Ponde*'  fttr  Zwecke  des  Gultus  u.  UuterricfaM,  „B<^ir^Ottsfondc*%  ^liulfoiide**). 

Die  Vcr\valtuii^.s  udcr  Kassenetats  dienen  unmittelbar 
und  aUfesvchlicKsIicb  den  Verwaltun^^^sz wecken.  Sie  erirehen  sich 
ans  den  tinauzgesetzlichen  Etat«  und  gliodorii  sich  e\ciiluell  nach 
Kasseubezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bfi  ei-storen  sind  winlcr  lluuptetats  für  die  ('entralkn^sf-n  und  die  ritaiin  ial- 
(Ikzirkä-,  Dci>ai1emctktä - .  Krunland^-)  Kaa^^eu  und  Spccialetatä  für  die  Locaika>seo, 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kaiiben  nach  den  Einaabtne-  und  Ausgabezwcigen. 
»Icueii  sie  specicU  dienen,  zu  imti  rscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks -Etats  schlieasen 
sich  an  die  Venvaltungseintheilung  des  iStaab-gebiets  an,  welche  in  den  einzelnen 
Dicnstzweigeu  zu  Grunde  gelegt  wird  und  werden  in  tieneraletatü  dieser  Dieust- 
/.weigc  (/.  B.  der  Borg-,  l  urst Verwaltung i  zusamaeugefässl.  O.  Meissner,  preoss. 
Vcrw.liande  I,  G,  vottach  liier  z.  Tli.  das  Gesa||;te. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rtteksieht  anf  die  Beziehung  der  Ktats  zur 
Kategorie  „Zeit''  werden  folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Kach  der  Zeit^  ttlr  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 
Finanzperiode )  der  laufenden  und  der  künftigen.  Ebenso 
unterscheiden  «ich  die  .,Jahresdien8te". 

Practisch  und  rechtlich  wichtig  wird  diutie  Uuterbcheidung  besonders  hiasichtUch 
der  Fraiire,  eb,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bodingrungeu  und  Pormalititeu 

HnanzojK'rationen ,  be/.  Kassen bewegungen  (Ein-  und  Aus^^ün^e)  nach  Ablauf  einer 
Finan/pcriodc  noch  auf  Ürund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Hechnung  derselben 
gemarlit  werden  dürfen,  wie  und  wann  die  Lebertragung  in  den  laufenden  Dienst  in 
erfolgeil  li.it  II  <\cl  ni.:  Tuncto,  Welche  mit  der  AusfOhroufr  lic^i  Budgets  und  mit 
dem  B  ec  hn  u  II  i:>:ibschluss  /usammonhlngen  und  sp&ler  in  Verbindung^  mit  diesen 
(icgenständea  /u  lM  liftnd«'lri  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Kinanzperiode,  für  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden ,  unterscheidet  man  vorncmUch  ein- 
jährige und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  Kt^i^^f^^n  Staaten  sind  jene  die  üblichen.  In 
ti'<'hni»<'lHT  Hinsicht  haben  sie  wohl  meisten»  d«>ii  Vorzug,  dass  si>'  >ii  Ii  in  ihi<  ii 
V(;unsi-hlagungeu  der  Wirklichkeit  mehr  aujiUhern  können  und  werden,  narhuaglichv 
A(*nd**runtr<*n  und  Narfttmirsntaf»  «M<1t  HoUimer  nothwimdii;  4>rw<>i$oii.   Auch  wenn  die 
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melirjahrigeii  EUts  in  der  Weise  aufg^ellt,  hoz.  ge^eUUch  festgestellt  werden,  daw 
nicht  <Mn  Jahr^^etat  ohne  \Veiterf>s  für  r\nc  mehrjährige  Periode  gilt,  soiidcfD  so. 
dass  mehrere,  unter  sich  erenlueli  verschiedene  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  ciamal 
for  eine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angcdeateten  Schwieri(^eiton 
forhanden,  wie  namentlich  das  leichtern  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
schlags lind  wirklicher  Finanzgcbahrnrif  .'i'  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  in  eiic  m  Staatshau^ltuUc  und  je  nach  der  ganzen  Lag«*  eines  Staats 
werden  diese  S4^wicrigkciten  kleiner  oder  grosser  sein.  Wo  die  Reinerträge  grosser 
BetliebsverwnltnngT-n  i  EisciiljaliiH  ii .  Tor^fe^n,  Berg-  «nd  HfUtpnwfTkc,  wii'  in  Prcussen 
ond  «nderoii  dentäciicit  b>taaten)  eine  hervorragende  Bolle  im  Eionabmcbudget  spielen, 
sind  die  Bedenken  gegen  längere  als  einjährige  Etatsperioden  wegen  der  ?on  so 
mancherlei  wechselnden  Uinstäuden  abhängigen  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Be- 
trieh-vt-r«  alt  im  ^cn  nicht  zu  rerkcnncn.  Anderseits  hänsrt  die  Fran;e  mit  dßr  Einrichtunrr 
der  parlamentarischen  Etatsbcratliuug  und  uitanderen  Vcrhäitnisijen  des  Parlamentarismus 
und  des  Stsstslebens  zusammen.  Jene  Berathttng  lisst  sich  crheblieh  ferltorzen  nnd 
f  il'irch  in  Bezug  auf  Einzelheiten  gründlicher  riia<  }iLii  It- i  niiii,'or(  n  Etatsperioden. 
Eine  ..Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung",  welche  öfters  in  einer  solchen 
Einrichtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anzuerkennen  sein.  Kürzere  Etats- 
l)erathung  kommt  aucli  wieder  den  sonstigen  parlamentarischen  Arbeiten  /u  Gute. 
Wo.  wie  in  Detits>  lilaiiil .  \ ■  i  wiikL-lt-'  A'crf'assunirsverh.iltnisse .  di'^  Schwirri-L-!;!  !»  Aes 
Kebeneinanderbestehens  und  eventuell  gleichzeitigen  Tageiis  des  Keichstaga  und  der 
Landtage  zar  Erledlgang  der  Etatsbenthnng  voniegen.  sind  daher  immerhin  wohl 
bcai  htonswcrtJie  Gründe  ;iu<  Ii  for  längere  Etatsperioden  anzufiihrcn.  Die  Ermächtigung 
zu  umfangreicherer  Autnaiimc  schwebender  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzscheinen ^ 
bei  erheblicheren  unvorhergesehenen  Abvvtiehuugou  der  NV'irklichkeit  vom  Etat  wird 
dabei  freilich  kaum  immer  zu  renneiden  sein.  Das  nichtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
richtung von  „stabilen"  Budgets  mit  längeren  (möglicli>t  langen)  und  von  ..wandel- 
baren" Budgets  mit  kürzeren  U  jähr.)  EtatsiKriodcn,  nach  dem  V  organg  Englauds,  iu 
der  Weise,  wie  es  oben  in  §.  64  erOrtert  nnd  begründet  worden  ist. 

In  den  europ.  Staaten  sind  tinjähr.  Etatsperioden  die  allgemeine  Kegel.  Auch 
im  Deutschen  I'iMch  und  iti  l'reussen  bestHion  sie  '»ishor  Terfassiing^mässig-,  doch  wird 
die  Frage  rofricrungsicilig  zu  Gunsten  mehr-  (2)  jaljr.  Perioden  erwogen.  In  den 
deiits  heti  Mittel*  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbst  bis  6jlhr.  Etats- 
Perioden,  verras^niipsmiissig,  neuerdings  aber.  Ixsonders  in  den  grösseren,  aus  finanz- 
lechoischen  nnd  mehr  uoch  aus  budgotrcchtlichcn  Gründen  mehrfach  verkürzt  worden. 
Baiera  hat  jetzt  2jfthr.  Perioden,  mit  gleichen  Stimmen  für  jedes  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen:  Q  rtem borg  Und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
2  .Taliro  getrennt  fest,  Gr.  Ilosson  hat  eine  4jäbrigo,  die  Kleinstaaten  1 — 4  jähr. 
EtatsjNerioden. 

c)  Nach  dem  Zcitpuuct  der  Feststellung  (nach  dengenigen 
der  parlaoientarischen  Einbringung  Seitens  der  Kegiernng  oder, 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretang) 
anterscheidet  man  de»  regelrnftssigen  („Haupt"-)  FiDaac^tat 
und  Naebtrags-Etatfl  EQ  jenem)  iDsbesondere  zu  dem  einmal 
TOD  den  zuständigen  Faetoren  festgestellten  and  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Principiell  und  unbedingt  zu  vermeiden  sind  solche  >tachtragsetats  nach  dum 
Ciange  des  Staatelobens  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlaas  des  Hanptetats  grossere  Ver- 
änderongen  in  Einnahme-  und  Ansgabczwcigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Preussen  jüngst  die  Ueljoinalune  von  Privatbahnen  Nachtragsetats  veranlasst  (Ges. 
V.  14.  Mai  1882,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.ctat  f.  1882  — S3). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  nnd  Uebersichtlichkcit  des  Haushalts  müssen  Nach> 
tragsetats  auf  dringende  Fälle  beschränkt  werden.  Einiges  hSngt  (!abei,  wie  schon 
bemerkt,  von  der  Länge  der  Etatsperioden,  dann  auch  ?on  der  Zeitdauer  der  Vor* 
bercituog  des  Budgets  im  Kreise  der  Hegierung  aod  ron  derjenigen  der  Parlamentär. 

A.  Ws^nar,  FinuivliBaiiMbftft  t.  9.  Aull.  15 
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Dorchbcrathunp  a)*.  Zm  \'rriui  idmii;  von  Na«  litnü'sctat»:  isf  ein.;  kurze  Zeitdauer 
der  Vorbereitung  uud  Durchberatbung  ccwuascbt,  daber  lutuicntlicb  ein  Uegiiiii  der 
Vorbereitung  und  Dttrchvrb^itaiig  des  Etats  inoerliBlb  der  Itetrierung  möglichst  kurz 
vor  dem  Aiifanir  des  neuen  Finanzjalii-s  (Lcroy-Keaulieu.  1  in.  11,  7).  Vieles  h&ugt 
niirli  hier  wi.  tl' r  von  jiMrlamerif.  Kinrichtmig-cn  11.  fJebrauchen  ab.  In  Krankreicb 
werden  die  zum  i!iYi.tein  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Supplouicntar-Crodite  als 
ein  Hiasstand  erapfondeo.  Z.  Tb.  erklären  sich  die  dortigen  Verbälthisse,  im  Unter- 
sebicd  in  F.iii;laml.  das  die  Naelitraersc^tnts  Icauin  ki  nnt.  in  Krankreicb  daraus,  dass 
Supplcmentarcreditc  in  Betr.  der  Ausfallen  liier  in  üpposition  zur  Kegierung  oder 
obnc  Mitwirken  derselben  vom  Parlament  auf  Autrag  von  Deputirtcn  votirt  werden 
können.  Kine  Ket'orm  in  diesen  Dingen  gilt  als  notbtreadig^.  (S.  NabercH  bei  Leroy- 
Beaulicu.  II.  livtv  1.  Iii.  In  rreusseii  kAniicn  narli  d.  fioschaftordii.  d. 
Hauses  d.  Abgeordn.  v,  31ai  Js7t>  Anträge  von  ^Mitgliedern ,  „wcicbc  eiue  Udd- 
bewilligung  in  sich  schllessen  oder  in  Zukunft  h(^bei;£ofQbren  besiimuif  sind,  zur 
Abstimmung  nur  gelangen,  wenn  eine  (,'omiiii-sion  mit  ibrer  Vorberatbung  betraut 
worden  ist  u.  diese  einen  Bericht  darüber  erstattet  hat"  (j^.  27).  Aurb  mit  der  Be- 
fugniss  der  Kegierung  zu  T  e  b  c  r  t  ragu  n  g e  n  t  viremenb)  innerhalb  des  Etats  und 
daber  mit  dem  Maasse  der  Speeialisimng  des  Budgets  (in  Kapitel,  Titel  u.  s.  w.)  und 
mit  der  Form  der  parlam  Vntiroii^^  in  Abibeibin^-en  otfcr  iit  K,i[iitelii  oder  in 
Titülu  und  noch  weiteren  kleinen  Fostcn  -  btehi  das  grössere  oder  geringere  Be- 
darfniss  nach  Nachtregsetats  in  Verbindunpr.  Je  bcschrSnkter  das  Recht  zo  Ueber« 
tragungen  und  je  grösser  die  specialisiroii'fe  Votiruii;;  «ks  Etats,  desto  leichter  üio 
Notliwendigkcit  von  Nacbtragsetats  oder  von  .,uacbträgUcher  (ienehmigung  aasset- 
efatsmassiger  Ausgaben.'*    S.  darüber  u.  §,  117.  118. 

(1)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  dm  Etatsjahrs  (der 
Etatsperiode)  unterscheidet  man  Etatjahre  („Finanzjahre"), 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammeDfallend,  am  1.  JaD. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

Allgemeine  wirthschaftliche  (jrQnde.  di«  Tcrschicdene  Bewegnng  der  Einnabuicn 
und  Ausgaben  nach  den  Jahreszeit  ii,  iiaiin  iitlii  h  aber  Rfickslchten  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  parlament.  Beratbung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfaiijrsterniin 
den  1 .  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  bat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  l-  inaniyahre 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  (irossbritannicn,  im  Üeatschen  Reich,  in  Prenssen, 
wo  (in  beiiL  i)  I'^tr.ten  seit  1,  Ajir.  1*^77)  das  Fin.j.  am  1.  April  bej^innt;  so  je(/.t  an.  h 
in  WUrteuib.  u.  (ir.  Hessen.  In  Nord- Amcri<;a  ist  der  1.  Juli  der  Termia,  ein 
Zeitpujict,  den  Leroy- Beaulicu  (II,  9)  a«ch  ftr  FYanhreich  empfiehlt. 

105.  —  3.  Mit  Rltfksicht  auf  die  Beziehnnp  der  Etats  zur 
Kategorie  .^Rniini*'  umersclieidet  man  nicht  nur  die  .'^taatslia us- 
halts-  uud  die  Etats  der  verschiedenen  Sei  bstverwaltungs- 
kOrper,  sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  Air  das 
«>:anze  Staatsgebiet  und  die  ätaatshaoshaltsetats  l'ttr  einzelne 
Gebietstheile  (Provinzen  n.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  .,Provincialtystems**  mit  dgenea  getrennten  Vor- 

waltuMirsflrpnrfoTin'nfs  lür  j<  tle  Provinz,  'inipp»»  von  Provinzen,  oder  ,.  I-aii  lscliafV" 
durcli  das  centralistiscbe  „ Kealsystctn " ,  war  die  getrennte  Fulirung  d<-s  btaatshaus- 
haltsetalfl  in  „Prorindaletats'*  das  üebliche  und  ZveckmJteaige.  Nor  fttr  einig«  bereits 
zusammengefasste  Verwaltungszweige,  z.  B.  Militürwcsen.  würdrn  tfsva  ..(ien<;ral-.'f,us'* 
der  reatralisircnden  „üeneral-Staatscasse**  geführt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  die 
Uobcrsclitläse  der  Prorincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staatä*» 
rerraltnflgszvcige  erschienen.  Die  neuere  politische  Entwicklung .  die  Einf abrang 
«1  hremeiner  V*'rtr>  tiinr'^or;^nn'-  dtT  trnrizen  Staatsbovölkerung  und  finan/ferhnischc 
l<Urk>icbtefi  halH;n  uiit  ht  zum  „i'rincip  der  liäcaliscbcii  Kasseneinheit"  uud  ZU 
cinheitliclten  Htaatshnu^haltctati  fttr  das  ganze  Staatsgobit't  gefttfart.  Kiacclne  kleine 
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IkOätc  des  ältcrcu  Sy^teioj»  haben  sieb  aber  mitunter  erUalten  uUer  finden  äich  in 
Speci«Ietft(s  des  Hanptfinanzetatä  noch  hie  und  da,  namentlich ,  wenn  in  gewissen 
Knrichtnngen,  z.  B.  im  StLuerwcson  prorinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steneni 
der  HohenzflJtcm'schett  Lande  im  prenss.  Etat). 

4.  Kndlieh  ist  unter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brntto- 
nnd  der  Nettoetats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirthsehaftung,  des 

Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sieb,  die  letzteren  führen  nur  die 
Reiucrträge  auf. 

rriucipidleü  darüber  u.  ^.  109. 

Die  conse<|nente  technische  Dorchführung  der  Brutto-  wie  der  Nettoetatisimng 

bit-loi  manche  Si  hwicrig;keiton  nn<l  ist  absolut  yeiiau  kaum  zu  erreichen.  Das  «je- 
bi-hichtiich  Aelt'ff^  "iml  die  Nettoetats,  das  (innnzteehnisch  und  bu«lgetrorhtlicli 
lücbtige  die  iJruttoetats .  die  aber  so  aufgestellt  und  cingciichtet  sein  müssen,  dass 
sich  der  Ncttoetat  daraus  leicht  herstellen  lässt. 

§.  Um;.  -  C.  Einrichtung  und  Form  der  Ktnts.  Der 
Etat  ist  ein  Ree  h  n  ii  n  g  s  anx-lilno:.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
foliron  die  Anforderungen  hinsiciitlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
richtung und  Form. 

Auch  hier  lie^t  zunii' !i>t  uinr  terlniische  Aufgrabe  vor,  Ixn  iIoiti  l.üsuiiij 
aber  wieder  rechtliche  UuüicUtspuuctc,  „budgot-  oder  ctatärocbtiichu "  coucurrircn. 
Namentfich  richtet  sich  nach  letzteren  die  Bedoutoog  der  einzelnen  Rabriken  nnd 
Pofet' Ii  (  Abtheilungen,  Kapitel.  Sectioncn,  Titel  u.  s.  w.)  des  Ktats  und  wird  dann 
-■.n.  h  <i:idn  mit  Kücksieht  auf  die  budgofrc'  htlirho  Bedotituii::  solrh.-r  Pfiston  inf^hr 
ixlcr  weniger  specialisirt  117).  Im  Uebrigeu  iii  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
einaal  das  Priucip  der  Statisirung,  „Brutto-  oder  Nettoelat?'*  feststeht,  ein  durch 
die  Sache  selbst  gegebenes,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  Ertlich  nur  in  Nehen- 
puncten  verändert. 

1.  Der  Ilaupttinanzetat  und  seine  Thcile,  die  Haupt-  und  die 
Specialetats  (§.  103)  zerfallen  zunUclist  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen und  emen  ausserordentlichen  FItatj  eine  Scheidung, 
welehe  principielle  Bedeutung  hat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
durehgeftihrt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
HusserUch-formale,  als  innerlich-begrlindete  ist.  Die  wissensehaftlich 
und  praetisch  werthvolle  Unterscheidung  mUsste  sich  hei  den  Aus- 
gängen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  63  erwähnte  Trennung 
des  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgangi 
erzielten  Wirkungen"  und  bei  den  Eingängen  (iMiinahmen)  an  die 
oben  vj.  ti5  ft'.  aufgestellte  Deckungsllieorie  Steuern  oder  Schulden?'*) 
anknüpfen.  Das  ^Streben  in  der  l'raxis  den  Ktatwesens,  dies  zu 
thnn,  ist  auch  ersichtlich^  aber  es  wird  selten  streng  und  folge- 
richtig TerwirUicbt. 

Dies  giltz.  B.  auch  von  der  preass.  etatsmäs-igen  Scheidung  von  „fortdauernden" 
und  «, einmaligen  und  ausserordentlichen*'  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  „ordciit- 
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lieben"  und  „ausserordetidicbcn"  Einnahiaen.  Unter  den  tortdaucrndcn  Ausgaben 
bildet  zwar  der  wirUiche  oidentL  Bodnrf  (das  „Normalerfordorniss**  §.  63)  das  On«. 

aber  zablrciche  tnclir  oder  iroi)ig<)r  erheblich«*-  Posten  „:n]?;'?crorfl."  Ausgaben  im 
vissenscbaftlicben  Siiuio«  far  prirat-  und  staatevirthscfa.  Kapitalanlagen,  befinden  sich 
anch  darantor.  In  einem  grosseren  Staatshansbalto,  vo  sich  derarti<;c,  Ausgaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen«  Usst  sich  für  di(  Einreibung  derselben  unter  die 
ord.  Ausgabim  practisch  Mniuiios  sa^nn,  aber  das  WillkUhrliche  ist.  dass  dann  wieder 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  B.  fiir  grössere  Neubauten,  in  das  Extraordinariutu 
kommen.  Bei  'Vergleichen  verschiedener  Jahresetafs  desselben  Staats  vie  der  Etats 
der  verM"hi<'iliTien  SfaritcM»  iruissic  man  daher  flie  Etnts  er^t  Postf^n  fiir  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Kinnahmen  befinden  sich  in  Preussen  nnd 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  Staatsrer- 
mOgens,  i.  B.  W\  Verkäufen  von  Domänen-  und  Korstgrundstück<  n .  eigentlich  eine 
ausserordentli(  lie  Einnahine  l)il(len,  gleich  der  Schuldaufnahmc,  oder  welche  implicitc 
auf  letzteres  hinauslaufen  (/..  B.  im  neusten  preuss.  Etat  f.  1S'>3;S4  die  Eiuset^uog  der 
nur  erst  zam  Meinen  Theil  zu  Pensionszahlnnffen  verwandten  3"  „ igen  Zahlongcn  der 
Beamten  aus  ihren  Gehalten  zu  den  Beiträgen  für  A'«  rsorj,Min^'  der  Wiltwcn  und  Waisen 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Triter 
diesen  Lmständen  ist  die  Berechnung  des  ..Dcficits"  auch  stets  ziemlich  wülkuhrlicl» 
(§.  77),  —  in  soliden  Haushalten,  ^v-ic  dem  preassischen ,  die  wirkliche  Lage  meist 
gnnstiger,  als  diejenige,  welche  iu  dem  „rechnnngsmassigen  Oeficii**  herrortritt. 

Priiicipiell  ist  eine  schaifc  und  consequente  Scheidung  voü 
ordentlichem  nnd  ansserordentlichem  Etat  auf  beideu  Seiten,  der 
Ein-  und  der  Ausgänge,  nnter  Befolgung  der  oben  aut'gesteUten 
Grundsätze  für  die  materielle  Ordnung  des  Öffentlichen  Haushalts 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Hanshalts  durch  willkttbrlichc  Einreihung  ordentlicher  Bedarfs- 
posten in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Ein- 
gangsposten in  den  ordentlichen  Etat  gttnstiger  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  ge- 
mäss erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  fuhrt 
moi^licher  Weise  zu  l'alschen  Finiinz()[)eratinnen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Unsrleich  bedenkliclier  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verialuen,  das  unsolHier  Finanzpolitik,  leiehtsiuuigcm 
Scbuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckungs- 
System  Thor  und  Thttr  öffnet. 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  nnd  mttssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eing&ngen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
Überhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen'^  nebst  dem  etwaigen 
Zuschuss  ans  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Ktats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  UeberschusK 
in  diesem  Etat,  welcher  lUr  die  Verwendiins:  im  ausserordentlieheu 
Etat  zur  Verftl^un-c  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  /uschusses  oder 
dieses  üeberschusses  als  besonderer  l^ostcn  in  den  Etat  empf()hle 
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sieb  allgemein  y  um  diesen  wichtigen  Umstand  recbt  deutlich  zu 
machen.   In  den  ausserordentlichen  Etat  grehOrcn  dann  bei 

dcu  E  i  Ii  ^  ii  11  c  ii :  die  {iiisserordentlichcu  Deckiiiigsmittel  nebst 
dem  etwaigen  üebciscliiiss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
güngou  die  ausserordentlichen  Ausgaben"  (nach  deren  drei  grossen 
Kate^MHieen  getrennt  63)  nebst  dcu  etwaigen  Zuschtlsscn  zur 
Deckung  des  ordentliclieu  Etats. 

Die  l'r.ixi-)  bietet  ;nicli  lii  iitc  iinrli  luaiiclic  \'Li5rliiL'ilL'jilieiti.'Ji  in  der  Aufstclliiog 
des  Ktab,  was  ciuc  Ucurtliuilung  in  Gcuiöäslicit  der  dargclogtcu  (iruudsäUo  uiid  ciuo 
Vcrgicicliuiig  sehr  oiscbvort  So  werden  z.  B.  in  Proussen  im  StaatshanshaltMltt 
(Ilau(ittiiiaiizctat)  bei  dcu  Ausgaben  die  dauernden  von  den  einmaligen  und  ausser^ 
urdcüllichen  getrennt  und  lici  den  djiucrnden  wieder  die  „küiiftia:  wegfallenden"  neben 
der  Hau]>Uummu  beauiiders  liervurgebobeu  (im  Kogicr.eutwurl  f.  Ibib3/b4  z.  B.  mit 
10  067.S70  vun  1.049,473,136  M.  int  GanzouV  Bei  den  EinnaluneQ  wird  aber  nur 
in  den  Sj.t ,  i  ilctat-i  zwischen  ordentlichen  ii.  atissrrordonflicUen  dadtirch  unterschieden, 
da^^  uns  der  Bezeichnung  de:»  uiu/eiucu  Postcus  seine  Zugehörigkeit  zu  der  eiuen 
der  beiden  Kategorieon  enehon  werden  kann.  Selbst  die  Einginge  aus  Anleihen  er- 
»clu  inen  liier  nur  als  ein  Titelpostcn  d>  s  Kapitels  „allgemeine  Finanzrerwaltung''  und 
sind  in  der  einen  AbschlussziUcr  der  ..  Kinnalimen"  mit  cntlvalten.  St»  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  duu  StaaUcreüit  bewirkten  Lingunge  und  ordcallichcr  und 
aosserordcntlicber  Etat  weidca  auf  der  Eingangsseite  rontcbmolzen,  —  was  gewiss 
nicht  zwi  ' liiiiä  sig  ist.  —  In  Fm  n  k  i  ßich  wird  das  ordentliche  Ausgabe!) ndgot,  für 
dessen  Deckung  die  ordeuüichen  Einnahmen  nebst  dcu  etwaigen  UcberäcbUsseu  der 
Vorjahre  dicuco,  von  dem  auf  „auäsorordentlichen  Hi!rs({uellen"  fundirten  Ausgabe- 
bodget  untorscliiedett.  In  (West-)  Oesterreich  werden  bei  den  Ausgaben  die 
ordentlichen  u.  ausserordentli)  In  n  getrennt  denen  die  „Einnahmen"  nebtt  dem  durch 
Anleihen  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  ..Dein  if  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2,  Jeder  vollstUndige  Haupt-  wie  Specialetat  entr 
hält  zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
und  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  hei  grösseren  Etats  hinter- 
einander anfgeftthrt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
Ausgänge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  flir  die  Höbe  der  Eingänge  sind  ($.  61),  so  ist  es  logisch 
richtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grösseren  oder  gtiingeren  »Specialisirun^^  nocli  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  bolcbcn  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Keihentolge  eingestellt  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Ziisauiniengehurigkeit  und 
Verwandtsehalt  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltungsahtheilungen  (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
der  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  YerfasBungs-  und  Verwaltungsrechts,  insbesondere 
dem  „Budgetreehf*  und  der  verantwortlichen  Stelinng  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Rubri- 
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eirang  der  EimuthnieB  eingebttrgert  Für  diejenige  der  Aosgabeii 
ist  sie  selion  älter  and  liegt  sie  aneh  noch  näher. '  Sie  gebt  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rnbrictmng  mit  über. 

lu  manchen  conütitutioncllcu  Staaten  da  Contineiitä  besteht  jetzt  in  der  Kubri- 
cinug  der  Einnahmen  wie  der  Ansgtbea  uacb  Ministerien  (nnd  ihnllclien,  diesen 

cuordinirten  Behörden!  im  Grossen  und  Gaii/cn  eine  giwisse  (ileicliuiäsäigkeit.  iui 
Einzelnen  finden  sicli  aber  immer  noch  viel'  ünteRichicdc.  Das  britische  Budget, 
auch  das  ii urdamericauiäckc  weichen  erheblicher  ab.  Vurgleichuui;cu  der  Bud^^ets 
rerscbiedener  Staaten,  aneh  öfters  der  UleroD  nnd  nonercn  Budgets  desselben  Staats 
verlangen  so  noch  heute  vif]  Vorsirlit. 

Beispiele.  In  Preassen  zerfällt  der  Etat  in  die  zwei  llauptabtheilungeo ;  Ein- 
nabmeii  m  Ausgaben.  Die  „Kinnahiiien"  im  Etat  Verden  in  die  3  gressen  Abtheflnngen 
^.einzelne  Einnahmezweige'*,  „Dotationen  nnd  allgemeine  Finanzverwaltuni;"  und  „Staats- 
verwaltnngseinnalimeii  '  g^^'schiedtMi  und  innerhalb  d»'r  ersten  und  dritten  Alitheilnng  nach 
Miniötcrialdepaneuienis,  von  denen  die  Einnahmen  ressoniren,  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  „fortdauernden  Ausgaben**  tritt  der  Ch&racter  des  Brattobudgcts  s«  harf  herror. 
Sie  zerfallen  aneh  in  drei  irrri-sr  Abtheilnngen :  ..n«  fncbs-,  iM'hebnnirs-  ii.  V  ■!  waltunirs- 
kosteu  der  ciuzclueu  Einuahmezweige ..Dotationen  (wobei  liic  ötteutl.  Schuld)  und 
allgemeine  Finanzverwaltnng**  und  ^.Staatsrerwaltuogä- Ausgaben*',  in  der  1.  und  3. 
Abth.  wieder  Kubricirung  nach  Ministerien.  Die  Uebersicht  wird  durch  die  Trennung 
der  Kohertriige  und  der  Betriebsausgaben  fler  sogen.  ..B'^triebsrorwaltun^en etwas 
erschwert.  Die  „einmaligen  und  aussurordentiichen  Ausgaben**  werden  ebenlails  nach 
lliniaterien  rnbricirt.  Die  Einnahmen  stehen  im  Etat  voran.  Umgekehrt  ist  es  im 
Etat  des  Pentsi'hcM  Iv'  irhs.  Die  ..forttlauernden"  Ausgabfii  wen.len  lii-r 
theilü  nach  V  crwaltnngsabtUeilungcu  (Keiclisiuntcrn)  und  innerhalb  derselben  nach  den 
einzelnen  Verwaltnngszverken ,  theils  nach  Haupt- Verwaltungszwcekcn  (Reidisifdittld, 
Rechnungshof,  allgem.  l'ensionsfonds ,  Ixuiclisinvalidenfonds)  zubammengefasst  im  Etat 
aufgeführt.  Bei  den  „einmaligen"  Ausgaben  erseheinen  no.  h  einige  weitere 
llauutrubrilien  (u.  A.  im  Et.  f.  Ib5>2;!>a  f.  d.  Tost-  u.  Tclegr.verwalt. ,  f.  d.  Koichs- 
dniekerei.  f.  d.  Eisenb.vervalt ,  f.  Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  gegen  Fnnkreich. 
f.  Dctirit  [ .  IVMbetrag"]  des  Haush.  f.  Issii  s\,  i\  Betrii  bsfouds)^  Die  Einnahmen 
werden  nach  den  grossen  Quellen,  aus  denen  sie  fliessen.  rubrieirt.  Bei  den  Betriebs- 
verwaltungen (Post-  U.  Telcgr.verwalt.,  Keiehseisenb.verwalt.  IKklothr.  Bahnen].  Heichs>> 
drnckerci)  werden  die  Bmitooinnalimeji ,  die  Iii  tru  itsau.^gaben  und  die  l't  berächusso 
im  Einnahuieetat  aufgeführt  u.  nur  die  I  ebei"sehü.sse  in  die  Suinnn  di  i  h'eiehseinnahuieii 
gezogen.  Die  Uuhr.  „audsciurd.  Zuächusse"  enthält  Buitriigc  au.s  l  ouds  [au  aus  d. 
Reichsfesfungsbau-.  Bcichaeisenbahnban-.  Rcichstags-tiebündcfonds)  sowie  die  Eingänge 
aus  Anleihen.  Selbst  zwisehen  dem  preus?..  n.  di-m  Keiehsetat  bestehen  alsu  er- 
hebliche Verscbiedeuheiten.  die  bei  Vergb'ieheri  er.-it  dur<  li  l  iiireehnungen  ausgegliehcu 
werden  müssen.  —  Das  Budget  Baierns  besteht  au:«  .H  Theileu:  A)  Staatseinnahmen 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnahme<|Uellen .  nicht  na.  h  Ministerien  rubri(  irt).  B)  Aus- 
gaben auf  die  Erb«  bim^  die  ^  erwaltuny  und  <\-  u  II  . -trieb  ma«  h  den  Einnahmezweigon 
unter  gleiclier  ZiÜer  wie  diese  rubrieirt»,  C)  btaubausgaben  (th.  nach  Hauptausgabe- 
zweeken  —  so  far  d.  K.  Hof  u.  Ilauii,  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d.  Slaatsrath.  f.  d.  Landtag, 
f.  Reichszwecke,  f,  Pensionen  u.  dgl.  [in  U'ubr.],  u,  A.  in.  -  .  tli.  nach  MinistcriaT- 
dcpartemcnts  /usammcngcfasst  i.  -  In  \V  ü  r  ♦ '  iti  b  r  u  ist  ilas  Budget  der  Ausgaben 
ähnlich  wie  in  Baiern  aufge>tellt,  cias  der  Jümiuhmcu  hat  die  I  Ilauptrubriken:  „aus 
dem  Kammergut"  (incl.  Verkehrsanstalten)  mit  Brutto-,  Kosten-  und  Nettosummen, 

,,an«?  den  Steuern"  d-^gl  Anfliril  wi  Beichseinnalim.  n".  ..Zuschuss  znr  D.  (  knng  der 

coutracti.  Tilgung  der  Eiseüb.aniehen".  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  die 
Ausgaben  jetzt  nach  Ministerlen  und  einzelnen  aelhstftndigen  Hauptzwecken  (Givilliste. 
Ctbinctskanzlei,  K'eichsrath,  Reiehi-gericht ,  .Ministerrath,  Rechnungshof,  Pensionen. 
Dotationen  nebst  Subventionen.  Staats.sehuld,  Antheil  an  den  gemeins.  Ausgaben  der 
(ieiammtmonarchic.  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstentheils  nach  Ministerien  (mit 
l  ntcrscheiduä)g  «1er  <»»uellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubi  ini  t.  — 
In  Frankreich  wird  das  ordentl.  n.  mi  ^crord.  A  u  s  g  a  b  e  Imdirft  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  tbeiui  Finauzmin.  stehen  die  öüentl.  behuld,  die  Dotationen  u. 
Ausgaben  f.  Prisident,  Parlament,  Ehrenlegion,  ÜuschOsse  z.  MarineinvalldoDkasso. 
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fener  die  Edusbongskosten  n.  s.      der  Steuern  n.  AfTentL  Einkünfte,  welche  von 

diesem  Mioisterium  verwaltet  wcjxlcn).  Auch  di<- Ncbcnbud^ets,  (§.  lliJ\  dasjenige 
«Icr  auf  Specialeia  nah  inen  l'undiitLii  Ausg-abcu  f.  Doprirtouieiits  u.  Giniciiuleu  u.  das- 
jenige der  Services  rattacbi  ä  pour  urdru  au  budgct  de  1  anuce,  werden  in.  der  Ausgabe- 
Seite  nacli  Ministerien  rabricirt  Dagegen  fahren  die  Einnahmebadgets  in  Frankreich 
tli-  Einiialinien  narli  rlcn  eilen  allein  znsammeniri'fnsst  auf.  —  Letzteres  r,'i!t  von 
dum  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Budget,  das  bei  den  Ausgaben 
nach  Zwecken  derselben  and  unter  Berücksichtigung;  der  staatsrechtlichen  Trennimg 
des  stabilen,  auf  dem  consolidirtcn  Fonds  beruhenden  und  des  .iahresbudgets  (s.  0. 
§.  64)  unterscheidet.  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Hinisterien, 
mit  uigeutiiümlichcr  Dutert»cheiduog  von  Kategoricen  innerhalb  der  Miniätericu  (l  wirkL 
Ausgaben«  II  Bewegoag  der  Kapitalien,  III  Eisenbahnban«  IV  Conipensationon)«  die 
Einnahmen  nach  den  Quellen,  mit  analoger  l  nferschcidun?  nm  li  diesen  Kategoricen 
rabricirt.  —  In  Kus^slaud  werden  die  Ausgaben  im  Etat  nach  einzelnen  selbständigen 
Zwecken ,  überwiegend  aber  ebenfalb  nach  Ministerien ,  die  Einnahmen  nach  QueUen 
zosamntengafaMt 

§,  108.  Die  Kubricirun*^  der  einzelnen  Kateguriecn  und 
Tosten  von  Ausgaben  und  Eiiuiabmen  im  Etat  wird  sich  immer 
mit  nanh  der  Verwaltiingseinrichtnng  des  eoncretcii  Staats  richten 
miisscii.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  EigenthUmlichkeiten  ans  specicllen  Verhältnissen. 
Mitunter  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategoricca 
eingeftthrt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  8pecialetats  unter- 
schieden  wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  fi.  die 
Unterseheidong  von  y} persönlichen"  und  sächlichen"  im 
prenssisch-Dentsehen  Etat,  welche  richtig  durchgeführt  einen 
allgemeineren  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  „persönlichen"  zerfallen  hier  wieder  in  „Ber^oldunjjen",  „W ohnungsgeld- 
Kuschüsse  fbr  die  Beamten**  n.  „andere  peraOnliche  Ausgaben*'  (worunter  Prttfungs» 

j^cbühren,  Bezahhinir  von  Hilfsarbeitern,  persönl.  u.  Local/ulagcn  f.  Beamte,  ausserord. 
Ivemuni-rationen  f.  Subaltern  -  ti.  öntcrbeaintc).  Die  ,.s&chIi<  !K'n"  Ausgaben  nmfassoii 
Bureaubedürfnbse,  incL  Beleuchtung,  reuciuiig,  Reise-  u.  Kuhrkoateu,  Micthen,  aber 
auch  Di&ten  oder  Ta^e^elder  o.  A.  m.). 

Bei  der  liubrii  iiimg  der  Eingänge  ist  vom  ^inall/,^Yissen- 
scbaftlichen  StaiKli)Uiicte  aus  die  Forderung  zu  stelh'n,  dass  nach 
dem  fina?r/i eilen  Charju  ter  der  Ein^än^^e  untei .^eliiL'den  wird. 
Daher  mUssteu  namentlich  die  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Eingänge  scharf  getrennt  und  bei  beiden  wieder  die 
finanziell  gleichartigen  Posten  rubrikenweise  vereinigt  und 
so  von  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
io  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  gleichmUssig.  Theils  ist  daran  die  verschiedene  Termi- 
nologie schuld)  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
sehwankt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliche  Ein- 
künfte, Gebühren y  Steuern  und  wieder  „directe"  und  ,,indirecte'' 
Steuern.    Theils  richtet  sich  die  Rubricirung  der  Einnahmen  auch 
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bief  mit  nach  VerhttltniMen  der  Verwaltangsorganisation, 
der  BesBortB  der  Ministerien  und  anderen  BebOrden,  was  dann 

wieder  zu  Abweichungen  in  der  RnbriciruDg  von  der  finauzwissen- 
schaiilich  richtigen  führt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  be- 
scheiden mUssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practischen 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritischen 
Beurtheiluiig  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Verglcichungen  ninss 
aber  auf  das  iuc(»rrecte  solcher  practischer  Kubricirungen  iiUcksicht 
genommen  und  das  Material  der  Etats  fttr  manche  Schlnsssiebangen 
erst  Uber-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  ober  die  Torminolo|^io  in  Betr.  der  Einiuibnicn  unten  Buch  3  u.  specicU 

in  IJeir.  der  GcbUhroii  u.  St-Jiiern  Band  II,  nameiitl.  i?.  277  u.  §§.  .H2t)  II.  Die  gc- 
schi<'Ltlicbe  KntwirkluQg  und  der  techniäche  Zusatoioenhatig  der  Diuge  haben  t.  R. 
in  Preusson  dahin  gefuhrt,  dass  die  Stcuera  and  Steuer-  und  gebuhronartigeu  Ab- 
.;Hbeu  von  Privatl)i'rgu  (  rki;n  nur  als  ein  besottderer  ÜlmiaiimetUcl  des  Einuabmckapitels 
„Verwaltung  für  Berg-,  Hüften-  u.  Salinen\rc^5cn"  r-'^heiiien,  also  in  Verbimlung  mii 
Einnabmeu  ganz  anderen  Characten»,  mit  privatwiiüiä«  baiUichou  auä  Staats-  Berg-  u. 
Hitttoowerkeii.  Die  eigenthttmlictae  Vennengang  des  Qcbtthren-  and  des  Veritebrs- 
Steuer-Moments  bei  den  sogen.  „Justizgebllbren"  (ücrichtskoston),  Kcgisterabgaben  und 
in  iler  Form  de?»  Stempeln  erbolißner  Abgaben  f..  Stcnipelst>'n«:rn"\  eine  ireschirhtlicb 
überkommene  und  im  modernun  Hecht  dieser  Abgaben  nucli  vorhandene,  völlig  auch 
kaum  /u  beseitigende  VenDOiigung  (s.  Band  II,  Fin.  S.  29  (!'.),  nlVtbigt  aadi  in  der 
Eta'iMi  ttiig  dieser  Kiruiabincn  zur  Ziisarnmenfassiin2:  soll  lior  lictcrnircner  Posten.  Die 
£rbbchaitstöteucr  verschwindet  dann  ah»  äclbstoudigc  Xiubhk  wohl  ganz  in  der  Uaupt- 
robrik  „StempelgcfäUe  a.  OebtAren  tob  BechtsgescbafteD*'  (so  frttber  in  Preusson  v. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.  .  Auch  je  nach 
der  Erhebungsfüim  muss  eventuell  ein-  Kiiinahme  im  Etat  unter  anderer  Rubrik 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  Jeu  cbcngciiauiitcu  Abgaben,  je  nachdem  sie  mittulüt 
Stempels  oder  unmittelbar  erhob«tt  Werden  Fin.  IL  §§.  920  If.).  Die  Ueber* 
trngunir  der  Erhebuiiir  der  fieri»  litskosten  von  der  Justizverwaltung-  an  die  Verwaltung 
der  iudifticteii  Stoueru  hat  iu  Preuäseu  »eit  d.  Etat  f.  IbbO/bi  zur  Folge  gehabt,  da^s 
die  «.GericlilslEosten  und  Strafen**  oanmebr  nuter  den  ^indirecten  Steaem"  im  Etat 
erschdnen. 

§.  lOy.  -  3.  Brutto  und  Nettoetats.  Die  älteren  Etats 
enthielten  gewöhnlieh  nur  die  Nettosnnmien  bei  den  Kinnaliiicn 
und  Ausgaben,  die  neueren  ICtats  sind  regelmässig  Bruttoetaln. 
Diese  Entwicklung  ist  tinauztechnisch  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nnr  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  »Steuern  und  Gebühren), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirthscbail  durch  diesen 
Haashalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten). 
Ebenso  ist  die  ökoDomiscb- technische  Leistung  der  Verwaltung  iu 
Besug  auf  die  Frivaterwerbseinkflntlte  und  auf  die  Besteuerung 
und  das  Gebtlbrenwesen  zum  Tbeil  wesentlich  mit  nach  dem  Ver« 
bältniss  des  Roh-  xum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  Be- 
wirllisehaftuDgs-,  Betriebs-  und  Erhebnngskosten  su  beurthetlen. 
Der  Etat  muss  daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhältnisse 
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ricbtiii  ulicnseheu  zu  küiiueu:  eine  liciiich  scliwci  zu  ei  lullende 
und  vollständig  consequent  und  correct  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Haushalt  erfüllte  Fordeiuni^.  Je  mehr  privat 
wirthgchaltliche  l'etriebs - Verwaltnogen,  wie  Domänen,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  Fabriken,  Gebühren- 
zweige wie  Post,  Telegraphie,  Monopolverwaltaugen ,  wie  Salz 
und  Tabak,  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
stenern  in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Sehwierigkeiten 
der  BrnttoetatisiniDg  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
etatS|  absolut  und  im  VerhSltniss  zu  den  Nettoziffem.  Letztere 
müssen  ans  dem  Etat  aueh  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  um 
sehliesslleh  den  wirklichen  Greldbetrag,  welcher  fttr  die  {öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
fttUuDg  dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

(jeschichüicb  6iil&rt  aicb  diu  ältem  N«tto«tatiäiruug  hus  dem  ginzea  ZitaUiide 

iJco  älteren  Finanzwesens  nnd  d  r  l'inan/rerwaltun^  (§.  b3  II.).  Ein  grosser,  anfangs 
der  grö&itc  Tlieil  der  Dllcutlichcn  1  bätigkoiteu  erfolgte  örtlich,  wo  es  grade  nötliig 
war,  bestand  aos  Kalnraldienaten  oder  vtirde  mit  NataralebiiialiBieii  aosgefuhrt«  die 

von  den  einzelnen  Beamten  ond  Behörden  sclliät  einL-i  -nicn  ixlcr  von  rntorbeliönien 
iui  diese  Beamten  u.  s.  w.  diroct  abgcfdhrt  wurden.  Nur  die  etwaigen  Uoberüchusse 
der  Ortlichen  Eianahmestellen  kommen  für  »11  gemeine  und  an  der  Centralstello 
erfolgende  Thfttigltdten  in  Betivi'  ht  und  nur  filr  diese  OebeischOase  la;  das  Bcdurfuisb 
'  iner  Etatisirnng  vor,  die  cbentle>lialli  eine  Nettoelatisirong  war.  Erst  mit  der  Durch- 
nogung  des  Gedankens  der  „fiscalischeu  Kasseaeiuheif'  (§.  1J2),  mit  der 
grtoMmn  Gentnliflaüon  im  Staate  abciliatipt,  wobei  die  Örtlichen  Olfentlichea 
Thäti;;k(  it.  II  eben  doch  auch  als  S  taatsthätigkuitcn  anerkannt  wunlen,  mit  der  ver- 
mehrten wirthsrhaftJirlien  Tün^icht  in  das  Wesen  der  ., Kosten"  der  Tünnahmen  eines 
öllenllichen  Haushalt-^  und  mit  der  Ziehung  aller  Folgerungen  aiis  dem  BegriH'  und 
Zweck  des  Etats  kam  man  zur  Brnttoetatisirung.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
wicklun»:  bat  diese  dann  vollstaudif;:  zur  (lelfun-r  ^i  bradit .  weil  nur  sie  die  wirkliche 
BelaatOA^^  des  VoUis  und  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwakuug  crgicbt.  In  Deut^ch- 
hnd  ist  dalier  aaeli  biennf  die  nenere  Periode  der  ..YerfiKsrangen**  von  Einflass  gc- 
«rorden,  mindestens  mit  Vorschriften,  welche  imi)Ii<  ite  die  Hruttoetatisirung  bedingen. 
Letzteres  in  d.  preoss.  Vcrfurk.  v.  1*^50  Art.  „all'>  F.innahmen  u.  Aus'xabeii 
tic3  Staate  müssen  im  Voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staalshaushaltetat  gebracht 
werden**,  wo  im  Wort  „alle"  die  Bruttoetatisirnnf?  inneliogt)-  Die  allgemoinc  Dnrcb' 
fühning  der  (ieldwirthsrhaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttot  tats  mit  hingewirkt. 

IHe  äussere  Exscheiuuug  eines  Brutto-  und  Nettoetats  i«t  uatttdidi  sehr  trcr' 
seUeden:  creterer  scblfeast  namentlich  ceteria  paribus  mit  viel  grosseren  Sanuen  ab. 
Eine  unmittelbare  Vorgleich  barkeit  solcher  Etats  fehlt  gros^entheüs.  Dasselbe  gUt 
far  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmequellen 
und  Verwaltuugssy Siemen  in  Bc^ug  auf  letztere.  Der  B<isitz  uud  vollends 
Hit  eigene  Verwaltung  (iro  dann  ^e  BeCHebs»  n.  8.  v.  Koeten  dorch  den  Etat  laufen, 
was  bei  der  Verpachtung  nicht  der  Fall)  von  älteren  Domaniaiobjecten  (Domänen  i.  e.  S., 
Foisteo,  Berg-  u.  llUUeuwerken' .  von  Stuatseisenbahnen .  der  Post-  u.  Telegrapheu- 
betxfeb  des  Staats,  die  eigene  MonopolFcrwaltung  statt  anderer  Verbravchsteaerfonnen 
'Salz,  Tabak),  das  Vorwalten  indirecter  Steuern  mit  höheren  Vcrwaltungs-  und  Er- 
hebnn2>kosfen  vor  directen  mit  regelrnJi^si^^  niedrigeren  Kost'-n  bi  dingen  hohe  Summen 
der  Bruttoetab,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einuahmeverhältnisscn.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  olierllachtichen  finanzstatistischen  Yergleichen,  z.  B. 
der  b'  li.  bf<'n  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gesammt-  (Tvoh-I  Einnalim.-n  und  Aus- 
gaben zu  warnen  (s.  o.  §.  10).   Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figurircu  alle  mit 
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nbtir  hohen  Brattodffbm  wef en  des  Besitzes  grosser  privatvirthsehaftlicher,  meisteiis 

selbst  ronvaltetcr  £iüua]iinc<jucllcn,  abweichend  von  den  Ktats  fremder  Staattn,  d-rncii 
diüsc  Quellen  grossenthciU  telilcn.  Der  Einfluss  des  Staatscisenbahn trcsens  auf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Yornemlich  in  Folge  neuer  Verstaatlichung  von 
Privatbahncn  schliesst  z.  B.  der  prenss.  Ktat  f.  1883/84  (Rcgier.entwurf)  gegen  den 
des  Vorjahrs  (rerabschied.  Etat)  um  134.0  Mül.  M.  hnh^v  finSli'5^  gegen  !}55  r)S  M.  M.  . 
ah.  Nach  Abzug  der  domoach  im  Wesentlichen  nur  durchlaufenden  Posten  der 
gioneu  BetrietMveniraltiiiigeii  redociren  sieh  daher  die  deotsdien  Etats  sehr  erheblich« 
Die  dann  sich  (Tjx>.b('n(lcn  Zihlrn  zn^c-n  'Tst  viM'eliilicn  mit  denen  ausländischer 
Etats  die  verhaltnissmässigc  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushalte 
wirthschaftcn.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  von  den  Betriebsvenvaltuugen 
iiegt  derUedanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dein  eigentlichen  Staatshaushaltsctat  be- 
sonder«; Etats  ntif/.tistellcn  und  in  jenen  nur  die  l.'cl»('r-,cliiisso  oilcr  ZusrliiissL!  (Deficite) 
dieser  Bctriebsvonvaltungcn  eluzusteUeu:  ein  Verfahren,  das  ala  Verstoss  gegen  deu 
(irandsatz  der  Gscalischcn  Kasseneinheit  sonst  meistens  mit  Becht  im  modernen  Etats- 
vesen  beseitigt  ist  113^. 

Tolgende  Beispiele  /cig^cn  den  Einrtuss  der  Brutto-  und  der  Nettoetatisirung^  und 
die  grossen  Unterschiede  in  europ.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  (iostaltung 
des  Einoahmowesens. 

Tlnitto-  Betriebs-.  Erlieb.-,  Netto- 

cianahiuc  YerwalLkostcn         einnähme  dcrBratto- 

d.  Einnahmen  einnähme 
Prcusscn  1882  8.-{  »42.9  M.  M.       419.7  M.M.  S^M.M.  5$.4 

Dazu  < .  Antheil 
an  Küichscinuahmcu 

(excL  Uatr.beitr.)       c*  406    „        c  tri     „  c.  H\A  „ 

Zusammen  c.  1349.8  „  „     c  511.7  „  „        c.  *^36,ri  „  „  c. 

Baieru  1883  228.7  91.0  ^  137.7  60.2 

West -Oesterreich  lhH2      448.2  „  «.        134.0     fl.  310.2  „  (1.  70.5 

(irossbritannien  l88l  V2  87.7  „  I'f  St.  8.5  „  Pf.  St.  70.1  „  Pf.  St.  90.2 
l-'rjnkreichord.Einn.  1883  3032.*^  „  fr.        ^17.6  „  fr.  271.5.2  ..  fr.  89.5 

Bei  Prcu»sen  nur  annähcrungswcisct  .V Uschlag  des  Antheils  aj»  den  Keichscin- 
nabmen  (ef(fentlich  etwas  hoher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein-  u.  Bier- 
steiiern  nicht  participirt\  ticnnii  ;:Iim<  }iv\ i  rtliiir  Tur  Vi  r^l.-irlic  -ijid  alle  .-üIiIk-  und 
äbttliche  Daten  oicht,  weil  2U  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Vcibuchuug 
und  fitnti^ranf  begehen.  Aber  ein  nngoflhios  Bild  der  aasserordentlichen  Dntor- 
schiedo  erhilt  man  doch. 

i^.  HO. —  4.  Eintheilang  und  Specialioimng  des  Etats. 

Die  techniseh-sarhliche  nnd  die  rechtliche  Zusammeiij^c- 
hörigl^eit  der  einzeiiieu  l  östen  des  Etats  pfle-;l  clure  li  die  aus  ser- 
liche Zusa  mmenfasHung  dcrsell»en  zn  „Titeln^*,  dieser  zn 
„  S  c  c  t  i  <>  n  e  n  oder  K  a  p  i  t  e  1  n  'S  letzterer  wieder  zu  A  b  - 
theiluiipc  11 im  Ktat  »xicr  durch  eine  „  Kintiiciluiif;"  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.  Ihre  rechtliclic 
IkdeutuDg  bildet  einen  wichtigen  Tbeü  des  ,,Badgetrecht8^'  (§.  114  ff). 
Auch  ihre  technisch -sachUebe  Bedeutung  ist  aber  fUr  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  nnd  des  Hanshalts,  Hir  die  Uebersicbt^ 
lichkeit  des  Etats,  flir  das  Rechnungswesen  und  die  Oontrole  nicht 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilnng  nnd  folge- 
weise bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  Einnahme- 
nnd  Ausgaberubriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,  cnt- 
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siebt  dann  eine  grossere  oder  geringere  ^»»Specialisirang*'  des 
Etats.  Der  Aufstellung  des  Etats  selbst  mnss  natürlich  wenn 
man  sich  nicht  mit  ganz  rohcu,  deshalb  nur  weni^  braut  libareii 
Schätzungen  und  Pauschansehlägen  begnügt,  was  mir  ausuahnis- 
wciso  znlässif;,  wenn  auch  mitunter  unverincidlich  ist,  —  eine  solche 
Specialisiruu^-  zu  Grunde  lici^eii.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noeli  rechtlich  nothweiidig  noch  zweckmässig, 
in  demEtat  selbst,  wie  erder  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  und  der  Verwaltung  zur  Kaohacbtung,  der  Oberrechen- 
kammer  znr  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zn 
sebr  zn  specialisiren. 

Viele  Posten  im  Etat  bcrahen  doch  nnr  anf  VcianscLlaguiigeu ,  l'ur  welclic  die 
üirberca  Grandlaj^cn  fehlen ,  so  alle  ilicjenigcn«  welclkc,  wie  die  Sftchlic)i' ii  Ausgaben 
s^rossenrhcüs  und  wie  die  Erträge  ikr  Privatenverbszn'eiir'»  (Foi^dm.  I{i'ri;liair) .  vom 
der  Bewegung  der  rreisc  der  (iuter  im  Verkulir  abliuiigctt.  Je  mehr  mau  Jiier  und 
io  anderen  ihnliclien  FSlien  eine  ziuammeDgehOrigc  Gruppe  tron  Eionahmen  und  Aus- 
gaben specialisirt,  desto  melir  Abweichungen  r  wirklichen  Ergebnisse  von  Ii  ti  Xov- 
anschlä'^cn  sind  wahrscheinlich.  Jici  der  Zusammenfassung  in  einer  grösseren  Rubrik 
wird  eher  in  Folge  der  entgegengesetzten  newcgungcn  der  Einzelposten  eine  Aua- 
gleichODg,  daher  eine  grössere  IJobereinstimmung  zwischen  Yoianscltlag  und  Ergebnis» 
eintreten.  Ein  «:ewisser  Spielraum  von  U  ebe rt m  p^n  n  gc  n  zwischen  Einzclposfen, 
Titeln  and  selbst  Kapiteln,  daher  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  in  grOi>i>creu 
Rubriken,  ( Abiheilnngen ,  Kapiteln),  om  Uebcnchrdtnngen  hier  und  Mlndernusgaben 
jüTcgcn  die  Specialanschlägo  dort  in  der  wirklichen  (iubahrung  zum  Ausgleich  zu  bringen, 
erscheint  insofern  als  etwas  -lanz  Natürlichoj;  irciKMuilM  r  der  rnvo!lkoinnicnheit  aller  Vor- 
.luschlägc,  was  duch  auch  für  die  budgttr>  >  litln      I  rago  §.  llTj  /u  l)each(on  ist. 

In  Preusaen  zerfallt  der  Etat  in  Ka]Mti  1.  <lie.sc  in  Titel  mit  budgetrechilichcrr 
Bedeutung,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  Iini'  fuhren  fortlaufende  Nummern  ji 
Imu  den  EiuDabmei)  und  bei  den  Ausgaben,  durch  alle,  iu  l'oätät<h''iidor  Keihu  sich 
folgenden  Hinisterialetats  hindurch.  Die  Titel  haben  in  jedem  ivaj  itjl  besondere 
laofeDde  Nummern.  Dioelbe  EinridUung  bestellt  im  Kt.a  des  Deutschen  Keiciies. 
Eine  jüngste  Neuerung  ist  hier  und  jr  f/t  iseit  Iss.J  !54)  au«  h  in  Preusseii,  ih-^'^  d  -r 
Kauptlinanzetat,  der  Vereinfachung  und  iiesserou  l ebersichtlichkeit  wegen,  nui  in 
Kapiteln  den  Parlamenten  vorgelegt,  wie  <  r  1 1> 'iiio  im  Gesetzblatt  publicirt  wird. 
Die  Titel  stehen  nur  in  ileu  Sjjecialctats  der  Aidagen.  -  In  R.üern  zerfldlt  jede 
der  drei  Abtheüungon  des  Staatshaushaltsetatü  in  „Ziffern*'  (mit  lauf.  Nummer  je 
durch  die  Abtheil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paraierraplien.  —  In  Frankreich  zer- 
nUt  das  I^udgct  in  Minist  departements,  diese  in  Scctionen  urosserc  Abtheilungen), 
diese  in  Kapitel  (narh  ifenon  j.  f/t  votirt  wir<h  mit  lautender  Nummer  innerhalb  Jede» 
Ministeriums,  die  Kapitel  ^in^l  in  Aitik-l  /eilcgi. 

Fdr  budget rechtliche  Zwecke,  z.  B.  was  hr  s  Keclit  der  Ueber- 
tragung  von  Ausgaben  von  einem  .lahie  auf  das  andere  (so  bei 
Baaibnds)  und  zwischen  gewissen  Etatspo^itionen  verschiedener 
Abtheilungen,  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 
bezUgliche  „Anmerknngen^*  den  betreffenden  Posten  beigetügt. 
(Prenssen)«  Im  Uebrigen  werden  besondere  „ Erläuterungen 

Bemerkungen tbeils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 
etats selbst,  theils  nacbfolgend  in  weiteren  Ausfübrnngen  gegeben, 
wesentlicb  zum  Zw^ek  der  Begründung  einer  Position  (Iberbaupt 
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(s.  B.  einer  GreditfordemDg)  oder  des  Geldbetrags  derselben,  der 
AbweicbiiDgen  vom  Vorjahre  u.  s.  w.  Das  Alles  zosammen  bildet 
die  ,,An lagen''  des  £tats,  zu  denen  aneb  wobl  die  Specialetats 

selbst  gerechnet  werden. 

Mancherlei  klciaurc  uud  grössere  formelle  V  tirachicdcübuitua  iiudoii  oioli  Iiier 

fDirobnlieitemäsäig,  hio  und  da  aaoh  aus  staatsnclidichon  Gr&ndeu  iu  vendiicdeDeu 
taatähaushaltoii ,  aber  im  Wcseutlicheii  besteht  doch  eine  gewisse  Uebcreinstiinmuiig. 
den  Zwecken  des  Ktats  und  der  Krläutcrungeii  gemäss,  Wirhtijr  wcnlcii  diese  Er- 
iiuteruugcn  besonders  da,  wo  bei  Ausgaben  eine  neue  odci  s.chr  eiliuhote  1  or- 
doranp,  bei  Einnahmen  ebonlklU  eine  neue  oder  vormiod crte  Position  begründet 
wt-i'^Lii  soll.  tl:»her  z.  B.  im  preuss. -deutschen  Etatwesen  bei  den  „eiimialijrcn  und 
ausscrürdeutlichuu "  Ausgaben,  für  ^'eubauteu.  grossere  Meliorationen  dgl.  ni. 
Bosouderc  „Donlschriflcn*^  werden  wohl  in  dnzeluon  vichtigoren  Fallen  bcigefU;,^t 
oder  nachträglich  auf  Wunsch  der  Parlamente  oder  der  „Buugctcommissiunen'"  von 
der  Ivegierung  geliefert.  So  entwickelt  ^ich  um  und  aus  dem  Etat  ciii'->  •riisscren 
HauähHlts  ein  grobacs  Actcnmaterial,  duä  iür  die  genauere  Kuuntuisä  des  liuau^wuäens 
von  bedeatcndem  Wertbo  ist«  «clion  der  Uobcn»icbCUcbkeit  b«lbor  «bor  vom  Etat  soibst 
besser  getrennt  wird. 

§.  111. --5.  FeststeUang  der  Zahlen  für  schwankende 

Ktat8 Positionen.  Dahin  gehfJren  fast  alle  Einnahmen,  die  einen 
mehr,  wie  die  lU>h-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Kiinialmiea  aus  Gebühren/. weigen,  indireeten  und  Vcrkehrüstcucru, 
die  anderen  weniger,  wie  die  8un)nien  der  DominK  npachten  und 
die  Erträge  der  directcn  Steuern.  Bei  den  Ausgaben  nind  die 
sachlichen  grosseutheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  Ü\r 
nicht- ständige  Arbeitödienste,  ferner  nn vorhergesehene  Ausgaben 
n.  dgl.  ni.  (§.  G2).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
fraglich  and  schwankend,  theils  ist  ihre  Höhe  und  diejenige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einliass  der  Freisbewegnng 
nnd  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  OfTentlichen  Lebens. 
Im  Etat  als  einem  Voranschlage  handelt  es  sich  darum,  auf  Grund 
gewisser  Errabrongärcgeln  und  Muthmassungen  Zifiersätze  ku  ge- 
winnen. Dazn  können  Dnrchschnittsberecbn u ngen  nach 
den  wiikliehen  Ergebnissen  der  Vorjahre;  der  abgosehhjsseiien 
Jahresdienste  und  Veranschlagungen  nach  ji^owissen  Beob- 
achtungen im  Star;  y eben  und  im  Verkehr,  beM  utlcrs  in  Bezug 
anfeine  seit  den  letzten  ahfrcschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbare 
veränderte  Richtung  der  Kniuahmen  uud  Ausgaben  (»Steigerung, 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderuug  der  I'reisbewcgUDg,  der  ölTent- 
liehe  Thätigkeiten  bedingenden  Verbältnisse  u.  b.  w.)  benutzt 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
mflssen  namontlich  die  beiden  Gefabren  vermieden  werden,  die 
kflnftigen  Einnahmen  su  hoch  und  die  künftigen  Ausgaben 
XU  niedrig  zu  veranschlagen.   In  der  „ coostitutionellen  Budgetr 
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wirthschatV'  lie^t  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefaliieii.  Die  Farhmiente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 
ausgesetzt,  während  die  Reirierungen  eher  z«  dem  eiiigegengesetzten 
Fehler  einer  Uebersehätzung  der  Ausgaben  und  einer  l  nterschätxuug 
der  Einnahmen  neigen. 

ri^bcr  die  ti'<  hni«!rhf  Rf»ror1wHin2:swciso  solcher  Etots[)ositiouon  pdcjfifii  Vor- 
»cbiiftcn  im  Vurorduiiiigswcge  Seitens  der  betrelfendon  liessortmiiiistoricii  gögelieu  zu 
sein,  tfaeils  Mllgcntclno,  th«ils  für  besonder  Dieutzweife.  S.  Qbor  P  reu ssc  n  M el ss n  o r. 
Ver^alLkundc.  I,  1!)  IP..  üt>or  „  FractioDsberchnnngcn  '.  Für  die  RcrcchminfT  d(»r 
Durchschnitte  wcnicn  .H jahr.  ErKcbnim'  zu  ürundo  gelegt  und  Abweichungen  dtvon 
dann  besonders  bcgnlndet  unter  Wurdiguiig  der  massgebenden  Ycrhültuisäe. 

BcsoDders  wi<  )iti;r  und  schtt'ierig  sind  die  Voran^<  lila<j;c  filr  grossere  Bftat6ll, 
iiisbes.  für  cinrenjl'n  he  N ii  IciiitL'n  aller  Art,  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Pr^^us^en. 
gleich  bei  der  ersten  Lrcdittorderung  vcrlaugt  werden.  Daruber  eingehende  Special- 
bestiiDmiingeii,  s.  f.  Proussen,  Meissner,  &.  a.  0.  S.  24,  III  ff.  W&hrend  der 
Riuzeit  erfolgt  Uebertr.igung  der  bewilligten,  noch  nicht  verbrauclikii  Crodi!*;  auf 
das  oder  die  nächsten  Etatsjahre.  Der  veranschlagte  Aufwand  kouiint  ;ibcr  raten 
weise  bei  den  „einmal,  u.  ausseronl.  Ausgaben"  auf  den  Etat  uaU  unterliegt  somit 
jode  neoc  Rate  einer  besondren  Ouwilliyang.  FUr  die  leofeiidcn  gewöhnlichen 
Reparatur-  u.  Unterhaltun^kosten  i1>  t-  Rauten  werden  Paaschsmninen  nach  den  allge- 
meioen  (jruudslttzcn  ins  (irdinarium  des  Ktats  i^estellt. 

§.  112.  —  r>.  Einheit  des  Etats  und  Princip  der  t'is- 
calischen  Kasseneinheit 

Aurh  diese  Fragen  des  Etatwesens  sind  doch  /.luiäclist  finauztcchn isr hf , 
welche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgeheadcu  schon  berührten,  mit  rcchtiichcu 
nabo  zasammenhingcn  und  znu  Tbeil  oUiuiit  zasamineofidlen.  Sie  verdcn  daher  ancli 
hier  gemeinsam  behandelt. 

„Princip  der  fiacalischen  Kassenelnheit^  heiast  die  mindestens 
rechnnngsmässige  Vereinigung  aller  Ein-  und  Ans- 
gftnge  einea  ffffentliohen,  insbesondere  des  Staats- 
haashaltes in  Einer  Kasse,  bez.  Reehnnng.  Die  Conseqaen« 

dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  Einheit  des  Etats'*  oder 
die  Z  II  s  am  lu  e  ii  l"a  SS  II  u  g  aller  Ein-  unil  Ausgilngc  des 
bot  re fi" enden  Haus  halte  in  Einem  Ktat. 

Finanz  technisch  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  geboten,  weil  so  allein  die  VollstUndigkeit  im  (Je b er- 
blick der  einem  orfentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  van  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  poiiti- 
seher  und  {Kfentlich-reehtlicber  Hinsicht  entsprechen  sie 
beim  Staatsbaoshalte  dem  modernen  Prineip  der  Staatseinheit, 
aaoh  der  Oentralisation  gegenüber  der  früheren  Deoentralisation 
nnd  proyineiellen  Autonomie,  femer  den  modernen  geeammtstaatUeben 
einbeitliehen  Vertretongskörpem  der  ganzen  Btaatsbevölkerang,  im 
Untersehied  ?on  älteren  pro?ineial8t9ndischen  Vertretangen.  In 
wirth  Schaft  lieber  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  die  Consequcnz  der  Autlassun^  der  öfifentlicben  Hausbalte 
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des  Staats  und  der  SelbstverwaltongsklJrper  als  eiDh'eitlicber 
Wirtbsehaften,  welche  als  ^^Fiscns'' (Staats^scus,  analog  be! 

Comrnuncn  uud  Verbänden)  selbständige  Kechtspersönlichkeiteii  iür 
finauzwirtliscbaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  aucli  l)egreiflicli,  wenn  sieb  die  fiscalische  Kassen- 
einheit und  die  Einheit  des  Etats  im  .Staats-  und  Cdniniunalhaiis- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  aueli 
jetzt  Übrigens  aus  techuiseheu  und  politischen  GrUnden  noch  nicht 
immer  vollständig,  dnrcbgernngen  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  Uebeigang  vom 
mittelalterlichen  feadalen  und  patrimonialen  znm  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sieb  dies  Streben  naeb  fiscaUscber  Kassen-  nnd 
Etatseinbeit  deutlicher  zeigt  Erst  in  der  Periode  der  yerfassangs- 
mKssigen  Finaozverwaltnng  nach  der  Epoche  der  franzOsiacben 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  imPrincip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  ans  verschiedenen  Grttnden  Nebenetats  (§.  113) 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Aus  nähme  geblieben  sind. 
Aus  finanztecbuibcben  Gründen  und  unter  dem  befordernden  Kiu- 
fluss  des  neueren  Veiiassungs  und  Verwaltungsreehts  der  Selbst- 
verwaitungskürper  hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Ilau8> 
halten  dieser  Körper  eingebürgert. 

S.  olxMi  Al'Si  Iii).  1  iliiSis  I\ai»ite]s  S.  ISs  lt.  Wagner,  in  Scbii  n  1)  fr^  i 
Uandb.  II,  41ü  tl.  Aeitcrc  Abveiciiuogeu  von  ücr  Ka:»scu-  und  Etaiseiuheit  halHj 
ich  bereits  In  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  bier  folge,  anf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten des  früheren  Fiuatti^weseDS  ztirOckgoführt.  Koste  dieser 
ältfToii  Kinriclitnng-cn  ragen  mehrfach  nocli  in  die  (ic^onwart  herein,  so  im  deutsrolien 
kleiustaatlichcn  i' iiiaiawescn.  Ahor  auch  aua  |Mai  tischen  Zwockmüi>bigkeitä-  und  aus 
ttlfeDtlich'Teelititcben  GrUnden  hat  m«a  mitunter  noch  jetzt  den  filteren  Ähnliche  Ein- 
richtungen in  einzelneu  I'^ällon  befürwortet  und  bcilx  lKiltcM  mlcr  neu  ^a'srh.ifren  f«^.  !ir!V 
Insofern  haben  diese  Dingo  nicht  nor  biütoriächcä,  suudcru  auch  actucllcs  Intere^c. 

Ein m al  bildet  die  frtther  besprochene  Kassentrennunf^in Lindem  nit 
älterer  landständischer  Verfassung,  wit?  in  den  deuts^li- ii  T.  rritorien  (^{j.  J>U) 
••ine  ehnractcristibche  Abweichung  vom  Prinrip  <!('r  Kassen-  un(i  Etatseinbeit.  K^ste 
davon  haben  sich,  wie  oben  gezeigt,  m  lutH«  h  noch  in  d'  Utschen  Staaten  erhalten. 

Sodann  bestanden  frtther  auch  fai  di.  einzeben,  ehemals  selbständigen 
Landesthcilo  eines  -s-^ren  Sf.iat.sg^cbiets  längere  Zeit  no  Ii  trennte  Kassen  und 
Kuts.  auch  nachdem  dic^o  Lüudcr  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  wai'cn.  £iu 
solcher  Zustand  des  Pinanzirescns  entsprach  den  ltbrig«n  staatsrechtlichen  vnd  Ver- 
waltangsrerfalltnissen.  Die  Einheit  doa  Staats  (Tenituriiini^i  Wiw  überhaupt  zunächst 
mehr  ernt  »Mir  in  d'*r  Dynastie  gcjreben.  Au<  h  itn  /<citalt<!r  der  iil)er  die  alten  Sfando 
obsiegenden  Monarchie  hat  mau  in  \'erwaltung  und  Kinan/cn  cvsi  nach  uud  nach 
mehr  centralisirt,  Real-  neben  and  statt  I'rovincialdcpartements  gebildet,  für  „iremcinsame 
Ausgaben"  , .gemeinsame  Kitilnnfte"  !r<'-'  h  itCeti  oder  beide  aus  d-  ji  I*rorin<  iHlfinan/en 
ausgeschieden.  So  wurde  in  deu  Luuderu  des  aiicieu  reginie  daä  i'rißcip  der  Jiaäscn- 
nnd  Etatücinhcit  vorbereitet ,  aber  noch  nicht  erreicht  Die  Staatshaashaltetats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  ron  l'rovincialetats.  (Vgl.  §.  91,  bes.  in  edel  Uber 
Prcusscni.  Wo  gcgenwartir  ein  „Land"  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staate 
vcrbuadcu  oder  sonst  |)ulitisch  selbständiger  geblieben  ist,  lindet  sich  wohl  no«  h  etwas 
den  frahcren  PronnciatetAts  Analoges.   (Pinnland«  frtther  aorh  KOnigr.  Polen 


^  j  .  ^ci  by  Google 


KililicU  des  Etats.  NeUoneUts. 


gegenüber  Kusslariili  Iit  Hu  n des  Staaten  sind  dio  Einzelstaats-Hailslialte  und  Etats 

auch  den  iiltcrcn  \  <'rh;iltnisi»cn  veri^lcirhbrir. 

Endlich  bildet  das  ähcre  System  vuii  Speoialkasscii  und  Etats  für  Spe cial - 
/wecke,  für  bestimmte  einzelne  YcrvaltmigszwcclEe  und  für  bestimmte  zur 
Deckung  dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  nnrli  eine  besonders  chamcteristischc 
Abveichuug  von  der  wodcnicn  tiscalischea  und  Etat^ieiobeit.  Das  Specialkassen- 
▼ar  das  natfirliche  gcscbiclitltche  Prodaet  der  allmftligen  Entwicklung 
neuer  und  vermehrter  Thatigkeiten  eines  öK'entliehen  KörpeiS,  der  dafür  hervortretenden 
rinanzherltirfnissc  uud  der  specielh  n  Massrepeln  zur  Beschaffung  der  dafür  erforder- 
lichen Deckuiijjsuiittel.  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  mu  stäjidische,  wie  in  deutt^cheu 
Tenitorieii ,  oder  um  parlamentarische  Stenerbcwilligungen  wie  in  England«  handelte, 
"der  wo  die  -i^i  ilute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  dücli  auch  nur  mit 
Mulio  und  Vorsiciii  ttoae  FiuanzqucUcu  sich  erOHucn  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
ganze  Keihe  roa  solchen  ,.2ire(^S9en'*  gebildet  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
an  ücbei"sichrlicbkeit  «Ics  Finanzwesens  auch  eine  i:^össere  und  kostspieligere  Vep- 
wahnngsarbcit  hervor,  bis  dann  .  Consolidationen",  wie  in  En«r!and,  und  Centralisationeu, 
wie  auf  dem  Contineute  stattfanden.  (S.  bes.  über  die  Entstehung  des  „consolid. 
Fofids"'  in  England,  17^7.  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltongen  Gneist« 
engl.  Verwalt.rec!u .  2.  A.  il,  s.i'i,  SfO),  Erst  die  nKHlrrne  Auffassunc:  von  der  Ein- 
heit der  Staatszweckc.  von  der  principioUeu  Kothwcndigkcit  der  ÜeberoAhme  der 
reTsehiedenartigsten  ftSentlichoa  Thfttigheiten  anf  den  Staat  und  von  der  Einheit  der 
Finanzmittel  und  der  Finanzverwendungen  für  solche  Tliätigkeitcn  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zweckkrissen-Systems  zur  liscalischen  Kasseneinheit  ge- 
tiihrt  Auch  iiier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Pmiuct  und  ein  Spiegelbild  der 
Entvicklong  der  pditisdien  Idee  und  öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse.  —  Im 
f  omniunalfin.inzwesen  ging  etw.is  Aehnliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
wöhnlich nicht  soweit  al^  im  Staatshaushalt«}  durchgeführt«  was  &ich  mit  aus  der 
eigenfhOnlichen  Art  mancher  Coramunalthfttlgkeiten ,  besonnen  solcher,  welche  der 
inatcriell-wirthschaftliehen  Siih.ire  angelinr^n.  rrklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
auch  die  gleich  noch  zu  erwähneudeu  GrUudc  für  theilweise  Abireichungen  rem  Frincip 
der  Kasseneinheit  in  Betracht. 

§.  Nebenetats.  Absolut  yollständig  ist  die  Kassen- 
und  EtatBeinfaeit  auch  gegenwärtig  wohl  noeb  nirgends  erreicbt, 
wenn  man  ihr  atteh,  besonders  nnter  dem  Eiuflass  der  neueren 
Verfassangsverhältnisse,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 
kommen ist. 

Noch  immer  giebt  es  auch  einzelne  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  kategorien- 
weise  oder  doch  in  Betreff  einzelner  Posten  tiberhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
(las  für  unnOthig  und  zwecklos  Mühe  machend  gilt  oder  die  Verrechniing  zu  nm- 
strinJlicIi  i>f  (z.  B.  Werth  der  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  Geld  vemnsrlil.nn^t 
mr  Einnahme  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  VergUtangen  ftlr  amtliehe 
Thitigltdten  von  Beamten  gleichwohl  —  haiim  mit  Becht  -7  als  d«Mren  Priratbezügc 
geUen  (Gebühren,  Vorlesnngshonoiare). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzelne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
nnd  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebeneta ts" 
neben  dem  Hanptetat  geführt  werden.  In  den  let/teren  werden 
dann  nur  etwa  die  Ueberschüsse  jener  Speciaietats  als  Ein- 
nahmen oder  die  Zuschüsse,  welche  aus  dem  allgemeinen  üaus- 
balt  zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
gestellt. Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Princip 
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der  Kassen-  und  Etatseinheit,  die  zwar  mit  Recht  eiue  Augnahnie, 
aber  unter  Umständen  doch  eine  bereobtigte  Ansnahme  bildet 

S.  0.  g.  108,  sub.  c.  So  Icann  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betrieb r, - 
Verwaltungen  (Eisenbahnen.  Staatsfabriken,  Hauken,  st&dtischen  gevrerblicben  und 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  A'iehhOfen,  Kanalisirang 
II.  dgl.  m.),  ferner  bei  der  Abwicklung  grosser  Extraausgaben,  z.  B.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  DurelifiiJirung  besonderer  Kefcirmen  auf  einem  Yerflraltan^s<rebiete, 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  nüt  ätiftuugscharactcr  l'Ur  Kirchen-,  Schul- 
Wohltbitigiceit  und  mit  Zuachnsspllicht  des  Staats  oder  der  Gemeinden.  Im  Schön - 
l)  erg 'sehen  Handb.  H,  418  lialje  ieh  die  .lUbnah  ms  weise  Berechtigung  von  solchen 
Neben -Speciaictats  neben  dem  Uauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorauggehendcn. 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  bes.  der 
Staatseisenbahnen ,  in  den  Haaptetat  hat  doch  in  der  Tbat  auch  fUr  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Preusson  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisenbahn-Ver- 
staatlichungen fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (U(^.eatw. 
1889/^4  514.7  M.  H.  Ten  1089.6  M.  M.:  dazu  96.5  M.  U.  des  Etats  der  Berfr*. 
Hütten-  u.  SaliiuMnerwaltung'i.  Das  hat  sein  Missliches.  Es  würde  die  Aufstellung 
«;anz  selbständiger  Nebcuetats  für  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  IJebertragung  der 
Ueberschtisse  oder  erforderlichen  Zuschtlssc  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „Uebersicht- 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanxrerh&ltnisse hier  erhöhen,  nicht«  wie  ich  a.  a.  O. 
zu  allgemein  nnnahm,  ven'ingern. 

Kebenetats  der  geschilderten  Art  hndcn  sich  aus  priocipiellen  und  practischeii 
Grttnden  noch  öfters  in  modernen  Staatdiaoshalten ,  mehr  noch  fftr  die  mancherlei 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinniif/.ig-en,  halb  gewerblirhen  Anstalten,  in  Cominunal- 
liaushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschulden  Verwaltung,  namuntlich  der 
aparte  S chuldcntilgungsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Keich 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosteu  in  besonderen  Etats  liquidirt.  In 
Prenssen  hat  die  Seehandlung  ihren  Specialetat,  nur  der  rebersrhnss  steht  .-ils 
Nettoeinnahme  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  sonst 
die  Ein-  und  Ausginge  von  Mlinzmaterial  nicht  im  Staatshaushaltsetat  sn  ersehenen 
pflcg^cn  inäöfern  eine  Abweichung  von  der  Itruttoetatisirnn^).  In  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgomeincn  Etat  ausgoschiedcti  und  werden  in 
speciellen  Nebenetats  gefuhrt (Eisenbahn-Be t ri e b s  Eiscnb.- B an  -,  Eiscnb.-S c h  u  1  d c n  - 
tllgungs- Verwaltung,  Bodensec  -  DampfschiflT.).  —  In  F' rank  reich  (Leroy- 
Bcaulicu  II,  10  If.,  v.  Kaufmann.  Fin.  Frankr.s,  S.  TUT  ff)  be>feht.  »ach  manchem 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Keihe  solcher  Ni'benetats  neben 
dem  allgemeinen  Budget'*  (1883  8044.2  M.  Fr.),  so  ein  „Budget  der  auf  ansser- 
urdeutl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben  '  meist  f.  grosso  ullenll.  Arbeilen  tlos 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  ]sS3  529  ]  M.  I  r.,  dann  das  „Budget  der  auf  speciallc 
Hilfsmittel  begriUideten  Ausgaben"  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuem  f.  Depart.- 
und  Commun.- Ausgaben,  ISb'i  4171  M.  Fr.),  ferner  die  ß  ..ordnnngsmässig  zum 
uUg.  Budget  gefti-rten  '  Specialbudgcts  f.  die  Nationaldruckerei.  £brcnleg;ion ,  Marine 
Invalidencasse ,  Staatseiscnbahneu,  Manzen  und  Medaillen,  die  Central  -  Kunst  -  und 
Gewurbescbnle  (sus.  1888  84*6  M.  Fr.). 

II.  Die  reehtlieben  Seiten  des  Etatswesens 

(sogen.  „Budgetrecbt^^). 

Einiges  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgchondeu  bei  den 
technischen  Seiten  mit  ertWert  worden.   Einiges  Andere  muss  hier  noch  berQhrt 

werden.  Es  handelt  sich  dabei  al>cr  in  diesem  fiManzwisscnschnftlichen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controversen  auf- 
weisende staatsrechtliche  (rebiet  des  ]3udgctrcch ts,  z.  B.  bezüglich  der 
Ministorreraatvortlichkeit,  do&  .  Au  ;;abebewilliguug8rechf8*\  des  lvecht->  der  „Budget« 
verweijreriin?"",  (b  r  ForfcrhebuHg  liest -hetider  Stenern  und  Abgaben  (  Art  109  d. 
preusä.  Venäss.)  oder  dur  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  das 
EutsgescU  u.  dgl  m.,  wobei  auch  unrermoidlich  die  SechtsgoBchichte  und  das  poai* 
tire  Becht  jedes  einzelnen  Stnat«  mehr  zum  unmittelbaren  Ausgangspunct  genommen 
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wt-nKii  mthstc.  Vur  um  Lomtnt  es  vicluichr  i>ur  daianf  tu.  <  iiiii;v  >1,  r  budgctrcclit- 
licbcu  t'roKeu  vom  ticäicbtäpunct  l'inan^wirthscliartüclicr  Zwec kuiits3i<;- 
keit  1«  nr  unsere  Zeit  !n  nnseren  Staaten  in  einer  dcmcntsprcchendeii  Bcliandliii)^ 
de  lege  ft^nda  hier  in  «Ho  Fiiinn/.visseitscliafi  hmm  in  ziehen.  Dicü  st  liiiht  in 
vorzQglichcr  \V<i-f  in  -1 -i.  h.  r  T^  tulen/.  von  Loroy- Ü-  auIieu  II,  1.  J.  .  h.  1  n.  2, 
Der  Staodpiinct  lirianzwiiilisi  hultliclicr  Zwcckuiuisigkeit  iiuunut  iu  der  Püaxiä  in  dioseu 
Dinpren  jedoch  «eilen  rein  zum  Äusdrack.  Politisclie  Tcodenzen,  —  nnabhlngigore 
Stelluii«?  der  Kegierunp-,  f^rOssercr  Einf1n?s  der  Parlntn  iiti ,  sind  öftenj  ents;  heideu- 
(kre  t^actofcu  für  diu  Uestaltuug  des  ßudgotrcchts  iin  lian/en  und  in  den  lua^sgeben* 
den  Einzelbeiten.  Die  pariam.  fiäinpfu  drehen  sich  ?ern  um  diese  Puncte.  Alle 
infl((liche  Vcrändeniogen  mit  den  VcrfaasnngsSndcrungen  be^.  in  Frankreich  S. 
Lero  y  -  n  c- a  II  Ii -'(1  n.  n.  n.  Vd.  sonst  pab.sim  Sf.>iri,  Fin.  I,  72  11".  und  ftlr  das 
budgetrechtlt<  lic  Mau-riai  die  Werke  Uber  positives  btaatürccht  einzelner  Staaten, 
for  rerfrleinhondo  Bekandlung  bes.  Oneist,  .„Gesetz  ond  Budget"  0S~9), 
nani.  Knp.  IV  (über  das  englische,  fran/ös.  belgische  untl  rlcufsohe  Budgetrecht': 
höchst  lehrcich  u.  m.  £.  durchweg  zutrctiend  in  der  sta;itsiechtlicben  (.'onstruction  des 
dentscbcn  Budgctrechta  nnd  in  den  cin^srestreuten  politischen  und  tinanzpolit.  £r- 
iirtcrungcn,  ^o  u.  A,  in  <leu!  Unheil  Uber  die  ., sachwidrige  Spe  <  ia  1  isirung" 
des  Budixets  in  Preussen  und  über  die  bedenklichen  Folgen  davon  (8.  171  H.,  s.  u. 

117,  1]S\  Au&äcrdem:  Frickur,  d.  Natur  der  Steucrverwilliguug  und  dcd 
Finanzgcäetzos.  TQb.  Ztschr.,  B.  17,  lf)61,  S.  <>36. 

§.  114.  —  A.  Allgenieine  Bedeutang  des  Badgetrecbts. 
Id  finanzwirtbschaltlicher 'BeziehuDg  ist  zunächst  zn  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltoug  des 
„  Bttdgetreehts"  ihren  allgemeinen  Werth  fQr  das  FlnanEwesen  hat. 

Sic  bietet  vermehrte  lillrgsclrnften  für  ordentliche  Prlifung  der 
Eiiuiahnicn  und  All:^^al)en,  i'itr  <>k(in(»misch  und  teehiiisch 
zweckmässige  und  sparsame  FinanzvcrwalUing ,  bie  wirkt  dadurch 
gllnstij?  auf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässi«;!!!]^-  des  Zinsfnsscs  der  Anleihen  und  prcringerem  Schwanken 
der  C'ursc  der  Schuldverschreibungen  zeigen  wird.  Es  muss  dabei 
aber  auch  im  finanzwirlhschaftlichcn  Interesse  vor  jenem  £xtrcm 
der  links  stehenden  Parlantentsparteien  gewarnt  werden,  welche 
in  einer  Ausbildung  des  Hudgetrecbts  zu  dem  (formellen  und 
materiellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  nnd  Einnahme-,  ins- 
besondere Stenerbewitlignng  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
vlHligcu  ,,Bodgetverwcigerung''  und  „Steuerverweigerung''  ihr 
Ideal  sehen.  Ein  solches  Recht  wUrde  darauf  hinlaufen,  Alles 
,,in  Frage  stellen und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 
u  s.  w.  eventuell  auch  „zum  Stillstand  bringen'*  zu  können. 
Selbst  wenn  ein  derartig  cxtrenies  Kccht  der  Volksvertretung  maass- 
hallcnd  mit  poliübcliciu  Tncic  ausi^ctibt  winl,  mochte  die  Anerkennung 
desselben  als  eines  Tlicils  des  -eltiMKlcn  r>ffentlichen  Kecbt^  finnnz- 
wirth.sc'hal'tlieli  nachtltoilige,  den  r»tl'eiitliclicn  Credit  sHiUdi^endc 
Wirkungen  mit  sich  lühreo.  Das  veriassungsmässige  Budgetrecht 
bat  aber  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthscbat'tlicbe 

A.  Wagnar.  FiDMitwiMetacbaß.  1.  3.  AuU.  ]Q 
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Zweeke,  die  politischen  io  Betreff  des  Einflusses  der  Volks- 
vertretangen  der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Linie. 
Hiemach  müssen  bezflgliehe  Bestrebungen ,  welche  auf  eme  solebe 
Mlssbildung  des  Bndgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanzwirth- 
i^cbaftlichen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
durcliaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  nnd  der  Stabilitüt 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloren 
zu  gehen  droht. 

Es  spakt  hier  immer  iioch  die  «-xtrciu  iudividualibtisch- liberale  Anschauung, 
welcbe  den  8Uiat  als  etwas  melir  « )<  r  veniger  Entbehrlicbes  anficht  and  cinea 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  iiiiJ  von  Kepicrunfr  tind  Vulksvcrtrettnii: 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fortdauer  der  Staatsvervaltuog  mehr  oder  Uber- 
haupt iiur  ein  KcgicrungsinteTesse,  nicht  vielmehr  dai  erste  nnd  hScbite  Yolke- 
interessc  wäre,  dessen  Bctiiidigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  Meine 
(trundlegung  §.  154  tl'.,  Kil  ff.  Gneist's  irros^scs  V-  rdieiist  ist  es.  in  seinen  Werken 
über  englisches  Keclit  iriige  Ansichten  über  dai  dortige  liudgetrecht  berichtigt  und 
aoch  fbr  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  Budgetrecht 
hier  niiiiciids  verfassunirsmSs^ig  ist;  s.  bes.  sein  ..Ges.  u  Rudp."  a.  a.  O.  Uebcr  die 
poUtiachc  und  finanzpolitische  Bed«»nkli<  hkeit  solchen  Ivclus  ist  koiii  Zweifel  mAglirli. 

4?.  115.  —  B.  Einzelne  tinanzwirthschattlich  besonders 
wichtige  Fragen  des  H udgetrechts.  Als  solche  sind  wohi 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung 
und  Besehlies anng  oder  sogen.  Votirung  des  Bndgets;  2)  die 
Specialisirnng,  in  welcher  das  Budget  der  Volksyertretnng 
vorgelegt  nnd  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind- 
licher Kraft  fttr  die  Verwaltang  vptirt  wird,  worans  sich 
dann  das  Maass  der  Befngniss  der  Verwaltung,  von  sich  aus 
Uebertragungen  ( Transferirnngen ,  virements)  zwischen  ver- 
schiedenen Ktatäpositionen  vorzunebnieu  und  anderseits  auch  er 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Xacbtra^äcredite  erbeten 
oder  nachträgliclie  parlanientariscLe  Gencbniignng  von  der  he 
süuderen  Erlaubnis?»  bcüürltigcii ,  eii^enmiicbtig  crt'olgteu  Leber 
traguugeu  (ähnlich  auch:  der  Vornahme  unbewilligter  Ausgaben) 
eingeholt  werden  mnss:  3)  die  Einrichtung  der  Controle  in  Bezug 
anf  die  Innehaltung  des  Etats  bei  der  AnstlQhrang  und  4)  die  Ab- 
legnng  der  Schlussrecbnnng. 

Di<_  )uvh:u  Ict/t  ii  Punctö  Wieden  unten  in  Abschn.  4  und  5  dieses  Kapitels 

mit  bebaudeit.  die  beiden  erst-Mi  ^ind  lii.-r  zu  «'il'^diärcn. 

1.  Die  Form  der  ))arlanientariöchen  Berathung  und 
Votirung  dos  Budgeli»  zeigt  in  den  einzelnen  nuidernen  Staaten, 
im  engen  Ansehluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  £uropa  wieder  auf  den 
britischen  nnd  eontinentalen  Typus  zuriickgeltthrt  werden 
können,  woneben  Nordamerica  einen  dritten  Typns  darstellt. 
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A)  in  Gross bri tan niea  wird  in  Folge  der  Scheidung  des 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  Uberhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
nahmen eigentlich  jilhrlich  Tom  Parlament  y^bewilligt'',  die  Übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  berahen  anf  festem  Gesetz  nnd  erscheinen 
nur  rechnnogsmftssig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  Ton  Tomeherein  die  „In-Frage-Stellung^'  des  ganzen  Hans- 
halts yermieden  nnd  die  Tortheilhafte  M((gliehkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwa«  wirklich  ,,tVaglich"  ist. 

Die  lierathung  des  vom  Schatzkanzler  vor^^clegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  aus  dem  Parlament  gewählten  Com  mi  ssionen,  wie  auf 
dem  Continent  ^den  sogen.  ,,Hiidgetconuiu8sionen"),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhauäe),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comit(^''  constituirt,  und  zwar  als  „Görnitz 
der  Bedürfnisse"  (comitec  of  supply)  für  die  Bedarfst'rage  nnd 
danach  als  ,,Comite  der  Mittel  und  Wege^*  (comitee  of  ways  and 
means)  iQr  die  ßedecknngsfrage. 

Jedes  Mitglied  des  Hftoses  kann  sicli  an  diesen,  nichf  OffSBotliclicn  Comftö- 

Sitzungen  nnd  BerathiOgm  bethoiligcii ,  thnt&ächlich  aber  bcthuiligcn  sich  meist  nur 
die  fachmännisch  oder  sonst  am  (icget)>f.uiil  int.  rfssirteu  Mitglieder.  „Via  Uesultatc 
dieser  Verhaudlung  werden  dann  ge^röhnlich  gegen  Schlu&s  der  Scbäioii  iu  einer 
(tCMunmtQbefsicht  znsammengGfasst,  die  in  Form  eines  Gesetzes  als  coDsolidated  fund 
actpublicirt  wird"  (/incist.  (ies.  n.  Hudg.  S.  95).  Mit  R<  cht  rahmt  Leroy-Beaulio« 
Cl,  20  diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  und  practisch.  Sie  habe  alle  Vor- 
dteile  ohne  die  Nachtheile  dor  continentalen  g<»chlos8enen  Commissioneii,  schliesse 
Icein  Mitglied  von  der  BeraUiuu;;  aus.  \<  tkür/e  die  öß'catlicbea  Parlamentssitzungeu 
u.  bcschl'Miiiigc  die  Diin  libcnuhnnir  di  s  IJudgi  ts  (■rwiinscht.  —  Ob  ohne  Srheiilunü 
eines  stabilen  und  wandelbaren  Budgets  dto  Krtolgo  dieselben  wären,  steht  viuUciclit 
dabin,  al>er  anderseits  weisen  atich  die  Erfolge  einer  solchen  Berathungsmethodo 
wiodor  anf  *]io  Z',vecbnässii;ki'it  dieser  Schfidnng-  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
der  üegicnmg  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  beiUneiät 
a.  «  0.  S.  114V 

Im  VfDtcrschied  zu  Frankreich  und  zn  anderen  Coutiucntal- 
Btaaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor^  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Bndgetrechts-Prineip  zn 
weit  geben,  aber  bat  immerhin  den  Vortbeil,  wie  sich  am  Gegen- 
sats  Frankreiebs  zeigt,  grössere  Regelmilssigkeit  im  £tat  nnd 
Vermeidung  von  Snpplementerediten  zu  bewirken. 

V|^.  Leroy  II,  52  ff. 

§.  116.  -  b)  In  den  constitntionelleu  Staaten  des  Continents 
hestebt  meistens  keine  Auäscheidnng  bestimmter  Ausgaben  aus  dem 
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Etat  der  Finan/.perioile  (Jahr)  wie  in  Kiiglaud,  bondeni  der  oder 
die  Etats  der  Ausgaben  und  Kii;ii;ihiiien  werden  \ollständig  von 
der  Volksvertretung  durch beratheii  und  votirt.  Diese,  wenn  sie 
ernstlich  geoommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pflegt 
durch  Berathfrogen  and  Beschlüsse  besoDderer  Commissionen, 
insbesondere  der  sogen.  y^BudgetcoromissioDen^'  (y^Commission 
zur  Prüfung  desStaatshanshaltsetats"  nach  der  amtlichen  prenssischen 
Benennung)  flir  die  endgiltige  Beschlnssfassung  in  der  ,,Plenar- 
Versammlung'^  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  Comiikissionen  «rerdcu  von  voriilicrciii  cnt«rcc]iir  der  ganxe  Erat  od«!r 
bestimmte  wichtigere  nad  stroiiigoro  Tbeilc  dcs^'-lbou  im  l  (nentuelT  spftter  auf  be<- 
sonderen  Antrag  einzelne  Sfx'cialUiUcn .  »'orilbcr  sifli  die  IMcuHrvTsanunlurip-  f^r^t  im 
Wege  der  vorbereiten deu  Cuiiiniis-.ionsberatliung  zum  Zwecke  ihrer  Entschcitluiif^  untcr- 
Ticfatea  will,  überwiesen.  Die  Coinmission ,  aus  einer  angcincsseiioii  Anzahl  — 
nominell  (hirrh  fai  ti^rli .   wi.'  /.  R.  in  Prcussen  liier  un-}  hri  anderen  (7oui- 

wissionoD  durch  maiiSj^cboude  Uo>timinuug  der  ..Fractiuncir*  (politi.^clien  pHrtcij^rupp^ii) 
emaniiter  —  Mitglieder  bestellend,  bestellt  K«ifore»teii  für  die  eiuzeluen  Tbcile  du« 
Etats,  dip  dann  zuerst  in  der  f'onimission .  hinterher  im  Flcnnui  Bericht  erstatten, 
mündlich,  in  wichtigeren  Fällen  schriftli.^h.  Auch  an<lcrc  verwandte  FiiKnnz>a'"hen. 
z.  11.  Steuergesetzentwürfe,  werden  vvuUl  der  Budgetcominission.  der  ..ciut.i.  hen" 
oder  .^d  hoc  verstärkten**  Uberwiesen.  Manches  Einzelne  ist  natürlich  in  verschiedenen 
Sti^ti'Ti  verschieden,  im  WesfiitlirluTi  besteht  U''1i<'r.in^timmiinfr  (ii'i  Emri<-lifiincr-"n, 
wie  dies  bei  Auuahme  des  l'riucips  der  C'omaii^äiouäbehandlung  begreitUch  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorn usfreh enden  and  Folgenden  die  prcnssischen  und  die  analogen 
Einrichtungen  des  Deuts :^en  Beicha  vor  Augen.  Die  französischen  sind  nicht  so 
sehr  yerschieden  daron. 

Diese  Einriclitungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  anch  in  der  Praxis  einige  Vorzüge,  denen 
aber  erbebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.   Die  Vorberatbnng  in 

kleineren,  z.  Th.  mehr  aus  Fachkennern  «nd  Liebhabern  des 
Gegenstandfs  licstelieiiden  Coumiissioncn  kann  eiulaeher  und  doch 
zugleich  gründlicher  als  in  grosgen  Vcrsainmlungcu  sein  wenn 
die  Zusninmonsetzung  der  Comiuission  die  richtige  In  dieser 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mitspielen  des  politisehcii  l'arteiniomenr.s 
und  die  unvermeidliche  Heschränkung  der  Zahl  der  Mitglieder 
zwei  Gefahren :  daKs  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Coniniission  kommen  und  da^ss  (|naliflcirtc  i*ersonen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einricbtting  vermeidet  beide 
Gefabren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  Öfters  zeitraubender, 
weil  sie  eine  doppelte»  in  Coromission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  und 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  Gommissions- 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end- 
losen Verhandlungen  über  Kleinigkeiten,  zumal  bei  so  weitgehender 
Specialisirung  des  Etats  wie  bei  uns,  worni>cr  die  grossen  Fragen 
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leicht  zu  kurz  komiueu.  Die  Prlifuii-j  des  Etats  er  scheint  dann 
wohl  gründlicher,  ißt  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Autorität 
eines  Comiiiissionsvotums  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
Wep:  zeigen,  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  iiihren,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Votum  die  Rerathnng  im  Plenam  ungrÜDdlieli  wird. 

£8  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  weno 
nur  gewisse  wichtigere  Ttieile  des  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
eomroission,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden^  wie  jetzt 
in  Pre^ssen.  Dadurch  erfolgt  eine  Ann&herung  an  das  britische 
System  (die  sich  bei  der  Üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses''  bei  unwichtigeren  Etatsrerhandlungen  auch  änsserlieb  noch 
mehr  herausstellt!) 

So  worden  z.  B.  vom  preuss.  Etat  f.  IbSH— Sl  der  Biidii<  frnmuiission  sofort  nur 
Uberwiesen:  säiainUicbe  ciomaUgo  u.  ausserorduuü.  Ausgabcu;  aus  der  Vcrw&lt.  der 
directen  Stenern  2  Titel  eines  fiipUefo  (clMslfic.  Einkommensteiier  n.  GlaBsenstener} ; 

aus  derj.  der  indir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gerichts- 
kosten). 1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ansf^.  Kost  n  f,  d  Vcrwalt.  d.  Zölle  u.  s.  w.  von 
Bremen);  von  der  Eisen  bahn  verralttiiiir  die  jian/.e  Eianaluae  u.  die  dauernden  Aus« 
(piben;  von  d.  allgijin.  Finanz^  Liw  iltiiiiii^  1  Titel  i  incs  Kap.  d.  Einnahme  (Ergftnzmig 
der  Einnahmen  f.  d.  Etat)  und  1  Titol  ciii'  s  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Rtir  k/ iMntp^'  von 
liinterlegten  Geldern);  von  d.  Justizvcrwalt.  0  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
dauerndeo  Ausgaben;  ans  dem  Minist,  d.  geisd.  u.  a,  w.  Angelegenheiten  6  Titel  aus 
H  ver^rhied.  Kapiteln;  endlich  die  beiden  Etatsgeset/c.  Die  Auswahl  betrifft  auch 
hirT  wi<  litig-^Tt»,  stri^itirero  u.  neuere  Tli'^lf  <lf's  Etat-?  fEis'r'iih.vcrwalt  sie  ist  zu- 
gicich  den  „Stichproben"  /n  vergleichen.  Die  uuiro^sscndc  Tliaügkeit  der  Budget- 
commissionen  ergicbt  sich  iiu^sorlich  aus  der  grossen  Zahl  und  langen  Dauer  der 
Sitzungen.  In  Preussen  landen  z.B.  in  d.  Session  d.  14.  LefrisIr\tnr]ieriode  Ai)f. 
]bb2)  20  Sitzungen  der  gewöbnlicheu,  17  der  FerslärLten  (f.  d.  Eisen bahuvorlagcu 
s.  w.)  Budgetcominission  statt,  meist  8 — 4-  ii.  mebistdndi;.  Ueber  die  Bcsoltato 
des  preuss.  Etat-Berathungssystcms  passim  sehr  richtige  ioitische  Bemerkangen  ron 
ünoiat«  Ges.  n.  Badg.  S.  134—1^0. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Ktat.sbcrathuug,  begünstigt 
durch  die  Form  der  parlamcntari.schcn  Hcrathunc:  und  Votirnng 
und  durch  das  Specialisirnngfipriiici)) ,  die  Voik.svertretuug  sich 
thatsUclilicb  bei  der  Fcststclbnig  des  l'tat.s  in  die  Vervvaltnng  cin- 
miftcbt  u.  durch  das  Budget  hier  organisirt'*,  desto  leichter  werden 
sich  auch  Fehler  bei  den  Beschinssiassungen  einschleichen,  welche 
für  die  Verwaltung  und  z.  Th,  auch  für  die  Fioanzwirthschatt 
Behädlieh  sind. 

Die  ücfaUr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dum  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind.  Anträge  auf  Gredttbewilligungen  zur  Abstim» 
mang  zu  1>ringcn  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regieriiiii?  fvj:l, 
Leroy-Beaulieu  Tf,  50  ff.).  In  Prens^^en  ist  dem  durch  die  ohm  S.  226  schon 
erwähnte  Bestimmung  des  §.  27  der  ticschat'tsürdnung  des  Abgcordnctonhaoscs  wenig- 
stens theilwcise  ein  Ri^el  vorgeschoben,  indem  hier  Antrl^  ron  Milgliedero,  welche 
eine  G  'l<lbowilligang  in  h  schliessen  oder  in  Zukunft  lierbci/uftlhren  bestimmt  sind, 
nnr  nach  Vorberathung  und  Berichterstattung  einer  (Kommission  zur  Abstinniiang  ge» 
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laageo  köQueii.  Doch  liegt  borcils  der  Pricedcuzfull  vor,  da^  vou  üebervobung  au 
eiae  Gommiäsiou  abgesehen  werden  kann,  wenn  solche  An  i  „  zum  Etat  gestellt 
werden  ii.  die  Bogicrang  zustiiniiit.  S.  Stenogr.  Ber.  IST 3/ 74  1,  7bS. 

In  nnsereo  Staaten  mit  Zweikammeray atem  ist  endlleh  noch 
bemerkenawertb,  dasa  wobl  daa  Abgeordneten hana,  als  ;,Volk8' 
Vertretung«'  im  engeren  Sinne,  etwaa  weitergebende  Befngniaae 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  aacb 

bei  audereii  Fiiiaiizgcsctzeu  bat. 

So  müssen  i.  B.  diese  Ifi'l'Mi  in  Preusscu  der  2.  K;iinmer  zuerst  vorgeleg-t  u. 
kOunoti  die  £uas  von  der  1.  Kuiimni  nur  im  Ganzen  angciiüinmeu  i»Ucr  abgelehnt 
worden  (Art.  62  d.  YerfasM). 

Iii  (J.  iiurdaincr.  Uiiiuii  Ijiistclieii  beständige  Cooimissioncn  aus  Mitglie- 
dern des  Uepiääeutantcnhauseä  u.  deä  bcnau».  Zwei  davon  bettchäftigen  »ich  mit  doui 
Etat  und  deu  Pioau^ge^etzeii,  eine  Air  die  OlFenll.  Aosgaben,  eine  (Qr  die  ^Mittd  u. 
Wege";  die  lct^ttfo  mw  binnen  30  Tagen  ihn  Vorwliiige  machen.  Leroy> 
Beaulien  U,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialiairnng  dea  Bndgeta  nnd 
die  Uebertragttngen.  In  dieaer  badgetrechtUeb  and  wegen 
der  Tragweite  fttr  die  Verwaltung  beaondera  wicbtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  dea  Etats  wobi  an  nnter- 
acheiden. 

a)  Jeder  finanzteclinisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  aus 
Specialitätcn  aller  Art  aiitbanen.  Für  die  Verwaltnno:  ist  bei  der 
Ausriilirung  des  Etats  die  wciu  ntgehendc  Hpccialibinuig  \  orhediiiguii^ 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Ktats,  Jetzt,  wo  es  sieh  rcgcl- 
mü^sig  nicht  mehr  nm  Gelieimiiisse  im  Finanzwesen  handelt, 
aoudcro  umfassende  Oett'entlichkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  aebr  special isi rten 
Etats  mit  allen  Abtbeilungen,  Sectioneo,  Kapiteln ,  Titeln  and 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recbt  zn  verlangen  aein. 
£in  aolcber  Etat  dient  am  Beaten  znr  Information,  gtebt 
wttnaebenawertbe  Gelegenbeit  znr  Kritik,  in  nnd  anaaer  dem  Parla- 
ment, welcbe  auch  der  Regierung  nUtzlieb  aein  kann,  ist  ttlr 
mancherlei  finanzstatiatiacbe  Zwecke  brancbbar,  mitunter  allein 
branchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  tinanzwirthsLhaiiiichen  Character  nach  mögliebst 
genau  specialisirt  werden. 

Die  meisten  Schwierigkeilon,  die  sich  allerdings  röiiig  nicht  lOsen  lassen,  bieten 
hier  die  in  Stcmpdform  u.  als  Kegi^terabgabcn  erhobenen  Gebühren  u.  Ycrkchn>stcucrn, 
s.  Pitt.  II,  Kap.  ]. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  iat  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  bescbloasen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 
(en  bloc);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Aus- 
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^aben  nach  Miuisterialdepartements»,  oder  in  grösseren  »Sectioncn 
iler  letzteren,  in  grösseren  Ornpjicn  von  verwandten  Ausgaben 
imd  Einnahmen ;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln, 
Titeln  n.  dgK  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Aasgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  TitelOi 
Kapiteln ;  gritoaeren  Abtheilnngen  n.  s.  w.  bei  der  Ansfübrung 
streng  inne  gebalten  werden  rnnss. 

Deronacb  dttrfen  insbesondere  die  betreffenden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nnr  genan  fflr  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicbt  ttberschritten  ond  zwischen  ihnen  dürfen  Iceine 
L'ebertragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  votirten 
Position  Ei\-i);u Hilgen  von  selbst  vorkmiimen  oder  zu  (Uinsteu 
anderer  xVusgabeu  herbeigeführt  werden  konnten.  Vielmehr  nitissen 
solche  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltang  als  Krübrigung 
behandelt  werden. 

Je  weiter  nun  bei  «ler  Votirung  des  Budgets  s])eoialisirt  wiril.  bis  in 
kleine  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
unächiugc  bis  ins  Einzelne  bei  der  Aii.sf ü hrung  des  Etats  gebunden. 
Je  veniger  spocialisirt,  je  mehr  der  Kiat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abthcilungen 
TOtirt  wird,  desto  freier  ist  sie  in  Betreff  Jer  wii  klichen  Verwendung  der  Sum- 
men. Bcgrcitlicb,  dass  daher  die  Begieruug  selbst  und  die  ihre  Auttassong  tbeiloodca 

Cilittscben  PtTteien  eine  geringero,  die  Paiteien  des  ladlridailluiiis  ond  extretaien 
iberalismus  eine  grtatere  nSpecialisiraBg'*  des  Budgets  in  diesem  Sinne  des 
Worts  eistreben. 

Bei  objeetiver  ErwMguog  sowobl  des  Zweclis  der  parlamentari- 
schen Mitwirkung  bei  der  Etatsfeststellang  als  der  Bedarfnisse  und 
Voransaetznngen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
Specialisirnng  einen  Mittelweg  fttr  den  ricbtigaten  erklären  mflssen. 
Daher  zwar  keine  Votirang  nnr  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
grossen  Abtheilnngen,  Seetionen  u.  dg).,  wie  zeitweilig  trüber  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  bachwidrig 
werdende  Speciaiisirung  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Regel  in  Deutsehland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
dessen  ein  richtiges  Maass  in  der  Speciaiisirung,  das  im 
preassifich- den t seilen  Etatsweseu  wohl  durch  die  Votirtiug  in 
Ministerialabtheilungen  (als  Regel)  nnd  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  nnd  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  ablieben,  am  Besten 
gekennzeiebnet  wird. 

Die  richtige  BQdmig  solcher  Kapitel  wäre  eine  roraasgeli  ende  fiiuuuatstistisolie 

Ar^f'it.  def^n  Frsrohnis-;  (!nini  dem  "Ffnt  al-,  Seln  ina  zu  Gründe  m  legen  wäre.  Naeh 
den  oatürliclien  VerscLicdeobclteu  der  Kingäuge  und  Ausgänge,  ilinuahmpn  u.  Ans- 
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gaben  orgcben  sich  schon  rencbi^sdene  Kapitel  auf  diesM  beiden  UanptBeiCen  des 

Etats.  In  dem  besonders  wichtigen  Ausgabedienst  liegen  ähnliche  natürliche  Ver- 
schiedenheiten für  die  Bildnns  von  Elatskapitf^ln  in  ilcn  verschiedenen  Dienst- 
zweigen und  deren  grossen  drnppen —  Dotationen,  S<  huld.  Kriegsdeparte- 
ment,  Givilrenraltong  —  vor,  wie  denn  z.  B.  im  Kriegsdeparteinent  eine  Voti* 
rung  in  gan?;  prof^sfii  Kapiteln  gewiss  dt-m  Verwalt^n£,^^l)<.'^l^lrfüiss  am  Meisten 
entspricht.  In  der  Cirilvcrwaltung  kann  unbedcuklich  etvaö  mehr  speciaüsirt  werden. 
(Jnter  Voraussetzung:  eines  ricMIg  durcligefhliTten  Aemtcrorganismus  und  eines 
passenden  Systems  von  Norm alg ehalten  ist  aber  anch  liior  die  Spcciali>ining.  iin- 
lii^si  liadet  aller  sadilich  hecrründeten  Ansprüche  der  Volksvcrtrotung:  uuf  Mit^-irkunsr 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  bcschrimln'n,  als  dies  in  Deuts«  h- 
land  ttUich  ist 

Inoerhalb  der  nach  aolchen  sachHcheu  Gesichtspnncten  ge- 
bildeten  Kapitel  des  Etata  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebertrngang  dann  keine  Bedenlten.  Allenfalla 

könnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Kechnungslegiing 
dem  rarlament  luotivirteii  Bericht  Uber  die  Uebertragiingen  zu 
erstatten,  welclie  sie  bei  der  Ausführung  des  i'.tats  gegen  die 
Titel  u.  .s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  vorge- 
nommen hat.  Die  Fordernntr  einer  naehtraglicben  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Uebeisehreitnngen  der  etats- 
mässigen  Aasgaben  wäre  aber  auf  die  UeberscbreitUDg  der 
Kapitel  summen  zu  beschränken. 

§.  118.  Die  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Maass- 
balten in  der  Specialisirnng  und  in  der  Bescbränkung  des 
administrativen  Uebertragangsreehts  absielenden  Vorseblttge  ergiebt 
sieh  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
tnentariseben  Mitwirkung  bei  der  Feststdlang  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung dinchaiis  zusammenfällt,  nirlit  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  dunlians  nicht  hinreichend 
eonipetcnte  \  olksvertretung  störend  in  die  N'erwaltung  durch 
Sjiecialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  einjrreift  oder  „durch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt",  gescliweige  -  worauf 
diese  extreme  Specialisirnng  in  der  Praxis  nicht  selten  hinauszu- 
laufen droht  —  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  zu  flicken  sucht; 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bargschaft  zu  geben  dir  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Htfhe,  Itlr  äkonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Ftnanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  BedUrfnissen 
von  Volk,  Land  und  Staat  und  mit  den  Krätlen  der  Volkswirthschaft 
harmonircndc  Vertheilung  des  üffentlicbcn  Fiuanzaufwands  auf  die 
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grossen  Haiiptg^ebiete  der  modcnien  öffentlichen  Verwaltung.  Ftir 
diesiMi  Zweck  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Ausgaben  im 
<;air/.rii  oder  in  weniiren  üiosgen  Abtheiliingen  nicht  ans,  jedoch 
ist  jene  weitgelientle  .Sj)ceialisiruug  ebensowenig  notli wendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  ieiclit  nachtheilig, 
und  schafft^  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen,  ihr  einziger  Zweek  sein  kiinnte,  dnrehaos  keine  ver- 
mehrte Garantie  Hir  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
tbeil.  Denn  bei  solcher  Specialisirnng  bat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  mdglichsten  Ersparnngen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklieb  wOrtlieb  ansgefnbrt  werden  soll,  gar  keine 
Mögliebkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nor  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  anf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen,  „kamnieni  und 
Regierung  mllssen  ein  wenig  uegcnseitiges  Vertrauen  haben;  lehlt 
CS  daran.  s(»  i>t  eine  intelligente,  voraussiehrige  und  sparsame 
Verwaltung  nieht  mü^^lieh''  ( l^ern  v-Be  anlic  ii  II,  33). 

£ia  tKtlcliCä  \  crtr*ucu:>votum  liegt  ja  in  jeiiei  parlatucotariscbett  Badgelvoüruu|f. 
Aber  nicbts  ist  (1i(^ricbtor  ond  dem  Vahren  eigenen  Interesse  ?od  Volk,  Land  und 

SmM  schädlicher,  als  aus  Misslrauon  gegen  eine  Ix  stirumtc  Kcgicrung,  concrct  ge- 
sprochen gofffn  das  Minidtcriiim  X  \  Z,  wie  das  buügct  zu  vcrwcia-ern,  so  auch  bis 
ins  Kleinste  m  specialisiron  und  daduich  die  Verwaltung  bcsciudcra  in  ihren  Iteforin- 
hostrchungcn  lahui  zu  legen.  S.  Uber  solche  (Jonsequenzfin  des  prettS8.-deot8cheit 
Syst«^ins  !>ei:i«ii(IeiN 'i  n  (■■ist.  (io<;.  ii.  Rtidiicf.  a.  a.  mit  voi:trcfl!ich''n,  dnr«  haiis /.ntrcf- 
Icndcn  Ausführungen  Uber  die  ^acbtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  t>j)cciali- 
sirang,  womit  Leror-Beaulieu's  ebenfalls  |^teo  ErOrteraogon  zu  rerfleieben  sind. 
„Die  Folg*'  dos  t'eberraaasses  im  Gebrauch  politischer  Kechtc  ist.  dass  man  den  Zweck 
nicht  mir  rfi  lilt.  sondern  dn?  (iegenthoil  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt,  Kin 
solcher  Etat  dicut  nicht  dem  Zweck  der  Forderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
voa  Terwaltungsreformcn,  der  zw  eck  massigeren  Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 
bewirkt  Tinwiilkiihrlich  von  alldem  das  (fi'pfeiitheir'  (Gneist  8.  ITtli  Wi-:  sehr 
liciiliesslich  auch  im  spcciaUsirteätcu  Ktat  und  bei  genauester  !>achgemääser  Begründung 
die  Bewilligunu  der  geforderten  Gredite.  z.  B.  für  einmalige  n.  ansseroTdetitlicbe  Ans- 
{taben,  nihr  \  i  riiaii'  ii-^ache  bleibt,  ercfielit  sich  aus  ji  licin  nur  ein  wenig  näheren 
Einblick  in  die  Berathun^ren  von  Parlamenten  iiiul  Bud?^.  tromtiussioni^n. 

Mit  vollem  Uechte  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  dci  V  olkstcitrcluiig  —  wenn 
aoeb  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  festgestellt  werden,  welcher  Aufwan  l  für  Heer  u.  I  Ii«tti'  im  (lanzon  und  im  Ver- 
hältmss  zum  Civilrerwaltuugs- Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirtbschaftlicheo 
Kräften  vereinbar  erscheint  Zd  diesem  Zweck  ist  eine  Spedalisirong  des  MiUtäretafs 
in  eine  Keihc  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  well  eist  dadurch  die  ilöhe 
des  Bedarfs  sich'TiT  begründet  werden  knnn.  Abor  «Mne  genauere  Specialisirung 
kann  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  naciithedig  wirken,  auf  welchem  nach 
politischen  Umständen«  nach  technisclicn  Verhältnissen  (Erfindmigen  a.  s.  w.)  oft  rasch 
Vcründernnp-cn  der  Pläne  und  VonuiN' ]il  rrfolgen  müssen.  Die  Forderun;;  der 
strengen  Innchaltang  eine«  »ehr  spccialisirtcu  Etatd«  ohne  Kucht  der  Uebortraguog, 
wttrde  ähnlich  wirken,  wie  in  einem  grossen  indostrioUen  Priratanteroohmeo  das  Ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einen  fdr  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Voranschlag  gcnan  <(>  ausfuhren  solle,  auch  wenn  miulerweilo  eine  neue  £r6ndttng 
die  alten  Püiue  un^wc  Lm.issig  ersch<iincn  libst. 
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„Nicht  uur,  um  politisch  heikle  uiiil  leicht  zu  (Juullictuii  tuhrcudo  Debattcu  ^cU 
tenor  zu  machen,  soudcra  auch,  um  einer  technisch  ttichtigrcn  Venraltiing  Gelegenheit 
tmd  Anreiz  zu  geben,  mit  ü^cirebriien  Rütteln  lii  sfimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
»uch  im  roiu  üaauzicUon  Inturcsäc,  kann  es  sich  mitunter  cmpfehlea,  für  gewisse 
vichtige  Vorwaltungszvecke  Panschsamaen  zn  gewftliroit  oder  den  Etat  dafnr 
woriif^ir  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grössere  Abtluilnn  ^^011  zu  spocia- 
lisircn  und  demgcmüss  zu  votiren  oder  mehr  Uebertragungen  innerhalb  eine» 
solchen  Etats  zu  gestatten,  so  namentlich  beim  Alilitür-  u.  Marine-,  auch  bei  grossca 
Bauetats,  wie  z.  B.  der  Eiscnbahnvcrwaltuug''  (aus  meiner  Abb.  in  Schönbcrg's  llandb. 
II,  421).  Die  Ausscheidung  eines  I  nt  rnden  aus  dem  Uesamintliu  l  l'-u 
und  die  jährliche  Bewilligung  bluäs  des  waaUolbarou  Budgets  (§.  04)  vitrUc  aucli 
in  der  Fra^^  der  SpociaUsirnng  Vieles  erieichtern. 

fn  Grossbrif  irinien  und  in  Frankreich  wird  die  Spccialisirung  des  Budgets 
viel  niässigcr  gehandbabt  als  bei  uns  (s.  Gncist  a.  a.  0.  S.  113,  128,  174  fT).  In 
(irossbritan nicn  wnrle  18TS  der  Etat  d.  Marine  in  17  Posten,  der  Militäretat  in 
25,  die  übrige  Staatsvcrwaltuiig,  nach  Materien  in  7  Thcile  geordnet,  in  139  Posten, 
die  Stouerverwaltung  in  5  I'u^toii  votirt  (Gneist  S.  175).  In  Frankreich  war  die 
Spocialiäirung  &tcts  ein  grosser  politischer  Strcitpunct  (Loroy-Beauliou  II,  S.  26  fi*., 
H\  Das  Anagabebadget  wurde  hier  unter  der  1.  RepubL  n.  dem  Kaiserthnm  en  blec, 
während  der  ersten  Zeit  der  Restauration  und  y\ev  ersten  Zeil  des  zweiten  Kaiserthums 
uach  Alinistcrien,  am  Ende  der  Restauration  und  kurze  Zeit  am  Ende  des  2.  Kaiser- 
roichs  (ISüO— li9,  hierin  59)  grossen  Sectiouen,  von  1830—58,  dann  seit  dem  Senntn- 
qonsalt  vom  S.  Sept.  Is69  aui  8  lihisj  «l.  s  Kaiserreich«  und  seitdem  unter  der  Re- 
publik in  Kapiteln  rotirt.  Im  Et.  v.  1877  waren  deren  c.  350,  im  Dnrclischnitt  ron 
7.7  MiU.  Fr.,  aboc  von  sabr  uugleichom  Betrag  (f.  d.  ö/\  u.  37»  Koute  z.  B.  34U  bejs. 
9m  Mlll.  Fr,  im  KititSretat  „Seid  und  NatoraUeistangen"  363  MtU.  Fr.,  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  1  Mill.  n.  sclbsf  unter  lOH.OO')  Fr.X  Der  französ  Et.Tt 
f.  ISbl  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  ü")  zerlegt  die  Ausgaben  des  Fiaanz- 
mintsteriums  (incl.  f  Schuld,  Dotationen,  Kcgic-  und  Erhebnngskostcn.  im  Gänsen 
14t7.H  Mill.  I  r.)  in  85,  bez.  84  Kapit<  1.  '1  Justizministeriums  '84.5  Mill.  Fr.)  in  16, 
bez.  13,  des  Minist,  d.  Aeuäsercu  (13,7  Mill.  Fr.)  in  15,  bez.  H,  da  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  (1.  CuUo  (140.7  Mill.  Fr.)  ia  82,  bez.  70,  des  Miuist.  d.  Posten  u.  Telegr. 
(III  Mill.  Fr.)  in  11.  bez.  9,  des  Kriepminist,  (570.3  Mill.  Fr.)  in  2$,  bes.  26  (Max. 
ji  tzt  Sold:  IUI. 3  Mill.  Fr.  2  mmI  Kipitel  zwUchen  50 —  100,  7  zwischen  10 — 50. 
10  zwischen  1—10,  6  unter  1  MdL  Fr.),  des  Minist,  der  M.irine  u.  Colouieu  (19t>.2 
Mill.  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  öfTöntl.  Unterrichts  u.  «1.  schönen  Künste  (72 
Mill.  Fr)  in  57,  bez.  55,  des  Min.  d.  Ackerbaus  u.  Kindels  (35.3  Mill.  Fr.)  in  28, 
ho/..  2fi.  des  Minist,  d.  5ircntl.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  5«.  bez.  5?  Kapitel: 
demnach  zerfällt  der  ganze  ordentl.  Ausgabeotat  (27()2.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405,  boz. 
380  Kapitel  (die  Itieinoiü  Zahl  nach  Abing  der  Rabrifcen:  Aasgabe»,  neeh  nicht  rer* 
fallen,  der  perimirtcn  Fiscal nilirc",  u.  „.Ausgaben  der  abge-cfiloss.  FisCiiljahre".  xrcl.  he 
lu  jedem  Minbterium  ohne  Zitier  im  EtU  stehen).  Im  Durchschn.  kommeu  auf  1  Kap. 
(ren  den  gon.  880)  7.27  Mill.  Fr.,  ohne  Militär-,  Murine-,  Schaldetat  (dann  319  Kap. 
Q.  968  MUl.  Fr.)  3.03  MiU.  Fr. 

Vm\7.  andere  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  1878  204  Einuahmetitel,  1460 
ordcntlicbo  u.  300  einmalige  Ausgabetitel  ((in eist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  rorgdcgtc 
Etat  f.  1683->B4  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  anf,  die  meistens  wieder  in 
mehrere  Titel  zerfallen  circa  274  Titel  im  (lanzen,  ohne  einige  kleine  Ncbontitcl. 
f.  10ä9.6  Mill.  M.  Totalsumme,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  M.  ^L,  f.  1  Titel 
fest  4  H.  M.).  Bei  den  dauernden  Ausgaben  zerfallt  die  Rnbrik  A)  Betriebe-, 
Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  <lor  einzelnen  Eiunahmczwcige  (zas.  542.9  M.  M.) 
in  30  Kapifel  n.  diese  in  circa  503  Titel,  oder  f,  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  nur  1  OS 
M.  M.;  h)  die  Uubr.  Dotat.  u.  allg.  Fin.verwalt.  (zus.  254.4  M.  M.)  zkhit  11  Kap.  u. 
TT  Titel  (inoL  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  C9  die  Staatsrer- 
w;iI(iingSÄUsgaben  (248,1  M.  M.)  sind  in  S5  Kapitel  u.  S<;il  II  Titel  (Ind.  der  1-titel. 
Kap.)  gclbcilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M.,  p.  Titel  uur  282.000  M.l  Die  Vcrw.-Attsg. 
im  Staatsminist,  zählen  11  Kap.  a.  77  Titel  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist,  d.  Aensseren 
2  K..  9  T.  f.  0.50  M.  M  ,  im  Fm.minist.  7  K.,  HO  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  Minist,  d. 
Off.  Arbeit*'»  3  K.,  :i7  T.  f.  17.45  M.  M.  im  Minist,  f.  Handel  u.  Gewerbe  4  K., 
38  T.  f.  1.50  M.  M.,  im  Jii^t.mini»t.  12  K-,  88.  T.  f.  bO.lU  M.  M.,  im  Mini'^t.  d. 
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Innern  n>  K..  177  T.  1.  11.24  M.  M..  im  Minist  f.  Lauiiwiiihst  Ii.,  l'or-<(Mi  u.  Dom. 
11  K..  142  T.  f.  11.45  M.  M.,  im  Unterr.uiinist.  19  Kap.,  210  T.  f.  51.10  M.  M., 
im  KricgsnUu.  1  K..  S  T.  f.  0.11  M,  M.  Im  Ganzen  zerfällt  l.icrnach  dio  ordonü. 
(dauernde)  Ansirabo  l(i45.r.  M.  M.  jetzt  in  132  Knpitel  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (!) 
Titel  zu  "l.'i.Dno  y\.  m.  im  Dorcbschnitt.  Im  Vergleich  mit  1  raiikreich  fällt  hier 
allerdiDfiS  im  <iewicht,  dass  der  gewöltnlich  weniger  i>i>ecia]isirtc  Militär-  u.  Marine« 
eilt  Bldit  im  preu99..  sondeni  im  deotecheu  Beiclrabudgct  steht  Aber  die  viel  zu 
grosse  Spccialisirung:  in  rotirte  Titel  bleibt  gleichwohl  deutlich:  sie  ist  auch  in  der 
("ivilvenraitong  Wühl  lOmal  fo  w»nr  getrieben  als  in  Frankreich.  Die  cinin,il.  tt.  au?scr- 
ordeuil.  Ausgaben  (44.1  31.  M.i  zerfallen  ausserdem  noch  in  14  Kap.  u.  170  Titel. 
Im  Etat  des  l)t'llt^chcn  Keichcü  bes-t<Iit  uiiie  ähnliclif  Spi  cialisinittg.  Bei  der  „V<^ 
waltniiir  der  Keichsheers"  wird  nur  der  Posten  „Milit.vciwalf.  in  ILiiorn"  tingetrcnnf 
anägewoifeu  (,ord.  Auüg.  1S82  41.13  M.  M.).  der  fUr  das  übrige  iicich  i299.ä6  M.  M.) 
Itt  8  Spalten  getrennt  f.  Freaesen  ii.  e.  v.,  f.  Saclisen.  t  WQrtembcrg;  f.  Prensson 
ist  die  Summe  2n:i1()  M.  M..  in  30  Kap.  ä  S.TS  M.  M.  u.  2S1  Titel  ä  912.000  M. 

tli.  ilt.  B-  i  .Icr  Mar.verwnlt.  fdaii  Ausg.  27.56  M.  M.)  gicbt  es  20  Kap.  a  1,87b  M.  M. 
u.  14'J  Titel  ä  1*i.=).0OO  M.  im  Durch.ch. 

An  befcoiuieic,  mii  (Um  betreflenden  Etatspo8teu  lüvhi  in 
\'erbindung  stehende  Bed i ngiir ^en  darf  die  Anpgabc-  niid  Ein- 
uabmebewilligung  bei  uns  zwar  staatsreebtiicb  nicht  geknlipft 
werden.  Aber  durch  besondere  BemerkuDgeo  zum  Etat''  kann 
die  freie  Verfligung  der  Verwaltong  über  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingesehränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
seits sind  mitnnter  Uebertragongen  zwischen  rerscbiedenen  Titeln 
und  Kapiteln,  z,  B.  bei  den  Besoldnngsetats  yerscbiedener  Mini- 
sterialabtheilnngen,  ansdiücklich  im  Etat  als  znlässig  bezeichnet« 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „saehwidrigen  Specialis 
sining  des  Budgets  in  Preussen ,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit ,  der 
Zweckmässigkeit  und  nnter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Di.^])ositinn"  (X^ neist)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisiruug,  nach  bewährtem  britiscbom  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  lUr  das  preussisch- 
deutsche  Etats wesen. 

Die  hier  anfiri  worfeiH  n  Krag»_n  stehen,  wie  man  sieht,  in  »'ugster  Verbindung  mit 
der  staatsrechtlichen  Form  der  ..Auorüuung"  der  Besteuerung.  Sic  werden 
daher  in  Bezog  anf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werlte  wieder  aufgenommen.  S.  II, 
Abfechn.  r.  d.  ..Besteuerung  in  ihrer  BeziehiiM;  /i;r  inneri  n-  Verfassung  u.  s,  w." 
§.  553  II",  (S.  195  ft.).  Bei  der  hier  zunächst  unterschiedenen  Anordnungsform  der 
BeäteueruDg,  der  „Anflegung"  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (ij.  354). 
unter  VoransBetzang  politischer  Hechtlosigkeit  der  Bevölkerung,  haben  jene  Fragen 
keine  der  modernen  „budgt  tret  litltfheir"  vergleichbare  Beili  iming.  Die  Speciati-inuig 
des  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practi^cheo  Geltung, 
z.  B.  f&r  die  Verantwertlichkeit  der  YenraUangsehefe  g^enüber  dem  Staatsoberhaupt 
'i:id  e;etrenüb«  r  e'iucv  <  t»n  auch  hier  bestehemlcri  Ol),  rit  rhenkammer.  Bei  der  zweiten 
Form  ii'?r  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen.  ,,vertrags- 
mäsjii'jri'n  Regelung",  wie  sie  im  mittelalterlichen  und  späteren  ständischen  Terri- 
rorialsrantr.  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  characteristischen  typischen  Aus- 
Iruclv  timi-M  (II,  .S55.  35*0,  führt  dii- ständische  SteuiMhowilÜjrung  vornemlich.  zrm^] 
in  der  früheren  Zeit.  2Q  „Zwecks teueru"  t'Or  bestimmt  genannte  Ausgaben 
lud  ftr  festbegrenzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  ..ganz, 
ladt  und  alle  sein*'  soll.  Eine  fi>nnliehe  ftflbntlich- rechtliche  Terpftic^timg  znr  Stenef- 
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licwillifTUii;:  winl  anfaiiiL'a  nur  in  wciiigiii  I  .dien  ancikaiiitt  ~^|),it(  i-  nur  uiit  Muhe  uiul 
in  bcächrätiitciu  iliiiuisc  von  der  Tcrritoi  tulgewalt  UurchgocUt.   Auch  war  es  aijur- 
kannter  Rechtssstz,  da«s  bloss  bei  nachgewiesener  tiisufficicnie  der  Kaininer- 
eiukUnftü  ein»-  Stciicrbcwilligung  mit  einem  gewiss'-n  RccIitSj^niod  zu  lor  l*  ru  war, 
Allij  fli\>-<'-  \'"rli.iliiit?-'  (li?iiiL'tcn  auf  fine  grenauorc  S|iecialisiruüg  Ucr  Au-spabt-n 
und  Kiuuahiitcii  hin  und  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  auch  vom  Ftir>tcu 
nicht  allgemeiD  ak  rechtswidrig  anerlianiito  Mi^glichkcit,  die  Stenerbewilligan^^  an 
Rfdinyunpcn  zn  kunpfm  ,  die,  wie  /.       < ^  widiruns;'  li.  Bcstättijfung  von  IJ.  i  liftM» 
(„treihcituu'\  —  uodurn  aufgcfa^st  vt'nvUogicn*' *  mit  dem  Zweck  der  Aufgabe  oder 
Steuer  cfODtneU  gar  nichts  tn  thtm  hatten.   Die  inodcmc  poHt{«che  Forderung  weitest« 
gehender  Specialbimng  <1<  s  Budgets  cnt^p^icht  daher  wohl  den  (  onsequciizon,  zu  denaa 
man  bei  der  AiiKfnduhL'^  der  'rnind>:it/.c  d-n  alteren  ständischen  Steiierbewilliniin-^'s- 
rediti  im  ehemaligen  Patrimonialstaat  auf  unsere  modernen  N'erhältiiisse  gelangen  kann. 
Aber  diese  GmndsAtze  sind  ebeu  «uf  den  modernen  Vorfassungsstaat 
ui  dieser  W'f'is.    nii'ht  anwendbar.    In   diesem  Sta.it'^  berulit  die  Anordiiting 
der  Üei>teuüruug  uieht  mehr  auf  jener  wirklieh  oder  doch  qua&i-vcrtragbmiktäigcn,  mehr 
.   privatrcchtHcbeii  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Farst  nnd  Standen,  soudem  auf 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durohzlchendcft  <ied;iijkeii  der  Öffent- 
lich -  rec  h  tli' h  en  S  t eu c r p f I  i c  h  t  d  i   B  viilki  rung.  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate  gcgcuUbtir.    Diu  hier  geltende  i  orui  dor  Anordnung  der  Besteuerung, 
die  dritte  der  in  B.  U,  §.  957  fl*.  onterschiedcuon  Pormen,  die  verfassungsmlstiigu 
Sfeiierbcwilliguiiir.  hat  7.\n-  in-tlnvondigen  Vorautsrt/'ing  .,die  im  Yolksbcwusstsei ii 
anerkannte,  im  öiicutlicbcn  ikcht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staat»- 
und  Volksinteresses  und  daraus  re.>»ultirond  die  Idee  einer  Steuer* 
I»  flicht'*  (U,  204).    Natürlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  niQht  zutreffen  mag.  ohne  die  man  aber  den  iiiüdernen  Stn.it  und  ^  iii  füf-'tii- 
liches  Kecht  gar  nicht  consiruiren  kann.    Die   extreme  Specialisirung  des  Itudgets 
vcrsiOssr,  obcDito  wie  die  Knüpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  einer 
Slctier.  ^(•zi'Vi  di"5.'  unvermeidliche  Fiction  und  muPS  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  CS  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  gesdiehen  i>t.    Leber  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vorgl.  H.  A.  Zarhariae,  deutsches  Staats-  nnd  Bundesrecht  (2.  A.) 
II,  500.    In  den  alteren  landst&nd.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  frcnid- 
artiger   i^d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  St-  iif^r  ni  ht  betrellender)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  \  erfadsungsurkunden  ist  eä  die 
Regel  (z.  B.  Baier.  Verf.  r.  1818:  ,,die  Stinde  kftnncn  die  Bcwilligang  der  Stenern 
mir  lcein"r  B-  dingung  ver'-indcii"'.  ''I"it.  VII,  §.  !),  Bad.  §.  '}V,.  W'nrt.      1 J     n  :»  in.  . 
Die  preuss.  Vcrfassung^urkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtige 
allgemeine  BeschrSnkung  des  stand.  Steucrbcwilligungsrochfs  durch  Art.  lOi»,  wonach 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeiindert 
werden.    Kin  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Steuerbewilligungsrecht  liegt  an  Ii 
hier  vor.    S.  v.  Könne,  prcuss.  Staatsrecht  3.  A.  L  1.  Abth.  S.  4 Uli  11.,  besouder> 
auch  Uber  die  Vereinigung  der  sich  t,  Th.  widersprochenden  Art.  9»,  100  n.  10!» 
'ler  preus^.  A  crfassung.    Obwohl  v    l'-mne  hier  den  -     :i    liberalen  Stan<lpunrt 
vertritt,  gelajigl  doch  auch  er  zu  der  Aii>i<-1n    dass  den  Kammern  ..in  Betrelf  der- 
jenigen Steuern,  welche  einmal  ohne  Bcdinguag  oder  Zeitbeschrimkung  fustgest^llt 
worden  sind,  kein  Bewilligungsrecht  zusteht."   Kin  ..eigentliches  Steuerverwcigernngs- 
recht,  im  Sinne  des  neueren  « on^titutioneilen  rrincips  "  Im' >  ii  die  Kamuiorn  nicht. 
Insofern  beruht  auch  nach  r.  ivuune  die  picuss.  Vcrfasdungsurkuudc  auf  dem  (iruuU- 
satzc,  d.i$s  di«  Staabbitrgcr.  bez.  die  VoUtbvertrerung  rerpflichtet  ttcicn.  die  Mittel 
zur  I).'r|,']ti2r  d^r  Staatsbedurfnisse ,  inS"Weit  Si)lche  iii' 1  '    in-  d^ n  "-(e.^t  iM-fin:  mf.  n 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewfdiren ;  ..sie  erkennt  kein  Steuerbewiliigung»- 
rccht  In  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Slaabbedarf  u  o  t  h  we  n  «1  i  g c  n  Stenern  auch 
w  i  11  k  U  h  r  1  i  e  h  verweigert  werden  konnten.*^   Dasselbe  best i tn tnte  allgemein  der 
B*  -  Idnss  der  chemal.  Deutschen  Bundesrenammlmig  rom  2S  Juni  l'*H2^  Art.  2.  S. 
V.  Honne,  a.  a.  U-  S.  142. 
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3.  Abschnitt. 
Das  Zahlvn^s-,  Kassen-  und  Beehnungswesen. 

IMe^c  lirüi  Dinge  stehen  .-owuhl  iinfi-r  (■inan<!<T  nnrli  wiorler  mit  dem  Coiitrol- 
webuii,  dem  Kcchnungsabschlijss  uml  dor  Kiiun  Imnig  dt-i  Jabresdit  iHtL-  SO,  Sl)  in 
«Dfora  Znäammcnhangc.  Sie  werden  dnbur  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  aoge- 
gebeneu  Keihenfolge  bebandelc.  aber  int  lirf;i(  }i  >inil  Einzelheiten  der  lirei  Ges^enstandi' 
in  der  eineiu  jeden  gewidaicteu  specielien  Darsteliuog  (§.  123  li.j  eben  diese«  Zu- 
stmineiihanges  halber  und  um  Wiederbolong en  zu  vermeiden  vereint  zn  6T6itera.  Axa 
demselben  (iraudu  muss  Einzelnes  bezüglich  des  Coutrulvescns  und  des  Kechnnngs- 
abächlusses  schon  in  diesem  Abschnitte  ronreg  mit  bertthrt  und  z.  Th.  bereits  er> 
ledigt  werden. 

Das  Zahlungs-.  Kassen-  und  K<  t  }uiiiii^:^ft-eäcn  ist  in  noch  höhcrem  Grado  als 
die  aiid-  TL'n  Getrcnstände ,  «relclit«  in  ili*jsf^  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
Fin&QzwirthschalV'  gehören,  eine  überwiegend  finaaztechnische  Matehe.  Dieselbe 
hingt  wieder  Qbeniil  mit  Öffentlich-rechtlichen  YerhSlfniseen  zvmmmen,  doch 
tritt  dies  Moua-nt  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  f'oatrolw''>t'n  hervor. 
In  die  Finanzwissenschaft  gehört  das  Zahhmgs-.  Kassen-  und  K«  !  haungswesen 
in  seinen  GrundzUgen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  ucuoren  Autoren 
d.  (tigemäss  in  den  systematischen  Werken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
Ix'rcitwillig-  muss  zapestanden  ^rerden,  dass  grade  hier  ..(Jnmdzügf:*'  nicht  ausreichen, 
am  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  W  enn  ferner  schon  die  Entwertung  solcher 
Grandzflge  tiberhaupt  und  Tottends  dem  Theoretiker,  der  nicht  ans  der  eigenen  Ad- 
b-hauuiii,'  und  Uebung  der  Praxis  urtheilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebt udiii 
mehr  principiellcn  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  «och 
erheblich,  sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  is'a  Detail  geht  und  hier  die  Thatsachen 
und  Einrichtungen  auf  Principien  zurückzufahren  sucht.  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
sichtspunkte**« mit  denen  auch  hier  Stein  operirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
excelUrt,  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  AbleitaDgen  daraus  erweisen  sich  mehr 
als  geistreiche  Con-'tnictiontm  und  Conjectaien,  denn  als  etwas,  das  wiildidi  den 
piincipiellen  Kern  der  KcalitAten  enthält. 

Die  eigentliche,  die  concretcn  VerhältJiiäse  einzelner  Staaten  betreffende  Fach- 
literatur des  Gegenstands,  wie  x.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlweseus ,  ist  bisher 
mit  geringen  Ausnahmen  snbaltern.  auch  meist  n  iniittelbar  im  Di*nstü  subalterner 
Vervaltoikgszwecko  reriasst  und  gewöhnlich  rein  compilatohsch ,  nur  das  Material, 
die  Yeroidiiungen ,  Instmetionen  wörtlich  zasammenstellend  und  sie  durch  Aussage 
aus  den  Acten.  Specialinstructionen  u.  s.  w.  commentircnd ,  fast  ohne  jeden  VersU'  h 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bict«t  diese  Literatur  (für  Preussen  z.  Ii. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  Herrfuith)  zwar  auch  dem  Fiuanztheoretiker 
sehr  dankcnswerthes  Quellenmaterial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  .-incm  unv-  rliültiiissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
Toll>tüudig  verschalt  bar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  hnanzwisscnschaftliche  Vor- 
arbeit kann  diese  Fachliteratar  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
umfassenden  monographischen  Rrlianilliing  des  ganzen  (iebiets  von  Gegenstanden, 
welche  in  die  formelle  Ordnung  der  Finaiuwirthschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
und  practisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Staudpuncte 
wie  etwa  v.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dem 
knrtp^'^^rcn  Ralimcn.  in  wrlchftn  ^ie  iinnirr  doch  <r\h^t  in  ein' in  grösstTcn  sv-t'-mati- 
öchen  Werke  Uber  Fmanzwissenschafi  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
stellen sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Mal^hus,  Fin.  IL,  12.'J  ff.,  neuerdings  v.  Hock  (Fin..,  rw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czörnig,  Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  S,  im  Uebrigen  die  auf  b. 
gen.  Literatur,  auch  fQr  diesen  Abschnitt,  v.Jacobs.§.  12."i3— i;{l.').  Kau  II.  §.  539  fr., 
^66  fl:.  Stein  I,  77. 99  AL,  100  IT.,  die  unten  gen.  Arük'  1  in  Block's  dict.  de  ladmin. 
franc.  Eine  gan?  «rufe  generelle  und  principielie  Ikhandlunir  des  (jegenitanil> .  nur 
mehr  vom  Standpunctc  der  Ein/elwirthsch.lohre  und  der  Finanztechnik.  als  vom  Juianz- 
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wisboii  seil  ältlichen,  fiudet  sich  in  Schrott's  gen.  Werke.  Wichtigere  Yeioidaniigeift 
einzelner  Lftnder  and  iSpedalliter.  darüber  s.  nnten  in  den  Koten. 

§.  IIIL  Einleitung.  Der  Gegenstand  dies«'>  AbschniUs  bietet^ 
wie  im  Gründe  freilich  auch  derjenij^e  dos  vorigen,  da«  Etatswcsen^ 
zwei  Auögan«;spnncte  ftlr  die  Betrachtung.  Man  hnt  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten,  Eiurichtungen  und 
Aufgaben  jeder  grösseren  and  complicirteren  Einzelwirth- 
Schaft  zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treiTenden  Vorkehnuigen 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch -technischen  Stmctnr  nnd 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)  einer  solchen  Einzelwirthschat't 

Dio  mehr  oder  weniger  /wcckmässigc  Gestalttiiür  <lic5  r  Vorkehningen  ist  cin<j 
Mitbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  tecJiniscüeii  und  (>kujiüjiii5cheu  Krfolgs 
der  W'irthschaft.  Insoft  rn  ist  ili t  dcfzi  iistand  dit^es  wie  des  rorausgehcnden  Abschnitts  — 
denn  jede  üenidnete  KinzeI\viltll^ch;^ft .  /iimal  die  grössere,  Vniiarf  nnch  der  Vcr- 
auscblagü  —  iiciu  rein  fiuanzwisscuächaftlicbor,  sondern  ein  solcher  der 
Lehre  von  der  Einzel virthschaft  ttberhanpt,  oder  der  ,.Privatökononiik'\  Kor 
die  besondere  Grösse  nnd  Eig<;n»hüinlichkeit  der  Ein-  und  Ausgänge,  der  Art  der 
Kinnalimeii  und  Ausgaben  dor  fncisten  Finanzwirthsrbai'ten  bedingen  hier  auch  schon 
uiaiich«^  EigenthUmÜchti  in  den  VcihäUiiibscu  des  Zaiiluugs-,  Kassen-,  Kcchnungs 
Contxolvesens,  des  Bechnungsabschlnsses  n.  s.  w. 

Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  um  Haushalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt. 

Im  Kfnfswe»;er»  ^'ntspringt  diei»em  Umstände  ein  grosser  Thcil  der  spprifiseli.tn 
Eigenthuuiiichkeiten  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  von 
dem  sonst  rortomnendett.  Einzelnes,  mitnnter  selbst  an  sieb  Unzwedtmüssifes,  wie 
die  weitffohende  Specialisiruug  dt  s  Ktafs  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Goiisef|Ucn7.en 
117  II  ),  ist  gro<sentheils  auf  das  Mitspi(;Ien  des  politischen  Moments  /.urückzu- 
ftthrcn.  Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  (iegcnständo  dieses  u.  des  nächsten  Abschnitts 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Vcrwaltungs- 
und  mehr  no  di  in  der  politischen  od<"r  Sf  intscontrole  {§.  Su).  Aber  mehr  oder  "r einiger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  dun  betrcH'enden  sonstigen 
Puncten  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anfoxdernngen  politischer 
Art,  in  (iemüssheit  der  politisdien  Natur  der  Körper,  deren  FlnanzwirÜiBchaflen  eben 
eine  zweclimässigo  fonocUe  Ordnung  erfahren  sollen. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  FinanzdienstcB  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  GeprHj^e  durch  zweierlei  zu>animen- 
wirkcndc  Umstände:  sie  sind  einmal  ein  notliwen  diges  Ergeb- 
nis« der  Nerhällnisse  eines  grossen,  complieirten, 
jedoch  e i  n  h c i  1 1  i  c  Ii e n  Wirthsch  aftsbe  triebe ,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgiiederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
nnd  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  au 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  opcriren 
muBs;  sie  sind  sodann  eine  logische  Oonseqnenz  derjenigen 
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Einrichtung,  welche  seiner  ganzen  Natur  nach  der  Hansbalt 
eines  r»it entliehen  politischen  Kör pers,  speciell  des  Staats 
bedingt. 

In  erst«:rer  Iii;  -!.  l:t  habLii  die  beziigliclien  Vorkrlirunjreii  und  V'craii>tultiiii;r«!D 
b'-äonderö  Aehnlichkcu  iiut  defljenig<iXi  grosser,  ö^ch  ausgedehnter  Privatwirtbsclui'teii, 
▼ie  z.  B.  grosser  GnuKOicrrschafteD,  Haaddsanteniehimingen  mit  HQ&leii.  Ag:entoreii, 
uianchcr  Actienj^escUschaften.  Iii  der  zweiten  Hinsicht  finden  sich  Verschicilciilieiten, 
auch  bei  onj^efährer  Gleichheit  der  volkswirthschaftlidieu  Entwicklung  und  der  davon 
bedingten  An  und  Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 
StaAtshaashalteii  derselben  Epoche,  wie  vollends  zwischeo  den  Staate  •  und  den  Com- 
uiT3na!hatisbr\lten.  Doch  zeigen  nicht  nur  ilie  typisch  m  (iriuulzUi^e  der  Ein- 
nchtuDgcu,  —  eben  das  Product  der  geg«.-beneu  ökonomisch -techuuschen  \'crhaltni88e 
irrosser  Wirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  reditlichen  Stnictor  Oßentlicher  Haus- 
halte. —  sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in  der  Durchfuhrung  der  Ein- 
richtungen und  Vor]»L'hninir<*n  in  douiscllien  Zeitalter  di>r  staatlichen,  wirtliM-haftlirlicn 
und  Culturentwi  kluug  eine  gioase  L'ebereinstimmuug.  Kuic  aulche  tritt  bcauuder»  iu 
Jen  bezuglichen  Veranstaltmigen  der  absoluten  Monarchieen  im  letzten  lahr» 
h  ändert  des  am  ii-n  rciriine  i\7..  nain.  l<.  .lalirh.,  F'rankrcich.  Oesterreich.  Prcussen. 
kleinere  Staaten)  hervor,  wo  mau  allgemein  ziel-  und  zwcckbewu^ät  huanzwirthschat't- 
liehe  Yervaltnngsrefonnen  grade  auch  anf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
•loch  anliahnte.  Nocb  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uebereinstiuimung  in  der  .,staats- 
bürgerlichen  Epoche"  seit  der  französischen  K  e  v  d hi  t  i  o  ii .  indem  überall 
die  ökonuuiisch- technischen  Bedingungen  geordneter  Wirthschafi  und  diu  lechtUchen 
Bedingungen  Öffentlicher  Haosbalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  rervirklicben 
gesacht  Verden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  ftlr  die  Entwicklang  nnd 
für  die  nenere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 

denn  auch  ein  wirthschaftlicbes  nnd  ein  politisches  oder 

öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uehergang 
von  der  noch  tibcrwieprcnd  n  a  t  u  r  a  Iw  i  r  t  h  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  u  G  eblaltuiig 
des  älteren  Finair/.v\('scn.s  (in  Deuisililaiul  doch  in  den  Territorial- 
finanzen  im  17,  Jahrhundert  noch  vvorwaltcnd)  zur  geidwirth- 
sehaftlichen  Gestaltmi sr.  Das  politische  ^lonient  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  „  Wohifahrts- 
and  Polizeistaats'',  mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirang 
der  StaatstbätigkeitcDy  dann  nenerdings  anch  hier  die  Ausbildung 
der  ,,Terfa88ungsmässigen  Finanzverwaltang",  in  der 
Aera  der  ^yconstitntionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geidvirthscbaft  tritt  anf  der  Einnahmeseite  in  der  Regal-,  fiebQhien- 

und  Stenerwirthschaft  gegenüber  der  Domanialwirthschaft ,  in  der  Verpachtung  der 
Dominen  statt  der  Sclbstbewirfli.-«rhaftTuiir  oder  der  Uebenv'ci<tin!r  an  die  Beamten  zur 
Nutzung,  im  neueren  System  der  Staatss(;huideu,  aut  der  Ausgabeseite  in  der  ail- 
mftlif  auch  mehr  auf  Geldwirthscbait  basirten  Hofhanshaltung,  in  dem  System  der 
(jeldbesoldiisgttQ  der  Beamten,  in  den  stellenden  Soldheeren  v.  b.  v.  characteiistiscli 
zjQ  Tage. 

Die  politisclie  Tb&tigkeit  des  neueren  „Uebergang^aats**  erheischte  besonders 
aelt  dem  Soldheenystem  und  der  öebernahme  umf:l^^•  ii>br  gcrichts-  und  poUzei- 
organisatorischer.  «Miitur-  und  winhscbaftspolitischer  Autgaben  unvermeidlich  eine 
solche  mehr  geldwirthschaftliche  Gestaltung  des  ganzen  Staatshaushalb,  zugleich  aber 
eine  grössere  Centralisirang  der  Einnahmen,  eine  Diaposition  ftber  die 
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Finaoziftlttel  von  der  Gentralstelle  »da,  eine  sorgsainere  ZnrathelMlttuif  aller 

dieser  Mittel,  eine  j^ichärfere  Controlc  tibcr  die  Erhebsof  lud  die  Verwendung  der 
Einnahmen.  Eben  zu  diesen  Zwecken  musste  das.  was  etwa  von  '/aJihing^-,  Kasjseii-, 
Rechnuugs-,  Controlvesen  schon  bestand«  aber  den  neuen  Bedürfnissen  der  durch- 
geführten Geldirirthachaft  nicht  ont^racb,  auf  ganz  aene  GraniOagen  gestellt  worden. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aUer  aurh  er^t  so  gut  wie  neu  zu  schatlen:  ohne  das. 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  ( Frankreich ,  Oesterreich),  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hier  webl  besonderB  die  erlülgrciche  Tbätigkcit  der  prenssiachai  Regenten  rom 
grossen  Kurfürsten  an  rQhne&d  hervorgehoben  werden  (§.  91).  Die  letzten  finanz- 
technischen und  rechtlichen  Consequenzen  sind  in  den  modernen  europäischen  Staaten 
in  der  jetzigen  Periode  der  „verfassungsmässigen  Kinanzverwaltung"  doch  wieder  in 
veaentlicher  Uebereinstimmung  gezogen  worden,  besondert  im  Zahlung«-.  Controlwesen, 
in  T^vH  "  :uif  die  Kechnungsabschlüsse ,  den  Kassenverband  ii.  A.  m.:  bcirreif Ii>  Ii  'rei 
der  gfüoäcu  (ilcichmässigkeit  der  Bedarfuisse  und  nach  den  einfachen  Lrfordernisäcn 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Dnrchflihning  eines  leitenden  Princips. 

I.  Die  Einrichtuug  des  Zahlun^s-,  Kassen-, 
Bechuuugs-  und  Controlwesens  and  des  GeachäiUgaDgs 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.  Uebersicht.  Es  ist  das  Friucip  der  fis- 
calischen  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanzwirthschaft 
(§.  112),  die  administrative  l Oncentration  des  gesammten 
0 leersten  Finanzdienstes  im  Finauzmmistenum  als  Centraistelle 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortiiclilveit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraos  sieb  mit  logischer  Conseqnenz  die 
Haupteinriehtnngen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
nnd  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  znr  Vereinnabmung  nnd 
Verausgabung I  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  an- 
weist, stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  znrVer- 
ftlgung.  Er  bat  die  Einnahm^mter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  Hbrigen,  weiche 
zum  Ressort  anderer  Ministerien  ^^eliliren.  Leber  die  Gesammtheit 
der  Einnahmen  trifft  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  AublUhrung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unni  itteibare  Erbehungs-  (Helriebs-) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  aut  Grund  allgemeiner 
Verordnungen,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  An- 
weisung des  Finanzmiuisters  bez.  Kessortchet's,  gleich  aus  den  Ein- 
nahmen der  betretenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  FiUle, 
wo  es  sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschttsse  der  Ein- 
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nabmeRmter  znr  Bestreitung  der  VerwaUuugäausgaben  der  einzelnen 
Dienstzwei^e  handelt. 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Lfebcrsicht  der  je 
wellig,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
nabmen  sowie  der  daraas  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs  -  u.  s.  w.* 
Ansgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassen  bestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kassen.  Zu  diesem  Bebnfe 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zn  an 
ihre  yorgesetzten  Behörden  bis  hinaaf  znm  Finanzministerium  be- 
zQgliehe  A  u 's w ei s e  („ Ka s se n e xt r a c t e  zu  liefern.  Durch  die 
bachhalterischen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sieh 
an  der  Geotralstelle  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu,  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Finanzministerium  ;ias,  erfolgt  iluiiuif  hin  die  Disposition  Uber 
die  l^cberschtlsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben zur  Zahlung  Uberwiesen,  auf  Jiechuung  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theüs  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfügbaren  Ueberschtisse,  etwa  nach  Abzug  eines  gewissen 
Kassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete! der  Znschtlsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
wieder  von  Unten  naeh  Oben,  von  der  niederen,  der  Speeial-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  loealen  Steaererhehers,  zur  höheren,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
diesen  sehliesslich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

Jeinehr  MS  letzterer  nnmittelbftr  Ausgaben  m  b^treiten,  groMe  GeitsalfoDd« 
zu  dotiren  sind  —    ß.  die  Kronkaam,  die  Steatflmshnldenkasso,  dio  EbenbalmbftiiJiiissc« 

v^rechiedencn  Ministcrinlkasä^^n  —  desto  mehr  sind  ücbersrhilssc  aus  den  provinri^-llcn 
und  localuD  Kas&cn  an  dio  Ccutrulstellc  zu  Übertragen,  die  sodann  wieder  von  üben 
nach  Unten  zur  Dotation  der  betreffenden  Ansgabokaasen  disponirt  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbcwegnng  wird  wieder  durch  die 

Buchfühiuiig,  die  Rxtracte  liii  die  luiberen  BchOrdeu  und  die  bucb- 

balterische  Zusanunenstelluii^  dieser  Extracte  an  der  CeutralütcUe 

und  i*Ur  deren  Zwecke  Uber.sie!itli(  Ii  prcTimfht.     Die  sllmmtliehen 

Kassen,  welche  Gelder  eiiinehuieii  und  au.s-chcn,  bilden  so  einen 

einheitlichen  Verband      K  asseii  v  e  r  b  a  nd  Finunztcclinische 

Aulgaben  desselben  sind,  auf  möglictist  geringe  Höhe  der  mtissigen 

Kassenbestände  hinzuwirken  und  haare  Geldsendungen  thunlichst 

SU  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 

so  viel  als  mdglieh  ttber  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 

Ueberschlisse  verfügt  wird. 

A.  W*ir««r.  FlnatwtffMMniichafl.  I.  S.  Avfl.  17 
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Durch  Ueberf Tagung  eines  Theils  der  Kassengeechäfte  an  eine  grosse  Bank 

fidiT  wciii^sfcii:^  diirrli  t'i; ^elinässigc  VcrVirKhing;  mit  einer  solclien  ,  irulcin  rler  Staat, 
bez.  die  Central kai>äo  uud  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Coutocorrcnt  fahren,  la&sen 
sich  diese  Anfgaben  bosser  erfUlen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  und  buchhalterische  Geldbewegnng  in  den 
Einnahme  -  nnd  Ausgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsaehe  gleichbleibender  finanzwirthschaftiicher 
Einrichtungen  im  Einnahme-  nnd  Ansgabedienst  ist,  so  kann  nnd 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmftasigen  Zahlongs-  nnd 
KaBsengesehäfte  dnrch  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
structionen fest  geregelt.  Dieselben  gehen  fttr  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  Staatsoberbanpte  („Königliche  Verordnung'^)  oder  vom 
Fiiiaiixininistcriiuu  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  hiuili^  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 
llecbnuugswesens. 

§.  121.  —  Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern.  S.  die 
Lit'  nutir  Uber  die  Einricbtuiigeii  einxehier  Staaten  oben  S.  219  in  der  Yorben.  zum 

£latswcscn. 

1h  Preossen  {vgl  Uber  die  EntincUting  und  die  gegenwärtige  Einrichtiui;  der 

Fiii.vt  rwaltung  o,  §.  91  u.  !H>)  sind  die  älteren  ncstimuiuns^cn  über  das  Kassen-  und 
Uechnungswescn  durch  eine  Instruction  v.  27.  Febr.  1761)  ersetzt,  bez.  zusammen- 
gefasst  und  cnbprecheud  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  preuss. 
iCassenedict",  ist  lange  die  Gruii  ilaL^c  geblieben,  oIiwl>IiI  virl<-  einzelne  Veränderungen 
eintraten.  Neue  zii'-atiimenfassende  Bestiniiminfrcn  crl'iili;tcn  itn  Koirulativ  v  17.  März  1&2*», 
s.  V.  Kamptz,  Annaien,  XII,  2S5,  llerrfurtli.  tiatswcs.  Prousscns  b.  125  IT.  (je- 
scb&ltsanveisong  filr  die  Regiemngshauptkaflsen  tr.  I.  Juni  1857,  bei  Herrfnrth 
S.  133.  Die  verschiedenen  noch  giltigen  Verordnungen,  Keglcmcnts.  Instructionen  n.  ».  w. 
tlbor  Einzelnes  im  Kassen-  und  litt hnungsweseu  s.  beiUcrrfurth  u.  Meissner 
a.  a.  0.  (z.  Th.  wOrtlich  abgedruckt,  l  ebersicht  darObcr  bei  Meissner  II,  S.  XI  ü  ). 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  11).  Aug.  lb2.H  betr.  die  Kassenrevisiun<:n, 
Vorordn.  v.  21.  Jan.  l^l  l  betr.  K  aasendefecte,  <ies.  r.  2.'».  März  1S73,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Austnhrungsvcrordnungen  fdr  diu 
Beamten  der  veiacblodeiiett  HiniatorieD  und  Dieiist/,weigo.  Durch  Verordu.  v.  S.  No? .  181 7 
war  eint'  h/^rhstr«  Behörde  u.  d.  T.  ,,(t cneral-CotJtrole"  für  das  Etats-,  Kassen-, 
liitchuungswcscu  und  die  Staatsbuchhalteroi  errichtet  worden.  Diese  wurde  dnrcli 
K.-O.  r.  29.  Mai  1S26  aufgehoben,  wobei  gicich/.eitig  die  Staatsbuchhalterei  als  bc- 
>ondere  Behfirdo  Terblieb.  Im  J.  ISU  wurde  auch  diese  aufgebobon  und  ihre 
l'unciionon  dem  Finanzniiüi^-f'  riiini  ühi  itrvir"!t.  S»;it  Is.'iy  besf.  ht  in  letzterem  ein 
besondres  Ifcchiiungsbureau  als  „Uau|Jil»uchbaltcrci  des  Fin  min.s"*.  —  Auch  die 
UcgnUtire  o.  a.  w.  für  den  Ooschftftegaug  der  Obefreohenkammer  sind  bier 
mit  zu  nennen,  Ii  >  >lir  Instrii  tion  v.  18.  D' r  tS2l,  Erlass  v.  22.  Sept.  187^  (im 
Auschlusä  ajt  das  Uesetz  betr.  jEIinricht.  u.  Befugnisse  der  Oberrechenkammer  vom 
27.  Min  1872),  mit  rerüchiedenen  späteren  AbSnderunig^o. 

8<  bon  in  der  absolutist  Zeit  war  nauicntlich  durch  <li  ■  lu-forincn  der  ls20cr 
•Tfibr«  ilas  im  Text  besprochene  Princip  anerkannt  und  stri-ni-  'lurehgeführt  worden. 
tla:>s  ncuilich  „die  Disposition  Uber  die  UebcrschUssc  aller  V erwallungszweigc  vom 
Finanzministerium  allein  ausgeht",  weshalb  dasMibo  fortwährend  Ueberaichteu 
(..  Kas*;  f  n vtrn  "te*")  von  <]<:u  Ei  mi  :t!t  mccrtragcn  und  den  Boständen  der 
Kaikseu  zu  crhaiteu  hatte.  Damit  hing  auch  diu  damals  eintretende  grössere  Centralis 
sfirung  des  Kaasenweaena  aunmmen,  indem  mehren»  der  Üteren  UeinefeB  Cratnl« 
kaasen  aufgehoben  und  ihre  Eionahmon,  sowie  diejenigen  anderer  Einnahmezweige 
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(auch  der  Doniäucn  -  ihh]  Fonitrcrwaltung),  durch  die  Rcgicrungshauptkasscn ,  di6 
Ccb'Tschilssc  der  vcrhloibiMi.!  si  l)e!50iul('ri-ii  PriitmlkAss«-!!  ilrf  Post  und  Lotterie:  itn- 
mitteibar  in  die  (icneraiätaau>kasdti  geleitet  wunleu.  Letztere  wurde  crüt  t>o  eiue  wahre 
oberste  CeDtralkaase.  Die  forhaDdenea  besonderen  Ministorialkassen  konnten  nur 
als  reine  Ausgahekasscn  verbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  Geni.>ral- 
staatskasso  —  durch  direct<*  Uehervroisnno:  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  für 
sie  in  den  Prorinzcn.  S.  Hcn  furtli  S.  125  fl'.,  v.  ßönnc,  preuss.  Staatarccht  ^.  A. 
II,  2,  723.  Folgerichtig  und  aii<  h  ziigl«  i(  Ii  dem  Princip  des  BroKoetats  in  der  Vor« 
rcchnnng  entsprechend  werden  nicht  nur  die  üeberschü'isn,  sondern  rfchnun^s-wcisc 
auch  die  Bruttoeinoabmea  uod  die  abgezogeneu  Yerwaltungs-  und  Betriebsausgaben 
dttrch  die  Generabtaatiücasse  geftkhrt.  —  Zar  Uebersicht  der  ErtrSge,  der  Ausgaben 
und  der  Bestände  und  /.nr  zweckmässigen  Benutzung  und  Vertheihm;:  dt  r  Mittel  haben 
alle  Kassen,  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Kassenextrncto  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin. min.  einzureichen.  Für  die  rer- 
schiedcnen  (i.ittiirt^i-n  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  :dK  ni.il  bestimmte  Monatstago 
fcstiTi  set/t.  Die  Einnahmekasscn  Iialtni  in  der  Regel  zwri  mal  monatlich  an  bpstiramt 
bezeichnete  Kassen  ihre  UcberschUsse  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
mit  dem  Etatsiresen  eine  der  8  Abtheilani^en  des  preuss.  Pinanzratnisteriams  (§.  96). 

üeberBaiorn  (o  §.  H7)  s.  Storkar  von  N u  f o rn -  Ho k  n.  a.  0.  Im  Staats- 
ministcrium  der  Finanzen  conccntrirt  sich  auch  hier  die  gesammte  Kinanzverwaliungr, 
mit  entsprechender  Vorantwortlichkeit  des  Miobters  (Hock,  L  S3).  Unter  dessen 
Leitung  steht  die  Centraistaatskasse,  in  der  »ich  die  Gcldbewegoi^  des  Staats- 
haTj?^ha!t<«s  vornemlich  n  chnungsweiso  concentrirt;  sie  hat  nur  gorinp-c  selb- 
ständige Einnahmen,  aber  grosse  sclbstilndige  Ausgal>en,  die  sio  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  0.  It,  94,  95).  Die  Obrigen  Kassen  haben  monatlich  (froher  t.  TU. 
h.lufigor  Bestandsausweise  dem  Finanzministerium  zu  tlbef^enden  (eb.  l.  '\^\  Auf 
Urund  des  Fioanzgcsctzes  erölibet  erst  der  Finan/minister  auch  den  anderen  Ministerien 
ihre  „Gredite*^  und  bat  er  die  Befogniss ,  die  bezuglicboi  &hlnngeii  an  die  Ceutnd- 
kassc  dircct  anztiweisen  oder  dio  tibrigcn  Finanzstelleo  znr  ErtheiiuDg  der  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  ermächtigen  leb.  L  407,  414). 

Ueber  (West-)  Oesterreich  (§.  Ub)  s.  Blonski,  Fiu.gcs.kundo,  I,  27,  55, 
II,  350.  Die  Vorschriften  Uber  das  Kassenwosen  s.  in  „Zos.8teIlang  der  Kaasenmani- 
pulatiönsvorschriften''  v.  1850,  im  „Amtsunterricht  f.  d.  ausnhenden  Aemter"  von  IS53 
u.  ia  d.  Kais.  Verordn.  v.  21.  Nov.  1S66  betr.  i3>estimmuogen  tlber  die  lieseloog  des 
Staats-,  Sechnangs-  und  Controldienstes.  Vgl.  auch  Schrott  Verrechn.  wissensch. 
§.  57  ff,  dessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vornemlich  östcrr. 
Verhälfrii<-<'  vor  Aucen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  din  li  d'  ii  fr.  ijssischen 
äholiclic  Liuru  htungeii,  so  iti  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 
Rechnvngswesen. 

fVber  Frankreich  t?.  00^  <?.  r.  Hock,  Fin.verwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  Sö  fl". 
ilti  tl.  (vomcmL  nach  d'Audif fret's  syst.  tin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  coucis  u.  klar), 
r.  Ranfmann,  Fin.  Frankr.s,  passim  in  Kap.  1,  S.  44  (f.,  K.  3  n.  4  (hier,  nach 
Biock's  dict.,  gute  Darstellung  des  Diensts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
in  die?>ien  Partif'en).  Das  srcltende  leirislntive  Material  bes.  in  Biock's  diel,  de  l'ad- 
miiiiätr.  u.  den  supplem.  ^bislicr  5);  s.  tiauieuti.  d.  Artikel  comptabilitc  publique,  cour 
des  comptes,  payenrs,  percepteurs,  tr^sor  public,  trt^soriers-payeurs  genörau.v.  Die 
Hauptbestitnmnngen  sind  in  Ordonnancen  der  Kestaurationszeit  u.  der  Julini  'ti  iichio 
enthalten  (Ii.  Sept  1822.  10.  Dec.  1S23  u.a.),  Zas.{as8<u)g  iu  der  Orden,  r.  31. Mai  1»3S; 
jetzt  geltende  Fasson^  der  letzteren  in  dem  die  firQheren  Verordnungen  kos.fassenden 
II«  rcrrollstandigenden  Doc  rct  v.  ''.I.  Mai  1862. 

Die  leitenden  (i  rundsiitze  für  das  gan  ze  (icbiet  der  l'ranzös.  compt.  publ.. 
—  eines  Musters  folgerichtiger  Ordnung  desZahlungs-,  Kassen-,  Rcchnungs-  und  Control- 
wesens,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  dio  Theorie  des  Gegenstands  ubeiliuii.t 
und  hier  aus  diesem  fJrnndc  und  zuje-lri.  Ii  uiit  znr  relxTJ-i-  ht  der  cinschlüfri?'  n  11.  - 
stimmungeo  über  das  uns  hier  beschäftigende  Oebiet  eingereiht  —  stellt  Hock 
felgendermassen  hin  (in  Tortreffticher  Fassang,  irenn  aneh  in  einer  ms  nicht  ganz 
aii;>-.: messen  erseheinenden  Rrilit.nfolgc ,  die  wir  liier  aUer  beih<-liaItrTi):  1)  Niemand 
darf  Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzministcr  ernannt,  unter 
seine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  nnd  der  Cterichtsbarkeit  des  Rechnungs- 
hofe utenrorfen  ist   Wer  das  Becht  hat,  Gelder  des  Staats  anzuweisen,  darf 
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nii  hl  fioMi  i-  (Ks  Staats  verwalten".    Dieser  Grundsatz  bedinj^t  ciuo  noch  grössere 
Güll  traiisatlun  den  buireli.    inaazdieiutb  buim  frauzöti.  Fiaaozmiuütcriuio  ai»  ia 
anderen  Staaten.  —  2)  ,Jeder  renechnendo  Beamte  Ist  zu  einer  Gantlonsieuttiing  ver- 
pflichtet'*.      .'>')  „Der  Staatübaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  Ueberwachuug  und 
Prüfung",  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u,  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  National- 
rersauunlung),  einer  jud  icielleu  durch  den  Kechuungähof,  einer  ad  uiin  istrati  vc n 
durch  einzelne  ^linisterien  und  dnrcll  das  Fin.uiinistcrium,  —  wie  in  Princip  und 
Praxis  jetzt  allg^.  niein  ähnlicli,  nur  tnit  iinilir  Abweichungen  bei  der  zweiten  t  'outrule, 
in  den  moderucn  iStaatco  luit  constitnt.  Vürfatiäuu£.  —  4)  „AJä  Grundlage  der  Ver- 
waltong  des Staatsvennftgena  dient  das  jährL  Finanzge setz  mit  dem  genehmigten 
Staatsvoranschlage",  den  einzelnen  Crediten  u.  s.  w  ,  -  -  wie  jetzt  ebenfalls  aU- 
geinein.  —  (Hr.  5  bezieht  sich  auf  die  Tronnun«^  der  J.ilircsdienste,  wovon  später).  — 
(>)  „Gelder  des  Staats  dürfen  nur  gc^un  juxtiite  (au»  einem  Bucli  ausgeschnittcoitj 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  iu  Empfang  genouiuicn  werden.  Wor 
für  Kechnung  des  Staate  Abgalien  einhebt  uder  (jelder  cmpfin!??,  wird  mit  dem 
Betrage  derseibeu  belastet",  ein  eigeuthumiicher ,  zu  weiteren  besonderen  Kiu- 
ricbtungen  in  der  franssOa.  Finanzrerwaltnng  fahrender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  2^Iang»< 
auftrage  darf  nur  von  dem  Minister,  dL^x  ii  Kossort  er  beirill't,  oder  von  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermächtigten  Dienätchof,  nach  Liquidirung  der 
Ansprüche  dea  Staatsgläubij^ers  ^d,  i  Zahlungs berechtigten)  ....  ausgestellt  weiden**. 
„Wer  Zahlungen  fttr  den  Staat  leistet,  darf  diu  Zalilung  nick  rollziehen,  wenn  ihm 
nicht  vom  Finanzministerium  ein  Fond  hiezu  angewiesen  (auHiiahmsweiso  nicht 
erforderlich  bei  den  Soldzahluugcu  f.  d.  Huer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  Miuiütor 
odOT  Dienstchef  die  Zahlungsanireisung  zugekommen  und  vom  Staat^lioUgor 
(Zahluri|?sbcrechtigteii)  ilio  seine  Aiibpitn  hc  rechtfertigenden,  durch  die  Reglements 
nach  Art  und  Form  genau  buzeichuuten  Behelfe  vorgelugt  bind".   Dieä  üt  die  IxauzOd. 
Uegelung  dos  „finanziellen  Anweistingsrechts'%  die  rer^ichen  mit  der  deutschen  einiges 
Eigentluinilit  )i  ■  hat,  wenngleich  im  Hauptprincip  auch  wieder  damit  übereinstimmt. 
S.  u.  §.  123 — 125.  —  h)  „Alle  Sc  hriften  der  Geld  anweisenden  und  (jcM  VL-rroch- 
ueuden  Behörden,  Aemter  und  Kaasen  werden  in  der  llauptsachu  genau  nach  duu- 
selben  Formularien.  unter  denselben  Benennungen,  in  derselben  Weise 
geführt,  in  p^Kti«  Inn  Fristen  aligeschlosscii  und  vorteil  •:(•'.  ~   !>)  „AIlo  RiU  her 
der  Uauptrcchnungsluger  wordeiiuach  doppelter  Buchhaltung  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsroranschlag  enthaltenen  Rubriken  geHohit.   Jeder  Artikel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Kubrikeu  doppelt,  unter  deu 
Kinnahmen  «nd  den  Ausg-aben.  ciniretnigen,  so  dass  stets  i  -l"  Kintra>fUiig  sieh  selbst 
controlirt",  —  wahrend  in  Deutschland  doch  wohl  ans  tiiltij^eii  Giündcn  der  sügen. 
Ca  nie  raistyl  (s.u.  §.  I.'Jö)  dem  Keclmungswescn  zu  Grunde  liegt  oder  die  doppelte 
Burlihr\!t!inir  nur  wesentlich  luudile  irt  Anwriidunti  rmdi.t  (( )estciTcieli  i.  Ib.  J.h.i.  — ■ 
10)  „Kiue  durch  alle  Verwaltungs-,  und  iiechuuiig;izweige  durchgreifende  Unterscheid unjf 
i«t  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [odw  deu 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Diunstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirem cn t  (di<;  Fundsbewcg^ung) 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  /,   H.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  Kechnung  einer  anderen  Ka.sse,  die  zwar  au<  Ii  im  Kechuungs-  und  Kassen- 
wesen andrer  Länder  vurkonimeii.  nb-r  im  französischen  folgeri<  liti>;er  und  vollständipT 
durch  die  Kechnuuguu  gefuhrt  werden.  —  (Nr.  1 1  bezieht  sich  auf  die  Einrichtunj^ 
und  Beschalienheit  der  Rechnungsdocumente,  Register,  Journale).  —  12)  „Kein 
UerlinuiiL''!' 2.  r  k a II n  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  anderen, 
der  nicht  zu  ihm  im  Verhältuhis  der  lieber-   oder   Unterordnung  steht,  ohne 
höheren  Auftrag  in  unmittellMire  Verbindung  ticten".  —  (Xr.  l.t  betritit  die  äussere 
Einrichtung  und  Führung  der  Ka^se,  wo  die  franzöa.  Beatimmungen  ganz  den  deutschen 
entsprechen,  s.  u.      12;»)-  —  Im  Finanzmitii>teriniti  ist  es  in  Frankreicfi  dif  besonder.« 
Ablheiluug  für  die  allgeiueiue  Gelderbe weguug,  (dir.  du  mouvement  gcncrul 
des  fonds  s.  o.  §.  09),  in  welcher  sich  die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  den 
Staatükass' 11  ( i.u.  t  iitrirt .  bei  der  die  Ka^sentibi  rsirlitmi  einlaufen  und  buchh.'üterisch 
zuiiammeugestcUt  und  die  Verfugung  über  die  Uebcrtraguugcn  zwischen  dun  ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen) 
getroHcn  wird.    Die  gesammte  comptabilite.  publiipie  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
abtheilung  des  FiH.ministeriums  (wonach  oben  §.  99  Ü.  21t)  zu  eig&nzen  i«t),  ron  der 
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ilaiin  die  AbthciluDfi^  für  die  Centralkassc  und  doreu  Dienst  noch  zu  unterscheiden  ist. 
Diese  Kasse  ist  oberste  Sammelkasse  der  UebcrsehUsse  dor  Dcpartomcntskassea  und 
fuiigirt  ausserdem  als  Kasse  für  das  Scincdepartemcnt. 

Uebcr  Engfland  (§.  100)  s.  (in eist,  engl.  Vanraltrecht,  2.  A.  II,  §.  Ü9,  70. 
Der  Zah]ung>dicns(  mncentrirt  sich  in  r|f»in  Amte  des  paymnstor  gcneral  (^(icneral- 
Zahlkasse),  welches  jct2t  zum  Schatzamte  (treasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
der  Baak  von  Eaflaad,  welche  die  Zahlnngea  für  die  Staatsschuld  besorgt,  ah  Ans - 
xahlangsamt  fur  die  Anagaben  der  flbiigen  Zweige  der  Staatarenraltnag. 

§.  122.  —  B.    Eine  Verbindung  des  Staatskassen- 

wesens  mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
Ceuiralbauk  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
schiedenen Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eines  Notenmonopois  geuiessenden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solrliü  Brink  passend  bei  der  Aufnahme 
uod  Kinzahlung  von  Staatsschulden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check- 
rerkehr  und  dnem  soliden,  gat  oingeiichteten  AbreehnangshanBe  (Glearing-Homc^ 
i^t  die  Annahme  von  Checks,  besonders  —  aber  nicht  nothwcndig  ausschliesslich  — 
auf  die  Hanptbanl,.  woniirstens  für  gewisse  grössere  Zahluni?en  au  Staatskassen,  daher 
namentlich  für  Zoll-,  fUr  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Kubenzucker-, 
Branntwein-,  Bier-,  Sa!»teiiem,  für  die  DomänenjKK  lit>rhillinge.  für  grössere  Zahluns^ea 
an  die  For^t-.  Bt  rjrwerk5ren\Mltiing,  zulässig  und  zwecknifissig  (England).  Die  üeber- 
schttsse  der  Provincial-  und  Localka^n,  in  ürten  mit  Bankhitaion,  gelangen  vielfach 
durch  eiae  Bank  ftkr  Fiacos,  Pnblicnm  und  Yolkswirthscbaft  am  Bequemsten  nad 
Wohlfeilsten  an  die  Bestimmungs-  und  ßedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
/.  •it  im  Bestand  bleibende  tJeberschüssc .  die  sich  «onst  etwa  in  der  Cf  ntralkasso  an- 
b.*ufen  ,  crwttnschtermassen  einstweilen  hei  der  Bank  >iühcii  und  hier  mit  für  Bank- 
geschäfte verwendet  werden. 

Im  Ansgabediensto  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bework- 
ütellignng  interlocalor  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatslnase  fangtren.  Feiner  kann  sie  —  mr  in  angleichem  Maasse  jo  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldiit«  1,  ilaher  besonders  bei  der  l'orm  der 
Buchschuld,  wie  in  England,  indessen  doch  auch  bei  der  «ontinentalen .  specicU 
deutschen  Form  der  ..Obligationenschuld"  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons»  — 
den  Auszahlungsdienst  und  die  gesammte  technische  Yerwaltnng  der 
Staatsschuld  flbernehmen  Ktisland).  Kndlich  Hessen  sieh  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen,  namentlich  solche,  wo  es  sich  um  grössere  Zahlungen  aut  (irund 
roraoagebender  Liquidation,  z.  B.  für  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodiach 
feste  n(-bun>r<^n,  wie  die  Beseldongea  der  Beamten  handelt,  an  Baaken  snr  Be- 
sorgung überweisen. 

Dnreh  diese  Einrichtangen  wird  der  eigentliche  Kassendienst 
yeielnfaeht  and  wohlfeiler»  die  ADsammlang  rnttssiger  Geldbestäode 
geringer,  Stockungen  im  Oeldverkehr,  die  Afficimng  des  Geldmarkts 
dnreh  grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
yennieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Mtfnze,  daher  der  Bedarf 
der  Volkswirthschaft  dafttr^  ebenso  der  Banknotennmiauf  kleiner. 
Viele  Zahlungen ,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnern  ans  dem  Titel 
der  Zollgetallc  und  StaatsglUnbigern  ans  dem  Titel  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  Bankl>Ucher 
und  reell  durch  Compcnsation  abmachen.  M.  a.  W.  die  (Jeld- 
wirtbschat't  wird  aoeb  in  den  Beziehungen  zwischen  Fiscus  und 


Digitized  by  Google 


262    B.  4.  K.  Foimdle  Ordnanfr.  3.  Abachnitt  Zalil.-.  Kass.-,  Bcclin.we8en.  §.  122. 

Pablicam  vielfach  darch  die  Creditwirkhschaft  ersetzt. 
Das  ist  im  Ganzen  dne  Tolks-  nnd  priTatwirthscfaafliich  gttnstlge 
EntwicUnDg.  Es  kommt  dadnroli  auob  in  das  Kassenwesen  des 
Staats,  das  oft  an  einer  gewissen  bareaukratiselien  SchwerflUligkeir 
leideti  ein  kaufmännisch -bewegliches  Element ,  das  hier  keioc 
Bedenken,  sondern  nnr  Vortheile  hat,  hinein.  Am  Meisten  pBssi 
die  Verbindung  des  staatlichen  Kassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zettelbankeu,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  fDeutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbiuduug 
mit  sonstigen  soliden  liauken  für  diese  Zwecke  nit  ht  aUiigeschlossen. 
Auch  fUr  grossere  Comniunalliaushaltc  cnij)fiehlt  sie  sieb.  Der 
(überwiegend  wünschenswerthe)  Üebergaug  vom  System  der  si)ecuia- 
tiven  Erwerbsgesellschafts-;  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher*')  Banken, 
in  Eigenthum  und  Verwaltung  Öffentlicher  Körper  oder  doch  öffent- 
lieher  Genossenschaften ,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  nnd 
Gommunalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  nnd  die  letzten  Be- 
denken socialpoiitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  n.  £.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Character 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Beicbsbeamten  verwalteten 
Reichsbank  als  Actiengesellschaft  abgeleitet  worden,  beseitigen. 
Anch  die  Aasbildnng  Öffentlichen  Versicherungswesens  drangt  darauf 
hin  und  wllrdc  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Fruliur  »ar  die  Ausnutzung  der  Banken  zur  Ureditgewähnuig  an  doa  Staat  iu 
Finanzatttlieii  dn  fewichtifos  Oegenbedonkeii,  das  jetzt  Ui  Folge  Yerbeasenng  de* 

Staatacredits  und  ütaatärcchtlichor  Cautelcn  zurückgelrctea  ist.  —  Das  wichtigste  Beispiel 
der  t'obcrnahnie  eines  Theils  das  Ka^sendienstä  den  Staats  durch  eine  Bank  bildet  die 
Bank  von  England.  Dieselbe  ist  sehen  seit  ihrer  (irUnduug  (1694)  wegen  ihrer 
Darlehen  au  den  Staat^.s(  hat/,  in  näherer  Verbindung  nil  dem  letllaniD  und  hat  all- 
iniihlirh  dir  (i  ddverwaltung  der  St;wif-M  liuld  f^aii/  uUcrnomincn.  Dann  sind  ihr  auch 
die  Uebersciiu:>!>e  der  Eiunahuekasäcn  überwiesen,  wolor  sie  mit  dem  Staate  ein  Gontu* 
corroiit  fahrt  (pabllc  depodts).  Die  AusiEablnn;  der  vierteljlhriicben  Zinsen  der  Schuld 
kann  sich  jetzt  in  V'  rbindung  mit  dem  englischen  System  der  Buchcredite,  Chccks 
und  des  Clearing- Uüuse»  gritösenthcilä  durch  Umschreiben  in  den  Baukbucbem  voll- 
ziehen :  das  Conto  der  pablic  deposits  nimmt  ab,  das  der  prirate  deposits  entsprechend 
zu.  Indem  jetzt  Zull-  u.  Uhnliche  Zaldun^cn  mittelst  Checks  auf  die  Bank  von  Eng- 
land b'  workstelligt  werden  können,  wird  dit  s  rmschreibevcrfahren  (Giriren^  noch  mehr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt,  ^'euo^o 
Kegclttng  dieser  Verii&Ilnisse  des  briliseheii  Zahlangsweseos  dorcb  Ges.  t.  1866  (29, 
HO.  Vi  t.  r.  :t't\  S.  auch  Stoin,  Fin.  I,  97  lt.,  der  ahrr  hier  wir-  fh.  S.  !»1  mit 
Unrecht  die  Bank  schon  vuu  Aniaug  an  ^seit  lti94)  zur  „Guutmlkasse  fUr  den  ganzen 
HMnbdf '  baatliiiiitt  mid  gAtnacbt  sdn  lAsst.  [Er  schliesst  seine  AosfUhiDiigen  S.  98 
mit  einem  AusfaU  gegen  mich:  „wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principien 
bekannt  gewesen  wären,  so  brüte  er  wohl  nicht  .seine  wunderliche  Idee  eines  Erwerbs 
von  Staalseiiinuhmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  {2.  Aufl.  1, 
§.  224  ff.)  anfiitellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  emsthnfken  Dingo 
nicht  zu  »  itifTTi  K't  sultat  kommen"  !>nss  mir  „diese  Dinge  bekannt"  waren,  —  über- 
haupt ujtd  specieli  mit  Bezug  auf  diu  EugÜscho  Bank  —  hütto  Ütein  bei  ein  wtmi^ 
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freriogerer  als  seiner  {rfwöhnlichcn  Flilrlitifkeit  und  bei  fii»  w*  iiii;  inelir  Ernst  in  der 
Kritü,  wie  mau  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigsteus  erwarten  sollte,  aus  Uüd  vou  ihm 
selbst  dtirten  Stellen  enehen  kOnnefi:  2.  A.  I,  S.  510,  BiH,  Nr.  5,  Note  17  q.  dio 
dort  cit.  Stellen  meiner  älteren  Bankschriften:  sciion  in  meiner  ersten  (1657)  spreche 
ich  von  den  Vors«  hüsson  der  Bank  auf  defi'  ienc^-  hüls  drs  Schatzes  u.  von  dem 
KosäcndicDät  für  den  Staat.  Neben  einem  soIch<  ii  lJicn:>t  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  aach  TOn  einer  mit  aus  fiscal,  (ii.  volk^^ivirthschaftspolitisclicn)  Hücksichten 
erfolgenden  Ucbortragting  von  ..(p  IJ-  u.  RanktriM  hliftcn"  auf  den  Staat  (oder  Coinmunen) 
die  Kt^e  sein  und  öfters  waren  solche  KUckisichten  (auch  in  Prcustien)  massgebend. 
Dagegen  lassen  bich  natOrUch  auch  Grande  anfQbren,  wie  ich  denn  die  GrOnde  fbr 
und  gegen  in  I,  §.  2*24  tf.  prllfe.  Eine  „wundL-rlirhe  Idee"  kann  das  nur  derjenige 
nennen,  der  die  Thatsachcn  nirlit  kennt  nd.T  nicht  versteht  (Preuss.  Sfohandlungi). 

Nicht  in  der  Ausdelmuni:.  wie  in  England,  steht  die  »Staatskasse  in  i'fjmkreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  \  i  ibindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  ebenfalls  ein  Conto» 
rorrcnt  führt  nnd  denwi  \ Crniitiiun'r  /u  Znlilunrren  /wi'-rhcri  Paris  und  den  Depart«;- 
mentä  wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  Gunoraleinnuhmer  viel- 
fach bedienen.  Aebnliche  Verhältnisse  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges.  r. 
17.  Juli  1S72). 

In  Deutschland  hatten  die  Zettolbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  Pflichten  zur  Ausführung  vou  Staats -Kassengeschäften  ubernommeu. 
Im  Deutschen  Bankgesetz  v.  15.  März  IsTö  ist  der  Keichsliank  in  §.  22 
die  Verpflichtun  tr  atiferleg-t.  ..ohne  Knt«-elt  für  Hechnuni^-  dos  KN  idib  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Keichsguthabous  zu  ioisteu*'  und  das  Eocht 
crtheUft  die  nemlichen  Geschifte  für  die  BondeSstaaten  zn  Ubemehmcn.  In  Folge 
späterer  Anordnung  (v.  29.  Dec.  187.'))  fungirt  nun  dit  Tunchsbank  förmlich  -.xU 
Keichshauptkasse  (u.  A.  auch  —  bedenklich  genug  —  als  CinlösungsstuUe  i'ur 
die  Reichskasscuächeine),  was  allerdings  bei  dem  eigen tliit milchen  Charactcr  des  Reichs^ 
fioanzwesens  nnd  der  meist  im  blossen  Terrechnungswoge  ror  sich  gehenden  Aus* 
cinandersetzung  zwischen  den  i -lisfinanzeu  und  den  Finanzen  d^r  Einzelstaateii  ni«  ht 
zu  einer  grossen  eigentlichen  kassengobahrung  filhrcn  musste.  Für  die  Buchtuhruugs- 
H^hftfle  der  Reichshaoptkasse  ist  bei  äet  Reichsbank  eine  liesaiidere  Geschftns- 
abtheilung  eingorichtet.  In  den  Ausweisen  der  Reichshank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
ungescliieden  in  dem  Posten  „täglich  fällige  Verbindlichkeiten"  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  unteracbioden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs'*  mit  dem  der  Bundesstaaten 
(das  übrigens  in  der  Regel  nicht  so  erheblich  i  i  wird)  zusammengefas^t.  Am 
I.Jan.  1SS2  betrug  dies  Gesammtguthaben  15.01  M.  M..  worauf  in  1SS2  926.31  M.  M 
eingezahlt.  891. S2  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  ibb'l  49.58  M.  M.  als  (iutiiaben 
verblieben  sind.  Mit  welchen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  nnd  in  welchem  Umfange 
die  Reichsbank  in  Yf'rhindnn!r  steht,  orjriebt  sich  nicht.    Die  etwas  scliw.*rT;ilIii:;' 

Sreoss.  Kassonverwaltung  konnte  dadurch  nur  gewinnen.   In  Baieru  bedient  sich  die 
taatskaae  mehr&ch  der  Vennittlting  der  Kön.  Bank  in  Küraberg  für  ihre  Kassen- 
bewegnng. 

n.  EiDzelbeiteli  des  Zahlnngs-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 

§.  123.  Hierhin  gchüreii  von  wichtigeren  VerhiUtuisseu:  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  A  n  wo  i sun gs rechts,  -  B)  das 
Kassensystem  und  die  inuerc  Einrichtung  des  Kasscn- 
dienstes,  sowie  der  Gang  der  Kasseiigcschälte  hei  den 
Kassen,  —  C)  die  innere  Einriebtang  des  Rechnungswesens 
(Buchführung). 

Es  sind  di.>  sprriell  technische  Dinge,  von  dcii'Mi  wi(?d.  r  di-'  R-MiuMkuiig-  in 
gilt,  dass  es  sich  dabei  um  aligemeine  einzelwirtbschaftlicho  und  tiuanzwirth- 
sebaftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt   Die  drei  unterschiedenen  VcrhAltnisse 
hängen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Einzeln-  ?  nät  hinein 
zu  ziehen  ist,  was  die  beid^  anderen  betrütt  £ine  grosse  Fülle  von  Einzelheiten 
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liegt  hier  vor,  vielchc  in  dua  moUeroeu  Staaten  in  zahlreichen  Vcrordnuagca,  Uegula- 
tiven,  Instructionen,  nur  »nsnAbiiisw-cise  Einzelnes  im  Weg«  der  Gesetzgebung  (z.  B. 
das  Cautionsvesen)  geonlnet  sind.  Bei  manchen  Verschiedenheiten  besteht  in  dem 
Allen  doch  eine  ans  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Kochtshegriffen  auch  noth- 
vondig  folgende  grosse  Ucbereinstimmung  in  dum  Wesentlichen.  Darüber  darf  inau 
sich  duieh  die  Öfters  refscbiedene  Terminologie  —  aach  innerhalb  Dentacblands  — 
und  eljtii  ;x<  wöhnlirh  nur  scheinbar  bcdcutcnrlc  Untf^rschiede  in  den  Einrichtungen 
und  im  Ueschäftsgani;  nicht  t&oschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  £.  zu  erstiebeadu 
und  ron  mir  erstrebte  mehr  principi^e  Bobftndliing  eines  solchen  Uegcnstnods  bietet 
nadi  (iem  Charactcr  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  für  die 
wichtigeren  Puncte  strcnf?or  durchzuführen.  Das  prosso  t^^chninrho  und  ndtiunlstrativc 
Detail  g<*.hört  nicht  in  die  l'inanzwL>senschait,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehre  vom 
TocIiDischen  und  Pormellon  der  Finanzrcrwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  unroli- 
kommener  ViTsnrh  systematisrhcr  VerarVteitunir  dieses  Details  !ie*:;"t  denn  aurli  nur  in 
den  Schriften  für  practische  Zwecke,  „Anleitungen''  zur  Ausbildung  und  fUr  dio 
PfQfungen  des  Snbdtenidienstes  ia  diesea  Branchen  vor. 

A.  Das  finanzielle  Anweisnngsreelit  ist  das  Reebt  einer 

Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Amtswegen  oder  nach 
speciellcin  Auinag  (seliiiftliclic)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Em  pl  aaguahme  (Einhebung)  von 
Zaliiuii-r]!  auf  Rechnung  des  Fiscns  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Deliörde,  eines  Instituts),  sowie  xur  Vornahme  von  Zahlnncrcn 
aut  Rechnung  dieser  Yerptiichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„l*ttblicum**)  zu  geben. 

Aach  dies  Hecht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beim 
Finanz  minister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Auftrüge  xnr 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
an  die  betreffenden  Behörden ,  soweit  nieht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen ,  Forsten)  etwa 
anter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltangsaas* 
gaben  hesebränkt  sieh  die  Anweisung  des  Finanzmintsters  regel- 
mässig darauf,  den  anderen  Ministerien  die  etatm Assi  gen 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
Verwendung  durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
courdiiiirtcn  s  i  stigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltungs- 
osgane  mit  >  c  1  bs  t  iin  d  i g en)  Anweisnngsrecbt  innerhalb  ihrer 
Competenz  (An  weisuugsbehörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  An  Weisungsrecht  delegirt  an  gewisse  nntcrgebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbebörden  2,^ 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Pem  Finanzminiötcr  sind  Uber  di  •  crfoljfton  Anwoisuni^nii  tmd  deren  Erledigun«^ 
darch  die  Kwsen  auch  aus  dcu  Anderen  Ministerien  ru^clinibsig  periodische  Mit» 
theflangen  zu  machen.  Es  kann  auch  die  Eiorlcbtung:  ii^etroffen  werden,  d«M  alle 
oder  gewisse  Anweisunj^cn  andrer  Ministcrion  selbst  Innerhalb  der  etatmlUsigon  CnnJlte 
vor  ihrer  VoIIziflninix  im  Finanzminist-  rinm  /u  vii^ircn  sind  —  80  in  Frankroloh  Seiteiia 
der  Directioa  der  i-undsbevcgunj^  (v.  Malchu:}  II,  124). 
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Zar  EmpfaDgnabme  von  Zablaogen  iu  ihrem  regel- 
mässigen Wirkungskreise  erhalten  die  Einnahmeftmter  einen 
Generalanftragy  welcher  sich  ans  ihrer  Bestimmnng  und  Function, 
bez.  ans  der  Ueberweisang  eines  Etats"  znr  Vollziehung  an  sie 
(Zoll-,  Verzehmngsstenerftmter,  Aemter  ftlr  directe  Steuern,  Forst- 
kassen, Domänenkasscn,  Postkassen  «.  8.  w.)  ein  für  allemal  crgiebt. 
Zahlun<;en  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  uud  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  hei  irr- 
thtimlich  angebotenen  die  Zahlunü^fswilliereu  an  das  conij»etente  Amt 
zu  weisen,  oder  nur  aiisnahm.sweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
zu  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialaui'trag  der  competenteu  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zabinngen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlnngstiteln  beruhenden 
rege! mftss igen  Zahlungen,  .insbesondere  die  periodischen, 
wie  ftlr  Besoldungen,  Pensionen,  Schnldzinsen,  gewOhn- 
Jkh  ein  ftlr  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
auf  trag  zur  Zahlung  ttberwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
liegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreifenden  Etats 
(„Kassenetats")  an  die  Kasse  zur  Ausführung  (Preussen). 
Einer  Special anweisuu^  der  competcnten  Dienstbehörde  bed.ut  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
Zahlungsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
dafür  und  bei  der  Sistirung  oder  Ik^bertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  dcHnitivcr  Beendi^'^unj;  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
Dienstausse  beiden  beendeten  Gehaitszahlnngspflicht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  überwiesenen  Zahlungen  muss  dagegen  in  der  Kegel 
noch  fttr  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst^  bei  Baarkftnfen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsumroen  dafür  periodisch  zu 
zahlen  smd,  tHr  Berichtigung  von  Rechnungen  ftlr  Lieferungen  — 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreffenden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  nm  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legüiniiicn.  Selbstverständlich 
bedarf  es  vollends  einer  solchen  speeiellen  Anweisung  hei  allen 
einzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  überwiesen  sind. 
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Die  Durchftilirunpr  dos  liuanzicllen  Anwi  isiing-^rochts  bedingt  dann  wieder  eine 
cntsprccbciide  liticlii'ühruug  bei  der  aii  weiden  den  Behörde  Uber  diu  ergangfcnoii 
oder  ausgostellten,  bei  der  beauftragten  Kasse  Uber  die  empfangenen 
Anw'i'isnn^on.  Letztere  Buchführung  kann  selbst  iridig  neben  der  über  die  verwirli- 
li«  hten  Zahlangea  oder  den  eigentlichen  Kasücnverlichr  einhoigehcn  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betrcfl'endcn  Spalto  in  die  Kassenroi^hnuogen  mit  der  Kasseo  -  Bochfabning' 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen'Behörden,  speciell  den  betreffenden  Ministerien 
und  besonders  dem  Finanzministerinm  sind  wieder  periodixhe  AuszQge  ttber  dio 
crtheillen,  ompfanffcncn  and  aasgcfflhrtcn  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  Dach  Gener alaiiftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlnngsanspnieb,  z.  B.  ana  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebniig^ 
der  Besoldung,  selbständig  m  erfDllen  hat|  obliegt  ihr^  bez.  einem 
damit  speeiell  beanftragten  Kassenbeamten ,  anch  die  Prttfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Pnncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
Vollziehung  von  Specialanweisungen  nur  die  letztere  (§.  130). 

Das  Kassciipersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit und  untersteht  denigeniUss  etwaigen  Regress- 
ansprUchen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  auf 
Grund  von  Specialanweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modificirt  und  beschriinkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprechend. 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruehfi  und  die 
Liquidation''  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  geben,  welche  demgemttss  hier- 
fttr  die  Verantwortlichkeit  tiAgt.  Die  Bnobftlhrung  wird  hier 
eventnell  aber  die  eingereichten  und  die  liqnidirten  Zahlungs- 
forderungen und  tiber  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen  getrennt  erfolgen  niUssen. 

§.  124.  Ein  hcHuiiiiert's  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Au.sstelhing  der  Anweisungen  und  bei  der  Zaiilungsleistung  zn 
richten  auf  die  Innebaltuug  des  Etats,  i)ez.  der  einzelnen 
etatsmUssigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  tiber  die  Zulässigkeit,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  (Jeher- 
iragnngen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.  117  ff),  femer  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
ttber  die  Trennung  der  Jahresdienste,  ttber  den  Verfall 
der  nicht  erschöpften  Gredite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Htaatsob^aupte  und  der 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrcchcnkaramer  hat  evcütuoll 
die  bezügliche  Controle  mit  auszuüben,  die  anderen  Ministerien 
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Bind  dem  FinanzmiDisteriam  gegenüber  zur  Innebaltnng  ihrer 
Oredite  und  jener  Vorsebriflen  verpfliebtet,  jede  anweisende  Bebörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  mnss  vor  Allem,  dass  eine  lieber- 
scbreitnngderCredite  nnd  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nnr  mit  Wissen  nnd  —  regelmässig  vorhergebender  —  Zustimmung 
des  Finanzministers  geschehen  darf.  Diesem  sind  daher  die  Gründe 
voi/iule^en  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
Ueberschreitnngen  seines  Specialetats  und  diejenigen  des  Gesammt- 
ctats  nach  Oben  bin  zu  vertreten  und  daiiir  nachträgliche  Genehmigung 
des  Staatsoberhaupt«  und  der  Volksvertretung,  regeliuUsöig  bei  der 
Vorlegung  des  Rcchnungsabsflilusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aulträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handelnden  Kassenverwaltungen  bei  derControle 
wegen  Innebaltnng  des  £tat8  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalani'trag  in  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Btats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
0.  ttber  Prenssen). 

Auch  darüber  ist  eine  fortlaufende  Controlc  geboten,  dass  nicht  kloiiii  re, 
mehr  zuf  älli  go  üeberschreitongen  des  Etaty  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 
t>editc  stattfiiult'ii .  /.  B.  indem  auf  generelle  Tit<  l .  wie  etwa  ,.zn  i>cr;^riiil'u  lu-n  Aus- 
gabeu  auäser  den  Beäoidungeu",  allgcmeiDuu  ÜJiliosteir'  durcli  ISpecialan  Weisungen 
mehr  angewiesen  und  rennsgtibt  vird,  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  steht. 
Die  Hauptsorge  hicrfnr  inuss  wieder  in  «lic  a  n  w  i  1  mmi  !  c  n  Bohördcn  und  schliesslii  h, 
als  oberste  ('ontrolinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
Bebufc  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  «-ino  Ver- 
gleielisspal  •  f  ir  -la^  ..etatmässigc  Soll"  (bez.  „Darf"  bei  den  Ausgaben» 
«rc?f"t/,t,  um  dadurcii  jederzeit  die  Innfluiltiiiig  dieses  ,.SoIl"  durch  das  wirUirln-  "Er- 
gebuisä  ^das  „L»t",  hier  zunächst  der  ausgcstelltcu  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
zu  kSnnen.  Aelinlich  Innn  man  hier  dann  anch  die  Buchftthrung  der  Kassen 
ciririclitcn  tnul  dun  h  Aufnalime  einer  SjKilto  des  „Etats-Soll"  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  Geldgebahrung  oder  Verausgabung  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
hier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  speciellen  Zahlungsauftrag  der 
Torgcsetzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  nm  etwa  unter  Hioireis  auf 
Itci'-'ifs  erfolpfe  Uc^crsrbr'^ituiijr  des  {'redifs  von  sich  aus  s  r  Ih  >  t  Ti  ud  i  die  Er- 
füllung einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahluugsanspruclic  an  sie  oder  vollends  diu 
Henofirung  einzelner  SpeciahuiweiSiingen  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Kecbt  nnd  Pflicht  haben,  in  solchen  Frtllon  ror  der  Auszaldunir.  alno,  soweit  .inganglich, 
mit  Aufschub,  au  die  Torgcsctzto  anweisende  Behörde  den  Thaibestand  zu  berichten 
und  weitere  Instruction  za  erbitten.  Tautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  muss 
die  Kasse  oidnuttgsmAssig  Folge  leisten.  Aehnliche  Bcstimmongen  sind  für  die  Kassen 
in  FÜlen  von  anutossendon  Irrthnmem  der  anweisenden  Behi^rden  nothwondig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es,  ob  allgemein  die  Zahlungs- 
anweisungen der  mit  dem  Anwcisungsrccht  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihrem  Kingan^^  bei  den  Kassen  einer  \'isiiung 
durch  Recbnnngs-  und  Controlorganc  untcrworlen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visiriing  die  Giitiglieit  der  Anweisung 
ittr  die  Kasse,  aligemem  oder  wenigstens  als  Begel,  weicbe  aber 
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bestimmte  Aosoabmen  zulässt;  abhängen  soll.  BestimmiiDgen  dieser 
Art  finden  sieh  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirangsorgane  %n 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  nnd  von  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich,  Italien)  oder  nnabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedentang.  Die  Einrichtnng  hat 
finanztechnisch  ihr  Für  nnd  Wider,  letzteres  tiberwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  and  im  ^c*;el)enen  Falle  folge- 
richtig sein.  lu  Frankreich  passiren  die  AusziihlungsanvveiBUUgen 
das  Visum  der  Direction  der  Foiulsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Sckrott,  S.  47S  ff.  u.  u.  in  §.  140  über  die  „Visacootrole". 

Die  Rf  lrrMitren  der  anweisenden  BcliSnlen  über  dl-  von  ihnen  erlassenen 
Auweittungca  (zur  Einbebuug  uod  zu  Ausgabcu)  kann  mau  als  „ V erwaltung s- 
redtnangeii'*  ron  den  „Kasseorechn engen**,  d.h.  den  Bochnnngen  der  Kfttsaii 
über  die  vollzoe^enen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologiäch  unterscheidoii. 
Danach  trennt  sirh  iJnnn  atich  eine  all2:enicin  (den  ganzen  Staatshaushalt  zuäaniuicii- 
taäscndcj  V  erw al  t  u  n^i  cc hn  u  ng  (compte  d'adiniuistration)  u.  K  a^senrechu uu g 
(compte  de  gestion^  (d'Audiffret).  Vgl.  Sclirett.  Verrechn.wis.soa9Cli.  S,  527. 
Gew^Obnlich  denkt  mau  beim  H..(limin?^wesen  nur  an  di*«  It/tfn«  HiMlinang, 

§.  12ä.   Practischo  Ycrhältoisse  iu  einzelnca  Ländern. 

In  Prenssen  (vgl.  Herrfnrth  u.  Meissner  a.  a.  O.,  nusserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.kunde .  I,  2»}  ff.,  i  l)  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1S28  (Re- 
gulativ f.  d.  Kassen  Wesen),  dass  den  Miin-Nti«  'i  n.  obersten  Vorftaltuii^hehörden  der 
im  Etat  i'et>tge^tztü  Aus{j;abubcdari°  vom  I  ;  li  /  ministeriuui  lj<  i  iK  r  (ii^uerahitaatü- 
basse,  for  die  in  den  Prorinzen  za  lei>tri>drn  Ausgaben  bei  der  ljctr(;ff.  Regier.^ 
hatiptk.isKp  11  be  rwi  <'«fn  wfnJr.  Das  Fiii.iiiin.  hat  :i])<v  aiKli  ilafur  zti  sorfTfii, 
dass  uberall  die  oötbigon  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vurhandeu  sind.  Mit  deswegcu 
nach  der  gen.  K.>0.  period.  Kassenexlraete  von  allen«  auch  ron  den,  anderen 
obersten  Verwaltung^behörden  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
Kasscnrerwaltungen  werden  dann  „Kas'-  'iM'tats"  aufgestellt,  für  die  Gener.'il>taati>- 
kasse,  die  Kogier.hauptkassen  u.  andere  llauptkassen  der  Verhak /M  cigc  do6  I  luaoz- 
ministeriums  vom  Fin  minister,  der  diese  Etats  zu  zeichnen  n.  dem  König  zur  Voll- 
ziehung einzureichen  hat.  Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fiii.iiiiiiiätcr 
allein,  die  dor  librigea  Mioistohen  von  deren  Chefi,  aber  unter  Mitrevision  u. 
Mitrollzieiiung  des  Finanzministere  ▼ellzogen  ^K.*0.  v.  29.  Mai  1^26).  Die  Ueber- 
weisun,*;  <l-  r  Kasein  tats  an  ilic  betrellendc  Kasse  involvirt  dann  einen  (iencralau  f- 
trag  zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gem]L>s  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt.  —  Nach 
der  (ieschäftsanwcis.  f.  d.  liegier.hauptka.sscn  v.  1.  Juni  1*>'>7  (u.  in  diesen  Punctuu 
ganz  analogen  YoTScliriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  m  i  v  n  alle  bei  der  Hanpt- 
kaHsf  zur  Vcrrf^hnung  gelangenden  EinnalimeM  .,cntwcd>T  diiri  h  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeiueu  Vorschriftea  oder  durch  spec.  Eionahmcordrcs  Uberwietiun  ^ia"; 
andere  Einnahmen,  die  Oberhaupt  zur  Vcrwaltnng  der  Hanptkasse  gehören,  sind  nur 
in  „ Asservation"  zu  nehmen  und  Bestimmung  darüber  einzuhol  n.  EIxmi.sm  gilt 
für  die  Ausgaben,  daiis  sie  vou  der  Kasse  nur  gekistet  werden  dürfen,  wenn  ^ie  ..ilur^h 
den  Etat  oder  durch  ein  fUr  allemal  ertheilte  Anweisung  oder  durch  spec.  Ausgabe- 
ordres  dazu  ermächtigt  vorden  ist'*  (§.  62\  Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  fQr 
Et.itsUbcrschreitu ngcn  mit  verantwortlich.  uiiJ>^spn  tiali<>r  stets  die  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  augewiei»eaeii  Zahlungen  mit  dem  EtatssuU  in  Vcrgieicbuug 
halten.  Dies  entspricht  zwar  dem  preoss.  Princip  der  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellurii,'^  «I  t  Kns.sen  zu  den  anr-  i-  n  Ion  Behörden  iii'  lit  recht  in  Einklang  zu 
stehen.  Zahlungen  über  d.is  Etats.soll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  (iu- 
nehmigung  der  Kcgierung  erfolgen  ^i}.  (»1).  -  Die  Specialkassen  müHsen  unweigerlich 
die  ihnen  von  den  Kegier.hauptkassen  zugehenden  ZablungsanweittUngen  ausführen, 
nöthigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  v.«i^  hu->rt  .  js-'  von  der  Ilanptkiisse  überweibeu 
la&seu  (§.  73).   Zahlungen ,  welche  „fortdauernd  an  bestimmte  Emptanger  u.  in  be> 
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stiinuitcti  Bctrügou  zu  lebten  sind'^  (Besoldungen  u.  dgl.)  werden  den  Specialkassen 
ein  für  alhniial  (hurli  i]i.<  Ilanptkassc  aberwicäcn,  sie  sind  bis  /.um  Todesfall,  soustigeil 
Abgang,  Ablaut  der  BevilligungäZtut  oder  Widerruf  zu  leiätuu  (g.  74). 

Auch  in  Bftiorn  (V.  v.  Ii.  D«c.  1823,  Stockar  7.  Neuforn-Hock  I,  83, 
:V.\'2  fr.  40r>  fr.,  Fali  nuhu.  1i,t,  «I  /:iljlungswcüen  der  allgom.  Finaii/verwaltiing) 
tirfolgt  die  Asäignirung  der  Ueneraletatä  auf  die  Staabkasäen  durch  den  i  inanzminiätur. 
Dieser,  bez.  das  Fiu.iuiuiätcrium  ist  auch  die  oberste  Zahlung-  anwei^endo  Behörde. 
Er  delegirt  den  Kcgicrangsfinanzkaminern  das  Becht  th.  tnit  den  Etats  (specit^U  den 
„KiuanzrerwaltungsetatiJ",  fur  die  Kinnabujcn  u.  die  mit  deren  Erhehiinir .  Vt  rwaltuiig 
u.  Betrieb  veibundcncn  Aufgaben),  th.  generell  filr  gewi^üo  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
Vorbobalt  nachträglicher  AiitoTi;Ation>,  th.  dnrch  besondere  Rescripte  n.  orOlfnet 
ihnen  hierfür  einen  bestimmten  „Civdir*  (dctaill.  Darleg.  Hock  a.  a,  0.  1,  406  11.). 
Die  Kassen  (Krciükaä:>cu,  Kentümterj  dürfen  ohne  ächriftliche  Anweisung  durch  die 
Kogicr.finantkammera  (auänahmswcinc  andere  Behörden)  u.  ohne  Creditcröli'nung  keine 
Zahlung  leisten  n.  bedürfen  in  der  Kigel  noch  specieller  Zahlungsanweiäungon  für  die 
einzelnen  Ausc^abcn  aitrh  /ur  Y- rwcndung  der  ctatmiissigcn  Ausgab-  n  Dir  KnssiMi- 
beamtcn  halten  dcmgenia:>i>,  au}«erdcm  auch  für  Etatsüberbchrcitungen  und  fitr  Ver- 
wendung der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofbr  sie  bestimmt  sind 
(a,  a.  0-  S.  m  ir..  -liOl 

In  ücäterrcich  ^Blonski,  11,  357,  im  Allgem.  die  Theorie  bei  Schrott« 
S.  132,  474  ff.,  4^0  II'.)  haben  die  „mit  dem  Anveisungärocht  betrauten  Behörden"  — 
der  FInanzininister,  die  Ubri^'en  Ministerien,  delegirt  die  weiteren  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  die  Kronlands -llauptbchilrden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
uDccrcturcn")  eine  unmittelbar  unteratcheade  Kahhq,  dann  ein  Kochnungs- 
depnrtement  zur  Kvidenzhaltung  der  Anweisangen  n.  s.  v.  unter  sich.  Die  An- 
weisungen der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  \  ersrlinnbung  zu  nehmen  nml  vom 
Vorstand  do:i  KüchuuugMiepart.s  oder  dcsiieu  Stellvertreter  zu  contrasiguircu, 
beror  >io  an  die  Knsen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  cigenthUmliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  anf 
das  .\nw(nsun^src(  l)t  u.  Hic  scharfe  Scheidunir  der  „ürdonnatcurs"  1.  u.  2.  Klasse. 
Jude  Zaliluiig  äul  Staatarochuung  muss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  (^ordou 
naiicc)  oder  von  Anweisungsbehörden  2.  Kl.  (ordonnateors  secondaires)  beauftragt  sein 
in  mässhcit  ministciieller  Deleu'atiuii  Die  Zahluiigsleistnnu,  s- t/t  ein*'  Credit,  röfiiiung 
foraas.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  äpccicU  bezeichneL  Die  Kasse  (,der  „couptable", 
der  zur  Bechnungslegung  Verpflichtete)  kann  und  mass  gegen  H&ngel  der  Anweisung 
(wie  auch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriron ,  aber 
auf  erneute  Anweisung,  trotzdem  zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dein  .\nweis(r.  unter 
gleichzeitigem  Bericht  au  den  Finanzminister,  Folge  luiatca.  Die  besouderu  Visirungs- 
iti^>tan/,  welche  die  Dlreclion  der  Fondsbowegung  als  Abtheilang  des  Finaazministeriums 
für  alle  ZahlHn-"-anweisnn£ren  der  Minister  liiMct,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
Näheres  im  Decrut  v.  31.  Mai  lbG2  u.  im  Art  comptabilite  pubL  im  dictiou.  de 
Tndmio.  franv.  S.  auch  o.  §  121  die  D.intcllang  nach  Hock.  Kaufmann  S.  64. 

§.  126.  —  P>.  Das  K  as sc u  we  s  e  11  i  lu  Einzelnen.  1.  Ent- 
w  ic*  k  1  II  11^.  Das  j^aiize  Kassensystem  des  Staatshaushalts  hat  sich 
hei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinnahmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 
Eiuricbtungy  Umbildung  nnd  AusdehnuDg  der  öffentlichen  Yer* 
waltnngi  bez.  mit  den  fttr  diese  zn  bestreitenden  Ausgaben 
entwickelt 

In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Nataralvirthschaffc .  aber  bereits  mehr 

vorkommender  (joldgcfrdlc  flifsscn  die  vorsrhied.  nen,  privnfrcclifli  hen,  i'^htlhrcn-  und 
rcgalartigeu ,  steucrrechtlichcn  Eiunahuiun  bei  einem  Lucalerhcber,  der  crcntuell  zu- 
gleich \^nraltungi>bi'amter,  wohl  schon  zusammen.  Er  hat  daraus  die  Betriebs-  und 
Erhebungskosten,  wie  nicht  minder  localo  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltnng^s- 
aas^bea  zu  bestreiten  nnd  nur  die  Ueberschttsso  torminweiao  an  rorgcsetitu  Bo- 
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hördea  und  Kassen  abzaHlhrcn.  Boi  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem  grösseren 
L!\nde«di>trict  die  STiinni»  n  an.  Hticli  wird  regelmässig?  mir  über  die  erhaltenen  Gelder, 
also  nur  über  die  L  ebcrächiissc,  die  aus  anderen  Kassen  ciugingen,  Uber  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Vortige  oder  UebenreisuDgcn  «ndrer  Kassen,  Qber  die  geleisteten 
Zahlungen  und  Ubt^r  die  Alifiilnon  an  dii^  liuluMi"  Sammelkasse  geführt  („Ketto- 
rcchnung' ).  Immerhin  bildet  dies  Kasseuwcscn  schon  ia  gewissem  Maasso  troU  seiner 
Uiirollkommenheiton  ein  Kassensystem  und  wenigstens  für  den  einzdnen,  einen 
politisrhcn  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscalisc-ho 
Kassencinhf  it  mittelst  der  Ansammlung  aller  DebcrschQssc  in  Einer  Gentralkasso  niiU 
der  Ycrwciiduug  für  Ccntralausgabcn  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein- 
zelnen Einnahmen  und  EinnahmekategorieeD,  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Eia- 
nabme  oder  dem  l'ebcrschiiss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  hat  indessen  grade  in  den  Staatsfbrnien  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert, als  die  Finanzwirthschalt  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftliche Formen  überging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen- 
wesenSy  besonders  nach  Verwaltungszweigen,  geführt  und 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
Oentralisation  desselben  verhindert 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen,  ehemals  getrennten  Landes- 
tbeile aoeh  Bach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorinm). 
Kaum,  dass  Ueberscbüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  ver- 
einigt wurden.  Jeder  Tbeil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassen wescn  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kammer kassc  und  Landessteuerkasse  5^))  auch  anf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  uiitereu  Glieder, 
die  Localkasscii,  für  die  Einnalimen  und  tür  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  UeberschUssen  an 
der  Centraistelle,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  hüchstens  dabrlebens weise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aemterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  fi.  e.  8.),  die  Forsten,  die  Bergwerke, 
die  Ilauptarten  der  S  t  e  u  e  i  ii ,  a  1 L  e  d  i  r  e  c  t  e ,  wie  besonders  die 
\  ermögens-,  die  Grund  und  II  aussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dp:!.  Steuern,  die  Zölle,  die  Ac eisen, 
die  Monopole,  die  Stempelgefäile  u.  s.  w.  — -  zum  Theii  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltnngs 

Organisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen. 
80  spec  ial isirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  KaRsen- 
wesen  nach  Einnahmezweigen  (,,Forstka8se",  „Berfrwerks-'', 
,,Zoll-",  Stempel-",  „bahregal-"  oder  „Debit-",  „Chaussecgeld"- 
kasse  u.  v.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
der  Regel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  erste 
ErbebongakaBsen  Specialkassen  im  Sinne  yon  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnabmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Aasgaben  zunächst  immer  nur 
die  nnmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebnngskosten  des  Einnahme- 
zweig«.  Dann  wurden  auf  die  Uebersehttsse  die  eigentlichen  Ver- 
waltongsauBgaben  angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  fQr  diese 
verhaftet  —  wie  Sehnldzinsen  und  Schnldrttckzahlungen  ^  oder 
umgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  2.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnahmedicüstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Specialkasscn  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sa m nie  1  kassen  der  l'cberscbüsse  eines  Einuahmediejist- 
zweigs  (jjlioiiere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Btichern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
Ubersandten  Ueberschtisse  ttihrten,  behielten  diesen  Oharacter 
Ton  Spec  ial -Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
einmal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
zu  bestreiten  hatten. ' 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  tblgerichtig  und  vielftieh  auch 
in  der  Praxis  in  einer  obersten  Gentraikasse  (,»Hauptkasse'0 
des  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  yiel  recht- 
lieh,  administrativ  und  teehniseh  getrennte  Einnahmezweige ,  so 
viele  Centraikassen.  Nur  die  etwaigen  Ucberschüssc  dieser  letzteren 
konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersjaiich ,  in  eine  ciniieitliehe 
Centralkasse  stusammeutiiesHeu,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
Staatsschätze"  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  btaats 
oder  Landes  verwendet  werden. 

Neben  diesen  Yerwaltangszweiglcasaen  sind  einzelne  besondere  bohArdliclie 

Kn^sen  rnrnfinlii  h  für  die  Vc  roin  n  r\ h  in u  ii  e  ilr-r  mit  'ler  Bchörd«;  iiii'l  'leren  Th.lti-^- 
kcit  unmittelbar  verbundoaeu  Einiialimcn  (Sportcln  und  (icbubrcii.  Strafgelder  u.  dgl.) 
rorbanden.  deren  Einnaboieo  früher  ganz  oder  gr<M>scuthcils,  auch  in  den  Staaten  des 
17.  und  18.  Jabrhonderts  noch  tbeilweiBe,  den  Bottnten  znSoesen.  Ihre  UobofBcbosse 
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konnten  aber  ancli  Mir  Zaliluog  von  Verwaltüngsausgabeu  (^Besoldongen ,  Kosten  der 

Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Aii  sg  abt- kassen 
fuagirtcu.  Auch  ein  solches  Kassen wescu  eutspriclit  deio  älterou  Zustand  der  Vei< 
WAltung  und  den  damals  Überhaupt  geltenden  politischen  Anschatrangen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  iiiaiigelnde 
Centralisatioii  des  Kassensystems  selbst  in  den  oberen 
Instanzen  lag  mitbin  in  der  einmal  geschichtlicb  gegebenen 
ö i' fe n t Ii  c h - r e c h 1 1  i c h e n  S t r u  c t  u  r  des  U e b e r g a n g s s t a a t s " 
und  in  der  Entwickiungsgeschiebte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Locaikassen  sind  daber  vielfach  zeraplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  £rhebaDg  veisohiedener  Ein- 
njUimen  wie  frttber  Ein  Einnehmer,  dann  mit  getrennter  Verrecli - 
nnng  der  einzelnen  Einnabmearten  fongirt  Nene  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  ans  tecbnisoben  Gründen  oft  nene  nnd 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nan  anch  im  Einzelnen  wohl  sehon  frtther  Öfters  inner- 
halb einer  recbtlieb  zusammengehörenden  Grappe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Ccntralisation  im  Kassenwesen  unter 
Heibelialtung  getrennter  Biiehführiaig  eintrat,  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch- 
tigeren Aufleben  des  Gedankens  der  Staats-  (Territorial)- 
Einheit,  daber  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  >iege  des  Flirstenthums  Uber  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischeu,  administrativen  und  tinanziellen 
System  des  „Woblfabrts und  „Polizeistaats'S  des  ^^aufgeklärten 
Despotismus*'.  Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angebahnt  worden ,  dasjenige  ^^einfaeitlteher  Staatskassen'^, 
wetehe  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zn  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  nnd  znr  Central -Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmen  nnd  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkongs- 
kreises,  welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
anch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  hebandelo,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattuugen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Bucht  Ulli  Li  11^^  iiiul  in  den  summarischen  Auszligen  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central -Staatskasse  ihren  logisch 
und  praetisch  richtigen  Ahx  liluss  finden.  Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  voUeuiis  seine  lurlir  oder  weiii-er  n>nf;i>sen<le 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sich 
vornemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erfüllt 
haben:  eine  grössere  Ccntralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
tbtttigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellung  des  Staats- 
diensts  nnd  die  Besablnng  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 

und  durch  solche  allein,  unter  Ausscheiden  vou  GebllhreiibezUf^en. 

Die  nocli  mehr  oder  weiii^er  zahlreich  verbleilieiulcn  Aus- 
uabiueu  vuü  diesem  »System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  überwindenden  rechtlich eu 
Hindernissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkoniiuen  T^.  127) 
nunmehr  aus  beslimmten  t  i  nanztecbni.sc  hen  und  administra- 
tiven Gründen  beibehalten.  Im  Aasgabedienst  bedarf  n.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kasseosystemi  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetst  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
nicht  selbstverständliche  Begel. 

Auch  wo  aus  besonderen  Grttnden  das  System  der  einheit- 
lichen Staatskassen  nurtheilweise  aogenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinhett  gemUas  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
in  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Kinn  ahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aiit  wuud  an  Betriebs- 
uud  Erhebungskosten  in  der  Centralstaatsitasiie  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschiehtliehcn  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dürfnissen der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Hauptsysleme  su  unterscheiden:  dasjenige  der  y^Verwaltungs- 
zweigkasseu"  und  da&Jenige  der  „behördlichen  KasBcn*'. 
Jedes  dieser  drei  Systeme  iSsst  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  bat  seine  »pecifischen  Vorzöge 
und  Mängel,  jedes  etitspi  ielit  bcsondcicn  licdüiiiiiasen  der  allgemeinen 
und  der  Finauzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
früher  das  haiiptBächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliehe 
Kassen  zu  bestehen  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats 
kassen  wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
fHr  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.  Aber  in  gewissem 

A.  Wagner,  Finuivwiamairhatt.  1.  3.  Aufl.  1() 
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Umfange,  besonders  naeh  der  Technik  des  ErhebuDgsdiensts 

nnd  der  V^erwaltung  sind  Verwaltungszweigkassen  fUr  einzelne 
Kinn  ahme  zweige  und  Administrationen,  tbcils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  tlieils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Ikzug  aul"  die  Localkassen,  —  ZoUdieust,  Oetroi 
oder  Thorsteuern,  Monnpolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telcgrapbie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ierner 
auch  fttrgewisseAusgabezweige—  Staatssohuldenverwaltungz.Th., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noeb  beute  am  Platze  und  Üblich^  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  bebOrdliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nieht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  PoliseibehOrden,  Schalen),  mehr  noch  fUr 
den  Aasgabedienst  (Gefängnisse,  einzelne  Verwaltangsboreans» 
wie  z.  B.  Statistische  Bareaas). 

Ks  ist  die  Aiif?.ibc  der  nhcrstcii  Leitung  des  Kassen-  und  Kec]im)n^*swo>(Mi'i, 
al:»o  der  ablieben  betretlendcn  Abtbcilnng  des  Fiitanzntinisteriumä »  hier  die  je  nach 
OiiittKiuiM  xireelan&sbi<]^tc  WaM  des  Systems  zn  treIRsD.  Dabei  wird  die  Teofanilc 
des  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskaswen 
hindrängen.  I>irs  ix.  srluclit  n.  A.  durch  Cuonilation  des  Erhebungsdiensts  für  ver- 
schiedenartige Eiiinaliiiicü  in  Emcr  Kasse  oder  durch  üebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Diensts  mit  auf  eine  andere  Verwaliunir.  sei  es  in  Vi  rbiiidunj;  mit 
der  Cumulatioii  li  r  Verwaltungen  selbst  Po-^t  und  Telegraphier  sei  es  nliue  solche 
^Stempelmarkendcbit  der  Postkassen,  der  TabaktraiikcQ  ia  Mooopolländcm,  üebcrtragujig 
der  Einaehnng  ron  ,,Geri<;btskoston**  an  eine  StenerrenraltODg,  wie  jungst  in  Prenesen 
an  diejenige  der  indirectcn  Steuern),  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfnliion,  z.  B. 
besondere  behördliche  und  Ausgabckasscn  werden  beseitigt  und  ihre  Function  mit  von 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (üebertragung  des  centralen  Ausgahe- 
dienstcs  der  bis  auf  eine  aufgebobcncn  prcuss.  Ministerialkasscaanf  dieQeneral-Slaatskasse). 

Den  Charactcr  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S,  132 ff.  gat  und 
präcis  in  folgender  Weise: 

a)  Bciui  System  der  einheitlichen  Staatskassen  wird  ,.jede  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  (i  e  s  am  mtbeit  dw  Vcrwaltungi'zweige  bestellt/' 
Erfordeilieh  1-t  grundsät/.li«  Ii  ..nur  Eine  Kas's<',  an  jedem  f>rtc  des  fJelnets,  an  welcher 
(iuldanwcisungcn  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  d&i  betrefl'cndeii 
Gebiets  znm  Yollzug  kommen  milssen.  Das  Anvetsongsrecbt  bei  jeder  solcben  Kasse 
steht  sftmmtlichen  Verwaltungsbehörden  des  (lebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  ZU.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sftmmtlicher  Yerwaltungszweigc  des  Staats  vereint  und  den  hiernach  bei 
der  Kasse  verliefendea  tiesammt-Kassmrest  an  Staatsfrddern.** 

b)  Das  System  der  Verwaltungszweigkassen  „schliesst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  VerrnUtinsrs;^w.-iL-'>n  selbst  an".  Juler  snl.li,;  Zweig  hat  „seine 
eigenen  Kassen  —  Kijuan^kobscij  lur  jeden  Einkommciuwci;^,  Au;v^•audskassen  für  jeden 
Aufwaielszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  Kajuse 
zeigen  al>>)  die  Eionabmen,  die  Aosgalien  und  den  Ueldataod  (Kaasenrest)  ihres  Vcr- 
waltun(p>zweigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schlietot  :>ieh  au  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  Ve.rwaltnngsbehurdc  (i.  w,  S.'  in  dem  Tcrritürialgel)iete.  über 
welches  sich  ibre  \\'irksamkeit  crstrerkt,  ilie  /.iit  Vollziehung  der  in  ihrem  \\'irkan?r'- 
itam  gdegeneu  Anweiäungeu  crlordcrUchen  Kassen  aufzuätcUea;  die  Tagebücher 
dieser  lussea  seifen  die  Einnahmen^  die  Ausgaben  and  den  Geldstand  der  Gesammt- 
bfiit  aller  im  Virknni^kTeise  der  Behl^rde  gelegenen  Verwaltungszweige  vereint**. 
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Beim  ztrdteo  System  ist  die  grSsste  AnzaU  Kassen  nOthig,  an  jedem  Ort  fbr 

joden  Vcrvaltangszvcig,  der  hier  Einnahmen  and  Ausgaben  hat,  jo  eine;  beim  dritten 
hj.larf  LS  ;in  jedem  Orte  je  r  iripr  Kasse  für  jede  Behörde,  die  hier  Anweisungen  zo 
vuli/icheu  hat;  beim  ciatcu  Sy:>tou  der  einheitlichen  Staatäkasseu  genügt  Eine  Kasse 
an  jedem  Orte,  an  dem  (iebalirungcn  in  stiiatsgcIJcrn  /u  rellziehcn  sind.  Da  aber 
an  jedem  Orte  die  Kassen  des  zweiten  und  <l.!s  drittLii  Sy>tem'^  in  Kin  „Kassen- 
amt"  varoinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  ersten  wieder  die  Eine  Kasse 
f4r  rerscbiedene  Gesch&ftsgruppen  bei  grösserem  Geschftftsnmfang  in  mehrere  Aemior 
aufgelöst  werden  mui^s,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kassenämter  bei  allen 
tlr«'i  Systemen  die  n  ■mÜchc  Schrott  S.  \'M).  Auch  er  bezeichnet  das  System  eitt- 
hciUicber  Kassen  als  „das  iu  der  Praxis  zweckmässigste''. 

Besonders  die  Post-,  Tel^faphen%  Eisen b^iluiverwaltung,  Monopolrerwaltungen, 
fiheriiaapt  ..Einkommcn:^wei^e  mit  gewerblichem  Betriet)  i:t  iL'<n  r  'S'  rv-nltung" 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Iltittenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noth  all^^emein 
ihr  eigenes  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
FinanzTcrwaltung,  van  unten  bis  o'icn  getrennt  fiir  sich.  Mit  dem  Übrigen  Kassen- 
wesen stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Centralstaatskasso  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  Ueberschassc  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
< 'entralk.-wse  des  ganzen  Verwaltungszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
in  Samjiu'lknsscn  der  Mittelinstauz  bis  daliiii  vcrbleilM  n  kennen  fpreuf^s.  Sfriat>l)a]iiieii)  — 
direct  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Behüte  spccieU  angewiesenem  unteren 
und  mittleren  sonstigen  Staatskawen)  abfahren  und  ebenso  m  hier  etvalge  Bedarft- 
ziiächüsse  erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszwcigs  und  seines  Kassen- 
:4ystems  kann  dann  eine  ähnliche  Kangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Finanz- 
wesen (§.  128)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
zweigen, welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kassen  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
v\' '  i-everwaltung) .  die  Kinri*  litnng  ficiren .  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
sonstigen  Staatskasseusystems  auch  i'ur  den  im  Kasscuwesea  getrennten  Vcrwaltungs- 
zveif  mit  fangiren,  besonders  dessen  UebeischOsso  anfoehmen  und  nach  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Untericassen  des  allgemeinen 
Staatskassensystems. 

Die  Terminologie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
schwankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systems  der  Verwalt.zweig-skassen  Specialkassen,  ein  sonst 
öfters  in  anderem  Sinne,  z.  B.  für  die  unteren  Lokaikassen  oder  fOr  Kassen  (klciikcn 
Umfan^s)  zu  ganz  spedellen  Zvecken,  gehraochter  Ävsdrock. 

§.  128.  —  3.  Hangordnnn g  („Hierarchie")  der  Kassen. 
Bei  allen  Kasseusystemen,  vorncmlich  dein  der  einheitlichen  Staats- 
kassen ,  ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Cxelnete  sell)ständi<^en  Vcrwaltuugszwcigcs  besteht  nach  der 
Function,  der  Ausdi  limini;  des  territorialen  Wirkungskreises  nnd 
der  gliedlichen  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
Arten  von  Kassen  zusammensetzt.  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
and  Ober-  oder  Hanptkassen  dentlich  gekennzeichnet 

Die  Kategorie  der  Mittelkassen  wird,  in  {prOsseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 
vieder  2 — 8  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Frovincial-,  nahm  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Districtskasscn.  Diese 
Mittelkaaaen  ▼erden  sich  stets  mehr  oder  weniger .  gewöhnlich  ziemlich  oder  gans 
genau  an  die  all^icnKine  administrative  Eintheiluiiir  t  ims  Staatsgebiets  anschliessen, 
in  dt-r  Kegel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  führen  und  ihren  Amt0sit2  in 
dem  betreffenden  Hauptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  Unter- 
kassen xerfMlon  mitonter  anch  noch  in  verschiedeno  Rangklaascn,  z.  B.  stehen  etwa 

18* 


Digitized  by  Google 


27G  l-^-  -l-^-  Formelle Ordouug.  '6.  Abscbniu.  Zaiil.-,  Kuss  -,  Hechu.weäcu.  §.  12S. 

die  Kassen  einzelner  SteoerorliebM,  CliMUBeegeldoinnoliiiier,  behördliche  Spedalkassen 

einzelner  Unterbfhnnlen  unter  einer  2:rft8seren  Lokalkassr .  mit  der  sie  zunächi^t  ab- 
rechnen, uud  an  die  sie  ihre  Ueberschu:iiüe  abfuhren,  ^^lie  und  da  Aehulickeä  im 
Ansgabedienst,  z.  B.  Bsnkasseii  für  einen  besonderen  Bau,  als  Appendix  dner  I^okal- 
ka^).  Die  Hauptkasseu  stehen  au  der  Spit/c  den  Kassensystcuis  eines  sulbständij^en 
Verwaltun]|:r^z weites  und  siind  (k-sson  CtMitralkasse.  Dalier  frillior.  wie  erwähnt 
(§.  12ti),  eine  ganze  Ucibc  aulclier  (ubcrster)  Oentralkuäseu  iiebcneiuuudcr  Aber  auch 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskaiwen  and  einer  einzigren  obersten  Central-  oder 
(ieneralstaatskasse  kommen  wohl  noch  nbp-ezwoisxtn  sonstig^e  Ilaujtl  i n,  be^onderd 
fUr  Aasgabegruppeu  vor,  so  öfters  für  diu  Staatsschuld  u^taat«K>diukloukai»»e'% 
„StaalSBchnldentägekaase'*,  fnr  die  Militirrenraltun^.  die  Haiine).  —  Scbrott  a.  a.  O. 
?{.  1:^6  H.  untcrsi  ht  idct  vier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  Landes-  und  Reichskassen: 
es  empfiehlt  sich  m.  K.  <iic  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kafetroric 
mit  2  Unterarten  zusammenzulassen.  Rau  Vin.  II,  §.  5t)6  bildet  S  Arten:  die  Uaupt- 
staatskassc,  Promziaikassen ,  untere  KeMen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kaasen  in 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  ron  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-)  Kassen  ist  roler 
Umständen  schon  aus  Sparsamkuit^rUudeu  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einnahmedieustes  bilden  nim  besonders 
Sammelkassen  IlUr  die  Ueberscbttsse  der  IJnterkasseD ,  welche 
diesen  nach  Abesg  der,  wie  frttber  schon  zn  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zn  bestreitenden  direeten  Kosten  des 
ErhebUDgs-  und  Betriebsanfwands  nnd,  soweit  diese  Unterkassen 
zDgleioh  als  Ausgabekassen  Ittr  eigentlicbe  Verwaltnngsansgaben 
dienen,  naeh  Abzog  aaeh  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittel kasseu ,  den  Kreiskassen,  {gegenüber  den 
Bezirks-  und  Tka iu/^ialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betrefifenden  besoudereu  Uauptkasbe. 

Auch  die  wirkliche  Baargeldbew^egiing  (eigentliche  „Kassenbewegung")  geht 
demnnrh  hier  zwischen  den  Kassen  von  Tnten  nach  Oben,  practisrh  in  um  so 
stärkeicui  Maaäsc,  je  weniger  eigentliche  Verwiiltuagaausgabcn  den  Unter  -  und  Mittel- 
kesseo  znr  Bezahlung  aberwiesen  werden  und  je  mehr  groew»  Ceotialaaflfabea  vor- 
kommen  and  diract  ans  der  Uaaptkaase  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen^  ohne 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
Ueberscbttsse  ztir  Bestreitung  der  ihnen  tlberwiesenen  Ausgaben 

nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Ka.sse  unmittelbar  oder  uacli 
deren  Weisungen  von  anderen  —  hüber,  ^leicb  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  eriorderlichen  baaren  Fouils 
(„Ver lägen")  verseben. 

Im  (ian/en  geht  also  hier  die  haare  fieldbewcgung  zwischen  den  Kassen  von 
Oben  nach  üuteo,  aber  vielfacli  auch  ia  MubcukaDäle  tieitwärt«,  aul-  uud  abwärtt, 
ia  allen  luöglichen  Kretiztuitn  ii,  nach  dem  Bedllrfnias  der  VOTaltotig. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehunir  werden  theils  generell 
ein  t  Ur  allemal  getrofl'en,  indem  bestimmt  wird,  an  weiche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  IJebersehUsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,  abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zn  be- 
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kommen  oder  zn  fordern  hat;  thetls  erfolgt  sie  speeiell  durch 
die  Anwel8nng;eD  der  competenten  vorgesetzten  Behörde,  achliesBÜch 
dee  Finanzrainisterioms  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegnng 
leitenden  Abtheilnng.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassenextraete 
nnd  die  bnchhalterisehen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Centraistelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waliungszweigkassen  erfolgen  die  Anweisimgen  und  Geldsendungen 
7.nnäcbst  meistens  innerhalb  des  beztiglichen  Kassenwesens  eines 
grösseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
Ueberschiisse  oder  Verlagsbedarfe  im  Onn'/eTi  ergeben,  tritt  die 
llanptkas.se  direet  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  UebertragUDgen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territoriulbezirhe  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  znnäehst  für  die  wirkliohen  Geld- 
Ubertragangen  zwischen  sieh  einen  sogen.  Kassen  verband,  der 
in  der  General -Slaatskasse  gipfelt  nnd  mit  dem  Filialnete  einer 
grossen  Bank  zn  vergleiehen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  anch  hier 
darauf  an,  die  thatsäehlichen  Geldttbersendangen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  nnd  dnreh  ange- 
messene Benutzung  des  Anweisnngsreehts  so  Uber  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  fllr 
allemal  oder  du  reit  spccielle  Ordres  Überwiesenen  Ausgaben  thuulich 
voll  Verweiulung  linden,  aber  auch  ausrciclien.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verl)indung  von  Einnalinie-  und  Ansfj^nbe 
gescb'aften  in  Einer  Knsse  treboten.  Die  Saclic  \\  iid  in  der  Weise 
durchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  (rrenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zablangen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  anssohliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  znweisendtlri'en,  vornemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  nnteren,  aber  anch 
umgekehrt 

So  dürfen  z.  B.  in  Preassen  die  SpecUdkassea  für  Zahlungen  im  Orte  der 
Regierungshaoptkane  sicli  der  letzteren  bedienen.   Instr.  r.  22.  Dec  l$S9  §.  8,  Herr- 

furth  S  jrtT.  „(icldvdrsendungen  sollen  Überhaupt  mAglichät  vcrmicii<;ii  \rerden.  die 
Behörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  uud  Aaireisungen  in  allen  den  Fällen 
zu  bewirken,  in  denen  dies  fUglich  geschehen  kann'*  a.  a.  0.  Schrott  S.  149  bt 
daher  im  Irrthume,  wenn  er  das  als  ctw:is  0*  >t<M  reich  EigcnthUmliches.  in  Dcutsch- 
Uttd  knam  Vorfcommendes  bezeichnet.  S.  nach  f.  d.  Folgende  Schrott     X4b  A*. 

Diese  Art  von  „ComiiiiHsion.sgeschäftcn"  —  theils  „anf 
eigene  Kechniing  der  vollziehenden  Kasse**,  tbeils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berulene  Kasse*'  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 


Digitized  by  Google 


278  l-B.  4.  K.  IforatelbOrdoun;.  3. Abeclmitt &khl-, Kus.-, Kuclui.veMw. §.128, 129. 

ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldttber- 
Sendungen  nnd  damit  mancher  Zeit-  and  Kostenaufwand 
nnd  manches  Bisico  erspart  bleiben  nnd  wie  swtsohen  den 
Filialen  einer  Bank  anter  einander  und  mit  der  Hauptbank ,  ancb 
wie  in  der  Postrerwaltong  im  heutigen  Postanweisungsyerkehr, 
statt  dessen  Abreehnnngen  und  bfleherliche  UebertraguDgen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Centralbauk  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zweckmässig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  niügliehst  die  Coiisequenzeii 
aus  dcTH  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  haare 
Geidöcudun*,^  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  bcschrUnkt  werden,  wo 
gewisse  Einuahmckassen  deünitiv  Ueberschusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zaschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendungen 
noeh  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen- 
verband für  thatsächliehe  Geldttbersendungen  und  fttr 
Abrechnungen  und  eommissionelle  Ueberweisnngen. 

Die  £iiiaahmckass<  Ii  btattcii  ücuinacli  ihre  Eiunahmen  an  die  höhere  und 
ä<  Iiliesslich  die  Coatralkasso  in  dreifacher  Form  ab:  durch  Zahlungen  für  dgene 
Hechuung,  in  Betreti"  der  ihnen  zw  Lasten  Iie^:^endcn  Ausgaben,  durch  Ziihlurif^cn  auf 
Ueckuung  eiuer  anderen  KaanG  für  die  gleichen  Zahlimgeu  dieser  IcUtercu  und  durch 
baare  Uebenendungen  an  andere  Kassen.  IMe  An^befaMMn,  welche  nicht  »q^eieh 
Einiiahmekasscn  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab:  dircct  mittelst 
der  ihnen  bnar  ilber?pndetr;n  (Ji  Iti«  r.  atisserdein  durch  Vermittlung  anderer  Kaasea, 
die  für  Kechiuinj^  der  auwL-isL'iidfii  Aus^abckassi:;!!  Zahlungen  leisten. 

§.  129,  —  4.  Das  KasseupersoDal  und  seine  AfhIs- 
pfl  ich  teil.  Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sich 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen 8taat£kaHsen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sieh  Öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassen hehälter  u.  dgl.)  ^sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grosserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlieh  ttbereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  Tomemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Führung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlongs- 
gesehäften  theilzunehmen,  einen  Controleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  signirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  tUr  den  wirklichen  Zuhldienst  (in  Empfaug 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  yon  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  FlUlen,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  am  Vertrauenswürdigkeit  als  nm  technische  Geschick- 
lichkeit  in  den  sm  nnd  fttr  sich  einfachen  Verrichtongen  des  eigent* 
liehen  Kassendtensts  nnd  des  damit  eng  yerbnndenen  BachfHhrnngs- 
diensts  handelt^  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  — 
theils  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  \ dluitung  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
Schädigungen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
scllist  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnuugstiiassige 
Kiiliniiig  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
üinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscantion. 

Sit;  wird  von  all«  n  uil«  i  von  bestimmt  u:oii.innteü  Be.iinten  einer  Kasse, 
namentlich  von  den  für  die  Kasse  zunächst  vcrantwortlirhcn  leitenden 
und  oberen  Beamten  Terlangl.  Sie  muss  recrebnässig  vor  der  Einfahrung  in 's  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  ihnh  iia«h  der  Bedeutmig  der  Kasse« 
iiisbesoinltro  (itii  (birrhsrhnittlich  dariri  vorhandenen  Beständen  —  was  in  diesem 
Puncto  wichtiger  ist  als  der  blosse  Imsatz,  —  theils  nach  der  Amtsst eilung  und 
Pnnetion  noA  der  dadiumh  mit  bedingten  VenntvoTtticbltoit,  aber  ancb  MOgUchlceit 
uuil  möglichen  Höhe  von  l'iitcr>'  lileifi'u  des  einzelnen  Kassenbcamti'u.  Si-;  btinj^t  dem- 
gcffläss  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regeLmasttig  aiu  Höchsten  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kassirer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
liclier  VerscljiiWmicf  zn  führen.  Die  Caution  wird  in  Baarem.  odnr,  wie  jetzt  bei 
uns  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieron,  die  als  baustpfaod  hinterlegt 
v<ndeD,  gestellL  Die  Zinsm  bedebt  der  Beamte.  Die  Bestelltnig  der  CkatinR  braucht 
nicht  nothwendip:  dntrh  den  Beamten  Sfdbst,  sondeni  kann  evcnfm^ll  aii^  Ii  dnr'  Ii  oinen 
Anderen  fUr  ihn  crlolgun,  wobei  nur  der  Fiscus  die  gleichen  liochtu  wie  im  ersten 
Fall  erhalten  miiss.  Die  Ansammlung  rem  Gantionen  ans  Bflckbebalten  d«r  Besoldung 
winl  mitunter  passend  zugelassen,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freier  zu  sein. 
Die  Caution  haftet  in  erst<T,r>inio  für  all-'  Verloste  tind  Schrvlen .  woli  bo  rlor  Fiscus 
durch  die  .Schuld  oder  Mildciiuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  Uöms  Absicht 
reili^en,  erleidet.  Nach  Beendigung  des  Dienstverbältnisses  erfolgt  die  Kuckgabe 
der  <>ution,  sr>1>aM  k<;iii>  rlci  Ansprüche' an  den  Beamten  ans  der  Zeit  der  Dienst» 
fUinuig  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Scbrott  a.  a.  0.  8.  41S  IT.  Ziemlich  hohe  Oantionen  in  Proussen  wenigstens 
für  die  höchsten  Kassenbeamten,  nicdri<r<'re  in  nn  lenm  deutschen  St^iatcn,  auch  in 
Oesterreich;  hohf  vielfach  in  Krankreicli.  S.  f.  Prcnss^n  d.  neue  Um.  v. 
25.  Marz  lH7i(,  betr.  die  Cautionen  der  Staatsbeamten,  uebat  den  vielen  Ausfuhrungs- 
rerordnnngen,  u.  A.  mit  Commentar  aus  den  Landtagsverhandlaugon  u.  anderen  Qaellen 
bei  Hcrrfnrth,  a.  a.<J.  S.  Isl  II".  Die  relativ  hohen  rautionon  sind  ein  ('haractcristicuiM 
der  soliden,  aber  in  allen  bezüglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  Tor.  Jahrhnndert  sehr  argwöhnischen  prcuss.  Verwaltung.  Die  Cautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligatioiien  nach  deren  Nenn  Werth  zu 
stellen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfnss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzlichen 
Höhebetrage).  Be  ispiole  von  Cautionen:  bei  der  lien.staatskasse  Kendant  IS.OüO  M. 
(Gebalt,  ohne  Wohn.geld,  7500  M  momentan  8100),  Oberbuchhalter  GttOO  M.  {Qeh, 
6000  M.)  erster  Kassirer  «000  M.  <,(ieh.  »indn  zweiter  4bOO  M.  (r  h.  f,  l,|t  im  Etat), 
Kassirer- A^isttiut  36U0  M.  ((ieh.  ä3U0  M.j;  bei  den  Eegier.hauptkassen  Kendant 
16.000  H.  (Qeh.  4§00  M.),  OberUchhalter  3600  M.  ((leb.  2850  IL  i.  Dnrchschii.), 
Kassirer  3600  M.  ((jeh.  3600  M  ),  ständig  mit  Verti- iuiifr  drs  Kendanten  beauftragte 
Bnchbaher  3UÜ0M.,  Kassirer- Assistenten  12— IbUO  M.  (Geh.  210U  M.);  bei  Kassen 
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der  Domrincnvcrwalt.,  der  Forst?rrwalt  ,  T?endantcn  je  nach  Grösbe  der  Kasse  CM)0  bis 
SOOU— 1500  M.;  die  Uendanten  bei  den  liaupUoll-  uud  Stcuoräjutero  9ÜUU,  Gon- 
tn^enre  1700  M.,  EioDehmer  ron  NebenzotlHinteni  8600—1800 — 1200->SOO  M.  Kaaaen- 

dioncr  u.  dgl.  in  den  verschiedenen  Vonvaltungen  bis  600  M.  —  üeber  Baiern  ein- 
gehend St.  V.  N.'uf<irii-irock.  Handb.  I,  570  IT.  V<>rordn.  r.  1*»,  Febr.  nebst 
zahlreichen  lustructioaca  u.  I  iii.iiiin.entschiiess.  Die  ( 'autioiuMi  („Amtsbürj^^'  haften") 
der  eigentlichen  KassoDbcamtcn  (wie  sonstiger  caut.pfli'  lit.  B(!amten)  sind  au-iiHhins- 
los  in  baier.,  mindestens  „  StiiatM.hligationen  fu  l'aiisti>faiui  /.u  Ix-stellcn.  Dio  II>»he 
richtet  »ich  (h.  nach  der  zu  verrccbucudun  Bruttoeinnahme  Ol  hiasscu,  von  Max. 
6000  M.  bei  Uber  10  Mtll.  M.  Somme,  5000  M.  bei  6-^10  SfUl.  M.,  n.  s.  w.,  1000  M. 
bei  20— 3(».00a  M.,  400  M.  bei  weniger  als  10.000  M.),  th.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z.  B.  Kasseoffirianten  nnd  (icldzähler  400  M..  Zollbeamte  3000,  2000,  ISOO, 
1200,  600,  400  M.,  :Mal/..iiitschlag-Einnehmer  1000  M.).  —  Oesterreich  ^Hofdecr.  v. 
1.  Juni  1198  lt.  viele  weitere,  s.  Blonski  I,  122  tl.,  100,  Schrott  S.  419).  Die 
Knsson  -  n.  verrechnenden  Beamten  cautiont^pflirhtig,  meist  die  Höhe  der  Caution  der 
1  -  Jahr.  Uchalt,  Ede^^ong  baar,  zu  57o  beim  Staatsschuldeotilg.fouda  oder  in  östcrr. 
Stutt*,  anch  GmndendaBiebtigationen,  eder  „mittelst  fidejossoriachen,  mit  pragmat 
Sicherheit  versehenen  Cautionsinstrum«  ntb."  —  In  Frankreich  (v.  Hock  S.  sS, 
52H,  Kaufmann  S.  61 S,  bes.  Art  cautionnemcnt  in  Block 's  diction.),  Cautioriü« 
pflichtigkeit  aller  verrechnenden  Beamten,  hohe  ('autioncn  (nach  Hoclc  3OO.0OO  fr. 
der  Staatsc<-ntralbassirer,  100.000  fr  viele  (icncraleinnehmer,  jetzt  allgemein  das 
S'  chsfache  dch  Befr.ijrs  ihrer  Einolumeiiti'  jcili  r  Art.  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Thcil  ald  eignes  Vcrmftgeu  nachgewiesen  werden  muss,  50.000  fr.  dio  verrecbnondcii 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsselmld).  Erlag  in  Baarem,  mit  3*/«  Terzioanug,  bez.  Dm- 
tausch  in  Rente.  Die  Hauptsummc  di  '-rr.  wie  der  sonstigen  Cautionen  (der 
Lieferanten ,  Notare  u.  a.  m.)  bildet  einen  Theil  der  schwebenden  Schuld ,  (icsammt- 
hetrair  ls7h  30S  (woron  213  M.  fr.  in  29.6HS  einzelnen  Cautionen),  1S>2  :a7  M,  fr. 
mit  nach  Et.  v.  1883)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baare  Einzahlung  der  Cautioneil  V. 
d<  roll  Ilinzurechniins-  zur  schwebenden  Schuld  bat  koino  erh.  lili<  iien  Bedenken ,  weil 
die  UUckzahlungcn  au  die  ausscheidenden  Beamten  regeluiussig  durch  die  Einzahlungen 
der  eintretenden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  spiter  ab  diese  erfolgen. 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  g ei^^cii seitiger  Controle  der 
Kasscnbeamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassei»  init  uiihreren  lVi>uiien  gewöhnlich,  indem  bei 
Ein-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamto  lii-rheiligt  werden,  der  *>inc  so  den  anderen 
controliren  kann  mi'l  tniis'?.  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Verschluss  der  Kasse 
durch  mehrere  Btanjlc.  von  «l-nen  jeder  ein**n  oi^;!  iu;n  Srh^pssel  führt,  erfolgt  u.  dgl  in. 

c)  Die  Bestiinmiiiig,  die  Kasse ii bestjin de  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutcnilcrcr  Höhe  schon  frllhcran  (lie 
vorgesetzte  Kas  sp  a bz  ii  i  li  h  re  n ,  so  dass  in  einheitiichen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Geschäfts- 
führuDg  und  Auszahlung  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  liegt. 

d)  Die  bestilndige  AufsichtsfUhrnng  über  die  Kassen  oitd 
das  KassenpeTSonal  darcii  stehende,  damit  beauftragte  Verwaitnngth 
Organe. 

Tfii^rhin  t:»^hört  die  specifisch  prcuss.  Einrichtung  der  Kassenruratnron 
und  Kasscnrathc.  Mitglieder  der  betreffenden  Verwaltunsrsbehftrde,  zu  der  die  Kasse 
nnmittelbar  ressortirt.  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorgen  haben.  Instr. 
T.  27.  Febr,  1769.  E*l.  v.  30.  1769»  K.-O.  v.  .81.  Dcc.  1S25,  R.-pul.  v.  17.  MÄrz  lS2v. 
Gesch.anweis.  f.  d.  Ke;ier.baaptk«ssen  r.  ].  Jfoni  1857,  s.  Herrfarih,  a.  a.  0. 
S.  213— 21 H. 

e)  Voruahme  regclm iissiger,  ])  c  ri  (»diseher  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jabre  itnvermiithet  stattfindeoder  Revisionen  durch  bestimmte 
TorgesetiBte  Verwaltungsorgane  nnd  dnreh  ad  boc  im  einzelnen 
Falle  beanftragte. 

Vgl.  Schrott.  S.  458  fl'.  („Scontrirungca"  i.  d.  östeir.  Tenninolo^^ii-.  „Kasso- 
aturz").  Die  regelmässigen  Rerisionen  erfolgen  wohl  an  ein  für  allemal  fij$tgcsetzteii 
IVi^rn  und  Stunden,  während  licren  dann  die  Kassen  für  den  Geschäftsverkelir  jr»'- 
schlossen  sind  U.  B.  in  Preussen  monatlich  in  Berlin  bei  den  Uauptkas^en  am 
IfliEtca  Alltage  o«  Monats:  aoBaerordentliche  einigemal,  miodesteos  einmal  im  Jahre). 
S.  f.  Preussen  K  0.  v.  19.  Aiip".  1*^*25.  Ilerrfurth  S.  i>1<>  fl".  Ks  ist  hcsoiiders 
die  lcbereiii6timuiuu|^  der  BUcher  mit  den  Kassenbeständen  za  prüfen.  Etwaige 
Mehrbestlnde  verfallen  dem  Staate,  Defecte  werden  coDstatirt  nnd  veranlassen  ein 
weiteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besondais  Vors  atz  oder  Versehen 
des  BeamtLii  VerscbiedenhLit-jn  im  Vorgehen,  Amtssospension.  Strafen  u.  s.  w.  be- 
dingt —  und  Massregela  zur  Sicherstellung  des  fiscaliscbeu  oder  den  sonst  engagirten 
Interesses  (s.  prenss.  Verordn.  v.  24.  Jan.  1S44  betr.  Defecte,  Herrfurth  S.  226  II'.). 
Rosnn<l<-rp  Vorschriften  betreffen  wieder  dir.  Verlitutirifi  von  Vert(i>r]ninffen  oder 
Collusionen  zwischen  den  Keriaorea  und  den  KassenboamtcD.  (Selbst ,  wie  in  Oester- 
reich. Verbot  ftlr  den  Cotnmiasir  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasse  zu  antersachen  ist, 
zu  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w..  Blonslii,  II,  357).  Ucber  Yomahwe  und  Befund 
der  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  zu  nnterzeirhn<»n.  Für  die  Kirlifjiikeit 
der  Revision  haftet  der  Kcvisor  mit.  Von  Strat  bestimmungen  kommen  lui  Deutachi-a 
fieich  jetzt  bes.  die  §.  -{öO  (einfache  Onterschlagang,  mit  Geftngniss  nicht  unter 
3  Mon.  bedroht,  evont.  Verlust  d<;r  bür^'^crl.  Ehrenrechte)  u.  §.  351  («[uaUHc.  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  BUcher,  Geldpackcte  u.  dgl.,  Zucbtbaus<»tn»f« 
Vis  zu  10  Jahren)  in  B^rachi  —  Vgl  anaser  den  prenss.  Bestimmungen  die  baier- 
ischen  über  die  sogen.  „Visitationen"  der  Ka^sen  unvermuthctc,  eingehend 
und  gründlich  f.  alle  der  Regicr.finanzkammer  nnt<  r>teilte  Kass^-n  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  unbeschadet  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  eittsprc<-heudeu  Anzahl 
Kassen  corsofisch)  Neuforn-Hock  I.  237  11'..  die  Asterreichische  Instr.  Aber 
Kasseuntersuchunrr  v.  1.  Nor.  17!>3,  ,.Vor<  In  f  d  \  ollziohung  der  Aiiitsmitcrsuchung 
b«i  d.  SammluQgskasscn .  Steuer-  u.  UetaUsämtcru'  r.  1851,  Blonski  11,  'ib'i.  —  - 
IMe  karzterminlichen  pcriod.  Revisionen  sind  ausserbalb  Preussen«  nicht  allgemein 
üblich.  —  Für  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  106,  Kaufmann  pass.  S.  02,  100(1'., 
Art  roinptab.  ptibl.  im  dict.  de  l'admin.  pnssim,  Art.  inspertion  E:6n(';r.  des  fin.  im 
Snpplem.  IMlbT'J).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheilungen  von  Departements  (Max.  9) 
/erlegt  und  in  jeder  Abtheilung  wird  duri  h  einu  aus  einem  Generalinsp«  >  t«r  uiid 
eiiiii,M  i)  Tn-|'t  '-t<tren  bi'stLli'  iid<'  (\niimi<^ii)n.  >'iiier  Beauftragten  der  hnanzministeriellcn 
ücneralius|>ectiou,  das  öüentlicbc  Kassen  -  und  Kecbouugswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Oeneralinspector ,  genau  untenucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
erfolgt  wom-Tglieh  die  UntrrMi'hung  mehrerer  Kassen  bestände  in  ciinni  Kassenamte 
oder  in  einem  Urtc  gleichzeitig,  oder  *s  wird  während  der  üntersuchuug  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgeiiuiunu;n.  —  Ausser  diesen  sogen.  .. Restands- 
revisionen**  und  den  damit  in  grösserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
.,Rechnnnp8revi>ioiH'ri"'  dwrrli  Dritte  «ind  .lU'di  wohl  n-i^ehnrissiL^c  Tipstandsrevisionen 
der  rechnungsiegenden  Beamteu  selbst  ron  sich  aus  rorgcschricben  oder  üblich. 

f)  ZoräasserenS  ieb  e  r  n  n  g  der  Kaase  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  I'^inbrnch,  Brand  n.  s.  w.  dnrcb  fabrlilssige  nnd 

böswillige  Handlungen  Dritter  und  durc  h  Elementarereignisse  dienen 
verschiedene  technische  S icher un^s mittel  in  Bezug  auf 
Laj^e,  Bauart,  Verwahrung  des  Kassenlneais  und  der  Kassenbehälter, 
worüber  Uberall  ähnliche  Vorschriften  bestehen.  Für  die  Innelialtuiig 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten ,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Einbrach  u.  dgi.  und  die  Vi«i> 
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tationen  der  Aursichtsorgane  haben  sich  auf  die  geeignete  Besohaffen* 
heit  dieser  Binricbtongen  mit  za  erstrecken. 

8.  z.B.  die  Bestimmungen  in  Prenasen  bei  Uerrfurth  S,  212.  Bei  Kaasen 

in  Privatgclasäun  mxtö»  der  Kendant  in  deusclbcti  Hause  o.  sogar  irom5^ch  in 
dem  Local,  wo  dio  ,,Iük8se'*  (i.  e.  S.)  unteigebnictit,  schlafen! 

§.  IBO.  5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  froheren  Ausführungen  Über  das  Zahlnngswesen  nnd  das  finanzielle 

Anweisungsrecht  setzt  die  Empfaugnahme  von  Geldern  für  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung-  von  solchen  auf  dessen  Rechnung  einen 
General-  oder  S pecialau t'trag  vorans.  Der  ersterc  kann  der 
Ka.ssc  in  der  Form  der  lleberweisuug  eines  Specialetats  ,,ziir 
VoUzieluing"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflieliten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  nnd  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  Geld  fttr  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  nnd  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  muss 
das  auch  geschehen ,  soweit  das  tod  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  nnd  wird  demgemäss  dem 
Flscns  oder  dem  Publicum  regresspfliehtig. 

Ein  •  Keihc  einzelner  Vorschriften  besteht  hier  wioilcr.  um  die  Rechte  die«T 
boidcu  Tlicilc  ^cgcntiber  der  Kluiscnverwaliuijg  aicljer  zu  stcüon:  Vorschriften  ubcr 
den  (iang  der  Ka^scngcsi  ti  ii  ,  über  dio  von  der  Kasse  dabei  zu  beobachtenden 
Kormalitrit'^n,  Controlvorschriftcn  zum  Schutz  d.  r  Ki  chic  dcj*  Staats.  wi  lr!ie  die  Kass. 
gegenüber  dem  zahleaden  und  Zahlung  eiDpfangondcn  Publicum  wuhrzunehmuu  hat 
und  wieder  zum  Scliiitz  der  Recbte  dos  Staats  gegc  naber  der  Kasse  aelbet  Manches 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschiedenheit  dcä  bctrufTonden  iiscalischen  bitereaaes 
im  £iQiLahmodien8t  und  im  AuBgabedienst  verschieden. 

a)  Im  Ein  nähme  dienst  fällt  der  Kassen  Verwaltung  als 
solcher  in  der  Bogel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Aete 
zu,  durch  welche  Geldforderungen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  und  Gebtthienpflieht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  (,,liquidirt'')  nnd  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  bezüglichen  VerwaltungsbelKirden,  Steuer- 
erhebnngsorgane  u.  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidati(»n  der 
eiuzeincu  Zal)lini;;spliiclit  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
zur  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ittt  hinfig  die  Kasse  selbst  mh  iittegrlrender  BestandtheÜ  einer  solcbeo 
Vcrw.ihnii^-lM  h'Tnl- .  z.  B.  die  Zollkasse  des  Zollamts,  dossen  eine  Abtheilang  danD 
die  liquidirendc  nnd  zur  Einzahlung  bei  der  Ka^  anveideJide  Instaaz  ist 
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Hier  bandelt  es  sich  dann  nm  eine  vierfache  Reihe  von 
Yorkehrnngen  nnd  S icher nngs mit teln,  von  denen  die  drei 
ersten  ehensowohl  zn  Gunsten  des  Fiscas  als  des  Pnblionms  in 
Betracht  Icommen:  einmal  nm  richtige  Feststellung  der 

Za  hluugspflicht  Seitens  der  Liciuidationsinstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hergehörigen  Fälle  in  richtigem  Maassc,  zu  rechter  Zeit 
vvahrgeii  iniiien  und  die  Zahlungen  dafür  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  denigemäss  an  die  Kasse  alle  erforder- 
liflidi  Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden j  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht- 
zeitig vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  Bücher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wirlclieh  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  besieht  sich  nur 
anf  die  beiden  letzten  Panote.  Die  Instractionen  müssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genan  bestimmen  nnd  die  Controle  sich  anf  die 
Ermilnng  dieser  Fnncte  erstrecken. 

Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  nnd  formellen  Vorschriften, 
fiber  die  der  Rasse  obliegenden  Verpflichtungen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  nnd  zwischen  Kassen  unter- 
einander, daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  UeberschUssen 
an  andere  (Sanimel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nahme von  Geld  aus  anderen  Kassen  —  iiir»gen  folgende  Pnncte 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Üeldsorten  und  üeld- 
z  ei  eben  hervorgehoben  werden. 

tt)  Bestimmungen  ttber  die  von  der  Kasse  zn  ertheilenden 
Quittungen. 

■ 

Inlwlt  Qnd  Form,  Art  tand  Zahl  der  UnteTschrifteii ,  otwaigor  Amtssterapel  auf 

der  (^uiUuug  und  Angabe  soastigcr  Momente,  welche  die  H^cbtsgiltigkcit  der  (^uittatig 
bedingen,  sind  genau  rorcroisrhriebüu.  Zur  Doppclcontrole  gp.^m  dm  zahir  ikIph  Quittiings- 
üiopfänger,  vornemlicli  aber  gegen  die  Geld  einncliaiende  und  darüber  (iiiittULude 
Knwin  u«)6n  wohl  (bei  Steaererhebungen,  besonders  in  dor  Zoll-  and  Accisefcrwaltung. 
aber  anrh  sonst.  biMjiiders  in  FrankreicIO  Einriclittinfron .  wie  die,  (iass  allf  solche 
ijiiittuogcQ  zunächst  in  einem  Begbter  oder  Quiitangübnch  sielt  befinden  und  der 
Reihe  nach  bei  der  Vorweodtuig  ans  einem  solchen  herausgezogen  Verden  massen. 
Hier  sind  mehrerlei  Controlen  möglich,  namentlich  mittelst  der  im  Buche  zururk- 
})leiV)(;M(!i_'n  ATifs'hreibuncren  nnd  Ränder  (Hock,  Frankr.  S.  (►tler  man  ver- 

sieht die  VuiUungeu  mit  Taioiis,  die  vom  Kmpfiüiger  der  »Juittuug  buliuf»  der  Uontrolc 
an  andern  Venraltnngsorgane  zqt  Abtrennung,  Eintragung  und  Yi^irung  in  kurzen 
Fristen  nberreifht  werden  müssen  (Frntikni'b,  Hock  a  :i.  <>.,  Kaufmann  S.  IUI), 
in  Preu86eu  sind  die  (Quittungen  der  Ileg.hauptkasseu  von  dem  betreii.  Buchhalter,  dem 
KaMlier  und  dem  Landreatmeister  xa  roMehen  (Gesch.anveis.  r.  1.  Juni  1S57  §.  10).  — 
Oeeterr.  Beaümmiuigen  Blonskl  11^  353. 

ji)  Bostiiiiinungen  über  die  iu  Zahlung  anzunehmenden  Geld- 
sorteu  and  Geldzeichen. 
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Kcgclmiisäig  gelten  hiir  xnnaclist  die  Vorschriften  ficr  Münz-.  Papiergeld - 
und  etwa  auch  der  Bankge^etzc  über  die  gesetzlicheo  ZahluitteL  Danach  müä&eii 
Staatsiiasseii  nitonfer  Scbeidemiltizo  nud  leichtes  SUbergeld  im  System  der  Feioen 
Gold-  oder  der  Doppdwäbrung  in  gToss«>r(;n  Rctr.iiicii  oder  ^<Ah<t  unbedingt  für  jede 
Sammc  in  Zahlung  annehmen,  auch  wenn  dafiir  im  Privatrerkehr  Beschränkungen 
bestehen  (Deutsches  Monzgcs.  v.  9.  Juli  1873  Art.  9  AI.  2:  BeichssilbermUnzeo  von 
Keicb»"  u.  Lundeskasson  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Kinheimisches  Staate- 
papicrgeld  mit  nnd  ohne  Zwan^rsoHrs  i->t  in  der  Rci:*!  von  offeiitlichf^n  Kassen 
allgemein  und  im  JScnnwerth  an/unehmon,  dorh  cr^tcres  in  Papiunrabrungsläudern 
im  Interesse  der  MetattgeldbeschaSiing  fttr  eiuzelne  Zahlongen,  die  in  Gold  oder 
SilUrr  nrl;iiii?t  werden  (Zölle,  Nordamerika,  Oesterreich,  Kussland)  mitunter  iiirfit  oder 
nur  nach  dem  Curswertb.  Bei  dum  (eiulösbaren)  Staatspapieigeld  ohne  Zwangscun» 
•  hat  frfiher  mehrÜKh  (Oeaterroich,  Preassen  o.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papicrgeld  oder  mit  „Strafagio"  it)  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  üurses  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Prenasen  formell  nicht  aufgehoben,  aber  ob8<riet  geworden  war  «die  Hälfte  der  Courant- 
Zahlung  an  Staafslviisscii  hatte  in  Kassenanwcis.,  oder  mit  3  Vs"'»  ^tf-'f^i?*«^-  '  ^om 
Thaler,  zu  erfolgon.  Best  r.  1824,  lb2ß  u.  IUI').  Von  inländ.  Banknoten  worden 
in  der  Regel  um  die  der  Gentndbank  in  Zahlung  genommen ,  «ras  mitunter  ausdrück- 
lich ,  wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist ;  ^tlt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankjrcscfzcs  v.  15.  März  iSTö  2,  wonach  auch 
fUrlieicbs-  und  Staatskassen  keine  Verptiichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an,  sie  besteht  n.  auch  nicht  durch  I^nde^gcsetz  für  Staatsltassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allg'-nu-in  in  den  Kinzolstaaten  (speciell  in  Preussen)  die  An- 
uahme  der  Hcicbsbauk-JÜoten  au  den  Staatskassen  im  Verordoungswege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Eiozelstaaten  je  für  die  betreffende  UauptzetUd* 
bank  ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Koten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wirkhiiis:  der  ("reditwirthschatt  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltnngszwfijrcn  die 
Annahme  von  Checks  auf  Ilaupthankcn  wUnschenswcrth  (ä.  o.  12^).  in  der 
Regel  beschriokt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzen 
und  etwaige  son<ti'_'>;  Zaliltin^sinitti-l.  Doch  kommt  in  ciiiiijca  Zweigen  —  ZoUdicnst, 
Eisenb.  u.  PostrcrwaiL  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  üoldmUnzeD, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Russland)  nach  bestimmtem  Cursc  Tor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpoIiti!j(  h  wichtiger  als  finanzpolitisch,  b.  darüber  Genaueres 
in  A.  Watrncr.  Zottclh  polit.  2.  A.  Freih  IST."},  8.43—49.  Vcrwcrhslnnt^sccschäftc 
mit  den  Kassen beaundcn  sind  den  Beamten  untersagt  Jedwede,  auch  noch  so  kurze 
Benutzung  ron  Kassengeldem  für  Prlratzwecke  eines  Kassenbeamten  ist  rerboten. 

Die  Cofitrole  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassircr  muss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteber,  Bochhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  dnrcb  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Reyls tonen  a.  dgl.  mittelst  Vergleichnng  der  BUcber  der  An- 
weisottgB«  und  LiqnidationsbehVrden  mit  den  Bttcbern  der  Kasse 
nnd  dieser  BUeber  mit  den  Kassenbesülnden  ansgefibt  werden. 

Speeielle  Vorschriften  besteben  regelmSssig  noch  Uber  die 
Reibenfolge  der  Operationen  im  Einnahmedienst  nnd  ^ber 
die  Functionen  der  einzelneu  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisuni;  zur  Zahlongsanuahmc ,  Anbieten  der  Zahlung  Seitens 
den  Pflichtigen,  Vergleich liiiir  d- r  Anweixung-fn  und  „Kmpfangszettel"  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen,  Km|>faiignahme,  Sortirnng,  Zählung  des  Geldes,  Eintragung 
in  die  BQcber.  Enheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischep ,  die  ThItSgkeiten  der 
eigentlichen  (i' Idh  intipninir .  die  Contridinsuhtini;  durrh  Gegeuzeichunug  Sind  bei 
grösseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 
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Nicht  minder  bestohen  fär  die  Auf bewahrnop,  Yerpadiuflg  (Art,  Beutel,  Packet«« 

lioUeii,  EiuhcitswcrthfM  trliirL'  .Ii  r  l'ollen.  Notcnpackete  u.  s.  w.  nach  (lelflsortcu,  Notcn- 
tttUckeu),  Yerüeuduug  —  bei  uus  regeiinlLäsig  nur  durclt  die  Vont  —  geuauu  Vor- 
sduriften'  bis  In  die  Kleinsten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Keihe  der  im  Vorausgehenden  ei  wuhoteu,  uurueDtlioh 
die  letztgenannten  Vorschritteii  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  ans 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  für  den  Aus<.':al)edieiist. 
Einige  andere  Pnncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  überall  durch  besondere  Vorschritten  geordnet: 

u)  Die  Prüfung  der  Zahlangsforderungen,  sowohl  der 
naoh  Geoeralauftrag  von  Amtawegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisuDg  der  oompetenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  eisten  Fall  mtm  die  Prafnng  der  Kaise  anf  die  saehliche  vnd  formelle, 

im  zweiten  Kall  we^^ehtIi(  Ii  nur  auf  ilif  furmellc  BtTLi  hti^'^uiij^  der  Furderung  und  des 
Fordernden  gehen,  indem  hier  die  shi  hiiche  Prüfung  in  der  Auweiüungs-  und  Liqui- 
dation^iiistan^  zu  erfulgeu  hat  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
li(  iciC^tiu  kc.  nöthigeufalls  eine  Legitimation  und  der  Nachveiü  der  Identität  dos 
ZahluntriVmit  iii  Ii  II  -it  1  zu  verlangen.  Die  Erhebung  hhü^ü  vor  Ablauf  des  Crediis. 
au2»  dem  diu  Zaiilung  ertblgt,  ütattHnden, ,  weshalb  demgemUää  der  richtige  Termin 
zn  pTOfcn  ist.  Sie  darf  regelmibsig  aach  nicht  ror  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
Be2>oldungen)  oder  vertragsmässigen  Termins  der  Fälligk«  it  orful^en.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Vorschubs  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lich zuvor  die  Krlaubuiss  der  compctcnten  BehOrdo  einholeu.  Solche  Vorschüsse  sind 
dann  auch  in  der  Buchnng  besonders  zu  behandehi.  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
gegebenen  Vors  litiften  (p  reuss.  Instr.  v.  18.  Deo.  1824§.23,  Aowois.f.l.  JunilS&T^.KO). 

ft)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Belftge  and  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter  zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Bach  einzutragen^  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeiebnung  (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Eassirer  zur 
Aaszablung  zu  leiten. 

lieber  Form  ujid  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Scboldgrund,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geld  betrüge  ausser  in  Ziffern 
auch  W'fitli*  Ii  aii/njrLdi(Mi.  Für  die  (Jeldsorion  und(icldzeichengeltiMi  In  i  Zahlungen 
ans  Staabka:>;>eu  die  mUuz»,  jiapier^eld-  und  bankgeseUtlichcn  Vorscbritteu  (j^euau, 
daher  hat  bi«r  die  Kasse  begraiztere  Rechte  bei  der  In-Zahluuggebung,  als  bei  der 
la-Zahlungnahme  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  be- 
^chräiiktom  Zwangscuts  hraucht  z.  H.  der  Zahlunir^b'^rcchtigte  nicht  anzunehmen.  Die 
Falii^lieilätermine  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne- 
gehalten. Die  Kassen  können  darauf  nur  beschritt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
Möglichk.  it  die  rcchtMitige  Abbebvng  betreiben,  nm  Uebertragung  ron  Besten  zq 
verhüten  (.Preusson). 

§.  131.  —  tt.    Kassenve^en  einzelner  Linder.    Die  Organisation  nnd 

Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  and 
der  2"anz«'n  Finanz V(^rwa!tung  zusammen.  Insofern  war  davon  si  lion  oben,  so- 
wohl bei  der  Darölclluüg  der  historischen  Entwicklung  als  bei  Ueijoiä^^uü  der  gcgen- 
wlrtigen  Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zn  sprechen  (§.  hO  Ii.,  96  tl.),  worauf  daher 
Iii  r  ^  r-.vi,  --n  wird.  \\  riiinj  Kiiizelheit<:'n  sind  in  §.  121  ,  Tir»  und  in  den  voraus- 
gcheudeu  129  u.  13U  zum  Beleg  and  zur  Erliuterung  der  Darstellung  angegeben 
wwim.  Im  Folgenden  wird  noch  än  Gesanuntttberblick  gegeben,  etwas  eingehender 
aber  nar  für  Preussen  und  Frankreich. 
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In  Preusscu  (§.  91.  !)*>)  besteht  keines  der  genannten  drei  Kassen.-?y>tiMne 
rcia  oder  ausscblicüslich ,  sondern  eine  Combination  derselben ,  mit  deutlichen  Ke^iten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  aach  das  Princip  der  tiscalischen  Kajjsencinhcit .  eine 
grossere  ('<  ntralisation  des  Kasscnwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatskassen 
besonders  in  der  Ober-  und  Mittclinstanz.  theilweise  auch  in  der  ünterinstanz  in  dem 
Kassenwrcscn  der  cigentlicheu  Fiuauzrorwaltung  Platz  gegriffen  haben  (§.  121).  Dur 
Uebergang  einzelner  Verva!tiiDg8<  und  Einnabmezweige  (Poet,  Telegraiihie)  und 
grosser  Ansgabezweige  i^Hecr,  Flotte")  auf  das  Detitsclii'  lu-irli  liat  ilic  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  jireuss.  Finaiizvcrwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  Uci 
den  Kin7.elstaat<jM .  unter  Kcichscontrolc,  verldicben.  Im  pteoss.  Finanzministerium 
besteht  eia  Abr'fhirurigsburcan  fiir  dir  Kiji('Ii>sti'nt'ni. 

An  der  Spitze  dos  prcuss.  Kassenvcseus  steht  die  Generalstaatskasse,  iji 
videber  das  Princip  der  fiscal  KaAeneinheit  reprSsentirt  ist  An  sie  fahren  die 
anderen  Ober-  und  Mitf'  Ikasscn  die  reberschtisse  ab  ndcr  leisfcn  für  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zahlungen,  und  sie  dotirt  diü  anderen  Oborkassen  direct  mit 
Geldfenids  oder  iodireet  mit  der  Summß  ihrer  etatmässigen  Credite,  indem  sie  Zahlangeu 
fUr  dieselben  selbst  aasfQhrt  oder  dun  h  andere  Kassen  ansfObren  Hast 

Die  weiteren  noch  bestehenden  Centralkasscn  sind  die  sogen.  Generalkassen, 
von  denen  nach  Auüscheidung  der  Ucn.-rostkasse  als  (Jentral-Elonahmekasse  nur 
noch  die  Generallotterieltasse.  als  Gentral-Ansgabolassen  nnr  noch  die  eigene 
(ieneralkasse  des  Minist,  d.  gcistl.  Unterrichts-  u.  M od i r.angelcgenlieiten  ii.  di.> 
Staatsschuldcutilgungskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
eigenen  Geneniikassen  (das  Min.  d.  Inneren  hat  eine  MinistoBnreaolrasse).  Die  Genenal- 
StaatSnasüe  im  Fin  mini^eiinni  fungiti  für  den  Ausgabedienst  dieser  Ministerien  mit, 
soweit  es  sich  um  CentraJau«rr^|j,.„  (|„  ]i,-i]ini  liandelU  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatäkasäcu  consci|ucut  durchgofuhrt. 

Die  Mittclkasscn  sind  in  den  Provinzen  die  (.'{3)  Kcgiernngshioptltasseii 
im  AiiM'hluss  an  di(;  administrative  Eintheiliinfr  in  Regier  bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  uiuhoitlicho  StaatskasseJi  i'Ur  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Beziriis, 
Sammelkassen  der  Kreis-  and  der  sonstigen  Dntorkasscn ,  ein  Hauptglied  «Ibs  preoss. 
Kassenweseus. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  all«»!i  die  Kreiskasson.  welclie  als  Kinnahme- 
kassen zunächst  für  die  ilirectcu  Steuern  fuiigirou  und  Sammelkassen  für  andere  L'ntcr- 
kassen,  dann  aber  auch  Ausgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
geboren  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  ü  n  t  e  rkassen.  Dasselbe  gilt 
Ton  den  lediglich  aU  Einnahmckasscn  lungirendeu  Kassen  der  Uauptzoll-  und 
Steuorftmter  for  die  indirectcn  Stenern  und  ?on  der  Stenerkasse  der  Venraltung 
der  Berliner  din  rten  Staatssteuern,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhebungs-  ti.  I^  triebskosten  zu  verati.sgaben  sind,  Diese  Kassen  sind 
zum  System  der  „Vcrwahuugs^w  eigkasbcu"  zu  rechnen.  Ebenau  die  weiteren 
Untorkasscu  (sogen.  ..Specialkassen"  in  Preusaen),  vorncmlich  flir  den  Einnahme- 
di' n.-.t  und  etwa  aU'  Ii  ftir  Specialausfjalien  ihres  Dienstzwoigs ,  nemlit  h  die  Domänen- 
rentanits-,  die  Forst-,  die  Nebeuzollamts die  Kassen  der  Steucrempfünger  u.  Erheber 
(der  directen  Stenern,  romemlich  in  den  wesü.  u.  nencn  Profinzen).  Aehnlieho  Unter- 
oder Sporialkassen  nach  dem  Syst. m  der  Vcrwaltungszweigkassen  für  den  Aus  gäbe - 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einka-sirnntr  der  spec.  Amtseinnahrnen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancherlei  Specialkasacu  in  den  verschiedenen  Ministerien  : 
so  in  der  Unterrichtsverwaltung  (mehrfach  einzeltte  Scbulkassen ,  Univers.kassen  für 
gewisse  Ka««<-!i!rc-(ii,ift.' .  Krankcuhauskasstn  Tt.  (}^].  tn.\  in  der  landwirthschaftl. 
Verwaltung  tücstutskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Uelangnissc ,  Strafanstalten, 
Statist.  Bureau,  Polizeikassen  n.  a.  m.).  Im  (Inanzministeriom ,  Abtb.  f.  Kassen-  u. 
Elatswcscn.  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehan<ilungskasse  (der  überhaupt  in  der 
K-Lssen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  «ell>Htandi<>cs.  nnr  dem  rin.rain.  an- 
gegliedertos Institut  darstellenden  ,.Sechandlung 'i.  die  Kasse  n  des  k.  Lcihaiiits,  der 
Milnzverwaltunir,  die  Minist'  ri  iH-mkassc,  die  Kassen  der  W  iftucn-  u.  Waisenrerpflegnngs- 
aiiötahen  {:itirh  in  ander-  n  Minivtrrien.  so  die  .In-ti/officianten- Wittwonkssse  im  JuSÜZ* 
min.),  (ite  Kuhnen  der  Kcntenbanitcu,  die  Depositcnkassou  u.  a.  m. 

Ein/volne  dieser  Kassen  (z.  B.  Poltzoikassen)  kOnncn  aach  zur  Kategorie  der 
„beb  Ard  Ii  eben  Kassen"  gerechnet  werden. 
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Ein  eig«DeB  KaasensystouL  für  sich.  Unter-  wie  Mittclkasscn,  hatdtoBcrgwcrkä- 
rervaltang  (Bergamts-  a.  Olierbergambkaspoii)  u.  dio  Eisnnbahnvorwalttmg  (Haupl- 
kad&ea  bei  den  Directioncn«  Botriebskasscn  bei  den  üetnebsümtern,  dann  Stationsikassou, 
aber  keine  eigene  CentraJkasae).  Es  ist  Mer,  wie  l>ei  der  Poet  n.  Telegrapliie  die 
Ockonomik  ii  Technik  der  YcrwaUang,  die  auf  ein  solclies  dorchgoheDdee 
VerwaltUDgszveigkasseawcsea  hinwirkt. 

Die  henrorragendo  Bodentnng  der  priyatvirtbacbaiUiclieii  Eiunahmezwcige  noch 
in  der  heutigen  preuss.  Finanzirirthschaft  erklärt  auch  in  dieser  Gestaltung  de^  Kasscn- 
wesens,  besonders  bei  den  Spccialk!isf»en  manche,  von  anderen  StantLn  ahwci^  honde 
Eigcuthuiuiichkeit  und  den  Mangel  cinheitiicher  Uuterkaüsou.  £ine  \  crcutigung  kleinerer 
Spedalkassen  «Odite  wohl  mitanter  zur  Enspamng  an  Personal,  Material  und  Kosten 
zu  erwägen  sein.  Die  s(;ll)5f:\ii<lii:<n  Kaisen  von  Instituten  und  Kiiizelverwaltunffcn 
oubprechen  den  gcgubeucn  Vcrliältuisäeu  und  werden  bicli  kaum  weiter  viel  vcr- 
nindeni  lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  preuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  buroavkntische 
Schwernüliijki  it  nicht  ganz  zu  bl^tn  it.'ii.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  krtnnto  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbcsserungcu  luhren.  Es  wird  hier  wie  in  andeiuu  l  allen 
{Zollrerfahien  n.  dgl.)  in  Prcussen  wohl  auf  Formalicn  etwas  zu  viel  Werth  gelogt 
und  nicht  immer  p:(.'nil?'eiid  hedru  lit,  dass  die  ErfUllnni;  dirser  Korma!i<  n  nielit  mir 
dem  Staate,  sondern  auch  dem  mit  Staabkassen  verkehrenden  X'ublicam  Arbeit  und 
Zeit  kostet  Formelle  Ordnung  und  Sichemng  in  allen  Geldgeschäften  ist  gewiss  noth- 
wendig  und  segensreich,  aber  nicht  durchaus  das  Einzitrc,  was  dabei  in  Betracht 
kommt.  Ilaschheit  und  Proriiptheit,  eine  ueAvisse  ..('oiilaiiz'*  in  kanfmänninrhcr  Art, 
die  uiit  Ordnung  und  Sichcruag  lechl  wulil  vereinbar  iat,  wiu  z.  Ii.  in  dem  grosicn 
Geidrerkehr  der  Postverwaltung  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  za  ontreben. 

Die  wii  luigerc;!!  'N'crliriltnisse  in  der  Stellmiu"  der  Kassen  zu  eimuider  und  im 
(i^häftagaug  bind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  licgierungs- 
hauptkassen  im  preoss.  Kaascnwesen  wird  in  der  Ucscltäftsanweisung  v.  1.  Jnni  1857 
sehr  detaillirt  und  klar  entwickelt.  Ueberall  haben  sich  diese  Kaisen  in  den  geeigneten 
Füllen,  besonders  für  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Specialkassen  zu  bedienen  (§.  öS 
d.  Anweia.i.  Unter  Specialkassen  wenlon  verstanden:  „diejeniffon  Kassen,  welche  die 
TOn  ihnen  anf  Grund  besonderer  Specialetats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  .\nrcchnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Wclm<  r.lKiii|<tkassen  abzuführen  haben'' 
(eb.  71).  Die  Specialka^sou  vorrechuun  jetzt  monatlich  mit  den  Uauptkassen  (seit 
1860).  Letztere  stehen  wieder  zur  Generalstaatskasse  in  demselben  Vorhältniss,  wie 
die  Specialkashcn  zu  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnalunea  unter  Anrechnung  d^r 
Ausgaben  an  die  Gen.st.kasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auitrag  lur  letzterer  Rechnung 
in  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Gentraikassen 
einzuziehenden  Gelder  a.  zu  leistduden  Zahlungen  sind  dens<>.lben  durch  Vermittlung 
der  Gen.st.kasse  resp.  zn  nberwcisen  ii  aiiznr<Thnen"  (eb.  §.  S'y'l  Der  «'i^entlicho 
Kasseubestand  (Geld»  und  (icldzcichcnvorrathj  wird  in  jeder  Kaüso  als  Ein  (ianzos 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  nnd  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchriihriiii;:. 

In  Baiern  (§.  1)7^  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Uegier.bczirke)  die 
Mittelkassen  der  allgemeinen  Kinanzverwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
kasMO,  nnd  vermitteln  zwischen  den  Untorltaasen,  der  Ken  tarnt  e  r  (auch  f.  Einnahmen 
u.  Aa§eahon,  u.  A.  mit  für  die  Domäitet)  -  u  l  or^tvcrwaUiiiig-i .  nnd  der  üentral- 
staatskasüc.  Apart  davon  sind  „ccntralisirte  Administrationen"  mit  oigonom  „Vcr- 
waltungszweiglcpasonsystem*'  die  „Generaldirection  der  Zdlle  u.  indirocten 
Stenern"  (R'-icli-s-  u  n  d  bnicrische.  Ix-s.  Malz-u.  nrnnntweinaufscblac:).  die  ..(lener.il- 
Bergwerks-  u.  Salincnadministration",  beide  übrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  Olunzamt,  Numb.  Bank,  Staat^chuldcntilgungscommission)  dem 
Finanzministeriui  1  n  r/i  ordnet;  ferner  die  zu  einem  anderen  ^linisterium  rcssortirendc 
.  .Gen  eral  dircction  di  r  A'  < '  r  k  e  h  r  s  n  n  s  t  a  1 1  r  n ' '  ( S  taatsbahnen,  Post,  Telegraph).  Beichos 
Detail  bei  v.  K euforn-li ock,  I,  33  U.,  J.HU  li. 

In  Oesterreich  besteht  in  der  allgemeinon  Finauzverwaitung  das  System 

der  einheitlirhch  S(a;it.-;k,Tsscii  streiifcj*  und  folgerichtiger  diiriliiiL-fillirt  aln  in 
Deutschland.  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem localen  oder  tcrritorialun  W  irkungs- 
kids  regelmässig  alle  Einnahmen  n.  An^ben  für  sämmfUehe  Vefwaltungszwcige  zu 
rollzichen.  Alle  Kassen  bilden  einen  Vcfband  nnd  jede  kann  in  ihrem  localen  Wirkongs- 
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kreis«  beauftragt  werden,  comuiissiotiell  auf  liccbtiung  einer  aiuiLTeii  (lelJer  «inzu- 
uebiueii  ojid  la  versufij;aJl>ei) ,  worüber  (joutocorreugouruAle  geführt  werden.  An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralktsse«  unter  ihr  in  den  Kronl&ndeni  Landeshaupt- 
Itassen,  Finanzlaudeskassen  und  LaiKlts/.ahtäiutcr,  (iuln-itliche  Kaiiscn  für 
Einnahmen  und  Ausgnben  'mit  zwei  Abtheiiungcn  üalur),  zugb  ii  h  Sanunelkasseri  für 
die  üebenichiUik»c  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Locaikasseu  (untL-r  verst  hiodi-ncn 
^iamtii ,  Steuerftmter  u.  a.  m.).  Neben  der  Staatsccntralkasso  bestehen  an  sonstigen 
('rritnilka>fttn  noch  ein  MiniäterialzabLimt  filr  den  Ausgabedienst  der  Minist>rion, 
dann  die  btaatsschuldeukasae.  £liio  Aasnahmc  vom  8y»tem  der  einhuitÜchcu  Kassuu 
bilden  aber  aaeh  in  Oesterrdch  die  „VenraltongsiweigkasMsn**  der  Zoll-  und  Ver- 
zehrangssteuerverwaliung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe  .  tl.  r  Bergwerks-.  Tabak- 
inonopnl-.  S:il/.ic£ral-,  Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Üionski,  1,  65,  U,  3ö4, 
auch  Schi  ütt,  S.  182  If.  passim,  Dessary,  Fin.ges.kunde  S.  256  11. 

Das  Kassenwesen  Frankreichs  bat  manches  Kijj^enthumliche  und  wie  die  ganze 
Kinrichtung  des  Finanzdiensts,  wie  auch  Jas  Zahlungs-,  Ivet  Unungs-  und  Controlwesf>n 
von  deutschen  Yerhältnisseu  Abweicheudes,  üruilich  duch  auch  wieder  mehr  in  den 
Formen,  ab  in  der  Sache.  8.  o.  |.  99  Aber  die  neuere  Einriehtnng  der  truaXis. 
Finanzverwaltung  tlberhaupt,  wodurch  die  (irun  izuge  des  Kasscnvosens  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausführungen  in  §.  121,  125,  ferner  Uock  u.  Jkauimaon  a.  a. 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Blocks  diciiou. 

Der  Ornndnatz  der  Scheidung  des  Anweisungsdiensts  and  Anweisungs- 
rochts  vom  Kassendii  nst  r  Kinnehmer  (rcceveurs,  percopteun*)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeurs)  oder  der  Scheidung  der  ordounatuurs  und  cowptables  ist 
bcsendera  scharf  und  folf^richtlg  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgefühlt. 
Der  Einnahmedienst  .ilicr  Verwaltungen,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehenden,  wird  durchaus  nur  von  Behörden  u.  Beamten  dieses  Ministeriums 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  contralisirt.  Das  System  von  YerwaUungS- 
cwoigkassen  besieht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  linanztechnisch  wesentilcb 
Terscliipdf^nen  Eianahmcarten  (dirccfe,  innere  indirecio  Steuern,  ZflUe,  Enregistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  Kassen  in  der  Uuter- 
und  z.  Th.  in  der  nnteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Einnahmekaeseu 
nicht  allgeuiciii  -ich  Aui^j^abeka^sen.  So  haben  die  ein/,elnen  anderen  Minisforion 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  niclit 
das  herrschende.  Es  bratet  aber  ftlr  die  Staatscentralkasse,  die  auch  als  tkt^ 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Centralkassc ,  die  Staatsschuldenkasse  in  sieh 
s<  '^st.  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  zuvor  dem  Zablnngsrermerk  der 
(  uutroiablhciluug.  Die  einheitliche  Diiipositiou  über  alle  Kassonfonds,  in  den  der 
Finanzrerwaltung  allein  fEinuAmckassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Aosgabokassen) 
unterstehenden  Kas-en  wird  durch  die  finaiizministerielle  Abtheilnnj^  für  die  K.xssen- 
fouds-fiuwegung,  welche  zu  diesem  BehuXe  Berichte  Uber  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhUt  uod  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  vlalrt,  besorgt  Neben  der 
( 'cntralkasse  hat  die  D  epositeukasse  (caisse  dea  deputs  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  und  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grossentbcils  nicht  ntr  eigentlichou 
Finan/verwaltuug  zählender  (iescbäfte  (Uock,  S.  5^1,  Kaufuiann  6.  72,  77^). 

Die  hauptsAchliche  obere  MllCelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  GeneraN 
e  i  n n  eh  m  ers  oder  jetzt  sogen.  trC: äo  rie r  -  pn yeu  r  general  jedes  D epa rt c  m  ■•n  t s. 
Bei  ihm  coucentrircn  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  De^tements,  und 
zwar  auch  ans  den  im  Xassenweaen  getrennten  oder  dem  Finanzminlsteriiiin  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen ,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisung  auch  die 
Ausiralieü  in  hcinem  Departement  ru  lei'-tt  n  andere  Ausgab,  kassen  daselbst  mit  Fonds 
/.u  versehen,  direct  odor  aus  unteren ,  diiu  unturstehendcn  Euinahmekassea ,  die  ver- 
bleibenden UebmchDaso  zur  Verfugung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
von  tliesem ,  d.  h.  von  "1>  r  Centralkasse  die  erforderlichen  Ziisebüsso  zu  bezichen. 
Dies  Auii.  bez.  diese  Kasse  nimmt  ako  in  dioeer  Hinsicht  die  Stelle  der  preuss. 
Kcgierungsbau]>tka«fe  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  Air  den  Ein* 
nähme-,  bez.  Sammcidienst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  r^nterschied 
des  (leiirralcinncbmers  von  der  analoi^eri.  d<Mitsrlien  Knsseninsfnn/:  bestellt  'iariu,  dass 
jeu»?r  zugleich  eine  Art  Banquicr  i'uy  >iie  Sta  itakaÄsu  dan>teiit ,  uui  den  nach  den 
^'e>etzlichen  Terminen,  bez.  rechnung>uäsäig  nach  den  Quoten  des  Jahres^ats  falligen 
Kiniinbinrsi<iani4>n.  anrit  wenn  rie  noch  nickt  vAllig  eingegangen  sind,  wie  mit  einer 
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per^öfilicbcn ,  ain  Eing-nns^sfermin  znlilljarcn  Schuld  belastet  wird,  Zahlunpron  darauf 
leiäten  mos»,  die  (it^hM'te  dcä  Fubiikums  io  i>taatäreDten  zu  rerautteio  hat  und  sonst 
ttocli  mit  diesem  Publikam  In  gewfsge  Geschäfte  (so  Anii&bme  verzinslicber  Depositen, 
Wecbsolgeschäftti  in  gewissem  Umfange)  eintroton  daif.  Aucli  verschiedene  Zins» 
b:n  i  hnuugen  zwischen  der  Staatskasse  und  diesem  Oencrnleinnohmcr,  —  zu  seinen 
(luiiiten,  wenn  er  mehr  oder  früher,  al:J  er  verpflichtet  war,  ablieferte,  zu  seinen  Un- 
ganstcii  im  (sehenerai)  wDgekebiteii  Falle  —  kommen  ?or.  Thafsicblich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  fnr  seine  eigenen  Gelder  (aus  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  General- 
einnehuierl  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
snf  die  historische  EntirieUiing,  auf  die  Analogie  der  GenerupScIiter  des  ancien 
regime,  die  eine  iibiili<  lic  Stellung  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerct  litferti^tiT.  Und  wenn  man  im  rteneraleinnohmer  nur  den  Finanz 
beamten  siebt,  iclilt  die  Hechtfertiguug  vollends.  Au  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
des  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  and  die 
StfUnnr^  des  (lencrnlciiiin  lini.'rs  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  hes.  seitdem 
(tütiöj  das  Amt  des  Ueneraleinuehmers  o.  d<»  Genenlzaliimeisters  im  Departement 
rereinigt  wurde.  Neben  persönlichen  Einflflssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Kin- 
richtung  grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  franzSs.  Finanz-  u.  Anleihe- 
operationen die  Erfabrungen  hinsichtlich  ibrer  Bewahrun<^^  in  solcben  Perioden  wohl 
m  üute  gekommen.  Diese  bteiluug  des  „(ieneralächatzuieisters welcher  ,.mehr  als 
ein  gewöhnlicher  Kassierer,  der  ein  Banquicr  der  llegierung  ist,  velcher  mit  dem 
Sf.i.if^'iehatz  in  ollener  Kecbiniii-:;  stellt"  (Hock),  hat  aber  doch  auch  sros^--  Vurtbcile 
{{cvährt.  Das  günstige  ürtheii,  das  Uock  vor  25  Jahren  fällte,  gilt  beute  noch  u. 
noch  mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  Geldbcwcgung ,  die 
Kleinheit  der  massigen  Kasscnvorräthe,  Dank  der  Verbindang  mit  Privaten  u.  mit  der 
Hank,  hind  wohl  in  tra<  bt  zu  ziehen.  Vs^l.  bes.  fUr  die  princip.  Würdigung  u.  die 
Darlegung  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124 — 134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  70,  Art  trös.  payenr»  g6n6r.  u.  Art.  oomptab.  piibl.  N.  118  ff.  in 
Blocks  (liction.  Nibcn  l'OOO  fr.  (iehalt  bezidieii  die  tnsoriers-pay» urs  Tantiemen, 
nach  der  tirOsäC  der  Einnahmen  n.  der  Ausgaben,  bei  jenen  l>.llVa  ersten 
3  HIIL.  dfton  abnehmende  Procente  bis  O.OBV»  ron  den  Summen  Uber  50  MUI.  fr., 
hei  den  Ausgaben  »)25Vo  wn  den  erst<  a  1  Mill.  u.  ebenfalls  abnehmende  Procente 
bis  0.043*",,  von  den  Summen  nher  '10  Miii.  (icsammtcinnahmc  narh  Et.  f.  1SS2  f. 
Uen.einnehuier  522.000  tr.  {{)  Ochalt,  Einu.-Tanticmcn  1.2ü7.b()Ü  fr.,  Ausg.-Tanti«imen 
2.065.500  fr.,  zus.  3.875.300  f^.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Autseinnahmen. 

§.  IBS.  —  0.  Innere  Einrichtung  des  Rechnangs- 
wesens  (Bnchflibrung). 

Da.s  Rechnungswesen  in  der  Kinauzwirthscbaft  hat  zunächst  wieder  dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzelwirtliscbaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
die  nemlichc  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  tbatsächlich  nicbt  nur  auf  (ield- 
bcträijc.  ab»*r  es  hat,  nach  Durclulritii^uns;'  des  treldwirthscliaftlichrn  Verkehrs  in  der 
Volkswirtbscbalt  wie  in  der  Finanzwirthschait,  mit  Ueldsu  mmen  ganz  Uberwiegend, 
vielfach  aQsschHessHch  zu  thnn,  —  und  svar  regdmSssig  mit  Bestand  und  Bewegung 
wirklicher,  aus  Geld  nnd  flrld/.cichen  (einscblieiislich  crcditwirthschafilicher)  bestehender 
Geldsummen,  nicht  bloss  mit  den  Geldwcrtbanscblägen  von  Sacbgdtern  und  Leistungen, 
welche  übrigens  auch  im  Kccbnungswesen  vorkommen  (§  148).  Das  linanzwirthscbaftliche 
speciell  das  Staatsrechnungswi'sen  gewinnt  dann  noch  besonde.rc  Bedeutung  als  Orond' 
Ii;:-  der  Con  trolc.  .\ber  ;ui eh  daraus  ergiebt  sieb  kein  s per  i  f  1  m  h e r  Tiif- i-rliied 
vom  sonstigen  Kechnungswcsen ,  denn  bei  allen  solchen  Einzclwirtbschaiten ,  weiche 
Leistongen,  Güter  nnd  RechtsansprQche  yenchiedener  Personen  nmfliasen,  iro  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  „Mein  iin  l  Di  ia"'  handelt,  ist  das  Bedürfni^s  dei 
(Jontrole  ein  ähnliches  und  bat  die  letztere  ein  entsprechendes  Uechnungswesen  zui 
Voraussetzung  ibrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.  Arten  der  Kechnnng.  Soll-  und  Ist- 
Rechnung.   Das  Recbnnngswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That* 
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Sachen,  welche  sich  auf  den  B  e  s  tand  and  auf  die  V  e  r  ä n  d  e r  a  ogen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegungen)  der  in  der  VerfUgUDg 
einer  Wirtbsohaft  (bez.  des  leitenden  Rechts-  ond  Wirthschafts- 
snbjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindlichen  wirthschaftlicben  Gttter 
(O.  §.  7)  beziehen,  ziffernlässig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  toII- 
ständig,  genau  und  systematisch  „buchfahren'^,  icgelmSssig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Kechnnng.  Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnang  auf  die  In- 
veiitariöir uii^  des  Staatsvennögcns  (§.  148).  Da^  uus  an  dieser 
Stelle  alleiu  näher  bescbättigeude  Rechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsuuimen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwerthan.srhl;?ge  von  SachglUern  und 
Dieustleistungeii)  im  iStaatshausbalt  ziücrmässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht ,  knttpft  sich  daher  zu- 
nächst  an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliche 
Gehahrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung ,  Verausgabung, 
Empfangnahme  Yon  sonstigen  »«Eingängen''  (§.  CO)  und  Bewerk- 
Btelligung  von  sonstigen  „Ausgängen'',  neben  den  eigentitchen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  thatsächlich,  wie  hei  den  li  übcrci] 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachen  stattfindet:  eine 
„Anweisungs buchführung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
,,Kassenbu chftihrung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  Uber  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtem  den  Charaeter  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special anweisnngen  und  auf  die  durch 
lieber  Weisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll- 
ziehung" erfolgten  „General anweisnngen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Ivechiiuugsl'Uhrungj  für  wclciie  der  zur  Vollziehung  llber- 
wiesene  Ktat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanwetsungen, 
die  emptangcncu  (Quittungen  Uber  Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Kandmte  n,  dg^l  Aber  Quittungen,  wekhe  die  Kasse  ertbeilte,  die 
weiteren  Uelegstttcke  bilden. 

liier  vivd  vornemlicli  nur  die  Huchi'uhruug  uud  das  liccliiiuiif^wescii  der  Kassen 
behaodelt  Das  Kachnungsvesen  der  anweisenden  Behörden  ist  übrigens  ganz  aaalog 
eiDzarichleu.  Di»  folgenden  drei  üntencheidangen  können  nnch  hier  gamMJit  tveiden. 

Die  yoilständige  Bacbfnbrnng  nnd  ßecbnnng  der  Kassen  ist 
eine  dreifacbe,  die  „8 oll''- Rechnung,  die  „Ist^'-Recbniing,  die 

„Rest"- Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  au  die 
Kategorie  „Zcit^^  aii^okuUptt  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelüsten  uud  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  ans 
den  der  Kasse  zugegau^^eneii  (ieneral-  und  Specialauweisungen 
sieh  erp^ebendeu  Aufgaben  nnterscliieden  werden. 

a)  Die  80II- Rechnung  der  Kasse  bctriöt  die  Znlcuntt,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Aasgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalanftrag  (incl.  Etats- Ueberweisung)  und  Speeialanweisang 
bewerkstelligen  „soll*'. 

Hier  ist  zonicliat nicht  „Etats-Solt"*  und  „Rechnu  ngs  Soll"  onterschieden, 
vie  öfters  ii^eächicht,  auch  von  Uan  II.  §.  544.  Das  einer  Kaiise  vorlese hriebono 
Etats-Soli  (special isirter  Kassenetat^  bildi  t  elieu  einen  <tt' n e ralauftrag  (§.  12.0  n. 
gebort  damit  zum  Hccbnungs  -  Soll ,  worunter  Kau  u.  A.  nur  „diejeuige  Summe,  zü 
doien  EntricbtUDf  in  dem  Yerrecbnnngszeitraiini  eine  bestimmte  VerblndUcbkeit  «in* 
f€treten  ist"  vi^rstehen,  wonach  vorncmlich  das  aus  Specialanvreisungen  abzuleitondi- 
„Soll**  und  da»  etatmässige  80II  eist  im  Momente  seinee  Sieb- VeririrUichons  hierhin 
gehörte.  Die  Soll •  Eedurang  bildet  immer  eine  VoransehUg^Rochnuog.  Diese 
hit  regelmässig  schon  TOT  oder  im  Beginn  der  Uechnangsperiode  für  die  durch  Goueral- 
inürttr  11  Fa.ü)  überwiesenen  Ein-  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
lier  Summen  aulzustellen  —  der  gcsetzlichon  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Anafingeo.  Dies  „itechnangs- 
Soll"  ist  ilann  zu  ergänzen  in  (ietnässhcit  der  Specialanweisungen  im  Laufe  der 
Ucbahrung,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „^f^ukUnftig"  hin,  daher  ala  Voranschlag. 

Die  practische  Bedeutung  des  „Soll**  far  die  Kaosenrenrnltung  gestaltet 
sich  rencbiedeu  bei  Ein-  und  Ausgän;;«  !) .  bei  gesetzlich  fixirtcr  oder  blo9» 
auf  Verans chl :i !r u  n g en  beruhender  Höhe  beider  uud  bei  f  es 1 1 e r nü n  1  ir  h e n 
oder  auderveiten  Ein-  und  Ausgängeu.  Uaterächciduageu ,  welche  dann  wiodur 
fllr  Recht.  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Gontroleder  Kaioe  wichtig  werden. 

Das  „Soll"  hat  die  BedeiUiincr  eines  pHichtmäsäigen  „Muss"  für  die  Kas>.  Ii.  i 
d«B  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positire  Kechtss&tze  des  Steoerrecht»  und  priratreGhtliche  Venrags- 
beettmmnngen  in  ßetr:u-ht  kommen,  daher  bei  directen  Stenern,  Pachtreoten,  Schuldig- 
keiten aus  Kauf -.  Darlcli<  nscontract  (Restkaufgelder  von  rerjiusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergwerkaproducten  u  dgl.,  fällige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  muss  die  bo- 
tretfende  Samme  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiteti  der  beanftragten  Kaese 
tnn>seri  ;iiidei  iifalls  die  vorgeschriebenen  rechtlichen  Srhritt.;  1  rfol^'t  sein.  Bei  de/i 
Eingängen  in  bloss  veranschlagter  Hohe  (oder  bei  selbst  bloss  verautichlagtem  „Ob") 
end  in  nobestimmten  Terminen  wiid  das  „SoU**  zu  einem  ^"Mmt*  fttr  die  Kasse,  nur 
wenn  and  Soweit  als  die  veranschlagten  Tbatsachen  eintreten.  Ecit  ntsdauii  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  eT»t  fienanntPii  Kategoii«;  ?ou  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ist  regelmäsüig  der  Sachverhalt  bei  indirccteii  Steuern.  Verkehrssteuern,  —  bei  Steuern, 
.«welche  sich  an  einzelne  Tbatsachen  n.  Handlungen  an)inflpf«i'*  (Ftn.  II,  §.  433, 
467  IL)  —  bei  Oebttbren. 

19* 
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Bei  den  AnsgüHgen  anderseits  liegt  ein  „Muss"  für  die  Kasse  nur  vor,  so- 
«reit  ein  uacb  dem  „Soli''  b^andeter  and  specieÜ  als  zur  Zablbarkeit  berechtigt 
erkannter  Anspraeli  7öh  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenflher  erhoben  vird  odof, 
wenn  die«;  nntcrlJ'ji' * .  ;i:ich  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abstattung 
berbelgefiibrt  werden  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte^  Pensionen, 
Bemnnerationen  u.  dgl.).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsscliuld.  Das;  „Soll"  stellt  hier  dann  nach  ein  ..Dirf** 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Höbe  des  Soll  (als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kmc  ist  fUr  Letztens  Tenntvortlidi  lud  die  Gontiole  gegen  sie  moss 
sich  anf  dlesea  Fuact  entrecken. 

b)  Die  „iBf^-Bechniuig  der  Kasse  betiiffit  die  GegeDwart, 
bes.  die  soeben  znt  VergangcDheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlnngen  an  die  Kasse  (^^Eingänge'')  nnd 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung^  (Reallsirnng) 

der  S oii - Kecliiiüiig  oder  das,  was  sich  vuu  dieber  vollzogen  hat 
(auch  „Hat" -Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buclü'uhruug  zu  conbtatireu.  Die  eigentliche 
Ist- Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  vie  die  SoU-Bechniinfr. 
And^ealsin  letzterer  stehende  Zshliingen  auch  an  die  Kasse  (Eingänge)  hat  dentnarb 
rolp^erichti«^  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchou  (s. 
schon  0.  lia).  Die  Soll- Rechnung  giebt  die  Richtung  au,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zn  beiregen  bat,  die  bt-Reehnang  zeigt,  vie  weit  diese  Aufgabe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden 
jnerknngen  über  die  practische  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
nrass  auf  die  möglichste  Ucbercinstiromung  der  Ist-  mit  der  SelT-Becbnang  hingestrebt 
werden.  I  i  r.«  n  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ob",  der  Höhe  und  der  TtTiiiin-j 
bcruheiidcu  Posten  di  r  Soll -Rechnung  knnn  diese  üebcrfinstimmung  aber  bestcnfalles 
iionier  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten,  welche  auf  gesetzlicher 
nnd  mtragemSssigor  Bestimranng  in  diesen  Beetehnngen  berohcn.  hängt  die  virkiUüie 
Einzablunc-  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  von  der  Macht  der  Knsse  ah,  so  das** 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  regel- 
mässig in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist*"  mehr  oder  wenige?  hinter  den 
mSoII**  zarückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  als  anf  der  Aiugangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Termin  des  Abschlusses  der  I^t-I^'l■hnong  (des  socr.  Fi  naIabs^^lns^.^s^ 
nicht  alle  nach  der  Soli -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaus 
erfolgt  find.  Der  onigekehrte  Fall,  da»  die  iHt-liecbnnng  die  SoU-Kechniiog  Qber- 
schroitet,  kann  in  d»  r  Kass.  u- niirlifahnin?  bei  den  Ausgäntcen  rorrect,  von 
irrtham  oder  bA«willigem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der  lat- 
Keehnnng  erscheinende  Auszahlung  eine  ro ransgchend«  AuvelMing  (genereller 
oder  spcciL'IIt  r  Arv  an  die  Kasse  und«  woBigsteus  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Söll-Rechnung,  deren  vorausgehende  Kintragun«:  in  letztere  voraussetzt. 
Bei  den  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durdi  Spccialanwcisun^en 
der  aDweisenden  BebOfde  einer  Kasse  rar  Annabine  zugewiesenen  Einzahlingen.  Nor 
bei  dcnjeni^cü  Ein^f^no-cri .  welrhe  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  anf  Grund 
(ieneralauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  eiiikassirt,  liegt  die  Sache  anders.  b(«onders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingängen,  die  in  WirkUcbkeit  Ja  grösser 
ab  nach  den  Aimchlag  der  SoU^Bechonng  sein  können. 

§.  13o — (').  K es t  rec  h  11  u  11^  und  .)  ahresahschluss.  Die 
Rcst-Kechiiiin^  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Suli-Kceh- 
uuiig,  welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnunir:  noch  au  KiDirän^^cn  ausstehen  („ Act iv"- Reste,  Aus- 
stände"; und  an  Ausgängen  rUckstchen  („Passiv "-iieste,  ^^KUck- 
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stände").  Die  liest- Kcchnung  mü^licbst  umiöthig  oder  gerinju: 
machen,  mnss  das  Ziel  der  Kassenverwaltnng  sein,  dessen  Erreicliiiiii;- 
freilieh  nach  dem  (ieeiagteii  von  iln*  nur  theihveise  abhängt.  Daraul' 
wird  denn  auch  in  den  Kasseniiistrnctionen  als  auf  eine  Ptiieht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  liest -Rechmmg  übertragen  werden  mussten, 
bat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  eiDem  bestimmten  Termine  zn 
effectniren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidnog  der  Jabresdienste  zasaninien.  Die  nicht  erhobenen 
Rflck  Stande  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Kegel 
definitiv  zn  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Prenssen  nnein- 
gelöste  Gonpons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparung,  aoeb  rechnnngsmässlg  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  ktlrzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  für  die 
Rechnung  des  Jahre»,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlaii^en  und  demgemihss  gebucht, 
bis  dabin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  darch  einen 
Termin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest- Rechnung  früherer  oder 
zur  laufenden  Ist-Becbnnng  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  mflssen  dann  solange  besondere  Restfonds  znr  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest-Reebnnng  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  nnver- 
meidlicb,  aber  immer  stOrend  für  den  Haushält,  aueb  Mttbe  und 
Kosten  verorsaebend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  AnfsiebtsbehOrde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  fllr  die  Offcnhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Kestlondö  nach  Abschlnss  des  Jahres,  aus  den» 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  .Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  öchlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  uniiebaam  (§.  144—147). 

In  Preussen  gelten  folgende  Bestünmtingen  (K.-O.  v.  17.  März  1S2$).  Die 

Ausgabun  tiollin  protn[it  in  den  rülligkcitstcrminen  c:cloistct,  alle  AnfonlLriiiig^cii  an 
diu  Kasson  für  daä  laut'uudc  Jahr  inögiichiit  vor  dum  Kai»s<ioabüclilusä  dcääcibuu  be- 
friedigt werden ,  wofanf  die  Tenraltangslieh&rden  zu  sehen  h«ben.  Diejuniiu'^üu  Ans» 
gabefonds  aber,  bei  denen  die  obersten  Yerwaltvngsliebörden  {&\so  nicht 
Hmn  «lie  Knsseri)  ''s  für  nutlii;^:  halten,  werden  noch  ein  zweites  Jahr  FUr  die  Hest- 
auügabeu  otieu  gehuitcu,  aach  üc^üd  Ablauf  aber  dclmiiiv  ge.scbloääcu  u.  die  Bestände 
der  Fonds  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  nocli  votkommenden  Bestans- 
^bcn  müijsen  aus  den  laufenden  etatin  ässigeu  Fonds  mit  bestrini.ii  wenlL;]!. 
£iüe  Auänahme  von  diesen  J3eetiiumuugeii  tritt  bei  etatsmäss.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Hanptrenralt  d.  Staatsschnldea  za  d.  Zinszahlongen  n.  bei  solchen  anderen 
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Fondit,  ,,bci  wdchen  die  ZorUckhaltang  der  Be&tänüe  zu  gewissen  Zwecken  oder  zu 
Verstürttinp;  der  ctatmäss.  Fuiuls  ilcr  folgenden  Jahre  durch  hesondere  Bestimmimgoii 
auädrUckÜck  geuelunigt  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definitiv  abgeschlossen,  deren  Bestlndo  jedoch 
uirlit  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  verausgabt,  ncmlich  bei  der  Verwaltung 
(Ks  lauf  Jahres  in  Kiiinahnii;  übertraercn  ti.  der  Sollausgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gcsctiit  werden.  Aus  sukhen  Restfonds  durfeu  Ausgaben  der  laufenden  Verwaltung 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  12S.  250,  2S2).  Manches  Eigen- 
thUuliche  gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  hei  der  Etats'*' 'vtlüi^anf .  wo  in 
Preussen  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  üesammtkosteu  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grosseren  Bantea,  die  sich  Uber 
mehrere  Jahre  eratreckeu,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt' wird.  Die  nicht 
verbrnnchton  Katen  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  Ubertragl>ar. 
Nur  wird  bei  grösseren  Kesten  davon  wohl  die  neue  Kate  mässiger  gegriflen,  c?cnt. 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eines  endgiltigen  Teraiins  fta  den 
schliesslichen  Ablauf  soh  her  Baurri'()i'f .  die  wolil  öfters  zu  l!ing;ö  offen  gehalten 
werden.  S.  Uber  die  preuss.  Bauluuds  bes.  eingehend  Meissner,  preuss.  Ver- 
waltlconde  I,  !07 — 260.  —  Ausgaben  ftr  folgende  Rechnnngsjahie  sind  nicht  ans 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  uberbMipt  zulässig,  als  Vor- 
sah üsse  zu  buchen  (Best.  v.  1854,  Herrfurth,  S.  2*^2).  —  Zur  Berichtignnir  der 
Ausgabereste  (,wie  auch  zur  möglichst  vollständigen  £in/.iehung  der  Kiunahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihm  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahnsschlnss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (>■.  au»  h  Iristr.  f.  d.  Oberrechenkammer  v.  Der.  1S24.  Meissner, 
Rochn.weseu  I,  TS  U.,  ücrrfarth«S.  280)  sind  prompt«  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  lud  flAr  Beehniiog  desjen.  fitatsjahcs  nachzaireiseD,  den 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstiteln  u.  Thatsachen  angehören.  Beste  dOifen 
in  den  Herhnungen  nur  erscheinen,  wenn  Kendant  n.  V«^rwaltungsbchi^rdc  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  durfeu 
DQT  von  den  Ministerien  n.  obersten  VerwaltongsbehOrden  bewüUgt  werden.  Bei  den 
Steuern  hänj^f  dir  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Sfeuenredife  u.  Stfiirr- 
reste  uuammcn.  S.  darüber  Fin.  Ii,  578,  581).  Einnahmeroste,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinans  in  Ausstand  bleiben,  weiden  immer  als  solche  Beste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmiiss.  Soll  behuts  der  \'ereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Kochnungssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Keste  aus  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist-Recbnnng  giebt  getrennt  an, 
wie  vif  I  \on  beiden  Posten  im  .lahre  oingeknmmcn  n.  am  Srhhiss  iu  Uest  verblieb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Eiunahmesoll  übertragen  wird.  Demgemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rechnungsabschltti»  au%emacht  Deiselbe  kann  anf  der 
Einnahmeseite  rascher  als  z.  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  n.  enthält  die  wirk- 
liehen Eingänge  des  betr.  Jahres  vergliehcn  mit  dessen  EtatssoU.  Dan- ben  zeigt 
die  ßewcgang  der  Iteste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  nächsto 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  ^e  VetachlechteniBg 
(d.  i.  Vermehruns;  eingetreten  ist.    Vd  u.  §  Hfi,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Vervechslnngen  u. 
Iridiflmeni  Anlass  gebende  Untancheidungen.  Die  klarste  Danteilnng  bei  ?.  GsOrniip» 
Budg.  etc.  8.  S2,  Hock  S.  93,  Art.  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  .'ilü.  Im  üecret  von  31.  Mai  1862  Art.       Ui  an  diesen  rdteren 

Verhältnissen  nichts  geändert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h. im  Knien derjahre  sich  rollzieht,  heisst 
annt'c.  Von  ihm  untorscheidet  sich  zunächst  e\'(-ri  i  .  .  als  R.  >  hnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  botreifenden  Kaleudorjahres  zuzüglich  der  Air  Rechnung 
des  letzteren  wihrend  eines  Theils  des  nichsten  KsIendeijahrBS  erfolgenden 
Operationen  nmfasst.  Für  Kcchnnng  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
Heh  noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  .  rnffneten  OHite  eine  soeren 
Materialgebahruug  (ser\ices  du  materiel),  ferner  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
tt.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  (ieldzahlung  aus  den  Stents- 
Ivasi^en .  bis  Kiid«-  Novriiil>er  noch  eine  Einkassininjr  von  Staatsgeldern  stattfinden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  fuhrt  den  technischen  Namen  exercice 
clo«.    Was  an  Aasgaben  dieses  ex.  dos  noch  lesdrt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  f&nf  Jahre  lang  (incl.  des  cxerc.  dos)  in  den  Etat  des  laafenden  Jahres  cinf:rustelU 
werdeii.  Dtrtnf  werden  diese  Dienste  definitiv  geschlossen  oder  gölten  fUr 
abgethan  (exerc.  perimes),  indem  die  ehemaliircn  für  die  betrettundon  Ausgaben 
im  Budget  bewilligtea  Crcdite  nunmehr  als  rerfallen  angesehen  werden,  liestireii 
fleicliwoU  noch  in  recbtsgiltiger  Weise  AnsgftbeTerpflichtongen  des  Staats  ans  den 
:ibgcthanen  Jahren,  so  sind  (!ies<^l!ieri  unter  dem  Xiunen  ..Dionst  dfs  und  des  abge- 
tbanen  Jahres"  ins  Budget  zu  steilen,  roUssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
gaben bewilligt  werden.  So  giebt  es  nlso  eigentlich  H  o<ler  gar  4  „Jahresdicuste"  in 
der  franzöä.  Finanaverwaltung:  1)  lau  f  e  iidcr  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
2)  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  für  dasselbe,  !i)  Dienst  der  pro- 
üchlossenen  Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nach  dem  Schlnss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jabre.  Practiseb  ▼ichtii^  ist  besonders  die  Trennnnf^  des  laofenden  Jfabree  (Nr.  1  n.  2) 
von  dem  Dienst  der  posriil.issenen  Jahre.  Dieso  Untoräclieiilmig:  ist  ..keine  Moss  theo- 
retische oder  priucipieUe,  sondern  sie  wird  in  allen  licchnungcn  der  einzelnen 
Rechn ungslcgcr  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  dnrchgeftihrt ;  über- 
all ist  angegeben,  aufweichen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  ver^^ung^cnen ,  die 
Einnahme  oder  Ausgabe  sich  bozielit"  (Hock,  S.  93,  der  das  rühmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  üebelätand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
abgelaufenen  Jabf»  sieb  so  dw  definitive  Abschhiss  eines  jeden  soldheo  Jahres  unge- 
bnbrlich  in  die  Länge  deht  Vgl  n.  §.  14«,  147. 

§.  134.  —  2.  Die  Becbnnngsbttcher  sind  naeh  Gattung, 

Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnnngsmethode  („Rech- 
nungsstyl")  genau  vorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Rucbflthrung  der  anweisenden  Bebiirdcn)  spcciell  bezeichnet, 
welohc  die  verschiedenen  Bticher  verantwortlieh  zu  lührcn  oder  bei 
der  Führung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typisohen  Bücher,  deren  Erwähnang  hier  ge- 
Dttgt,  sind: 

a)  Die  Tagebücher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
sdehnnng  aller  betreftenden  Becbnnngs-Tbatsaehen  (AnssteUnng, 
Empfang  ron  Anweisungen,  Anszablnng,  Empfangnabtne  von  Ein- 
Zahlungen)  in  ehren ologiaober  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restreehnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Tbatsaehen  vorzunehmen. 

lieber  die  Einrichtung  dieser  BUcbcr  einige  Andeutungen  bei  Kau  Fin.  (I, 
548.  Dieses  Detail  gebOrt  nicht  hierher  ti.  rams  doch  riet  specieiler  behandelt 

werden,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  ?crständlich  Verden 
soll.  Vgl.  f  Weitt-res  Schrott.  §.  15  H",  §  f)T  f!..  u.  die  bctrefl".  Verordnungen, 
auch  die  beigegebeneu  u.  iu  dcu  einschlageudtii  Facliwüikcn  zu  findendL-n  Formu- 
lare (einige  davon  u.  in  §.  135).  Für  Froussm  s.  u.  A.  d.  (lesch.anwcis.  f.  d. 
Ivc^icr.hnuptkassen  v.  I.Juni  1857.  ..Pio  HtjclifLihruni^  ^oscliirlit  in  /.«•."if.ic.hiT, 

ucmlich  in  cbconolog.  u.  in  systemat  Ordnung,  jene  durch  diu  Journale,  diese 
dnrcb  die  Kannale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  nnanterbrocbeDen  Oebersieht  u. 
Controle  des  gesammten  Kassenverkehrs".  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
fiirth  S.  noo.  Die  .Tnnmale  selbst  sind  wiedi  r  verschiedciifr  Arf.  Ilaujtt-,  Neben-, 
L'Dterjournale ,  Kadseabiicher ,  Buchhaltcicijouniale.  Daacbea  kommen  Geschäfts- 
register  Uber  alle  Einläute.  Bchgo  vor,  Notizbücher  für  die  vorläufigen  Ein- 
''rajrnnpcn  ii.  d-jl,  Tti.  Iti  d<'u  Tai^ehüchcrn  wird  der  haar«-  Kassenvorkehr  iztit^Iinch 
/.ar  Controie  gegen  den  Kassirer)  and  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
aeUedan.  Zahlungen  durch  Anncbniing  bilden  zngleicb  ein  EinniJime-  n.  ein  Ans- 
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gabogtisclüft  (angef.  prcuss.  Gesch.auweis.  §.  HS).  Die  Tagebucher  köniieu  vereint 
für  Ein-  und  Ausgänge  auf  2  Scileu  o<l<'r  nach  zwei  (ieldspalten  geführt  wcrdf  tt. 
Aus  deu  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regelmässig  täg- 
lich —  insbesondete  bei  den  Kasaetagebflchem  —  effolfendem  AbscUoss  sofort  der 
Soll  stand  der  Kissc  zu  crsrhcn.  Si'j  ilienen  daher  bei  Vcrgleichung  mit  dein 
lüt- Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamtcu  selbst  &h  (k»utrolinittcl  und  sind  aiu  Haupt- 
coiitrolmittul  bei  den  Kassenrevisionen.  Auch  die  sonst  vorgeschriebenen  Kassen« 
abschlüsao  in  bestimmton  Terminen,  zur  Anfertigung  der  an  die  Torgesetzten 
Behörden  zu  8cnilcnd(»n  Ufibersichten  u.  Ausweise  (..Kasscnextracte")  u. 
der  eigentlichen  licchnuugsabschlüsse  („Finaiabschlü&»e")  erfolgen  zonaclut 
nach  den  Tagobttchem,  ebenso  die  Abliefe  rangen  der  Ueborschtlsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (U<  ber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  Hanptkassen : 
Tages-,  Monats-,  Quartal-,  Fiualabschluss  s.  d.  anjrcf.  Goscb.aoweis.  §.  H7  ff.).  Aus 
den  Eintragungen  der  Tagebttcher  der  Ist-Bechnuug  sind  dann  diejenigen  iu  die 
folgmde  zweite  Art  der  Bftchor  in  der  Ist-Kechnong  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  für  die  Kinzeichnnnn^  aller 
betreffenden  liechnungsthatsachen  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Rubriken,  Vervvaltungszweigeu, 
Etats kapitelu  a.  dgL  Die  Soll- Rechnungsbuchung  erfolgt 
y,nach  den  Anordnungen  des  Wirthsehaftsleiters'^  (Schrott),  also 
im  StaatBbaashalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Rech- 
nnngs-Bachnng  wie  gesagt  nach  den  Tagebttchern.  Fttr  die  einzelnen 
Verwaitongen,  deren  Anweisnngs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special- 
Mannale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder Hanpt-Hannal  übertragen  nnd  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schrott,  §.  22  II.,  71  II.  Kau,  U,  §.  051.  Für  Preussen  bes.  d.  allg. 
Üesch.anwcib.  v.  1.  Juni  1857  1!),  23  fl'.  u.  die  PorniuJare  (bei  Herrfurth  S.  692  IL). 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zcrHUit  nach  den  verschiedenen  Verwalturigcu 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Jl.nijitmanuale.  In  denselben  winl  der  Zustand  i'  d<  r  V-  r- 
waltuiig  u.  jedcb  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Hcsummuageu 
rorgoschriebenen  Ordnung  darirestellt  u.  die  künftige  Rechniingslogung  reriiereitet. 
Die  Manuale  sind  dnhor  nicht  nnr  die  Grundlagen  der  Hechnungen ,  sondern  können 
zugleich  ala  Coacüpto  derselben  dienen"  (gon.  pro  aas.  Auweis.  §.  lU).  In  Preussen 
werden  Specfalmannale  f.  die  einzelnen  etätmäss.  Vorwalt.zweigc  [iud.  der  dazu 
gchi^renden  <  \tr»nrdinären  u.  Nebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  Neben- 
fonds.  über  die  Asscnate  u.  aber  die  VonchUflse  geführt  NiUierea  Ober  die  FOhrang 
der  ^lanualc  eb.  §.  25,  2r». 

c)  K a ssenbcstandsb lieber  („Tresorljuch"  in  Preussen), 
über  Bestand,  Ab-  und  Zugang  (d.  h.  hier:  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  naoh  Geldsorten,  Geldzeichen-Sorten 
nnd  etwaigen  anderen  Werthen  (Gonpons,  Effecten  and  deren  Arten) 
nnterschiedcD. 

PieoM.  Anwela.  §.  67  IT. 

In  den  einzelnen  L&ndero  und  x.  Th.  auch  in  den  rersehiedenen  VenrnltmigB- 

/W4'igen  df^sselbon  Landes  kommen  man  he  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  nach  noch  andere  ÜUcher  für  daa  i^chnungsvrescn  vor.  Die  rcr- 
vickelten  Abrechnungen  der  Kaaaen  unter  einander  reranksäen  auch  in  der  Zahl 
n.  Art  der  Bacher  Dnteischiede. 
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UcbcT  die  &ns8ero  Besch  äffen  hoit  der  Bdchcr  bestehen  re^tdiii.läsig  Vor- 
schriften, welclir  irithüinlichc,  fahrlässige  und  vorsätzlich  unrichtige  Buchfiihrungüii 
hindern  sollen  (Hi •^tiIun^ln«r^n  ^tber  Einliand,  FoÜirnng,  Paginirung,  Beurkundung  des 
Umfangä  u.  Inhalts  ik-r  Ituchcr  durch  diu  Vorgeactzten ,  Verbot  der  liasuren,  des 
Hemusreisseus  von  Bliittem,  Angabe,  wie  allein  Gorrectaren  vollzogen  Verden  dürfen 
und  dcrgl.  inrlir.  in  Preusscn  hat  z.  B.  d-r  Kassenrath  das  Foliircn  des  Haupt - 
jounulä  u.  des  eigentlichen  ivasscubuchä  spcciell  zu  coutroliren  iL  vor  dorn  Gebrauch 
der  BQcher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blfttter  oder  Seiten  mit  Namens- 
Unterschrift  zu  bescheinigen.    (Jcsch.anw.  v.  1S57  §,  19). 

Die  innere  technische  E  i  n  ri  c  Ii  t  ti  n  g  der  Bücher  und  die  Buchfiiliruni^ 
in  ihnen  ist  ebcufalb  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  crforderliclie  Anzahl 
Verticalsi':ilt*:n  .'ing:et}ieUt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorie  des  Einzutrageini':! 
mit  dem  bctreltcudcu  technischen  Kamen  bencnnea  und  iu  die  dann  in  den  hori- 
zontalen linien  die  erforderlidien  Eintragungen  nach  der  ehronoL  oder  sy>temat 
ßeihenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
um  (icMwerthe  liandflt  ein  Zusainmenrerlinen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Verticalspaltcii  sind  daher  Za hl eusi» alten  und  zugleich  Geldspaltcn  der  Koch- 
ttongen.  Mitunter  werden  diese  selbst  doppclspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
einzelnen  Posten  einer  Katcv^orie,  :/.  11.  links),  dann  für  die  Summe  dieser  Posten 
(rechtä).  Daucbcu  kommt  wohl  bei  einzelnen  Kechuuugcu  noch  eine  Einschubspalte 
.innerhalb  der  Linie,  intra  lineam*\  „vor  der  Linie,  ante  lineam'*  for,  für  Ein- 
trafongeu,  die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlenspalten  unterscheidet  man  unter  den '\'erfiea1sp:Tilten  <1  rd n  u  n  trs spalten  fttr 
die  EiiUiaguag  der  laufenden  Nummer  der  licclmung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
trefiende  Nummer  des  correspondirenden  Buclis,  meistens  links  im  Anfang,  bei  den 
systematischen  IvefhnnnL'-rn  für  die  Bczeiclinnn;r  der  Abtheilung  oder  Nummer  der 
Kategone  (z.  B.  des  Eutsj;  dann  Boneunungsspalten,  worin  das  Nähere  Uber 
tUe  einzelne  Eintragung  (Art,  Urstache.  Dmst&nde  etc.)  angegeben  wird,  ferner  Ver- 
w  i  ingsspalten,  die  zu  den  Ördnuntrssjialten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
aiit  andere  Blicher  enthalten,  sonst  al)er  auf  die  Belcpstiu^ke  u.  dgl.  verwfisen.  S. 
Kau  II,  §.  54ü.  Nahcrea  in  den  theoret.  u.  pract.  Werken  über  Rechnuagswcien, 
so  Schrott  10,  17,  29.  Die  Kftpfe  der  Sl)altcn  richten  sich  natürlich  nach  den 
Tliiehem  ti  den  EinfrasrtJn^rcn ,  daher  hier  ^vie  in  der  Spaltenbildung  gewiss'  V'er- 
scbiuduuhuiteu  bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  ilauptbUchcru,  den  Journalen  der 
Vorsteher  v.  den  eigentlichen  KassenbUchen.  Folgende  Beispiele  ans  den  prcuss. 
Formularen  für  die  Bilcher  der  Kegier.hauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
zu  bemerken,  dass  die  hir-r  des  Haunies  n-t'trfn  vertiral  von  oh.-n  nach  unten  ge- 
stellten SpaltenkOpfc  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lusun  (nkr  zu  verstehen 
sind  (Ähdrack  der  Fonniilare  bei  Uerrfnrth  S.  690,  692.  Nr.  II.  III,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Tm  Abschnitt  .i,  §.  1 IR  u.  U7  ^über  die  Methoden  des  Kechnungsabschlusses  u. 
iilt-  r  Absolutorium  u.  Indemnität  linden  nneli  '  iiii  weitere  Ausführungen  über  den 
iu  den  §.  132  11.  bchaudclteu  (jcgen»tanii  statt,  nut  specieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahrraal^chluss  der  Staatsrechnang  n.  auf  dessen  F^rledigung.  S.  bes.  am  Schluss 
V.  §.  147  die  Schemata  des  [>rcuss.  Kechnunix-^aUsehlusses  lur  den  .Tahresdienst  in 
den  „üeberaichten  der  Staat&eiJinahiuca  u.  Ausgaben  mit  dum  I^achweis  doc  Etats- 
aberschnltvngea  n.  s.  w.** 
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§.  135.  —  3.  Der  Ii  c  e  Ii  n  ii  u  g  s  s  t  y  1.  Ii  insichtlich  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  Bucht'Ulminj^  oder  hinsichtlich 
des  sopren.  Rechniiugsstyrs  wird  auch  im  Ixechniings-  und 
Bnchriiliriniirswesen  der  Finanzwirthschal't  die  soi^^en.  einfache 
B  u  e  Ii  1  ii  h  1  u  n  i;  (Recimungsstyl  in  einlachen  Ponten)  oder  der 
Cameralstyi  und  die  sog.  doppelte  Buchtührung  (Kecbnangs- 
»ty\  in  doppelten  Posten,  „doppische''  Verrecbnnng)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  untersebieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderangen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
so  wie  sie  vorgehen,  nemlieh  als  Eingänge  nnd  Aasg&nge  (Zu- 
und  Abgänge,  Einnahmen  nnd  Ausgaben);  entweder  ebrono- 
logisch,  wie  in  den  Tagebttchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hanptbticbem.  Dtn^b  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Sub- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  crhiilt  man  das  Ergeh niss 
der  erfolgten  Veräiidcningen.  Geldrccluaing  und  Sachrecbuiuig 
werden  getrennt  geführt.  ;Soii,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein-  und  Ausgänge  bestehen  tlieils  in  wirklichen  Rcvegungen  der  üeld- 
fondü  der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  aul  Ue*'hnung  andrer  Kassen  (Gommissions- 
geschäft),  tbciis  auch  hier  in  finglrtco  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kissen  aber  auf  Ivcchimiig  der  bctieSeDden  Kasse  erful;::' nden  Ein-  und 
Ao^'fränjre  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  („Zahiunsri  u  duri  h  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einuahmc-  u.  oiu  Aasgab^escbäft'\  s.  o.),  und  indem  femor 
nacli  dem  Gnindsatz  der  Brnttereehnungr  die  Betriebe-  und  ErfaeboDgekeeten  einer 
Einnahme  oder  sonstii^e  Aushalten,  welclic  von  den  an  die  Einnahmt'kass»'  abzufilhrcndon 
l'ebcrschtlssen  gleich  abgegangen,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  siaü, 
doch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (prouss.  InetT.  r*  18.  ÜfiC.  1824 
t  d.  Obemchenkammer     5,  gleicJie  Bestimm,  in  Oesterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchftlhrung  wird  „jeder  GeschafUfafl 
(ciiizutiiigeiide  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistunp:  aufgefasst  und  dargestellt"  und 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
^lal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor"  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  LeiaUingeii 
nnd  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  za  einander  in 
das  Verbältniss  Ton  Geber  oder  Gläubiger  nnd  Empfänger 
oder  Seb  nid n er  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zablnng)  ersebeint- 
bei  jenem  als  Gntbaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Seb  uldigkeit(Soll,  Debet).  Wo  sieh  die  in  Geld  angeschlagenen 
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LeiBtangen  und  Ge^nleutnogen  bis  zum  Zeitpnnct  des  Recbnnngs- 
absoUnsses  (der  BilanzsiebtiDg)  niebt  ausgcglieben  •^baben,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zn  Gunsten  des  Einen 
nnd  als  Sebald  zn  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posteu  doppelt  ein- 
getragen wirdy  ein  Moment,  das  für  die  Controle  der  Richtigkeit  dient. 

Wo  es  sich,  wie  im  gewölinlichen  wirtUächafüiciien  Verkehr,  daher  Ixsönikrs 
ünter  Kaaflcutcn,  wo  diese  Kechnungsmethode  die  übliche  ist,  um  die  Leistungen 
und  Gcgenleistuugen  wirklicher  verschiedener  Personen  (selbständiger  Rechts- 
snbjecte)  handelt,  hat  es  auch  die  doppelte  Buchhaltung  mit  unmittelbaren  Keali- 
taten  zu  tbun.  Aber  zahlreiche  Fiutioneu  mU&sea  dauebeu  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  ^e  PersonificAtioD  der  elnzelneii  Abth^hmgen  der  einhdtUclieti 
Wirthschaft,  für  deren  jede  dann  eine  besondere  ßechnung  („Conto")  geführt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gcgrcnleistungen  dnr«  h  die 
doppelte  Buchhaltung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  Wirthschaft  als  tine 
eigene  Person,  getrennt  Fom  Eigttithttmer  (Leiter)  uijsefasst  und  die  Beziehungen 
zwisf'hen  ihnen  anch  als  Leistungen  n.  Gegenleistungen  gubiichf.  Soüdt  besieiicn 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirter  Personen.  Jedes  Gouto  hat  zwei  Ab- 
theilangen,  linb  für  du  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  Y$h  aber 
beide  Style  Hau,  Tin.  II,  §.  ÖV.),  .'50.  Schrott,  §.  18,  14,  66.  An  hdSi  lohnt 
tfich  obige  Darstellung  in  einigen  Pancten  näher  an. 

Die  Doppel  buch  h  alt  un  g  ist  demnach  die  vollständige 
Darstellung  der  V  c  r  Ii  ill  t  n  i  s  s  e  zwischen  einzelnen 
Tcrsonen''  (wirklicher  nnd  tingirtcr),  „der  Camcralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbaa  der  Kechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  VerwaltnngBStolle  (Kasse) 
bringt''  (Ran,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  aaeh  im  Staatsreehnnngswesen. 
Der  Gameralsfyl  ist  der  ältere,  yerbreitetere,  in  Dentsohland  nnd 
Oesterreieh  fIbUehe,  —  mit  einseinen  Versehiedenheiten  nnd  manchen 
erhebliehen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Gameralstyl'*.  Die  doppelte  Bnehftthrung  besteht  namentlioh  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  VorzU^g^e  und  Mängel  und  liüljen  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft und  im  i)ractischen  Leben.  Die  Gründe  ftir  den  verbesserten 
neueren  Camern  Ist  yl  (Iberwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  St  vi  i6t 
im  Staatsrechnuugswcsen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
derjenip^c,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthschatt 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verk^rswirthsohafl,  znmal  von 
dem  Uandelsontemehmen,  am  Meisten  entsprioht 
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DeDti  bei  einem  giOBSen  Theile  der  (iebahningcn  im  öifeiitlielieii  Haashalte, 

urelohe  goHurht  wenien  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Lcistiine»»!)  an  den  Staat, 
deoea  (iegcnleistungcn  Oberhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  ililfc  von  Kictiooen, 
beRchenbire  GegVDletstnnjBron  des  Staats  an  die  LeisteBdea  entsprechen  (so  im  Stener- 
▼escn)  und  ebensowenig  umgekehrt  um  Lcistuiifren  des  Staats  ;ui  Dritt'',  denen  solche 
Uuchungstahige  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte,  Pensionen). 
Sehr  kunstliche  Fictionen .  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  mtlsseo  hier 
bei  Benut2ling  der  doii]ielteli  Bttrhftahning  im  Staatsrechnungswc^i  n  ^n  inat  ht  weiden. 
Die  Sif  hcning  des  Uerhuungswescn  iMv.niili«  Ii  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
aosreicheader  Controlo  gewährt  aijer  auch  der  verbesserte  Gamcralstyl,  wie  deutsche 
Erfabmof  lebrt 

De  Iii  nach  vcrdieut  in  den  Staatsrcchnungcn  der 
Regel  Dcach  der  Cameralstyl  den  Vorzug  (Kau  II,  i5.  aüOj. 

Zu  demselbeu  Resultat  gelangt  Schrott.  S.  350.  „die  Anwendung  der  DojJiiik 
sei  für  die  liegicraugswirthscbaft  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  die  rubrikenweise 
An&eigaog  der  Selinldigkeit^n  q.  der  Rückstlnde  eine  vesentitcbe  Bedingung  einer 

guten  Wirthschaftr^loitnng  sei."  Auch  v.  Malrhus.  Tin.  II,  l."5*t  hnt  nberwie^end 
Bedenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedcniaUs  nur  mit  Moditioationen 
anwendbar  sei.  Misslungener  Versuch  im  IS.  Jahrh.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi- 
firationoii  scheinen  auch  in  Frankreich  zu  bestehen  (Ürdonn,  v.  1 1.  Sept.  Doch 
nihmt  nnd<'rseit;i  Hi.ek  die  Methode  grade  nach  den  franzi^'?.  Erfahmngen  S.  !»7), 
mit  Bezugnahme  aut  Beispiele,  die  aber  kaum  uubedingteu  Werth  in  der  Frage  haben. 


4.  AbscliDitt 
J^m  Coutrolweseu. 

S.  o.  §.  SO  Uber  die  H  Arten  der  Controle,  was  hier  weiter  auszuführen  ist 
Der  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
u(»thigtu  aber  dazu,  Eiiuelues  auch  bezUglicii  des  Controlwesens.  namentlich  die  eigent- 
liche Kassen  controlo  mittelst  der  Visitationen  vl  Rovislonen  r§.  129)  sehen  dort  zn 
t>ehandeln.  .I*^tzt  erübrigt  hier  von  dieser  erste  n  .\rt  der  Confrohs  no(  h  die  11- 
sprechung  der  eigeotlichen  Kechuungscontrole  uud  der  Jvasaeo controle,  soweit 
diese  zn  gl  eich  Beclinnngsrontrole  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vuriienierkungen  zu  den  Tori>;cn  Al»äi  hnitten,  S.  219  u.  253,  speciell  v.  Jacob  Fin.  II, 
§.  1316  11".,  v.  Mal.  !.(!s  liu  11,  159  11.,  Kan  Fin.  II,  §.  557,  Stein  Fin.  II, 
113  U.,  Leroy-Buauiicu  II,  1.  1,  ch.  3,  bes.  v.  Gzöru  ig  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w.« 
wo  diesem  Gegenstand  l»ei  jeidem  der  bduuidellea  Staaten  b^ndrc  Aofmerlcsamkeit 
geschenkt  n.  derselbe  zum  S^hln^s  S.  in:?  t!".  vergleichend  behandelt  wird  die  Schrift 
wurde  Jündc  1S65  veröUeutlicht.  enthält  abo  u.  A.  die  neuere  £ntwicklung  in  Preusscn 
noch  nicht).  Das  Beste  auch  in  vergleichender  u.  priDcipieller  Bebandlong  leistet  wohl 
die  anoDynic  Arbeit  „Ueber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rdcks.  auf  das  Deutsche 
Reich".  2  Art.  in  d.  Tiih.  Ztsrhr.  R.  :i2  u.  :i3  (1S7U  u.  TT),  der  erste  mehr  principioll, 
dann  näher  eingehend  auf  Preus»cn,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
virtig«a  Gesuütang  der  Rechnongscontrolc  in  Franlcreich,  Oesterreich,  BiSem,  Beipen, 
eine  jrule  Erizänztins  der  älteren  Sihrift  v.  Czurnii^'s,  ferner  oin.^  nähere  Dar- 
stellung der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  parlamcntar.  Yerhand- 
longen  Uber  Etatsgesetz,  Itechnungs-Oontrol-Gesetz  u.  s.  w,  im  Deutschen  Reiche. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lang  des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  StandpUBcte  aus  bei  ächrott,  Yerrechn.- 
wis6.  g.  123  £,  154  If,  m  tf. 

Die  ftnanztecbnische  Seile  des  Controlwesens  ist  augenfällig  und  aucb  in 
der  administrativen  nnd  in  der  Staatscontrolo  dettflieh  sichtbar.  Aber  hier  tritt  iloch 
als  das  noch  bedcotäamero  Moment  das  staatsrechtliche  u.  politische  hervor. 
Daher  denm  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten''  und  seit 
dem  fJebeigang  der  absolaton  in  die  constitalionelle  (u.  ovontucll  parlamenlariscbe) 
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Staatsform  ein  lebhufter  theoretischer  u.  praciisch-foliti>('hi'r  Streit  über  die  Controle, 
besondert»  ub<:r  die  Staatscontrole,  deren  Vcrhältnis6  zur  \  orraltuiigscontrolc,  tlber  die 
Ornne  oder  das  Organ  zur  AuslkbaD^  dieser  Controle,  Uber  die  staatSNchtliGlie 
Stellung,  Bildung  u.  Zusaminensetzang^.  Punction  besonders  dos  obersten  Cootrolorgmns 
^„oberster  Jiecbiiungähof'\  „Oberrecheuk&juinei'',  cour  des  comptes),  Uber  das  Ver- 
hiltnisii  dffiselben  zur  Kegioruug,  zu  den  oberston  YenraltungsbdkAnlen ,  (Minisferien, 
Üeber-  oder  Neben  -  oder  Ein-  und  Unterordnung:  ili  s  Kechnungshofe  gegenüber  der 
Ministuii'  ii),  über  die  dc8  Kcclinmi^shui's  zum  Parlament  ii.  d^l.  m.  Die 

ücschichte  u.  Ulkt  geltcudc  iiucUt  d«is  Gontroiwesens  Verden  hier  zu  einem  wichUgen 
Gegenstand  der  aUgemeinon  Verfaasmg«-  vnd  Vervaltnngsrm^htB- Geschichte  vl  des 
lii  bfi'hcnden  Staats-  besonders  Ycrfassiingsrechts,  wie  os  ähnlirh  roin  Etatswesen.  der 
Etats-  und  SteucibowlUiguug  gilt.  Die  heutigen  positiven  JBaurichtungca  der  i:>taateu 
anf  dem  Gebiete  des  Gontroliresens  sind  daher  das  gemeinsame  Prodnct  finanx» 
technischer  Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhaii>halt 
der  absoluten  ^lonarchie  0^.  Jahrh.)  zeigtLii  un  l  rn<'hr  oder  weniger  genüg:entl  durch 
die  damals  gctrotrcneu  Einrichtungen  botriedigt  wurden  (Preussen)  —  ond  pol itib eher 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Gonseqnensen  des  geltenden 
öffentlichen  Kechts.  Für  diese  Suite  des  Gegenstands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift«  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  auf 
den  genanntoi  Aoftatx  in  d.  TClb.  Ztscbr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „Tcrgleichenden 
Öffentlichen  Recht",  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Panrt  rLL'f!ni"i-,sig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Dc-utsche  Heirh 
anf  V.  Bönne  (|.  Labaud,  für  Freussen  auf  Könne,  für  Baiern  auf  Fdzi, 
ftr  Vtrtem borg  jetzt  auf  Sarwey,  Air  England  anf  Gneist,  fikr  Oesterreich 
auf  ül brich  u.  s.  w. 

Melur  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatliehen  Finauz- 
wilthschsll,  wenn  auch  unter  BerQcksichtigung  jener  öffentlich  •  rechtlichen  Seite  nnd 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Controlwesen  in 
den  monograph.  Arbeiten  über  den  Staatshauslialt  ein/elnnr  Staaten  behandelt.  S  liber 
Frankreich  v.  II  ock.Kap.  3,  bes.  III  H.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Beauiieu 
a.  a.  0.  II,  L  1,  ch.  3,  Block*s  dict.  Art  coraptabilit^  pnbl.  n.  oonr  des  comptes, 
fCzörnig  a.  a.  O.  S.  IT.,  Tllb.  Zt><  hr  1S7T  S.  -II  fT; ;  über  Oest.Tr.-i.h 
Blonski  II,  35b  il'.,  364  U.,  Dessary,  Fin.ges  künde  §.  122,  123;  ttber  Bayern 
Stockar  r.  Menforn-Hock,  §.  6S.  C9.  113  H.  u.  a.  m.  passim;  ttber  Wttrtemberg 
V.  Kiecke  Verfass.  n.  B.  w.  Wtirt.s  S.  163  u.  pas-s. .  uber  Baden  Regenauer  a.a.O. 
§.  13 — 15.  Für  Preusscn  fehlt  'ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art.  S.  dafür  v. 
Könne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Uberrechenkammer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  2G0. 
f.  d.  legislat  v.  Terordn.material  Herrfurth  a.  a.  O.,  bes.  Abschn.  n,  8.  IS  ft^ 
Meissner  Kechii.wesen  I  u.  II.  reb-^rsirht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Contrulr-N  lifs 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I,  IIU — 124  ikaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole" ,  des  französischen  u. 
deutschen.  Dass  sieh  so  nicht  genau  schematisircn  Ifisst  Seigt  d.  Aufs,  in  d.  TQb> 
Ztsobr.)  —  Daten  ttber  wiebtigere  Gesetze  u.  Yerordnnngen  nnten  in  den  Noten. 

§.  136.  Einleitnn^.  Die  Lehre  Tom  GontrolweBen  bat  yor- 
nebmlicb  drei  Pnncto  zn  erörtero:  die  Aufgabe,  die  Organi- 
gation,  die  Ansfübrnng  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanzwirtbsebalt 

ist  znnHchst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezUg^licben  Tbat- 

sarberi  duiilher,  ob  und  wieweit  die  zu  l'ordernde  Lehercin- 
R 1 1  III  III  11  n  g  der  Zablungsanweisungen ,  der  Kecbnüngen  und  der 
Kasstiibewe^nng  und  Kassenbe.^tünde  mit  den  Nonnen  besteht, 
welclu'  l'Ur  diese  Gebiete  im  geltenden  aligerneinen  lieebt,  in  be- 
suudereu  Gesetzen»  im  Etat  nnd  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 
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DDDgen  der  eompetenten  Organe  der  ToUziehenden  Gewalt  aafgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  daza,  diese  Uebereinstim|niing 
mKglichflt  Bicher  zu  verbürgen  und,  wo  sie  fehlte;  sie 
wieder  berbei%nftthren.    Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 

in  verschiedener  Weise",  eventuell  unter  Mitwirkung  \  i  rschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  sehon  (t?.  80j  unterschiedenen  typischen 
Hauptarteu  der  Contiule,  die  Rechüungs-,  die  Vcrvvaltuugä- 
uud  die  btaatsconüole. 

IL  Die  Organisation.  Dabin  gehören  die  Fragen  ftber 
das  Verbältniss  dieser  Controlen  zu  einander,  über  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  AnsÜbnng  durch  verschiedene 
oder  zum  Theil  auch  durch  die  nemlieben  Organe,  über  die  Stellung, 
Einrichtung  und  Competenz  dieser  Organe,  über  deren  Rechte  und 
anderseits  über  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
Beamten. 

III.  Die  Ausführung.  Hier  bandelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Coutrole  der  drei  verschiedenen  Arten  vor- 
genommen (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  veri'olgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

Natürlich  bestehen  hier  W  echselbedingungaverhältn  iäsc:  nach  der  Auf- 
^abü  ist  die  Orgauisatiou  eiiizuricliten  uud  eine  beHtimmte  ( (rganisation  bedingt  wit-iicr 
die  Art  der  LA^ung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Urganir^ation  die  Ausfahruug 
und  viTlaiigt  I  iiio  bestiiütnti-  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausfiihrun^.  Aber  der 
beherrsch»^ndc  Ilauptpunct  ist  ilocli  dnr  rorangestellte ,  die  Aufgabe,  den  gen. 

Aüfk.  Uber  den  Kechnung^ihof  in  d.  Tub.  Zbcbr.  B.  32,  S.  480  fl.,  dessen  sachkundiger 
DaiBielliiDg  bier  mehrftch  (in  §.  1S7  in  einzelnen  Sitzen  beinahe  wOrdich)  gefolgt  wM. 

1.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialiairt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Gontrole,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skixzirt  worden  ist 

A.  Die  Rech  nun  gseontrole  (Gontrole  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  scbtiesst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
frflher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Kassencontrole*' 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  AVeseu 
davon  /ai  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vorneraiich  die  Uebereinstimmung  der  Kassen  bestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegnng  geiUhrten  Büchern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rcchnnngsmUssig  nach- 
gewiesenen Kasseubeständc  prflt't  und  sich  eventuell  sonst  aat  die 
Fabrang  der  KassengeschUfle  u.  dgl.  erstreckt ,  sie  ist  also  recht 
eigenilicb  eine  Controle  der  Kassenrerwalter.  Die  Recbnungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Yerrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassenverwaltcr  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrecbners  gerichtet  Sie  prttft  dann  vor  Allem  die  Rech- 
nungen ttnd  »war  nacli  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Richtigkeit  des  Calettls,  in  der  Rechnung  seihst/  in  den 
Betlagen  und  den  Belegen  (,,calculatori8che''  Controle  oder 
Revision),  sodann  nach  der  Richtigkeit  der  in  der  Rechnung  vor- 
getragenen Ziffern  und  Thatsachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  daxu  gehörenden  Nachwoi^e,  endlich  uach  der 
Einhaltung  der  für  die  Rechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  bezüglich  der  Rechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  lUh-c  („tormellc"  Controle).  Die  Kassen - 
und  die  Rechuuugscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behörden  und  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practisohen 
DttrcbtUhruDg  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  calculatoriscbü  und  die  iurinelle  Tontrolu  siud  an  sich  am  Kinfaclisten, 
setzen  alu  r  terlinisch  geschultes,  wesentlich  dem  Sul>alterudienst  angehöriges  Personal 
voraus,  d.w  hinsichtlicli  der  Zurcrlibsigkrit  seiner  (!ontrullcistuugea  selbst  wieder 
einer  t'ontrole  durch  höhere  Orsi^ane  untcncugon  werden  iinsSf  6?eiilDcli  durch  die* 
Sellien,  an  die  «s  F.ille  der  Bcnnstinfltnis*  der  Kci-Iinini'^en  zunächst  zu  leiten  li.it. 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  (Controle,  in  welcher  es  sich  u.  A.  besonders  um  die 
Prttfong'  der  Debcreiitstimnmu^  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Bechnungs- 
bUchern  beurkundeten  Durchfuhrung  Seitens  der  Kassenrerwaltung  handelt.  Die 
Zuverlässigkeit  dieser  Controle  muss  besonders  durch  eine  zwerkniässi;^!' Organi^aHiJH 
des  Goutroldienstes  verbürgt  werden.  Sic  steht  von  den  drei  einzelnen  Theilcu  dt  r 
Rechnungscontrolcn  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nichster 
Beziehung  und  W'-nii^-stenfi  sie.  wenn  ni^  lit  aiieli  die  Ikiden  ander. >n  TbdUo,  erfolgt 
aui  Besten  ir!  ei  c  h  ze  i  li  ir  und  durch  di''SeilMMi  < 'r^ane  mit  ilit. 

Ii.  Die  Verwaltungscontrole  weiuUt  sich  im  Unterschied 
▼on  der  Kassen-  und  Recbnungscontrolc  nicht  gegen  die  Kassen- 
verwalter und  Vcrreehner,  welche  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufhrägen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausfuhren,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  AaftrSge 
ertheilen,  —  gegen  die  y,anweisenden  Verwaltnngs- 
bebtfrden"  (ordonnatears).  Hier  soll  die  gesetz-,  etats-  nnd 
Terordnungsgemässe  AnsQbnng  des  ünanziellen  An  Weisungsrechts 
znnKcbst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismns  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltungshicnirchie  hiii-siehtlieh  der  unter 
geordneten  gegentlber  der  vorgeordneten  Behörde  constatirt  werden, 
bis  Liiijuif  zu  den  oder  der  leitenden  olicrsten  Hehörde  (Ministerien, 
bez.  Fiiianztiiiiiisterium),  in  Stnntcti  ohne  \^llksvertrctung,  wie  in 
der  absohlten  Monarchie  bis  hiiiaul  uun  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  .Spitze  auch  der  Verwaltung.  Die  Vcrantwortiichkeit 
jeder  anweisenden  ßehürde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenüber 
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ihrer  vorgesetzten  Kebörde  znr  Geltung.  Neben  der  Oontrole  der 
Recbtmäsaigkeit,  d.  b.  der  Uebereinstimmnug  mit  den  Geeetzen, 
Etats  y  VerordDimgeD,  kann  nnd  soll  es  sich  in  der  Regel  auch 
zDgleieh  um  eine  Controle  der  finanzwirthscbaftliehen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ansgabe-,  Einnahme- 
nnd  VermOgensverwaltnng  bei  der  Verwaltnngscontrole  handeln, 
ein  Ptuet,  auf  welchen  die  Oontrolorgane,  besonders  das  oberste 
(ObeiTechenkamuicj)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lässt  sich  mit  dem  gQü.  AufiiS.  in  d.  Tüb.  Ztsclir.  (ß.  ü2.  S.  482) 
vieder  ein  drei  lach  es  (iebiüt  der  Yciv.coottole  aatocscheidcn :  dasj.  der  Eionahmcu, 
vo  «B  Stell  neben  der  ReelitiDlssigfceil  des  YwUhsem  vm  die  Pniftuiff  der  Tollstiodigen, 
aber  dock  aucli  richtig  massrollen  AasoUtzuo?  der  Einnalimei|ucllea  und  uui  dio  Fra^e 
von  Verbesserungen  bei  der  Benützung  baudelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  dif 
Vorschriftimüssigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  VerfalireQs  bei  der  Erwerbung,  Bewirtli- 
schaftung  und  Veräusserung  ztt  CQlitrolireu  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben, 
die  Autorisation  zu  deren  Leistuni^  w.  Anwi  isung.  die  Zwcrkmrissigkeit  i  ^'r;rwendung 
u.  die  Spaniamkcit  bei  der  Bemessung  8acbc  der  Verw.coutrolo  ist.  Das  Etatärcclil 
konmt  ImiI  dieser  Controle  besenderB  für  die  AnsgAben  in  Betracht,  Nor  wenn  die 
untergcordnoten  anweisenden  Beliördea  sich  streng  inneihall«  des  Etats  halten,  ist  für 
die  ganze  Finanzrerwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  ft"Uher  erwähnten  strengen  Vorschriftea  wider  EtatsOberschrcitung,  welche  letztere 
einer  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  rorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Rf^hnide  ire-itattet  ist,  wobei  rei)ersclireifungcn  des  üesauuntctats  der  lot/teieti  wi^-dcr 
die  Zustiinmuug  des  Einauzmiiusteriums,  bez.  des  (iesammtministeiiüms  und  Staats- 
oberhaupts roruiseetzea.  Gegen  diese  Vorschriften  rersfessendo  oder  anch  solche  zwar 
bemängelte  Anweisungen  der  Verwaltun','>ibehörden,  deren  Bcmängolunirei»  jedoch  nicht 
im  frUhoreu  administratircn  Instanzcnzug  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  <iegcn- 
stand  der  Staatscontrole  gegenüber  den  obersten  Yenraltangsbchörden,  welche  fiir  die 
nieht  ToxadiTlflaDillsajgen  HawUnngen  ihrer  onteigeordaetea  Behörden  versntwortiich  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  duii  grade  die  Verantwortlichkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangclegcnbeit  practiscli 
wirksam  machen.  Sic  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
speeiell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
ZQ  prtifen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  nnd  verordnnngsmässig, 
CTentaell  anch,  ob  hier  Uberall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
m9gen,  im  Gebiete  der  Einnahmen  nnd  Ausgaben  verfahren  worden 
ist  EHe  Staatscontrole  soll  namentlich  die  U  e  be re  i  n  s  tim  m  n n  g 
zwischen  Voranschlag  und  Ansfllhrnng  des  letzteren  prüfen 
nnd  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begrlindnng  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebalirungj  mitbin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  Ktatsilheröcbrcitungcu  und  Ver- 
Iet/,ungen  der  gesetzlichen  Bestimniungeu  des  Etatsrechts  bczitglicb 
der  l  ebertrai;ungeu  (^.117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant 
wörtlichen  Organen  fordern  und  die  ertheiltc  Begründung  beurtlieiien, 

X..  Wacacr,  Financwi«i«<iuicit«rt  |.    :i,  Aull.  20 
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unter  Umstäuden  darüber  entacbeideD,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängelungen  zur  Kenntniss 
nod  endgiltigen  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
faMungsstaaten,  der  Volksvertretung  bringeiii  eventaell  zugleich  mit 
emem  Berichte»  weloher  eine  Kritik  der  gesammten  FinanzTerwaltimg 
Tom  Standpnnete  nicht  nur  der  Vorscbriftemfissigkeil^  sondern  aneh 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  ttber  einzelne  Wahr 
nehmnngen  kritisch  referirt 

Ihre  wahre  liedcutiiiig  hat  die  politische  oder  Staabcontrole  allerdings  erst  iii 
anaer^r  Zeit  der  TerfassmigsniHsäigen  Finanzrcrwaltung  erlangt  und  iliro  principifllt* 
rntcr^c  heidung  von  der  Vcrwaltungscontrole  ist  t-benfalls  erst  ein  £rgebnis!>  der 
ncoerea  politiscben  Doctriu.  Doch  gebt  die  auch  bei  Stein  dorchkUngeade  Auf- 
faasuii;  zn  weit  ab  ob  pracdsch  und  principiell  errt  im  VerCusnngsstute  mit  VoUn- 
v-  r(retnng  von  einer  eigentlirhen  Staatscontrolc  zu  sprechen  sd.  Eine  solche  ist  rocht 
wulil  <tuch  in  der  absoluten  Monarchie  gcgf'nüher  dem  Monarchen  selbst  für  die 
Vcrwultungschefs,  die  Minister  U.  spccicU  fur  den  i'iuauzuiiaister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Pnossen,  Oesterreich).  Die  Stwtacontrole,  welche 
f5.'ansfanduti^r<'n .  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  vr.  an  die  Volksvertretung  leifet. 
ist  keine  von  jeuer  anderen,  älteren,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  spedfiflch  rerKhiedene,  sondern  nur  die  folgerlcbtiKe  Ans-  und  Umbildonir  dieser 
üUeren.  im  Zusammonh  ino^  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  •  onstitutionelle  Monar- 
chie. Meistens  eine  principiell  bedeutsamere  und  practisch  worthvolli  re  ist  sie  freilich. 

IT.  —  §.  138.  Die  Orj^anisation  der  Coiitrolc  iiiuss  sich 
einerneits  den  dargelegten  Autgaben  anpassen  and  deoigemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  onTermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Fioanzdiensts,  des  Zahlnngs-,  Kassen-  pnd  Reehnnnga- 
wesens,  sowie  von  dem  geltenden  Verfassnngsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  Übt,  wie  schon  angedeutet,  namentlich  seinen  Einflnss 
anf  die  Staatseontrole  nnd  anf  deren  Verhftltniss  znr  Vcrwaltungs- 
controle ans. 

S.  auch  hierfür  l»es.  den  Anft.  in  d.  Tut».  Ztschr.  fi.  82  S.  483  —  514, 

dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  nlher  fslblgt  wird;  dann  ancli  ?.  CzOrnl^, 
Budg.,  Staatsrerhn.  n.  s.  w.  S.  17U  fi'. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Tbatsaohen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmnng  der  Beehnnngen  der  Heohnnng  legenden,  mit  den 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze^  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen König!.  Ordres'O  oder  bezüglich  betreffende  Ab- 
weichungen ;  femer  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Hefunde.s;  weiter  um  die  Heliebung  von 
au l^elundenen  MUnpcln,  entweder  durch  Wiliaiidluugen  mit 
den  rcvidirteu  oder  coiitroiiitcn  liebördcu  und  Beamten,  wonach 
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letstere  selbst  den  Mangel  zugeben  und  abstellen,  oder  dnrch  die 

selbständige  end^iltigc  Entscheidung,  sei  es  des  Coiitrolorgaiis  fllr 
sich  oder  einer  aiideren  Instanz ;  endlich  bei  nnbehobcn  bleibenden 
Bemängchmgon  um  die  Zur-Kenntiiissbringung  dertielbeu 
bei  den  darüber  en(igiltig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltnngsbeh(5rden ,  eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltiings- 
eoDtroie,  Staatsoberhaupt  und  Volkavertretung  bei  der  Staatscontrole). 

Alle  Cootrole  niuss  daher  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
Bind,  den  za  controlirenden  Behörden  nn abhängig  and  aiiBge- 
stattet  mit  der  erforderlichen  Machtbefngniss  gegenüber  stehen  nnd 
Willens  sind  oder  dnreh  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
nnd  durch  eine  Uber  sie  selbst  sich  erstreckende  Controlc 
(S  n  p  e  r r e  v  is  i  o  n)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Gontrol- 
anfgaben  pflichtmässig  ansznführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controhvescn.s  in  \qv- 
schiedenem  Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden, 
welches  überhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  das?s  diese  Be- 
dingungen mfiglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vornemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Ausübung  der  Coutrole  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragung  der 
Controlc  (bez.  der  Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
behörde. 

S.  Tob.  Ztsclir.      32  8.  484—489.  490  flt 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Bechnnngs  -  nnd  Verwaltnngs- 
controie  ttber  Kasse  ftlhrende,  verrechnende  nnd  Uber  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltangs- 
beb5rde,  von  welcher  die  zn  eontrolirende  Behörde  ressortirt, 

übertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  Mittel  behörden 
(Proviü/.ial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  uui 
eine  regelmUssige,  technische  Kenntniss  und  Hebung  voranssctzcude 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimnite  Abtheilungen  solcher  Rc- 
hfirden  oder  werti^^steus  bestimmte  Fachben  mte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controlc  ständig  zu  betrauen. 

Indfin  man  «liesi-s  Sy>ti m  cnnseciucnt  tlurrhluhrt.  Vis  zu  den  obprsfcn  nrlinrilen, 
and  die  (Jontrole  Uber  die  Ictztercii  (so  Uber  die  anderen  Miuiatericn)  etwa  dem  l  inanz- 
ministefiom  ttberträgt,  «uaseidem  aber  ftr  «ine  etwa  ancb  tod  diesem  Mioisterimn 
(durch  eine  FachabtbeilaDi^  desscllieni  auszuübende  Supercon  trulc  Supcrrevision) 
«1er  jz-f^sammten  Finanz£resch"iftr  in  allen  Zweigen  der  Staatsvorwaltnn^  sorj^t,  kann  man 
die  Autf^abeM  der  Kocliuuugä-  und  Verwaltuugbcoutiolu  wohl  im  ganzen  Staabbaus- 
bdte  genttgend  danAfabien .  —  bis  aof  dne  hier  veibloibende  LQcke  im  Control* 
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System  in  Bezug  auf  das  FjnaniiiilntrtililUii  Belb»t.    Für  dieses  als  oberste  anweisende 

Behörde  mCisste  ein  TDosondcres  von  ihm  nnabhäiigiije.s  Org:an  aneli  für  die  Verwaltungs- 
controlu  gcM;hali'cu  werden.  Ein  solches  ist  ferner  aucli  hier  für  die  Zwecke  der 
StMtscoDtrolo  erfbrderlidb.  Die  ErfUdlang  dieser  Bedttrfbisse  1»edingt  eine  AnnShemng 
an  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzttge  hat  die  Controle  durch  die  Vcrwaltujigs- 
bchOrden  seibbt  äicborlicb,  bosondetb  den,  dass  ]iicr  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  entscheidet,  wälirend  der  wohl  gerügte  Mangel  eines 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  (^ontrolpersonals  zwar  practisch  bei  diesem 
System  leichler  vorkommen  kann  als  bei  dem  andLfLii,  sich  aber  recht  wohl  abstellen 
lässt  Die  Moiigü  klciucr  und  oft  klciulichor  Mouita,  welche  bei  dem  anderen  (Joutrol- 
Bystem  se  leicht  und  notorisdi  oft  erfolgen,  nntzlm  Uta  den  Zveck,  Yentiniffliuif 
bodtend,  Zeit  and  Arbeit  kostend,  wird  hier  ober  unterbleiben, 

2.  Das*  andere  System  bestebt  nun  darin ,  dass  man  entweder 

ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  düich  die  liühcrcu  Verwalüiii^hbehördeu  selbst  ausgeübten 
llcchnung.s  und  Verwaltungscoutrolc,  daher  hier  besonders  für  den 
Zweck  der  8  upercontrolo ,  in  beiden  Fällen  aber  all  gemein 
durch  den  ganzen  blaaisliaushalt  von  nuten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Mooarehieen 
(Prenssen,  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  „yerfassungsmlissigen  Finanswirthscbaft*'  weiter  entwickelt  und 
znm  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Daianf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein^  dass  dasselbe  sich  am  Besten  sogleich  mit 
ilttr  die  Zwecke  der  Staatseon trole  benutzen  liess.  Dies  geschah 
dadurch,  dass  die  oberste  ControlbehOrde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbcöouderc  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  soleheuj 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  aiis/AiUben.  Dies  S\stLiii  ist  das 
des  Obersten  Kecbiui u^^s  hofs  (Oberrechenkammer),  welcher 
dann  tur  die  Ausübung  der  Kcchnungscoutrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz,  —  lür  diejenige  der  Verwaltungs- 
nnd  liUr  die  Vorbereitung  der  IStaatscontrole  zugleich  fnngirt 

Soweit  die  letttere  dn  Allribvt  der  VoQuTertretnnf  ist«  kftnnie  zwnr  nudi  ein 

besonderes  st, indisches  (parlamentarisches)  ständiges  rontroloriran  Jat'iir  geschaffen 
werden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  voriiber- 
labend  ad  hoc  bestellte  Aosschftsee  oder  Commüwioneo  aiuzatlben  ?enD5cbto.  £Ua 
bolclies  besonderes  ständisches  Controldr^an  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
<iu<  iiz  I  arlamentarischer  Kinanzcontrolo  erscheinen,  wi*«  man  in  Belgien  auch  Tor- 
gegHhg<-n  ist  (§.  143).  Indetibon  Uumt  üich  auch  eine  btaatbbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsreclitlichen  Gutelen  vingeben,  deas  sie  leebt  wohl  mit  nls 
( Vinlrolor;ra!i  fnr  diese  parlamentarisrho  Pinanzcontrole  oder  für  die  Stantsrnntrnlc 
dienen  kann.  Diese  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  Uebertraguog  der  Uechnungs- 
refision  und  der  VerwidningaoiMitnfe  an  dieselbe  obeivte  Behörde  auch  tecbniMsh 
b(wr  grliVBt  nnddiegesammteCunlrole  rascher,  wirksamer  und  wohlfeiler ausffottbt  werden. 
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Gegen  ein  besondres  sUndisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  landätäad. 
Verfassung  onLspricht,  im  heutigen  constitutionellen  Staate,  auch  d.  Aq&.  in  d.  TQb. 
Zia'  hr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  verlang^t  aasäer  dem  Rcchnnnfirshof  nuch  zur 
Krreichung  einer  raschen  u.  sicheren  Yerwait.controlc  in  jedem  Landcstheiie  (Pro- 
rinz)  eigane  Controlsbehftrden  in  Unteiordnunif  unter  den  Becbnniifshof,  was  nrar 
nicht  durchaus  nöthig  ers'  heinf.  aber  di''  Aufgabe  dos  f)l»crstcfi  Ivochnungshofa  er- 
leichtert S.  u.  in  §.  142,  14.H  Uber  die  Einrichtungen  in  Baieru  u.  Oesterreich. 

Die  ganse  Stellnogi  die  speeielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtnng  des  Obersten  Bechnangsbofa  wird  sieb  notbwendig  in 
erhebliebem  Grade  nacb  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechtS)  besonders  nacb  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanscontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  ricbten  mtissen.  Die  Gesetzgehung 
über  den  Recbnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht  und  vStcucrbcwilligungsrecht,  ein  bekannter  Strcitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (I*reussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  iuvolvirt  srbwierij2:e  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  alicr  jedenfalls  eine  solche  Stelhing  und 
Organisation,  welche  möglichst  nach  üben  und  Unten,  der  Kegierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegenüber,  Unab- 
hängigkeit des  Becbnungsbofs  und  seiner  Mitglieder 
verbürgen.  Daher  mfissen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  sam  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Reohtsstellnng  auf  den  Rechnnngs- 
bof  nnd  seine  Hitglieder  Anwendung  finden:  collegiale  Ver- 
fassong  nnd  Gtesehäftsgang,  Unabsetabarkeit,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleicbbeit  der  Mitglieder, 
Ausschlnss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letzteren^ 
Aüüisclduiss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  ra. 

S.  Tab.  Ztschr.  Ii.  32  S.  511—514.  Die  (Ir5s3e  des  Obersten  Kechnungshols 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  moss  sich  ualOilicL  nach  der  i,u  idsendcn  Aufgabe 
richten,  daber  besoDders  ntch  dem  Omfanf  der  Pinanzvirthschaft  (neneie  Ver- 
mehrung der  Beamten  in  Preu>scn  mit  der  VrrstaMtliclnin!:^  der  EisenbahDcn  u.  grösserem 
G^chäftazuwachs  im  Uebiet  der  indir.  Steuern,  so  i.b,m  Etat  f.  I&b3/b4  um  i  üath 
und  9  Berisoren),  dun  nach  dem  Maasse  und  der  Art  der  Rechnungs-  und 
Yerw*ltvngscontrole,  je  nachdem  diese  rom  Obersten  Kechnungshof  ganz  allein 
e\(]'-T  !(iir  als  Superrension  im  Anschluss  an  und  mrh  einer  durch  die  vorgesetzten 
Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Kevisioü  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Beririon  —  centralistiaeh  bei  der  Gontrolbchörde ,  decentraiistiscb  bei 
der  roiitrolirt.-n  Bcliurilo,  s.  Tttb.  Zfsclir.  R.  32  S.  4<n  fi'..  fi-rncr  ob  auch  vorrms- 
gehende  Visacontroie  der  An  Weisungen  oder  nur  nachträgliche  Yervaltungscoutrole 
(§.  140)  —  ist  axtf  die  Zabl  dea  PenMmals  mit  von  EinUnas.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Käthen")  und  denselben  für  das  Detail  der 
Controlarbeit  beigegebenen  Kevisionsheain  ten  i„Revisori!ii">  in  mehr  subalterner 
Stellang;  daneben  aus  Kanzlei-  iviU  ivegi^iratuibeamten,  Schreibern,  Unterbeamten, 
^eneni.  Von  a'ichtig^keit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitdeistong,  Mne 
Uebo rhu  r d  u n K  dt-r  Kontoren  iind  Rätlu«  zu  verliütrii.  daluT  für  eine  :\ n gemessen  c 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Ycrhäitniss  zwischen  der  Zahl  der  Rätho  u. 
Bevisoron  (4—6  anf  1  Bath,  in  Pieussen  jetst  14  Bitbe  «.  85  BerlMiren  n.  Galcola- 
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toron ,  oder  1 : 6,  erheblioli  uogunstigtsr  tta  die  Bfttbe  ab  in  Franknieli  iL  Belgien 

mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1  :  4.  s.  Tüb.  Ztscbr.  P.  33  S.  97)  zu  sorgeu,  um  die 
unentbehrliche  Supercontrole  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  Käthe  sicher  zu 
verburgi  a.  Ain  h  auskömmliche  (ichalte  sind  bei  dem  höheren  (k.  Th.  aoch  i)ei 
dem  Subalternbeaintouthum)  des  Obersten  Bechnungshofe  noch  vichtiger,  als  im  abrigea 
Staatsdieost,  weil  das  p-ewuluiliclic  Av.mcf mentssystcin  hier  nicht  ohne  Weitrtis  an- 
wendbar ist  und  Einnahmco  aus  Ncbunämtcru  ausgeschlossen  sind.  Uebcr  alle  solche 
Pnncte  gote  Benferiinngien  in  dem  gen.  Anfii.  in  d.  Tttb.  Ztachr.,  1ms.  B.  32  S.  491  IT.  bis 
515,  auch  in  B.  38,  bes.  S.  92  ff.  Einzelnes  nus  der  Praxis  «.  in  §.  142  n.  145. 

III.  —  §.  131>.  Die  Ausfdhrunö:  der  Controlc  L^estaltet 
sich  verschieden  nach  den  drei  Hauptarteu  der  Controlc,  nur  in 
Nebeopuncten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  auch  bei  der  Verwaltnngscontrole 
spielt  wieder  das  politisohe  und  staatsrechtliche  MomeDt,  die  Be- 
fogniflse  der  VolksTertretmig  auf  dem  Gebiet  der  Finanxcontrole 
überhaupt,  wesentlich  mit  Die  Hanptpimete  der  AnsfUhmiig  der 
CoDtrole  ergeben  aieh  implicite  ana  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Anfgaben. 

Vgl.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  494  U.,  Schrott,  S.  437  £,  dann  die  Gesetze,  In- 
stmctionen  f.  d.  Obersten  RecbnnngshOfe.  Pnctiscbes  Detsil  nach  n.  in  §.  142,  143. 

A  Die  ]{ echnungscontrole  bedingt  eine  Vorlep:un^  der 
Rechnuiifren  der  Kassenverwaltiitigen,  samnit  den  divm  i^t  lKni^cn 
Belägen,  an  die  Controlbehörde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  e^entuelle  VerbandloDgen 
mit  dem  Kecbnungsleger  über  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  achliesst  mit  einem  Urtheilsaprach  über  den  Befund. 

Nur  gewisse  Ucchuuuguii  uutergeordnetei'  Bedeutung  dürfen,  müssen  aber  nicht 
Dotbwendig  Ton  d«r  Vorlegang  ansgcschlossen  werden  und  anch  sie  sind  von  Zeit  zn 
/.»■it  mit  zu  revidircii  Prctissen).  Blosse  Stichproben  genUiren  nicht.  Die  Kcchnungcn 
sind  regelmässig  l'ur  den  gauzen  Zeitraum  der  Controlperiode  (Kechnuugsjahr)  roizu- 
Icfen.  Die  Controlo  bezieht  sich  zanftchst  aaf  die  Prftfang  der  Redbnnngspoeien, 
auf  deren  Kichtigkcit  in  caiculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
sihwierigsto  Piin  t  —  darauf,  „ob  kein  im  Kfchrningszfitrauni  wirklich  rollzogener 
(icschäftsfall  iu  dci  l?e<  hnung  verschwiegen  u.  ub  liciue  (jubahruag,  welche  im  Rcchn.- 
Zeiträume  hätte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  nntetlassen  Verden  ist"  (Schrott 
S.  <  b.  S.  440  (1.  über  die  Mittel  zur  Erfoix  hun;^  solcher  „verschwiegener  (io- 
bahrungen").  Sodann  mUsticn  die  ,^ur  Beweiskraft  der  iicchaiuigaurkuuden  erforder- 
lichen Eigenschaften'*,  ihre  „Echtheit,  Unrerftlschtheit,  Giltiglteit  v.  Olanbwordigkeit^' 
untersucht  werden,  wofur  sich  theils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkunden- 
Wesens  speciell  angehörige,  in  den  brztljrliehen  Instructionen  gewöhnlich  rirther  be- 
zeichnete Merkmale  angcbun  laascu  (Schruii,  S.  442 — 444).  Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  MBem&nf elnngen**  („Monita**,  „Notata**, 
Bedenken'  festzusti  lleii .  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorp:csetzten 
Beamten  ^ßath)  mit  dun  Kechnuugen  zur  Supcrrevision  xu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  ^Notatenprotokoll**  („Retrisionsprotokoll**),  das  nicht  nethveadig 
und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig i  vom  Rechnungshof  als  solrhem,  sondern  von 
em  fünzelnen  revidin^ndeii  Rath  nun  wicibr  dorn  controlirten  H<;fhrMinirslcp»«r  zur 
pili«  litmassigen  Beantwortung  binnen  buätuuuiter  l^  riät  ^ugcht.  Von  gewia^en  Bcan- 
standnngen  der  Rechniiagen  ist  die  roigesetzte  Dienstbehörde  mit  zn  beaachilcbligQn. 


Digitized  by  Google 


Auffuhraog  der  Uechnaogscontrolä. 


311 


UtiUOgt  die  erste  „Notateiibeantwortung"  des  Kecbnungslegcr»  nicht,  um  alle 
Bemftofelmigttn  m  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Honita  nicht  an,  no  kann 

crentuell  ein  ^^^''-iterer  Schrifirerhsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  Rech- 
niAigalf^er  eintreten.  Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zabi  der  zu  irechselnden  Schriftuu 
«.  di«  £e1tfSii]ii6  d&Dtr  im  Intwone  der  rascheren  Erledigung  der  Rension  zn  be- 
sohrtakcn.  [n  den  logialinisalgen  FftUon,  wo  nicht  eine  Pllichtw^idrigkeit,  sondern 
nur  Imhümer  oder  höchstens  kleine  Versehen  hei  den  Bemängelungen  in  Frage  htchen 
oder  wu  sich  der  Rechuuugäleger  bei  den  Monitis  des  Kechuuugshofs  beruhigt  oder 
in  dem  normalen  Falle  wo  ilberhaapt  keinerlei  Bemlngelungen  zu  machen  sind,  er- 
folgt dann  aof  (Jrund  der  Kerision  und  der  etwai^^cn  Verhandlungen  ein  eiid<xiltip:er 
„Entscheid"  Ui^^^^^^ioo^**'«  „Justificatiousbcscheid")  —  cvuntueU  iu  der 
Form  eines  Urtheilsspiuchs  nach  Analogie  der  Gerichtshöfe  —  Seitens  des  Becb- 
Qungshofs  selbst.  Durch  denselben  wird  dem  Rcchnun^slogor  die  „Entlastung** 
(„Dechargc"^  zu  Theil,  entweder  „oline  Vorbehalt*',  wenn  All<-8  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  „mit  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  „Ersatzleistungen" 
des  RechnnngBlegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  „ErsatsansprUche*'  des 
letzteren,  z  R.  bei  KeohnmiLjsirrthiUiieni  zn  seinen  UnL-'misti  n ,  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  eräctztc).  Solche  Ersatzleiätuugeu  festzu:>tcllou  und  far  ihre 
Einbringung,  erentnell  durch  Yennittlang  der  rorgesetzten  Behörde  des  Rechnungs- 
legers,  u.  A.  mittelst  KQckgreifens  auf  die  Caution,  zu  sorgen,  gchOrt  mit  zu  den  <>b- 
lieg:enlieiteii  der  ControlbehOrde.  Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pfliehtverkt/iing 
des  Hechuungslo^ers ,  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat,  su  hat  die 
Gontrolheli5ide  dies  zur  Konntniss  der  forgesetzten  Dienstbehörde  dos  Beamten  und 
dorch  diese  oder  ^leirh  von  sich  aus  eventuell  auch  zur  Kenntni-is  des  (ierirhts  zu 
bringen,  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafvorfahren  eingeleitet  werde. 
In  denjenigen  Fallen,  wo  der  Becbnungsleger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  it.  Ersatzleistungen  anerkennt,  wäre  es  in^  (irundc  einerlei,  ob 
der  Ju^tificationsbesehcid  von  dem  einzelnen  Beamten,  iilrlicr  di««  !\'iHdiMiing  selbst 

Srüfte,  ertheilt  i»irü.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  üit:  Ertheiiuug  des  Bescheids 
UTch  den  Beebnongshof  als  solchen,  nach  cellegialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedint^t  nothwendig  erscheint  diese  colleciale  Beliandlunu-  bei  Streitfällen,  vro  der 
Kechnungsleger  und  der  Bevisionsbeamte  auch  nach  dem  Schril'teu Wechsel  iu  Dissens 
Ueiben.  Hier  muss  dem  Becbnungsleger  ein  Ree  Urs  binnen  bmtimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein,  welcher  letztere  dann  als  «  ine  Art  (ierichtshof  ent- 
scheidet. Oh  von  diesem  Entscheid  aueh  noeb  der  ordriitli(  he  Rechtsweg  lan  die 
gewöhnlichen  (ierichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  lieclinunji^Ieger  allgemein  olieu 
Stehen  soll,  ist  zwar  nicht  ohne  Wdters  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zti^estanden  fso  nicht  in  Frankreich,  wohl  aber  in  Ocsferreich'i.  bei  Ersatz- 
aosprtlchen  gegen  den  Eechnungslf^er,  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  invol* 
Tireo,  aber  doch  wohl  angemessen.  Allgemoiu  jedoch  die  Berufung  ron  Bescheiden 
dd  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz,  ab  welehe  etwa  das  Ober\'crwaltungs- 
gericht  in  Betmcht  kommen  könnte,  zu  gewähren,  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
U02ul3&ig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Kechuungshofs ,  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  VerwaltnniB[sgerichtshofs  fttr  dies  specidle  Gebiet  zugleich 
fuDgirt  und  auf  demselben  der  romin  tenteste  lirtheilor  ist,  nicht  recht  vereinbar.  Die 
Oiinuiisation  und  das  Verfahren  di;^  iCechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
M&dedidieB  Gantelen  fOr  sachgemaaae  und  gerechte  Entscheidung  von  StreithBon 
im  Beehniingswescn  umgeben.  Vgl.  Schrott  141—140.  Tfib.  Ztschr.  B.  32 
S.  495  ff.  (etwas  abweichende  Schwieriger  wird  die  Sache,  wenn  ftT:i  die  Auffassung 
i].is  Kechuungslegers  in  Widerspruch  mit  der  ControlbehOrde  bleibt,  aber  von  der  ihm 
ro^esetzten  Verwaltungsbehiirde  getheilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
wird.  Dieser  Fall  gehört  sebon  n)it  zur  Vi-rwaltanir^t'ontrtdc.  Hier  wird  ziinJlchst 
durch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betrctienduit  obersten  Verwaltungs- 
behörde (Ministerium),  zu  der  sie  ressortirt,  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese,  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  endgiltige  Entscheidung, 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  m'ij^s,  berinspriieben .  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  (lewalt  nbcilassen,  oder  es  kann  —  was 
in  solchen  PSllen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Vorwaltungsgericht  fttr 
fOinp<-t.-nt  crkliirt  wcrrlen.  Der  Anfs:.  in  d.  Tüb.  Ztsrhr.  'A'2  S.  will  hier  die 
Entscheidung  in  höchster  Instanz  der  Ke?is.behörde  geben,  mir  doch  bedenklich). 
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luimcrliiii  cilciclitert  und  vereinfacht,  daher  auch  einer  sehr  enpQnschten  nacherMi 
Eiledi^ng  fÜiig  vird  die  Kcchiiaugscontrole  dnrcli  den  0  r  - n  !{t(  Imungshof.  weno 
ihr  eine  ebensdche  Controlc  d»'r  Kassenrcrwaltungen  u.  der  Verrechner  durch  die 
vorgetidicten  Yorwaltungsbehördun  voraosfeht  und  sie  daou  mehr  nur  eine  Super- 
revisioD  vifd  (Oesterreich,  Baiern,  ireniger  genügend  Prenssee.  §.  142, 14S). 

Bei  der  grossen  Reckufun-i  der  Fn  rmalien  und  der  Nothwi  ndisrkcit  der  GIci«  h- 
mässigkeit  in  Kuchnuogstfubrung  und  Itcchnungsleguug  auch  für  eine  wirksame  uud 
leichter  auszuübende  Kechnangscontrole  uiuss  dem  Obersten  Bechnungshof  das  Reiiht 
ertbeilt  werden,  allein  fUr  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  oompelenten  Vt  rwaltangs- 
bcliörde,  bez.  mit  dem  Finanzininistcnum  diese  Formalien  anzuordnen  und  dou  Kassen- 
uud  Kcchiiungslcgem  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilco.  Daza  werdeu 
Wahiaehmnngen  hei  der  Becbnnngsprufung  öfters  Anläse  geben. 

§.  140.  —  B.  Die  Verwaltun^srontrole  betrifft  nach 
dem  frliher  Dargolcfrten  im  Weseniliclien  die  Controle  über  die 
richtige,  d.  h.  deu  Gesetzen,  dem  Ettit  und  den  obersten  (.,kfjnig- 
lichen'')  Verordnungen  entsprechende  Ausübung  des  finanziellen 
Anweisungfirechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden. Es  ist  dabei  zu  constatiren^  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Gompetenz  gehalten,  aber  aach 
alle  ihre  Amtspflichten  (so  in  Bezug  anf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahDien)  erntUt;.  ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  AnweisungBrecbt  versehenen  Verwaltnngsbehtfrden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Hohe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stelhing  u.  dgl.  m.  —  nicht  flberschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  uiR-li  nur  für  den  g  e  n  e  h  ni  igten  Zweck 
und  in  der  g cn e Ii ni igten  IJühc  crlolgt  sind,  daher  qnalitativ 
und  quantitativ  iunerhalb  der  Grenzen,  welche  daR  Etatsrecht, 
nanicntlieli  die  ßesliiintiuniren  tiber  die  Specialisiruug  des  Etats 
uud  über  die  Uebertragungen  117)  he(iingen:  „Verwcndungs- 
controle''  ~ ;  oh  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Haupt:Jt.  Xll,  §.  154  (F.,  Tüb.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  .H2  u.  33  fassim 
(hl  s.  über  Relgion),  ?.  (JzOrnig  a  a.  0.  S.  ITO  ff.,  Qneist,  engl.  Yenralt.recht« 
A.  II.  ^51. 

Die  Verwaltnngscontrule  kann  auf  zweierlei  Weise  einge- 
lichtct  uud  ausgeführt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  »Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle^',  „Visa- 
controle'^  besonders  gerichtet  auf  die  Gompetenz  der  anweisen- 
den  Behörde,  die  Hohe  der  Anweisungen  (keine  Ucherschreitung 
der  yyCredite"),  die  Zeit  der  Ausstellung ;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole^  nachträ glich,  gewöhnlich  zusammen  mit 


Digitized  by  Google 


/ 

Ausfubrong  der  Vervalttiagscoiitroio.  ViMcoutrolc.  313 

der  ('oiitn)le  der  RechDungen  der  Kassen  Verwaltungen  erfolgt:  die 
sogen.  „Controlo  cx  post",  nachträgliche  C'ontrole'*,  weiche 
dann  besonders  zur  Verwen  dungscontrole  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sieb  namentlich  anf  den  Aus- 
gabedienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  anf  gcwifsse  Kate- 
gorieen  von  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
trägliche GoDtrole  tritt  dann  später  aneh  hier  noch  hinzn  und  ist 
ohnehin  zur  Aasttbnng  der  Rechnnngscontrole  ttber  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ansgettbt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltnngsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Gontroie  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisircn  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zu  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  flihrc,  mnss  die 
Viöiruüg  von  dem  dissentirenden  Controlorgau  ausnaliiniweise 
„unter  V  o  r  b  e  Ii  a  1 1 "  «gewährt  werden ,  wenn  ein  bezuglicher, 
über  diesen  Dissens  sieh  ausdrticklich  hinweg  setzender  ßeschluss 
der  höhereu  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  daftlr  specieil  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  ätaatscontrole  hinttber  itthrt 

Sull  (iio  Visacontrole  oiiiiyrcrmassen  practisch  wirksam  werden,  sich  also  auf 
eiiifn  Ix'dL'Utenflen  Theil  der  Zaliliin;:;-«!  bcziflif^n ,  so  setzt  sie  einen  fn^'^sscn  Control- 
apparat  voraus.  Selbst  in  eineui  kleinou  Ütikatc  reicht  der  Ubcratü  liecliuuiigslioi  ulmo 
beiondeTe  Erweiterung  oder  ohne  g^sse  Beschränkung  der  Visacontrole  (.Belgien) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bi  dürfte  es  wohl  neben  diesem  Hnfü  für  diesen 
Zweck  besonderer,  nur  rom  Bedutungshoi'  abliiogiger  Fromcial-Eedmua^kaouncru 
(S  chrott  S.  481),  wobd  es  sich  doch  fragt,  ob  dios  Mittel  ni  dem  Zweck  in  riditigem 
Yethältniss  steht.  Schrott  ist  gleichwohl  dafUr,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Rrnstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  üi^bertra^nnir  an  selbständig«! 
Controlorgane  richtiger  und  werthroller,  als  ihre  Ausübung  durch  Ablheilungen  der 
gevOhiiHchon  VerwaltunKsIx  hurden.  wie  in  den  folgende  F&Uen.  Msa  kann  nemlich 
auch  diese  Visacoutruli-  l'itianzministcrinm  Sf^-lhst  verlegen,  ciii'"  besondere  Ab- 
theiluug  dafür  einrichten  oder  eine  Abthoilung  eines  verwandten  W  irkungskrcises  mit 
dieser  FoBction  betmnon  (Frsnkreich).  Dies  mag  In  olnem  gfosseo  SHatobMishalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafür  erscheint  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanwerwaltung  reichen  «ns,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Auweisungsrechtä  Seitens  der  mit  diesem  iiechto  betrauteu 
Behörden  zu  verhüten,  und  far  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
controb*  k:inm  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  V<iw:iltiiiij;<b.<hr/rd('n  und 
deren  Kectmungsabtheilungeu  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Üontrolorgauu 
(Oesterreich,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zveck  nicht  zu  complicirt  wird  und  diesem  Zweck  Uberhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  d«:n  anweisenden  Ver- 
waltungsbehörden stehen,  sondern  als  deren  Bestaudtheile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  480\  Als  Massvegel  der  Verraltnngs- 
controlf"  kann  die  Vis.n  nTitnd'  —  neben  dem  auch  sonst  und  einfarhor  /u  errei  b  -n- 
den  Zweck,  die  Finanzvcrwaltung  in  steter  Lebersicht  der  ausgestellieu  Anweisungen, 
Uber  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beanftragton  Organe  die  Bftcher  führen, 
zu  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben.  Uniegelmasbigkeiten  btti  der  Aussteilang 
der  Zahlnnt:;^sanw<'iann<?on .  Ktritsüberschreitungcn ,  Irrthumer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
2u  verhüten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen  besonderon  Controlapparates  und 
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giubt  aiidens€kts  cli&>er  Apparat,  wenu  er  integrircnder  Bestandthoii  der  äOiiätig:en 
VenraltOQg  üt,  geuagende  BOigschaftcn  ?  Durch  einfache  GMitel«ii  bei  der  mit  der 
Ausstellung:  der  Anw*  i^m^fn  unmittelbar  betnoten  YenraltangMiftiio  IM  dcb  doch 
vohi  ganz  dassolt>e  errtiichen. 

Die  Vertreter  der  „Gontrole  ob  ante**  habe»  dabei  auch  mehr  die  Zwedte  der 
Staatscontrole  als  der  VorwaUuii^sconfroIi'  vor  Aug'cti  ii.  bi-toiK-n.  dass  die  liloss«' 
„Controlo  ez  post"'  eben  zu  spät  kommt,  an  vollzogenen  Tbatsachen  nichts  mehr 
ändern  kann.  Selbst  bei  reellem  politischem  Werthc  des  Princips  der  Minister- 
rerantwortlichkcit  und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Vcrwaltunga- 
chefs  >?ei  der  f inanzwirtlisch aftliche  Werth  eines  solchen  Grunds;it2«'S  gering. 
In  der  „üontrole  ob  ante"  liege  daher  das  wirksamste  Ckintrolm Ittel  und  Hcmmungs- 
mittel  Ton  Etalillbenchreitiingen  (e.  Sehrott  8.  481,  477  (F.  v.  die  dort  dt.  Gewibrs- 
männer,  anch  d.  W-rf.  des  Art.  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  (ies.  ?.  29,  Oct.  1846,  [s,  u.  §.  143,  u.  f.  Czörnig  a.  a.  (j. 
S.  141,  auch  Tüb.  Ztschr.  B.  »8  S.  86  flF.j.  Gneist  engl.  Verw.r.  II,  851  sagt  cben- 
fallB  in  Bezog  auf  die  ehemalige  engL  Goatrorerse  Uber  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  Torherige  Contrcde  dort  Ql)<  r(d*>?i  romptroller  geiifml  u.  gegen  die  darauf  liin- 
zielenden  Tendenzen  des  engl.  1  in.uiiuisteriums:  „mit  dem  comptr.  gen.  wurde  ohne 
ZwelflBl  eine  Slvle  dee  Reehtaataats  fallen.  Die  Dachtrftgliehe  Controle  kaan  die 
vorhergehende  Contrüle  der  Vcraus-^abmif!:  nicht  ersetzen";  die  Ministorvcrantwortlich- 
keit  sei  prartisch  un/urei(*hend.  S.  über  England  o.  §.  143).  Allein  die  Nothwendigkcit, 
von  der  ^'iäacontroIr  Aufnahmen  zu  statuiren,  wie  in  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (ubng:ei)ä  narb  0/Ornig  wenigstens  bis  1865  nicht  vorgekonmieiieii)  Falle, 
dass  der  Rerhnung^sliof  „mit  Vorbcliah"  nach  minister.  Beschluss  visin»n  nuiss,  und 
grosse  Reihen  von  Ausgaben  Uberhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  '/«) 
in5chte  doch  dafür  sprechen,  dasa  der  wirkliche  Werth  dieser  Gontrole  ron  ihriai 
Anhängern  Oberschätzt  wird  und  dass.  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wirbti^c 
Verwaltungäzwecke  (icfahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Recbnungs- 
hofs  auch  nicht  von  der  Regierung  (König)  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abfaoidii^en  gewählt  werden,  steht  die  Visacontrole  mit  dem  Charactcr  der  Yer» 
fassung  allenfalls  in  Einklang,  eb*»nso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neaeren 
Gestaltung  seit  IHW;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  KaU,  als 
die  GewUrnng  einea  unbedingteB  SteoerbewlUigungsreohts  (s.  o.  §.  118).  Es  aind 
in  letzter  Linie  auoli  hier  wieder  princlpielle  Verschiedenheiten  iti  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  organisch-socialc  und  individualistische  AufTassung,  —  welche 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  ernstlichen  Visacontrole  fuhren 
▼oidea.  — 

2.  Die  y^naehträgliche  Controle"  Uber  die  von  VerwaltangB- 

hehHrdeD  ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ansgabedienst 
und  über  die  wirkliche  Verwcndimg  der  Credite  zu  den  bcstiiiiuiUDgs- 
mässigen  AnBgahen  ist  somit  die  eigentiielie  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltunfrscoutrole  auszulUhrcu  hat.  Zu  diesem  Behufe  sind  die 
Anwoisiiii;^-(Mt  von  den  ausstellenden  Reb<>rden.  bez.  von  den  sie 
enii)iaii^*-(  II  babeiidt  n  Knssenverwalluii<;cn  cbentalls  an  den  Reebnungs- 
hoi  zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Bechnnngscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kaeaen,  so- 
dann als  die  Grnndlage  zur  Austlbung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  an  den  Ministerien, 
besonders  %vtm  Finanzministerinm.  Der  praetisch  wichtigste  Pnnct 
ist  die  Prilfnng  der  Uebereinstimmnng  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prilfnng  mnss  sich  notbwendtg  mit  anf 
die  Reehnnngen  ttber  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen^  weil  nnr 
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aus  (JieöCD  die  wirkliche  Verwendung  der  angewiesenen  Betrage 
zu  den  gesetzlichen  und  etatniäsaigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sich  hier  Difterenzen,  Etatsllherscbreitnngen ,  unzuläHsige  Uebcr- 
tragungen  nnd  Verwendungen  erget)en,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondeuzwege  zwischen  Keehnungshot' and  anweisender  Behörde 
za  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  fintseheidong,  bei  diesen  obenten  Behörden  im  Jahresberiehte 
des  Reebnnngsbofs  zur  Kemitniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
YolksrertretiiDg  bebnfe  endgiltiger  EDtseheidnng  und  eventaell  (bei 
EtatsflberschreitaDgen)  naebträgHcher  Genehmigung  zn  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltongscontrole  in  die  Vorarbeit  ffir  die 
Staatseontrole  Uber  (s.  n  ). 

Geschäftsgang  und  Verialireü  des  Ret-hnuiij^sbofis  in  der  Vorwaltungdt  outrole 
sind  aoalog  denen  in  der  RachniiD^controIe.  Vgl.  Schrott.  §.  157,  Tab.  Ztschr. 
B.  32,  S.  1117  lY.  R(ji  Differenzen  zwisclien  dem  Rochnunirshof  und  der  Verwaltunfrs- 
behördc,  wenn  letztere  die  Bemäugelungun  nicht  anerkennt,  sind  \  «nhandlungen  im 
Goifespoiide«2v«fo  erfordeilieli.  Weiden  dadorcli  olcht  tlle  BemängLdungcn  behoben 
oder  zar  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
cndgiltige  Entscheidung  (».  o.  S.  311)  nicht  ohne  Weitres  dem  Rechnungshöfe  znfallen, 
sondern  den  öben>ten  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  DiU'erenzcn  mit  L  ntcr- 
0.  Mittelbeliöiden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  Yolksrertretung  oder  erentoell 
dem  ilv  rsten  Verwaltunfrs^erichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  snd  specieU 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (Tab,  Ztschr.  32,  S.  479—480). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscontrole  schliesst  sieh  nun  mit 
vollem  Hechte  gleich  an  die  Reehnnngs-  nnd  Verwaltongscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Recbnnngsbemttngelangen  nnd  die 
nicht  wieder  gntgemachten  nnd  in  der  Regel  bloss  doreh  die  Ver- 
waltong  von  sieh  aus  gar  nicht  wieder  gatssnmaehenden  Bemängehmgen 
der  Ansflbnng  des  Anweieungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitutii;- 
nelien  und  paiiamcutarischea  diesem  und  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  datuit  zur  Entscheidung 
nnd  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
beh'">rdc,  der  Kechnnngshof  übt  die  Staatscontrole  somit  nicht  selbst 
aus,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechuungs- 
nnd  Vcrwaltungscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ansttbung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  ansteht,  Staatsoberhaupt  nnd  Volksvertretung,  Yorbereitet 
Hier  rttekt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Verfassnngs- 
staaten  insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  flir  speeielle  G,con- 
stitntionelle'O  Zwecke  der  Volksyertretong  mit  ein  nnd  mnss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Gautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  13U) 
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versehen  werden,  welche  ihn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  •Steliuu- 
befähifren. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Ausübung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
kntipft  sich  an  die  Hechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassungs- 
mässig im  Etatsrecht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  Staati^hanshaltB  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  VerfassuDgsrecht  und  die  etwaigen  Aus- 
fttbrnngsgeBetee,  welehe  liber  die  fiDanzwirthsebaftUeben  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitntto- 
nellem  Staatsreebt  fest,  dass  Etatsttberschreltangen  (bei  den  Aas- 
gaben) nachtiilglicber  Genehmtgang  der  Vertretoog  nnd  die  Staats* 
regiemng  der  Entlastung  far  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatsbaushaltsreehnungen  der  abgdaufenen  Finanz- 
])oriode  Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Trülung 
der  Rechnungen  und  Anweisnn^jen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
vnvht  von  sich  aus  voiliühren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf- 
gal)e  der  besonderen  Controlbehf^rde  ist.  Letztere  nniss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  liechuungs-  und  Verwaltungscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberseh reitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte'^)  für  das  Staats- 
oberhaupt nnd  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zn- 
sammenfassen,  welcher  an  diese  Organe  direet  oder  dureh  Ver- 
mittlung der  Staatsregienmg  zugleich  mit  den  Scblussreobnungen 
gelangt  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  Uber  die  nach- 
gewiesenen  Etatsflberschreitungen  und  Uber  die  Ertheilnng  der 
Entlastung  an  die  Regierung ,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  iliiuMi  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demna(  Ii  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „eonstitulumellen"  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen.  parlamentarischen'')  Staatsrecht 
enti^prechende  Uompiement  des  gesammten  tinanzwirthscbaftlichea 
Gontroiwesens  dar. 

S.  auch  den  folg.  Abschn.  vom  iteclmungsabüchliiss  u.  fUr  pxactisclie  £üutel- 
seiten  die  nächsten 

Abgrcsoheu  worden  ist  in  dieaem  Abschnitt  von  den  Üblichen  besonderen 
Controleinricbtung'-ri  für  die  Staats^^chuld  durch  Staatsschuld*' ii  ri»iitr*'l- 
€oiDiniü:»iüuen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  iu  Dcub«:hlaiid  sich 
finden.  D«ron  wird  bawe^  in  VeiWiidmK  mit  dem  8tM(8BcJiiildflnw«eea  gehaadelt 
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IV.  —  §.  142.  üeber  das  Control vcsen  in  einzelnen  Staaten.  S.  auch 
hier  bes.  v.  Czörni'jr  a.  a.  ().,  den  rcirhhalt.  Aufs,  in  d.  Tuh.  Ztschr.  B.  32  u  '!•{, 
£iüzeines  passiu  bei  Schrott.    lu  den  froheren  11.,  9U  11'.  zur  Geschichte 

nad  gepenw&itigen  (JosUdtaug  de«  Flnauzdiensts  wurde  da»  Gonlrolweäeo  gvlogentlich 
berührt.  Der  (iegcnätand  hängt  in  den  i  iu/eluen  Ländern  nnt  der  Geschichte  des 
Verfaäisuugsrechtä  und  der  Kinaazvery^'ahung  zusaaiuien  und  hat  ein  stark  {lolitisches 
(icpräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen .  aber  sie  ist  Schwei"  aus  der 
DustcUimg  ganz  auszuschliessen.  Hier  uiuss  die  Hervorhebaiig  einiger  solcher  Puncte 
genügen,  welche  /.ur  Bi.wi  isfuhruiig  in  den  I'riii(ipi('nfrai:e!i  und  zur  Illustration  der 
vorausgehenden  principieilua  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  siud. 
Eine  &rmUehe  I^mtellang  des  positiven  Oontrolrechts  ist  in  der  hier  gel)otenen  KUrxe 
ni^  ht  zu  gi'hm  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  FoIi^iMido  beiveckt  nur  eine 
iJricnarung  in  dem  Rechte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preusscn  S.  o.  §.  91,  'J6.  v.  Ozöruig  S.  2:i  (f.,  173,  Tub.  Zuchr.  B.  32, 
S.  517  tr.,  B.  33  S.  23  If.  (woselbst  Näheres  über  die  an  du  ptcuss.  Ges.gebw  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deutschen  Ifi  i(  Iisn-irierung  bczQgl.  eines  bes.  Gesetzes  Uber  das 
Couirolwosen  im  Kciche),  v.  Köuuc,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  U,  2.  Abth.  S.  733  II. 
v.  II,  1.  Abdi.  8.  154  IT.,  Herrfnrth  n.  n.  0.  8.  IS  ff.  (BaafUiri.  Commentirung  des 
(ies.  r.  1S72  auH  den  Landtagsvcrhandlungen),  Meissner,  Kechn.wcs.  I  u.  II  (Aus* 
fahr,  grossenthcils  in  Anlehn,  an  d.  (icsgeb.  tlber  die  ()berrechenkaujmer\  — 

Die  gegenwärtig  geltenden  i^inrichtungen  des  Controlwesens  u.  speciell  die 
Gesetzgeljong  Uber  die  überrecbcnkauiiner  sind  eine  organische  Fortbildung  derJUlcren 
Eiiirichtuncrpn  u.  VciunlnnmrL'n  der  absolutistisclicu  roiiodt',  wie  sie  die  neuere  con- 
sütutiouelic  Zeit  uoth wendig  inaclite.  l>abei  siud  zwar  in  Betrcll  der  Stellung,  £iu« 
lichtnng  n.  Foncdon  der  Obeneebonkammer  die  Forderungen  der  streng  coustitut 
Doctrin  nicht  in  vollem  rinfange  zur  Geltung  gelangt,  wie  bes.  in  der  parlam.  Ver- 
fassung Belgiens.  Für  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  Seitens  der  libcrulen 
Parteien  die  einfache  Copie  der  preuss.  (ies.gebnng  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
durch  das  Ges.  v.  Ib72  aui  h  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautclen  geschaffen. 
Die  tinanztccbnischen  Leistungen  der  ('outrule  haben  auch  schon  früher  im  (ian/fn 
geatlgt,  iicbsctt  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  Revision  der  Vorvaltuugsbehördcn, 
als  die  jetst  bestehende,  vohl  noch  rerboiFsero. 

Für  die  nm  der  Zeit  vor  ISOO  ubernomuiene  < )berrechnungskamuer  wurde 
eine  technisch  trelflichc  Instruction  am  IS.  Dec.  1S24  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1S72  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  in 
Geltung  ist  iS.  dieselbe  bei  Ucrrforth  S.  5(»  l!  .  h  -i  Meissner  L  77  11.  .  Durch 
die  lS2f'>  .  rfol^fc  BoScifiiruna-  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  für  di.-  ..(;>  r  d- 
coutiole"  ist  die  Uberrechcukauimer  die  einzige  höchste  Uontrolbchörde  ge wurden, 
wUirend  sie  zuerst  mit  der  Goneralcontrole  anf  das  gleiche  Ziel  hiusuarbeiten  hatte 
1,  53  d.  Instr.^.  Ihre  Stellung  ist  die  <  iius  „selbständigen,  nur  dem  König 
untergeordneten  Collegiums"  i^.  50  d.  Instr.),  das  aus  dem  C'hefpräsidenten ,  1 — 2 
Dircctorcu  u.  der  nöthigen  Zahl  von  iUthen  besteht  i§.  54^.  Auch  die  Räthe  haben 
wie  die  Rerisoren  eine  Probezeit  iMax.  '/s  Jalir)  abzulegen.  Die  coUegialischü 
Bi  rathunp"  u.  Bcsrlilussnahmt-  ist  die  Kegel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
ForucUeu  der  Geschäfte  u.  bei  einem  Dissens  des  Präsideuten  vom  Collcgialböschluss 
auch  in  Betr.  des  Materidlon.  wo  der  PrSsident  ein  Suspenstvveto  bat  n.  KOn.  Ent- 
X  hddung  einholen  kann  55 1.  Dur.  h  «■iiu  neue  Instruction  t.  tf».  März  1831 
wurde  jedoch  der  collegiale  ('haracter  d-  r  Kamnier  modificirt,  den  Käthen  mehr  nur 
eine  bcrathende,  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben.  —  <ler 
bedenklichste  PüUct  in  dem  Contrulrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  R.  K. 
i-t  in  d.  Instr.  v.  1S24  f^j.  l)  so  hingestellt  tu  ini  Weiteren  im  Detail  ati>gcfahrt,  dass 
danach  die  ßechnungs-  u.  die  Verwaltungscoutrole  selbständig  von  dieser 
Bebftfde  anagettbt  u.  dem  König,  au  den  zu  berichten  u.  Streitfilie  u.  Zweifel  zur 
Kntscheidung  vorzulegen  sind  52'.  <lie  Ausübung  der  Slaatscontrole  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  U.  R.  K.  darauf  zu  sehen,  dass  „die  einzelnen  Verwaltungt-n 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  Verordnungen.  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
geführt,  Einnahmen  n.  Auägaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltuntreu 
iiewilligten  Summen  besti m m u ii irs in :i  ig  verwendet  werdey"  1  AI,  ai.  Neb4  ii 
der  Oiduungsmässigkeil  hat  sie  (wie  schon  im  Ib.  J.h.f  die  Zweckmässigkeit  zu 
vrtbHIon  n.  nach  ihn^ii  Wahrnt'htnnniifiHt  Kf'fAnnen  »nzumgiMi       1  AI.  h\  Dit 
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Wirkungskreis  u.  die  Aufgitt»  n  der  0.  H.  K.  im  Einz'  lnen  werden  duui  la  d.  Instr. 
V.  1824  sebr  ausführlich  u.  masterhaft  klar  dargelegt. 

In  der  Periode  der  Verfassang  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  Ii.  K.  die  bedeatnme  Acndening,  da«  sie  auch  für  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbercitniisr  d  i  r  S  laatscontro!  c  Scitrns  der  VoUsvertretu  n  sr 
wurde.  Nach  Art  104  d.  Verllurkando  ?.  31-  Jan.  l^iO  werdcu  „die  Kechnungcn 
Ober  den  StaatshenshaltseUt  ron  der  0.  R.  K.  geprüft  o.  gestellt  Die  fdlgenidiie 
K'-cliiiiuig  Uber  t\ri\  Staatshaushalt  jeden  Jahr»,  einschliusslich  «iinr  üebersicht  der 
Staatäschuldeo .  wird  mit  den  Bemerkungen  der  0.  Ii.  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  dcu  Kammern  vorgeleiirt Zugleich  verhieäs  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  „ein  besonderes  (ir  set/  wird  die  EioricbtOBg  n.  die  Befognisse 
d  r  K.  K.  bestimmen."  Zu  einem  solclieii  (icsetzc,  selbst  nur  zur  Vorletrnng  eines 
•  KiUwurfeü  au  dea  Laadtag  kam  es  aber  langer  nicht  u.  über  das,  was  unter  den 
,36inerkiingeii^*  'der  0.  K.  K.,  die  mit  rorgelegt  wexivn  floUten,  za  venlehen  leU 
entstand  zwibchen  Kammern  u.  Kc^ieruntr  ''in  Dissens  S.  Nähen:»  über  diese  Zwisrlien- 
periode  bei  v.  Könne,  I,  1.  Abth.  S.  429  ü.  4f{.H  Ü.).  Erst  nach  dem  französ.  Krieg 
nm  ein  (iesetz  zu  Stande,  das  die  gcgcuwürtigo  Grundlage  des  preu&>.  Controlrecbts 
bildet:  Ges.  v.  27.  MArz  1872,  betr.  die  Einricbtong  u.  Befugnis&e  der  Oberrecbnungs- 
kammer  (bei  Herrfurth.  Mt»is*inera.  a.  n  im  Wortlaut  mit  Commentar^  nebst 
d.  Erl.  V.  22.  Sept  IblS  betr.  das  Begolatir  Uber  d.  Geschalisgang  bei  d.  Ü.  IL  K. 
<in  d.  Gee,MDml.  v.  187.1  8.  458  pnbttc,  A.  bei  Herrfortb  8.  45  ff.)  n.  weiteren 
K.  Erlassen  t.  27.  Juli  1S74  u.  11.  Mai  J877  betr.  Aenderun^en  dieses  Regulative. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  K.K. 
u.  ihrer  Mitglieder  Ferstärkt,  der  collcgialo  Character  der  Behörde  schärfer  heraas- 

Sebildet  und  dt<  Bcfugntase  des  Präsidenten  {&.  darüber  BeguL  r.  187S  §.  10— 2 n 
emgemass  besrlnmlt .  wenn  aiirh  nieht  mit  allen  ^^«^^««»nzf*!! .  wie  anderswo,  die 
der  Ü.  B.  K.  zur  Frut'uog  rorzulegendeo  Kechuungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  B.  K.  gegenober  den  Bebflrdi»  v.  znm  Landtage,  sowie  die  Aufgeben  der 
«)  1{.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatseoutnde  durch  den  T.andtair  s. 
bes.  §.  18  u.  Ii)  d.  Ges.)  präcisirt.  Die  0.  K.  K.  ist  danach  „eine  dem  König  un- 
mittelbar untergeordnete,  den  Ministem  gegeutibcr  selbständige  Behörde'* 
(§.  1^  bestehend  aus  ]  Präsidenten  v.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Directoren  u. 
Käthen  < geilen wärtii^  bez.  14,  ausser  den  Käthen  des  Rerhn.hofs  des  1).  Keichs», 

welche  vom  König  eniaiiiu  weiden  ^nach  Vorschlag  des  Staatsministeriuma,  bez.  des 
Prtflidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.  Die  ebemaL  Probezeit  der  lUtbe  ist  beseitigt  worden). 
(Onabbängigk.bUrg.M  haften  in  §.  S — 5).  Das  durch  K.  Verordn.  zu  erlassende  Ke;?ulafiv 
Uber  den  Geschäftsgang  der  0.  R.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Kcnntnissnahme  mit- 
zuthoilen  (§.  7i.  Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  CoUegio  den  Ausschlag;  gewisse  Hau|)tsaclien  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbeNÜngt 
eolleirialer  H- latliuni:  u.  neschlussf^sMiinü:  bedürftig  Hez(»tchnot  (§.  ^  Die  Ausführung 
eines  Beschlusses  des  (Jollegiums  kann  der  Prä&ideut  suspeadireii ,  muss  aber  binnen 
14  Tilgen  die  Snebe  nocbmals  dem  roUeglom  rorlegen.  des  numnehr  endgiltlg  ent- 
scheidet Kcgul.  V.  Ib'a  §.  I.'ii.  Auch  jt  t/t  mxh  hat  d.  O.  K.  K.  neben  der  Vorschrifls- 
wääsigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen,  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  Hchlicäscn.  zu  beurthcilcn  i§.  12 1  u.  in  dem  jährlich  dem  König  zu  erstattenden 
Berichte  dcmgcmäss  gutachtliche  VorscbUgo  zu  ^'erbesscrungen  ZU  mnchen  (§.  20). 
Die  n.  R.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  »»H^Tordenttii  lie  Kajisen-  u.  Magazinre Visionen 
veranlassen  lliu  Auageuouuaen  v.  d.  Revision  der  Ü.  K.  K.  lünd  die  liecbnongcu 
Uber  die  im  Etnt  des  Stnatsminist  f.  allgemeine  poUt  Zwecke  n.  im  Et  d.  Min.  d. 
Inneren  fflr  ^cheimc  Polizeiausgaben  ausgesetzt«  n  Fonds  §,  U)  Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  <».  U.  K,  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  revidirt  u.  mit  den  Revis.- 
bemerkungcn  dem  Landtag;  zur  Prüfung  u.  Dechargc  vorgelegt.  Das  Geschäftsjahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt,  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  31.  März« 
V.  1.  Ort  :iO.  S<  pt..  innerhalb  welch*  n  Zeitraums  das  l^evisionsgeschäft  u.  die 
Festäteliung  der  Revis.protokoUü  für  das  vorange^^auguuc  Etatigahr  zu  beenden  i»t;  die 
Erinnerongen ,  die  Recbnungsborichtigungen  u.  das  ganze  Remrerfiabren  mtbnen 
Spitestens  im  folgenden  (ieschaftsjahr  erlcdii;f     in  (Erl.  v.  It.  Mai  lS77i.  — 

Die  Reehniingi^controle  Seitens  der  preuss.  O  R.  K.  ist  insofern  auch  noch 
jetzt  eine  Supcrrevisiou,  ab  nach  der  uuch  geltenden  Vorschrift  des  §.47  der  Instr. 
r.  1S21  ,.jt*d4'  l{pchnung  vur  deren  Einsendung  an  die  <).  R.  K.  bei  der  Vorwalt.- 
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beliL-r  i  '  abgenommen  werden  muss,  nachdem  solche  u.  die  Bclügp  vorlier  in 
calcuio  voilät&udig  geprüft  u.  attasürt  wordco/'  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  §.  47,  diese  Vorprttfong  keine  sehr  tiefgreifende  FormalitU  in  der 
Fr&xiä  sein,  so  dass  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  K.  K.  ruht.  Fur  eine 
gründliche  erste  Prüfun*?  intlsste  den  T^ehörden  wohl  vermehrtes  besondres  Peiaonal 
zu  Gebote  gestellt  üdrr  wirklicli  jiruvini:.  licchamigbkammeni  gebildet  werden. 

Im  Ktut  f.  Isb3  ^4  steht  die  in  Potsdam  iliien  Sitz  habende  (>.  U.  K.  mit 
729  ^28  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  ()74>1'.»  M.i.  d.  i.  c.  O.o:«.!"/^  der  Summe 
der  Brottoeinnabtoo  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  W  ohn^geldzuschUss«  betragen 
davon  671.894  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Rdchs  fUr  den 
mit  d.  preuss  0.  R.  K.  vereinigten  Iveclinunghhüf  die  Aiisg;il)c  v.  o.'{1.473  M.  Der 
Chefprä«,  bezieht,  ausser  freier  Wohnung.  21.0IMJ  M.  (iehalt  (wovon  V»  a"s  Kcichs- 
fonds).  2  Directorcn  je  12.000  M.,  U  Käthe  je  7500—9900,  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Rathen  der  Ministerien ,  —  beim  Ausscliluss  aller  Nebenämter  für  di« 
Räthe  der  0.  R.  K.  dürfte  I  r  Irehalt  dieser  Beamten  hf^hcr  sein");  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  l'rcis.bur.  (ü400  M  Ueh.),  bö  Revisoren  u.  Calculatoren  u. 
1  Knnzleidirector  (3000—5400  M.,  i  D.  4200  M.  Geh.),  8  Begistiatoren  (3000  bis 
4^00  M..  i.  D.  ;i900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret  (1800--8800  M.,  i.  D.  2550  M,). 
Alle  haben  Wohn.geldztischnss, 

Uebcr  die  auch  fur  die  piincip.  Fragen  sehr  b-lirreichen ,  bisher  misüliingeticu 
Veranch«  einer  selbständigen  Gesetzgebung  über  dm  ('outrolwesco  im  Haushalt 
des  Deutsrli'Mi  I?  ichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  Die  anfängli«  h  getroffene 
Einrichtung,  wonai:h  die  preuss.  0.  R.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutscheu 
Bandes,  dann  des  Boichs  dient  n.  demgemäss  entsprechend  enreitort  mirde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  (it  s.  v.  4.  Juli  ISbS,  D.  Reichsx:es.  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  piouss.  (ies.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  den  Rechnungshof  des  I). 
Keichs  «  rklürt),  (ieüetze.  welche  seitdem  jährlich  fUr  die  Coutrole  des  KeichshauslKilts 
in  dem  betreff  letzt  vergangenen  Jahre  erneuert  svordeu  sind.  Auch  der  Landeshaus- 
halt  von  EUass-Lothri ngen  wird  in  der^ellien  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
controürt  Specieli  f.  d.  deutschen  Rcchn.hof  fungircn  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Dtrector,  10  Bithe,  5^  Bevisoren  o.  Galcolatoren,  5  Registratoren,  1  Kandel- 
veiBteher,  7  Kanzleisecr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Buudesrath  gewählt. 

2.  Baiern.  b.  v.  Czörnig  S.  52  tf.,  17.),  Tüb.  Ztschr.  B.  33  S.  70  ff.,  PSzl, 
baier.  VerwalUecht,  3.  A.  §.  32,  283  If..  auch  279  II'.,  Stockar  v.  Neuforn-llock  I, 
96  fl.,  192  ff.,  450  if.,  bes.  471  ff.  Hauptvcrordn.  v.  11.  Jan.  1820  modihc.  durch  V.o. 
Uber  das  Finanzrechmmg^iwesen  v.  23.  Dec.  1808.  Das  Chnracteristischo  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  (primitive)  u.  eine  iSuperrcviaion,  die  grössere 
Decentnlisation  der  Berision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  Terschiedene  Landes- 
und Tentralbehörden ,  welche  nach  Districten  u.  Gcschitftszwt  igen  die  Arbeit  theilen, 
cn  il:  h  das  Fehlen  einer  speciellen  Beziehung  des  Obersten  Rechnuugshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finanzrechnungen  erfolgt  durch  die  Reohnungscommissariato 
der  VcrwaltungsbdiOrden,  d.  i.  der  Krcisregierungeu  (Regier-tinanzkammern)  selbst  u. 
für  die  Ke(  hnunpen  gewisser  <>iitnilstellcn  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rcchnungskaumer''  ^bcstcbeud  aus  1  Director,  2  Rathen, 
1  Assessor,  5  Gommissftren,  1  Secr.  1  Bogistrator,  1  Kanztisten  als  pran^mst  od.  stind. 
Personal,  5  Revisoren.  2  Kanzlisten  als  inslabilcm,  Etat  07.0 ll>  M  I>ie  Huper- 
revision  ist  Sache  des  U bersten  Reehnungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  (Kompetenz  unabhängig  u.  hat  thcils  ganz  fUr 
sich,  theils  begutachtend  für  das  l'in.ministerium  die  olMrste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  endgiltige  Recumnstanz  bei  Benifnngen  ans  der  1.  Revision.  Er 
besteht  aus  1  Präs.  i,Geh.  10.800  M.;,  7  Rathen  (Geh.  ööbO— 5940  M.).  1  Oommissar, 
I  Kanzlisten,  wozn  noch  instabiles  Personnl  tritt.  Etat  82.450  M.  Die  Verfassung 
ist  collegial,  die  Stellung  des  Hofs  u.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  ebensten  Hericlits- 
hois.  Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  n.  erfolgt  mitteist  jährlicher  Abordnung 
eines  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltliche  Function  hat.  Tcber  seine  Wahrni  hmungcn  berichtet 
er  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  aisdami  ein  anderer  Rath  Uber  den  Bericht 
referiit,  der  Hof  in  collcgialer  Form  beiith  n.  Ikber  Rechnungsfragen  endgUtig  ent- 
scheidet, andere  dem  Fin.ministerium  znr  Entseheidong  rorlogt  Der  llof  hat  auch 
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die  (ieneralfinanzrerhnan js^  des  Staats  zu  stollen  ti.  bis  spätostcus  1.  Sept. 
des  folg.  Jali»  dum  Fiii.min.  vorzulegen.  —  Mau  rühmt  die  Gründlichkeit  der  Kevisioo 
schon  in  1.  Instanz,  die  Bescblennigung  der  Abrechnung,  die  gute  Sehnlnng  fUr  die 
lJovi.>inii-«bcani(oh  liei  iler  Revision  I.  Instanz,  doi  Ii  ist  die  Vcrwalt.conirole  gegenüber 
den  oberste»  Staatsbehörden  nur  „auskerbt  uothdurttig"  g:enrahrt  (Tub.  Ztscbr.  ß.  93) 
u.  die  Vorarbeit  für  die  Staatscootrole  des  Laiulta^^s  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  die  Sache  sich  günstiger  gestaltet. 

H.  Auch  'leii  übrigen  deuthchcn  Staaten  Mi!<»n  die  JHv.ü^'lichcn  Ein- 
richtUDguu  niclit.  Sie  zuigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Yerüchiedcnhcit ,  aber 
doch  in  wesentl.  Pancten  Uebereinstimranag.  Die  Rechniugseontrole  ist  wohl  ubenll 
genügend,  meistens  \ urlit'fl licli ,  die  Verwaltiingscontrole  über  die  höchsten  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
coustitut.  Doctrin  entsprechend  gestaltet  oder  wcnigstciiä  für  die  Kammern  nicht  durch 
Kcchnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  Wir  eine  wirl(8MB6  ContTOlo  geboten  erscheiBt 
Die  Einrichtung  der  Staat'^contrul  ist  in  (it  ii  Verfassungen  o.  in  damit  zus.hängen- 
dea  Gesetzen,  mehifacli  aber  auch  nach  alluiabiicher  ständischer  Praxis  geordnet.  Es 
treten  darin  manche  Eigenthtlmllchkeiten  des  Staatsrechts  des  dnzelnen  Staats  honror. 

S.  Uber  K.  Sacliseii  v,  TzJ^rnii;-  S.  'M  ff.  17-1.  Die  Kechniin^eM  der  ressor- 
tireuden  Special kasäen  werden  hier  in  jedeuj  Miiiibtcrium  für  sich  geprüft  u.  justilicirt, 
th.  dnrch  die  mittleren  Verv&ItangsstcUen.  th.  durch  die  Kechnungsstello  des  Ministerinnis. 
Eine  eigene  Oberrechenkammer,  weh  hc  zum  üesammtininisterium  ressortirt  (Etat 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M  u.  2  Iv'ath«'  mit  7200  —  8100  M.  Gehalt)  übt  die 
Uei-hnungscoutrolc  übut  die  (Jcntraikasscu  allein  q.  eine  beschränkte  Yurwait.c^ntrule, 
indem  sie  Bem&ngelungen  dem  betrelT.  Ministerium,  bez.  dem  tiesammtminiateriQm 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt  Mit  den  Landsttaden  steht  die  0.  R,  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

Ücber  Würtemberg  s.  r.  Czörnig  S,  511  ö'.  175,  r.  Eiecke  Verfoss.  n,  s,  w. 
V.  W.  S.  1()3.  Die  dem  I  in  nini.  niitcrgeordnete  Oberredinuagskammer  „ist  die  obeiste 
ßechnungsbchörde  de<  L;uKle^  u.  hat  die  Auf^icht  über  das  jr^'^anTnite  Staatsrechnungs- 
weseu,  auch  bei  den  verrechnenden  Behöixicu  andrer  Departements"  i^Kiccke).  Sic 
übt  die  Kassen-  u.  Rechn.controle  unmittelbar  {Abnahme,  Prafting,  AbhOr  der  Bech- 
nungen  bei  allen  Haupt-  u.  Specialkaüsen  n.  Anstalten  des  Staats,  mit  dor  ei2:cnthnnil. 
Aufnahme,  dass  die  camendamtl.  Sleuurhauptbucher  u.  die  der  liauptzoli-  u.  liaupi- 
steuerfimter  vom  Stellercdlegiuni ,  die  Rechnungen  der  Hütten-  n.  Salinenkassen  t. 
Bergrath  revidirt  werden).  Für  die  Verwalt.c-ontrule  ist  die  (  ).  II.  K.  nur  thdhreiao, 
für  die  Staat^<  ontii'lc  srar  nicht  weiter  thätig.  wie  denn  an  der  Spitze  der  0.  R.  K. 
als  Director  der  Director  der  Staatskai>s.verwaltuüg  steht  (Geh.  ObüO  M.,  ausserdem 
4  Ritbe  mit  5600—6000  M.  Geh.).  Diese  beiden  Goiitrdon  werden  nach  der  eigea- 
thümlich -n ,  aus  der  älteren  Zeit  >> 'ibelialtm*  n  (iostaltong  des  WIM.  Staatshaushaltes 
von  dun  Slondeu  u.  deren  Au:jächuss  mit  ausgeübt. 

Oeber  Baden  s.  r.  Czörnig  S.  7»i  H.,  175,  Kegcnauor  §.  13—15.  Zwei- 
fache Hevision.  durch  die  Yenraltmittelstellcn  für  die  untergebenen  Kassen  n« 
Btif^lifuhrungen ,  dann  Su perrevision  n.n<  h  Auswahl  Seitens  der  Oborrechen- 
kammcr,  welche  ausserdem  die  Kechnungscontroie  über  die  Cent ralkasscn  unmittel- 
bar ttbt  Sie  ist,  dem  constit.  Princip  gemiss,  eine  dem  Landesherm  unmittelbar 
untcrtreurdncte.  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  frer^i^uüber  selbstfindigo  Bchönle. 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Verwalt.controie  ^innehaltung  de»  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
ftlr  die  Staatscontrole  der  Stmde  Ist  sie  aber  nicht  nnmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.000  M., 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geh.,  4  Rithe  mit  5800— 6200  H.,  11  Kerisoran  mit 
2_^oofi  M.). 

113.  —  I.  Belgien.  S.  v.  Czörnig  S.  140  11.,  1S2,  Tüb.  ZUchr.  B.  33, 
S.  SO  IT.  Der  Oberste  Hcchnnngshof  nimmt  hier  eine  w<aientlich  andere  Stellung  ein. 
als  iti  Deutsc  hlm  l  n  in  «I  n  nii«t<ten  sonsli«en  Staaten.  Während  ( i  hi-i  uns  überall 
eine  Ytirwaltungsbehörde.  ein  Uegieruugttorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nnr  In  beschranktem  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksrertrettuig  steht,  ist 
er  in  Belgien  vcrt'absungsmussig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  ?.  29.  Oct«  1840  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  n  Zwecke  mit  »■  in  gerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
rontroli'  selbst  neben  d*-r  iiechuuugs-  u.  N'erwaii.contTolo.  Hier  sind  die  Cousei^uenzen 
der  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einrichtung  enbpricht  dabcr 
iW>i>  (ii'iiiids.'itM'n  ibvs  d«MitHnb(tn  4*onMitut  Staafitrerbts  kaum  mehr.   Die  Mitglieder 
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des  Rechn.hofs  nach  «1.  ursprUogl.  G«.  bestehend  aus  1  Prüs.  mit  ll/iöü  fr,  Gehelt, 

(i  Räthon  init  *s.')üO  fr.  Gehalt.  1  Secr.  u.  dem  orfonl-  rl.  Kevis.  o.  ßureai!j> 'r-onal) 
werden  von  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  aui  0  Jahr,  doch  jederzeit  wider^ 
nifKch  gewShlt.  Die  UnebfaSngigkeit  der  Mitglieder  ist  dupdi  noch  weitergehende 
als  die  sonst  üblichen  Bestinuniinffcn  vrerbürgt"  (u.  A.  darf  nicLt  nur  keine  nähere 
Vernrandtschaft  der  Mitglieder  unter  sich,  eine  auch  in  Prenssen  u.  sonst  besteh. 
Vorschrift,  sondern  auch  nicht  mit  den  Ministem  a.  den  yemraltchcfs  ))estehen\  Der 
Hof  wacht  dnrttber.  „dass  kein  Budg:t-tsat/  der  Ausgaben  überschritten  wird  u.  dass 
keine  Uebertragung  stattfindet".  Es  sind  ihm  zu  dii  sian  Zweck  umfassende  Befufjuisse 
der  y erwaltungscoutrole ,  namentiich  das  oben  140)  besprochene  Uecht  der  V  isa- 
eontiole  fto  die  anstindigen  An^ben  ertbeill  Die  Besohloese  dee  Heft  in  Rech* 
nun;j^sachen  sind  endgiltig,  nur  bei  Verlet/.uni,'  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
Kechnongsieger  binnen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Oassationsbof  zu.  Eine 
umfassende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
üebrigen  „rcssortirt  der  Hof  iti  allen  seinen  Beschlüssen  üm  Gebiet  der  Venralt- 
controle)  in  letzter  Instanz  von  der  Kammer  der  Kepräscntanten,  als  der  Quelle  seinen 
Bestandes.  Aui  diese  Weise  bt  die  Gcsammtcontrole  nirgends  umfasseuder  u.  ein- 
dringlicher dnrcbgeftafait  als  in  Belgien**  (Czftrnig  S.  182).  Die  Gefahr  einer  zu 
weit  i^chcnden  Beschränkung  n  unter  Umständen  oinor  LalunloiLrang-  dor  Verwaltung 
wird  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  (lontrolc,  zumal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  iSagnen  sein.  Indeven  mit  dem  rein  parlam.  Prinoip  stände  eine  Einrichtung 
der  Cotitrok  uach  belg.  Muster  in  Einklang,  iat  daher  auch  bei  vas  mltonter  von 
Vertretern  dies»:!  Prinzips  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-).  S.  Czöruig  8.  16  11.,  Hü  If.,  Tub.  Ztschr.  B.  '6'A 
S.  SS— 70  (hier  eingehend),  Blonski  II,  S58«  862  ff.,  Dessnry  §.  107,  122  ff.  (Ober 
«1.13  Rcdit  vor  lSfif,\  ribrirh.  nstr.  Staatsrecht  S.  169  fr.,  663  ff.  Wildt,  d.  Qet 
Staatsrechn.  u.  Coutroldienst,  IblÜ.  Auch  Schrott  pat»im. 

Sehen  vor  der  nenen  Periode  verfiusongsni«.  nnenzwirfliBchaft,  zvr  Zelt  dee 
Absolutismus,  war  das  Östr.  Controlwesen  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
ontsprechend  ein^^ciiclit-  t .  so  im  Ganzen  schon  in  d-  r  Iioliördi'  drs  altt  n  ..(icm^ral- 
Rochnangsdirectiuiuma'  als  unabhlingiger  oberster  C.'oittroLtelle.  Die  V.o.  v.  27.  Marz  Ibbi 
oachte  ans  diesem  Directoriom  in  nunittelbarcr  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
rtbhängig  toh  den  Ministern,  den  Ministerien  gleichgestellt  Ü  .Oberste  K'cch  iinng-s- 
controls-BehOrde'"  als  obersten  Rochuangshof  der  absol.  Monarchie  zur  Handhabung 
der  BechnnngS'  n.  der  Venraltungscontrole  n.  znr  Vorbereitung  der  Stutscentrole 
durch  den  Monarchen  selbst.  Die  Controle  ward  aber  insofern  decentralisirt.  als  den 
Centmlrerwaltungen  u.  den  Kroolaiit]^  - Verw.nltuntrr'n  für  Jen  Coritroldit^nst  pirrene 
Staatsbuchhaltungen  beigegeben  waren,  welche  obciilalls  van  den  Verwaltungs- 
behörden unabhängig  n.  unmittelbar  unter  die  Obente  Gontrolbchördc  gestellt  wurden. 
Eine  Fortbildung  erH>Igte  dnrch  dio  Kais  Vi  rurdnnng:  v.  21.  Nov.  IStu;,  lüc  (Jrund- 
iage  des  jetzt  geltenden  Rechts.  Hiernach  sind  den  anweisenden  Central-  und  kandes- 
behOidkm  (d.  h.  d«i  lIH«elsteUen,  wie  den  polit.  Landeflstellen,  FinanaLandeedireetionen, 
Oheriandesgerichten.  ir'ostdirectionen)  allgemein  RcchnungsdepartemontM,  welche 
die  Stelle  <ler  froV.'r-ni  nuchlialföroien  ^'inn*:^hmen  .  beigegeben.  Dieselben  vorltuchon 
tt.  coutraa  quii  <*u  alle  Auweisuü^fü  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
eidnungsmässige  Volkiuhung  der  Anweisungen  n.  tlben  über  die  Kassen  die  Rech- 
nongscontrole  aus.  üeber  diesen  Rechnungsdepartements  steht  für  dii^  Supcrrovisioii 
H.  für  die  Verwaituugscontroie  der  Mittel-  u.  oberston  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  n.  zwar  ftr  materielle,  nicht  bloaa  ziffermiasige  Prttfsng  der  Oe> 
balirung  mit  dem  Staat-svcrmog^ju  u.  ob  sie  in  Ueberciiistlinniung  mit  Gosi  fz  i .  Ver- 
ordonngen.  Etat-,  auch  Rcurth>-ilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschrilbmiissig- 
keit  —  dcrUberite  Kuchuuuj;sbof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  von  den  Ministerien  vnabh&ngige  u.  ihnen  cooidi- 
nirte  ubcrsto  Staatsbrfi  'ir  l  -.  init  •'il!«  >;ialer  Verfassnnir,  wenn  am  h  mit  besonders  aus- 
gedehnten Befugnisüeu  iiaa  i'ra^idcuten,  im  Wesentlichen  aber,  nach  Analogie  des 
OtMWtea  <>erielitahofii  mit  den  nOthigen  Garantieen  der  Dnabblngigkeit  vendien  (Etat 
in  1&82  ir.">  nf)i)  Ü  I'  i>unal  um  IHSO  1  Präs.  mit  dem  gcwniml.  üst.  Ministergehalt 
V.  lO.OOO  H.  u  12.ÜUÜ  11.  Zulagen,  4  Hofräthe  in  2  Klassen  mit  Huou  u.  45UÜ  fl.  Geh., 
2  Sect.raüie  mit  320U  u.  2b00  il.  Geh.,  5  Hofsccr.  in  2  Klassen  mit  2200  n.  2000  II., 
2t  BieGhn.xfttho  in  3  Klassen  mit  ItiOO  n.  1600  II.  n.  1400  iL  Alle  diese  Beamten 
a.  Wagner,  Ffaaatwtflfmasebafl.  F.  d.  Avfl.  21 
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ausserdem  mit  Activ.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  über  seine  Thätig-kcit 
za  erstalteu  u.  hier  cveatuclle  Keformvorachlago  zu  stelloo.  Er  ist  abor  auch  fdr  die  Parla- 
mentär. SteattocHitfole  mit  tUti;,  indem  er  den  GentmlreebDuiigäabselilnBs  fOr  4bs  rcmefarte 
Verwallungsjahr  verfasst  u.  die  Uubereinstimmung  desselben  mit  dorn  Etat  prüft,  worauf 
diese  Kcchniinpr  niit  Beilajc^cti  u.  BeinTh'kuii^en  an  flon  Kaiser  ii.  vun  <!  •  an  <ien  Kiuanz- 
miniüter  im  ücburgaliu  an  den  Keichsrath  behuf:^  vuriaaaungbaia;>diger  Kriodiguug  geht. 
In  wetentlidien  Paticten  gleicht  die  Stellang  n.  Competenz  des  öst.  Kcchnungähofs  der- 
jonipcn  der  prcnss.  n.  K.  K.,  ein  Ifauptuntcrächicd  im  boustiseii  Controlwesen  lieirt  in 
der  östcrr.  Eiurichtuug  besondrer  KcchuungsdepartemeDUi  hai  den  auveiseudeu  Behördeo. 
Der  VorC  d.  Auft.  in  d.  Tttb.  Ziachr.  vrtheilt  Uber  das  tat  Controlwesen  gttnstig:  „diese 
Ost  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswcrth.  Sie  beruhen  auf  einer  genauen  Kcnntniss 
80TohI  der  preuss.  als  der  französ.  lostitiitioaen  a.  haben  ron  beiden  riei  Gates  in 
sich  aufgenouiuieu''  (B.  33,  S.  68).  — 

PQr  die  Gontrole  dos  gemeinsamen  Haushalts  der  öst.  Monarchie  (mit  Ungarn) 
besteht  ein  besonderer,  dem  woslOsterfeichisclien  ibnltch  eingerichteter  ObMMer 
iiecbuungshof  (Et.  125.40U  it.). 

6.  Frankreich.  S.  Ozftrnig  S.  89,  97  ß'.,  165  K,  Tttb.  Ztwhr.  B.  33  S.  41  ff.. 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  11 1  fl'.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block's  diot  de  Tadm.  fimac« 
Art  cour  des  comptes,  auch  Art.  comptabilite  pub!i<iii(\ 

Der  frauzös.  Oberste  Rechnungshof  (cour  de»  cuuiptca»  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons 1.  (Haoplfos.  V.  U\.  Sept.  1807  u.  V.o.  v.  28.  Sept.  1807),  dnrcb  reiche  die 
Rcchnnni^^controle  n.  in  beschränktem  Maasse  di«-  Vei  waltu-v,^  ;- r  nrri>fc  7ur  endgiltiir'>n 
WicderheräteUuug  der  liuau^  Orduuitg  gewährleistet  wonlen  suiUe.  Aohnliche  Ein- 
richtungen ,  nur  mehr  decontralisirt,  hatten  aber  schon  in  dw  alten  Honardiie  be- 
standen: Keclinungskammcm  (chambres.  des  comptes,  f  >rd.  v.  14G4).  deren  os  schliess- 
lich 13,  neben  den  Provinz  ]'*ulanieuten,  gab.  Sie  wurden  I71I0 — DI  hcscitiprt.  aber 
durch  die  neuen  ccntraJi'-i.  Einrichtungen  ungenügend  cnset/t.  An  die  Gesetzgebung 
r.  1SU7  schlössen  sich  später  verschiedene.  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1856, 
l^'^''  u.  1S60*  an.  alu  r  dii'  (irundeiniichtung  i^t  ncbliehon  ii  auch  seit  dem  Sturze 
des  zweiteu  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  das  l>ecret 
r.  St.  Mai  1862  ttber  die  comp«abiiit6  pnbliqne  fdr  Manches  ans  diesem  Gebiete, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusainrnen  häii>!;f.  Die  I\erhnuiif:rf<'ontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Verwaltungsc^utrole  gegenüber 
den  obersten  Behördeu  könnte  dadurch  wohl  auch  ausroicheud  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competenz.  Sie  wie  die  weitere  Staats* 
controle  haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Landes 
in  ihrer  practischen  Bedeutung  gewechselt. 

Das  Eigenthttffliiche  der  fhuizAs.  Controle  dnroh  den  K^hnnngshof  liegt  in  der 
jranzi  ii  Sfellimir  u.  in  dem  Verfahren  des  Ict/toreii.  Er  ist  nomlich  als  Itinii- 
licher  Gerichtshof  eingerichtet,  rangirt  unmittelbar  uach  dem  Cassationshof,  geme«»t 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahrens, 
fällt  daher  förmliche  gerichtliche  Urtheilssprtteiie,  bei  der  DdchaigO  V.  S.  w.,  in  den 
feierlich (  h  Formen  der  (ierichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  ZusammensetZQOg  ist  bei 
einem  Etat  von  1.5ü  M.  fr:  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  IST 2  Sü.OÜÜ  fr.,  frOher 
39.000).  3  Kammerprls.  (Geb.  S5.000,  frOher  18.000),  18  Rühe  (oonseilleri-maltres. 
Geh.  18.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Hevlsoren  ir6ferendaires  de  I  (lasse.  Geb. 
7000  fr.,  froher  tiOÜU).  00  zweite  Kevisoren  (r6f.  de  II  cl ,  Geh.  3000,  früher  2400  fr.^. 
alle  lebenslinglich  ?om  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  Geueral- 
procurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000*,  1  ( »bersecretär  (greif ier  en  clief.  (ich. 
18.000.  früher  15.000  fr.^ .  ferner  15  er>,te  Auditoren  ((ieh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
üuterpersonal.   Die  Kevisoreu  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  uach  JMass- 

rbe  ihrer  Arbeit  die  Summe  ron  420.000  fr.  jihilich  fertheilt,  i.  Dchschn.  5000  tr. 
den  Revisor,  liMM»  fr.  für  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene DieniUweigo  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  u.  mit  6  Käthen, 
nemlich  ftlr  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Kechnongen  der  Kreise  n.  Gemeinden. 
Die  Uechnungsprufung  erstreckt  sich  auf  aUe  Iuh  huungsleger  (comptables)  der  Staats-, 
(lomnuitial-  u.  ufrenll.  Anstaltsverwaltimjr .  mit  der  .-Vu-nalunti,  dass  die  Kechnnns^ii 
in  (icuicinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jabreseinnahm«;  durch  den  Präfecturrath. 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnangshof,  v.  dass  die  Rechnnngen  der  unmittelbar 
unter  dem  (ieaoralcinnehmer  der  iJep&rt  stehenden  BechniingBlegcr,  spec  Dir  die 
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(Krecten  Stcaern,  vom  Gcn.einnchmcr  geprüft  werden.  Di<'  l'itheile  de?>  Kcchnung»» 
hofs  üi  Rechnungssachen  sind  voll^trcrkbar.  Wegen  Verletzung  der  Form  u.  des  Gg- 
setzcs  kann  aber  vom  Kcchuuiigslcgci  u.  f«r  diesen  ?on  den  Ministem  Berufung  au 
den  Staatsrath  erhoben  werden.  —  Bei  der  Controld  ist  nur  die  UebereinsHoiinuiiir 
der  Rechnungen  der  Ki'rhnunir^l'g»^  mit  den  Anwei'?nngen  der  onlnnnatenr^  ni  pnif.-r», 
aicht  die  Berechtigung  der  auwcisondeu  Behörden  zur  Krtheüaag  der  Auweiäungca 
üdbat  oder  in  der  n.  der  Höhe.  Air  die  n.  die  Zvedre:  insofern  ise  die  Verwaltongs- 
••ontrolc  nicht  Sache  des  Rechnungshofs.  Doch  werden  anssi  r  (!cn  Einzelrech  na  ngen 
der  Rechnungslcger  auch  die  SchluäsrcchnungcD  der  Ministor  über  das  geschlossene 
liechnungsjahr  u.  der  (iencralbcricht  der  KinanzTerwaltnng  Uber  das  Verwalt.jahr  dem 
RerhniiDgshof  zur  Prüfung,  zur  V'  ii^lctchun;  mit  den  Rechnangen  der  RcrhoongB* 
leger  u.  zur  Beurtheilung  ihvrr  rebereinsfinimnnsr  mit  den  (Jcspt/cn  v.  Verordnungen 
aberwiesco.  Bcuiäugeluugcn  sind  dann  im  (Jorrespondenzwegc  mit  den  .Ministem  zu 
erledigen ;  diejenigen .  wo  dies  niclit  gelingt,  dem  Steatsoberiinupt  (Piito.  d.  Repablilt) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  zur  Entscheidung  mit/ut1i<  ilcn.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung des  Kechnungshofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Siaatscontrole.  Die  Er- 
Itllrangen  des  Rechnungshofs  Uber  die  Ucbereinstimmung  der  miuisterioUen  Abrech- 
nungen mit  den  geprüften  Rechnun;;<-ii  d<  r  Rechnin^^slcger  erfolgen  in  feieilicher  öllttit 
lieber  Sit7;ung.  —  Das  Docrct  v.  hl.  Mai  l^HJ  urdneto  !\u*>serdem  dann  norh  eine 
be&oadero  ^'crwaitungitcOQtroic  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  2U  ernonneude  Com- 
Diasion  ron  9  Personen  ans  Mitgliedern  des  Rechnvngsbofs,  Staatsratbs,  Senats  u.  des 
logislat.  Krirpers  an.  Hier  xillfr  die  Ucboroinstinmmng  der  Kechmiii^'^i  ii  d or  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  (Jentraiaufschrcibungcn  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  BeiM^hlüsse  des  liechnungshofs  Uber  die  Kcrhnun^'cn  der  Rechnungslcger  consfatirt 
Verden.  I>:i>  darüber  aufztmohinende  Protokoll  gelangt  an  den  Finan/ministcr  n.  von 
dies»'m  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrolc  erfolgt  iiiitt.  Int  der  Ge- 
nehmiguug  der  dcimitivcn  Schlmiärechnung  (reglement  defioitit'  du  budget)  in  Gcsetzcü- 
form,  ist  aber  bei  der  aosaerordenWelien  Gompticirtheit  der  fmnzOe.  Finanzfenrmltnn^ 

1  j<  h  heute  unter  der  Repablik  noch  dieselbe  leere  Formalität  wie  frtther  unter  dem 
Kaiäcrreicii.  — 

7.  Das  Gontrot Wesen  Italiens  Ist  dem  franzAsischen  nachgebildet,  anch  in  Be- 
zug auf  den  Rechnungshof  (corte  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Yerwalt.controle  auch 
das  belgische  Muster  (Visacontrole  der  Anweisangen)  mit  massgebend  war  (Ges.  r. 
14.  Aug.  1S(>2,  15.  Aug.  1867). 

S.  Grossbritannien's  Controlwesen  (Tllb.  Ztschr.  B.  83.  S.  72—86,  Cneiet. 
'^npl.  Vensalt  recht,  2.  A.,  II,  S  *^1.'),  '^f)i)  hiintrt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfas.sung 
u.  anderen  speciü«ch  brit.  Verhaltaissei»  enge  zuäammeu,  wa^  das  Verstaudniss  a. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  erschwert.  Bis  znm  J.  1866  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  Tar  die  Controle,  deren  Anfange  in  frühe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  di  s  Dii  nntes  der  Srhat/.knmincr  p\- 
chequer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comptroller  gcneral,  der  Generalcontide  der  Einnahmen  n.  Aom;aben, 
bes.  wichtig  für  letztere,  dem  Zweck  v.  Wes  n  eh  eine  vorgängige  V^r^n  Itungs- 
controle  der  Anweisungen  („Controle  ab  ante*',  s.  o., §.  140),  zuletzt  geordnet 
dnreh  Gesetz  4  n.  5  WiU.  14  o.  15  (1884):  „der  Gen.controlenr  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisungen  Mf  Staatsgcider  aus  dem  Fin.ministerinm  erlassen  werden 
ohne  gehnrige  Autorisation"  ((ineist  II,  '"'IT).    Da-^  zweite  Amt.  geordnet  diir<li 

2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  com m issi ouu rs  of  audit,  der  „Abhörcommi^siuir  . 
einer  Art  obenten  Bo^nungshofs,  fUr  die  nnehtr&gliche  Verwaltungs-  oder 
die  V  e  r w 0  n  d  n  n  ffs-  u.  für  die  Rech  nn  n  grs  r  on t ro  !e ,  r\nf:in;rs  mir  für  ItesUininte 
Verwaltiingsge biete,  später  auf  immer  mehr  au^cdehut.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ofdendlchen,  nicht  wfllktthrlioh  abaetdbnrett  MItgliedem,  1  Soor.,  9  Inspectoren, 
0.  lüO  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Längere  Keformbestrebtiniren .  hei  deren  ErArferung  auch  in  England  die  Bedenken 
einer  wirksamen,  dann  aber  iu  die  Vcrwaltuug  eingreifender  „Visacontrolo  ab  ante" 
znr  Sprache  kamen  is.  Tüb.  Ztschr.  B.  :^3,  S.  711,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  'e's.  V.  2S.  Jnni  1*^(i<i  uli .  wrtrin  für  die  bisher  gf'tronnfe  <ieueralcontrole  u. 
RccltuuiigsabUor  ein  gemeinsames  Amt  geschalleu  wurde,  besetzt  mU  Einem  Beamten 
(oomptrtdler  genenl  for  H.  Mi^.  excheqaor  and  andltor  gcneral  of  the  pnbL  acconnt) 
n.  1  Stdlrertreter  desaelhen,  als  fest  angestellten  Personen,  (2i)i)0  n.  150»  Pf.  St. 

21* 
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Gehalt),  don  Ix-iden  eigentlichen  veraotwortlichen  Trägern  des  Amts,  welchf  ron  der 
Krono  o.  mit  erforderlichen  Uilfspersoneo ,  welche  foin  Schatzamt  emanot  werdeu. 
Jene  Iddcn  fieuDttn  sind  »bw  «nf  Erfoid^  beider  HiiKer  des  PnbuDentt  von  der 
Krone  zn  entlassen.  Von  diesem  Amte  vird  die  vorhergehende  Controle  der  An- 
weisnnpen.  dann  Ittr  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Verwendungsconlrolc  liinsMitlirh 
der  Uebcreinstimmang  der  aus  den  i{e<-hnungcu  sich  ergebenden  Vcrwchduiig  der 
Avflgaben  nach  Zweck  n.  H5bo  mit  den  parlam.  Bewegungen,  —  die  Controle  der 
sogen,  aji] Tij  ri  itions-a«  counts  ii.  soweit  dies  hierftlr  geboten  auch  di<-  lu.«  hnun^s- 
controle  au&geubt.  ITt^  die  weitere  Eeohnungücontrole  fungin  eine  Abtheiiuug  der 
Schatzksrnmer  ab  ein«  Art  Bechnungsbof. 


5.  AbscbnitL 

Der  Beelmiiii^bsehliiss  und  die  Einrichtung  getrennter 
Jahresdienste  sowie  die  Inyentarisiningr  des  ViTentliehen 

Term9gens. 

Die  Ijciilcii  crsloii  Purirfc  st<'licn  im  eii<rfu  Ziisainiiiciihaiif^  uiit  dem  Zalilunp;-, 
Kassen-  und  Kechnungswcsuii  wie  mit  dem  Coiurolwcscu.  Sie  waren  deshalb  iu  dcu 
beiden  letzten  Abscbnitteu  scbon  mehrfach  mit  zn  berdhren.  Im  Folgendon  handelt 
CS  sich  nur  noch  um  einige  abschlica.^cridc  Knlrt«  rtiiigi  n  über  diese  Puncto  für  sirh. 
Auch  die  Inveatarisirung  des  Ofleiitlichcu  A'erniögcns  und  die  Führung  von  Natural- 
( Material- rcchnungen ,  welche  damit  in  Verbindung  stehen,  bedürfen  hier  keiner 
eigenen  genaueren  Darlegung,  da  die  (irundsätzc  des  aUgemaillon  ßecJiBUngS-  und 
Controlwcst  tis  dafür  mutatis  mutandis  Anwendung  finden 

Das  Verwaltungsrccht  der  Materie  ist  grosseutheils  das  uemliche,  wie  für  die 
in  Yonusgehenden  behandelten  Gegenstände.  S.  darüber  u.  für  die  liteiariscbe  Be- 
handlunir  die  Vorbemerkuni^r-n  zu  dcu  Abschnitten  2  —4  diCdOS  KapUek  ($.219, 
253,  301)  u.  die  bezüglichen  Koten  iu  diesen  Abschnitten. 

Der  Bechnungbabschloss  spedoll  ist  in  der  hentigen  Periode  der  „rcrfassungs* 
massigen  Kinanzwirthschaft"  wieder  {iegen^tand  besonderer  staatsrechtlicher  Rcgelnnp 
in  Reziip  auf  die  Hechte  der  Vollisvertretung  hinsichtlich  d>  i  Mifwirkiinr  dabf-i.  Hier- 
für iiummeu  daher  Bestimmungen  der  Verfassungen  u.  der  sich  daran  anacliliessendcii 
Qesetzgebnng,  aber  auch  Ofbrs  eine  Art  mohr  fowohnlieit-rc  litlicher  Normen  in 
Bstracht,  welche  Ach  in  dor  <tändisi  Ii- n  oAor  jinrlani-Mitarischen  Praxis  für  die  Be- 
handlung u.  Erledigung  der  i(eclinun|j;sabschlibsc  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesotzgi  bung  über  „ComptabUitftf*  and  Uber  die  Bechuungshöfe  o&tkllt  auok  tüt 
diese  Puncto  mehr£B«h  n&hore  Bestimmungen. 

1.  —  §.  114.    Der  Ree  h IUI  11  i;sa  b  s (j  h  1  u  s  s  und  die  Eid- 
richtung  getrennter  Jabresdieuöte. 

Alle  WirthschaftsrecbniiDgeD  sind  nur  «iffiNmHMige  Veneieb- 
nnngen  von  fbatsftchlichen  Vorgängen  bezflglicb  der  Güter-  oder 
WertbbeweguogcD ,  speeiell  der  Geld-  und  Geldeewertb-  Ein-  und 
Ausgünge  im  Leben  der  Wirtbscbaft.  Diese  Vorgänge  wtederbolen 
sich  ttnanfhVrlieb,  solange  die  Wirthscliaft  bratebt,  d.  b.  ebra  lebt. 
Sie  sind  an  die  Kategorie  „Zeit"  gcknli))!!  uiul  treten  in  bestimmter 
Reiheutblge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit'*  in  be- 
stimmte „Z  ei  träume*'  herulit  im  Grunde  auf  Willktthr  und 
bedingt  eine  Zerreissung  an  luul  l'ür  sieb  zuHaiumen 
gehöriger  Tbatsaebeur e i ben  oder  Vorgange.     »Sie  ist 
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gleichwobl  darcbaas  nothwendig,  um  im  ,,FlaB8  der  Encheinnogen'' 
einen  Rnhepiroct  zn  finden,  von  dem  ans  rttck-  und  Torbliekend 

Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Aulgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  können.  Iniiner  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  übersehende 
Fiction  unter,  als  wenn  die  Bewegung  der  ThatHachen  wirklich 
momentan  aufhörte,  die  Vor„gänge"  —  begriffswidrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Rn  h epuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fiction  ist,  welche  keine  Kealitüt  bat,  ergeben  sich 
ans  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  and  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  Dnrchftthning  der  Annahme,  von  der  man 
ansgebtp  in  den  weiteren  Gonseqnenzen.  Davon  ist  auch  im  Reofa- 
nnngswesen  der  Wirtbschaft  Act  zn  nehmen:  der  „AbscblasB'' 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Conseqitenz  Jener  Fiction,  wodnreh 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
tbaii  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirthscfaafts* 

leben  iu  Zeitabschnitte  zerlegt  werden,  können  an  und  fllr  sich 
willktlbrlieb  bestimmt  werden.  Man  bedarf  für  verschiedene  Zwecke 
verschiedener,  kleinerer  und  grösserer.  Der  hauptsächliche  grös scre , 
bez.  grösste,  welcher  sich  im  Anscblu.sR  an  andere  Vorgänge 
auch  im  Wirthschattslebcn  und  von  da  aus  auch  in  der  Finanz- 
wirthschatlt  eingebürgert  bat,  die  übliche  Wirthschai'ts-  und  Finanz- 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Ilaupt- 
rechnnngen  der  Finanswirthschaft  werden  daher  wie  die  £tat8  ffir 
Jabresperioden  geführt  und  dafUr  abgeschlossen.  Die 
tbatsäeblicben  Vorgttngei  anf  welche  die  Rechnnngen  sieb  bezieben, 
werden  demgemSss  möglichst  in  Jabresabscbnitte  zerlegt  nnd 
so  in  Jahresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsacben  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeitranme  selbst  eingetreten,  so  müssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnungs- 
vorgiiiige  behandelt  werden  sollen.  Das  ftibrt  zu  den  Bestininumgen 
Uber  den  Abscbiuss  der  Jabresrechnungen,  Uber  die  1  renuung 
der  Jahresdienste,  Uber  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeitterndn  narh  ab  el  aufe  n  en  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  u.  s.  w  ,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  sind  die  practisohen  Bedürfnisse  der 
Finanzverwaltung  speciell  des  Zablnngs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und 
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Gontroldienstes  nebeo  den  Bedflifnisaeii  deB  wirthBebaftlicheii  Ver- 
kehrs und  der  StaatSBeholdner  und  Stuttsgläubiger,  —  d.  b.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflichteten  und. 
zu  Zabinngsfordemngen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 

nemlich  za  beriUksicbtigen.    Bei  der  Festsetznng  und  DurchfHhrang 
Bülcber  Anordmiu^eu  ergeben  sieb  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  vvelcbe  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  niö^lieb  Überwunden  werden  müssen,  völlig  jedoch  nicht  be 
seitigt  werden  können. 

i?.  145.  -  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  Ittr  die  Bewerkstelligung  des  Rechnungsab Schlusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  lUr  das  Finanzjahr  vorgesehenen  Yer- 
waltnngsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (£in-  und  Ansgftnge,  Zahlungsempfänge  and  Ans- 
Zahlungen  der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabscbnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres — 
vor  sich  giugen,  keine  solche  Thatsacbe  vorher  einträte  ond  Vor- 
solitlsse  der  Kasse  oder  EmpfUnge  auf  Rechnung  des  künftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „Kest Verwaltungs- 
ausgaben*^ u.  8.  w.  ndt  sieb  brächte. 

Da  di.'  Bii'  htirig  und  Verrechnung  mit  den  (icbahrangen  di  r  Kassen  S<  hritt 
halten  kann  und  »oll  und  tbabächlich  nach  den  joUt  aUgomcin  bcatehoudeu  Ein- 
richtangcn  auch  hftlt,  so  wQrd«  dann  der  KechnongBabscbliisB  sofort  bei 
Abl:»iif  des  .Trthros  crfnlirr^n  können.  Die  Bü'^hiT  aller  Kasten  und  Hecbnun^- 
behOrden  llo^sou  sich  hier  tul'ort  8clili«ti««u ,  die  Cootrole  köoute  abbalU  ilirc  Thitig- 
keit  beg^innen  —  sovoit  sie  nicht  scbon  wibreod  des  Jahres  selbnt  wirksam  wurde,  — 
und  die  Ertheilung  dor  EottastUD^  an  dio  eiu/eliicn  KcM-hnungälciror  sowiu  Seitens  der 
competentcn  Organe  an  die  ganzi*  Fitinnzverwaltunir  ntid  an  f!<*ri'n  vrrantwortÜrh'' 
Leiter  (l'iuauzuiiniätur)  hingu  nur  vun  der  Dauer  der  erlordurii<-hen  Arbeit  tur  die 
Kochnungs-,  Venraltnngs*  ntid  Staatscontrote  ab. 

Aus  bekaniitei)  ('rrlindeii  lässt  sieb  jenes  ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  mau  darl  es  auistellen,  um  sich  des  Ziels  deatlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Uilt'e  der  demgemäss  zn 
treffenden  Einrichtungen  möglichst  annähern  soll 

Es  liegt  nirbt  in  d^r  Macht  der  l  liian/Ai  rwaliuiig  und  ihrer  Organe,  der  Kassen. 
aUe  etatmfcwigen  Kinnahuicn  und  Atiiigaben  nur  streng  innerhalb  des  laufenden  Jahres 
voriunehnjen.  Aü(  Ii  dir  H.- Iiufiibsc  drs  wirthsoharili«  li<  ri  Leb<'ns  niuchen  das  nicht 
möglich.  U.  A.  wurde  das  die  abiwiut  reine  (leldnrirthüchaft  unter  Ausschlu:»  aller 
Crcditwirthschaft  —  wenigstens  Ober  die  Jabre^endtermitte  binftbor  —  ronwssetxon. 
Es  ist  hier  eben  d  i  hl-  Znsaninicnbaiiij  d<  r  Tbatsachenreihen.  auf  welche  sioh  die 
Krt-^'  tiop' Tationen  innl  Kn  llrltI^^^l  n  hczii  h.-n.  wficher  sich  g-ee^'h  die  den  Anforderuni'»Mi 
der  l  ijjau/wirlhs.»  halt  und  dca  gcsummlün  wirthschaitiicben  Leben»  widen>prcchuadc 
Zerlegung'  *l'  t  \  irgiiiige  in  willkührliciie  Zeitabschnitte  und  gegen  den  diesen  Ab" 
scbniueu  sofort  folgenden  BechQUAgsabechlttss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  KaBsenverwaltfiiigen  darauf  hinzuweisen 

und  dementsprechend  zn  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  da.s  Jahr  ^^ehörendeii  (iehahrungen  möglichst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits daranf  hinwirken  und  Znhlunersvcrpiliclitete  wie  Zalilun^js- 
bercchtigte  dazu  anhalten;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Kest'  oder  Ausstände •  nnd  Kttckstandszahlaog  und  Kecbnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  speeielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Reebnungen  stets  laufend  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Oebahrungen  halten  und  sie  für  die  Kas8enl>ewegungy  die  Vorschttsse^ 
die  Steuercredite,  die  Bestverwaltnng  u.  s.  w.  sofort  fttr  sieh  beim 
Seblusstermin  des  Reehnnngszeitraums  —  daher  aueh  fttr  die  hier- 
filr  etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschlnss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Gontrol* 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstnictioneu  und  Verrechnungs- 
nnd  Coutrolverordiiungen  aller  Länder.  Beispiele  sind  molirfach  im  «i.  Abschnitte 
angegeben  worden  (§.  132,  138). 

Es  ist  nicht  za  übersehen,  daae  hier  Manches  von  andeien  al^emeiuen  £in- 
richton^<>n  des  Finanzwesens  abhäncrt  so  z.  B.  von  den  Bestimmangen  tlber  Steucr- 
credite  [s.  Fiii.  II,  §.  57S),  Steuers>tuiidungcn  (cb.  §.  58 1\  über  die  Termine  und  Art 
der  Zahlong  Ton  Bewldongen,  Remnnentionen  (Pr&mimerando-,  Poetnuincrandozahlungr; 
letztere  in  Prensson,  i.  B.  bei  allen  remuncrationsartigen  Z;ililunc-en,  bei  diätarisdien 
ttblicb,  bei  diesen  sachlich  geboteu*  bedingt  schon  Zahlungen  nach  JahrestöchlutK» 
h  Conto  des  Yoijah»).  Man  kann  solche  Pnnete  nicht  nur  nach  Bednrfhiss  des 
Kassen-  u.  Bechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab» 
Schlüsse  zu  stellen  ;5in'i.  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
dUrDohtöe  u.  Anforderungen  bei  den  bezüglichen  Anordnungoa  mit  Kückslcht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimniungeii  dartlber  zu  treflfen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ansgabeaot  nach  Gesetz, 

Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledii;t  werden  konnte.  Dartiber 
\erbreitcn  sich  die  ebenfalls  schon  liüher  zu  erwähnenden  Vor- 
.s<  brüten  über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstellig u  11  g-  der  dein  nbirelauleuen  Jahre  angchririgen  Ge- 
schäftsfölle  wahrend  einer  bestimmten  Zeit  Uber  den  Jahressclihiss 
hinaus.  Dieser  Termin  daH,  um  den  Abschluss  der  Jahreshanpt- 
reehnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zOgenij  nicht  Übermässig  lange  sein  nnd  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nieht  ttbeisteigen.  Die  nach  Ablauf 
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dieBer  FriBt  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
lieben  Verpflichtnng  dem  abgelanfenen  Jahre  angehOrigen  Aaagabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmefordemngen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungcu  nnd  fiinnahmeaasfälledes  abgelanfenen 

und  nanmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zu 
hehaudelii.  Im  licbrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
verschieden  verlalireu : 

Entweder  so,  dass  mau  iiir  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnuug  noch  für  etwas  lilu^cre  Zeit,  z.  B.  2 — 4  Jahre,  und  zwar 
flir  jedes  der  abgelaufenen  .fahre  getrennt  oder  auch  Hir  alle  ver- 
eint, führt  und  nach  Ablaut  dieser  neuen  Frist  t'Ur  jede  dieser 
Best- Jabresreebnungen  apart  wieder  einen  eigenen  Rechnungs- 
abschluss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zngehdrigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  nnd  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civihrechtlichen  Verjährnngsfrist  der  hezttglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  alB  Gesammt-Restrechnnng 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzuftigt 

Bei  tl' tn  erste D  Verfahr»in  sind  die  Credit'"  für  die  Ausgaben  olfeii  zu 
baltcu  uud  die  betreUeudeu  Koudü  daher  uicbt  als  reelle  Au^tgabeuraparuiäbe  über- 
haupt, sondern  nar  recbnungsm&flsig  als  solcbe  des  bezilgliehen  Jahres 
Ml  l)<:li:ni(I(  !ii  uikI  Si  itL'ii^  Irr  Finanzvcrwaltung  den  Kassen  im  erforderlichen  Maai>se 
wahrend  der  Diu.  r  des  KestrechjHinirsdiensles  zur  Verfugung:  zu  stellen.  Krst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  Uult  im  Wesentlichen  das  französische  System  der 
Services  des  e.vcrcices  dos,  mais  pas  encorc  perinw f>.  o.  §.  l.'O  S.  294)  hinaus« 
eiü  System,  das  ubri;rens  eint;  Modification  des  im  l'ext  sjtrochencn  ejvt'-u 
Verfalireuä  darstellt.  Die  ausstündigou  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  «rcrdcu 
ebenfalb  zu  Gunsten  der  botroffenden  Kestrechnun^  rcaKsfrt,  gewfthron  also  die  Fonds 
zur  Deckung  der  rii' IvSiändigen  Ausji^aben  mit  und  sind  eventuell  als  Uebersch  us»e 
der  res]).  Kcstrcchnuog  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Abschluss  der  letzteren  ergiebt 
sich  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Uebertragung  in  die  Rechnung  des 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  S^tskasso  endgiitig  aus 
dieser  R(-*'1inun<?  /.tifallrtuli-r .  etwa  ebciifall>  Lih  £innahineroitxu|;  in  dio  BechnuDS 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  setzender  Üeberschuss. 

Dieses  paoib  erste  Ver&hfun  bedingt  ein  compUeirtens  Bechnvngsircsett ,  wie 
l'rankreich  ath  Ii  /eij^t,  und  uiiie  tibrigens  sonst  für  die  Kechnniigs-,  Verwaltunjjs- 
uiid  Staabconlrule  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  de.s  endgiltit;en, 
nemlich  die  gaase  Restrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjahrb.  Die 
Abrechnung  Uber  dio  im  abgelaufenen  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  dor 
erwähnten  —  unvermeidli  In  u  -  N  k  hfrist  erfolgten  Gebahrunieii.  immer  dii'  Haupt- 
sache, womit  die  Uel)ei-sicht  der  etatmässigcn  Ausgaberoste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Einnahmereste  verbundon  wild,  kann  ganz  wohl  zionlicb  rasch  und  nicht 
nl!/«jlan2^e  tvxrh  Ablauf  di's  .Tain'''-  iirif)  \furr  I'ri^t  >l.iitIiiiili  rK  Das  wirUi.  he  Er- 
geh uiss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  alierdiogv  nach  Ablauf  des 
Terioins  der  Kcstrecbnongen  and  nach  Vollzug  der  Controlarbeit  dafttr,  alro  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  fe.stgestellt  werden  kOnneii.  Alsdann  erst  ist 
eine  genaue  Yorgleichnng  mit  dem  Etat  mOgUch,  indem  noniuhr  der  «nprUngUclie 
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Kechuuiigbabschluss  und  die  Abschlüsse  der  Kcstrocliouiiguit  des  betrcflciidcn  Etalü- 
jahrs  zum  Vcriileirh  mit  dem  Etat  /usamtiiengezogcn  werden  können.  Auf  diese 
Weise  wild  jedes  Jaiir.  w  ie  im  Etat  anschlagswcise ,  so  in  der  wirklichen  Gebahrung 
nachträglich  mit  deDjeDi;i^<-ri  Ausgaben  belastet  dlebitirt)  und  werden  ihm  diejenigen 
Einnalimon  zu  Gute  ?:cs(  hriel)oh  (rn.ilitiif  .  welche  den  zv  einer  re«'htlichen  VcrMiid- 
lichkeit  des  Staatsschatzes  an  JJritte  und  Dritter  an  den  Schatz  führenden  thatsäch- 
liehen  Vorgängen  dos  EUttiiitbree  entsproehen  baben.  Principiell  Ist  d«9  das  Ricbdge. 
Der  „finanzwirthschaftliche  Character"  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  f;aiiz  scharf  hervor. 
Practisch  hat  das  indo-^sen  doch  meistens  nur  untcrgeordnetcti  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechnungsarbcit  nicht.  Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  1  iiiaiizvorg&ngie  ill  rorschiedeno  J ah rcszei träume  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bed' nt^ini,-  'itid  es  fdr  sie  inr»ofLTn  einriici,  ul)  ein  liestinitntcs  Deficit 
oder  ein  UeberscUusä  auu  auch  genau  dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dum  er  hcr- 
rabrt  Das  ist  es,  was  praotiscb  gegen  das  ente  und  für  das  zweite  Yerfabren  spricht. 

Dieses  letztere  eriuöglieht  eine  Vcreinfachunf^  im  Rechnungswesen  und 
einen  früheren  endgiltigen  Abschluss  des  abgelaufenen  Jahres,  indfin  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  Uberhaupt  nicht  mchi  nacluräglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.  Die  Folge  liiervon  ist,  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
etaiiuä&sigen  Ausgaben  mehr  oder  weniger  rollständig  vollzogen  und  die  be- 
treffenden Eianalmien  glfiich&lls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
sowohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
eine  Jahr  wird  überhaupt  oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  üebersrhnss  ab- 
»chlicssen  als  nach  dem  Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  ciiuclnen 
Jahre  wcnlen  danach  eine  grössere  Yenchicdenhcit  ihres  „finanzwirthschaftlicheu 
Charaifcrs"  zeigen,  nicht  sowohl  wegen  der  Verschiedenlieif  der  Eigelmisse  der 
specieil  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ctgebniasen  die  nachtrSgUchen  Operationen  «os  Toigingen  vomogegangvner  Jahre 
reflectiren.  Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massregeln  zur  Bewiilti^nnt!:  eines 
den  Kestausgabeu  früherer  Jahre  zu  verdankenden  Deficits  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  UeberschUssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen.  Indessen  sind  solche  Störungen  des  (ilcicbgewichts  nicht  leicht 
d'-Ki  Betrage  nach  «ehr  erhebli'  h  uiid  nicht  der  Art.  <las'<  um  ihr>'twi!!<'n  dieses 
/weite  einfachere  Vcri'abren  zu  dunsten  des  anderen  lallen  gelassen  werden  musste. 
Es  liest  sich  im  concreten  Fall  nach  Bedttr&ias  mobrfach  modificiren,  wie  dies  in 
Deutschland ,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  naeli  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet,  auch  geschieht.  Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzag 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  zu  verdienen.  Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Deliidtivabschlüssc  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wiclüung  V  rsiiiiteter  Geschiittsfalk;  aiis  früheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  ^weck  der  ^achweisung  von  Etatsübersuhreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  ontersehieden  werden.  <9eich  beim  eisten  Rechnongsabechlnsa  sind  die 
wirklich  im  Jahre  To]l/.oi:;enen ,  nach  dem  Etat  za  diesem  Jahre  rechtlich  gehi'Wcndeti 
Ausgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  litcstausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
überschreitungen  bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Ueberschreitungen 
bedürfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmiiiiin«;  der  Legislative.  Wenn  sich 
dann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgalicn  in  der  Bestr^bnnng  hier  noch 
Ersparnisse  eigeben  sollten  —  z.  R.  weil  ftliige  Conpons  nach  Ablanf  der  VeijUhrnngs- 
frist  definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirto  strcitif^i-  Summen  nach  gerirht- 
üchem  Entscheid  nicht  zahlbar  werden — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  speciell  nach- 
zuweisen und  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  znr  Deckung  ron  EtatsQberscbreitungeu 
bdl  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  cni^ 
stände,  als  ob  gar  keine  Ueberschreitungen  vorlägen.  L'  t/.tere  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Bestverwaitung  der  Ausgaben 
ms  fHÖieren  Jahren  definiti?  erspart  worden,  festzostellea  and  nachträglich  zu  genehmigen. 

§,  147.  —  B.  A bsolu toriu m  und  Indemnität.  Wie 
man  nmi  auch  immer  das  Verfahren  beim  Bechnungfsabschloas 
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einrichte  —  und  in  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  eintebien 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedenheiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi- 
schen und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 

Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  modificircndcn  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Kcehuungsabschliiss  im  Staatahaus- 
balte, vollends  in  einem  grossen  fllr  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einn ahnten  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Coniinniialhausbalte  —  eine  hOcbst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  Hlr  die  anweisenden 
und  fUr  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen  Fachbehörden  tibertragen  werden  mnss,  and 
folgt  weiter  fttr  die  Staats eontrole,  dass  solche  Facbbehdrden 
anch  allein  im  Stande  sind,  das  Ahrechnnngsmaterial  fttr  eine 
wirksame  Staats controle,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretang  gleichseitig  mit,  yorznbereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Bechnnugsabschlosses  nnd  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 

Daher  miiss  im  Interesse  eiuei'  wirklich  tüchtigen  formellcu 
Ordnung  des  Staatshanshalts  in  unseren  Staaten  mit  ,,venab*5ung8~ 
massiger  Fiuanzwirihschalt'*  die  Ertheilung  des  A  bsolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finauzverwaltung  ftlr  die  liecbnunfrs- 
abscIilUsse  und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  EtaLs- 
UberschreitUDgen ,  nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
und  von  ausserctatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheiluog) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
ReehnungshOfe  (§.  138  ff.),  erfolgen  dtirfen.  Fttr  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  mttssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  die  y«nr«ltang  (Regierung)  aaf  diese  Weise  dsza  m gehalten  wird,  niclit 
dnicliMS  Abwcichangen  vom  Etat^  Ueborschreitungen  der  etatmiffiigeii  Aai^faben,  Uobor* 
(ragangen  iDuerhaM)  des  Etat«;  u.  w.  zu  untcrlasücn,  —  was  allerdings  ujitor  UiDätaaden 
zu  ciüor  uiuuläüüigeii  iiemmuug  dur  Ycrvaltuug  uud  cuiein  Freisgebcu  wichUgtii 
Staats-  QDd  VoHnioteresMii  fahren  liftnote,  —  wohl  aber  solche  AbweichuRfsn  v.  s.  w. 
zur  Kcnntniss  ff-  r  ^'olksvert^utun£r  wi<^  des  StAateobcrhanpts  hritif^fn.  sie  hier 
za  begründen  uud  zu  rccbtforUg(»ii  und  uachirägliclic  Uenuhuiigung  d&füi  xa 
erbittea,  wird  nar  ein  Grandsatz  reell  in  der  Praxiti  durchgefohrt,  wächer  eine  sehr 
erwQnschte,  in  modernen  Verhältnissen  gei>ott^it«-  Bilrgscliaft  mehr  für  gute  formelle 
Ordnung  der  Finanzwirthscliaft  bietet.  I)i<;  bloss«*  ..Ministorverantwortlichkeit  ist  für 
die  Spccialitäten  dus  Kochnuogswcsens  praclisch  unzureichend  und  war  auch  in  der 
(britischen)  Parlamcntsrcgionuig  an  dieser  Stelle  fast  ein  leerer  Name**  (Oneist, 
engl.  Verwaitreeht,  S52). 
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Aach  bei  einer  solchen  Controle  dnrch  Oberste  Reehnungs- 

höfe  u.  dgl.  bleibt  die  Ertheilnng  des  Absolntorinms  fttr 
den  Recbnuugisabschluss ,  in  welcher  specielleu  Form ,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
schlusses, sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbunden  die  Ertlieihuiir  der  Indeniuität  dir  EtatsUber- 
schrcitnngen  und  ausseretatmiissige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Kegel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigerung  des  Abaolatorinms  einen  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministetwantwortlichkeit,  civilrechlliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Yerwaltungschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshofe), 
80  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rticksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  vernrtbeilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst.  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscli eidende.  Vielmehr 
liegt  der  iiiiuierhin  sehr  »i^rosse  practische  Werth  solcher  Cuntrol- 
einrichtungen  und  Vorsclniiten  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
bandensein. Dies  bedingt  rogeluiässig  lülcksichtnahmen  der 
Kegicrnng  und  der  Verwaltungschefs,  welche  die  InnebnUinip:  dos 
Etats  und  die  vorschrilts-  und  zweckmässige  Führung  der  b  inauz- 
wirthschaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht 

Vgl.  ancli  Stein  Fiu.  I,  117  ff.  —  Auf  die  Einzelbeiten  im  Verfaliran  bei  der 

Aufätellang:  des  Rechnanjfsabschlusseü  und  bei  der  Trennung  di  i  Jahr  ■^di  ii=:ti  in  den 
verschicieni^n  Staaten  braarht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Verweisung  aut  die  Inihereü  Abächnittc.  bes.  §.  I'i2,  ili'd,  Ul  — 143  hier  geuU^uD. 
Ozdrnig  a.  a.  o.  verbreitet  sich  regelmässig  in  einem  besonderen  AbicliDitt  ttber 
die  Art  der  AiifstcUung  der  ..Staatsrechnung"  der  eiazelnen  StMten  u.  giobt 
eine  rergleichcndu  Darstellung  dichcr  Dingo  b.  15a  If. 

Als  Beispiel  der  Pnuris  kann  hier  die  prenss.  „Uebersiobt  ron  d^  Staats- 
cinna1iin*?ii  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  von  den  EtatsUberscUreitungen  a.  den  der 
nachträglichen  Genehmiguncr  h-dOrfendcn  ansseretafmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1881/S2"  dienen,  wiu  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
gelegt wird.  Sie  beginnt  mit  einor  resnmircnden  „D eu  ksch  ri  f  t"  des  Finanzministers, 
datirt  ,.im  Nov.  \Hb2"  (7—^  'Slonrxt  nach  Schluss  des  Rc  hn.jahrs).  Am  S -hluss  dor- 
ttflbcD  wird  beantragt,  „die  der  (iencbmigung  des  Landtags  bcdart'endcn  Ktatsuber- 
schreitaDgen*'  im  Betr.  r.  S6.961.614  H.  75  Pf.  n.  die  „nicht  auf  gesetzliehen  Be- 
stimm nufftii  beruhenden  ausseretatmäss.  Ausgaben"  im  Betr.  v.  3!)9.,'»(i5  M.  61  Pf. 
..auf  (»rund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  /u  genehmigen".  In  der  „lieber- 
hicht  (2«>r»  S.  Gr.  4")  worden  dcui  Ktafsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
erat  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgefflhrt.  Jene  beginnen  mit  ein*  in 
„B.  stand  aus  dem  Rechnungsjahr  1.  Apr.  isst»  s1"  von  1)Ü  H4'l.50s  M.  Sh  Pf. 
(wovon  2b.bti2.4b5  M.  Ol  Pf.  f.  d.  iJtaatahaush.  1.  Ibb2  — S;;,  der  Kcst  von 
67.782.023  M.  84  Pf.  sar  Deckung  von  Resten  bestimmt).  Die  Becbnung  wird  nun 
so  aa^esteUt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit  1): 
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S.»l  Icianahinc  Sollauägnbu 

nach  il«T      nai*h  d(»iu  in  tioioiuft  Kap.  Tit.  »ind    Mithin  KeKciiclaa  An  Ko>4cu  Bfi- 

TuriL'tjn  Uebcr-     Btal  cingo-       KtatHsolI        gohen  in  m<«rk- 

Ktdit  (iU»to)  kommen   nobr  weniger    dw  J.  v.  oBgea. 

Nanio  dos  Titol«.  ftber 
M.  Pf.         M.  Pf.     N.  Pf.  Grnndherrl.  M.  Pf.     ll.Pt     ILPf.      M.  Pf. 

115.692.«6  2,246,414.—  2.864.10«.—  1     1  Uebangen  e,Ol2,»9».23  —  n8,7<0.U  — 

V.  e.  w. 

Bei  dun  Ausgaben  ist  das  Ycrrechnungsschciua  auf  der  linken  Suite  unter 
dor  Hiiftrik  ..Soll  aiisei*  "  f  t  ».dbc,  wie  bei  den  Eii n  ibmon  nnter  „Solluiunahme". 
Auf  dur  rechten  Seite  suiU  dio  Spalten  foigendo,  wobui  das  Fius  der  Summe  der 
wirklieben  Aoagtbo  und  der  noch  va  bericbÜKenden  Beste  Aber  die  Summe  der 
Sollausgabe  als       genehmigende  EtHlsftbefschreltBng"  nachgewiesen  wird : 

Es  sind      An  Kesten   Sammn   Mithin  gegen  das     Die  zu  s:cni<h-         !}• - 
ausgegeben   sind  noch  zu  Soll  migendcn  Etats-  merkungen, 

berichtigen  mehr    weniger  aberschreitungen 

betragen 

M.  Pf.         H.  Pf.       M,  Pf.    M.Pf.    M.  Pf.  M.  Pt 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Kechnungsjahre  1.  Apr.  1881  —  82  forge- 
kominoTieii  Mehr-  ii.  Mindereinnahme"  (S.  268^917)  sind  die  Spalten  links  fon  den 

ErläntL'niiiLTin!  folKriiilr : 

Soll  nach  Iis,  sind     iiutrag  der    Zusammen    Gegen  das  Soll    Kap.  Tit.  Er« 

d.  vorigen  uinge«    retblicbenen    (Ist  n  nd    mehr   weniger  liale* 

K  •  hn  II  kommen       Reste  Best)  mng. 

nach  dem 
Etat 

M.  Pf.  M.  Pf.       M.  Pf.        M.  Pf.     M.  Pf  M.Pt 

In  der  weiteren  Anlage  „Motivining  der  in  der  L'ubenicht  von  den  Staatsein- 
nahmen n.  Ausgaben  f.  i.  Apr.  lb8l/82  uacbgewies.  EtatsSbeiNcbreitnugeu  u.  dur 
der  naclitragl.  «ienehmigttng  bedllifenden  ansseretatsmiasigen  Aasgaben**  sind  die 
Spalten  folgend«): 

Duö  Staalahauäbaltüctats      Betrag  der  Etats-  Motive 
Kap.  Tit.  ttberschreitungon 

M.  Pf. 


IL  —     148.   Die  Inventarisirnng  des  »ffeiitlielieti 

Vermögens  uud  die  Natural-  odci- Materialrcchnuiigcu. 

Die  AnlegQDg  and  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  FortHlhrnng  Ton  Verzeiebnissen 
Uber  alle  nnbeweglicben  nnd  bewegüeben  Eigentbamsobjecte,  welebe 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  Offent* 
lieben  Körpers  geboren  (§.  82 bildet  eine  notbwendige  Ergänzung 
der  Geldverrechnnngen  und  wie  diese  ein  Objeet  der  Controlc. 
Die  letztere  ist  auch  hicrtU)cr  rc^clinässig;  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controlc  llhci  die  Führung  des  Htaatshans- 
halt»  übertragen  ist ,  daher  in  unseren  Htaatcn  von  dem  Obersten 
Kcclniungshot.  Auch  die  Staatscontrolc  hat  sich  nnf  dieses  Oebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsjucrhende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassaugsmässigeu  Fiuanzwirthscbaft  i'ttr  die  VollLSvertretuDg  zu  ver- 
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langen  und  in  der  neueren  einscUilgigen  Gesetzgebung  auch  ge- 
wöhnlich ausdrUckltch  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (SacbgUter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 

einer  bestimmten  einzelnen  Staatsverwaltnngsbehörde ,  der 
Directiüu  eiuer  Anstalt,  eines  Instituts  ii.  s.  w.  Die  Verzeichnisse, 
die  Inventarisirnng  und  die  Mateiialreclinung  sind  daher  von 
Organen  der  betreffenden  speciellcn  HebJirdc  zu  führen,  entweder 
von  deren  Vorständen  oder  unter  deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Ikhördcn  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbesondere  als  Verwenduogscontrole,  so- 
wie die  Recbnungs-  und  Bcstandseontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben  ein  An  Weisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  Saehgliter  anschaffen 
dürfen;  die  Bechnungscontrole ,  soweit  Uber  die  Anschafihngen 
Geldverrechnung  zu  ftthren  ist;  die  Bestandscontrole  (analog  der 
Eassencontrole  Uber  die  Kassenverwaltnngen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  iiebtund  zu  halten 
haben  („Bestandsführung"). 

Diese  Bestandscontrole  wird  besiouders  wichtig  und  schwierig  bei  bewcß:lirheii 
GügenätäAden  der  Magazin-,  der  Botriubsverwaltungen ,  der  Heeren-  und  Fluttcnrcr- 
tMÜiniigr  (Arsenale,  Zeu^liSnser),  der  Vcnraltongeii  4}lfebtlicber  Saminlongcn  (Kunst-, 

iiatorwissenschaftlli  ho  Sauiuihiuircn ,  Tlibliothok^n  u,  s.  w.).  Iiier  muss  daher  insbc- 
ifoudere  eine  genaue  Inventarisirung  und  daran  tiich  schliessend  eine  genaue 
If  aterialicn-Rechnung  stattfinden,  wclch'e  dann  beide  der  Controle  mit  untcriioaron. 

Eine  G  cldwert  b-Bestun  dsrcchnung  neben  der  Natural- 
oder  Materialrechnung  ist  t'Ur  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
sehal'tlichen  und  Vcrwaltungszwecke  hinsichtlieh  der  lediglich 
zum  Gebrauch  der  Verwaltung  fQr  sich  als  Tbeilen  des 
,,Verwaltungsvermögens^'  bestimmten  und  dienenden  (Gegen- 
stände unnöthig  und  wäre  fllr  die  Rechnungsleger  eine  zwecklose 
ArbettSTermehrung. 

So  bei  den  öflentlichou  Sainmhangcii ,  in  dLii  meiüten  l  ulleu  bei  der  Militar- 
rerwaltung,  Ikberhaupt  bei  allen  Ött'cnUichen,  bloss  Yervaltungüzwecken  dienenden 
Geb&uden,  '»'i  l'n  '  t(;ii>ilieü  der  Geschäftsli>ralo  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich 
nicht  um  den  OelUweith,  weil  eine  Yeräusserung  im  Verliekr  nicht  in  Frage  atuht 
wh)  wo  sie  faie  und  da  rorkommt  (x.  B.  bei  Doabletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver^ 
kauf  alter  ütcnsilieni  doch  «Hr  ficM\verthanschl:i;ri'  iii<:ht  massgebend  für  den  Erlfts 
sind.  Nur  beim  wirklieben  An-  und  Verkauf  von  solchen  (jegenständen  ist  dir 
Geldrechnung  auch  hier  noth wendig.  Die  Control»»  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
sich  daher  n.  A.  auch  auf  die  Inuehaltung  der  a-lmiiii-trativen  Vorschriften  bei  Yer- 
taMemngen  alter  Utensilien,  Actenpapiers  n.  dgi.  und  anf  den  Gelderlös  dantns. 
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(jleicliwohl  viril  mitunter  au«  Ii  ül>or  dir  gonanutpii  Sarbprüler  eine  Bestanrlsroch- 
ßuiig  in  Geld,  luit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt,  geführt.  Dieselbe  hat  aber  dAua 
hOchsiens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  besrhrinktes  wegen  ibrer 
genügen  praefischen  Hichtigkeit  und  wegen  der  gew^iiinlich  vorliegenden  rechtlichen 
Unveräusserlichkoit  oder  des  thatsächlichon  üntcrbleiln  ns  flcr  Veräusücruug  der  Be- 
standtheile  des  Verftaltungsvcrmögcns.  Man  hat  wohl  uiiiuntci  solche  Werthanschläge 
zu  einer  Berechnnng  der  „Ä*  tiva"  des  Staats,  der  (leineindc  benutzt  und  dann  dies« 
Artiva  mit  den  Passiv  is,  (icii  Staafssrlnilden ,  verglidu  ii.  Selbst  hoini  Finanz- 
vermOgen  daü  Staats  und  der  OcmciDde  (Domüncu,  I'orsten,  Bergwerke,  BctiicUsanstalten 
wie  Eisenbabnen.  Gasfabiiken  u.  dgl.)  ist  eine  solche  Gegonttberstdlnng  gewSbnlicb 
werthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Veräusscrung  soKher  O'jert  -  niilif  :re- 
dacht  wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kariü  tind  die  Werthanscliiiigc  fUr  die 
/u  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Veräusserung  wenig  bedeuteten.  Für  die 
(ieldwerthrcchniuig  über  Bestandtheile  des  VerwaltaiigSTeniiftgeiis  gilt  dies  vollends. 
Fraukreirb  bat  solche  <ieldvertbanscbligc. 

Dagegen  rnoss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zn  fuhrende  Geldwerth-Bestandsrechnang  fttr 
gewisse  Zweige  der  Finanzyeriuögens  Verwaltung  allerdings  Ter- 

langt  werden,  sowohl  über  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  über  denjenigen  von  Vcrarbeituugsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver- 
schiedenem Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  besthnniteu  Abtheiiuugen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwcndig.  Die  Controle  muss  sich 
in  solchen  Fullen  auch  auf  die  Kiehtigkeit  des  Werth  aus  atz  es 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten    die  Monopol  Verwaltungen  von  Tabali*  Salx. 

ili.'  E  inenbahn  Verwaltungen  (Kohl  n-.  Kiscnrnatcrial-Vorräthe).  die  Brrfrwcrk?-  ti 
llütton-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrikverwaltungcn 
for  die  betreffenden  Rohstoff*  und  Predvctenrorrftthe,  lies,  auch  tut  diejenigen,  ▼etche 
Tom  eioeo  in  das  andere  Verwaltung»-  oder  Kecbnungsjahr  tibergeben.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansat/r  Hirser  {Jcg^enstilnde.  wie  nrrht  iniiuici  der  Immobilioi», 
bei  einem  richtigen  A bs ehre i bc verfahren,  hau.  bezüglich  der  (iebäude,  Maschinen, 
<:nt.sprecben  die  Kcchnungsergebnisse  der  Wirklichlteit  0.  A.  mOasen  ancb  die 
Lleferunpt!n  vonStoirii  urul  Pnidtirtm  /wisrlicn  vcrsfh  i  eden  cn  Stnnts  vcrwnlt  ti  n  p'Mi 
(x.  B.  Korst-  und  Bergweriis-  nebst  Huttenaduiiuistraüon  oder  liolziiefcruiigou  aus 
Staatsw&ldern  an  Behörden  zn  deren  Verwaltangszveeken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
des  (iebcrs  und  Empningers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  v- rrorhnet 
wprd' n.  wt'il  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  IJoinertrag,  Uberhaupt  dio 
..olkonouiische  Bilanz''  der  bctrett.  Betriebsverwaltung  oder  Staatsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  (t;  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Puncto 
sind  natüriirli  in  Staaten  mit  grossen  ])rivatwirth&ch.  £inDahmeqncllen ,  vie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Die  Gesetie  und  Verordnungen  onaerer  Staaten  regeln  diese  Inventarisirnngen  a. 
N;itii rairot  linunL'<-ii  u.  clif  Controle  darüber  näher.  Vgl.  fur  Preussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.  i{e<-bn.-Kammer  v.  IS.  Dec.  Is24,  das  (jes.  v.  27.  März  JS72  u.  manche  weitere 
Spec.bcstimmungen  Seitens  der  Ministerion  u.  der  0.  H.  K.  (das  Material  auch  bei 
Uoirforth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  der  0.  R.  K.  gelangen  auch  „die  Ke.  h- 
nunf^en  (}>'r  Staatsbehörden,  Sfaa1->l»rtriil)san8talten  n.  sfaat!.  Institute  über  N  ^trj  r:ili -ri  . 
Vorrathe,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesamuite,  nicht  in  lield  be- 
stehende Eigentbvm  des  Staats**  tües.  r.  1S72,  §.  10,  Nr.  1).  lieber  die  In- 
V '  II  t:i riäation  von  Utensilien,  '!  ^^ltll^•  liaften ,  (icgcnständen  d.  Sammlutür- n  xi.  de;]. 
»,  ^.  20  d.  instr.  r.  Wli  aierrfurth,  S.  97)  a.  Oircrestr.  d.  (>.  U.  K.  ?.  27.  Jan. 
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1  S2«>.  Ueber  das  Verfaliren  bei  Verkauf  v.  Invcntarstücken  u.  dgl  Instr.  v.  l*<2i,  §.  3.  - 
Aelialiche  Vorscbriftca  in  ü.  auderen  deatscheo  Staateo.  —  Dio  „Beiacrkuugen"  der 
O.  R  K.,  vdclie  nach  Art  104  d.  prem«.  Verfaas.  mit  der  Staat8li.reoliDiitig^  dem 
Landtage  rorzalcgcn  sind,  inUssca  a.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
vv»Tbang,  Benutziino:  u.  Viräiisücrung  von  StaatscigentUum  (Kii  (ic^otzcn  u.  Etatsbe- 
ötimmungtin  entsprocbcu  hikben  i.(ieä.  r.  1S72,  §.  IS,  Xi.  2).  —  Bes.  ausgedehnte 
Material-Verrechnung  a.  oingcheDdo  Controle  /.um  Theil  durch  den  lEtochii.hof 
darül'  T  in  F  ra  ri  k  r o  i  c  Ii ;  Ilauptorfloim.  der  „compfabilit-'  df's  inatirTcs"  (matiiTis  de 
consoumiaüou  et  de  traoslormation  unter,  daun  valeurs  mobilieres  ou  pcruaueutc^i  de  touie 
ospdce  nicht  unter  Controle  des  Bechn.hofii«  sondern  nar  der  VerwihnngsbehOrden)  r. 
26.  Aner*  1S44«  Jettt  Beer.  r.  31.  Mai  1862,  s.  Block  s  dict  Art  uatiöres. 
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Zweites  Bucb. 
Der  Finanzbedarf. 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Yerhftltnisse  des  Flnanzbedarfs. 

§.  149.  Im  voraasgebenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbcdnrf 
wcBcntlieb  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatshanshaltes,  bez.  der  öffentlichen 
Hanshalte  ttherbanpt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  dämm,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  zu  nntersnchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirthschaftlichen  Natnr,  nach  seiner  technischen 
Seite  nnd  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerflUlt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  einge^aiij^eu  wird. 

in  ersterer  Hinsicht  zerfallt  der  Finanzbedarf; 

I.  In  Natural-  uiid  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthrtühaft  im  natural-  oder  geldwirthscbaftlichcu  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Natu rala ii sgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  iler 
Form  naturaler  bachgUter  selbst  oder  Geldausgaben  macht. 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
fQr  seine  Produetionswirthsehail  persönliche  D ienste  oder  un- 
mittelbar naturale  Sac hg  fiter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Pur  die  FfnAnzwiTthselutft  handelt  es  sich  danit  danun,  in  richtiger  Woiie  dio- 

jciiigcn  Sacljj^tUcr  lUcM)  hcrlicixust  haffeii  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilfe 
<l«;ren  der  Staat  einmal  i<nn»  l'ersonaMiri^t  •  im  SyKf»Mii  f  r*!  <'or}tr  acte  ^egen 
Kntgcit  —  im  Gcgen.sntz  zum  System  iioiei  uiicianiltli«  her  Dienste  und  zum  System 
der  i(vang»dieo8te  (§.  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt  ;  und  sodann  danun,  die  unmittel- 
bar bcltirfffMi  Sachguter  passend  in  Av  i Tulmiiil^  de»  Staats  und  seiner  Vcnü-aliHnir 
7.U  bringen.  Vom  l'eniouid-  uud  Hualbedart  liandulii  der  2.  und  '6.  Abüchnitt.  Die 
Frage  der  finanzidlen  BeschafTong  nnd  Itcgelang  des  Personalbedarfs  Usst  sich  fhr 
die  V);rlialiiii^st!  des  niudi-rtien  <  ulturstaats  fassen  als  diejenig<>  vom  «^Staatsdienst 
und  Besoldungswcaeii"  (Bcsoldungspolitik,  2.  Abäcbn.). 
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Die  Lehre  Tom  Kataral-  and  Ueldbedaif  hängt  mit  derjenigen  rom  Personal- 
oad  Bealbedarf  in  OMkrereii  Fttnetoi  zoaamiDeii,  s.  B.  in  der  Präge  der  sogen.  Na- 
turalbesoldungen.  Es  mass  daher  Einzelnes  im  Folf^endon  OmAU  an  vt  !>,«  Tiiedcncn 
Stellen  erwähnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  vorweg  gonoranicn  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  verschoben  werden.  S.  Rau,  .").  Ausg.  §.  25  (..Art  der  aus- 
gegeboneo  Sachgtltcr''),  §.  59  —  61  Uber  NaturalbL--ol<luitgen,  §.  S4,  35  über  Aus- 
bedingen, Submissionen  u.  s.  w.,  §.  5fi  —  65a  über  BesoldungäWcsen ,  §.  ß6  Uber 
Bauten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Ausg.  von  Kau  hier  bedeutende  Uiuäuduningon 
und  Enreiterangen  vorgenommen,  bes.  den  Abschnitt  Uber  Staatsdienst  and  Besoldnngs- 
wesen  (§.  53— ti5b,  S.  09—144)  ganz  neu  gearbeitet.  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  J^.  25,  31— M5.  06,  67,  und  die  Uat<'r<«iu'i(]nug  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Kealbedarf  trat  nicht  |iriu<  ipicll  scharf 
genug  iierror.  Daher  schon  entsprechende  Vefindernngen  in  der  verigen  (2.)  AnH. 

III.  Eine  diittc  T^ntersrheidimg  ist  (lieicnigo  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedart  (Siaatsausgabe,  Nettoausgabe)  für  die 
AnBt'ilbrüDg  der  eigentlieben  Staatszwcckc  und  in  Bedarf 
fUr  die  Verwaltang  nod  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigenthnms  und  für  die  Erhebnngskosten  der 
Gebühren  nnd  eigentlichen  Stenern  (und  eTentuell  Anleiben) 
(Erhebnngs-  nnd  Betriebskostenbedarf). 

Beide  Bedarfsposten  znsammen  bUden  die  Roh-  oder  Bruttoatisgabe  und 
sind  durch  die  Uoh-^  oder  Bruttoeinnahme  zn  decken.  Wird  ron  letzterer  der 
Bedarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  crgiebt  sit  h  die  Rein-  mler 
IJetto einnähme.  Von  diesen  Kosten  vird  später  in  Zusammenhang  mit  den  Eiu- 
nthmen«  an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  Verden.  £inife  allgemeine 
Betrachtvngen  darüber  enthüt  Abschnitt  4  dieses  erslen  Kapitds. 


1.  Absehnitt. 
Natural-  und  (i^eidbedarf. 

T.  —  150,  Die  alk^emeinc  Entwicklung  der  Volk8wirths<'liut't, 
welcbe  als  Lebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth« 
Schaft  bezeicbnet  wird,  —  ,,KaturalwirtbäehalV^  in  den  beiden, 
▼erwandten,  aber  doch  zn  unterscheidenden  Bedentangen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnnng 
der  Saebgttter  filr  die  eigene  Bedttrfnissbefriedignng,  statt 
der  verkehrsmSssigen  Gewinnung  dnreh  Tanseh,  nnd  femer: 
natoralwirthsehaftlieher  Znstand  der  Tanschwirth- 
Schaft  —  hat  nothwendig  anch  in  der  Flnanzwirthsehaft  des 
Staats  nnd  der  SelbstrerwaltnngskOrper  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  In  Geldbedarf  umgestaltet  Demgemüss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlielien  Naturalein- 
nahmen  sieb  meistens  cutlcdigt  und  die  frtiberen  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwaudcit. 

A,  Wagner,  FiiunrwüvwiiMi'lwft.   I.  3.  Aull.  22 
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Auf  Letzter«  wiritCen  auch  spec^li  steuertechnische  Gründe  mit  ein, 

iiidem  ein  Naturalsystcm  sich  schwieriger  als  ein  Geldsteucrsystem  gerecht  und 
/\;rcckmäsäig  einrichten  lääst,  dorn  Staate  grosw  YervaltangslMt  macht  und  dem  Be- 

atcuurtea  selbst  iuiuier  weniger  convcuirt. 

Die  mit  der  EotwickluDg  des  Htaatslebcns  hinzutretendeo 
neuen  Ausgaben  und  EinnahmeD  sind  daher  auch  meist  von  vorne- 
herein auf  Goldwährung  gesetzt.  Insbesondere  bat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reinen  Greldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldnng). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Tfaeil  der  Gehallo  der  Beamten  in  Natimlien  (Getfdde, 

II-'lz;)  bestehr,  dient  dies  mehrfach  nur  »och  als  ein  Maassstab  für  die  Tierechnung 
der  Höhe  der  (Jehaltc  in  (icld  und  die  Zalilung  crt'olgt  nicht  mehr  eilectiv  in  diesen 
Natacalien,  aondera  in  Geld ,  eine  Borochnangsvoise ,  volcltc  unter  Umständen  bdbe- 
balteo  zu  werden  rerdiont 

Im  Ganzen  Luiöpiichl  die  Verwand luiij^-  des  Naturalbedailb  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesamniten  Ein  -  und  Ausgangs- 
wesens der  Fiuanzwirthschatt  in  Geldein-  und  ansgänge  auch  dem 
BedUrtiüss  dos  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirrhsehal't. 
Das  Uceiinungswescn,  der  Mechanismus  der  Finnnzverwaitun^,  die 
Uebersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfönge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  priratwirth- 
scbaftlichcn  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthscbaft  kanm  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  e«  doch  ancb  noch  heute 
FftUe,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Natnralwirthsehaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zn  werden  Terdteot,  ja  sogar  F&lle,  wo  die  Natnralwirthsehaft 
passend  wieder  neu  eingeführt  werden  darf  Solehe  Fälle 
liefen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Scitiuö  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  über  Dienste  und  Sachgüter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Vo  lUs  wir tbse  hal  t,  Äpcciell 
der  steuerzahlenden  Be v ölkeru nir  an  den  Staat  (Natural- 
einnahmen  von  den  privatwirthselialtiichen  Unternehnuingen,  Na- 
turalsteuern). Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Prineip  zurückfahren:  wo  nemlioh  die  privatwirthschaft- 
liehe  Verkebrseoncnrrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  Geldwirtbsohatl  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  and  nicht  genügend  nnd  nicht  tn  einem  ange- 
messenen  Preise  verschafft,  nnd  wo  diese  Concorrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staata- 
diener)  die  Bedttrfnisshefriedigung ,  deren  ErmOgliehung  in  be- 
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stinimter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgelialte  ge 
währen  will,  gleicbt'aiU  nicht  ordentlich  verblirgt,  da  lässt  sich  im 
Princip  auch  der  naturalwirth^ichaftliche  Zastand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  prac tische 
Mängel  des  privatwirthschaftlichen  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.  (G.  §.  117,  126  ff.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirUicber  Nafnrftlbedarf  des  Staats,  der  liente  aoch  mit  Natnial- 

kistuiiijcn  an  ihn  befricJifjt  werden  muss.  licjit  z.  B.  in  den  früher  scbüii  .  rwähnten 
FäilcD  dor  sogen.  „  Kric§:slcistungcn auch  in  gewissen  Katarallieferuogen  fiir  die 
Armoo  in  FriedoDazcften  ror:  die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  rermittelst  des  Erwcrbä 
im  Verkehr  daidl  Geld  reicht  hier  nicht  aas  oder  erfolgt  zu  unrerhältnissmioüg  an* 
Künstigen  Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Kecht  auf  andere  Weise  b'ürsorge  getrofl*en. 
(S.  oben  §.  76,  8.  17b.  Bes.  characteriätiäch  ist  die  Versorgung  des  Pferdebedarfs 
«b»  Staats  in  blegszeiten .  mittdst  Zvangs  gegen  die  Besitzer^  ihre  Pferde  ztt  st^km 
und  sie  /u  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Keichsfinanzwcsen  im  Jahrb.  f. 
<jesct2geb.  u.  s.  w.  lU,  223,  225.  und  unten  über  „Militärökononiik".)  Auch  der  Kail 
der  Dicnstwohnnngen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  UicRSts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdieners 
<<>nist)  gewährt  wcnlon .  7.  B.  weil  die  persönlirhe  Nahe  des  Beamt'^n  an  der  Stell»« 
seiner  amtlicheu  Functionen  erwünscht  oder  nothwendig  ist.  {^Dienstwohnungen  für 
Kaflseo',  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  lastttotsTorstelier.  niedere  Diener  in  Aml»> 
(Tfliauden,  zum  ZworV  d«?r  B(  waohung,  Reinigung  u.  s.  w.  Ne  uerdings  WeiAlegn&g 
auf  solche  W'ohnungen  beim  Eiscnbahopersonal  im  Dienstinteresse.) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Naturalbedarf  des  Beamten,  welcher  rom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  von  Geld  befriedigt  wird,  /..  R.  in  dem  eben 
erwähnten  wichtigren  Falle  lier  Di  enstwohnnns^en  vor,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche BedHrfnissbefHedigung  erhftlt  Yen  diesem  Fnlle  wird  bei  der  £rftrtening 
a1)or  Br-soli-lungsiiülitik  noch  gesiirnchcn  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  dos  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volks« 
wirthschaft  der  Grand  der  „Rückkehr  zur  Naturalwirthschaft*'  ist  (Warnung  davor 
von  Seelig.  auf  dem  1.  Eisenach«  soc.-polit.  (  un^ros-»  1872.  VerbandL  S.  244.  — 
£in  andrer  Fall  ist  die  BrotlOhnong  neben  der  Geidlöhnnng  beim  MiliUr.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshaushalte  Torlsominenden 
Naturalansgaben  und  Natnralein nahmen  niuss  dann  aber  die 
Fordening  eines  riehtigen,  d,  h.  den  wirklichen  Dareh- 
schnittspreisen  entsprechenden  6  eldan  Schlags  gestellt 
werden,  eine  Fordemngy  welehe  freilich  nicht  ganz  leicht  zn 
erfnllen  ist  nnd  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erflnllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  Ubcr- 
aehen.  Die  Forderung  ist  ferner  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  FaUe  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  (irundsatz  gleichen  Kerlits  für  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtig^er  Ans«  hlag  des  wirkli  hen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
and  auch  nicht  allgemein  glcichm.issig  107o  ^i^i  Treussen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich nnss  auch  zwischen  verschiedenen  Staatsanstalten,  welche  unter  ein- 
ander im  :ntiuahvirthschaftli(  ht'ii  Verkehr  stehen .  ein  soleher  richtiger  Geldan.schla?^ 
der  Maturalempfunge  and  Naturaiieistaagen  erfolgen ,  gemäss  der  schon  in  §.  Hb 
boionteii  Foideraug. 
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2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldangs* 

vesen  (Besoldungspolitik). 

Für  die  folgenden  Erörterungen  Uber  den  Staatsdienst  s.  bes.  Ii.  v.  Mo  hl, 
l'ülitik  II,  347  11.,  301  fl".  rfüb.  lSJi9),  wonach  im  Wesentlichen  §.  152.  S.  auch 
L.  Stein,  Ver«raUHng>Mir('  I.  (1.  Aufl.)  pass.,  842  ff.  (Sinttg.  18G5).  A.  Wapner, 
(irundlcg.  1.  §.  189  (Einiiuss  des  Reaintciitluiiiis  auf  die  Feststellung  dos  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit).  üebcr  die  z.  Tb.  abweichenden  Verhältnisso  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  prineipielle  ErOrterang  der  Besoldungspolitik  hat  der  deotschen 
Finauzwisi^^nscbaft  (auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Rau  gab  (5.  A. 
§.  5G  fif^  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  ia 
der  G.  Aufl.  vun  Kau  (§.  5'i  ff.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Dantellnng  ist  auch  in  dieser  .M.  Aull,  in  dtir  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthsi^hafis-  uail  socialpoHtiscbo  Bedeutung- 
dos  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
politilt  unter  besoadercn  Umstlnden  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Rendtate  sinci 
mutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arbeitslohufrage  überliaujit :  durch  mehr  be  ru  f  s- 
inässi^c  Uiganisatiou  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  Arbeiterversicherungs- 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eitio  wenigstens  ciuigermasscn  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  &elliuig  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden:  das  mnss  wenigstens  das  Ziel  „soeialcr  Loliniiolitik"  sein  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Bau 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  von  der  Besoldung  ond  ron  der  Besoldongspolitilc  ist 
v'in  wicliti^zcb  B._i^l)icl  dafür,  wie  nberliaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wirthsch.  l'oncurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Besoldungs- 
wesen Erreiebte  zci^rt,  dass  diese  Regelung  zugleich  besser  ist,  als  diejenigo, 
wo  die  Arbeit  als  „Waare''  ihren  achvankcuden  Marktpreis  hat.  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  \vitlitii;en  Beitrag*  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  «Tit*  okrjio- 
misch-techuisclic  Einrichtung  des  gemeiiiwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  oiuer  wciicat- 
Uch  verftttderten«  mehr  gemein-«  weniger  priTatwirtbsch.  Organisation  der  Volkswirfh' 
sdiaft  betreffen.    Vgl.  Wagner,  Grundlcg.  I,  l.Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldungrswcscus,  einschliesslich  des  Peusionswescns,  ist  auch 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  nenilich  nach  der  Seite  der  Entwick- 
lung des  verwaltnngsrechtlichen  und  des  pri vatrechtlichon  Moments 
aus  dem  Siltenmoment.  Das,  was  Anfan-js  dern  ffcbiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte ,  wird  aiimiilich  in  das  Gebiet  des  Rechts  Übertragen«  Dank  fer- 
ftnderter  Ansdiauang  und  demgemlss  rerftndorter  Auprllche  des  Beamten  und  Gon- 
cossionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreff  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Process  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  volkogen:  statt  „Gnadenverleihung" 
Gewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssitze.  Bei  den  Wittweu- 
und  Walsenpeiirionen  vollzieht  sich  derselbe  Process  gegenwärtig  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  „Gnadcn'HJartalen"  u.  d>cl.):  wieder  beachtenswerth  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichcu  ArbeitsiOhue  und  lur  die  Bestrebungen  der  Arbeiterversicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  iiUrigeiis  ilie  in  diesem  Abschnitte  betraeht<'fe  Seite  des  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  finanztechnischo  ist,  welche  in  die  Finanzwissonschaft  (nicht 
etwa  nur  tn  die  Verwaltungslehrc)  gehört,  möchte  kaum  zn  bestreiten  sein.  Die  werth- 
roUste  lohnpolitische  und  lohntbooretische  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Berl.  1S6G  iauch  in  2.  Aufl ).  S.  ferner  dess.  Aufs, 
iu  d.  Prcuss.  Stat  Ztsohr.  1S74,  S.  93  11.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eiseubahnei») 
u.  eb.  1876  S.  417  IT.  (Preis  der  Aitoit  im  preoss.  Staatsdienst  1875,  ttber  die  Seibat- 
kosten der  Arbeit  el.  S.  1*^2  ff  ).  In  geistvoller,  alier  in.  K.  doeh  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Bcsoldungslrago  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Kachle.  Lei|ML  1S77,  1,  200  ff.,  wo  die  prineipielle  «konoraiache  Gleichstellung  von 
<iohalt  und  Lohn  und  die  Fordenuf  einer  Deckung  der  „Selbstliostea  der  Arbeilf« 
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auch  bciui  rieh  alt  abgelolmt  wird.  Der  Gehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn, 
sondern  n'ir  ein  Mittel  der  Sustentation.  Statistisches  über  (iehaltc  am  Besten 
aiiü  den  i:,tatä.  Daten  über  deubchö  Uehaltc  ?ielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats- 
hMidbiicli  des  Befehs  und  der  Einzeistaatoo".  Bielef.  a.  Leipz.  lbS3. 

I.  —  §.152.  Der  Staatsdienst.  In  den  niodorneu  Staaten 
bestehen  verschiedene  H a  uptsy  steni c  der  iiesctz ung  öffent- 
licher Aemter,  issbesondere  im  sogen.  Civildienst.  Für  die 
folgende  Betraohtung  wird  das  in  Deutschland  ttbliche,  tibrigens 
hier  ond  da  auch  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
wenigstens  ftlr  einzelne  Bearotenkategorieen  (bemerkenswerther 
Weise  namentlich  für  richterliohe  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs '  and  Anbaltspnnct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlieber  Vorbedingungen; 
durch  welche  die  Geeignetheit  fUr  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aenitein  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebt,  sofort  oder  nach  einer  liestitnniten  Probezeit,  einen 
Rechtsausj)  rur  Ii,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willklirliclie  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betredenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dung (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („Wartegeld"),  theils  Hir  die  Lebenszeit,  theils  auch 
für  bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Buhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  AeniterbetfctzoDjp  sind:  beseldete  Bemfebeamte  okne  Recht 

anf  das  Amt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indireet) 
crnaojtttc  besoldete,  nicht  nothwendig  heriifMuri-^i-j  '/-Kildete  Beamte  (Schweiz.  Nord- 
amerika); freiwillig  uud  ganz,  uder  ioii  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
ialls  nicht  immer  bcru&m&ssig  ausgebildete  B^nmte  wenigstens  flir  gewisse  Aemter 
Qjid  meiBt  auf  Zeit  (Syatem  der  Ehrenämter,  englisches  SeUgoremment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  düiteii  urh  hier  die  Kosten  nur  mitKUcksicbt  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheiit  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  vornehmlich 
nur  eine  TünstMiuenz  der  Arhcitstheilung  ist,  hdir  li<n  Ii.  Denn  in  (\m  com- 
plicirtea  VerhalUiibscn  des  mudcrucn  Staats  steigen  die  Aufuideruugen  au  Uie  Qua- 
litit  der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdieost  ebettse  wie  auf  aJlen  anderen  üe- 
hietcn  der  Volkswirthsi  liafi.  Man  brauc  ht  inilhin  anrh  hier  mehr  technisch  und 
specialistisch,  d.  h.  eben  bcrut'ämässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  §.  37. 
muMUm  bervftmftasig  ausgebildete  Organe  Verden  daher  auch  in  anderen 
Staaten  Ihr  die  meiaCen  nicht  eigendich  pelitiachen  Aemtei  immer  aMhr  rerbogt. 
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Sehr  bczcichneiiil  ist  in  diesfin  Puncte  d'iv  iiciitT'-  FntwirkelinjLr  in  F  it 1  a  n  1.  bc 
Sooden  was  das  PrttfungsTosen  für  Beamte  aukngt.  Freilich  ooch  iioiaer  gro^:^ 
Miantiüide,  s.  E.  Meier,  Yerwaltungsredit  a.  t.  0..  S.  938.  Dem  Ntehthcil.  dass 
der  Festangcüt'  lltr  leichter  erlahmen  kann ,  weil  er  einigermasscn  geschätzt  for  Con- 
ciirrenz  ist.  ^t>-\\t  di.-r  Vortheil  der  grösseren  riiabhängigkeit  des  Beamten  ron  der 
Kt'i;ieruiifr ,  :*bcr  auch  von  d<'ü  l'artcicu  im  Vulkc  gegeuuber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  FraiiLrci(  h  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hiiisiclit  sehr  zu  riiinsteii  <k's  d- utsch  .'ii  Sys'-;rns  ans.  Ferner  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrucken  in  höhere  Aemter  und  Uchaitc  (AFancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ebreurortheile  ab  Ansporn.  Das  „gliedliche  Gefühl**,  einem  tOchtigen  Staude 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird,  hat 
endlich  w  esentlich  pünstipe  Folgen .  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
kastengci>Ls  u.  s  w.)  /umcktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  BediMg:ungen  hinsichtiicb  der  Qnalification  erfallt,  offen  steht.  Und  das 
ist  jet/.t  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  ^  erfassüfi«'  ri  Vgl.  über  die 
sittUchc  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtenthums  das  hier  gcwit>a  competente  Urtheil 
des  Dr.  Stronsberg'.  ,jBtr.  n.  s.  Wirken"*,  Berlin  1876,  H,  152,  anoli  E.  Meier. 
Verwaltuugsrecht,  S.  846  mit  dorn  Worte  (jerbor's:  „es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  zu  constatiren,  dass  die  nnermessMche  Entwicklun«^  und  Cultur  des  Deutschen 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  groft^cn  Theit  aof  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
bembt."  Wenn  man  endlich  frUher  wohl  in  den  Pensionsanspruchen  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privü-  n-irten  Lebensstellung"  zu  Verdankendes 
sah,  so  ist  jetzt  immer  aligemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nnr  eine  allgemeine  lohnpolitlsche  Forderung  früher  ab  im  sonstigen  Dieosfc- 
verhMtniss  erfüllt  worden  ist,  aber  in  Ict/.ti-rcm  na<^-h  Analogie  jenes  Dienslet  aocil 
immermebr  erfüllt  werden  mui«  und  wird  (Arboitonrendchenugswesen). 

2.  Aaob  im  Kosten  puncte  steht  das  deutsche  System  der 
Aemtmibesetznug  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 

Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
ab  Aafirand,  den  die  Volkswirthschaft  fUr  die  bezügliche  Thätigkeit  der  Beamten 
tragen  mtiss.  Sic  stehen  also  tleichfalls  im  „vol  ksw  irthschaftliche  n  Budget" 
des  zwangsgcmeinwirthschat'tiichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  venn  flberhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dieubte  geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Acmtcrsystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  Gc- 
^»a  mm  theit.  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmäshigen  Ver» 
theiluug  der  Staatslasten  ent>iiiic]it  dies  sicherlich  am  Meisten.  Tm  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privatbudgeb  der 
Proi'Dienenden  ab  erhöhte  Ausgabe  oder  rerminderter  Erwerb  (Zeitrer- 
Inst,  nninittelbaro  Kosten  u.  s.  \v.\  Dies  kann  ans  socialen  nnd  politischen  firilnden 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressirbesteaernng  der  reicheren  und  sonst  unboschilftigteren  Cltssen 
in  einer  für  diese  nicht  listigen  und  für  die  Gesammtheit  besonders  vortheilhafteii 
W'i  is.  fdnrrh  I{e(|uisition  von  Arbeitsl.'i«itongcn  gebildeterer  Persoiicn)  hinauskommt. 
Zwcckmaüaigkeitsgronde  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Elirenamtssystum» 
in  passender  Bescbrtnkung  in  unser  deutm^es  („bureaukratisches")  System  oftmals. 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliedeninc:  auch,  nur  eine  andore 
als  man  meistens  denkt,  und  kosten  macht  es  nattuiicb  gleichfalls.  Manches  Uicrhuro 
gehörige  mit  Betonung  der  Ehrenimtor,  aber  ohne  richtige  Beaehtnng  der  im  Text 
gegebenen  fmanzicllen  Wiirdi^n^ng  der  Sache  bei  Walekor,  Scibstvcrwalt.  d.  St«uer> 
Wesens,  1.  Theil.  S.  auch  Gneist.  Verwalt.,  .Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  if.  n.  deSS.  Ottg^ 
Commuualvcrfaäsung.   S.  124(i  Ü.    E.  Meier  a.  a.  0..  S.  bUl  U. 

Aber  es  kattpft  sich  doch  auch  eine  «Aebliche  Gefahr  an  dieses  aristokratiacha 
Ehren  amtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  Pkr  kune  Zeit 
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itbergcbeueQ  Aemter  in  Demokratieeu.  Kicbt  nur  ist  die  Qualität  der  Leistung  oft 
gering,  80  dass  der  Kostenenparniss,  welche  der  Oesammtheit  za  Theil  wird,  auch 

nur  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  iu  finanzieller  Hinsiebt  ist 
noch,  dass  solche  Aemter  am  Ersten  von  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtUchu  rruktikeu  uUur  Art  ausgcbuutut  wuiduu.  Mäu  denke  an  nordamerika- 
nische Verhältnisse,  wo  man  fast  von  einem  „System  der  Aemlentiisbeutuqg*' 
sprechL'ii  kann.  S.  auch  Hork.  Finanz.  Anirrika^,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Aasgabe  für  den  StaatMiienüt  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  doch  auch 
im  volkswlrthseliailrlicheii  «nd  zwar  im  Primtbiidget  derer,  welcfie  eicli  jener  Ans» 
beatung  nicht  entziehen  können.  Abgesehen  von  allen  politischen  und  ethischen  Nacb- 
theilen  werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hier1"'i  auf  die  denkbar  sclilimmstc  und 
angleichmääsig;ste  Art  von  dun  einzelnen  Staatsangehörigen  bodtrilteu  und  sind 
im  Ganzen  ridletcEt  noch  hAher. 

Es  erfolgt  ako  bei  den  yerschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzang  doch  nnr  eine  versebiedene  Vertbeilang  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilnng  oder  eine  wirkliobe  Kostenerspamiss  yer* 
glichen  mit  dem  deutschen  System. 

3.  Endlich  kanu  aber  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Khreuaiut  auklehen  und  damit  au  uu  mittel  baren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Diäi>  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosse  ^la^c  der  Staat:jamter,  besou- 
dera  der  höheren,  ist,  verglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufssteltnnfan,  fdr  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theuer  zu  erlangenden  Biblungsgrades ,  nur  massig  be- 
soldet. Der  besoldete  Berufisbeamtc  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
SCaatsdienste,  femer  darch  liesonders  gewährte  EhrenTortheile  (Titel,  Rang,  ürden 
U.  dgl.)  bezahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  tibel  in  der  itfientlichen  MeiniUI^ 
eine  gewisse  Geltung:  haben.  Man  hat  dies  vom  •  tluH -lu  ii  Standpuncte  öfters  ange- 
griffen und  ebenso  vom  politischen,  iüt  jctlucli  liariu  sicherlich  zu  weit  gingen. 
Namentlich  in  demokrat.  KcpublilcMi  wird  tlber  die  Ehrenvortheile  der  Moaarohieen 
(vor  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  "^espi'iM.  Ir  !» 'i  r^  ]i  i  t  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  (iemeinwuaeu  merkwürdig  viel  Werth  legt  Die 
„Fiinxenhaldignugen''  in  der  amerllCBnischen  Gesellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  (iastwirth  gern  nach  seinen  (^/ivil-  oder  Militär- 
imtcm  tituliren  (Richter  u.  s.  w.)  Es  liegt  aber  auch  der  vernünftisre  und  sitt- 
lich berechtigte  (icsichtspunct  /.u  (i runde,  dass  die  ölfeutliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
hnhr«n  soll.  Niebt  das  Titel-,  i  »rdeiiswnson  nii  sich,  sondern  der  damit  getriebene 
Missbraach  ist  das  Hobel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  diu 
günstigen  Ünaoziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpnncte  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlung mit  Ehrenauszeichnnngcn"  neben  derjenigen  mit  Ueld  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Vortheile  (§,  8l  Die  Ersparofii?  tiitt  in  einzelnen  Füllen  besonders  deutlich 
hervor,  z,  B.  bei  dem  heutigen  Austheilea  von  Orden  als  Ehrcagabun  au  Pcraüücu, 
welche  einem  Monardiea  Dienste  leistctt^n,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen, 
BriHaiitringe  u.  s.  w.  Nur  miiss  fri  ilicb  die  CJeldzahlung  doch  ihre  an};^eniessene  HRbe 
erreichen,  d.  h.  ein  richtiges  Verhältniss  /.wibchca  matoriellüm  und 
Im  materiallohn  bestehen.  Was  an  Ifaer  in  g's  Bemerkungen  Ober  den  Gehalt  als 
gemischte  Lohnform  und  theilweise  „idealen  Lohn"  richtig  ist,  das  läuft  doch  eigent- 
lich auf  das  Zugeständniss  hier  unter  Punct  .*!  hir^aus.  Ih.  hat  zu  ans>>cb!ic>slich  den 
eigentlichen  hohem  L)icn»t  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
stäit  mit  der  Anwendong  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
dienergehalt, in  der  von  Eng:el  und  mir  hier  festgebaltencn  T]ei;c]iränkung ,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  hier  in  der  Polemik  gegen  Enge^  i,8.  203)  annimipt. 
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II.  Das  Besoldnngswes«!!. 

154.  —  A.  Um  für  die  Aufstelinn g  von  Grundsätzen  der 
Bcsoldungspolitik  den  richtigen  Stnuüpunct  zu  gcw  innen,  muss 
mau  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staat«dieuers  aU  eiae 
Art  des  aasbedangenen  Arbeitslohnes  betraubten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  imr  eine  Auwendang  dor 
allgemeinen  rolkswirthschaftlichen  Lclir-^  vn-n  I  ofin»»  auf  eine  specieUe  Kategorie  von 
F&Uea,  £s  lassen  sieb  Besonderheiten  oach«reiik)a ,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitMTt  70fi  den  meisten  andeten  Arbeitsarten  niitencheldeii.  Dieee  Bemodeflieitea 
haben  bisher  auch  wohl  vornemlich  zu  den  Verschiedenheiten  in  der  Ropelnng'  dor 
Gehalto  vtrglirheQ  mit  der  Kogelung  der  Löhne  für  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt. Und  luit  Hecht  worden  gewisse  UnCcnichicde  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiodonhe  iten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischi'ti  r]  r  Arbeit  eines  Staat-sdienere  and  <iiTi.vt!!r'"n  jedes  anderen  Arbeiters. 
£s  sind  nur  Uaiik  einer  richtigen  Lohnpoiiuk  Uuä  Staats,  beäondeis  unserer 
deutschen  Stattettf  gegenabcnr  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdieneni,  hier  schon  Lehn- 
verhillmisse  geschaQen,  welche  iui  gewöhnlichen  priratwirthschafllichcn  T. '!in-;ystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Recht  in  unseren  Cuhurstaaten  immer  mehr 
ab  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  ?«n 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedeutung  fftr  die  LohnlehrB,  iDQw  die 
BosoldongspoUtik  das  Muster  fi&r  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nan  namentlich  folgende  drei  hervor: 

Ygl.  anch  die  guten  BemeilniDgea  tob  Laspeyres,  Alt  Stnatswiilhid»ft  i  D. 
Stutnrttrterb.  X,  SO,  S2--84. 

1.  Die  geforderte  Arbettsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  nnd  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender»  allmälig  wichtiger  nnd  scbwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  aof  das  Vorrttoken  in  diesen  Aemtem  zur 

Verbesserung  seiner  wirthschaftlicben  Stellung  vomemlieh  mit  an- 
gewiesen. E.S  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  weni^^BtenH  iiu  Allgemeinen  von  vornherein  lür 
ein  \'ürrUckcn  in  eine  buklic  licihenfolge  von  Aerotern  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  8tellunf^  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatädieiist  und  KigentbUmUcbkeiten  der  Gehaitszahiuog. 

lui  ATitiiarJienst,  namentliih  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancement  übergangene  Oflider  den  Dienst  «^oittirt,  für  den  —  Einielaen  hart, 
aber  fttr  das  Ganze  und  tüt  das  Dienstinteresse  doch  nicht  unrichtig.  Des  nnbediofte 

Steheiibleibcnmusüen  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtern ,  wegen  mangelhafter 
Qualiiiration  für  die  höheren .  i>t  ni*  ht  wünschenswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  (Jrjjaniaaüua  dob  Dieustci  und  bei  der  Regelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Posten  Betindliche  soll  sioli  für  höhere  Stellen  eignen«  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Steiloog  herabgedracl^t  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eine  6 peci fische,  meistens  für  andere  Bemfs-  und  Erwerbsarten 
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nicht  nöthige,  mitunter  für  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  („technische'^)  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  in  einen  anderen  Bemf 
anaaerhalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  sn 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildang  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gebalts- 
syatem. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitimter  der  Guterscbicd  bezeich- 
net; in  Baden  x.  B.  eigeotlielie  Staatsdienw  und  ontere  Diener,  wobei  der  fest»  Lohn 

der  crstea  tecluiiscli  Rosolduiig,  der  dor  letzteren  (Johalt  in  der  Amtssprache 
hebst.  Bei  den  ni^idereo  Ange6tcUtcn  g^etiUgt  allf^cineinc  Schulljütlurifr.  Allenfalls 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  nocli  die  Kategorie 
Subalternbeaintc  auch  filr  das Gehaltsaysteui  unterscheiden.  Die Subaitcrnen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  müssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
aof  UoiFeKit&ten  u.  dgl.  zu  studireo.  —  Latipeyres  a.  a.  0.  meint,  daas  auch  fUr 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Prodnctionen ,  welche  dem  Sraate  mit  anderen  Ge* 
meinwirtlischaften  der  <5emeindcn,  Kreide  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  R.  Unterricht,  Polizei, 
ferner  in  all'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurrcu/  mit  Privaten  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
Toa  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Foistwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noc  h  richtiger'  darf  man  aber  umgekehrt  schlicssen: 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  einigeriuassen  ähnlicher 
Weise  jedem  Privatneamten  (bei  Actienfeselbchaften  n.  a.  w.)  und  endlich  möglichst 
überhaupt  jedem  Arlicitiif  werden.  Für  die  „Privatbeamten",  wcMic  /..  B.  bei  Privat- 
bahuen  oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  Tielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
Oeetoieich,  Ztsohr.  d.  Osterr.  Besmtenrereins). 

b)  Ebenso  recbtt'ertigrt  dieser  Punct  ftlr  den  ei^entlicben  Sfantn- 
dienst  den  Kern  des  deutschen  Systems,  nenilich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  aiigemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Quali- 
fication  and  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussiebt  auf  Vorrttcken  zn  erhaUen ;  ferner  den  Rechtsanspruch 
auf  das  klaglos  ▼erwaltete  Amt,  bez.  anf  dessen  Gehalt,  am  den 
Beamten  za  siobem. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdieners  in  Hinsicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nut/ mi  der  grftsfleien  Unabhängigkeit  des  Beamten  vcn 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  crgiebt  sich  am  Deutlichsten  :ms 
dem  ürundsatz  der  Unabsetxbarkeit  der  Kichter,  an  dum  doch  wenigstens  für 
feivdMe  (hMiete)  Ricbterkategorien  «uch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemter- 
beeet£iinf  (NoidameriU,  Schweiz)  festhalten. 

8.  Die  fintlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 

gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Dienstinte r- 
esscH  iiiiht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  J'.nthissung  oder 
zur  DibpoHitiou  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Bube  stellen. 
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Dieser  Umstand  iu  Verbindung  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eioe  «Scbadloshaltang  des  uLnu 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Sehadloshaltung  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen,  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besondere  stark  ausgebildeten  Farm  der  Lohnsahlang,  indem 
tetetere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten ans  dem  (activen)  Dienst  verseboben  wird:  Warte- 
gelder mid  Rnbegebalte. 

Die  sebr  beachtenswertbe  nnd  erfrealicbe  Weiterentwieklwig 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  sebon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  S tants  d  i  e n  e  r  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Hecht  gewährt  worden  ist,  aus  persönlichen 
Gründen,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  lieanspruchnntr  des  Ruhe- 
gehalts 7u  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lobnpolitische  Postulat. 

§.155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoidungspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sieb  nun  nachstehende 
Gmndsätze  ittr  die  Kegelang  der  Besoldun g  als  einer  Lohn- 
art ttberbaupt  nnd  als  einer  speeifisch  eigentbtim lieben 
Lobnart  fttr  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  i)ie  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlicben  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsart  nnd  Interesse  und  Wttrde  des  Staats  scbliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter**)  und 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestim mun^  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  We;;e  der  freien  Concurreux  gewübnlicb  aus. 

Btikauntiicli  v&r  die«  frOher  weder  iu  Deuticliland  noch  auderswo  so.  £mo 
bosoDdera  cbancteriütische  Abireicbnn;  ron  dem  heutigen  Onmdsatze  büdota  dut 

System  des  Acmtcrvorkaufs,  obgleich  doch  auch  hier  Dicnstrucksichten  neben 
aJlen  mögÜ  'licn  persöulichen  Einflüssen  die  „freie  Coaciirreiiz"  niemals  g^anz  zur 
(ieltuug  küiuuiüU  liessen.  Der  Aenitcrvorkiiuf  war  namentli«  h  in  dcu  L  cbtTijaugs- 
staatsformc  n  vom  Mittelalter  zur  Neu/eit  verbreitet,  als  Finanzoperation  besonders 
in  Frankreif  h.  aber  dorh  auch  im  vor.  .lahrhiirulcrt  nntor  Friedr.  Wilhelm  I.  Mtlh-t 
iu  Prcuäsen  ^Zahiangen  von  Mouats-  oder  Vicrteljabrsgagen  in  die  Kecnitenkasäe., 
t.  Riedel,  brand.  prenss.  Staatshanslult.  8.  67,  Schmoller,  d.  preais.  Beamteu- 
stand  unter  Friedr.  Wilh.  I.  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870).  u.  and.  Staat' n.  Erst  Iii 
neuester  Zeit  (\\>*s  System  im  encrl.  IIc'  rr  filr  Offiricrstellen  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aubulichti  Fälle  au&sc-rhalb  d(j»  Staai»du-uab  sind  die  Verkäufe  der  Stellen  von 
Adf  ocaten,  MUdem  n.  e.  ir.  (noch  heute  in  Pmnknich,  in  Eiaaw-Lothiiogen  nbgeschnül). 

Statt  dessen  verknüpft  der  Staat  in  der  Kegel  passend  mit 
den  Aerotern  fest  System isirte  Besoldungen  and  überträgt 

dem  licamteu  ein  öolcbcä  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  Uber  die  Hr>he  des  (tcbaits  zu  scbliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (^seltene)  Ausnabmc.  • 
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Eine  Aasnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  an 
Universitäten  und  anderen  (technischen  a.  s.  w.)  Hochschulen,  gelegoutlich, 
abtf  selten  Mch  Lehr&mter  (etv»  DireetoreiutdhsD)  an  (iymnftsifin  v.  dgl.  m.  —  Xs 
itit  belehrend,  (rerado  wcp-n  *ler  Vi'rsrli)i^'Jenli<it  Jcr  (inindsüfEe,  nach  welche»  die 
Besoldungen  im  höheren  Lehrdienst  und  im  übrigen  btaatijdienst  noruiiit  werden,  die 
Folguu  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigenthumlichc  Stollun^  des  höheren 
Lehrdiensts  erklärt  sich  fa  Deutschland  dine  Zweifel  mit  daraus,  dass  für  diese  wlnen" 
schaftlichen  Berufsarten  niemals  das  pnrticularistische  Priiifip,  iHo  Staatsdioner  nur 
aas  dorn  «tlnlaode'*  zu  nehmen,  durcligefuhrt  werden  lionnte.  In  Folge  des  hier 
hemchenden  BeraAingssyBtoii»,  der  damit  rerlnindonen  spedellen  Oontracte  der  Re- 
gierung mit  dem  Lehrbeainfen  über  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w,.  ferner  in  Folge 
der  aasbedungenen  oder  trei  gewährten  Personaizulagen  für  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordend. 
PlofiMMir)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösstc  Ungleichheit  der  Bc- 
Süldangen,  z.  B.  im  J.  1S70  in  Froiburg  i.  Rr.  1000— 2S00  fl.  für  d.  Ordinarius,  in 
Berlin  bez.  Ib70,  1876  u.  IbbH  400—2500.  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  i^unge- 
racbnet  die  hier  h&aflgen  BesoidungserbObanfen  iu  Folgo  von  Nob^ftotom,  Bezügen 
ana  d,  Aladcmie  u.  s.  w.),  in  Bonn  600—2500,  !m»)— 2S00,  «00  n.oOn,  in  Göttingen 
500—2300  ,  4U0— 1200,  600—4200,  in  Marburg  SOO— 1400,  SOO— 2000,  II 07  bis 
2000  Tblr.,  wozu  auf  d.  prcuss.  Universit&ten  allgemein  noch  die  Wohnungsgelder 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  duTCb  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (CoUegiongeldrT  u.  s.  w.)  keineswegs  au^greglirhen,  öfters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden ,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  diu 
hOcbsten  Nebenelnnabmcn  baben  und  nmgiBkebit  (nfcbt  nur  nacb  den  penOnlieben 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  nielir  —  narh  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  StajUsdienst  berrscbende  Concurrcnzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliches;  manche  Schäden,  ja  manclic  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  üniversitätsverhältuisse  erklären  sich  mit  daraus,  lia  In  i  dem  jetzigen 
System  dem  Gluck  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cliquen- 
wesen (persönlichen  a.  „Hichtungscliqoen'*)  doch  ein  sebr  grosser  Spielimnm  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  ..Stp  lterthums*'  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Concarrenzsystcms.  Man  macht  zo  Gunsten  der  Gchaltsungleichheit 
bei  den  akadem.  Lehrern  geltend,  dass  nnr  so  die  Gebalte  den  Leistungen  angepasst 
wtkrden.  Abgesehen  von  der  Fragwardigkeit  dieses  Princips  der  Lohnrcgcluug  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  bßrührr'nden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
nemlidB  nacb  anderen  Omstftndon  Hebten,  warum  kommt  man  denn  obne  dies  Princip 
bei  den  Aemtem  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  individaaien  Leistung  anter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet'/  Der 
Einwand ,  dftss  Mer  im  rsacheren  Arancement  der  tflcbtlgeren  Beamten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifil  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
lange  Jahre  mit  den  gleichen  (lehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Ooncurrenzgrtlndeu,  die  —  Buhnenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zostands  auf  den  Onirersititen  zeigt  sieh  a.  A.  darin,  dass 
iii<  lit  selten  die  ältci^ten  Professoren  die  niedrigsten,  Jie  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  er&trobt  u.  iu  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgefttbri  Aber  abgesehen  von  den  aaeb  bier  mittpielenden  Pactoren  „Oans^' 
nnd  „DngUDsf'  hindert  das  herrschende  System  darcb  steh  selbst  diese  Ausgleichung. 
l>'M(n  muss  mit  im  (Janzcn  gegebenen  Summen  erewirthschaftet  werden; 
liehuieii  davon  die  Einen  den  Löweuantheii .  so  bieibt  fUr  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  1f odifieation,  die  nur  in  einer  Ann&borttng  an  das  Besoldangs» 
System  in  anderen  Aemtern  bestehen  knnnte.  wird  namentlich  in  Folge  der 
neaerea  poliUschen  Veränderaogen  iu  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
existirt  auch  bier  und  da  sobon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgem. 
Gehnltsregulativ  v.  1S76)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  rdtere, 
durch  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
(and  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festos  System 
TOB  Normal  gehalten,  bes.  mit  M  i  ni  maisätzen  ,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
selB,  wobti  dann  Pereooalxniagen  durch  das  Bernfiingswesen  binznkomnen  mOgen. 
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In  B  a  i e  rn  hat  man  M  i n  i  m  a  1  sätze  eingeführt  (f.  Ordinarien  Q.  Extraordinarien). 
In  i'reusgen  beitimmte  die  KOu.  V.o.  v.  15.  Joli  1876  (bei  Ucrrfurth  S.  79) 
t&tMi  Dorcbtclm.sfttz  «.  ein  „NomaliDaxiuitin*'  der  BeMidangen  (Bertin  f.  d. 

Ord.  bez.  6000  a.  8100.  T^xtraord.  3000  u.  3600  M.,  <iu\  .uideren  Univers,  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200.  dann  4S00  u.  6000  f.  d.  Ordin.'.  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zu  Besold  verbesseningcü  u.  ilcranziehuiig  ausgezcicbnotcr  Docenten:  für 
Gebaltsaasgleichnng  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lchrf.u  her,  so  dass  di«-  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  venig  Nübeoeionahueu  geben,  höhere  Uobalto  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schwei«  hat  an  ihiea  4  Hoehecbnlen  (tncl.  PolytechBldwi)  das 
deutsche  Berufungssysti-m  und  die  fiehaltsuiigleichhcit.  Aufdfu  österre ichist  bcti 
Unirersitäteu  bat  man  dagegen  Korm  algr  lialte  (nach  Dienstaltern,  i>ecennalzuiagen) 
und  erst  neuerdings  ausserdem  rijrj>onaliiulagcii  für  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  dos  Benifo]igs.sy:^t<  ms.  In  D  o rp a  t  (wie  auf  allen  russ.  Unirefsitllen)  herrscht 
Gehaltsgleicbhfiit,  wonebea  CoU^engeU,  das  auf  dea  eifendichen  nus.  Unifeiai- 
t&tea  fehlt 

2.  Die  Höhe  der  Besoldungen  steigt  regelmliSBig  oacii  der 
Bedeutung  der  Aemter,  also  io  demselben  Dienstzweige  nach 
der  ätofenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  nnd 
demselben  Amte.  Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Beeng  eines  nn  mitte  Ibaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  ans  den  Ton  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  nnausftthrbari  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungcn  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wUrc,  etwa  mii  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgüterproductiuu  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  nnd  die  Winde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  Ixwirthschaft  Domänen,  l'ahrikcn,  Bers^werken,  bei  Staatseisen- 
bahnen kann  vom  Tautic wesy^tcm  fur  d&s  höhere  Vcrwaltungspcrsonal  ebensogut 
wie  l>ei  Priratbabnon  Gebrauch  gemacht  werden.  BrennstoH'prämien  der  Loceuotiv- 
fidircr,  Heizer,  SchmierprlUnien  der  Wagcnmoistcr  (d.  h.  Atithrü  -  r\n  »i  in  Gowinn. 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Maxiiiial?erbnuicb  zuraulbiutbeudon  Stoti- 
erqMnmg  gemacht  wird)«  sind  andere  Beispiele.  Hit  Recht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sporteln  und  Gebühren  bei  der  Justiz,  Polizei  ii.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
flieesend.  Selbst  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  /ii  iCmoluuioiiteu  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  uU  Kiuuahuie  nnd  Aiisgabü  der  Staatskassen  genau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  £molament«)einn.  im  prciissisi  h  Justizministerium  18S3 
4.947.7Ö0  M.,  tlArunter  iler  Ilauptposten  r.  1.'»  MUl.  M.  an  Gebühren  der  (ierichtsvoU- 
zieher  fur  F&rteiaufträge).  Acbnlich  die  B  e  u  t  e  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehOread. — 

Eine  AuanaliBe  bilden  auch  Mar  die  Unfferiititen  (seltener  dU  ja  neiat 
jüngeren  sonstigen  Hochsc  hnkn)  in  Betreff  dos  Celle piengcMs.  dei  Doctor- 
gebuhren,  der  Immat ricuiations-  und  Kxm  »triculationstaxon  u.  ähnl.  m. 
Das  iJoctorwesen  bedarf  auch  in  finau/^ieller  Hinsicht  dringend  einer  Keform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Ue<'torcn ,  Prorectoron,  Docauo  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  m^hr  zu  rechtfertigendes  Uobcrblcibsel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  «  Arbeit  du»  betr.  Wahlbüamten)  mei:tt  in  gar  keinem  Verh&Uuii» 
atehen,  Miaaife  fixe  Bennnerattenen  fUr  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeaatea 
würden  der  N\'in  }e  des  Ehrenamts  weit  mehr  entsprei  hcn ,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  1<  ür  das  (JoUegicngeld.  als  Privalcinnabnie  jeduH  l.rbrcrs,  lassen  sich  triftige 
GrOnde  anfahren,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  rolleglengelds  eines  akadem.  Lehrers  vomemlich  einwirkenden  Factoren 
steht  die  eigene  parataUcbe  Ldatnag  ii.  indiridueUe  LebrtttchtiKkcit  in  der  Begel 
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ttst  an  vierter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natnr  des  Fachs,  znf&llige 
Umstinde  u.  Einrichtnngen  (Prttf.-Ordniuf;,  ZwangscoUegien ,  Prüfungsfach,  Lehrer 
als  Examinator!),  cndli«  h  die  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lehrer  meist 
nur  secnndär  beeinHusste  Fre«[ucnz  der  Univeibitat.  Ka  ist  daher  doch  feviss 
raisdidi,  dass  dch  im  Bezug  von  Collgeld  an  dersdbon  Cnirers.  imter  den  ord. 
Professon^n  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (oriont  Sprachen  —  Pandccten, 
Anatomie,  Chemie)  iinücn.  —  l'Ur  einen  Aotheil  der  liohrer  an  Mittel-  lud  Elementar- 
scliiilen  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  UnivenltUddiier  der  Umstand, 
dass  die  Mahc  der  Arbeit  mit  der  GrOasc  des  Klassen bcsuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Goiiuss  der  Lebrth&tigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Panesyrik  des  (Joilcgicngelds  liefert  L.  Stein,  Lehrfreiheit,  Wisscn- 
flclMft  Q.  CoOogtengeid ,  Wien  1875,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  £.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wild  11 
(S.  24).   £9  »tindc  schlimiu  um  unsere  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  AnBporDQDg  des  Beamten  kann  neben  der  Ausfiicht  auf 
gUnstlges  Vorrtteken  im  Dienst  nnd  neben  den  erwähnten  Ehren- 
«nezeicbnnngen  allenfaUs  ein  freilieh  schwer  gane  objeeti?  durch- 
zafDhrendes  System  von  festen  Personal-6 eh altsz «lagen  oder 
—  was  flbrigeus  manche  speoielle  Bedenken  bietet  —  von  nn- 
periodiscben  Remunerationen  ftir  besondere  Leistungen 
uml  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalzulag^en  siiul  individuelle,  und  von  den  naeli  dem  Dienst- 
alter gewahrten  m  uiitcrschcideii.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  ücbrauch  gemacht 
werden  könnte.  Um  dem  Protectiouswesen  n.  s.  w.  keinen  Vonclmb  zn  leisten,  Hesse 
sich  rielleicht  in  Colle£rieri  und  bei  Gruppen  von  Subalternbeamtcn  di  '  im  <ln:n  -i^n  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  liemuneration)  nach  Anhörung  des  CoUegiums  und  der 
Gruppe  an  dio  Einzdnen  rertheilen.  —  Häuiig  genug,  besondeis  bei  nledem  Dlenem, 
erfolgen  die  Kemunerationen  fast  ganz,  periodisch,  oft  io  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nor  eine  fe&te  Einnahme  dann  sieht  Dadaich  wird  der  Zweck 
fast  rcrcitelt. 

4.  Die  Besoldung  ftlr  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter-  und  Besoldnngs- 
Systems  zu  reguliren  und  zu  benrtheiien. 

■ 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  and  desselben  einzelnen 

Amts  in  verschiedeneu  Staaten  zu  bcracksichtigeii.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafür  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Acmtern  besser  ist  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Dorchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Aach  bM  Ver> 
gleichen  der  BesoldungflD,  as.  &  in  Staats-  und  Piirattiseabahaweieii,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  -  G.  Der  Totalge  halt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  nnd  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  Totalgehalt geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfallt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 
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1.  Der  eigeotiiehe  oder  Activitätsgehalt,  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  fUr  seine  Dienstleistung  selbst 

bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgehalt  oder  das  Wartegeld, 
welche»  der  Beamte  wahrend  einer  zeitweiligen  Entlassung  ans 
dem  activen  Dienste  auf  OrTind  Beiner  Amtssteliong  bis  zur 
Wiederb  er«  fiin^i;  in  den  aetivcn  ijicnst  bezieht. 

3.  Der  iiuhegebalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), weicbe  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
AmtsstelluDg  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,  lebensl&nglieh  (in  der  Kegel)  oder  fttr  eine  ge- 
wisse Zeit. 

4.  Die  Bezflge  der  nl&ehsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  anf  Gmnd  der  AmtsstelliiDg  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.  Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterberaonate  oder  -Quartale:  der  Fori- 

hc/Aig  des  Gelialts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  für  ciue  ge- 
wisse (kurze;  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpensioii,  welche  die  hiuterlassene  Wittvve 
des  Beamten,  in  der  I?e^^el  lebeusläuglich  oder  bis  zu  etwaiger 
VViederverheirathiing  naeh  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  ätcrbemonate,  bezieht. 

e)  Die  Erziehangsgelder,  welche  die  binterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  snr 
Erreichnng  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigcnUiclie  duhalt  dca  im  activuti  Dienst  ^tcrbcnduii .  diu  Pcuäion  de»  auf 
Lebenszeit  zur  Iluhc  gesetzten  HcftmteD  and  die  I'eii^ioii  >*-iii<T  sieb  nicht  wieder 
V'^rhoirathendea  Wittwe  sind  Lcibrfnt^n.  Ihis  WardirrM  dos  sfiafer  wieder  an- 
geätellteu  Beauitän,  die  Ptmsiou  der  sich  später  wieder  verliciratbeDdeu  und  iu  diesem 
Falle  oft  Ihn  PenMoa  verilercnclea  Wittwe  «od  die  Bezöge  der  iiiienrtcl»«ieii  Kinder 
elod  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  niuss  nun  im  Interesse  des  StaatHtiieiiotes 
selbst  wie  des  riiizelneii  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
tUUen,  die  im  Folgenden  uälicr  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  Uber  die  mnthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (and  setner  Angehörigen)  richtig 
Verth  eilt  werden. 

Davon  handelt  §.  1 57  — 159.  Bei  der  Regelung  dieser  Vertheiliing  treten  die 
Intcn-säeii  des  Staate dicnsts  selbst  besundcrs  mit  hervor.  Im  Einzelnen  mum 
hieb  Vieles  li  ht>*u  nach  der  Natur  <!■  s  Staatsdi<  ii  sts  als  besondnrfr  Aili-its- 
art.  1-^  bandelt  sücb  daher  Uiu  EigeuthUmUcbkeUen,  welche  der  Staatsliesuldu  n  g 
ein  Lohnert  für  eine  beaendere  Art  Arbeit  enblag^en. 
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2.  Der  Totalgchalt  muss  ferner  in  seiuer  Höhe  fär  die 
wahnoheinliche  Dienst-  and  Lebenslanfbahn  des  Beamteo  und  Ükr 
die  Zeit)  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zn  versofgen 
aindy  im  GaozoD  richtig  bemesscD  werden. 

S.  damber  unten  §.  160  01  Bei  der  Regelung  der  HO  he  des  Totelgeluilto 

mtissfii  die  richtigen  (irundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zar  Geltung 
komincn,  in  der  Weis-;,  wie  <-s  überhaupt  das  Ziel  in  dtr  Entwickluni^  allfr  Lohn- 
Verhältnisse  seiu  ioU  und  wie  es  hier  noch  specicll  durch  das  Interesse  den  Staalü- 
diMiets  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzieUe  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
narnc-ntü-h  in  Ii. "^rm  Pimct«^  zu  einer  Anwendung  der  ull^M-moinon  Lohnlclire  auf  einen 
einzelnen  beboudereu  l'ail  und  ist  dadurch  fur  diede  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  aosBcr  d.  gen.  Sclir.  v.  Engel  die  Gesocsc  u.  d.  Literatur  über  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdieuer  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
in  neuerer  Z'Mt  th.-ils  fills?euieine  (iföotzo  üIut  dio  Ke c h  ts  v  er h  äl  t n  iss  e  der 
Beamten  überiiaupt ,  wurm  auch  Beslimuiungt-n  übe  Bc^suldunga-  und  i'eusionswesen 
rorkommen,  Ül  Gesetze  u.  höchste  Vorordnungen  Uber  diu  (iohaltf-  u.  Pcusions-* 
vi:rh:Utnissr  spcciell  erlassen.  So  u.  A.  «las  De  ii  tscli  c  Iv  c  icljsg'cs.  v.  M  ir/  1878 
iibcr  d.  i<cchtsverb.e  U.  iieichabeainteu  u.  d.  Uos.  über  die  i  orsorge  t.  d.  W  ittwon  u.  s  w.  der 
Rdchsbeamten  d.CKr.verwalt  ▼.20.  Aug.l881,daswllrten  b.  Ges.  Uber  Beamten?.  SO.Jnni 
I  S7ß,  das  östcr  r.  Ges.  v.  15.  Apr.  l^'H  betr.  d.  Rfzüged.activen  Staatsbeamten,  dasöstcrr. 
Ges.  r.  dems  Dattim  betr.  d.  Artivit.he/ti^e  des  Staatslchreri)ersonals  n.  der  Biblioth.- 
beamteu.  d.  baior.  revid.  GchaltAreijuialiv  v.  12.  Aug.  187t>,  d.  p r cuss.  I'eusiousgea. 
r.  27.  KiR  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  MSrz  1882  n.  das  preuss.  Ges.  v.  20.  Mai  1982 
über  Wittwen-  ii.  W'aisen^obb'r,  d.  östcrr.  Peusionfnormale  v.  H.  Der.  t*^fif5,  verschied, 
Veränder.  d.  k.  sächs.  i:'ens.gesetze(Uauptgcs.  v.  7.  Marz  18<fd,  auch  Ges.  v.24.Api.  1851, 
abgeind.  u.  A.  durch  Gea.  t.  9.  Apr.  1872,  15.  Juni  1874,  n.  bes.  dureh  Ges.  v.  3.  Juni  1876, 
l'cnsionserhöhungcn  u.  dgl,  m.):  das  bad.  Ges.  v.  2Ö.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.) 
u.  ein  and.  (Jos.  v.  d.-ms.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Ilinterbli^-b-'nen).  Dazu  die 
spitter  zu  erwäbnciidtjü  Gcactze  tiber  NV  uliuungsgeldzusciiu^!>  i^D.  Reich, 
l'reussen,  Baden).  In  den  70er  Jahren,  nach  d.  ftwizte.  Kriege,  in  DeoUch« 
land  /.ieuil.  allgemein  (iehalt^-  u.  Penaiun:«erhöhungen.  Aus  d.  Literatur  für 
Prcnsseu  n.  A.:  Maschcr,  ü.  prcuss.  Cifilataatsdieust,  2.  Aufl.,  Lpz.  1863, 
Beinecheidie  linkommensrerhältniMe  der  preuae.  iromtttelb.  Staatsbeamten,  Beri.  1 876. 
Herrfurth,  Etatswes.  a.  a.  U.  Abschn.  VI  II  11".  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt.- 
beamtc  u.  s.  w.,  Halle  1S79.  Ueber  Baiern:  Grtln.  Kechts-  n  Gchaltsvcrhältnisse 
d.  baier.  Staatsdieners.  Münch.  1880.  üeber  k.  .Sachsen:  Lotichius,  sSchs. 
Gesetze,  betr.  Civilstaatsdiener,  Lpz.  !S78.  Ueber  Würtemberg:  Heberle,  Kechts- 
verh.  d.  wiirt.  Stuat.^beaniten.  Stuttg,  1876  u.  V  i  <■  !c6,  Vcrfass.  ii.  s.  w.  W  s  S.  97 — 128. 
lieber  Oesterreich:  Güs.samml.  betr.  d.  Staatädiemit  in  Uest.  2.  A.  Wien  1877; 
BloDfki,  tet  Cir.pen8.Tei9chri{ten,  Wien  1879.  Ueber  Frankreich:  Bledt  diction. 
Art  fonclioiinaires  u.  peusions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aofr. 
T.  Engel  in  d.  prcuss  stat  Ztscbr.  iv-f»;  ob  Iv^O  S.  271  Ii.  lUcnck  üb.  d.  Geh. 
verh.  d.  höh.  Gemeiudebeauilcn  in  d.  grösseren  preiiss.  Städten,  Ueber  Wtirtemb. 
Kiecke  a.  a.  0.  Dann  Musba*  Iv  e  .  W  artegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbcamten, 
Berl.  1868  (Gcst^tzfrcbunjr  in  Dentseliland,  Üesterrei<  b,  Riissland  ,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Kcichslin. 
Im  lihrb.  r.  Holtzendorff  IH,  125  ff.,  173  ff.  Ueber  die  Deoesten  preoss.  Geietxe  s. 
£Uter  in  Oonrad»  Jahib.  1883.  B.  4t  8.  127. 

§.  157.  —  1.  HioBichtlicb  der  riehtigen  Vertheilung 
des  Tota]|;ehalt6;  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  «her  die  Aemterreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  för  den  Beginn  eines  Gebaltsbezugs 
Übcrijaupt  uud  einer  genügenden  Besoldung  spcciell  {§.  160 (T.) 
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iu  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zu  bestimmen,  uemlich 

so,  dass  der  Beamte  nach  Scbluss  seiner  Studienzeit  möglichst 

bald  wenigstens  seine  Sustentation  aus  dem  Amtseinkommenerbillt 

KameotUcb  iqoss  die  'l<*At  des  unentgeltlich eu,  des  etwa  hlosa  uüt  ange- 
wissen  und  im  GesamiiitlMStnig:^  geringen  Diftten  oder  Renrnneraltonea  bezahlten 

oder  d<;ä  utig^cnUgond  besoldeten  Staatsdicnsts  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lasson  sich  grosse  üel»clstandc ,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  äiiid,  beseitigen  (Eugul,  X^reis  U  Arb.  S.  i>ä).  Das  Ziel  muäs 
«ein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Vollendung  telner  theoretiflchen 
Studien,  also  in  der  Regel  des  Ilüclischnlbesuchs ,  und  n^rh  Anlegung  seinpr  'f^r^t' nl 
PrüfuBg.  d.  h.  nach  der  Lieferung  seiaos  Qualüicationsnachweises,  angeuiesseneu 
Lohn  erhalte,  wenn  mdi  die  feste  Anstdtnng  vnd  der  Rechtnasprneh  auf  Amt 
oder  Resuldunp:  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ablegung  der  etwaigen  weiteren  fjualtischen^  Prüfung  beginnt.  "Es  wird 
daher  etwa  durclischnittlich  uiit  dem  21.  Lebensjahr  dt-s  StaatAdieners  ein  Lohube^ug, 
mit  dem  27.-29  ein  fester  B esoldu ngsbczug  b^iiuen  BQssen,  nnd  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fes  t  angestellte  Beamte  am 
dorn  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  yermögeus  den  ab  liehen 
Bedarf  für  seine  Person  nilein  und  der  fest  nngestellte  nns  der  Bosoldoijf 
den  Aufwand  ftur  eine  in  dieeeni  Alter  zn  gründende  Familie  bestreiten  kann 

(§.  m). 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzuluan  deutschua  Staate«  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hanptsache  ziemlich  gleich.  Grössere  TeiMhiedenh«ütcn  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzwcige.  Die  remuncrative  I'eriode  des 
preuss.  Justiz-  und  Verwaltungsbeamten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  äü.,  der 
Bezog  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  3S.  Jahre  im  Darchschnltt«  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Die  nstcinkommun  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jabie  höhereu  Alter  erhalten.  In  den  TOer  Jahren 
sind  die  Verhältnisse  etwas  liesser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudraiig 
zum  Jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  boreUs 
wieder  zu  indem  u.  werden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wlo.  in  I  n  60 er  Jahren. 

Unser  Priucip  hat  den  grosseuYorUieilidass  dasaus  demGohalt  ailmulig  zuamoitisireiMie 
BUdangskapital  nicht  so  hooh  anwichst  (§.  163);  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Ehen« 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grösseren  Kinderzahl 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  kiuUer  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Vpr<Ar?ung 
am  Meisten  kosten ,  nicht  in  ein  gar  so  sp&tes  Alter  des  Beamten  füilL  Dadurch 
wird  die  Nothwendigkeit  fUr  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  Guldracksichtan  mög- 
lichst lange  im  a>  'i  .  i:  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Difierenz  Trwischen 
Besoldung  und  l'unaiou  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  lireisen 
ttberflillen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  hÄheren  Aemtem  und  DieMtaltem  nicht 
ganz  so  strid  /•;  steigen,  wril  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  i.st  und  die, 
Kosten  der  kiadererziehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenabM*  der  Besoldung  (§.  Ift9) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm*  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genftgender  Gehaltsbenig  Tie! 
zu  spät  begingt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
YerhäUniss  herzustellen. 

Die  (lehaltssteigcrung  im  höheren  Amt  ist  dn.s  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosse  Sprunge  der  Besohlnngen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  uud  der  Hauptmasse  der  huheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
es  tritt  die  (iefahr  des  Protectionsunwcsens ,  der  Augendieuerei  gegenüber  den  Vor- 
gesetzten, dt»  übermässigen  Ehrgeizes,  des  Strebcrthuuis  und  der  Stellei\|ägcrei  zu 
sehr  herfor. 


Digitized  by  Google 


Gebaltsabätufung  der  Aemter. 


353 


Die  Normalgchaltsätze  (ohne  WohnungsgeldzascLuss  in  Preussen  and  Bdicb* 


in  Oesterreich  ind.  Functions- 
Deutsch.  Keich 
und  Preassen 

1870  im 

Oberster  ML 
Gorlclitäbüf. 

ErstPrind.  18,ooo  25,000 
Q.  DienstirohB. 

Vic6pr.ii.d;l.  10,500  14,000 

Blübd  .  .     9000  12,000 

bis  0600 

Durchächn.  S40Ü  12,000 
Sabal!.  (Ozl.)B. 

1.  Cl.  4:)00  51(101 

bis  2100  2700 

«Ml.  3700  S900 

Üb  1600  1800 

Uiit.  H.  (Dien.)  löOO  1650 
bis  1050  1200 

Gerichte  2.  Inst. 

Prisideoten 


and  Actirit-Zalage),  sind  z.  B.  im  Justixdionate: 
Oesterreich  g^^j^,.,^ 

1SS3 
Mik. 


diese.  Leithe 

1S70  18H0 
fl.  P.  ö.  W. 


Frankreich 


1865 


im 


Ft. 


10,600      20,000      12,600      85,000  30,000 


7S50 

5SS0 

im 


iiso 

bis  730 


700 
bifl  400 


u. 
u. 


3150 
2025 
2.H00 


Wie 
K&Uie 


Pr.  0.  Dir.        l  .PrfiSOO 
10,500    14,000  2.Pr.5250 
8 1 00  bis  0000  u.  lllieths-     u.  4200 
cnbich&dig.  od.  Dienstwohn. 
Senntspzis.  7500 

bis  9900 
D.  8700 

BSthe  .  .  5400  6600 
bis  aOOO  4800 
D.  4500  5700 

Oberstnate- 

nnv.  1I.B.V.    öioo  99uo 
bis  4200  bis  7500 
D.  8700 

Slaatsanwiile    —  4hoo 

2400 
D.  3600 

Seeret  o.dfl.  3000  4200 
bis  1800  2100 
D.  2472  3150 
in  Berlin. 
3600 
2100 
D.  2850 
in  and.  Orten 
Canzlisten  .     1050  2250 
bis  13Ö0  1050 
D.  1950 


n. 


1300 
1200 


u. 


735 
630 
525 


Cut.  Q.  Becb- 

nnngsb.    .  , 
{1883  bei  bis 
PrensaJtoris.) 


3300 
2700 


Untere  Diener  1050 
u.  s.  w.   bis  900 


4200 
3900 


1350 
960 


/ 11,000 
\10,000 
ac.640O 


A.  Wagnvr.  FtmBiwIneiisrbaft. 


1600 
bis  500 


420 
bis  300 
I.  Sk  Aafl. 


D. 
D. 

D. 

D. 


3100 
2200 
1950 

1800 
1207 
850 
593 
375 


D.  4804 


5000 


2200 


D.  1345 


2700 
D.  1760 
D.  1487 

D.  1050 
646 
460 


792011.6660  25,000 


6480  18,000 
bis  5700  advoc.gAn.M 

25—20,000  25—30,000 


25,000 

1*<,000 
proc.  gen. 


(In  Wien) 

11,400 
6500 


9720 


7740 
7025 
5640 
bis  4560 


6000 
bis  2400 


1800 
bis  1000 


l.Pr.  30,000 
bis  15,000 
D.  17.071 
2.  Pr.  13,750 
„  „  bis  7500 


0000 
S600 
4000 


1800 
1100 


25,000 
15,000 

13,750 
7500 


7820 


6660 
4920 
2280 


11,000 
bis  5000 
D.  5897 

pri"-  i't'n. 
30—10,000  25- 

advoc.  gi-n. 
13,200— >5ii3a 


11,000 
5000 


•15.000 


13,200 
7500 


greif.,  cemmis. 
8—2000  8—2500 
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Deutsch.  Reich      Oesterreich  ^  ,  FraDkrelch 

1870     18SS        18t0  1880 

hto  1.  Inst.  0  Class€ 

,'ntf.n  .       i'r.  u.Dir.      Landes- u.    (In  Wieni      570ü     Pr.  20.000  2i)M 


(icrirhto  1.  Inst. 

0  Classen 

Präsidenten  .      i'r.  u.  Dir.      Landes-  u.    (In  Wien)  5700 

Pr.  20,000 

20,000 

0600     9900     Kreisger.  17,000 

bis  3000 

8600 

bis  3900     7500      Pr.  4200  0500 

D.  4295 

D.  4äOU     S700  Yiccpr.3i50  4700 

Dir.  4M>0 

Yicepr.  10,000 

10,000 

(In  Berlin  U.262S 

bis  4360 

bis  3000 

9000 

10,500) 

D.  4307 

IUthea.£icht.  3900     OOOo         2000    ü.  2977 

4020 

9000 

sooo 

bis  IhOO     2400      u.  IbOO 

bis  3300 

bis  2400 

2400 

D.  2600     4200      u.  lÜOO 

D.  8201 

Bezirksr. 

15  0.  1300 

Staatsanvilte   3900    6600       Wie      D.  8200 

4920 

20,000 

20,000 

bis  2400     isoo  Blthe 

bU  2280 

bis  3000 

3600 

(Ltt  Burlin 

1).  4295 

7500) 

S(aatBanir.ge1i.  2100     4800    u.  Secrot.  D.  2292 

NOOO 

soou 

n.  l^i>0      2400  1000 

bis  2400 

2400 

Barcaubcamtc      Bur.-  u.       Adjunctcu  D.  1000 

Kecbn.-B.  900 

6000 

6000 

1  n         bis  630 

bis  1000 

1000 

2700  3000 

D.  1070 

bis  1050     2100  Oftio.  Can^l. 

g^rcli'.  commi^ 

Bor.  IL  8.  w.  -B.  2.  Cl.  Accoitöisten 

3500 

4000 

1050      2100  030 

biä  1200 

1200 

biü  120U     1500  bis  307 

D.  1490 

Diener»  Boten   1050     1850       420    D.  613 
n.  s.  v.    bis  750  .    800    a.  367^« 

D.  300 
u.  250 

Für  Proussen  sind  hier  für  1S70  die  Sätze  milffctheih,  «<■!.  )i  >  im  ^rö^ton  Theile 
lies  Staats  galt»;n  ((iclüf  t  d,  VL-ronln.  v.  2.  Jan.  ls|9  für  Ger.  2.  u.  1.  Instanz").  Im 
(iubiet  des  Aj>pellatioDsgcricht:$hots  Kulu  u.  z.  Tl).  iu  d.  neoen  ProF.  (bes.  in  ILannover 
oncl  Prankfflrt  a.  M.)  waren  die  Sfttie  etwas  ander»,  mftanter  bOber,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richtcrl.  u.  staat.'>auwaUi.  Reauitcu  bei  d.  H-  ri'  lif^^n 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  ßureaubcamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
oinig«;n  anderen  grösseren  StädtcJi)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  (ierichten.  Alles  oben  ohne 
Wohnungsgeld.  Einige  preoss.  Richter  bezogen  früher  ans  Ncbenümtcrn  kleine 
Ncbeneiuuahtncii.  ffnnT  norh  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  (icrichts- 
orgauiüation  etwas  verwiciveitcr  als  in  Preu^u,  ver»ohiedeuo  Katcgorieen  von  Miitul- 
beantten  liommen  bei  mebreien  Gerichten  vor.  Bei  den  Gehalten  fOr  den  obenten 
(icrichtihof  sind  f.  die  yuarti-  rj;older  cingerocliin  t  worden  (der  I.  l*riis.  bezog 

auch  noch  4200  fl.  Personal-  und  Fundionszulage).  Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofcerretäre  mit  2415,  2205  11.  1995  fi  Das  sümmtliche  Personal  der  Gerichte 
2.  u.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehaltea 
no<'h  ijuarfiergcMi  r  in  rorschied*  im  r  IIMic  i^meist  '/,;  bei  niederen  BesoMun:?f»n 

noch  mehr,  bei  hühcrea  zum  Theii  weniger).  FUr  1n80  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  speciell  u.  zwar  anf  die  Samme  der  AmtsbezOge  der  Beamten  (d.h.  nach 
der  jetzt  posetzl.  Unterscheidniiir  in  O  m  :  fl  halt.  Funrt -Zul.  —  fiir  die  höchsten 
StuUcu,  —  Actirit-Zui..  hier  und  da  Fjganzüngs-  u.  IVrs.-ZuI.'.  In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stellen  bes.  die  Fanrt.-  u.  Aciiv.-Zul.  kleiner,  die  Gehalto  nicht 
allgemein.  -  In  Frankreich  bezog  1^05  der  procarear  gen<  r.  am  Caasationabof 
3:>.ooo.  der  1.  ri  iv  >  .  gcncr.  Fr.  Bei  den  unteren  Beunten  (grefliers)  iuiinmea 

wohl  die  Gebuhr<-u  starker  in  Betracht. 

Eine  Yergleicbnng  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  FerBchiedcaen  Or- 
ranisation  der  (tcrichtt*  und  Knnction  der  Beamten  nicht  dun'hweg  mOglicb.  Doch 
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gMlattat  die  obige  Uebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstufungen  der  Ge- 
halte. Tis  cTgicbt  si(h  eine  bcmerkensw(^rtho  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
Aemterclasscn  in  allen  4  Läudcro,  z.  B.  beim  obersten  Gerichtsbof,  was  for  ziemlich 
riebtife  Kerminuig  spilclit.  Selbst  die  ab  sola  te  H5he  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  lior  üebersiclit  i'incl.  R.uh  n  f.  1*>T0,  wofUr  oben  Baiern  cingesctzfi 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stellen  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Rücksicht  auf  Valuta  und  Preise  der  Ü.  kaum  Aber 
zu  rechnen  ist  (Käthe  2.  Instanz  um  1870  in  Preus>en  1500,  Oesterreich  so  ge- 
Tccbntn  1846,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  -  'J'Jl  ,  Frankreich  1546  Thlr„ 
1.  Instanz  resp.  866  ,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1»70  in  Dootschl.  q.  Oesterr.  an- 
iehiillche  Erhöhungen,  in  Pnmkr.  Qleichhielben,  selbst  Bednclion  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen ,  der  inneren  Verwaltung,  der  Finanzen  u.  s.  w, 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gehaltsätze  für  die  Aemter  oder  SteUungon  entsprecheo- 
den  Rangs,  so  dass  dio  Daten  tlber  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  D'^r  Civildienst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgcm.  nach  ilon  preussischcn 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  Uber  Preussen  L  d.  Aui».  r.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stet.  Ztsdhr*  BX«t  wird  ftr  1875  hereehnei:  Darch8Ghn.'Qeh.  der  höheren  Beamten 
4082  M.,  der  S  n  b  a  1 1  e  r n  b.  1 SS4 ,  der  U  n  t  e  r  b.  1020,  sonstiges  1 2S6,  alles  ohne  Wohn- 
Geldzoschass.  £s  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9499,  2ä'43ä, 
39-217,  313,  Besoldungsaufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91.  40.01,  0.40  MilL  M. 
Der  gesammte  Besold.-Aufw  aml  im  preuss.  StaatshMwh.  131.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schüMe  14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  84.51,  zus.  180.51  Mill.  M.  Aussenlern 
hatten  74^0  Beamte  Dienstwohnungen  von  i.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a.  0.  a  419,  481). 

tt)  Die  böchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem hftnfig  einen  gewissen  Reprftsentationsaiifwand  mit  deh 
bringen,  werden  mit  fieeht  mit  bedeutend  ht^heren  Besol- 
dungen dotirt,  als  die  flbrigen  Aemter. 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  von  den  üliriiron  nasoldungon, 
voliendrj  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  unteren 
und  uiittloren  Aonitcr  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
rerglichen  mit  Kopubliken).  Die  Besoldangsrumuliru ngon  in  den  höchsten  Aem- 
teru,  indem  den  Inhabern  der  l^^tztercn  norli  aiiilcr-!  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecnren 
ubertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbrauch  be- 
kanndich  unter  Napoleon  III.  mit  Aemterenmuliningen,  Sinecnren  n.  s.  fOr  die 
Marschälle,  holien  Staatswürdenträ^n^rn.  Senatoren,  wobd  einzelne  GdnsUinge  es  anf 
mehrere  hunderttausend  Franli  vStaatsgchalte  brachten! 

Normalgehalte  for  die  höheren  Ministerialbeamtcn  u.  einige  andere 
hohem  Posten  im  Staatsdienste  sind: 

Preussen  Oesterreich      Baiern  Frankreich 

am  1870    1883       1870       1880       1883       1870  1881 
M.  fl.  U*  fr. 

Minister    .  .  36,000    desgl.      14,700      20,000   Hinister   100,000  60,000 
nebst  fr.  incl.  Quar-  2t.n(K)    cim^a  mit 

Wohn.  Tl.  tiergeld  u.  (davon  '/^  30,000 

Mobil.  ir>,800  Geh.,  'j^  ßepräs.- 

nebst  fr.  Wohn.        Fnnct  -Zul.  Avfw. 

u.Bepr.-G.) 

Unterstaatssecrt.  18,500    15,000       7350        lO.üOO  GO.OOO  25,000 

v.  dgl.  (Minist.<  im  Staats-  n. 

Dir.,Sect-Cheft).  rath  30,000 

25,000 
u.  20,000 
in  aad.  lUn. 

2Z* 
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Preusscn. 


^VoTtraf.lUtbe 


um  IbTO 
M. 

MOOO 

bis  (>600 


91)00 
7500 
b700 


Provinz.chcfü. 


()beq>r. 
21,000 
«.  freie 
Wobuuug 
ltog.*Prt8. 

1 0,500 
u.  freie 
Wohn. 

(oder 


desgl. 


n.ton 
dusgi. 

(oder 

1600) 


Oesterrei  eil. 
1870  lüHÜ 
ü. 

Min.-R. 
5*^sO        I).  r. 
bis  4ä3Ü  ty.m 
Sectionsr. 
3570     c  SifOO 
hin  a045 
Statthalter 
d.  gfOflt. 
ProT. 
ö— 8000    7— 8000 
nditt 

.'.10,000  5— lt>,000 
Fimct-ZoL 
Q.Z.TI1.  tt. 

Wolin. 
Land. -Präs, 
d.  klein.  Prov. 

4000  7000 
uobst  4000  4000 


Bfttorn. 

1883 

M. 


Frankreieli. 


1870 

fr. 
25.000 
iu  Staats- 
bi»  7920  rath.Oab.-u. 
Dir.-Chefoin 
and.  Minist 
u  12— iö.OOO 
14,400  FrifoolAii 
a  23,980 


1881 


10,000 

12,0üo 
15,000 


SdDe-Pr. 

50,000 
And.  iu 
3  Cla&scA 

35,000 

2 !  '»Ol» 
18,000 

Unter- 

l»räf. 
7000 
6000 
4500 


Fuuct-Zttl. 

Eiuzeilna  Minister,  wie  die  des  Aenssem,  des  K.  Hauses,  lUn.-Prtsklenten  er- 
halten öft<;ts  außerdem  grössere  Kopriistiii.itidusgolder.  (Baiern  Min.  d,  Acuss.  j.  (J. 
z.  B.  .'{2,'I00  M.).  Wegen  letzteren  Unistands  bedeutend  höhere  Einolmiietife  der  in'.- 
sandten.  In  Oestcrr.  Min. -Pros.  12.000  Ii  lieh.,  14,000  Fl.  1  um  t. - ZuUigc ,  die 
Dep.-Min,  bez.  10.000  fl.  und  10,000  11,  dazu  z.  Th.  freie  Dionstwohn.  In  Baiorn 
Dep.-Miniater  10,^00  M.  (Jeh.,  je  5400  M.  Funct. -Zulage  u.  Kepräsent.- Kosten.  Die 
französische  Eiutheilung  innerhalb  der  Minibtorieu  gestattet  keinen  gau2  genauün 
Vergleich  mit  der  der  dentschen  Staaten.  Die  Ministeibesoldung  war  im  kais.  Frank* 
reirh  jedenfalls  unverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  .Sl. 
Auch  in  Preusscn  ist  die  Bes^ld  111,1:;  d  -^  Ministors,  wenn  man  freie  und  menhlirtf. 
mit  allem  Hausrath  versehene  WuhiiUii;;  auf  GOOO  M.  anschlägt,  relativ  Lucli  vergii«  hcu 
nur  'l<  r  Bezahlung  der  R&the,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mitZaachlag 
des  Wühnuiigsgelds  von  1200  M  lui  i\<-n  Uhthm  c  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  iucl.  Fuuctiouszulagc)  doch  nur  etwa  das  2'/, — 3 fache.  Der  l'ohler 
liegt  in  Preusson  aber  nicht  in  zn  liolier  Bosoldong  der  Minister,  die- Tielmebr  selbst 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Kätht'.  Eiiiii;c  der  letztcrm 
hab<'.ii  in  Preusscn  wohl  Nebenämter  mit  U'  in -n  (ichalten  oder  Hemuncratiouen.  Im 
Deutschen  Keich  bezieht  der  Keichskaiukr  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecretriro 
20,000,  24.000,  M.,  alle  mit  fr.  Dienstwohu    Directoren  u.  vertrag.  U.aU'i  wie 

in  Preus.sen.  Im  K.  Saclism  Minister  21,00».  Minist- Dirn  t.  11,000,  Min.-Kätli«i 
9000—7200,  Prov.-Chefs  (Kreishauptlcute)  11,000  M.  In  Wurtoinb,  Min.- Präs. 
23,143,  Dopart.-Min.  18,000,  Min.- Dir.  6800,  Mln.-Rithe  6400—4400,  PTOf.-Cfacf:» 
fiHMJ—tMOO  M.  In  Baden:  Min.-Präs.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Kith." 
(Ii*i00  —  :J50ü.  -  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  (iehaltsunt^r-i«  hicde 
zwischen  höhcr<u  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  S.  auch  Hock,  1  inauzcit 
Amerikas,  S.  38. 


ft)  GelialtBSteigeraDgeii  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  Bind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  aneb  desbalb 
geboten,  weil  die  Zabl  der  ßeamten  in  bttheren  Aemtem 

1 L  -  cini ässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 

Es  mnss  d(»>halb  ein  grosser  Theit  der  Siaatsdicncr  nothwondig  lange  in  niedrigeren 
Anmtom  fftftiicn  bh>ibpu.    l)in  Zulagen  nach  ii«in  l)tei».staUer  wUsis(«n  dann  um  ao 
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häufiger  und  bedeutender  sein,  je  äpäicr  der  Beamte  in  ü:«  niiitcnde  Besoldung  eintritt. 
währen<1  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  Venn  die  im  vong^en  ^.  gestellten 
Anforderungen  erfüllt  werden. 

Theilt  mau  z.  B.  die  Bonmten  des  pr*  uss.  .1ti/.ti/di(  ustos naclt  der  nngeffihreo 
Gleichheit  ihrer  (iehaltsbezilpe  u.  Rangvcrhäitiii>'-r  in  blassen,  so  erliült  man  ^incl. 
Bbeia.  Sprengel)  im  preuss.  Staate  alten  Umfang»  um  IbTU:  I.  Classe  1  Stelle  (Präs. 
d.  Obertrib.).  —  II.  Gl.  47  Stollen  (Vicepris.  desselben,  GcneralsCaataanvalt«  FrXs. 
'2.  Inst.,  (J'  iicralprocur.).  —  III.  Ol  51  Stellen  (Käthe  u.  ( »b(  is(,Kifsaiiw.  .im  nli,  rtrib.i.  — 
IV.  CI.  tiSO  Stellen  (Präs.  d.  (ier.  1.  Inst,,  Küthe  2  Inst.,  ( »iterstaiilsanw.  bei  Ger. 
2.  Inst,  (jencraladvoc.,  nberproeur.).  V.  Cl.  2b  14  Stellen  (Uichter  1.  Inst.,  Staats- 
anwälte, Procuratoren,  Landgericht^asscssoren  am  Hhein).  -  (Jegenwartig  (iSH^t  er- 
giebt  eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  prcu?s  Staat  Mnr!.  Kei<  lisgericht,  indem 
607«  (1er  Seuatspräi».  u.  iiätho  auf  Prcussen  gerccboct  werduu):  I.  Cl.  1  (Präü.  d. 
Reicnager.);  II.  üi.  \H  (Senatspr&s.  n.  OberreiGhsanvalt  d.  Keiclisger.,  PrSs.  d.  Ober^ 
landesgcr.);  III.  Cl.  37  (Kfulir  n.  Staat^anwrdte  am  Rci<  hsgcr.  ",  IV.  Cl.  MO  \S.  ii.- 
präs.  u.  Uberstaatsanwalto  d.  Oberlandesger.,  Landgcr.präs.);  Y.  Cl.  504  (Käthe  am 
Oberlaudcsger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  CI.  H'yil  (Slaatsanw. 
bei  d.  Obcriandesger..  dsgl.  b«i  d.  Landger.,  Landrichter  u.  Amtsrichter  bei  letzteren^ 
Die  „Carrir-re"  im  .Itistdienst  ist  hiernach  für  die  oberen  Stellen  (Cl.  I-  III)  und 
für  die  mittleren  (.CL  IV  in  1870,  CL  IV  u.  V  in  l^bä)  noch  ungünstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  t  der  liAheren  Stellen  27.6,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Jnstizbcamte,  jetzt  bez.  63,3  u.  55,1,  d.  h.  für  den  Richter  \.  Tnstnnz  i<t  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  23  "/o*  den  höheren  Dienst  um 
12U"/»  schleehtcr.  Die  höheren  Aemter  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,  wo 
die  Zahl  der  Aspiranten  durch  Intl.  PinsiDuirung  u.  Ucbergang  in  andere  Zweige 
sclion  stark  gelichtet  ist,  vert?liclini  /  15.  mit  Afin  Personal  in  1.  Iii>fanz.  aber  immer- 
liitt  zeigt  die  grosse  Verschiedenheit  der  Steilonzaiü  die  Richtigkeit  der  Bemerkung 
im  Tbxte. 

Zur  Durcliliilii Ulli;  dieser  Fordeiuug  giebt  es  verschiedene 
Wege,  nanientlirli  IViI^cihIc  drei:  Einmal  1)  das  Eitere  System, 
Aemter  ilcr^elbeu  Kategorie  und  Klasse  an  ve r.sc hiednen 
Orten  mit  verchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachtheiltg  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belistigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (prenssisehe)  System,  fttr 
jedes  Amt  einen  Dnrehschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  aiidcicii  SuUcn  aufsteigt.  Letzteres  liiiii^^l  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
znralligen  unregelmässi^en  Ereignissen,  Avie  von  Todesfällen, 
l^cn.sioninmgen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormünner  aus  dein 
hetretfenden  Amte  u.  dgl.  ni.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  uugleichmassig  lür  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  ra<^ch,  mitunter  sehr  lang« 
sam.  Daher  verdient  wohl  3)  das  System  fester  Dienstalters- 
zu lagen  fttr  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  5,  Quinquennial- 
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Zulagen,  besser  als  Deeennialznlagen,  was  eine  zu  lange  Peiiode 
ist)  fUrBeamte,  welche  In  demselben  oder  in  einem  nach  Bang 
und  Gebalt  gtoiehBtebenden  Amte  dienen  ^  den  Vonng.  Es  macht 
diese  Zulagen  nnabhäDgig  von  jeder  Wlilktthr  der  Vorgesetzten^ 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Ayancement  nnd  die  Dis- 
ciplinarbefugniBse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicbt  beim  eisten  l'ebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  dcc 
Besoldnnprsautwaiid  für  die  Staatskasse  etwab,  aber  nicbt  notb- 
weiuii^  oder  docb  nur  in  solcbem  Maasse  aut"  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  niebt  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
aacb  des  ätaatfi  selbst  gefordert  wird. 

In  Prcussen  ü.  danach  im  RcichadieDSte  besteht  das  zweite  System.  S.  die 
obigen  stafist.  Datoii  Uber  die  (Jehalte,  z.  B.  Oberlandesgerichtsräthe  l)arch8chn.geh- 
570U,  Grenzen  48U0— 6üUU«  btulen  von  6U0  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200,  2400 
bie  6000 ,  Stofen  ?.  SOO  H.  Man  pkat  jetzt  (1883)  ein  nettes  Beunteabetoldiing»' 
gcset/.,  Im  i  vpolchem  der  Oebergiog  zn  dem  dritten  Systral  voU  ornstlieli  erirogvB 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gehaltsregulati?  y.  1S76  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  ftlr  die Staalsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Cluae,  regel- 
mässige Q  ui  nquennial-AlterszuIa^en,  bis  zur  VIII.  Cl.  meistens  um  180  M., 
insbe«.  r.  ö.  Quin4uennium  ^21.  J.)  au  um  ISO  M.  Von  der  IX.  Gl.  an  steigt  der 
(Johnlt  schon  n«cb  S  Dienimahren,  ntednan  ron  6.  Jahr  nn  ancb  nnoh  Qainqottonien. 
Beispiel:  I.  Cl.  Minister  lO.SOO  M.  Gehalt,  dazu  5100  M.  Fuik  (ionsgebalt  und 
5400  M.  HepräseutatiOASgolder.  —  II.  Cl.  z.  B.  Ministehalr&tbe  nach  Quintiueiinica: 
6660  —7020-7390—7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bw  ZQIB  Max.  v.  7020  M.  — 

III.  ca.  Z.  B.  Opcrappellräthc:  57t>0— «120— 0300— G4S0  —  dann  180  M.  Plu^.  - 

IV.  Cl.  z.  B.  ÄMicIInithf:  l.-ifU)— 4920— 52sO  r.ifio  —  dann  180  M.  PIij>.  t.  A. 
auch  feste  Minimalgehaitc  für  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alters- 
zirlagea:  ord.  Prof.  4200—4560—4740—4920  —  dann  180  M.  Pbu,  MMwroid.  Prot 
3180— 3360- 5?.yit)  -3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterreich  ^.Gcs.  v.  15.  Apr.  1873)  besteht  jet2t  folgeudu  ]:Unricbtaiig: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Rangclassen,  die  4  obersten  mit  Gehalten  In  Einer  festen 
Zilfer  (12000.  lOUOO,  SOOO.  7000  fl.)  u.  mit  F u nctionszulagen  (1.  Cl.  14000  1, 
nur  d.  Min.priis..  2.  Cl.  10000,  Minister,  Präs  J.  i.h.  rsf.  (Jcr.höfs  u.  d.  Kcrhn.hof». 
3.  Cl.  10000-1000,  btatihaitcr  u.  a.,  4.  Cl.  4000— lOUO  Ü.).  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  n.  yorrttckong  darin  nach  5  Jahren  (also  bcschrinkte 
Quin'iii.zfilnrron .  Cl.  V  i:)00.  '..'(H).  «Om)>.  Cl.  VI  2*^00.  3200,  3600,  Cl.  VII  2000, 
2200,  2400,  Cl.  VIII  1400.  1000,  IbOO,  Cl.  IX  lll>0,  1200,  130Ü,  GL  X  900,  960, 
1000,  et  XI  600,  700,  SOO  fl.)  ttttd  ActiTitltszulagen  nach  diesen  Gassen  nnd 
nach  Ortsclassni  .  W  u-n ,  z.  W.  300,  400,  500,  600.  700,  800,  1000  Ü.,  Olta  tther 
50,000  ron  10—50,000  u.  onter  10,000  Einvobnem). 

§.  159.  —  c)  Der  Zeitpnnet  fttr  den  Beginii  eines 
AoBprachs  auf  Bnhegehslt,  die  Hölie  dieses  letsteren 
nad  das  VerliältDisB  desselben  snm  Gelialt  im  aetiven 
Dienste  mnss  riehtig  bestimmt  werden. 

Die  MannigCaltigkcit  der  Beötimmuugcn  aber  Kubegehalt  und  Wartegcld  im 
Staatsdienste,  aber  aoch  der  Mangel  klarer  nnd  winensebsldich  begründeter  Prindpien 
ist  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mushacke  a.  a.  Ü.  Die  ungOo- 
stig»ten  Bustiaunao^en  in  Prenssen  nnd  im  Deatsohen  Reich  selbst  nach  den  Vet- 
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bcüserunp^en  v.  1872,  im  Gjitiwn  dio  günstisrsteD  in  Kussland.  S.  d.  neue  prcuss. 
Peitöion8ge«eU  v.  27.  März  1  bTl  (f.  d.  unmittelb.  Staatebeamtea)  u.  Novelle  v.  31.  März  1  bS2« 
dum  d.  Refebsges.  Uber  d.  Rechtsrerhlltniaee  der  Refchsbeiunten  r.  31.  M&rz  1813 

(darüber  mein  Aufs,  in  HoltzendorlFs  Jahrb.  über  Reichsfin.,  III,  175  ff.),  womit  das 
ricne  Militürpcnsionsgesctz  v.  27.  Juni  1S71  zu  vergleichen  ist  (ebciKias.  S.  105  ff,). 
Aul  die  aparten  Verhältnisse  des  Militärpenstonswescns  wird  Iii'  i  nicht  näher  cinge- 
g^a[i>^Ln  (s.  darüber  meinen  gen.  Auf>atz\  Der  sachlich  begründete  Hauptnntencliled 
b-Tuiit  ihitihlirh  (!aratif.  dass  lirim  MilitTir  im  Kriege  durch  den  Dienst  seihst 
dio  DieostuntaugUchkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sichor  diea  Causalmoment  sich 
nncliveieen  Itest  Ueber  eine  Analogie  des  Givildiensto  aoch  bler  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten.  <!' im  das  Au.'^^^c  htidcii  wog^en 
rermindcrtcr  körperlicher  Tüchtiii;'*' it  wäre  nirlit  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  aoch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hiu^icht  ein  veisi  liiedener  Massstab  anzu- 
legen iat 

Es  cniptielilt  sieh,  entgegen  einer  veibreiteten  AuNchauung 
und  Staatspraxis,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
Uber  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Btaatsdieners)  setzen^  folgende  Einrichtung. 

a)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf  den  Genoss  eines 
Ruhegehalts  (Pension)  Uberhaapt  darf  nicht  zaspät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjabre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nnr  einen  kleinen  Braehtheil  des  Gebalts, 
a.  £.  ein  Viertel  erreiehen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  Vj«  Gehalten  Uber  und 
"/ij  ron  Gehalten  unter  SOO  Thlr.  fn  Baden  toh  dem  (bei  BetiHgen  ven  ttber  600  fl. 

hol  der  Pensionirung  stets  um  '/j  Terkürzten)  Gehalt  vom  vollcnd.  Ö.  Ms  10.  Dienst- 
jabre 70%  (d.  i.  56%  ^-  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d,  ersten  lü  Dicustjahren 
70*/„,  in  Baicrn  dsgl.  70,  resp.  80%,  Aach  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  V.  Anfang  an  Anaprürhe  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  t.  6.  Jahre  an 
00**J„>,  Russland  in  gew.  Fallen  v.  o.  :ui  l3;iV3%K  Würtcmberg  \r.  vollend.  1). 
an  (40%),  Sachsen  r.  rollend.  10.  an  (307qjt  Oesterreich  desgL  nach  d.  neuen 
Yereidn.  r.  9.  Dec.  1SS6  (SaV,"/»).  Prenssen  nach  d.  Pensionsregl.  SO.  April  1^25 
dag^eccn  erst  v.  rollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  11».  nur  '2.t"'„\  jetzt  nach  d. 
neuen  Ges.  r.  voUcud.  10.  J.  au  257o<  ebenso  im  Civil-  nnd  31ilitärdienst  des  D. 
Beichs.  Ifitnnler  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  GehiUten  etwas  günstiger 
(x.  B,  in  Würtoinberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
ni albeträge  der  Tensionen  normirt.  in  Preusscn  frtiher  60—96  Thlr.  Ffir  ili-' 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensionsanspruchs  mitunter  .,G na denbewilligungen",  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  <9o  in  Oesterr.  nach  Y.  ?.  1966  1 — ly^hchw  de»  Jahres- 
gehalts. Hier  au<li  die  Rostiiiun..  dass  cvent.  dem  Beamten,  tinter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gebalt  als  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  lann). 

ß)  Die  llölic  der  Pension  iimss  alsdann  von  .lahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  Ehrliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 

oder  pa.<!send  etwa  in  der  ersten  Hälft--  dr-lben  ein  etwas  nioc!  ri  gerer  als 
in  der  zweiten  sein,  z.  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  iVs«  ^'oui  21.  bis  40.  Jabre  2Vs%t 
wonu  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt 

In  Preusson  stieg  d.  Kuhegehalt  früher  im  1.  JabrfUnf  der  Pensionsf&higkeit 
um       in  jedem  folgenden  bia  zum  50.  Diena^ahre  am  Vte       BeeolduDg,  jetzt  in 
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PrcQssen  wie  im  Reich  die  gleiche  und  jährliclic  Progression  um  Y«o» 

f.  1882  in  Pr.  um  V«»*  Aach  fiele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Fension  in  Anfang 

oder  am  Ende  der  Dfeiutz^  nur  mdi  Jabreeperioden  steigen  (z.  B.  Baden  6.  mi 

11.  J.  567o,  10  u.  weiter  807«,  Snehseu  11.  bis  15.  30,  45.  u.  s.  w.,  jetzt  40.  80»^, 
Baiern  alle  10  J.  107,,  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J.  Vs«  16-  ^is  20.'/^.  dann 
alle  5  i.  um  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Peiis.  gleich  dem  (iehalt  (\'. 
7.  9.  Dec.  186Ü).  Frankreich  38.  an  757o,  ßnssland  ?.  6.  bis  10.  11. 
bis  20.  21.  Iiis  ?5(>.  «/.,,  dann  voll,  im  Lehrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [v.  11. 
an  einmal.  JahiesgehaltJ,  21.  bis  25.  J.  '/|,  dann  ?oU|.  Iiis  ist  nicht  einzoaeheo, 
warum  1  und  6  oder  gar  1  und  10  Biens^iahre  mebr  ganx  gleich  zSblen  sollen. 
Richtige  jährliche  Progression  i.  B.  in  Würlemberg  t.  10.  bis  40.  gährl.  Steigen 
um  l'/i7,i  t'L'i  Rcsold.  bis  2400  M.,  um  lV/i'*/o  bei  dem  darüber  hinau>>e<'henden 
Betrage),  Badeu  f.  11.  bis  10.  ijährl.  um  l'VJ;  noch  besser  iu  Sachsen  jaiirl.  um 
IVo  V.  11.  bis  25.  J..  T.  26.  bis  35.  um  I' ..'Vo.  v.  86.  bis  45.  um  2V$7o.  jotzt  hier 
iseit  1870)  V.  10.  bis  2.i.  .1.  um  2.  25.  bis  .HO.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  1",„.  Auch 
iu  Frankreich  v.  ti.  Jahr  au  jährJ.  um  17a7o  iQ^br,  später  etwas  grössere  Pro- 
gresafoo.  NacH  d.  Oes.  t.  9.  Juni  16SS,  das  f.  alle  Pensionen  für  Staatsdienst  aos  der 
Zeit  nach  IS.',  I  p^iK,  ist  die  Jahresciuote  l*/37o  ' ;  bei  vollen  25  J.  ist  die  Penrion 
507»  u.  wächst  dann  mit  jedem  jähre  um  27«  bis  zum  Maximum  v.  75  7r 

/)  Der  Anspruch  anf  Rnbegehalt  soll  nur  bis  m  einem 

nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  hin  lum  vollendeten  25.  oder  ^0.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
bcs( linieren  Nachwein  der  unverschuldeten  Dieustim- 
fäbigkeit  gekniiptt  sein.  Bei  eiDcm  höheren  Dicn.'^t  -  oder 
Lebensalter  mnss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Eechta  auf  die  ^ormalpenaioa  nicht  mehr  bedttrten. 

Doch  beding  aiidi  dann  ein  freiirillig er  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 

im  Allgemeinen  nur  in  dem  Falle  den  Anspruch  auf  den  Kuhcgchalt,  wenn  der  Bc> 
amte  nicht  in  ein  bosnidetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden.  Corpora- 
tionen,  (lesellschafteu ,  rrivatua  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Iv'egel  sind  iudc^oua 
mitnntef  statthaft,  und  zwar  nneh  im  Interesse  des  StaatsdiL-nstes. 

Diese  Rejrel  wird  man  wenipstens  in  Deutschland  nieht  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsrcglement  besonders  ausgcspruchen ,  z.  B.  in  WUrtom- 
berfT«  Ansnahraen  werden  passmd  in  solchen  Diensfzreigcn  gemacht,  wo  die  Be- 
schallung der  genugenden  Arbeitskräfte  s<  hwierii;  i>t.  So  können  in  Kussland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Aemter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlnstig  zu  gehen  (ausdrucklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpatcr 
Professoren  an  dcufsclir  tTnivTsitrifeu  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  Aehnliche  glUistige  Bedingungen  im  engiisch-ost- 
indischen  Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Cirilstaatsdiener  bisher  in  j-  d«  m 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  spocicU  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  NoroUe  v.  1882  hat  diese  Bestimmung  f.  aus  dem  Staat^ienst  at»- 
scheidende  Staatsminister  u.  f.  Beamte  Uber  65  Jahre  'zu  spät!)  beseitigt.  In  Sachsen 
fällt  die.se  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Wörtern  borg  nach  d.  40.  Dienst-  und  66.  Lebensjahre  i  in 
Militärdienst  des  l>.  Iftirhs  jetzt  dsgl.  )ui'h  Viill>nd  liM.  reb^nsjahre.  —  Uovor- 
schul<iote  Dienstuntiiuglichkeit  lMMr,miijct  ailgeuiein  im  pensionsrähigen 
Alter  PensionsansprOche ,  im  Dienst  »'.iigezuguue  oder  Kriegsdieustzeit  (in  Denischluid 
hoher  gerechnet  günstigere.  Elfteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  i^t  es 
eines  der  wichtigsten  Beispiele^  wolche  die  so  fiel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiten 


Digrtized  by  Google 


Begeluo;  des  Peesioa  als  Theils  dw  TotalgehaltB. 


361 


im  Staatsdienst  rerfi;lichen  mit  anderen,  namentlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deutlich  zeigen.  Krankheit  n.  dgl.  könnte  auch  der  Sta-it>*ili.:ner ,  wie  i'>tlor  Andere, 
als  einen  Zufall  allein  tragen  uidsscu.  Bei  einer  ordLiitli«  liou  Eifirichtuu;^  der  In- 
validitats-  und  KnwkeDversicherung  wäre  das  auch  möglich,  gleichwohl  aozirecktnässig. 
Die  jetzige  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  da»  Gate«  diesen  leiditer  roA  solchen 
Personen  zu  befreien. 

6)  Wird  eio  Beamter  ohne  sein  Verschalden  aus  allgemeinen 
Dienstrttoksiebteo  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  nnter  keinen 
Umstanden  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegehalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zn  be- 
stimmen, etwa  anf  75  —  90%  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
TOT.  welche  schon  bei  hohen  Buhcgebalten  nicht  ganz  zn  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsansgabc  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  Uber  Zur-Disposition-Stellcn  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen,  von  den 
Sttaden  n.  b.  ir.  controliTten  Staafsrerralimif  zu  Termeiden  (s.  2.  fi.  die  prenss.  Be- 
stimmungen rnm  14.  Juni  u.  24.  Oct.  JS4S).  Die  Anforderungen  in  dieser  Re/.iehting 
steigen  nnr,  wenn  Wartegeld  nnd  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Auch  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zn  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldongen  steigt  es  bis  75*/« 
bei  210  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ansgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  '/^q  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Peusionsbetrage,  wenn  dieser 
hoher  ist.  in  Wurtemberg  (stwenannte  Qoieedmng)  bei  Beamten«  die  das  40.  Jahr 
Tinch  nicht  beendeten,  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  l^/g  und  l'',.*''o  mehr, 
bei  Gehalten  anter  und  Uber  1200  il.  (jetzt  2400  M.)  bis. zum  70.  J.,  Min.  «00,  Max. 
3006  1  Üdtii  1200  —  bei  YoUaschnllebrern  1000  M.  —  ii.  6000  M.,  Ges.  v. 
28.  jQiii  1876).  MehrfMh  Wartegeld  und  Pensioii  gleich  hoch,  so  in  Oesienrdch. 

f)  Die  von  der  Staatsgewalt  aiijjeordiiete  i^ensio- 
iiii'uug  dar!  einen  hobcrcu  Iluhcgchalt  geben,  als  wenn  der 
ßeamte  freiwillig  odtir  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
veriässt. 

Eine  solche  Untcrscheidiinii;  ist  kaum  noch  ausgehildet.  .\nih  sii'  ]}'ivgt  keine 
besond.  finanziellen  Gefahren,  wenn  die  (iruudsätze  für  Pcnsionirung  geh*irig  normirt 
find.  Ueber  zwangsweise  Pensionirang  und  Zur-Disposition-Stellung  s.  z.  B.  d.  Deutsche 
Gesetz  Ober  d.  Rechtsrcrh.  d.  Beichsbeamten  §.  2$  ff. ,  34  fl*.  Dieser  Panct  gehört 
nicht  veiter  hierher. 

C)  Die  Hohe  der  Pension  soll  allmälig  nnd  zwar  in  einem 
nicht  zn  späten  Dienst-  nnd  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Di 'S  ist  iji.  E.  ein  Hauptpuiirt  einer  ri<  lidtren  Kefonn  des  hestehenden  Pensions- 
vesens.  In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  auch  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erheblieh  vater  der  Besoldung  stehe«.  In  Prensson  erreichte  sie 
biihec  ent  nach  50  IHen^  79>Vm  <t«s  tetsten  Gehalts  (abo  im  Ganzea  etva  im  73. 
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LoliensJ.  oder  norh  sfiati  r  .  Bestiminnnfron .  die  leider  in  das  neue  Peiisionj«£reset;r  ti. 
III  die  Hcichsgesctzgcbung  [mch  lur  Militär)  ubergegauf^eu  üjid.  Erst  d.  prcuss.  (iti«. 
V.  1882  hat  die  Errdehvifr  <Ue9es  leider  fcstgclialt.  Maxj  r.  75Vo  w^cnigstcni  mit 
dem  roHendeteii  40.  Jahre  bestimint  idurch  die  Vcrändernriß:  «kr  Jahres^teigerung 
Fon  V»  »af  Vcü  F.  11.  J.  an).  Die  Pension  in  F  ran  lere  ich  bleibt  r.  38.  Dienstj. 
»II  auf  75"/o,  in  Sacbson  auf  80%  des  üienstolnkommcns  der  letzten  f»  Jahre  r. 
45,  (jetzt  40.1  Di  ii^tj.  an  stehen,  auch  in  Würteuiber^  steigt  sie  v.  40.  Dienstj.  an 
nicht  mehr  Uber  927^  resp.  ^5°/^,  in  Rndcn  «jeht  sie  nicht  über  ^n"  ,  flni  allen  Ge- 
halten Uber  600  fl.)  vom  40.  Dicnütj.  an  hinaus,  ähnlicL  i^t  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  Fällen  ist  die  Pension  in  Betrage  des  ToNen  Gehalts  doch  an  ein  zu 
hohes  Dienstalter  gcbuiidi  n,  so  an  ."»0  Jalir.:  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehaltc  eint  ziemlich  mUssigc  üntorscbeidung 
zwischen  Standesgehalt  und  Dienstgehalt.  Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  und 
betrSgt  im  1.  Jalirzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  \)  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  Nebenbezüge'  bestehenden  fi'ehalfs.  Diese  n  Zehntel 
erhalt  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Richtig  gewahrt  dagegen  die  neue  Seterr.  P^urioBsardniinir  r.  9.  Bee.  18M 
vollen  Gehalt  als  Pensinn  nacli  40  Dienstjahren.  In  Russland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  Untauglichkcit) ,  bei  Lehr- 
beamfen  nach  25  and  in  gewissen  Ftilen  der  Untanglichleit  nach  1.5  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gew&hren  F.^Ue,  wo  alsdann  srhon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Ueber- 
nähme  eines  Beamten  ans  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  frohen 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wetui  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  forsichtig  werden«  was  gewiss  gut  ist  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befilrworteten  Grundsatzes  fallen  «huin  nach  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  Uber  ein  absolutes  Mazimam«  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartegeld)  nicht  überschreiten  darf  (z.  B.  in  Pretissen  30(Hl  Thir. 
nach  Cabinctsordre  v.  10.  Juni  IS4S  — ,  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.  1 1  geblieben  — ,  d.  £ink.  Aber  4000  ThIr.  wird  bei  Beiechn.  der  Pendon  nur  mit 
angesetzt  •.  (in  Saelisen  2000 Thlr.,  in  Wtlrtcmborg  3000  fl  ,  ausnahmsweise  4000  fl., 
jetzt  [Oes.  V.  IbltiJ  6000  u.  9U00  M..  bei  Lchreii)  nur  1800  ü.).  Diese  Bcstiounuugeii 
sind  mehrfach  ein  ZogestAndniss  gegen  nnrerständige  Angriffe  auf  das  Pensionawesen 
überhaupt  gewesen  (so  1S48).  Nur  ftti  Minister  und  ähnliche  Beamte,  welche  eine 
Stelle  ni<ht  lanjre  innc  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bui  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspruch  von  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  (»eiileideten). 

ff)  Im  wahren  Interesse  des  .Staats  wie  seiuer  Diener  empfiehlt 
es  siel),  an  letzteres  Dien.st-  und  Lebensalter  ~  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  iest^^ebalten  werdeu  mag  —  nicht  nur  das 
Kccht,  sondern  aueh  die  Pf i cht  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knUpfen.  FUr  eine  l&ngere  Be- 
lassTing:  im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist^  muss  eine 
speoieUe  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grnndsatz  ist  bisher  gewiss  znni  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  in 

seltenen  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  MilitAichaigra  (Djrilionsgeneräie  in  I  i  - 
rcirh)  in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  daeegen  argumentirt  mit  dem  Hiu- 
weiä  auf  die  Leistungen  eines  Moltlke,  Hnuibuidt.  Tiiiers  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
Ausnahmefällen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Ks  handelt  sich  hier  nu  eine 
stati-ti>rli-'  Krfahrungsregel,  die  in  r  grossen  Mehrzahl  d(!r  Kälh*  zutriflt.  Die  preuss. 
>iovelle  T.  lbi}2  hat  hier  daher  mit  Uccht  f.  nichtrichterl.  Beamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  roUendetem  65.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung in  den  Kuhestand  beantragen,  unter  gewissen  Cautelen  pcnsionirt  worden 
können.  AehnL  Bestimmung  allgemein  giltig  f.  Beamte  ttber  ttö  i.  in  JL  Sachsen, 
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Ges.  r.  3.  Juni  ISTti.  YernftnfUg  und  meines  Erachtens  nachahmensverth  ist  dio 
Einrichtung^  im  höheren  russis'  h  Lchr(Jicnst  (wohl  ursprünglich  als  hosonderor 
Yorlhcil  l'ur  den  Lehrtsi'  eingefüJut,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  von  »ehr  guten 
Po^n  für  den  Lehrdienst  als  solcher  geworden).  Der  Universitätslehrer  wird  z.B. 
unr  auf  2'»  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  (jehalt  als  Pension  austreten 
(nach  der  neuerlichen  bedeutenden  Gebaltscrhöbung  allerdings  nur  mit  dem  frQhercu 
Geball  oluie  Qnartiergeld,  so  in  Dorpae  mit  circa  14S0  B.  S.  boi  2400  R.  jetzigem 
Gehalt),  muss  aber  aueh  austreten,  wenn  er  nicht  wieder  pr.is<  iittrt  winl.  Dies  kann 
nur  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Ziistininuins  von  der  Mitglieder  des  Conseils 
(wcitercu  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  35  Jahre  die  Maximaldienstzcit  ist.  (Kjuestuus  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  /.ugeIas^en.'  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
seinem  (iehalte  zugleich  die  Pejtsion,  welche  letztere  uacU  je  5  Jahren  um 
Vs  steigt,  iiiid  also  nach  35  Jahren  1%  des  vrsprünglicliGn  Betn^  erreicht  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwiodcrgewählten  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Kecht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  dcutsclien  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussischeu  —  wie  deuu  auch  da^  neue  i'cüsion:sgeselz  ausdru  klith  auf  Uni- 
rersititllehrer  nicht  anirendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  l'ensionimng  des 
Lehrers,  was  als  persönlicher  Vortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  itecbt  Nur  fuhrt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  diu  Aemtcr 
von  lehr  alten  Mlnnem  inne  gehabt  werden  und  eine  Nenbosetzang  doch  mdstcna 
erst  bei  einer  Vacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  Allgem.  schldlicheB 
Yerhältniss  mit  noch  ungünstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst. 

Wird  das  PeosionsweseD  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtet, 80  droht  stets  sehr  leicht  eine  Ueberfttlliing  des  actiren 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  anchen  so  lange  ab  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 

Einbusse  zu  erleiden,  und  aas  persönlichen  Kücksichten  werdi  ii  sir  gegen  das  Dii'iist- 
inter^se  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzugc  müssen  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Mtnse  des  höheren  Altera  die  eigenthdmlictien 

Vorzüge  dieser  T-ebensporiode  für  sich,  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Volk 
zur  (teltnng  bringen  zu  kiinnen.  Die  .Tüiigt-ri'n  rücken  iingenicin  langsam  nach.  Das 
von  diesen  m  amürlisirendc  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  an.  Die:  Activgehalto 
müssen  schliesslich  aus  diesem  (ininde  doch  nnr  am  so  mehr  crliüht  wcrd^  vnd  die 
greisen  Väter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  niH-ntgeltlif  h  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhne  zu  unterhalten.  Die  Ersparuag  am  Ponsiousctat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  r.  Engel  in  „Preis  d.  Aib.'*  n.  sonst).  Die 
ungünstige  Kegtdung  <les  Pensionswcscns  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
v«  rbreitcten  Anschauung,  als  sei  die  (jewiihrung  eines  Kuhrgehrdts  etwas  Anomales, 
eine  liesondere  Wohhhat  im  Staatsdienst.  Sic  ist  aber  nur  eine  gerechte  l  urderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbcitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  w-rilrn.  nUlt  die  Pension  fort  oder  i>t  sie  nngc- 
nUgend,  so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  dai^us  eine  Alters- 
oder InraliditUsrente  gesichert  werden  icann,  wie  sich  ans  dem  Folgenden  erglebt 

§.  IGO.  —  2.  Füi  die  richtige  Henicssung  der  llühe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Ilaupiposten  (§.  156)  öind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danncli  müssen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Hctrag  dieser  Helbstkoaten  kann  auf 
die  Dauer  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  ijohn  nicht  sinken,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes,  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft  wird  nnd  daher  angeboten  werden  mnss.  Das 
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allgemeine  Lahnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  specifischen 
Eigentbflmlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 

Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sieb  nun  ans  folgenden 
flDnf  Posten   xnsammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 

Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode,  2)  Bedarf  für  die  Aufbrlij^iui^  (Reserviruiig, 
bez.  Zahlnng  an  Versicherungsanstalten)  von  l'iäniien,  um  sich 
ge^ren  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  Bildnngskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  PräniicnbetragSi  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger   Wiedererstattung    dieses    Kapitals   zu  sichern; 

4)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abschlass 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  fllr  die  nicht  oder 
nicht  gentigend  erwerbsfithigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  (tlnf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
diene rs  zu  untersuchen. 

S.  hier  namcntl.  Enfjel.  Preis  der  Arbeit,  S.  36  ff,  bes.  über  die  irenanntiMi 
Prämicnbctrügc,  die  der  Lohn  dcckcu  muss,  (crueuert  u.  weiter  aiuguführt  v.  Engel 
in  •!.  Aafik  in  d.  prouas.  stai  Ztscbr.  1870  S.  482  Diose  Ertrtarungen  M  im 
Texte  mebrfacli  benntzt  vordon. 

§.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsd  ie  n  ers. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  für  den  standes- 
gcmüssen  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
tihlicher  Zeit  begründeten  Familie  Üblichen  ümfangs, 
also  ohne  Yoraossetsung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraossetznng  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  fOr  den  acttren  Beamten. 

Das  Moment  den  ätandcsgcmässen  Bedarfs  ht  in  unserem  bestehenden  Wirth- 
seltafbsystem  bei  der  obwaltenden  ungleichen  Verihcilang  des  VolkseinkommciiA 
berechtigt.  Vgl.  Wapjner,  (i  rund  leg,  I,  I.  Abth,  Kap.  2,  §.  94  AT.  Voo  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  li  irf  hier  abgesehen  werden.  \)u-  Sfantsheamtfn  der  versrliiMencn 
Kategorien  mU^n  in  ihren  Eiokommeuvcrhältnissen  wenigstens  cinigcrmassea  dea 
entsßrecliettden  Qbrigen  GeaelkcliafiselafleeB  gleichsfeheo.  — >  Auch  der  SteefiNHener 
w\q  j.Mler  .\n<1'T.''.  Int  die  Folg^^n  .  iner  Ubermiissi«?  zahlreichen  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  einer  (iehaltszulagc  mit  der  (irOsso 
der  FiiDilie  ist  unstatthaft.  Ruamte  bedQrfen  boi  uns  regelmässig  /.  (icwerbcbetricb 
einer  besonderen  Erlaubnit-s  der  Dicn5»tbehörilt;.  S.  z.  R.  über  Preussen  die  Be- 
sJimmunK-eti  Im  i  Miisi  li  r.  Civilstaatsdienst,  S.  HO  Ii'.,  113  U".  J  'tzt  K'th^''*^»  htcr- 
bcr  auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  a c 1 1 v e  Staatsbeamte, 
remnneratire  Stelinngen  in  Actien-  a.  Ihnlichen  (iesollscliaflen  «ozanehineil.  S. 
preois.  Ues.  r.  10.  Jooi  1874. 
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In  Acmtern,  welche  nach  der  StelttlBf  dflfl  Iii]iaberä  besondere  Nebenans- 

gabcn  mit  sich  bringen,  ist  dafar  ein  anfjemessener  Zuschlag,  narh  der  speciel!  zu 
verrcchucndea  Ausgabe  (Hier  besser  als  i'aQschsumiae,  zu  gewähren  (Functions- 
znlftfe),  der  mit  dem  Avbtritt  ans  diesem  Amte  wieder  fortflltt.   Die  Annabme 

jctlo'li.  dass  jedes  Amt  an  sirh  solche  Ausgaben  visratilaKSc,  wumif  man  tlie  Unfiu- 
schcidung  eines  Standes-  und  Dienstgchaltcs  im  Activitatsgchait  und  die  aligemein 
niedrigeren  Wartegcldcr  und  Pcnüiioncn  hat  rechtfertigen  wollen,  coftjpricht  der  Sach- 
inge doch  kaum. 

■Ministem,  hesoiKl.  Jcui  des  Acusseni .  mehr  noch  bei  Gesandten,  (Jcncral- 
consuln  u.  s.  w.  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  sehr  hohen  Kmolumcnto 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botflcb.  in  Franicr.  120.000,  in  Enfiand  150,000, 
in  Oesterr.  r:0,000.  in  Russl.  150,ÜÜ0.  in  Italien  100,000  ^1..  aii<Mn!eni  übi  iall  freie 
Dienstwohnung)  sind  grdsstontheils  solche  Functionazuiagcn ,  die  denn  auch  bei  der 
Berechnung  des  pcnä.ffth.  Einkommen»  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Baiem,  Jetzt  bei  den  &  Glaiseii  hoberet  Beamten  aoch  in  OesterreicL 

Für  die  Bemessunp:  des  standesgemägsen  Lebensbedarfs  bilden 
nur  zuverlässige  Ilaushaitbudgets  der  einzelueu  nacli  der 
EinkommengrOsse  geordneten  Bevölkerungsklassen  eine  sichere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Gehaltsregclnng  nicht  ge- 
nügend beachtet.  Eine  Vergleicbun;;  der  Deamtcnclassen  mit  illuilich  gestellten  Classen 
der  Gewerbe-  und  Handeltreibcndcii  und  b&>ondci-a  auch  der  Ubrigeu  liberalen  Pro- 
fe&sionen  moss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungfiDstigciv 
materielle  Lafre  iler  Staatsdiener  liat  die  ^rnsstcn  Bedenken  und  verstrichst  durrliaiis 
gegon  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gewährten 
Oehaltcn  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst- Aspiranten  elnIritL  FraUich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Classen  die  £  h  ro  der  Stdlang  u.  8.  V.  (§.  15S)  und  die 
Sicherheit  des  Einkommens  vollauf  berü<  ksirhtig;t  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Ertahrnngsregel,  die  von  Engel  für  de» 
Nahrnngbcdarf,  von  Schwabe,  Bruch,  Laspeyres  auch  ftlr  den  Wohnuugsbodarf 
narligcwiesen  ist,  da<s  nämlich  die  (juofo  f  r  lieson  nothwcndigen  Bedarf  um  so 
grösser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkuuiuieu  ist.  S.  Bert  St^t  Jahrb.  ISOii, 
1869.  Balt  Monafaschr.  1870.  Berochn.  Ober  d.  Yerfalltn.  d.  Hietbo  znm  Einkommen 
von  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Säehs.  Statist.  Bur.  1870.  (Lcipz.,  Hamb.,  Berl.  ver- 
glichen). Die  iieneren  verdienstvollen  Arbeiten  d<'r  -f:ult.  '^frttist.  Bureanx  in  Berlin, 
Frankf,  a.  M.,  I'rivatarbuiteu  v.  Schnapper,  Dehn,  li.iliia  u.  A.  ui.  über  „Arbeiter- 
bodgcts"  sind  auch  für  die  Besoldungsfragen  der  Unterbeamten  beachtcnswerth.  S. 
bos.  B:il!in.  Tlntishalt  d.  arheit.  Classen,  1.  Th.  Berl.  l^^.n  Zus.stcll.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker).  Achnlichc  Untersuchung  Aber  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  seilten  jeder  umfassenderen  Regnlirong  der  Gehalte  Torangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist.  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  /.um 
„Bcdarr*  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist.  n.  der  alte  Satz  immer  gilt  „mit 
Vielem  hält  man  iiaus,  niii  Wenigem  kummt  man  aucli  au!>"  —  ^»clbst  ohne  reell 
stdir  I  iiiiitindliche  Einschränkungen,  indem  eben  nur  Überhaupt  sparsamer  gewirtb- 
.srhaftct  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bedarfsscalen 
als  Grundlage  der  Bosolduogsregeloug  des  mittleren  u.  sogar  dos  höheren  u.  höchsten 
Beamlettthnms  aufstellen. 

Kotliweudig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mehr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  G ehalt s- 
normirung  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitliehen,  sodann 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens* 
bedUrfnisse  (i.  w.  8.)  und  namenüich  die  io  beiden  vorgebeu- 
(leii  Veränderungen  beriicksiebtigt  werden. 
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«)  Es  Ut  daher  einmal  die  rechtzeitige  and  entspreeheDde 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldeutwerthun g ,  —  wie 
wir  sie  iui  Gaiizea  iu  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Ij  mgestaltung  der  Ver  kebrsverhaltn  isse  ii.  w. 
—  wie  sie  besonders  ^e\t  den  40er  Jahren  auf  dem  Contincute 
ebentallö  preissteigernd)  zumal  l'Ur  Agrarproducte  ^  eingewirkt 
hat  ferner  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fertschreiten- 
den  allgemeinen  Wohlstand  zuzaschreibenden  Er- 
höhung der  Lebensansprttche  in  der  ganzen  BeTOlkemng 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunSehst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaftsklassen  nothwendig. 
In  dieser  fieziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spttrlich,  zu  unregelmüssig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistiscli  •  Vi  r>rlt;it  luing^on  von  Gehaltsverändcrungeo  in  iliesem  Jahrhundert 
u.  A.  bei  Eogci,  preusü.  ütaU  Ztachr,  1876  S.  491  Uber  Prcusscn,  bei  Biecke 
Verfass.  v.  s.  r.  W.s  8.  III  Uber  Wartemb.   Z.  B.  In  Prenssen  1S25  n.  1872 

(hier  ohne  Wohn.geld  noch)  Oberpräs.  üOOÜ  u.  7000  Thlr.  oder  16  7%  Plus  (»uf'i  ^r. 
Wohn.),  Minist.dircctor  bez.  3500-4000,  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Tlilr.  Plus  v.  2ti7„. 
Minist-räthc  l>cz.  2000—2800,  i.  1).  252U,  jetzt  2500— .'{300,  i.  D.  2900,  (+  15.1'V«), 
Laadräthe  (1850)  SOO— 1200,  i.  D.  1000,  jetzt  1200  bis  1600,  i.  D.  1-100  (-f-  40%), 
Kichtcr  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  72:».  jetzt  SOO— 1500,  i.  D.  1150  {-{-  58.5%). 
Minist  Burcaubcamte  {,l$2ö)  500—1500,  i.  D.  1100,  jetzt  1000— ISOO,  i.  D.  1400 
(+  27.3»/ J,  Secretftre  d.  Pror.behOideii  400  bis  1000,  i.  B.  7U5,  jetzt  700—1200, 
i.  D.  950  Thlr.  {-{-  34.87„l  In  WUrtemb.  Staatsrath  l>22/34  .SOOO,  1S5.^  3600  u. 
3000.  1S64  3700  u.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  8967  fl.,  Minist.rath  in 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2.S00,  2700  u.  2500,  3000  u.  2^Ui>.  350<l 
B.  8267  fl.  Kan^list  1.  Cl.  800,  900,  950,  IO.jO,  1225  fl.  — 

Reichen  »lii  se  fichalt8crhöhun|j:cn  ans?  Zur  I^eantwortnng^  für  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Cla»se  der  höheren  Beamten,  der  MiniMerial- 
rttlic  (Minister^  u.  DifeetoroiipMteii  sind  ja  gering  an  der  Zithl)  folgende  Barechntiiig: 
Es  bczoir«  n  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  nein  riliiigs  rasch  tliviiti  i 
gewordenen  Berlin  die  Käthe  des  obersten  (iorichtshofs,  die  rortragenden  Uäthe  in 
den  Ministerien  und  die  Übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr., 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahmc  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenintar. 
Duh  h  .Iii;  nf(i*Tf'  'ii  lialtserhöhunp  v.n<]  !r;s  W'ohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3.'Hh)  Thlr.  erhöht  wurden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schtrerlich  genügende  ErhOhani^.  Auf  Grand  speciellcr  stitlstiscber  Ponehnngen 
möchte  der  üblich'-  Aufwand  für  i-in--  Familio  (]<t  hrthricn  Boaintcnkrri-«'  von 
der  Stellung  der  Ministerialrätlic  (Mann,  irau  und  3  halbwUcbsigc  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Knde  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössero  badischu  Siädte  v.  20— .80.000 
YAnw.  (spec.  I  n  iimfv. .  in  KarUnmlie  vobl  Wohoang  und  Uaoshalt  um  107«  theurer) 
aut  tolguodu  Suumcu  in  Thlrn.: 

Berlin  Bad.  Stidto 

Hausli  ili  (per  MoD.b7Vi>7«  lO.-o    (p.  Mon.  68«/,)  821 

Wohnung   500  2(^6* 

Bicnnstoff   100  75 

Kleidong   420  360 
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Berlin  Bad.  Städte 

Gesundheit                           50  30 

KiDdeninterricht    ...      200  120 

Dir.  Steuern                       80  c  40 

Diverees  *  200  150 

AmerÜB.  d.  Mobiliars          150  125 
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Unter  Haushalt  sind  hier  alle  Aasgaben  für  Nahrung  (incl  kleinere  Gcscllschafts- 
ausgaben).  Waschen,  Belcuclituilg,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  n.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Geschenken  c.  90,  in  Raden  c.  76  Thlr.  G<^IJ- 
iohnj  nebst  den  beirott.  iodirectco  Steuern,  welche  auf  den  UaushaltsbedurtnisscQ 
haften;  unter  Kleidung  aach  Schuhirerlr,  Lelbwieclie.  Potz  for  die  ganze  PamUie; 
unter  Gesundheit  iiamcntl.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderun  terricli  t  neben 
Schulgeld  and  Schulbuchern  nur  Nobenunteiricht  in  Musik.  Zeichneu  u.  dgl.  für  1 — 2 
Kinder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gememdeabgaben  auf  Amtseiiinahmen  (incl. 
Wobnnngast  in  Berlin,  ezcl.  Mahl-  u.  Schlachtst.) ;  unter  Diverse m  Ausiralx^i  für 
Offentl.  Zwecke,  Arme  ti.  dgl..  Vcreiiu;,  für  wenig  Bücher.  Porto,  für  ebenfalls 
wenig  V ergnügenszwecke ,  Theater,  kleine  Touren  u  s.  w.,  für  etwas  grössere  üe- 
-seUigkeit  in  noch  sehr  bescbiftnktem  üm&nge,  für  Geschenke  an  Fremde  v.  a.  m. 
Ijej^riircn.    Als  Amortisation  (u.  Ncubeschalliinor  nebst  IJeparatur,  aber  oline  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  u.  s.  w.)  ist  5"/,,  auf 
ein  Kapital  von  .SOOO,  bez.  2500  Tbir.  gerechnet  Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Kelsen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren!),  für  tiefere  oder  Iftngere  Gesund- 
h'^iisstöniiigen  (Bader  m^  'm  1) ,  für  grossere  Bücherans<'hafrnnj^en  u.  s.  w.,  auch  die 
W  ittwencassengelder  siuU  weggelassen,  von  and.  Kapitalorsparungen  (Lebensversicherung 
n.  s,  w.)  nicht  zu  reden.   Die  Amortisation  des  Bildnngskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand für  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  ^  Söhne  oder  i^it  dio 
Kinder/alil  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort.   Dabei  sind  bes.  für  Berlin  dio 
liauptau;»gaben  fUr  Hanshalt,  Wohnung,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
damalige  Zeit  niedrig  angesetzt.    Die  erste  kuunte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  Brennstoff  um  20"/„  höher  aiisjeschlagen  werden,  wobei  dio 
Gesammtausgabo  auf  2950  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  dio  Gehalte  jener  Käthe 
die  höchsten  Gehalte,  welche  fllr  eine  noch  etwas  zahlreichere  Beantendasse  im 
Staatsdienst  vorkonnnen.    Ol»  die  jetzt  eini!:ctretencn  Gehaltserhöhungen  für  die  an- 
gegebene Kategorie  von  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
ermessen  werden,  welcher  doichaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  .lahre, 
insbcconderc  mcinea  eigenen  Haushalterfahrungon  beruht.    Die  Annahme  ist:  uinc 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau.  4—5  Kindern  (bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon    — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2—3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kinderwartnng  nothwendig,  kaum 
/AI  verringern  ist.    Für  die  Wolumri^:  bessere  Qualität  und  Lage  vorausgesetzt,  aber 
nicht  besonders  gute.   Ein  wcibi.  Dienstbote  iat  zu  veranschlagen  auf  50 — 60  Thlr. 
OelcUohn,  48  Thlr.  Kostgold  f))r  PrQbstück  D.Abendessen,  10— 15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zun.  o.  110—115  Thlr.  haar,  ferner  f.  MUiagakost,  Wohnung  u.  s.  w.  SO— 100  Thlr., 
zus.  weni^tens  200  Thlr,  wobei  in  «rrAsserem  Haushalt  wie  ^^ewHhnlich  die  Anssrahe 
allerdingi»  in  geringerer  Progression  als  die  KopCtahl  steigt.   Kinderunterricht  betragt: 
f.  d.  Knaben  Gymnas.  u.  Bucher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Müdclien  hOh.  TOchtersehnlo 
u.  Bücher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  (50—^)0  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kind  c.  50  Thlr. 
Bei  Anschatt'nngen  von  Katzvermögen  (^Mobiliar,  gew.  Kleidung,  Betten,  Buchen 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt.    Die  Kubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung.  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  NaturaUerpflcgung  der  Dienstboten  inbegriifen  (noch  in  Thalern): 


1)  Nahrung   1300                                            Transport  1700 

2)  Waschen   100  Abnutzung  ....  200 

H)  Beleuchtung    ....  50  7"!  Brennmaterial  ....  170 

4)  Baaree  Geld  t  Dienstbot.  250                U.  Nr.  5  -7  »  Wohnen  1270 
L  N.  1—4  »  Hanshalt  1700  8)  Gesundheit   100 

5)  Wohnung   .....  900  9)  Kleidung   rod 

0}  Wohnungseinrichtung  n.   ^  10)  Unterricht   2:)0 

Latus' i700                                             ^LatUö  3y20 
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Transport  392U  Tnosport  4370 

11)  ßildungsniittol  (Bacher,  Ztsolir.)  15ü    14 1  VergnügcQ  etc   150 

12)  Stcueru  IbÜ    15)  Urös».  Gettelligk  150 

13)  Beitrige  filr  OffenUicbe  Zweck».         10)  Netbir.  Fahren   50 

Vexeine  etc  .  .  .  .  .  .  .120   17>  Ditrem   150 

Latus  4370  Somma  1  —  17  4S7Ö 

Auch  hier  \si  für  Beitica  u.  dgl  noch  uichto  atigesetzt.  Schwerlich  l&sst  sich  diese 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  roraiwgesetzt.  ohne  eine  weiontliebe  Hevab- 
drockong  unter  die  Lebensweise  der  betreHenden  Gesellschafthclasäc,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzon<4iinen,  um  c  10"  „  veruiindcrn.  Dann  hUnht  runil  1  iüü  Thlr.  oder 
33Vs"/tt  mehr  aJb  der  jetzt  crliöbte  Gcbalt  jener  Beamtenckääe  im  Durchscbnitt  be- 
trägt. Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  VerhllmlMen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  ik-r  Familie  dabei  eine  tlmcLaus  nicht  üppige,  soiid  rn  Lim  knappe  ibt, 
Nimmt  man  nun  aber  eiue  noch  etwas  grössere  Familio  (*>— T  Kinder)  und  theil- 
weise  erwachsene  Kinder  (etwa  1-— 2  Söhne  auf  d.  Uniren.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Rentiers, 
Fabrikanten,  (iutsbesitzcrn  vorati5ig(*set/t  in-}i  luntigen  Berliner  Verhältnissen,  leicht 
um  \f, — V»  dieser  Suuiuieu  udet  uut  ruiiU  (iOüO — 7000  Thlr.  und  mehr  (Miu. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M.,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4->5000  auf 
Wohnen,  2000— ,'^(MK)  auf  Kh'idnnf^  gerechnet,  1  Sohn  auf  der  Universität  2000^3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  ..Vcrbiudungsleben''  nicht  eiikmal  hoch  angesetzt;  —  bei  et- 
was mehr  Sommemisen,  Badeenren  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  $m  20^24,000  M.)l 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  theucr,  aber  doch  heute  wohl  noch  wohlfeiler  ab  Harn- 
bursr,  vollends  als  W  ien  (5st.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  fl  -  "1  M. .  schlage  ich 
Wie»  nach  eigener  Kcnntiiisj.  und  uiani  hen  eingezogenen  Ei kiimiigungcii  auf  20 — JtO"J, 
theurer  als  Berlin  an)  u.  im  nordwestl.  Deutschland  (Frankf.  a.  M.  o.  Rbehllaiide)  ist 
es  für  Beamte  nicht  viel  wenn  uberhmipt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell ,  ja  im  Grande  ziemlieh  roh 
ist  das  nenerltch  in  Deutschland  mehrfach  aDgenommene  System, 
auch  den  Civilbeamten  neben  dem  Gehalte  fixe  sogen.  Wohnnngs- 

e  I  d  z  u  s  c  h  U  8  8  e  ( Q  n  a  r  t  i  c  r  g  cl  (1  e  r  ) ,  a  b  g  c  s  t  ii  1 1  iiai  Ii  1 !  a  n  g- 
k  i a s s e n  der  Beamten  und  uacli  Klassen  der  Wohüorte, 
7A\  j^ewäliren ,  um  davlurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerung eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  tür  den 
Beamten  auszugleichen.  liichtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedürluiss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein- 
kommens des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  üaushaltbudgets  Torzngehen. 

8.  über  d.  Wohnungsgeld:  preuss.  (jes.  v.  12.  Mai  1ST.*(,  Keichsges.  t. 
*I0.  Juni  IS'Ji  (Iii"  I  zugleich,  neben  dem  alten  Servisgflde,  f  d.  Ofliciero  U.Beamten 
des  Keichbheercs  u.  d.  Mariue).  Darüber  meiu  Aufs,  iicichsfinanzwofien  in  Holtzen- 
dorflTs  Jahrb.  III,  Ifil— 183.  Es  bestehen  0  Ortsdassen  (Berlin  ii.  5  andere  Glaasen) 
und  in  jeder  im  Keiche  (J,  in  Preussen  b  Dienstrangclassen ,  wobei  12  preuss,  Rang- 
classen  (incl.  Subalterne  u.  Unterbcamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Kach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  .500,  400.  800,  ISO, 
80  Thlr.«  für  die  niedrigste  Ortsclasse  2(»0,  180,  12o,  *;(),  20  Thlr.  Die  Einrichtung 
ist  Hoch  zu  roh  empirisch,  die  ZuschQssc  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Mietli- 
prcibc  in  den  ürt:>ciassuu  uicht  richtig  (sind  wohl  fUr  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relati?  tn  niedrig).  Die  Benotzong  eines  veralteten  Rangrlassensysteras  als  Qnmdlage 
für  die  Hrgehing  einer  solchen  Ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Die 
nf(icicrc,  i.  Tli.  die  höchsten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil,  resp.  den  mittleren 
Kangclasscn  zu  sehr  b<-gunstigt.  Die  statistische  Itegel,  daa»  die  Mictbe  bei  kleinerem 
Einkorn m<'n  o\m  waclifscnd  grössere  Quote  beansprucht ,  ist  Übrigens  einigermassen 
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beachtet  worden.  Das  Wohoangsgeld  betr%t  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Ministerial- 
directoren  10  des  jetzigea  Gehalts*  bei  deo  rortragendeu  E&Üien  13  8,  bei  der  dann 
folgendon  ibteii^rie  h5li.  Beamteii  c.  17*0,  bei  d.  lefiteii  c  20—25*/««  bei  d.  Sab- 
altcrnen  15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20 — 25"/„-  Man  wird  nach  den  Arbeiten  yon 
S  chwabe ,  Laspeyres  aouehmen  können,  dass  diese  Procente,  welche  diese  6  Classea 
von  ihrem  Einkommen  für  Miethe  ansgobeo,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27,30.  — 
Auch  Baden  hat  Wohnangageidzaschlisse  im  Citrildienst  eingeHlhrt.  Gen.  v.  9.  Jan. 
IS'4.  3  Ortsclassen,  6  Beamtcncl.  (Cl.  I  der  letzteren  900,  720,  600,  Cl.  VI  120,  84, 
üO  M.,  dabei  zweckmissigere  Classific  d.  Beamteu  als  ia  Preossen).  Baiem» 
Wftrtember^ ,  Sachsen  haben  bisher  keine  Wohn^geMer  «rfng^brt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Kefi:i(^rong  dorn  Landtag  im  Oct.  1888  eine  beztiglii  Ii«  ^'o^la|^e  gemacht  ^ 
Die  mitunter  in  den  letzten  Jahrzehnten  gewährten  „Theaerongszulagen**  sind  bei  den 
neueren  Gehaltserhöhungen  z.  Th.  wieder  beseitigt  worden. 

fl)  Sodann  mnss  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtltehea  Geld- 
preise der  LebensbedttrfiiiBse  nod  wegen  der  gerade  darin  oft 
siemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  und  Ortsweise  wieder 
sehr  yerschiedenen  Aendernngeii)  der  Gehalt  anch  fflr  eine 
and  dieselbe  Gattung  Aemter  in  yerschiedenen  Orten 
T'Orsehieden  bemessen  werden. 

Consequeut  ist  dieses  Princip  bisher  nur  für  Gesandten-  und  Consularpostan 
dorchgeftüirt  Gate  Einblicke  in  die  Torsdiledene,  wenn  auch  fast  abeiall  starke  locide 
Preissteigerung  der  Hauptstädte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften tiber  diesen  Punct,  die  im  J,  IS 70  ?erOfl'entlicht  worden  sind.  Die  hier 
befilrwortete  locale  Gehaltsverschiedenheit  bat  also  eine  andere  Bedeutung  als  die  oben 
in  §.  158  erwlhnle:  letztere  BoUte  gerade  one  reelle  Verschiedenheit,  diese 
dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbi  ifnhron.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit,  weil  die  Kaufliraft  derselben  Geldsumme 
ftrtUch  sehr  ?ariirt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmtds  andi  locale  Gehalls- 
erhOhnngea  erfolgen,  weil  die  Vertfaeucrung  des  Lebens  an  einem  Iwstimmten  Orto 
l^esonders  rasch  und  stark  ist,  —  am  Stärksten  in  der  li<MrpI  in  g^rossen,  schnell  an 
lievölkeruug  wachsenden  Städten,  z.  B.  den  Hauptstädten,  wo  daher  Tor  AUem  die 
Gehalte  enteprechend  zu  erhöhen  sind«  Obgleich  dies  sJsdann  rieUeicht  mit  den 
üliii  hl  hon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  MinisterieUt 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Dogerechti|^eit, 
denn  diese  GehaUe  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  MissTorhftltniae  gekommen.  Die 
grössere  Thenecheit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  Residenzstädten  und  mitunter 
auch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
uessung  berücksiditigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erh9hnng  zn  willktuUch  gegriffen,  ohne  eine  TorsnsgeheDde  brauchbare 
Statist,  üntersnchung  .Höchstens  dass  die  höheren  Wohnungspreisc,  das  Han  k'-reif- 
lichste,  beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehallsstoigerung  genügend 
diesMi  Umstsnd  berflckächtigt  Beispiel:  Prenssen  um  1870.  Oberstaatssnwslt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  losL)  2000,  and.  1800 — 1400,  Gassen-  u.  Rechnungsrevisoren  bei 
Appcllationsgerichten  in  B.  120Ü,  sonst  Maximnm  tlOO.  SecretSre  Mät.  in  Berlin 
12U0,  sonst  lüÜO,  UnterbeanUc  4Ü0,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  laOO,  sonst  IIUÜ  Tblr. 
In  Stidten  Uber  20,000  R  erhielten  die  Richter  bei  den  KreiBger*  Localzulagen  (i.  6. 
im  Ktat  ftlr  ls70  11.000  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsreg^elung  y. 
1872,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst  in  Berlin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Aiidh  in  Ftankf.  a.  M.  sind  ftlr  Snbattem-  n.  Ohterbeamte  etnzdhiM  Dienslnreige  in 
Preossen  „Localzulagen"  grwiihrt  (im  Cap.  73.  Tit.  14  d.  preuss.  An8g.et  f.  1883/84 
z  B.  je  COO  M  f.  Gerirhtsschreiber  u.  SecreL,  je  375  M.  f.  Canzlisten,  je  195  M. 
f.  (ierichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  Princips  „locale r 
Theiieiongsnilsgeii*^  £  untere  Sobsliembeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten,  bes.  ans  thcueren  rheinischen  Stidten,  rom  Landtage  erbeten.  — 
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Oesterreich:  in  Wien,  Tricst  habea  die  Beamtoa  regelmässig  neben  dem  gleichen 
Gehalt  der  &nd.  Orte  Qnartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasst  s  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  za  beachten,  deas 
die  rKMSstiMf^f'niiig  eines  bcsüinuiteii  Treben shcdurfuisscs  auf  die  rcfl!»"  Lage  der  ein- 
zelnen Boanitench^eu  doch  w^iuder  sehr  verdchiedeu  einwirkt«  weil  der  bezügliche 
Anfvand  im  Uanshaltbndget  bei  venchied^ier  absoluter  OrOsse  des  Einkommeiis  sehr 
un^lt'ich  ist.  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  100  Thlx.  Einkommen  resp.  50 
und  60%  far  den  Nahrangsbedarf  ausgeben  (der  W  irklichkeit  annähernd  entsprechend) 
und  beide  in  einen  Oft  veraetzt  werden,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
2ö*'/„  theurer  sind,  hü  imissUi  .let  efste  llViVo»  <'ör  zweite  15%  Gehalt  mehr  be- 
ziehen, also  1125  und  4t)0  Thlr. ,  um  sich  in  j^Inichcr  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
bei.  —  Mau  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkiaft),  velcbeu  eine  bestimmte  (leldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  dcM-li  der  Hauptfall  —  immer  mir  für  b^ 
stimmte  Kinkommeuverbäitnisse  oder  fUr  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  life)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.)  berechttM, ^ 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Geset/.  der  Normalconsumtioii"  (s.  Engel,  sächsische 
Statist.  Zeitschrift  1857,  S.  Kill)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Ansgabc- 
posteu  bei  verschiedener  (.absoluter)  Eiukommcnhöhe  ergicbt,  aber  trotz  seiner  grossen 
prakt&Bcben  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  anch  fUr  die  Frage  der  mm 
Preisbewejrnng'  U  ab;;eleiteten  Yennehrunp-  oder  Verminderung  des  (leldwerfhs  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  Ochaltsrcgcluug  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisverschiedenheiten  folgt  daraus,  daas  man  für  die  rersehiede- 
nen  Beam  tenclasson  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  GehaltseihOhimg 
eintreten  lassen  ninss.  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  aueli  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  abäulutou  llubu  der  Gehalte  genau  progressiv  abuebmendu,  wie  mitunter 
renncbt  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  locnlen  Unterschiede  der 
Preise  der  LeUen^liodUrfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgem^^s  der  (»  I  larf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel  I>as»eibc 
beruht  mt  meinen  Initshalt-statistischen  Untersaehungen  ans  den  seclizifer  Jahren 
(Osterr.  0.  ruHs.  Valuta  al  pari  gerechnet)  Uber  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  kleinem  Kindern,  cxcl.  ^Her  Ausgaben  ftir  Unter- 
richt von  Kindern  und  tiu  Kciscu,  iiicL  Bucher  (in  Deutschland  lüü  Thlr.).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  des  Gesammt- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  specieller  Berechnung  auf  2160  Thlr.  ang^eschlagen 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
Göttinger  Ausgaben  \x  :  1000)  gesetzt 

""Ä"  }^  lilSLi  ^•»«'««  Hddaa,  alteln«. 

Göttingen  1000  1000  1000  1000  1000  tOOO  lOOO 

Fr  iluirir  945  —             —  S77  ^pl.  ?)  1100  1000  (pL  V)  945 

Hrliii  12S5  —             —  1240  1710  1164  1177 

Dorpat  12S7  lOSO  1205  1117  1500  161S  1234 

Hamburg  1387  134S  1345  1347  2000  1257  1155 

Wien  1590  1397  1780  (min.?)  1509  2G00  1250  I3ns 

„Anderer  Haushalt"  nnifasst  Waschen.  Bedienung  (in  Russland  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich,  iit  Wien  bes.  thcuer),  B*-l>  nchtung,  Brennstoff  (in  Russland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theoer),  Kücheneinrichtung.  Unter  „allem  Anderen"  auch  Ab- 
nut<(ung  des  Mobiliars  u.  s.  w.  .\nf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indirecten 
iStcueru.  FUi  die  Verschiedenheit  der  Uöhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einBossrcichste 
Factor  der  Flejschprels  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  Air  Fleisch  1000,  danach 
in  Hamburg  MSC.  Wien  KH79,  Dorpat  nnr  fiOS,  hier  aber  hohe  Colonialwaaren preiset 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Urten  ist  am  Schwersten  unmittelbar  zu  vcr- 
f^ieiclicn,  da  Lage  in  der  Stadt,  Beschali eaheit  u.  s.  w.  so  massgebend  fUr  den  Preis 
r>ind;  es  wurden  hier  Wohnnngen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  Wien  ist  die 
Miethc  aueh  in  Fol'.;'  d<  r  enormen  (!eh  indesteuern  so  hoch.^  —  Kin  ri(  hti-r  *  System 
von  Normalgehalton  miisste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingeu  2100  Thir^ 
in  Freiburg  2046,  in  Berlin  2776,  in  Doii»at  27S1,  in  Hamburg  2907,  in  Wien  S44T 
Thlr.  (in  Dnrieit  100  K.  ^  lOS  Thlr..  in  Wien  150  H.  Ino  Thlr.  gorcchn.  t.  na.  h 
damal.  Cour»  lOi»  IL  ^  c.  90  Thlr.  und  150  fl.  =>  c.      Tlür.,  wobei  jedoch  lu  be- 
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achtea  ist,  dass  die  Bewegung  der  Waareapreise  TielÜach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  (A.  Vagtter,  Art  Papiergeld  i.  SUatnrdrtorb.  VII,  612  n.  bes.  d.  Theoile 

iü  meinem  Rnss.  Pap.vnhr.  Abth.  V— VIT.  Durch  Einrechnaug  des  üuterrichts- 
aofvands  wUiden  sich  diese  Fropoitioaeu  einer  solcliea  Beamtonclasse  noch  etwas 
medificiveii. 

§.  162.  Naturalb  es  olduug.  Den  Schwierigkeiten,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigeD  Bemessung  der  Geldbe- 
ADldnDgen  entgegenstehen,  kann  man  durch  theilweise  Natural- 
besoldnng  abzuhelfen  aaehen^  wie  sie  früher  allgeroeioer  üblich 
war  nnd  aneh  nenerdings  noeh  mitnnter  zn  diesem  Zweek  befür- 
wortet wnrde. 

Yg].  Ran,  Pin.  I,  §.  59,  60;  aneli  nocb  meine  2.  Aul  ron  B.  I  §.  81. 

Indessen  widersprielit  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Naturalbesoldun^eu  doch  der  lit  uti^^cn  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schai't  in  der  Volkswirthsclialt  und  aueli  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Character  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
ttbrigeng  zwei  Fälle  unterscheiden ,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  rersehieden  einrichten  lässt:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Robstoffe,  üolz  n.  s.  w.), 
nnd  zwar  entweder  wirk  liehe  Zahlung  in  diesen  oder 
Geld  Zahlung,  aber  nacli  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcber  In  DeutscUand  mebr&cb  nocb  in  diesem  Jabrhnndert 
ToAam,  batte  f&Lr  die  Staatskasse  dne  gewisse  Bereclitigung,  solange  dieselbe  Natural- 
cinnahmen,  besonders  den  Kornzehaten  bczop;:.  Seitdem  dicso  fast  ganz  beseitigt 
2>ind,  aläo  bcäoudcr:»  seit  den  Ablösangen,  int  da^  audcia  geworden.  Aucli  den  Be- 
amteo,  selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Natnralbesolduni^cn ,  z.  B.  in  Kom,  bei  den 
bentigen  Wirthscliafts- ,  Vt  rkohrs-  nnd  Arbeitstheilangsvcrliältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestim- 
mungsgrttnden.  Gegenwärtig  hängen  die  Getreidepreise  vnd  die  Preise  der  ttbrigen 
Agrarproducte  nur  wenig  mehr  von  den  localcn  Ernteverhältnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Commnnicationsmittol  iinmi^r  mehr  von  den  Conjuncturen 
des  Weltmarkts  ab.  Die  vcrüchiedeuea  Artikel  buwegcu  sich  au>  h  nicht  mehr  so  gC' 
meinsan  wie  früher  nach  einer  lUchtung.  Die  ConsnmtlonBgewobnbeiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
wibmmg  von  Getreide  o.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Uehaltsquote  nach  den  lo< 
calen  Getreidepreisen  binausging,  ist  «tidi  ans  diesem  Grande,  wie  die  Natnialvirtb* 
Schaft  Uberhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  liditige  Kegulirong  der  Geld- 
gebalte nach  allg^cmeinen  Haushalthudgets  verdient  daher  den  Vor/iig^. 

Jücüt  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Katural wohiiuiig,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mebtÜMsb  emsilicber  erörtert  wurde.  S.  bes.  Engel's  Vor- 
"5chl.1ge  in  dem  1.  Eisen,  soc.-pol.  Congresse  1S72,  Verliandl.  S.  209  tf.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Miethpreise  sind  zumal  in  prrösscren  und  vollends  in  Grossstädteu  mta- 
destens  peiiodenwclse  wabre  Monopolpreise,  für  welcbe  diel^BestlfflmgrQinde  des 
Pieismaxifflums  gelten:  der  concrete  Gebrauchswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
Nothwendigkcit  der  Bedürfnissbefriedigung  mit  ihr)  fdr  den  Bec:i'lirer  und  die  Zali- 
iuiigsfahigkeit  des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Miethpn  ises  mit 
der  eigenthttmlicben  Fonction  des  sttdtisdien  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  ..(Jnindleg-nntr*'  näher  analysirt  wurde.  (G.  T.  §.  "tr>2  :!G2).  Das  privat«- irthsrliaftliche. 
Goncorrenzsy Stern  auf  die  Wohouogsversorgung  angewandt  bew&hrt  sich  vielfach  uugenU- 
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g«Dd.  Wird  dieZaliliiAgtfähigkeit  des  WohnungsBachers  gesteigert,  z.  B.  durch  Wobnangs- 

f^eldznschass  des  Beamten,  so  wird  leicht  nar  —  und  in  gewissen  Conjanctaren  sicher- 
irh  —  die  Obergrenze  des  Miethprcises  höher  und  der  Zaschuss  fällt  dem  Haus- 
und Grundcigeuthilmer,  ,,dGr  Grundrente"  zu.  Die  höhere  Ueldzahlung  des  Staate 
verfehlt  dann  don  Zveclu  Di  nun  anderadts  der  Staat  in  Mtonomiseh- technischer 
lüiisii  lit  nii'Iif  nii*?eeig:nct  znr  Beschafrung:  und  Erlialtuiig'  von  Natural (uarüer  ist, 
weuugicich  gewisse  bchviehgkeiten  für  ihn  dabei  nicht  rerkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewfihrung  ron  Dienatirolinuugen  im  Interesse  des  Beamfen  in  unseren  heo- 
tigen  Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldungsfrage,  welches 
auch  tlberall.  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dionstus  selbst  (§.  151*,  «rhon  ^ine 
gewisse  Ausilchuuug  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Prcu^^scu  aUcu  ÜmlHiigs  im  Jaiire 
1867  70  hOliere,  764  Subaltern-  u.  technische  a.  4791)  L  utorbeamtc,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c.  8"/«  der  Staatsbeamten ;  f.  1S70  desgl.  7480  von  75,8.19  B.iamten 
im  Uaupt-  u.  1277  im  Kebenamt  (Preosi».  stat  Ztüchr.  IbTO  p.  41D).  In  Wartomb. 
hatten  ron  10,916  Angestellten  i.J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Hietb- 
ziuhbt  i(ra<^,  darunter  2503  Unterbedienslete  (Wobn.feId  bestellt  sonst  niehO»  Kiecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgebalte  zn  Theil  werden  mnss 
(§.  160)  würde  femer  ein  Betrag  gebOreUi  mit  dem  sieh  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  nnd 

Krankheit  während  seiner  mnthmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Untcrhaltsbedarf  bei  einer  \'cii>ieberungsan8talt  für  solche 
Fälle  versi ehern  kann.  Der  Beamte  befindet  isich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  mei^teus  in  anderer  Lage  als  der  ^ewöhn- 
liolie  Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welehc  eine  gewisse 
Zeit  nicht  überschreitet,  nnd  überall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldversichemng. 

S.  Engel  Pieia  d.  Arbeit,  S.  54, 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dicustaustritt  nöthigt,  nur  fllr 
die  Zeit  nnd  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  soichem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  do(  Ii 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versiehern  könne,  je  später  der  Pensionsanspmeb  be* 
ginnt  nnd  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  15!)).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regeiang  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Penslunswesen  ^  gar  nieht  die  vermeintliche  JSrsparnng  fttr  .  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sieh. 

c)  Der  Totalgehalt  mnss  weiter  eine  Amortisationssnmme 
zur  Deeknng  (Rtlekzahlnng)  der  Kosten  der  An fzi eh ung  und 


Andere  za  deckendü  Thoilo.   Selbstkosten  d.  Arbfiit 


373 


Vorbildang  des  Beamten  (und  streng  genommen  anch  seiner 
Fran)  enthalten.    (Amortisationsrente  des  Eraiehnngs- 

nnd  Bildungskapitals,  Tilgung  und  bis  dabin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  >hfnr  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Vorbildung  m  cr- 
werbt»u  ist  (Studironl)  und  je  später  der  Beamte  iu  Besoldung  überhaupt  und  in  ffe- 
allg«nde  BeMldang  Mtt,  so  dass  auch  hier  wieder  keine  reelle  Ersparung  für  dea 
Staat  erfolgt,  wenn  die  aasreirli'  ii  li'  Besoldung  zu  spät  beginnt  (§  J57i.  Der  bezüg- 
liche üehaltstheü  dient  zar  Erziehung  und  Ausbildang  der  Kinder  (streng  genommen 
Eäaes  SoImM  und  Einer  Techter),  nn  velche  die  r«a  den  Eltern  n^wendete  Sname 
zartick  zu  erstatten  ist.  So  hat  jede  Generation  jene  Sc  hnld  wieder  an  die  folgende 
ftbzntragen,  welche  ihr  von  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Kurtschritt  der  Volkbwirthschaft  und  dos  Staatslebens  eine  Vermehrung 
der  BerOttenng  (und  diUiei  dann  meist  anch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  Gehalt  dazu  ausreichen,  eine  grossere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlicheo  Weise  auszubilden. 

Die  Fron  mnas  in  der  Tochter,  vie  der  Mann  iu  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  volkswirthschaftl.  Standpunkt  ist  dt;r  M;inn,  der  Erwerber  oder  „Ernährer", 
nur  der  eine  Theil  der  Ilauswirthschaft.  die  Frau  als  Vorstand  des  Haushalts  i.  e.  S. 
der  audere-  Dio  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitstheilung  crmögli<ht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Kinkommen  ans  letzterem  muss 
daher  für  die  Frau  und  für  die  Amortisation  des  Erziehungs-  und  Bilduagskapitais 
denelben  mit  ausreichen.   So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  0.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  fchm  etwas  zn 
niedrig,  für  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehungs-  u.  Bildungskapital  von  der 
Geburt  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thh.,  zu  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  ö'^ /„  in 
50  Jahren  (Iti.—  Üö  Lßbensj.)  von  41"  1  Thlr.  Ftlr  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
20.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingfenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400, 
die  Annuität  auf  .'Ii 3  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutscheu  jorist.  Beamten,  wenn  er  enst  r.  31.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Sammen  7980  und  451  Thlr.  Einige  weitere  Bereehniingen  speciell  Ober  die  Sdbsi- 
kosten  im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  ISTO  S.  482  ff'., 
48ß ,  wobei  mit  Kecht  au  h  das  Er/.ieh.  -  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  bcrücksirhtigt 
ist  Unter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen :  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4S14  M.,  Durchschn.gehalt  1082,  des  mittleren  2320  n  ]^Si,  des  unteren  92« 
und  1020  M.  (ersiere  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An* 
noHUentilgungen  bereits  ror  EiAtritt  in  den  Dienst  als  venriiUlcht  angenommen 
wurde).  Als  Preis  der  Arbeit  bei  einer  CentralbchOrde  in  Berlin**  berechnet  Engd 
eb.  für  die  3  Kategorieen:  72>t,  3i7f>,  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Bem&wabl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Bc- 
nifsgeru^s-^eü.  Das  ünausreichcndc  der  jetzigen  Gehaltsrerhaltnisse  zeigt  sieh  in  Zeiten 
günstiger  wirthschaftlicher  Coiyuncturen  (IS71  tl.!)  in  dem  immer  häutigeren  Ceber- 
gang  der  BeamtensOhne  in  andere  Benfe  (Technik,  Kandel  n.  s.  w.),  nicht  nnr 
wegen  der  besseren  Chancen  fitr  die  Söhne,  sondern  aueh  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  Uber  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildungskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  fdr  einen  Sohn  (ge- 
schweige flir  mehrerei  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Bo- 
amtenstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
rss  Leben,  viele  Nebeneinnahmeo,  Domftnenaaitlente  n.  s.  w.,  Hannover  1).  Aber  dieses 
Vennögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheiratheii  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Regel  natürlich  bei  Stipen- 
dien, Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen!  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt"*. 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kinrlerorziehung  ganz  unter  diese  dritte  Kubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theii weise  schon  unter  die  erüte  iiubhk  (§.  160  Nr.  a; 
standesseaiieBe  Bedaif  Ibr  den  Beamten  und  seine  Familie)  gestelU  werde,  ist  nur 
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eiue  Fonnfrago.  (Weiter  unterscheidend  k<Tnntc  man  die  Kusteu  der  Auftrzichung  und 
Güwähnuif  der  allgemeiueu  EleiaeatArbildiuig,  etwa  bis  zum  Kode  d.  15.  Jahreü,  mm 
ÜBteThaltaMdarf  der  Familie,  den  Aohrud  mt  hOhero  BUdmig  md  für  die  Lebecs- 

zelt  V.  16.  Jahr  an  bis  zum  gcnUg.  eigenen  Erwerb  zum  Bedarf  für  die  Anschafifung 
des  Bildongsl^apitals  des  Geist«'sarbeiters  [Beamten]  rechnen*)  Jedeniallfl  muss  die  be- 
zuglicliß  Ausgabe  durch  ilcu  Gehalt  gedeckt  wenleii. 

Auch  in  BetreQ  dieser  Amortisation  musii  die  Sicherheit  bestehen«  dafls  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zcitv^eise  Krankheit  des  Beamten  unvoII>läiidi|; 
bleibe.  Der  Gehalt  mutis  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
VersIcheninKsprlmle  bezahlen  sn  können.  Der  Fall  der  Krankh^t  branoht  anoh  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden , 
wohl  aber  die  bcidi-n  andern  Fälle,  Wo  neinlich  ein  Pensions  an  Spruch  der 
Wittwc  und  <k-r  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  uitht  erwerbsfähigen)  K i n- 
der  fehlt  oder  dieäe  Penaioneta  zu  niedrig  ilnd  nnd  wo  die  Pension  des 
diens  tu  1' f  iih  ii^en  Beamten  zn  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gegen 
jene  beiden  GefUiten  erfolgen  kann.  Aodi  hier  also  bei  ina]ig:elhafltem  Peiwions- 
wesen  wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnungs^vt  ise  hei  Ep  lm  I 
a.  a  O.  —  Genau  genommen  mnss  übrisrens  noch  ein  Umstand  heruclisichtigt  werden, 
nomlich  die  verspätete  VerfUgun;^  Uej»  Beamten  nber  liie  genannte  Kente,  —  spiiter 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht.  Wenn  z.  B.  der  Gehalt 
eist  in  späterem  Dienst-  und  Leheusaller  ausreii  ht ,  um  jenes  Kapital  von  73S0  Thlr. 
ZU  tilgen .  so  muss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäteu- 
ssahlung  die  AnnniUlt  selbst  entsprechend  hfther  Verden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  für  die  Erziehung  u.  ^.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wiedur  -  in  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzcitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  '^ll^rull^'  erfolgt  durch  die  spätere  hfth'TP  Annuität). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  auch  uoch  die  Kosten  lUr 
die  inactive  Altersperiode  des  Beamten,  also  iür  die 
Bestreitung  des  standcHgemässen  Lebensbedarfs  desselben  nnd 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  p^enUgend  erwerbsfähigen 
Wittwc  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  mass  entweder  nach  dem  Austritt  ans  dem  activen 
Dienst  einen  Anspraeh  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  and 
Waise npension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  nngenttgend  ist,  so  mass  der 
Activgehalt  aneh  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genUgt,  nm  kapitalisirt  tar  Basis  einer  ent* 
sprechenden  Leibrente  ftlr  den  Beamten,  seine  Wittwe  and  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  wahrend  der  Jahre  zn  dienen,  wo  der 
Beamte  nnd  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  bezichen. 

Dcnif;^eniuss  ist  der  Pensionsbczug  nichts  Anomales, 
Hondern  etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  iinti  s(»gar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dan  er  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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verhalt  sich  mit  deui  Ciebalt  dcä  Staatädiencrs  hier  nicht  anders  ab  mit  dem 
Lohne  des  {^eirOhnlicben  Arbeiter».  Aach  dieser  Lohn  imi^s  oiiiu  AltenrerBorgmigs- 
und  eiiu.'  Wittwcn-  und  Waisenrente  enthalten,  snnst  fallon  »Irr  arlit-its-  und  onvnrbs- 
Bttfahig  gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwcibdio^en  Hinterbliebenen  der  Anneu- 
kaase  znr  Last  S.  die  Aii8fllliiimge&  von  Enf  el  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Peiisionswesens. 

Die  principiellon  Puncto  iron  Bedeutung  für  das  ganze  Bcsoldunfrswcsen  sind 
schon-  in  §.159  erledigt  worden.  Ilißr  handelt  es  aich  noch  um  die  Frage  der 
pnctisdieii  DwchflDhTiiiig. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaftliches  Versiche- 
rungswesen ( L  e  i  h  r  e  n  t  e  u  vcrsicherunc:)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  ActivitätsgehaU  hoch  genug  angesetzt,  so 
konnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
difftt,  unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  fUr 
sein  Alter  durch  Pitoiensahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schützen. 

Der  Staat  bmitcbte  dann  etwa  nur  den  Rentenkanf  in  geviflser  Höhe  anzuordnen, 

also  iuhofcru  Ei^bparungen  des  Beamten  aub  dessen  laufendem  Dienstgehalte  zu  er- 
zwiugcn,  um  Reamtcnproletariat  zu  vermeiden  und  die  richtige  Verhältnissut  i^si  Acit 
zwibcben  Stellung  und  Dienstgehalt  und  späterer  Pension  des  Beamten  heil.euuluiiron. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt ,  auf  welches 
sieh  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats^ 
gewalt  und  unperiodisehe  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformeu,  vvx'Iche  Pen- 
Biouiruugeu  herbeiiUhrcn.  Auf  solche  Fälle  liiast  sich  das  Ver- 
sicherungswesen nicht  wohl  anwenden.  Mau  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  liesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  [»rivaten)  Krank- 
heits-,  Inraliditäts-  und  DnfaUrensichcrung  für  solche  Fälic,  in  deueu  duich  doi-artigo 
personliche  Umstlndo  die  Pcnsionirang  eintreten  mosg,  dvreli  das  Yersicherungswoscu 
ersetzen,  Nur  mOssten  dann  die  Dienst^^ehalto  hocli  genup^  sein,  damit  der  Beamte  dif' 
Prämien  zahlen  kann,  lilinfacher  ist  es  jedoch  und  bei  don  M&agek  des  gewöhn- 
Uchen,  rollenda  des  privaten  Yecaiclieningsweaeni  anch  zwedantaiger,  anoi  diese 
FUto  niit  meh  den  ChnndaUiaD  dea  PeuioiisireMnB  zu  mgeln. 

Die  Zahlung  der  Ruhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes,  als 
eine  dem  Beamten  nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-  und 
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Besoldungöpolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlung. 
Die  ältere  Einrichtung  besonderer  Staatnpens  iong- 
k aasen  und  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  ungenügend  sind,  prin- 
cipiell  unnchtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfts- 
und Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  uud  mehr  auf> 
gegeben.  Vielmehr  sind  die  Bahegebaite  ohne  Weiteres,  wie  die 
Oienstgebalte,  als  Zah langen  aas  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  xn  bebandein.  Man  kann  sie  Leibrentensebulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensionswesen  anf  den 
Scbnldenetat  tibertragen,  wodnrcb  der  reebtlicbe  Cbaraeter  am 
Deatliobsten  benrortritt.  Uebrigens  bat  eine  solebe  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  niebt  saebliebe  Bedentung. 

Mit  Recht  sind  daher  die  Pensionsbeiträgc  dor  Civilstaatsdionor  in  Preussen 
J9m  i.  Januar  1868  ab  ao^^oben  worden,  was  täncr  allgemeinen  kleinen  Gehalts- 
erhöhung gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Peiisionüreglement  vom  .HO.  April  1825, 
§.21  gleidi  Vi«  Besoldung  deb  1.  DiensUahrs  und  j^er  späteren  tiehaitserhdhaug 
und  auflserdem  an  forthuit  BeiMgeu  jährL  1*/,  bei  einem  DlaiiBtoiiilioiDraen  bis  400, 
iVi  bei  einem  selchen  von  über  400 — 1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
V/t,  2.  Tausend  2«  b.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  6.  Tausend  öV^,  Max.  500  Thir., 
Gesammtbetrag  1S62  562,781  Thlr.  Gleiche  Anfheb.  der  Monatsabzugc  im  K.  Sachsen 
(Ges.  V.  9.  Apnl  1812).  —  Frankreich,  PendonskaBBeu  d(;r  Bcamt^^a  (caibses  de 
retraito),  Beitrag  ?on  5%  dos  y.\hr].  Dienstcinkoinmeus  und  jeder  Zulage,  ünzulfinir- 
lichkeit  dieser  Mittel,  Staab^uschusü.  Neue  Regelung  durch  das  Gesetz  vom 
9.  Jani  1858;  aUe  Piouiionskassen  eingesogen ,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  Ubertragen.  Gehaltsabzüge  von  r)**',j,IVi  ersten  Gehalts,  Vis  jeder 
Zolage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  a.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Anschlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  HÜl.,  Staatanuefaiiss  18  IfOl.  (1881  bez.  19*64  v. 
46"38  Mill.  fr.  an  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1S53,  nach  I.  alt  ren  (ies.  noch  r46  Mill.  fr.). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Kussland  2%  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (permaii.  Dienst)  dsgl.  27|7o-  —  ^  Baicru  wurdui  alle  Tensionen  o.  Wittweu- 
gehalte  bis  1825  der  Schnldentilfiungskasse  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  eder  18*/« 
der  Ausgaben.  Verb.  d.  2.  Kammer  v.  1S28,  Beil.  XLVI,  7.  In  der  7.  Finanzpf  rinHI  • 
1855 — 61  diese  älteren  Pensionen  noch  V4  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  dur 
entea  Zeit  anfgenomnienea  Schold  447,000  IL  Spftter  Zowoisiuig  weiterer  Rnhegebalte, 
ao  dass  diese  Kasse  1868  899,000  fl.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  au  zahlen  hatte, 
wozu  si"  ans  den  Activresten  der  Schuldentilgekassc  ans  Vorjahren  die  Mittel  erhält. 
(Nach  Ka uj.  Nach  d.  Fiuauzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  vom  1.  Januar  1876 
an  aufigelAet  werden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  TheiUdes 
rentahl  en  Vermöger  s  desStaats  zur  Bildung  besonderer 
Ponsio  11  .sfonds,  deren  in  na  Innen  die  Zabluiig  der  l^ensionen 
sicher  steliea  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafür  halten), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscaliBchen  Kasseneinheit  io 
Widersprüche  bewirkt  gleiehfalls  nur  eine  naohtheilige  Vermehmng 
der  Verwaltmigs-  und  Reehnnngsarbeit  nnd  erftlUt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Peneionen,  nnabhSngig  Ton  der  sonstigen 
Finanzlage  des  Staats ,  in  kritischen  Zeiten  dock  nicht.  Eine 
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solche  EinrichtaDg,  wie  sie  z.  B.  im  Dcatsohen  Reich sinva- 
lidenfonds  besteht,  unterbleibt  daher  besser,  soweit  wenigstens 
allgemein  Tolkswiiihaebafitliche  nnd  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  GewIagftlMiiig  des  Beielu  Uber  den  lovalidenfonds  t.  23.  Hai  18T3. 

Ein  Kapital  ron  187  Mill.  Thlr.  wurde  aas  der  franzfls.  Kriegsentsch&digTing:  ausge- 
schieden und  zu  einem  „Beichäinvalidenfondti '  bc^timiDt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Reihe  Teischiedener  ferxiiiaBeher  Wertbpapiere  angelegt  ist  Sdl  1.  Jm.  187S 
hat  dieser  Fonds  die  Milit;ir{)ensiontin  aus  dein  Kriege  von  I^jTO— 71  zq  tragen.  Später 
sind  ihm  auch  die  sonstigen  Miiitärpensionen  der  einzelnen  deutschon  Staaten  ans 
Kriegen  vor  1870  übertragen  worden  S.  darüber  meinen  Aufsatz  Reichsfinanzeu 
iji  Uoltzend.  Jahrb.  HI,  l  U  ff.  Die  ganze  Sohttpfimg  hängt  mit  den  eigenthUml. 
Staatsrecht!,  n.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  anch  anter  BerOck- 
sichtii^ng  der  hier  rorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eiae  ver- 
fehlte sn  beseiehsen,  wie  ich  dies  a.  ».  0.  nSher  nachznweiBeii  gemdit  habe, 
l  irinn 'irll,  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  für  den  Zweck  za  hoch  ge- 
gnticneu  Kapitals  haben  sich  aach  bereits  heraasgestellt,  wie  das  (ies.  v.  23.  Fehr.  1^1  H 
§.  1  bestätigt  Im  Etat  tlT  1889  sind  auf  den  Fonds  28  07  Mill.  3Iark  Pensionen 
angewiesen,  incl.  Yerwaltungäliosten ,  gedeckt  durch  Zimeii  JL  Kapitalzaschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage,  Davon  23*1 1  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
3*99  H.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  ehemal.  fraozös.  Militära 
(0*57  H  H.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  var  der  NoiDin.betrag  seines  YennOgens  noch 
588  M  ^r. 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bcstimmuageu  über  die 
Berechnung  des  „pensionsfähigen  Amtsoinkommens'S  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  (als  Quote  davon)  richtet.  FiiiK-tions-  u.  Kepilsentations- 
zolagen,  auch  wohl  Activität^znlagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  wf^rden 
(D.  Boich  0.  Preussen)  nicht  nur  WohnnngsgeldzuschU^  {diesQ  hier  nach  dem  Durch- 
schnjats  der  Klasse),  sondern  aneh  der  WerÜi  der  UteMtwohnnng  (uach  dem  amt- 
lichen sonstigen  Anschlaget,  etwaiger  Naturalbezüge  n.  dg^  m.  eingeieehnet,  worUbor 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  über  zu  starkes  Anschwellen  der  Ruhcgchaltszahlungen  geklagt. 
£8  kann  natürlich  mit  der  Versetzunf^  in  Iluhestand  Missbrauch  Seitens  dos  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garaiiticen,  ein 
ordeutlicbes  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sbid  die  Klagen  aneh  nur  mit  grosser  Vorsicht  an&unehmea«  indem  sie  aas  der  Yer- 
keanOBg  diu  Charactors  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
gehen. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  mir  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zu  wenig 
an  Gehalten  gezahlt  wurde.   Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  ans  der  Finanzstatistik  des  Ponsionswe'^»' n  s:  Deutsches 
Ii  eich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Reichsmvalidcnionds  lasten 
hat  das  Brich  unter  seiner  Avsgabe  nodi  einen  allgem.  Ponrionsfonds,  der  die 
sonstigen  deut  rbi-n  Militärpensionen  (mit  Atümahme  der  baierischem  f.  1883/81 
mit  19*1^,  die  Marinepeos.  mit  U  al,  die  Givilpens.  mit  0*455,  im  G.  2016  Mill.  Mark 
zahlt  Yon  der  Gesammt-Ansgabe  des  Belcitt  nmimen  daher  anf  alle  diese  Pensionen 
18  83  Mill.  Mark  oder  c.  97^  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  wann  es  M»ch 
52.2M  M.  M.  u.  ri  üVo  Prenssen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens, 
noch  1Ö-14  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1876,  18*34  in  dem  f.  1SS3/S4,  wovon  Wärtegelder 
für  CSfObeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  für  Civilbeamte  13*37  v.  lOHUL  Mark, 
im  Vi.  r.  4  fiVo  u.  3*6%  der  fortilauemden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten).  Die  SteigeruDg  der  absol.  Höhe  wesenti.  die  l-'olgo  der  nach 
d.  Ges.  t.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirang  der  Bicliter  n.  StaateanwiHe  hei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  ßaiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  ftlr  1876  bei  der  Umrechnung  von  südd.  Währ,  in  Mark  vom  1.  Jan.  ISIS 
an  um  5%  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisenpensioo).  Sämmtlicbo 
Pensionen  (ausser  den  Kriegs  pensioiien ,  die  der  Reichsinraiidenfonds  trägt)  sind 
incl.  der  ald  n  Beträge,  die  auf  r  j-  t/t  iuf\!elösten  Pcnsionskassc  v.  1825  lasteten, 
anf  den  allgem.  Staatsfonds  übernommen;  naml.  f.  1876  3*34  MüL  Mark  ältere 
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MiÜUiruöusioDeu  und  7*13  MilL  Mark  Girüpcosionea ,  wovou  eigentliche  Kah^ehalte 
4'19  IßlL  Mufc,  i  0.,  ao^eit  sie  Baiera  direct  trügt,  6*4*/«  der  eigenfL  StuSsaiM^. 

(excl.  Erhebungs-  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  1876,  Cirilpensionen  2.05  Mill. 
Mark  oder  4'3*"„  der  Ncttoaasgabc.  —  WUrtein l»erg  1876,  Cifilpensionen  1'27  MilL 
Mark  oder  2'U°/u  der  i'igentlichcn  Staaüiausgabcn ;  in  1882/83  (incl.  Pens,  an  Gci:>tl. 
u.  ZoschOsse  an  Pens.ka^si3  der  Yolksschnllchrer) ,  1*489  M.  —  Baden  ISTd, 
Ci7ilpensionen  1*47  Mill.  Mark  oder  6*67«,  der  cigcntlii-hcii  Staatsansgaben.  —  West- 
OeBierreich  1875,  Pensionen  12*48  Mill.  il.  c.  4-27„  der  Nettoausgabe,  (1882 
14'75  M.  II.  oder  4*9*/o);  aoneKleiii  itelidn  im  gemeinsamen  Budget  (mit  Ungarn) 
1-24  Mill.  fl.  MUitärpensioneu  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kricgsrtat  f  I  s76  „Versorgungs- 
wesen".  —  Krankreich  1870,  116"6  Mill.  Fr,  Pensionen,  worou  üG  Ü  Militärp''n*;!onen, 
i.  G.  c.  5  0"/o  der  Nettoausgabe.  (1881  140*7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Militpens. .  ausser- 
dem Sobrmition  z.  Kasse  der  Secinraliden  1315  M.  fr.).  —  Rassland  1875,  Pens, 
n.  rnterstOtz.  24-2'5  Mil!  I^ibel,  c.  5-17o  ^er  Nettoausgabe  l*-^*.'  •i4  rtl  M.  K.\ 
(jroüäbritannien  Uirüueaüionea  1881/82  1*17  Mill.  PI  St.  —  Em  bedentender 
Posten,  jetit  nodi  50  MÜL  DolL  sind  die  meist  au  dem  Bllifeikiiege  hemüiNiideii 
PanaioneD  in  d.  Ter.  8i  t.  M  ordamerilta,  tut  Vi  ^  Geaammlaiu^dbe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  Waisenpensioiiswesen. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waisenpeusioneu 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbe monate,  -quartale  u.  s.  w., 
d.  h.  die  Auszahlongen  des  vollen  Gehalts  (Pension)  nooli  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterbli ebene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  welche 
w  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Yaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschraakture 
ElnkommenrerliJUtnieBe  Inmmendea  Beamten&milie  edeiditeit,  «Ue  biBherige  Ham- 
wirthschaft  abzuwickeln:  und  wieder  eine  um  so  nothwendigere  Einriclitung,  je  nitr-T 
die  sp&rlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfür  xorUck- 
zulegen  ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  M&nnem. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Maschcr  a.  a.  O.,  S.  204).  Hinterbliebene  (nnd 
zwarWittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Vcirstorbenen  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  Fallen  mit  minhiter.  Genehmigung  einige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  OoUefiiims  waren  oder  als  SoMlterne  dabei  aibeiieton,  erbaUen 
ausbcr  der  m  Idung  des  Stcrbcmonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  Quartal. 
Die  HiDterbliel).  von  Beamten,  die  nicht  in  coUegial.  Verhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekomme  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1 ,  nach  Umständen  f. 
2  u.  n  Monat  den  Gebait  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  R&umung  d.  Dienstwohnung. 
T)if  Hinterbliebenen  jirotcst.  Geistli'  ln^'i  beziehen  mitunter  nach  nrtssitt"  ein  «fnadt  ji- 
Jähr,  in  Theüen  der  Bheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  kaihoii&chcr 
Gnndsteilen  ein  Steibeqnaxtal.  IfinteiUiebene  tod  Wartegeldempftngem  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten ,  solche  ton  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat  (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  M&rz  lb72,  §.  31).  Das  Gnadenq  uartai  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  IMenst  gestorbenen  Reicbs» 
bcamten  (Reichsges.  r.  Sl.  März  1873,  §.  7,  8).  —  Baden:  Withire  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Aach  diese  Dingo,  aiiikni;^  dem  (rebiet  der  „Gnade", 
der  Sitte  angehSrig,  nnd  jetit  meistens  in  das  Rechtsgebiet  übergegangen,  so  dass 
für  die  Berechtigten  ein  ciriliecbdieber  Anspnicb,  für  oe  Stsatskasse  eine  ebeosolcbA 
YerpfiichtttAg  eutstaudeo  ist. 

* 

Aach  die  Wittwen- und  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Frttberen  als  aufgeschobene  Gehaltsaahlnng  prin* 
oipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  reusionswesens  kann  aber,  anders  als 
diejenij;c  der  1  in  beschälte,  nach  den  gewöhnlichen  Grund- 
sätzen des  Lebens-  undKcntcn-Versichernn^swcsens, 
daher  eveutaell  aach  mittelst  Privat  versiotieriuigsaDstalteD,  eriblgeo 
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nnd  fttr  diese  Einriehtnog  der  Sache  sprechen  beachtenswerthe, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 

überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzterem  Fookto  u.  folgerichtig  in  den  veitereu  Erörtenmgeu 
über  diesefl  Thema  ron  der  Torigeo  Aaflkge  (§.  Si)  ab.   Meine  frühere  Aodcht  war 

hier  noi  h  in  den  Anschauungen  des  „ökonotni^clicn  Individualismus"  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modification  ist  dif  ronscquenz  der  in  der  „Grundlegung"  dargelegten  o. 
begründeten  ökon.  u.  socialen  i*riucipien  u.  speciell  meines  princip.  Standpunkts  in 
ilor  Versichcrungslehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  „Staat  Q.  Versich.wcsen", 
Tub.  Zt^ch^.  I^Sl  faach  selhst&udig)  a.  meine  Abb.  YeisicLveieit  in  Schönbcig's 
Uaadb.  d.  poUt.  Uekon.  11. 

Der  Zeitpnnct  des  Beginns  nnd  des  AnfhOrens  der  Pension 
hängt  hier  ganz  von  einem  Katar  er  eigniss  (Tod  des  Hannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Rinder)  ab. 

Selbst  der  lall,  ila&s  die  W'ittw  c  i>icli  wieder  veihuirathet  uiid  dann  nach  hiiulit^eu 
Voiachriften  der  Pensionsreglemeuts  ihre  Pension  ganz  oder  thcilwLise  verliert,  lilssk 
sich  nach  den  Daten  der  Hcirathsstatistik  unter  die  Kej^eln  der  W'ahrsehcinlichkcits- 
rechnung  bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  Uber  erste,  zweite  £hcu,  Yerheiratbung  von 
Wittven  v.  s.  w.  in  Wappäus,  BerSlherangssiatistik  U,  230  ff.,  A.  Wagner,  Gesete- 
mässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  II,  Ü9,  v.  Dettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
67.  —  Richtiger  ist  ci^,  wenn  jede  solche  Bestimmung;  —  eine  Wicderverheirathunfr5>- 
s träfe  —  fehlt.  Der  Staat  hat  jcdeufallb  eher  ein  Interesse,  die  Wiederverheirathuug 
dtf  Wittire  zu  begünstigen,  als  das  Gegentheil.  Mindestens  sollte  die  W'ittweupension 
nur  theilweisc  (in  Prensscn  bei  den  \Vitt\venvcrpfleo;iin;2;^anst.  die  HiUfte)  Ix-i  zweiter 
£he  fortfallen  luid  bei  neuem  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (bo 
in  Preossen,  wo  anch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sidi  wüsder  reriteiratbenden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Aida'Tc  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  nur 
zu  erheblicli  lioheron  Koaleu  U  ittwenpensionen  kauieu  kOjinten.  liesseu  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliehe  Versicherungs- 
wesen technisch  zniftssig  nnd  ansreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Etnkanf  des  Ehemanns  nnd  Familienvaters  nebst 
der  nngeffthren  HOhe  des  Einkanfs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  nnd  flber  die 
AnsflIbroDg  wacht,  namentUeh  Uber  die  regelmässige  Mmien- 
zahlung. 

Bau  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  ü4  u.  65  d.  5.  Aufl.,  aus  (iruudcn, 
die  ich  auch  jetzt  nodhi  nicht  für  aosscblagend  halte. 

Die  notbwendige  Voraussetzung  dafür  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sichernngsprUmic  u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Gehaltsregelnng  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verbttltnisse  der  Gatten  und  die  Übliche  Kinderzahl  (c.  4—5) 
Rflcksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willklirlich- 
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keiteii>  die  das  jetzige  Staats wittwen-  und  WalBenpensiooBwesea 
immerbiB  enthlUt. 

Die  Beweisfiibruug  we^eutlich  vom  Standpunkte  des  ökonomischen  Individaalis- 
ums,  ist  diese:  Der  Ansprach  auf  einen  Gehaltstheil ,  aus  dem  eine  Wittwen-  vnd 
Waisenrente  rcrsichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  überhaupt 
•nf  di«  Dauer  regeJn  mQMen,  nicht  nber  darcli  den  safUIigen  Unstaiid,  ob  ein  Be- 
amter heiratbet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwe  und  uncrwachscnc  Waisen  hinterlässt. 
Mit  andern  Worten  der  unvcrbeirathete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  über- 
lebende Beamte  mu^ä  au  und  fUr  sich  als  Staatsdiener  dem  rerheiratheten  u.  8.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hst  diher  den  ßeclit,  die  Prämie,  welche 
er  im  a^  ^'^n  Falle  zahlen  intbste,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
£rben  aukusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Ycrheiratheten  a.  s.  w.  enth&lt 
mittelbar  eine  Heiralbs-  und  Kindererzengungsprttmia,  jede  nngüDsttfere  Behandlnsg 
des  Ehelosen  ein^  Art  Ha^^estolzitn-  oder  COlibatsteuer,  was  sich  nicbf  hillig'Mj  la^st 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „communistische*^  Principicn  in  diese  Sachen  einfahrt. 

Bei  solcher  Begelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
aifumentirt,  wwden  auch  die  „wissenschafUichen  Grundsätze  des  Versicherungswesen^ 
am  Besten  <  0Ti«"fiuent  durchgefuhrt  werden,  was  durchaus  wünsch enswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  Afters  erörterte  Frage  am  Pas8^d> 
sten  nach  den  indivldv eilen  Yerlilltnlssen  der  BetheiUfton  entschieden  werden« 
n1(  ncinlich  t  in  ■  Leib-  bez.  ZeitrentenTcrsichcrnnp^  der  Vi  ttt-^-m  nnd  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversichorong  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prlmienzahlong  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  mscht,  nlb  die  Frau  vor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  yor  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  ans  dem  Bezui^rsrei  ht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  alle 
FUm  der  Fnmilie  sn  Gate.  Aneh  Innn  es  häufig  in  wirthsehsittieher  Beziehung  fillr 
die  Hinterlassenen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  über  eine  Rente  zn  verfügen, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhohen.  Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  verloren  gehen  oder  etwn  wieder  in  braondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole ,  sichergestellt  werden  mt^e,  um  die  Wittwen  und  die  Wainn 
dauernd  zu  sichern.  Bczflfrlichc  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sich  indessen 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Begel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischeu 
Braten-  und  Kspitelrersichening  wihMi  Innn.  Immer  pesst  die  letitere  nidit,  s.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  \\'i'tve  allein  handelt,  wo  die  Rentenversicherung  liillii^ere 
oder  ausgiebigere  üilfe  gewährt.  Bei  einer  rein  staatlichen  Kegolang  wird  die 
zwedcmäasigste  Gestaltung  aber  nicht  so  leldit  erreidit  werden.  Wiegand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  Qud  Wittwenlnssen  nech  zeitgemäss?  Halle 
ISölli  empfiehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lehensversichenmg  nnd  räth,  dass  die 
Siaatskasise  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Theil  in  der 
Schweis,  wo  OnntoiuiregieruBgen  YenichernngSTertrSge  für  die  SchnUehrer  nb> 
schliesscn  und  einen  Thei!  der  Prämien  Obcrnchmen.  Jetzt  auch  in  DentschUnd 
schon  öAen,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst  Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Benmtenrereine,  wie  ntmentl.  der  rortreffliche  ftsterreich.,  ror; 
deid.  jetzt  d.  neue  prcu^sische  von  1876.  S.  gegen  diesen  Torsehlsf  die  Be- 
mennngen  Ton  Ben  in  der  6.  AiUIm  §•  tfS«  Anm.  (a>. 

Die  hier  gegebene  Beweisflihrnng  (wttrdteh  ans  der  2.  Anfl. 

§.  84  hertibergenomnien)  ist  folgerichtig  und  zutreffend,  wenn 

man  in  dem  einzelnen  i^efimten  nur  ein  l'Ur  sich  stehendes  Indi- 
viduum, mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  PflichteUj  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  he  in  ä  n  ijreln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Olied  einer  nsson  corporativen 
Geueinachaft  aatsaiastteo.    Seine  Besoldung,  seine  eigene 


üigiiizea  by  GoOglc 


Wittwcn-  u.  Waisen  -  Pensiüiiüwoäen.  381 

Pension,  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  nieht  nnr  nm 

seiuet willen,  sondern  um  der  Gemeinschaft  ond  deren  lutere^^seu 
Willen  und  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  kommt  dann  der  ron  I bering  hervorgehobene,  nur  ron  ihm  zu  ausschliess- 
lich betonte  G^iciitspunkt  der  ..Sastentatiou  *  zur  Goltang.  Der  Beamte,  velcher 
Hiebt  verhelnlliet  ist  und  keine  Familie  hat,  bnncht  weniger  mm  Loben ,  der  V«iv 
heir.ithete  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  ninlerblioljeiK'n 
oder  in  Beiträgen  für  Wittwen»  und  Waiscokaseen  dieses  Mehr  gew&brt,  entzieht  er 
dem  Unrarheiratheten  an  sicli  nlcbts.  Wold  tber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seiBem,  des  Staats  tiigenem  und  im  allgemeinen  Uesellschartsinteresse  seinen  fie> 
amten  den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  nnd  die  Grün  (hing  der 
Familie.  Wurde  der  Staat,  btatt  solcher  Beisteueni  in  Form  ron  Wittwcnpeusionen 
IL  8.  w.,  jedem  Beauteii  «inen  entsprecbond  bObenn  Geb»lt  geben  und  dsdann  «a 
dem  Einzelnen  uberlassen,  (hirch  Versichernngseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  or  thats&chlich  dem  Unverheiratheten  nur  eine  be- 
quemen Lebensführung  mit  dun  b^beren  Oebalte,  begünstigte  dadurch  indirect  viel- 
leieht  selbst  die  EholcMiigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staattbaiw,  «fa»  dw  ge- 
aammten  steuerzahlenden  l'  vol korung  eine  um  dcit  Retrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittvenpensionen  oder  )^  IttM  cnkassenbeiträgc  der  ledigen  Beamten  erhöhte  Last  auf. 

So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
cipiell  —  dämm  noch  keineswegs  in  den  Einselbeiten  seiner 
Ansfithning  —  wohl  den  Vor  zag. 

§.  166.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
panets  anf  dem  Gebtete  der  Ffirsorge  flir  die  Hinterbliebenen  der 
Benraten  bedingt  alsdaon  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
jjractiä  c  he  Durchl'ulirun^. 

a)  Vom  Htandpuncte  des  ökonomischen  Individua- 
lismus au8  mu8S  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwcn  und  Wuiscnkassenwcsens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
puncte  aus  nicht  nothwcndi^  a^^<*^eschlosse^  erscheint,  zwei  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  itir  diesen  Zweck  und  die  Organisation  der 
letzteren  streng  nach  den  rein  .pri vatwirthschaftlichen 
Grundsätzen  des  Versicherangswesens ,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  ydllig  ans  eigenen  Mitteln,  d.  h.  ans  den  Bei- 
trügen  der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dauii  freilich  au  den  vielfach  be^tcheiidcu  Eiurii^htuinjcu  eine  von 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  ilbeti,  wie  dies  in  der  vor.  Aufl.  §.  85 
geschehcit  ist.  >ur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  zu  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
einaal  Mf  diesen,  dann  Ist  es  wahr,  dus  ?id&cb*  wie  icb  in  der  vor.  Anfl.  scbrieb^ 
Principlosigkcit,  Irrationalität  und  Willkür  in  ditn  Bestimmungen  Uber  solche  Kassen 
herrscht,  (iauz  unnöthig  werden  5ftf»rs  communii^tische  Grundsätze  dribci  bcfol«rf, 
z.  ß.  der  Zw'angslx'itritt  der  Ledijjen  {mitunter,  wie  früher  in  (liciisen ,  selbst  der 
katbol.  Geistlichen),  die  (iewähruug  von  l'ensionszuschlägen  für  jedes  Kind,  ohne 
enli^rechend  höhere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  die  Nichtberll>  ksi«  htigung  der  ab- 
solaten  und  rc]ati?en  {tu  einander)  Lebensalter  der  (iatten  u.  a.  m.  (.Baden  u.  a.  L.) 
Stett  daesea  sind  dsiw  fddfeiide  Regeln  MfnuteUen. 
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a>  Die  Gehalte  (^Dienst-  uh  I  I'ukeg^ehaltc)  sollen  auch  hier  so  hoch  normirt 
▼erden,  dass  der  Beamte  flie  nach  Dormalcn  Verhältnissen  zn  zahlondoii  Beiträsre  aas 
dem  Gehalt  entrichten  katm.  Am  Besten  ist  es,  bluäs  fortlaufende  BciUoge,  rülig 
zu  den  Terminen  der  Gehaltsszablungen,  einzuftÜneOt  üifM  auch  ttn  besonderes  hobe- 
r  ts  Eintrittsgeld  u.  dgL  m.,  dessen  Zahlang  in  konei  Zdt  dem  sonst  mittellosen  Be- 
amten Muhe  macbt 

^yj  Nor  der  VerheirBthete  seU  rem  Angenbliclt  seiner  VeAeiratiioDf  an  beitreten 

müssen,  eventuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  im  Falle  der 
Verrittwung.  Der  bereits  früher  Verwitt^ett^  braucht  nur  Beitrag-«»  ftlr  Kinderpcn- 
sioneu  zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahxschcinhchkuit,  Wittwer  zu  werden,  für  die  ein- 
adnen  absoluten  und  relatiyen  (AlteisverbSltoiss  zwischen  Mann  und  Frau)  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wHIilen,  ob  gl«.Mrhe  Prämien  von  Verlici- 
latbetea  a.  WiUirar- Word  enden,  oder  höhere  vou  jenen  und  medrigeie  ^Uioss  lOi 
die  l^der)  Ton  diesen  gezablt  werden  sollen.  AehnlichM  gilt  für  den  lindeiloB  ger 
wordenen  Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  in 
den  Staatsdienst  tritt .  äollte  fnr  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  inibäcn.    Alao  kein  Zwang  gegen  £helose. 

y)  Die  Prämien  find  genau  nach  den  Orandsitsen  der  Wahrscheinlichkeitsb^ 
r«'(}Hiung  in  der  I.cbons-  nnd  Kontfiiversiclioning,  daher  nach  dein  Lebensalter  der 
Uatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hohen 
Gehaltspiocente,  ohne  Bttckstcht  auf  diese  Momente,  nnd  Tollends  keine  absänt  flohen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  Cassen  fur  besondere  Katcgurieeu  von  Staats- 
dienem,  z>  B.  bei  manchen  Universitätswittwcnkasscn .  die  ttht-rhatipt  uuti^r  allen 
80  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  nau  ^ic  bloss  privat- 
wirthschafitich  anffasst,  was  eben  einseitig  ist  (s.  /..  B.  d.  Statut  der  Berliner  Univer- 
sitätswiitwcnkassc  v.  4.  Juni  1S47:  alle  ncuerca  Miti^lieilcr  (U  'J'hlr.  Beitrag,  ord.  wie 
aosserord.  Profess.,  auch  die  unbesoldeten,  mUsseu  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  280  Tblr.),  Walseapensionen  bis  S  Kinder  OFent  V«  Buia,  ICaz. 
120  Thlr.  (Von  1S70  an  dansh  stärkere  StaataaschAsse  ersten  auf  400  llilr.,  letstsfe 
auf  200  Tlilr.  ./.-l.rarht  . 

6)  Die  riamicn  sind  siu  hoch  /.u  stellen,  da^a  die  Kassen  au::  eigeueu  Mittulu 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

^)  Dir)  Kassen  intlsscn  d.  shalb  eine  hinl.lnglii  h  ffrossc  Zahl  von  Personen  xim- 
iasscn,  damit  die  Kegeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werden 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Loc alkaasen,  wie  die  insofern  ganz  im- 
tionellen  DDiversitfits-Wittwcnkasscn;  tiberhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Intcrcssen- 
t^'n  *»twa  narh  d»;n  Hauptgruppen  des  Dienstes  f(^ivil  nnd  Militär)  in  Einer  Kasse, 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wabi-scheiulicheu  Lcbenstlauer  der 
einzelnen  Berufsständc  mit  entsprechender  Abstufung'  der  Prämien.  Es  gieln  Öfters 
besond.  Kassen  flSr  Officiere,  Militärbeaintc,  ficisilicbe.  Forst-,  Post-,  Eibenljahii-  and 
ferscbiedene  andere  Kategorieen  von  Beamten  und  von  Lehrern  (8.Z.B.  in  Picussen, 
Maseber  a.  a.  0.  S.  145).  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stinde  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wtlnscheuswerthen  Verschmelzung 
solcher  kleiner  PLüsionskasscn  steht  oft  der  un*rleirhe  VermS^ensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  uminuigg  Vorsi  lniften  .  /..  Ii.  dass  Aeuderungea  der  biatuten  au  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  irebnndcii  sind  (so  bi^  1S7G  im  Statut  der  Berl.  Uni« 
versitatswittwenkasse'.  Und  doch  vurde  die  Verschmelzung  viel  ^rrö-spfc  (Jarantit  n 
fUi  die  Uesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  liessea 
sich  dann  meist  bald  ermis^gen.  Der  Verbindong  der  Kassen  (z.  B.  znm  Zwedt  der 
fiflckversicherung)  mit  soUden  grossen  Privat-I^bens-  und  Renteiu  eräichemngsanstaltcn 
ist  Yorschab  zu  leisten,  damit  die  .Sicherheit  der  Solreoz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  verthcidigten  „so* 
cialen''  StnndpQncte  aas  ist  dag:egen  diese  Kritik  mit  ihren 
))rncti8chen  Folgernngen  itlr  die  Organisation  des  besprochenen 
Gebiets  erheblieh  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
Uebernahme  der  finanziellen  Last  des  Beamten -Wittwen- 
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und  WaisenpeiisionsweseDS  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Conseqaenz  der  Theorie  und  I'olitik  des  Arbeits- 
lohnes überhaupt  nnd  des  ReamteDgehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  %n  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nnr  zwei  wesentlichere  Puncte:  ob  nemlieh  tiberbaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  nnd  Waisengelder,  wie  jetct  schon  die  Bnhegebalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  ans 
dem  Staatsdtenerverhftltniss  ipso  jare  datirende  Yeipffichtong  ge- 
sahlt  werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sionslasten nach  irgend  einem  Modus  als  In di vi d aallast  der 
betreti'eudeu  Beamten  aui  iiicic  in  der  Form  von  Hcitrü^-en 
reparttrt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  \  orii  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschnss weise  zu  dotireiider  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverreehnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstscbaldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

l'Qr  uiul  gp^o.n  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sicli  wieder  besondere  priDcipielle 
und  practischo  Gründe  geltend  machen.  FUr  das  Absehen  ?on  besonderen  Pensions- 
kassen  and  von  spccicll  dafür  zu  erhebenden  and  zu  verrechnenden  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  die  rolle  Gonseqiieiiz  des  hier  bcfQrworteten  zweiten,  des  «socialen**  Ge> 
sichtspanctes  gezogen  and  practisch  zugleich  viele  Verwaltnngs-  nnd  Rechonarbeit, 
also  auch  ricle  Kosten  erspart  worden.  Andocseits  kana  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesMii  Yorg^en  ?er1>iindene  vOUlge  AMien  roB  indiridiielteii  YenchiedeDheiten 
in  den  für  diu;  T^a^t  dos  Wittwen-  und  Waisenpcnsioiiswesens  massgeb«Midcn  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  boachtenswerthcn  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  den  genannton  principielien  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  and  bei  grosser  Kinderzahl,  wenn  fUr  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zoschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
lureililltiiiMmissig  grOsaae  Yorflieile  etn. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  ItJsen. 
Man  mtias  aich^  wie  so  oft  in  solehen  praetiaehen  Dingen ,  mit 
Coropromiasen  zwischen  den  Conseqnenzen  der  Yeraehiedenen 
ModaÜtäten  zufrieden  geben.  UelatiY  am  aweekmSstigsten  mSebte 
ea  sein,  naohdem  man  einmal  die  prineipielle  Zagehl^rigkeit  der 
Pensionen  itir  Hinterbliebene  sn  den  vom  Arbeitgeber  zn  ersetzen* 
den  Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  nnd  fttr  ein  jedes  Kind  einer  niebt  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionökassen  und  ohne 
specielle  BeitrUge  des  Beamten  aii  die  Staatskasse  behufs  Etwer- 
buug  solcher  liechtsansprUche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Q  uoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters,  uuter 
Festsetzung  ahi<  o  1  u  t  e  r  Minimal  beträge  dieser  PeDiiuiieu  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrage  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  Fälle,  z.  B.  der  AJteredilfVr'^n/  der  (iatton,  liesson  sHi  durch 
eine  Ermässiguag  der  Wittweopension  oder  —  und  vielleicht  Uoüser  —  durch  eine 
hier  zn  fordenue  (zwangBwelse)  Beitragfsieistnng  des  betrcflcnden  Beamten  an  die 

Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  ei^ 
w&bute  Maxioial^ahl  überechreittindoii  Anzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  ErmdgUchang  des  £rwerbs  von  AnsprUehen  auf  höhere, 
d.  b.  jenes  Minimum  übersteigende  Pensionen  fttr  die  Hinter- 
bitebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noeh  sehr  er- 
wttnsebt  Daflttr  könnte  man  nnter  Zngrandelegang  der  gewObn- 
liehen  prlyatwirthBchaftliehen  Principien  des  BentenyersieheniDgfl- 
Wesens  oder  mit  geringeren^  passend  erseheinenden  Abweiehnngen 
davon,  besondere  Einriehtiingen  treffen.  Im  Interesse  der  8idier- 
heit  und  Wohlfeilbeit  aber  anoh  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer^  staatlich  verwalteter  Staats- 
peubionskassen  für  dieses  Tins  der  Minimalpensionen  r.der, 
was  doch  ebenso  zulässig  eibclieint  und  einfacher  und  ;vuhlfeiler 
wUre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  diiect  au 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  btaatssc  huldcnkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibreutenverkauls  Seitens  der  Staatsschulden- 
Verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Plunen 
der  soisen.  Arbeiteryerüicheruug  ?or,  wo  auch  neben  MiuimaipcDsiooen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Penstoneii  mittsJst  frooltatlT  zu  beiuitsender 

Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  Vgl.  u.  A.  Schäffle  Uber  d.  corporat.  Hilfs- 
kassenzwang,  Ttlb.  1SS2.  Für  die  weitere  H<'(  htfertignng  etwaiger  Abweichunfr  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Stami])iiiict  des  ökonomischen  Indiridnaüs- 
mas  die  „allein  rationellen"  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  petitio  principiil  — 
genannt  werden,  h.  m  ein  Abh.  Staat  u.  Vcrsich.wes.  S.  39  ff  (Tub.  Ztschr,  18S1  SC  40ff) 
U.  Versich. Wesen  in  Schönber^-^'s  Ilandb.  I.  bes.  §.  IH,  14  S.  114^  fi'. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
i,die  Gewährong  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensache  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetsiieh  geregelt  sein^'.  (Ran,  §.  66.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluss,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  jc^e- 
zogcnen  Couse<|uenzen ,  dass  die  WiUwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
Gehalt  gehört,  brechen  sich  Bahn,  die  Federungen  aus  dem  „socialen**  Gesichtspunkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  QeltllDg.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neues^te 
preuss  (lesctzgebung.  üeberall  Ueberganir  vom  ,,Privatwirth8chaftlichen"  ins  „Gemein- 
wiilhschaftii)  he'^  Vgl.  auch  Elster  in  Conrad  s  0.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  ff.,  wo  diese 
principleUe  Seile  ntir  hltie  herroi^ehoben  Verden  mfisson. 

P'  is]iiele  von  Einrichtuiigeii  für  Wittwen-  und  Wniscnpcnsionen.  Eine  aparte 
Behandlujig  erfährt  begreiflich  weist  das  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen  im 
Militär,  bes.  bei  den  Officieren«  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  Kriege  diiect 
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naehvdtlwr  den  V«norger  imbt  Daber  sncli  im  Dentechen  BetehspensioD^geaete 

vom  21.  Jooi  1871  för  die  Hinterblieljenen  von  Oflicicren  und  Maunschaften  Pensionen 
aus  d.  aUgem.  Staafsfoiuls  (luvaiidenfondä  jetzt,  s.  o.  S.  377^:  für  Utücierswittwcn 
500.  400,  800  Tlilr.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.  äO,  bei  Mutterlosigkeit  7j  Thlr. 
jedes  „ErzieliiiDgtbeiliilfft**;  aach  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen:  Wittwen  der 
ünterofficiere  u.  s.  w.  bis  zu  den  (Jemeinen:  los,  84,  60  Thlr.,  Kinder  je  42,  bez. 
60  Thlr.,  ffleichfalis  aod.  Verwandte.  Preusseo,  s.  Mascher«  S.  128  C  Der 
Beamte  bedarf  des  HetoitliaeoiiseBaes,  der  rerireigert  wird,  ireiui  eine  betdminte  Er- 
klärung fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefnin  in  d.  Wittwen- 
kasse einkaufen  will.  Bei  der  allgem  Wittwenverpllegungsanstalt  zu  Berlin  von  1770 
(Fat  v.  28.  Dec  mit  vielen  spät  Aender.  u.  Zusätzen,  s.  auch  Ges.  v.  17.  Mai  1856) 
kann  der  grfleate  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategorieen 
(u.  A.  auch  derer  mit  weniger  als  250  Tblr.  Einkommen)  eintreten.  Ansgosclilossen 
siad  Männer  Uber  60  J.  oder  mit  gefährl  cfaron.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
MAnner  fenchledeneo  Lebeosalten,  deren  Altendifferenz  gegen  ihre  Prav  dn  best 
Maass  überschreitet  ^durch  ontsproch.  Zuschlagrpriimien  Hessen  sich  solche  Männer, 
wie  gesagt,  doch  receptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpeusion  soll  mindestens  7&  des 
Gehalts  dee  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  Vs^  ftbOh  er  im  2., 
mit  '/j.  wenn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  f^enan  nach 
dem  absoi.  o.  relat.  Ueirathsalter  {J^ahr  für  Jahr;  beider  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
bocb  genug,  ab  dam  die  Anstalt  ganz  ans  eigenen  Mitteln  beeteben  konnte  (A.  Dar 
1870;  Betrag  der  Wittwenpeusion  1,516,000  Thlr..  Gesammtausgaben  incl.  Veiw.iltungs- 
koeten  ],548,b90  Thlr.,  eig.  £inn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  7b4,230  Thlr.,  also  Staats- 
znschnss  Im  Et  d.  Finanzministeriums  764,660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.j, 
wonach  die  Pilmien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erbelK 
liehe  Steigerung  des  Staatszuschusses,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  r.  1882  ausscheideo.  Daher  im  Et.  f.  1883/84  Ausg.  an  Fem.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  nocb  1.73,  Staatnswcbnm  3.72  H.  M.). 
Beispiel  d.  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  19-09  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
i4-07  Thlr.  M.  85  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22-07  Thlr-  M.  40  J„  F.  25  J.,  Prä.  28-03  TWr. 
M.  50  J.,  F.  80  J.,  Prä.  42  26  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  hes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
V.  1856  beseitigt  ist.  Eine  der  iiachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ttifeitttgenden  AnftDgegehalte  des  Beamten  in  Preussra  v.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 

h'^rvor:  tlii^  Mfinner  hcirathcn  später  u.  jünpcre  Frauen,  woher  die  Wittwenpensioucn 
jiitihr  ansciiwelien  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  sa  wenig 
zahlte.  Statt  der  AUg.  W.  T.  A.  kann  aoch  die  Beil.  Sdralenb.  aUf .  Wlttwenpens.  u. 
Uuterstützungskasse  (Reglem.  ?.  3.  Dec.  1836)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
werden,  wo  n.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  G4.  Jahrs  aufgenommen  werden;  Pension 
von  20 — 6ÜÜ  Thlr.  für  Wittwen,  unvcrhuiralhclc  Töchter.  —  I""iir  verschiedene  \\  ittwen- 
und  Waisenkai»en  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig -Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preass.  Staatskasse  in  1876  noch  1,117.000  M.,  in  1883/84 
1*35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ge^.  A.  1S76  daher  3,4'J,  1883/84  5-25  M.  M. 

Die  neueste  prenss.  Gesetzgebung  t.  1882  (Ges.  v.  20.  Mal  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittelb.  Staatsbeauitonl  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  Ut^berL'anps  von  einem  zum  andern  System.  Sie  lullt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgeuiciu  Waisen  Pensionen  einrichtet.  Von  bcaouderen 
Pensionskassen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unvor- 
heiratheten  (3-'4  v.  !  ■  :.sioiisf;il;,  Üiensfeinkummen)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  erentuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwaebsende  PoidenslasL  Diese  Xiniicbtong  bedintet  viel  Yerrechnongsarbelt  (erbeben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlun^^eii'  ^  Jie  sich 
ersparen  Iie-=i^ .  wenn  die  Minimalponsionen  ohne  Weitres  als  Consequeazen  des  ehe- 
nial.  Buboiduugäauäpruchs  bchaudult  wurden  u.  demnach  jene  Buiträge  wegfielen  (wa^ 
für  eine  weitre  Reform  geplant  werden  soll  n.  dann  eben  eine  entq^recbende  Gehalts- 
.•rh«<hin!L'-  wäre).  Das  „Wlttwengeld"  beträgt  iMTuial  der  normalen  Pension 
des  Beaiuieii  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengold  'i^,  bei  Doppelwaisen  Va 
des  Vittwengelds  ftlr  jedes  Kind  bis  zum  roUendeteD  18.  Lebensjahr.  Das  Wittwen - 
A.  Wayacr,  F1iiaaswiwi«aMlulL  I.  8.  Aufl.  25 
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geld  (nicht  d.  WftiMiigeld)  erleidet  eine  gewisse  Ktkizniif «  w«iii  die  Wttt«re  Uber 

15  Jahr  jünger  als  der  verstorbene  Mann ;  es  fällt  auch  fort  bei  Ehe^  hli  ssunp  innerh. 
3  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  £hcschlicssung:  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwengeid  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatL  Wittwenanatalten  stehen  u.  auf  das  neae  W.  u.  W.^d  vorzichteo. 
Andrenfalls  siml  sie  berechtigt,  ans  jenen  Anstalten  auszuscheiden,  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  £tat  f.  18Sä/S4  sind  die  Kinuahmeu  aas  den  W.  u.  \\  .  geldboiträ^n 
iMi  den  einzeben  Yenraltangeii  nacbgewiesen  n.  einÜKh  zur  Declrang  l»iifeader  Stuti* 
MSgabcn  verv^'anclt. 

Mit  dieser  neuen  Kegelong  schliesst  sich  Preusscu  u.  d.  D.  ßcich  dem  in 
Sachsen  (ü(S.  r.  7.  März  1S35  ü.  9.  Apr.  1872),  Würtemb.  (Verf.  v.  1819,  §.  50, 
Ges.  V.  2S.  Juni  1876  ,  lU.loii  (Oes.  v.  1^10,  1810,  23.  Jmi  1876),  Hessen  (Ges. 
V.  1808,  22.  Juni  1S61,  29.  Doc.  JS71)  bestehenden  System  an,  wonach  also  allo  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  DicusteinLommcn  u.  s.  w.  zu  leisten  haben  u.  die  Uinter- 
httebenen  Quoten  dieses  iünlcoinmens  ah»  Pension  beziehen.  Ob«  wie  gewöhnlich  noch« 
die  Beiträge  in  besondere  Pcnsionseassen  oder  wie  in  Preosscn  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesen  *  ist  nebensächlich.  Es  giobt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten,  wo 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  n.  die  HinterbUebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkouinten  odur  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Wcim. 
(Ges.  T.  6.  Apr.  1821),  Sachs.  Mein.  ((ies.  v.  27.  IVhr.  1s72\  Eis.  Lothr.  ((Jes.  v. 
24.  1>6C.  1S7S).  S.  Elster  a.  a.  0.  S.  132,  der  dcmuacb  die  Gesetze  classificirt 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Znlninft. 

üeber  Baden  s.  Rau  I,  §.  65  Note  r  \i.  meine  Fin.wiss.  1,  S.  197  der  2.  Anfl. 
Durch  Ges.  r.  2d.  Jan.  1874  wurden  die  üeiictcupenaionen  am  15Vo  erhöht.  —  Ueber 
Baiern  s.  ebeuMs  Raa  I.  §.  65  Note  e  n.  die  vor.  AnH  dieses  B.  I«  8. 198.  P6zl, 
Yerwalt.recht  §.  207.  Es  erhält  die  Wittwe  Vs  der  Besoldung  oder  des  Ruhegdialtes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  znr  Versorgung  oder  bis  zum  Schhiss  des  20.  .lühres  vom 
Gehalte  der  Mutter,  ein  eltcniioses  Kind  dessen,  was  diu  Mutter  empiangcu  wurde. 
Nnch  dem  baier.  Etatsges.  fbr  1876  sind  nnch  die  Wittwen-  and  Waisen pensionea 
allgemein  Tim  ö"',,  und  in  gewissen  Fällen  ansserdem  noch  je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  und  207«  erhöht  worden.  A.  im  Et.  f.  1876  an  Pens. 
Q.  Snstentat  der  Wittwen  v.  Waisen  3*11  MiU.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in* 
einer  and.  Kubr.  —  Ueber  WUrtcinlH;rg  Kau  I,  g.  65,  Note  e,  vor.  Aufl.  S.  198, 
Herdeg:en.  S.  177,  Hiecke  a.  a.  i>..  S.  11^.  Seit  d.  J.  1878  sind  niit  anderen 
Verbess.  d.  Pensiun.-n  ;ii]>  h  mittelst  neuer  oder  erhöhter  StaataiUäohUäüc  die  W  irtwea- 
und  \\"aisen|iensiün<Mi  gesttnt^ert  wnrd.Mi.  Neueste  Ordu.  durch  Beamtenges,  v.  1870 
Abschn.  \\,  f.  d.  Volksschullchrer  durch  ^i-  a.  v.  30.  Dce,  1ST7,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  Ges.  v.  12.  März  1878.  Besondere  Kassen  geblieben,  Normaipens. 
der  Wittwe  ^/^  der  eventnellen  Nonnalpension  des  Gatten.  Beitiüge:  Eintr.ge]d  ?.  V« 
des  ersten  Gehalts  ii.  der  Geh.erhöh. ,  dann  '2^\,  des  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszuschuss  lsS.«i  208,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiencr.  Fonds 
der  Civilstaatsdiener- W.kasse  1880  5,021,600  M.,  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Aach  im  K.  Sachsen  Krhöbung  d.  Wittwon-  a.  Waisenpensionen  um  10,  15.  20*/., 
durch  (Ies  v.  In.  Juni  l'^TI.  —  Ueher  Oesterreich  i\\'est-1  s.  Blonski  T,  141  tf'. 
Allgem.  Pens  et  d.  Civilvcrwalt.  (ohne  d.  gemcinschaftl  Etat)  IbbO  13'90  Mül.  11., 
wovon  1384  Qniescentenbezilge  mit  0.708  ,  8755  Pens.  t.  Beamten  n.  Dienern  mit 
7  60,  12.720  Pens.  v.  Beamten  -  n.  Dienerwittwcn  mit  3-U86,  6606  Erzieh.beiträj^e  f. 
Kinder  mit  0258.  24,070  „Provisionen"  mit  l  ooO.  9560  „Gnadengaben"  mit 
0*666  MiU.  fl.  Ueber  Frankreich  s.  Block'«  dict.  Art.  peusions  §.  54  ff.  —  Die 
Wittwen-  u.  Waisenpens,  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbessemn|f 
durch  private  L  djerts-  oder  Kentcnversieherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  R**- 
soldungen  mciistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
Aibeit  anch  in  BetreflT  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kUmneTlicle'  T.oos  der Beamtt;!! wittwen  /.eii.'^t  es  drastiseh  jrrini;:.  S.  aneli  T^lsft-rS  ir?n. 

Geschichtlich  hat  sich  das  gcsammtc  Pensionswesen  regelmässig  zueilt  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  (inade  in  dasjenige  des  Hechts  hinttbergeirangcn.  In  seiner  jetzigen  Einrichtnnp 
besteht  es  zunächst  für  den  höheren  und  für  den  Subalterndienst,  filr  den 
nach  der  specilischen  Eigenthümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Nothwendigsten  ist    KQr  die  Unterbeavten  (Diener)  kftnato  es  entbehllieher 
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erscheiDeD,  ▼eU  hier  keine  specifische  Vorbereitung  nothvendig  ist  und  diese  Beamten 
auch  im  Privatdienst  leichter  unterkommen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  snch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  dos  Dienstes  tvi^-  ihrer  selbst  neuerdings  die  ,  Bf^amten- 
qualität",  wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  bubaltern- 
«beiitl«  aiierituiiit  worden,  was  dann  andi  hier  zur  Avsbfldnng  eines  analogen  Pensions- 
rechts  für  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  fahrte.  Die  Einriclitung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittven-  und  Waisenpensionswesens  für 
niedttn  Diener  empfiehlt  sich  ahn  anch  noch  principiell  ans  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  wild  dann  rielfaoh  für  ^owulinliche  Arbeiterre^ 
hältnissc  als  Mustor  und  als  Anregung  dienen  können«  S.  Eaa  I,  §.  66a,  vor.  Aufl. 
S.  199.    Roispicl:  bad.  Ges.  v.  28.  Aug.  1«35. 

§.  167.  —    E.     Neben   dem  Gehalte  sind  fUr  besondere 

Dienste  oder  för  ausserhalb  des  Wobnoits  zu  voIU'ührende 

Geschäfte  Tagcgrelder  (Diäten)  und  Keisekosten,  ferner 

bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 

ausgehen,  Umzugs  kosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 

finanziellen  Interesse  ist  für  das  Unterbleiben  unnützer  Dienstreisen 

zu  Borc^n.   Sonst  soll  die  Diät  nnd  der  Reisekostenbetrag  zwar 

sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 

gemaebt  werden  kann,  aber  doeb  auch  die  yoUen  Kosten  ersetzen« 

Fflr  die  Diftten  ist  eine  Pansebsnmme  am  Zweckmässigsten, 

welebe  mit  einiger  RQeksicbt  anf  Rang  und  Stellong  des  Beamten 

(ohne  Zopitham)  abgestuft  wird.  Beise-  nnd  Umzngskosten  lassen 

sieb  öfters  speeiell  Terreobnen^  doeb  ist  ancb  hier  ein  Pausch- 

quantuni  im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  jje- 

wirthschat'tet  zu  werden  pflegt. 

Üiäteuorduuiip.  Beisjii- 1  i  reusseu,  iMatcrial  bei  Horrfurth  S.  4S3  If.). 
Yerordn.  r.  2H.  Juni  1825  n<  i)^;  päteren,  u.  A.  bes.  v.  10.  Jnni  1848.  Nenes  Oes, 
f.  29.  März  IST/?  ü'iLi  Tagegelder  u.  Keisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Pancten 
al^eändert  durcU  Uo^i.  v.  2S.  Jani  1875  und  Vcrordn.  f.  15.  April  IbiG  nebst  vei- 
»chied.  aad.  Yerordn.  f.  einzebie  Beantenkatogorieen.  Diftten  gezahlt  flkr  Anfeutiidt 
ausserhalb  des  AVohnortä  oder  des  zugewiesenen  Bezirlis  bei  <  oinmiss.  Geschäften  in 
Dienstang'ele<^<'nheiten.  Abstafung  der  Sätze  nach  Kang-  und  Dionütclassen  (mit 
ziemlich  viel  WülkUrlichem).  Neue  Siitzo  fiir  active  Ministur  3U  M.,  Beamte  1.  Ol. 
24  M.,  2.  u.  ^.  Gl.  18,  4.  u.  5.  12,  aud.  in  Ii  Classen  9,  6,  4'/t,  Unterbeamte  3  M.  — 
Bcisckosten  jetzt  unterscbiol  ;i  je  nach  Reisen  auf  Eisenbahnen  xi.  Dampfscliifren 
Oiier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  kilomet  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Sabtlteinb.  bez.  10  Ff.  v.  2  M.,  f.  Onlerbeftmte  7  Pf.  n.  1  M.)  n.  nach  sonatigen 
Beisen  (p.  K"l  hj  f.  diese  o  Beamtenliategor.  60,  40,  30  Pf)  UeliriLi  n-;  werden 
„erweislich  höhere  IJeiseiiOSten"  erstattet.  (Jcwissc  AhUnderunffen  und  Krhöhungen 
der  Sätze  im  Yeroidnungswcge  äiiid  gc:>etzlich  geblattet  und  z.  B.  durch  die  Verordu. 
vom  15.  Apr.  1S76  erfolgt  —  Umzugskosten,  Erl.  v.  2fi.  M&rz  1855.  Hiernach 
iteine  VergUtunp,  wenn  Tersetzung  lediglich  auf  Antra?;  des  Hcamten  erfolgt  und  wt^nn 
mit  der  Versetzung  eine  Einkommenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  ümzDgflkoBtenTerglltnng  tbersteigt,  —  was  also  wiedenim  nur  eine  der  bedenk!. 
GehaUsschmiilerungen  Ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Bienstclassen  (mit  sehr  starken 
Sprüngen  der  Sat/e,  welche  kaum  den  Verhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
Classen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgem.  Kosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  erstere  von  600  (Käthe  1.  Cl.),  350  (dsgl.,  2.  (1)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
(Subalt  1.  Cl.)  u  25  Thlr.  (ünterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  un  l 
4  Thlr.  i.  G.  Ii)  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Femer  geht  v.  d. 
\'ergQtnnga8nnme  itela  die  HilAe  des  Nominalbetiagg  der  etraigcn  EiDkominenTer- 
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besseranp  ab.  Einige  aparte  Bfiatinunuiigeu  tot  basond.  Beamte.  Jetzt  dieser  £rtais 

V.  1S56  ersetzt  durch  Ges.  r.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  Umzagskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  V.  26.  Mai  1^77.  Demnach  bei  allen  Vcrsetzungcu  l'mzupslioston  ohne  y-ne. 
L5chmalerungen{allgcuj,  Küste»,  nach  den  Bcamteu-Kaugclaisen  u.  anderen  Kubnt  iruugea 
1800,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M.,  Transp.kosten  f.  je  10  KU.  ebenso 
24,  20,  10,  S.  7.  n.  ö,  4),  Aussen!  m  fiir  füi  Person  der  Umziehenden  T.Hge|t:elder 
11.  Keisekosten,  auch  in  gew.  (irenzeu  isirbau  etwaiger  Micthzinsrerluste.  im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diftten-,  Fahr-  n.  Venetz.keeten**  188.H/84  ^Fin.min.)  mit  1  HiH.  M.« 
wirkL  Ausg.  im  D.  v.  1879—82  1-25  M.  M.  (n.  A.  ohne  die  Abgeordn  diäten).  — 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  filr  Geschiftf  im 
Auslände  höber  ah  im  liilaude  unge^ietzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deut&chea 
Staaten  allerdings  za  komischen  Folgen  fllhrt  S.  d  bad.  Diätcoregl.  v.  9.  Mai  1867 
(u.  A.  10"  ,  \Vintcrzuschlag>,  10  Stufen  von  10  fl.  bis  iVs  fl-  In  Baden  besteht  n.  Ä. 
die  ßestiuiwune,  dass  Staatsdiener,  die  ror  5  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder vieder  exstatten  mOasMi,  was  piactiBch  meist  nor  Uoifenltitdebrer  triA 
und  mit  der  wiehtigea  dentflclieii  akademiacben  FrdzOgigjEeit  kaum  in  Ejaliapg  iaL 

8.  Abschnitt 
Per  Real-  oder  Sachgflterbedarfl 

Vgl  Kau  bü,  07,  3iXo  u.  die  Tor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  2ü0— 20(i.  Int 
Folgenden  mehrfacli  gekOnst,  da  der  Gegenstand  wesentUcb  tecbnisdier  Katar  ist 

I.  —  §.168.  Allgemeine  GruiiiUiltze.  Soweit  Sachgüter 
als  directes  Mittel  i'tir  Staatszweck c  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirthschalt  in  der  IJegel  besser 
im  freien  V^erkchr  ein  oder  lässt  sie  auf  Hestelluii^  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  concurrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  SachgtlterproductioD  mit  den 
Privatwirthscbaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
Begehr  gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  Prodnctionsthätigkeit  Knm  Zweek  der  Be- 
schaffnng  dieser  Saehgttter  aaf/' 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  SacbgUter  ist  anoh  hente  noch  vom 
Tolkswirthsohaftlichen  nnd  finanziellen  Standpnncte  znUUsig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  specifisch  eigenthUm- 
üclie  SachgULer  braucht,  welche  die  PrivaUiidueitrie  fast  nur 
für  ihn  liersteilen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
orgauisation ,  wie  sie  das  StaatHwcrk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  (du 
c  u  r  r  c  n  z  unter  den  Privatunternehmern  s  e  Ii  r  gering, 
die  Controie  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist 

Alle  drei  R«  din^'unt-un  treffen  namentlich  f'fteii>  bei  der  Production  von  Requi- 
äitcn  der  Militär-  und  Marineverwaltang  zu.  Aber  8elb:>t  hier  (Krapp!)  und 
vollends  auf  den  meisten  anderen  ticbictcn  wird  die.  entirickulte  Pnvatiaiiustric  öfter 
pa99<«nd  an  die  Stelle  der  Staatsindnstrie  treten.  Am  HInfigsten  bestehen  sonst  noch 
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besonders  Staatsdruckerei cn  u.  selbst  Papierfabriken.  Diese  AiistHlt<n  ren- 
{ireti  selten .  liofem  dv'  bezUgl.  Materialien  oft  «bor  theurer  als  die  Priratindostric 
uud  nicht  immer  be^^ser.  Die  Cautelca  wegen  der  Dewuhruug  des  Amtsgeheimnisses 
in  Bettttff  von  Dnicksachen  und  wegen  des  Drucks  von  Wertbpapiercn .  Papiergeld 
u.  s.  w.  können  wohl  ebenso  Li  i  Privatanstaltcn  getrofTcii  werden.  Wiederholt  wurde 
ü,  A.  in  Oesterreich  die  Abschafiuug  dieser  beiden  Staatsindustriezweige  berathen. 
Es  ist  tncb  die  Papierfabrik  in  Sebldrlmflhl  vertosseit  ▼erden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Htdarf  des  Staats  an  Drucksaelien  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technische  Mustcraustalten  dienen .  zu  behalten.  Uebertrag.  d. 
preuss.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et.  1S82/83  E.  3-155.  A,  2-204  Mill.  M.,  d.  österr. 
Slaatsdruck.  1882  E.  1-172,  A.  1-068  Mill.  fl. 

Bei  den  StaütäbeliArdeii  kürnmt  reR'elmSssi^  ein  Redarf  von  verschiedenen  Sach- 
guteru  ror:  „Amtsbedurfnisse  oder  Bureaukosten'-  aller  Art  (Einrichtung, 
Heiannf,  Bdenebtung  der  Gescbiftsziminer,  Scbreibmaterialien,  Packmaterial,  Bocber 
u.  djil.X  Iiier  empfi<li!l  sich,  besonders  bei  nnteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controlo  zu  vereinfachen, 
das  System  der  ticwährung  von  Pauschsummen  in  Geld  an  den  betroUendeu  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Veirnntwortliclikeit  und  anf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  muss.    Kau  I  §.  6(>. 

Das  Postportu  für  amtliche  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  ids  Staalsanslalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  ren  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  fuhrt  diese  Portofreiheit  der  Hohorden  leieht  ^cder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postan.stalt. 
Daher  die  be!$ondcrc  Verrechnung  des  Porto*s  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  ab  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
'^orh  das  Richtigere  ist.  Dadurch  t  rliält  man  auch  eine  srenanere  üebersicht  des 
wirklichen  Staatsaufvands  uud  der  wahren  Lcibtutigeu  und  Knräge  der  Post  Mit 
Reeht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  im  Norddeut- 
seben  Bunde  durch  fies.  v.  .5.  Juni  1S69,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
dillmL  Trennung  der  Bundes-  und  Einzolataatsfinanzen ,  da  die  Post  fiundessache  ist. 
Postsendungen  in  Bandessachen  (also  ind.  HilHIiuacben  n.  s.  w.)  sind  denn  Moh 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Gee. 

In  dem  jetzt  regelmSssigen  Falle  der  Beschaffim;  des  Sach* 
bedarfa  dnreh  die  PrjyatindQStrle  nam  der  Staat  bei  der 

ßesteHung,  dem  Ahnehmen  u.  8.  w.  die  Gesohäftsgrnndsätze 

grosser  K  i  n  z  e  l  w  i  r  t  h  8  c  h  a  1 1  e  ii  befolgen. 

Dahin  gehören  (Kau  I  §.  34,  35)  aj  das  „Aus bedingen  des  Preises  vor  dem 
Beginn  der  Ausgabe**,   b)  Die  „Benutzung  des  Hitwerbens,  entveder  durch 

mündliches  Abbieten  und  Znschlit,'^  an  den  Wonigstfordemden ,  oder  durch 
Annahme  schriftli  eh  er  (»fft  rten  (  Su  bmissio  nen  U  wobei  man  dem  Weniqrst- 
fordcrndcu,  wofern  sciiic  rer^i-inlielilveil  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
giebt/*  In  neuerer  Zeit  sind  Uber  das  Siibmissionswesen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  liaben  ihren  (Irund  darin,  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  (,{ualität  der  Leistung, 
sidik,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tttehtigen  <)ualitftt 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedrückt,  damit  aber  anch  die  Qualität  der  Arbeit 
überhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist.  Im  üebrigen  ist  das  ganze 
System  der  Subuiinsionen  nur  eine  Consequenz  des  privatwirthschaftlichen  Concurrenz- 
prindpe,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Yerabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vorth-  it-  d  r  f'oneurrcnz  atuli  für  den  Staat  öfters  verringert. 
(.VoFBchr.  der  Lizitation  oder  f:>ubmissioa  in  Preusscn  als  Kegel,  Instr.  d.  0.  R,  K. 
f.  1S24  §.  19.)  —  c)  Abscbliessen  von  Verträgen  über  grössere  Mengen  ron 
Waaren  auf  einmal,  d^  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mchroren  Thei- 
len  besteben ,  an  einen  einzigen  Uebemehmer  (Accordantun)  gegen  eine  im  Ganzen 
aosbedongene  feste  Summe  (.Aversum.  PauschsummeX  (Früher  sogen.  Admo- 
diation).**  (Weitere  BegrOndung  dieses  Puncts  bei  Kau  I  ^.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  203X 
In  Preuss en  soll  die  Ansfahrung  OffentL  Bauten  in  der  Kegel  nicht  auf  Bedi- 
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miiif,  soiul.  in  Verding,  die  Anschaffniig  der  Baumaterialion ,  bes.  Kalk-,  Mauer-, 
Dachstciuc,  auf  Kcchnoog  erfolgen.  8.  EGauef  prouüs.  StMlsr.,  3.  Aasg.  ü,  2,  8.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  ttber  StaaU- 
bauten  und  Staatsgebäade.  Die  AnffUhniDg  und  Erbaltung 
der  den  Staatsswecken  dienenden  Staatogeb&nde  (einachUesalieli 
deijenigen  fttr  Dienstfrobnnngen)  bedingt  ftlr  den. Staat  besondere 
Mtibewaltang  und  bringt  die  Gefabr  grösserer  Ausgaben  mit  sielu 
„Namentlich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschlüge  einzelner 
Beamten  in  Versnehung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unsweek- 
mässige  oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden."  (Ran.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar : 

Kau  §.  *)7  lat  /u  unbedingt  angenommeD ,  lia^ts  die  (itibäudu  dem  Sta^itu  atuta 
tbeurer  als  den  Frivatün  kianen.  —  Uober  die  Bestiininaiifen  in  Preassen  8.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  prean.  SlMita.  8.  Anag.  S.  863  IT.,  in  Ktino  in  dess.  &mI»- 
recht,  H.  Ausg.  II,  2,  »iod. 

1.  Kichtige  Verbindung  von  Centralisatiou  und  De- 
eentraliäation  in  der  Organisation  des  Htaatsbanwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrich- 
tung dner  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministwinm, 

In  Preussöii  ist  die  frtlhere  techn.  i  H  rtiaudircction  von  1770  im  J.  1840 
aufgelöst  und  Ihre  Function  der  Abtheil,  ftlr  lUuwcden  im  Handelsminiäteriom  Über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  AbtL  im  Min.  d.  ößentl.  Arbeiten  Sie  hat  n.  A. 
die  Uebenrachung  der  Geschäftsführung  der  Baubeamten,  die  Boratbung  des  Bau- 
bedttrfuissos  u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauti  n .  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  BaucutwUrfe  uud  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  and  ücberwacbung 
der  Aoafhhning  der  Bnnten.  r.  B6nne,  Stantaraoht,  II«  1,  &  108.  In  den  BazlxlB- 
regiorongan  hat  dn  Baunth  die  Bin-  und  BepmtaiaiiBdilSge  festniaetsoni  ab.  S.  183. 

2.  Abschaffung  der  ftlr  die  Staatszweoke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwoliiumgen  im  Dienstinteresse  ■  1"1  und  im  Staatsdienerintcresse  (§.  162) 
erij^ben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  bciiwer,  eine  pa^Made  Miethwohaong  £a 
finden.  Wo  solehe  Dmatinde  nicht  ▼oriwnden  sind,  dn  konunt  in  Betmoht,  da»  die 
Zinsen  des  Verkelirswertlis  der  (iebäude  und  die  Erhaltungskosten  indir  zu  betragen 
pfieg'en,  als  die  iür  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wiü  US  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  freiüch  abstellen  liaat  In 
Preussen  und  friolier  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Besaiten 
für  die  Wohnung  meisteiis  t  in  Ahmg  von  lo  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  liegol  keine  Micthwohuung  erhalten  wurde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  so 
anzuacUagen,  wie  er  sich  Dur  ebie  Wohnung,  weldie  der  betrelTeiide  Beadite  aonat 
nach  seiner  Lebensweiae»  SteUong  und  den  oitsttbttchen  Verhiltniaaen  bnnehte,  atellen 
wttrde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten,  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbciti  ti  unter  50  Thlr.  oiine  vorherige  Veranschlagung  durch  Baabeamte 
nnmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedttrfen  derBevbion 
der  AnachUlge  dnrcb  die  Baaabtlieiiiing  im  MiniateiliUD.  Rönne  n.  a.  0. 
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4.  Sorgfaltige  Prtlfnng  der  Nothweodigkeü  von 
Nenbaaten  und  grOsBeren  Umbanten. 

Za  ditfem  Behuf  sind  die  VOnsche  and  Vorschläge  der  einzelnen  Verwaltungä- 
beliörden  zuerst  durch  die  Toryesctzten  Behörden,  dann  durch  die  Oh-r- Baubehörde 
genaa  zu  prüfen  und  bei  grösseren  Bautoa  der  VoU8?ertretang  eingehende  Denk- 
schriften  zur  Begründung  Torzulcgen.      grosseren  Staaten  erfidieint  es  jedoch  passend, 

D.  u.  A.  beim  Staatseisenbahnvesen  unFermeidlicli ,  der  Ceutralv.  rwaltung,  neben 
Sperial^nuimcn  fUr  einzelne  Bauten,  im  Etat  eino  angomassoiit'  grössere  Fauschsumme 
für  Biiuien,  unti^r  der  Verpflichtung  hputeren  NivcLwcibCj»  Ucr  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Baieni  waren  für  den  Voranschlag  von  1855/61  ron  den  Kreisregieningen 
3.09r).64ü  fl.  fiir  X  nil)aoten  zu  Zwecken  der  Staat8vcr\valtnn<r  Vf^rlanc^t.  ISTan  ver- 
ininderto  durch  Au4»boheidang  des  ULLEndei-Dringeadoii  die  buuuic  erst  auf  740,U0U, 
dann  auf  515,000  II.  und  anch  bienron  worden  nnr  867,000  Ü.  in  den  Yonasolilag 
für  die  7.  Finanzpcriode  aufgenommen  (Raa  §.  (>7\  —  In  Prcussen  bedürfen 
Neubauten  über  ÖOü  Thlr.  der  Revision  der  Anscliläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheiluog.  S.  über  „Baufonds  '  uiugeheud  Meissner,  preusaiäche  Verwalt.- 
knnde  I,  107  IT. 

5.  Biebtige  BestimmaDg  sweekm&ssiger,  in  angemessenen 
Füllen  kllnstleriscber  and  wohlfeiler  Ansftthrnng  der 
Bauten. 

Zu  diesnn  Zweck  genave  aste  AnseUftg«,  so^gftltige  Revision  derselben  durdii 

die  Ober-BauV»:li'iT!  \  -trenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  für  die  Innehaltung^ 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begrttndang  von  Ueberschreitttogen  und 
bezügliche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Vollcsvertretiing.  Mit  ToUem 
Bedit  soll  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch- künstlerischen  Gcsichtspuncten  und 
BDHHiinnentalem  Character  in  grossem  Umfang  Rechnang  getragen  werden.  Daa  recht- 
fertigt aieli  andi  dnreb  die  Tliatsaclie«  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
.segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  A  r  c  h  i  t  e  <  t  u  r.  :  Richtiger  Standpuuct  des 
Deutschen  Postsecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Kegie  oder  ob  iu  Accord  mit 
privaten  General -Unternehmern,  ob  und  wie  weit  auch  im  ersteren  FaOe  mit  Ver- 
gebung d«r  einzelnen  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special- Accordanten  vorgegangen 
werden  soll,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  dos  Bauwesens  ist  die  Baoaaafubrung  in  eigener  Ilegie  jedenfalls  recht  wohl 
mOgUch  nnd  bei  tüchtiger  Controle  »ack  ittUicli. 

4.  Abscbuitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Anngaben  fiir  die  Bestreitung  der 
Erhebungskosten  der  Staatseinnahnieii. 

Dioser  Abaoihaitt  ist  in  der  ror.  Anfi.  neu  eingefügt  worden ,  weil  es  mir  wün- 
schenswerth  schien,  von  einem  zusamm enfassenden  Gosichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebongskostcn  ganz  im  Allgemeiuen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
In  die  liOlixe  ?od  den  Kinnahmen.  8.  ttber  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  5S6. 

•  I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanzbedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  nnniittelbar  den 
iStaatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklicbuug  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiteu  zu  Gute.  Die  Erbebangskoäton  der  Staats- 
einDahmeo  oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  n.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eing&nge,  sind  nur  das  Mittel  für  den  Zweck  oder  fttr 
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die  BeschafiEung  der  Deckuog  des  eigeotlichen  Finanzbedart's.  In 
den  Etats  rnttssen  diese  Poeten  mOgliobst  vollstibidig  mit  efseheinen, 
weil  ibr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigeiiibnm  die  Wirth- 
sebafUiebkeit  und  die  privattfkonomische  nnd  tecbniscbe  FiÜiigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  nnd  weil  eio  Tbeil  dieser  Ver- 
waHangskosten  —  nemlicb  derjenige  Tbeil,  weleber  etwa  bei  der 
Htaatsyerwaltang  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigenthttmlicb- 
kekeu  grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  Er- 
hebungskosten der  Gebülireii  und  eigentlichen  Stenern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  raehrtach  erwühnte  Forderung  zw  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  voUstftndig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auoh  immer  mehr  nachgekommen.  (§.  109.) 

IL  —  §.  171.  Die  mfigliehste  Besebrftnkung  der  Er- 
hebungskosten muBS  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlicb  erstrebt  werden.  Wie  zo  diesem  Bebufe  bei  den  einzelnen 
Arten  yon  Einnahmen  ▼orzugeben,  ist  in  der  Einnabmelebre  n&her 
zu  erOrteim.  Im  Allgemeinen  hltngt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  yon  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Sicuem 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Fin.m/.wirtijschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Eiimahmeaiten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landesverhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlic  h  mit  berflcksichtigt  werden  muBS;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnabmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt»  Einnahmen  (aneb  Stenern)  mit  höheren  Erbebungskosten 
oft  unvermeidlieb  sind. 

Es  giebt  auch  Dach  dieBer  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  aondeni 

nur  ein  örtlich  tirnl  hi.sforisrh  relativ  /. wockinässiijes  Kiimahniosystein. 
Diett  iit  in  Theoho  und  i'räxi.H  nicht  immer  zur  Uenuge  beachtet  worden.  Das  £in- 
naliiDesystem  kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondern 
ein  geschichtlich  überkommenes  lie^^t  vor  und  verträgt  höchstens  eine  all- 
m  Hüffe  H^»form.  S.  bes.  über  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer» 
System  u.  die  Steuerarten  ^ia.  II,  Jj.  430  Ii.  Auch  bei  dieser  Kcform  ist  die  Ver- 
ringerung der  Erhebnngskosien  mit  ins  Avge  fn  ftsaen,  allein  massgebend 
kann  sie  ;il)er  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dasö  zwischen  den  Staatshaashalten 
verbchiedeucr  Zeiten  und  L&nder  auch  mein  oder  weniger  unvermeidliche  Diife- 
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renzen  in  den  Erhebungbkosten  besteh on  .  wolrlie  bei  einem  finanzstatistischen  Vor- 
glcirh  kuiaesweg»  immer  der  betrett'endea  Fiiianzveriraltung:  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerccliDet  werden  dürfen.  Aach  dies  ist  oft  bei  der  Beurtheihuig  von  Fi- 
nanzen ftboBelien  worden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Vcr- 
baltniHsen  der  ErheboDgskosten  siod  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth : 

„  1.  Staatshaashalte,   in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 

SG haftlicher  und  verwandter  Art  —  ältere  DomilDen,  Feldgüter, 

Forsten I  Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  ferner  aus  Ge- 

btthrenanstalten,  wie  Post;  Telegrapbie,  und  ans  Staats- 

monopolen,  wie  dem  Tabak-  nnd  Salzmonopol,  vorkommen, 

baben  nothwendig  regelmttssig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 

Erhebnngskosten  im  Etat  nnd  damit  tiberhanpt  einen  höheren 

Bnittoetat  im  Ans-  nnd  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 

Staatsansgabe^  als  Staatshaoshalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 

nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jenea  erstgenannten  Uanshalteü  muss  ein  bedeutender  eigener  Aui  vaiid 
aa  Kosten  gemeelit  werden,  xtm  die  Reineinanbme  (oder  das  eigendiehe  Staats  ein- 

kommen  (G.  §.  S4'  erst  durch  besond<  i ^  i  rivatwirthschafiliche  ProducfiousiTocesse 
Zü  erwerben.  Im  AUgemeinen  ist  auü  tiefer  liegenden  politischen,  wirthschaftiichen 
und  technischen  QrQnden  in  früherer  Zeit  nnd  in  den  weniger  entwickelten  VoUcs- 
wirthschaften  noch  hente  die  Einnahmewirfhschaft  mehr  anf  privatitirthHchaftliclie 
Einnahmen,  ältere  Keg^alicn,  Monopole  u.  s,  w.  begründet  als  auf  eigentliche  Steuern. 
Lnter  übrigens  gleichen  Umständen  erscheinen  also  btaatshaushalte  solcher  Zeiteii  und 
Under  mit  einem  leletir  nnd  abeolvt  gtOsasna  Bmttoetat  nnd  atlrkeren  Sammen  Ei^ 
hebuDg:slosteii  als  Staatshaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirthschaft.  Ein  Beispiel 
lür  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  rcrglichün  mit  dem  englischen 
und  französischen  (.foUonds  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
nonopols  abgesehen  wird.  S.  o.  die  Daten  in  §.  104  8.  2S4V 

2,  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnahmewirthschalt 
macht  es  für  die  Erhebungskosten ,  welche  im  Etat  er- 
scheinen, eiuen  Unterschied,  welches  Verwaltungssyatem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wiid. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Versvaltung  der  Domänen  (Fcldgüter),  Eisenbahnen, 
ein^  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hoho  Yerwaltungs-  und  Betriebskosten 
ror,  welche  bei  der  Verpachtung  fasi  ganz  verschwinden.  Die  Brottoctats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pachtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  j^eschichtlich  später  nnd  in  der  entwiclvelteren  Volkswirth- 
schal't  an  die  Stelle  der  Eigeuvcrwaltung  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  o.  S.,  so 
cfadieinen  Haoshalte  neuerer  Zeit  und  rergeacbritteoer  L&nder  wieder  öften,  celoria 

firiboa*  mit  Ideincreu  Erhebungskosten  und  Etats,  hl  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
lUen  im  Allgemeinen  aazunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirthschaftlich  zweck- 
mftSBigcre  System,  so  vermindert  sieli  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirth- 
scliaftiicbe  Kostonaufwrand  des  ganzen  Staataweseos.  Als  Zalilcnbeispiul  kann  der  Un- 
terschied des  Kosten verhältnis-ses  bei  den  meist  rerpach tet<»n  DomTmen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wooigstuns  grOsstentheils 
mf  diea«  VenoJiiedenlieit  des  Verwaltangasystems  zarUckzuführen  iat;  s.  B.  in  P r e  u  8  s en 
1875:  Dnninenoinnalimea  loh  28*4  MilL  M.,  Venraltnngekoitaii  6*1  Mill.  H.  oder 
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2I*57„.  ForsteinnAhmf^  roh  511  Mill.  >T.,  Vorwahun^^  u.  T^etrieb  2y{)  Mill.  M.  o-lr-r 
öU'l  Va<  1a  Frankreich  erscheint  daa  i^elbstrerwaUete  T&bakmouopoi  (incl.  Fairer- 
moD.)  mit  310  MUL  Fr. loh  «nd  63*2  MUL  Fr.  Ausgabe;  in  Itatien  d.  verpachtete 
TabakmoDopol  mit  76*1  MilL  Fr.  BoheiiiD.  und  wm  56.000  Ft.  K«tmt 

i;.  17.^.  —  3.  Von  besonderer  Bedeutnn^  sind  die  nat lir- 
lichen und  die  aus  den  Zeit-  und  LandesverhHltniBKpn 
ents[)ringciidea  l  nterscbiede  in  den  Erbebungskosten  der  Haapt- 
und  Unterarten  der  Steaern. 

Zunächst  sind  hier  aneigentliche  and  eigentliohe  £r- 
hebangskosten  zu  nnterscheiden: 

a)  Die  nn  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  Terbnndenen  einzel-  und  eventnell  anch  ToUuwirtii- 
Bchaftliehen  Kosten,  welehe  direet  oder  indirect  Btonerpliiohtige 
Uber  ihre  geeetzliohe  Stenenehnldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  daae 
diese  Betiüge  anch  nur  alo  Roheinnahme  in  die  Staatsicaue 
kommen.  Hierhin  gehören: 

er)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
W i d e r r e c b t Ii c b  k e  1 1  e  11 ,  Hestecblichkeit  n.  dgl.  ra.  der  Finanz- 
organc  dem  i'ublicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
druugen  werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  io  Zeiten  und  Liiiiilern  mit  nngrenügentler  Tvechfs- 
sicherheit,  roher  Coltar.  Die  iadirectea  Steuern  (Zölle,  Thoracciseu  u.  A.  m.),  aber 
auch  diittote  Stenern  geben  dam  Vermilaaiiiaf.  AbMIfe  Uoft  In  gcnui^ender  Beeol- 
dung  der  Beamten,  scharfer  Cootrole,  unerbittlii  lier  Strenge  von  oben,  i  iL'Hcutlichkeit 
Alles  romemlich  eist  im  entwickelten  8taate  auf  höherer  Caltnnitufe  der  BerOlkenuig 
zu  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  tUr  die  Einzelnen 
nnd  fttr  die  Volkswirthsohaft  dlrcct  und  indirect  durch  ihre  nn- 
Bweckmässige  Anlage  und  Dnrc hführnng,  ihr  Gontrol- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Produetion,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschille 
der  Steneihemessang  nnd  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeits  personal  ftlr  die  Steuerpflichtigeii 
mit  sich  bringt 

S.  Bergius,  Fituuuwi^.  1.  Ausg.,  8.  Namentlich  sind  es  die  iudirccten 
Stenen,  die  Zölle  (Orenisperre  nnd  Gieoireifcehncflntrole.  ZeUmanipQlattonen,  dgene 

Leute  des  Kaafmanna  zur  Besorputier  dieser  G.^sfhüftc),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schiacbtsteuer  u.  s.  w.)^  die  bei  der  Circulation  gewisser  Waar^n  im 
Inland  erhobenen  Steuern  igeriüse  Weinsteuern),  die  bei  der  Production  crhobenca 
Verbrauchssteuern  iBicr-,  Branntwein-,  Zuckcrstener)  u.  a.  m. .  welrhe  solche 
Erliebuncrskosten  in  zum  Thcil  bedentnidem  Retragc  mit  sich  bringen.  8.  Fin.  II  §.  516. 

Die  ernte  wie  die  zweite  Art  dieser  uncigentUchon  Hrhebungskosten  Usst  «ich 
Mttdflich  nleht  ziffermlMig  fj^enan  anschlagen.  Beide,  die  nreite  besonders  in  nnseien 
houtignii  Staaten  mit  allgemein  verwaltender  indirectcr  Besteuerung,  fallen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eifentlichen  TolkswirthschaftUoben  Etats  der  Steoenr- 
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liebojigBliosteii  neben  dem  im  Fiaanzetat  erscheinenden  Koetenbetnife  ins  tiewicbt 

Veroinfachnug  des  Stcoenreaens.  Vorherrschen  der  directcn  nnd  nnter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommenstcaeru  haben  o.  A.  den  Vortheü.  den  auä  jenen 
KMtan  ddi  Mgebendflii  Betrag  der  Last  des  StMlsveseiu  zu  TermiDdem. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steueru  sind  der 
Aofwand,  welchen  die  FinanzFcrwaltang  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Stenerpäehter  gehören)  für  die  Einsiebang  der  gesetz- 
lichen StenerbetrSge  machen  mUsaen.  Sie  gehen  daher  anch  dnreh 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltnng  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  möglichste  Vennindemng  dieser  .Erhebungskosten  ronss  selbst- 
verstilndlich  das  Ziel  sein.  Die  Hohe  dieser  Kosten  hängt  nun 
Im  AUgemeinen  ab: 

a)  vom  Znstande  der  ganzen  Finanz-  nnd  speciell 
Steuer  V  er  waltuug. 

Einen  Einflute  ftbt  dabei  das  vorherrüchende  Steacrhübiiiig:ssystom  aua 
(Pacht,  Regfie,  Erhebung  dttch  VennittloDg  der  Selbstrerwaltungbkürper ,  besoiiden 
d<  r  r;*  ineiudö,  Abfmdiuig,  a.  FÜL  it  S*  Hl^'       «bie  wichtige  Angabe  fnt 

Steuertechnikei  ror. 

ß)  Weiter  ist  die  Snmme  der  ErhebnngsiLosten  des  Stener- 
wesens  tob  der  Wahl  der  liaaptsitoblichston  Stenerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letarteveo  briofen  wenigstens  in  der  Kegel  wegen  der  EiBTichtugeik 

dur  Erhebong  und  der  Controle  höhere  Kosten  als  andere  mit  siob.  Namentlich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirectcn  Verlirauchsstcucrn .  den  Grenzzöllen, 
dütt  iniäudiachen  Verzehrungäüteucrn ,  welche  iu  der  Form  von  Steuern  haim  l^rodu- 
centan  (Bier-,  Branntwein-,  Zockerstenefn  n.  A.  m.)  oder  ron  Tboraccisen  in  den 
Städten  a.  8.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  d  r  Stcfiern 
nach  auf  diesen  Ponct  Bttcksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
eft  Afters  vnmOgUch«  bloss  wegen  der  Hftbe  der  Exbebnogskosten  eine  Steuer  oder 
w^igstens  eine  Stouergattung  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steucrarten 
rorwalten,  mttssen  die  höheren  Erhehnngiskosten  mit  in  den  Kauf  gfinommcn  werden. 
£s  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  V  olkswirthschaft,  der  Volks- 
caltar,  dos  Sittenzustands  maus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steveni  mit  feiingoreo 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  liuh  r  ri  ErliLb(iti>cskostcn  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  diiecte,  besonders  Einkouimcnsteueru  au  die  Stelle  von  indirecton  Verbrauchs- 
■leiiem.  Audi  dies  ist  in  den  Gontroveiseii  Itber  Stenerwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.   Näheres  aucJi  darüber  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlehre. 

Nach  r.  Czßrni^.  flsferroich.  Budg.  II.  5n5.  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptbichl.  Culturstaaten  Europa  s  die  Erhebungsliostm  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  ate  di^.  der  indirert' ii  (diese  excl.  Monopule  v»  Regale),  eine  Differenz, 
w.'lrlio  bicli  zwar  »'twas  vermindi-rt,  :ili>  r  nicht  vci^cliwiiulet ,  wenn  bei  den  directou 
Stoaem  die  öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilweise  rou 
der  GottoiBde  g:ttra^enen  Crhebongskosten  eingerechnet  werden:  Or.  Brit  z.  B.  bei 
den  dir.  8'2,  den  inlir.  Steuern  4'2,  Frankri  icli  51  u.  8*8,  Preussen  4  u.  90, 
Oesterreich  H"2  u.  lO'S,  Baiern  .*)'()  u  '♦•>  Holpien  frl  u.  11'5.  Ausnahmen 
V.  d.  Kegel  kommen  übrigens  vor,  i.  11  iu  i'urtugai  u.  lloUand,  waa  sich  aber  besond 
eridiren  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosse  u.  kostspielige  V'orbe- 
rnitungsarbeiten  benöthigen,  daher  besonders  bei  <l<r  (Jrnndsteaer  Kataster!^ 
wtirden  dich  Übrigens  höhere  Erhebaogskosteu  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
ud  AmortintionäoetMi  des  in  den  Katastern  n.  s.  w.  steckend»  Kapitab  mit  ein- 
rochnete. 
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Auf  1  UeÜA  Zottlinio  kamen: 
QoadratmeUett  mit  Einwohnei 


y)  Aach  bei  ein  und  derselben  Steaerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erhebangskosten  nach  Zeit  nnd  Land 
öfters  erbe  blieb  yersebteden,  namentUeb  naeb  folgenden 
Umständen: 

aa)  Der  Sittenzns  tan  d  der  einen  Bevaikerung  verlangt 
mitanter  nrnfassendere,  mitbin  meistens  kostspieligere  Steuer- 

controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  fi.  gc4[enaber  dem  ZoU-  und  Thoracciseoschmuggel,  der  freilich  weseuüich 
Mich  Ton  der  HAhe  der  Steoenitse  mit  abblngt 

bb)  AebttUch  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verbaitnisse  eines  Landes  ein.  > 

Z.  B,  die  Lage,  <Jr?t:iIt,  die  Grenzverhältnisse  (See,  Gebirge,  Flüsse,  oonvciifio- 
nelio  OreozeD),  das  Verhältnis  der  Urcnzläego  zum  Inhalt  und  zur  Bcrölkerung  dos 
Steuergcbiüta  (Land,  Stadtgebiet),  die  rerticalc  Cenfigaration  des  Landes  u.  dgl.  m., 
so  besonders  bei  dan  KMten  der  Zölle,  st&dtisehcn  AceiBeii,  voil  Gondole  und 
Scbmaggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbritannien  genicsst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  vor  dea 
melsteii  LlBdem.  Aneb  in  der  im  Text  gentODton  Besiflliiiiig  war  die  Ervdtoxaaf 
des  p  r  I  11  s  i  s  h  n  zum  Zollgebiet  des  ZoUrereiii»  und  dlo  allmllige  Aoadehiroiif  d€t 
letzteren  sehr  wohlthätig.   So  war  z.  B. 

Länge  der    Inlialt  des 
ZolUinie  Zollgebiets 
1073  Meil.    5045  Qu.m.  4  70  c.  10,100 

15(>4    „        3456  2  21  c.  13,600 

120$  „       7729  6*41  6.  19^00 

1105    „        8245     „  7'4I  c.  25,600 

1066   „       9045  8*48  c  30,300 

1114   „       966«     „  8-68  c.  S4J60 

1127    „        9858  8-75  c.  86,100 

Vgl.  Vieh  ahn.  Staf.  Deotschl.  l.  (185*^1,  227  u.  pass.  Einigermasscn  mttssen  die 
ZoUerhebnngsiiOHten  ((irenzwache  o.  s.  w.)  mit  der  Aasdehnung  de^  Zollgebiets  sich 
reUtir  reinaidem,  «Ise  in  umgekehrter  Riohtang,  wie  die  auf  1  Meile  Zolllinie  fallende 
Gebiets-  tind  Bevölkerungsmenge  sich  bevegeo.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo, diese  Kosten  von  Uber  16  meist  auf  anter  107«  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  nfisseii  daher  unter  Umstinden  nnfeibUtnissinisalir  bebe  ZollTervaltungskostea 
anageben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jahrh.  60—70%,  Viebahn,  Stat.  I,  159, 
Belgien  1S31  I^co  norh  •>7-l%)  —  Achnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 

schen Accisen.  So  tordertc  diu  preuäs.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  bei  Städten 
mit  Uber  100.000  Elnv.  8'5,  airisolieii  SO— lOO.ooo  14  3.  zw.  15-30.000  £.  17-5, 
zw.  10-15.000  K.  22*2,  unter  10.000  E.  26-5  7.  Koatoo  (Pieius.  Statist  Zeitsehr. 
1868,  S.  81). 

ee)  Ancb  die  Verkebrs-  nnd  Prodnetionsverbftltnissey 
die  Besebaffenbeit  der  Commnnicationeni  z.  B.  Land-  nnd 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkebrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  Uber  zabireiebe  Orte  sind  ron  ßinfluss, 

so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchsstenern. 

Gross britannieit  hat  hier  wieder  den  wesentlicheu  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
daes  sieb  sein  Haaptrerirebr  nit  den  Auslände  auf  einige  Hanptbiren  vor<0|riveia« 

concenfrirt.  So  wurden  z.  B.  lSr>9  von  22-22  Mili.  Pf.  St.  Zollcianahme  104S  in 
I^ndou,  316  in  Liverpool,  3'41  in  allen  anderen  engl.  Uäfen,  3  07  in  scbott,  2*1  ia 
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üL  Hifoa  eAobeo  (Hartin't  itateBman's  yatfb.  t  1872.  p.  262).  Auf  die  beiden 

Haapthäfen  kommen  also  47'2  and  14'2,  zusamuieti  61*4 Vu  Zolleinnahmc.  In 
D  entsrhiand  nh*  rwief::t  (1>T  Verkelir  t-iiizclner  Zollämter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  V  uui  i^iü^^augs/üU  d.  J,  Iblö  von  1 20*83  MiU-  M.  kam  i.  IL  zur  Erhebung 
im  Hanptamtsbezirk  Berlin  10'2U,  in  Uambaig  4*56,  Stettin  5*02,  KOln  5  4,  Leipzig 
5*24  MUI.  M..  also  in  diesen  5  grnssten  Aemteni  znsammeu  uor  :{0'42  Mill.  M.  oder 
c  25' 1 7f»  ^  26  weiteren  Aemteru  je  aber  1  biB  unter  4  MÜL  M.  I>er  abrige  Ver- 
kelff  FeraeUto  eich  uf  eine  Unzahl  Aemtw  nilt  Belrigen  von  weniger  «b  1  Hill.  H. 
(Yierteljahrsheftc  d.  Statist.  .1.  D.  Reichs,  ISTR  ,  4.  Jahr-.  B.  XX,  II.  1,  Abth.  2, 
S.  109  fl'.>.  Natürlich  müssen  aich  hier  auch  die  VervaltUQgbkosten  höher  als  in  Eng- 
land stellen.  —  Achnlich  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntweinbesteuerung  der 
Umstand  in  England  gUnstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  in  Dentsdblnnd  nngttnstig,  dass  sie  aicli  auf  zaiiUotte  lAndL  Brennereien 
vertheilL 

dd)  ^icht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswohl- 
Stands  wiehtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
h(Sherer  StenersKtie,  wobei  die  Kosten  sieh  regelmässig  günstiger 
steilen. 

Es  Hast  sich  dies  an  den  venchiedemtan  Stenen  naehweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Yorbältniss  des  Roh*  Und  Beinertrags  des  Tabaklhonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  hdherem  DurchschniUswohlstand  der  Preis 
der  Tabakfabrikate  80  boch  gestellt  werden,  daaa  er  eine  Steuer  ron  70 — 80  Thlr. 
per  Centner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  Uosb  c.  38  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  Sötbeer,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  ans  diesem  Grande,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  bind  diu  Erhebungskosteu  in  Oesterreich 
hOlief  als  in  Frankroicb,  dort  (Weat-OesL)  1875  c  41—42»  1882  35—98.  in  Fiank- 
reicb  (ind.  Pnlrennonopel)  c.  20,  1882  c  19V«< 

ee)  Endlieh  darf  die  Entwieklnng  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Privatreiebthnms  einzelner  Olassen  und 

Individuen  als  von  Einfluss  aul'  die  Erhebungskosten  geüannt  werdeu. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trlren  vnd  mit  geringeren  Gontrolen«  (z.  B.  grosser  Poeten  mittebt  Stempels 

erhobener  Gebühren  und  Stenern  in  wenigen  steuerbaren  Aden,  oder  hoher  einzelner 
Einkommenstcucrbcträge).  In  Preussou  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  Uber  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  l'ti,  der  CUsscusteuer  (früher,  von 
1800  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4*07««  wenigstens  znm  ThttU  auf  jenen  Dmstand 
mit  zorückzuftlhren  ist.  Die  niederen  Sät^e  der  Glassensteuer  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Muhe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  fUr  die  Besdelier  eines  Ideinen  iänkommens  mifqiriclit  n.  f.  d.  1888 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stofen  vesen^cli  mit  ins  Gewidit  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Kenntnfss  und  richtige  Wflrdigung 

aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Kachbar^staaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebuni^skosten  überhaupt  geschehen 
kann ,  Stenern  fllr  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  Uber  die  im  concreteu  Falle  sich  findenden  Er- 
hebungskosten ein  richtiges  (Jrtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
welche  Steuersatze  im  Inland  autgelegt  und  welche  Kosten  für  die  Controle  verwendet 
werden  mlkssea  (eltemalige  preius.  Klagen  tber  die  niedere  Salzstener  Hannoveis). 
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Die  genaue  finanxBtatistische  Feststellnng  der  Er- 
beb  HD  gekosten  einer  Stener  ist  aneb  zn  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  bat  jedoeb  ibre  bedeutenden  Schwierigkeiten ,  weil 
in  der  Regel  manehe  Posten  der  ErbebnngskosteD ,  z.  B.  ftlr 
Controleinricbtnngen ,  mehreren  Stenern  gemeinsam  sind,  z.  B.  für 
die  verschiedenen  Arten  iniicici  \  crbraucbsstenern  oder  ftlr  diese 
und  die  Zidle  (l  iüimz.waclie)  imd  weil  die  allgemeinen  Kosten  lür 
die  oberen  Organe  der  Finanz verwaliiiDg  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  des  Volks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtszustanda 
auch  die  Erhehnngskosten  der  Finansverwaltung,  spe- 
ciell  im  Stenerwesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weil  dann 
Stenern  mit  an  sich  weniger  Erhebnagskosten  eingeführt,  theila 
weil  bei  derselben  Stener  weniger  Gontrolansgaben  gemacht  nnd 
mit  dem  gleichen  Arbeitsanfwand  höhere  Stenersfttze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  Uber  die  Erhehnngskosten 
der  Steuer  liann  die  Finanzwissensohaft  nicht  anfstellen.  Histo- 
risch nnd  örtlich  relativ  ist  anch  hier  Alles  zn  fassen. 

Aach  bei  ausserordentlichen  Eiuiiahmen,  z.  B.  bei  den  Eingäugtiu  aus 
Creditoperationen,  Anleihen  n.  s.  w.  kommen  Kostan  Tor,  welche  vnter  dio 
Kubrik  „KrhebungskostLii''  fallt.u:  einmal  Drucksachen  ((Obligationen.  Sta.itspapicrgeKI 
u.  8.  w.),  dann  namentlich  Banquicr-  und  ähnliche  Prorisionen.  Frankreich  be- 
reclmet  di«  KoiteD  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliirdeii)  «of 
SSI  HilL  Pr.«  worunter  eich  nber  andere  Poeten  mit  befinden. 

Zweites  Kapitel 
Einzelne  €legenstitnde  des  elgentlieben  Flnanzbedarfs* 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierftr  hingt  von  dem  Umfange  der  vom  Staate 

uhcriiuminencn  AutValn  n  and  von  der  Darcb fUhrungs-Art  dieser  letzteren  — 
^  «  rwaltungssystem,  wo/.u  von  dem  hier  massgebenden  Gesichtsponcte  aas  auch  die 
Kcgieruugsform  selbst  gehört  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monarchie, 
Kcpublik  Terschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ah.  —  In  dieser  Beziehnng  sind  die  leitander 
<t<'^i<  htspuncte  politische,  vuRsw  irthschaftliche,  sociale  nnd  verwaltungs- 
tcchnische,  nicht  unmittelbar  iinanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchfuhrung  der 
Aufgaben  letztere  onremddUch  nitspndien.  Die  nihere  BegrOndong  der  einzelnen 
Staatiithätigkciten  gehört  flalit-r  nicht  weiter  in  die  Finanzri^^|  iiscliaH,  als  si.-  oben 
erfolg!  ist  (§.  ;<3  u.  84  .  Kur  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Ütaats- 
iehre  und  auf  die  speciuUe  V^crwaltuugsleh re  ^einschliesslich  der  Lehre  von 
der  wirtbschaftlichcn  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  B.  1  ili<  ses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oukon.)  2U  verweisen.  Ygl  im  Alken.  Kau's  Volkswirthschaitspolitik  iSyst  U), 
Koscher  s  Syst  If.  n.  Illf  Mohl's  Polficwiss.,  Stei  n  'sVerwnlLlehre,  GxSrnig  's  Sstenr. 
Badg.  verglichen  mitnnd.enropiifichen.  Srhftnberg*»  Hnndh.  d.  peliL  Oekon.  L  Die  Flnnn»- 
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Wissenschaft  hat  die  beätehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegehf-rt^s  hinzunehmen.  In  Betreff'  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirtbschaftlichkeit  and  Sparsamkeit,  d.  k  nichts 
weiter  als  diejenige  BMchrlnkung  der  Ausgaben,  w«iebe  nnbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  •i4).  Im  Folgenden  wird  daher  au«  h  mehr  nur  eine 
Uebersicht  der  wiehtigurcn  einzelnen  (icgunstaiide  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
principicUe  volkswinhschaftliehe  Erörterungen  (eingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Milit&raafwand  unten)  srhiiessen,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebcns  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  robendcbt  schltesst  aich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  grossem  wcrtbe  für  die  Bevrtbeiliinf  der  conereten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  völlig'  laum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  öffentlichen 
(Staats-  und  Selbstverwaltungskörpcrs-^  A usgaben.  Neben  den  älteren  Arbeiten  v. 
Cxftrnig'fl  Bind  diejenigen  Ph.  Uerstfeldt's  jetzt  als  die  bedeutendsten  zs  nennen* 
S.  0.  S.  55,  auch  S.  73  (bes  Beitr.  z.  Hcichssteuerfrage,  Lpz.  IhVJ)  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Conrads  Jahrb.  1SS3  B.  2  tod.  B.  41).  (Eb. 
S.  57  Uber  die  Schwierigkeiten  Tergleiohender  Statistik  der  Amgaben.  weshalb  bei 
der  Schlti  hung  Vorsicht  uMhic  hl.  Iiier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässigc  Kintheiluug  der  Ausgaben  grössere  Uauptgruppen 
des  Finanz bedarfs,  mit  entsprechenden  weiteren  Tbeilgruppen  zu  bilden.  For 
manche  Zwecke  n.  Vergleidie  sondert  man  namentlich  drei  Uauptgruppen:  tta 
die  gosammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
Civilrerwaltung  („CiTile")t  fttr  das  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „Miiitare") 
IL  f.  die  Offen  tli  che  Seh  nid  ans.  Werden  beim  Cirile  nidit  schon  Netto«  Ans- 
gabeetais  zn  Grunde  gelegt ,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möglichst 
alejen^pm  filr  Betriebs-,  Erhobungs*  u.  V erwahungskoeten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsrerwaltungsausgaben  zn  sondern,  um  so  die 
Nettoausgabe  zu  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deck on jriimittel  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unproduetive"  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgi.  „proäuctive'\  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
dm  eigentlichen  Civilansgaben  giebt  fernere  werthvolle  Einblicke  in  die  Finanzlage 
n.  in  die  Verwendung'  der  öfTentliehen  Nüttel.  Im  Allgemeinen  ist  eine  absolut  u. 
relativ  grössere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  Üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopfquoten  u.  nach  Procenten  des  Gesammtbedarft  —  Air  die 
eigentliche  Civilstaatsansgabe  und  ftir  besonders  wdnschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wir  Unterriehtswcsen .  Verkehrswesen,  wirthschaftÜrh»»  Verwaltung-,  dann 
auch  für  Jui»tiz,  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  beurthcilen.  uiui .  vorausgesetzt 
eine  geniigende  militlTische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  odi  r  eine  sonst 
tr-^:^:  Ii' rtr  Lage,  günstiger  als  ein  üeberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
voUends  fUr  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §.  19  enrihnten  Kegeln  n.  Cantden  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betraditung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheilung  reicht  aber  zur 
rirhtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatehaushalts  noch  nicht  ans.  K<  innss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckuugsmittel.  deren  Art  u.  Vertheilung  mit  Kucksicht  ge- 
noniiMi  werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  steuerrechtlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  üattungen  und  Speeles  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  filr  die  Benrthellnng  a.  Seblnssziebnng  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eine  absolut  und  relativ  grössere  Ausgabe  für  die  utTentliche  Schuld 
oder  ftlr  Militär  oder  für  beide  Hauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grossonthciis  aus  Kisenbahucu  herrührt  oder  ihre  Kosten ,  die  Zinsen ,  u. 
der  Militäranfwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  ans  privat wirthschafdichen  n.  dgl. 
KeinertrSgcn  gedeckt  wird,  wie  es  glüi  kli«  her  Weise  in  Deutschland  der  Fall  isL 
Umgekehrt  ist  zu  unheilen,  wenn  Schuldzinsen  u.  Milit&raufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zn  decken  sind  (Gr.biiL,  Frankr.,  Oesterr.,  Ital.).  Unter  Hinweis  auf  die  sdion  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  fUr  das  Genauere  auf  das  rcidn  Detail  d<  r  hrx  hst 
umsichtigen  u.  ileissigen  Arbeiten  Gorstfcldt's  intndime  ich  den  letzteren  die 
Statist  Daten  zu  folgenden  Ucbürsichten  der  Gruppen  des  Finanzbedarfs. 
(Geratfeldt,  Bcitr.  z.  ReichsBl.fr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3  n.  graph.  DantelL.  Daten  aus 
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d.  Zeit  um  1878—79;  dar«,  in  Gonnd*«  Jthrb.     t.  0.  Tab,  19  n.  S.  &7,  Daten 

t  1S82). 

Tab.  I.   Uaaptgrappen  des  staatlichen  FiDanzbedaris  um  1579. 


Dentflclifls 

Qnusbii- 

FkanlE- 

West- 

Boss- 

Reich 

reidi. 

Oester- 

Innd. 

and  Einzel- 

Irland. 

• 

reich. 

Staaten. 

A.  Absoluter  Staats 

•Aufwand  in  Millionen 

KarL 

1.  Kriegsvosea 

4()S 

628 

657 

158 

741 

2.  Schuld 

IS4 

G19 

S51 

2:)7 

1  11.  2  zusammen 

1247 

415 

99ti 

9.  ClrUe  u.  s.  w. 

720 

886 

599 

26t 

884 

Erste  Summe 

1S72 

1818 

2107 

676 

1680 

4.  Girile  ohne  Erbeb,  u. 

Betriebskosten 

442 

237 

437 

IS7 

204 

Zweite  Summe  von  1, 

2  u.  4  oder  Netto- 

ausgabe 

1004 

14S4 

1945 

()()2 

1200 

B.  Dieser  Slaatüaufwaud  iu  Kopi'«iuoteii,  Mark  p.  Kopf. 

1.  Krfegsweaett 

11*0 

18*5 

17-8 

7*2 

10-6 

2.  Schuld 

4-H 

18-2 

23-0 

11-7 

1  u.  2  zusammen 

15-.H 

»«•7 

40.8 

18-9 

1  :?'2 

3.  Civilc  u.  b.  w. 

16-9 

10-8 

16*2 

11-9 

Erste  Summ«.- 

82*2 

47-5 

67*0 

80*8 

28*0 

4*  (  iril   ohne  ErhebJtost 

u.  w. 

10*3 

7*0 

11*8 

bö 

2-9 

Zweite  Summe  fon  1, 

2  u.  4  oder  Nettoana- 

gäbe 

25-« 

43-7 

52-6 

27  4 

16*1 

C.  Dieser  Staaüsaufwand 

[  in  (Quoten 

iProccutcii)  der  ücäammt-Ncttoautigabe. 

1.  Kriegswesen 

42  b 

33.8 

U'l 

61-7 

2.  Schuld 

41-7 

43-7 

42-7 

21-3 

1  u.  2  zusammen 

Ö9ti 

84-U 

77-5 

6S-9 

83.0 

S.  Givfle,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  s.  w. 

■10  4 

22.5 

IT'O 

Einzelne  dieser  BerechnuDgen  weichen  von  den  Gerstfel dt  sehen  darin  ab, 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesammtaofwand  der  stOrende  Posten  „Erhebung«-, 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwaml  f.  die  Einnahm^winnnng"  möglichst  in  Abzug  gebracht 
(d.  h.  in  (t  Tsrf -Idt's  Tal».  2  ii.  8  die  Kubrikon  „Erheb.kostßn  der  Z5lJe  u  St'-nem"  u. 
„andere  Termi»ohte  Ausgaben",  meist  &hul.  Characters)  u.  so  die  „Nettoausgabe" 
(freil.  nur  annihernd  richtig)  ermittelt  ist  Das  ist  namentlich  bei  dnem  Veq^ch 
Dt;ut-i  liliouls  mit  seinen  gro^sfu  Slaatshahncn  ii.  Ri;trii;)).svorwal(uiiK('n  i.Dum.,  Forsten. 
Bergw.)  mit  anderen  L&ndem  nothweudig,  um  cinigermast»en  vergleichbare  Posten  zu 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  FQr  Deutschland  sind  Kuichs haushält  und  Einaal-Staats- 
haushalte  zusauimcngezogen .  bei  Oesterreich  die  Quote  für  die  mit  Ungarn  ge> 
meinscliaftl.  Aiisi::aben  eingesetzt. 

Die  gunstige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rttcksicht  auf  die  weitere  günstige  Yertlnilnng  des  CiviUwdarfe.  für 
Schulen,  Justiz,  w  s.  w.,  auf  den  Urspniag  eines  Haupttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahncn  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckungs- 
mittel 1,8.  0.  S.  74)  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cultas  o. 
Ontcrricht  p.  Kopf  in  Deutschland  20,  Gr.brit.  2*1,  Frankr.  ^T).  Oesterr.  lö, 
Kussl.  O  fi  :siark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  10' 1 — 4'b — 5*0 — o  O— 3'7; 
der  Aufwand  des  Staats  L  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9,  (irbnt.  3, 
Franhr.  2*7,  Oesterr.  2'2,  RossL  0*6  Mark  oder  wiecler  in  %  der  Vettoausg.  bez. 
15*3 — fi'S^.i-^ — s  i— *{  T.  Dabei  ist  noch  des  pcrade  f.  rnterricht  in  Dcutsrbl. 
bedeutenden  Communalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  rttastigste,  nach  allea  Seiten,  welche  far  die  kritische  Be- 
tt rtheiluug  dos  Floanzbedarrs  In  Betracht  Itommeo,  angesehen,  —  trotx  unserea  ,Jiohen 
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Milit&rbodgdK" ,  der  aethwcndigen  (n.  immerhin  mässigen)  Aasecnranzprämio  unserer 
Yolksvirtbsonaft,  unserer  Cultar  n.  unseres  sclbetindigen  nttienalen  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  uocU  uebr  ans  der  folg.  Tab.  IL 

Tnb. IL  Gesnmmtnnagnbe f. eile  OffentL Zvecke  desStants  und  derSelbat- 

verwaltung^skörper  \jm  1^'*2. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Preussen. 

Gr.  Britannien. 

Frankreich. 

Staat 

(incl 
ISeichs- 
onete) 

verwalt. 

Sa. 

Staat  Sa. 

?erwalt. 

Dopart. 
Staat  u. 
Oemeind. 

Sa. 

1.  Knegsweaen 

274 

4 

277 

543       —  34S 

797 

4 

801 

2.  Scbttkl 

IIS 

26 

144 

594       12  000 

901 

252 

1153 

1  II.  3  maanmei 

a  392 

30 

421 

1136       12  1149 

1699 

256 

1954 

S.  Cirile 

364 

388 

703 

360    1143  1503 

854 

677 

1531 

4.  Steoerfcrwah 

SS 

4 

42 

57       ?  57 

S4 

24 

108 

Summe  (netto) 

7»4 

372 

11G6 

1553     1156  2709 

Ibiil 

957 

3594 

B.  Dieaer  Aufwand  In  KopfqQoten,  Pfennig  p.  Kopf. 

1.  Kriegswesen 

97S 

13 

001 

1551        —  1551 

2158 

12 

2165 

2.  Sebald 

420 

•J8 

513 

1697       35  1732 

2436 

681 

3117 

1  n.  2  zusammen 

1398 

1404 

3248       85  S283 

4689 

693 

5282 

3.  Cirilo 

1301 

1209 

2510 

1028    3267  4295 

2309 

1830 

4139 

4.  Stcuenrerwalt. 

136 

15 

151 

162      ?  162 

228 

63 

291 

Summe  (netto) 

2S35 

1330 

4106 

443b    3302  7740 

712G 

2586 

9712 

C.  Dieser  Aofwand  in  Quoten  (Procenten)  der  ^ordentt.  Mettonnstnb«^, 

II  a("l 

1  Abr.u 

g  der  Scbuld 

von  der  ganzen  Nettoansgabe. 

1.  Kriegswesen 

40-5 

10 

271 

56-6       —  25-8 

45-9 

0-7 

32-8 

2.  Givilo  n.  Stoner- 

Torwaltnng. 

59-Ö 

99-0 

729 

43*4      100  74-2 

:>ii 

99-3 

67-2 

Summe 

ioo 

100 

100 

100      100  100 

100 

100 

100 

3.  Scbuld   in  "/o 

dieser  Summe 

17  4 

7'B 

140 

61*9      1*1  28-8 

51-9 

31-3 

47*2 

Ueber  die  Berecbn. weise  u.  s.  w.  s.  Gerstfeldt  a  a.  0.,  S.  11.  Speziell  für 
Unterriebt  (ezd.  Coltus)  berechnet  G.  in  Prenssea  151  (wo?on  Staat  42J«  (Jr.- 
britaanien  120  (voron  Staat  91,  Locveivalt.  nw  29—?—),  FVankr.  196  (iroTen  Staat 
112)  MUl.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538—344—528,  in  */o  ^  Summe  der 
Milit  u.  Civ.au8gaben  14'8— 5-7— 8  0. 

Wichtig  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitere  Specialisirung  bot),  für  diu  Kragen  der 
Vertheilung  der  öffentL  Ansr&ben  n.  des  Aufwands  dafllr  zwiscben  dem  Staate 
u.  den  vexBcbiedenen  KOrpein  der  Selbstterwaltung.  8.  o.  §.  44  IF. 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  lllr  die  TerfwmigfsmXflsige  oberste  Centnl- 

leitimg. 

S.  Raa  §.  45—51,  vor.  Aufl.  dieses  B.  L  §.  97— 102,  jeUt  rerkurzt,  weil  die 
principielle  u.  stantsrecbtL  Seite  nicht  in  d.  Fln.wias.  gebOtt 

§.  174.    Die  hierher  gehörigen  Posten  f3ind  folgende  drei: 

I.  Bedarf  itlr  den  obersten  Leiter  des  Staats, 

A.  in  Monarchieen  iosbeaoDdere  flir  den  Fttrsten,  bes. 
fttr  die  fürstliche  Familie, 

B.  In  Republiken. 

II.  Bedarf  ftlr  die  Volksvertretnngen. 

A.  Wagner,  FlaaenriMinelHifl  I.  !L  Avd.  26 
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III.  Bedarf  fttr  gewisse  oberste  Staatskt^rper. 

I.  A.  Bedarf  für  den  Monarciieu  und  seine  Familie. 
Vgl.  z.  B.  BlniitscUi,  Allg.  SUalarecht,  6.  Aufl.  1876,  II,  191  ff. 

Nach  der  geschichtfichen  TraditloD,  welche  im  Volksbewasst- 

sein  gcwübnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet,  l)edar]  der  Fürst  ein  binläiigiiches  Einkommen  zur 
Bestreitung  eines  umfÄnglichen  und  einigermasseu  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbraonarchic  vou  der  ganzen  fttrstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  aucb  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grand-  and  2.  Tb.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
darcb  Ueberweisung  solchen  Besitzes ,  besonders  Ländereien^ 
aas  dem  StaatsvermOgen  an  den  Fürsten;  drittens  dorch  Fest- 
stellang  sogen.  GivilHsten. 

Die  geschichtliche  Entwicklang  nnd  die  staatsrechtliche  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  steht  natttrlicb  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
venindci Liiigcii j  Wechsel  der  Dynastieen^  der  Staats-  oder  Ver- 
fabbungslormen  n.  8.  w.  F inanz  wir tb sc  haft liehe  Zweck- 
mäsöigkcitsi  iicksichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  i^cgenwarti^  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  docli  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstelieoden  ,,DomaniumB^S  ,,Kammergat8% 
§.  Sd  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aas  der 
Entstehong  nnserer  monarehtschen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklang  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde- 
rang  des  betreffenden  Besitzes  nnd  mit  der  Veränderung  der 
Becbtsqoalität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Finanzbedarf  einer-  nnd  Hofbedarf  anderseits  mehr  nnd  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  anti<juirt, 
mit  bcgicii  lieber  tbeilweiscr  Ausnahme  in  deutscbcu  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  specilisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl  0.  §.  89,  90  Q.  unten  Uber  Domlnenvoson. 
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2.  Der  s weite  der  angedeateteD  Wege  hat  wohl  zn  der  ge- 
setzlichen An  Ordnung  geführt;  dass  für  die  Hofstaatsansgaben 
fortwährend  eioe  ans  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  „Domaniums"  i.  c.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten,  Preussen)  zu  ziehende  teste  Geld- 
summe ausgeschieden  wird,  oder  dass  sograr  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  testgeßtellten  Er- 
tras:e  dem  Hofe  zur  Verwaltung  aul  eigene  Rechnung 
.  (iiannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  aof  das  staatsrechtliche  if'rincip  der  ,,Civil- 
listen''  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deel^nng  des  Hofbedarfs  mehr  anlLnttpft. 

Die  erste  Einrichtai^  ist  in  finanzieller  Hinstellt  buuii  etwas  Anderes  als  ein« 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  in  Preussen,  anf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinwciäen  will.  Sie  hat  etwa  nar  da^  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzaosweise  compildrt  Gofen  die  zweit«  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  verletiit  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Hothei- 
ligten,  Staat  oder  Dynastie,  Ferstösst  gegen  den  wichtigen  (Jruadäatz,  dass  die  sämmt- 
lldien  Ansgaben  f(ir  Staatazirecice  in  den  inrldicben  Beträgen  in  dm  Stantsrechnungcn 
erscheinen  sollen  und  kuin  sdbst  dem  riclitigen  politischen  lafwesse  der  Dyaartie, 
dem  'fie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  v.  IT.  Jan.  182U  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art  59)  2'/,  Mill.  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domlnen  und  Forsten  tta  den  Hof  ab- 
gczoj^cn.  di(!  im  Vor^ribelilaf^e  der  Staatsansg-aben  nicht  anfffcCuhrf  sin  i,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Foniteu  rom  Kohcrtrago  abgeiMgen  werden, 
was  bei  finan9S8tai.Ziu.steUiingen  za  beachten  ist  Die  Samae  ist  eigeatUeh  2,57:3,099 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprttnglich  in  €old  ausgedruckt  war.  Nach  Ges.  rom  30.  Apnl 
1S59  ist  eine  Erhöhnnsr  von  '/^  Mill.  Thlr..  neuerlich  nach  der  ycr;»T55senin^  des 
Staatügcbieta  im  Jahr  ibbt)  vou  weiteren  1  Mili.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Ucntc  des 
Kron-FideicommHS-Fonds*^'  (Ges.  r.  27.  Jan.  186S)  eingetreten,  welche  Betrage  unter 
den  Staatsausgnhen  stehen.  Ueber  die  Staatsrechtliche  Frage  s.  r.  Rttnne,  pieass. 
Staatsrecht,  3.  AuÜ.  4»6. 

Nach  dem  hannOr.  Grondgesetz  von  18SS  §.  125,  126  sollte  ein  Domänen- 
complex,  der  */§  MiU.  Thlr.  rein- abwürfe,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  ubergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  von  (l  U-  rii  mit  600,0ÜÜ  Thlr. 
Beincrtrag'  wurde  wirklich  später  (uuter  dem  letzten  König  ?.  Ii.,  iicorg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedocli  in  Bezog  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Guter  zu  starken  Be- 
schwerdi-n  Veranlassung  fs.  «1.  betreü".  Schrift  vuii  Mi  inel,  die  durch  die  G ei^ensrbrift 
von  V.  Bar  nicht  widerlegt  i&t,  Uber  diese  Augeiegcuheit).  Diese  Dumäncnausschei- 
dang  bat  zor  UnpopnlaritSt  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert.  In  dem  später  wieder  ^u^pendi^tcn 
Vertrage  des  Könips  (it  ori;  mit  der  Krone  Preussen  von  l^flS  wurde  die  Entschädigung 
der  verttiebeuen  Dynastie  nicht  in  Land  (mit  Ausuahmu  einer  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  atipuliit 

§.  175.  —  3.     Fürstliche   Civillisten.    Dem  heuti?:cn 
Verfassungswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Rediuf 
Hissen  der  staatiiclieu  Finanz wirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen.  „CivilhsteS 
d.  b.  die  durch  Verfassung  oder  besondres  Gesetz  eriolgeude 
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Ueberweisong  einer  bestimmteD  Oeldrente  aus  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  KcgcluDg  wird  natürlich  vou  concreteu  politischeu  Vorgängen 
in  dem  betreRenden  Staat  u.  in  der  Zeit,  wo  sio  erfolgt,  wesentlich  mit  abhängen. 
Mehrfach  ist  damitf  bes.  in  Deatscliland ,  eine  vcrtrag-sm  issig'c  Regelung  der 
Kechtsverb&ltnisse  des  älteren  Domaniunit»  oder  „Kammerguts**  rert>anden 
▼otden  oder  der  Festatelltiiig  der  Girillisteii  vonngegangen ,  wozu  bierbei  toeb  die 
passendste  üolegenheit  war.  Puncte,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwisseiisrhaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  bich  noth- 
wendig  nach  den  spccicUcu  VcrhältuibSea  des  ciazelneu  Staats  und  der  einzelnen 
Dynastie  richteten.  Ceber  die  deutseben  TerbiltnisM  8.  Geoig  Meyer,  deoteebes 
Steatancbt  (Ldpz.  1878),  §.  94,  202. 

Zu  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Civilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Puncte. 

a)  In  allgemeiner  finanzwlrthsehaftlicher  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Civilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  KUckaicht  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Ftlrsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
und  Kleinstaaten  die  CiTiliiste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsanfwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  mttssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sieb 
die  Hobe  der  GlTlUiste  mit  naeb  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  flbrigen  StaatsbedUrfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  Yollem  Recht  aneh  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdo manium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,  Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  über  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  Königs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Hresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  m*  bei  Rno  §.  4S  «.  in  d.  ?or.  Anfl.  dieses 
Ü.  1,  S.  219. 

Der  seltsame,  nnmUtelbar  gar  nicbt  Terstindlicbe  Aasdruck  „Civilliste'^  ist 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staabrechtlich  u.  finanzwirthselKiftlich  techniseher 
geworden.  Im  engeru  Sinne  versteht  man  darunter  jetzt  die  in  der  constitutionelicn 
n.  parfaunent  Monarchie  rerfiosungsmässig  oder  geseCdfcb  festgestellte  Gddsoinne, 
welche  dem  Turst.  ti  für  seiu'-n  Haus-  u  lIoliM  ilarf  aus  dem  Staatscinkommr-n  jälir 
lieh  zugeführt  wir»)  Im  w  ei  lern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Kinan/.- 
sfatistik,  tlberhaupt  auf  die  etatutässig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
fiir  die  dem  Für-dn  utnl  <eincm  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob. 
II.  §.  851.  V.  Treitsclike.  Art.  Civilliste  im  S'tnatswörterbti.  In  von  Bluntächli, 
II,  4»15  il'.  S  l^ber  die  britische  Civilliste  Sinclair,  History  ot  thu  public  rote- 
noe.  I,  21»0,  292,  II,  3S,  68.  Hdfler,  Geacbichte  der  engliscben  GiviUlste.  Stattg. 
IS34.  Jetzt  bes.  CJneist.  engl.  Verwaltuugsrechl,  2.  Aufl.,  II.  838.  auch  ^.  Itl.  b:s 
i*.  J43.  S.  i:{2S  fr.  Auch  Hau  §.  48  und  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  220.  Die  licsc-hichte 
der  brit.  Civilliste  steht  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  des  neueren  Voriassaugs- 
u.  Bndgetsreclits  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  ZQ  oiaander  in  Verbindaug. 
Ks  hat  airh  bes.  .seit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  cnrop.  Proress  rollxogen:  ,tVib- 
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rend  im  Hittelalter  die  Staataansgaben  ans  dem  peisönl.  Eliikommen  des  FOnten,  so 

wird  heut.  Ta^rs  der  kfln.  Hofhält  aas  dem  Stäatscinkommca  bestriticn"  i^Gneist  II, 
182>>).  Unter  den  let/fen  Stuarts,  •v'^  uwWr  IT.,  wurde  die  Einrichtung  der 
Civillistc  vorbereitet.  Aus  dem  ilcm  Kum^  zustcheudcu  ertlichen  Emkoiume»  wurden 
neben  dem  Hofliatishalte  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausir.dien  bestriClen.  Unter 
Gcorij  III.  wurdü  das  ..rlili«  In;  Kroneinkommeu  grossentheib  dem  Parlament  zur  "Vcr- 
fQgUQg  Überlassen,  dafür  aber  dorn  Küttig  nna  festo  CivilUbto  v.  S()0,000,  später 
900,00»  Pf.  8t  gewShrt,  ton  velcher  Snmm  -  j  doch  die  Hillke  noch  f.  eigentL  Staats- 
ausgalx  n  darauf  ging  ((iebaltc  der  Oberrichter,  Go**andten,  Pensionen  u.  A.  m.).  Dom 
König  bllLbcii  indessen  noch  andere  KroneinkOnfto.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  uacb  dem  Ucgicr.antritt  die  Civilli&te  nett  geregelt,  u.  zwar  immermcbr  so, 
dass  die  eigentl.  Staatsanagaben  ihr  abgenommen,  ilir  B<  trag  vermindert  und  das  erb). 
Kr  iieinkommen  immer  volhtändiger  in  den  consol.  Fonds  dos  Staatshauslwdts  ab erl- itet 
»urde.  (Geoig  IV.  850,000  Pf.  St.  CivA,  in  Egl,  207,000  Pf.  in  Irl,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneboji  aber  anch  jetzt  noch  Bezog  üirecter  Kroneinkttofte 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Cornwall).  Dann  direno 
Apanagen.    Verw.  nilnnir  f.  eig-entl.  Privatzwerke  u.  f.  Keprüscntation  u.  Hofstaat. 

Bei  der  V  eigleicbuiig  di;r  Civillistc  in  verschiedenen  Staaten  und  ia  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.10  gemachton  Bemerkungen  m  borOck» 
sichtigen.  Am  Wichtiirsteü  ist  dl«-  Hrdie  der  Quod»,  wdrln'  di''  Civillist*^  von  der 
Keineiu nähme  des  Staats  beansprucht,  wobei  ca  jedoch  wieder  einen  Untorschiod 
macht,  ob  die  Reineinnahme  anaschlieBslich  oder  rornernchend  nor  aoa  Stenern  oder 
auch  aus  privatvirthschaftlichen  Einnahmen  hcrrUlirt.  Audi  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Ncttoausjr;\be  des  Staats  kann  zur  V<'rg!e.ichung  dienen.  In  dvii  letzten  Jahren 
sind  in  Dcutichland  mehrfach  KrhOhuugcn  der  Civilliüten  vor^ekommca,  mit  Kdck- 
sicht  auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Hcielie  keine  Civilliste'.  Die  f'ivillisten  (und  fihnliche  Einnahmen,  z.  R  bei  den 
Groaähorzögcn  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  vorauschlagto  Hermann  \V  ag- 
ner f.  1973  llllr  alle  dentschen  Bnndeefbrslen  aaf  c  35  Miü.  M.  oder  3*59  7o 
Ncttoansgabe  des  Reichs  und  der  Einzelstaatcn.  In  den  17  kleineren  monarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Randesstaaten  oxcl.  die  1  Könlg:roiche  und  Baden)  soll  -510  im 
Gauzea  an  10  Mill.  M.  oder  9'4  7o  N<^ttoausg.  betragen  (Guth.  Ta.5clienb.  1S74, 
S.  828,  876  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitto  der  70er  Jahro  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  denellMn  Quelle  n.  anderen  offic.  Angaben  war  die  CifiUiato  incL 
Apanagen: 

nm  1873    oder  Vo  ^* 
Hill.  Xarfc.  Nettoausgab. 
Piewsen  ....     18.48  2*60        Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schU^en  die  Summe  von  \2"2'2  Mill.  M. 
f.  d.  Kronfideicommissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  EtatO'Sfn  Mill.  M.,  wirkU 
Ausg.  dafür  1881/82  0  147  Mill.  M. 
.  .      6*41  4*00       Die  dnrch  Gesetz  rom  1.  Jali  1934  auf 

2,350,580  fl.  festgestellte  ]iermanento 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
•25.  Juli  1S76  v.  1S76  an  auf  4,231,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,*i0i)  Mark  erhöht 
worden.  Der  pnnzc  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Uofes  beträgt  1  »76  5'35  Mill.  Mark, 
nemlich  ausser  der  arüliste  0  806  Hill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehaltc, 
17,000  Mark  Penüonen.  i;>eitdem  keine 
Veränderunsr. 

.   .      2-77  4*75       Im  Etat  f.  issi  beträgt  der  Bedarf  f. 

d.  k.  Haus  2*94,  f.  Apanagen  0*320 
Mill  Mark,  /.us.  3  26. 
1*84  3*29       Die  GirflBste  ist  durch  Ges.  r.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
OlB.'.l.ja  fl.  gesetzt  iworunter  777-SOS  fl. 
Geld,  der  Best  Kataralien).   Sie  i^t  im 
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Baden 


Gr.  BiitfeBDien 


Italien 


0e8t<'rrcicli,  West- 
Ost-,  üügarü  , 

•Rnssland  .   .  . 


Niederlande 
Belgien  . 

Dtoemark . 


Sohireden 

Norvegeu  . 
Portoi^  .  . 

ümcbtiulaud 


li)4 


1-33 


1.63 
? 


1 


Finanzgosotz  vom  27,  Juni  1875  auf 
1,836,683  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhöht  Apanagen  0  265  MiU.  Mark. 
(Et  V.  1882— 8S  G.  L  1.8S0,517,  AfMii. 

■m:!  420  M.). 

144  5*36        Für  1»76  n.  ff.  soll  die  CiviUistc  um 

0-288  Mill.  Mark  d.  i.  t.  1'85  auf  1*5» 
MiU.  Mark  erhöht  werden,  Apanagen 
U']9S  Mill.  Mark.  zus.  1*79  MiiL  Mailu 
(Ebenso  l^ü^  noch.) 
Et-AbBeUiiM  f.  1881/S2:  Gi?X  407^90, 
Apan.  161,000  Pf.  St.,  ausser  den  von 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl  Hevenaou 
In  1874  ff.  12-25  Mill.  Fr.  n.  2  HiH.Fr. 
Apanag«n,  in  1SS2  zus.  15*25  Mill.  Fr. 
Nach  Ges.  ?.  28.  Juni  1872  ist  die  Ciril- 
iiste  in  beiden  Koichshälftcn  gleichgestellt 
mit  1e  4*66  ICUL  1. 

ImAbscliluss  f.  1873  Etat  d.  K.  Ilanscs 
13  03  Mill.  Kübel,  in  dem  f.  IbbO  11*19 
MiU.  R.  (hei  9-19  Anschl.),  A.  t  1882 
S-95  Mill.  K. 

B.  f.  IbTf)  750.(M)()  tl.    Ebenso  1^S2. 
B.  f.  1875  Uiviiliste  3  ;i  Mill.  Fr.,  Aim- 
nag«D  0*2. 

1?.  f.  18Tf>  Civilliste  1  Mill.  Kronen  (S 
Kr.  ^  9  M.),  0-443  MUl.  Kr.  Apanagen, 
1882/83  G  1.  ebenso,  Apan.  22S,708  Kr. 
B.  f.  1876  1*266,  f.  1688  1*888 
MiU.  Kr. 

B.  f.  1874  504,000.  L  1881  435.000  Kr. 
B.  t  1876  GIvUUste  vnd  Apanage  672 

Contos  d.  Reis.  1S83  571. 
B.  f.  1875  1.125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0*3  MiU.  ans  Zinsertiigiiiat  des 

Guthabens  der  Schutzinachtc  u.  0  25  Mill. 
T.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  —  73  Pfenn.  deutsch). 
Ebenso  1883. 

3-15  1*90       1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 

Dir  ('ivilli^fr  (If.-i  i'  t/i;?i'ii  KHiiifs  von  Spanitin  srdlto  auf  7'2  Mill.  Pesetas  (/.n  ^fl  Pf. 
deutsch}  gesetzt  Verden.  Im  Kt.  f.  Ibb2 — b3  steht  si  •  ,wohl  iucl.  Apan.)  mit  9'^  Mill. 
Pos.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  III.  bctnig  d.  officielle  GJ.  25,  Apan. 
iVa  MiU.  Fr.  Herrn.  Wagner  bürcchnctc  f.  <1.  i:>!»animten  Civilliatan  Q.  Apanagen 
in  Europa  um  l^^T-H  bei  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsidenten  u.  ohne  Sj-anica 
damals)  137  MiU.  Maik,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eiiigcicLzi,  — 
Im  Allgemeinen  sind  die  Hofausgaben  seit  diesem  Jahrhundert  langsainer  als  die  übrige 
Staatsuusgabe  gestiesr-^n.  In  Preussen  ist  die  Kronfidcicouimissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Sie  betrug  1S21  70.  1832  60, 
1841  52.  1661  45.  1861  50,  1873  51,  18S3  44  Pfennig  oder  in  der  oidentL  Netto- 
ausg.  (Milit.  u.  Civ.  ohiir  Schuld)  bez.  6  1  —  6  0  —  5  2  —  3  8  —  3  4  —  2*2  — 
1*9  iüeratleld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  29).  IS.  auch  Pfoilier  ätaatsansg.  64. 


18*20 


11*08 

930 
7-30 

28-60 


1-275 
2.80 

1.62 


1*48 

0-62 
2*68 

118 


1*48 


1-00 
2.50 

8*68 


8*00 
2*77 

600 


Brasilien 


b)  Regelung  einzelner  Puncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Festste  11  QDg  der  Höhe  der  Civilliste  kimn  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  soBStigeii  Staatsausgaben  fUr 
jede  Etotsperiode  besonden,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
handlangen  ttber  den  Gegenstand  zu  hänfig  maeht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierungsantritt  (England),  was  finanzwirthsehaltlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  \'eränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der,  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  j)olitisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  aUemal|  bez.  auf  uobegreuzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Piiucte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  üelddotatioucu  be- 
dtefen  «nisefdem  did  übrigen  einen  eigenen  Hanslialt  flUbrenden  Mitglieder  des  Fflnten- 

hauses  in  Monarchien:  eb<ri<so  die  fürstlichen  Wittwen  Witt liüni«  r"  u.  dgl.,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Yerheirathimg  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Fttr  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zvei  Systeme:  sie  erfo^en  entweder 
aus  der  Civillistc  des  regierenden  Fui-äten  nach  dessen  BestisuMUig  (Preussen,  Hieder- 
lande,  Weimar),  was  für  den  Staatshaushalt  günstip;er,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
Civüliäte  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wild,  oder  sie 
weiden  auf  Grond  beslimmtar  Gesetze  Ähnlich  vie  die  GivilUste,  abw  neben  deisdben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommcn  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  T?e- 
lastQUg  der  Staatscasse  zu  verhüten  Cautelcn  wtlnschenswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Joli  18S9  entbJUt  Die  Apanagim  und  Wtttnmsgehalte  diurfen  danach 
/ij>aitmicn!;enommen  400,000  11  nicht  flbersteigen,  und  schon  \m  einem  Belaufe  von 
300,000  fl.  wird  von  jf^dein  neuen  Apauagium  Va»  von  350,000  Ii.  an  r\bcr  die  Ilälfto 
abgezogen  (Rau  §.  49  Auiu.  d).  Solcho  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  indiridaellen  Apanagien  (ftkr  jedes  selbständige  Glied  der  fürstl. 
Familie,  wobei  sich  tlie  Ilnhc  der  Apanage  mit  nach  dr-r  Nähe  der  Vi  rwandtschaft 
mit  dem  Regenten  u.  nach  dem  ledigen  oder  veriieirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  derVererbong  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  „so, 
dass  die  fUr  einen  jtingeren  Sohu  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  üntcrhaltungs- 
summe  auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  mau 
mnas  daher  dnrch  die  B^mmung  hdlfen,  daas  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  niiht  nntcr  eino  gewisse  (ircnze  (minimnm)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufällige 
Ün^dohheit  In  der  Zahl  der  AblOmnUnge  jeder  Linie  eine  nnbüllge  Veischledenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unvcrkemiliar.  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  bcliälf.  Beisp.  Würtemb.  Hausges.  v.  '1^.  Juni 
1S28  (HerUegen,  S.  150),  llauuov.  ilausges.  v.  19.  Nov.  IW.  (Rau  §.  50 
Anm.  d).  Die  früher  rorgdiommcne  Einrichtang,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreff.  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonischc  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
.  heutigen  staatsrechtlichen  Stdlung  des  Domaninms.  V:;!.  G.  Mcynr,  Staatsrechts.  95. 
Die  Verwendung  der  Cirillistc  hängt  lediglich  vom  Fürsten  ab,  wobei  os 
Kerhtssrnmdsatz ''ein  imis>-*.  dass  der  jeweilige  Uec^mt  die  ('iriiliste  nirht  iili'T  sein«'  Re- 
gierungszeil hiaau2>  bebätcu  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  iui  Siaatndiea^tc  aichen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Girilliste.  Es  ist  dann  nur  notbwcndig,  genau  zu  bestim- 
men, 'ivrli  hc  Ans^'aln  ii  tiberhaupt  der  ''ivülisto  nlx-rla-'aen  bl<-ib<'ii,  d.  h.  ni^  lit  tinter 
den  sonstigen  Staatsauiwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Hegel 
zur  Gdtnng  gelangt,  daas  die  Giviüiste  die  eigentlichen  personlichen  und  Fa- 
milien ausgaben  des  Regenten  —  wofür  dann  die  „Cabinetskasse",  „Chatulle"  fun- 
gii"»  -  THid  den  K  e  ji  r  ä  s  e  n  t  a  f  i  en s a  it  fwa  ri  if  '\''<:  Hofhaltniii;-  zu  b-rstreiten  hat, 
wäüreui]  ail>'S  Idtrii:«',  vva.>  truher  der  Fural  ''twa  aus  .->oiuün  Mittcia  /.ü  bestreiten 
hatte,  diroct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  ttbw  England  Gneist 
a.  a,  O.  II,  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  An>L:al)e  jrereehnpt  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Uoftheatern  u.  dgl. ;  bisher  lasten  sie  bei  ans  meist  auf  der  Civilliste. 

Erttbrigungen  ans  der  GirilUste,  welche  kapitalisirt  oder  za  Ank&ofen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dem  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestiminungen  Uber  die  ■Eii^enthutnEverh'altnisse  an  solchen  Gegenständen 
\Onnen  zweckmässig  sein.    S.  z.  £.  Sachs.  Verf.  r.  4.  Sept.  läSl,  §.  20  b. 
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Ausser  der  Cinlliste  hat  der  regierende  Kürst  regelin'issig  den  Nics&brauch 
gewisser  übjecte  des  Staatsvermögeos ,  wie  Schlösser,  Parks,  Jagdgrunde.  Hierttbcr 
sind  die  gewOfanliclMii  luYenteri«!!  (§.  148)  zo  fahren  (s.  B.  bad*  Ges.  3.  Nov.  18SI ; 
preuss.  Ges.  v.  27.  Jan.  1868  mit  Narhwcisung  der  zur  Staatsdoinäiio  gohörcndeu 
Schlösser  u.  s.  w.  in  dert  neuen  Proviozeu;  franzö><.  (ies.  v.  8.  Nof.  1814,  „domaine 
de  la  courronue"),  a.  genaue  Bestimmangcn  zu  treficn,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt  Vgl.  Ran  §.  48  a.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  99i 

§.  176.  —  H.  Bedarf  t'Ur  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Hedarl  riehtet  sich  hier  init  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  8.  w.j  und  betrifft  theils 
etwai^^e  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath ,  Congress) ,  theils  die 
Besoidimgen ,  den  Aufwand  für  Eepräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  s.  w.). 
Der  Gesammtbetrag  dieses  Bedarfs  erreiebt  natürlich  nieht  ieieht 
die  Höhe  llUrstlieher  CivUliaten:  ein  finanzielles  Vergleiehsmoment^ 
das  aber  neben  viel  wiebtigeren  kanm  mit  in  Betraeht  kommt; 

Vgl  auch  Kau  §.  51  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  g.  100.  la  Nordamerika  erhielt 

jedes  Mitglied  der  beiden  Häuser  täglich  8  Doli.,  seit  1S5G  für  2 jähr.  Amtsdnner 
L  (i.  (iUÜÜ  1).  nebst  einmal  Reisegeld  für  Uin-  u.  Rückreise.  Hock,  AmeriL  Fin., 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  18^5/56  2,000,302  D.,  1S05/6H  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  6B4,000  D.  —  Schweiz,  A.  1882:  Natioaalratli  184.500  Ft., 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  und  Reisegelder  von 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesratb  85,500  und  Cauzlei  311,900  Fr.  In  den 
aordamerikaniscben  Freistaaten  bezog  der  PrSsIdeiit  fHlber  25,000 
(jet/t  50.000  ?)  Doli,,  der  Viccpräsident  8000  D.  —  In  den  srhwcizcrisrhen 
Freistaaten  sind  die  Besoldungen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  davon 
leben  können;  i.  B.  der  Bondesprisident  erhielt  (A.  1858)  nur  S700,  jeder  Bundes- 
lath  8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Lnzcm  der  Scholthciss 
3143  Fr.  (Nach  Rau\  —  In  Frankreich  bezo^  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahou 
f.  1876  bereits  uuO,OüO  Fr.  (ichalt  und  Repräs.-Kosten,  der  jetzige  ürivy  600,000  fr. 
(iehalt,  300,000  fr.  Reise-  a.  Repria.-kostea ;  ausserdem  freie  wolurang  im  Etysee- 
Palast ;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebiudes  n.  seiner  Einriebt,  stehen  noch  300,000  iir. 
im  Etat. 

IL  —  g.  177.  Ausgaben  fttr  die  Volksvertretung. 
Der  Haoptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entsohädignngen  an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
sohafien.  Ob  solche  Vergtttaugen  ttberbaupt  gewttbrt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage ,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidnng  nicht  gestattet  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  VergUtuug,  wenigstens  an  die  dnrch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volkskammer 
(2.  Kammer,  Unterhaus  u.  s.  w.)  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  tUr  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vorf^iiteu 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Heise- 
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kosten  (nach  Wegetttnge  and  Transportart,  nebst  einem  Pansefaalo 
fDr  sonstige  Kosten)  nnd  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 

Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.   Die  Form,  in  welcher 

letztere  Kosten  ersetzt  werden,  ptiegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich;  ist.  Weitere  Konten  der  Vertretmii^-ski  t ])cr  entstehen 
durch  das  bleibend  bcschillti'xte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  n.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Drackkosten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  Nonlil  eilt  sc  heil  u.  jetzt  Deutschen  Reichstag  wie  im  frtlheren  Deutschen 
Zollparlament  bat  uiaa  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  (icgengcwicbt  g<^cn  das  allge- 
mein«  StiniDrecht  tu  schaffen.  Wiederholte  Antr&ge  des  Parumente  auf  EinfUhranf  von 
Piflten  hat  die  Reichsregierung  bisher  abgelehnt.  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen) ist  den  Mitgiiedcrn  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach,  sowie  während  der 
Sitzungszeit  nenerdings  gewihrt  worden.  In  mehreren  L&ndem  hat  man  geglaubt, 
Stellen  fUr  Mitglieder  eines  ObcrhamB  (Pairskanmer,  Senat)  mit  einem  ans  der 
Staatskasse  zu  srhflpfendcn  Kinknmmcn  errichten  zu  mtlssen.  In  Frankreich  waren 
uach  der  UoRitellung  des  Kuiiigthums  bis  1830  erbliche  PairsstcUen  bis  zu  12,00i>  Fr. 
jibrticher  Amatattaug.  Auch  im  zwtitem  KaiscHrreich  erhidten  die  Senatoren  wieder 
eine  solf-luv  'vnfiir  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft.  AusscrdPin  sind  für  den 
Senat  i.ObO,000  and  für  den  gesetzgebenden  Körper  2J95,000  Fr.  jährlich  als  Ycr- 
waltnagekosten  aufgenommen.  A.  für  1S70  for  diese  Zwecke  zaaammea  11,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Doputirte  n.  Senatoren  auch  <!in  Fixum  von  9000  fr.  jährlich  (zus. 
1882  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gcsammtausg.  f.  d.  franzSs-. 
l>epot.k.  1881  6,898.900  fr.,  Senat  4  5  Mill.,  zus.  IVA  Mill.  fr.  —  In  West-Oes t er- 
reich A.  f.  1880  Ordin.  678,165  Ü.,  wofon  Herrenham  56«S96«  Abgcordn.h.  597,734, 
Delegation  14,000,  Staatsschuld  l  ontr.commiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgeordn.  10  fl. 
^Ges.  ?.  7.  Jon!  IStil).  —  Proussen.  Neues  Ges.  Uber  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Hitglieder  d.  Abgoordnetenhanses  30.  März  1873:  Diäten  5  Thir.  p.  Tag  (bisher 
3  ThIr.),  n.  zwar  f.  alie  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
uiassen  angenommen  werden.  Roisekosten  für  'y\cn  'In  -  n.  Abpanj^  1  Thlr..  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1S76  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampt'sch.  i:i  i'fenn.,  auf  andern 
Wegeft  60  Pf.  A.  flir  1889/64  HemDhans  172«310  (lad.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhans  1,201,270,  zus.  1374  Mill.  M.  —  Baiorn.  Diäten  der  nicht  in 
Mllnchou  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen.  Di&ten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Ahg*  d.  2.  K.  13  M.,  ehens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagakosten  IS^.'J  120,100  M.  — 
WUrtemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.  M  43  Pf, 
(S'/a  fl.)  DiSten.  A.  d.  LaMdt.ko»t.  1883  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Gailsrahe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  LandstSnde  A.  f.  1882-^7,220  M.  -- 
Hessen.  „Auf  Verlangen"  9  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst.  wohn  Mifgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abf.  10,  Kammerpräs.  15.  Yicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  GrosBbrit.  Kosten  d.  Oberhauses  1881/82  42,593.  d.  Unterii.  48,S24  Pf.  St  Die 
gcsammte  Ausgabe  für  Landesrertretnof  berec  hnet  Herm.  \V;i^ner  vm  1873  in  den 
l>cnt;.cht_n  Staaten  auf  2"2r)  Mill.  M.,  norli  nieht  7V„  der  Ilofauspabe.  — 

Bei  dirccter  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  Gantonen,  u.  z.  Th.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nur  wenige  Kosten  zu.  Aber  indircct  wird  der  TOlkswirthschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wepen  der  Agitationen,  der  A)<-t!Tn!aungen  u.  s.  w.  doch  als  Ansgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelneu  und  des  gauzcu  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Beferendnm**  Tsischiedenor  Art,  so  im  Ganton  Zürich  md  Thorgan, 
wo  u.  A.  jedes  ron  dor  Regierunisf  vorgeschlagene  und  vom  g'esetzgebenden  Repr.lsen- 
tatirkOrpcr  angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabätimoiung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.   In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Referendum  bei  Sommcn  Uber  1,  in 
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Neuen  1)urg  dsgl.  boi  Summen  Uber  2  Mill.  Fr.  Wieder  Modificationeu  in  Bern 
(wo  /.  B.  über  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgaitimmt  wurde),  Aarp^au, 
Graubliudon,  Schwyz,  Basellaud.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
g«no8Beiifleluft«  Bfamtschli'a  n.  Bimler'a  StMlsvOitorb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  fttr  gewisse  oberste  Staats- 
kürper.  Nach  der  Rtaatsform  und  nach  manchen  znfsiingen 
geschichtlichen  Entwickehineren  sind  soh^he  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  Gab  inet,  das  in  Repräsentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitnnter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zagleieh  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerinm),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Mintsterieen  nnd  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  coUegialisch  berathen.  Anch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bnreaiikosten  und  Gehalte  des  Bureau- 
persouals  neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstxweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einip^c  andere  Gentraianstalten  gleicli  dircct  unter  einen  dieser 
obci  steil  Staatskörper  gesteilt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrecbnungts- 
kammer  u.  a.  m. 

Oesterreich  A.  für  1S8'^. ,  r;il(iiu»tslanzlei  d.  Kaisers,  Westösterrti' Ii  tind 
Ungaru  je  c.  70,000  L,  Mini&torrath  iu  W  ost-Üutit.  1,011,000,  ^liniäteipräsidium  iu 
Ungarn  290,000  fl.      Bftiern  A.  fOr  1883  Stoatsratb  48,800  U.      Baden  A.  Bir 

lbS3  (Jeh.  Cabinet  22,050  M„  Staatsini ni^terium  62.S"J2  M.  —  Pr.  lusen  A.  für  1'^s3/S4 
Staatüministeriums-Bureau  298,SS0  M.,  (Jeh.  Civilcabinet  ri'Jji^n  M.  -  Frankruich 
A.  1SÜ5  Staatsministcrium,  Centralrerwalt  423.500  Fr.,  (ich.  Kuiii  aoo,0<>0  I  r.  (lbG2 
A.  Staatsrath  2,221»,700,  1S7Ü  noch  856.S00  Fr.). 

In  Frank  rci(  h  standcii  eint'  Zeit  lang  während  dos  2.  Empire:  unter  dem  Staats- 
miniüterium  Keichsarchiv,  »cböuc  Kiiuüte  und  Theater,  höhere  witMunsch.  Zwecke  (u.  a, 
Inadtat,  K.  Bibliothek),  StMtsgebiode,  GestHte  a.  Veischied.  —  In  Prevssen  direct 
unter  dum  Staatämlnistcrium :  Staatsan  hivc ,  (leiicral-Ordunscuuiuiisäiun.  Oberrechnung»» 
kammur,  Olicrcxaminationäcotnmiss.  fiirhöh.  Vorwaltongsbeamte,  ]>i8ciplinarbof,<ieriGhls- 
hof  zur  Entscheid,  d.  Com^eteu^xonllictc. 

2.  Abschnitt. 

FinanKbedarf  für  die  Bnrcbflllining  de»  Bechts-  und 

Maclitzweeks. 

^.  17.I.  Hierhin  stellen  wir  (nach  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Thcil  des  „Inneren",  das 
„Auswärtige'^  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zn  be- 
handelnde Militär  wescn. 
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1.  Das  Justizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  nur  einen 
relativ  kleineu  Tlieil  der  eigentlichen  Staatsausgabe  ausmachen, 
18t  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleiebm'ässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Kau  meiDt  in  der  5.  Ausg.  §.  fiH :  Das  Justizwesen  koste  hnchstens  des 
ganzen  Stutsaafwauds.  Solche  absolote  statiät.  Ucgelu  lassen  »ich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  eiDmal  dmIi  der  Beasortbegrenznng  (z.  B.  ob  die  StrafoiiBtalteii  unter  dem 
Jostizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministeriam  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  \\'<)hr:  des  sonstigen  Staatsanfwands  (z.  B.  ob  die  Selbstveivi^altang  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  rersciüedea 
anafiülen  mnss.  Berov  allgeneiii  landenfilrstl.  Gerichte  bestanden  (In  Oesterr.  n.  Preassen 
daher  bis  l^iS,  bis  zur  vPllig-en  Beseitig^uiijj  der  Pat  imonialjustiz),  war  die  Staats- 
ansg.  absol.  q.  relat  auch  Ideiner.  Gers  t  fei  dt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27,  2S)  berechnet 
1  Frenssen  als  Ausg.  f.  die  Jutix  (inel.  Oerichtsgefängnisse)  p.  Kopf  Pfennige: 
1821  17,  1832  43,  1S41  44,  1851  167,  1861  186,  1873  253,  1883  303,  od.  in 
der  ord.  Nettoausrr.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  4-1— J  3— 4-5— IS  S  -  12-7— lO'S— 
12-6.  —  Beispiele.  Prcusseii  Et.  f.  1883/84  Urd.  d.  Justizmiu.  b0'i6  M.  M., 
1875  nur  64  M.  M.,  c.  12-5*>/o  der  ei^^entl.  Staatsansg.  Baiern  1876  (incl.  Strafanst) 
11-87  Hill.  M.  oder  7-2%  d.  eigentl.  Ausg.  (incl.  Militäretot)  1^^3  ]2T,?,  M.  M. 
Frankreich  1%»76  32-9  Mill.  Fr.  oder  V4%  d.  eig.  Ausg.  (1659  bei  weseutl  kleinerer 
Gesammteosgabe  3'67).  1883  8S-94  M.  fir.  West-Oesterreicli  1875  19*4  MiU.  iL 
oidentL  Auag.  (ind,  Geflngniasverwalt.),  c.  6*5%  d.  elg.  Ausg.,  1882  19*59  H.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  bctrcHeu: 

1.  Das  Jastizministerium  seUmt,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Gommissionen  (fllr  QesetogebnngBarbeiten ,  Pi^ttfangs- 
wesen  n.  dgl.  m,). 

^vt  ein  kleiner  Posten  im  Jnatizetai,  s.  B.  in  Pfeasaen  Hinist  550,000  H.  bei 
80  Mill.  M.  Gesammtau:,^:.  in  1888/84,  JaatizprttfangBoomm.  82*600  M.  u.  Unterhaltang 
d.  Jostizgebäade  1  MilL  M. 

2,  Dm  Geriebtswesen  mit  den  Geriebten  yersehiedenec, 

meist  3f  Instanzen.    Die  Höbe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 

hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 

Instanzen,  lustaazcn/u^ ,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  8.  w.) 

und  dem  Gerichts veilahreu  ab. 

Vereinfachung  des  Proceasgangs,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Vor- 
labrens,  scbiedsriehterliche  Einrichtungen  o.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  fin&n- 
zieUen  Interesse  (Rau).  Doch  darf  das  Letsterc  in  diesen  Punctcn  nur  mitsprechen« 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zn^h'uh  eine  Quell«»  von 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebtthren,  welche  einen  Thcil  der  Kosten 
decken.  Ob  nnd  in  welcher  Hohe  aolche Gebtthren  za  erheben dnd,  ist  viedemm 
nach  finanziellen  Gesichtspunctcn  niclit  zu  ontsi  li-  iden.  Soweit  diese  abi^r  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gebtthreulehro  ron  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Fin.  II, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  verhielten  sich  in 
Preussen  ^^70)  wie  1— 0-8— 41,  in  Baiern  (1868/69  \i.  1*^70)  wie  1— .1— 19,  in 
Baden  das  Ubergericht  zu  den  Kreis-  U.Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
rerfinsöng  ist  übrigens  so  Terschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natnr  der  Sache  gegrOa- 
detes  Verhältuiss  nicht  genau  henxn^findi  n  lässt.    Gegenwärtic  'nm  ist,  unter 

Anrechnang  von  60%  der  Kosten  des  Keichsgendlits  in  Leipzig  als  Gerichts  oberster 
Imau  f.  Preaasea  das  Terhiltniss  etwa:  1  :  4*5  :  69  (0'79^S'55~54*56  M.  M.). 
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1(1)  eine  Ycrlimlcninf^  der  (Jcriclitsorganisation,  wie  die  neun  dcutsclK! ,  ilas  Gerichts- 
iresca  für  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Kinwirkuog  so  maach- 
facher  Pictoren  (Bewegung  der  GrimiDittttt,  dor  Beanspruchung  dor  frdwlJL  Gefielils- 
barkcit,  Gang  des  Wirthschaftslebeiit  —  AiifrchvQiig^  und  Abflchwaogporiode  —  ii.ai  v.) 
schwer  zu  bisurtheilen. 

3,  Die  Gefängnisse  nnd  Strafanstalten. 

Dieae  ateben  nieht  immer  edw  nfclit  immer  alle  unter  dem  Justizministeriom, 
sondern  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inaoien,  was  bei  Veiglelcben  nicbl  za 

Übersehen  ist   S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  StrafzweckSi  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  anf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  nnd  humane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menscbenaltem  zn  grossen  ^  aber 
aaeh  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  OeÜlngnisswesens  ge- 
führt (bessere  GebUude,  Zellensystem  nnd  Absonderung  in  Einzel* 
haft,  bessere  materielle  und  sittlich- religiöse  Pflege,  Unterricht  ii.s.w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Heispiel  für  das  nothvvendige 
Wachsen  des  Staatsbeda its  aut  liüliercn  Cultiirstufen  des  Volks- 
lebens t  i;  3ßl  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflee^ung  und  der  ganzen  Einriehtnngen  der 
Geliingnisse  und  Zucbthiiuser  neuerdings  mitunter  etwas  zu  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in- 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  mnss  doch  das  Vor> 
gehen  an  sieh  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Eiu  Tbeil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Keinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden« 
Doch  mnss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurflckstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  maebt  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrUcki:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  iu  der  Praxis  niclit  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

£iiiige  weitere  Ausfahningen  mit  Statist  Daten  über  den  Gegenstand  bei  Kau 
§.  69  n.  z.  Th.  danach  in  d.  ror.  Aufl.  dieses  B.  S.  22S— 230.  Auch  dieses  Gebiet 
i»t  h1  I  ^u  spedfisch  techniflcher  Natur  u.  hängt  mit  dm  Principienfnigen  n. 
Verw&ltung^fninds.ltZ'Tt  i!.>s  Strafrescns  u.  Geftngnisswesens  zu  en|^  zusammen,  als 
dass  es  hier  in  der  l'in.wiss.  genauer  mit  Erfolg  behandelt  worden  könnte.  Der 
neaerllelien  Zannbme  der  Vowrachen  nnd  Vergeben  hat  neben  den  inneren  Tev^ 
b-iSscrunp'-'n  der  Einrichtunfr  u.  Pfl  -e^c  eine  Zunahme  des  Aufwands  ontsj» rochen. 
Aeltere  Beispiele  s  a.  a.  0.  Beispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  Jusumin. 
18S3/84  Ausg.  7*52  M.  M  .  Einn.  aus  d.  Anthell  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichtl.  Ge- 
inngenen  0  7^9  M.  M.,  wur.itis  auch  Beoinnerationni  der  Gefätignissbeamten  gezahlt 
weracn.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  Höä.üOO  M.  Antheil  air  Krrrag 
ihrer  Arbeit.  Die  Strafaostalts  -  u.  s.  w.  Yerwalt.  noter  d.  Mio.  d.  Innert^u  kostet 
gleichzeitig  9  S4  H.  M.  (1875  nnr  t*e7),  die  EUn.,  meist  nns  d.  Aibeit  d.  StnfÜnge 
2.63  M.  iL  (1975  2'24).  Oeeterreich  (West*)  1880  Stninnstdten  im  Jnstaiii. 
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Ausg.  2  3  M.  fl.  im  Ord  (Weitres  wohl  im  Et.  der  Kronl&nderV),  Eiun.  0*603  M.  fl.  — 
Baiero  Sirafaiii>t.  im  Juät  min  1SS3  4'41  M.  M.  —  Frankreich  tiefikogoisso 
im  Min.  d.  lonoreü  2U■7^  Mill.  fr, 

II.  —  §.  180.  Die  Tolizet  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  für  die  BescbUtzung  der 
Penoneo  und  des  Eigenthnms  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbengende  Massregeln''  (Raq)»  id  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltnngszweigen  Terbnnden  nnd  dem  Miniaterium 
dea  Innern  übertragen,  iat  im  modernen  Staate  neben  dem 
MUitftrweBen  die  Hanptelnriehtnog,  welche  der  Yerwirkliehnng  dea 
Pr&Tentiyprtneipa  (§.  37)  dient  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Sebwierigkeit  der  zu  ttberwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
Steigeoden  BedUrt'niss  der  Cultur  und  Volkswiithschaft,  da.ss  wirk 
lieh  RechtSitörungon  verljütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  für  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Seibstverwnltiiiii:skr>rj)er, 
besonders  die  Gemeinden,  participiren  daran.  Wie  dies  im  Kin- 
zelnen  einzurichten  ist  ,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
gütig entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltang  neben  nnd  statt  der  Staataverwaltang  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltangsorgane  nnd  Bebördeni 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  fllr  diesen  Zweck  and  flQr 
die  ttbrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzlal-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltnng  u.  s.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken ,  welchen  diese  ßehüideu  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  grcsammton  Inneren  Staatsyerwaltang  richten  sich  nach 
der  Einrichtung  uud  üiösac  der  Verwaltungtjn  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dem 
Vorherrschen  der  collegialischen  oder  der  Bareanrerfassung,  nach  dem 
I  nifringe,  lo  Wtilchcm  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwültung  Aufjs;aben  u.  Th^kciteu  abgenoiomeu  hat,  u.  dy^l  m.  Die  finanzielle 
Sdte  dieter  Verhiltniase  ISdst  »ich  ohne  etn  Eiiigeheii  in  getiatt68  D«tül  nidit  richtig 
bcurtheilen  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staate»  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
woniger  Vcrechicdenbeiten  in  der  Einrichtung^  der  Vorwaltnn^  sind  nicht  wohl  un- 
mittelbar möglich,  (was  Kau,  in  §.  70  Auui.  a,  iv&r  iu  eluciii  Puncto  auch  henror- 
hebt,  aljer  doch  nicht  gendgcod  beachtet).  Nur  als  Beispiel  daher:  Preosson  A. 
}vsM^4  Mm.  d  Inn.  (ohne  die  davon  dependir.  Specialämtei)  0,601  Mi!!.  M.,  Obcr- 
präsidieu  ^in  d.  Provinzou)  u.  K^ierungcu  (iu  d.  Bezirken)  incL  Fiuanzdirectiou  u. 
BezitlshaoptkasBeii  in  Hannorer  n.  eiblger  and.  hftberer  HittelbehArdeu  (auch  incl.  d. 
Kas>enverwalt.  d.  Kegieruiigen)  12*  19  Mill.  M.  (im  Finanz  min.  eingoiteih),  Ver 
waltungsgerichte  u.  Deput.  f.  Heimathwes.  0-V27  ,  Standesämter  O  a'JO.  Landdrosteien 
da  Uannorer)  0  5G1,  l&udräiLl.  liehördeu  u.  Auuitcr  7*1 7ä,  ailgum.  Ausgaben  im  lu- 
lerease  der  Polizei  1'424  MiU.  M.  (incl.  geheime  Ansgabcn  O'UO).  W est- Oes t er- 
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reich,  A.  f.  1880,  Min.  d.  Inn.,  Centralleitung  0  46«  Miil.  Ü  ,  Ausl.  für  SUutspolizai 
Ü'120,  Polit.  Verw.  der  einz.  Länder  5-435  (ord.),  öftentl.  üiclierküit  h  '^b'J  Mill.  fl.  — 
Bsiern  1876.  Dt.  f.  Sicherheit  3*56  Mill.  Ii.  —  Frankreich  1881,  GentralrerwaJt 
d.  Min.  d.  iDneren  1*72  Mill.  Fr..  Statlsrervftlt  in  d.  Deput  11*29  MiU.  Fr. 

2.  Die  Loeal-Polizeiverwaltung,  welche  groBsenlheiU^ 
aber  nicht  allein^  sieherheitspoliKeiliche  Zwecke  hat,  vom 

Staate  aber  nur  theilweise  erhalten  wird.  Im  Allgemeinen  mit 
Recht,  da  das  locale  Interesse  hier  mindestens  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beiüpicl:  Preusseu  Et.  f.  1883/84  i.  M.  d.  Inn.,  LocaipoL-Yerw.  in  Berlin 
6*64,  in  d.  Prof inzen  2*92,  Polizei  -Di^ctcominiasare  in  Pror.  Posen  0*544  MiU.  M. 
In  Preusscn  trägt  die  Staatskasse  einen  Haupttheil  K  Qn  i n^lic h e  r  1'  lizt  ivorwal- 
tuogeu  iu  gewissen  Städten  (bes.  Berlin,  aubserdem  in  2U  St&dten,  z.  Th.  etwas  zu- 
flUiger  AQ8iralil>.  S.  oben  die  sMfBt  DnteD  in  §.  54.  —  AnArand  Air  geheime 
I'olizt  i  in  Frankreich,  im  Durchschn.  von  1830—48  j&hrl.  2.371,700  Kr.  u.  im  J. 
1860  8,859.000,  1866  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min.  d.  Inn.  1,4«i!<.0()0  Fr. 
Total  f.  ötTeatl.  Sicherheit  1876  (M.  d.  Inn.)  12  14  MiU.  Fr.,  1881  13,0Ü6,  wovon 
ZiMcliafls  f.  d.  Pariser  stidt.  Polizei  2  MiU.  u.  Kosten  d.  PoL  i.  Lyon  7*693  MÜL  Fr. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sic  steht  in  einigen  Staaten  nntor  dem  Kriep^i^ministerium  (so  in  F'rankr.,  Oesferr.) 
fungirt  aber  tur  puiizeil.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  der  PuÜzcibchuiduu.  Aui>g. 
f.  Gendarmerie  in  Preuübcu  (i.  M.  d.  Inn.)  1SH3/84  9  19  Mill.  M.  —  Baden,  A. 
f.  1876  0'59:{  Mill.  M.  —  Westösterr.  1sst)  41  Mill.  il,  Fr.mkr  l'iNl  402 
MiU.  Fr  Der  Aufwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  ab>  far  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbung  etwas  ftlterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwangsdienst  wie  im 
Heere,  stattfindet,  w;is  hr-horen  Sold  u.  ».  w.  bedingt,  weil  sie  zerstreut  im  Lande 
wohnen,  viele  (40 — 707o^  beritten  sein  mtisücn  und  das  Verbiiltniss  zwischen  Officieren, 
ünteroflicieren  u  MannschaTten  für  erstere  beiden  Katej^oriccu  günstiger  als  im  Heere 
ist.  Beispiel:  Proussen  1SS3:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Adjut. .  >.'>  Distr.- 
Offic.  mit  Majori-,  Ilauptm.  1.  u.  Ilauptm.  II.  Cl.-Rang  (i.  l).  405U  M.  ,  1  Zahlmeister 
(3UU0  M.),  ftr^orpstabs-  u.  21  Brig  Schreiber  ^1050  M.),  173  beritt.  Uberwachtmeister 
(1620  M.  incl.  120  M.  Bemontegeld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M),  1664  beritt  (1120  M. 
incL  120  Iv.  niunte),  1947  Fussgend,  (1050  M.i.  Ausserdem  noch  ISO  Gend.  u.  Wacht- 
meister auf  Ku.-5teu  des  D.  IJeii  hs.  ri.  -'ini'xe  ^nf  Kosten  r.  Privaten  o.  Corpor  it.  Zus. 
59  üfficierc  u.  3978  UnteruU.  u.  Manuacb.  u.  mit  d.  Si;brcibüru  u.  s.  w.  ubcrb.  40(}5 
Pen.  Vcrhältn.  d.  Wachtni.  zur  Maansch.  wie  1:20*6,  Gcsammtkosten  (incL  aacU.) 
per  Kupf  -nm  M.  —  In  Wt^t- Hcstcrr.  IhSO:  128  Offi*'.  u.  K\-ihn.bcamre ,  25 
Untbeamtc,  369  Wachtmeister  {lü  649  SL  Löhn.  u.  (ielduebeubczageu) ,  1272  Poston- 
fnbrer  (za  549  Ü.\  5347  Gendarmen  (zu  449  Ü.).  Die  Majmschaft  bedebl  aanordem 
z.  Tb.  Dienstes-  u.  Mcdaillenzulagen  (jene  zu  50 — 200  fl.).  (icsammtkupfzahl  7141, 
per  Kopf  fie^'ammtko.^tcn  571  f).  Einige  weitere  ält  Angaben  bei  iiau  ^.  71  Note  6 
U.  vor.  Aull.  diuoüS  Uaüds  S.  i'.Ti. 

4.  Die  Zwaugsarbeitshäaser. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthsrlnftspolitik,  §  34S.  —  Die  Kosten  fr'igl  gewöhnlich  nicht 
der  Staat,  soudcru  ein  Selbst verwaltangskörper,  z.  B.  Provinz  od«r  Kreis.  Für  Prousse  n 
a.  ßOnne,  Staatsr.  3.  Aull.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrilVt  das  Ministerium  selbst,  die  Ge- 
sa ii  d  t  h  c  h  ;i  l'tc  u  und  die  meistens,  aber  nicht  allj;eniein  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulate.  «Stehende 
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Gesandtschaften  verschiedenen ,  dem  Range  der  Staaten  nnd  Hdfe 
und  der  Bedentung  der  internationalen  Beziehungen  entsprechen- 
den Ranges  sind  eine  jener  staatlichen  Einrichtangen,  welche  sich 
auf  das  Präventivprincip  zorttckftthren  lassen  (§.  37  nnd  G. 
§.  179— -183).  Sie  hediogen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen ,  zumal 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  ft!r  Re- 
prUscntation,  besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersteu  iiauges 
(Botöchal'tern).  Im  Consnlatswesen  hat  das  neuere,  sachlich 
vorzüglichere  System ,  sogen.  Bernfgconsuln,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehi  enconsuln  uattiriich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  iiau,  5.  Ausg.,  §.  u.  vui.  Aull,  dicsea  Bands  S.  232.  la  luancheil 
Staaten  sind  diesem  Mlukterium  die  Archive  und  Angclegeuhciioti  der  fürstUchen 
Familie  iibertragcn.  Der  Aufwand  für  das  Auswärtige  ist  überall  yerhcdtnissmässig 
UBtergoordnet,  z.  fi.  im  Dout&clicn  Kelch,  Et.  f.  1883/84,  fortdaaeinde  Ausgabe 
ftr  das  Ansv.  Amt  (»'$3  MQl.  IC,  woroa  1*161  f.  d.  Amt  aolbat,  5*22  t  G«8andt«di. 
u.  CoDSul.,  allg.  Fonds  0*44.  Gcrstfcld  a.  a.  U.  bLTocLnet  f.  Preussen  (incl.  Uoicbs- 
»luote)  p.  Kopf  Pfennig  ISl'l  U',,  1^.'!2  14,  ISll  M,  1851  IT,  1S61  15,  187^  21, 
1883  n  oder  %  der  Aus-,  (uhiic  Schuld.],  bc^.  14  —  1*4  —  1*4  —  1-4  —  0*9 
0-9  —  0-7.  —  Frank  reich.  Min.  d.  Acussereu  18S3,  14'35  MilL  Fr.,  c.  VaVo  <>. 
eigentl.  SUatsans-;.  -  (ir.  Brit.  1881,  0'6Ü5  Mill.  Pfd.  Storl,  wovon  diplom.. 
0  274  Cooäuldicnät,  U  llO  ZuächUäse  au  d.  Colon.).  —  U estorreich-Uugarn  (im 
Keraeins.  a  f.  1882)  4*19  MÜL  Ü  ord.,  incl.  1*3  Mill.  Snbrentton  des  Lloyd.  — 
Uusslaiid.  Et.  f.  1SS2,  3  V,\)  Mül.  Kub.  —  Italien,  A.  ISSl ,  6'59  Mill.  Fr.  — 
Däncmarlv.  A  Ibbl,  0-37!)  Mill.  Krön.  —  KiederUßde,  A.  1&&2,  0-684  Mill.  fl. 
—  Nord- Amcri  ka,  A.  187<;,  11  M.  D. 

Das  Deutsche  lü-ich  unterlilik  1883  0  Botschaften  (bei  den  5  and.  curop. 
Grossmächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  (iesaadts-  liaften,  !)  Ministorresidenturo«,  51  Rcrufs- 
u.  582  Wahlconsulate.  Die  2U  einem  Bundesstaate  vereioigteu  Staaten  können  und 
sollen  die  zahlreichen  tiesandtschaftoa  eingehen  lassen,  indem  der  Bnnd  die  Vertretnng 
im  Auslände  Ubernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Gousulate  ganz,  der  Gesandt- 
schaften grösstenthcils  im  1).  Reiche  durchgeführt.  Die  Einzelstaalcn  haben  daher 
fast  kciiic  bezugl.  Ausgaben  uichr.  Das  ,»Auswaruge'"  betrillt  hier  namealüch  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  oiuselnen  Partie-Staaten.  So  B.  im  preuss. 
Et  1S83/S1  Ausw.  0-.502  Mill.  M.,  worou  0'305  f.  Gesandta(  h. ,  (109  f.  Avers.-Eut- 
schid.  au  d.  Koich  i.  Besor.  spisc  preusä.  Augelegeuh.  —  Baieru  1883,  Min.  d. 
K.  Hauses  n.  Aenssercn,  0*558  Mill.  M.  Sachsen,  Aeoss.  1S83  0149.  Wflrttemb. 
hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Vcrkehrsanstalten ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  t)iS4.  Ebenso  falh^n  die  (!e5andt->ch,  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bundeaataateu  mit  Recht  weg.  Die  Wiedcrher^teü.  des  Deutschen  Keii  hs  hat  daher 
fitr  die  Qfaligen  europäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Krs{)arung  bewirkt, 
indem  die  meisten  die  tiesandtsohalten  an  den  Ueinen  nnd  Mittelhofen  eingezogen 
haben. 

lUdit  nnerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aofraid  im  Etat 

des  Ausvärtigeu  fUr  Ankauf  oder  Neubau  von  passenden  Gesandtschaf ts-  und 
Cousulatsg^ebän  d  cn  im  Auslande,  in.  a.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
lich befjrundete  Anerkennung  des  Princips  der  iJie  u&tw  ohnungen  (§.  Iü2)  für 
diese  Beamtenkategorie.  So  hat  d.  Deutsche  Reich  in  d.  h  tzten  Jahren  erhebL 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinopel,  Bom,  London,  Wien  u.  a.  0.  im  Etat 
z.  B.  1875  0-7Ü.  1S76  1  48  MilL  M. 

Bei  den  Gesandtschaften  und  Gonsnlaten  komme»  fllr  Dl<»Mge8ehftfie  z«  Gunsten 
von  Priratpeisonen  Gebühren  ror,  Itber  velche  in  der  Geblihrenlehre  Näheres,  s.  Fin. 
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II,  §.  200.  Früher  flössen  diese  GebtthrcD  BftertJ  den  Beamten  selbst  zu,  wie  jetit 
z.  Th.  noch  den  unbesoldeten  Ehrencousuln.  Das  richtige  Trincip  ist  auch  hier, 
dass  sulchc  (iebuhren  sämuitlich  in  die  Staatsai:iäe  fliessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sie  dicQüQ  dann  zur  Deckung  eines  Tbeils  der  bctref! enden  Staatsausgabe. 

Hierhin  gehören  hauptsärhl.  d.  Einn.  d.  Ausv.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1893/84 
0*513  Mill.  M.,  8  47«  ^'  Aufnrands.   A.  d.  Cous.-Qeb.  im  gemeius.  österr.  B. 
ftuf  0*171  Hill.  fl.  Elan,  d  gmlu.  ICin.  d.  Aeun.  tbeili.  in  1882  114-400  II. 


3.  AbBchnitt 

FiuanzX»edarf  fOr  das  Milltftrweseu  (Heer  und  Flotte) 

iusbesoudere. 

Abweichend  von  der  Behandlung  der  f^onstioen  Materien  dieses  zweiten  Kai<itels 
,,vou  den  einzelueu  Gegcustündeo  des  cigcntUcheu  Kinauzbodarf:i"  wird  das  Militär- 
ireflon  liier,  wie  adioii  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  nur  ehna  eingebender,  MBdem  aiicli 
nach  seiner  volkswi  rth  s c h  aft  I  i  ch  en  Seite  mehr  principiell  erörtert.  In  die  Fi- 
nanz Wissenschaft  gehört  das  zwar  streng  genomuu!»  o))ensowoni>?,  als  eine  Erörterung 
der  principieUen  u.  materiellen  Punctc  bezuglich  der  übrigen  Gegcnstünde  dieses  Ka- 
pitels (s.  0.  S.  SHS^i.  Indessen  koDmen  diese  Gegenstände  th  in  anderen  Theilen  des 
Systems  der  polit.  Ockon.,  th.  in  verwandten.  i  rcits  iine-'^liildeten  Disciplinen,  bes.  in  d. 
Inneren  Ycrwaltuugslchre«  auch  nach  diesen  ;Seitcu,  welche  die  entscheidenden  und 
wielitiger  nls  die  finnndeOen  sind,  so  ihiem  Rechte.  Für  du  MÜitftnresen  triflt  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Vcrwaltungslehre"  desselben,  als  Theiles  der  All- 
gcm.  Verw.L  sind  vorhanden  (Stein,  liatze nhofcrX  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
lepmg*^.  Sein  wichtiges  Gebiet  des  StMldebons  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernac!ilässif?t  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  li  ^tite  noch  so  sehr  unter 
ialscher  oder  einseitiger  Beurthcilung  der  ökonomischen  Doctnu,  der  politischen  Par- 
telungen und  der  dareli  letztere  behenteliten  „Offbntliehea  Heiniing**  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem.  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glanz  der  neuen  preussisch  -  deutschen  Geschichte  und 
welche  jüngst  vollends  die  Jahre  186Ö  u.  1870—71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst der  britischen  Oekonomic  von  der  „17 nprodnctivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres"  spukt  hier  immer  noch.  I>em  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zul&ssig  auch  im  Eahmen  diesos  Werks,  sondern  geboten, 
gersde  anen  vegea  der  avsserofdentliclien  Bedeutung  des  ^ervesens  flir  die  FtBaaisD. 
Der  Schwerpunct  der  finan/wiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  III  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Kau,  ä.  A.,  §.  72 — 77.  Femer  v.  Standpunct  d.  Verwaltungs- 
iehrc  aus  L.  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1872,  Uber  d.  Militärhaushalt  cb. 
S.  233  tf.;  die  volkswirthschaftl.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  Na- 
tionalökon.  n.  Militärwirthsch.,  vgl.  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  noch 
unten  passim).   Auch  Ratze nhofor,  Staatswohr.   Stuttgart  Uebor  die  gegen- 

lübtig^  miKt&riseh.  Xrftfte  der  earop.  Staaten  s.  r.  Pirks,  Geben,  d.  £  d.  Landkrieg- 
verfUgb.  Stn  itkriifte.  1S73/74  vgl.  mit  lS5s'5!).  Femer  dcrs..  Beitr.  z.  Statist,  d. 
Iteichshceres.  Erganz.h.  VIII  d.  preuss.  stat  Ztschr.  ISSl.  Weiteres  statbt.  Material 
über  Organisation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kürze  am  Besten  im 
Güth.  Hofkalcnder;  auch  viclerld  Daten  in  den  atat.  Weriteo  v.  Kolb  (antimilitarische 
Tendenz),  BrachcUi.  Ebendas.  b«'S.  im  Gothaor  Almau.,  auch  die  Hauptdaten  üV»or 
die  Finanzen  r.  Hocr  u.  Flotte.  Aclterc  Daten  s.  iu  Bau 's  früherer  Ausg.,  5.  Ausg. 
§.  12  Ann.,  6.  Ausg.  eb.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  8.  2S4  E  Statist.  Daten  ttber  das 
Heer  übi  rli.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  ITeervv  r>,  ns  aü.  in  krmnen  indessen  in  diesem 
Weiie  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gorade  hier  eine  genauere  Analyse, 
um  Fehlschlüsse  zu  vermeiden,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Kaum  der  Dar» 
Stellung,  wie  er  hier  nicht  vorhanden  Ist. 
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I.  —  §.  182.  Die  volkswirthsohaftiiehe  Bedeatang 
und  Nothwendigkeit  des  HeerweseiiB  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  VerbHitnis^en  der  politischen  Lage  der 
Völker  nnd  Staaten  Europas  nnd  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen DaseinsbedinguDgen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen,  ideellen  und  sittlichen  Gnltnr  ist  die  Ausbildung 
nnd  Bereitbaltang  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  1\  riegs flotte  auch  in  Frieden  s  zc  it  eine 
nnvernieidiicli  gebotene  Nothwendigkeit  zur  Du rchl'ührung  des 
staatlichen  Macht  zwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
princips  (§.  37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrcchthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Anssen  wie  im  Inneren.  Das 
System  des  bewaffneten  Friedens'',  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  ötaatenwelt  in  der  Haitang  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  lumn 
objectitr  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Vdiker-  und 
Staatengeschichte  gewtirdigt  nnd  staatswissenschaftlich  wie 
speciell  national  Ökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  Einrichtungen  erkennt» 
dureh  welche  die  staatliche  ,,Gemeinwirth8chaft''  eben  im 
höchsten  volkswirthschaftliehen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menscldichen  Zutjammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensbeere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ansser/irdentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
SachgUtern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirtbschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastnngsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  mOglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  TCiglichen  werden  mflssen,  den  ein 
tttchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prftyention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewfthrung  gesicherter  nationaler  und 
staatiieber  ünabhttngigkeit  auch  yolkswirth schaftlieh  hat 
Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Trupp  enhaltuüg  uud  M  ilitiir  aufwan  d  durch  volks- 
w  irth schaftliche  und  f in  an z  i  eile  Erw  üg  u  n  e;e n  l)  o ten. 
Doch  ist  die  t!bliche  Polemik  gegen  den     Militarismus und 

A.  Wftgn«r,  FiiiaiMwi^uM.bait.  I.  3.  And.  27 
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DameDtiich  gegen  das  »System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  ttherschiesst  häaflg  das  Zieh 

Dies       besonder»  aucli  von  jenen  tendonziioÜtischcn  Angriffen  aaf  das  Heer» 

wescn,  ala  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
iiir«n  U«eren  Schuld  au  denselben.  Als  ob  nicht  regelm&ssig«  auch  in  unserem  Zeit- 
elter,  tiefe  Intereasengegcnsltze  der  Völker  end  Stetten  oder  einzelner  BerOlkenings- 

groppen  in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
picbt  oder  nicht,  ol)  dio  Staatsform  republikanisrh  oder  monarcliisch  ist.  Man  denke 
Uli  dcü  iiürUauicrikaniächeu  Bnrgerlirieg,  den  t'urcbtbaniteu  und  bei  Weitem  kostsiiioligsteu 
der  Neuzeit,  oder  an  den  sdiweazer  Sonderbundskneg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsrh.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  des 
französischen  Volks  anznt»öhen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  u.  s.  v., 
«.  Aufl.,  1870,  Absdm.  I. 

Mag  man  das  grosse  stehende  Heer  ein  ,,nothwendige8  Uebel^' 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Elnrichtangen,  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinignngen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  mttssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtangen  möglichst  zn  vermeiden  oder 
hilli^^  hcizu.sielleii  .seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solehc  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  „unproductive"  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei ,  Jiijitiz ,  fdr  Vorkebrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedttrt'nissbelnedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aul  wand 
fttr  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Noth wendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenflgenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grosse,  Grenzen,  Ausdehnung  Aber  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  za 
verbessern,  Einbussen  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  riehtigeren  Auflassung  auch  nicht  uu- 
productiv,  Houiieru  durchaus  productiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Reparirung  dea  polit.  Zustands  darf  bei  der  Milifar- 
frage  nicht«  wie  an  moiäteus  geschieht.  Übersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Defensii-- 
zweck  des  Ueerresens,  der  ?oid  foUnwirthscheftUcheD  Standpuncte  etlenfiüls  noeli 

<>ftere  als  berechtigt  anerkannt  wird ,  reichte  man  nur  aus ,  wenn  die  best  e  b  <•  ii  d  o  u 
Staatsverhältnisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  dio  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bercit->  aUgeineiu  gerechte  und  natürliche,  den  be- 
rechtigten Bedürfnissen  entspre«  binde  wären  und  —  ▼odh  sie  es,  vorausi^esetzt» 
es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigend' r  Zustind  hi-rjjcstellt,  i  m »>  r  blieben.  Beides 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  W  eiteres  angenommen.    Die  nothwondige  Uonse^aenx 
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wäre  dann  die  Unreränderlichkeit  der  zufällig-  einmal  ffewordennn  Staats- 
Teihältnisse,  aläo  uameutlicli  l.  B.  der  politischen  Kurte  dor  Lander, 
womit  die  „Kriegs&ra"  abfresehloattn  Ms.  Eine  solche  Gonseqncnz  widerspricht  jedoch 
aller  geschichtlichen  Erfahrung'  und  dem  ganzen  Wcs^n  Tncnsf-hlirlicr  und  irdischer 
Dinge  überhaupt.  FUr  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
göheteüen,  dasa  es  sich  niein»b  wieder  ans  dem  Verfall  des  17.  Jahrh.  erholen  daife. 
Ein-  und  Auswanderung,  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
*ind-^ron  V'^lker  (Dentsch''  —  Slaven!),  Beröllceniiii^sbcweffung.  wirthschaftl.  Ent- 
wicicluüg,  Oultur,  —  kuii  .iile  ilomente,  welche  die  Macht  der  Völker  u.  Staaten 
verrücken,  durften  dann  ^ar  nicht  mehr  iiolitische  Veriind.Tiuijrm  bewirken,  wie  sie 
es  von  jeher  gethan  und  inuthuiasslich  auch  in  Zukunft  tliuu  werdeo.  Freilich  ahor 
giebt  CS  hierbei  unvermeidlich  Willensconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Waffen  ausgetragen  werden  kOnnen.  Solche  realpoHtisehe  Thatflachen 
dttrfeii  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biden  in  der  Militir- 
frage  recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wimui  die  Karte  vron  Europa 
den  nattirlichen  Veihäliuiü&eu  dua  Budous  und  den  Heriuiiiiisseu  der  Völker  gemäss 
nmfestaltet  sein  wird,  daher  doch  vornenüich  unter  Anerkennung  des  remfinfUir  rer- 
standenenen  Princips  der  naturlichen  'ir -n/i  n  nnd  des  Nationalitätsprincips,  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
vieliMcht  zu  erwarten  sein.  Die  GonsoUdation  ror  Allem  Deat8chlan<b,  aber  aoch 
ItalienB  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrungen, 
welche  ganz  Europa  seit  1S71  an  Deutschland  gemacht  lialjiii.  Z(ngcn  das  j*  deni  Un- 
befangenen, wie  Uberali,  au^iserhalb  Frankreichs,  auch  lu  Lugiaud,  iuiuicr  mehr  anerkannt 
wird.  Ueberhanpt  wird  liei  einer  unbefangenen  Bearth^ang  nicht  zu  läognen  sein, 
tlnss  die  Karte  ron  Europa  in  den  letzten  20il  Jahren  wesentlich  naUrlirher  g:e- 
wordeu  ist,  worin  die  beste  Friedensburgschaft  liegt  Kur  im  Osten,  in  den  (irenz- 
Kndem  zwischen  Deutschen  und  Rossen  und  in  Sadosteoropa,  ist  noch  nidits  Be- 
friedigendes g^chafien.  Aber  auch  fur  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  v^ollknmmenen 
Uieichschritt  der  Entwicklung  uder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  V|^. 
A..  Wagner,  Elsass  n.  s.  w.  Gap.  IL  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung"  ron  Staatsn:cbietenV,  dors.  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  liationalitätsprincip,  Preuss.  Jahrb.  Iä67,  ders.,  die  Ver- 

Indeningen  d.  Karte  Ton  Enropa,  18T1.  Ueber  'den  „nationalen  Machtzweck"  v. 
Holtzendorff,  Politik  S.  219  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartigo  Milifärvvesen  Prcnssens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  ]SIacht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  (iegner 
Preussens  verdammt,  handelt  tr  ra  !-  so.  wie  Jemand,  der  die  holländischen  D  irhbatiten 
für  Veisch Wendung  erki&rt.  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Yolkswirthschaft  und  die  Vorbedingung  fur  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  fUr  ein  tächtiges 
Volk  eines  der  hdchsten  aller  Güter  und  des  höchsten  Preises  wertli.  (uenipr  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  voik.swirthschaftlich  betrachtet  dauernd  gunstiger, 
l&sst  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Gtiter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  pilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Ueerwesons  kann  Preus^ien  dienen. 
Hier  waren  (nach  Ran  §.  72  n.  fortgefilhrt  bis  hente) 

das  Heer  (Mann)  die  Kosten  (MiU.  Thir.) 
unter  dem  grossen  Kurfürsten    ,    .        28.000  PO 

Friedrich  1   40,000  PS 

Friedrich  Wilhelm  1   76,000  4  834 

Friedrich  IT   200,000  13*5 

Friedrich  Wilhelm  IL  ...  .  235,000  17 
fUfldr.  Wilhaliii  HL  bis      1906      250,000  20 

1806-  1M>         12.000  8 
lh20       114,000  22 
Friedrich  Wilhelm  IV.  .      1840      138.000  25  75 

A.  1857       140,000  27'6Ü 
A.  1858      148,000  31 6 
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2.  B.  Fiii.bed«rf.  2.  K.  Einzelnes.   S.  A.  Militlkr.  §.  182. 


das  Heer  (Mann)   die  Kosten  (Hill.  Tblr.) 
Wilhelm  I.  1863      312,000  S8-8 

Stehend  1865      212,631  43*50 
(60  V«  vom  Beiche:)  ISgS      201,000  60  0    (ord.  Et.  ohne 

Pünsiooön.) 

Pi«  iltercD  Daten  tkbrigens  nnr  annähernd  conreet  v.  Zedlitz,  Geogr.  n,  Stetist.  r. 
Preussen.  T  V22.  Dieterirl,  Mitth.  des  Statist.  Bnr.  1^48,  S,  52.  Dazu  IS^rs  f. 
Marine  u.  Pens.  151  MUl.  —  In  Frankreich  berechnete  iieckoriAdministr.  II, 
28S)  1784  die  Kosten  des  MUitinresens  anf  122  Hill.  Lir.«  das  Bodg«t  fiftr  1811 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrcchnting  der  140  Mill.  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  02  Fror  der  ganzen  Staatsaiisgabe.  1870  war  der  Friedensotat 
876  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  173  ^  Mill.  Fr.  f.  d.  Marine  u.  Colon.,  zu»  549  3  Mill.  Fr. 
1883  ist  er  hv/..  584  1  u.  204  9  ^f.  d  Harine  aUein),  zns  78»0  Mill.  Fr.  im  OrdiB. 
In  sfitnni'li  Ii-  n  dctit^srh.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preussen)  berechnete 
V.  Eeden  (Deutschland  o.a.  w.  S.  1012)  1846  die  MUit^rausgabe  auf  102  MilL  Xhlr. 
oder  1'41  Tblr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  GzOrnig  (das  Oesterr.  Budget  II. 
4S8)  berechnete  1862  in  9  europ.  Staaten  Uber  3  Mill.  EinwohniT  (ohne  Russland) 
die  Ausgaben  für  das  Kriegsministcrium  im  I).  anf  21"H  Proc.  oder  2  <1  Tblr  .luf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390'74  Mill.  Thlr. ,  für  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  Mill. 
Tblr.  Nach  den  Angaben  aus  den  Jahren  1S68  und  69  macht  der  Aufwand  far 
Land-  und  Seemacht  in  (irossbritannien.  Kussland,  Fniükr'  if);  Oesterreich,  Italien  nnd 
den  Z^Uvereinsstaateu  69&  Mill.  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  2*52  Thlr.  a.  d.  K.— 
Bau  n.  Andere  haben  aneh  versacht,  in  folgender  Weise  den  ganzen  regelmässige  n 
Aufwand  in  Europa  für  die  Staatsvertheid igung  aoszumitteln :  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zwe^k  wurde  1^41  auf  540 — 546  Mill.  Thlr.  angenommen.  Uiezu  kämen  noch 
ak  rolkswirihschalüiche  U])fer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  fttr  die  hcrrorbringen- 
den  Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lässt,  indessen  Holl  hier  gRMse&theÜt, 
wie  Kau  nborsielit,  liiw  L'nniJsätzliche  falsche  Doppolrcchnung  unter,  wie  im  nächsten 
§  gezeigt  wird.  2)  Die  Ko:>teu  der  Familien  fUr  Stellrortreter.  3)  Die  Zoschuase  an 
die  Soldaten  wegen  der  Onzolänglichkelt  der  LObnung.  Rechne  man  ftr  2)  nnd  S) 
60  Mill..  lur  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1S45  800  MUl.  Thlr.  für  266  MilL 
Einw.,  also  gegen  8  Thlr.  auf  den  Kupf,  was  jeiloch  nur  ein  ungefährer  üeberjchlag 
sei.  Ende  d.  6Uer  Jahre  sind  die  Suiatsausgabeu  für  die  Land-  u  See -Krieffbmaciit 
in  Europa  auf  811 'S  Mill.  Thlr.,  die  Zinsen  der  zngebOiigen  sachlichen  HuUbnittel 
(Wallen,  Ge^  Imt-e,  lYstungeu,  Schiffe  u.  s.  w.)  auf  .to  t  Mill.  Thlr.  anfrcschlagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  ^294  MiiL  £iuw.)  2*7  Thlr.  ^Engel  in 
Zeitschr.  des  prenss.  statisL  Bnr.  1869«  &  89a).  Nimmt  man  nun  die  oUgen  nnd. 
Opfer  Nr.  t— .1  verhültiiissmässig  höh«  an,  so  lässt  sich  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen) 
auf  beinahe  1 200  Mill.  Thlr  oder  4  8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.  Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gcgrillen,  weil  fur  deii  Verlust  au  Arbeitskräften  Überhaupt  nur  der- 
jenige Plushetmg  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  ans  einen  nnnöthig 
hohen  Truppenstandc  hervorgeht  (s.  folg.  § ).  Kau  ritirt  noch  Larroque.  De  la 
goerre  et  des  armee»  permanentee,  Paria  1856.  (Preiaschrift  der  Friedenageeellachaft.) 
Schnlz-Bodemer,  Die  Rettnng  der  GeseÜsehnft  ans  den  Gefahren  der  MÜitlr- 
herrschaft,  Leipzig  1859.  —  Fur  die  Zeit  um  1878  heieehnet  Hermann  Wagucr 
im  Goth.  Jahrb.  f.  I*^7t,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  <incl.  asiat  Kussland) 
anf  2241  Mill.  M.  i.  d.  Heer.  575  MilL  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2b  16  Mill.  M.  oder 
anf  9'1  Thlr.  p.  Kopf  (die  BefOlker.  d.  asiat  Bosaland  nnberOcks.  gelasMo),  wobei 
aber  nicht  immer  lErieirhmJls«?!^  gerechrirr  worden  konnte,  z.  R.  die  MiÜtärfiensionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  iodirecten  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  aehr 
an  sicheren  u.  allgem.  AnhaKspnncten.  Bau  hat  jedenfiüls  zu  hoch  gerechnet  Hehr 
als  4  Tblr.  pro  Kopf  oder  20—25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen ,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  S t a u t s haushaltetat  ♦  r-^f  heinen .  mitrechnet 
wie  z.  ti.  Naturalquarticrleistungen.  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naiuralvorpücguog  gegen-, 
aber  der  Eraatdelstong  des  Stents,  nicht  Torgtttete  Leistungen  der  Gemeinden ,  Kreise 
u.  8  w.  Anrh  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fragliche  —  indirccte  l^e^teuerung  verbreiteter  Volks-Nahrun^ 
und  Genussmittd  u.  s.  w.  mms  man  allerdiu^'s  wohl  anndkmeo,  fbsi  die  P^ffie 
in  d»*n  unteren  Volkselassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Miltt&rwesen  opfern  mmi\  jedeofalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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ci«Dt  Eine  geDauero  Boziffenwg  wage  ich  nicht  Torzunchmen.  Nach  Hcru.  W «gi- 
rier a.  a.  0.  (S.  ST7.  '^'^Hi  betrag:en  die  Mi  Ht&r- Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicbt  angehobenen  Hammen  in  MilL  M.,  Frocante  der  Au3g.  u.  (Quoten 
p.  Kopf  d.  B«r6lker.  (Reihanfolge  der  Staaten  nach  d.  EAbe  d.  Proc  m  d.NAtto- 
ansg.,  unter  Beifognng  der  fon  Raa  v.  nlr  berecboeteo  Pnceote  «.  Kopfqiiotoa  fUtr 
die  60er  Jahie). 

Q.  .   dsgl.**, „derb.    dsgl.    p.  Kopf 
Heer      Flotte        Zus.     ^J^li^r'  nach  Abzug     [>.    in  d.  60eT 
MüL  Mark  um  1813       .fl^kl       hosten    Kopf  Jahren 

d.  Schuld.   MarL  Mark. 
Nonregen  5<25       8*67(?)    9*12(?)    48*8       48*0        5*2  — 

Rassland  541 '80       78-30     61 960        427        53-3         7*7  7*2 

Brasihen  3502       SO'ÖO       65-63        400        65*0         66  — 

ürobttbritauaicu      308  26     190  86     499  12        39  3        68  0        15  6  18*6 
Sachaen  —  —        21-65       37  1       Ö2 —  — 

Preussen  ~  —       20826        36  6        45*4        —  — 

Deubichee  Reich  291  00  56  20  347  20  35  6  43*7  8  5  6*9 
Niederlande  21H)7  16*88  44*98  36*4  86*0  12*2  11*7 
Bldera  —         —        41  12       83-7       433        —  5*49 

Serbien  8*49       —  3*49        331        331         2*6  — 

Dinemark  10  08        4  «;5       14*72        ai  U        48-8         8*2  8*7 

Würtemberg  —  —         15-39        31-4        437         —  4-11 

Frankreich  402  40     IIS-5r>     521*00        31*8        69-5        14.4  11*4 

Ojpeich         ,»«•«»      io^l  ^,       ^  |8;«J 

Baden                 —  —         1235  289  44*5  —  6*61 

Belgien                —  —        3000  268  40-7  5*8  6*09 

GriecheniaAd          6*06  1*20        6*20  263  34*1  4*1  — 

ItaUen  182*08  88-80  218*83  28  2  580  82  5*25 

ChUe                   —  —          6-88  252  35'4  5-8  — 

Schweiz               8*59  —          »-59  25*2  33*7  3  3  — 

Argentbiia  21*60        1*50      28*00  24*2  69*0  121  — 

Portugal              16-67        8*82C?)    20-00(?)  21  0  455  4  6  — 

Kuinaiuen  11'72  —         11-72  14*6  38-5  2-7  — 

Verein.  Staaten  Hb  öO  98-75  239  25  ?  ?  6  0  — 

Schweden  20*99  8*18  29*12  ?  ?  6*9  8*69 

Die  Daten  in  d.  letzten  Col.  f.  Deutschi,  beziehen  sich  auf  den  damaL  Nordd.  Band. 

Für  lS7;t  sind  die  betrclt.  Daten  des  Reichs  anf  die  •-'inzt-liien  Dciitschen  Sfaatt^n  nach 
dereii  Kopfzahl  ropartirt.  Ks  fohlen  hier  beim  D.  lioirh  aber  dio  Peusiousausjrabcu 
des  Inralidanfonds ,  die  filr  1873  87  M.  M.  betragen,  wodurch  dio  Kojifquote  nni  c. 

Mark  steigt.  Bei  Krank  reich  und  Italien  sind  die  Mil.-Pons.  z.  B.  eingerechnet. 
Seit  1873  sind  nun  ab«r  mehrfach  viedenua  Steigerungen  deb  Aufwands  einge- 
tietan.  Z.  B. 

Dentsches  Reich.  Etat  ftlrl8Tr,  ,!  f  1883/84.  m.  m      ai.  M.     m.  m. 

A.  l  ortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Keu  hshuer    .   .  312-86  339-87 

Fortdauernde  Aasgabe  L  d.  Manne   21*07  26*91 

AUgeB.  Ponalonafonde  ün  Reichselat  (ezd.  Baien) 

für  das  Heer   21*591  .   .   ,  191in 

Allgem.  Fensionsfonds  fUr  die  Marine  .   .   .   .  0'2ll  50.07  ^»^^ 

Ans  dem  Beichsinralidenfonds  (ind.  Baiem)  .   .  28  8d|  '  28*67 

MfUilipeaaionen  im  baieiiicbeii  Etat    .  .  .  .  3*34j  .  .  .  c.  8.0 


>  61*87 


(p.  Kopf  9*06  M.)  iu  1876  A.  Summa,  fortd.  Aaeg.       887*90  418-16 

B.  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Reichsetat: 

Erhfihung  des  ordentlichen  Etats  (excl.  Baiem)  des  Heers     17*27  6*81 
Für  veischied.  Milit.  Bauten  (Festangen  a.  s.  w.)  a.  Ver- 
rolbtliidigoi^  d.  Materials  des  Bdcliilieew  (auf  Onind  

LatnsAiLB.  405  17  424*46 
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Transport  A  u.  B.  405*17  424'4« 

älterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  fninzösiscliea 

Kriegsentschädigung)   2S-63  20'45 

Ftlr  die  iMarine  (an  neuen  BewUL  ftber  d.  Restbestlnde 

d.  alten  hinaiia)                                             .  4  77  10-13 

Summa  A  u7  87^38-57  455  04 

Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Keichshecr  u.  die  Marine  z.  Rctabliss.  u.  zur 
Yeretftrkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  au-s  der  ftanzto.  Contribuüen 
verwendet.  S.  tiber  die  be/üü;!.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wag^ner,  Keichsfinanz- 
wesen  in  Hoitzcndorfl's  Jahrb.  III,  113,  141  ff.  waren  bis  damals  angewiesen 
(snsser  dem  Kriegseeliatz  ren  40  MIU.  Thlr.)  auf  Beiclisreelinnng  fthr  die  Wiedcf^ 
herstellung  u.  Vcrbfrirkiiiij?  d.  Kriegsmacht  144'11  Mill.  Thlr..  wovon  Hlr  el^ass-lothr. 
Festungs-  u.  andere  Militärbauten  40  55,  für  Umbau  and.  Festungen  12,  f.  Erweiter, 
d.  Marine  (incl.  10"69  Mill.  Thlr.  AbzabiT.  norddeutscher,  für  Marinezwecke  ausgegeb. 
Schatzanwcis.)  '.i\'^h  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  für  Kechnnng  des  ehcmal. 
Nordd.  Bundes  Rctabliss  der  Armee  (incl.  Baden  u.  Südhessen)  106*85,  f.  milit. 
Bauten  13*24.  f.  and.  milit.  Zwecke  5'5G  Mill.  Thlr.  (ebondas.  S.  tl7j;  ausserdem  noch 
ein  eimnier  VeTScIrass  f.  d.  Venr.  d.  Belchsbeen  6*2T  Mill.  Ttitt.  Estsprech.  Poeten 
wie  in  Norddoubclil.  wurden  in  Bniern  u.  Würtembcrg  aus  d.  f:  Cuniribution 
für  Ketabliäjiement  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  lbb2,  bez.  83  Statist 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  \bS:i  S.  162  u.  Gerstfeldt  in  Ck)nrad's  Jahrb.  B.  41. 
Gesainmtaafwand  für  das  Heer  „in  F'olge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  Rita- 
blisscment  v.  1*^70—1.  Apr.  IS^^  (bis  1.  Apr.  1S7<»  nach  der  Abrochn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  itiba  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte 
in  Preassen  find.  Beiclisqnote)  p.  Kopf  der  Bev<MlE.  seit  182t  nicht  so  atark  sd* 
genoniiiien  ,  als  wohl  vorausgesetzt  wird  ii.  als  Quote  vom  (iesauinit;kufwand  bez  im 
Yerhältniäü  zum  Giviibeüarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfeldt 
S.  27)  1821  622.  1832  526.  1841  474,  1851  467,  1861  6S9,  1873  958,  18SS  980 
oder  als  Quote  vom  Civ.-  nnd  MiLanfwand  bez.:  53*7— 53*1— 47-5— 38'7— 
46*8 — 40*9 — 40*5.  Es  lüsst  sirh  we<ren  der  complicirten  Verbriltnisse  des  Retabliss. 
u.  &  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
acliaittsanfirand  für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist  Mit  450  Hill.H.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  lanm  zu  hoch  verans<■!llaf^t  sein.  — 

Oesterreich-Ungarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin.  Landheer  90  78, 
Marine  8  13,  zus.  98*91  Mill.  H.,  Extraordin.  bez.  10*58,  1-28,  zus.  11*86  Mill.  fl , 
total  110-77,  wom  noch  Nachtragsi  redite  v.  0*72  iSIill.  fl.  Kach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegsverw.  von  4*62  Mill.  11.  Vdeibt  ein  reines  Erfordemiss  von  i.  G. 
106*87  Mill.  fl.  oder  c.  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bevölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  weetOsleir.  Bad^et  „Min.  d.  Landesvertheidig.**  mit  7*48  HiU.  11.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*26  f.  d.  Landwehr,  3*99  f.  d.  fJendannene  u  Poli/eiwaclie.  dsgL 
im  Ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*24  Mill.  ff.  (Honveds)  Dadurch  steigt  die  Gesammfe- 
ausgabe  (ohne  Gendarm.)  für  Militärzwecke  um  c,  Et  f.  1^82  im  gemdins, 

Budg.  f.  d.  Heer  94  90  Ord.,  6*69  extraord..  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  l'W, 

zus.  11 0  77  Mill.  fl.,  dazu  westHst  Min.  f.  Landcsvertheid. .  ohne  Gendarm., 
4'3ö.  Ungar,  dsgl.  (wühl  mit  Gendarm.)  6*81  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3'2  fl.  per  Kop£  —  Fr anlc reich  s.  o..  die  ord.  Ansgahe  f&r  1876  betrftgt  17*6  Fr. 
I»  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1S72.  —  Grossbritannien  RcsuU.  f.  18sl/82  Heer 
16*31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  11),  Flotte  10*76  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0*80  Pf.  (10  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  1880  Heer  265*üS,  Flotte 
88-95.  zus.  299*3  M.  Rubel,  Anschlag  f.  1S82  bez.  1S349.  27*51,  zus.  211  M.  R., 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  onr.  Bev.  (c.  h*9  Mark  al  pari  g-ererbnet).  —  Italien  A- 
18b2  Heer  193,  Flotte  45,  zus.  238  M.  Fr.  im  Ürd.,  dazu  Extraordin.  bez,  2b*3,  2*1,  zus- 
30-4,  Summa  268-4  MilL  fr.,  c.  91  Fr.  p.  Kopf  (7*8  M.).  —  Nordamerika  A. 
1875—76  Heer  "'^  Motte  22  5  M.  Doli.,  zns.  (U) .-)  M.  D.  (ohne  Pensionaa)  p.  KopC 
c.  1*4—1*5  DoU.;  l^'sl  s2  A.  im   iHH  I),.  ],  K.  .  .  (Hl  0. 

§.   183.     Für  flie   iifilicre   vol k  s  w  i  r  t  h  s c h  nftlich  e  Und 

tiuauziellc  Würdigung   des  Militär  auf  wands  kommt 

noch  Folgendes  in  Betracht; 
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1.  Za  den  anmittelbareD  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzreebnangen  erscheinen,  mttssen  allerdings  noch  die  Leist- 
nogen  der  Gemeinden,  Kreise  o.  s.  w.  und  der  Soldaten  nm\ 
deren  Familien  selbst  hinzQgerecbnet  werden  (s.  o.)*  Der  Werth 
der  dnreb  den  Soldatendtenst  flir  andere  Zweeke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nnr  dort  zom  ▼olkswirthschafÜiclien 
II ifitiraniwaiid  zn  seblageu,  wo  einnnnOthiggrosser Truppen- 
stand  besteht,  also  aneh ,  wo  der  Soldat  länger ,  als  es  militftiisoh 
nOthig  ist,  im  Dienste  bleibt 

Hier  bandelt  sich  mithin  Alles  um  eine  qiuiestio  facti,  ilie  häufig  erst  nach 
qilterer  Er&hmnf  in  Kriegen  richtig  za  bMatvotten  ist  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  vtclfarh  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldat<!n ,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  und  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufwand 
rdcbneo,  ao  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnung.  IDt  demselben  Rechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  specicllcm  Berufe  verwendet 
wird  nnd  nach  Menge  und  Art  hier  nöthig  ist.  um  die  Befriedigung  der  üesammt- 
bodurlnisse  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostuitsiiu  des  betreuenden  Products 
scMagen,  weil  diese  Aibeit  fflr  andere  Prodactienen  verloren  gehe.  Man  Tergisst  — 
was  roMends  eine  In-onscquenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Becht  den  Dienstleistungen  Froductirit&t  zuerkennen  — ,  daas  der  Werth  der  Arbeit 
d«r  nOÜiigen  Truppenzahl  in  das  Product,  d.  h.  eben  in  das  vdknrirasehafklkbe  Gut 
«vSicIierheit  und  Maelit  des  Staats'^  ttbeigeht,  gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Pro- 
docäonen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit  d.  ü.  Ausg.  der  £au'scheu 
Fin.  I,  §.  72b  beriibergenommen  nnd  dadurch  der  aoeli  von  R au  begangene  Irrthnm 

(s,  0.  n.  Kau 's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c)  berichtigt  worden.  Jetzt  hat  auch  Rdmelin 
(Beden  u.  s.  w.,  Tab.  1S75)  S.  360  „d.  Milit- Aufwand"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  liStte  durch  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  tiberzeugen  können,  daas  dies  schon 
gesdielieii  war. 

2.  Die  eigentliche  H()hc  des  MilitiirauiwaDds  lässt  sich 
nach  der  Natur  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  Ge- 
sichtspuneten  des  Prävcntivprinci  ps  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  e  i  n  e  h  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(nnd  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinriehtiingen ,  wie  in 
Prenssen),  nnd  solchen  mitMilizsystem  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  HilitHrmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  yergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  znnäebst  präventiv  Rechts- 
stömngen  oder  Kriegen  entgegen  nnd  bewirkt  dadnreb  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zn  Zeit  nnd  im  Ganzen 
nnr  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
ici  tiges,  weil  alles  dazu  Nuthvvendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Bepression,  d.  h.  als  bestes  Mittel 
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zur  scbiielien  und  erl'olgreipheo  WiederherstelluDg  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grössere  ^[ittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprucht,  so  ist 
die«^o  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  für  den  Krieg 
selbst  doch  viel  geringer  imd  dauert  der  Krieg  der 
Begel  nach  viel  kürzer,  —  was  ittr  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  Toikswbthscbaftlieher  und  ethischer  Besiehnng  ein  nnend- 
licher  Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  mflssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  an- 
▼ermeidlieh  auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  daas  einem  St:iate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  ßeschaffuug  des 
Rechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
zwecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Milizsystom.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirthschaft  mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  massigen 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Beserre-  und  Landwehreinriehtang  daher  doch  wohl  anch  In 
TolkswirthaehafUicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzog  vor 
den  auch  milltilriseh-teohniBch  gar  nieht  bewährten  reinen  Miliz - 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Consequenz  des 
1' r  it  V  c  11 1  i  \  [)  r i  n  ci ps ,  day  im  entwickelten  Voiksiehen  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschic  lenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  tbeils  nur  um  eine  v ei  se  Ine dene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  ^esammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Belege  für  das  Gesäße:  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (auch 
b^raita  die  des  ersteu  Napoleon ,  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  immer  nor  kora 
▼Ihrtan)  im  Veigldche  mit  denen  dm  roiigen  und  17.  Jfthrlimid«rta  und  ftuher. 

Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neueren  europäischen  Kriegen,  besonders 
denen  von  1859,  1S66,  1870—71  einer-  und  dem  nordamenkanischen  Bürgerkrieg  IsHl 
biä  1865  anderseits.  Vgl.  Waguer,  üruiidicg.  §.  181,  den».,  Ueichsfin.  iu  Hulucn- 
dorff's  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  OanttcUuid.  Im  (leer-  und  Finanz- 
wesen Preussens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  (legensatz  am  Aller- 
sch&r&ten  honror.  Könnte  mau  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  Kjxd- 
vnnct  in  s<rich«n  Dingen  toDelmifin,  was  nicht  ingeht,  weil  sieh  die  QeseUchto  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  würde  eine  ge- 
naue zahlenm&asige  Vergleichung  möglich  sein.  Man  braucht--  'larin  nur  d^n  (t^s;immt- 
anfwand  während  einer  solchen  Periode  aui  den  Betrag  dt^  Jutztwurtiiä  ciucs  be- 
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stimmten  Zcitpuucts  (dessen  W«hl  freilich  wieder  ron  Eiufluss  auf  das  Kcchnungs»- 
ergeboiss  wäre,  je  nachdom  die  Kiieniausgabe  diesem  Zeitponcte  näher  odet  ferner 
Iftge)  n  xttdncirai.  Immeihto  ist  in  folgenden  Daten,  in  bdden  Staaten  ane  Perioden 
des  Krieg»  genommen,  ein  statistleGher  BeUf  Ite  das  im  Text  Gesagt     i  thalten. 


Fienssen 

Kordamerika 

Wir». 

Awal 

Im,  LaadnMslit 

WtrkL  AMAb« 

Bmv 

nette 

«rd. 

EUt  1 

9UUM 

Hill.  Thr. 

MilL  Doli. 

1860 

35-19 

2-20 

1-80 

39-19 

1851/60 

D.  15-84 

1200 

1861 

81'86 

5-04 

]'32 

88-21 

1861 

28*20 

12*89 

1SR2 

35*89 

1-45 

0-63 

37-91 

1862 

394-37 

4287 

1863 

5908 

1-18 

0-25 

40-46 

1868 

599-30 

63-21 

1864 

87-82 

0*91 

12-10 

50-88 

1864 

690-79 

85-73 

1965 

39-64 

1-30 

4-39 

44-23 

1S65 

1031-31 

1-2-2-57 

1860 

89-01 

1-50 

35-58 

7t>-09 

1S66 

284-45 

43-32 

1867 

44-11 

115 

36' 12 

81-38 

1867 

95-22 

31-03 

1868| 

fPreuss. 

12-86 

1868 

123*25 

25'17 

[Band 

55-4 

1869 

78-50 

20*10 

1869 

A. 

55-8 

8.  Engel,  Statist.  Jahrb.  III  u.  Hock,  Finanzen  Noidam.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nm-h  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Preussen  ist  für  1868 — 69  die  nach  Verhältnis«  auf 
dasselbe  (im  jetz.  ümfangel  von  den  Aasgaben  des  Nordd.  Bnndc«  fallende  Ausgabe 
angesetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866—68  die  doä 
dentschen  Krieges  und  die  grOeeete  Ausgabe  in  Folge  der  neoen  Lage.  Anch  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — ^0  schon  einige  Male  erhöhte  Ausgaben  fttr 
Heer  u.  Flotte  in  t  olge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unrnben  (in  d.  Territorien  u.  s.  w.). 
Di«  riesige  Ausgabe  «rährend  des  Burgerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entirerthentai  Papieigeld,  wurde  sich  daher  auf  Gold  reducirt 
stark  ermäsüigen,  aber  doch  immer  nocn  ganz  kolossal  bleiben  Auch  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  ZQ  bedenken,  dass  der  grösste  Theil  jener  Ausgabe  mittelst  ächuid^ufnahmc 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  xn  retstnien  nnd  jelst  so  tilgen  ist  —  Die 
Folge  des  verschiedenen  Militfirsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  das>  in  Preussen 
jäbrl.  eine  ziemlich  bedeutende  gieichmässige  Last  auch  in  Friedenszeit  getran:ea  wird, 
Wengen  die  Mehrausgabe  selbst  ftt  so  gewaltige  Kriege  wie  1866  u.  1870 — 71 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  nnd  überhaupt  auch  absolut  mässig  ist;  während  in 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafUr  aber  im  Kricfre 
diese  Ausgabe  ins  ganz  üngcmesaene  steigt;  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  wiu  in 
■Amerika  auch  die  sonstigen  volksvirthsch.  Opfer,  welche  nicht  in  den  FInanzimhnongen 
des  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdaucr  weit  gri'isser  als  in 
Pienasen  sind ;  endlich  3)  darin,  dass  in  Freassen  die  Staatsschuld  auch  durch  Kriege 
wenig^  rennehrt  wird  (A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10*7.  1870  obne  die  Schulden 
der  neuen  Prov.  15-1  Mili.  Thir.,  welche  Yttmehrung  xum  Tlieil  noch  aus  Schulden 
für  Ki-i  'nhahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeh'  »!»>r  wächst 
ibtaud  i.  Juli  1860  64-8,  1861  90-9,  1865  2682-6,  1866  2800.  1870  2645  6  Mül.  Doli., 
Zinsen  for  d.  Sebald  1860  8-14,  1865  121*3,  1869  c.  126  Hill.  D.,  voron  Uber  124 
Mill.  in  Güld\  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  vei^chobone, 
früher  ersparte  Zahlungen  fOr  das  Heerwesen  betrachten,  so  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Yertbeilnng  der  Ausgabe  far  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  Ge^a-ten  Folgendes  benutzen.  Norrarile  Militärausgabe  (Heer  allein)  im  Deut- 
scheu  iieich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neubauten  u.  s.w.) 
c  92  Hill.  Thir..  Kriegskosten  fttr  jenen  Krieg  c.  520  Mill.  Thlr.  fttr  c.  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  Mill  Thlr,  d.ihrr  Su;igerung  des  Friedensetüta  durch  solchen 
Krieg  von  1  anf  7*8.  Frankreich  norm.  Aosg.  desgL  127  MiU.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  Kill.  Thlr.  p.  J.  c.  612  Mill.  Thlr.,  also  Steigerung 
r.  1  auf  5-8.  (Die  An^ir.  fur  die  Flotte  lässt  sich  wegen  des  Ghnncters  des  damal. 
Krietrs  nicht  vergleichen.)  Im  nordamerik.  Bürgerkri  stii;g  dag-egen  der  Friedens- 
etat  im  Durchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  2ö ;  »icdürum  keine  reelle  £r- 
spamng,  sondern  nur  eine,  auch  wlrthschaftl.  nicht  gdostige  andere  Vertheilung 
des  Anfvands.  Gegenvinlg  wird  wieder  OHeis  auf  die  Yeieinlgten  Staaten  als  auf 
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das  bcncidonswcrthe  Moster  eines  Landes  ..ohne  Militarismns"  nnd  prSssten 
wirtbscliaftl.  Aufschwungs,  das  suine  riesigen  Kriegsscbuldon  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  t  :nil  doch  ganz  amlere.  mit  der  Wchrfragc  gar  nicht  zas.hftngcnde  F'ac» 
toren.  weiche  das  bewirken,  lüid  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
enistUchen  Eivalen  auf  seinem  Continent,  noch  dünn  be?öiliert  Ob  sicli  Dicht  auf 
seinem  Gebiete  derolast  bd  grosserer  Volksdlchtlgfceit  v.  bedeotenderw  Üntwiddiuif 
der  InteresseDgegenä&tze  getreo&le  Stuten  bilden  veideii,  stebt  dsJlin,  Aber  erscheint 
lucht  unwabncbeiiilich. 

d.  Den  Ausgaben  nnd  Opfern  fUr  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen,  aneb  ethisch  nnd  fllr  die  ^anze  Ooltnr,  Kraft  nnd  Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen, auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirth- 
schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  ge^^enliber  zu  stellen: 
Hefördernng  der  k(»rperlichen  und  ^jeistigen  Ausbildung?  der  mUnn- 
lichen  Jnircnd,  Anleitung  zur  Ordnung,  runctlichkeit,  lleinlit  hl^eit; 
Gewandtheit  u.  8.  w. ,  —  kurz  alles  Das ,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohende  körperliche  nnd  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweiebiicbnng  eber  Terhtttet  nnd  damit  erst  die 
Bfligscbaft  danernder  Onltnrbltlthe  gewonnen. 

§.  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Ran  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grosse  und  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  allerd.  mit  einem  gering.  Aufv.  anskomm.,  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  I^ennicbt  der  grossen  Staaten  geschätzt  zu  werden  u. 
ihnen  dorch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  iadlrect  Schutz  nnd  Voitheile  gegeai-' 
nber  dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Thcil  zn  werden  pflegen.  Insofern  vertheilt 
üich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit  Dies  gilt  fit  die  Schweiz,  Belgien,  Holland,  fmber  anch  fOr  die  Dentochen 
Staaten,  filr  die  Preussen  die  notbwendigen  Lasten  theUweise  mit  Iriij?.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handelsvortheile,  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
nnd  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theü  werden  oder  frtther  wnrden. 

2.  Lage,  Grenzen  nnd  Natnrbescbaffenheit  des 
Landes. 

„NatllrUche  (Gebirgs-)  nnd  Heergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  Hachen 

Land«'  laufen,  tierundete  oder  zerschnittene  Getstalt  des  Landes".  (Raul.  Sehr 
günstig  ist  die  La^n?  von  Grossbritannieu,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Ni.rweiz^on, 
sowie  Ton  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  ItsGÜ  die  ?on  Preussen.  Die  Lage 
Deutsch  I  m  ml  s  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  lest«  Natnrgrenzen,  ist  wie 
riir^  rir-  rhrnial.  1'  1t  iniin<r  eine  schwierige,  was  Schönau  sidi  und  bleibend  einen 
grösseren  Militkraulwaud  bedingt.  — 

Je  nachdem  didier  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Yerhihnlssen 
entsprechende  I)e<  kun^  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Kationalgobiet  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  nntürlif  hcn  Grenzen",  ein  sehr 
wolU  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebeneu  Miss- 
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brauche  —  crreiclit  l»t  oder  iliclil,  vifd  slch  Mu  ragelniiiiigor  Militiraiifvwid  fer- 

schiedeu  gestalten. 

3.  Seekflsten,  Handelsschiff  fahrt,  Colon  ial  besitz, 
was  wieder  deo  Aufwand  fflr  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  aneh  em  bewuidenB  MAiiaeoinifteiiam  naben  dem  Kriaguninisteriom 
ftlr  das  Landhecr. 

II.  —  §.  185.  Besobaffangdes  Wehrpersonals(Webr- 
6  y  Stern). 

Natürlich  gehijr:  auch  dieser  Piinct  als  ein  specifisch  inilitärt  cch  nischer 
u.  administ  FHt  ivcr  nicht  näher  in  die  Fin.wiss..  kanm  in  dem  Maasse.  wie  Rau, 
§.  74  ff.  u.  die  vor.  2.  AuH.  diese:}  B.  S.  2ii  iT.  ihn  erörtenen.  Es  ist  nur  kurz-  auf 
die  cntächeidoDde  Bedeutanir  des  Wehrsystems  anch  für  die  finanzielle  Sci^e  des 
Wohrviresens  hinzuweisen.  S.  Ratzenhofer,  Staatswihr.  S.  30  fr.  Stein.  Ilcrr- 
wosen,  S.  40  if.  SUtistUc  bei  f.  Kirks  a.  a.  0.  SpecicU  Uber  die  deutschen  Ver- 
liilttüflse:  Briesen*  Beicbskriegswesen  and  preuss.  Milit&rtfesctzgebung,  Dflasold. 
1872,  bes.  S.  50  ff  Gesetz  v.  0.  Nov.  1S67,  wonach,  wie  in  Preussen  seit  1858,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Hot  und  der  Flotte  7  Jahre  vom  voü.MHleten  20.  J.  an', 
Wüvuii  3  Jahre  „activer  Dicuat",  4  Beurlaubung  lur  Kescrve  mit  2  Uebun^'^zoitcü, 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Ucbungen.  £s  werden  aber 
nicht  alle  20-Jähripen  z«m  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  volle  Jalire 
bei  den  Fahnen  (^prusent**)  beUaitcu.  Die  längere  Dienstzeit  bat  die  Ausgaben  bc- 
trlcbtlich  Termebrt  aber  aocb  die  Tttchtigkeil  der  Htirasebaft  sebr  eibObr.  S.  aocb 
Rcichsmilitärgesetz  v.  2.  Mai  1^7}  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  f.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrptiichtiii'-n  v-,  voüend  17.  bi';  ztim  rollend.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Kiu  noch  x  lir  unvolU 
kommeiier  Deberyang  ron  dorn  Werbsyatem  zar  beotigsn  Ginricbtnni;  war  das  in 
Preussen  8<^.  Cantonsystem.  Hauptrerordnungcn  von  1738,  s.  /  B.  Herowüky, 
Abriss  II,  641.  —  Das  neue  preus«.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Kunde  durch 
Europa  gemacbt  In  Frankrelcb  Efnfbbrung  der  allgeme^«!  Wehrpflicht  dorcb 
ties.  V.  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  «ler  Linie,  wovon  5  in  der  cif^entl. 
artiren  Armee,  4  in  d.  Resen'e,  11  J.  in  d.  Territ. -Armee,  wovon  5  J.  in  der  eisrent- 
liohcn,  G  J  in  deren  Kcservc.  Oc.ste  r  r  e  ich -Ungarn ,  allgem.  Wehrpll.  nach  (ics. 
f.  6.  Dec.  1868  und  XL  ungar.  Gesetzart  v.  1868.  SjSbr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Ke- 
scrvp.  2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Rnr>->land  Ges  v.  1./13.  Jan.  1S74:  allgem. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  acür,  9  in  Reserve,  S. 
Hauptpuncte  d.  .Ori^fs.  im  Goth.  TaMshonk.  (D.  Ansg.)  1876,  S.  S26— 836.  Ges. 
über  rn>s.  Reichswehr  r.  30.  Oct.  1876.  Italien,  allgem.  Wehrpflicht.  Ges  v.  7.  Juni 
1875.  Grossbritannien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Nor  da  m  e  rik  a  haben  f. 
ihr  stehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Terianf  doe  Bargerkriegs  de  Ii  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Yerbesscrung  in  der  Schireiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedenteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens all^n  genügend  bewährt  beAindene  Webrsystem,  welches 
daher  aneb  den  weiteren  finanswissenscbaftlichen  Erörterungen  zn 
Gmnde  zn  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  jungen  Mftnner  in  einem 
bestimmten  AKer  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  vcrpi'Iichtet  sind  uud  in  uici^lichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  ilie.Ncm  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.    Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  iUr  das  Volk,  die 


Dlgltized  by  Google 


428         2.  B.  £ia.bedarfl  2.  K.  EiuielnAS.  3.  A.  HUitar.  §.  183,  1S6. 


VolkBwirthschaft  und  speciell  aneh  fttr  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  7erbUrgeiiden  Grenzen  za  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getfaeilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  besälndig  unter  der  Fahne, 
daravf  Uebergang  in  die  „Beserre*',  mit  seitweiligem  Dienst  bei 
Uebnngen ,  endlich  Üebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  (Jebungsdienst  Die  Lasten  nnd  Kosten  werden  ▼or- 
nemlicb  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Lllnge 
der  Dienstzeit  darin  imd  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet.  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig:  er- 
scheint, zu  sparen,  d.  h.  die  „Friedenspräseuzstärke'' 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  vol kswirthschattiichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
liUiglich  hohe  Friedenspräsenzstärke  nnd  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Webrsjstem  seine  Aufgabe  nicht 
erftllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  nnd  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  genttgt  nicht.  Das  'stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bew&hrten 
prevssisohen  Muster  die  Dnrchgangsstufe  für  die 
gesanimte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlaut*  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirth  schaftlich  er 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ersteren  zulässig  nnd  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  ilttr  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  mi^glich. 

A.  Smith  hat  für  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Rogrl  aufgeführt,  daüs 
das  Heer  ohne  grossen  Nachtbeil  nicht  über  1  "/„  der  Bevölkerung  betragen  dttrfe. 
iEiae  feste  Regel  der  Art  la^st  sich  abt-r  nicht  wohl  aufatelieit.  weil  zu  vide  und  m 
Tenchtedenartige  Factoren  hier  einwirkt- n.  Für  da»  Steheudo  Heer  trift  die  Qnote 
ttbrifens  aach  jetzt  noch  mehrfach  anuiihernd  zu.  V^-^l  IJnu,  Noten  zii  §,  74,  vor. 
Aufl.  diese*  Bands.  S.  240  u.  loigeudo  gesetzl  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
BescUüase  r.  9.  April  1821.  13.  Sept  1SS2  u.  24.  Juni  1841.  BescUras  der  dentscbea 
Nationalrersammlung  vom  15.  Juli  184S.  Verfügung  des  Reichskriegsminist.  v.  12.  Aqg. 
]'54^.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  v.  1ß.  Juli  isr,7,  §.  60:  die  FViodens- 
priisen/stärke  des  Bundesheers  ist  bis  ISTl  1  Pruc.  der  Yolkszahi  rou  1867.  Reichs- 
Diilitargi  V.  2.  Mai  1874:  Friedenspr&senzstftite  des  Heers  mn  Onteroffloieren  und 
M  iri  i  ^haften  (also  ohne  Officiere)  v.  1S75  ^!  401.fi50  Mann,  worauf  die  Ein- 
jähng-i'  reiwüligcn  nicht  in  Aurochnong  konuaen.  Die  Z»hi  int  dieselbo  wie  im  Ge«. 
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V.  9.  Dec.  1S71,  d.  h.  gleich  1  "/^  der  Zollabrcchn.-Bovölker.  v.  1867  u.  der  elsaas- 
lothr.  BerOlk.  nach  d.  fraoz.  Zählung  r.  1S66.  Durch  Reichsges.  v.  ti.  Mai  1880  ist 
die  Fricdcnspriscnzstärle  d  -  I!  i- libhcers  f.  d.  Zeit  v.  1.  Apr.  1881 — 88  auf  421,274 
Haim  erhobt  worden.  Dazu  kouimca  jetzt  18.128  Ofhciere«  81,628  Dienstpferdc. 
Offic.  n.  Hämisch,  zionlieh  geiitii  1%  jetzigen  BevAlk.  —  In  Frankreich 
war  vor  1S48  der  Stand  .140,0ÜÜ  :Maiiii  udor  uicht  ganz  1  Pro-  .  Für  lSfi4  war 
<,ohnc  üendarincrie>  dnr  Fricdcasstand  ü  liii  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
V.  1.  Febr.  ISüS  das  activc  Heer  400.000  Mann,  über  1  Proc,  die  Keser\'e  cbensovieJ, 
die  mobile  Natiooalgarde  un^^  fulir  560,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  de:>  neuen 
Militargcs.  v.  1872  u.  dc:,  C'adrcsgcs.  v.  13.  Marz  1875  sollte  d.  Effect! i  bestand  d. 
actircn  Armee  (ohne  Gendarmerie)  46<j,308  Mann  u.  107,227  Pferde  botragen.  Fttr 
1882  wird  er  mit  471,701  Mann  u.  11S,5S1  Pferden  angegoben,  d.  h.  auf  1.25 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Ilauptpuiu  te  d.  neuen  Orpnis.  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  ö»3^05.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  373  ff.  war  um  1873—74: 

vria<i«n.nrä^      Etliöh«iig  4««.     IiB  Krieg«  na     Di«  Y«rt  Otlm- 

•tarin  Hau       IritJiJxÄA     Tnipp.«^,iBeTeBb       4.  Bovölk. 


Deutsches  Reich  422.300  3  48focli  3  07  2*60 

Oesterreich-Üagani  273.S00  S'fio  2-S<»  1-57 

Frankreich  49:^,000  2  50  „  2öl        '  1-76 

Gr.  Britann,  (Europa)  67,100  7*67  1-50  0  29 

Italien  214,400  3*14  ,.  2-27  1-39 

Kussland  (Europa)  751,600  2.03  „  1*85  1*00 

Schweiz  —             —  7*80  4*02 

Belgien  41,400  2  47  „         *      1*86  130 

Holland  2t5,(»00  2'73  „  r74  OiM» 


Ebeudas.  S.  'JW  tP.  die  Vcitheiluug  der  europäischen  Heere  in  WaffengaUuugeu  und 
in  Peld%  Reserve-,  Besat2ung8-  und  Landesrerüieldigiiiigslrappen,  sowie  die  spee.  Be- 
rechniiDg  der  OffensivstUrken. 

III.  —  Militärtfkonomik. 

Ra«  hat  in  d.  5.  Aoig.  einige  sporadische  Boinorkongen  Ober  diesen  Pnnct  in 

S^.  75  u.  76  (auch  7.'J,  Anm.  a.\  Die  bezüglichen  Erörtcnin^cn  wurden  in  die  ron 
mir  besorgte  6.  Ausg.  Kau  s  noch  fast  uuFerändert  herubergenommen.  Sio  reichten 
jedoch  nidit  mehr  ans  and  enthielten  rornemlich  nur  einige  eigentlich  selbstreisiind- 
liebe  Sparsamkeits-  u.  &hnl.  Regeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
p«!srhwankt,  ob  ich  ein  Eing^chen  auf  d-m  Ge'r.-n^taüd  diesem  Orte  nicht  lieber 
gtuu  unterlassen  sollte,  da  us  sich  hier  du«  h  uui  um  eme  ganz  kurze  Orieutirung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hanptsache 
ist  und  wo  e^  au  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumiü  sich 
auch  bei  diesem  üojjpeniitattd  dentUch  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen nnd  finanziellen  Seite  nicht  sowohl  in  die  Pinanzwteenschaft, 
als  in  die  Yerwaltnngslehro .  Unr  in  die  Militärverwaltnngslchre,  gehört 
Doch  s<-hif'n  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  ein  sjolches  bloss  oricutircndes  Eingehen  auf  diese  SiieciaUragen  der  „Müi- 
tarfinanzcn"  hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  fl.  d.  vor.  Aufl.  Die 
bezügl.  Abschnitte  in  Stein's  Lehre  vom  Heerwesen  (S  215  fi".,  bes.  233  ff.,  s.  auch 
S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  omfassende  principioile  ErOrterong,  in  der  sich 
Stein's  Meistefschaft  im  Schematisirett  und  Formufiren  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Bohandlungsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
antclirnHintr  über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper"  ist  olinehin  grundfalsch. 
Vgl.  aunai ;  S'ciglcich.  Darbteil,  der  Wehrverhältu.  in  Europa  (?.  üsterr.  Generalstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zn  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanzielleti  Hnrnlirung  beim  Milit'iruescn  ans  dem  Princip  der  Zwangsstellun^ 
folgerichtig  hertrurgeheu,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  fiesoldungsweseuä  im 
gewOhnli^en  StnalidieBst  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezOgUche  Erörterung  über 
Bescldnngspolitik  im  ror.  Kapilel  nach  dieser  Seile  eiginzt 

§.  186.  Der  Finaiisbedarf  des  Militilrwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natttrlieh  sehr  yerachieden  in  seiner  Hohe,  seiner 
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Gliederang  und  zum  Theil  aiieh  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  mnss  daher  bei  einer  fiDanztellen  Betraehtang  des  Militär- 

wescDS  von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundztlgcn  leststehen- 
den  Wehrsysteni  aus^^aheo,  als  welches  hier  das  prcussisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Fin.uizbedart  des  Heers  nnd  der 
Flotte  betieft'eu,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
aus  betrachtet,  als  Militärökonomik  zusammen  fassen.  Ftir  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  KriegsxusUnd.  Im  Folgen* 
den  wird  die  MilttftrOkonomik  nur  für  den  enteren  genauer  be- 
traebtet 

Es  ist  jedoch  nicht  m  flbeiaehen,  daas  das  HOitinresen  schliessUdi  doch  im 

Frieilcn  ftir  den  Krioj;  eiiigcriclitet  wird,  ein  G(;'.iiclibi»uiict ,  welcher  zumal  im 
jetzigen  iieerweson  vorlien:>clit  und  nothweridig;  auch  die  specieil  militärOkonomische 
oder  hnanzielle  Regelung  beciudu!»jit.  Die  specicUen  Verhältnisse  im  Kriegszustand 
«rcrdeii  mehrfach  outen  mit  bnohrt  Bssondon  ron  danaolben  handelt  nnten  Abth.  V 
dios^  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand  mnss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltnngsetat,  mit  Ausnahme  dei^enigen  grosser 
Itffentlieber  Bauten  (Strassen »  Eisenbahnen  u.  s.  w.)t  im  Hilttär- 
etat  zwischeo  denjenigen  AusgabeUi  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjcui^^en,  welehe  ,,staat8wirthsehaftUche  Kapital- 
anlagen*^ sind,  unterschieden  werden,  genau  fn  Gemftssbeit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilnng  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmlssig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
geboren  namentlich  die  darch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  An- 
grillt-  und  Vcrtheilijnnpsmittel  {Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  W'aflVMi)  nnamgänglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbaoten  von  Festungen,  Kricgs- 
hifen,  Kriegsschiffen«  die  Cmgestaltnng  der  Waffen;  ferner  die  durch 
vcritnicrte  Militäro^gani^ation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  ii  s.  w.'  be- 
dingten neuen  oder  gröaicren  Kascrnirungs-«  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Anchirrosse  pelltische  QmgesUltnngcn ,  Veilnderungen  im  Staatsgebiete  u.dgl.  m., 
machen  mitauter  solche  ÄQsgaben,  fikr  neue  Befestigung^werkc  o.  s.  w.,  nothig. 

Nil  h  grossen  Krieg«'»,  m'^gen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  das 
sogen,  iioiablissement  der  Armee,  d.  h.  der  Wicderersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbraucht(^n  oder  als  nngenlifcnd  beflindenen  Waffen-  nnd  sonstigen 
Materials  (.Fuhrwerke,  KlcMuntr  n.  "w-.>  rine  rh.-nf.ill''  in  tlie«e  Kntegorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Kh'd enä/.ustaud  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewAhnlich.  wenn  es  sich  wenigstens  nn  eioigermaasen  erhebliche  Ausgaben  fttr 
diese  ..Kapitalanlagen"  luin  l  lt.  gmnds&tzlich  richtiger  ab  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlichen"  und  einer  «olrhen  „ausserfnd« ntlirh^n"  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  eiwn  durchschnitt- 
lich jährlich  rorkommenden  Emenerongen  des  ICaierials  nnd  Nenbanten  oder  fttr  eine 
milir.lrischo  Keform,  welche  abeichtlich  nur  langsam  —  dnnn  fr- ilirh  ofY  .ins  ftnan- 
zieiltiu  KucksichtoQ  eist  in  einer  tieihe  von  Jabrun  —  durchgeführt  wurden  soll, 
pt!.g(m  in  das  gcwdhniiche  Ordiparinm  gestellt  ta  wordoi,  l  B.  der  Nenbnn  fon 
Schifien  znr  ersten  Grtndnng  einer  Flotte  oder  die  Nennnlage  ren  Befestignngaweikenl 
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Dft  jedoch  der  einiBal  gatgeheinene  Zweck  solcher  Aosgabon  die  liriztoreii  meist  nicht 

aIs  verschiebliche  erscheinen  Ifisst,  so  ist  eine  solche  Regelunfr  <li's  Finanzbedarfs  für 
militärische  RcforiDcn  die  Ausnahme:  Alks  Umätandc.  Arclrtu  die  Miiit&rfti^onoJliik 
aaders  gestalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staatsvcrwaltungszweiges. 

Dto  ansieiordeiitliche  Bedcatnng  dieser  Kapitahunhigeii  im  gegenvftrtigen  Militlp> 
badgct  ist  in  erster  Linie  die  Fol^f  »h-v  v^räfidirtiii  uiul  verbesserten  Tcclinifc  in 
den  AogriilS'-  und  VerthoidiguogsioittcJn.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Vorhält- 
nisM  gevihreii  die  Yerwendoiigea  des  Deatschea  Beichs  für  diesen  Zweck  aach  dem 
ftanzfis.  Kriege  v.  isTü— 71.  Die  Hauptdaten  der  Reich&finanzstaiisdk  s.  o.  S.  422. 
Woiteres  Detail  nach  d,  Ii<'ic!}sfn«!:5;acten  in  meinem  Art.  Reichsfinnn?:wes<  n  n  O. 
Vom  Ketablissemen t  dos  uoi^dcutschen  Heeres  (incl.  Baden  und  ileast-ni  katncu 
z.  B.  80*12  MiU  Thlr.  auf  verbessertes  Artilierio- und  Watrcnvcsen,  wovon  3474  Mill.TbIr. 
auf  1.737,000  Sttlck  neue  HintcrladcT^cw-ehrc  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  n  ."?  MiU  Thlr. 
i'ar  die  dazu  gehörigen  Patronen  (lUUO  StUck  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  35«  früher 
nor  15  TUr.):  17-98  MiU.  Thlr.  far  Ersatr  de:»  Artilleriematerials  (1  Batterie  29,87Ü  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitioiis.  olonne  31,370  Thlr.),  die  Munition  daHir 
3.H4  Mill.  Thlr.  fl  o  Mill.  SchiKS  v.u  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr  veran- 
schlagte Festuugsneu-  und  Umbau  verlaugt  besonders  wegen  des  neuen  Syatems 
sahlreicber  deta e hirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festunjren  sind  57  solcher 
Forts  zu  450—700,000  Tlilr.  p.  Stilck,  im  G.  zu  :!t)  MiU  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (Wilbulntshafen  hat  bis  1875  bereits  über 
38  MiU.  Thlr.  gekoetetV  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer» 
fregattc  2 — 3"5  Mill.  Thlr.).  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
AuHrüstun?  der  Forts  und  der  Schiffe .  welche  so  rief!itr<>  Snmmcn  Ijeaiispnichcn. 
Vgl.  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Keichstinanzwc^.  S.  147  ff. 
(Jahrik  d.  D.  Reichs  Hl).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen"  sind 
in  Deubrhland  seit  IS71  aus  Her  franzOs.  Coutribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  ailgemoineu  Grundsätze  der  Staat^bedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  erentaell  auch  Anleihen:  wie  früher  im  Nordd.  Bande  für  die  Marine  n. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  OH  H'.),  Bei  der  Verth eiluug  der  betr.  Ausgabe 
auf  eioe  Reihe  von  J,ihren  empfiehlt  «ich  Deckung  mit  ord.  Einnahmea,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  iuiuicr  uiisidich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dan  er  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens,  insbesondere  der 
ordentliche ,  läsBt  sich,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige,  in 
Geld-  und  Natural-  and  in  Personal-  und  Kealbedarf  ein- 
tbeilen.  Aber  diese  Eintbeilnng  und  die  ibr  entspreebenden  Quoten 
des  gansen  Bedarfs  baben  in  der  MilitSrökonomik  eine  maneb- 
faeb  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4.   Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 

der  Geldwirtbschaft  iui  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirthscbaftlichen  Eiwerbs- 
zweigen  insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
speci fischen  Mängel  der  reinen  G  cid  wirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militiirwesen  besunders 
scbarf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zweeks  selbst  wie  der  bei  seiner  Darebfuhrung  betbeiligten  Per- 
sonen ,  mitunter  auf  die  naturalwinhscbaitlic  he  Bethediguogsweise 
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der  BedttifoisM  znrttckgegriffen  oder  bei  derselben  sMen  geblieben 

werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig  oder  nnzweck massig  und  gelbst  scbädlich  ist. 

Jene  Ev<'ntualit;it  liL'gt  besonders  iii  zwei  Fälu  u  kor: 

a)  Einuial,  wenn,  wie  im  MilitiTwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  fllr  floldie 
Fälle  au%e;itellte  Princip  zutriflt:  mangelhaff  ■  p  rivatwi  rtlisc  haftliche  Vcr- 
kohrscoDcurreiiZ,  weswegen  die  Müitärrerwaltuug  oder  die  MÜitarpecsonen  ihre 
Bedfli&iase  nach  gewissen  natimlen  Gtttein  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Diensb  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgcinri>s  bei  dem  Personr^l-  Tind  Kealbcdarf 
zu  thcilweiser  Natural-  statt  Geldbcäoldung  und  zur  Eiü' i  ii  i  roductioD 
gewisser  Bcdftrfifgcfenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mitt  I^t  Gelds  im  \  erkehr  fOhrt. 

b)  Sodann  mus«  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  weiche  der  \  rfüfrnng:  über 
gewisse  Bedar£«>gegciiätiiadd  Überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens 
der  IdlitirTeTwalftiBg  und  der  einzelnen  Milittrpeiiaonen  beizulegen  ist,  weil  daron 
die  sichere  Erfilllung  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesentlich  init  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftlichc  statt  der  f^eldwirthschaftlichen  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  Fällen  vorgezogen  worden, 
WO  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  nicht  StOrend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  ,.Indivi(5ual- 
bedttrlbisse"  (U.  §.  Iä9)  der  Militäipersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gebdrigen.  Weil  jeder  Elnzdne  nidit  nur  in  sdnem  personlichen,  senden,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismos  ist.  auch  im  Dienstintorcssc  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftlichc  System  hier  mit- 
unter in  grösscicm  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  geldwirthschaftiiehe  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet  Daher  wiedenim 
im  Besoldungswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Nntnral-  als  Oeldbeasldiiog. 
Gut  motivirt  f.  Stein,  Heerwes.  S.  23»i. 

Im  Kriegszustände  fehlt  die  privatwirthschaftliche  V'er- 
kehrscoDcurrenz  oder  fong^  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordeoüiche  Befnedigung  auch  der  Individaalbedttrfnisse  der  Mi- 
litftrpersonen  vollends  die  Voraassetzaog  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweilt  sich  daher  das  System  des  reioen  Geldbedarfs  noch  nnsii* 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  HilitSrfinaas- 
bedarf  IttBSt  sieh  wie  derjenige  anderer  Verwaltttngssweige  in  die 
beiden  HanptlLategorieen  des  Personal-  nnd  Realbdarfs 

theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Saeh- 

guter  (das  Geld;  zur  lierbeiziebung  der  unmittelbar  bedürften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sachglitcr 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  muss 
im  Militflrwesen  nach  dessen  ei^cntluiinlicher  Natur  und  nach 
dessen  Hpecitischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  sverdcn, 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  £s  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerknngen  Aber  den  Natnralbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  mnss  namentlich  swischen  dem  durch  Dienst- 
yertrag  beschafften  Personalbedarf  (Officierwesen) 
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QBd  dem  Mannschaftsbedarf  bei  geseUlieber  Dienst- 
pf lieht  nntersehieden  werden.  Das  versehiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  heatigen  Wehrsystem  der  grössto  Theil  des 
Heeres,  die  „Mannschaft",  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  Verttigung 
gestellt.  Im  Grossen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
ciercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  iHr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Regel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmftssige  Herbeiziehnog  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  itir  die,  die  gesetsliehe  Dienstzeit  fibersehreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  £.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unteroffieier- 
eorps.  FQr  alle  Anderen  ist  der  HUitärdtenst  kein  fireigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistong  einer  Staat  sbttr  gerliehen  F  flieht 
in  der  Form  eines  persSnlieh  zn  ttbernehmenden  (Na* 
tural)dienstes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogon 
in  der  Steuerp flicht  hat.  Für  die  fiuaiizielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Milttärwcseu  ergeben  sich  aus  diesen  Ver- 
bältnissen wichtige  Folgerucgen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  hnauzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Offieiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldnngspoiitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  ZQ  erfolgen.  Abweiehnngen  werden  aber  einmal 
naeh  dem  oben  dargelegten  natnralwirth schaftliehen  Qe- 
sichtspnncte,  daher  besonders  im  Kriegszustände,  sodann  in 
einigen  Puneten  auch  naeh  der  speeiftsehen  Natar  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Pirncte  sind  maacherlei,  die  wichtigstea  wobi  die  folgeodea: 

a)  Der  Militirdieiut  brioft  auch  im  Frieden  besondere  Last,  grossere  kflrper* 

liehe  Anstrengung,  weitere  BoschrLiiikung  duv  i  , Üvidutllen  Freiheit  (Disciplin*  inil 
sich,  wofür  theils  in  der  matcnüllen  Besoldung,  theils  in  gewissen  Ehrenvorthcilen 
iS«  153),  theihi  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst —  so  besuudcrs 
auch  bei  den  über  die  gesetzlich«  Zeit  hinaus  dienenden  MannschafiaD,  (Unterofti- 
ciereu  n.  s.  w.)  —  eine  gew'isse  Compensation  0^0 währt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
genügendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dieostzweigs  soll  gerechnet 
werden  tonnen.  Znr  Sicheranf^  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  avch  die  Ein- 
ri' htuii]^.  die  Kosten  der  Vorbildung:  des  Militärs  ganz  oder  grosscntheils  auf  den 
Staat  zu  uberiichmon ,  ho  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  Hauptpobtea  der  »Scibstkostcu  der  Arbeit,  die  Amortisation  imd 
Verdnsoiig  des  ^rziehnngs-  und  Kldnagskapitals  (§.  163)  wesentlich  rerringert  wird. 
A.  Wairiier.  FinsiMwistmixhaft  L  S.  Aal.  28 
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fjt  cUsSQV  Weise  wirken  di»  Öffentlichen  militärischen  Erziehungs-  und 

Bildungsanstalten,  von  denen  jene,  die  Cndettenhäuser,  weniger  (H*  MilitSr- 
Waisenbäuser,  l'reilich  die  Gefkhr  einer  Jkasteoartigen  Absonderong  des  müiurischen 
BenifBttands  und  der  ihm  ronaolicdi  rfdi  widmenden  Fknilien  von  der  ikbfigen  Be- 
völkerung mit  sich  bringen. 

Die  Ansprüche  auf  „Ci?il7ersorguug*'  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  zum 
MiUtftrdienst  »nxaeifem,  in  ein  System  gebracht  worden.  Vgl.  t  Press  sen  bes.  d. 
C.-0.  r.  20.  Juni  1^07  über  d.  Civilvcrsorg.  u.  ("ivilanstell.  d.  MiUtlipers.  d.  Heo» 
u.  d.  Marinf  vom  Feldwebel  abwärts  (Rcglein.  v.  Iii.  Juni  1807),  u.  a.  bei  Bri<>sen 
a.  a.  0.  S.  49Ö  if.  F.  d.  D.  Bcich  Militärpenüousges.  ?.  27.  Juni  1871  öb.  75  ff. 
(GIfflrenorgung  f.  Invftlide),  Ges.  v.  4.  Apr.  1874  §.  10  (Unterofliciere,  welche 
nicht  als  Invalide  ver  orp-Tir  berechtigt ,  erhalten  nach  12 jähr,  actirem  Dienste  bei 
fortgesetzter  guter  Ftlhrung  den  Ansprach  auf  Civilrersorgung).  —  Verbesaer.  d.  hMgjt 
d.  Dnterofficiere  (noch  immer  kanm  genügend,  um  den  Mangel  zu  heben)  durch  R(^c1m- 
teaelz  V.  14.  Juni  1873.  —  Deutsches  Reich,  Et.  f.  1876:  Cadettenansialten  11 73  MiU.M., 
ferner  in  Baiern  0  090  M.  M..  Militilrknabcnerziehung:sinstit.  ii.  (iarnisonschulen  resp. 
0.349  u.  0  048  M.  M.  Keiclisct.  f.  1883/S4  f.  Militarerzich.  u.  Biidungswesen  Uberh. 
(ohne  Baiem)  4*81  MiU.  M. 

ß)  Ferner  führt  der  Officierberuf ,  theib  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezug  auf  Watten,  Kleidung,  Pferdehaltung,  theils  wohl  oder  übel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  auf  einnml  zu  beseitigenden  nnd 
fOz  den  ESnielnen  nothwendig  mehr  oder  woniger  mit  miMfebenden  Bitten  in  der 
Lebensweise  und  im  porsönlichea  Auftret  n. /u  gewissen  ExtraaTT^sraV.eM 
im  Vergleich  zum  Ciriistaatsdienst ,  welche  eine  üompeusation  in  der  Beüulduug  lur* 
dem,  wann  auf  genflgende  Teisorigiiiif  des  Penonalbedirfe  Seilens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Ofticicrdienst  nicht  vollends  wi  nig-stcns  thatsäi  hlich  das  mehr  oder  weniger 
exclusive  Privileg  gewisser  begüterterer  Voliisclassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tftcbtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  rermind«  rt  oder  zum  TuJe  des  Militftrs  führt,  da- 
her besonders  im  Krif»ge.  muss  das  mUitärisrho  Pcnsionswesen  anders  als  im 
CSvüdicnst,  im  Aligemeinen  für  den  Dienenden  gunstiger  eingerichtet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  fin begeh alts-  als  des  Wittwen-  nnd  Wnisenpensions- 
wescn.  D.  Rcichsges.  v.  27.  Jnni  1871  nnd  4.  April  1874.  Oesterr*  Oes.  v. 
27.  Dec  1875. 

Manche  einzelne  Abweichangcn  hierin  nnd  im  Besoldongsweseii  des  Offidem 

gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  frmlich  nur  ein  zuf&Iliges  historisches 
Privileg  des  ersteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  Civildienst  gleichzeitig 
zu  Thcii  werden  mUsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Fensionimng 
von  einem  gewissen  Alter  m  ohne  Nachweis  der  körperlichen  OntangUddtelt  von 
dem  Dienenden  gefordert  werden  kann  f§.  159).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  antereu  Dienststufen  immer  noch  zu  kleine  Uehalte,  theilt  der 
Oflicierdienst  nnd  mehr  noch  der  untere  Berofiimilitlidienst  (länger  dienende  Unter- 
offidere  u  s.  w.)  zun  Schaden  dee  Dienstinteresses  selbst  ttbligenä  auc  h  henie  nodi 
mit  dem  Tivildiensto,  obwohl  in  nenerof  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verhesseningen 
als  bei  diesem  eingetreten  sind. 

Ueber  die  Gehattsverhiltnisse  im  deotschen  Ifoer  s.  IIirth*8  Anaslen  1879, 
S.  7(1  fr.  Dil'  fichaltc  vom  Regimentscommandeiir  abwärts  sind  mehrfach  i'twas  v.t- 
ächiedcn  nach  den  Waffen.  Zu  emer  Vergleichong  der  Dardischnittssfttze  der  Chargen 
kann  man  das  avf  Grand  der  Bestimmungen  des  Pensionsgesetses  r.  1871  berechnete 
,.|H  tisionsf;ihi;;e  Dienstoinkommcn"  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  über 
4000  Thlr.  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  anprererhn.^t  wird.  Es  beträft  fßr  den 
command.  General  7S30,  Chef  des  Gencralstabs  u.  and.  ähni.  Posten  ß.'^SO,  Divi^ion8- 
commandenr  ab  OenemllieateDant  5009,  dsgL  ab  Generalmajor  4009,  Generallieutenant 
init  drill  rit  lialt  s.  (i'rads,  aber  ohne  Dienstzulagc  4250,  Brir  ul  ■ommandf nr  ils  General- 
major  8720,  üeneralmajor  mit  dem  Gehalts.  Grads,  aber  ohne  Dionstzulage  342», 
Brigadeeommandenr  ab  Oberst  9820,  Stabsofllder  ab  Regimentscommtndenr  2SS8,  dsgl. 
als  Rataillonscommandeor  2013,  Hauptmann  u.  Rittmei>ter  1.  Gl.  1513.  dsgl.  2.  Gl.  91 S« 
Hauptmann  .'5  Cl  774,  Prcm.-Lieut.  031,  Sec.-Lieut.  571  Thlr.  Im  Jahr«  1872  sind  bei 
einer  Anzahl  ofticierc  Aufbesserungen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  30.  Juni  l!!f73)  die 
erfaeblichen  Wohnnngsgelder  (§.  161)  hinngekommen ,  die  nach  Ortsdassen  f.  d. 
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oberste  Officierclasse  2ih>  500,  f.  Stabsofliciero  mit  Kdgimcntscomm.-Kan^  180—400« 
f.  and.  Stabsofficinro  ii.  Ilauptieute  120— 'JOO,  f.  Lieutenants  72—141)  Thir.  betragen. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dienstzalagen,  die  vom  Brigadecunimandeur  auf- 
«SrlB  in  das  penstonsflbig«  Dientl^ltoiiiiDei)  eingerechnet  werden.  Sie  betnufen 
6000  Thlr.  beim  command.  General,  40Ü0  o.  2000  bei  gew.  and.  Stellen,  l.lOO  beim 
Divisionscommandcur,  300  beim  Brigadocommandenr,  Sammea,  ans  denen  aber  l.  Tb. 
die  Koeten  f.  Bnreaobednrfnisse  za  bestreiten  sind. 

Die  Höhe  des  ganzen  FinanzbedaH's  ftir  das  vertra^^.s- 
mU.s.sig  zu  beschaffende  Militärpersoiial  hängt  dann  schliesslich 
von  der  Zahl  der  Officiere  u.  8.  w.  und  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
von  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zu  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  mnsB  nach  technisohen 
Rücksichten  der  Heeres-  imd  FlottenTerwaltnng  entBohteden  werden. 
Die  Zahl  der  Oberofidoiere  in  hohem  Chargen  mag  hie  nnd  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zn  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  ans  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
dentnng  einer  genflgenden  Anzahl  Offieiere  nnd  gedienter  Unter- 
officiere  ilir  die  eigentliche  Kriegsleistnng  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutscben  Ueicb  koiumen  (lb73i  auf  1  Inlantcrieregiin.  1  Comman- 
denr,  1  Stabsofficier,  8  BalaUloDscoinm..  6  Haoptl.  1.  Ol.,  6  dgl.  2.  Gl.,  12  Premier- 
lieatenants,  28  St-condnlt«?.,  ztis.  57  OffiiMore,  auf  1721  Mann  (?,  Feldwebel  abwärts). 
DamaL  Kosten  der  (ield?erpflegunf  eines  Infanterioreglmentä  lib«5&4  Tblr.  (obn<^ 
Aerzte),  wovon  34,760  Thlr.  £  d.  Officlero.  1  Dngoner-  od.  Unsaienroginent  55,88», 
wovon  auf  die  Offideie  10,560,  1  FeldtftUleilengim.  161,068  Thlr.,  vovon  ca.  95,600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  180.  —  b)  Der  Mannschaftsbedari'  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht  Wesentlich  andere  Grundsätze  sind  ilir  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Theils  des  militärischen  Personalbedarfs 
znr  Geltung  zn  bringen.  An  und  fltr  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprochen,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte >  wie  dies  in  früheren  Wehrsystemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Manuscliait  übernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  seihst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sieb  ;ins  eig-enen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  vertheilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  Ton  allgemeinerer  Bedeutung^ 

28* 
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zn  er()rtem,  Demlieh  wie  die  Höhe  der  „Besoldimg''  des  Dienst- 
pfliehtigen  — wenn  diegewlUirte  Utiteretniziiiig  in  Emangelnng  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noeh  so  genannt  werden  darf  —  sn  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  au 
gewtthren  ist 

a)  In  ersterer  Hinsicht  IcOnnen  die  gewöhnlichen  Gmnd- 
Sätze  der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  BeaiiUeu 
bestimmen  müssen ,  f(ir  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebeud  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge- 
meinen Dienst  p  I  i  i  c  Ii  t ,  welche  der  Einzelne  an  die  Gerncinschaft 
zu  erlUHen  hat  tür  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingangen  seines  Gedeihens,  i^ann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  überhaupt  nicht  die  Rede  sein. 

Von  den  einsehen  Posten  der  belbstlLosten  der  Arbeit  (§.  161) 
moBS  Tomemlieh  nnr  der  erste»  die  Deeknng  des  Lebens- 
bedarfs während  der  Dienstseit  selbsti  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetst  werden. 

In  anareichendcr  Weise,  so  daas  4li6  Erhaltung  oder  Wiederorneuerang  der 
iiu  Dienste  meist  stark  in  Ausproch  genommenen  Krält'*  mit  in."»'^!!!  hstor  Sicherheit 
rerbtlrgt  iät,  worin  die  Verpflegung  leider  mitunter  zu  wuu»clteu  übrig  lä»st,  aber  im 
W«8eiiÜicb«D  Boriii  dem  OmiaDf  e,  dass  die  MÜzlsCenzbedarfiiiase  sveiten 
Grads"  (nach  uieiiKü  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürf- 
nisse in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Weise 
Befriedigung  linden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nar  um  die  Oevähning  der  Mittel, 
durch  velche  jeder  Dleustplliolitige  ia  feinem  und  im  G'-sammtintenflse  sicher  in  den 
Stand  pesot/.t  wird  ,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachztikomuHMi  Darüber  hinaus 
können  vom  Staate  w&hreod  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
KrhOhvDf  des  Ontefhalles  wird  daber  auch  Dicht  nach  de»  aodaleo  nad  Oicono- 
rni  Ii  Ii  Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Offi- 
oicr,  wo  der  standesgemisse  Unterhalt  (§.  lül)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Uangclasse,  welche  der 
Soldat  w&hrcnd  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  f>rster  Linie  im  Dienstintorpssp,  auch  durch  solche  Vorthoile,  wie  hOhecerSold  vnd 
dergleichen,  erstrebcnswerth  gewacht  werden  solL 

Beiapiel  der  Soldahanifung  in  d.  deutschen  Infiuiterie  1878:  nonad.  der 
(iemeine  3,  der  üefreite  8  .'),  die  Unterofßciere  nach  3  Ciasscn  5,  6*5.  7  't,  die  Sergeanten 
nach  2  Cl.  h'5  u.  IÜ'5,  die  Feldwebel  15  Thlr.  an  Geldsold.  Seitd'nt  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  ünterofliciere  eingetreten.  Für  das  Jahr  erhalten  gc^< nvkrtig  an 
Geldifthnung  bei  den  gewdhnl.  Infant  rcgimentcrn  die  (Gemeinen  120,  Gefreiten  144. 
Uateroffiriere  in  D.  3U6.  Sergeanton  i.  I).  432.  Vicefeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  l'i.'i) 
kommen  bei  der  Berechnnng  der  dem  Dienstpflichtigen  ans  ätaatt»- 
mitteki  su  gewährenden  Subrention  nnr  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  an^^emessone  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  Gemcinschafl,  in  deren 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  verpflichtet  wird .  muss  nur  in  allen  den 
Fkllen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet. Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  mOglicb  im  Friedens- 
dieoflte  eiu  Pensionsansprncb  ftkr  die  Dicnstpiliclitigen  mogesleben,  for  AUem 
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für  durch  den  Dienst  invalide  govordene,  —  rgL  die  neuen  deutschen  a.  Osterr. 
Militärpensionsgesetze,  so  bes.  d.  deutsche  Gm.  r.  27.  Joni  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  59  auch 
die  Ffilif»  (lör  Diensthcschädig,  im  Frieden,  worunter  auch  d.  „innere  Dienstbeschäd." 
bei  actirem  Dienste «  d.  contag.  Augenkrankheit).  Oesterr.  Ges.  v.  25.  Dec.  1875, 
§.  72  ff.,  §.  4:  —  sodann  in  gewinera  Umfange  auch  ein  WIttven-  und  Waise n* 
pensions  wes  en.  (Deutsches  Ges.  v.  1871,  §.  fM.  regelmässig  nur  f.  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  Bezügliche  Einrichtungen 
sind  anch  für  den  Fricdcnazustand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
ti^  li<  R  mI  utung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  bt->  hl :i!il:rn  pilegt .  so  pfgiebt  sich  dies  ans  der  SchwierigkfMt ,  in  anderen  Fällen, 
daher  besonUers  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Oausalncxns 
*  zwischen  dem  Dienste  und  den  Krenklidtascliftdai ,  der  Im  AOgemeinen  Torhanden 
Sein  mag,  speciell  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  KranUieit.slelire  würde  hier, 
wie  beim  Cirildienst,  die  Berücksichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pensiouswesen 
riellclcht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  Beichsfinanzwesen  in  HeHzendorfTs  JnhibL  IQ,  118). 

Im  Ganseti  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
eine  anf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 

Selbstkosten  der  Arbeit  sich  beschrankeiuie  sein,  mit- 
hin hinter  dem  normalen  Oarchschnittssatz  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etwas  zurück ijle Iben. 

Wie  viel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  Fon  den  allgemeinen«  aus  der 
Natnr  des  Menseben  folgenden  nnd  tron  den  speciellen,  nacli  den  Zeit-  und  Landes- 
verhältnissen sich  richtenden  rmständon  ab,  welche  die  Hßhe  des  nothwendigen  Untcr- 
haltsbedarfs  überhaupt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Thcils  dieses  Bedarfs, 
des  Nahrungsbedarfs,  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber, 
wie  riel  erforderlich  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  des  Klimas  u.  s.  w, 
Aehnlich  bestimmt  sich  df^r  iiüthwendigc  Aufwand  fUr  die  sonstip^en  körperlichen  Be- 
dürfnisse, wobei  die  Vi^ssitte  immer  mit  spricht  Daneben  muss  femer  stets  der 
EinUnss  des  HUitlrdiensts  als  einer  besonderen  Arbettssrt  mit  beraclr- 
sichtii;'t  ui  fdcn:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  höher 
anzuschlagen  ist  (Regelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  der  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht  Im  deutschen  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  VictuaJienpoTtiou  (anter  Einbehaltung  des  zum  Mittaieressen 
bestimmton  I.6linangsantbeils  und  des  Vorpflcgungszoscbusses)  gewährt,  nemlich  2bO  (ir. 
Fleinclk«  130  Qr.  Reis  oder  150  Qr.  Graupen  oder  Grütze,  300  Gr.  HOIsenMcbte  oder 
2000  Gr.  Kartofreln  oder  170  Gr.  Erbsernni  lil.  25  Gr.  Salz.  15  Gr.  gebrannter  KafTee). 
Eine  zn  knappe  Bemessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstande  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie  führt  entweder 
ZV  kümmerlicher  Leb ensireise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  gnnses 
Leben  Schaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Nothwendipk<>it  einer  Ergänziinjr 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  mm  Haube,  im  Frieden 
wenigstens  zo  ZaschflsBen  der  FaailioD,  einer  schlechten  Alt  Stenera,  irdche  als 
scbwere  Last  empfiinden  w<»den  und  die  einielnen  BevOlkemagscIassen  zudem  sehr 
lin|;Ieich  treffen. 

ß)  Die  Zablungsform  der  Besoldang  des  gesetzlich  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  iu  dem- 
jenigen  des  Dienstes  selbst  nnr  zum  Theil  die  Geld  besoldang 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinlSngtiohe  Sicherheit 
dafkir,  dass  die  erhaltene  Gddsnmme  yom  Soldaten  richtig  znr 
Beatreitnng  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hängt  aber  die  Leistniigsfthigkeit  des  einseinen  Mannes  und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dasii  kommt  die  Zweck- 
lüäääigkeit  einer  theilweisen  N  ji  1  u  i  :i  Ibesolduug  aus  den  oben 
angeführten  Grüiifleii  p^rade  liici.  Auch  lässt  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhalthbedaiisj ,  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt.  Bei  einzelnen  Bedürfnissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnaog  (Kasernirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Müitärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährnng  • 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Bertteksiehtigung.  Dies  Allen  hat  zar 
Folgei  da88  der  finanzielle  Per  zonal  bedarf  bei  der  dienst- 
pfliehttgen  Mannschaft  zmn  Theil  in  einen  finanziellen 
Real  bedarf  sieh  ▼erwandelt,  nnd  nach  den  finanziellen  Gmnd- 
siUzen  des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs 
Shnlioh  wie  der  Waffenhedarf,  geregelt  werden  mnss.  Die  eigen- 
thttmliche  Folge  der  Thatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Massregeln,  welche  zur  richtigen  V erth ei- 
lung der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  nnd  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Nataralqaartier,^von  Nataralbe- 
kleidung,  von  Naturalverpflegnng  für  einen  Hanpttheil 
des  Nahrangsbedarfs y  endlieh  nnr  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegnng  oder  eigentlicher  LOhnnng  (Sold). 

Vgl.  Stein.  Heenr«8eD«  S.  2S6,  244  fi*. 

(1.)  Das  Naturalq  uarticr  ist  durch  die  ökonomibchc  Lagi'  der  Maiuisch.ifl  aud 
durch  daä  Bcdtirfiiiitii  den  MiUtärdi(ut»Uiä  sclbät  gieiduoibäig  geboten,  im  briedauh- 
wie  im  Kricgüzusttnde.  Es  kann  darch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Bftrgem  und  darch  Kasernir au^i:  Ijc^chatit  wurden.  Die  erste  Form  iüt  im  Kriege 
QU  entbehrlich,  sie  war  auch  fUr  dtn  I  ricdenszustaud  frUhcr  die  rorwaltende.  Im 
Interesse  der  militärischen  Dii»cipliu  und  der  Befreiung  der  Bürger  von  einer  stotti 
drflckendea  imd  auch  bei  GewIhriiDf  einer  Entichidifiing  niemab  glelohmiMig  ver- 
thiilt' Ji  T.ast  ist  die  Kasernirung  vor-cU7.ichcn  und  auch  in  unseren  Staaten  iminor 
ail^cmeiuer  gevordeu,  weniptens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  imd  gleichbläbettde  vertheilung  der  Truppen  nach  Menge  imd  Waffengattung 
im  ätaattfgebiet  voraus,  —  eiue  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localcn 
volkswirthschaftlichen  Wirkung  der  MilitärausL^abcn  wünsrhenswcrth  ist  (Regelung  des 
Garnison  Wesens).  —  Vgl.  d.  Bundesgos.  über  d.  (Jaarüerlcist.  f.  d.  bewaffn.  Macht 
im  Frieden  r.  25.  Jani  Die  Fnreorge  f.  d.  rinml.  Dnterbringung  der  bewaffii. 

Macht  ist  nach  iiS.  1  'Mne  Last  dc^  Bundes,  deren  Naturalleisiung  nur  pc^^en 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  nih.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
FOr  den  KriegszaitaDd,  d.  i  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Reicbsgcs. 
r.  13.  Juni  Ih7;(,  §.  bes.         9,  14,  mit  bet^chr&nkter  Vergütung  f.  Natumlquartier. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  und  di«*  «jsrstc  Boschaffnnff  ihre»  In- 
T  cntars  gehört  dann  zur  s  taats wirthsc  haf tl  iche  n  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  ünaazieUer  mosiclit  nach  den  aOgemninon  Gnudafttemi  des  Bntiweitns 
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und  der  BeschafTaDg  des  KeallM-darfs  za  rerfabrett  (§.  16*>  ff.).  Die  Instand- 
haltang  der  Kasernen  und  ibreä  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Ausgabe. 
Es  kann  dabei,  um  das  Prinelp  der  WirthachalUidikeil  nOglidiit  wu  Cbltnag  m 
bringen,  da^  Syätem  der  Gewähriing  von  Pa n schsamman  an  jaden  InuarnTitan 
Tmppenkörper  und  dessen  Abtheilungeii  befolgt  werden. 

Die  Etab  des  D.  Kelchs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
für  Kasernen  u.  ähnL  Bauten  unter  ddn  „einmaligen  Ausgaben"  im  „ausserord.  £t.'% 
z.  B.  IS^^O/Sl  12-3^,  ^^l  '^J  11-17.  «2/83  8  27.  '^.^'S4  A'HT^  M.  M.  lincl.  jahrl.  einige 
100,000  M.  an  Kobteuerstattungen  für  aus  Laadesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  fnnsttiiich.  Kriegeenteohidigung  weiden  deroli  Oes.  r.  8.  Juli  1872  n.  A.  0*6  Mill.Tlilr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtun}?  der  rnen,  Stallungen  u.  sonst.  Garnisonanstaltcn 
in  EIsass-T.othringen.  —  Da  es  sich  übrigens  bei  dein  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  allmalig  durcbzulUbreude  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treifenden Quoten  in  den  gevOhnL  Etat  aaiMlchen,  ohne  dass  dann  auch  dafür  aaaier- 
ordentl.  Einnalmen  floasig  gamacbt  Verden.  —  Deber  die  laufende  Ausg.  f.  Kasernen- 
weaen  s.  u. 

(2.)  Die  Belleidottg  flUt  bei  den  Soldaten  in  beaondefen  Haasae  nnter  den 

doppelten  Gesiohtspuact  eines  Artikels  des  indiv  iduellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Natu  ra II)  kleidung,  wenigstens 
für  die  HauptgegenstAnde.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  unpassend,  in  eigenen  Militarwerkt&ttcn  erfolgen.  (In  d.  HOer  Jahren  war 
die  Ausg.  f.  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant.  29'4,  Dmironer  44*92, 
(iarde-Kürassier  121*21  Fr.^  in  Baden  jährlich  ttkt  grosse  Bekleidiingsbtaclce  eines 
Inbateilstea  13  IL  2S  kr.  n.  S6  kr.  ta  Ansbeaaeningen,  eines  CSavaliertaten  deagi 
16  fl.  55  kr.  u.  -JS  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstiick  wird  eine  erfahrungsmftss.  mittlere 
Dauer  angenommen,  z.  B.  Watlenrock  des  Gemeinen  '2,  des  Kanoniers  1'/^,  Mantel 
des  lufauteristen  9,  des  GävaUeristcn  u.  Artillemten  lo  Jahre.  In  Baiern  früher 
jlhiL  Aug.  f.  Infant.  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  n.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Bau).  —  Ge- 
sammtausg.  s.  ti.'.  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  niv]  •ventueü  n-rh  far 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  W&sche  a.  s.  w.,  emptitihlt  sich 
in  wirthschaftticher  lOnsicht  die  Gewibnng  cdner  Geldpaaeehsnianie  ttt  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifern.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
rücksicht*Mi  eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleinmontur 
(.Hemden,  .Süofel  u.  s.  w.),  ein  In-Ycrding-üeben  gewisscrm&sseii.  Der  Gemeine  iu  d. 
Infant,  erhielt  15,  in  der  Carallerie  14  fl.,  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  kr.  u. 
2  fl.  8.  Vogelmann,  bnd  Miüt&rrerwalt.,  Kariamhe  1865,  a  179,  188  (Kach&anV 
Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafil. 

(3.)  Die  Natnralrerpflegung  erstreckt  nch  im  FriedenBsnutand  nnd  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  Tor  Allem  auf  das  Haupfnah- 
rungsmittel,  das  Brot.  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  iu 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
bei die  Volkssitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  liat 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgem.is3  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwa*  beaieres  Brot  (frOame  Kldeanaonderung),  z.  Th.  mit  Rfldnlcht  anf  die  beaaere 
Gewöhnung  anderer  Contingente  der  Keichsarmce.  s.  Hirth,  Annaleu  IST3,  S.  S.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
KaturaleinkUnfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aus  gubherrlichen  GofäUeu 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlieferung  immittelbar  benntaen.  Jetit  ist  der 
Ankanf  von  Getreide  und  M'bl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  trnd 
im  Submlssionsw^e  nothweudig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militär  backereien  gebacken 
werden  aolL  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht  Ea  kann  aneh  daa  Brot  nnter 
richtiger  Controle  durch  Privatbäcker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  j.ihrlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  gcluistct  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Hohe  erreicht.  Denn  an  dem  Brotquantuui 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aelterc  Dirt  rt  aus  d.  60er  Jahren  bei 
£aa,  7(>  Meten.  Danach  2.  Th.  in  vor.  Anfl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  ~<  im 
dentaoltan  Heere  1873  d.  tSgL  Bie^ttion  760  Or.  in  der  Garnison,  alle  4  Tige 
1  Biet  r.  3000  Or.  Die  Festaelzang  der  besOgl.  Kosten  der  Bescbaitang  der  Natnin» 
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lioa  im  T!fat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfd  nach  den  im  Oct.  vorher  wirk- 
lich zu  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  H&lf%e  nach  10  jähr.  Darchscho.preiseQ,  ?om  zweit 
vorherigen  Jabfe  «n  xartckgerechnet. 

Die  übrige  Nahrang  hat  sich  der  Soldat  im  Fricdensznsfand  öfters  nn^  seiner 
<icldlöhnung  zu  beschaffen,  wobei  jedoch  fUr  die  Mannschaft  auf  deren  Kcchniing 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  ftlr  die  Mittagskost,  sich  auch  na 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  and  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (aach  im 
deutschen  Heere'-  feste  Quoten  der  Löhnnng  für  diese  Kochanstalten  abgegeben  werden 
mttesen  and  dazu  etwa  noch  Fom  Staate  ein  fester  Verpflegungszaschoss  gewährt  wird 
(wie  gldcbtUbiin  deolselieii  Heer«,  wo  dorn  Soldaten  (1873)  von  derLAbnang  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  nnd  ein  Vcrpf!  cnnaszuschuss  v.  1  Sgr.  3' Pf.  dazugegeben  wurde, 
wovon  OS  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschaffen, 
Hirth,  Ann.  1S7S,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Oninde  doch  nnr  eine  be^ttninto 
Form  der  Naturalverpflegang,  nicht  der  Geldreipft^ng  vor,  wobei  nnr  Xannsciwll 
eine  directero  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 

«egeben  ist  —  Zar  Katuralverpflegung  gehOrt  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Üenste  und  der  Hannsdiaft  selbst  gebotene,  nneh  Oltononiscb  zwed^mlasige  Krsinken< 
pflege  im  Militär  1  az areth. 

1^4.^  Es  hängt  vom  Umfang  und  von  der  Einrichtung  der  Natunlrerpflegung  und 
dar  Lieferung  der  Klddang  ab,  welche  Höbe  die  GeldlSbniing  dann  nodi  er- 
rtfoben  maus,  Hit  einer  kleinen  Löhnung  nnss  sonst  im  Allgenwinen  vorlieb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalverpflegung  aasreichend  ist.  (Janz  entbehrlich  ist 
die  üeldlöhnang  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
filr  gmt  individneile  Bedttifhlase,  fttr  Irleine  Nebenaus^ben  u.  s.  w.  Molen  mnsB, 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  I.nhmnigsnnterschicde 
nach  den  Waffen  erscheinen  mit  Kucksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Vencbiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Anslagen  für  Instandbnltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  187^ 
3  Thlr.,  in  der  Linicn-Cavallcnc  37,  Thlr.,  jetzt  i.  Jahre  126  n.  144  M..  üefreito 
144  u.  1R2,  UnterofHcicnr  :u)i]  u.  324  M. 

Genammter  M a ii d 8 chalts bedarf.  Wenn  die  Höhe  des 
IJnterhaltsbedarfs ,  welcher  durchschnittlieh  für  einen  Mann  er- 
iorderllch  ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesaimute  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einberufenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Verl  heilang  der  Dienstpflichtigen  auf 
Gemeine  nnd  auf  die  eine  hf^here  militärische  Rangstufe 
einnehmendenPersonen (Gefreiten,  Unterofficiere,  Sergeanten, 
Feldwebel  n.  s*  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  LObnnng 
nnd  z.  TL  aaeh  Verpflegong  erhalten  mttssen.  lieber  alle  diese 
Pnnote  mnss  unter  möglichster  Berttoksichtignng  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entschdden. 

BeeondeiB  wicbtig  nneb  In  finnndeller  Besiehong  ist  die  Linge  der  Dienst- 
zeit. Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grils&ero  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  während  der  Dienst- 
zeit rermindert  sich  wenigstens  ein  Theft  des  Onterhaltsbedarn  der  Trappen,  besonders 
ftlr  Natural-  und  Geldrerpflcgnng ,  und  wird  auch  im  rolkswirthschaftlichen  Intere^ 
die  für  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  «idere  Arbeiten  der  Na« 
tion  TcrfUgbar.    Einige  bezügl.  Statist.  Daten  s,  u.  S.  445. 

§.  190.  ^  6.    Der  Real  bedarf.    Derselbe  ist  zum  Theil 

in  der  vorausgehenden  Erörterung  Uher  den  Personalbedarf  schon 

mit  bertlbrt  worden.  Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 
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Kapitalanlagen  in  Festang^en,  Schiffen,  Häfen,  Kasernen  und  über- 
haupt Bauwerken  versebiedener  Art  und  anmer  den  znr  Na- 
tnralverpflegnng  der  Truppen  gehörenden  Aufgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  dea  Staatgbedarfe  anch  im  Friedena- 
znstande  in  Betracht:  das  Waffen-  nnd  Ansrflsttingswesen 
(incl.  Fulii werke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  8.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein.  Heerwesen,  S.  244  IF. 

a)  Die  Bewaffnung  nnd  Ausrüstung;  dos  Heers  kann  im 
Allgenieincn  gegenwärtig  nur  eiue  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  dnrch  technisch«-  KUcksichten  g^eboteno  genaue  (i  1  e  i  c  h  ni  iissi  gkc  i  t  der 
Bewaüuuiig  verbietet  schon,  von  alluii  anderen  (irUudeu  aUgescUeu,  die  Bcwafüiang 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  rnaeheo,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
vielfach,  aas  eigenen  Mitteln  beschafT-  n  mm^  ofl.-r  zu  ihrer  Anschaffung  das  Geld  rom 
Staate  erhält.  Auch  ökonomische  Buckäichteu  bprecheu  fttr  die  Beschaffung  Seitens 
der  Htlitftrfenraltaiig:,  weiche  allein  im  Greese n  eigens  prodneireii  oder  an- 
kau  fcn  kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Reulbedarfs  befolgt 
werden  soll,  lässt  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  ^plt  dafilr  das  in  Jj.  HV.I  und 
170  Gesagte.  Nor  auf  Priv atfabriketi  aiigcwieseu  zu  soin ,  kann  auch  im  Krieee  sehr 
theucr  kommen.  Kurland  rousste  im  Krimmkri^j^  die  Tonne  gewisser  (icschosse 
(diaphragm  sliell)  f.  IH  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  m  15  Pf  selbst  machen  liess 
(Haa).  Jedenfalls  sind  uiilitärische  Keparaturverkstätten  und  solche  für  Experimeote 
unentbeliTlich.  Oeber  d.  preiiss.  ElnricMniigeD  s.  BOnne.  Staatsr.  S.  knü  II.  2.  S 
773  (f.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Watfen  in  der 
Kegel  nicht  unmittelbar  be(r?inf  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Walltiit  zu  abernehmen  uml  Ualur  ist  wieder  die  Auswerfung  von  Pauschäummca  für 
den  einzelnen  Truppentheil  und  seine  kleinsten  Abtheilungen  bis  henb  mm  einzelnen 
Mann  mf^gÜch.  Für  das  sonstige  Riist/eiin-  (T-mistfr.  Kochiqpipifit  Q,  «.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  AUgemeinen  dasselbe  wie  fur  die  Watten. 

Abvdeheiid  blerron  Itann  bei  den  omcieren  das  f  eldvirthschnftliche 
System  anch  in  Bezug  auf  die  EinzelbewafTnnng  und  Ausnisfung  durch  Gewährung 
fester  jährlicher  Panschsummen  für  diesen  Zweck  und  Auswerfung  von  Ansnistungs- 
geldem  fOr  den  Feldzag  allgemeiner  angenomnieu  werden,  was  sich  im  (jan/xn  wohl 
ökonomisch  cmptiehlt  Deber  den  Kostenpanct  des  Waffenwesens  s.  o.  S.  4dl.  Die 
Du  r  c  h  s c h  n  i tt  a  n  e  r  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lanj^e  nicht 
nbgenntst  sind.  Die  Proise  der  WniTen  sind  mit  der  höheren  Leistongirähigkeit,  daher 
bei.  bei  Schnaswaffeii,  meist  Stork  festiegoi,  degL  die  der  Mnnitioii. 

b)  Die  BeBchaffnng  der  nothwendigen  Armee-Pferde  Ist 
im  Frieden  nnd  ToUends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.    Im  Frieden  kann  die  Beschaffung  der 

Offici crpferde  wieder  dem  Officier  gegen  Pauscbalcntschädigung 
selbst  überlassen  werden.  Die  Mannschaftspferdc  in  der  Cavallerie 
nnd  alle  sonstigen  Pferde  In  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
mUsseti  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedrne  Weise  geschehen 
und  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Fferdebeschaffnng  in  Gebraneh. 
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Manches  muss  sich  liier  nach  den  LainleSFcrhaItnih.ben ,  dem  Umfang  der  eiu- 
heimiücben  Pferdezucht,  der  Nothvendigkeit  eines  Zukanfs  aus  dem  Auslände  richten. 
Eb  liegt  sehr  im  mllitirlBcheii  InterosM,  daas  der  Pferdebedarf  im  Kriege  mOgKclist 
vollständig  und  in  genügender  Qualität  im  In  lau  de  beschafft  werden  kann,  am  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  vom  Auslande  anabfaäogig  zu  sein.  Zu  di^em  Zwecke 
müssen  aber  schon  im  Frieden  die  erforderlichen  Massregcln,  wie  Hebung  des. 
heimischen  Gestütewea ena,  Bezahlaog hialftiiglicher  Preise  für  die Milittrpfcrde, 
nm  die  Zucht  vortheilhaft  zu  machen,  crgrifTcn  werden.  Hier  S**?»'gnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  Volks wirthschaftlicho, 
epeciell  dt»  landwirthseluifUiche  ünteresse.  Die  Frage  der  UDtantAttan^  des  GeetQte- 
wesens  mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Küclisicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeineu  volks-  und  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pfeidezucht  vom  Standpuncte  nttfeneller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  pesseod  erscheine» 
listen  1(1  ;r  Pferdezucht  vom  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  fs.  Bau,  Volka- 
wirthscbattöuol.  §.  168  (Oostate);  Koscher,  Mat-Oek.  d,  Ackerbaus,  §.  178.  Ueber 
d.  preusa.  verhUtnisee  Heltsen,  Boden  Pmueena,  II,  445  ff.  Oer  MlUtlr  iL  der 
Pferdeliebhaber  Übersicht  leicht  die  bloss  relative  roUtSWiltliacbefiUclie  Zveck- 
missigkeit  der  Pferdezucht  S.  auch  a.  §.  94.  S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
unter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussischen  System  durch  militärische  Coni- 
niissionen  Rem o n te-A n kauf s  - C om missionen eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  steilen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  fiemontedepots  des  Staats 
xnr  Ftttternng  nnd  Wartung  Überwiesen  werden^  um  sie  Itir  den 
Armeedienst  branehbur  m  machen. 

Der  Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Keoiontedepots  stellt  daiiu  uuWn  dem  Auiaut':i- 
preis  der  Pferde  des  Koetenbetragr  dee  Pferdebedarf»  der  MUit&rfenraltiiiig  dar.  Ans 

diesen  Depots  worden  die  Pferde  durch  militärische  Tveinontc-Comiiiandos  den  Truppen- 
theilen  i^ugeluhrt  Der  jihriicbe  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatmftssigen  St&rke  des  Pferdebestands  und  demgemAw  wird  eine 
gewisse  Durchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  Iii  deo  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiten  herausstellen.  Bei  den  seit  l&ngeren  Jahren  stark 
festiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblicher 
und  immer  nodi  steigender  Posten.  S.  Stein.  Heerveien,  S.  247,  der  aber  nnter 
den  verschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  die  „Kequi- 
sition  als  gesetzt  Dienstpflicht  der  Pferde"  nennt,  was  nur  im  Kriegsznstand  gilt, 
üeber  Preussen:  Rönne,  Staatsr.  II,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (excl. 
Beiern)  6  Remonteankaufscommissionon,  15  Hemontedepots,  wo  die  Pferde  im  AUer 
von  8  bis  incl.  6  Jahr;  Durchschnittedaucr  H  Jahr-  (in  üesterrei-  h  12  Jahre),  Chargen- 

S forde  5  Jahre.  Die  Bemontedcpots  sind  Domänuu,  die  laudwirthsch.  benutzt  vu  fiUr 
ie  dem  Donlnenfisoui  eine  Pnchtiente  geaUt  vird.  Im  Bdehselat  ftr  1B83/B4 
(eicl.  Baiem)  stehen  an  Kosten  der  Remoiilirung  5'68  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remoiitcdepots  kettet  1*52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  v. 
3—5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  ISSO  655  IL  Ab  Bedarf  der 
Bemontiruntr  wird  gerechnet:  jäbrl.  bei  der  CavaUerie  Vio  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), Ijei  der  Artillerie  V»  der  Fri"  lensetatatarke  a»  Dien<tpferden .  ho  z.  B.  in  ISSn 
ind  der  Uflicierchargenpferde.  worauf  die  Subaltoruofliciere  der  CaralL  o.  reit  Ar- 
tillerie Anspruch  heben,  627S  Rementepferde.  Der  Abgang  dnrdi  Tod  n.  Aosnngirung 
in  d.  Depob  HcUwt  wird  auf  Ti  *  ^  ht  rechnet  Dadurc  h  u.  durrh  B  r  t^  ksichtigiung 
einiger  beionderer  Ersatz-  und  BeduMäUe  ateigt  der  üesammtbodarf  axd  6119  Pferde. 
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—  Aeltere  Angabeti  bes.  über  Baicrii  bei  Kau,  ß.  Ausg.  §.76  Aiun.  g. — Pfetde- 
bestaod  der  Armee  luid  Wechael  darin  1875  b,  im  Jahib.  d.  8tai  d.  proo».  Staats, 

IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustande  (bei  der  Mobilmachung)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ani^aofs  der  Pferde  zwar  nicht  ansge- 
schlossen.  Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslände  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  Bie  reicht 
nieht  ang,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nieht  rasebgenog,  theils 
weil  er  unter  zn  nngttnstigen  Bedingnngen  gedeckt  wttrde.  Im 
Kriege  mnas  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Beeten  ao, 
dasa  die  Fferdebesitser  geaetslieh  gezwnngen  aind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  znr  Answahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  uicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  ako  ein  practisch  wichtiger  und  priticipioU  richtiger  i*ali  der  Z  wa  iigs- 
enteignQiif  vor,  veldiAT  durch  die  UnzimdcheBdheit  des  pri1^at1riltllscllaftUch6ll 

Systems  geboten  ist.  Der  Fall  ist  deshalb  von  allgemeinerer  BrdeutODg  für  die  Fragen 
dar  wirthscluftlicheu  BechtsordAong.  S.  ueiae  Urandi<^uAg  2.  Ablh.  Kap.  5, 
und  nein  H«idlifiiianziro8eii  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  225  Uber  die  neue  doutacli« 
Gesetzgebung.  Ges.  Uber  Kriegaleistuiigea  y.  IS.  Juni  1673«  §.  25  fl'.,  Bestimmungen, 
welche  an  die  Stelle  der  alteren  (z.  Th.  härteren*  preussisehen  Vorschriften  getreten 
sind,  8.  meine  Keichshn.  S.  80,  Fttr  die  Pferde  wird  aas  den  bereitesten  Mitteilt 
der  Krieicdkasae  Exsatz  dea  ?4^lMi  von  StechreraOndigen  unter  Zngnindetegang  der 
Friedeiispreige  eudgiltig  festzustellenden  Werths  jr-dcistet  2.')'.  Ein  neues  fran/us. 
Ues.  V.  1.  Aug:.  1874  ordnet  ebonfaüs  die  Z wangssteil ung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gcmeiode- 
veiso  Rqpstrirung  aller  Uber  6 jähr.  Pferde  und  Uber  4j&hr.  Maulthicro  statt.  Dioae 
Thiere  werden  jähr!,  schon  im  Frieden  untersucht  und,  wenn  militärisch  verwendhar 
gefunden,  nach  den  Kemontepreisen  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  requirirten  Kelt-  nnd  ArtUleriezugpferde,  mit  Ananabme  der  Hengiste, 
mit  l'5*"u  Züschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  abgenommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Stcuererhebang^telle.  Strenge  btraf  bestimmungeu.  b.  Preuss. 
Stat.  Zoitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deutschen  Heets  ist  im 
Frieden  81,029.  im  Kriege  312,781,  vofon  242.415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
actire  Arin.  (>  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmerie;  für  die 
mobile  irauzös.  Feldarmee  wenigsten»  224,000  (offic  Angabe  250,000).  —  FUr  An- 
aehattang  der  Pferde  der  mobilen  norddenleke»  Armeo  sind  im  Kriegs  r.  1S7<I/71 
22  *^2  Mill.  Thlr.  ausgepebeii  (woron  gleich  bei  der  Mobilmach unj?  l'V37\  Oer  Elite 
für  Pferdeverkäufe  betrug  1870  u.  71  8*  13  Mill.  Thlr.,  bei.  f.  Verkauf  frauzte.  Beate* 
pferde  und  für  allgemeinen  Verkaof  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  tHr  die  Pferde  ist 

im  Frieden  in  der  Regel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Tru})pcnk«rper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhaltMk  die  Of  ficiere  für  die  Dieostpferde,  welche  sie  halten  moscteii, 
feete  Fonrngeratlonett,  also  Inaoleni  auch  hier  naturalwirthschaftliohea  System, 

da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seim  n  Bedarf  decken  kann.  Die  Pfer  l-r  itionen 
zerfallen  im  D.  Heere  nai  h  ilcr  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
lere nnd  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  47^0,  4400  a.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Ration  2590  Gr.  Heu  u.  8500  Gr.  Stioh*  Nur  aasanhmsweiae  -ist  iml 
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Frieden  (z.  B.  aaf  Märschen)  für  Poarrago  ein  Liefcmngszwang  der  Gemeinden  am 
Platze.  (So  im  deutsch  cn  Gas.  aber  d.  NatanUdstDiigeD  fOr  die  bevaffhetfi  Macht 

im  Friedeu  v.  LS  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sieh  dagegen  die  Beachaffiing  der  Fovr- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs ,  namenilieh  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitnnter  nieht  mOglieh  oder  ist  sie  niebt  raseh 
genug  nnd  zn  tiiener  anf  diesem  Wege.  üesbaJb  mnss  aneb  bier 
eine  gesetaliebe  Pfliebt  snr  Liefemng  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh;  Brotmaterial)  ilttr  gewisse  Selbstverwal- 
tungskörper,  wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  für  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände'^  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  iStaatfl- 
mitteln  ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
ralligen  Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestheile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  za  solchen  Lieferungen 
in  Anspmeb  genommen  werden. 

S.  das  drntsrlii  r,cs.  aber  Kriegsleistiingen  v.  Joni  1873,  bes.  §.  16  ff. 
Entschädigung  tur  Fourrage  u.  and.  sogen.  „Landlicferungen"  ausser  Vieh  nach  dem 
lOjähr.  Durchschuittspreis  des  Hanptmarktorts  des  Lieforungsrerbandi},  unter  Ausschluss 
dM  theoeistttn  vnd  woblfnbten  Jahn.  8.  mein  Seichsfinanarasen  S.  220—320. 

Die  Höhe  des  Gesammtaul  wand  s  für  den  Real  bedarf 
des  Heeres  im  Friedensznstande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben Umständen,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  fUr  den  Per- 
sonalhedfirf  bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forde rangen,  welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
VertheidigungswafTeu  and  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (and  maritimen)  Einriebtangen  nnd  Anstalten  %u 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  und  der  Flotte  einmal  in  technisch  genflgaadem  Zu- 
ätande  vorhanden,  so  handelt  >i  h.  was  di«  laufende  ,\nsgabe  anlangt,  nar  mn  f1»»n 
verh&ltoiasmSasig  kleineren  Aulraud  für  die  regelmässige  £rg&uzaog  and  Instandhaltung 
d«  Hateriala.  Ahar  aa  iai  In  dkonomfschar  nnd  finanddler  Hinsieht  nieht  ra  qW' 
sehen,  dass  dieses  Material  rinn  .,sta.itswirthschaffliche  Kapitalanlage"  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Miiitüraufvand ,  bez.  m  dem 
Aufwand  für  den  Realbedarf,  geschlagen  werden  mUsste.  um  die  wahre  H(Vhe  und 
Last  der  Milit&rausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  poUliachen  Um- 
»tinden  und  nach  anderen  zufälligen  Kinflassen  in  den  einzelnen  Sfrinten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  \  erschiedener 
Waise  nnd  zn  tratachiadaaer  Zelt  haatiitlaa  vird  —  iHÜd  dnieh  ebmalige  grosae  Vaf^ 
Wendungen  k'rieg8Contril)Utionen  ,  wie  nach  ISI')  und  nach  1S71  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinälicben  Anleiben,  bald  durch  alimählige  Verwendungen  in  einer  Reihe 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Au^be  für  den  gesammteu  Rcal- 
hadarf  and  daher  auch  für  den  ganmi  Bdlittrischen  Bedarf  in  vendiedanaa  Staaten 
aehver  unmittelbar  vergleich'Mi  kann. 

£ioe  genauere  finanzbtaiisti^he  Vorgleichnng  der  einzelnen  Eanptposten 
dea  HeensMifimiida  renchiedenir  Steaten  oder  aiiiat  Staate  in  rancUedaiiaa  Zaltea 
leidet  ausser  an  der  ebengananntaii  noch  an  der  welteien  SohwieriglBsit  der  doeh  inaet 
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manchfacb  verschiedeoen  Organisation  des  Heeres  und  der  verschiedenen 
Methode  der  Etatisirnng  des  I-inanzb  t^darfs  für  das  H<-(>r  (und  die  Flotte)« 
\$L  Altere  Angaben  über  die  fiestandtheile  der  milit.  Ausgabea  b«i  K»«, 
§.  TS  £un,  a  io  der  5.  n.  (neuere)  in  d.  6.  Ausg.   Auch  Stein«  Heeiwes.  8.  232 

Tabelle  nach  der  „Vergleich.  Darstell,  d.  Wehrvcrhiiltnisso").  Einen  Einblick  in  die 
relative  Bedeutung  der  einzelnen  Uauptposten  giebt  folgende  Uebersicht  aus  dem  Etat 
des  deutschen  Heeres  (excl,  Baiorn)  für  1884/95,  des  Osterr.-ungar.  für  1877 
und  des  fran/üs.  für  18SI.  Eine  unmittelbar  \  Lrirl  ahung  auch  dlviscr  drei  Etats 
ist  hiii  d<  r  A  I Iii  'i'tiiheit  der  Etati.<«irung  nicht  für  allr-  Posten  durchflihrbar.  Aber 
wichtige  AiihaltäDuocte  für  die  Ycrgleichung  bieten  sich  gleichwohl. 
Deutsche.  lieer  (ohne       Oesterr.-Ungar.  Heer. 

Oidin.   lülL  iL 


BaiL-rn).  Fürtdauerndü  Ausg. 

in  Mill.  M.  (Etatskapitel) 

Kric^^Mniniäterinm  .    .  l'9ü 

MÜitlr-KmiscQVOMn  .  0*27 

Militariutendanturen   .  1'73 

Müitltrgeiätlichkeit    .  0  64 

MiUttiJiiftizreiwnlt  .  0-68 
Höh.  TrnppeDbefehb- 

h&\m-   2*52 

(jöuvern..  Cuiuiuaiid.  u. 

Platz-Majore  .  .  .  0*Ö4 
A'ijnt.,  ( )ffic.  u.  Oflic. 

in  bes.  Stellui^oo  .  U'97 
Qenendotnb  ona  Yw' 

messungswesen    .   •  1*62 

Ingeniourcorps  .   .   .  1*59 

Geldrerpfleg.d.  Trupp.  db'02 

Natnralirerplleguiig .  .  7b'22 

Bekleidung  u.  AusrUst  22-41 
Garnhionverwaltung  u. 

Serris  33-45 

<3ainis.  bau  Wesen    .   .  0*88 
Beisekost.,  Tag.'ffeldor, 
Vorspann-  u.  Transp.- 
Imrtea  


Französ.  Heer. 
Hill.  Pf.  • 


5*41 


Wohnungsgeld   .    .  . 

MilitüriD  iHÜ  ein  al  weben 
Traindeijots,  i  cldger. . 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  n. 

Beservemannscbat'tcn 
Ankaaf  d.  Bemonten  . 
Remnndedepots  .  .  . 
Milit&rerziehungs-  und 

Bildungswesen  .  .  . 
Militärgefängnisswes.  . 
ArtUl  -  '!  Waffenwes. 
Techo.  lusUt  d.  Artiii. 
Ba»- «.  Ontiibaltnng  d. 

Fertnogen  «  .  •  • 

Geir.  (JnterstlUz.  .  . 
Militinrittvenkaase  . 


Centralioitnng    .    .  0*47 

Territ.-  u.  Localbeh.  0  43 

Inteud.  u.  Controlc  ,  0  81 

Milit&rseelsorge  .   .  O  l  5 

MUitiijmtixferwalt  0*27 
Höh.  Commandant. 

u.  St&be  ....  1*5» 


Teclin.  «.  adninlstr. 

Militarcuuülc  .  .  0-18 
Mil.-geogr.  Institut .  0*35 
Truppeukurper,  allg. 

Auslagen ....  22*08 

iMannsch.  Kost.  .  12*01 
iNaUmlrefpflogODg  16'09 

Montur  u.  Betten   .    8  34 

UnterkunftsaosIag<^n  4*47 
Unteroii.-Dieuätpräui.  190 


Üifersea 


7-29 

002 
0*48 

Verpflog-,  Batten-, 

M  niliirmat^aziii 
i^lilitui^aoitatüweäen 
Fiihnres.  mat.  dop. . 

u  70 
810 
011 

2-67 
6*66 
1*52 

Remontininf  .  .  . 

1*43 

4*81 

HUtt&ibildungsaasL 

1*07 

0-91 
12-74 
0-57 

Militärstrafanst.  .  . 

T»'  !iri   Artillerie  . 
Pionn'i/.cujrmater.  . 

006 
2-70 
003 

2-75 

Genie-  u.  Mil.  Baudir. 

212 

0*08 

0-86 

VersotgongsweBen  . 

10*00 

0  10 

Verschicdunos    .  . 

0-29 

Min.,  Centralverwalt.  3*27 


MÜltftijiMtiiE 


0-08 


Gencralstab    .    .  . 

Dep.  gen.  d.  1.  guorre 

Sold  etc.     .  . 

Trebens  mittel  , 
Licht,  Heizung .. 
Pounage ... 

ßt'Lleidung  .  . 
Miiitärbetten  . 
Marschdienst  . 


2M-91 

019 

191-26 

99-20 
408 
71*65 
56-49 
6*40 
9-48 


Summa  296-92 


80-77 


Allg.  Transpurto  .  8*66 
Hospitäler     .   .   .  12  25 

Becitttir.-Beserreii  .  0*86 
Bemonte  v.  Qeechirr  15*18 

MiUttnclmlea   .  .  3-80 

Artiii.  u.  Feld.^qnip.  lO'S.«» 

Pulr.  0.  Salp.fabr.  5  27 
Etabl.  n.  Aemter  d. 

G6nie   15*18 

Unterstützungen  .    .  S'll 

Siibventioucu  .    .    .  1*33 

Kriegsinraliden  .    .  0  82 

Nicht  -  Actif  .sold  etc.  1  28 

Geheime  Ausgabe  .  0  30 

tuhne  Cicndarm.)  530  10 
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FranxOa.  Heer. 
MilL  Fr. 


DcDtschfs  licer  (ohne  n-„-.«  ci^^- 

Btiem).  Fortda«emde  Am^;.  ^*''JJi?;'^?S5'-/''**'- 
[in  Mffl.  M.  (EUrtsItpften  *• 
|>RZu  kommt  noch: 
Allgem.  Pensionsfontls 
d.  Heichiheeres   .   .  lU 
Reicbsinfalideiit  f.  d. 

Heer  ......  22  U7     _ 

Summa    :mi)b  '  SOU 

Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  AüflgaMD  im  Ontinariaiii  for  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in 
lebieo. 


MUiUpcns. 


751)0 


00510 
demdbea 


Devtsclio  Flotte. 
UilL  M . 

AdmiralitSt  ....  0.4!) 

Ilydrogr.  Bur.  .   .   .  O  l  4 

Seewarte   U'22 

Slationslntendentar.  .  0*18 

Rechtspflege  ....  O'ü.H 

Scelsorge  .....  ü  04 

Milit&ri)ersonaI  .  .   .  5*65 

Indiensthalt.  d.  Schlfle  2MI2 

\;<tnrakerpflegiing .    .  2*25 

Utikloidung   .   .   .   .  OJl 

Senris«  GemiBonverw. .  0*71 

Woluuintsgcld   .    .    ,  0'51 

Krankenpllcgu    ...  U  52 

Heise-  etc.  Kosten.    .  O'Sl 

ünterricht    .    .   .    .  0.12 

W'.Tftbetrieb .    .    .    .  lO'lo 

Artilierie   1^8 

Torpedoireeep  .  .  .  0*37 

Lootscn,  Betonn«  etc. .  O  lw 

Direnwe   0(17 

Summa  2t)-91 

InTilidenpens.  .   .  .  0*51 
-   ans  Beicliflinvnl.- 

Fonds   002 

27-44 


Oestcrr.  Flotte. 
Hill.  fl. 

(jagen   1*09 

Lfihniin^..  Bekleid.- 

Ma59.-(ieldeT    .   .  104 

Dienst  zn  Lande    .  0  46 

„         Sc,-    .    .  1  22 

Uydrogr.  Anst.  .   .  0  03 

And.  Anstalten  .   .  0*14 
Instandhalt ,  Ersatz, 
Betrieb  d.  Flotton- 

matehals  ....  3*17 

ArtÜlerie,  Seenin.,  0*22 

And.  Auslag.     .    .  0.21 

Vorsorgungsauslag, .  0*23 

ICariBespitiler   .  .  011 

Sämma  blZ 


FranzGs.  tlotte. 
MiU.  Ft. 
Minist,  u.  Centr.    .  1*34 
Karten.  Plftne    .    .  0*52 
üeneralstab,  PenMn. 
z.  See    ....  42*67 
Truppen  z.  See  .   .  13  95 
Seeintendanz  ,    .    .    2  !).'J 
Person,  z.  Lande   .    Tri 7 
Lebensmittel  .   .   .  20-H2 
Spitäler    ....  3*30 
Arbeitslöhne  im 
Scbiffbaa    .   .   .  22-97 
Schifl'sbauten,  Mater.  42*87 
Artill.  u.  Pulv.  ,    .   4  00 
Ilydraul.  Arbeiten  n. 
Cir. -Bauten  .   .  . 
Keclifsi'Hf'tr'-       .  . 
Allg.  D  ruckkost.  etc. 
Reisekost  eto.   .  . 
Yeneli.  A'oag,  .  . 

Summa 

Invaiidonkasso  ,  . 


.'»•SS 

0*2:5 
0*62 
8*27 

ü*7r> 

166  Gl» 
2.'»-ß7 

192  3<» 

Die  franzAi.  Secinvaliden- 

kass«;  fimg-irt  fur  die  Kriegs-, 
und  die  Handelsmarine. 
iti<">(^lirh  als  %dm  Heere. 


Eine  genanere  Verglelchung  ist.bier  noeli  weiii>;<  i 

IV.  —  §.  191.  Eigene  Einnahmen  der  Militärrer- 
waltung.   Solche  kommen  regelmiissig  vor. 

Eh  frchori.'!!  «laliiti  die  oft  nicht  iin<Tlii'blii'fi"n  Kintiahmen  für  Veräusscru 
alter  abgängiger  Waden,  Pferde*  Materialien  u.  s>.  «r.,  bedeutendere  Postea  nach 
Kriegen«  bei  grosseren  Reformen  im  Waflenmaterlal  n.  s.  w.  Anch  gewisse  Gebttiireji 
fttrdie  Benutzung  von  MUiiärinstituten  und  Taxen  (bei  L'rlaul),  heim  Aranc« nii  iu  u.  s.  w.\ 
StrafpcMor,  Mipthcn,  der  Erlds  von  Verkaufbgegenständ.  u  uiilitärischer  Aji>ulti'ii  /.  II. 
kttrteii)  u.  A.  ui.  In  Oesterreich  ist  das  Pulrer-  uad  Salpetergefäll  der  Ilceres- 
ferwaltung  unterstellt  Besondere  Fonds  (fQr  Infallden,  Stellrertieler  n.  A.  m.) 
getwo  ihn;  Krträ>;ni>S''  der  Militär\tTwaltiinf. 

Es  ist  zwar  nicht  notbweodig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  di^e  Einnahmen 
sIs  eigene  Einnahmen  der  MiliOrrerwaltung  zn  behandeln  and  sie  im  Etat  gldeh 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung*  abzusetzen.  Jcdcnrall^  inusaen  sie  aber  als 
wirkliche  Staa f  s  n  i nnah  m  en  angesehen  und  verrechnet  wiT'i^n 

Im  öster r.- uugar.  Ktit  f,  1877  crschtfinrn  4*5.H  Mill.  Ii.  mgniitj  Eiuii.  d. 
Heeresrerwaltung,  woron  komwi-n:  auf  d.  Pulver-  u.  Saipi'ter-Gefäll  1*4,  vemhiedene 
Taxen  0-2SS,  Intaressen  r.  Fonds  |-53  MUl.,  der  Rest  meist  ErlAs  r.  VeriasserongeA, 
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Mietli-,  Pachtzins  u.  s.  v.  (1882  im  Ganzen  2*61  MilL  fl.).  Aucli  die  Mariu«;  hat 
S4,U0i)  Ü.  eig.  Einnahmf.  -  Im  Deutschen  Reichsetat  f.  1884/85  linden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltung  dos  Keichshixid  3'38  Mül.  M.,  der  :Marinc  0*43  Mill.  M.,  ausser 
den  Zinsen  a.  KapitalzaachOssen  des  ReicbdDfalidenfouds  (28*67)  u.  Reichsfestungs- 
banfonds  (11*47',  letzter*?  meist  für  die  ausst^ror],  Tlan.,  n  S  auch  Ilirth's  Ann. 
1873.  S.  ÜO.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invalideu- 
kasse  der  Mtrine  «inne  Einnabaeii  «tu  «iganen  Vermdgen,  aus  Taxeo,  AbzOgeii  an 
dtf  Oige*  iMsao&d.  Aber  aus  StaatssnbreotioneD. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sieb  nnter- 
sebeiden  in  die  eigen tlicben^  welche  nnmittelbar  die  FinanK- 

verwaltnng  treffen  nnd  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 

Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirthschaft  l>cgieifeii. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aus  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  fUr  das  Folgende  aus  den  tinanzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
fÜhniDf  ▼eraen  onten  im  Znsammenliaiif  g^ben.  Die  Berechnongen  r.  Oallina 

u.  nach  ihm  v.  Stein,  Heerrcs.n  S.  2^1  ,  scheinen  mir  zu  Ubersehen,  wie  sehr  das 
Verhältniss  dos  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Ueereererüassang  abh&ngt  Vgl. 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung'  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

l>er  Um^g  dieser  Kosten  hängt  namentlich  von  dem  Verhältniss  der 
Friedens*  zur  Kriegsstärke  des  He<aes  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  erstere 

ubertrifft,  desto  höher  belaufen  sich  nothwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  fUr  die 
Mobilmachung."  Die  AnschaH'ung:  der  Pferde  ]ifl<e^t  der  stärkste  einzelne  Posten 
zu  sein.  Je  uai  h  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waifcn,  Munition,  Feldger&lh, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrüstung  natürlich  aoch 
rerschieden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  ei^'enm 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  dei  Gommanicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Tnuisport  des  Heers  und  setoes  Ge^tbes  sowie  der  Gegenstinde  seines  Ter* 
pflegungsbedarfs  verschieden  ausfallen.  ineingiltigo  Regeln  Uber  die  Höhe  der 
Kosten  nnd  ihr  Verhältniss  zum  Friedi-nsctat  la.vsen  si.  li  daher  nur  annähernd  gu)»»^?!. 
In  finanzieller  Beziehung  sieht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  MubUuiaciiuug 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  nothwendi^en  t^maUgeii  Auslagen  unter  allen 
Um  Stämmen  müssen  gcma-'-ht  werdrn  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscredita  und  des  üddmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Krtegsscbatz,  der  daber  wealgstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  noth- 
wendige  Finanzein richtung  ist  (§.  75).  Bei  den  Festnngen  gehören  die  Kosten 
der  Armirung  und  Proviantirung,  bi  i  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  zu  diesem  ersten  llauptposten  der 
eigcnätclien  Kriegsaiisgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegsfttbrnng  selbst,  welehe  Ober 
den  gewObnliehen  Friedensetat  hinftns  —  der  daneben 
bestehen  bleibt  —  zn  machen  sind. 

Sie  biofen  reu  der  Stiifce  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 

bereiLschaft ,  den  vorkommenden  Verlusten  an  "Material  aller  Art  WafTi^n .  Kleidung, 
(ieritth  u.  s.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  worden  muss.  vom 
nuLbwendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom  Nachschub  der  Truppen  zur  Ergänzung 
nnd  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Heimath  zum  Kriegsschauplals  n.  A.  m.  ab*  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  .\uslagen  t'Ur  die  Natural  Verpflegung  der 
Truppen,  fGLr  die  Gehälter  uud  Löhnungen,  lur  die  Ergänzung  der  Waffen 
uftQ  Mmaltion  nnd  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  Dachdem  grtasMe  Snnnien 
für  Transporte  und  fUr  Lasaretbe  «nd  Krankenpflei^o  kommen. 
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a)  Die  Gage  und  Löhnung  ist  im  Kriege  vielfach  zo  er- 
höhen wegen  der  tbenreren  Preise,  der  stUrkeren  Abnutziuig  der 
Sachen. 

b)  Die  Natoralverpflegung  moss  nothwendig  viel  am- 
fangreioher  tind  gewOluilieh  aneh  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  bdmiscben  wie  Im  Pelndeslnnde  im  Intorene  der  Truppen 

wie  des  kriegerischen  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld- 
viTiincgunji;  ausreicht,  z.  B.  b«M  ik'ii  Officieron.  Die  Kübfcn  steigen,  weil  der  Krieg 
üuerliaupt  die  Preise  der  AiüLjI  des  MiliHirbcdarfa  cuipor  treilbt,  weil  gewühnlicli 
hohe  TraospoitiiOfiten  Iiiiizukouiuien  und  weil  im  eigenen  Lande  die  natarftlen 
Laudlieferungen  der  N:uiibarst  h:ift zu  druckend,  iui  Foindeslande  die  Be<|  u  i  si  ti  on  r  n 
zu  l&stig,  zu  gehä^ig  werden,  die  Discipiin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ycr- 
üorgung  nicht  Mol&nglich  sieher  gestellt  wird.  Dtlier  bldbt  soweit  als  möglich  die 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  (jange,  mittelst  eines  um- 
fassenden Systems  von  Liefcningen  durrh  kaufmanniM-he  Lieferanten),  Felduiatra- 
zincn,  Bäckereien,  Fabriken  vou  tranäpunlakigun ,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  anch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  den 
deutschen  Hccrcij  immer  untor^corlnet  ^^cblieben. 

Ein  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerhebin-lier  Au^gabe^steu  während 
des  Kriegsznstnndos  kann  die  Unterhalttinif  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Kechnung  des  Nordd.  Bundes  far  1870 — 71  an  Kosten  ftir  kriegsgefangi^ne 
Tranzoseo  '21  n'{  Mill.  Thlr.  liqaidiit,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  üe- 
fangeueu  uui  irauz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  rarKrlofS- 
führung  8  Hl  t  ist  oben  in  §.  74  M.  hon  >rchatidcll  worden.  Da  die  Benutzung  des 
btaatscrediU»  luciit  unbedingt  diese  bichecung  bietet  oder  unter  Umständen  unverbältnij»* 
mtesif  kostspielig  ist,  mnss  einmal  die  gesetzllcbe  Verpfliehtong tu  Natvralleistvngen 
der  Sclbstverwaltungskörper  ((ieuieinden ,  Kreise,  Lieferungsrerbände) ,  bestehen, 
sodann  <  in  System  von  £xtra>Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingerichtet  sein« 

3,  Nach  beendigtem  Kriege  handelt  es  sich  zunächst 

a)  nm  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen.  Zahlung  gewisser  Abfindongeo,  Deflannirang  der 

Festungen,  Ausscrdienststellun«:^  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzuug  des  verloreueu 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegseriahning  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art :  Waffen,  Kieidong,  Heergeräthe  n.  s.  w., 
Reparatur  und  Umban  der  Schiffe,  Festangen:  das  sogen«  Retab- 
lissement  nnd  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  bea.  hten,  dass  die  bezütriichon  Ausladen,  ob- 
wohl ihrer  Natur  nach  eine  staaiswirthscbaftlicbe  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zulässt,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  längere  Perioden  vertheilt  worden  dflrfen,  weil  das  Heer  mOg* 
liehst  siil  irt  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  g-emacht  werden  muss ,  um 
seinem  Zwecke  der  grossen  Fräventir-  und  Bepressi?anstalt  zu  entsprechen.  Ferner 
ist  es  aaeh  für  die  finansielle  AnlBMSong  wichtig,  dass  in  der  Tliat  nicht  nnr 
Ersatz  und  Erf^fnizung,  sondern  zugleich  Verbesserunfc  des  Krie;?smatt'rials  noth- 
wendig ist  und  daher  die  bezuglichen  Konten  zu  den  uiit  dem  Kriege  in  Verbindung 
stehenden  gehören.  Denn  d(;r  Krieg  ist  der  letzte  Prüfstein  wie  für  den  Werth  der 
MUitlrorganisation ,  so  für  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z.  B.  nach  den 
lotsten  Kriege  in  Deotschiand  die  Neubewaflnung  der  Armee  mit  verbesserten 
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(icwchreii.  Bei  der  Instilotion  des  K ri gsschftUdS  gehdit  Mch  deawD  Wieder- 
anfullun;  unter  diegen  Th<*il  der  Kosten. 

c)  £ndUcb:  Kosten  der  Wiedergutmachung  der  Uberbaapt 
ersetzbaren  Scbäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  geboren 
namentlich  : 

a)  Die  Pensionen  der  dnrcb  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen tfUitärpeisonen}  nebst  den  Wittwen*  nnd  Waisenpensionen 
fttr  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militürpersonen. 

Sin  Poateo,  welcber  natailiöh  noichst  von  der  GrOase  der  Verlosie  »bhtegft  -> 

worauf  neben  der  Grösse  des  Heers  und  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system  von  Einfiuss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  (jebliebciien  und  "\'rr«-nTi leten. 
als  die  Art  der  Wunden  und.  davun  abhüngig,  die  Grade  der  Inralididut  anian^^t. 
—  Die  Hohe  der  einzelnen  Pension  wird  ron  der  Finan/I.Lr  mit  bedingt  sein, 
aber  Icnappe  Pension  ist  i^egenOber  einer  wahren  Ehrpnscliuid  der  Nation  nm  Wf- 
nigsten  angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigend  for  die  individuelle 
Laiftmig. 

ß)  Entsebftdignng  derjenigen  Landestbeile  nnd  einselner 

Staatobtirger,  welche  dnrcb  den  Krieg  besondere  materielle 

Verluste  crliUeü  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Kachbarscbaft ,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Flttnderang,  i{ei|iil«iti()n  dos  Feindes,  Vertreibung  ans  dem 
F"i?i»i.  N]rin'!c ,  Wegnahme  von  HandelsschifTen  bei  dem  nocli  tr  -lt  Mitlen  Zustande  des 
Völkerrechts  u.  &  w.)*  die  aus  ihrem  £rwerbsboruf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  (Reservisten,  Landweliriente)  n  a.  m.  Da  es  sich  hier  innier  nm  Opfer 
handelt,  wchhe  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  für  die  Ge- 
sa mm  theit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleicli  auf  die  £ij)zelnen  vcrtheilcn, 
ist  eine  Entscbüdigunir  im  Prineip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  KUcUicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstreben. 
Die  französischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistuugeu,  welche  ljundestbeile 
oder  Einzelue  narh  ^i-csetzlicher  Vorschrift  in  Arbeit.««-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Natarailielerungen  u.s.w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  woil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Kogel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Xriegschanplalzes  und  der  Manchrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  TheUe  des 
Staats^rrbinrs  und  die  vei-schiedenen  Classcn  nnd  Individu(!n  (J«!r  Bevölkerung  belasten. 
Es  gciteu  liier  die  Grundsätze  für  die  gleichmässige  Yerthoiluug  der  Steuerlast 
(Fin.  II,  §.  346—429). 

Ob  nnd  in  wie  weit  ftlr  alle  diese  naeb  beendigtem  Kriege 

nothwendigen  Ausgaben  ausser  ordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich K ri e gscontributioii c  11  zu  Gebote  stehen,  hängt  natürh'ch 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tiouen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorbaiitleü,  so  werden  sie  in 
erster  Tiinie  zur  Deckung  der  Kosten  der  KriegsfUbrung  nnd  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  moss  dabei  im  volkswirthscbattlicben  Interesfte  Vorsicht 

W»frn«r.  Flnanzwiw^iwrlwft.  I.  3.  Aafl.  29 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
snmmen  ans  der  Fremde  nnd  in  Betreff  der  rasehen  Ab- 
Zahlung  etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Pttr  die  viaseoschalllicbe  Behandhinf  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  in 
einem  grossartigen  Experiniont  die  Erfahruiifistliatsai  licn  in  den  Kiiiwirkungen  der 
französischen  Kriegrsrontribution  v.  Jb7l  auf  Frankreich  und  Deutschland  vor.  Siehe 
darüber:  Bambe 1 1,- e  r,  die  5  Milliarden ,  1873  laus  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31), 
Sötbcor  desgl.  Bcrl.  1874,  mein  Bcichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs .  III. 
S.  So— 105.  h.'s.  22s  -  2:»2,  dsgl.  nHjiii  bezügl,  Aufs,  in  IliMcbr.  Jahrb.  XXII.  (1S74^, 
S.  37b  iL,  Woiowski,  nsult.  cconom.  da  payem.  de  la  conthbut  de  guerre  etc., 
Par.  t874  (au  J.  d.  Eeon.  Der.  1874),  L.  Sfty,  rapport  svr  le  p^yem.  de  It  con- 
tribution  etc.,  Patia  1874;  Ferraris,  indeanili  di  gneira  etc.,  Naova  AntekgiA 
Febr.  Ib15. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Aas- 
gaben nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs  zu  regeln,  also  eyentuell  auch  durch  Anleiben  zu  decfceOi 
aber  immerbin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleihen  aus  bereits  angelegten  beimisehen  Kapitalien 
(§.  65—73)  banddty  wenigstens  theilweise  mit  dureh  erhohete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Ponten  der  Kriegsaiis^aben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem  bieger  zu  zahlende  Kricgscontri- 
b  u  t  i  o  u  i „ivriegskostenentschiidi^aing"). 

Kine  rasche  Zahlung  derselben  wird  ixi  der  Kegel  schon  im  Friedeusrortrago 
bedungen  and  Hegt  gewöhnlich  im  [nteresse  des  Besi<>gtcn  eben  so  sehr  oder  nocb 
mehr  als  in  demjenigen  «Ii  s  Sirirors,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  dos 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wifdercrlangiinir  dfT  politischen 
t'nabhängigkcit  abzuhängen  pflegt.  Der  Druck,  der  auf  den  bescuten  Laadesthcileu 
liegt,  trifft  die  einzeUtiii  Staatsburger  sehr  ungleich,  was  auch  die  nAgUobst  rasche 
Aliwi'  kluniT  erwiln.sriit  rii;ic,lif.  Es  nr-tliiireii  iliesc  V<jrliri!lnis>o  meiaiens  zur  Aufiialim'' 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  botrettenden  Ausgabe  sind  dieselbeu  auch  gc- 
recbtfertigt.  Doch  empfiehlt  aich  auch  hier  ein  BUckgmfeD  mit  waS  Stenern ,  beson- 
dcr>  soll  he ,  welche  (Ü«  «rablhabenderen  Glaasen  sllrier  zur  Tiagnng  dieses  Opfen 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriogskostencntsch.idigungen"  an  Preussen  betrugcfi  nach  d.  I'riedens- 
verträjren  iNfiti  55'7.H  Mill.  Thir. ,  woron  ron  Oesterreich  20,  Baicro  17'H)  (f^inau 
no  Mill.  II.).  S.i.  hsen  S-^7,  Wurfoinberg  4-56  (genau  S  Mill.  fl.i.  Radt-n  -•{  ■lO  (»5  Mill.  fl  ), 
UesttttO  l-7a  Mill  Thlr.  (Ii  Mill.  Ü.),  Uoühü  ä.  L.  1UO,OOÜ  Thir.  Ausserdem  an  Krieg»- 
eontrlbnt.  Kriegsbeute  u.  dgl.  4'77  MUL  Thlr..  wofen  3  284  KilL  Tbtr.  Krieg>icon> 
tributioD  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  I  'iO  Mill.  Thlr.  Zahlungen  des  siichs.  Finanz- 
uiini.sters  an  die  preuss.  Civilverwalt,  wahrmd  <].  'K  cnp  Zeit,  339,000  Thlr.  hannov. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  prcuss.  Statistik  III,  463.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentsc'hiidigung  an  das  Deutsche  Heich  war  nach  Abzug  der  Healbations- 
kosi- ri  tlMir  inbegrilfen  die  vnn  Frankr.  irh  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  /  ilil^'tulen 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5,301.145,07b  Fr.  ^  4^40,072,^93  Mark  (nach 
franz.  Rechn.  5.302,065.000  Pr.>.  die  Pariser  Gontrib.  (200  Mill.  Fr.)  160*62  BftlL  M., 
der  llcbcrschuss  (iibt  i  *I.  \'erwaltung^!^■'■lt''rO  <!' r  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  u. 
niclit  tinfriift»>lbar  vcrwend.  örtl.  t'ontribut.  h'l  s  ,\iill.  M.  (in  d.  franz.  Re<'hn.  findt-t 
M<:h  uli»  ..W  iedercr>tattung  d.  v.  Deuts«'hl.  erhobenen  Sleoorn"  (it  iO  Mill.  Fr.).  lu 
Sommn  daher  li  •l'Mit.<><  Iic  Baareinnahme  aus  Frankreich  4453".)9  Mtll  M.  Die  UntfT- 
haltang  der  deutücht^n  l'rappen  anf  (Van^öiliiM^he  ßechnnng  während  der  Occupatiuii 
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nach  dem  Fricdensäcbluss  berechnet  Frankreich  auf  82.'1'64  Mill.  Fr.  S.  Preoss.  stat« 
Jahrb.  lY,  '2.  Äbth  ,  S.  240,  mein  ReichsfiiiMizvea.,  Jahrln  lU,  S.  85,  97,  (lotb. 

Jahrb.  ISTi;.  S.  .VJ2. 

B.  Die  mittelbareo  Kriegs  kosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verluste  aller  Art  ftlr  Land  und  Leute,  zamal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aher  meistens  80  erbeblich,  daes 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
böhen,  mitunter  vielleicht  letztere  noob  ttberragen.  Fttr  die  Webr- 
Terfassaog  nnd  die  Militftrfinanzen  folgt  daraus  wieder ,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweekentspreebend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingeriebtet  sein  müssen  ^  um  mit  verbeerender,  Erfolg  ver- 
spreebender  Repressivkrafl  den  Krieg  auf  feindliebes  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  fuhren.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  uiitLelharen  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

Vgl.  Raa  §.  72,  auch  vor.  Aofl,  diese«  Bandes.  S.  276,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  r<m  nur  bedingter  Zvvorlüssigkeit ,  über  Kriegskosten  aas  der  Zeit 
Napoleons  1.  u.  fiir  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  von  186G  kostete  der  preassis<Aeii 
Staatskasse  nbor  die  laufende  Ausgabe  cirra  83  Mili.  Thlr.  and  brachte  derselben  an 
Eotricbtojigen  anderer  Staaten  tiO^s  MilL  Thlr.  ein.  Der  dänische  Krieg  l(Mtete 
Preiuaen  eartra  c.  18*/,  Mill.  Thlr.  Die  ebunal.  MobOmaobugskosteB  beträfen 
18GG— n7  circa  W.i  Mill.  Thlr.  S.  Engel,  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  von  185!>  kostete  Oesterreich  ejUra  c.  210  Mill.  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns  Zeit. 
1S63.  S.  25.  Der  Krieg  von  1870—71  hat  Frankreich  9—10  Milliarden  Fr.  blusi. 
au  rerrechneten  Ausgaben  gekostet.  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  M athieu-Bode t  v. 
7.  Jan.  1S75  (Jotirn.  offic.  S.  Jan.  1815«  danach  Qoth.  Jnhrb.  1876,  S.  ^^92)  eiyaben 
sich  folgende  Posten  in  MUl.  Fr.: 

AusserordentL  Ausgabe  in  Fulge  Unterbtützung  d.  Familien  v.  Sold. 

des  Kriegs  1912*05      u.  Matrosen   50  00 

Verproviantirung  von  Paris     ,   .  Ifi9*52    Baare  Entschäd.  an  Opf.  i.  Kriegs  106'0() 

Nicht  classitic.  Kriej^skosten    .  3ü"üt>   DsgL  an  Gemeinden  (Annuit.)  .   .  2dl'96 

I.  Eig.  KriegskosteiTITl  1-57    l^sgl.  t  v.  Genie  fecws.  Sohlden  .  2ft-00 

Kosten  der  Anleihen   681-27      IV.  Wiedersntnacli.  r.  Schäden  438-95 

Yoilittte  an  Steaein  n.  EinkQnhen  364-19   Kriegscontrlbi  (ohne  Pnriä) .  .  .  5000  00 

IL  Beson.l.  finanz.  Oj-fer  995'46    ^^^s*^"   ^02-07 

u's..  1».^«.^».,  A  X*«*«,.   Tj.f  Üntorh.  d.  deutsch.  Truppen  .   .  323  64 

*  d  LWÄÄ  .  «TO 

«  UL  WlederiientelL  o.  Ter-  V.  Gontiib.  n.  dgL  m.  M87-41 

sttrkong  der  Kriegsmacht   .  .  592*26  Snnuna  9287*88 

ücber  die  deutschen  Kriegsfinanzen  von  1ST0-  71  siebe  mein  Heichsfinanz- 
wesen,  Jahrb.  III,  65 — 106,  mit  den  ?errechu.  Daten  bis  Ende  1S72,  approximativen 
bis  1874.  Anch  JaJirb.  f.  d.  amü.  Slatfit.  Pfavsens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
u.  1^75.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Stattet  Jahrbüchern  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  ISSO — Sü).  Vollständig  waren  noch  bis  18S2  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt, indem  der  Keichshaushaltsetat  noch  bis  1^82/83  behagliche  kleine  Summen 
als  „Aasgaben  in  Folge  des  Kris§s  PÜ  Fftlklioiflir*  aniltlhrtc.  Die  Venrradnnfen 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werd.  n  f.  rn-T  orst  im  Laufe 
der  Zeit  fetbrancht  Schvierigiieken  f.  d.  Beiochnong  macht  die  getrennte  Li^nid. 
t  d.  Beidi,  d.  IMd.  Bmd,  die  elnfslneii  sttdd.  Staaten.  Dia  folg.  Uabatsielit  aas 
meinen  gen.  Anftatx  lunn  genftgeii,  weil  sie  die  nunthaMri.  Ansgabereste  nach  den 
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officiellen  Anschlagen  mit  eoUt&lt  u.  dw  giMtfil  Verwendung  f.  d.  sp&ter  za  inachendeu 
Ausfallen  schon  fast  ganz  in  187S  gengelt  wnr.  Venrendnng  aer  huaOa.  Coiitri- 

bution  u.  ä.  w.  in  MiU.  TUr.: 

Auf  Bdldisnclm.     Auf  spec  noidd,  Becitn. 

I.  Kriegskosten   75*15  577'55 

IL  ^^  iederhersteUiing  u.  s.  w  d.  Kriegs- 
macht   ISO'll  120-02 

in.  Wiedergntmachung  von  Schäden   .        24(>-.H!)  10*82 
IV.  Verwaltnngszw.  der  Kriegsmacht    .  6"27  — 

Y.  AlJgtiineine  Yerwaltunnrefonnen   .         29-7U  100 
VI.  Ertrag  gebende  Ei^itaunlagen  .  .  145*87  

Sumiin  I^V       685  57 
UebeireHe  zur  Y«rdieÜttBg    ....       798-98   nn  io 


Süinma  Msi-öh  i'V'röO 
Die  deutlichen  Kriegäkobtcn  (Mobilmachung,  Kriegsfahrunj^ ,  Aliinätuugj  mögen  iucl. 
SUddentschland  c.  520  Hill.  Thlr.  betrigen.  Far  die  finanz.  Seite  de»  Kriegt  aiad 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausga>irn  (im  rut  'rsi  hiod  von  den  enst  später  na4-h 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwidtelndeu)  bes.  wichtig.  Sie  ergehen  sich  in  der 
Hnoptflndie  nne  dem  BechnungBUM^web  d.  Notdd.  Bnmlee  f.  1870  u.  71.  Hienndi 
wurden  verrechnet  f.d.  Mobilmachung  riO'SO  (wovon  24*23  in  1870  alleinX  voroa 
r  Pferde  14*6!»  Mill.  Thlr.  (abzügl.  S  l'i  f.  Erlös  aus  Verl, finfet.l  f  Mobilmachungs- 
gtJdur  d.  Oflicieie  n.  gew.  Purs.  d.  Mannschaft  2*54,  1.  t  ümltc.  Aruiir.  d.  Festungen 
u.  KOstenponcte  4*92,  f.  Verproviant.  d.  Festungen  2  25;  forner  f.  d.  laut  Ko^eo 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  26076  Mill.  Thlr.  (wovon  7*220 
in  1870,  168-55  in  1»71},  davon:  L  Uehllter  u.  Löhne  der  Truppen  45-79,  Natural- 
rerpfleg.,  Peldmagaz.,  BSdrer.  105*77,  Bekleidung  und  AuerttSL  57*27,  LuareOe  u.  d^. 
1()'35  Bemontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
n.  WntIVn  7<.)!>  u.  s.  w,  —  Die  Wiederherstellung  und  Verstärkung  der 
Kricgäiuacht  erfurdurte  nach  d.  gesetzt.  Bestimmungen  an  ilauptposten  für 
Reichsrechnung:  Khriegsschatz  40,  Festongsbau  u.  dgl.  114,  f.  nordd.  Rechnung 
spec:  "R«;tabliss.  (ind.  IJaden  und  Hessen)  lOfl  '^S,  div.  Gebiiude  etc.  c.  19  Mill.  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1873/74  (seitdem 
bei  etni.  Poeten  wdtere  kleine  Beträge):  auf  BeiehBreclinung:  lavalidenfonde  187 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  MiU.  Thlr.),  Beihilfen  an  Angehörige  der 
lieserven  u  Landwehr  4.  dsgl.  an  aas  Frankreich  vertriebene  Dentsche  2,  dsgl.  far 
deutsche  iihederei  5*6,  dsgi  Ersatz  v.  Khegsschaden  u.  Leitungen  u.  s.  w.  ^hes.  f. 
^-Lothr.)  37*7,  dann  auf  nordd.  Rechnung:  Ersatz  d.  Kriegileirtungen  d.  Gemeinden 
2-5,  dsgl.  der  ünterstatzung  für  die  Familien  d.  einberuf  Rescn-c-  u.  Landwchrl.  utc 
8  0  MiU.  Thlr.  Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzen  u.  der  Statistik  in  meinem 
Beiehsfinannreien,  S.  105  ff.,  112  iL,  118  IT.  —  Ueber  den  letitett  orientaL  Krieg 
Bnaslanda«  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinsl.  Schuld  wHhrenrJ  <]>■<  Kriegs  führte  —  Fiindirongsop<!ration»'n 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschrauktciu  Maasse,  —  sind  mir  keine  spcc.  Abrech- 
nungen tber  die  Kriegskosten  bdiaant  geworden.  Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:  fund.  Schuld  nomin.  1876  *.m-7  Mill  R.  (wovon  439  S  äussorcj,  l^s« 
2üü9'9  M.  K.  (wovon  072  5  äussere).  Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Ktat  d 
1877  108-3,  1882  198'8  M.  R.  (}reditbillite  (Papiergeld)  in  Umlauf  1870  797,  1880 
1165  MUL  IL 


4.  Absclinitt 

Flmmzliedarf  für  die  Bnrelifttliniiiir  des  Cuttar*  und 

Wohl  fahrtszwc^ks. 

Die  Darstellung  beschranlct  steh  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurz«:  lieber- 
»icbt  der  (iebiete.  Melirfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissenschaft  in  der  spät. 
ElnnabneleiirR.  nameiill.  bei  den  flebfthren,  ao  bei  MOue,  Post,  SCnssen,  Schulen, 
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oder  bei  dcu  zaglcich  privatwirthschaf tl,  Erwerbsiweigcii,  wie  bei  Eisüiibahnen, 
cinzug^eben  and  dann  sind  die  enge  zosammenhängwiden  Ycrhaltnisso  der  Ausgaben 
u.  Einnahmen  zngicicli  zu  behandeln.  Anden^s  ist  j^fMinufr  in  drn  anderen  Thi^ilon 
des  Syst  d.  poUt.  Uelcon.,  bes.  in  der  Volks wirtbscbaiUpoüUk,  za  erörtern.  Aaf  dem 
Gebiete  der  hier  m  berOlireiideii  Angelegenheiten  lint  man  es  dun  nanentUch  mit 
den  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  vor.  Buchs  (Finanzwesen  der  Selbstver- 
waltangskOrper)  schon  behandelten  theoretischen  und  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Ucbemahme  solcher  Augdcgcohciten  auf  den  Staat  oder  auf  einen  Selbst- 
verwaltangskörper,  bez.  auf  urclchen  der  letzteren  und  hinsichtlich  der  angemessenen 
Vcrtheilung  der  Lasten  zn  thnn.  S.  b^?.  o.  §.  43,  S.  90,  S  1^'  S.  96  fl",  r,",  'f., 
wo  die  iü  Betncht  kommenden  (iesicht^puncte  und  die  Verhältnisse  der  Uaupüändcr 
ileigele0  rind.  Ein  Hnupttheil  der  heute  in  üentMhland.  spec.  in  Pieusson  ^hvo- 
•»enden  Finanzfragen"  (ü*  l>ertraarung  eines  Theils  der  Staats-Ertragsstenern  an  Com- 
uiunett  II.  Verbände,  Schuldotationcu ,  Regelung  der  Armen-,  der  Wegeiast  a.  s.  w.) 
dreht  »idi  um  di«  ac  Puncte  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (g«  180)  und  von  der  yolkswirthschaCUiefaen  nnd 
Unlenriohtsverwaltiing  (§.  Id4  ff.)  getrennt  wird»  nmfasst  in  ihrer 
hente  ttblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hicrlif^r  -.r'^hörfii  rlic  Kosf-  n  d<'r  J»'fzf  in  il'  m  itv  istc»  civilisirtfii  Staaten  Iwstelirii- 
dcn  statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  iaufcudcu  statistischen  Sam- 
melarbeiten  der  Verwaltnngsbehftrden«  welche  eich  schwer  ?on  dun  Übrigen 
Kosten  dieser  ßchOrtlen  absondern  las-sen *,  dann  naait  titlich  dir  Kost>'ii  di-r  periodischen 
Volks;^f\h  lungen  oder  Gensus  und  ähnlicher  Aufnahmen  (Yiuluählungen 
u.  a.  m.i. 

Z.  ü.  D.  R«  ich,  Stat.  Amt  1HS3/84  568,000  M.,  Preussen  t8S3/84  382.000  M. 
(ohne  Bauconto),  danelxin  noch  besondi  i-s  für  d.  in-  tf^orol.  Instit.  29,800  M.  Dir 
Ausgabe  ist  in  den  rerschiedeueu  Staaten  nicht  nur  nach  der  Grösse  der  letzteren 
und  der  UmftasendJieit  der  Arbeiten,  sondern  «ich  nach  der  ganzen  SteUting  und 
Einrichtung  d<  r  Hureaus  Tri-scld<  d<-n,  y  nachdem  sie  nur  die  l-  tzfen  Concentrirungs- 
nnd  Fublic.-Arli' iteti  nih<r  schon  frühere  Sammel-  und  Conc<*utrirungsarbeiten  (aus 
den  Urlisten  u.  s.  w.)  zu  machen  hab««n.  S.  A.  Wagner,  Art.  Statistik,  Staatswörter- 
boch  X,  448.   Stein,  Verwaltangsl.  bes.  B.  2. 

Die  Kosten  des  Census  sind  nach  der  Methode  der  Yolks/.lhluni; .  d- r  ^p-  - 
cialität  derselben  (nanientl.  neuerdings  eingehende  £igenschafts»tat.  der  Bcvülk.j  und 
je  nachdem  die  Z&hlnng  mit  anderen  Statist  Anfiialimen  (aber  Vohniingen,  Yiehstand« 
Oewerbewesen  u.  s.  w.)  verbunden  ist,  s<!hr  verschieden.  Wo  die  Selltst/ählung  und 
•Ii«  Zählung  durch  freiwillige  und  unentireltl.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
in  Deutschland)  sind  die  Kosten  gcringi  i ,  oline  indessen  f.  d.  Volkawirtiisch.  zu  ver- 
schwinden. Es  gilt  hier  das  in  §.  153  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  nain.  Engel 
i.  d.  Ztsclir.  d.  preuss.  stat  Bur.  1870  Uber  Kosten  der  Volk-,/ Ihl.  8.  33  ft".  Z.  B' 
Oesterr.  Census  ?.  1857  2  MilL  Brit.  t.  1861  250,000  Pfd.  St.,  Verein.  St. 
r.  186t,  l'S5  IfiU.  D.,  Belg,  von  1866  ttber  644,000  Fr.  Die  lOjShr.  Periode  der 
Zälilung  empfiehlt  !jich  auch  vom  Kostenstandpuncte  aus.  Engel  a.a.O.  8.  41  ver- 
anschlagte IhA  fheilw.  Benutzuntr  'iTc  ntgcltl.  Zähler  fUr  die  71er  Volkszählung  die 
Ausgabe  i'reussens  auf  191,000  Thii.  üebersicht  tlber  Aufwand  an  G<dd,  Zeit  und 
Arlteitsleistung  bei  der  letzten  (1880er)  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Aufs.  v.  Blenck, 
preuss.  stat.  Ztschr.  1882,  S.  188.  Voranschi.  18S0— 83  452,5üC  M..  wirkl.  Aus-abc 
4'J9,609  Hm  davon  Beschalf.  d.  Zählpapieru  175,591,  Verpack,  o.  Vei^nd.  20,n(>, 
Bflclnend.  9-107,  Remunerat.  d.  ZUiler  97,836,  Anfbereit  d.  Zihlpapiere  264,419, 
Zwischenformulare  u.  and.  Bureaubedtirfnisso  232fJ ,  l'nvorherLM-.sehen<  s  .563  M.  Es 
sind  dies  die  Kosten  bis  OcL  1882;  sie  betragen  p.  Kopf  dur  ortsauwea«  gezählten 
Bev5lk.  1.83  Pfenn. 
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2.  Das  Öffentliche  GesnndheitsweBen  und  die  dafttr 

dienenden  Anstalten. 

IMne  (Knuk«-,  Oebftr-,  ImohltiBar,  KebtaunoniiiaUtiite  n.  dgl.  m.)  pfiegon 
in  der  Regel  ganz  oder  groMentheils  aas  Provincial-  oder  Gcmcindemitteln  oder  aus 
i'igent!in  StiltunpsvermÖLii  M  ln!Stritt«!n  zu  wcnl  n.  so  dass  -  ji  sich  für  <Iie  Stai^4;n--'»' 
etwa  nur  um  Zuschtb^se  hauddt.  Völlig  uii^t  der  Staat  initiiiuer  nur  den  Aulvand 
für  !>olc)ie  Aostatten  J&oset  Art.  veldte  zu^^lcich  zu  Doterriclitszwccken  diene«.  AttSHer» 
df*m  liat  fIfT  Staat  die  Ausj^alKMi  für  (1:^-^  SrinitSt^-  und  Mt  ilicinanKdaflrd.  nw.  -rn.  - 
iuci:>tcuä  eine  Abtbeüuog  Uoü  Bcll&nlouwe^eu:$  dur  gcsanunteu  Iiiaurea  YcrvaltiU)};:, 
„Hfidküudoollericn**  djirl.  — ,  dam  etw»  anoh  &at  einseliie  Hedleiiiatboatnte,  Amtii- 
ftrzle,  Amtew  iri  1  mil  Ht-lM  ärztc,  femer  für  Impfwi^sen.  Quarantäne  u.  h.  w.  zu  dedteo. 
Eine  auss«  roril(  iiflidie  Aii-<nahi  verursadicn  bisveilen  die  SiMicln  ri ,  Epidemiccn  und 
Vidtsi  uclion  (Epizootieen),  indem  sie  Absporrunfrsmasürogeln  u.  s.  w.  notliwendig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  liäät  «ich  auch,  anf  SdbttrenraltkOrper  n,  in  Gebohrenfbmi 
auf  «Ii»'  Vidilii'sitz-  r  abwälzen. 

jVoi^abu  üuä  bitaab  fttr  (^entliclie»  Ge^undbeiuveiion,  meint  okue  die  bctrell. 
Anstalten,  vdche  an  Onivcrs.  u.  s.  w.  mit  ftlr  Lebnwcde  dienen:  z.  B.  Oesterreich 
westl,  Th.  1880  Ord.  748,000,  mit  Extiaord.  780,000  Ü.  Der  so--  ii.  .,Sanität;>dionst" 
steht  unter  dem  Min.  l  lim  i-n  u.  winl  hier  in  d-  r  Hauptnilii.  d<;s  Etats  „polit. 
Vt'iwait.  in  d.  fiuzi  liii  u  Aiuiilaiiderir'  ii^rtrennt  v.  „Aulwrand  d.  pulii.  llt  hönlen'  ttbtT- 
haupt  nachfrewic«en.  OWj?»;  Zahlen  iiaifa!iS4>n  den  Aofr.  an  d.  Ceatiaktclle  nicht  mit.  — 
1).  n-icli.  K.  irhsirrMinlh  Amt  18S,VS4  120,000  M.  —  Preusscn  1SS3/84  Medic- 
«*rs.  (im  Cultmiii.^  1,432,000  M.  ^t*.  d.  Proviucancdiccoliegiett  u.  Kc^äcr.mcdic.rädie 
222,000,  f.  iL  Physiker  in  Stidten,  Kreisen.  Beäikeit  n.  a  722.000,  Ztschtt8($e  an 
ünti  rr..  Il  il  -  u.  WolüthU.an>t.,  bes.  BcrL  t'harite  213,000  M.,  Itemun.  r.  d  t  Evamina- 
torcn  bei  Prüfun-r'-n  —  dnrcJi  fir  bflhn-n  d<T  Examinanden  iredrcU  -  75,000  M.  n. 
and.  Posten  mehr).  koinnif  -  in''  «Jiiote  d.  Ausc.  d.  Milli•^t•  riiim^  -rlb^t. 

3.  Das  üiifs-  und  Armeuwesen  (ottentliche  Wohl- 
thätigkeit). 

Die  StaatskavM-  winl  hi«rfUr  im  Allyemeinen  nur  ausnahmsweiM;  und  etwa  nur 
üttbttidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  Uicils  die  freiwillif^e  (Prirat-),  efentuell  dio 
kircldiche  un<i  Stiftaogüaruienpflenre  eintreten.  th<;iN.  wo  eine  jresctzliclK  Aimenpfletre 
besteht,  die  Gemeinden,  Krei-M-,  und  d*  r.n  V<  rliänd.  dir  Pfli(  htiL-^.  n  -ia  1.  Die  . ml- 
KÜtige  üegeluog  der  Traguüg  der  Armenla>t  ^eiiört  zu  den  ervkiintea  iiwebentlen 
Krairen**  dor  AuHeliiandcrsetznng  zwischen  Staat  und  SellistrerwaltunirNkörpem  ir^'l.  o. 
§.  5'!  ff'.'i  und  Ist  in  der  „Iiinrr.-n  Verwalttin L;:-I<  liri'"  nälier  zu  nört* m.  Der  Staat 
winl  sonst  nur  ))ei  einzelnen  {rrösseren  öffentlichen  Notliständen  (Misswach>, 
Wai»»'n»noth,  Kriejrsv«!ih<'erune  u.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  Ubrijjeni  nur  vorschu>s- 
«eiüe,  oder  mit  Steiiernachlass.  —  ja  anch  nur  eine  Form  der  Unten>tutzung  —  UtUfe 
trewähren  niU«srn.  Hoispiel:  Preu>->en,  Ansir.  für  ..Wohlthitijrkeitszwecke"  im 
MiuisiL  d.  Iiincru  läbVb4  115  MüL  M.,  wofoh  aber  allein  225.000  (1875  noch 
I,ü8&,000)  f.  DntciDtati.  anner  Kricrcr  ans  1806—15,  der  Kest  meist  f.  Pens,  n.  dirl,« 
nur  113.1)01)  M.  f.  Almosen  u.  Unt  i-tatz.  im  AUg.,  146,000  M.  feststeb.  Unteistlita. 
f.  Armen-  u.  Woldthätigkeitsanstalteu. 

Zor  AhhüHe  des  ostpreuss.  Notliätandes  (Misswachs  durch  Näs><  ),  wurde  vom 
preusa.  Staate  verwendet  nach  G«-.  v.  23.  Dec.  1807  I,91»8  000,  nach  dem  v.  3.  Mär»  1868 
3  Mill-  Tldr  —  Während  des  l870er  Kriefr^  ilhnl.  Untei>tütz.  aus  d.  St:utsknss<'  an 
Theüe  d.  K.-ii.  Trier.  Adiul.  187&  f.  Uubei^ciiwemmungeu  in  d.  Pror.  Sach:>eo,  f. 
den  lit^rgstnn  bei  Kanb,  1^80  6  Hitl.  M.  f.  olienschtes.  Nothstaad  ((ies.  r.  3.  Ft^hr.  18801, 
1SS2,S3  3  Mill.  M  f.  Kli.  iii-U.  berschwemroun-en  (Ge>.  v.  21.  Jan.  1889)-  Vgl. 
Siegel,  Uber  Staat^hIile  bei  wirtiisch.  Nothstäuden,  Tü)».  Ztschr.  18H2. 

IL  —  §.  liH.  Die  volkswirthsc haftliche  Verwaltung, 
nicher  zählt  ein  grosser  Theil  der  ailgmeinen  Ausgaben  der 
üblicheD  Ministerien  des  Innereiii  des  Handel s,  der  Land- 
wirthscfaaft,  der  OffentUchen  Arbeiten  (Banten,  Ver* 
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kehrsaDflUlten),  z.  Th.  auch  der  Finanzen  n.  s.  w.  Viele 
Tbätigkeiten  der  «nm  Ministerium  des  Inneren  ressortircndcn  V^er- 
waltungsbehörden,  der  Polizei  sind  oft  liauptsiichlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  voiköwirthschaftliclien  Verwaltung  zu 
rechnen,  wenn  sie  sich  auch  ausserdem  c-leiclizeitif:;  auf  andere 
Oe!)icte  erstrecken.  Die  bezüglioben  Ausgaben  sind  daher  auch 
nicht  wohl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einrichtungen  and  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirtbscbai't  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welche  •gleichzeitig  —  nnd  in  der  Praxis  frfiher  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wichtigere* £i an  ahm eqnelle  ffir  die 
Staatskasse  in  Betracht  kommen  kennen.  Richtigere  Einsieht  hat 
jedoch  dazQ  geführt ,  dass  der  fiskalische  Gesichtspnnct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Ansti||lten  znrttck  getreten  ist  nnd  im  All- 
gemeinen nur  noch  eine  missige,  gebtthrenartige  Einnahme  beab- 
sichtigt wird,  wenn  der  Staat  nicht  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
zichtet. 

Mäberos  Uber  die  cinzcioen  VcrhälüiMS«  gehört  iu  diu  GebUlireiilchru  (l'iu.  II, 
1.  Ktp.)  und  in  die  Lehn  ton  den  priraivirthsdiafltUobfl«  Eiiuialimoo  (fulgendes  fiocb 
dieses  Randes  Ii  oder  in  die  anderen  Theild  des  SyateDM  der  politischea  Oekoaomio, 
spacieU  in  die  VoUtsvirUuchafttfpolitik. 

Die  bezüglichen  Thätigkeiten  anf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solche  theils  des  Staats  allein ,  theils  der  Selbstverwaltnngskörper 
allein,  theils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  richtigen  Vertheilnng  der  ThftHgkeiten  selbst  nnd 

der  daraus  hervorgehenden  finanziellen  Lasten  theoretisch  und 
practiscli  besoudere  Schwierigkeit  niiiLhcn  und  sicltach  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden  künncn.  (loftcrs  tritt  aber  hier 
die  norb  schwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welchen 
Bedingungen  und  Modalitäten  überhaupt  ein  rdVcntlicber  Kürjier 
als  Vertreter  der  Genreinwirthschaft  hier  statt  oder  neben  der 
Privatwirtbschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
„Organisation  der  VolkswirthschatV. 

Fiir  die  allgemeinen  leitenden  (icsiditspiincte  ist  hierbt  i  .iiif  die  principiellen 
Kfortcrungen  in  der  „ürundlegung",  ^bosoud«;«  1.  Abth.  Kap.  yj,  für  die  spcciollüii 
Momente  in  den  einzelnen  t  ragen  wieder  anf  die  ErOrterangen  in  der  Lehre  vom 
Privatorwerb  des  Staats  .folg.  Buch  dieses  BainI-  in  Ii  r  (ii  Ixihreolelire  (Knp.  1  des 
B.  U  der  Fin.wiss.)  und  in  der  Volkswirthsthaitüpuliüii  hinzuwelaon. 

Die  volkswirthschaftlichen  Angelegenheiten,  welche  Ursache 
nnd  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  könneOi  lassen  sieh  auch 
fttr  die  finanzwissenscbatUiehe  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen  zerlcgen{  allgemeine  Angelegenheiten  der 
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ganzen  Volkswirthsehaft,  bes.  generellvolkswirthsehafl- 
lichen  Interetses  (wean  aneh  vielleiebt  nur  in  einem  bestiminten 

Gebietstheile  oder  Orte)  und  specielle  Anjj^elegenhe itcn 
einzelner  Productionsz weige.  Die  ersteicu  Augelegen- 
beitcu  sind  bereits  und  werden  immer  mehr  solche  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  Ijat  man  es,  wo 
die  Sache  noch  nicht  entschieden  ist,  mit  den  Plänen  der  Ver- 
staatlich un  g"  (Eisenbahnen,  Versicherungs-,  Bankwesen)  zu 
thuD.  UeberDimiut  der  ätaat  die  «Sache ^  so  werden  besondere 
I, Anstalten**  dattir  eingerichtet,  bei  denen  es  sich  dann  u.  A. 
wieder  um  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltnog 
bandelt  In  der  Lehre  vom  Privaterwerb  und  von  den  Oebflbren 
ist  dieeer  Punct  näher  sn  erOrtom.  Bei  den  speeiellen  Angelegen- 
heilen der  einzelnen  Prodoctionszwetge  {„Volkswirthsehafta- 
pHege^'  im  engeren  Sinne)  wird  die  p rivatwtrtbsehaftliebe 
Organisation  als  bestehend  nnd  verbleibend  ▼oransgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  and  wie  und  wann  und  specieli  unter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  ötientlichcr  ivürpcr  helfend  und  unterstützend  ciu- 
treten  soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  nnd  Entscheidung 
in  den  speeiellen  Theil  der  Volkswirthschaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik"). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirthschaftUchen  Verwai- 
tnog  sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  VoIIls- 
wirthschaft 

1.  Das  Maass-  nnd  Gewicbtswesen.  S.  Fin.  iL  $.315. 

2.  Das  M tt n z  w es e n.  S.  Fin.  IL  §.  290. 

3.  Das  Postwesen.  8.  Fin.  IL  g.  308  —  312. 

4.  Das  Telegrapbenwesen.  S.  Fin.  IL  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  S.  darttber  den  Schluss 
des  nächsten  Buchs. 

t). Das 8 1 a a t s s c h i f f f a hrtswesen { Dampfschiffcursc.  8. eb.J. 
7.  Das  sonstige  Wegeweseu.   Ö.  ebendaselbst  a.  Fin.  11. 
^.  303  —  306. 

Ö.  Der  Wasserbau. 

Drr  W.  t;,;liau  («•i';tntlicli.'  <M>tv  Aiitaur«'  u.  Erlialtniiv'^  und  »lor  Waüsorbaa 
'l'fi  i-i«  liut/ ,  D.  ii  libau  ii.       \  (u1>- r  <]ir^,  \\  Näln  n •^  in  «I»t  Volk-w.sr|,.polit.)  machen 
ui  lit  u  huau-  u.  cir«'Ut.  «Icu  rroviücüuUgcts  (l'rcuaaiuj  Ix  ilruti  n«!.'  Koatca.  Z.  h.  Wo»t- 
Ofsterrriich        Strai«i(*nban  4,102,000  fl.  im  Onl..  372.sua  II.  in  Extnord.« 
4,474,800,  Wa«fttb«a  dfrl.  198,000-80S,SOO— 1,601,800  II.   In  PreQüseii  ist  durch 
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Dehortraaruiiii^  der  Steat!M;hau^s«'<;ii  an  die  Proriozeu  ((irs.  r.  8.  Jnli  J875)  der  bc" 
tr«?flVad«^  Aii^ira't.po^tfii  insoft  ii»  <loc-li  niclit  aus  dm  Staatebudjr«'t  an<irrschiod«;ii ,  als 
dio  SUabkasac  tl«  a  i'roFiuzou  fUr  Uio  Cliauä^ccu  elDc  Dotation  v.  lU  M.  M.  i»hh,  S. 
dnrQber  o.  §.  56,  S.  124.  Außerdem  ist  im  Min.  d.  OlT.  Arbeiten  (ohne  die  Avs|^. 
f.  d.  Miii.  selbst)  der  onl.  Et.  <l.  BaupurwaltunR  1883/84  noch  1«'57  M.  M..  worou 
dio  He>oldan<rcii  n.  p«  i>öiil.  Ausiralu  n  3'2,  ili.-  saclil.  Aiis^^a^cn  13*38  M.  M.  (wotoii 
cLQ  Theii  f.  Erhalt,  divfiiiii^r  SUabji^cbäuile,  dmu  2A1  M.  M.  1.  Sueh&tVm  u.  ScckUsti'U, 
6*37  M.  H.  r.  Kiuneiihäfen ,  Oewässc^r  ii.  SchiBT.,  0*9  f.  Diit«^rhaU.  d.  Kanäle.  10»  f. 
Uiitt-rhalt  d.  W.'gc  u.  Brflck.  ii  auf  Grund  ivohtl.  V'ipflicht. ,  0'-l75  f.  RalirschiH".). 
Unter  U.  eiomai.  u.  aust»*onl.  i>taaU>auä)j;abco  stctica  ü.  1883/84  t'uriicr  8'U4  M.  M.  z. 
BcgraUmn^  d.  WasseistrassoJk ,  S*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  FOrdenin^  d.  ünneiitichiflr., 
1*44  za  SrchätVn  u.  s.  r.,  ferner  weitre  Posten  f.  einzeln«;  Bruckoubauten.  £rh' M. 
Po'-ti  ti  f.  üf  rscluitz.  «/enossMiisoli.  Fiiissvt'tralirung  C/a  M.  M.  d&fUr  im  Et.  f.  18H;{/S0 
ätrhcii  auch  itu  laudwirtlisch.  Ministerium.  Den  Ausu;.  strhcn  iui  Fin.min.  ^e^eniilKr 
au  ,,Biriick«'ti>,  Kähr-,  Haf(m}7eldeiii,  Strom-  v.  Canal?ef»llen**  2*2  M.  M.,  an  Nieder- 
la>r«,  Kraliii-  u.  Waa^c<roM  017  M.  M.,  im  Min.  d.  iiff.  Arbi  itcti  aus  dr  r  RulirV'Twalt. 
5 1 2,000,  aas  Bcitr^cii  z.  Unterhalt,  der  Laad  -  a.  Wasserstra&tuD,  Cauälc,  Bracken  o.  d;;l.  m. 
300,000  M.  In  Frankreich  Ik.  f.  1888  im  Ord.  beim  lOn.  d.  dff.  Arbuitcn  (ausäcr 
d.  Quoto  r.  d.  allv'.  Verwalt.)  33- 18  M.  fr.  f.  StnsMnbau,  19r9  f,  BinaensohillT..  7'2  f. 
Seehafen.  —  Vd.  n1»nrhaupt  oben  §.  53  H*. 

Statt  ilt^r  Staatsausgaben  für  Stra^^'U,  £iä<;nbabueo  uuU  t'auUle,  Wa^^scrbautuu, 
SchlSb  a.  s.  V.,  die  im  Eigenthom  des  Staats  stehen,  lAnneu  auch  unter  Ter- 
schicdeuiii  l'cinn<^ti  S  t  aatssubfo  n  t  i  o  n  <' n  fiir  solclf  Verkehrswrej^c  und  Verk-lirs- 
mittel,  welche  Eigcutbum  fou  Priyaten  (iucl.  GusoUschafteu),  (icmeinden 
0.  8.  IT.  snnd,  forliommen.  Die  Sobrenttoii  kann  in  einer  Bethtnliyrun);  des  Staats  als 
Aottonar  an  der  Untemehmanj?,  in  einem  rerzinslicheii  od<'r  unver/ini^lichen  Darlehen, 
zur  ersten  .Vnlajre  oder  zum  Betriebe,  in  einer  Zinsiraranti»'  an  die  Actionän*  (rolni 
die  Zinsou  etwa  vorachusssreise.  <;<:leii>tet  wenleii  und  aus  den  »piiteiuu  Erträgen  wieder 
zn  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  lietttehen,  wobei 
im  Einzelnen  nocli  weit-  r--  Moilifirafiouen  ?orkomm<-n.  Namentlich  hr'i  Eis.  iiIialuK  ii, 
Dampfschifffahrtslinieu  iät  eine  solche  Subvention  sehr  ^ebriiuchüch  •r<;wonlcu  und 
maclit  wcnifpitens  zcitweilijK'  oft  bcdeotendo  Ausirabcn.  Näher<'S  auch  hierüber  in  d. 
Yolk!)wirthäcb.politik.  Am  Wichti^^^ti^n  sind  di«*  Su}iventtonen ,  l>es.  in  der  Form  von 
Zinsiraranf i"e n ,  hvi  Eis<nl>ahnen ,  im  System  des  ansschliesslichen  oder  neben 
Siaatsbahnc«  hcstehemlen  Privateisenbahnwes«^us,  dalier  in  Oi.sterreich  (^s.  Gross, 
Staatasobrent. f. Privatbahnen.  Wien  I9S2),  Rasi^Iand,  Frankreich,  Italien  v.a.L.m., 
niemals  auch  im  früheren  Eisen b.syj^t'  m  in  diesem  Maa-se  rort^ekommen  in  D'  Utsch- 
land.  Uebcr  d.  pmcip.  Frage  s.  Schaffle,  gesuUscU.  System  2.  A.  §.  266  tf.,  Sax, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortüchreiten  der  „Yerstaatlichonf^*  der  Bahnen,  wie 
jet/.t  in  Preusscn,  ändert  sich  die  Sachla^  natiirlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
s<*it  Staat<erwerb.  der  Elis.  Westbabn  u.  a.  m.  Dm  betreif.  Aussahen  f.  Zinsj^arantiecn 
u.  andere  Zuschüsse  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staat>  aus  Uewinu- 
uitheilen,  Difidenden,  Rftckzahlanircn  der  Prtratbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1888/84 
--t' li'üi  an  fortdauenidcfi  Au-.:ali.  u  f.  Priv.bahnen,  an  denen  d.  St  i  it  Kctheiliurt  i>.t, 
nur  noch  901,303  M.,  wovon  Ziusj^aranticeu  38ß,2ü(K  A  mortis,  v.  Stammactieu  der 
liest.  Di»*  Einnahme  TOn  der  Betheilir.  an  Prifatbabnen  ial>v'<; sehen  von  d.  Eistm- 
halinsteuer)  ist  d8[i>sr<  n  512  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1SS2  befinden  sich 
da^eifen  (»{»7.000  fl.  unl.  u.  13,9Sr,,  fl.  aU'-.,.ronf.  Suhvention  an  Vcrkehrsan stalten 
(meist  £i»enb.),  auss^rr  d.  Subvention  an  d.  Damplsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
1*8  Hill.  ff.  im  gfomeins.  Bndiret.  Die  ROckeinnahmen  etc.  t.  Prir.bahnen  (KanCschill.- 
ivif.  u.  dL-l.>  waren  5,488,000  I!.  Noeli  im  Et.  f.  1S80  waren  d.  westr.st.  Subventionen 
an  Verkelirsanstalten  21,071,300  fl.,  (latenter  spec.  f.  d.  ostind.  Fatuteu  des  Lloyd 
(die  Onirarn  nicht  mit  sabrontfonfal)  637,000  fl.,  die  ahriire  Summe  meist  47^  Voi^ 
iiclittsse  /,.  Deckunir  d<'r  Zinssrarantieen  u.  Botliebsdeficlte.  Fur  die  y<*rdns.  n.  TUgong' 
der  Anlr  ih 'II  '1  Unt-  i  ii<dimens  der  Donaure;?ulirant?  tri/t  d,  westftst.  Etat  mrh  noch 
005,000  fl.  Ik-i.  —  Im  tran^^üs.  Et.  f.  1881  u.  A.  14*7  Mill.  ir.  au  Annuitäten  au 
Eii(enb.ireseUiiehaflten  n.  40  Mill.  an  ZinsiEraranHeen  m  Teraastraben.  Die  fnnzfls.  Staatij- 
kasse  hat  }»es.  die  Ostbahnires.  fnr  die  an  Deutschland  abpr<'tret«  nen  ßahn<  n  in 
Eb.-Lothr.  zu  entschädigen  g:ehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings»  die  Frage  der 
Subvention  f.  transatlant.  Dampfschiffe  u.  fQr  Ganäle  geworden.  England, 
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Krankr.,  N.Ainor.,  Oc.st«'rr.  vn-hrn  solch'' Dampfsch.suliv«-iitiom'ii,  Drutschlaad  noch 
nicht.  Trot/drDi  halion  die  hainb.  o.  l^rcincr  Liui<n  lii-hrr  du-  Coucxnn-n/.  Im- 
:»taa)lcn.  Achiilichc  Subventionen,  Zinsf^araiitieeu  n.  d^l.  t.  cülonialo  Uiiti  iuehinunirm 
u.  Venrandtf^  (Samoa•Yo^Il^^ü  in  Deutscht.)  neuerdlngrs  oft  discutirt.  —  S.  auch  Hau 
l'ia.  §.  79«  Yolksv.«cli.polit  n,  §.  255  ff.,  v.  vor.  Aufl.  dieses  B.  I  &  2S9  (ttber 
Cauäle). 

9.  Das  Bankwesen.  S.  fol^.  Bach  ii.  Fin.  II.  §.  300. 

10.  Das  Versichernngswesen.   8.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Commiinale  gemeinnützige  Einrichtangen  and 
Anstalten.  S.  o.  §.  53  ff.  u,  Fin.  IL  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  znt  Forderung  der  allge- 
meinen Landes cnltnr.  So  für  Arbeiten,  dnreb  welche 
ein  Tb  eil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  Kum  Anbaa 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  nnd  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  dei  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen,  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Aus^ft'"'!',  diu  auch  zur  Katcj^or.  Ii  im  l  oiuendtii  mit  ^^rb^rou. 
S.  Ran.  Volkswirdnclitfbpoliiik  §.  102  ff.  Z.  B.  im  prensa.  Etat  fnr  18^3/84  in 
Iandwiith->ch.  Ministerium  f.  „Lattdesmcliorationen''.  Moor-,  D-  ich-,  Uf-  i-.  Dun- n- 
woen  0*79  M.  M.«  attsserdem  unter  d«  eiumal.  Ausg.  verschied.  Jb'Oätcu  l'ur  abu- 
licbe  Zrecke. 

13.  Ausgaben  für  Ablösungen  von  PriTatrechten, 

welche  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Prodnctionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  ßechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebernahmc  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Stnat  und  die  dem  entsprechende  l'ntcr- 
stutzung  der  Verptiichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  luteresse 
der  Land  wir  tbschaft  (Gründen  tlastung)  sind  solche  Fälle 
vorgekommen. 

Das  Nähere  darnbcr  fiehort  theüs  in  «He  ^TUiidli-ireude  Lrhr  toii  «I  i  Ent'  i::nuiitr 
(GraudliiK*  2.  AlitJu,  K«|>.  5).  thuils  iu  die  Spucialiekruu  der  Volksvirthächaltäpotiuk. 

Mit  der  W<>itereutvicklani;  der  Goltur  und  der  VoUnirirthschaft  werden  imtner 
Füll»-  «  iutn-t«  !! .  wo  ein/.elne  wohlrr»rorln  ne  Privatreclitf  doui  öfieütlicbon  IntoriÄSe 
«;ntp  sr<  »stt  hen  »u'l  s.  itii^t  Wi-nlen  njuss<  n  (evt  ut.  im  W'  -n-  di  r  Zwannrimteijriiuim: 
ei  >;eh  Ents«  liiidi^uu;^},  Jauiii  Verkelireireiheit  erlauf  wrnli«  odur  die  be/.üp:licheii  An- 
btalt<  II  iu  ilas  Ei^rt-ntlium  und  in  die  Vn-waltun^  dua  Staats  iil»er:reh<  n  ;Ti  le^-ra])])<-n 
in  England,  vi<  ll.  icht  in  nicht  f  nu  r  Z.  it  allp  meinrr  di<'  Privateisenbahnt  ii).  Alle 
Verwcuduitj|;;cu  l'ur  aoicbu  Zvcciie.  uud  ubcrbauiit  für  die  iu  dictum  §.  aul'iccfubrtcn 
Eitirichtuuir<*n  fcb&ren  recht  eiireiitlich  zu  den  Wen  .«siaatsvirtItschafUichän  Kapital- 
aidap  n."  S.  §.  »»3.  Haden  hat  l)ei  d<  r  Z«  lH;iitablo-5un>r  '/V  anf  d.  Staatskass«-  nb.  r- 
uomnien.  In  Oesterreich  tilu  nialimen  die  Kronlimder  Va  Gruudentlustun«- 
schuM  (d.  h.  '/^  der  AbI*'sUii|;vjijmiii«  n ,  da  '/a  Rostricheu  wunli  ).  —  Eut»chadip:uux 
•b  r  wcäiiiid.  Sclaveubalter  durch  Eiiirland  mit  20  Mill.  Pfd.  St.  hei  d.  Aufholmug 
<!•  r  Srlav'n  i.  —  Al»l«»s«np  des  Tlnini-  u.  T.ixisschen  Postrecbts  durch  l*r'Missen 
l'jtiti— 07  um  'd  Mül.  Xbir.  Wichtig  aiud  auch  die  iii'U«jrdiu(pi  golcgcutlicb  vorK«:- 
koameacu  AblAaungcn  Ton  auBlindiachen  aisrecblsaiiien.  irdeke  den  V<!rkelir  h«- 
lastcten:  Aufhcbanir  tUrriiiind-  und  BdtzOUc  zu  Gunsten  Dineioarin  1857  (PrfQsa«n 
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hat  z.  B.  eioG  Qvtobs  rou  3.SS0«000  llilr.  von  dem  Entsehildiffiin^rskapitftt  ttbenieliin«ii 

mUssoii.  Die  SuiniDf  wunli;  in  haT>j;ihrl.  Katen  vom  1,  Oofolu  r  1857  —  1.  April 
1ST7  aV«v.aMt  mit  j'ihrl.  243.462  Thlr.).  Ars  Sta<lrr  Zolls  zu  (iunsteii  Haiinoror's,  di-r 
SchcldeziiUc  /.u  (iuiisitii  Beli^ieiis.  —  .S.  auch  Kau,  YolkswinhschaftspoUt.  §.  47  fl'., 
Stein,  Yenraltongsleliie  Bd.  T. 

B.  Specielle  Äogelegenheiten  einzelner  Prodoe- 

tionszweige.  Hierhin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeinde  unter  Stützungen  in  verschiedener  Forui,  z.  B.  auch 
in  derjeoigeu  der  Prämien  bei  Aussteihmgen  und  sonst,  iUr 
einzelne  landwirihscbatrllche,  gewerbliche,  mercantiie  Unter- 
nelitiuiuiren ,  fdr  ExjK'rinieiitc  thiriii  n.  dgl.  ni.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  ISchwierigkcit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
tiberhanpt  generell,  in  der  Volkswirfchscbaftspolitik  za  bebandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifil  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
Gestutewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  yielfaoh  eigene 
Btaatiiebe  Gkstttte  hat  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
speeiell  landwirthsebalOiehen  Interessen  militärpolitische  mit 
znr  ErwSgong  and  geben  aneh  wohl  die  EntseheidiiDg  (§.  190). 

'    S.  FiD.  II,  §  S16,  S17.   Prumien  zur  £inf(lhrun<^  licsseror  Viuhracrn  ttften 

nützlich  '^r'WfScn.  Dlspofiitionsibmls  drs  prcuss.  landw.  Min  1^^:!  'S4  f.  üntt  rstiKzuntr 
laadwirtiisch.  Vcruiuü  u.  zur  FörderuDg  d.  I^ndescultur  22ü,UUU  M..  zur  Forderung  d. 
Obetonltnr  16,511.  d.  Fisohorei  214,400  K.,  zur  FOrdenrair  d.  Viehznclit  618,400  IC. 

üober  das  GestHt-  w.'Son  s.  Kau.  Volk'swirthschaftspol.  §.  IfiS  IT.,  Roscher 
II.  §.  178.  Auch  oben  .S.  112.  Es  kommt  anrh  hier  oiu<-  ^cbührr'narfi;:!'  Kiimahmo 
lSpruu{fj^cld,  KohlenfTcld),  dauu  für  verkautir  iliier»!  u.  dgi.  vor.  \ou  ilni  Laud>^c- 
stiitoa  sind  diejeni^rea  Gestüte  zu  unterscheiden,.  In  denen  zu  den  Hen<^ston  sucb 
ZiKlit^tntrn  ^<  ha!t>  it  und  jun^n;  Pferde  aufgezogen  werden,  sogenannte  Uanp^restttte. 
—  PrcusscD  3  Haupt-,  lö  LandgestUtc. 

1858  1870  1881 

Hauptir«>state,  Boachftler    .      25  28  20 

Zuchtstuten   550  570  585 

Land«restiUe,  Beschuicr  .    .    1070  1450  2015 

TMisend  Thlr.   Tausend  Thlr.  Tausend  BT.  (188S/4> 

Einnahmen   4<<r>  .H2r>  1842 

Ausgabe  63S  589  384« 

Muhnoagabc  202  263  2007 

Oline  die  einmal.  Aus^^  f.  lSS3j&4  f77^  nnn  M.\  Die  Haupt^vstute  kosten  l,01.'..(iOi) 
die  l^ndurestilto  1,8H6.000,  1,140,ÜÜU  M.  Spruiiu:-  u.  l  itl!- n-ivH),  die  allsr.  m. 
Aus?r.  1123,000  M.  («Mlcckt  v.  U.  Landbeschaleni  1881  1O0.46U  Stuten,  wovon  be- 
frucht.  t  67,277,  welche  55.102  lebende  rullen  p  bare«.  West-Oesterreich  1880  5 
Henjrst-Depots ,  /US.  mit  1H13  Pferden  in  ärar.  V»  rfifl.  irnn^,  1  Gesttit  zu  Radautz  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  1880  in  Wost  Oestcrr.  f.  Staabgcstüte  Ausg.  257,400,  for 
Hcnirstih'.pets  n.  Fohlenhftfc  067,500  fl.,  f.  Erranz.  des  Zocbtnateriah»  ans  d.  Privat- 
zucht  200.000,  f.  l  urderuiJi:  d^r  rroidr/iicht  sonst  nocli  55.000  fl.  Au?ir. ,  Einn. 
.•{47.11)0  fl.  —  Frankreich:  Di.-.  Gestüt,  u.  BrsclKilans-talt.  n  ko^t.-t.  n  1881  4  08  Mill. 
1  r„  daneben  der  Ankauf  von  Hengsten  und  die  Bel.>rd<  runfi  d(  r  i'lünlezucht  durch 
Prämien  noch  2  07  Mill.  Fr.  Das  Spninggeld  biachtc  1870  572,500  FT.,  andere 
NelKiicinniQiaicil  112,440. 

III.  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterriohts- 
nnd  Biidnngswesens  und  des  öffentliehen  Onltns. 
Die  hierdoreh  eriblgende  Beförderung  der  Volksbildung  wird  in 
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Zeitaller  als  eine  koebwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt.  Die  dalttr  erforderlicbe  reine  Staatsansgabe  ist 
aber  in  den  meisten  L&ndem  verbKItnissrnttssig  gering,  weil  ein 
grosser  Theil  des  Aufwandes  ans  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 

theils  aus  solchen,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren ,  wie  S  t  i  f t  u  n  g  s  v  e  r  m  ö  ^  e  n ,  theils  aus  den 
Einnahmen  der  S  e  1  b  s  t  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  k  ö  r  p  e r ,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theiis  der  Mittelschulen,  theils  aus  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgL)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

\gL  im  A%.  Stein,  Vcrwaltuagslehre  Ii.  b.  Alles  Genauere  u.  Frincipiellc 
gehört  iu  die  Innere  Venraltun/jslehre.  üebcr  die  Lciätuiijfen  der  Gemeimleii  ii.  s.  w. 
8.  passim  o.  §.  53  ff.  u.  für  diu  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staats- 
h'/..  Beichsuittelu  Gurstfeld,  pn*uss.  Städtefinanzcn ,  auch  d.  Arirs.  in  Conrad'» 
Jahrb.  S.  41.  Ferner  f.  4.  preuss.  YerliältBissu  d.  oben  gen.  neueren  amtl.  Publi- 
cationen  d.  Hinisteifons  (Er|rAuz.tie{to  d.  preuss.  stai  Ztscbr.),  wozn  uodi  H.  X, 
Volkf>schi]|<ii,  von  Pf^tcrsilie  u.  t  nrn  sri  l^r  Ii.  XIII.  d.  r,(F.  Volksschulen  im 
pr«;uss.  Staat,  BcrI.  18b3  kommen.  l>ii  Aufwand  im  Staatäluidijret  ist:  in  Preussen 
im  Etat  de«  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Prov.schulcollesrien  508,000, 
Prttf.commiss.  92,000,  Dnive«.  6,190,000,  höhere  Lehranst.  4,681,000,  Kleui.-ünt.  rr.- 
V.-S.M1  2O,7!)6,000,  trclm.  Unterr.wesen  2,117,000,  zus.  im  Unt.Triohtsmin.  U  :ri  Mill.  M. 
Dazu  i.  iandw.  Min.,  landw.  Lehranst  u.  8.  w.  926,000,  Ttiierar^neisch.  239,000  M.  Dazu 
kommen  noch  bezUfrl.  Posten  in  «nderen  Kapiteln  des  Ettls  des  Unterr.minl8t  be- 
sonders aus  1  i  ':ip.  121  „Cultus  u.  Untrrr.  m-  insain"  (Scliiilr.tthe,  Zuschüsse  /.u 
Wittwen-  u.  WaitK-nkas&^n  d.  Elem.iehnr».  in  Haiern  A.  1.  1ST6  13*35  M.  M. 
Etat  d.  Ausjr.  f.  Ereieh.  u.  Bildung.  Raden  A.  1882  2-67  M.  M.  West-Oosterr. 
A.  f.  l'^^2  t.  Onteir.  im  CuU.min.  9'98  M.  fl.  Frankreich  A.  1863  f.  Bimmtt. 
Aufw.  f.  Unterr.  u.  wissensch.  Zweck--  1:j4*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezüglichen  Kosten,  besonders  für  das 
bcbolwesen,  am  Zweckmä^sigsten  erfolgt ,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Scholen  nnd  sonstigen  hierfaergehtfrigen  Verwendnngs- 
zwecke  zn  nnterscheidetti  dann  aber  ancb  auf  die  Einrichtang  der 
Staats-  und  CommaDalfinanzen,  speoieil  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidnng  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebflbren  (Schulgeldern)  wohl  itlr  alle  Arten 
Schulen  aligemeiu  ^eicchtfertigt  und  lueiätens  zweckiuiUsig.  (Fin.II. 

Die  Haiiptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind: 
1.  Die  tUr  die  pei Htige  Bildung  dienenden  8 c h n  1  c n  oder 
Anstalten  für  den  .1  ugend  unter  riebt,  welche  hier  auch  für  die 
iinanzvvirtbschat'tliche  Betrachtung  iu  Volks-  und  Berufs- 
schulen zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 
Volks*  (£iementar-)Sebalen.  Nach  der  modernen  AaffassuBg, 
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wdehe  im  Prineip  der  Allgemeinen Sehnlp flicht,  als  einer 
staatabttrgerliehen  Pflicht,  ihren  folgeriehtigen  und  dentliehBten 
Attsdraek  findet,  liegt  hier  ^e  nnsweifelhafle  Aufgabe  znr  £r- 
richtang  Öffentlicher  Volksschnlen  wesentlioh  mit  öffent- 
lichen Mitteln  Yor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondere der  deutschen;  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Or  ts^  cm i' i  11  (1  e  11  die  niicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  Uber 
die  etwaigeu  Zuscbüsse  aus  Stiftungsvermögen ,  Kirchenverniögeu 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Genieindefonds,  theils 
deu  aligemeineD,  theils  etwa  den  Erträgen  bcBonderer  Hcliulisteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  nothwendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserang 
der  Schulgebftnde»  der  Iftngeren  Schuhteit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Qrti^meinden  (oder  et- 
waige Schulflodetiiten  in  der  GemeindCi  Gemeinschaften  der 
Familienväter  n.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schvrieriger  geworden, 
w&hrend  die  Erhöhung  des  Schnlgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich  -  recht- 
lichen BeHtimuiuügen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgcldes  verlangt  und  mehrfach  (hircbgefUbrt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksscliule  und  selbst 
boi  güsetzlichem  Schulzwaug  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuschuss  aus 
Öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemdnden,  besonders 
die  ttrmereui  yermOgen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschriUikten  wirtbsehafyiehen  und  finanziellen 
LeistnngsflUiigkeity  theihi  auch  wegen  der  nnzureiohenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirtbschaftliohen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Oewerbefreiheit  n.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgcrliclic  licchlc)  ausserdem  übeibaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Consequenz  der 
.Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtuugen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegeinvilrtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  augemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und  dem  Staate  aufzubürden.    Die  Übliche  Einrichtung  der 
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Besteuerung,  nenilich  das  Vorwahen  oder  selbst  der  nahezu 
avBsohliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbrauchsteoem  fUr  das 
Staatssteaersystem  spricht  daneben  so  Owisten  dieser  MassregeL 

Dor  Hodftlitfiteii  der  Honbfkülran;  bieton  eieh  aladiDn  mcbnire,  z.  B.  di»j««Mr«*, 

dass  man  eirt  gewisses  Miiiimam  tk-r  L' istan.--«  n  von  «lor  Gouiciudc  v  r'iitL-t  und 
den  darüber  hinausp'beiideii  Betrag  aus  Staatsfonds  zuscbiitsstt  vobcl  mau  wieder 
verschieden  Ton^eheii  katm,  etw»  nach  Mass^ral^e  des  abBoInteu  Äifvand«  fftr  die» 
Scliul«-  oder  fUr  den  Kopf  der  SchQlor  o<ler  für  den  Kopf  dur  EHnwoliuer  oder  nach 
dem  Quote  II  Tcrhaltniss  des  commiinaleii  Srlmlaufwantls  znm  iresanimten  Commiinal- 
aufwand  oder  nach  MasbgalM;  der  Quote,  um  welche  <li«!  wirkliche  directe  lksteu<>ruiiK 
zm  Decltunir  des  Sckulanfwands  erhöht  werdeu  muss,  bez.  ohne  SlasbzaschlMe  musst«'. 
Oder  niaim  kann  umf^ckehil,  in  Anlehnung  an,  a1)'r  mit  Moflification  il<'S  (jerst- 
fel dt' scheu  jodcnfalls  wohldurchdachten  uud  ernstlicher  Erwägung  werthen,  wenngleich 
auch  nedenkcn  iiietendeu  Vorschlags,  ein  Minimum  der  8taat8leistun>;en  fur  Volhs- 
scbulen  fi-ststellen  und  diesen  B^  trajif,  z.  H.  1  M.  per  Kopf  der  OrtsIx-FOlkerung  aus 
R.  iflisfonds  rlt  11  (loiiirinden  zuführen  ((terstfeld,  Städtefin.  be^.  S. '»0  ff.).  Oder  man 
kauu  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrlach  geschieht,  von  lall  zu  i:ali  an  ^IxKlurf- 
tiirc  Gemeinden**  StsnIazaschQssc  leisten,  aus  Staatamittoln  das  fratfrusteUte  Hinitnnm 
der  T.ehrergeliaU»'  eruaiiz<-n.  speci'  ll  dir  Pcnsion-laijt  uan/.  odiT  theilweise  auf  den 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategorieen  von  Ausgaben  (peradniicben.  besonders  Be- 
soldunsren, sacldichen,  üehiludc)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  ander<>  ron 
defOeiii'  iml'!  tragen  lassx-n  o<l.  i  l>eiden  V«Ti)flichteten  gewisse  (Juoi' n  auflegen.  Jede 
tliesi  T  Mü>lalitäten  hat  ihre  Vor/Uge  uiul  ihr''  Nachtheile.  Die  Kutscheidune  wird 
wesentlich  nach  den  rielseitigeu  rcrscbiedenen  concreten  Verhaltiusäeu  zu  tretieu  sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Kosten  des  YolfaischnlwcsettS,  beson- 
ders fitr  die  Schullebrersi  minare  und  fiir  «Iii-  Schulaufsi  cht  ^ill>l  wohl  am 
Besten  trau/  vom  Staate  zu  übernehmen,  wie  das  iM  /.tiglich  der  ersteren  in  der  Kegel 
geschehen  ist.  Wir  die  Verl)eMening  der  frnher  u.  bis  in  die  neuere  u.  neueste  Zt^t 
oft  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Yolksschiülehrer  iu  den  Städten  u.  suf  dem 
T,aiiii  '  ist  in  Deutschland  in  tli  n  Ic  t/ton  Jahr/<'hnten  viel  ges<  Ii-  h  >i .  auch  mit  ans 
Staatsmitteln.  Al>er  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereiiikumm«m ,  b<<s.  auf 
dem  Lande,  ganz  nnzoreicbettd,  oft  Irnnm  so  lioch  ab  der  f  emcine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwiinh'u' rn,  se  iner  Stelinn l-^  und  damit  auch  s.  iuem  Erfolg''  schaM.  nd  n 
Nebenerwerb  gezwun<re'n,  an  den  „Reibetisch"  bei  den  Bauern  an^rewiesen  Q.  dgL  m. 
(In  Hannover  lebten  i834  noch  396  Lehrer  mit  vom  Beihetisch). 

Uclicr  Treussen  s.  Ztschr.  d.  Statist.  Kur.  v.  En^'^cl,  1SS9,  S.  99  C,  Iii  ff., 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  S.  20  ff.,  woraus  Daten  in  vor.  Aufl. 

dieses  B.  S.  2b7.  Genanntes  Ei-gauz.h.  XUl  S.  4S  IL  u.  JL  (von  Petersilie)  S.  XIII  fll 
Im  J.  1821  war  das  DDrchBc1in.einkonuneu  der  Stadtschnlstellen^Caber  incl.  dama- 
liger Burper-,  Mittel-  u.  Realv  hui- n^  6HS  M.  (Iiei  122  unter  150,  bei  493  150— 8tH». 
bei  I43G  300^600  U.),  der  L an d sch u  1  stellen  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  30 
—60  bei  »57,  60—120  bei  22S7,  120-lSO  bei  2826!)  Diese  Sätze  stiegen  bis  1861, 
1871,  IMS  f.  Elem.-sclnlen  iu  d.  Sttdtcn  auf  846— 10^7  —  1430  M.  (Berlin  alloUi: 
1249  —  1583—2003  M.),  auf  dem  Lande  auf  54N-  701  954  M.  ^Staat  im  vor- 
06  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staato  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbesold,  im 
Dehflchn.  1871  in  d.  Stidten  1080,  1878  1441,  stif  d.  Lande  705  a.  «S5,  im  BchackL 
üb- rhaupt  792  u.  1122  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  th. 
durch  Staatszuschiisse  ermöglicht,  bes.  in  iL  kleineren  Städten  u.  auf  d.  LAndc  [im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstclleneinkommcn  187S  in  d.  Städten  d.  Schulgeld 
25*02,  Schulvermögcnscrtrag  3*75,  üemeinde-,  Gutsherrl.  u.  Patronatsleistungen  65  67, 
Sta:lt^nlitteI     rwi,  auf  dein  Lande  bez.  lO'SO  —  19-07  —  4f)-.'J9  —  17-74.  und 

im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20*58  —  12  02  —  55*26  —  12  147« (Peter- 
silie, EigJl.  X  S.  Xni>.  Dar  Dclisdin.-Roheir«h«lt  emorit.  VoUtsschoUehinr  war 
IS7s  5M4  M.,  wovon  bes.  auf  dem  L:inde  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22  2h'^\^,  noch 
durch  Al>gabe  des  Dicnslnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrer- 
Wittweui>ension  ist  jeUt  250  M.  Auch  hierfür  (1SS:1/S4  L  (i.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Huhegehalte  dor  Lehrer  (lsS3/s4  T'>(i.O()i)  }»{.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende  Zu- 
BchOsse.  Keiches  weileifls  stat.  Uetaü  in  d.  gen.  2  neuon  amtL  slatiatisclMa  FoUt« 
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cationen.    Das  allgciueiuc  ünterrichtsgeaeU   wie  ein  beauiidercs  Schuldutaiionsgcsiitz 
steht  noch  aus.   £a  sind  abei  in  der  gttostigeu  FinaiuUge  der  leUtai  Jahre  sehr  er- 
hebl.  SommeD  f.  Yolkascliiilen  nntar  me  fentdanernden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1S74  1816,  1875  17'4S,  1876  18-32  Mill.  M.,  wovoa  8p6Ci«ll  fikr  die 
Schulen  10-42,  13  G1,  l.t  77.  f.  d.  S.  minare  n.  dgl.  2  23,  3  ;<l>,  410  Mill.  M.  Im 
£t.  f.  Iää3ib4  stehen  an  Ausg.  f.  >euiinare  4*49(^  000  M.,  f.  Präparandenaostaiteu 
626,000,  f.  Elen-sdralea  15,227,000,  wofon  f.  Schnlaii&ieht  1«472,000,  f.  Lebror- 
liesolcJ.  u.  Zuschüsse  12,151,000  M..  f.  Schulbauten  oOi)  000  M.    Beispiel  eines  treff- 
lichen Schulgesetzes  das  Bad  Ische  schon  v.  b.  Marz  IbiOS;  Tit.  V.  vom  Liukomiuen 
der  Lehrer:  4  Ortsclassen,  (iemeiaden  bis  300,  501—1500,  ISOl— SOOO,  aber  :t000 
Eiuv.  Hauptlehrcr  MiniaalfelnU  (in  Geld,  Naturalien  oder  festen  Nutzungen)  hienach 
o50,  375.  400,  450  fl. ;  wenn  an  einer  Volk-^'^' hnle  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  hat 
der  erste  5ü,  wenn  3,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zireito  100,  def  dritte  50  II.  mehr;  anseerdem  stets  freie  Wohnunir, 
ferner  A:ith-  il  am  Schulgeld,  dtS  in  der  niedersten  Ortsclasse  mit  50,  in  den  drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personal/ulagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  r.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Classen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgoldantheil  650  fl.  nicht  Ubersteigt.  Schul- 
gehilfen als  Unter-  und  Holfslehrer:  heizbare,  möbl.  Stube  und  im  Min.  2Hr>  in 
den  2  untersten,  290  il.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  iu  Städten  Uber  GOOO  Kiuvv. 
915  fl.  S.  Titel  YI  ttber  die  Bestreltang  des  Aufwands  ftu  die  Yollnscbiilen.  Was 
durch  Schttlfonds,  Dotationen,  gesetzt.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.   So  im  Jahre  iS71  A.  178,000  fl.  Staatsboitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30*000  fl.  Personalzulagen,  A.  far  1S76:  rcsp. 
246,000  u.  64,000  M.,  überhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksscholen  541,000.  Ueber 
Ruhegehalee.  Versorg,  d.  Wittwen  u.  Waisen,  s.  Titel  VIL  d,  Ges.  —  Bes.  f.  Lehrcr- 
besoldungen  u.  Pensionen  sind  noch  iu  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zQsohflsse  beim  eemmin.  ElemeDtanchnlveseii  eingetreten,  so  giebt  Wttrtemberg 
76!4,000  M.  Znschuss  an  Genioindcn  u.  f.  d.  Alterszulagen  der  Lehrer.  Die  Seminare 
sind  re<celmässig  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.    In  West-Oesterr.  fiel  v.  einem 
Gesammt-vStaatsaufwand  ?.  9*82  M.  fl.  in  läSO  1*71  auf  die  Volksschulen,  meist  fOr 
Seminare  u.  dgl.,  (1*43  liilL  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulfonds  u.  fUr 
Volks-  u.  Bürgerschtilen  tlberliaupt  •>  }3,0i)0  11.),  spec.  f.  Tirol  35-000  <1        Da^  in 
d.  preuss.  Verfaas.  anerkannte  Priucip  der  Schulgoldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  Ibeilwelse  dorehgelUdiTt  worden  (so  in  Berlin).  Dagegen  bat  FrankreiGh  dasselbe 
jüntrst  (18S1)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Sfaat^jcasse  Ubcrnoinmen.    Dies  hat  eine  bo- 
deuteude  Steigerung  des  staatl.  Unterhchtsbudgets  bediugt.    Auch  in  ürossbritan- 
nien,  wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.    1861 — 62  war  die  Staatsausgil^e  lür  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803-784  I,.  für  öllcntl.  Anstalten  fur  Erziehung,  meist  fUr 
Schulhönser*  Lehrerbesold.,  Lehrerbildungsanstalt.,  überhaupt  grossentheils  i'ur  Elemen- 
tanuiterricht   1881/82  wurden  ftir  OfTenfl.  Unterr.  (ohne  UnIren.)  S'85  MiU.  Pfd. 
verausgabt.    S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  Bau  §.  80  u.  vor.  Aufl.  dieses  Ilands 
S.  285  fl.    Ein  genaueres  Eingehen  auch  auf  die  finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und  die  bezügliche  neuere  Gesetzgebung   muss  bei    dem    engen  Zusammenhang 
mit  den  sonstigen  administrativen  Fragen  der  Schulrenraltung  der  Inneren  Ver< 
waltnngslehre  vorbehalten  ijleiben.    Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein  in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben  den  Gemeinden  mehr  und  mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volkaseholwesen  eintritt,  mittelbar  oder  anmltielbar.   Gorst feldt  (Goond's 
Jahrb.  B,  41.  Tab.  6  fl".)  berechnet  f.  Preussen  den  absoL  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Oultus  (incl.  Medir.wesen)  f.  1821  auf  6  MiU.  M.,  1832  7,467.000.  1841 
9,087,000.  1851  11,321,000,  lJ>61  12,886,000.  1873  38,525.000,  18*»8  60,4*^5,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55  —  57 — 61-  »m  — 70  — 160 — 216  u.  in  •/• 
ordentl.  Nett«  rui--.  f.  Milit.  u.  Ciniverwalt  bez.  4-7  — 5-8 —6-1 —5-5— 1-7— t'.  s  — 
89.   Für  Vuiksuatcrr,  allein  berechnet  er  um  1882  (eb.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20,489,000,  Gemeinden  v.  s.  w.  89,841,000,  sm.  109J80,000  M.^  f.  Gross- 
lirit.  ebenso  77*04^ — 2H  tß  (Localverwalt.  -   vrohl  zu  niedrig  angesetzt?  — )  — 
*\fi»2  M.  IL,  L  Frankreich  51*70— -6ä'!»3  (DeparU  u.  Geneinden)  —  120*59  M.  M. 
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b)  Das  Berufs  Schulwesen,  mit  seine»  drei  IlaiiptgebieteD, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftlichen,  des  wirthschaft- 
licben  und  des  künstlerischen,  uad  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schalen  für  die  Vorbildung  und  fUr  die  Fachbil- 
dung znm  Beruf  ist  in  finanzieller  HinBicbt  gewöhnlieh 
Bcbon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  llbemommen  als 
das  Volkssehnlwesen,  soweit  nieht  Scbulgeldery  GoUegiengeld  und 
das  oft  nIeht  nnbedetitende  Stiftungsvermögen  n.  dgl  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  fttr  die 
finanzielle  Seite  zn  beachten,  dass  das  gelehrte  Sefanlwesen  im 
Ganzen  das  altere  ist,  das  wirthschaftliehe  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstscbulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Ang:elegenheit, 
'  meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört,  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdieuer  (höherer  Art)  in  der 
Kegel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  binderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  fiblichen  Schulgelds  Uber  ein  gewisses  Mnass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigenes  oder  Stiftungsrermögen  fundirt  Wo  dessen  Erträge 
nieht  gentigten  oder  wo  sie  fehlten ,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt  Kur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeiitenderc  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstahen  auch  alleiü.  Das  wirthschaftliehe 
Schulwesen  (Realschulen,  S pecial- Berufsschulen,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polyteobnikeii 
Landwirthschafts-,  Forst-,  Berg-,  Bauakadeniieen)  steht  den  Irtci 
essen  der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
auch  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (GrQndungsbeiträge  u.  si  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  seenndär  dafttr  eintreten  musste.  Die  wirthsehaft 
liehen  Speeialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seiuc* 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  ur«' 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  V^il^^ 
wirthsehaft  erkannte.   Dieser  berechtigte  Gesicbtspunct  ist  neuui 
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dings  auch  ^^fters  dem  niederen  wirthsohafUichen  Sehnlweeen 

sn  Gute  gekommen.  Die  UnterhaltuDg  der  niederen  Kunstschulen 
iz.  B.  Zeichensehuleu)  dient  auch  zugleich  wirtbschaltlicheD  Inter- 
essen. Diejenige  der  boheren  l'ür  Malerei,  Bildhauerei,  Baukunst 
ibt  Sache  des  reichen  Mäcenatenthunis,  der  grosseo  blUiieuden 
Städte,  aber  doch  mit  Hecht  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Autgabe  ist  nun  auch  hier  wiedi  i  .  die 
richtige  Vertheiiung  der  Last  zwischen  dem  Staat 
and  den  verschiedenen  Arten  der  Seibstve  rwaltungs- 
kOrper,  besonders,  aber  doch  nicht  anssebiiessiicb  der  Ge- 
meinden, berbeisul'übren.  Mit  der  Nenordnang  dieser  ünanzielien 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  üentsehland  in  neuerer  Zeit 
mehrfaeb  beschHitigti  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kanm 
noeb  erreiebt.  Jedenfalls  darf  niebt  nnr,  sondern  soll  aaeb,  den 
Gesiebtspnneten  riehtigeu  Gebttbrenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  29G) 
dnreb  Beiträge  der  Sebnlbesneber  (Scbnlgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  BerufsschulweseDS  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  koninit. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstutung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Scbulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  uud  da  bei  prenssischen  Gymnasien  geschieht,  vor 
uebnien.  Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittel  schulen 
( Oymuasien),  ähulich  wie  es  oben  l'ttr  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vcrtheilen, 
dabei  aber  auch  eine  M  itbetheilignng  der  Verbände  h ö h  c r c r 
Ordnung,  wie  der  Kreise  nnd  Provinzen  in  £rwägnng  zu  »eben. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilnng 
wird  sieb  naeb  den  eonereten  Verhältnissen  im  einzebien  Staate 
liebten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  Iftsst  sieb 
dafBr  niebt  wobl  anlstellen.  Besonders  wiebtig  —  niobt  nur  nm 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  VeiluUt- 
nissen  wirklich  entsprechenden  „No r m al etat"  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,  wobei  nach  der  Eigenthüni- 
lichkeit  des  Lehrberufs  Normen  uothwendi^  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  £inrückeD  jüngerer  Personen  zu  ermOg' 
liehen).  Die  Staatskasse  mOebte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „Bedttrfnisssnscbttssen" 

A.  Wagner«  PraMi»vw8«BMhifl.  I.  8.  Aufl.  30 
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gegenüber  sti&dtiachen  MittebcholeD  (GymnasieDi  PieoBsen)  passeod 
vorgehen. 

Das  eigenUiehe  Hoohscbnlwesen,  Unirersittten  nnd  Poly- 
teefaniken  n.  dgl.,  wird  bei  dem  bier  mit  spielenden  allgemeinen 

iDteresse  des  Volks  uud  dem  besonderen  Interesse  des  öffentlichen, 
zumal  des  IStaatsdiensts  wohl  mit  Recht  in  der  Regel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  nittssen.  I>ocb  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  ieistunfrsfähigen  Oommunalverbänden  hlichster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  iiiul  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Cultur,  der  Bevölkeruiigsdichtigkeit,  der 
wirtbscbat'tlicben  Bedttrtuisse  auch  bier  eine  Mitbetheiligung 
der  Provinzen  an  der  Tragnng  dieser  Lasten  an  erwägen  sein. 
Mit  RflelLsicbt  darauf,  dass  ferner  das  Uocbsebnlwcsen  doch  neben 
den  allgememen  die  besonderen  Interessen  der  wohlbabenderen 
Gkissen  speeiell  mit  befriedigt,  w&re  wobl  ancb  die  Aufbringung 
der  Staats-  nnd  Commnnalbe^trilge  in  boberem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zn  snsobieben,  nemlieh  in  der  Form  von  bOfaeren  oder 
besonderen  Stenern  ad  boe  fUr  grösseres  nnd  fttr  fbndirtes  Ein- 
kommen. 

StatbtisclK»  über  Prevssen  «uok  t  d.  höhere  Scliiilve»»  (Mittelsehnlon. 

Gyioiiaiticii  u.  s.  w.)  in  den  g:enanntoii  inUcTfU  amtlichen  coiumunaltinan/^tat. 
PtiMicntioficn,  bes.  Erir.heft  VI  (v^nlssere  Stiulte).  Vs;-!.  aucli  oben  §.  ''-^  ff  Frtr 
vtwnf>  tniherc  Zeit  gicbt  noch  folfrende  Ucl>cräiclu  auä  d.  vor.  Aufl.  uiiu-u  iüubiidi. 

In  PrensHen  (alten  Ontfani!^)  ko<!fi^teii 

oiir  Kl..      Uoh.    Koal>M>h.    Heslsili.    Hoff.      Ooff.  rniv<«rs. 
moiiUix'li.    Kflr-    2.  Ord.     1.  iird.    I'ti»-    (tvmji.  lOiU  iiu4. 

iMi^— 641).    lt<(H       lim         lim      X»lii  16^4 

Im  (ian/cn  Tauseoa  Tlialer         IIHMO     89       86      461     105   l'SSS  1*492 

pr.  1  Schule   418  4435    7152     9414    9746  12*638149  200 

|>r.  1  Schüler    .  ,    „  c.  3't»     45       2«        itU      4S       4d  c.  2a7 


davon  7«  vod: 
Staat  a.  nnmittpIW. 

Fonds  .... 
Staat  a.  mittelbaren 

londs  .... 
StiiiJtgemeinden  .  . 
Kirch,  u.  nicht  unter 


l 


8*5 


Staalmwiltsteli.         j  | 


U.11      14S      2til    14*04    14.02  ilt» 

1-56    0*46     4*52   m\  — 
30-22  34*92   29*36  26*01   10*23  ^ 


Stiftiiiiffvn  ...         J  {  5*45      A  'M     1*15     i  (\2     :mi  1:^1 

Sehuigeld  ....  22  i*   47-71     52-77    62*»ti   3b-53   4242  ^21) 

Uobrigens  (?).  auch 

eigenes  VeimöfFen  .  —     1.V51      5.01     4*06   18'2t»    17*91  27*0 

IJoi  -Ii  !  rh  t-^.  oll  Ii'  EiiuvchüUDii^  des  ('ollciri'iiirelJös  (bei  Schulgeld  Iii' i  ..Kiiiiiahme 
aus  eig.  Erwerb**:  wohl  Uebtkhren).  Um  lb7U  Hctrag  der  llormal;; ehalte  der  (iy^m- 
nasiaUehrsr  nach  8  Ortsclaoseii  Direotorcn  bis  1800«  1600  «.  1400,  ofdentl.  Lehrer 
«iOO— 130U.  500— 115«>,  500—1000  Thlr.,  x  En^^;!.  Zeitschr.  1869,  S.  202,  20(1,  19'.». 
D'  tails  in  Mxishackc*:s  Schulkalender.  Na-b  'iiM  r  neuen'n  Stati^til  (Jahrb.  d.  amtl. 
Statii>tik  IV,  2.  Abth.,  S.  114)  i^  dur  AutwauU  l.  d.  höheren  Lehnin;>talten  und 
Uuivcpdit  iton  in  Preuasen  folgendermasson  }?u«tut^«*n  (in  1000  Thlr.^  fanzvr  Staat  incl. 
neue  Provin/.i!n. 
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Bürger- 

Real 

Qymaasiea 

uiüversitäten. 

schulen. 

schalüo. 

und  Prognrmn. 

1874 

18b9 

1874 

1869 

J874 

1876 

Snnuiui    .  .  • 

.  401 

040 

801 

1584 

3016 

4584 

2257 

wovon  aus 

Staatsfonds    .  . 

22 

42 

14 

95 

480 

1134 

1G41 

Stiftangen     .  . 

4 

0 

11 

11 

264 

228 

449 

Andere  Quellen . 

874 

592 

776 

1477 

22T2 

3222 

107 

Im  preuss. 

Et.  f.  1888/84  wird 

im  Ganzen  die 

Summe 

T.  4,681.000  M.  f. 

„liölicro  Ltihran;italteu"  (ohne  Unifciä.  u.  tecbn.  Aust)  ausj^oworfeu  u.  daUd  uukr> 
schieden:  1)  Zfthlimfea  vemOge  rech  14.  Verplliclit.  an  benannte  Anstnlfen  iL  Konds 

(•J2!.ooi>  M.).  —  ■-'  ZuHchusse  f.  d.v.  Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  H)  ZuächUtee  f.  d.  ¥.  Staate  u.  y.  anderen  gemciuschaltl.  zu 
halfenden  Anstalten  (65,400  M.)  —  4)  ZnachUsse  r.  d.  r.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, a)»er  v.  Staate  zu  nntersttttsendon  Anstalten  (961^0  M.).  D&e 
ßc!<t  C^ifsUOO  M.)  entli'ült  u.  a.  Summen  f.  v  -  rschicd.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllunsr 
dcä  Nuimaletati  der  Gymnasien  v.  1872  ^(iö;7üU  M.),  Zuschüsse  £  hühure  TOciiter- 
flchnlen  (100,000  M.K  Im  Ganzen  erfdebt  sich  fOr  die  mit  Staatnaitteln  dotiiten  oder 
unterstützten  467  höheren  Schulen  (nn  ist  Gymnas.  u.  Pro?rynuias.)  _-  s  i  wüTtif^  (1883) 
ein  Bedarf  v.  25,519,000  M.  (davon  f.  Besold.  der  Dircctoren  2,2>)y,0ü0.  der  Lehrer 
16,415,000,/u  Kcmnneratlonen  f.Dntorr.  l,258,000,zu  Wohn.geld.znsdi08sen  1,323,000  — 
iiuch  nicht  Iji  i  aUeu  städt.  Gymnasien  frevfthrt,  —  ZU  sacbl.  Atia^.  u.  Verwaltkostea 
4,234,000  M.  Dii  ser  Bedarf  wird  j^edeckt:  aus  eij^enem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.^ 
12,091,000  M.  oder  47-37o,  aus  eij^euem  Vermögen  1.746,000  M.  oder  6*8%,  aus 
Stiflungs-  nnd  andren  Fonds  708«000 IL  oder  2' TV«,  an«  gewiraen  Specidfonds  548,000 
oder2*lVüi  aus  städt.  Fonds  0,092,000  M.  oder  23't>*"u,  aus H  .  d  ü  rfnisszusc  h  a  ssen" 
des  Staats  4,134,000,  oder  16-2Vo>  aus  Staatsmitteln  nach  rcchtl.  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  0*9*/o.  Nach  dem  in  den  Staats grymnasien  schon  langer,  in  d. 
Stadt  jetzt  meist  «ach  durcbtr'  führten  „Normalutat**  v.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  n.  gleicbgestt  llten  höheren  ünf<Tr  «nst  aucli  Ki-alsch.  I.  Ordn.'i  di.-  Gehalte 
der  Directoa'U  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  ÖU.UUU  Liuw.  5100—6000,  i.  D.  Ö6ö0  M., 
in  and.  Orten  4600--5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nnr  750  M.  mehr  als  d.  DntchsehiL- 
gehait  def  Land-  n.  Amtsrichter  jetzt  beträizt).  der  ordentl.  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  i.  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgeld 
der  Cl.  in  (in  Bert.  900,  sonst  720—660—540—480—420—360  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  RLchtem  1  .Inst,  ist  wohl  zu  verlangen.  —  In  West-Oesterr.  trägt 
1880  die  Staatskasse  f.  d.  staatlichen  „Mittelschulen'*  ((Jymii.  u.  Realsch.) 
3,978,000  fl.  bei,  davon  f.  d.  Gymnasien  2.766,000  iL  Dieselben  haben  ausserdem 
ans  Schulgeld  n.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  8tifler),  aach  eig.  VermOfen  556,000  f. 
Einn,  — In  Frankreich  sind  die  Aasg-.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  ('ommanal- 
coUeges)  in  1876  c  76  Mill.  fr.,  wovon  d.  Schulg^d  65-6,  d.  Staat  5  07,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4*28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  8.  674). 

Db  preussischcii  Uuivorsitäten  haben  1883/94  einen  Etat r.  8,1 0.'iJ  i  o  M., 
wovon  ans  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiirer  f.  allf  Univers,  gemeins.  1  onds 
6.130,000),  aus  Stiftungs-  u.  dgL  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapitalzinü.  u.  Grundst.-. 
fereniteo  481,060,  ans  eigenem  Erwerb  (divene  Gebttliren  etc.,  nicht  GoUegieng<:ld) 
762,000  M.  Davon  f.  Ucsold.  der  Lehrer  3,057,000,  Wohn.-.  Id  450,000,  Insütute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  (Jonricte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (aoch  Bau- 
kosten) 462,000  M. 

Im  Einiobien  war  d.  Etat  1883/84. 


Summe 

dav.  aus 

Summe 

dav.  aus 

Mark 

Staatsf. 

Staatsf. 

1548  Fretborg  (1876)  . 

.  .  Made 

? 

197 

.  904 

770   München  (1870)  . 

■  fl. 

208 

84 

.  747 

698    Wurzburg  „ 

•  •  «» 

345 

78 

Halle  .... 

.  890 

513  Erlangen 

•  •  « 

171 

124 

Königsberg    .  , 

,  848 

759    Wiou       (1880)  . 

.  *  M  Oid. 

766 

Gröss- 

Greifswald     .  . 

.  517 

141  Prag 

454 

ten- 

Munster  (Akad.)  . 

.  175 

115   Gratz  „ 

■   •  «  « 

261 

theihi- 

Gottingen  .  .  . 

.  954 

296  Tnnsbmck  „ 

202 

nns 

80» 
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Marbmur    •  •  .   .  ÖU        478   Krakau     (1880)  .   .    11.  Ord.   216  der 

Kill   661        507    LerolKTc:    153  Staats- 

Braiiiiäbi'ix  *Lyr.i   .     41  20    (V.»'niowit/.  ,       y5  ka*>e. 

H*  iJcllKr-  .      V         496    Dorpat  Kbl.(1870)209  209 

DU'  Aubj^abi-  u,  Eiiiiiahmc  hil.inc  ir.  ii  ri'ifi  lin.iü>i':.  Nur  hei  Würzburjr  is>f  tli<  Aus- 
Kab«  blo>-^  2^^9,000  d.,  die  ZaJbl  in  der  Uubursiclit  betrifft  diu  £iuu.  (Baitxn:  Sutti:»tü 
d.  Unterr.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fromdt^n  Uniirors.  haben  t.  R.  Land  vnd 
Upsala  in  Schw«  dt  n,  Oxford  (174,lHHi  L.  Eiiikommt  n  .  in-^i  liliesslich  d«'r  (lolb-sri-s), 
l'ambridgi-  1 1 33,000  L.  St3  b«}il<»nt(»iid(!  eigene  Einkllnfte.  In  Dcutsrhlaofi  sittd  lotzterc 
mitunter  vom  Suatt».  eiugtiiagea,  die  heutige  Staata^dotatioa  erlulgt  thcüwei^c  au^  diesem 
Titel  (z.  B.  ]  S70  bei  Freiburg  1  .'(.564  fl.  Staabixuschuss  fUr  entzogene  Geillie.  50.496  fi. 
«•iu'i^ntliolier  StaatszuschussV  —  Ueber  der»  Hetrag  des  CoUegiengeids .  d.  r  Dortorge- 
buliren  u.  s.  w.  tehlen  Angaben  £ast  durchaus.  Um  m  dankeosverther  sind  die  Mit- 
theiliinKen  in  dem  gen.  Werke  Ober  die  bnior.  Untarriclttdstat.  S.  39  n.  XIX.  I>ie 
••ini^.  /ahlt'  ri  Collr  jri.'ngelder  betrugen  l>69/70  in  München  45.900.  Wür/.liiir<:  T.',!  )'». 
Erlangen  10.200.  i.  (i.  94.60(>  fl  .  ls71'T2  nsp.  5.'J,900,  41.700.  lis.20ü,  ll;I,^OU  ti. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  1  acult.).  Im  Duichücbnitt  v.  1869/70 — 71/72  war  ilas 
GoUei^Mcimeld  97.000  fl.  oder  IS^u  dos  (iesammtbeCn^B  der  Kosten  des  Universität^ 
Unterrichts  v.  744,000  tl.  in  1S71.  Allenlinp»  lietnisr**»  dir  voilständ.  Hefreiung*Mi  2»», 
die  tUeilveisea  25,  iua.  457«  Studenten.  Ebendaselbüt  Berecboaogea  de!«  Wurth:« 
der  Sunmliuifen  und  Analslten  der  OniTwdttten.  Aeltero  NacbiicbtMi  Aber  pno». 
Oaiversitäten  >.  I)i>-terici,  gescb.  und  stfttlst  Nachrichten  Ober  die  UftivenititMi 
im  prouss.  Staat,  Berlin  18.S0. 

Kur  d.  techu.  Hochschule  in  Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
^taat  aus  Slantflfonds  in  188.H/S4  l'ur  (i.  iialt.  alh  in  224,000.  für  die  in  Hannover 
14M00M.  West-Oesterr.  1.  t  t  .lni.  HodiHchuJen  im  Ürdtn,  l»8U;  71U,OüO  II. 
Baden  1'.  d.  polytecbn.  Schule  15:i,000  M. 

Die  Ausgmben  für  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Linder  laaaen  Dicht  immer 
eine  uniriitfell)air'  Venrlei<  linriL;  mit  den  bezUürlichen  \iis<rabon  in  Deutschland  zu. 
weil  die  ( Ipj-anisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Krank  reich.  A.  der  Aus^^.  des 
Staats  ftir  Issl:  f.  d.  süuiuitl.  Kacultäten  9*.')5  M.  Kr.  (/üIIi  kc  de  Krance  (fiir  einen 
i^rosseri  Theil  der  Kftcher  d.  deatschen  philosuphischen  Kacultkten ,  NatunrissenschaHt, 
Math.'iHatik.  Philologie,  class.  u.  moderne)  IfiO.ilOO  Kr.  Museum  der  Natiirre>«  lii<  hl«« 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  (irossbritanuien  1861/62  Zuschuss  des  Staat» 
für  d.  UniTersitXlen  zu  London,  Dublin,  d.  achott  23,010  L.,  (1S81  41,000  Pf.).  Berg^ 
bau<chul'-  iiimI  m  nln-ische  Anstalt  17. 1^'»,  <itrentliche  Anstalten  fUr  Er/.ieliiinjc  in  Irland 
2^.'>.377  L.  S.  auch  X.  Heer  u.  I".  Hochegge r,  Kortschritte  des  Unterrichtsiresens 
in  d.  (jultursiaaten  Europas.  1867  Ii'.  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Konstbildung: 
Al>ad.  der  Kunste  zu  Berlin  I  s>S/84  StaiUsziischuss  .'tMi.OOO  M.,  Kunstakademien  zu 
KfinisTsberg.  Düsseldorf.  t'a>!>i!l  und  Hanau  ts.').()Ot»  M.  Dotation  d.  Doutscben  IJeirhs 
f.  d.  archäolug.  Institut  zu  Korn  u.  Athen  in  l!>76  9ä,000  M.  —  Akail.  d.  bild.  kiinstu 
in  Wien  IStlO  1 14,000  fl. 

2.  AiiBgabeii  für  die  Beförderang  wissensebafilicher 
Bildung  ttberfaanpt 

Bibliotheken,  natanriasenechaftliche,  ealtnrhislorische  a.  dgl.  Sammlonfen. 

boUriis'-be  (Järten,  (iewerbemus''' n  u.  s.  w.,  gel<;hrt>'  (ie>ellschafton  .VkademieenV 
Beispiele:  I*reusscn,  Et.  1.  l8*>.'l/84  StaatszuschüSM!  Berliner  Akad.  d. 
\\  i-ens«  h.  201.000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  2.>2.000  M.,  fJeodät.  Institut  in  Berlin 
l(»s.noo  M.,  astrophys.  nb-.ervatorium  bei  Potsdam  69,000  M.  —  Krankreich.  I88l 
Institut  70S.000  Kr  .  Nat.  Bibliothek  641.00i»  n  lusseroi-d.  für  (/atal.v.is.  .')0,U4mh, 
andere  uUcnllicbe  BibÜothokon  u.  s.  w.  :i00,t)uo  >  r.  —  England  1861—62'  Brii. 
MuNOum  101,714  L..  irovon  StaalszaschosM  100.414  L.  ll^Sl/SS  f.  Witt.  n.  Kiiiiflt  I. 
AU>r.  ^62,000  IM  .  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  —  Oesterreich  (West-)  1890  Akad. 
d.  Wissensrh.  t,'  iitto  H  s'f  iaszusrhuss. 

3.  Ausgaben  lür  K  u  n  s  t.  p  f  1 t;  im  Allgeiiieineii.  Neben  deu 
erwähnten  Schulen  iUr  Malerei,  liildhauerei  und  Tookuust  geböreu 
bierhin  Kunotsannulungeu  aller  Art. 
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Kua»tpdeKc.  —  Kirche 


Uierflir  ist  direct  aus  der  Staatskasse  meist  eist  in  neneeter  Zeit  mobr  gu- 

hcheheii.  Dagegen  haben  hier  die  Höfe  and  einzelne  icunstliebende  Kurston  scboii 
länjrer  KtinstHsimmltin'jr**n  u.  s.  w.  an;rele|irt.  welche  dcrn  PuMictun  zur  Bmut/.ung  src- 
öd'nei  waren,  und  auch  noch  jmul  werden  inaucht)  liolausgabcii  für  sülch«;  Zwecke 
Tenraadt.  Neuerdings  hat  man  die  liedcntung  der  Kunst-  und  (Tewer))eniiist;«:n  specieU 
nir  di'  Kntwicklunp:  der  Kunstindustrie  immer  mehr  ("knnriT  und  daher  auch  im 
wirtbbchat'tUchen  lutere8»e  solche  Museen  K^grOudet  und  starker  mit  Staatsibuds  au»- 
gestottet 

B<  i  1  i  le:  Preusson.  Staatszu-chiiss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1S7Ü  (>!»,5S0  Thir., 
1875  201,U00  Tbir..  1SS3/&4  Tril.OiX)  M..  ausscrdm  f.  d.  Nationalgal!.  in  1H76 
llKÜOü  Thlr.  in  1SS3/84  88.000  M.  (im  Urdin.).  l  ur  üouöI.  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ansgmbeii,  auch  durch  aussei^ 
or !  H'-will.,  in  den  letzten  Jahren).  Zuschuss  f,  KunstgewerboirMi^fiini  ia  Berlin  i8S«V84 
20^,000  M.  —  Baiera,  Akademie  d.  bild.  Kaum  u.  Kun;itäamml.  18Tü  7U900  fl. 
Siaalsdotatioii,  ansserdein  fUr  FÜege  and  Förderung  d.  Kunst  im  Allgemeint^n  t5«000  0.  — 
Oesterreich  1870,  Akademie  dt  r  hild.  Kunst»;  in  Wion  59.740  fl.,  lS7n  111,000  fl. 
Staatsdotation.  Oesterreich.  Must  um  für  Kunst  und  Industri«^  und  Knnstpewerbeschule 
60.200  fl.,  187«  87,000  fl.  —  1  riiukr.  ich  lüGö:  Conserrat.  lar  Musik  1!»5.000  F.. 
(1881  276,000  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345.000  Fr..  5  kais. 
Theater  1.515,000  (Oper  ^20,000  Theater  1881  1,470.000  Fr/,  für  Kunstwerke 

u.  Yerzieruug  Otlentlichcr  (iebäudc  950,000  Fr.,  187(i  f.  schöne  Kiinste,  Moaeea, 
Theater,  Mnsik  6'69  M.  Fr.  (ISSI  8*26  H.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nattonalmaaeen 
796,000  fr.,  f.  Krhalt.  histor.  Mütaimento  1,550.000.  für  d.  NationalmamifilCtIueil« 
Gobelins,  Si  v  n  >  u  s  w.  897,000  tr.,  f.  Volksconcerte  ä.'^OOO  f r  • 

4.  Die  Kii(  he.  Ob  und  wie  weit  der  .Staat  seihst  den 
Kircbeogesellsühaitcu  SubveDtionen  gewährt,  das  ist  lueistens  <lurch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Becht  entscbiedeDy 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principientrage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Anffa^^sang  des  Ver- 
hlUtnisses  von  Staat  and  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwtssensehalt  die  Entscheidung  zn  geben  hst. 

In  manchen  Ländern,  so  bis  vor  den  jüngstMl  Ereignissen  in  Italien.  S|Minien, 
ferner  in  Grossbritannien.  Schweden  hat  sich  ein  grrosses  Kirch«n?ermögen  rrhaltcn, 
in  anderen  wenigstens  theil  weise.  Wieder  in  anderen  ist  das  Kirchen  vermögen  von^ 
Staate  eingezogen  o.  d.  Unterhalt  der  Geietltcben  o.  s.  v.  auf  Staatefonds  tthernommeti. 
so  in  Frankreich.  A.  für  IS*^."}:  An^jiiilf  f.  d.  gesammk-n  Talfus  M.  Fr. 

In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  Überall  ein  driiiohes  Kirchenveruiögen  zur 
Deckung^  der  Pfarrbeeeldangen  und  der  anderen  Kosten  den  Gottesdiensts  vorbanden, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allsremein es.  Daher  erscheinen  u^ewrihnlich  nur  verhfiltnifls- 
raässig  kleine  Summen  im  Staatsbudget  für  rultnszwet  kr-  Auch  das  Finanzwrsen 
der  KircbeA  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
?on  Staat  und  Kirche  «anctionirt  werden  und  der  Liberalienns  auch  in  der  Kirehe 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  Gel>Uhre  n  wcsen  ist  in  der  protCätanL 
Kirche  Deutschlands  so  schon  jetzt  fa^^t  uuhaltbar  geworden.  Die  Einführung  der 
Civilehü  und  der  eigentlichen,  von  bQrgerlichen  Standesbeamten  geführten  Civilstands- 
regi^ter  (Raichagee.  v.  6.  Febr,  1S75>.  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Tran- 
und  Taufzwangs  verbunden  war,  nöthiffto .  alltn.iliu  dio  kir<  lili<  !i<  ii  Stniircbühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  ililfs<|Uelton  inr  die  Finanzen  der  kirchu 
erSffhet  werden.  Eine  einfache  Erbfthiing  der  Staatstlotatien  (wte  in  Pfenasen  seit 
1^75  w('fj;('n  des  Ausfalls  an  Stoli^ebiihrcn  zur  VtThcs-wriitiu  iIiT  "msseren  der 
iieistlicheti  um  c.  2  Mill.  M.)  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
Uber  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Yolbs-  und  dem  richtig  venrtandenou 
Staatsbedttrfni-^s,  darf  daher  gebilli^,  ja  mosa  Hilter  Dmst&ndi-n.  wie  den  gegenwilttgoi, 
vcrlanirt  wenlt.'n.  Wir  w»;it  von  der  Einräumung  eines  kirchlich'-n  B<'>ti  n.>rnnffb- 
rechis  ^wie  in  Freu^sen  nach  d.  Generalsynodalordoung  v.  Is7f)  §.  11  — 1.'>)  practisch 
Gebmch  gemaeht  wetden  louin,  jat  zweifeUiaft.  I>eim  ein  Besteuerongsrecht  settt  im 


Digitized  by  Google 


470        2-     l'in.bedarf.   2.  K.  Einzelnes.    4.  A.  Kirche  o.  s.  w.  §.  196. 


Grunde  stets  eine  SSwangsmi^UedsclMlIt  totbus,  welche  Jetst  feML  Dto  hraptaidiUciie 

Quelle  der  Einkünfte  werden  dann  freiwillige  Beiträge  sein  müssen.  Aach  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  durften  zu  einer  neuen 
Kegelung  der  Finanzrerhiltnlsse  hindr&ngen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese 
Verhältnisse  wesentlich  kirchenpolitischer  Art  einzagehen*  Beispiele:  Pri'  ussen: 
1883/S4  A.  im  Min.  d.  Geistl.  u.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  eran?.  Kirche  2,537,000  M., 
wov.  f.  d.  Erang.  Oberkirchenrath  146,000,  Consistohcn  1,061,000  M.,  erangel.  Geistl. 
a.  Kirchen  1,880,(100;  £.  d.  kathol.  Kirche  2,682,000  M.,  wor.  t  Biath.  u.  die  z. 
dcns.  gchr.r.  Tnstit.  1.254.000  kath  «  Ansist.  85,000,  Kirchen  n.  (Jelstl.  1.244,000. 
Ausserdem  t.  Colt.  n.  Unterr.  gemeinä.  6*73  M.  M.,  woron  Unterhalt,  der  Kirchen-, 
Plkir-,  KUster-,  SchulgebiQde  auf  Giond  rechtHclier  Verpflichtung  des  Staats  1*78. 
znr  Yerbesscmng  der  Lage  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  3*26  (1874  1*41')  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Cultns  im  Staatsbudget  3-87,  protest  desgl.  I  Sl  M.  M., 
israel.  14,000  M.,  Obrige  Staatsausgaben  fOr  kirchl.  Zwecke  M5  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Caltos  117,000  (wobei  aber  die  dunals  gestrichene  Dotation  für 
den  er/bi.^ch<ifl  Stuhl  in  Freiliorg  von  13,400  fl.  niclit  inbegriffen),  evangol.  naltus 
95,000  M.,  israel.  dsgl  3600  M.,  Somma  Goltos  21d,000  M.  —  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Oultns  Eifoideniiae  d.  Keligionsfbnds  ord.  8*83,  Eztraord.  0*77,  zosammen 
4*60,  Stiftung'-n  u.  Beiträge  für  kath.  Cultos  bez.  0i7,  (V05.  zusaniinen  0-22.  f.  ovang. 
ColtTis  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Caltns  (Dalmat.)  64,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Goltus  417,  0*82,  zus.  5  Mill.  ü.  Durch  Ges.  v.  18.  Miiz  1876  zur  Dnter- 
sttttzuog  kathol.  Geistlicben  600,000  II.  tnelir  (aw  d.  Selig.foiiAi).  Die  gleichseitigen 
Einnahmen  der  Keligionsfonds  sind  veranschlagt  auf  3*89  M.  fk, 

IV«  —  §.  196.  Der  Finanzbedarf  fttr  die  Finansverwal* 
tnng  selbst  eigiebt  sieh  einmal  aas  den  Verwaltnngs- 
und  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthams 
und  den  Erhebnngskosten  der  Stenern  n.  s.  w.  Davon 
war,  soweit  es  sieh  dabei  nm  allgemeine  Verbältnisse  banddt» 
sebon  oben  (§.  170  ff.)  die  Bede.  Weiteres  mnss  für  die  spätere 
Lehre  yon  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  für  die  »Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
für  die  F  i  n  a  n  z  h  e  h  ö  r  d  e  n  u.  s.  w.  selbst.  Soweit  die  Dar- 
Blellung  des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenschal't 
tlbcrhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarf  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buebs  mit  zn  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  anoh  hier 
mit  den  Einnahmen  sosammen  nnd  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprachen. 
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Drittes  Buch« 


Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschafb  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Privaterwerb. 


Erstes  Kapitel. 

iUlgcmoiBC  Betrachtung;  luul  Haupteinthciluug  der 
ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

Hsapteintheiinng  und  foiindi^tae  für  die  weitere  EintheUoiig 

der  ardentliehen  Einnahmen« 

£s  handelt  sich  hier  um  eiuige  zusammeuhängündc  Eiörteraageu  zur  Fustätelloiig 
and  jBefrrttndmig  der  In  der  Theorie  n.  Pnxis  sehvinkonden  Terminologie.  Ds' 
durch  soll  auch  dor  Vennfnininjf  der  historischen.  r<  clitlii  h<;n  und  finanzwissonschaft- 
lich«'n  Bejrrifl«:  »'in  Ziel  ;^csct/t  wenlrn,  zu  «rlcht  ui  Zwecke  ein  näheres  Einjrehen  auf 
die  Streitiragcu  Uher  Be^riffsbestimmunir  und  Classificatton  nothwi;n(li<r  ist.  VsrI.  zur 
Erginznfiif  des  Folgenden  auch  Fin.  II  §.  .329  IT.  Uber  Tetminologisches  in  Betr.  «i  r 
Besteueruns:  Bei  Eau  fehlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Bftr;uh- 
tuog  dieses  (jcgcnstajids,  s.  darober  ^.  S2 — SS,  dann  diu  Einleitungen  zum  Abschnitt 
Mrao  dan  SÜnkUnflen  ans  HoheUnechtea^  (Regalien)  §.  166  bis  171  und  zun  A1»- 
schnitt  TOD  den  Gebflhren  (§.  237—280}«  Einzelnes  nch.  In  §.  247  ff.  vom  Steaoi^ 
wesen. 

f.  —  §.  197.  Bec^riff  und  Qnelle  der  ordentlichen 
Eionabmeu.  Der  Ausdruck  ,,ordentliche  EinDabmea"  (des  Staats, 
wie  der  StaatenTerbiDdangen  und  der  Selbstverwaltuugskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nioht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten itnd  gleichmässigen  Sinne  genommen.  £r  nnterliegt 
aooh  nach  den  Verschiedenheiten  des  Öffentlichen  Finanzreohts  in 
ein  and  demselben  Staate  gesehiehtUch  einigem  Weehael.  Im  All- 
gemeinen yersteht  die  Gegenwart  in  der  Praiis  nnter  den  ordent- 
lichen Einnahmen  diejeuigeu,  welche  anf  Grnnd  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässi^keit  der  Finanzwirtbscbaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  au  diese  Auffassung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren  Zusammenhangs  der  Finanzwirthsebatt  und  ihrer 
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472  B.  Ord.  Kinn.   1.  K.  Im  Allfrem.   1.  A.  EintheiU  §.  197,  198. 

Einnahmen  mit  der  ganzen  Volkswiriliflebaft  bei  der'Begriffn- 
bestimmnng  der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hanptart  der 
Einnahmen  Oberhaupt,  die  nothwendige  Ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  danemde  Periodieität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  fin anz wissen- 
schal 1 1  i  eher  Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bc/.cicbncu 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regcl- 
m 51 8 8 i g e n  W i e d c  r h  0 hl u  \  n  Pe r i o d e  zu  P eri o d c  d a ii e r ii d 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  Demgem'ass  nmss 
in  der  liegel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzel wirthschaften  in  der« 
Voikswirthscbat't  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entspr-" 'liond  !,eiii«;r  A'ift';i*--ung  des  Staats.'-chaldenw'esens  (Fin.  5.  Aus::,  ü, 
4T1  11.)  behandelt  Kau  überhaupt  unter  den  ..EiokUnftea''  nur  die  hier  äoguu. 
ofdenti.  Eaanahneii.  Stein  li«t  die  Untoncheidanf  von  ententl.  tnd  «mseronleiitl. 
Einnahmen  in  dieser  Weise  nicht.  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstiminung'  mit  der  Praxis,  als  wcfren  ihrer  principiellcn  Bedeutung^  für  die  Finanz- 
bedarfsdecknug  fest.  Hc^obrasofl'  nennt  die  urdcutl.  Liuuahuica  diu  ^ourccs  plus 
on  moins  constantes,  in  der  unten  gen.  Abh.  S.  IS.  —  Ceber  den  Beglifl  des  Ein« 
koiüin  TIS  und  di's  \'oIksciiik(jmmcns  siehe jft/f  <ir'!n(ih:ffarig  I.  S1,  Sfi  fT.  Etirass 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  uud  (Iberhaupt  eigeuti.  Kapitalsteuura, 
d.  h.  aolche  Steuern,  welcbe  nicbt  nur  nach  dem  Kapitalirerdi  angele^,  sondern  niis 
den  Kapital  einer  Einzelwirthschafi  reell  entrichtet  werden .  aufzufassen.  Hier  kann 
man  nirht  inimcr  sag^fii.  dass  die  nimlle  der  Stener  das  Volksri n komm en  ist.  Mit- 
unter dient  .■>ulchc  Steuer  nur  als  Mittel  /.u  einer  veränderten  Vertheilung  dub 
Volkarermögens,  speciell  des  NationalkapUnls,  und  wenn  der  Steuerertng  ein- 
fach ?er/ifhrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volksv erm  ögcn  die  St m  r  jn.  I!f  :r  -n-  ti 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt«  da^  „in  der  Kegel"  das  Einkommon  die  (Quelle  dur 
oidend.  Einnahme  sei.  Aoch  jene  ErbechaAs-  n.  Kapitaktevem  sind  jedoch  ordentL 
Einnahuten  unter  der  Voraussetzung  der  regelmässigen  Keproduction  der  von  der 
Finanzwirthschaft  den  Privatwirthschaften  entzogenen  Vermös:en.  W^itures  in  der 
allgem.  Sleuerlehrc,  Fin.  ü,  §.  .KiO  ff.  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Stcucr^uelie).  Die 
Vermögens-  und  Kapitalunterscheidunv'^  vom  rein  ökonomischen  und  historisch •rechl* 
liehen  Standptinctc  ((irundleg.  U  §•  23  ft'.,  27  E)  u.  der  «oc  Stouergeeiditopunct  (o. 
§.  27)  spieh  n  hier  mit. 

II.  v<.  198.  Haupteintheiln  n  dw  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkomiticn ,  weh  hos  die  Quelle 
der  ordentlichen  Kiunahmen  ist ,  von  der  F  i  n  a  n  /.  w  i  r  t  h  tj c h  a f  t 
seihst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verkehrs  oder 
von  anderen  Einzeiwirthsc haften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  swei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  nnterscheiden,  priratwirthsehaft* 
liebe  nnd  staatswirthsehaftliche. 

Zwei  lUuptartcn  unterschied  auch  Rau  §.  S4  11'..  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  'i»'f<»hlene  oder  jpe  fordert  f.  Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregaheu  zu  der  ersten  Art,  §.  wik>  ich  aus  den  unten  entwickelten 
(jiQndea  fiur  unrichtig  halte.  Die  Eintheilnng  Ran's  auch  hei  Pfeiffer,  Staatsein- 
nahmen t  5S  (ohne  Quelienangabe).  Dmpfeabach  §.  22  untencheidet  fast  indei^ 
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seihen  Weise  zwei  lUapterteD  ODter  dem  KameD  meohaniscbe  aud  organische 

Staatseinkommenquclleit ,  verwirft  den  BegriH'  Rc^al  bei  der  £intheilung  (I.  S.  53), 
bildet  aber  unter  dem  Namen  K iscal Vorrecht  einen  ähnlicheu  (S.  58}  und  set2t  die 
Einnahnen  ans  letzteren  unter  Yernaclü&ssignng  des  bei  den  vichtigsten  ramal  deut- 
lich mit  hervortretenden  SteoeidianGlers  (Salzvorrecht,  Tabakvorrochtl  dennoch  unter 
die  inorhartischen  £inkommenqnc!Ien.  Bergios,'  Finanzwiss.  S.  71  stellt  ü  Haupt- 
arten, Kcgalien  (incl.  Gebdlireu),  Domänen,  Stenern  auf:  ebenso  schon  Jacob,  Fin. 
§.  47«  49,  Malchns  §.  1,  doch  mit  Eiareihnof  der  meisten  Gebtlhren  nnter  die 
indirecten  Stenern  §.  fi.'J  bis  f>5  mu]  mit  rii  htii^<'r  Auffassung  der  MonopoUsiruri';:  von 
Sali  und  Tabak  als  iiesteueningüfurm.  §.  t>u.  Vgl.  auch  J.  G.  Uoffmann,  Ltihrü 
von  den  Steaen,  Berlin  1840,  S.  23  IT.  Stein«  nDanzviiaenscIiaft,  1.  Avflage, 
8.  101  und  2.  Auflage  S.  1.^6  erkennt  drei  FinanzqneUen:  das  wirthschaftliche  Ein- 
kommen des  Staats,  das  wirth^'^liiftüche  Einkommen  des  Einzelnen  und  <lcn  Staats- 
credit  Die  Eintheilung  der  iuiwiatiiuen  nach  den  beiden  ersten  (Quellen  tritlt  also 
mit  der  im  Text  itegebenea  snaammeii.  Aber  Stein  fahrt  (1.  A.  S.  lOß.  2  A.  8. 
14:^)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willkUrl.  und  unhaltbaren  Begriü'sbe- 
stimmung)  u.  ans  d.  (iebuhren  auf  die  erste  Finansquelle  zurttck,  nicht  «rie  ich  auf 
die  zveite.  Por  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes. 
sobrasoff,  r^venne»  pabl.  do  la  Ku^ie,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grund- 
sätze der  (Tlassific),  in  d.  Mötn  de  rAr«d.  d.-  St.  P.  h^r>ib.  tom.  XVIII.  N.  <»,  Sf.  Pet. 
1872,  bes.  p  18  11.  Er  theilt  eiu  iu  Autlageu  (impObi  und  ,,iudustr.  i,ink.  deä 
StaatÄ^  (r^venues  industriels),  die  ersteren  in  Stenern  n.  6o bohren  (oontribntions 
et  taxes),  die  letzteren  in  Kc»:alien  (ilroits  rcgal.)  und  r'vcnucs  industrieb  i.  e.  S. 
n.  wendet  sieb  bes.  ^mm  meine  Auffassung  der  Kegalien.  B.  hat  mich  nicht  daron 
1tberz«<ugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  29  Uber  d.  Ontenrcheid. 
zw.  GebQhren  und  Regalion}.  Er  giebt  a.  a.  0.  sellisl  zu  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  ans  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  I.Linie  Gewicht 
zu  legen  auf  d.  ailgumeineu  rechtlichen  BediQgunv:eu,  unter  welchen  die 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  pnncipiell  gegenüber  der  prirat- 
wi rtlisch,  und  der  Staats wirthsc Ii.  Ei-werb.  Wo  freie  Concurrenz  ausg»'- 
bchlossens.  die  rechtlichen  Bedingun^ren  des  Erwerbs  specifisch  rerschieden. 
—  Vf(l.  femer  Knies«  i.  d.  gen.  Heidelb.  Hcctoratsprogramm ;  s.  Clasdilcation  im 
Uanzen  mit  meiner  Anffiissung  in  U(^bereinstimmun<r,  nur  liehandelt  er  Tost  u.  dgl. 
noch  anders.  A.  H'-ld,  Einkommeust.,  Botin  1S72,  C.  1.  unterscheidet  privatrcchtl. 
u.  onentlichn'cbtl.  Einuahmcu,  bei  loiztercn  Gebühren  und  Stenern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscal voHTfcbte  w&rcn  gemischten  CharacteR»;  Post  nnd  Münze  „trotz  des  Monopids^ 
(5.  bühf'  n-  iiirichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  jr^'nUff-  üntcrseheidunjr  des  inneren 
Grunds  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  manu,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  tS74 
bes.  S.  46  IT.  aber  die  „Beitrigc".  Gegen  meine  Classification  nnd  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwirthschafiHche"  Einnabiuen  uuucrdings  v.  Scheel  in  Schon berg*s 
Handb.  II.  3ri.  mit  heachtenswerthen,  gleichwohl  m.  K  nicht  dnrrhschlagenden  (Jrün- 
deu.  Der  von  ihm  u.  A- m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwer  bseiitk  uufte" 
scheint  mir  kein  wiildich  besserer  zu  sein.  V^n  auch  der  Privatenrerb  der 
Finanzwirthschaft  aus  gutem  Grunde  niehf  immer  wie  von  anderen  Wirthschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  Rechts- 
ordnung. Das  scheint  mir  das  Massgebende  zn  sein.  Demnach  stib  1  u.  eine  dem 
Scheel'scben  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modification  der  Formnlinuif.  iäne 
Uebercinstimmnng  der  Eintheilungon  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht.  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  und  Gebühren,  s. 
B^sobrasof  f,  p.  23  ff.  —  Aach  die  Praxis  dassificirt  ganz  verschieden  n.  schwan- 
kend. Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Sten-  rn  gestellT.  Kinnahmen 
aus  Post,  Münze  (rulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigeiithum  und 
Staatsanstalten.  ,So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  ßudgetcntwurf  f.  d.  Finaoz]>eriode 
(1870/7!)  der  Ansdmck  Jiegalien  und  Staatsanstalten"  in  den:  «JStaatSonstalten"  vcr- 
ändcn  worden,  worunter  z.  B.  Salinen.  Bergwerke.  Post.  TelefFaphOtt  Q.  B. 8.  Pflzl« 
baier.  Verwaltungsrecht,  3.  Aufl.  München  I87I,  S.  535. 

1.  PriTatwirthsehaftliche  oder  Domantaleinnabnieii 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Priraterwerb  (,,Erwerb8ein- 
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kfinfte")  fliessen  ans  eineni  Einkommen,  weloheB  die  Finanz- 
wirttiBchaft  (des  Staats  n.  s.  w.)  als  Ein^lwirtbQcbali  in  Unter- 
nehmungen (Tornemlicb  in  Sacbgttterprodnctionen)  na  oh  den 
gewOhnlioben  Grnndsfttsen  des  privatwfrthscbaft- 

lichen  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcurrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentUcbe  Staatseinnahme  ernebt  sieb  also  bier  uu mittelbar  als  Uein- 
ertrag  jener  UnterMlimvngen,  der  das  ISnkommra  des  Staats,  ab  ibns  eimelviiUi- 
scbaMUdian  Sabjeds,  bildet. 

2.  StaatBwirthsobaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Stenern  genannt, 
sind  diejenigen,  welehe  irgendwie,  d.  h.  naeb  der  Art  ihres  Ein- 
gangs nnd  naoh  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finana- 
hobeit  als  Mittel  zur  AnsfObrnng  der  Staatszweeke  zwangs- 
weise von  anderen  Einzeiwirthschaften  eingefordert  werden. 

Diese XimiabiDeii  Siesseii  us  don lä&kommen  (bez.  YcriDugcn)  aller  anderen, 

der  Finanzhob(;it  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  V ohctiv&gnng  eines  bezüglichen 
Rechts,  rin.'s  SelHstvertraltiingskftrpers  —  unterstehenden  "Einzclwirthschaftcn.  Die 
Staatäeiuuaiiuo  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  iiefehl  an  die  Kinzel- 
wiiÖMchsfler,  mitihUi  dorch  Z  van  n:  zur  Verfagong  gestellt,  wonach  diese  in  bestimntea 
Fällen  einen  Theil  ihre<;  Einkommens  —  des  Reinertrags  ihrer  Untemelimnngen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  überksst-n  mtlssen. 

Ran  vUl  in  §.  84,  86  den  BegrifT  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  Ussen  (vgl.  Jctioch  §.  227).  Selbst  die  wnliren  Oe- 
hühren  (im  Gei^eusatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verl[ebT88teaem  in  Stempelform,  die  ?ob  Raa  in  §.  231  Nr.  3,  286  eben&lls  nocb  nnter 
die  (Jebührcn  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgrund 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  ötl'entl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  S.  84.  Js5. 

III.  —  §.  199.  Untersebeidnng  yerscbiedener Stand- 
punc  tc  t  Ur  die  Begriffsbestinnn  ung  und  Classification 
der  Eiu  11  ahm  carte  n.  Um  die  im  vorigen  i?.  gegebene  Ein- 
theilnng  richtig  zw  wtirdigcn  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
dnrchznfUhren :  ferner  um  die  weitere  Eintlieilung  dieser  beiden 
Ilaiiptarten  von  Einnalimen  in  Unterarten  richtig  vorziinehnien  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen- 
den Ehmabmearten  richtig  zu  mbriciren  und  zn  beartbeiien,  rnttssea 
folgende  vier  Btandpancte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
deijenige  der  recbtsgesebiebtlieben  Entwicklang  nnddes 
frliber  geltenden  Reebts,  sodann  deijenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Recbts,  femer  der  finans- 
politiscbe  Standpnnet,  wdeber  unter  Berttcksiebtignng  der 
poHtiseben  nnd  Tolkswirthsobaftlieben  Verbttltnisse,  Bedürfnisse 
nnd  Aaffasstingen  ftlr  einen  beBtimmten  Staat  nnd  eine  be- 
stimmte Zeit  aufgestellt  werden  muss,  endlieh  der  finanz- 


Digitized  by  Google 


Standpaiikto  bei  der  UJaiKüilicaUoii. 


475 


wigsenscbaft liebe  Staiidpunet ,  von  welchem  au»  die  Ein- 
nahmearten  nach  ihrer  ökonomischen  Natar  und  ihren 
Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzelwirthscharten  f besonders 
aiit  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften)  und  Hcldiesslich  auf  die 
ganze  Volkswirt hschaft  unterschieden  werden. 

Es  iät  der  jjrossn  und  vcrhiinffiiissvollc  Fchliir  der  Thooric  lüid  Praxis  dos 
rUiauzwcauiiS,  duii  diebo  vier  StaudpuucU;  nicht  i;i  nuu  aus  oinander  g<.liülteu,  soudcrii 
in  dar  Bcsrel  unklar  rermcü;^  worden  sind.  Daraas  sind  manche  Strtntfragen  ent- 
standen, die  sich  sonst  sofort  als  miissiü:  erf^eben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Finanz.  I.A.  S.  135  it.  Uber  den  Begrilf  Keffal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
gmii2  riclitif»  BetonoD^  der  rerBcbied.  Stendponcto  docli  tm  dem  dedchtaponct  der 
Gegenwart  die  früheren  Aaffassan^on  zu  ^:orn  als  „unklar""  vorurthcUt  werden,  —  wie 
denn  überhaupt  jede  der  Stein 'sehen  entgegenstehende  Auffassung  mit  diesem  Epi- 
th«Uöu  versehen  wird.  Dem  Stein 'sehen  ItegrifT  Regal  geht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  PAzl  's  Urtheil  beweist  (Staatswörterhuch  v.  BlanlacUU  YIU,  554),  rergl.  u.  In  d. 
f;  \ii  T\;\u's  §.  S5  hatte  ich  nur  8  Standpuncte  unterschieden,  indem  ich  no<  h  r!  n 
iiuauzwiäsenschaftUchen  mit  dem  finauzpoUtiäcben  iStandpuncto  ideutificirt«.  In  diesem 
Puncte  ist  derlSnwiiid  t.  B^sobrftsoff  richtig  ip.  11),  der  aber  wieder  salbet  nicht 
genOgend  «ntencheidet. 

Nameotlieh  die  zwei  folgenden  nachtheUigen  Gonseqaenien 
gingen  ans  der  Vermengnng  jener  Standpnnete  herror. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  nnklaren  und  wenigstens  fllr 
die  Gegenwart  TolkswirthsehafUich  wie  politisch  anhaltbaren  Re- 
griffe  lind  Eintheilnngen  der  Einnahmen  ans  der  Rechtsgeschichte 
und  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  F>r>rterungen  Uber  die  Finauzpoliük  hei  übergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemttht,  8ie  mit  den  An- 
fordernngcn  der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ging  es  mit  den  TechtsgeschichtUchen  und  positi?rechtUchen  liogritibn  der 
Dom anialefaiiahiiieD,  der  Stenern,  der  soi?.  Regalien  nnd  der  OebQhren. 

Ti  t.  r  i)i  i  l' II  letzteren  Rubriken  befanden  sich  J5ft'TS  >  in/elne  (iattiinuen,  welche  als 
reine  SteUf  rn  von  der  Kiaanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
.Sy&teuLs  hätten  eintrereiht  oder  rollständig  ausgemerzt  werden  müssen.  Keines  von 
B<»den  geschah,  was  nur  Yerwirrun-,^  zur  Folge  liatte. 

Beispiele:  (1)  Falsche  Ai;ffnssuncr  ei  i:  <•  n 1 1  i c h e r  Steuern  als  Re- 
gale. Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewiau  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Regalien  ist  eigentliehe  Stener.  die  Regalisirang  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss'  eine  besonderf  StcU'  rform,  wi<'  schon  Sonnenfels,  Pin. 
§.  lOS,  110,  J.  (i.  Uoffmann,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  (>9,  S.  340, 
343  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S,  858  fl".,  Lasp««yre8  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M.  Wirth.  NationalOk.  H.  A.  II.  516,  518  u.a.  m.  (ierade  mit  als  Steuer^ 
form  muss  d.  Kegal  daher  in  d.  Finanzwiss.  nschaft  Ijetraclit'  t,  mit  ander-  n  Steuer- 
formen  für  denselben  G^enstaod  verglichen,  also  Überhaupt  systematisch  in  die  Steuer- 
lehre  Angereiht  werden,  wenn  nicht  Zusammengehöriges  anMinander  gerissen  werden 
soll.  Demnach  i-t  dir  Behandlung  von  Rau  in  der  .'>.  .Vufl.  §.  1S4  ff.,  2n:t  ff.  (Sal/, 
Tahak  u.  s.  w,  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.  Bi-sobrasof  t  a.  a.  ü. 
kommt  auf  die^e  ältere  Auffassung,  m.  E.  mit  Unnclit.  ziirUck.  Auch  SchecTs 
Bemerk,  a.  a.  O.  S.  Hi)  laufen  daravf  hinaus.  Bergius  spricht  von  Sal/-,  Tabalt- 
monopol  Q.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jedi'  un)« TariL'^f^ne 
WuidigQog  unmöglich  wird.  Auch  Umpfeubach  behandelt  Salzvorrecht,  Tabak- 
?orn!cnt  vnter  den  Fiseslrorrechten,  wie  die  Prttheren  nntor  den  Regalien,  wobei  dann 
trut/  diT  veränderten  Nam*  ii  doch  im  Wcsentlich-  ii  Alles  Ii. im  Alten  bleibt;  apart 
davon  bespricht  er  die  „Tab&ksmaath*'.  Gelten  Tabak-  und  andere  Fiuaiumonopole 
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bloss  als  Iw'^^ale.  so  hat  dw  »uch  den  Nachtheil,  das»  sie  hn  «Icr  Herrecbaft  der 
„Theorie  der  freien  Conrtirrenz"  ((irundlcg.  §.  117,  l  iC»  (I.)  norh  leichter  ohne  Wei- 
teres vom  volks«rirthscb.  Htandpuncte  aus  nor  als  dein  Interesse  der  Vorkehrsfrcibeit 
viderstreiteiid  ?enroifiui  werden.  Die  Pnffe  ist  aber,  ob  niebt  trotadem  «n  fiiuuudel- 
lern  Iiifcrftssc  und  unter  Voraussetzung  eines  einmal  bestehenden  Verbrauchsstener- 
systems  solche  MoDopole  zu  rechtfertigen  sind.  —  (2)  Falsche  Auffassung  von 
eigentlieben  Stenern  als  Gebühren.  Manche  mittelst  Stempels  erhob^^nc 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel.  Werthpapierstempel,  namentl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste und  vultswinlis'  liaftli''li  wenigstens  mitunter  bcdenllirhe  und  drOrkende  Abgabe 
vom  Resitzwecbsel  bei  liamubilien  (Enregistremcot,  liebcrtraguiigs..gebuhr",  Kaufaccise 
n.  s.  w.)  sind  nach  Ibrer  histor.  Entstehung  nnd  Jurist  Behandlung  auch  tob  deo 
Finanstheorctikem  unter  die  G  Kühren  f!:estellt.  Unter  den  finanziellen  Bet^rilf  der 
Gobttbr  £aUea  sie  aber  gar  nicht.  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in 
besebrftnktem  Maaase  als  eigentliche  Stenern  rechtfertigen  lassen.  Ran.  der 
diesen  innom  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebahren  fühlt 
15.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtiiccre  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Umpfenbaoh 
§.  27—29,  Venn  auch  nnter  scbirferer  Betonang  der  Verwerflichkeit  mancher  Powen 
im  Enregistrcment  als  Stenern.  Richtisrer  Rerp^ius  S.  2!»T,  354,  Pfeiffer.  I.  .K»?, 
Wirtb  tu  521,  al>er  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Üe- 
bllhren  beaitheUend  und  danach  Torwerfend.  Principiell  richtiger  ist  daher  sicher  die 
Auffassung  nnd  FtaigstoUang  ron  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  aarh  sophistischen  und  haltlosen,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versuch  macht,  diese  Abgaben  völlig  als  V  er  kehr  s  steuern  zu  retten,- 
].  A.  S.  153,  412  IT.,  2.  A.  S.  217,  460  ff.,  einen  Versuch .  den  er  freilieh  in  der 
4.  Aufl.  seihst  rvi»»der  fiiUen  lässt.  während  er  einen  rl<  htijr»^n  Kern  enthält.  A  hnli  !i. 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Triftigkeit  der  Bechtfertigungsgronde 
Hock,  äffend.  Abg.  S.  2S4.   S.  jetzt  Fin.  H,  439  ff 

Für  die  Einreilit}ng  einzelner  Einnahmen  unter  (jebühren  und  Regalien  blieb 
•-(»Mtfalls  der  rechtsgeschichtliche  oder  juristische  Begriff  inassigebend ,  was  für  die 
I man^^wissonüchaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  ans  Porti s  u.  s.  w. .  der  Mttnse  an« 
dem  Sohlajirschatz  für  Prä-^ung^  auf  Herhnnnp:  Privater,  der  Telegraphen  wurden 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwraen,  ans  der  Jagd 
betrachtet,  wihrend  sie  finanzwlssenschaftlich  unter  den  Be^ff  der  GebQhr 
(oder  unter  Umständen  selbst  der  privatwirthscbafll.  Einnahme)  fallen.  Daher  dat> 
rnpenUgcnde  der  FJehandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  ans  Iloheitsrechten  Y>ci 
ivau.  5.  A.,  §.  19b,  200.  219  b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  und  Neuereu,  bo 
Pfeiffer  (anter  monopolis.  (bewerben!),  Bergius,  Wirth  u.  a.  n.  Gans  richtifr 
fasst  ds^cKcn  Umpfenhach  lii  se  Einnahmen  als  (Jehuhren  r^uf.  n'ir  4rii<  rr  flu 
(lebührenprincip  zu  absolut  liiostellt  nnd  die  Relativität,  die  auch  hier  gilt,  ul^eraieht, 
wie  seine  EinreUrang  der  fiSisenbthnen  schon  jettt  allgemein  unter  das  Gebtihreii» 
princip  zeigt.  Stein 's  Vorwurf  gegen  Umpfenhach.  das»  dieser  Regalien  und 
Gebühren  „ifänzlirh  v«»r-<rhindze"  (2.  A.  S.  P>r  oder  „nnp**'^rhieden  dürr  heinander- 
werfe"  (S.  219j  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  (iebuhren  und  privatwirth- 
scbaftL  Einnahm,  nicht  genu^  unterschieden  und  die  Regalien  nnpassend  wenigstens 
theilweise  al»  Fiscalrnrrechtc  wieder  anflehen  lass.-n  Stt  in  inn^i  ■j:;en  verwirft  mit 
Recht  den  früheren  Rcgalbegriff  für  die  gegenwärtige  l-iuanzwi^isenschaft,  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  imbnachbarsa  auf,  durch  den  bf^dingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  ni  huhren,  wie  doch  durchaus 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chans«ee*reld).  auf«^efas8t  «.  r«i.  ti.  1.  .\.  l.'il.  13".  2.  A. 
1^4,  190.  fiesobrasuff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aohuiiehkeit  dor  KeKalien 
und  (iebuhren  «taxest  mehr  äusserlich  (in  der  Erhebtingsform  und  Organisation), 
als  intit-rlich  sei.  nicht  in  ilii  ni  inneren  finan/.  i'hnn-t  r  i'n  mit  ihnen  verbünd. 
Rechten  des  Schatzea,  dem  ükunumischcn  Einfluss  beider  liege.  Da«»  ist  zuzugeben, 
aber  es  beweist  nicht  dM,  was  B.  beweisen  wiU.  nemlleh,  dass  die  GebOhren  zu  dm 
Auflatren  und  die  Reyralien  zum  industr.  Erwerb  /n  reihen  sind.  Denn  (iebuhren  nnd 
Regalien  hat«»n  ir»'metnsame  F,ijr<*nthünilichk"it«'n  d<-m  industriell,  n  Erwerh  gegen- 
über. Ii.  s  Austuhrung,  p.  23  H-,  ist  nicht  Überzeugend:  es  ist  z.  H.  in  lietreft'  der 
Post  die  entgegengesetzte  Xinaeltigfceit  tob  Stein,  der  dieselbe  zu  einer  seiner 


Digitized  by  Google 


SUuidpnnkle  bei  der  CItwifieitlan. 


477 


„Regale"  empoischraubt,  vihrend  Bösobrasoif  in  allen  (alten)  RegtliMi,  also  ftuch  der 
P08t,nar  die  industr.  u.  ntilitar.  EinrichtuDg  sieht,  p.  25. 

Aach  die  Stoilang  der  Gesam  uttheit  der  Kegalicn  .und  Gebühren  in  fiuanz* 
viBseDHchalltlielieii  System  der  ordeiitlioheii  EiiuahBeD  ward  in  vieler  Hinsicht  durch 

den  rochtsj!e^(  hi(  litli -Iii  ri  und  ]tositiv-rechtlichen  Z!is:iniin'>nlm!t!r  dieser  Einnalimearti-n 
mit  den  Domaiualeinnalimun  oder  dem  Kammcrgut  und  die  dcmgomüssc,  vom  tiuanz- 
«risseasehaftlichen  und  fiDanzpoUtbchen  Slandpnncte  aus  nn richtige  Gegeaafaer- 
atellong  geg>  n  diu  Steuern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nachthdl  der  Stein'- 
sehen  Classification,  dass  wiederum  Douian -n ,  Rej'alien ,  Gebührten  die  eine.  Steuern 
die  andere  Hauptgruppc  der  orduntl.  Eiimaimicu  bilden).  Ks  fehlte  daher  an  einer 
klaren  pnncipielleo  Behandlnnf.  Nor  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  GomproniiMe 
mit  der  lic^^tehenden  Praxis  «r«  schlösse  n:  unpassende  und  schleclitr  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  w  »idi  gebohrte,  vcrvoifeo,  sondern  höchstens  etwas  bemiiogelt. 
Beateichnend  ist  in  dieser  Hinsieht  besonders  die  Stollnn?  der  Theoretiker  md  ratio* 
neiler  Praküker  wie  Hock  (ötf.  Abg.  S.  234,  248)  zo  „Gebuhren"  wie  dcn«?n  für  den 
„Erwerb  von  Privatrechten'*  Ki'j'ciitlinKisiiIiertrajrunf^  bei  Immobilion  u.  s.  w.).  Der 
Ivinfluss  d(^r  Theorie  auf  die  i- inauzpoliUk  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  dcü 
gellenden  Finaurechls  nnd  der  Praxis  blieb  aber  gnade  hti  eioeni  solchen  Yeihalten 
ein  Dnter<reordneter. 

2.  Die  Kweite  nacbtbeilige  Folge  war  die  gerade  eotgegen- 
gesetzte.  Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden,  geschichtlicb 
Oberkommenen  Einnabmewesens  nnd  angesiehts  der  unklaren, 
vielfaeh  nnhaltbaren  B^riffe  nnd  Eintbetlnngeni  welehe  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zn  reformirenden  Praxis  entnahm ,  fand  ein 
abstracter,  nnhistorischer  Radiealisrnns  nnd  Absolntisrons  nur  nm 
so  leiehteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Nothvvendigkeit,  einen  gegebeucn  StaaU- 
bedarf  zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neue:»  Buiapiei  ist  Maurus,  mod.  lieäuuer.,  Heidelb.  Ib7ü.  Daun  die 
en!i:li!>che  (Smith*sche)  Schule  der  NationalökonoDiie,  aamentll'-h  in  Deutsch- 
land, ))•  Ii  -xtrewen  Krcihändler  unter  den  Stimmfuhrem  und  Publieisten  des 
deutscheu  vulkswirth.  Congresses,  di<  >üg.  ,,deitbiche  Freihandulsschtilu",  bes.  mit  ihrer 
Theorl«;  ren  Leistung  und  U e<,e nieist vng  auch  im  Steoefvesen  des  Staats, 
vottends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  vw)  Einthcilung'en  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
weil  sie  vielfach  willkürlich  und  uniu^i^ch  wären,  stau  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geechält  ward,  (iewisse  Einnabmoaiten,  die  vegen  veränderter  Verhältnisse 
von  Zeit  und  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  um^staltet  worden 
uilsseu,  wurden  unbedingt  fUr  Qberall  und  alle  Zeit  ahi  rcrdcrblich  bezeichnet. 
Mamenttich  wurden  häufig  alle  priratwlrthacliafilichen  Efamahmen  des  Staats  kiirzwt;g 
verurtheilt.  Für  die  finanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthätigkeiten ,  an  welche 
sich  hcrlümmlich  Einnahmen  kntlpftcn.  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprinripien 
ah»  iiichtschnur  zugelassen,  aber  lür  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  imuier  nur  ein 
einzi  ges  als  das  ein  fur  alle  mal  richtige,  z.  B.  für  die  Post,  dase  sie  stets  nur 
nach  den»  Gclmlirenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  for  «nsre  Zeit  und  Länder 
richtig,  üriüier  bei  gerinj^cr  Verbreitung  der  Kenntnisa  von  Lesen  und  bchreibea  und 
fast  ao^schliosal.  Benotzong  der  Poet  durch  einzelne  Glasen  nur  bedingt  richtifr  war. 
Fin.  II,  §.  30b  <f.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
thätigkeiten ttberhaupt  niemals  zur  fieschalTung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
diiri'ten,  was  wieder  nicht  so  allgomcin  richtig  ist.  [1.  B.  lürderuug  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  An,  der  Beseitigung 
aller  N\  rE't'g:eIder  auf  Staatsstrasscn.)  Kur^,  als  ob  auch  hier  ein.-  vüllijjfe  tabula 
laüa  bestünde,  wurde  wie  aut  so  vielen  anderen  (iebieten  der  wirthschaillicheu 
Folilik  der  ^AlMohmanns  der  Losungen**  practischer  Fragen  aufgestdlt  und  dm 
„(Jeaetx  der  Belatirität**  zuwieder  gebandelt   Tollatfindig  neue  Einnabme-,  d.  h. 
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Steuersysteme  wurden  antvorfen.  die  jedoch  uur  auf  dem  Papiere  standen,  und  (lb;r 
dem  buchen  oach  einem  (absolut)  „besten  Steuetsy^tem"  wurde  die  wahre  Äuigabe 
den  rorhandtiiett  Uebektinden  geg.  nubor  verfehlt  Radicale  Reformer,  wie  Mavriis 
a.  a.  0.,  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  Steuerreformpline 
au  die  Vorausset/unfT  zu  knüpfen,  dass  zuv  or  der  Staatsbedarf  s<>])r  stark  vermin  lert. 
m.  a.  W.  die  meisten  riiutigkuiten  de^i  utoderneu  btaat:>,  die  daiicr  \oü  Maurus  ciu- 
fach  hU  unnütz  bezeichnet  werden,  aofgegeben  oder  eiogeechrliikt  wiudtti.  &  jeigt 
Fin.  U  §.  220  ff.,  366  Ii. 

§.  20<).  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beide« 
entgegeugesetzten  Fehler  iiud  Eiubcitigkeiteu  lür  Theorie  uud 
Praxis  tblgendennassen  zu  bezeichnen: 

1.  Vermeidung  des  AiifstcUens  rein  abstr acter,  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aprioris- 
tischen  Princip  construirter  Schablonen  llir  die  Eio- 
nahmebeschaffuDg;  statt  dessen  Auffasoiing  der  £iiinahme-  and 
specieil  der  Steoersysteme  als  abhängig  von  geschicbtlich 
gewordenen  VerhältniBsen,  die  sieb  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  dnreh  ein  Macht- 
wort  der  radicalen  Theorie  umgestalten  lass^,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wobl 
au  beeinflussenden  und  in  die  passende  Riebtung  za 
leitenden  Entwicklnng  unterliegen;  Prttfung  der  rechts- 
gesebichtlichei)  und  positiv  -  rechtlichen  Begriffe  und  Kinthcilungeu 
der  einzelnen  Einnahuiearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirtbschaftlichen  Bedürf- 
nisses und  demgemässe  Umbildung  jener  Begntte  und  Ein- 
tbeiluugen  in  solche  finanzielle,  wie  sie  ftlr  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
( logische) y  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Gtlterherbeizieb- 
ung  ans  der  Volkswirthschaft  au  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltungskörper u.  s.  w.)y  welehe  verschiedenen  (ökono- 
mischen Character  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Wirkungen  haben. 

2,  FUr  praetische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Uebcrkouiiiieucu  uud  lechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volk.svvirthschaftlichen,  socialen,  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berin  ksu  htio-ung  der  Verh?Ut 
nisse  von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durob  ordent- 
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liehe  Eimuthmen  erfolgeo  muss,  stets  c^eeiobert  bleibt  (§.  65  ff.); 
und  sodaon  diejenigen  soeialpolltiseheii  und  dieVertheilnng 

des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirknngen  darch  die  Einnahme- 

beschatluu^  und  besonders  durch  die  ßesteuerung  erzielt  werden, 
welche  dem  richtif^en  socialen  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

lu  dem  eisten  Puncte  kaitii  £o Irland  wie  in  so  vieleo  JiiQj^en  der  practischi-n 
Politik  namentlich  hinsichtUch  der  Aft  und  Weise  der  Einffthrontr  Ton  Reformen  als 

Vorbild  dienen:  Zoll  -  und  Accii<ereductionen  immer  erst,  wevn  Kioiiahmeuberschiisde 
vorhanden  oder  andere  ICinnahmen  zar  Verfugunj^.  So  Einfuhrang  d*  r  Einkommen- 
steQcr  bei  den  Zollreformcu  der  lOer  Jahre  n.  a.  m.  l'iir  die  Beseitigung  *Hl*Jr  Er- 
mässigung lästiger  und  schlochter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  BegrUndtingr  einer 
ergiebi<ren  un<i  wiiiiirstens  relativ  i;ut(  n  Steiler  auf  Tabak,  liranntwein  u.  s.  w. 
viel  erl'ol^Teicher  als  durcii  pathetische  Ueciamationcn  nad  thooret.  Erörterungen  Uber 
die  Yenrerflichkeit  aller  indir.  Steuern  gewiri^t 

3.  Für  die  Ziele  der  W  i  s  s  e  d  s  c  h  a  1" t  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwertbung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung:  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintbeilnn^^  der  Einnahmen  und  in  der  A  n  e  r  k  e  n  n  u  n  l,'  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Priucipien  für  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staatstbätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  Örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  ^  §.  201.  Unterscheidnng  leitender  Finanz - 
principien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätigkei  ten  (Einrichtungen,  Anstalteii)  /.ur 
Auslührung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan 
zieller  Standpuncte)  giebt  es  vier,  nerolich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  GebUhrenprincip,  das  rein-privat- 
wirth  schaftliche  (ge werbliche)  und  das  reine Kegalitäts- 
nnd  Besteuerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  nnd  dort,  in  li  -j^r  oder  jen-  r  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Gescliichtc  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinsütution 
di^  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  —  aufeinander  folgten  und 
sich  a})lösten,  z.  Tl.  im  Post-,  Mtinz-,  Strassen-,  Schal-,  seWtst  in  Zweigen  d<  s  Justiz-, 
PoUzeiwoiettS.  Da;>  weist  schon  darauf  hin,  dass  man  schwerlich  stets  ein  oinzi^-es 
Princip  als  das  allein  imd  ein  für  allemal  richtige  für  die  finanzielle  Bchandlun«* 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jode  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thon, 
die  AnwenduiiL'  einis  bi  stimmren  Princips  soirar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andere  Priacip  schart"  zu  verunheiieu,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  gegen 
Strassen-,  Schulgeld,  Gericht^ebuhren ,  in  dem  unbedingten  Yeriangen  de*  blossen 
(iebiihrenprincips  für  die  Post.  Aber  der  thatsächliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Anüchten  beweist,  da^  diese  Antfassong  einseitig  ist.  Eine 
unbefangene  PrOfiing,  wobei  die  bestimmten  f esohiohtlichen  Bedingungen 
der  einlebten  Principien  gebührend  gevttrdlgt  Wiarden,  lehrt  dasselbe,  indem  sie  xa- 
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{•Icich  die  tii  ff;r  lioirpnden  Rcchtfertijj^un'^'sgriindc  der  «rechseltiden  Behandlunsr  aufdeckt. 
£ä  ist  dah<  r  diu  bisher  zu  wenig  ))eä(,btcto  Aufgabe,  dio  Vorzüge  und  Kachtbeile, 
welche  die  Behandlung  einer  Staatseinrichtnog'  nach  jedem  der  möglichen  imd  ror^ 
gekomi/ictien  Fiiiaii/.priircipien  au  sich  und  unter  goirebeiieii  Umständen  mit  sich  bringt, 
£ü  rerglcichcu  uud  das  fUr  dio  bestimmte  'l^it  uud  daö  bestimmte  Land  relatir 
riebtigflte  aaszmribleii. 

1.  Das  Princip  der  reinen  Ausgabe:  der  Staat,  bez.  ein 
(»tfentlicber  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  vollstän  d  i  i;-  aus  al  1  ^^e  m  c  i  n  c  ii  Ein  ii  all  nj  e  ii , 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Eiuricbtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speeiell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  nmsonst,  d.  h.  ohne  speciellen  Entgelt. 

r  Staat  stellt  sie  her  und  unterhält  sie,  weit  rr  difs  als  eine  sriner  im  allL'e- 
mciueu  iuteresse  uboroommeaen  AufgabeA  bctrachtcL  Uiehu  zeigt  üich  ditr  eigent- 
lich commiinietiBche  Ghaiacter  des  StMts  and  jeder  ittimlidhen  Zwangsgem^- 
wirthschaft,  in  welcher  principiell  ein  anderes  Priacip  der  Entgeltlichkeit  aU  im 
privatwirthschaftlichen  System  obvraltot  uud  obwalten  moss.  S.  in  der  Grundlegung 
d.  Abschnitte  über  das  gemein-,  beooud.  «las  z waugsgemeinwirtliäch&fU.  Systi'iu, 
naueotL  §.  116a,  118,  150— 154—160,  171.  Auch  Nevmann,  pvogreaa.  Ein- 
kuuimcnsteuer,  S.  G6 — 70.  —  Beispiele  aus  der  Gegenwart:  di»'  fi-wi})- uiil^ 
dMü  Kt^chtsschutzes  der  Einzelnen,  für  ihre  Person  und  ihr  Yermügen.  im  Inlaude  und 
bis  m  einem  gewisBen  Gnde  im  Awlniide  (dnrch  Gesandte,  Konsuln),  daroh  polizei- 
liche, miliütrische ,  diplomatisch« ^  Leistungen.  Gross britannien  gab  für  die  (»e- 
währunrr  d<  s  R<  ehts.scliut/es  von  ein  paar  Dut/eml  seiner  BUrger  im  abessin.  Feld/Uir 
tiber  b  Mill.  Pld.  St.  &ut>.  —  Unentgeltliche  Benutzung  ron  Strassen  (Chausseen)  all- 
'.temein  (mit  theilweiscr  Aumahmc  der  Brücken)  ßir  Fttnr<»kehr,  hie  und  da  auch  für 
l  iilirverli'  ?ir  fS  :'ld<'iibclil;i!i'l,  j'  t/t  auch  bei  Staatschausset ;n  in  Preusscn);  freier  Besurh 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  Mittheiluag  von  Nachrichten 
Ober  WiithschtftsreifalltnisBe  (z.  B.  Konsulalaberiehte);  nnentgclü.  Prägung  gewisKr 
MilnzeD  (Grottbiitnimlen,  Rosumid)  a.  s.  w. 

2,  Das  Gebtthrenprineip:  der  Staat  unfteniebt  sieh  im 
öffentliehen  Interesse  der  Uebemahme  einer  Thfttigkeit  oder  der 
Aasfllhnuig  einer  Einriehtnng  (Anstalt).  Aber  er  erbebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Ntttsen  sieben  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrlcbtung  mit  proYoetren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe, 
welche  die  Kostcü  vollstüudig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Gebühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätiü:keit  immer  zuiErleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedrii^er  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
i»t  oder  vollends  als  eine  privatwirthschaftliche  Kente  sein  würde. 

Die  Differenz  gngen  boide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (also  implicite  eine 
Ausgabe)  der  Staatäkas^c  fux  die  Ausübung  einer  als  nuthwendig  oder  zwockmä.ssig 
erkannten  Stantsthitigkeit,  welche  von  dem  eiiixelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  nur 
th'  ilweise  verirütet  wird.  Beispiele  kostendeekonder  (leb'ihr'Mi  in  der 
Ucgenwart:  meistens  Postgeld,  Telegraphcngcld ,  mitunter  noch  MaazscUlagschatz, 
nach  mehrbeh  noch  JttatizkoBtengebllhnn.  Boisplele  nicht  roll  dio  KostoD 
deckender  Gebtlhren  in  der  (iegeuwart:  Justiz-,  PolizeigebUhrcn  ronchiodener 
Art,  Wegegelder,  Schulgelder,  Einnahmen  am»  den  Gestttten  u.  v.  a.  m. 
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3.  Das  r e i n  p  r  i  V a t w  i  r t h s c h a f 1 1  i c h  e  oder  gewerbliche 
Princip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Tbätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einricbtung  rein  oder  doch  Uberwiegend  mit 
aas  dem  finaDziellen  Grondej  nm  sich  dadurch  eine  Qnelle 
von  Einnahmen  fUr  die  Deeknng  von  Aasgaben ,  also  die  Mittel 
znt  Ansfabrang  anderer  Thätigkeiten,  sn  eröffnen. 

Eä  soll  daher  in  rlcr  Kegel  aach  eiae  möglichst  grosse  ß  ein  ein  nähme 
(Ucnte)  cr/.ii>It  worden,  and  zwar  irn  \!l<^cmeincii  nach  den  tiraodgätzea  det 
priyatwirthsciiultlichcn  Verkchrscuncurrcuz. 

Beispiele:  die  landvirthscll.  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  SUatsgcwcrks- 
anlagen  und  HaadelsanteinclimaDi^en.   Absatz  des  UoUes  in  der  Fentwirttiscliatl. 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Bestenernngs- 
prineip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  über- 
wiegend nur  ans  finanziellen  Grründen  eine  gewerbliche 
Tbätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sacht  aas  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirthschaftlicbe  Concarrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  ojeniesst  er  gewisser,  ganz  oder  theilweise 
Andere  a  usseb  1  i  essend  er  Vorreclite  (M  o  u  o  j)  f)  1  c ,  Fi- 
nanzmon  0  pole,  „Regale"),  die  ihm  die  Fj/.iclnnp^  eines  solcheu 
MehrcrtrafcH  ermöglichen  sollen.  Letztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Kr  i>^t  nicht  ein  Theil  des  etwa  ansserdcm  daneben  und  im  rechnungsmüssigün 
Heinertrag  mit  ihm  verbandencn,  vom  Staate  privatwirthschaftlich  (gewerb-> 
lieh)  erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  rcprflsentirt  eine  auf  staat- 
lichen Zwangs  1)0  f  }i  1  zur  n  c  k  z  li  führende  Li  e  b  e  r  t  r  a  g  a  n  g  v  o  n  E  i  n  k  o  m  in  e  n 
anderer  Einzelwirtlischaften  auf  den  Staat.  Beispiele:  Jetzt  uamentl.  Tabak-,  bal/.- 
monopol,  froher  eine  Unzahl  geverblicher  Begale,  ron  dMien  Jedes  eiazeloe  nor  geringe 
finaaz.  Bedentung  hatte;  feroer  firftber  sehr  allgemein  die  Post,  auch  die  Mttnzo. 

In  der  Praxis  gehen  diese  yerscbiedenen  Standpnnete  Öfters 
fast  an  merkbar  in  einander  ttber,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftliche  Rente ,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  n.  s.  w.  In  der  obigen  Reibenfolge  er- 

giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlung. 

Die  Finan/geachichtc  liefert  Beispiele  für  Beiden.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Bohaodlang:  Mün/.e,  Post,  Strassen.  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Cieridite; 
Beispiele  der  steigend  fiscal.  Bcliaii<lhiii^;:  in  Zintfri  starker  Kinanzbi'iIarCfiisse, 
in  und  nach  Kriegen  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  ebuu 
genannten  Antrtalten  (Postporto  z.  B.  in  den  grossen  franzOs.  Kriegen  Anfang  d.  Jahr^ 
hund.  in  Oesterreich  aus  finanz.  Gründen  i  iIiHlit,  giciclier  Voi-schlag  sogar  1871  in 
Frankreif  h;  dsgl.  Gebuhren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten).  Die  Entwirkliings- 
geschicbte  des  Stempel wesens  bei  Gerichten.  Behörden  u.  fUr  Urkunden,  Bcscliemigungen 
TL  s.     gehört  im  Ganzen  «ach  hierher. 

Aach  bei  ein  und  derselben  Institation  wechselt  wohl  die 

ganze  Richtung  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unhiündigkeit  der  lie- 

A.  Wagner,  Finaazwi^-^fiis*-)!»!!.   I.  3.  Aufl.  ^ 
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völkernng  und  einer  noch  unentwickelten  und  in  den  i  oi  inen  der 
Naturalwirthschalt  .^iri  kcnden  \'olk.s\\  u  tliM-hait ,  ^\  o  die  Erhebung 
reiner  Gcldsteuern  noch  sdiwici i^er  ist,  terucr  Zeiten  ^nossen 
Staatsbedartö  begreil  lieher  W  eise  mehr  die  fortschreitend  fisea- 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn, 
herein  dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Frincipien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  BevOlkening  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berttcksiebtigt  werden,  wo  das  gerwerbliebe  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wäehst  und  die  Erhebung  reiner  Geld- 
steuern  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedari's  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzeo 
gegenwärtig. 

Die  Hegallen  Tcrschvrinden  dann,  weO  sie  als  FolkswiTthschaftlich  7.n  nachtbcilig-c 

KiünahmeqQtiileii  gelten,  so  dio  meisten  Kuwerblichcn  Kcgalicn,  bei  denen  Jie 
R(^frali?inin'j  nur  eine  Steuerform  war,  z.  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  eiuj^e- 
luhrten,  selbst  in  Preussen  auf  Mühlsteine.  Schweinsborsten  o.  s.  w.  Das  bodoutendste 
neueste  Beispiel  ist  die  Aurbebang*  des  Salzmonopols  in  Deutschland  1^R8  (Ges. 
d.  Nnnld.  B.  V.  12.  Oft.  isr»7,  §.  1\  Kin  <^in/oln*^>  M  onopal  wirl  mir  hi-^r  un»l 
da  etwa  trotzdem  als  beste:»  Mittel  zur  Erhebung  einer  finanziell  erglcbi;;en  cigent* 
liehen  Stencr  beibehalten  oder  selbst  neneing  elfthrt,  ohne  Verkennong  mancher 
Tolkswirthbthaftlicher  Nachtheile  desselben.  Hauptbeispiel:  Tabak inonopel,  in 
Oesterreich,  Trankreich.  Italien  tnid  rxndfTii  I.iinflrrn.  Ahsirht  der  Ro^if-ninir  dafnr 
in  Deutschland  jungst.  Neue  Einführung  de*  Zu  ndhöl/chen-.Monopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kricfre  dnrcb  Ues.  r.  2.  Anp.  1872,  nachdem  rer^chiedene 
Steuere rhöhunpon  hd  <Ii('s<'in  Artikel  /n  vlA  Srhu i.!ri;;k.  it>Mi  ^'-riiinl.-ii.  rri\ atn-inh- 
scbaftiicbe  Thaligkeitcn  Iruberor  \\  irthächalt:>perioUeu  werden  aus  vuikswirtbschatt'» 
lichtti  Gründen  rieUach  rem  Staate  anfgcfceben.  so  Staatsfabriken,  Staats^Haodelsnnter- 
nehmongen  (theilweiäc  ausgenommen  Bauken),  eigene  Verwaltung  von  Landgutcm  fast 
allgemein,  vielfach  auch  Siaatüberg-  u.  lluttcnwesen .  selbst  eigener  Regitz  von  Land- 
gutem,  ferner  Schill fahrtsbeiricb  des  Staats.  Die  (iebuhrcn  werden  aus  volkswirth- 
scharilichen  and  ans  politisicben  Gründen  orm&ssigt,  so  der  Schlngschatz  fUr  Präg^nng 
auf  Kechnnns:  rrivitor.  Postporti,  Telegmphcngebuhron .  Strasscngcld ,  Schulgehler. 
rrufun;;staxuu ;  mitunter,  aber  im  Uattzeu  noch  zu  wenig  „(iebuliren"  (wahre  und 
solche,  welebe  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Stenern  sind)  fttr  Gerichts-  ond  Ver- 
waltnni^ütigkeiten.  In  einzelnen  Fällen  wird  si  lbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatseinrichtungen  oder  'l'hiititrkcit.  n  ganz  verzirliti  t  .  Wf  i!  das 
i^fTentlichc  Interesse  bei  der  uucutgeltlichca  Ausübung  aui  Besten  gewahrt  <  r-„;heint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnang  far  Prägung  l'Ür  Prirate.  des  Strassen* 
g>Ms.  Bnickenpvlds.  Postport.K  in  bestimmten  Fällen,  z,  1!,  f  r  gew.  Itriefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichti.  u.  Verwaltuii}rs.,gebuhrea"  dsgl..  i.  Ii.  um  landwirthsch. 
Keformen  za  erleichtem  (Stempel-  und  Gebilbrenfreiheit  liei  Gemeinheitstheiluugi n, 
Zusammenlegungen  n.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklnng  der  finanziellen  Be. 
bandlnng  jener  Staatsthfttigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  nnd  die  tu  begünstigende.  Aber  sie 
mnss  nur  abermals  nieht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik ,  welche  dies 
thätc,  wUrde  in  aDdercn  Zeiten  und  Verlulltni.sgeu  mindestens  ver- 
irlllil  und  oft  gur  nicht  durebi'Ubrbar  sein. 
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Z.  B.  eine  PoTforeform  wio  die  der  neueren  and  nenestea  Zeit  hatte  frillier 

bei  i^eriniiem  Verlehr,  schwacher  Verbroitans:  von  Kleuientarkenntiiissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nnr  /n  ♦•inor  stfiik-n  "Finhnsso  d^r  StnatsIiaJsf  !r«»f'ilhrt.  Unter  der  Be- 
dingung so  niedriger  Furti  &  huiU;  der  Stjval  tiann  inuthmasöiicli  die  Pocitanstalt  gar 
nicht  übernommen  oder  nicht  beibehalten,  znm  Nachthoil  auch  deü  Einzelnen,  der 
etms  hohes  Porto  zahlt  S.  Fin.  II,  §.  308  fll 

Hinsichtlicb  der  Regalien  ist  daher  aneh  ein  Moment  Ton 

alliremeinster  Bedeiitnng  iWr  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirtliseliultlichcD  OriiJiiiisatioii  und  der  Eutwicklungsgescbiclitc  der 
Staiitseinnahnicn  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  werth.  Regalien  oder  \'oibehalte  gewisser  Roden- 
producte  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiseus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemein  wirt hg ebat't liehen  Orga- 
nisation der  Volkswirthschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
znreicbendbeit  der  DomanialertrSge.  Nach  dem  Durchbrach  des 
privatwirthschaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtbschaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  rollen  Entfaltung  des  priTatwirtbsebaftlichen  Pro- 
ductioDS'  und  Verkehrssjstems.  Deshalb  werden  sie  Iheoretisch 
verworfen  und  practiseh  mehr  und  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreiehte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Steuern  möglich.  Der  ^(»rgang  steht  in  Einklang  mit  der  tiber- 
wiegend })rivatwirtlischallliehen  Gestaltnng  der  neueren  Volkswirth- 
schaft. Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Thcorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  tbeilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirthschaftHche  Organisation,  welche 
aus  ökonomiseh- technischen  wie  aus  social -politischen  Gründen 
nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einfahrung  neuer  Regalien  rerbunden  sein. 

Vftl.  Grundlegung,  I.  Aliih.  Ka]*.  '6  u.  Ul>er  den  Zus.banu;  der  Besteuerung  uiil 
der  Ei|r«nth«maF  n.  Enrerbsordnuni;  u.  der  Organisation  der  Volkswirthsclu  jetzt  i'in.  II, 
8.  169  m,  bes.  §.  34t>-2t4'S. 
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2.  Abschnitt 

Allgemeine  Bctraclituim:  der  i^rlvatwirtlisehattiieheu 

Eiuualiiiicu* 

1.  —  §.  202.  Zu  den  privatwirthschaft liehen  oiier 
D  o  III  a  11  i  a  1  e  i  Ti  II  R  h  >ii  e  n  gehör en  nach  der  oben  aufgestellten 
Begriffsbe.stiniimmg  streng  genommen  nur  die  Einnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  StaatseigeDthiim  und 
a!^^  «lern  Betrieb  von  Staatsgewerben  fliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als Liozelwirthschafler unter  den  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dittgangen  des  priyatwirthschal'tlicben  Concurrenzsystems,  daher 
rechtlieh  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wtrthschaiten,  erworben  werden. 

Dieses  Concaitcnzsystcm  hütigt  in  seiner  jeweiligen  (iestultnnir  freilich  \ireseiiÜic1i 
von  der  Beschaff»' n  he  i  t  seiner  Uechtsbasis  ab,  wclrlie  selbst  wieder  ver- 
äoderUch  ist  S.  Oruitdiegun^,  §.  123 — 125  u.  Abtk  II.  Hier  mass  xnithio  eine 
bestimmte  Rechtsbasie  ab  bestehend  fonasfesetzt  werden:  diejenife,  in  der  Haupt« 
stehe  gleiche,  im  europäisch-amerikanischen  Slaatensystcm  der  fiei;eiiwart. 

Dcmgemäss  musäen  folgende  drei  Voraussetzungen  zutrcUcn,  damit  eine 
Kinnahme  finanzwissenschafUich  als  rein  privatwirtbschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

1.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Prodnction  und  dem  Abtttt 
der  Producte  in  seiner  Eipcnsrhaft  ;i!s  Staat  oder  als  Inhaber  der  Finanzhohfit  zum 
Zweck  der  Einnahmccrzielung  vor  andern  Produccnten  und  Verkiiufern  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  Vorzog  genieseen.  Soweit  solches  der  Fall  ist,  gelMM  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S..  so  nach  Zweck  nnd  finanzieller  Foljre  die  Ein- 
nahme bez.  ein  Thcil  der  Eionabme  ^dcr  „Extragewinn)  aus  gew erblich ca 
lUtralicn  (Finanzmonopolen). 

2.  Der  Staat  muss  die  Thätifkeft  (Anstalt  n.  s.  w.)  wenn  nicht  virklldi  ans- 
si  hli  eäslich  im  finanziellen  Int.Tcsse.  um  eine  fiir  andere  Staatszwerkp  ver- 
fügbare Einnahme  zu  gewinnen,  übcniehmcn  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  mgehen  zu  können.  Einnahme'gebende  Tbätigkeiten  oder  Anstnlieii, 
welch»'  nur  die  Verwirklieliung  von  als  richti?  erkannten  Staaisanfgaben  t»ezW6Cken, 
geboren  daher  nicht  hierher.   Die  Einnahmen  dai-aus  bind  Gebuhren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaus  nur 
von  dem  privat wirthschaftlichoa  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gehührender  Berilcksichtiffun?  der  Narhlialti;:keit  erstrebter  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothweudig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben, 
lüsst  sich  der  Staat  bei  der  finaoziellen  Regelung  der  betreffenden  Thitifk<dt  nber 
von  riner  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staats/werke  mit  leiten  und  verziihtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  orlAngbaren  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  EinniAmeminos  gewissermaßen  eine  (rerhtllltc)  Aus- 
gabe dar,  welche  der  Staat  absichtlicb  im  Öffentlichen  Interesse  macht.  Diebetreffende 
Einnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  priratvirthachaftüche.  So  kann  die  Sache 
bei  dea  Forsten  liep-en. 

In  der  Wirklichkeit  erfllllt  in  der  Finanzwirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatvvirthschaitlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen^  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten, aus  Eisenbahnen,  vollends  ansCanäien  des  Staats 
waltet  der  fiscalische  Gesichtspanct  gegenwärtig  bei  ans  meist  nicht 
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ausschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privatwirthschaftlichcn 
aufzufaHsen.  Sie  küuuen  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
zusammengefasst  werden,  weil  die  Erzielnni::  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirtliseliatriie-hcn  KecbtsordnaDg 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  tbatsäehlicb  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  CanUlen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweek  mit  ist 

Dies  ist  für  mich  dor  enfscIiiiJeiule  Grund,  waniiu  icli  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  i^alJs  bei  dem  ireriugea  Alter  der  betr.  ünternehinunpcn  dn^ 
Kapital  aus  den  Erträ<;en  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen^  Theiie  amortisirt  ist,  diu 
Staats  eist- II  bahnen  unter  den  Anstalten  für  den  I'rtvatcrw^erb  des  Staat»  einreiht 
U  mpfen  bacli .  di  r  <lie  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  n.  dann  unter  das 
(iubuhrcuprincip  stellen  wilU  Übersieht  dias  zu  sehr  §.  37— Sü.  Die  Höhe  dar  Kottteu 
bedingt  «ioeii  westeutlicheti  Unterschied  in  dieaem  Puicte  zwiselien  fiahnen. 
l'hausseon  u.  Telegraphen  (uuirofTihres  Kosteuverhältniss  in  Deutschland  wi«;  c.  500  bis 
600  :  10—30:  1—31).  Was  lur  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  lur  neuii  «  anälc 
^Kostenanschlag  per  Meile  für  ein  grösseres  deutsches  tJanalnetz  schon  vor  l!s70 
252,000  Thir.  nach  Meitzen.  alao  iuimerhin  die  Hälfte  von  T.iinen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  ij.  5}  der  Nordd.  und  der  deutschen  lioich  rfissiing  über 
iStMtscaniUo  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Pancte,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Piincip  nicht  mit  flanctiouirte.  Aehntiche  Anffassatig  der  Staatsbahnen  wie  hei  mir 
nach  iK'i  N.'i^s.".  Tariferhnh..  Jen.i  1S74.  8  P,\  (f. 

I  ruber  war  der  rein  priratwirtbscUaftiiche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  geuaiMitcn .  mitunter  der  massgebende  nnd  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  I  urstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Ife^rel  als  rein  privatwir'tli^'  liaftlich«;  lichanddt  werden  können ,  z.  H.  aus  Staatsberg- 
werken,  Staatsfabrikcu ,  kam  trUher  ötters  der  andere  (iedichtspunct  mit  in  Betracht« 
dass  der  Staat  hier  flelchxeltiir  Mnsteranstalten  znr  Nachahmnni;  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staaisf ilirikon.  z.  IV  U\v  l'or/,ell;iriboreitung-.  älmlioli  einzelne  landwirthschaft« 
liehe  sojr.  Mustcranstalten  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  bloss  privalwirth- 
»ehaftlicheu  Ucsichtspuncte  hdchstDiOglicber  Bentabilität,  sind  aber  doch  huauzwirth- 
tfchaftlich  zu  den  prifatwirthffchaftlichen  EinnahmcqneUen  20  rechnen. 

Demnaeh  kann  man  anch  in  der  Theorie  nicht  ein  Air  aUemat 

kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirtbscliaft- 
liche,  Hondcni  inan  kann  immer  nur  angeben ,  welche  Einnalimcn 
unter  gegebenen  Verliältniss en  als  rein  oder  als  iiber- 
wiegend  oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
wi r th sc  h  a  1 1 1  i c  h  e  zu  behandeln  sind.  Der  Uebergaug  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschafflichen 
zu  derjenigen  annäherod  oder  ganz  nach  dem  GehUhrenprincip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschatüicher  Weise 
betriebenen  Thäügkeit  tlieil weise  nach  dem  (lesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsanfgabe,  >vobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
Teraicbtet  wird,  kann  gerade  hier  (öfters  in  Frage  kommen.  Das 
bt  aber  kein  Grand,  sie  sofort  ans  der  finanziellen  Kategorie  der 
priratwirthsehai^lichen  Einnahmequellen  ganz  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  Ä.  gefreit  r.  SchucTs  Einwände  im  Schi>iiberg:'ächüii  Haiidb. If, 
36  geltend.  Er  meint  „die  blosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnalime  er/iclt 
wird.  ah>o  namentl.  ob  Monopol  oder  nicht,  sei  f.  d.  t'lassiticatiou  der  ött'enti.  Kuikuntte. 
bcae.  die  Einrmhong  dcräcllien  unter  ErwerbseinkUafte  oder  Dicht,  als  massgebeud 
nicht  anz-n^L-hcii".  Ich  L^laii'-e  (]<n^]\.  Dies  rechtlich«'  Moment  i^^  ;u!<-h  das  einzig 
feste  Uatciächeulungsmcrkmal,  die  that:>üchli(  hc  Hcbandluiig  ciuer  Eiuuahuequelic 
tichirankt  za  sehr,  als  dam  man  sich  daran  allein  für  die  Ghissilication  halten  kannte. 

IT.  —  ij.  203.  Im  Folirenden  werden  naebstchende  Einn.iliiiic- 
zweige  noch  zu  den  privatwirth^cliaftliehen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Bachs  (Pr Iva t> 
erwerb  des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  aus  Fcldgtttern  (Domänen  im  engsten  SioDe) 
einscbliesslich  der  Einnahmen  ans  dinglichen  Kechten  anf 
Leistungen  Ton  Privatländereien  (Grniidge  fälle)  oder  anfeine 
Benntsnn^  derselben  (Weide-,  Fischereirecbte  n.  s.  w.),  ferner  aus 
landwirtbscbaftliehen  GewerksTorrichtungen. 

2.  Einnahmen  ans  Staatswaldangen,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

.">.  iOiiuiHlimcn  aus  Staats  bcr^-  und  II  ii  1 1  e  ii  \m  rk(  n ,  ciu- 
sclilic'sslii'h  des  H  a  1  i  u  e  u  betriebs  ,  aus  anderen,  als  mit  Land- 
gütern 11.  s.  \y.  verlmndeneii  S  t  a  a  t  s  e  w  e  r  k  s  a  n  1  a  g  e  u  ,  iua- 
besoiidere  Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  W  o  b  n      1)  H  u  d  e  n. 

4.  Einnabmen  aus  Handels-,  Geld-  und  iiaukgesebäiien, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  \'errnr)gcn  überhaupt. 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  cigenthUmlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Rechnung  t)etriebenen  Einricbtnngcn  des  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  und  iScbifffahrts- 
diensten. 

Die  ürüude,  w;iniui  «lie^e  Einnahmen  in  der  Gesenwart  noch  als  —  rein  oder 
überwiegend  oder  doch  /.upleicb  wesentlich  mit  —  privatwirthscliafiiitjic 
{reiten  liDntK'!!.  \v<  til  n  in  den  Abs<;bnitten  de>  l  'l^.  Kapitels,  wi.'leh'  von  'l-  ii  -  in/'  liicit 
Zweigen  haixieln,  mit  eiArtcit.  Dort  wird  daher  auch  uatcrsucht,  ob  und  wieweit  der 
privatwirthschafUicbeCSettiobtspunct  mitunter  niodificirt  werden  muas,  2.  B.  bei  Waldungen, 
OaD.dtjn,  Rahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  üind  einigen  der  obi<,'en  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweilen  cbeiifolls  lü  den  privatwirthscliaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  auä 
StaatSdtrassen  (Wegegeld  ,  Tel  egraphen,  aas  der  Post  (dcsonders  aus  einzelnen 
ZweiiTcn  d«  ! -i'Uii-n.  \vi(;  /..  H.  aus  der  l'erso  n  e  ii  poM).  aus  der  l'wr  Kechnung  Piivatrr 
urlulgeuden  Münzprägung,  aus  den  Staatü&chulu u  aller  Alt  (Scbulgcldj,  auä 
Btaatslotterien.   Da  jedoch  hier  die  wirthschaftUcbe  Rechtsordnung  für  diese  Ein- 

rii  htiiiii^rfi  l  iijc  atidr  ie  als  die  grwiihiili<-h(.'  dvs  Coiicurroii/syst<Mns  /.u  >r'ui  pflegst,  da 
ausserdem  ans  .siiäter  an/ugebcnden  lirUndcn  der  privatwirthschaftlichc  (ie^irbtspum  t 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein,  »underii  wenigstens  lu 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Kegel  nicht  einmal  wcseutlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mifnntcr  ganz  fortfallen  miiss.  auch  s<-,h(»n  jel/t  wejren  d<T  gcriiiiT-Trn 
Ui'dte  dcä  in  der  Einrichtung  btcckendeii  l\apitaU  —  im  tiogcusau  xu  den  Eiscu- 
babnen.  —  ans  finaiiisicUen  Rttcksicbten  meist  nicht  mehr  iiothwendig  entscheidend 
in  sein  biaucbt,  so  werden  die  genannten  Einnahrooa  hier  zu  der  folgcndoo  s weilen 
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Hauptclaüsc  der  orduatUcbeu  Eionabnieii  geiechnet,  die  meistea  jot/t  mit  Ueclit  za 

duu  (i  eb  ilhr«ju. 

Stein  S.  Aasg.  8.  256  macht  mir  oinan  Vbnniif  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Aus?. 

der  I?au'--oh''ii  Fiiianzvriss.  s«)  wcitlrmfii  (Ji.»  Eist^nbnhncn  Uchandi-It  lia}»i'  ihkI  ilo.  h  kein 
Won  Uber  die  Tolegra|ihcQ  hutto.  Er  hätte  dalfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aiu 
93  Anm.  a,  ersehen  k5anen,  dass  and'waram  ich  die  Tele<;nphie  mit  der  Poet 
unter  dit>  Gobuhrcnanstalten .  nii  ht  unter  die  privatwirthscli  ' i  lioii  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Iliii^i  lit  die  Eisenbahnen,  stelle.  Man  ma|if  diei>*3  Grtlnde  anfi^reifen  o. 
verwerten,  iianu  aber  doch  nicht  iguorireu,  dasa  ich  hier  bestimmten  (irilnden  folffe. 

Der  Umstand«  dass  einig«  Zwoitre,  wie  Telegraphen,  Post,  Mflnze,  geschichtlich 
und  nach  geltendem  Rechte  öfters  soirrn  Ifop:alien  sind,  uOthigt  nicht,  die  Kin- 
uahiueu  aus  i>olch<  n  Zweig>  a  vou  den  Oebilhrea,  wo2U  nie  nach  ihrer  richtigen  iiuau- 
zicllen  Aoffassung  (,r<  hören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  folg.  Abschnitt 

Die  Lotterie  dient  vielfiich  als  Besteucrungsl'orm  des  Spiolgenusscs.  Der 
huanziellc  Gesichtspun  t  soll  abi  r  nicht  I  t  entscheidende  sein  und  er  kommt  «rar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  6ta;it  sich  ausschliesslich  das  iiecht  vurbehalt,  Lotterien 
tu  betreiben,  es  aber  ans  Grflnden  dos  VoUis-  u.  Staatssrobla  nicht  ausObt.  Der  Vor« 
bebalt  ertolgt  hnn  nur  ^eder  aus  Gründen  der  Politik  ti.  a.  w.,  am  Andre  am  Lotterie- 
ijctrieb  /u  veihiudcrn. 

Anhangsweise  kann  man  za  den  fnivatvirUischaftltchen  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einküntte  stellen,  welche  ans  der  Verausscrunic  alter,  abgenutzter  (ie- 
brauch^egenstiiidc  der  Staatsvervaltang  erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartemcnt. 


3.  Abschnitt. 

Ailgcmeiiie  Betraelitiiiis:  der  staatswirthscluittlicheu 
Einnahmen  oder  Aufiatreii  (Steuern) »  insbesondere  der 

Gebttliren. 

Xüherti  im  2.  Bande  d.  Fiu.wiss.  Kap.  1  ,.dic  (iebiihren".  Es  ist  nur  eine  leere 
Fiction,  wenn  Mau  ras.  Besteaer.  S.  SB,  93.  auch  den  Steucrcharacter  der  privat- 
wiith.schaftlicben  Einnalnn»  ii  d -s  Staats  1< .  iKUipfet  aliiiÜr  Ii  ><  }uui  frillu  r  Pf  l  i  ffer  I, 
KL  Danach  soll  z.  B.  dtn*  Dumiiuenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorcnthaltung  vou  so 
und  so  Tid  Morgen  Land  p.  Familie  der  StaatsbUigeischaft  und  daher  wie  eine  Art 
Hiukomuienstcuer  wirken,  iiier  wird  ebottSO einseitig  die  natUrl  iche  Selbstverständlich- 
keit 'Ic«;  bl  11:^1»  i>rivaten  (irundei^'eiithums  anerenommen  als  von  Seite  der  Soi-ialdeuiocratie 
die  aaturiicho  belbstverätüudlichkeit  dus  blo2>s  gemeinsamen  drundeigcuthiiuis.  Vgl. 
tirnndlegung  Abth.  II,  bes.  Kap.  4.  Für  diese  schwache  Areumentatioo  Pfeiffer'« 
hat  der  -(in>t  so  abspreihende  L.Stein  bloss  die  zalinic  Eenierkung:  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  recht  folgen  köuaeo.   2.  A.  S.  Die  der  Pfoiffer'bchuu  alin- 

lichc  Erörterung  von  A.  Held,  Einkommenstetter,  S.  7— S,  ist  zwar  etwas  ?orsichtiger, 
aber  avch  noch  schief  und  zu  Hissdeutungen  Anlass  bietend. 

L  —  §.  204.  Die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  spcciellen  Steuern  nnd  in  die  eigentlichen  allge* 
meinen  Steuern  (Steuern  im  engeren  Sinne). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  speeiellcr  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Aiissrahe  (Kustcnpr*i\  ucation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staat-fli Ki^^keit  in  einer  \tni  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  uormirteu  iiühc  erhoben  werden. 
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üiur  wie  ineUteos  iu  diesem  Werke  üiud  d.  BcgnUübct^ümmaogea  u.  Fonaiiiiiuagen 
der  Einfachheit  und  Idcbteren  Verstindttchteit  iregen  ftlr  die  Staatsfinanzen  ge- 
geben. GtibUhren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selhstvert^altuon^körporu 
vorkoniincn.   Die  erfoideiUche  Umformung  (Verallgemeiotining)  dos  Bogiifl^  ergiebt 

sich  leii'ht. 

Die  Einiialinie  am  den  Gcbtibrcn  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  lanlendcn  Betriebskosten ,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten^  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsqaote  des  erfordeiüeh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  Staatsthätigkeiten,  Einrichtungeo  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  zn  decken.  £io  Uebersehnss  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Stenereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (for  K  a  u'  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
3Iau  fuhrt  incistciis  unter  den  ifidirccten  Sieueni  auf.  objrlcich  sie  ^rrt^s^teiitheils 
direct,  d.  Ii.  vua  dcuijuuigen  gcfuidurt  werden,  der  sie  irag<!U  auU.  Diu  Oebuhrcn 
unterscheiden  bich  von  dca  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  dass  es  nötbig 
ist,  sie  als  eine  be^^ondore  Art  von  Au  Haften  zu  betrachten.  Pnsbciul  wiiil  jedoch 
das  >\ort  Steuern  auch  in  einem  weitereu  Hiuu  genommen,  wo  dann  die  Gebühren 
auch  damnter  begritfen  venicn.  Früher  führten  sie  dfteht  den  Namen  zuf&llige 
Einkünfte,  /..  B.  Sounenlels.  Fin..  §.  112,  IIÜ  II".,  auch  werden  sie  mitunter  Gel'äl le 
genannt.  Die  Neueren  sind  Kau  in  der  neirrilisbe.sliuimuns:  und  Be^rttnHun£:c  di  r 
(iebuhren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiifor  I,  2!>.'),  Lmpfeuhach,  2ii  lt., 
Walcker,  Sclb.->tverwaltung  d.  Steu«--rwcsens .  S.  '> .  11,  A.  Meyer  in  d.  Viertel- 
jahrschr.  f.  Vnlkswiitli^ch  it.  s.  w.  l^iU .  J\.  ^.  H.M-k.  öfl".  Abg..  14,  31-  rJl, 
iStcin,  Finanzen,  1.  A.,  106.  151  11.,  2.  A.  143,  215.  3.  A.  2ü5— 2liti,  Parieu, 
traitü  des  impots  III,  165,  Bäsobrasoff,  impot«  sur  les  actus,  in  den  m6moires  d. 
Pet.  Akad..  B.  X,  Nr.  14,  H.  XI,  Nr.  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  reven. 
|)ubl.  21,  2.'!  fl.  Eintlieiliing  wie  ich,  nur  dass  B  gewisse  Kojrali -n  .  die  ich  /ii  den 
(iebiihreu  rechne,  wie  Post  u.  A..  als  Bcgal  /.u  d.  iiidu>ij.  Kiiiuahuie  »teilt:. 
Knies  a.  a.  ().  lieber  Stein 's  falsche  Trennung  gewisser  Begalien  von  den  GebQhreo 
s  die  unten  l.-I;:.  Bemerk,  und  Uber  U  in  ji  f  •  n  i) a c  h 's  iu)  W  esentliihen  richtige,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Lehre  über  Gebuhren  s.  o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Suhail, 
Abb.  Gebühren  in  SchOnberg's  Handb.  II,  79.  Er  will  den  Gobtthrenbegrilf  ans- 
schlicäblich  an  die  Qualität  des  betrcirendcii  Staatsarts  anknüpfen  u.  nur  von  „Ge- 
hfihn  n"  sf  rorhcii,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  ^■^•rwirklichnng  wesentlicher 
btaai.^^iwcckc  hauiJcU.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  <  l'ebrigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  (iebuhr  nach  den  Kosten  iu 
die  Definition  di  r  fJ  luiliivn  «ezogen ,  sondern  die  Ko^^■In!e(•kn^!r  nur  als  einen  doch 
nicht  zu  läuguoiiden  Zweck  mit  augefulirt  Wieder  etwas  anders  Schäl'flc,  Steuer» 
polit.  S.  52,  454  (T.,  der  von  „Vorwalt gebühren'*  spricht,  wenn  die  b<>trclf.  <)SentL 
ruchtl.  Verwalt. einnähme  „höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltenen  Vcrwalt.- 
acb  berechnet  ist",  d;tn;ber  hinaus  braucht  «  r  den  m.  £.  leicht  irre  führenden  Aas> 
druck  ..Steuergebiih; .  u  ■  uder  „(iebühreustenetn 

Diese  Gebühren  knllplen  .sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  cinzchien  Fallen  nicht  injmcr  leicht  zu  nnterjichcidcudc 
'rhätijrkeiten  des  Staats,  neinüeh  an  die  Ansühuni^^  wesentlicher 
Ilühcitsiechte  und  an  Thäligkeiten ,  welche  au.sZweck- 
ni  U s  s  i  p^k  e i  t  s  fr r tl  n d  en  im  rrfTontliclien  Interesse  vom  Staate 
Übernommen  sind.  Bei  den  erstereii  handelt  es  sich  vornemlich 
am  Thätigkeiten  zur  AusfUhrnng  des  Hechts  -  und  Macht- 
zwecks, bei  den  anderen  nm  solche  tar  Auaftthraog  desCaltnr- 
und  Woblfahrtszweeks. 
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Ad  dicüG  Uutun>cheiduiig  wird  auch  fi'w  <ie>>uiiiciilehrc  passcud  aiigekoiipft 
Der  hbtorische  Staat  fUirt  sich  allerdings  nicht  lu  eine  enjre  theoretische  Formel  und 
zeigt  uauu  tit!i(  h  nicinats  eine  vMII^  Beschränkung  auf  den  Kechtszweck.  £bensoweni|p 
liab.  II  di«!  llnheitsrechte,  welche  wir  von»  Staudpunct  der  (iegenwait  („im  modernen 
btaate")  mit  Kccht  webuntliche  acuucn,  immer  allo  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
histor.  Staate  zugestanden ,  ohne  dass  man  deshalb  den  BegrifT  ,J8taaf '  In  solchen 
Fallen  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen.  (iIoi(  hwohl  ist  es  doch  vollkommea 
beirrundet,  erst  im  entwickelten  (Hechts-  und  <  iiI  tu  r^i  Staat  das  wahre  Wesen  des 
Staats,  den  „wahren  Staat"  zu  erkenneJj.  Zum  Bcgiili  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
dir  Uebernahme  &\U:\  dt  r  Functionen,  durch  welcha  der  Rechtszveck  verwirklicht 
wird.  In  d'T  ^oschichtlichi-n  Er>i  !i<  iiinri;r  des  rnod.  rricn  Staats  liat  sirh  dies  auch 
gcitüQd  gemacht.  Im  Unterschied  da^on  lasst  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
uieht  ofninal  Ton  einer  grosseren  Gruppe  der  znr  VenrirUichong  des  Goltor-  und 
Wohlfahitszwecks  gehörigen  Sraatsthätisrkeiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  si.  h  und  nicht  ebenso  wie  die 
Kechtsfuuctionen.  Die  Vornahme  einer  der  Functionen  aul  dem  /.weiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  voscniliches  Hobcitsrecbt  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegeu 
Stein's  neuen  I?c?n!bep:riir  einzuwenden.  1  A.  S.  i:!J  fl'.,  2.  A.  S.  l'*!  fi'..  H.  A.  S. 
229  ü'.  Denn  in  diesem  BcgriÜe,  wo  die  Ke»iaUcn  „diu  wirtb^chattlichen  Hohuits- 
rechte  des  Staats''  bedeuten  sollen,  wird  unter  Kogal  nicht  mehr,  wie  iu  der  spAtoreii 
Kechts-  und  Fioanzgescliielitt  utid  vielfach  noch  im  heutigen  Kechie.  ein  nutzbares 
kleineres,  t-ondcm  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Uoheitsrecht  ver- 
standen. Ks  ist  vom  St^indpuncte  der  Ue(  htsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  licchts- 
geschichtü  u.  des  positiven  Reehts  Mtis  sk'ich  sehr  willkürlich,  Münze,  Post,  Kisen- 
bahncn.  Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  iil)erli;uii»f  Ke^alien  oder  wirth>rhaftliehi- 
Uohtiitärechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Aussehluss 
aller  anderen  fthnlichen  Einriebtongen  vnd  Funclionen  des  Staats.  Gans  Verwandtes, 
wie  Posten.  Telegraphen  und  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  Ii??  u.  3.  A.  S.  2.13  noch  ebenso  wie  in  dor  1.  A.  sogar  das  ..Kegal"  dcfinirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  K.xisten/.  u.  «resicherte  Or«lnung  als  eine 
ahsolate  il*  u.  allgemeine  Bedinguntr  der  wi^fll^<  Ii  W  «diltalirt  eim-s  Volkes  erscheint 
II.  die  eben  de^shalb  nicht  dem  Zufall  »id.  r  der  Willkür  der  Ein/  Inen  in  ihrer  Ht'- 
grundung  u.  Durchführung  Überlassen  werden  kann,"  «o  ist  es  doch  minde>tens  gesagt 
eine  starite  Uebertreibung,  VoiU  Telogr.,  Eisenb.,  Lotto  hiemach  Regalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig.  Weu'cwesen  u,  vieles  Andere  nicht  elicn.so  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Regalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  dir  ü.  A.  S.  218.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  die  Produciion  (sie!)  einer  der  allgcm.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirthschaft "  Wariiiii  Ideibt  er  dann  nidit  auch  jetzt  nu«  b 
Regal?)  Auch  ^^eradc  l'nr  die  Finanzwi>sfiiselint't  und  j>j>eeiid!  lür  ili«;  (i(  Ijtihrenlehro 
i»t  dieiio  neue  Unterscheidung  Stein  s  von  Kegalien  und  tjebuhrcu  nachthcilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befürwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige,  den 
gegebenen  Verhältnissen  angemessene  Princip  für  die  linanzielle  Kegelung  des  üe- 
buhrenwesens  festgestellt:  ein  niedriges  Maass  der  Kechtsgebuhren ,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirihschaftlichen,  dei jenigen  für  inateriuUo 
Leistungen  des  Staats  überhaupt;  s.  u.,  anch  Hock.  ölf.  Abg.  §.  HA. 

Ueber  die  Eint  Ii  eil  ti  ng  und  Systematik  der  (Gebühren,  mehrfach  abweichend 
VOM  der  Darstellung  ini  Texte,  ü.  Huck,  cb.  'AI — 34.  Umpfenba»  h,  §.  2ü— 41, 
Sergius  K.  3  (▼.  d.  Regalien),  Pfeiffer«  Scaatseinnahnie  l,  Th.  5,  naoientl.  aber 
Stein,  1.  A.  S.  137  (Kegalien;,  154.  2.  A.  S.  190,  (Uegal.),  bes.  S.  226  II.  (Syst.  d. 
tiebiihreni,  3.  A.  S.  229,  2t*.5.  1.  A.  I,  3()s  ff.  Kau,  5.  A.  ij-  2-'  2^6.  Beso- 
brasoff,  rcv.  publ.  p.  24.  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhebung  dos  Unter- 
schieds v.  tazes  u.  droits  regaliens  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
um  die  weson tlicli  e n  Zw  eke  d.  <  Staate  h  nidlr.  d  ier  als  ob  die  ta.vi»  nur  bei  dem 
Kechtszweck,  die  Kegadcn  nur  bei  dem  Wohltahrtszweck  vorkämen.  Schall  a.  a.  O., 
der  am  Kriterinm  „wesentlicher  Staatszweck**  fesihftit,  bes.  S.  81.  Schftfflea.  a.  (). 

II.  —  §.  205.    H a Up t  a  r  t  e  11  der  (J  e  b  U  h r e  u. 
1.    Unter    wesentlichen    lloheitsrecbten    (Regalien  in 
diesem  tSime  des  Worts)  werden  hier  diejenigeo  vcfStand^D} 
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welche  zum  ßegiitl'c  des  wahren  Staats  gehüreii,  dabei"  iliiii  rich- 
tiger Weise  ansschliesslicb  zustehen,  und  deshalb  veuc]niiLsj>i^'  in 
gewissem  I  in  lange  bei  jedem  JStaate,  ganz  allgemein  aber,  :n:s-c 
dehnt  und  ausschliesslich  weoigst^os  bei  dem  entwickelten  Staute 
getunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Tbätig- 
keiten  zur  Aas-  und  Durchiltbrnng  des  Kecbts-  und  Macht- 
zwecks  des  Staats  (§.  33).  Diese  Tbätigkeiten  werden  ans  einem 
allgemeinen  Grande  im  Interesse  der  Gesammtbeit  ttbemommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zn  Gate 
oder  werden  Ton  diesen  besonders  vernrsacbt  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtbeit  Rechts-  oder  Rechts-  und 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahret  (iebflliri  ii  sin  l  ili'^  Abrab"n,  welche  sWh  an  für  Staatsthiitigk':it<'n 
zur  Durchfiihruiig  des  Kcchts/wccks  kiun)len.  ader  einmal  nur  dann  auiUMiheu.  wcuii 
der  Einzelne  wirldlch  aus  triftifen  sachlicheo.  d.  b.  in  der  betreffenden  Staatsiustitutiun 
liegenden  (iriliideii  in  ciii''  rnii  A'i^aVicii  vriliuiiiloni'  IJcrrhrtinf^  mit  ilcr  Sfnntsth'itigkcit 
koiaiut;  i^Uaher  deuü  z.  Ii.  Abgabca  wie  im  Iran/öä.  Kurcu^ii>trcueat  für  die  Autheuti- 
cirnng  des  Datanut  d.  Urkunden  (s*  Hock  a.  a.  0.  S.  24S)  keine  Gebttbren,  aond. 
hohe  u.  lästige  St  iiern  ^ind.  Ebenso  n-eui<>:  sind  Abgaben  noch  (iebiihre»,  bei  denen 
der  Zahleade  keine  (ie^eideisif'itiir  von  der  Staats;^cwalt  empf;ing't:  f^cgen  llorfmaun, 
w'Urteuibcrg.  nuau^rccht  l.  ÜJtlj;  teruor  nur  iu  der  Höhe,  welche  mit  dem  Wenho 
dtis  geleisteten  I)ionsts  fttr  den  Natzniesscr  und  dem  Kostenbetrafe  dieses  Uiensts  rar 
ilen  Slarit  in  i'ini  in  rif  liti^icn  \  orhältniss  strlit.  ^^'inl  rinc  AhiraVM'  iti  amli  r'  M  Fallen 
uder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  ^.  B.  ein  Dicni>t  oder  eine  Ko«4eii- 
rcninacbung  nur  fingirt  oder  der  erstere  bloss  zom  Zweck  der  Einnabmebescbafibng 
aufgezwungen  oder  der  W'ertb  des  Diensts  iibormässig  hoch  an<reschlagrcn  wird,  äo  ist 
die  Einnahme  keine  (i«l»iilir  im  ri<  hti'^en  finan/wiss.ns,  Iialdirh.  a  Sinite  di  >  \Vt<rla 
mehr,  sondern  eine  bei  einer  besondera  Oelegenheit  <  ihub«  iie  «fi^entliche  Steuer,  ubcj 
wdcbc  dann  als  Steuer  /.u  urtboUcn  ist  S.  Fin.  U,  S.  43U  flu  Uber  Vvrk»*lin* 
btistcttoruug  u.  S.  455  II',  über  Bcstcuer.  d.  Ervcrbs  durch  Anfall. 

2.  A 118  Z  w  e  c  k  m  ä  s  8  i  g  k  e  i  t  s  g  r  ti  n  d  e  n  werden  vom  IStaatc 
vielerlei  i  hati^g^vcitcn  übernommen,  welche  einzeln  jcdeufalls  niebt 
zu  den  wesentlichen  StaalJ<aurgal)cn  gerechnet  werden  krmncn, 
wemi  sich  anrli  ein  bedeutendes  (U'fentüehes  Interesse 
an  sie  knüjilt  und  nie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  soleben 
vom  btaatc  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehlreiehe, 
aber  geschichtlich  und  von  Lnnd  zn  Lnnd  mannigfach  wandelbare 
Thätii^^keiteo  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  Woblfahrtsl^rderung. 
Auch  hier  werden  Gebtthren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Bertthrung  mit  dem  Staate  und  den  bezflgltchcn  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  speciclien  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostenersparung)  erlangen.  Die  Gesammtbeit  dieser 
Gebühren  nennen  wir  Cultur-  und  W ohli'ahrtsgcb U brcu. 
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Auch  diese  Abgaben  fall<  ii  uutcr  den  BeKrid"  dar  Uubüht  nur  unter  il<  UM-Ibeii 
Vorausset/wngeii  wie  dii'  I»  lit-m  liülm  ii.  W^Tileii  sie  in  audoren  Fällen  oder  iit 
höhe  rem  Ausuaasä  erhüben,  äo  gelicu  sie  in  üiuo  cigeitUiche  Steuer  oder  eine 
privatwirtiutchafkliche  (Gcwcrbs-)  Rente  fttr  den  Suutt  ttber. 

Bei  vielen  hierlier  goliöriKen  Abgaben  ist  ein  solcher  Ucbcrg:an<f  leicht  möglit  h, 
iiiaiichfach  in  der  Prixis  vorgekouimeii  und  ni  Mit  immer  ri!l«reme in ,  sondern  nur 
Jiach  den  Vei  baltni^isen  des  einzelnen  l  alles  /.n  liilli^eu  oder  7U  verwerfen. 
Man  kann  daher  audt  wieder  nur  für  f;;ewisso  leiten  und  gewisse  iJiiider  an- 
(T'  bfMi .  wr  if  br  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebfthreii 
behandelt  werdeu  sMiUun. 

Das  System  der  GebQlircn  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannten  Ilauptarten  wird  rationeller  Weise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt.  Die  Hcgründuui;'  des  (icbührensysteuis  efchi^rt  daher  in  die  Verwaltungs- 
lehrc,  die  linanziellc  Dureli l'uhi  tmg^  desselben  in  die  spatere  specielle  (jebuhren- 
lehre.  S.  dartlbcr  Flu.  II,  Kap.  1.  bes.  S.  2'.»  II.  Stein  a.  a.  O.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  21!)  fi'.,  3.  A.  20!i,  iibi-r  die  Eniwicklungsgcschichto  d.  Gebühren,  u.  S.  22!i  11'., 
3.  A.  S.  27y  tl.  Uber  diu  liecLtsplIcge  u.  diu>  Gebuhren ttesca.  4,4.  A.  I,  S.  3US  ii'., 
317  ff.)  —  eine  TartreHliche  Partie  dieses  Werks.  Schäffiea.  a.  0.,  bes.  Schall  a. a. 0. 
S,  'Jö  11"..  der  seinem  engeren  (iebtllirenbcgrill'  geni;iss  hier  im  Wesentl.  nur  die  obij^e 
er  Säte  ('lasse  der  (iebiihren,  die  I' '<  !its-  u.  Vcrtt-alt.gebühn'n  behandelt. 

Die  Hechts-  und  Verwuliu  n  irsfebiilirm,  welche  wirklieh  als  (icbUhreu 
ZU  erachten  sind,  Itominen  gemeiosam  niit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
eige  n  1 1  i  c  h  i-  Steuern  sind,  in  Jim'  iiml  in  der  Sprar]]!.:  il-r  <:'-i'-*.Tr  unter 

vcrschicdcacQ  Namen  als;  Kechts-,  Justiz-,  tjerichts-,  Polizei;{eb uhren  (auch 
wohl  -Taxen),  als  Gerieh tsliOSten,VormOf^eüs%insbesondere6clddtrafeni}.s.w. 
vor.  Eine  gleichmässige  allgemein  gültige  Eintheiiung  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
der  Sache  selbst  lit  l*^ en  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die  .Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  juiwureclitÜche  Verhrdtnisse  benihrende  (iebiet  des  Gebuhrenwe-iens 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erliUrt  sich  auch  der  häufi;*;  beuierkbare 
Mangel  scharfer  juri<fi-elicT  Präcision  des  Atisilrueks  in  den  (ie-^et/en  selbst  Di(rs 
rügt  richtig  .Mor,  Kandbeuicrk.  zum  österr.  Gchuhrengeset/.e,  Wien  l'jTü  (Scjiarai- 
abdrnclt  aus  der  allgemeinen  Osterr  Gurichtszeitung),  eine  bemcrlicnswcrthe  Abhandlung. 

III.  —  i?.  20G.  E  r  h  e  b  u  n  g  8  f  0  r  in  vieler  Gebühren. 
Stempel.  In  der  Finanzwissenschaft  bat  Ti<imentlicb  ein  Um- 
stand liDklarheiten  liber  das  Wesen  nnd  die  richtige  EiotheiluDg 
dieser  GebUhrea  veranlasst,  nemitch  die  änssere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Recbtsgebllhren,  manche  mit  ihnen  fälschlich 
zusammengevvorfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebühren 
ans  der  zweiten  Classe  des  GeliUhrcnwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben:  Es  wird  gesetzlich  vor^e- 
sclirieben,  dass  bei  gewi.s.scn  Rerlilinm^en  des  Einzelnen  mit 
Staatscinrichtungcn  und  Thätig:keiten  lür  die  dabei  voi koninioudcn 
Schnl'tbtücke,  für  gewisse  UrkiiiiJcn,  Documeiite  u.  s.  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  \V  e r  t  h  s  t  (Mn  p e  1  versehenes  l'niiiei- 
(,,  S  t  e  ni })  c  1  j)  a  pi  e  r oder  eine  staatliche,  anf  das  »Scbriltstliek 
zu  klebende  und  eveutueli  zu  überschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenptlichtig- 
keit  einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtung  (oder  in 
anderen  Füllen  die  Steuerpl'lichtigkeit  in  einem  bestimmten 
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thatsäehiichen  Fall^  bei  einer  gewissen  Handlang  n.  s.  w.)  ansge- 
sprocben.  Die  Vorschrift  Uber  den  Gebraaeh  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  normirt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
Stern  peltarifGebtthrentarif  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bestiglichen  Schriftstttck  n.  s.  w.,  welches 
den  Beweis  fDr  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatsthätig- 
keit  (oder  tlir  die  Stcuerpilichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  lür 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  dai  über.  Diese  ^jtciupc- 
lunc:,  die  Benutzung  von  Steuipclpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  für  die  ZahUmgs- 
pfiichtigen  einfache  und  bt^jueiiie  Gebühren-  imd  Stcuer- 
erbebungsform.  Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebtthr"  (Stempelgefälle)  ,,Stempel- 
Steuer*')  als  einer  eigenen  Gebtthrenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Stenern,  aber  keine  ,,Stempelgebtthren''. 

Etwa»  Aüusserliclics ,  Uuvcöeniiiclics  wird  bei  der  Aulstclluug  von  „Steaipcl- 
{^obubrun**  m  eiDcm  wesoDtliclion  inaeren  UnterscheidaniKüinorkmal  gemacht  Dies 

/-cigt  sich  auch  darin,  fhss  inaiirhc  (iobuhren.  statt  durch  vnr.v  hrirtsmässigcii  (iubrauch 
vou  Stern pclpainor  oder  Stumpehnarken,  durch  unmittelbare  Einkassirun;;  de« 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  iresagt,  die  Erbebun:^  uiitteLüt  Steui- 
lieb  keineswegs  auf  Hechts-  und  Ver«altung^gcbiihren  beschränkt,  wenn  sie  hier  »Qch 
am  Aeltosffti  tmd  Hätifinsioii  i-t  Sie  liebnt  sich  ihrer  fornn-Ik-n  Vui^ü;:«?  wegen  auf 
immer  m<-hr  (j<-bietr  des  (i<  biihren-  und  des  cit^uutltchen  btouerwesens  aus,  jenes  B. 
bei  d«ii  Pmt-  u.  Tclegraphciiffebnhreri  (Porto),  denn  die  betr.  Mart«*  irt  nichts  Andere«, 
als  1  iiic  Striiipelmark  • .  tli- -  z.  II.  bei  d.  Beste  u<  run'4  v.  Zf  itmi^^in ,  Btichern. 
lU-ochuren  (Krankreicli),  Spielkarten.  Kalendern,  Tabak  (russ.  Handerollenj.ystem  i  u.  s.  w. 
Vgl.  über  England:  Vocke,  britische  Steuern  ..(lebraucUsstcuem  in  Stempelform**, 
S.  24!),  iibcr  Notdamerika  mancherlei  Waarcnstempi*] ,  Uock,  I  in.  .\merika'ji 
S  2(iH  tr.  U  ochscl-,  vielr  Urkunden-  it^onlr.K  t-.  Übligationen-,  Actien-K  ,.Erbscbafts- 
st.-mpel"  u.  r>.  w.,  .sind  keinu  ücbuhrenerhebunjreu,  souderu  Steuererhebungen. 

Kiberee  Ober  die  Erhebungsform  von  (yebiUir«'ii  (a.  gewissen  Steoern,  oameDtl. 
den  sogen.  Verkehi?;st(  II.  r u  in  Kin.  II,  §.  320—324,  Mich  S.  29  4S»  Schall 
a.  a.  O.  S.  bs  Ii".    Kau  l,  <:;.  "231  U. 

Die  ,.Stcm])elgcbuhr*  als  be:iOnderc  Art  vou  StaatseinkUuften  ist  nach  Bo.xhorn. 
di3<iuis.  pulit.  Amst.  ItftiS  p.  'IlH  von  einem  Iloll&aäer  erdacht  worden,  nachdem 
die  (i,;ncralstaateu  cinon  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  dru'  kLinl-  n  uu<i 
doch  einträglichen  Abgabe  gesetzt  hatten.  D  e  Einführung  geschah  lli24  und  erwies 
ttich  bei  der  Menge  der  Vertragsurituodea,  die  in  jeuen  reichen  Land<^  j&hrlich  aott- 
gi  stellt  wiirdeii.  ^^  Iir  eititräglich.  l'er  gen.  Verlas«'  r  r  ihmt,  dass  (H.  (icbuhr  niedrig, 
das««  die  ünbegiiterten  nicht  davon  uetroli'en  werden  u.  dass  der  Ertrag  fiir  die  Staat«* 
käs»*  gross  sei.  Eine  Art  von  Siempelpapier  kommt  zwar  t^chon  in  d.n  römischen 
(i'"ief/.eii  vor  (Nov.  44).  al)er  ohne  Erwähnung  eiu'-r  davon  angeordneten  Bezahlung, 
n  rKiuaiin,  H  itr.  z.  (iLSch.  d.  Ertirid.  II,  :;UU— 310  Einfuhr  in  England  Hi'I. 
i  ra  ikreich  itilü,  Ucsterreich  lUSÖ,  liaiero  16^0.  (Nach  Kau  §.231  liotüu}. 

StempclmaTken  in  England  1^53  (16.,  17.  Vict.  c.  59.  v.  4.  Aog;),  Oesterreich 
V.  V.  *i*5.  Mari  1^54  f.  .  ('zni  nit;:,  Neugestaltung,  S.  14.'»  .  Kranltrei'  h ,  (i  \om 
Ii.  Juni  ^timbre  mobile),  l'reusscn.  (ic^  v.  2.  Sept.  1862  u.  a.  L.  m.  Der- 
jenige, der  das  BIftttchen  anklebt,  muss  seinen  Namen  oder  die  Aafangsbnchstaben 
dfs  S(  hrifistUcks  iulcv  das  Datum  darauf  schreiben  und  CS  dadurch  /um  weiter-n  Ge> 
brauche  untauglich  machen.  In  gowi^Mn  i'iUen  maas  auch  ein  ftttanU.  Beamter,  2.  B. 
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der  Behörde,  wfltbc  das  Scbriftötuck  aussiollt  oder  beglaubigt  u.  s.  w.,  die  Uebcr- 
schieibllDg  der  Marke  rornebmcn.  (Rau.) 

\nmcn(lich  Stein  liat  den  Stempel  als  eine  l)losse  Form  iler  Erhebunj;^ 
einer  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  15^.  Aehniicb  aber  schon  vorher 
Umpfenbach,  §.  26  ft'. 

Von  einer  besonderen  ,. St  emiiclgobulir'.  von  Stejnpclgcfällc  n.  als  „einer 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkomm<ni'1rn  fjobiihrenart"  spricht  auch  Ran 
in  §.230,  2'il.  Stempel  aut  verkauil.  (iegcnstütidc  Zeitungen,  Spielkarten)  siebt  Übrigens 
aach  er  §.  281  a.  E.  als  Steaem  an.  Die  Früheren  stellen  Rau  folgend  meistens 
eine  besondere  St  o  ui  pe  l.< ton  er  auf.  wie  es  die  Praxis  und  Gesetzgebung  noch 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Stein pelsteuer  unter  den  indirocteu  Steueni, 
bei  der  EioDahme  des  Finanzmintst ,  tierichtskostca .  Strafen  froher  bei  denen  dos 
Justizmin.).  Vgl.  schon  Sonneniels.  Jj.  119  fl  .  dinn  auch  Pfeiffer  I,  H4ö  Anm., 
der  den  Ausdruck  Stempelgebühreo  vermeidut,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlich 
verveudet  werde. 

Oninittetbare  Einkassirung  grOsstenthcil« ,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gcrichtn- 
•jrebflhren,  s.  Fin.  II,  5?.  In  dem  östei  r.  Tu  s.  iihor  Gi  hiilin-n  v.  *t.  Febr.  werden 
ausdrücklich  die  unmittelbaren  Uobuhren,  welche  durch  unmittelbare  Einzahlung, 
lud  die  abrlf<en,  velclie  durch  Verwendnog  von  Sterapelmarkea  oder  Stempelpapi  er 
zu  entrichten  siii<l.  unterschieden.  Vgl,  Dessary.  östcrr.  Finanzgesetzk.  S.  ')5.  In 
Frankreich  gab  es  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  .  kein  höheres  Stein  p-lpapier 
als  10  Fr.  ürösscre  Beträge  werden  mittelst  Vidi r mit,'  der  Urkunde  durch  die 
Siampelftinter  als  l>erichtigt  bezeichnet  Es  ist  sogar  unzwccbn  issiu^,  wenn  eine  Al>- 
gabc  stets  nur  in  Stcmpelform .  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  enirirhtet 
Verden  kann,  z.  B.  bei  der  \\ ecbsolbesteuorung.  Im  Sommer  ib'tl  soll  z.  It.  ein 
Wechsel,  gezogen  TOn  der  franzlla.  Regierung  auf  dn  BorL  Haus  mit  l>3  Markra  m 
10  Tlitr.  versehen  worden  sein.  Hier  hOrt  Dttttilich  die  Bequemlichkeit,  der  Zvcck 
der  ganzen  Kitiriehtung,  atif. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge".  — einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anlage-  und  ersten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
kosten od'  r  7'!  der  Verzinsung  (und  Tilgung)  des  Anlairekapitals  einer  ufrentliehrn, 
einzelnen  i'eräonen  oder  Personengruppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  i-^t 
principiell  eigentlich  nnr  eine  Zahlung  von  Gebtthren  in  einer  besonderen  Form 
der  P a  u  ^ e h ali  ru ng  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  schönen  Erörterungen  von 
Neu  mann,  procrcss.  Einkommensteuer.  Kap.  2,  S.  4(i  ü'.  mit  den  dazu  gehör. 
Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  1  in.  II  §.  325. 

IV.  —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  Classe  in  der 
Rechtst  e  rm  des  Regals.  Auch  das  Hecht  der  Vornahme 
einzelner  zum  fM  hiete  der  Cultnr-  und  Wohltahrtstorderang  ge- 
höriger Thätia;keiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten,  wenn  anch  etwa  die  AnsHbuug  dieses  Rechts 
dann  Privaten  überlassen  warde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
sining  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben: 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  yom  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verblirgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  l>loss  oder  v  o  r  w  i  eg e  n  d  i  m 
Interesse   der  liuan/.ielleu  Ausbeutung  einer  solchen 
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ThiUigkcit  btatUiudc«,  wobei  da*»  Hcgnl  wesentlich  zur  Steuer - 
form  wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall ,  namentlich  beim 
Mtlnz-  und  Postwesen  (Mtinzrc^al,  rostregal).  Solche  Kegalc 
wurden  dann  von  den  „höheren"  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  %n  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grnndhcrrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Kecbtsgeschichte  und 
geltendem  Kecbte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitnte  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste^ 
nicht  der  finanzielle  Zweck  fttr  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
fllbmng  der  Regalisirnng  einer  Staatsthätigkeit,  welche  in  das 
GebUhicngebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  uanieutlich  beim 
Post-,  Münz-,  Tclegraphenwcsen. 

Alsdann  erlnngen  die  Kiiinalimeii  aus  Ictztcieu  Eiuiiebtungen 
aller  auch  eine  audere  Stelluui;  im  System  der  Staatseinnahmen. 
Sie  gehören  zu  den  Hinnahmen  aus  Oel>üliren,  wahrend  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Kegaiien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  Vtetraehten  sind.  Das  Staatsvorrecbt 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  regalisirten  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gebühren. 

Leber  ilor»  liistur.  I{i  jrriir  dos  llcRals  u.  sfiuo  Entwicklung  u.  Ober  den  In-ut. 
reclitl.  T!i^;:rill,  sow<jit  er  überhaupt  im  K<'lteiidon  Itt  ciife  noi  h  aii/>uerkt»nnen  ist.  ?iohe 
II  u  1 1 in II,  (itscli.  d.  I  rspriiiigs  dor  U'iual.  1M)4.  (iin<>iiier,  JJcitrüiie  z.  Lfliro  v.  d. 
Hegal.  1S42,  Krau  l,  drundriss  z.  Vöries,  ubcr  I).  i'rivatprht  A.  IS45),  §.  117  u.  IT. 
iQU'  !Iefiaiis/.ii}f.  ).  Ki r !i  b  n r ri.  1'.  htsiiesrli..  Zacliariii,  über  Ke^al.  ii.  s*.  vr.  In  der 
Ztüclir.  für  I>«ul»cbää  Kccht  K.  13.  liöhlau.  do  regal.  nutiuiio  u.  s  w. 
Straocb.  nb.  (Jrttpr.  u.  Nat  d.  Begal.,  Ifi(i5  (kone  Uebersicht  der  LehrmeioiiDgon 
der  Autoren  über  d.  Regr.  K«  ^ul.  wfnii  an  h  -mm  im  Ke,«.uliat,  daüs  es  kciiio  Jurist; 
^on^t^lrtiAM  d.  s  Keüalbejfrills  jri'be  und  geben  kftniu^  und  das  Kejral  uberhauiit  kein 
juri>t.  li  gii.l  sei.  von  zweilelhafteni  Werthe,  (;liend.  's  l'ö/l,  Art.  Kegal,  und 
Laspcvres.  .Vrf.  Staatsmonopnl  im  Slaatsw Orterb.  VIII  und  I\.  Za(  haiia.  I). 
Staatsrecht  4}.  2Ü."J  u.  tl..  (Jerber,  D.  riiiatr.rlit  1.  A  .  hcs.  §.  07.  H.-m'I.  r.  1». 
Privalrccht  (2.  A.  IbGü),  §.94.  Jstobbc,  Deutsches  i  iiv.recht,  2.  A.  Herl. 
II.  %4.  V<rl.  auch  Koscher,  (lescli.  d.  Kat.-Oelcon.  Kap.  (•  (Eindringen  des  wfllscbea 
Beg&lismosj .  )i.  >,  ?>.  H\}  S.  1.">S  tf.  iiber  die  ..licfralw  irthschaft"  als  Zv-ii>rban8tare 
zwiseht'ii  der  mittelalterl.  Domänen-  und  der  moderntMi  Steuer* irthichal't.  Kr  unter- 
licbeidt.'t  bei  den  neueren  Viilkeru  zw<  i  r('ni>di:n  des  Kcgalismus,  die  eine  im  Au- 
schluss  an  das  aiokendd  Doni&oenthiiin,  vesentl.  feadalibtiscb,  di«*  andre  an  das  hftna» 
nalieinie  Vorb'rr^fcben  deristeuern.  w.b<ntl  alisoluti>tisrh ;  brner  vier  (iruppen :  L>  Ii*  ns- 
Kel'aJle.  die  möuln  h:>t  ausgebeutet  wurden;  Krkiuruiig  aller  herrenlo:>er 
iljoter  —  weit  irefasst  —  als  Krongut;  Bezablaniren  fQr  die  eieren  e  polft 
Thii  t  i  f;k(?it  der  Ke-rieruni^c  (mit  »ielcn  gi-bubren  artigen  Abgaben;  (n  flrerb«> 
u.  Ii  an  de!  si;  •  ^.  Ii  .lit  e  (hs  Staats  (Monopotf,  alH<r  auch  manchen  venMlii<>dcn'' 
artig.  (ii  >i<  hispunrt.  n  erwadisen  . 

Höchnt  abweichende  V<.rst<  llung<*Q  der  jUtemi  Poblieiston«  aber  kaum  gerinv<M>  ■^ 
A'i«' i?i:iridi'ri:«'beii  auch  noch  ib:r  heutigen,  wi«-  Slrauch's  Schrift  /  irf'  KlockS 
Wurt  de  ai-nuiv  S.      d.  2.  A.,  n  iralia  vero  quar  »int  fix  deliniri  |MJtcrit.  gilt  einiger- 
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ma&sen  auch  heute  noch.  Die  Aelteren  nebuieu  zahllose  liegalieo,  d,  Ii.  Torumlich 
nutzbare,  an,  so  Matthaeus  do  Afflictis  125,  Ohassaueii«  Petriia 
Antonius  de  Potra  i^^ar  Klock  S.  107.  Vgl.  Bcrgriiis,  Magaz.  ATt.Rcffal, 
Vll.  242,    (Kau  §.  It'.fi  Nof^'  uK 

Auch  dia  «eueren  Juristen  äimt  nulit  cinuial  iibcr  die  Zahl  der  früher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Resralien  anzusehenden  Rechte  des  Staats  eini^.  Während  dio 
Kiiicn,  wie  Brsc.  jcr  a.  n.  ( ).  S.  HOD  den  Hcirrifr  der  Regalien  „auf  •Wf  Ii-  r<ri'1)rai'liten 
oder  lcstge:>tellten  Arten  bcächrüukcDf  ohne  da:>s  eiue  Ausdubuuug  dcäscibeu  auf  ver- 
wandte Verhiltnisse  durch  die  wlssensch.  Doctrin  zulXssi^  erscheint**,  daher  Eisenbalinon, 
Telegraphen  nicht  zu  den  KejS^alieu  zählen,  geschieht  di  <  von  anderen  wieder,  so  von 
Keyscher,  Zt^ichr.  f.  D.  Kerht  T^.  ].»,  S.  24:!  tW,  eb.  B.  19.  so  noch  nencrdinps  in 
Betreif  der  Telegraphen  von  >leiH,  Tclograpbeurecht,  Zür.  1S71.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  far  die  Fioanzwissenschall  von  dea  Uechtsliistorikern  und 
Juristen  Kaths  zu  hf»liMi  Khfv  den  jnri^t.  Kegrill  des  I Jemals  zu  irgend  einer  b(.'stiminten 
Zeit  Um  so  weniger  katin  uns  die  verwandte  Di;»ciplin  einen  klaren  finau /.wissen - 
schafUichen  Begriff  des  Uegmis  bieteo.  Dies  erkannten  schon  die  Gameratisten  des 
vor.  Jahrhnmlcrts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckendorff)  Justi.  Kinan^^systcm  §■  2(>2, 
Staatsvirthschaft  II,  §.9.),  1>7.  Borgius,  Magaz.,  VII,  211  fi.,  Sonnenfels, 
Fin.  §.  ]0b,  welcher  letztere  iu  110  klar  trennt:  dujcn.  Kegalieu  ,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  n.  Abgaben  o.  nach  aligcmeiuen  (SrundsALecn  der  Stouera 
zu  v<  rn  alten  sind  n.  die,  weJche  als  Holfstheile  zur  Bef&rderuug  der  Polizei  o.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begritl  der  Regalien  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdruck 

in  Reichsgesetzen  zu-  i-t  im  12.  .1  ihrbund.  vorkommt,  so  im  Worinser  Concordal.  für 
d.  Tcmporalifn ,  diu  ilcii  Iii-  Ii  -i  n  vom  Kaiser  vcrliclion  wordcti  Peitz,  leges  II, 
p.  TG,  ti9,  so  auch  Strauch  a.  a.  u..  S.  1  fl'.,  Beselcr  S.  35>'.  dann  in  der  Cunstit. 
Frieder.  I  de  regalibus  t.  1158  (Pertz,  K.  p.  III)  far  die  kais.  Befugnisse  in  Ober- 
iialicn.  ilic  andere  IVt^oncn  nur  durch  Belehnung  oii mur-n  konnten.  Sparer  entwickelt 
s>ich  der  Begiill  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschhind  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherm)  zu- 
stehenden Kechtc  (einerlei,  ob  wescntl.  selbstverständliche  Ausfltisse  der  Stastsgewalt 
oder  ob  nnf  bosond.  Thatsachcn  im  cinzelic'n  Staaf.^  bcnihonde  Ke<  lit.»  v<'^^landen 
werden,  su  allgemein  in  Deutschland  im  IH.  .lahrhunderL  Die  AbschwUchung  der 
kaiserl.  Gewalt  brachte  nur  zu  dass  die  Territorialherren  die  meisten  Kegalien 

an  sirli  zidi-  n  kiuinten.  So  vrnr  lange  Zeit  Kogal  und  Hoheifsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gchürtea  aber  namentl.  auch  gewisse  Üscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  ^S.  Roscher  a.  a.  0.  S.  15H — 16l>.)  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  rOm.  Fiscalrochts  hat  zu  dieser  Entwicklunfr  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  cnee  Zusamm«Miliang  oder  das  vol'i^ri^  Zusammenfaiii  ii 
von  Landeshoheit,  Lcheusherrbchatt  und  (irundhcn^chul't  der  Verbindung  sulcher  tinan/.. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geldstet  Vom  16.  Jahrh.  an,  wo  der  Staatsbegriir 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Thcori'^  ii.  PrnAis  allifiTiÜg  cin«'i 
Trennung  der  bunten  ^lannigfaltigkeit  von  Kechtcn  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
welche  unter  den  Namen  Kcgalien  zasammcngofasät  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Regierungsrechte,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gefasstent  Bcgrilf  des  Staats  liegen  (wie  Zieglcr  In  i  Stmucli 
1.  c.  de  jnr.  maiest.  tract.  IG&l  sagt:  jura  quae  gubcrnationem  et  statum  ipsum  rcipubl. 
concemant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tnng  fcoinmoda  et  cmolumenta,  <|uao  ex  bonis  publicis  ....  ju  r<  ipiuntur ,  ders.), 
niedere  nder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  „die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hobeitsrechte  von  den 
zof&tlig  erworbenen  fiscalischcn  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
si<>  auch  ein  Privater  besitzen  krtnne'*  nur  oÄuf  der  Conse«[uenzcn  der  Entwickjting 
des Souveranctiitsbegritlä  gegen  Schiuss  d'-s  Mittelaitci-s  war.  zeigt  (lierkc,  (ienossensch.- 
recht  m,  62S  (1881). 

l'nr  jene  wesentlichen  TTrdiri tsrechte  kam  der  An'^dnick  Kegal  dann  all  mal  ig 
mehr  und  mehr  ausser  Gebraucht  sodass  Wissenschaft,  (iesetzgebuog  und  Praxis 
untaf  Regalien  schlechtweg  nutzhare  oder  Finanzregalien  verstanden.  Haan  ge- 
hörten nun  bes.  zwei  Classen:  grundherrschaftlirh<',  welche  Beschrilnkungen  des 
Iiriraten  Grandeigcuthums  in  ausschliessenU«'»  R<foliteu  de^  Staats,  g«twisse  „herrenlose" 
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Sachen  in  Besitz  zu  nclimcn.  cntlialtco  (Vom  ältesten  Rechte  nicht  ireUnnt,  uaincntL 
B«rg-,  Sal/.-,  Forst-,  Ja;^d-,  rischeieirag^)  and  gewerbliche  Keßralicn  {bes.  Post 
und  Münzo.  fruhiT  /ulilreiche  andore.  ^rhr  vfirschiedon  in  den  fiii/oliirii  Ländern). 
Die  genannten  sind  die  ein/igen  Kegaiien,  weiche  neuere  tiermaDiüteii ,  wie  Bcscler 
8.  800  als  eiireiitlicli  natzbare  Be^atien  des  (bedinirt)  (j^enelDen  Rechts 
anerlienueii.  wälireml  sie  allgcin.  Vorrechte  dt-s  l-'iscu>  auf  •  iblos«'  Guter  u.  s.  w.  von 
den  Beiralien  ausscblicssen.  I)atri>tr<  u  iiit  der  Begritt  der  natzbareo  Regalien  vout 
Gesetz  (so  im  Preass.  Allg.  L.  Kecht  Tbl.  II.  Tit  14  §.  2t.  U)  wohl  weiter  ge- 
fasst,  so  dass  das  Natzongitrerht  der  im  gemeinen  Eigeuthum  <l<>s  Staats  stehendea 
Land-  lind  Heorstrasson .  d-  r  von  Nattir  schiffbaren  Ströme,  d»»  Ulers  des  Meers,  di-r 
Haien,  ferner  das  Uecht  auf  alle  Anen  bcrrenioscr  (iuter  (rerlassener«  crbloscr  u.  w.), 
das  Recht,  verwirLle  GQtcr  einzuziehen,  Geldstrafen  aulbciilefiren ,  Abzugsgelder  sa  for- 
diTn  iPrenss.  Landr.  a.  a.  0.  2.!\  endli'  Ii  mitunter  noi^h  weift^r  ZmII'-.  Geleitsgclder, 
Sportelu,  Stempel  u.  s.  w.  unter  den  Regalien  Ijegritlen  sind.  Dass  diese  Regalien 
7.am  Staatsrecht!.  Beiirriff  des  Domaniams.  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammerein- 
kiiiift'  n  gehArteo  u.  der  Einwirkung  der  Landstüudo  entzogen  war<-ii.  Itat  abermals  nur 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansirht.  n  uh-r  Kctralitii  als  Einnahmeart  gestoiircrt.  weil 

d.  Stüuercbaraclcr  sehr  vieler  nun  roii'  uclü  vcrlianiit  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  dÜ'euti. 
Recht  Öfters  auch  wieder  die  Kegalien  den  Eigentbomsrechten  am  werin^nden  Yer^ 
mögen  (Domänen  u.  s.  w.)  wie  atiilererseils  dem  Reclit.-.  Steuern  aiif/.ulesren .  aeircn- 
Uber.   (Vgl.  f.  die;»e  historische  Darlegung  bes.  Strauch,  Pözl,  Beseler  a.  a.  O.) 

Aach  Rau  wie  die  Camoralisten  des  ror.  Jahrh.  sah  dalier  ein  166  d.  &  A.K 
dass  dieser  rechtsgeschicbtL  n.  positirrechtl.  Begriff  Regal  für  d.  Finn&t* 
wissen »e  h,  sr  h  I  e r  h t  e  rd  i  n gs  un  brau  e  h  bn r  ?ei.  ersetzte  ilm  ilun  h  Jen  finanz- 
wissenschaftlichen:  em  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Üe/ug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  btirgori.  Nahrangssweigen 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Rifjale  die  Berg-,  Sal/.-  ii.  Salpeter-.  .Ta^rJ- 
u.  Fischerei-.  Mqoz-,  Tabak-  u.  and.  (icwerks-  u.  Handels-,  Pcföt-,  Staatsciseabatui-. 
Kibr*  u.  Fldas-  a,  GlQcksspielregale.  Aber  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  0.  Jtbr  erkannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungs zweck  der  anderen  Regale  wieder  übersehen,  was  ich  jetzt  durch 
Einreihung  der  erstcreu  Regalien  unter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebühre  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  n»  Stein 's  Auf- 
faii.sun:?  kein  s^  hr  jrrn«ser  I  nf«  rs>  liieil.  mir  das^  ich  glaube,  den  neuen  Stcin'scben 
Regalb^iii  n.  damit  eine  selbstständ  Ige  Einnah  meart  der  Regalien  im  Ein- 
nthmesystem  der  Finanzwissettsebaft  gegenwärtig  fast  ganz  rerwerfen  ntid  di« 
Stcin'scben  Regalien  unter  die  (tebührcn  (Münze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  anter  die  Stenern  (Lotto)  reihen  zn 
müssen. 

Die  FiiiJinzwis.scnschaft  muss  daher  vor  der  Vermcnf^un^ 
der  Fiuanzrcgalien  nnd  Gebühren  warnen.  Ueber  äusseren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
beiten  ttbersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  StaatsthätipVeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  anssr  hliess  Ii  ch 
f orbehalte iie  anknupit.  Aber  weder  erfolgt  diu  Th<iiigkeit  hci  dem  l-'iiKiiure^ul  zu 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  (iobuhr,  noch  beruht  das  Slaatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung (l<-r  Tli.itiL'ki'it  beide  Mal-«  auf  ilem  i:l--ieljen  inneren  firiiinle.  Die  mit  (le- 
buhren  verbundene  Staatsthatigkcit  ist  Verwirklichung  der  ei  ;i  entliehen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Pinanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittet- 
beschaffung  fftr  die  Ausfuhrung  von  Staatszwecken.  Das  ausschlics.sliche 
Recht  d<3s  Staats  dient  dort  zur  ix-sseren  Verwirklichung  der  Aufgabe.  Kier 
zur  Er^ielung  einer  höheren  Eiuualinie:  hat  dort  einen  politisch cn  (volks- 
wirthschartlicheu ,  culturlichen,  socialpolitisehen),  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zwc  k  ri'  i  'Ii'  - nriiM'lviT-M  1ii<'il'  iile-it  kann  der  /ufällige  rni>(an(l.  ilas^  (irlnihren- 
zweige  wie  Pust,  .MiUize,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  gdtcudcu  Finanzrocht 
zu  den  Regalien  g<*hOren.  so  wenig  für  eine  Zosanmenwerfting  mit  den  etgentliclien 
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Finaoz renalen  und  für  die  Verkennniig  des  walnen  Steuorcbmcfers  der  letzteren 

sprechen,  als  die^^dic  äiissorc  Aehülicbkeit des  Okonomisch-tecbniscben  Moments  in  bei- 

den  Eiarichtiini?t?n  thtm  darf. 

V.  —  §.  ^08.  Finanzwißsenschaftliche  Aufgabe  im 
GebUhrenrcchfcc.  CrebUhren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtangen  und  AnstalteD  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zam  Zweck  der  Aus- 
ftlhrong  Ton  Staatsanfgaben  nntemommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersnchen  sein,  ob  und  wieweit 
ttberhanpt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  gr((sserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  ans 
solchen  Staatscinrichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  ci^^entlichen 
Steuern  gedeckt  werden,  wie  ohneliin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staa!ölei{?uingcn  (nameiitlicli 
für  Recht^ssieherheit  nach  Aussen:  Heer  und  Flotte).  Hier  weieht 
dann  das  GebUhrcnprincip  dem  „Princip  der  reinen  Ausgabe" 
(§.  201). 

Die  Entsclieidunf2f  liierüher  wird  im  oiiizcliicri  Falle  notliwcndig  immer  uiit 
iiiickäi  ch  t  auf  die  jeweilige  Fina  ii/.l  zu  tiellcn  sein,  also  ob  andere  Auä- 
giben  fortf^rfallcn  sind,  sonstiije  geeignete  Dei  kiiinismittel  zur  VcrfUgong  stehen  ii.  s.  w. 
Aber  schliesslich  uuiss  liii^  Kiitsclieidunn-  (KmU  nicht  vom  f  i  n  .i  ii  /  i  el  1  e  n  flcisirhfs- 
pUDcte,  sonderu  voa  den  richtigen  Aut'ordurungcn  der  politiachcii.  socialen,  volkswirth- 
schaftlicbon  und  Oultor-Intoresson  abhängen.  Das  flnaozielle  Interesse  rechtfertigt 
gegenüber  dem  ah  uianirelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höth>tcns  eine  Vcr- 
zriL'^ei  ung  einer  nothw  •ndi2:on  If 'form,  einer  Erniässiirnnir  oder  selbst  Beseitigung 
dos  fiebulirenwcsens.  Es  uius:)  aber,  wenn  jene  entscheidenden  Interessen  fiir  eine 
solche  Keform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldi^^o  finanzielle  Durchführbarkeit 
der  Massregel  hitige>irebt  werden,  so  also  iinTneiitl.  in  den  wichtitrcu  l'rillen  der  l\eeli;s- 
und  Verwaltungsgebühren,  des  Wege-  uad  Wasscrgelds,  der  Post,  der  MUuze,  dc8 
Schulgelds  u  niederen  Schulen  u.  w. 

Hieraus  ergieht  sich  anch  fUr  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satZ)  dass  die  Lehre  von  den  Geb  Uhren,  ehenso  wie  diejenige 

von  den  einzelnen  Gegenständen  des  Finanzbedarfs,  nach 
ihrer  iiauptseite  nicht  in  die  i  i  n  a  u w  i  s  s  e  n  se  Ii  al't, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tungslehre (einschiiesslieh  der  Volkse  wirthschaftspolitik,  in 
Betreff  der  Kccbtsgebllhren  namentlich  in  die  Justizvcrwaltiings- 
lehre)  geluirt.  Denn  die  l*>age,  ob  und  wann  überhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spStere  Darstellung  der  G.  btdui  nl-  lue  /n  beaehlen.  Au<  h  die 
-Uebcrsicht  und  Besprechung  der  eiuzeloeii  ücbühreu  gehört,  wie  die  der  cinzclueii 
Ausgaben,  mehr  aor  Pinwizstalistik  als  zur  Finanzwissenschaft  und  Kiuanzpolitik. 
8.  Fin.  II,  Kap.  1  u.  eben  S.  39S,  Einl.  zu  Kap.  2. 

A.  Wagaer,  FlnanzwlMonscbaft  1.  S.  AvS.  32 
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Leider  zei^  die  Finanzgescbiebte  und  der  gegenwärtig  Zu- 
stand des  Gebohrenreobts  in  den  meisten  Gnltarstaaten  ein  ganz 
nngereebtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter- 
esses im  Grebttbrenwesen.  Die  Grflnde  dafUr  liegen  wenigstens 
zQm  Tbeil  mit  in  der  recbtsgescbicbtlieben  nnd  pösitir-reebtiiehen 
VermcDguDg  von  Gebtlbren  nnd  Finanzregalien.  Die  An f gäbe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  A  n  - 
forderuiigen  der  Tolitik,  insbesondere  derSocial-,  Volks- 
wirt hschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1  Es  muss  zwischen  Gehuhren  und  Finanzregalien 
streng  unter  schieden  werden. 

2.  Die  Geb tthrenpiiichtig keit  von  BerUbrangen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatstbätigkeiten ,  £inriob- 
tungenn.  s.  w.  ist  genan  zu  begründen  nnd  zu  begrenzen. 

Die  Ausilolinung  der  Gebubreopflicbtigkeit  auf  unpassende  Fälle  ist  anbedingt 
zu  verworfen,  also  d.i.  wo  von  einem  boson<l<  r<  n  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsthaiiglicit  oder  von  ciucr  besonderen  Kostenrerursacbung  durch 
den  Einsreinen  gar  nicbt  ernstlich  die  Rede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kosteninachnng 
in  solrlim  Fallen  ppanz  iinbedeutend  sind.  Oh  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welche 
als  Gebuhr  zu  vurnrerfen  ist«  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rcchtfertigea 
ist,  muss  nach  Gesicbtsponctea  der  Besteoerongbpolitik  entocfaieden  werden.  8*  Fin.  II, 
439  ff. 

3.  Fflr  die  Bemessung  der  Hobe  der  Gebttbr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesichts- 
pnnct  der  leitende  sein,  dasB  der  Staat  die  bezfiglicbe 

Thätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
mein en,  öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkeit  dem  Kiozelaeu,  welcher 
yen  dieser  letzteren  einen  Kotzen  zieht,  nicht  TeUstiodi^  angerechnet  m  worden,  denn 

Andere  (Alle  oder  die  (iesammtheit)  sind  an  dieser  Kutzcngcwährung  zu  Gunsten  des 
Einzolnrn  doch  immer  mit  interessirf  und  ii'  lunen  in  Folge  der  ..geaellsclialtlichen 
Zusduiiuuiihängc''  sozusagen  mittelbar  duiaa  ihcil.   Je  mehr  letzteres  der  1  all 
desto  niedriger  darf  die  tiebttlw  angeietit  werden  and  nmgekeliit  8.  MShenn  in 
Fin.  II,  §,  817—319.  — 

Hieraus  ergiebt  sieb  aueb  die  E^el  fttr  den  Uebergang  der 
Gebttbr  einerseits  naeb  Oben  in  einen  soleben  Satz,  welcber 
dem  Staate  eine  Tolle  privajiwirtbsebaftliebe  Rente  ans  der 
Tbfttigkeit  (mitoater  selbst  nocb  darttber  binaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  naeb  Unten  in  einen  so  ge> 
ringen  Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezöglichcn  'riiiiti^koit  aus  allgemeinen  Einn;iliinen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebllhr  verzichtet  vnrd: 
die  letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von  Sätzen  von 
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einem  Minimum  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maximum  und 
geht  in  einen  vollen  priyatwirthscliaftncben  Preis  über,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ausübung 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  übersteii^t  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  i>t;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  StaaUihätij^ktit  til)erh!Uii)t  nothwcudig 
gemacht  hat  fFiri;iii/.|)rincip  bei  Criminiiljustizkosten,  liei  chicanö.^en 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Frincipieu  fUr  die  Höhe  der  GebUhreusätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  speciellen  6e- 
bObrenlehre  darzulegen  sind.   (Fin.  II.  §.  318.) 

Vgl  die  in  einer  Hinsicht  sebr  ähnliche,  in  amicrcr  grundrcrschicdcnc  Äuf- 
fasslina:  von  Stein.  2.  A.  S.  215  ff.  Er  sagt,  die  Höhe  .icr  (nlinlir  könne  weder 
nach  dorn  U  urth  der  Leiätuu^;  t'ur  den  GubUhrenpllichti^-en,  uuch  nach  den  Kosteu  der 
AasUbang  der  Leistong  bemossen  werden.  Wäre  dies  richtig,  obirobl  ja  die  Schlierige 
Icoiten  im  einzelnen  Fall  nicht  tu  verkennen  sind  iiiul  nussste  deiniiK  h  ,  wie  Stein 
behauptet  (S.  21 7>,  die  Gebühr  iuimer  dea  Charactcr  der  Verkehr^iütcuur ,  also  der 
eigend.  Steuer  haben,  so  fiele  der  woBentliche  UnterBchlf^  zwischen  Gebühren  u. 
Steaern  ganz  fort  u.  damit  die  Gebühren  als  selbstständ.  Einnalimttgatiung.  §.  209  n.  ff. 
Alles,  was  Stein  übrigens  hier  u.  an  anderen  Sttlli  ii  der  (p  biilirenlclire  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seine  Regalien,  weshalb  auch  deshalb  die  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebtihn-n  willLohrlich  erscheint  und  auf  einer  Ueberschätzung  einiger 
ganz  moderner  Vcrkehrsgestalfiing^^'n  bi  ruhen  möchte.  Stein  hat  ilii»  Einwände,  welche 
ich  ihm  in  d.  ti.  Ausg.  von  Kau  machte,  uicht  beachtet,  aber  auch  uicht  zu  wider» 
h^n  vennocbt  S.  anch  die  trefllichen  Ans^führangcn  Scbrtfflc's,  SteoerpoliL 
S  477  tt'.,  worin  ich,  wie  in  di-n  weiteren  Bemerkungen  S.  5üS,  51 1  II.  nur  das  Zunick- 
gehen  auf  die  ältere  At)tri\»sini<^  verkoh^^steuerartigor  Abgabeu  ah  GobUhreu  nickt  für 
richtig  halte.    Vgl.  ferner  Schall,  a.  a.  O.  S.  82  IF. 

4.  Abschnitt 
Allgemeiue  Betrachtung:  der  eigentlieheu  Steuern. 

IMesclbe  heschrfinkt  sich  auf  eine  vorl&ufigre  allgemeinste  Orientirang  Uber  den 

Gegenstand  aus  dem  in  diesem  Kapitel  uberhaujtt  leiten(l<  m  li(.^[iiiiict  il<  r  Fest- 
stellnn^  der  Terminolo£;ic  und  d^r  Classification  »ivr  ordentlich*;!!  Einnahmen. 
S.  jetzt  die  uuifuaseüdo  „allgemeine  Stcuci  lehre  '  in  Ii.  II  der  Fin  wiss.  S.  150  If., 
166  £  bis  Scblnss  des  Bandes. 

I.     §.  209.  Die  zweite  Hanptart  der  staatswirthscbaftlichen 

Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwaiigsbeiträge 

der  Einzelwiithschafteu  (Kiiizelneii)  yaw  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveiäne- 
tät  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostencrs'atzc  der  ffe- 
sammten  Staatsleistuugen  nacb  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden. 

SJ2* 
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Dies  ist  der  Be;;rifr  der  Stenern,  wenn  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zwcrk  ins  Auge  (^cias^t  wird  Sull  die  Steuer  gleichzeitig:  sociaipo litischca 
Zweokoii  dienen,  d.  h.  in  diejenige  Yerthcilung  des  VollkSeinkouimens,  welche  im 
priralwirthscbafUichen  ConcurrenzsyMem  vor  sieb  geht.  rii:ulireud  eingreifen 
(§.  21),  so  uuiss  (He  BcgriHsbestimmung  etwns  modilicirt  und  eine  llinwcisTin«  auf 
diesen  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenoaiincn  werden.  Die  Steuern  sind  dann  Zwangs- 
beitrSfre  der  £inzelwirdi8cballeii  iheils  sdt  Declniig  der  alif  emefneii  Staefaansgtbeii, 
theil^  /in  Hcrbeifuhruiis  einer  veränderten  Yertheilung  des  Volkseinkommenb. 
Irgend  erheblichere  Erbschafisstcuern  und  ?cwi-sc  Verkchrsstcucru  haben  /..  B.  diese 
Wirkung,  aach  venn  sich  die  Gesetzgebung:  dessen  nicht  klar  bewesst  ist.  Die  Kocht- 
fertig uniT  dieses  soc  ialpolit.  Zweckt  der  Bebtcue^un^^  liegt  in  den  Ausführungen  des 
§.  27  und  allgemeiner  in  der  in  der  ..(liiiiullt  fjTin;?".  h<  s.  t.  Abth.  Kap.  2,  §.  — 
tl4— lUT,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abth.  Ii  näher  entwickelten  u.  iDOtirirtca  Auffassung. 
Weitn»  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  398.  S99.  in  den  Abscbn.  S.  299  iT.  aber  AU- 
gemeinlioit  v.  r;icii:]ini.lH>igkeit  der  Besteuerung.  §.  4T(?  )!'.  fn,  stftii^r.  d.  ronjanct- 
gcwinno).  §.  4^2  U'.  (£rbsch  st.)-  £ine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffas&Qog  bei 
Uelferich.  alig.  Steuerlehre  in  Schönber^^'s  Handb.  II,  114:  dairegen  mein  Avf^ 
ebradas.  S.  259.  Eine  besondere  Widerlegung  II.s  scheine  mir  üIh  rflüssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  unnöthig  weitläufig;  u.  in  zweiiacher  Beziehung  aoch 
falsch.  Denn  einmal  gehört  das  Gerechiigkeiisposiulat  der  Steuerverthcilung,*  die 
Glelchmüssigkuit,  nicht  zuoiBeirriff  der  Steuer  o.  sodann  ist  der  doch  wenigstens 
Hirif^^liche  und  öfters  thatsächliche  Zw.  ck  der  Steuer  nicht  immer  nur  „die  Be- 
friedigung der  allgem.  öiientl.  Bedurfnisse,  wenn  ond  soweit  die  junnahmeo  aus  dem 
privatrechtl.  Erverb  n.  s.  w,  d.  aos  deoj.  Offenü.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  sondern  event.  eben  ein  Ei  ngroifun 
in  di  •  j  riv.  Verninjrensverhältnisso.  —  üeber  die  Bcirrifrsbestimmun;^  der  Steoem  s. 
auch  A.  Heid,  Eiukommenst.,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  uur  70a  einem 
Zwang  des  Staats  geirenuber  seinen  Dnteithanen  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vi(;lfach  iiutli wendige  und  verbreitete  —  BesteoeniBg  Fremder  nusschliessen  vttrde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ueber  das  Wort  Steuer  bemerltt  Kao  §.  247  Anm.  nt 
St  euer,  ehemals  Sture,  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stütze,  Hilfe;  daher 
Steuerru'lr  r.  —  zur  Steuer  dor  Wahrheit.  Enirila  stiura,  Schutz  der  Enrel.  hfi  *Mt- 
fried.  virl.  llulhiiann,  1  iiiaiizucai  h.  drs  Miltclaltcji ,  S.  146.  [S.  auch  Waitz,  D. 
Verf.i  ^Illl^'^<j:<■sch-  It.  (2.  A.).  500  über  stcova,  stuofuj.  Aehnlich  aide,  adjntoiiom  in 
I "nnkreich.  —  Abgabe  hat  öf'tiT-  >  ine  all'^i  iiieiii' r--  Bedeutun}?,  indem  es  jede 
dauernde  Entrichtung  anzeigt,  z.  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Veibaude,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  ^ebc  daher  Prirat-  nad 
Staatsabiiabeii ,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  [\i&c]\  Hau)  Auflagen.  Yffl. 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  riii.  S.  55.  — ■  Imput.  imfiosifio  kommt  mit  AuflaL'-f^ 
uberein.  Xributum,  coutributio  druckt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Staatsausiiabea 
aus,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steacrfordemog/^  ^ 

Das  Unterscheidungsnierkinal  zwischen  Gebdhreu  und  eigent- 
lichen Steuern  (im  Üblichen  Sinne)  lic<;t  in  dem  Moment  der  spe- 
ci  eilen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckunp:  besonderer  Staats- 
leibtuugcn  und  der  generellen  Kutgeltliehkeit  und  Kostendeckung' 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungeu.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  üntersobiede 
der  Grundsätze  ftfr  die  Autiegong,  Höhebemessung  and  i&Dere 
Einrichtung  des  GebUbreDwesens-  einer-  nnd  des  Steaerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Gebühren  ist  daher  der  leitende  Gesichtspiinct  für  die  Erhebiinf  und 

die  IImIic  wenigitons  das  Bestreben,  /wischen  dem  Worth  einer  einzelnen  Staati> 
h-iitong  für  den  einzelnen  (icnicssendeo,  der  Kostcurcrursachnog  darrh  den  Reimtzcndoit 
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und  dem  kuäteühctragc  der  uiuzuliiCD  Staatileistung*  für  dcii  btaat  ein  mö^licbüt  au- 
gremessenes  Vcrliftltniss  herzastcllen,  —  ein  Analogon  der  privatwirthschaft- 
lichen  Preisbostim  rnun  <r  im  Vcib'lir.  Bei  rlcii  eitjentlichcii  Steuern  Linn 
einsolcbtiö  B&strcbca  im  einzelacu  Falle  uiclit  statttiadcii,  weil  «wiscliüu  der  Steuer 
des  Eiii/.6toe&  uad  dem  Nutzen,  welchen  er  roa  der  Geaammtheit  der  Slaatoth&tigkeiten 
zieht,  oder  den  Kosteu,  mit  w^elcbcn  er  an  dorn  GeBammtaufurand  bctliciligl  ist,  kciue 
spccicll-  Rcziehiioir  besteht.  Bei  den  Steuern  mass  es  vit-hnchr  genüf^en.  ein  .soh  hcij 
angeiuei>i»eiics  Vcrbättni&s  bloss  zwiscbea  dem  Gcsauim  iwcrtb,  den  die  Staats-  * 
leistanffen  filr  die  ungetrennte  Gcsammtiieit  aller  Derer  besit/eu,  um  derentvilleik 
diese  Leistungen  erfolgen,  und  dem  ^^an/en  H ers teil nngsa II f trau d  Air  letztere 
und  daher  der  Gesammtbcsteuerang  herbeizufUhrep. 

Diese  Wertbcorreepondenx  swiscben  der  Gesanmtheit  der  Staatdcistiiageu 
und  der  Gesammt^e^cnleistung  der  Bevölkerung^  in  der  Besteuerung  ist  aber 
auch  zu  erstreben.    S.  (irundl*ir.  S.  2S3  («rcgon  Held,  Einkommeiist  S.  25  ff.. 

Die  nchtipre  Uoterschciduu^  zwiscbcu  Steuern  und  (icliühren  und  die  richtige 
Auffassung  des  Ökonom.  Characters  der  ersterea  ist  ulme  \ '  r>tändnbs  des  Wesens  der 
(iemcinwittlis(  li;it"ien,  speciell  der  Z^raiitr-imncinwirtbschaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Eigcnthumlicbkeit  der  Besteuerung  ii>t  eine  Folge  der  Natur  der  Zwaugs- 
gcmeinwirtbscbaft  and  ihres,  vom  piitratwirthschafUicbeii  bystem  renchiedenen  Ent- 
ueliliclikeitsprinciiis.  S.  daher  Gmndleg.  I.  Abth.  §.  116a,  US,  150  ff.,  154 
bes.  §.  159. 

Allerdings  hat  es  ati  theoretischen  ^'e^sll(•llen  ia  der  anderen  iiicliiung  beim 
Steuenrescn  nicht  ircfuhlt:  es  sollte  das  (jeliuhrcnprincip  rerall  ^emeinert. 
ia  sogar  zum  einzigen  Princip  fur  die  Einnahuiebeschaff'ung  zur  Deckung  der 
Staatsausgabcn  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebühr,  bei  jeder,  wie  im 
priratwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgeltliclikeitsprincip;  Leistunfr  und  Gegen- 
leistung, d.  Ii.  spocielle,  rollständige  und  m^ulichst  nen  uie  Werth- 
correspondcnz  von  Leistung:  und  Geir cnleistu ng,  befolsrt  werden.  Aber 
diese  Versuche  bind  tbeoretisch  verfehlt  und  uiü^ston  ohnehin  schon  an  den  practischcu 
Schwierigkeiten  der  Ausführung  stets  scheitern.  Das  wird  in  der  allgumulDen  Steaer- 
lehre  bei  der  Kritik  des  Princijis  dor  „Glci  e  Ii  in  ässigkcit"  der  UcstciionniL'-  irxhor 
erörtert  und  nachgowieson.  S.  Fin.  II,  S.  3.^3  ti.  (lu  der  vor.  AuÜ.  dieses  Bands  war 
die  Wlderiegrang  der  Verallgemeinerau^  des  Gobtthrenprincips  an  dieser  Stelle,  in 
§.  H4  S.  32S  lt.,  gegeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  an  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  B.  11  ist  dieser  144  in  dieser  H.  Aufl.  weg- 
geblieben).   Vgl.  auch  Rau  §.  252. 

G  rund.s  ätz  lieh  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  aaf  derjenigen  des  Gcbtthrcnwci^ens 
Dothweodig.  I^etzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorig^en  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  biliigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen ,  znmal  anf 
dem  Gebiete  der  Kechtsgebühren ,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Hisslicbes  hat. 

Die  Bestimmonc-  der  richtigen  Grnndlaire  der  Bestenening  erfolgt  in  der 

spateren  Lehre  von  den  Stenern  im  Tl.  II.  S.  bes.  über  die  „obersten  Grundsätze 
der  iksteaerunir"  S.  240—301  u.  über  das  „Steuersy^stem"  S.  .H02 — 5(i5. 

II.  —  §.  :ilO.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
regalien.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  ei  gen  t- 
Hoben  Finanzregalien  (f.  207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Bechtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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danach  .nich  wieder  in  der  Fiuanzwissensrlsaft  den  übrigen 
Stcueru  gegeuUber  gebteilt  and  häufig  auch  gar  uicbt  als  Steoera 
betrachtet. 

Dies  ifilt  nauietiüich  von  d«n  finanziell  vichti festen  jener  nutzbar« n 
oiii-r  niederen  Heffalicn,  denjenigen,  wclfhe  sich  crreben  aus  dorn  Vorbehalt 
cineä  ausüchlicüülicbüa  Ileclitä  des  btaata  iu  Beziif^ 

1)  aof  den  Betrieb  ^ewisBer  Gewerbe  (geverbliche  Reicalien); 

2)  auf  die  Aneisrniinr  'gewisser  Naturjrctrenstünd im  iranzen  Staat^i- 
{(cbieto,  dalier  auch  solcher  übjcctc,  die  sich  aut\  am  oder  im  Uodco  der  Frivat- 
eigenthttmer  bofindea,  wobei  das  Staatsrorrecht  tnr  entspreelieDdoii  Beschrinknag 
des  Griindeiv:enthums  fuhrt  (^rundhcrrschaftli(  I) c>  Keiralicn);  hic  und  da 

3)  in  ]lc7M's  anf  L'ewisse  llejnif ztm .»^sa rlen  der  öQ'eutlicheii  Uewäaser 
(Wasser-,  Kühr-,  l  lu»s-,  Muhlcuregal  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ansschliessliche  Zweek  eines 

solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
«auch  hier  ein  finanzieller;  dein  JStaate  eine  l'dr  seine  Au8^^abeu 
verfügbare  Einnahrae  zu  beschaffen,  wenn  auch  gelecrentlicli  ein 
polizeilicher  und  volkswi  rthschaftlicher  <Tt  .-ichtspunct 
bei  der  Regalisirun^  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nabnien  aus  diesen  Regalien  thcils  mit  solchen  Gebühren, 
welche  nich  an  regalisirte  btaatsthätigkeiten  anknüpfen ,  theils 
mit  privatwirtli schai'tl ichen  Einnahmen  vermengt  worden. 
•Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  aU 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzregalien  nnd  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Kicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscbeidnng 
swisehen  prtvatwirthsohaftlichen  nnd  Finanzregal* 
einnahmen. 

Die  letzteren  achoiueu  allcrdin^:;)  iu  der  i<ei>rol  auf  dieüulbo  Weise  wie 
jene  wirtbscbafclich  frovoimcii  an  werden,  so  wenn  der  Staat  ein  irewei^liches  BegaL, 

/„  H.  das  Tabaknionopol  selbst  ausübt  oder  einen  cim^ien  (jewcrbebefrieb  mit  einem 
gruudberräcbai'tlicheu  Ki-iral,  wie  z.  U.  dem  des  Bor^'^bau's,  verbindet.  Deshalb  sind 
die  Einnahmen  aus  solchen  Kefralien  in  der  Kinanzwisst  n^cbaft  oft  unmittelbar  neben 
die  rein  privatwirthscbaftlichcn  irf^üicllt  word«<n:  zwei  (.'lassen  von  ..Krwerbs- 
rinkünftcn".  nutcr  -"i'-b  rmr  »Jad'irrh  vi  rsi  hieMi*  i, ,  di-^  \m  di-u  fr-tfrt.ni  durch 
das  Sfaalsvorrecbt  d;is  Mitwerben  der  l*rivaten  ausiresc blossen  werde,  bei  den  anderen 
nicht,  —  beide  Classen  aber  als  die  eine  Haopt^rrnppe  ron  Efonahmen  der 
ic weiten  Haupte: ruppe,  den  A'if!;tL'<*ii  (<iebuhr<!n  und  Steuern)  ireirenüber  >tc1uMtd. 
(Kau  g  bi  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  S<-hriftstcllur,  s.  o.  S.  -172,  ähnlich  wieder 
V  Scheel  a  a.  O.). 

Diese  Audassnnir  ist  dur<  h  die  rechthbiston-  In  Kiitwictiou;;  und  durch  das 
feilende  Ke(  bt  «^ftcr»  noch  niiterslut/t  woflfii.  -  Kinanzroiralii'H  -und  manche 
(lebubren  wurden  als  Ausfluss  d t; r  L a n d e s h o Ii e i t  und  der  luu  ihr  wieder 
i;*schicbili*  h  oft  verknüpften,  bald  au>  ihr  entstandenen .  bald  zu  ihr  hinführenden 
<i  rund  herrlich  k<-i  t  (und  I.fbenslierrlic  bL  it^  r^'  elmä^siir  wie  l  r  mit  1  in  Domaniu  m 
und  dem  lurstlicheu  Kammcr^cut  verbunden,  m  dessen  UestandthoUcn  sie 
nach  dctttschem  Sualsrccht  soh6i«n.  (S.  o.  8.  19^,  Zachariä«  Staatarocht,  3.  A.  II, 
^.  2ttS).  Die  Kinnabmen  aas  den  Finannegalicn  waren  daher  »acli  der  stft&dltchttii 


Digitized  by  Google 


Steuern  iü  Vom  v.  t'iaaiuregalitiu.  503 

Ein\irirkaog  eutzo^en.  Dies  hat  iu  practischcr  Hiosicbt  ihre  Beliubtheit  erhöbt  und 
ia  deD  letzten  Jabrbaaderten  ihn-  ÄQüdelumiig  sehr  bejE^Unsti^t ,  in  theoretischer  Hill'- 
ficht  aber  vollends  bewirkt,  dass  sie  ebenso  wie  die  s^ewöbnlichen  Krammcr- 
cinnahmcn  den  SteueiB  gegenüber  gestellt  wurden. 

Vnn  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rechtsirescIiichtHcfee  «ad  joristisclie 
StcIIunfr  der  Finanzrcyralicn  far  die  FinaiuwissensclKift  nicht  eiitsrheiileml  sein.  Letztere 
rnuss  vielmehr  den  rerschiedouartigeo  wirthächaftsrecbtlichcu  Cbaractcr 
der  Einnahmen  ans  Finanzrocralfen  vnd  ans  Priratenrerb  betonen  und  deni8:einäss 
roformirend  auf  das  öflentlichc  Finanzrecbt  einwirken.  Sie  bat  dabei  vor  Allem  na<  li- 
zuweisen.  dass  in  jenen  Rcfralicn  die  Erbebunir  einer  Steuer  (weniia^stcns  jetzt)  bi-ab- 
üichtigt  und  in  den  bezüglichen  Einnahmen  auch  in  der  Kegel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Ke^^ils  zuüi  Theil  gewühnliches  privatuiithschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjects  der  betrcfl'enden 
Unternelimnngen ,  —  ein  Kinkommen,  welches  nns  (icr  Knpitnlan- 
weuduDg  im  Gewerhebetrieb,  aus  der  Au^lieutuii:;  des  ciirtncn 
Grnndhesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Unternehiner- 
gewinn  ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirthschaftung  eines  Landguts 
zurttckzu führen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Begie)  vermischt  mit  einem  Extragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zn  yerdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist 
Dieser  Extragewinn  ist  ganz  nnd  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  anch 
nnr  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbevor- 
rechtung  ist  daher  eine  Besteuerung  s  form,  die  in  der 
Steuerlehre  zn  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  bei>onder^n  lalle  burvui-,  wenn  ein  Finanzregal  einem 
.  Britten  rem  Staate  »ir  Aaaantzan«;  überlassen  wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  für 
die  Verlciliuntr  und  die  in  ilir  licsjfcnde  Ansschliessu«;?  And.'rer  rem  Hetrielie  zu 
entrichten  i^t,  stellt  üich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Uechts  tlber- 
wil2t  entvedM  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Prodacte  ond  Leistangreu 
auf  diejenigen  Penonen,  welche  die  letzteren  berehren.  Alsdann  u^Iuicht  der  Fall 
jranz  demjeniircn.  wo  srewi*»«e  in<lir'^rte  Steuern  vom  Produccntcn  oder  Kaufmann  vor- 
gcschos:>cii  und  im  höheren  Preise  vom  Consumenten  wieder  cin<rezo}fen  werden,  z.  Ii. 
mitanter,  wenn  die  ConcurrcnzverhUtnissü  es  erlauben,  bei  l{erv:;wcrkon .  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Keifals  «rouen  Abj;ibe  verliehon  hat.  .\u<  ]\  die 
Verpachtung  des  Tabakmouoj>ohi  {.Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Hechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  za  überwftlzen.  Dann  ftllt  die- 
selbe auf  seinen  eijirenen  Gewinn  nnd  wird  zu  einer  lürhOhnng  der  Gewerbe-«  Der«^- 
wcrkssteTicr  u.  s  w, 

Ucispicl:  bei  iierirwerksal>üabL'ü  von  kiul't  Ucirals  verliehenen  liergwerkcn 
wird  die  L'ebenÄ'äl/.utiir  meistens  nur  jrelinüen .  wenn  diese  Uer^werke  ein  natür- 
liches oder  1  b  1 1 1 1- Ii  es  Monopnl  haben  odiT  doch  fUr  die  Versortiunir  des 
Markts  einer  Volk-jwirth^chaft  vorwiegend  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bergweike  frei  cencvrriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  vin  die  Abj^abe  ver- 
mindert werden  Die  bier^-CL'en  si>rechendc  nationalökonomische  Kcfrel  von  der  (ie- 
winnausirleichun^r  in  verschiedenen  üntcrnclimunircn  und  von  der  f<.-lilendon  Ncitiunir 
dca  Kapitale,  sich  Productionszwci^ien  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
uberwJÜzbare  Extrasteuer  reningert  wird .  kann  Bich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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yenrirklichen.  Auch  mosten  sich  nelfach  fest  an<rclextö  Kapitalien  üoirohl  ab  sokbe, 

welche  Fpritnr  er>t  mitidiT  •icwjiitibriiiL'onilcii  rniLTiirlimiincon  tich  ziiwoiulon .  mit 
einem  üaucniil  niedrigeren  licwiunsau  begnügen.  La  oeuurur  Zeit  iüt  namcnüidi  in 
dem  Falle  der  staatlichen  Yerleihiiii^  ron  Monopolen  oder  von  Pririlefien  an  Print* 
u^terllellM)un^'en  eiao  besondere  Abgrabe  neben  iodcr  statt  der  nied  ri^:eren ) 
alliZL-rnoincii  (icwerbestctior  vielfarh  uMii^h  L'owonJc-n .  wel- ho  als  Extrasteuer  für 
diu  Lcbuilassun;f  der  Auj!iutzuijj^  ciiics  ötaatliuheii  N'orrccLts  bcziihlt  wird  und  wohl 
nur  selten  ubcrwäl/t  werden  kann;  so  z.  Ii.  für  die  (icwährung-  eines  Banknoten» 
uonopo!s  oiicr  eines  WLiii;eh  ii  len  Priviieus  der  Notenausgabe  (öfters  zug:Ieioll 
für  Ute  Vergünstigung  der  Annahme  der  Noten  an  den  ätaatskassen  in  2<alUuog\  s. 
A.  Wagnor,  Syst  d.  ZettelbankpoliCik  8.  451,  460—463;  ferner  für  die  Gew&hran^^ 
dos  Kxpropriationsrechts  an  Kisenbahncn  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  üblichen 
Kcst»tcllun>r  von  Maximaltarifea  eino  üeberväJzoog  der  besoaderen  Eisenbalmsteoer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finauzwirthscbaftlicbe  und  mehr  noch  die  allgemein-volks- 
wirthschnf'tlichc  und  8o ciaipolitische,  nemücb  den  volkswirih- 
schaftiicben  Vertbeil luigsprocess  beeinflussende  Bedeutung 
der  Regalisirung  gewisser  Bodenbenntzungsarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird-  bei  der  hier  betonten  Anffassang  der  Regalisiriing 
als  Besteacrungsform  keineswegs  verkannt  Mit  Hilfe  des  Regal- 
prineips  erfolgt  freilich  niebt  nor  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  privatwirthscbaftlicben  Renten- 
einkommens und  Unternebmergewinns  auf  den  Staat 
Insofern  liegt  in  der  Regalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volks  wir  t  hsc  ha  ft  in  mehr 
^  e  III ci  n  w ir t  hse  h  a  I  t lic h  er  Kichtun;:^.  l'iiter  Umständen  kann 
wohl  eionial  im  Reinertrni^  eines  Staatsmunopols,  wie  des  Tabaks^ 
dieses  Moment  wiclitiL'-<  r  als  das  Besteucrungsnioment  sein.  Aber 
dan  letztere  bleibt  gl  irhxvohl  wie  in  dtr  Kegel  das  practiseh 
wieljti;^erc,  so  das  für  die  üuanzwirth&ohulüichc  Classification  der 
Einuabmen  massgebende. 

Jene  Autlassunir  boi  der  Kcichsrciricrang  in  d.  deutschen  Tabakmonopolfiife. 
S.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  29  &  50  u.  Fla.  II,  §.  S4S  über  diosca  Fand. 

Die  FinanzwissenscbaA  muss  demnach,  den  Stenerehaiacter 
der  Finanz  reg  allen  betonend,  die  Einnabmen  aus  letzteren 
demgemäss  beurtbeilen  und  sie  folgerichtig  den  Domanial- 

einnahmen  ge-^enüher  stellen. 

Lü:»»t  sie  sich  da>;eKen  vom  staatsrcchtlichuu  Itegrili'  deü  Douaniums  be- 
htimnien,  so  ist  es  nor  foljrowidriir,  bloss  die  Fiaanzreiralien  und  nicht  auch 

andcio  ebenfalls  iinfcr  jcnei»  Iteirrill  dt>  n.irnaniuuis  fallende  Einnahmen,  wie  die 
wichtiKz»leu  Uubuhrcu  uiid  socar  Hauptaxteu  iitdircctur  Steuern  (z.  |{.  Zölle)  von  dun 
Steuern  abzutrennen.  Virl.  Zaebarift  a.  a.  <>.  S.  421:  reirolmissi;;  gehören  nach 
allj.'eineinem  denr&<  hen  .Staatsrecht  fuL-eudo  Posten  zum  Kammer^rilt:  1)  zur  land- 
\virtlis(  liaftl.  Culiur  bestimmte  Giundbesitzuii' «'ii  <iucl.  Mühlen.  Höfe  u.  s.  w  ).  2^  die 
•  liiiiu  wibuiiileucn  KUt^bci'ii.  (lürechbamu,  •>  lündcaherrliche  l'utaten,  Ja;;deu,  iiorg- 
weike,  Salinen.  Posten  u.  audore  nutzbaro  Regalien,  iusbes.  auch  der  Ertraiar  der 
Zölle  u.  des  (jclcib,  sowie  auch  der  Nutasou  des  Mttnzrcchts,  4)  Confitcatioaott, 
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SportelD,  GonoaiBloii8>«  Stenpel-,  NachateBGr-,  Abzoirsirelder,  Kottzefanteti  «.  s.  w. 

Abwciclimiiien  in  den  b<''sondcrcn  Ijindcsvcrfassunp'eii  ii.  nach  terrifor.  Ilorkornmen. 

Die  büker  Übliche  BchaudluiiK  ist  aUo  uuiuceiuig-cnd  und  inconsocjueut,  indom 
weder  bloss  der  rechtsgeschiohtHcho  und  po:iitir'rechtliehe,  noch 
bloss  der  rationoll  finanzvisscnschaftliclic  GcsiolltspilBCt  L-nt^jcliieden  haben, 
sondern  vilIktihHi<  h  b<Mi!>'  v«>rmcntrt.  staatsrechtlich  zusammengrehörcnde  Kinnabme- 
arten  getrennt  und  tiaani^widj>ciischaftlich  verschiedene  zusatnrnens:e^ü^'t  wurdeu. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  überkonimenea 
und  noch  rechtsbestfindin^en  Finanzregals,  die  etwaige  £infttb- 
rnng  eines  neuen,  die  Höbe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  rolkswirthscbaftlichen  und  Tom 
finanziellen  Standpunete  aus  zu  beurtbeilen.  In  ersterer  Be- 
ziehung gilt  fllr  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aebn* 
liehes  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
▼on  den  elnzdnen  Oebflhren:  sie  gehört  naeh  ihrem  Inhalte  und 
ihren  cntscheidendcnGesichtspuncteD  nicht  in  die  Finanz- 
wisseiischat't,  sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirthschaftslchrc 
(Grundlegung),  in  die  \  olkswirthschaftspolitik  und  die  wii  LbKcluil't- 
liclio  \  ervvaltungslehre.  Die  liescbräukuogcu  des  privaten  Grnnd- 
rii:cii{ltnms,  welche  die  gruudberrschaftlichen,  und  der  iCrwerbs- 
uud  Herulbwabl,  sowie  der  freien  Conenrreuz  in  den  UDterneb 
mungen,  welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  ii^  sich  scblicsseu, 
haben  weittragende  volkswirthschaltliebe  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  fflr  die  ganze  Organisation  der  Volks wirtbscbaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vomemlich  es  zu  entseheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sich  Benteneinkommen  und 
Qewerbsgewiun  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme^  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der  ganzen 
Volkswirtbsehaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Zustand  der  Volkswirtbscbalt,  besonders  die  liir  zweck- 
mässig geltende  Conibination  zwischen  dem  jH-ivat-  und 
dem  gemeinwirtbscba  ft liehen  System,  die  soci  al  poli- 
tischen Bedenken  eei^eii  die  immer  weitere  Machtsteigeruug  des 
Privatkapitalisnms  und  des  Grossgrundbcsitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  das»  das  privatwirthschaftliehe  System  hier  fungiren 
8oll,  der  technische  Znstand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie"), 
des  ßer^^bau's,  die  Kapitalkrallt,  das  Associationsvermögen  und  die 
technisehe  Inlelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  mflssen. 

ADch  hier  ist  daher  wiedor  an  die  tiefsten  Princlpieofhiffea  der  Orfranisatioa 
dttf  Vdk^wizthscL  aUBlioQpfoB.  S.  bos.  Grundlc^iuLir.jL^.  120  u,  ttberli.  Kap.  8, 
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daiiD  4  u.  2.  Abtli.  Die  Smith' scbo  Schule  ist  iu  ihror  Polemik  grogcu  „Monopolo"" 
Kitianzrci^alicn  u.  s.  w.  aus  Neiiriinir  zur  freien  Coiicurronz  zu  weit  ge^ang:en  und  hat 
oft  zu  uubediu^t  die  NachthoiK;  jener  Beachränkunsen  des  freien  Verkehrs  höiror- 
irehoben.  Socialpolitisdi  c  (jruude  könueu  z.  B.  Ii«>ichr&nkunircu  der  Gruudeig:eu> 
thuinsfriMheit  wohl  rcclitr'rti'ji;i),  Iu  st:lir  lj(;iiierk  ri- ivrfhor  Weise  >i)i.Ucn,  mehr 
oder  weniger  klar  bewusst,  iu  der  deutschen  Tabakmouopolfrage  fast  mehr  als  die 
liiiatizwirthscliaftUchcn  die  Uosichtq^iUMte  der  SocuJpoUtik  und  der  volkawitflisclk 
Organisation  bei  Freund  o,  Gegner  dos  Plans  mit 

Nnr  soweit  bloss  finaBzielle  (nicht  auch  socialpolitische 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  fflr  die  Volliswirtbschaften  Mittel-  und  West- 
europa's  wohl  folgende  Entscheidung  über  die  Finanzregalien 

treffen. 

1.  Diejenifi^en  Regalien,  welche  Bescln aukungen  des  privaten 
Grundeigenthuiu?>  bloss  aus  fisealischen  Gründen  enthalten, 
wie  oft  die  gm  nd  herrsch  ältlichen  Kegalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung öffentlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser-,  Flöss-,  Fähr-,  Mnhienregal,  sind  aas  volkswirtbscbait- 
Uchen  Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  ircs«  helu  n,  wi  il  das;  finan/ielle  Interesse  des  Staats  an 
ditiäon  Regalien  jetzt  wouigstüDS  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  nnd  seltenen  F&Uen,  wo  es  in  nnsern  Ländern  noch  erhcbliclier  sein  kOnnto 

(wie  mitunter  Ix  iin  Bi  r.irri  iral  Uberwiegciide  volkswirth>i  li;iftlichc  Interessen  von  r 
starken  Geltcndmachuii<r  des  tiiian/.ielh  n  Intcrcssc's  abmahnen  oder  ConcurrenzTerhält- 
nlssc  die  Geltendmachung  unmd>;licli  machen.  So  liefen  dir  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wiclitii^Nten  rall  -.  I»  im  Berirregal,  anderswo  meistens 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mohr/ahl  dor  unedlen  Metalle  handelt  Eine 
liuau/iell  ergiebige  Kcgaliairung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  Ueherlassung  des 
Banrechts  an  Private,  setzte  hier  eine  gleichmlssigo  Behandlonn:  aller  Bennrerke  im 
Staate  voraus.  w>is  bei  ilen  bestelu-nden  Rech(sverhältni>seri  seltio  (grosse  Schwierif^keit 
hiUte;  ferner  den  Ausschluss  der  (Joncarreuz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  ße/ollun);  der  Einfuhr  (nach  fthnllcben  GmndsStzen  vie  hd  den 
Zöllen  anf  Im  Inl  umI  .icci>eptlichtige  fremde  Artikel«  —  bekanntlich  bei  der  Dorch- 
fiihrung  ein  sehr  »chwieriff^'r  Punct!  S.  A.  Wauner.  Zölle  im  Staatswörterbuch 
XI,  üt)l— .170)  Nur  bei  der  ei;;enthumliclien  Venheilung  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Platina)  n.  einiger  nnedler  Metalle  (Queckülb^,  Zink  v.  n.  «.  ra.) 
kann  iu  den  rroditetionsläii'1'  in  in  lu-n  Zeilen,  wo  dieac  Lrnult  r  ein  thciUcis  -s 
natürliches  Monopol  für  die  Versorguu;;  des  Markts  haben,  /.umal  wenn  die  l'roduc- 
tiontkosten  sehr  niedrig  sind,  wobl  mittelst  der  IteiEaltidrunK>  eine  erbcbücbere  Ein- 
nalune  erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder  den  Character  einer  uberwälzbaren  Extra- 
steuer hat  Silber  in  Meviefv.  Peru,  Chile.  Neva^irx  u  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  Califor- 
uieu,  Australien).  Ueber  die  Uuhaudlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  sociaipolitischeu 
üesicbtspuncto  s.  meine  Grundle;;.  I.  ^.  :JG3  bfa»  366.  Uober  Bergrecht  u.  Staat»- 
bi.Tr'KMts  tiiit'  ti.  M<*istenH  sind  f?olehe  ]v<'jralieri  denn  rxurh  ni'ii('nliii^"s  ani'lrtuilich  <iureh 
Gesetze  beseitigt  iwie  das  Berg-,  Salt-,  Jagd-,  Hschereiregai,  Wasserregal),  oder  mit- 
unter scbon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Regalien  lieninien  leicht  heut- 
zutage Veikclir,  Production  und  Eiitwickliuig  der  gcwerklichen 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirthsehalt- 
licho  interesae  spricht  daher,  soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnting  des  privat wirtböchaftlichen  Systems  interessirt  ist,  i'tir 
möglichste  Beschränkung  der  Zahl  und  des  Umfangs  oder  für 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkchrs- 
treiheit  eintritt  und  die  allgemeine  .Steuerfähigkeit  Ersatz  giebt  für 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aas  der  KegalitHt. 

Dieser  Einsicht  sind  denn  auch  die  grosse  Melir/.alil  tler  chcuials  selir  •/.•»lilroii  luüi 
gewerblichen  Kogalieu  schon  gewichen,  wiederum  um  6o  leichter,  da  duii  iiäcaliäche 
Interetse  bei  dem  einzelnen  In  der  Hegel  doch  nur  gering  war  «nd  andere ,  bessere 
und  bcqiieaiere  l?esteuerunpsKo«rc  aurgcfunden  wurden.  Die  Ströinunsr  im  wirthschaft- 
lichcn  Zeitalter  der  „frcicu  Coucurronz''  ist  natürlich  in  dieser  £icbtuog  gegangen, 
freilich  oft  zu  einaeitif. 

Einige  wenige  Kegalien  sind  jedoch  noch  gegcnwUrtig  in 

uuöcrcn  Staaten  üljiig  gel)liel)en,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  au.s  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabak rcgal, 
wozu  neuerdings  iu  Frankreich  das  ZUndhülzcbenregal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salpeter  regal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  -~  neuerer  Gedanke  eines  Dy  na mit- 
monopols),  Ton  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

e)  ans  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen»  aber 
daneben  auch  stärker  fnitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  BranntweinregaL 

Die  Regalisimng,  welche  hei  allen  diesen  Regalien  znr  Mono- 
pol is  im  ng  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Verbranchs- 
oder Gennssbesteuernng  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Kegalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verliindcni. 

Demgeraäss  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  Ncucinfüh- 
rung  dieser  Re^jiiicn  von  folgenden  l^rwägimi^en  abhlingen: 

a)  beim  Salz  und  Tabak  rcgal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  fin an zi eifern  Interesse  neu  in 
£rwägDng  kommen  könnten:  oh  die  Besteuerung  des  Verbraaehs 
oder  Genusses  Überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
fälle, oh  die  Regalisirung  oder  Monopolistrnng  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteuerong  erschcintp  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  itir  Verkehr  und 
Produetion  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenhange 'des  ganzen  SteuersyRtems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchsstenem  zu  erledigen. 
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Das  Salzrcf  ftl  wird  gegonw&rtig  ab  Bestoaernnfsfonn  mdst  f orworfeo,  rielleicht 

EU  mil»ediii^t,  pcr.nic  Ix  i  Berücksichtigung  des  Consnm  entenintcresscs;  die  ti  c  n  c 
Eilifttbruug  des  Tabak mouopob  woiiiguteu«  i&t  bcdiagt  in  cioem  grOsscrea  Ycr- 
bnMicluwtouonysttim  za  raditfeitigon  uad  seiii  BoatelioAbleibon  rogolmtaig  zu 
fimpfulilon. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politischem  oder  j)olizei liebem 
Juteresse:  ob  letzteres  überhaupt  ^cudgt,  um  eine  besondere  Ein- 
mischung des  Staats  und  um  vollends  die  Kegalisirnng  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  voikswirthschaftlifhen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechttertigen ,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  GeuussbesteueraDg  erreicht  werden  kann. 

Denn  die  Regal isirunir  ist ,  soweit  sie  niclit  wie  etwa  beim  Lotto  tum  vOJIigeii 
Vcrboi  des  Genusses  beniit/t  wird,  eben  doch  nur  als  soUlio  Rcstcuc^ningrsfünn  anch 
bei  diesen  Regalien  zu  betrachten.  Aucb  dicM)  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  die 
Kinanzwivsenscbaft  und  nicht  in  die  VerwnltonRSlohrs  und  Gvltiupditik  goliOren,  alnd 
in  iKr  I.clire  von  den  Verbrauclissti  iuni  zu  behandeln.  Das  Lottorcaral  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzutahrca,  wo  es  noch  nicht  b<^oht,  aber  nicht 
ftDSZttUbcn,  das  Pulver-  und  Salpett- rregai  in  der  Regel  aaf^ohebep,  das 
BranDtwointognl  durch  eine  andero  Form  der  YerbtaachsBteuer  zu  enetzen. 

Sonach  entfällt  dinn  eine  selbständige  f'inanz- 
w  i  s  s  c  u  s  c  h  a  i'i  liehe  E  i  ii  n  a  h  ni  e  a  r  t  d  e  r  F  i  n  a  n  z  r  e  g  a  1  i  e  n 
nnd  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanzwissenschaft  von  den  ordeDtliehen 
EiDDahmen  wenigstens  jetzt  mit  Hecht. 

Die  frriinillicrrliLluTi  Hegalien  sind  ohnedem  meist  bcsoitiirf.  Soweit  Kiniiii!im«Mi 
unter  diesem  Titel  noch  vorkoiumea.  kOnneu  bie  in  den  bezüglichen  AbschniUeu  von 
den  verwandten  priTatwiTthtchaftlichen  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  rocht»- 
geschichtlich  meistens  zusammenhängen,  kurz  erwiilnU  werden  Ein/ieliio  Rcgalein- 
nahm<  II  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  (Jharactor  erhalten  und  sind  theili 
in  die  Heihe  der  Ocbnhren  (so  beim  Bergwesen),  theite  d«r  (ienu ssstene  rn  («o 
bei  der  Jagd;  übergegangen,  wo  Sie  ZQ  erw&hneu  sind.  Die  Einnahmen  aus  goworb- 
li  lien  Uegalieri  'hören  ferner  entweder  unter  lü  Gcbuhreii  in  denjenigen  Fallen, 
wo  mit  Ucbuhreii  verbundene  St&atäthätigkeiion  unrichtiger  Wei:ie  zu  i-'inauzregalien 
fTomacbt  worden  waren,  oder  unter  die  V erb ra ach»-  undGeunisatoacrn.  Sie 
finden  danach  ihre  entsprechende  Stelle  im  System  der  Finanzwisaeuscliaf^. 

Es  verbleibt  dann  Dur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 

ZQ  keiner  der  drei  CRissen  der  privatwirtbschnftliehen  Einnahmen, 

der  Gebühren  oder  der  reinen  Steueiii  ij;czählt  werdeu  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Eirnjuhüicii  aus  L  inairzregalicn  verwandt ,  aber 
gehört  doch  auch  dazu  nicht,  nirht  einmal  nach  dem  reclitsge- 
bchiclitiichen  BegritV  der  eigentlichen  Hegalien:  die  Einnahme 
aus  lierrcn  losem  Eigen  thum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  n». 
Diese  Einnahme  gebiihrt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  aach  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Qesammtbeit  iu  Ermangelung  eines  näherberecbtigten 
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Elmeloen.  So  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsiebt  auch  zu 
sein  pflegt,  so  verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 

System  als  Einnahme  aus  dem  Iloheitsrecbt  an  herrenlosem 
Eigenthum". 

Sie  w&rc  strcag  systematiscli  da  ein^amben«  wo  sonst  die  rcrwatidten  Eüioaiiiiiott 
ans  jrrQiMlIiarfscbaftiieheii  und  wm  FlnanzrepiUeii  oder  Fiscalrarrochten  QberliaDpt  be- 
handelt xa  werdca  pflegten:  /.vischen  den  pnvatwirtlii<cliartlic))on  Einnähmet)  uiid  den 
(JchUhren.  Sie  wird  von  mir  anhangsweise  im  Kapitel  von  den  (i<*huhr<  n  Ix  hatideh. 
(Fio.  II,  §.  32ti — ü'lS),  Mit  dca  (icbahicn  und  Steuern  itchüit  dies«;  Einuahmu 
ftbrigens  zur  Gruppe  der  Btaatsvirthschaftlichen,  da  sie  auf  dncin  sUals^ 
rechtlicben  Titel  beruht  and  aus  bisher  fremdem  EigeDtbum  oder  Eiiikoinincii  liorrfibrt. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliedernng  der  Lehre  von  den  ordent- 
lieben  Staatseinnahmen  ist  biemacb  die  folgende  dreifaebe: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftliche 

oder  doniaiiiale  Einnaliiiie,  die  von  Anderen  sogenannten  „Er- 
werbseiu  k  ihi fte"  des  Staats:  da«  /weite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflasre.  vollständif;  noch  in  diesem 
ersten  Üande  der  Finanz wissenseiuilt  eiitli.ilten. 

B.  Die  Gebuhren:  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  all  gemeinen  Steuerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  nnd  in  einer  „speciellen  Stenerlebre"  (im  Band  Iii  der 
Finanzwissenscbaft)  erfolgt 

5.  Abschnitt. 

Bis  Verbiltniss  der  Hanptarten  der  ordentltehen  Einnalimen 

zu  einander. 

Dil'  gesrhichtliclic  Entwicllanp:  dieses  Vcrhrihnisses  hSnirt  auf  das  Enf^btc  mit 
der  allgemciuca  iuseren  politiscUen  Ucscbicbto  zui»ammen.  la  dicaem 
Äbsehnitte  bandelt  fich  nor  vm  eine  fenerelle  (Jeb ersieht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  Thelleu  dieses  W  orks  weiter  auszofuhrcD  ist.  S.  tlber  die 
EntwirUnng  des  Finanzdicastes  u.  Behordcnwcsens.  woiin  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt,  oben  Abscho.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  ISS  fl'.,  bes.  §.  hB  ü'.  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwidcinog 
der  Bci^teuerung  und  die  Klarlegung  der  iie^linpcnden  und  vernrsacliend.'n  Momciito 
dieses  Processed.  S.  darüber  Fin.  II,  den  Abschn.  Uber  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Bexieh.  tat  Organisation  d.  Volksvlraseh.,  sovie  zur  Eiirenth.-  n.  Erverbsordnnng", 

5.  109  fi'.,  ferner  „zur  inneren  Verfassuii;z  '  S.  lyö  ff.  u.  d.  n  Absch.  aber  die  „Gruud- 
zU<rc  der  »rescliirhtL  Etüwirklaii'i  des  Stcderi^ystcms  tin<l  d.T  >totKT;irten*'  S.  .l^T  fT. 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  aut  tiu'iiit:  Abb.  „dkectc  Steuern""  iu  Schön bi^rjj  s  Hand- 
buch II,  157  II.  Die  Literatur  d>  s  d  ^(■n>tandä  cbendaa.  n.  bes.  in  Fin.  II,  149  D. 
oben  S.  54.  VtrI.  u.  A.  Lanjr,  bist  KntwioLl.  d.  D.  Sti-ucrverf..  1T9.*{,  Hall  mann, 
Fiuan/gettcb.  d.  >litteialtorä,  Jlso,  (ie^cb.  d.  l>.  Stcuenrerfass.,  1.  Abtb.  Uics^ieo,  lb44. 
Eichhorn,  Bocbtsgesch.  §.  24,  88,  171.  Zftpfl.  D,  Bechtagesch.  4.  Aull.  H,  §.  40« 
50,  75.  —  a  Vaitz,  D.  YcrfbisongsgeBch.  die  botrelT.  Kapitel.  —  Fatkc.  Giesch, 
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d.  I).  Zollwescns,  Lcip/iüf  l*»l>4.  —  Gncist,  eng!.  T<  rwa]fiina^r<'c1it,  2.  A.  I.  S.  2S. 
§.  12  S.  1S2  ff,  §.  13  u.  a.  Stullen.  —  Zeumer,  btudtci'teuürii,  1S7S. —Schmoller, 
Epochen  d.  prenss.  Fio.poi.  Jahrb.  Neue  Folg«  B.  L  (1877).  —  Roseher,  Gesch.  d. 
Nst.-Oek.  §.  59,  S.  158  ff.  —  Bau,  flu.  §.  89,  93. 

I.  —  S*  213*  Gharaeter  des  älteren  Finattzwesene, 
besonders  der  Einnahmen.  Da«  Finanzwesen  des  mitlel- 
alterlieben  Patrimonialstaats  nnd  noch  des  Staats  in  der  Ueber- 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 

an  bis  in  das  17.  und  theilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  und 
VJ.  hinein,  chaiactcrisirt  sich  durch  dieselbe  Vermisch  uni; 
privat  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  Überhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  dea  König  oder  den  Fürsten  nnd  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  überhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  tinauzwirtbscbaftlicheu  Thätig- 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden ,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitzthnm,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Theil  flössen»  bildeten  als  fttrsUiches  Einkommen  eio 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Prirat- 
einkommen  und  PriTatrermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solehes  zur  Verfligung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  Ittsst  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  i'Urstlicheu  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Kin 
kommen  wie  das  Vermögen  haben  immer  Hestuudtheile  in  sich 
enthalten,  welche  nls  öffentHch-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanz Wissenschaft- 
liehen  Haupt  arten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  der  Gebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebtlhren  erscheinen  tbeiis  unmittelbar 
als  solehe,  theils  mit  in  der  Form  von  Stenern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Harktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebtthrenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
geldern, Wegezöllen  —  und  derdirecten  i^ersonal  ,  Krtrags-, 
(Grund  )  Vcrmögeus   und  iiliakommeuäteuerii. 
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Vielerlei  pcrsöiilic  lu?  Ycrpflichtutt|r<-n .  zum  Krieffsdicnst  (init  « i^eiier 
Waffenstnllunir .  Cnt-Tlialtuiiu ) .  zu  andor*'ii  Dicnstlfisfuns'f'n  (Fuhr«;ii.  iS|i.uintUonste 
u.  dgl.  in.),  onwprochfii  (iein  altt-reu  uaturalvrirthscliaftlu  h«-u  ZuatauUe  der  Volliiwirth- 
Bchaft.  Sie  betreffen  nicht  unniittelbar  das  mittelalteriich«*  Pinanzveeen.  Aber  da 
si>  späti^r  im  i:iMiIwirtliscliaftIif  h<>n  Zustniidc  «iiirrli  nmli  rr  Foiiikmi  d«r  Bo«rliaff\in£r 
der  ArbeibkrMtc  liir  öllentlichc  Zweci^e  1)  crscUt  worden,  vorauf  daim  die  Jbliii- 
nahniewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsinrechend  entvicbeln  nrasste,  darfen  sie  ' 
hier  nicht  iintTWähnt  bl<'ibrri.  Eiri<  b.  soiidi'iv.  dem  inodrnu'ii  Staat  meist  fchlciidu 
Kinnaliinc  war<  ii  naniontlich  in  fnihticr  Z<  it  *Iie.  i'reiwillisr cn  tiabon  ((ios<  lnMik<-. 
dona)  au  di-ii  Kur»t<'n.  Sio  dürfuii,  venu  aucli  iiicbt  auf  dorn  Itcohtüzvraug  beruhend, 
doi  h  zur  ordentlichen  Einnahme  i^eiecbnet  weiden,  vcil  sie  xicmlirh  rcjrcliiiissiir. 
der  Sitt«^  gemäss,  oiugchcm. 

lu  alleu  dic>eu  VcrhältuiiiSeu  besteht  ron  der  Irankiüclicu  Zeit  an  iu  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  Gestaltun^^  und  Entwichlunp  ireniirstens 
in  den  Grundzüu^ca  des  Finanzwesens  und  spetiell  der  KinnahniewiiHisehaft.  Nur 
dass  in  Deutschland  (Iftiiiitiv  ureprunirliche  Einnahmen.  B<'sit/thtimer  und  finanzielle 
Keohte  des  deutschen  Köiiis^a  und  des  Keieiis  an  die  selbständig  wenlenden  Terri- 
torialh«<rren  uber^«!hen.  wiiiirehd  sie  in  Frankreich  and  Eng-laiid  der  Krone  oder 
dem  KOnig:  verbleiben  odi-r  wicilcr  von  ihnen  erbiirt  w-^nl*  !!.  mit  Aiisnalini''  freilich 
cinos  ^robsen  Theüs  der  alten  Kronländcruieu,  die  uberall  durch  V  erächcnkun^,  durch 
das  LehensveBen  u.  s.  w.  endg:iltig  in  Pri?atbünde«  vornehmlich  der  ebeuialigcn  Grossen, 
<loB  Adels,  der  Kirche  gelangen.  ^ 

Thesit  man  die  Einnahmen  nach  dem  finanzwisseDscbaftliehen 

Charatttr  in  der  angegebenen  Weise,  so  läsät  sich  die  Regel  auf- 
stellen, da.ss  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  njehr  die  p  r  i  v  a  t  w  i  r  t  h  s c  b  a  f  1 1  i  c  h  c  n  und  in  zweiter  Linie 
die  gebWhrenartigen  Einnahmen  überwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit. Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

Ton  frflh  an  findeu  sich  sehr  allgemein  Z911e.  d.  h.  regelmfiasifre  Fassatre- 

(Transit-)  rHl«;r  Wej^zölle  für  den  Tnuisit  flrr  Waaren  an  bestitinntin  Stellen. 
Kiüxcluc  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  Gctnuikesleucru  ^Bier, 
Wein).  Marktal^aben  an  den  Tiioieii  bilden  sich  im  städtischen  FInanzresen  fnkher 
aus,  werden  ab<>r  ron  Anfaug  an  Und  später  mehr  mit  fiir  lanth^shcrrliche  Rechnung 
•  rhoben.  In  Korm  von  Fi  n-uizreirrtlif-n  und  Monopolen,  dann  von  alljfeineinen 
Acciscu  worden  &io  seit  «Km  Siiiluä:»  des  Mittelalters,  boeomh^rs  seit  dem  J7.  Jahr- 
hundert im  Staatä>  und  Territorialfinaiavusun  wichtigfcr. 

Am  Wi  lligsten  ausv:ebildet  blieb  re'^i'liii.issis:  lanf;e  das  directr  SteuerweSen 
und  wieder  besonders  die  PcriJOual-  und  Eiakomiueusteuoru,  wihrond  allgemeine  Ver- 
mögens-, Beal-,  namentlicli  Grnnd-,  Gebäude-  (Hoerd-)  steucni,  früher  for^ 
liommen.  Die  älteren  Absi^abcn  dies«'r  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  ölTentlich- 
rechtliclie  Stftiem.  sondern  privatreehtlirh  e  od«T  leh»'ns-  und  dienstrerht- 
iicUe  Abjiaben  des  üruiidbesit^ers  und  der  IN^rsonen.  Im  früheren  Mittelalter 
lunderte  schon  die  Auffassung  der  persön  lieh.  n  Freiln  it  dii;  Kutwicklung  des 
direrten  Stctiervrosens,  später  fliaf  dies  die  crriinlrrliilir  st  a  n  ili  < .  Ii -■  Ziisti  in  mn  tt  «r. 
Welche  sich  bei  diesem  Zweite  der  Steueru  Überall  am  W  irksamsten  zeij^te.  So  blieb 
besonders  die  directo  Besicuerunv:  bis  in  die  Neuzeit  hinein  and  selbst  noch  In 
der  Theorit  <I«  r  deutschen  Cameralisten  des  voritren  Jahrhunderts  eine  unterv:eord- 
net»^  nnfl  mehr  nur  «'ine  Ausnahme  bildende  Kiniialimenuelle,  auf  die  in  ifrnss«- 
rem  Ujuianjjce  nur  iu  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  frulier  für  köiiigliche 
otler  fürstliche  Zwecke  /uraek<rcgriffen  irttiüe.  8.  Fiiu  II,  §.  440  ff.  und  oben  §.  67 
->{H»,  auch  91  u.  §.  23  u.  24). 
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Die  «'ijrviithunilirhc  (ii*stnltunsr  nn<l  v .  rliält  iiissmüssi -j  uios>''  Ans«!-  h- 
nuit^,  welche  das  G«bu  hr«' n  vcsoii  im  mittelalterlichen  Staat  (-iniiaiim,  ui  bcsoa-  , 
de»  beuK^rkensurerth.  Das  Priucip  ?oa  I.cibtuim  utul  0(-|LC«'iiIeistuu|r  wmf  in  dfotM 
„Speria  Isteiiern"'  im  vnaiUjerebildeten  Staate  im  lir  vertreten,  als  jetzt  im  eiitwickfliteD 
StftHt.  ili'iii  die  G  e II  e  ra  !st«  t)i  ni  eiir'Mi  sitnl :  <  ia  Kiii'^tTiieiir ,  das^  dir  .t!l?»'m«irYere 
KintUhruiig'  der  ewtereii  ein  wcseiitinher  Kuckschritt  im  modernen  Staat  war«. 
V  YM.  Pin.  II  §.  281,  bes.  S.  12  ff.  .^t  Geschichte  des  (jebohr^nveseos". 

II.  —  §.  214.  Geschichtliche  und  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Domaniums. 

S.  o))'-n  '^T— '»0.  bes.  S.  19S  ,  woliiii  in  dieser  '.i.  Aitfl  Eiiiiir''s  'jr^t-dlt  ist, 
das  in  der  2.  Aiiti.  (§.  151  ff)  ia  diesem  Abschnitte  irrtrcbm  wimie.  S.  muh  Kau 
§.  89  ff.,  bes.  die  N«ten.  Httllmann.  Geschichte  der  Domanenbemttzunu:  in  Dentsch- 
Isnd.  I*"«)".  V.  Kotteek  in  d.  ssfu  »nd  Welc  kc-r's  Staatslexikon .  IV.  4.'»i>. 
V.  Trcits«  h  ke,  Art.  Domüaeu  in  Bluatschli's  StaatswOrtcrb.  IK«  102.  Koscher, 
Grandriss  §.  46.  Zacharia,  Staatsrecht  II,  Kap.  7.  Tit  2.  Georf  Meyer,  D. 
Staatsrecht  §.  94.  202.  Bühlau.  Fiscus.  land«'i>lierri.  u.  Landesverniöfj.  in  Mcckl. 
SrKwi™rin.  Host.  1877.  Berfrius,  (irundsäf/.-  der  Finanzw.  S.  lül.  Stein.  Fin., 
2.  A.,  S.  1 J7.  üeber  Knslaml  s.  Gneist,  enf;!.  Verwaltuii)rsre<ht.  2.  A..  bes.  I., 
128,  IG.M.  190,  4U9,  n.  940.  1151,  Vocke,  brit  Steii.  S.  12b:  ub<!r  Frankreich. 
HiM  k.  Tin.  Krankrei.  hs  S.  209-.  uh-v  Pmiss -n  (IT.  u.  Is.  .lahrh.)  Kiedcl,  bwnd. 
preuss.  Staat»haushalt  passim,  neue  ^^eit  Küuue  ,  Domau.-,  Foistve^eu  u.  s.  w.  Uea 
preass.  Staate  1854,  ders.,  Staate.  Prenss..  9,  A.  II,  8.  587  ff.:  Uber  Baiern. 
Pozl.  bair.  Vervrultunjrsre»  ht  §.  229  it.;  über  Baden,  Kesten auer,  g.  192  II.; 
nbrT  Nordamerika,  Ho«  k,  Fin,  Anitrika's  S.  22.).  Virl.  au*  Ii  Czi)rüi|f,  üatcrr. 
ButlLi-  (.  II.  177,    (V<"rtrleich<0.    Dan»  obt*n  §.  175  über  Cirillisrrh. 

A.  (Jestaltuug  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  IIa  11  ptt heil  der  privatwirthschaitlicfipn  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Forsten.  Er  umfagste  vor- 
Demlich  Feldguter  (die  späteren  Kamm  er  gttter  im  engeren 
Sinne),  Gewerksvorrichtungen,  Waldungen. 

UrsprQnglioh  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germaniseh- 
romanisehen  Reichen  des  frttben  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landvertbeilnng 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
romischen  Rdchs  aus  Confiscattonen  und  Uebemahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Ffirsten-  oder  KOnigs- 
würde  kamen ,  waren  in  der  Kegel  grosse  Orundbesit/cr,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  he/-,  mit  dem  Gute  der  alten 
(aubgeätorbeoen  oder  vertriebeuen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Wait/.  II.  «15  «.  (nien)v.  Zelt).  W.i.l.  n  m<]  W.dd-r  fast  in  allen  Theih-n  des 
Iraiik.  Beiclui  im  Be^tz  des  K<>iii<,rs.  /..  Th.  wohi  nur,  wni  niibebaut*-s  Land  iliui  m- 
fre9chricb«tt  wurde.  Gross«  Wälder  n-an-n  h»^.  zur  Jaird  (als  ..Forste")  im  Besitz  des 
KOniifs.  Gross«'  M:i*!si'  von  fUrstliclM-n  I.Ändcr«' i  ■  n  im  Mittrlilr.  r.  Verz<ich- 
nifls  von  i'23  katsi^rlicheii  Villen  der  Karolinfcer  bei  11  Uli  manu,  Fiuau/4;;es4  h.  S.  iü  U'. 
Unter  den  Kunircn  ron  England  aus  dt'in  s&ehaischen  Stamme,  namentlich  vntt>r 
Kduard  di  iu  Bekennt  p  <10I2  — «>5)  bofandeo  t>ich  1422  LandiriitiT  (manor»),  di.  /um 
Thoil  ron  der  saclisisehcii  ki^niir^kjaniilic  herstammten,  liebst  üb  Fortit^n  und  7bl  Parks, 
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iiml  bis  auf  llcinrirli  II.  Iii-wirtlu-tcii  tl'w  Köni?«'  alljälirü-  Ii  -ui  den  <:TOSS»iti  Festen 
die  Barone  niul  ihrfl  loli;.  aufs  K<'i<  Jili*  liste.  (Niuh  Kau:  Sinclair,  History  of  the 
public  reycniie.  I.  2(»,  27.  Ii  im- ist.  cnj,'!.  Vcrwaliuojfsr.  I.  2S,  39.)  Icber  daäAUer- 
tham  9.  o.  §.  86.  üebAr  dift  «ItrO mischen  DomäiK^n  hoa,  Marquardt.  rOm. 
»»»tSTorwalt.    IL  147,  ir;2.  ITt'..  2H9— 257. 

Im  fruhcn'ii  naturalwirtiisehartUcheu  Ziistaiulo  tlieuten  tlics«:  Unter  tJieilwüi»j  uii- 
raittelbar  xiir  Unt^rhaltunsr  des  Hoft  uud  des  L  Haoses.  DU'  Tielfachon  Koiien  und 
K''i>r/(iiro  des  P'iirM<  ii  !::il)eti  da/u  in  aUcii  Landcstheiien  Gelegenheit  und  setzten  dsi» 
Vorliaiid('ns<-iii  sol<  Ii'  r  fint.  i  •  iircntlich  voraus.  Di«-  Natundeinkuiit'te  derselben  bei 
Sitlbstferwaltun^  dnr<  h  k.  lieHmieu  Uefurtcu  auch  /a^leich  uit  die  Mittel  lux  die  Be- 
iMriMiung:  der  RogioninKsausitabou,  soweit  roo  sololieii  jct^proohen  weiden  kann. 

Mehr  und  mehr  aber  ist  der  Bestand  de»  ursprüng- 
lichen Doinaiti  ums,  besonders  tU  r  liesitz  eigentlicher  i  cld- 
i^liter,  überall  im  Lauf  der  (icschichte  ve r m  i nd  ert 
worden,  in  munclu  n  LTindern  so  sehr,  dass  davon  anl'  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  i.st.  Die  n  1 1  cm  ei  neu  Ursachen 
dieser  Erscbeinungj  welche  uaeb  Zeitaitern  und  LUndern  ver- 
ficbieden  stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
itiid  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden»  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten ^  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landverschenkungen  Seitens  des  Aber  das  Gut 
wie  ttber  ein  Privatvermögen  verfligendeo  Herrsehers. 

So  an  Faniilienanp'hörifre,  Grosse,  (iiingtUnf^e.  Kir<'b<-n  u.  s.  w.  zur  Ausstattung, 
zur  BelohnuMff  von  Verdiensten ,  /nr  Erlan;:un£r  voti  (irücndi«  nsti-n  .  tJnt'  rstiit/unp  in 
politischen  Ycrliiillnissou  u.  s.  w.  Seibat  wo  ni<-hi  sofort  eine  Verjrcbunijr  m  Ki^cif 
thnm«  Mndcm  zu  prcc&rom  Bcsiu,  als  Bcncficiuiu  oder  zu  Lehen  stattfindet, 
ist  ni>.i<t<  ns  ?]Kit>  r  •  itM'  volIständi$ri'  A»9S<'heidanjC  dieses  GdIs  aus  dem  Staats-  oder 
KroJt^ut  p«T  las  et  nel'as  einir-^trefen . 

2.  8odann  bat  bei  «olchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eine  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthc 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Laude 
und  gegen  die  üebemabme  von  Diensten  auf  dem  Hofgate,  statt- 
gefunden. 

Daraus  entwiekelten  sieh  die  d  i  n  ir  I  i  r  Ii  e  n  rirreeljtsame.  de»  Hofjjiiits  irefafcn- 
iibcr  diesen  Liiudereieii.  Die  von  vornoboreiu  gewaiirteu  oder  später  nach  Sitte  und 
Recht  sich  ausbildenden  ErbpachtTcrbiltnisse  und  scbliefieUch  die  Beseitijorung; 
der  Dienstpflichten  und  Abi!:aben  un«l  des  Erbpacht-Kaito  ns  mittelst 
Ahlösunj?cn  oder  souBt  vrif  huhvn  dann  den  Domünenbositz  wie  den  sonstigen 
iierrö'  Iiaftlichen  Grnndbe^it/.  vriniinlert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstliehen  oder  Staatsgui  wiirdeu 
Ursprung  lieh  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Nuturalbesoldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  über  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigeogut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
neuen  Einheit  mehr  oder  weniger  ununterseheidbar 
verscbmolsen. 

W«ra«r,  FinM7WjsKii«cb«ft.  I.  S.  Attl.  33 
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Wurden  uihI  blieben  sol<  lu;  Familien  Dynastieni  mul  TorritoriallK-rrrii .  so  ist 
3SWK  dieses  gmnuute  Gut  oder  ein  Theil  dtifon  spüttT  ö(t<-rd  wiudi^r  suijitim  urspruüy:- 
Uchcn  Offen tlldiftn  Zweck  znrück^-eereben  vorduiu   Abt^r  bisvitilen  furbticb  es  »iick 

»ler  neuen  I)\     tii .    Krliobeu  sieh  dit-N.  I  .imilien  ni«  lit  zur  eisn  utliflim  L;uitleslHTr-  i 
sehaft  o<ler  verloren  sie  dieselbe  wieder,  so  linbiMi  sie  das  (int  ulier»  «  ndjrilti!:  :<I?»  ihr 
rriratvcnuüjren  behalten,  vie  /»  B.  die  mediuüsirteii  wehli<-hen  Fürsten  in  Deuts«  lii^uid 
noch  3sia  Anfiuig  äieata  Jalirhumlcrüi^ 

4.  Id  neuerer  Zeit  ist  auf  eine  Sebeidnng  des  Hof-  und  des 

Staatshaashalts  hiiii^carbeitet  worden^  als  sich  die  nioderiie 
Staatsautiassuiig  vou  der  patrimonialen  loslüHte.  Id  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Ursprung  nach  schwer  zu  schei- 
denden Domaiiiiim  befand  sich  JedentnlU  (ifters  altes,  eigentlich 
r»  ff  e  n  t  lieh  rechtliches  Besitztlium  ,  das  au  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  nn  der  fürstlichen  (lewalt,  als  der 
Vertretenn  der  Kechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  vertragsmässig  oder  durch  Octroyrnng 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  ttber  dieses  Domaninm 
und  ttber  etwaige  GiTÜ listen  (§.175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden« 

5.  Endlich  kamen  schon  länger,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  .Ifthrhnndert,  und  fa«t  überall  neuerdings  (selhnt  in  deutschen 
»Staaten,  wie  rrenüsen)  Verkliiifc  von  Doniäneiiland  vor. 

Viella»  h  haben  freilich  übend)  und  zu  «Ikn  Zeitt  n .  wenn  au<  it  iu  sehr  vcr- 
sehicdencn  Formen  und  in  verschiedenem  Umlan^c,  wieder  Ve,rmehrun<rcn  des* 
Dom.Hniains  stritte cfuii' Ion.  f'nilii  tliin  durch  Ein/.iehnni:  von  S<  ht  iikuniien,  VriTall  von 
Leheu,  YennOgenst-ontis«  ationen,  nclclie  ehodeui  oU  eine  grosse  (Quelle  d<  r  Kinnaiuue 
Qbeotaipt  bÜdeten,  n.  s.  w.,  (s.  z.  B.  f.  d.  meraviDf.  Zeit  im  fränk  Reich,  Waitz  II« 
593  ff.),  später  durrii  die  Säcul  arisationen  des  geiMtli.  hen  Guts,  durch  Ver- 
eini;;uni;  des  lür8tli<h  en  Hansirnts  mit  iem  Stiiafssrut — .also  der  nmffek.hrto 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  crHrahnten  — .  g<-lcgeiitlicli  immer  durch  Aukauie. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Verinabrnngen  des  Domaninins  nicht  die  Voriniademnifeii 
•lllfewögen. 

Das  Endergebniss  der  gesohtchtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  und  roittelenropSischen  Staaten  ein  verhftltniss- 
mässig  doch  nur  l&leiner  werbender  Grundbesitz  in 
H&nden  des  Staats,  am  Meisten  noch  Waldbesitz.  M.  a.  W. 
das  eigentiteh  private  Orundeigenthum  der  Priratwirth- 
Schäften  hat  mehr  und  nielir  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden  umfasst  und  öffentliches  (,,ge8ell8chafiliches")  Eigenthuni 
daran  vcrdräntrt.  Fllr  die  Finanzen  int  diese  Entwicklung  mit 
der  Xotliwendigkeif  \crbundcn,  auch  abgesehen  von  detii  viel 
gri<ss(>T(  n  Staatsbcdari,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Stcuereiuuahmcit 
bedacht  zu  seiu. 
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Waincr.  Grundlesr.  Abtli.  I.  Kap.  4.  Samtcr,  yrcsellsch.  u.  PrivatciLrcnthum, 
Lpz.  1877.  —  Man  erkeniif  hier  leicht  den  Kinflns<  eines  Uerhtsinstituts  wie  das  pri- 
vate (iiiindei<rciithum  und  wie  der  private  Kenteube^u^  davou  auf  das  l  iaauzwäai  Q  a. 
aiirh  in  dieiicr  Hinsicht  wieder  auf  die  VcrthoilnDf  di'S  VoUBeinkoinmens:  iadem  die 
R<^ntft,  die  sonst  der  St;iat  l>ozi.  licri  könnte,  ihm  entgeht,  mass  die  Bevrilkt-rnnir  anr*h 
mehr  all}(emeioe  Stcuettt  /.ahlen.  I  cher  die  Bedeutung  tliesi>$  Moai*>ntä  für  die  Kot- 
virUttiiir  dor  Besteuerung  s.  Fin.  II,  ^.  342  W.,  851. 

§.  215.  —  B.  Gestaltung  der  K echte verhiiltnissc 
des  älteren  Domaniums  specicll  in  De ntsc bland.  Der 
eigcnthUmliehen  politischen  Entwicklung  Dentschiands  ist  es  zu 
verdanken,  dass  sich  hier  in  br)hercm  Grade  als  sonst  eia  be- 
deutendes  Domanialyennögen ,  nicht  hloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  Feldgtiter  n.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat  Die  Ftnanzwirthsohaft  der  letzteren^  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Prenssens, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diq}eui<;c  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialvnrth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
>^i(  khing  Deiitsclilaiids  ht  aber  aiiob  die  l'rsacbe,  dass  bier  die 
Kechtsverliäkiiisse  des  Domaniums  sieb  gauz  besonders  eoniplicirt 
haben  und  zum  Tbeil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Kau  (§.  90,  91)  hat  dieses  im  WosenÜicJicD  in  folfceoder  Weise  vortreffUc]! 

dATKelctrt: 

lu  mehreren  deutschen  Staaten  habiüi  sich  aus  alter  Zelt  her  Lic^ienschafteu 
erhalten,  deren  Klu-cntham  dem  fürstlichen  Mause  zusteht,  deren  Bein- 
ertrntr  j'-ilorh  foitilaucrnd  dem  Sta^t«^ rechte  dieser  Lander  uemä^s  zur  Hcstroitiintr 
von  Staatsaus;;abeu  vervoodet  wird.  Solche  filrstlicke  liaus-  oder  Stamm- 
gttter«  die  sich  durch  die  für  sie  frehenden  Sechtssilze  tod  dem  reinen  Prirnt^ 
vermögen  des  l'ür>toM  oder  sciucü  Hauses  unti  rs  heiden .  wurden  eben  >o  wie  die 
ei^cntiii  hen  Staatsu:Uter  Domänen,  oder  nach  dorn  ültercu  deutschen  Ausdruck 
Kammer rrlltcr  itcuannt.  Der  Ht^riK  „Domänen "  enih&lt  also  hier  die  den  beiden 
Alten  von  <iutern  gemeinschaftlichen  ^lerkmale  der  Unbewedichkcit  und  der  Wid- 
tnan!r  des  Krtr.iires  für  öf  fr- n  t !  i  Ii  o  Zwecke.  Nach  Jcin  K  i  -  <tn  tli  ums- 
verhältnisä  aber  zerfallen  diese  dutcr  ui  Staats-  und  il aus-Domliu en.  Dias« 
Unterscheidoogr  warde  jedoch  frtthwhin  meistens  nicht  stfcaft  fes^ehnlten.  Die 
Kammeriiiitor  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  Wesen  eines  Wahlreiches 
gemäss,  Staats^'^üter.  die  bei  dem  öftern  Ueberirauire  der  Kaiserwürde  von  einem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  in  die  Hände  der  lieichsfürsten  ^cian^ten. 
Die  Tafelpüter  d.  r  >:  <■  is tl ichen  Fürsten  und  die  Hesitzun^en  der 
Reichsstädte  irahL-n  jeditih  fortwährend  das  Heisjn*,!  iinrerkennbarer  Staatsiifiter, 
wenn  auch  ftU*  crstere  mitunter  der  Character  von  KircheuvermöKeu  beli&uptet  wurde. 
IMe  KnnmergltteT  der  ▼eltlichea  Fürsten  daerefren  hatten  iteinen  gleichförmigen 
ürsprunjj.  Anfänt:li(li  waren  e-?  Prhati:iUiT  (AUimIc),  welche  in  den  sich  empor- 
bebenden Familien  durch  Kauf.  Krbschaiten,  Heirathen.  Schenkan<ren  u.  s.  w.  sich 
allmälifT  vermehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeiijrenthümem  mit  der  Zeit  kaiser  * 
liehe  Beamte,  Lehentrl^irtf  und  endlich  Landesherren  wurden,  diente  der  Ertrag 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dirt^rT  fürstlichen  Geschlechter,  sondeni  nii<  h 
zur  iicstreitUDg  vou  Ke-^ie  r  un^skosten.  Sputi^r  trat  mancherlei  Zuwachs 
ans  Beiobslchen,  an  kniserllchen  StnatsgQtcrn,  nach  der  Reformation  andi 
ans  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (KiOstem,  Oidenseommcnden  n.  s.  w.) 

33* 
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ein,  ähnlich  wieder  in  drr  jioliti    Ii   Ii  wr-iU-u  Zfit  m  Anfang  dieses  Jalirhujul<Tt-: 
iu  Folge  diia  Keichsdcputatioiuihauptachlussus.  So  wurde  z.  Ii.  ia  WUrtemberg  noch 
1806  das  eraDireliische  KirchcD^t  des  Erblaadcs  im  l^rtnjr«!  von  etira  10  MOL  II. 
»lern  Kammi-nrutr  eimv-rleibt.    Auch  in  der  Markjrrafschaft  Had «'U-Durla <  Ii  ist  das 
«  van^^eiische  all<ferni  ine  Kirchen vimiöy:«'n  zu  d  m  Karamenruti*  frrzn-i.  n  wordm.  In 
i'ruUäScn  «  rfülfite  die  Kinziehun^  aller  j^eisü.  (*ut.  r  und  d>  ren  Kiklarun;;  zu  Staatü- 
^Qtem  dnrch  Kdict  r.  3U.  Oct  ISIO.   (Achnlich  vudA  in  Frankreich  im  Atifnntn*. 
d.  r    r>f  n       oliition .  in  Spanien  IS.'l'»  und  spater,  nacli  K'tirk^'än'ii-iii.ic  liniiLi  <1- i- 
idaäsri-^rlf  ?on  Neuem,  in  XiutssUnd ,  dann  iu  ncu«*äter  Zeit  iu  Italien  das  kirchm- 
TOD  der  Staatsjn'valt  in  Bcsibt  «:<«omiaon,  hitiiaiif  dia  Vcriluaai^runür  in  •n'^^rem 
l  iufanp.'  durchiTcfUhrt).   FerntT  fand  in  den  d>  utsehi  n  Staati-n  «  inr  V«Tan  lirun'_'  dt  s 
DoinanialKsitzes  aus  den  Uomünen  der  ii  -  n  >  rvrorbeuin  LandfSth  eile,  slIm» 
aus  staatsTfchtl  ich«n  Vtranlassunfr««.  isUUt.         diesem  verschiediuartigeu 
17  r sp  r  n  n  !r  der  K  a  m  m  e  r  <r  u  1 1-  r  ist  d<  r  Streit  und  die  Dnbcstiminthfit  dot  Ut^inoneon 
ttln^r  die  r<'chtHche  Natur  d.     II)-  ri  1<  ieht  m  .  rklären. 

Das  auf  di«)  antregebeou  mehrfache  Wci&e  allmöli;;  inU>tand«:nu  Domauiuui 
oder  Kamincrsrot  der  dcotschcn  Laiidc8^<*bi«;te  woide  oon,  cb<*nsovcjiiir 
wie  in  den  and<>ren  luropFuschun  Lündirn.  nicht  nach  di-r  Art  des  Urspruriti'  s 
in  Haus-  und  Staatsiiiit  ^etheilt,  sond.rn  <iii«  .  inzi^:«-  Mass.-  b<-hand*lt 
und  nur  von  d»'njeni}ien  Uesit/un^-i-n  /getrennt  u.  hfUtcn,  di«  d.  r  Fürst  wie  «  in  Privat- 
mann besaM«  d<»  so:*-.  ChatoalM^Otcrn.  LetttftTc  untirlictmn  jrevöhnli>'h  dt^r 
Landesb' stetiiTung-  und  d<  u  11' stimm  ringen  des  bürficrlichen  Kuchts.  auch  des  aJl>;e- 
mviocn  Erbrechts,  vorbeliaitlich  ilwaiger  Abwvächungeu  in  den  Norunn  der  fürst-. 
Hohen  ,.Haus^esctze'\  (In  Preiisf  en  frchflrt  dahin  d.  KD».  Hannfidefcomniss,  das 
prinzl.  Fam.fideicommiss;  Aehnliches  im  K.  Sachs.  n,  Wiirtrmb.).  Für  das  Kamme  r- 
'^\\{  Lialt  da'_'e«r.«n,  wi<-  oben  !inn  zu  crwältticn  wnr  (S,  10s)  in  D<  t]t.-;oIiland  all.tr<-mi-iu 
d.r  suatsicthtliehe  Grundsatz,  dass  der  Kitrau  des  Kamm<  ruut<  s  (mt;ist 
mit  Einschlustt  der  Bcf^alicn)  für  S.taatszw ecku  und  zwar  sonftchat 
für  die  Hofstaats-,  sodann  abt-r  anrli  f  ii  r  K  eKioriin|;saoS|r''^b*  n  v.-r- 
wcndot  worden  mtlss»  und  dass  Steuern  erst  dann  zultssig  seien, 
wenn  crwirsuner  Maasscn  jenu  EinIcUnftc  nicht  zur<*ic.hi*D.  Durch 
Landes-  od«r  Haosjresctze  odi-r  I  tbereinkunft  mit  den  Landständiu  ward  miisteiis 
ausdrilrklich  fi  stsresetzt,  dass  dies  sresammte  Kammi-ruut  u  n  z  <■  r  t  r  f  n  n  1  i  c  Ii 
beisammen  bleiben«  nicht  veräuss«  rt  oder  b  e  I  a  s  t  <■  t  werdi'U  solle 
(anaBcr  unter  fr^^winen  Bedinirunfivn)  nnd  sich  nach  der  Krst<reburt  im 
M  au  n  e  sst  a  m  m  <• .  n^  ■  zufrlcieh  mit  d'  r  F  ü  r-^t  en  w  ti  rd  e  .  \  l)as- 
s«'lbc  unterlag  nicht  den  ^cmeinrechtliehen  Veijähruo^^rcgeln  und  tru^:  keine  Stoucru. 
DI«  Landständc  durften  »»incr  unbcfusrton  Yorftttssoruv?  widersprechen,  auch  worden 
mit  ihnen  Vercinbaronsren  L^  troHon,  wenn  aus  Landcsmitteln  i-in  Zuschuss  zu  dem 
lledarf  der  Hof lialtunvi  jreleistrt  oder  bei  einem  reichliehen  Domiin«  n*  rfraLre  in  Theil 
desselben  zu  anderen  Staatsausgabeu  bestimmt  werden  sullte  (§.  9Si.  Das  Kamm ei  - 
grnt  war  folir lieh  in  rieten  Hinsichten  dem  wahren  oder  eiirentlichen 
Staatsiriitr  ahnlieli.  wi-nn  <s  '_*l'  ich  nicht  als  solrhcs  an^rkinnt 
war.  Aus  dl*^en  Verhältnissen  des  deutschen  Kammeri:;uts  «rklärt  es  sich,  dass  bei 
den  Hediatisinin^n  Anfansr  dieses  Jahrhandorts  die  bisher  ^•^chsonm^ttelbaren  Terri 
torialherren  als  uunmerij  •  soü:.  Standesli  rren  die  Domänen  als  Eigenthum  für  sieh 
behalten  durften,  während  die  niid-  reri  St.aatscinkUnfte  auf  die  Staatskassi-  der  Länder 
ubergingen,  denen  die  Standesherreu  jetzt  angehörten.  IM«- Schulden  wurden  nach  dem 
Verhiltniss  beider  Theile  des  bisherigen  Eiokomniens  gethoilt  Hei  der  Einverleibonf^ 
llannover's,  K  ii  r  Ii  e  ^  >  <■  n 's ,  Nassau's  u.  s.  w.  in  Prens^on  ITiC  sind  da- 
gegen die  i>oiuäncn  mit  dem  preu%.  Staatst^ütern  foreinigt  worden.  \  sonst  für 
die  Uferen  Bechtsreriiiltnisse  n.  Atiffassun<;cn  r.  Seckendorf,  T.  Forstenstaat, 
«woniber  oben  S.  .HD.  Putter,  Institutionen  juris  publ.  §.  2öt.  Zachariä, 
Staatsrecht  2.  A.  §.  20S.  \.  Könne.  Das  Douianen-,  Forst-  und  Jaudw- n  d  s 
pn-uss.  .Staats,  ls.*)4,  S.  2  H".  —  Mehrfach  ist  über  die  ältere  u.  neuere  Kechts^juaiitai 
des  Kaaniergub  n.  über  die  auf  dessen  Ertrftircn  rahenden  Verpilii;hton<ren  anch 
neucrditi  j  ^  tu«  h  i  'iel-  'jenheit  diT  ..Domäri'  nstr<^iti':kciten*'  in  deutschen  Staaten, 
b*«.  iu  Kleinstaaten  literarisch  discutirt  worden.  Vgl.  bes.  die  Literatur  aber  den 
Heihintrer  Pomlnenstreit:  tJeher  die  IKmilnenfraird  Im  H.  Meinin^en«  1647. 
Vollen,    Diti   Entstehung    nnd   die    rechtliche  Natur  des  KammerremiAgens 
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in  D.,  1857.    ZachariS,  Ueber  das  rechtUcIie  Veiblltnits  des  fnrstl.  ffaminer- 

^uts  insbesondere  im  Herzogthum  S.  Meiningeu.  üött  1861.  Keyscht  r,  Dio  Rechte 
ih  s  Staats  an  den  Doiii  ui  ri  und  Kammer«rtltcrn.  T-eipzig^  1SÜ3  (gegen  Zachariä  und 
Jur  die  üllcutJichc  Kutiu  «ies  Kauiuiergutcs).  Zöpli,  Bemerkungen  zu  Kcyschcr, 
1^64.  Zacharii,  Dns  Kigcnthomsrccht  am  d.  Kammergnt.  tiegen  A.  L.Beyscher, 
1864.  KcyMchcr,  der  Rechtsstreit  über  das  Kigcnthum  an  dco  Domloeii.  1865. 
UeiBze,  Üom.&age  in  S.  Mcio.,  Tab.  Ztscbr.  B.  1»,  S.  212. 

Nach  der  GrQndnii;  des  Deatsebea  Bundes  seit  ■  den  nenen 
ätändischcii  Verfassungen  vrui-dc  es  dringenderes BedCkrfniss.  das  luiklarc  Rechts- 
verh&Itniss  penau  zu  p'L-'  lri,  w-is  lue  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwrierigkeiten  und 
liingercii  Streit  zwischen  1' ui^tonhauä  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
inttli»amc  Sonderun?  y-ucr  beiden  (iattungen  zn  nmgefaen. 

In  riricm  Thcile  der  dditscLt^n  Staaten  wurden  sämmtliche  KammcrgiitcT 
altt  Staatsgut  erklärt,  was  die  Duinänen  in  den  aasserdeatschen  Staaten,  zufolge 
des  dftern  Wechsels  dor  regierenden  Geschlechter  oder  nach  MisdmckUcher  Erklftmng, 
meist  schon  früher  geworden  waren  und  Civil)  istcn  festgesetzt  (§.  175). 

V^l.  im  Allg.  Zachariä,  Stantsrecbt.  §.  210  (bes.  in  d.  Anm.).  auch  obfiu 
§.  Sü-  Ül.  lu  Freussen  wurden  die  hier  Chatoulgatcr  gen.  Privatgtiter  der  hohen- 
zoUernscheu  Dynastie  schon  unter  dem  gfMsen  KarfttTsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
Täiikuiiftt;  mit  dein  Stnatsdom.  zus.  gezogen  u.  unt<^r  Friedr.  Wilh.  I  durch  Kdirt  v. 
i'6.  Aug.  171^  die  Dom.-  u.  Gbat.-(Jttter  vereinigt  n.  beiden  gleiche  Kechtsqoalität 
beigelegt  (s.  o.  S.  202).  R5nne.  Sfastsr.  II.  2.  S.  588.  Landrecht  Th.  II.  Tit  14« 
${.11,  sodann  liaosgesetz  V.  6  Nov.  ISO}»,  F.dict  v.  30.  Ort.  ISIO  1.  Die  früher 
(S.  40:5'i  erwälmtc,  Radicinins^  -Icr  K'i  rif»»  v.  2%^  Mill.  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Korkten  u.  der  Vorwcgabzug  dieüur  Rente  von  diesen  Einkllnfteu  noch  jetzt  im 
preuss.  Etat  liingt  indessen  mit  den  Uferen  Anrechten  der  hohcnz.  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Vcrordn.  r.  17.  .Tan.  1^20  und  Art.  59  der  VeTfas«;ung  v. 
31.  Jan.  JsäU).  S,  uuch  Kiodol,  branduob.  Staatähauüb.  S.  54.  61.  Treitschkc, 
Art  Domäüen  im  StaatsvArterbnch  S.  161.  —  Raiern  IM 8,  Verf.  Uric.  Tit.  III, 
§.  1,  2.  -  Wurtembcrg  1SI!I.  V.rf.  IJrk.  lOM,  in  Ansehunir  des  k.  Kammer- 
^utes.  Kurhessen  in  ihr  Vorf.  Urk.  von  IVtl  l.'l).  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  dos  Staats-  und  l'amiliengutcs,       Sachsen,  Verf.  v.  §.  16  ff.  — 

Von  anderen  Ländern  zeigen  «rleirhcu  Vorgang:  DAnemarIc,  Frankroi«- h, 
(irossbritan  n  i  I  Ti .  n  .^tcrrci  cli ,  Niederlande,  Schweden  ti.  s.  \v.  In  Frank' 
reich  hicsscn  die  Domäucu  krou^ot  ^domaino  de  ia  couroone)  und  unter  Frans  f. 
vnnle  die  UnviTftnsseriichkcit  desselben  reroninnt.  Edlct  r.  80.  Jun.  15S9.  Frabxeit. 
Anerkennung  sds  Staatsgut  (was  freilich  dnrrh  dir  .ibsolut  monarchisch-'  (icwalt  ver- 
wischt wiirdci,  Hodinus  de  rrjMiJd.  lib.  Vi.  ca]».  '2,  S.  64*^  (ed.  Par,  löJMV  Das 
Privatei^^enthum  d<;s  KAnigs  wurde  im  Augenblick  der  Thron bcsteiguug  Staatsgut. 
Sdict  V.  1607.  (ies.  V.  s  Nov.  1SI4.  Die  assemblee  Constituante  erklftrte  1790  diese 
(iiitcrmasse  für  doniaiiM-  naiinnrd,  d,  h.  sie  s|»rac]i  aus.  dass  sie  Staatsvcmif^g^c  n  soi. 
Das  Kron^rut  (dumaine  oder  dotatioa  de  la  c4>uronnej  im  19.  Jahrli.  war  der  dem 
Sraatsoberbanpt  zum  Nlessbrauch  ttbcrla^ne  Theil  des  Staatsronn*)gens  (dorn,  de  l'^tat). 
Ks  gehörten  hiezu  sowohl  Liegenschaften  (Schlösser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevrcs 
und  Beauvais  und  die  'raiM  trnfalirik  dis  (iiihflins,  sAdum  3  W.'dder),  als  bewegliche 
Diugc,  wie  Juwelen.  Kunstwerke.  Uuclier,  Zimmergcrathc  u.  a.  w.  Hei  der  Entsetzung; 
der  napoloouiHchen  Dynastie  1^70  i^t  der  Character  dieses  Besitzthums  als  Staats- 
giit  von  NoTiutii  ancrkaiint  worden.  Das  bisherige  Apanagitiin  il<'S  Hauses  Orleans 
von  1061,  1672  und  16U2  war  unter  Kapoleon  III.  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt voidt».  nach  1871  erfokt<t  jedoch  eine  Restitution.  —  In  den  Niederlanden 
wuiile  erst  unter  König  Wilhelm  IL  das  Eiircuthnm  der  Domänen  an  den  Staat  zurilck- 
gegcbcn.    (Nach  Ivam.    UcUer  Kurland  »Jnoist.  <*ngl.  Verw. recht  TI,  1155. 

in  anderen  deutschen  Landern  wurde  der  fUr&tlichen  l  auiilie  das  Ki'jcn- 
thum  der  Domänen,  selbst  in  d««n  neu  einrericitrten  Landestheil-  n.  vorbehalten,  z.  H. 
in  Nassau  (ISM),  Wald .  i  l  (I^M).  lUden  .  «jotha,  Licf htinstein  l^I^t.  (»rosöli. 
Hessen  0^20),  Weimar,  Koburg  (1*521.  ISJü),  Kurhesseu,  Alten  bürg  (1831 
RraunschweiiT  MS32),  Hohenzollern-S igmari niien  (1S3:{).  Hannover  (Verf. 
V.  1S40»,  Schwarzbur^-Sondershauseu  {l'!i41)»  Lippe  (l*56s).  In  mehreren 
andern  dcu(srli(Mi  Land<  rn  (z.  )>  Mecklenburg,  die  anhaltischen  und  reussischen 
Lande)  galt  dies  cbunfail.>  fortwährend.   (Leber  Gr.  llossen  u.  Ilannovr  s.  Kau. 
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5.  A.  §.  91  Anm.).  Jedoch  wurdo  auch  hier  die  Verwrenduag:  de«  Dominefi'^ 

ertrages  r.u  Stantsansgaben  im  A  llpt;  in  i- i  n  l  n  oder  zur  Bestreitung  dor 
Kol'ätaatsausgabeu  2Uge:iicbert.  Erstrcs  ge:»cbah  z.  B.  ia  Baden,  nach  d.  Vt>rf.- 
Urir.  (r.  181 8)  ^.  59:  „Ohncncbtet  die  Oominen,  nach  aUgouein  anorlmnntea  Grand- 
sätzen des  Staats-  und  FUrätcn rechts,  unstreitigen  Patrimonialc  i^-enthum  des 

Reprenteii  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  liii^cr  Kiiritnschaft  — 
hiermit  ausdrücklich  bestäti;:en,  wollen  Wir  deunuuk  dun  Ertrag  derselben,  ausser 
d  'i  linranf  ndiciilen  Civilliste  und  ausser  andefen  darauf  haftenden  Lasten,  so  laa^ 
als  Wir  uns  nicht  dur<  h  Herstellung  der  I  rrin/en  in  dem  Stand  betinden  werden. 
Unsere  Liutertbaucii  nach  Uiutorm  iouigsicu  Wunsche  zu  erieichtera,  —  dor  Be« 
titroitiing  der  Slaatslatton  ferner  belassen.*^  üeber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  Ki  chtsv-  rhältnissc  zwl^^rhi  ii  «Icni  KUrstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nut/Jiiesscrin  der  Utjniiincn,  wobei  imless  die  rein  -  privatrechtÜchen 
SJitzo  nicht  uabediii'jt  mass'jcbend  sein  können.  Helte  rieh  in  der  Zeitschrift  für 
die  ges.  Staatsviriss.  IblT.  1,  3.  (Ges.  üb.  Civ.iiste  r.  Ib54,  später  erhöht).  —  Aehulich 
KobuTK,  §.  76  der  Yert*.  von  IH'IU  —  Brauasch wci|r,  Laadschafis-O.  von  1832, 
§.  6.  (BaiiX 

Etwas  abveichendos  Vcrfthren  in  Meioingen,  Nassau  (1829)  o.  s.  w,  S, 

über  Mi  inirii,'!  n  die  oben  gen.  Schritten.  Endlicher  Abi>chluss  dines  Vcrtraff^ 
daselbst  zwischen  Dynastie  nnd  Ständen  iin  J.  1^71.  auf  (inind  des  zweiten  Ver- 
gleichseutwurfs,  den  da-,  als  b«  hiudageiichtshof  gewählte  Urusd.  Ul>eraj»pellatiousgerichc 
aufgestellt  hatte:  da^  den  Landessteuern  nicht  unterworfene  Dom&neuve rindigen  wird 
wie  bisher  vcn*'f>ndet.  der  Herzog  erhält  eine  feste  Kcute  von  'i.Mf»  (HH)  Tlilr.  jahrlicb, 
der  Kest  fällt  zur  H&lfte  au  ihn  u.  an  die  Landeslutäso.  Der  DouiHtieuetat  wird  lait 
Zosthnsiung  (früher  bless  mit  Beirath)  der  Landesrertrotung  festgestellt  Biese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  des  Mein.  Spccialhanaes  oder  (iotb. 
(iesammthanscs  nach  Massgabe  der  Vcrfassunarsurkunde  die  Re<nerun^  des  I^dcs 
fuhrt  Wenn  dies  au>  irgend  ciueui  (jiuadti  nicht  mehr  der  Lall  ist.  so  erfolgt  eiue 
Gmndthellnng  des  DümänenvcrmOgeDs:  dem  herzoglichen  Hause  bb  iben  '*  aU  Kd<ü- 
cotnmiss.,  der  eewöhulichen  B esteuerunsr  unterworf.  Prirateigeutti.  des  (ioth.  üesammt- 
baiiiies,  dem  Lande  %  ads  i^ruv.-l'onds.  (Mein.  Oes.  v.  20.  Juli  1S71}.  —  l'ebcr 
Nassau,  s.  Ran,  5.  A.  §.  91  Anm.  (b). 

Die  Kreii^nisse  ron  1S48  haben  die  Folge  gehabt,  dass  in  mehreren  deutschen 
I.. Indern  auf  Antrair  der  Landsfünd»-  die  DomJinen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  und 
eine  Civilliste  eingct'uhrt  waid.  z.  ß  in  Alten buru .  wo  die  Kammer-  und  Land'  Scin- 
kunftc  vom  Anfang  1S19  an  zusammengelegt  vorden  sind,  in  Weimar,  Mecklcnborp. 
Meininf2:en,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg.  Nassau  u.  s.  w.  In  den  fulgenden  Jahn^ti 
wurden  diese  Beitimmaogen  von  den  Bogierungeu  wieder  aufgehoben  und  neuo  Vcr- 
abrednngen  itber  die  Verwendung  das  Domftnoiertrsges  getroffen ,  die  sieb  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Kindruck  der  Ereignisse  v.  lSti6  zu  einem 
Abschlii*5s  £rekonnnen  >ind  (.Anhalt  IhtJl),  Schaumb.-Lippe,  M<  iningen\  — 
Nachdem  im  kriege  vun  isOO  die  Gebiete  von  Hannover,  Kurhcsseu  u.  Nassau  in 
PrcuKsen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  1  ursten  dieser  LAnder  ndchlicfae 
Entschiiditrunffen,  widil  auch  niit  Kncksicht  auf  die  Haus<liimanen.  welelie  nun  preussischc 
Staatsguter  wurden,  bo  der  König  von  Hannover  1 3,(}1ij,UUU,  der  Herzog  von  Nas«au 
S,892,000  Tbir.,  doch  wurde  die  Enisobädigung  das  entteren  wieder  mit  Beschlag 
bele-Ji.  —  Uebersicht  über  die  jetzt  in  den  .mzeln« n  Staaten  bestehenden  ItoclltS- 
verhältni  !<se  hei  G.  Mover,  l).  Staatsrecht,      ti4,  virl.  mit      2t)2  eb. 

Mit  diesen  eigcnihumlichen  Verhältnissen  des  älteren  und  neueren  Uechtä  der 
Kammeiffltar  steht  dann  auch  die  Hinrichtung  des  Kassen wesens  in  Verbinduni;: 
da«  System  /weifarher  Kassen,  die  „ K am merkasse"  für  die  Einkünfte  des 
Kammergutä  und  fUr  die  daraus  zuvördorat  m  bestreitenden  Hofstaaatsausgaben,  und 
die  (stiadiscbe)  Laades^Steuerkasse  fdr  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsaus^^aben.  Dieser  Gegenstand  ist  0.  in  §.  90  SCbon  er- 
ledigt wurd<n.    Vgl.  dazu  auch  Rau  §.  92.  9i». 

III.  —  216.  Heutige  finanzwirthscbaltliche  Be- 
deutung des  älteren  Domaniams.  Die  Vermindernng 
deHselben  musste  eich  ffir  die  Finanzen  uro  so  fühlbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jaluhuiideiteii  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staats  bedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Donianiums  er- 
halten hat  inul  wo  dessen  Einnahmen  nicht  gaux  zur  Deckung 
des  Hofbcdart's  dienen,  ist  daher  reirelniässig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  btaatseiunahme ,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  ^ergrOsserten  Staatsbedarl* 
anpassen  mosste,  aaf  dieses  Domanialeinkommen  znrückzufttbieo. 

Kt'lativ  am  BL-dtuteodsteii.  d.h.  als  Quote  ron  der  (i<  saiinntrinuahme,  ist  es  noch 
in  ril  lt  dentseli«  11  Staaten,  in  wel<'h<  ii  sieh  iM'ben  dem  bi  'i<  ntcnden  Einkomm  'ii 
ix-äomlcrs  auä  1*0 rsteu .  danach  aus  Feldgut eru  aucli  da^i  nächst  rerwaaUte 
£itikotoiD«n  ausBerjr-  nnd  Htlttenw^rken,  Satiiieii.  )e:««1^n  Staatsfabrikcii 
II,  ^.  w.  in>  h  reichliclier  in  «l-  u  irn  istt  ii  andern  Liiinl-  rn  liml'  f.  Iv<  ste  ile>  ;ilf<Mi 
JJoniautal)-iiikoinmen>  sind  wohl  noch  in  ailmi  europäischen  btaatea  vorhaudt:a.  Aber 
bie  sind  öftere,  be^ouders  iu  Westetiropa,  nicht  nthr  arhcblich,  wenn  niclit  etva  durch 
iieii'  I '  ];  i  ti  /.  i  Ii  II  II  T  0  ii  Kirc  heil  ^  u  t«  uroin^stciis  zcitwette ,  fcrOaen?  BeattiMle 
vieder  hin/.ii  •rekoinHi''u  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnabmewlrthscbaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  nnd 
immer  mehr  Stetierwirthschaft,  d.  ^.  .thpilfi  ,G<»btlhren-, 
namentlich  aber  eigen  t Ii  ehe  Steuerwirthschaft  geworden. 
Nnr  das  Hinznkommen  von  Staats  eisen  bahnen,  finanz- 
wirthschaftlieh  betrachtet  des  Hanpt-Zweigs  modernen  Do- 
manialwesens,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  ejtwas  zurück- 
gedrängt. 

Genaue  iinan/-atuti>r.  V<  ri:li  irliuni:'  ii  bieten  w'ii  d>  r  weircn  tler  V(  ra<  lii'  di  nh<  it 
dur  Bestaodtbeile  de»  priratwirtliächaftlirhen  Einkoinnieiis  nnd  •icr  Verschiodenheit  der 
Ktatisiruni!:  uiam  lie  Schwieriiikeiten.  b.  i'r  r  •  D  ifi  n  ub-  r  den  ..Reinertrasr  der  Do- 
mänen juit  Augabe  s.  Verhäitiiiä^ea  ^uoi  reinen  btaatäeiukoiameu"  bei  Bau,  d.  A., 
J}.  5)!>  Anin.  d.  iu  meiner  Bearb.  d.  6.  A..  §.  III  Aiim.  d»  bei  Gxfirnijr.  Oesterr. 
Bndjret  II.  452,  -177.  Naeh  Herrn.  Wa^ruer  (Gotk  Tas-  henb.  1874,  S.  &7S  ff.,  SS4). 
efircben  sich  fol-vndo  (jnüteii.  wel<  he  einmal  der  ,.Reiii<  rtnijf  der  Domänen  (i.  c.  S.) 
II.  torsteu",  «ianii  „der  Uiinertra^  des  gesammten  Privaterwerbs"  von  ilen 
Nctloaiis^ab«!!  des  Staats  nm  ISTS  deckten.  Unter  dem  ,4;esaminten  Pnvat- 
erreib"*  sind  hier  aber  einige  Posten  inbcirriflen .  welche  s  ten  e rarti  ges  Kiunabm. 
aus  d.  Coiouioi.  Lottehu)  oder  gob ulireuartigcs  Etukommcu  (Munzo,  Post,  Telc- 
graphie)  sind.  £ü  Ivaat  »ich  in  der  That  auch  diie  genaue  nnd  gleich milsBiife 
Ausscheidung  schwer  vornehmen.  Der  Privaterwerb  uinfasst  uemlich  bei  der  iolgon- 
dcQ  Berechnung:  Domänen,  l'ors(*;ii .  Cidonicn  ,  Ziuboii  aus  (ieldgoscbäften  (bei  den 
einzelnen  deutschen  Staateu  iucl.  de»  ics|».  Antheil-»  an  ver^inslichen  Ueichsactiveu), 
Staatslotterie,  Berg-,  UOttenwerke  und  Salinen,  verschiedene  guwerl)lichc  Anstalten 
und.  Staatsdruckerci,  MUnze,  Ertrug  der  Ge»otzbliuter),  endlich  Pest,  ätuatseisenbahucu. 
Xclegrapbcu. 

Von  der  Nuttoaesgabc  Von  der  Nettoattägabo 

büträgt  beträgt 
d.Nettoertr.  d  Xcttoertr.  d.  d.Nettocrtr.  d.  Nctiucrtr.  d. 

d.  Dom.  u.   gaiu.  Privat-  d.  Dorn.  u.    gau/..  Privat- 

FoKten.       enrerbs.  Forsten  enrerbs. 

Sacliäcn  .       .   .      9*7  ö4'~      Buiura    ....  WH 

Wsxieaibcrg    .  .    U  i  42*9      Baden    ....      "^'l  96*6 
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Von  der  Kettoausg»!»  Voa  der  NettoaaggAbe 

hcträjrt  bfiräi;» 
d.  Nettocrtr.  d.  Ntittoertr.  d.  d.  Nettoertr.  d.     ttoertr.  d. 

d. Dom.«.   g«ii2. Privat-  d.Doiii.ii.  gui&PrirAt- 

Ponsti'iL       crrorbs.  Forsten.  erverbt». 

iTtjUSseu    ...      S-4  81*9      Italieu  ....      Hü  10*2 

Dänemark  ...      29  26-0      Chile       .   .  .      1*7  8*3 

Schweiz     ...      41  24-4      Serbien  ....      1*8  6'6 

Belgien  ....      l'O  IS'ö      <  i,.sf erreich     .   .      0'5  •i'9 

liiederlaude     .   .      1*9  17'ü      i'urtugal    ...      06  4'7 

^'orwegen    ...      1*2  IS'S      l'raukreich     •   .      1*4  3*9 

Griechenland  .  .      3T)  12*7      Growbritanmen  .      0*6  2*& 

Kussland    ...       3*4  12'5 

lu  den  deubcheu  Kieiustaaton  ist  der  Ertrag  der  Uouaaeti  und  I  uDteu  uiobrfack 
relatff  noch  prftsser  als  in  den  Hittebtaaten.  Weitere  Einselbdten  s.  im  folf .  Kapitel. 

Auch  Gerstfeldt  hat  in  s.  vordieostvoileo  liuaiustat.  Arbeiten  einige  hierher  gehdr. 
Berochnangen  für  die  neueste  Zeit  ani^esteiit,  vubei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Znaiassang  nicht  ganz  gleichartiircr  Kubrikea  nur  annähernd  richtige  Ergebnisse 
2U  gewinnen  waren.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  „Buitr.  z.  Reichbst.frage'*  u.  den  Aufik  in 
Cvonrad's  Jahrb.  B,  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  &  73.  Hiernach  wllrde  »idi  im 
1678  Stollen: 

Nettoertrag  Oder  per  Kopf  der 

Doniäjien  u.     Berg-  uin!  Bevölkern« j^. 

Fönten      Hutteuwc^ji   Dum.  u.  ».  w.  Iii  rgpv.  u.ä.w, 
MiU.  M.  yiciiui'i 
Preusaoii',  •  .  .  .  .       UViu  13'88  ISl  :rl 

Baiem   2456  Ob4  491  17 

K.  Sacbi;en   S  IU  Ü  'U  29U  25 

Wfirtembeiir    •   .   .  .       6*11  0*80  323  42 

Baden   3*74  0*23  24!»  15 

Elsaas-Lothringeu  .   .   .        3  y6  —  259  — 

Hessen   5-78  —  067  — 

Andere  deutsche  Staaten      11*92  192  360 

All-  Sta  iten     ....     llO'So  17  S7  260  42 

(Jr.  Britannien  ....  26  7 8  (??)  79 

Frankreich   44*03  119 

West-Oestenreieb  .  .  .  19*40  88 

Rosaland   50*84  73 

Die  ZifTor  f.  (irossbrit.  rnr>chtc  einen  Irrthum  ciitlinlten  (zu  lioch  sein"^.  "Phen- 
falls  nach  (ierstfeldt  war  in  Prcustiou  i.nach  184'»ij  iucl.  neue  Pruv.)  der  Bein 
ertrag  der  DonSnen  ii.  Porsten  1821  27*53,  1932  33*56,  1b41  22*78.  1851  24*74, 
IhOI  *iä*UC,  1873  4514,  Iss.H  17  34  MiU.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  be/.  250— 
— 151 -145  -  l.üi— 191  — 160  Pfennijr.  d.  Ii.  in  "/„  der  trleich/eitigcn  „steuerrechfl. 
Kinnalune  '  bez.  23  I  -  Ib  1— 16  0 -13-.>— 10  ü— 12-:i— lO  ü.  al!*o  ein  storkcs  rclatifcs 
KnrOclEbleibon  binter  der  Entwicklung  der  Bcsteuerong  doch  ancb  hier.  Die  Relneln- 
nahuie  aus  Hi^rf^-,  Hutten-  n.  S.il^w  «  ikt-n  ist  riii'  h  relativ  bis  1*»73  jrestiegen  (p.  Kopf 
lb21  16,  li)7a  69,  1S83  54  Plcnnig.  in  7,  der  Steuern  1*4— 5*6— 3-2),  »chaanktaber 
jabresweiso  sehr. 

IV.  —  ^.  217.  J'riucipicllc  f'i  n a n  z  w i r th sc h a f 1 1 1 che 
Reurtheilun^  dieser  Entwi  r  k  i  :ni  ^.  Diese  tlnits  iichliche 
ricsfaltnnir  des  Wrliältni.sscs  der  iRuleii  Hauptarien  der  ordtMitlichen 
Kiunabnieu,  der  privat-  und  der  staat^wirthsebaftlichcu,  zu 
einander  hat  die  FinanzwiHHenschaft  aOB  dem  Gesicbtopuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  HedUrfnissen  des  modernen  Staats  zu 
beurtheüen.  Dies  ftthrt  in  Bezug  aaf  die  Objeete,  welehe  oIb 
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die  GrinullaiTc  des  bctreft'enden  privatwirtbschaftliclien  Liiik<;iiinieiis 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  diuss  getrennt  für  die  einzelnen  Haupt (|UeHcn  dct» 
Privatervverbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
hältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
ÜDtersuchung  demgemäss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Benrtheilang  des  Verhältnisses  der 
privat-  nnd  staatswirthsehafttichen  Einnahmen  %n  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
praetischen  Problemen  der  Finanzwissensobaft,  wieder  der  rein 
finanzielle  nnd  der  social-politische  nnd  „allgemein- 
yalicswirtbsehaftHohe''  Gesichtspunct  zn  unterscheiden. 

So  ianu  mau  ihn  nennen,  nenn  gewisse  all^  •  meine  Interessen  der  Volkswirth- 
Bchaft,  auch  d«r  ProdQceion  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spe- 
cial Interessen  eines  ProdiKtions/wei^^es.  So  ist  /.  B.  die  Erhaltung  der  WaMer 
we'/en  des  Einflusses  des  Wuldbestands  auf  das  Klima  and  auf  die  gaiiie  La&deacnltur 
em  ailgeinci  n-rolkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesichtspnnct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  nnd  demgemäss  das  starke  Vorwaltön  der 
Sten er wirtb Schaft  vor  der  Domanialwirlhscliaft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerhin  bietet  die  Verfttgnng  Über 
ein  erheblicheres  privatwirihschailliches  Einkommen  auch  heute 
noeh  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  uad,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Dt-slialli  sind  finanz>t.ifi.st.  RiTLchnuiiücn  wicliti^^  wol  lir  :spf<  iell  ,  wie 

gross  die  Quote  iät,  die  /..  B.  die  Schuld  oder  llecr  uml  Motte  von  der  Steueruinnahnto 
noch  abaorbiren,  naohdem  sie  xurördent  soweit  als  mSglicb  toid  Uoinortra;  der  piivat- 
wirthscli.  Einii  iliiiien  ircdcckt  sind.  S.  ("/.öraijr,  osterr.  Duiis.  II,  1^1,  A.  \V;i{5;n<  r, 
Ürdn.  d.  öst.  Staat^haush.  S.  151  ond  Art.  Stants8<  hnldcn  im  Stnatsw  irtrrbtii  h  X.  57. 
jct/t  oben  S.  73,  71.  Prcusseu  z.  Ii.  konnte  seinen  müssen  Miliiaraulwand 
ieiohter  tra;^:  urepfen  sduur  kleinen,  ohnubin  /  Th.  für  Etsciibahncn  autv  nuuimeneii 
Srhuhi  Uli  <^cn  sein>'r  ^^rossen  privatwirthich.  Kinnahmon,  umgckoliit  doppelte  Lai»t 
des  Militarauiwanda  lu  (JoicrrcicU. 

Es  eigiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  Beseiti- 
gung allen  Priyaterwerbs,  wie  sie  hier  nnd  da  in  der 
britisehen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutsehen  Vertretern,  a.  B.  Bergins,  verlangt  wurde,  dem 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  Umstünden  auch  finanziell  passend  sein. 
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Nnr  wird  darüber  selten  das  Pinansinterease  allein  entscheideii 

(lüilcn:  C8  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit. 

•2.  Die  EntscheiduD;;  nmss  vielmehr  scblicsslicli  nach  ticiu 
socialpo  Ii  tischen  und  dem  allgemein-vulkawirthschatt- 
lichcn  Intere.si<e  crlulj^cn.  daher  im  Ganzen  anch  verschieden 
nach  Zeit  u  n  d  L  a  n  d  e  s  v  e  r  Ii  a  1 1  ni  s  s  e  ii  und  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwei  hs.  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  Jetzt  nur  aas  den  Ergeb- 
nissen der  dort  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zn  nehmen^ 
daSB  eine  prineipielie  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  liegt. 
Einzelne  Objecto ,  wie  die  Forsten,  sollten  dnrchanB  im  Staats- 
eigentbaro  erhalten  werden,  auch  die  weitere  Venniodemng  der 
StaatS'Feldgttter  ist  wenigstens  nicht  allgemein  räthlicb.  Andere 
<Jbjecte  werden  passend  tn  den  priyatwirthscbaftliehen  Einnahme- 
quellen neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Tiivakiwerb  den  Staati^  docl»  seine  ÜL-utigc 
Uedem ung  zweckuiiisöig  hcliaupten  und  mehrtaeh  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rticksicht  auf  moderne  Verhält- 
nisse des  V^olkslebcns,  der  Vulkswirthschaft  und  Technik  u.  s.  w.,  er- 
fahren. Die  Ausdehiuuig  gcmeinwirth  schaff  Ii  eher  Thätigkcit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  (Ihrigen  ^Selbstverwaltuugs- 
k{)rper  an  Stelle  der  Privatwirthschaft,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (ActiengeseUschafi)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialpolitisehe  Nothwendigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  privatwirthschaftlieben  Einkommens  der  Fjoanz- 
wirthschaft  von  selbst  mit  bin. 

Aber  dadurch  wird ,  wenigstens  voranssichtltch  noch  i'Hr  sehr 
lange  Zeit,  der  specifische  Charactcr  der  modernen  Ein- 
nahme wirth  schuft  des  Staats  und  der  Commimcn,  das 
starke  Verwalten  der  S teue r wi r t Ii s c  Ii a f t ,  nicht  bc- 
seitif^t,  sondern  nur  wMeder  etwas  modilicirt  werden. 

o.  Das  Vorwalten  der  Steuer  vor  der  Doniauial- 
wirth Schaft  im  modernen  Stuatshanslialtc  tiudet  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  >V  c  s  e  n  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafUr.  Das  zwangsgemein wirthsehaftliehe  Svstem,  das  im 
Staate  seinen  htf obsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthscbaft- 
liebe  System  in  der  Yolkswirthschaft  ergänzen  und  theilweise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  1*  uiiLtionen  desselben  flbena  linicii. 
Privatwirthschattliclic  i  iiäti^^kciteu  des  Staats  rein  zu  finan- 
ziellen oder  E  r  w  e  r  h  s  zweckon  sind  eben  deshalb  nur 
ausnah  niswei«e  liassend ;  sio  iiabeu  die  Y  e  r  m  u  t  h  u  n  g 
gedpeii  sich. 

Das  ri  litiin  V.  rhaltniss  ist  viebiiclir,  dass  der  Staat  (ähiilicli  die  (J  in- iiidc)  darf 
producirt,  wai>  grundüät/Üi  Ii  soitic  Aufgabe  ist:  die  uiaiicheiici  inci:»t  iuimatericlleii 
Staatsleiitunjjeii,  die  ihm  auf  dem  (icbicto  des  Ivochti»-  und  MurUtZtt<?clis,  des  Cultur- 
tiiid  Wuhlfahrtszwocks  oblic'^rii,  w<  il  die  BovIVlkeruiig  die  betreti'oDdeii  Guter  nach  dem 
priratwirthsch.  System  nicht  oder  niclit  so  gut  ])rüdü<:iie:i  kann.  Dio  Bcv^lko- 
ruiig  dagegen  erzeugt  diu  Sach'^Utcr,  welche  der  Staat  diro.t  und  mdirect  i'ur  die 
Hersldlttiif  der  von  ihni  vurlangten  Leblungen  braucht.  Er  gicbt  dieüc  der  Bc- 
\  Ikcrung,  die  letztere  giebt  die  SachgUter  (das  Geld)  in  den  allgemeinen  Steuern  dem 
Staate;  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  dut  der  Staat  stellt. 
So  erscheinen  StaatJ^leistungen  und  Steuern  als  richtiges  ("orn  lat  fiir  einander. 
Aeuderungen  iu  diesem  Verhältniss  sind  in  der  hcutis^en  Volk-wiitlisi  h.itE  freilidi 
durch  die  ökondtniM  h-ti'rhiii-' hr-n  Rrdingungcii  >\q%  Productionsbctn 'Iis  <irossnntcr- 
uübuiungea)  und  durch  die  äociat-politi»cbun  Bedenken  gegen  das  l  ebern  uchcrn  do 
PrirotkapUalismus  geboten,  aber  eben  doch  oiir  iu  bcBttmintou  Füll  cd.  Dicht  auf 
dem  ganzen  grossen  fiebiete,  wo  sich,  wie  in  l^andwirtliM  luift.  (iewcrbe  u.  Handel  die 
Production  doch  noch  heuti-  in  den  l'urmen  der  gewöhnlichen  Privatwirthschafl 
vollzieht  und, —  bewahrt.  Das  ubcnsieht  der  „cxlFcmu  Socialismus".  S.  (irundleg. 
1.  Abth.  Kap.  3  u.  §.  109a«-109e. 

bj  Dazn  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Doiiumial 
einnähme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Uegiciung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Maeht,  bedenklichen  Ein- 
finsH  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  tinan- 
zielle  Interesse  der  Nation.  Aach  im  Finan  z  i  n  tc  i  esse  hat 
sieh  am  Ötenerbewilligungsreeht  die  Volkttt'rei h e it 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksame  Finanzeontrolc 
gesehaffen  worden. 

e)  Oekonomische  Grttnde  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fullen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Htaat  (oder 

die  Coninuiüc)  als  leitendes  Wirthschaf'tssubjeet  ökonoinisch- tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Oat»  dies,  entgegen  einer  rorbrcit«teu  Anuahinc,  uicht  immer  so  ist,  wuidu  schon 
früher  herrorgehoben  1)  nitd  wird  iu  foi^iiden  KapituI  noch  mehrfach  naher 
nachgewie^n.  in  mancbcn  Fftllen  ist  der  Staat  aber  ohne  Zwcif«!  ZUin  Ceirielic  un- 
irwignel.  wie  zur  Fühnnig  gevOhulichcr  lamiwirtliM  liafdic  hör.  gcwcrklicher  und 
liaudolsgcschftfto.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  mögitch  ist.  so  cmphchlt 
sich  ans  roin  finau  ziel  loa  (irAnden  dann  ItesoitigaDg  dor  boireli'eadco  Zweige  d«s 
PrifDlenrerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  speei fisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderungen der  Ordnung  des  Finanzwesens  zasammenhüngende 
Grttnde  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  aach  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthsehaftlicher  Einnahmen  im  modernen 

Staatshaushalte  anzuführen.    Der  ziemlich  gleichroässigc 
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nnd  im  Ganzen  allmälig  steigende  Finansbedarf  fiodet  in 
notbwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  deoiselben 

Prineip  steigenden  pii\ ntwirthscbaftliclien  Kiunahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  HuttenvvLike,  Eisenbahnen.')  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelbar  gefühlte  Stenern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Kegel  sor^j^amer  geprüft  werden.  Die 
auf  Steuerwirthschatl  begründete  Finanzwirthschaft  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domaniaieinnahiuen  basirte  die  Vermnthnng  einer 
Kegelnng  naeh  dem  wahren  Volks-  und  8taatsinteresse  für  sieb 
und  denigeniUss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweiten  Kapitel. 
Der  Privaterwerli  der  Fliiaiixwtrtlisehalt. 

Zu  ilciii  Privaterw'oH»  tt'  riieri  hier  (liujcnigcii  Eiiinalimc4U''ll''H  •/erochuct.  wt-ldi« 
uIhju  in  20'i  autge^iähU  wordcu  bind.  Je  nachdem  maa  die  Abgrenzung  /wischeu 
prirstvirthscbaftliehen  und  gebilhrenartlgen  Einnabmen  etwa!}  «nden 
voriiimmt.  als  es  hier  KCbchieht,  wird  «lic  Keihe  der  Eiuuahmequellen  crsitorcr  Art 
i»iüh  verengen  —  B.  wenn  das  Staatseisenbahnvesen  jeut  bereits  unter  die  (i*'- 
bohrenanstalten  irerecbnet  wird  —  oder  rieb  erweitern,  —  z.  B.  wenn  die  Pent, 
Tcicgraphic  noch  nicht  alsi  Gebuhreiiaiiht.ilt  bcliaodelt  werden  sollte,  daraus  cili.lit 
sich  «lann  nothtt  cii  li^  iti  '  vf^rsrhiorhüic  SlcHe.  welche  einzelne  Zweig«-  d  r  ?änn:)1imcn 
im  System  der  Thrurctikcr  i-rianjren,  i.  B.  bei  Kuu,  Stein,  Um]iteii bacb,  mir. 
Diese  Stolle  ist  eine  Cooseiiuco/.  der  princiinctlen  Auftiisi>uu<r  and  nicht  sie,  sondern 
letztere  mnts  cront  berirhti;^  weiden,  was  L.  Stein  tffiten  libersiehL 

§.  218.  Einleitung.  Bei  allen  privatwirtbscbafklicben  Ein- 
nabmearten  sind  zwei  Fragen  anseinander  zn  halten, 
welehe  im  Folgenden  daber  immer  getrennt  nntersncbt  werden: 

1.  Ob  die  bezüglichen  Objecte,  wolobe  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie.  im  l  alle  des  Staatsbesitzes,  die  Bewirthschaftuug 
und  Verwaltung  oin<;erielitot  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  217  j^^enannten 
(icsichtspuncte  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
s  o  c  i  a  1  p  0 1  i  t  i  s  c  h  c  und  a  1 1  g  e  m  e  i  n  -  v  o  l  k  s  w  i  r  t  h  j>  c  h  a  f  1 1  i  e  h  e. 
Von  ietztereni  aus  ist  die  Beibehaltung,  Venuebmng  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Htaatseigeothnms^'  (ähnlich  des 
gleichen  Communaleigenthnms)  zn  benrtheilen  nach  den  altge- 
meinen  Einwirlcungen  sei  es  des  iStaats-i  sei  es  des 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswuibscbat),  anf  die  allgemeine 
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Landesealtnr,  die  Prodttction  aod  Vertheilang  des  VolksemkommenSi 

und  wegen  der  hieraas  wieder  folgenden  social  politischen  Wir- 
kungen einer  solchen  ( icstiiliiiug  der  Hesitzverhdltnisse.  Im 
All<;eiiieineu  mu8s  sich  der  rein  iiuuuzieile  SUudpunct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  er^iebt  sieh  daraus,  dass  die  Frn^^e  der  \'eiiuKs.seruij^  etc. 
des  „werbenden  »Staatseigenthuws''  nur  eine  relative  Beaut- 
wortong  zalässt 

Difi  niibi^liisffc  Emprolilunir  einer  solrlien  Massr^i^l  ww  «Ii«  Gonsetiuctiz  der 

II  Verwiegend  privat  n  irthsrhaftlichcii  Aiiärhauuii  !'  der  Smith'schen  Srbul»^  mit  ihror 
Theorie  iler  freien  ronciirrenz.  Die^i  verkennt  auch  Stein.  2.  A  .  S.  1.*>!l,  wenn  er 
/.  wei  Verwaltiingsprinripien  fUr  Domänen  unterscheidet:  nu'  Ii  Icni  uiassgelicndeu 
/weiten  müsse  die  linanz.  Verwaltung  so  »'intrericlitot  «rerdon.  da>>-  mun  den  üelx  ramDg 
de!  DomrüK'n  ins  Privat»Mirenthuni  yorberejte.  Letzteren  ist  kein  alliiciiicin  i;uifi>i!;<a{ 
Axiom,  i»(lb>t  uicht  für  die  (ic^rcuwart.  A.  Sutith,  Iii.  2U:>:  „Das  Kiakojiimi-u, 
urelelieB  in  jfNior  cl?ilislrtaii  Monarcbie  die  Krone  ron  den  StutssrOteni  zieht,  obscbon 
es  die  Bürger  nirhb  zu  kosten  sch.  int,  kostet  doch  in  »ler  Tliat  di.  (i.!S<'lls«  Unit  mehr 
als  vielleicht  jede  andi-re  Einnahm«-  d*T  Kmii»  von  gh  ii  ln  r  Gröss«-  '.  ein  höchst  l  in- 
seitiirer  Satz  und  rin«-  lalsdie  Gein  laii-ation  brit.  Vi'rh.dtniss*'.  Lot/.,  III,  \'2iK 
SeelifT  iu  Rau  a.  ilanss<  n,  Ar  hir  der  polit.  Oekon.,  N.  Folvre,  IX.  29.  Bergins, 
Hnan/wissonsrhaCt  S.  1TI.  Pl'fiffor,  Sta Kiimalini  L  112.  und  (ibcrliaupt  di<- 
VfftretfT  der  Mauciti-^tumchtung.  Siehe  aui  h  oben  S.  4ST  die  oinst^itige  Aufrassung 
T.  Pfeiffer,  Maurus,  dass  der  Domünenbositz  des  Staats  wie  eine  Stcoer  wirlte. 
Di'  T'iHvis  ist  von  liiescr  Anscbauantr  mt  hrfadi  ^«  oinflusst  word<  n,  w»  iiti  auch  bei 
ilir  I  inanzscliwi*'rigkeif' n  ■inwölinlir]\  /.uni<*ist  Verüussrrunsren  von  Domänen  dräniitcn. 
In  n  <  st<  rrcic h  bind  s.  lion  im  vorigcu  Jahrhnndrrt,  soihum  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7  i><  t  .)>.  ISIO  II.  20.  Fobr.  1911,  ferner  nach  «lern  Patent  vom  22.  Januar  1817) 
sehr  viele  gro-^e  Domünenherrschaften  zur  SrhnMeiuiljnnsr  ver -  rt  worden.  Der 
Verkaat  brachte  1S18— 1^51  3ü,ia6,ü97  d.  oia,  der  AuärutVprciä  war  2\ä»:;,U«;b  IL 
oder  Vs  des  Erlüsos.  Darunter  befand  sich  die  Herrschaft  Podiebrnd  in  Böhmen,  die 
1839  iiir  L*5.^4,c).5()  II.  vcränssert  wurde.  Tafeln  zur  Statistik  der  üstcrr.  Monar«  Iii  •. 
St'xif  Fnlg-e.  L  M.  lieft  Taf.  (Kan.^  N'Micrdings  war  die  Domänenveräussening 
in  n.  -feiroich  wieder  Uus»  eine  l  ulgc  d«  r  Finan/nuth.  ohne  ein  Icitcndcä  rationellem 
Finan/princip.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  rt^rfehtten  Vertrag  vom  18.  October  1835. 
zwischen  Staat  und  Nationalhank .  woiia»  Ii  eine  blasse  von  Staatsgütern,  die  auf 
Iä6,4b5f000  ü.  aiigeächlagen  waren  und  eine  Llüche  von  150  Quadr  -Meilcu  uin- 
nahrnen«  an  die  Ni^onalbanl  als  Unterpfond  tart  das  Gathaben  derselben  von  1S5  M.  9. 
iibcrlasson  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Guter  verwalten  und  allmidig  veräussern 
und  der  JItIM  wurde  an  d*^r  cretiai?nten  Schuld  des  Staates  abgerechnet.  Für  die  Her- 
stellung der  \  uluia  —  dych  der  Zweck  der  Massregcl  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Krfolg  (s.  A.  Wagn<M.  Finani.  Oesterr.  im  Suatsw.  B.  VII.  t)30).  (Die  Bemerkung«» 
von  Stein  S.  Ii:."»  d.  2.  A  Tn^lK  t:  f.ist  wieder  ein  festes  rrincij»"  aus  diT  Verwen- 
dung dei^  Erlöses  verkaufter  Duuianeu  zur  Papiergeldeini 6a uug,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebunf  znf&lliger  5sterr.  Finaozmaasregeln  tum  wjasensebafü.  Postnlat!) 
In  dem  Verkaute  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  tiesellschaft. 
fiir  welche  französi*ich<;  Capitaiisteu  den  Vertrag  ahsehlossen  I.  Jan.  1^»55,  Inr  200 
Mill.  Kr.),  waren  auch  114,000  Hekt.  Land  dnbegritlcn.  Starke  Verausscrungen,  selbst 
von  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschaffung 
von  Deckungsmittcin  des  Staatshaush.  seit  Isö8  (Ges.  v.  20.  Juni  1*>6S).  Vt^L  die 
^ofticiOse)  Schrift  StaatägUtorverwiütUDg  der  NatioualUiuk.  Wien  lbU2.  Ks  sind  daher 
mit  Ananahme  der  Staatsvaldungen  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenige 
StaatägQter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Preussen  führten  die  Ereignisse  von  1^06  ti'. 
zur  .\ufhebung  der  gesetzlichen  ünveräusscrliehkeit  der  Domäjjcn  i^VA.  v.  5.  Nov.  IbOÜ, 
Ilausges.  v.  17.  Dee.  ISObi  u.  zu  grOsscien  Verkäufen  (s.  v.  Könne.  Staatsr.  IL  2.  B. 
§.  5!9p.  Bis  1820  sind  für  20  Mill..  von  da  an  bis  1940  fAr  3.1V«  MiU.Thlr.  Kammer- 
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güfer  v.-ikaufl  ronl.  ii.  Auch  spalor  wurik-  no<  Ii  jälirl.  1  Mill.  Tlilr.  für  VcrLiufo, 
Ablüsuogen  ia  den  Etat  g&ietzt  {C-O.  v.  1.  üovbr.  18S2)«  ilaaa  bald  etwas  mehr, 
bald  etwas ▼enlfor.  z.B.  Im  D.  5«  wurduit  281  .SS4,  1860—64  1*085.  1865—09 
0-S54.  1ST4  1-842  Mill  Tbir.  ans  dem  Verkaufe  r.  Domänen  u.  Forstgrundstuckcn  a. 
(I^  r  Ablösung  ron  Domäncn^cfallcn  eingen'  nnnrn.  A.  fiir  1ST5  u.  76  bez.  'l  n.  3  <», 
Kt.  f.  1SS;{/S4  H"2  Mill.  M.  Wirkliebe  1  nmahnie  für  Vcrausscrunj^cn  (nar  in  den 
alten  Provinzen)  allein:  1S71  117,  1872  2  2»;.  1S7;{  2  0«.  1 8741/80  1-81,  18S0/81  1-96, 
s2  I  05  Mül  M  violfach  kleinere  Gnind:<tOcke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  nencre  Wissenschaft,  wie  sie  iDsbesondere  von  der 
deutschen  historischen  »Schule  der  Nationali>k(iM(nnie  vertreten 
wird,  ist  solchen  MaKsregeln  der  VeräusHoning  der  Domänen, 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
schon  abholdy  weil  sie  mit  liecht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  gCBchiehtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks*  und  Wirtbocbaftslebens  betont  und  danach  eine  r  i  c  h  - 
tige  Entsebeidnng  nur  Yon  Fall  zu  Fall  für  möglich  hftlt  Die 
Bocialpolitische  AnfTaBsatig,  welche  namentlieh  den  Einflnsa 
der  Geotaltang  der  fiesitxverbältnisoe  und  RentenbeKfige  anf  die 
Vertheilung  des  Volkteinkommens  and  anf  die  sociale  Lage  der 
Volksdassen  beachtet ,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdiet  gegen  das  werbeftde  Staatscigenthum ,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  anschliessen  kOnnen.  Sie  wird  vielmehr 
die  liedenkcn  eines  au.ssLhliesslieb  privaten  J^esitzes  der  Pro- 
ductionsnnttt'l  und,  daraus  hervorgehend,  eines  zu  starken  Ucber- 
wiegcns  des  privatwirthschaftlicheu  Systems  in  der  Volkswirthschal't 
hervorheben. 

Die  Frage  der  ßeibebaltung,  Vermehrung  oder  VerUusserung 
der  privatwirthschaftlichen  Einnabmeobjecte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthsehaft  und  der 
Gestaltnng  der  Besittverhältnisse,  speciell  der  Ver- 
thellnng  des  EigenthnmS;  namentlieh  des  Grnndeigcn- 
thnms,  als  Privateigenthnm  an  die  Prlratwirthsdliaften  nnd 
als  Öffentliches  oder  „gesellschaftliches"  Eigenthnm  an 
die  Zwangsgemein wirthschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hinsicht 
anf  die  Feld  gilt  er  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  auf 
die  K e c b t s 0 r d  n u  n  g  i  ll  r  den  ländlichen  f ;i  g r  a r  i s c heir 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Fiuauzwissecschatt 
zu  wenig,  oltmals  gar  nicht  beachtet  Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oelcooomie  der  Smith^scben  Schale  in  den  volles- 
wirthschaftlichen  Fragen  Überhaupt  Daraus  ersteht  sich,  dass 
die  Grttnde  für  und  wider  Domänenveräasserang  bei  den  älteren 
Finanztheoretilcem y  auch  noch  Ran  hier  eingeschlossen,  nur  eine 

bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  GrHnden  ans 

dcQi  soeialpolitiscliea  Gesicbtspuucte  lUr  die  i^utscbeiduug  coiabtuirt 

werden  müssen. 

8.  daher  bes.  die  eingehende  priucipielle  KrGrtenini^  der  Gnindei«retithonisrrain* 

in  «l*«r  (irundleironi;-  2.  Abth.,  Kap.  I,  bes.  §.  1  —  345,  .'{•i'— .'t.M.  wo  auf  dii- StaaH. 
Uomäncn  loU  Kücknicht  «renomincn  iM;  t<;nier  A.  Samt  er,  Uesellsek.  u.  Privatct»:. 


Erster  Hauptabschnitt. 

Feldgater  oder  Domdnen  im  engsten  Sinne  nnd  diugliche  Beohte. 

1.  Abschnitt. 
Befliehaltun^  oder  VerUusseruus:  der  Feldierliter. 

I.  —  §.  219.  Die  Grttnde  fttr  und  wider  iu  der  bis- 
her  igen  Finanswissenschaft.  Zor  allseitigen  Wttrdignng 
der  Frage  nnd  der  Art  nnd  Weise^  wie  sie  behandelt  warde,  er- 
scheint es  zweckmäesigi  zunächst  die  bisher  ttbliehe  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Rau  war.  Kau  hat  die 
GrQnde  fttr  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt. 

S,  Kau.  A..  Ü4— US.  iiiii  kiruicJi  N  crändt-ninuon  von  mir  in  d.  \'>.  A.  §.  J22  If. 
Unn  hat  liier  noch  rvin  die  finanz.  (u.  privatOkonoiii.)  Bctrachtun^weise.  Einxelno 
Modifitationen  dirv,  i  Aiifta^^miLi  tiatte  ich  >clion  in  d.  6.  A.  .  iniT'  ftiiit  B  Vmict  l 
iu  §.  122),  alh;t  noch  iiiclit  jccuu^cod ;  iiuiue  Ajuiidit  war  dem  .Staat^pund.  ii^oiithuut 
noch  Z1I  iiDirttnsfi$r.  Diese  BohandUin?  fand  sschon  in  meiner  Gmndi>-i:iiiiir  a.  a.  0. 
die  noth\rt'ndi(re  Borichtigruofr.  Ich  pb.«  jrtzt  hitr  nur  knr/  dir  Gründl'.  di>'  Itaii 
.TiilTührl,  drill  Sinno  nach  an.  S.  iti«-  \vi>iflänli}iv>  Ati-^cinandcix  tzuuu  diiM  r  (inindc 
i>t  jetzt  ttohi  «  iitlxihriich.  S'w  tindet  >ich  übripn-  int  ihnivn  uocli  wörtlicli  in  der 
Tor.  Ans.  di<tses  Bandes  §.  169  8.  3S3  ffl 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  ^^eriugere  ökonomisch-technische  Geschick- 
lichkeitd  erStaats  Verwaltung  verglicheD  mit  der  der  l'ri  vaten 
im  gewJjhnlichen  Wirth Schaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  u.  A.  aus  d<-r  Ilühc  dc8  £rli>sc»  iH-iut  Ycrkaui  vcrxliclivii  uiit 
dem  bbfatiriircn  Kelnertrafr  und  dem  Schitziinfrswurth  schlirsM^n  «'ollen.  Letztfnn^s  ist 
!■  (!•  iital]>  Inj  .Irl  Unsicherheit  der  (irundbiri-n  mis'^lich.  Nach  l'aii  a.a.O.  solhn  in 
Dänemark  mucriich  di<-  Staafsirilt«^r  so  srut  v«'rkanrt  worden  sein.  da>»  ihr  liisherijrer 
Kcineiti-ajr  nur  '  i-  1  Proc.  do  ErhOix  war.  Die  in  Spanien  lii>  1811  verkauften 
Sfaat-irüter  war.  »'auf  133  Mill.  Iu-.  sre>chät/.t  und  o«  wui.l.u  92«  Mili.  eH«»si.  Dir 
bi!«  1*^55  von  (I.T  Ii'eeii'ninir  verkauft'-»  Kirchenjrtif.r  l>iatiit.n  'iii.u  Eil."«^  von 
ITtSäl.UUU  Kcali  u.  wäiucud  sdc  zu  U,143,U0O  Kc.  aii{rc>chla^(:ii  worden  waren.  Auch 
die  neuesten  Italien.  Besnltatu  beim  Vcrkanf  der  Staats«  u.  Kirclivn^ter  sdnd  ver- 
fdlclien  mü  den  bisher.  ti«inti*n  a.  d*'D  Taxen  irllnstiff.-  In  Baiern  sind  in  den  JaliiVA 
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Is2t) — 2S  fiir  y..*150..">r)T  fl.  nniiirui^  n  v  fiatiff  Aortlrii.  th'\rM  KV  iii'  itratr  l>i>litT ')1.151  fl. 
oder  2*3  Proc.  war.  Der  £rln>  i>t.  wcun  niau  noch  45.000  ä.  Vorschüs;^  u.  35,000  fl. 
Aimtlnd«»  vinrcchiiet.  da^  4&faelio  dur  TvhlH^tijr«^  rdn**n  Vinat**^  und  rtirzin$t>t  sich 
da>r<  v'"»  z'i  4-2  Proi .  \  .;rh. \.  IbHl.  Ilril.  XXI.  \  rtti  rlciirs  Voitrair  §.  M  (KauX 
Iclu  r  Or^t.-rrricli  s.  «1.  Sclirilt  v.  J.  SchiilhoC.  Siaat^i:(U«  r  ii.  (jro«.>irniiidlM'sit/  in 
«I.  öHti^rr.  Moii..  Wi.  ii  ls»>2  nilich  utizuvi  ilii>>-ii:)  ii.  da!rt  ü:i  ii  dir  N.  525  prcn.  St  hrift  d«'r 
UuL  Iii  i^  t/ton  r  wird  ii.  A.  j^i'zoi^,  dass  niuu  bri  d<>r  \  >  ii:l<>ichnn}r  mit  PrlVM* 
«fOl.ni  ol!  d.'ii  Erfrau'  d<'r  sra.it-irtitrr  nirht  li« iiti-  (ni«;lit  hoch  yt-iititr)  ansililä?:!. 
S.  12:  ,.Uic  Keuiaht'ulirüU  LüDn<;u  ui<  lit  zur  tiruudlai;«-  nuar  vergHcbi-Jidim  Hriirtluäluu^: 
diem>it,  d«  von  doui  Kuioortra^  der  Stutsirfttt'r  mi>ist  nur  i*in  Tlicil  in  die  Ktaatskass«? 
y:<  lan!:t.  "  Es  tiniclitc  ül»«  rhaiipt  liäufiirt  r.  ah  lii^h<>r  an«rt'iioinui(  n  wurd«-,  der  Staats- 
üüt<;n'i1rair  x  Hist  y  ut  x  lion  nicht  ull<r<'iii<'i i)  (wfim  Zrit  d«s  V<  rLaur>.  Lnüt-,  Bodm, 
Ah>utz\rrliältm>>i-,  (nö>-»<'  drr  (iilt<  r  u.  >.  vv.  v«  ixli<  lu  ii  wird)  so  >t  hr  liint«T  d»-iu  von 
Privat^lltero  XUrttcUtiibcu.  von  miiulichi-n  \  «  rlM  >>.  i  iin::*  n  in  d<  r  \  «  rwaltun^  fs*r  oiciit 
/n  n  d.  ii.  Inini.  rltiii  \.  ikaiilt.-  j>'doch  auch  d.  • ri.  \.uioii.i!l»nnlN  S  (iiU<T  von  zu». 
01.521  Ü.  uiilil.  Iwincrtra;;  im  Anscliiai;  (unu-r  h<  rUciv>ichi.  ^tcip^odt  r  Cuitur)  vor 
1-46  Mill.  H.  fnr  2,620,645  fl.,  wovon  der  Mshrr.  ErtnMr  ahw  2'S5%  vnr.  —  bia 
•■in''ni  Staat^-chiild/insfn»>  von  7  —  H"  „.  J^  i  d<  n  n<  ii(>ti  n  prciiN».  I)oniÄncnv<TäTi--.  - 
runsrvn  (1874  II.),  hoond.  in  N«;u-Vor-l*onini<ru,  ■»uclit  die  lic^äcninsr  nacii 
Anri  j-un;:'  d«  r  Kuninu  rn  dii-  I)ouian<  u  in  Ivlt  inm  Stucken  zu  v«  rän>s<  rn,  um  der  I^and- 
lM>\'ölk<tTllD)r  (lolomtnhcit  2tim  Ankauf  \<)ii  Land  zu  •it  ben  und  dadurch  u.  A.  d<*r 
A^-.^^  ■indi-runv''  '  iitL--' ^.  n/.uwirken.  -oihIimcu  Erlolsr  JialH  ii  di  Ma^-rcaeln  bisher 
nicht.  Doch  soll  auch  nacli  den  Anslchtcu  Sachveistäodiger,  z.  Ii.  >oiul)art's,  uiclit 
in  d«;r  riclitiirt^n  Wtii:«!'  Tors^^Du^m  Die.  SaeliA  nimmt  in  Molcliom  Fnlle  «Imt 

M'hon  d«  n  ('hai-akf<-r  .ein<-r  Nocialpoliti^-hen  Ma^^n-trel  an.  So  wurden  im  K.-B.  Stral- 
sund H  Domänen  in  l*air«  lien  vom  I  nd'anur  eines  n;iuerhors  u.  von  Go>Nathenhören. 
tiieih  al>  lläu'-h  isi.  Hen  mei^tl»irt<  ud  zu  verkaufen  fji  sucht,  Zahhin^->bedin<ninfr  bei 
ih  r  l  ebrnrabe.  '/„  nach  Jahresfrist.  Ith  ilien  5  Jalire  J*Dy  zin>fr<:i  st,.ln  ri.  Gerin}ri* 
Nachfra«?»'.  ti -oii(i.  r<  dii»  kh-ineren  Parcelh  n  konnten  melirfach  iiii  lit  •  imiial  unter 
Ue,r  Tale  verkauft  werden.  Sonibart.  d.  l'ehlür  im  Pairellint>rfaliren  d.  preus;». 

Staat'^dotnlncn.  Bi'ri.  1876. 

2.  Passenile  Verwcudiing  des  Ve  i  k a u  t'scrlüse  s  der 
Domänen  zur  8  c  h  u  1  d  e  n  t  i  i  g  a  n  g ,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Kcnte  erspart,  als  preisgegeben  werde. 

.3.  Nachtheib'ge  Verw ie kl  u  ii i;  der  8taat» verwaltong 
als  Domäncntlscus  in  Pri vatiutercssen. 

4.  ErfahrungsmUssige  Entbebrliohkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finan/^bedarfs. 

B.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Pomänenbesities, 
besonders  in  Erbmonarebieen,  nach  dem  historlscheik  Ufsprnog 
der  letzteren »  wegen  grosserer  Unabhängigkeit  der  Regienuig  you 
Volk  und  Ständen,  j;r5B8erer  Sicherheit  dieses  Besttses  nnd  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Punct  freilich 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  specieli  finan/. politische  Zweck- 
mässiirkeit  des  DomänenbcsitzcR  auch  vorglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  uiiliebsameu  Hehteuenm^'  dem  Volke  gegeuUber. 

3.  Keineswegs  alldem  ein  es  Zurückstehen  der  Rein- 
erträge und  der  Bewirtbschaftuog  der  Domänen  verglichen  mit 
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Priviitgruudbesitzungen.  Wo  es  vorhauden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  iiblicben  Verpachtan^;  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  au 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrandbeaitzuugeu  grosser  Grandherreu 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laate  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  aUgemeinen  Erhöhung  der  Grandrente  nnd  der  Preise  der 
Agrarprodncte. 

i>.  Bcr>(iiis,  GraudsüUo,  S.  ISO,  Mcitzcu.  Bodcu  Pnusscii  s',  III.  40b,  411», 
Stftt  Jahrb.  VT.  1,  156.  Grtuiilißir.  34b,  Ertraie:  d.  preiisti.  Doin.vonrvrkti  p.  Huct. 
1849,  59,  69,  79.  s:\  l.t  /.  lH-4«  -  l7TiO  —  2S  lS  — 37-49— »9-13  M.;  all.  rdiuas  unt. 
Mitcinfliis-»  dr>  Uinzu^rin-^  (L  i  DokiUiu  ii  d.  i  isfii;  ih  u  cnvorl)rntn  Landosthril«'  ii.  in 
cioiir  Periüd«'  •rrossci*  St<'ijjcniiij;  den  Paclittirträj?»':  jedoch  ist  neuerdings  dici>u  Stcigcl•UDJ^ 
UoffiMkincr  jic^wordcn  u.  hat  mehrfach  bei  Atilauf  iltm^r  Pachtcontract»  in  ciiucßlneu 
FftUcn  einer  BcraUsutittiif;  dw  Heute  Platz  jeremacht. 

5.  V 0 rth  e i  Ih after  Eiufluss  des  Dom  ä  ii  cn  bes  i  izes 
anf  den  Staatscredit  mittelst  Fundirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  lan  dw  i  rth  schaft- 
lichen Muster betriebsanstalten,  zu  landvvirthschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszweeken  (Irren-,  Arbeitshänscr,  Schul- 
lehrerseminare  u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  znm  Theil 
widerstreitenden  OrOnde  gelangt  schon  Ran  auch  fUr  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfaefaen  unbedingten  Kegel. 

,,W'»'il".  wii-  er  sajrK«  (§.9S)  ..dii-  Bcstandtlnjüo  d.  ÜO!iiän(  n\rrm<»ut'ri>  ?5cllc>t,  nowic  ilif 
urtliclK  ii  und  Zfitliclirn  Vorliültnisst-  so  Vürschiedcu  ^icn,  da.s>  nicht  ülicrali  und  zu 
all«;r  Zeit  (  iue  und  dieselbe  Uandluntrsweise  der  Kesrierangr  empfohlen  weitlen  könnti. 
Der  Verkauf  alh  r  Domänen •■.  tnt?tit<-  er.  .  ^värl•  ehen  so  weni?  allireinein  zu  leeht- 
fi:itig:un,  als  die  BcilMikaltung  aller,  vieiuichr  niüsst;  man  in  gugebcucn  lällon  ucbcit 
den  feststehenden  Zwecken  anch  auf  die  obvaltcadon  Umstinde  KQcksicht  nehmen." 
IJriii  ]\oh  dann  verschied» -ne  zu  IterQcksichtiirende  Puncte  henor.  Namentlieh  hi't 
alliremein  intensiver.-r  Bodeiicultur  werde  der  Unterschied  leichter  zu  (lunstt-n  des 
Privat-rrundhcsitzc-s  .>cin  und  nIcIi  dann  der  Verkauf  der  Domänen  auch  im  volks- 
wirthschaftlichen  Intefi'ssf  i>mpfi'li)en.  Am  Ersten  sei  der  Uehcriranu  von  Garten-  und 
Kehland.  A^  eniger  von  AcLerland  und  Wiesen,  am  weuigslt.n  von  Waldtm'j'  n  an  Privatu 
zwuckmibsig,  (Kau,  §.98,  darnach  auch  vor.  Aufl.  diese:»  Bandes,  §.  KiO.) 

Diese  ganze  Beweisfttlirnng  ist  dn  charaoteristisehes  Beispiel 
der  Ai^nmentationen  des  besonnensten  nnd  wissensebaftlioh  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith'schen  nationalOkonomischen 
Schule  In  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  und  VolkswtrtbsehaAs- 

Politik.   Die  Gründe  für  nnd  wider  eine  solche  praetische  Mass- 

A.  V  a  n  (•  r ,  FiuiuwiüwMiwIisft.  t  3.  Aufl.  3  1 
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regel  werden  hier  objeetiv  geprüft  und  es  wird  inmieiliiii  schon 
in  einer  der  historiKclien  Schule  ähnlichen  Auffassung  eine  a  b 
sohlte  Eutsobeidung  al):;cl("lint ,  den  relativen  Verhältniöseo 
vielmehr  richtig  Ivechmmg  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweist Ubrung  einseitig  und  unzulängiich,  wesentlich  ans 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nnr  in  den 
Gesichtspaacten  des  volkswirthschaftiiehea  und  priTatwirthschafl- 
lichen  Prodacttonflinleresses  und  läset  die  anderen  Gesichts- 
pnncte,  diejenige  des  Tolkswlrthschaftüchen  Vertheilangs-  nod 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Grundbesitzverhältniase 
anf  das  Volksleben  —  Staatsgrondeigentham  nnd  Staats  renten- 
bezog  im  Falle  des  Domänenbesitzes  ond  Beseitigung  dieser  Ver- 
hältnisse bei  der  Duniaiicnveräusberung  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  Uberall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeiiK  ii 
und  zu bedeutendenBe  nach the iligung  des  Volks  vvirthscb  aft- 
lichen  Produotionsinteresses  bei  der  Beibehaltang  der 
Domänen  ans. 

Die  nUiem  Boirrandtuii^  die^'r  Kinwttifu  jr«?cii  di«  hier  als  B<;i8pi<:l  gonomniuoe 

11  w  riNftiliruiiic  K'au*>  - 'hört  wieder  nicht  in  ili-  l-inanzwiss^-nscliaft,  >oiidiTD  theils  in 
lien  ^rundl  e  e  nde  n  T  Ii  «'il  der  allerem  c  in  «nNolkswirth  Schaft  sie  hre,  iii^- 
besondcK-  in  das  Kapitel  von  der  alle c  mc int- n  wirlhscliaf  tlichen  Kuch  ts- 
ordnnuü  und  der  (i rund ci(^entliQiiisordii«njr  specicll  (GrandloK^Qn^r,  2.  Abtk, 
bes.  Kap.  4),  thdb  ia  die  AjirrArpolitiL 

II.  —  §.220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen* 
besitzes  mit  aus  dem  socialpolitischen  Gesicht s - 
puncte.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  341—351,  368)  für  diese  Entscheidung 
ist  für  unnere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Kragen,  welche  sich  an  die  Eigentbums- 
ordnung  für  Prodactionsmittel ,  specieU  fUr  den  Grand  und  Boden 
knttpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gcsichtspnncte 
des  volkswirthschaftlichen  Prodnctions- nnd  des  volks- 
wirthsehaftlichen  Vertheilnngsinteresses  nnd  mit 
letaterem  «nsammenhftngend  des  socialpolitischen  Interesses 
beartheilt  werden  (G.  S.  719,  340).  Es  lässt  sieb  aber  naeb- 
weiseni  dass  der  letztere  Gesiehtspanct  bei  der  Entscbeidnng  doch 
den  Ansschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 


licurtliciloii^  der  <iiuu<l<;  io  der  Krage  des  Domüiu  nbcsitzcs. 
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In  der  DomäDenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 

Grundeigenthums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  Grossgüterbetrieb,  bez.  Besitz  amlcrseits 
zu  unterscheiden  (G.  §.  347,  Die  Entscheidung  wird  danu 

folgendermassen  lauten : 

A.  Handelt  es  Fleh  nach  der  Sachlage  nur  dämm,  die  Do- 
mänen als  GrossgUter,  was  sie  bei  uns  meisteotbeils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  Ubergehen  zu  lassen ,  so  erscheint  die 
Beibebaltnng  aus  volkswirthscbaftlichen  und  soeialpolitischen, 
aus  Gründen  des  Prodaotions-  und  Vertbeilongsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  ans  finanxtellen  Grttnden  nicht  so  aligemein  ver- 
werflieli,  wie  die  frohere  Theorie  annahm. 

Die  (iriindv  für  diese  £ut>ciiciduu>!;  di:r  l^agc  KÜid  die  nacliäteheudon: 

1.  Bd  ordentlicher  Koü-Hutisr  d<>s  ZtiitpaclitrcrhftltnisHes,  wHoho  recht 
wohl  zu  i  rrciclH-n  i>t,  wird  di<-  Düiiuiiu^  von  Pächtorn  «rbciisoKut,  wenn  nirhi  In-SiUT 
Ki'W'irtlisoliaCti"»,  a!-  von  Eiirfnihuiii'  rn.  Da>  lä^^t  «^irli  au>  di  n  masM;i-l)<;iidi*ii  \  «Thrdr 
uisscn  uhloitcn  uud  wird  durch  dii-  Erlahruu<^  liotati^rt.  {Q.  §.  34ä.)  Es  kouiiiit  auch 
in  deutschen  Vorhiltni:»cn  hier  der  hcsondcro  Vortbeil  Ijci  dor  Pacht  im  Venrhtich  tnft 
(Im  jtrivatoii  Eii;- ntltuiii  in  Hctracht.  da>v  di-r  Pächter  uiil  »  itii  iii  ^rnos'  n  u  t'iir«  ii<  n 
fietiieb^kapiUil  wirthschaitra  i^aiitt  als  der  Käiüur  (Kau,  Volks w^ch.lchrc  ^.  377, 
lloscher,  Sy>t.  II.  62),  «'oil  letzterer  sein  Kapital  zum  gössen  Thoil  fttr  den 
Kant'pr«')s  vt-rwondcn  iiiu>s.  Wird  das  Gut  \oui  Erwerber  etwa  scilist  wi^dor  vi-rpachtet, 
so  bkiht  dio  Sachlap;  im  Efl< et  für  da>;  I'rodiiction-intiT-^'^i'  dit-sfUic  wif  Itisli.  r. 

2.  Das  \  orhaudcuseiii  t  iin'>  unaljhan;?i{j«M>  (irü>sjfrumlijt  NitZci"?>taadai  kann  tur  i;ia 
Land  in  .socialer  Hinsicht  so  worthvoll  sein,  da<!«  der  private  Gnindrcntonbczu^-  dafilr 
trotz  s«-in<'r  B«'d»'nk«'n  mit  in  drn  Kauf  m  nomiii'  n  wri^l  n  <l;iiT.  Tür  die  Erhaliun«; 
des  privaten  üjmsgniodbesitze^i  wird  diu  sociale  i  urictiou  des  Grund be.sitzer- 
jitnndes  daher  wichtiir  in  die  Waairvehale  fallen.  i^G.  33t)).  Aber  mit  Domänen- 
vcränsBerun^ren .  di<>  >clion  bei  d«  r  massi>r<:n  Zahl  noch  vorbandencr  Gro>sdoui&nca  in 
iinscn  ii  Staaff-n  und  hui  d«-r  uothwendi^cn  n  inz«  lunir  von  \  «  rkäufcn  nicht  Ii-  d.  uteud 
hierauf  einwirken  können.  I.isst  s»ich  dies,r  Mand  docii  nicht  erst  !»chaffi:n.  ^ifiahl  der 
IKnnänen  iielbHt  in  Pr«  uHsen  Iblb  nur  1127  [in  Rheinland  fehlen  sie  leanz,  in  Wont- 
fah-n  bis  auf  t].  Zahl  ih  v  Parlitiinir.  n  SIS  mit  1077  Vorwerken  und  Vvn  Mill.  M. 
£rtraf(,  daneben  Ertrag-  von  anderen  l>omäneUf;ruud:>tacken«  in  Paixx'Ueupacht,  v.  Muhlcn 
und  f^hercien  4*70  Mill.  M.)  Ein  solcher  8teiid  mus  ohnehin  seine  freschiclit- 
liche  Tradition  hahen.  um  eine  ei-sprie<>licho  sociale  tlinctkM  untzuQbi  n.  I)e^weo-eu 
kommt  hei  der  l'raire  der  Domänenveräusseruntr  nur  da^  ander*'  Moni'  nt  in  Ü  'n-  ht 
da^  mit  dem  V'crtheilunin»-  uud  socialpolitischen  lat«  re>se  verhuuden  isi:  die  niUionale 
Gnindicnte,  hvz.  ihr  natürlicher  weiterer  Zuwachs«  wQrde  in  noch  äusserem  Maassc 
aus  der  Hand  d'  r  dmcli  di  n  Staat  vertret«  n<  i>  Volksüenieins(  li;it>  ii;  die  Hand  eine> 
kleinen  bc:>itzenden  Bruchtiieila  der  Bevölkerung  Ubci-Kelien.  (G.  ^.  ^i.)  Da.*«  iüt 
nicht  erwünscht. 

3.  Das  finanziidio  Intere>M'  kann  allerdings  durch  den  Verkauf  »1.  r  P.iiuänen 
b.  friedifrt  w.  rd- n .  w  enn  d>T  Zins  aus  dem  Kaufpreise  «:rheblich  li'-liei-  j-t  aN  die 
reine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die  er  hoch  vei-zinseu  mu.->>.  liluen 
kann.  Hier  haben  die  von  Kau  zusammen^estdUen  Grunde  ein  irewis«es  Gewicht. 
Aber  durch  richtijre  Anwendung;  des  Conen rrenzprincips  lävst  sich  die  Pachtrenfe 
Ktei^cm.  Sie  »tcigt  dann  regeUita.>-^iK^  mit  der  allj^emcincn  nationalen  Grundrente, 
deren  Waclisthum  Imji  vcmchrter  Bevölkerung  und  höherer  Entwicketnnir  des  Volks- 
reichthums  im  AlliTi-mcinen  zu  erwarten  ist,  von  zeitweiliiren  IJückscliliii:»"'»  a^'r"'"^'"''*^'"- 
wie  etwa  <rep:enwä!'tiir  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  d«'r  amerikanischen 
Concurrenz.  Selbst  hnanzii'U  fra#ft  i;'*  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen 
Terlauf  diese  Chancen  ecttO|rend  bezahlt  bekommt.    0«'g:cnUber  dem  principiellcn 
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Bcd«Dken,  imuier  «rrCsiKsni  Theil«  uod  schliestäUch  die  i^uusc  nationale  Gitindruit«r  oder 

wcnir-N  ris  i\\r<  \i  Zuwachs  an  WL-nis^c  Privat«-  ülnT^i'iifn  zw  s«;lifn.  rntsc!i''i(!<  t  al»«  r 
eine  Züi^diÜV  n  ii/.  zu  linjfunst»:n  d»'s  Staats  in  dor  V<  ränss.  iunir>fra!r<'  auch  lüclit  alloiii. 

K  Anden  liegt  die  Sache  im  Allgemeioen,  bei  einer  Zer- 
Bchlaguiig  der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Güter.  Kann  hier  mit  Anasiebt  auf 
Erfolg  dnrch  eine  Veränssernng  der  Domänen  ein  Baneratand  er- 
halten oder  nen  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sieh  diese  Massregel  ans  allen 
in  Betracht  kommenden  Gestchtspuncten  (G.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Ptodactionsinteresse,  besonders  wenn  es  sich  um  intensivere,  mehr  Ilandeld;* 
gewächsc  u.  s.  w.  bauende  Culturou  haudrit,  wird  hi^r  durch  das  Privateij:^eiithnm 
Am  BodoD  wohl  hesser  gef&rdert  als  durch  ein  lücr  ohnehin  scliwerer  zu  regeindc-^ 
Zeitpacbtrecht. 

2.  I>('r  l?czug  eines  Tlicils  rlor  nationalen  «irundrente  in  kleinen  Quoffii  cliir.  h 
eine  griisscre  Anzahl  bäucrliobor  Wirtbe  hat  die  oben  hervorgehobenen  iicdenkeu 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischen  Vortheil  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  Hauerstands  auf^cwoi?en. 

Das  finanzielle  Interesse  des  Staate  kann  bei  einem  Verlauf  von  7^rs<  hlasrenen 
Duoiäneu  auch  besser  wahrgenommen  werden.  Denn  bei  der  grösseren  Zahl  mit- 
werbender E&nfer  lassen  sich  h&here  Preise  als  bei  der  Verftnssemnjp  i^hlossener 
Uoinäiienhöfe  orhng:cn ,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  fdr  den  Klein  -  und  Mittel- 
landwirth  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Itodencalturcn  druckend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  Tomeheretn  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein^ 
den  BesitB  zn  erhalten.  Anderer  Gross-  und  HittelhesitK  sangt 
die  ehemaligen  Domänenstttcke  anf.  Es  wird  daher  bei  der  Dnreh- 
fühmng  der  Hassregel  anf  ein  richtiges  Schnldrecht  an- 
kommen (G.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
hesser  ein  E  rb}»  :i  <  htsy  stem  ein.  i^ies  kann  die  Nvirtliscliaft- 
lichen,  finau/Jelleii  und  socialpolitischen  Vortheile  der  Vcräusseruug 
und  des  festen  Hesilzrechts  für  beide  IJetheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Sebwicritjkeiten  und  Be- 
denken. Die  specicllen  Bedenken ,  welche  ^egcn  die  Erl>pacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  mau 
dies  System  unbedingt  dem  Frivateigenthnm  des  Landwirths  nach- 
setzen mllsste. 

III.  —  221.  Verfahren  bei  Do m änen ver änsser- 
nngen. 

Vgl.  Uan  §.  m,  IUI),  u.  d.ih.i.  h  noch  rar.  AuH.  ilies.'s  Bands  IG».  JeUt 
hier  verkDr/t.  Für  I'itMjssen  s.  die  Hestiminunir^n  d.'^  tirltenden  Ifechts  mit  IfürV- 
bli«!  auf  dessen  Knt» ickluug)  in  Oelrichs,  d.  Uomaiienverwalt.  d.  preuss.  Maats, 
BrcMl.  ISM»,  S.  77  il. 
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A.  Allgemeine  P  u  n  c  t  e. 

1.  Die  dem  älteren  Staatäiecbt  der  deutschen  Territorien  be- 
züglich der  Kam mergUter''  augchOrige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  fttr  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
unbedingten  Unveränsserlich  keit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautel  gegen  finan- 
ssielle  Misswirthschaft  nnd  gegen  Hissbranch  der  RegiemngBgewalt 
im  System  der  ,,verfassaog8mäBsigen  Finanzwirthsehaft'*  nicht  mehr 
n((thig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
äassernng  (ebenso  des  AustanscheSi  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festznstellen  nnd  über  deren  Innehattnng  die  Verwaltnngs- 
und  die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vora abgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zelne Veräusserung  zu  kntipfen,  erscheint  danu  weder  noth wendig 
noch  zweckmässig. 

Jedenfalls  mtlssfL  sich  eine  sul  li<  Vorscbrift  auf  Vcrriusscrun;reji  u  rösserci» 
lu'.trai^ä  (Uber  eine  gewisse  Wcrthsuuiuiu  oder  Flächeugröase  hioaus)  beschränken,  l'ur 
kleinere  Vetk9iifo,  von  einzelnen  Grandstttclceo «  Paroellen,  deren  AnsfUbning  die 
Bedürfnisse  de^  wirthsrhaftliclirn  Lolicns,  Stras-^r-n-,  Tlrmsinh.uifr'ti.  Acndcrun?  der 
Cuituren  regeimässiir  bald  da,  bald  dort  bedingen,  mnsa  die  VürwaltUii^  roUends  l'rcie 
Hand  haben.  Ks  genügt  auch  io  der  verfiMSongsmSadgen  Fioanzwittlischaft  die  Ver- 
Iidichtunp  dw  Kegiernuir.  die  rorgekommeneD  Voiftnasernngen  nachträglich  der  Volks- 
vertretung rqpeimäsaig  znr  Kenntni»  zn  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  Domänen  nnd  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze  ^  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Rechtsqnalität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besondcics  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  liier 
ist  wohl  die  Consequcnz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
Husserungen  wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  beso  lul  c  r  e  K  c  c  h  n  u  n  g  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  Veräusserungen  eingetretenen  Vermiuderungeu  in  Evidenz 
hält  (Grundstoekverwaltung,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verbältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanx- 
wissenschaftliche. 

S.  Kau  §.  9»  Kote  ü  u.  vor.  Aufl.  dieses  Itand»  S.  373  Note  24.  Bad  Vorfa^s. 
§•  5S.  Sachs.  ^.  Ib,  wurtemb.  i^.  102  II".,  hc^s  Art.  7  10,  l.  ii  r.  V  rf.  frli. 
Tit.  III.  (i,  7.  Ueber  Prcu^isc»  s.  v.  Könne  JiUatsr.  11,  2,  5U1,  Uclrichs 
a.  79  fl'.  Ks  irelten  hier  vento.hiedenc  Kechtssätze  in  Betr.  der  Vor&asseraog  in  den 
TheÜcn  det»  tiebicts,  ^.iva  !hos  /luti  Sta  tte  •gehörte  u.  später  dazQ  kam.  luBadcu  i.  ß. 
wird  d<T  ans  dem  Dumänoiivcriiaufü  uihI  don  AMi^stinj.Tti  iMM'^<"^'nti'r«'i»c  und  nicht 
wieder  i\i  Aukäufuu  vurwcndctc,  suudcru  zur  Einlösung  von  Stautsobiiguiioucn  benutzte 
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Betng  unter  (K-m  Nain*>D  des  GruiidstocksvcrmOgens  als  eine  Forder.  des  Fürsteri- 
hauses  an  das  Land  betracht -t  und  als  ein  besonderer  Ilestandtkeil  der  Staatsschuld 
aufgeführt.  ^Jedoch  sind  lutcr  dun  verkauftea  Gegeuständpa  auch  wahre  Staatsgüter 
b^^flbn  f^weeen).  Bis  zum  BeUmfe  roa  12  MiU.  iL  ist  dieses  Grund8tocks?enn5fen 
unverzinälirh ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domftoetdiassen  aus  der  S«-huIdciitilgungska!»e, 
welche  d\>'  (irundstoi  ksr«  rhiiUD?r  führt,  verzins'^t,  jedoch  nirlit  l)aar.  sondern  (Icr-b 
•Abrcchmiii;;  mit  der  Staabkasse,  aus  welcher  die  Schuldeukassc  ihre  Dotation  erhall. 
Ks  ist  dies  nur  eine  Furm .  um  den  Belauf  der  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösunt,'sgeldcr  in  Erinneruntr  zu  erhalten.  Durch  Ankäufe  und  (inind- 
verbcsseruogea  von  Domänen  wird  diese  YeimOi^usiui^e  aack  wi(»der  rermindert. 
lloben  dem  Domanial^  wird  neuerlich  ancb  ein  Staats-GmndstocItsronnOgen  aufgefilbft, 
welches  aus  Verkäufen  von  licstandthcileu  des  Staatsvcnnögcns  gcsaiDmcIt  und  zum 
Theilö  wieder  zu  Ankäufen  VLn»-endet  wird.  Heide  (jrandsfocksbprechnungeu  wcrdeu 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Fruiung  vorgelegt  u.  bei  dem  Anfang  einer 
Budgetperiode  den  Ständen  mi^ethcilt  (Bau)  (Stand  Anf.  1882  unter  den  Passiveu 
der  Amortis.kasse:  Domunengrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich.  \'2"2'i  M.  M« 
verzinslich  (47oU  zus.  M.  H.,  i>taat8$rttudstock  noch  215^  II.  uuverziusl.;.  — 

Aetinlicli  in  WUrtemborg,  s.  Riecke  a.  a.  O.  8.  191  ff*. 

8.  Die  Verwendung  des  Erlöses  iiinss  im  ITebrigeii  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  F  i  n  a  n  z  w  i  s  s  c  n  s  c  h  a  1'  t 
gesetzlich  so  bestimmt  werdeu,  dass  entweder  S  c  Im  I  d  c  ii  g  e  t  i  I  tr  t 
oder  Au .sga b en  für  privat-  und  Staats wirthschaftiichc 
Kapitalanlagen,  eventaell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ansserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  tlUr  die  Verwendung  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Kegeln  wie  fUr  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedaifs  (§.  65  ff.)*  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  ni.cht  aus 
dem  Erlds  zu  bestreiten. 

Der  „KflÖB  aus  AblOmingeii  von  Domlneo|!«fldlen  und  aus  dem  Verkauf  von 

noinfmon-  und  Forsts:nind.stilrk'^n"  liil<li.t  jetzt  zwar  «in  besoiidor' s  K.'ipittd  in  der 
p ru ussisch en  StaatseinauhmCf  aber  musstu  utreng  gunommea  überhaupt  nicht  unter 
der  ordentl.  Einnahme  atehcn.  Die  ansschliesslicbe  Venrendang  fbr  Schnidcntilgung 
u.  f.  ueae  priratwirthschaftlichc ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  «olaprftche  uichr  der 
älforfn  Kcchtsstelluug  der  KainmerirtUcr  u.  di-n  (inind-^iU/cii  i«'ncr  „(irundstock- 
verwaliungcn",  geht  aber  als  unbedingte  Kcgci  ^wic  sie  aiu  h  üau  implicilc  giebt, 
99)  ZQ  weit  Wo,  wie  in  Preunaen.  die  Dom&ncn  (nur  des  Staats  im  Umfang 
v.  1S|.')  als  n'Malhypothek  der  Sfa.itsschuld  dienen,  r^ind  dann  die  Verkaufs«. rlusc 
(Uud  Ablösungsgeldcr)  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eine  besondre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
Theilen  (Pareellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veränssert  werden  soll,  ist  naeh  dem  »Stande  der 
1  an d wir th sc h ältlichen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
Intensivität  der  Landwirtbschal't),  nach  sonstigen  Local Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  cndgiltig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten »  dem  socialiiolitischen  Gesichts- 
puncte  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domänenveräusserang 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Golonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstriebe  oder  zur  Hebung  oder  Neubegrttndong 
eioes  BanernstaDdes  and  kann  dies  und  damit  ein  HemmuDgsmittel 
der  Auswanderang  unter  Umstftiiden  auch  wohl  heute  noch  wieder 

werden,  wenn  nicht  etwa  die  Vererbpachtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

l'icusä.  Masärcgcla  unter  bricdr.  d.  Gr.  m  Wcätpreusiicu.  Diu  preussischu 
Ke^iernn^  verordneto  1846,  dass  kttnfti;  auf  pacbtlos  wefdenden  Dorainen  ia  den 

Provinzen  Preussen  uiid  Posmi,  sowie  im  Ii-B,  Köslin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wandoningcn  Stüi  k»;  von  un;i:erdlir  »lü  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  Wiarden  sollen 
(Rau);  uhiilii  h  ueuurduigs  aeit  l^TI  (uacii  Kcbcr.  v.  30.  Aug.  1873  f.  Ansicdl.  la,udl. 
Arbeiter).  S.  o.  S.  52S  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart  —  Im  Zosammenhang  mit  der 
Fra^c  der  linnllii.h.  n  Au-vt-anderunf  ist  auch  nrii  r<H!iu'*s  wied^  r  th'  hrfach  dii'  I'rajje 
der  DoinÄncnzcrschlagung  u.  VeräuüSerung  erörieii  worden.  Doch  darf  man  die  Ue- 
d<;iitiuig  (iif'^ur  Massrc^T  far  die  Hemmung  der  Ausvandening  nicbt  Ubencbätzen. 
Wie  schon  di'  Bcw<Mrung  des  grossen  deutscheu  Auswanderungsstroins  zeigt  —  früher, 
bes.  in  drn  r>üer  Jnhrcn  iui  Wisteu,  bei  vorhcrrscli«  iid -m  Klein<rrundbeäitz ,  dann,  in 
den  (iOer  Jahren  iu  der  Mitte  Deubchlanda  von  \V  eatcii  nach  Otiten  gesehen,  bei  viel- 
fach Terbrrititein  briuerl.  Mitt<  lb<'äitz  (IlannoTor),  neuerdings  bes.  ä<'it  den  70er  Jahren, 
b.-i  vürwalt^'iid«  Hl  (irossgrundbesitz,  im  ostm  — .  nirkm  alxT  doi:h  zu  mannigfaltige 
L'uiätaudc  hier  ein  und  diu  ,«Agrarverl£u»sung''  d<:d  Ostens  iät  nur  einer  der  dabei  mit 
spielenden  Factoren. 

5.  Statt  des  Verkauis  kann  nenilich  die  Ueberlassuiig 
iu  Erbpacht  gerade  auch  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirthe  und  insofern  zugleich  im  JStaatsiiiteresse  liegen. 
Die  linanziellen  IJedin^ninj^^en  sind  dann  entsprechend  umzuändern. 
•Sie  brauchen  nicht  nütliwendig  uagUustig  zu  sein^  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkani'  können  ans 
socialpolitischen  GrUnden  gerechtfertigt  erscheinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänen veräusserungen 
ergiebt  sieh  ans  dem  einscblUgigen  Privatreeht  des  Landes,  aus 
den  ttblieben  Grondsätasen  bei  solehen  Massregeln  überhaupt  nnd 
ans  einzelnen  speeiellen  Vorschriften,  wie  sie  das  fisealisehe  Inter- 
esse  bedingt. 

So  hat  der  Käufer  regelmtesig  die  Stenern  und  andere  Lasten  des  Gute^ 

zu  übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  gruudstenorpflichti;:^  wird,  wenn 
die  Doiniinen  steuerfrei  waren.  Femer  soll  in  der  Kegel  der  \  erkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  AmmalimeR. 
ßietungscautionen  werden  verlangt,  KanQ^ielderminima  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
die  Errheilung  des  Zti^i  lila^,'s  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Trist, 
in  der  der  Mcistbietcr  an  sein  Oebot  gebunduu  iai.  £rdt  nach  Entrichtung  einer 
Bäte  des  KaufdchiUings  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt  Fttr  den  Rest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verful^^t  man  zugleich  jene  socialpolitischen 
Zwecke,  BegUustiiiuug  der  Aiisiedlung  und  des  Orunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
so  mnss  man  die  Zahlungsbedingungen  iu  Bezug  auf  die  Höhe  der  ersten  Anzahlung 
und  die  Abtragung  des  Kcsts  (rventuell,  sehou  nach  Kau 's  Voi-sehlag,  durch  Um- 
wandlnnir  des  Kestkaufschillings  in  in.  Zridi  nte)  entsprechend  erl'  irht.  rii.  Der 
l  iscus  behalt  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht  Ueber  die  B.  diniinnsr.-u  bei 
den  neueste»  preuss.  Domänenveiiäufen  s.  o.  S.  528.  Sombart  verwiitt  t  <r  j'  ue 
Zwecke  der  Dom. parcellirun^  Iii  lerhaupt  das  Meistgebüt  u.  befürwortet  S.  II  V,  haar-  An- 
zahlung nach  Taxe,  Kest  mit  Amortis  -Kente  u.  4*'/„  Zinsen  in  30  Juhrou  zu  tilgen,  wad 
faat  auf  Erbpachtbedingungcn  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  X.B.  die  B^lu  d. 
Lidtationv.    Mai  IS6»(Ü  elri ch» ,S.  88).  Miuist.rescr.v.  10, i?ebr. iS73 (ob. S.202).  Vom 
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Mitbieten  Dom.-  u.  Forstbeamto  ohne  spec.  Kriaubniss  des  Min.  aosg^esclilostjcn.  Dict  - 
caTitioii  10®/,.  Keine  (jewülir  f,  (irösse,  Ertrag:.  Bcschuffcnh. ,  l'riv.dienbtbarkeitf n, 
Lasten .  AbgabcD.  Anzahlung  m  beim  Ucbcrgabetcruüü ,  zu  \\  biniieti  1  Jahre, 
Kest  bümeo  a  Jahren ;  Verziiisaii;  einstweilen  mit  5*/,.  Vontcigeritng  die  Kegel ; 
Ausnahmen  in  beäoad.  Fällen,  «'o  «ladurch  iinaiiz.  u.  staatswirthsüh.  Vertheile  xu 
erreichen  (Uescr.  v.  12.  Febr.  I83*>.  Ucirichs  S.  90). 

IV.  —  §.  322.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Oo- 
mäneD  ist  nach  ihrer  principiellen  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden ErdrterQDgen  Uber  die  DomänenTeräussemngen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Ans  reinfinanzielleu 

Gründen  ist  in  der  Gepjcnwart  eine  Vermehrung  in  der  liej^el 
-  nicht  rathsam.  Socialpo  Ii  tische  und  allgemein- volks- 
wirthschaftlic  lie  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedeulalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seito  bei 
Feldgütern  die  Fra<;e  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen- 
bahnen. Bei  ländlichem  Boden  kann  iUr  unsere  Zeit  wohi 
von  einer  umfassenden  finteignnngsmassrcgel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  Grossgrundbesitz  gegenüber  nicht  die  Kede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

V^I.  fdr  die  franze  Fra^^c  wieder  die  ümndleg.  Abtb.  I,  Kap.  4.  Weitci^ehende 
Anäiohteii  vortritt  A.  Saniter  in  a.  (iesells*  h  -  u.  Priratcigenthuui.  —  S.  sonst  Kaa 
«I).  I(»0a  u.  vor.  Aufl.  dieäoä  Bmnds  ^.  ]tt4,  voüelbBi  auch  einige  ältere  statiat  Bci^»iclfi 
aus  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfallender  Ritterlehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundsttteken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Krstcica  lit  bei  der  ubüchca  xUlodilication  der  Lehen  nieiat  voji  geringer  prae- 
tii»cber  Bedeutung.  Diese  AUodification  ist  die  practiäch  fewOhnlich  geiogene  (>NMe- 
.(Ui  ii/  d<  r  alltrcMii  iiKMi  Etitvicklung  privaten  nruiideigenthuniü,  eine  ConscijUcnz,  welche 
ireilich  Ihre  Uudcukea  hat,  weil  so  ehemaligem  Staatseigenthum  definitiv  der  (icmein- 
scbaft  verioren  geht.  Eiae  HekSmpfutig  der  Massregol  int  aber  nur  von  einem  ganz 
«uderen  als  dem  heutigen,  die  Grundeigenthumsfrage  beherrschenden  (icsichtsponcte 
;ius  möglich.  Ankauf  fenicr  Peldf^Utcr,  von  dem  o''en  erw5linteii  Falle  abfr'-seh'-n, 
dass  es  &Hh  nur  uui  staatsrechtlich  vorgcschriebeocu  lü^^atz  für  verkaufte  iJumäneu 
handelt,  wird  als  allfeneiDere  Massregel  gegenwärtig  auch  kaum  anders  in 
I'rai^c  kr.rnm  -n.  als  wmn  etwa  AblOsu  ngskapitale  für  (irundgi-rUlo  wieder  an- 
S^elcgt  werden  i>ollea.  Das  ist  nicht  uupaäxeud  und  in  deutiicheu  Staaten  niehrl*ch 
iii  neoeroT  Zeit  ireschehen.  Uobedinirt  ist  es  aber  avcb  nicht  zn  vorhuigea  und 
Schulden (ili^^ung  fiftei's  vorzuziehen.  Ein/'  lue  AnlSufc  werden  nutniliili  immer  aus 
ä}>ccielleit  CriUidcn.  zur  Arrondiruug  dea  Besitzes,  zur  Beüoitiipiiig  älörunder  Dieitst- 
barkoittiii  u.  «l^^l.  in.  -Utltindcii. 

Noch  im  neui!>ten  [»reuss.  Kt.  ^^s.ilOO  M.  so  verwandt  fur  den  Ankauf  TON 
(Jrund.sUi<  k«jn,  Mclchc  (im  Ket;  1"  /  M;i'-!ii<  l.nr mir  iKitn  im  ZiiSMtnni<  iiliani;  !i.  i 
\\.  deren  Krtragslahigkeit  bei  gcmt  in^^aincr  Bewirtlischaltuu;;  sehr  atuigeru  (Mcigerujig 
des  neu«'n  Pauhbchillings  lUi  gegen  bisher  ron  .*J.7,5H5  auf  O0,4(»5  M.,  was  eiiw 
Ver^nsuug  des  Kaufgeldes  inlt  f*AV„  oinpebt». 
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2i.  Abttübnitt 
Yerwaltnnir  und  Bewlrthseliaftaiiiir  der  Feldf^ttter. 

Dieser  Gugenstand  ist  ubcnriegend  technischer  und  pri vatökouoiiiisdxT, 
nor  ucbeobei  specicll  adininifitrativcr  and  finanzwirthschaftlicber  Natur. 
Die  £rftrtoning  ist  deshalb  in  dieser  Aufl.  ctw^as  mehr  /.u^ainuiungezogcn  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  16.>— und  bei  Kau  Fin.  I,  101  bis 
186.  —  S.  u.  A.  aber  Preusüen  v.  Köuuü,  Dom.-,  l'orst-  u.  Jagdvt'seu  S.  4ü  it., 
433  IT.,  dcrs.  prcosd.  Staabr.  3.  A.  II,  2,  §.  521.  Oelrichs  a  a.  0.  S.  9  Jf. 
(UebcTs.  aller  Vor'!\ ork>pachtt'n  S.  217  IT.V  rr.mtz.  Preassens  Doui  ijüti  r  f'r  lutr 
Bai  cm  Pö/I,  Vcrwaltredit  §,  233,  St.  v.  Neuforn-Hock,  a.  a.  Ü.  Ucbcr  Wurtcni- 
berjr  Doui.vcrwalt.  d.  w.  Staats.  Tub.  I'5l2,  v.  Uiccke  a.  a.  ü.  S.  1(52.  )S\.  Uebcr 
Baden  Wehrcr.  Kam.doui.adminiitratioii,  1S33«  Kegi  iiauer  Staat^hausli.  Badens 
S.  2SS.  Ueber  Ocstcrroicli  (West-).  Kono  jiasek -Mor  -  Bio  n^ki  I.  lüü  II", 
('ober  Fraukruich  Hock  S.  209.  Kaufmann  a.  a.  ü.  S.  579  Ii*,  lilock  dictiuu. 
Art  dotnainc.   üeber  Eofland  Gneiat,  enj^l.  Venr.r.  11,  Itl. 

L. —  §.223.  Die  Einrichtung  der  Do  raune  nvcrwal  • 
tang.  Ein  Pnnet  nicht  ohne  principielle  Liedcntnng  ist  es,  unter 
welchem  Ministeriam  das  Doniänenwcsen  des  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesicbtspuncten  kommt  es 
darauf  an,  welches  das  leitende  Prineipmder  Domänenver- 
waltnng  ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nar 
ah»  privatwirthscbaftlicbe  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  altgemein,  so  erseheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  tinanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirth- 
schal'tlichen  Gesichtspiinct  zum  kileuden  aueli  liir  die  V^erwaltnng 
machen,  —  heute  wobi  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
unter  eines  der  volkswirthschaftlichcn  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirthsehait  (so  Jet^^t  in  Preussen  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  DatUrlich  das  tiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  mnss. 

S.  0.  S.  67.  Preus».  Verorda.  t.  7.  Aug.  t$78.  wctft-ttstorr.  v.  20.  Jao.  1872. 

Iii  anderen  deutschen  Staaten  atehcn  die  Dom.  regclmä^d^  unter  d.  Fin  min., 
ebcusQ  in  Frankreich.  Bosond.  l>oD.niiiiistorium  in  Kussland. 

In  dem  betreffenden  Ministeriam  bildet  das  DomSnenwesen, 
bei  grosserer  Ausdehnung  cTentuell  fttr  sieh,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Mtnisterialabtheilung  >  Direc- 
tion  u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provineial- 

nnd  Local-Domänenvcrwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Vei waltungsorganisation,  dann  aber  uuch  nacli  (Uni 
Lmiang  der  Domäucu  und  nach  der  Art  der  Vcrwaliuug  richten. 
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Seit  der  Ablösung  der  (irundgclaJlc  und  dcui  Aufliürcii  der  Xaturaleinnahmen 
bat  Mich  der  Geschäftsumlang  auch  in  Dcubcbland  erheblicli  vermindert  und  Vereiu- 
fachtiiijreti  iKr  liüiiiiinenverwaltmii: ,  Vermiiiderun;:  des  Pcrsoriabs  erinöirlicht.  Iii 
uiancbcii  dcutscbea  Staaten  ist  ^uduiu  der  Düuiuiicnbcäitz  (^um  Uuteni(-hi«>d  vom  Fonrt- 
besitz)  oor  noch  Uein.  ebenso  in  Pranltreich,  England,  seit  den  neoeren  gi«/äsen  Vor- 
äusäcrungen  in  West-Oester^  icb.  Bei  der  vorhcrrM  licmlon  Vc !  pacbtung  vermindern 
t>icb  die  laufenden  VcrwaUungsgcycbäfTe  sehr  uml  beschranken  bich  nur  noch  auf 
eine  gewisse  Contrulc  der  Päcbicr  und  der  verpachteten  Feldgiitcr.  Die  älteren 
„Douianenkauimcrn",  als  OberbebArden,  haben  daher  nur  uuch  einen  Tlieil  ihrer 
ebeinaligen  Bedeutung  belialteii  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  U u terinstanz 
könnte  anderen  IkiUördeu  oder  cinzulaea  Beamten  iu  diebcu  mit  übertragen  werden. 

Beispiel.  Prenssen.  Die  Domincn  standen  froher  in  den  Provinien,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Yerwaltungsgeschäftszweigün,  unter  der  Kriegs-  u.  Doniünenkammer. 
Seit  der  Hebördcnor.ijatiisafion  v.  ISÜS  u.  deren  späterer  Abruidcrurifz:  (1^17)  fun'^irt 
eine  der  „Abthriluuseii"  der  „iiegierung"  Un  d.  Kegier.beüirkciii  für  die  „Vi;rw;ilt. 
d.  dincten  Steuern,  Domänen  a.  Forsten^*.  Diu  £rbebun|^  der  DomänengerälK-  eri'olgi 
früher  dureb  eigene  I> m  uieii-l\cniauiter  ii.  Donianenänitcr,  jetzt  in  «1.  Kegel  durch 
die  allgeiueiuen  Kreiäkab^cu  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  noch 
75  Doni.-IteiitbQamte  aufgeführt  (Oeh.  i.  D.  2740  M.).  In  Wost-Oestcrr.  bestehen 
unter  d.  Min.  d.  Aclterbaos  6  „Forst-  a.  Donu-Directionen*'. 

Als  Grandlage  der  DomäneDverwaltnng  dienen  genaue  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Beatandtheile  ond 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  anf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  .Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grnndlasten  hat  sieh  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

Der  I  trifani^  tles  Besitzes  an  1%'ldgütern  u.  dem;remii»s  die  Kinnahme 
daraus  ist  in  den  euruj».  Staaten  sehr  v  ersehieden,  relativ  am  <irössten  uoeh  in  Kuss- 
land  und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letzteren  nicht 
immer  mehr  erhrhürh.  Daten  au<h  über  di<'  (ii  usse  mclufach  in  den  Etats.  S. 
einige  ältcru  >'otizen  bei  Kau  ^.  103  u.  vor.  Aull,  dieses  Bandes  S.  iib'l.  In  We^t- 
Oest  er  reich  nebt  nur  noeh  kleine  Reste  landwirthsch.  Domlnen,  in  Yecbindui^ 
mit  Forsten.  Is*«!)  noch  07*5  llectarcn  .Becker,  Wiesen,  üärten.  (midst  in  (lalicien  , 
II.H-!  H«ct.  Allen  u.  Weiden  (bes.  in  Tirol.  Salzb.,  Sf  irrm.).  15.2s!»  ha.  sonsU 
Uulturbüdciiä,  dagcjjeii  doch  noch  ü4*t,217  ha.  Waldungen.  2.'»3,0S3  ha.  unproduot, 
Boden.  Kobertr.ig  d.  Landwirthsch.  G:J.270  11..  der  Neben wirthschaftcn  2!»5.220  11., 
uvhcw  H-512  Mill.  11.  aus  d.  Forstwirthsch.  Anschl.  f.  lSs2  roh  n  *Ktb,  rein  O'Oni  Mill  fl„ 
idso  faüt  gao£  au«  den  Forotcn.  —  Preuäsen  l'^b'i.  blS  PacLtun/ren  mit  11^77 
Yonreriton  n.  S!t0,l<»3  ha.  nntzbarer  Gnindstaeke,  gcircn  1127  Vonreriie  n.  846,760  ha. 
noch  in  l*>7.'>.  Dennoch  der  Krtras;  damals  nur  ir2l,  jetzt  1314  Mill.  M.  Sehr 
unglei(  In  Vertlieilung  dieser  Domänen  ub<;r  das  Staatsgebiet,  in  Kheinprov.  u.  Hr>hcri- 
zolleru  ^ar  keine.  We!>'t)dialon  (K.-H.  Mindeiu  nur  2  mit  1003  ha.  (l*>7.j  noch  I  uai 
15:i:i  ha.),  K.-It.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  217.'»  ha..  K.-B.  (^a^sel  (Kurhes^-u) 
mit  12.031,  i'ro\.  Hannover  11)2  mit  .';:..r.7.T  ba  (IS75  1«»7  mit  MT.OflO),  Prov. 
Schlebw.  liohit.  nur  1  mit  ()2ü  (lb75  2  mit  'J2  ha),  Prur.  Sachsen  löl  mit  54,4U<> 
f1S75  15»  mit  55,000),  Schlesien  »»  mit  25.*21H  ha.,  Posen  7b  init  27,460  (1875  »0 
mit  2*<,0«K»).  l'ommern  151  mit  (Ulli  ;is75  154  mit  HH.noO),  Brandenb.  13^  mit 
M .."iT!»  (I>75  143  mit  »MM»).  W  e-^t-  n,  ( Jstpreu^sen  ! 5(>  mit  Ol.HiO.  V''randerung«;n 
ben  au&aer  dureii  \  erkaufe  auch  durch  andere  Verpacbtungslorni  [ni  l'arcellen^  vnr 
htch.  Der  Ertrai^  von  pa^*.oll.  Paclitatückcn ,  Mtiblcn .  Fischereien  i^t  t  70  Mill.  M., 
davon  101  au.s  d.  Truv.  Hannover,  0.741  ans  T?  H.  W  i. -Iiaden.  0  Vorw  ik  mit 
1445  lia.  bat  die  ticätubverwaltuug.  47  mit  20,071  ha.  zu  Kcmoutedepob  die  Miiit.- 
verwalt  in  Pacht.  Die  Kotten  der  Bewlrthschaft  u.  »hebang  Air  die  Feldgutcr 
(incl  l'arcelleii'  allein  lassen  »ich  nicht  ;;enau  fe^tÄteileu.  da  da>  bctrell.  Vcrwaltunva- 
personal  noch  f.  andere  Z«eii;e  mit  fiHi<rir»  Die  Hrunneii-  u.  P  ul  tv  rw  dtnnp  Kinn. 
1.07  .M  M  )  steht  mit  unter  d.  Dom  Verwaltung.    liesammtauschlHg  im  Kl.  t.  l!>^3ibl 
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ist:  2S'1)S  M.  M.  Eiuii.  vwovoii  ausser  den  schon  güii.  IWeu  I  blS  aus  irruudlierrl. 
Hebnngeu  u.  s.  w.,  (V^HB  aus  Dom. -Amortis.- Kenten,  der  Kest  aus  divcreeii  tnd. 

f"ri|.  Dil-  tlaumii!  Aiib^ahc  ist  auf  'M.  M.  ang^esrfzt  (tlavou  f.  Dotn.bcamtt; 
.'(72,000,  Woiin-gcld  2i,000,  'Kost6U  f.  Erhebung  d.  Doju.-üufäUc  110,000.  Aa&.koätcri 
130,000,  Dienstanfr.entsAiftdii^.  t28,000.  Zinsen.  Kenten  r.  Pa8S.kai>it.,  Abgaben  u.  s.  v. 
1,17S,000,  üntcrbaltung  u.  Neuiiau  v.  ticbiiudcn,  Weiren  etc.  2,.'U7,0im),  I{ctricbsko>tun 
aduiinistr.  (irandätUckc  öTs.OOn,  d^j^l.  <lcr  Miner.br.  u.  Biider  1.211,000,  das  ücbrijre 
vcrüchied.  klcini^rc  Postüii).  liüiuertrair  dieser  gan^ua  Vciwalt.  2220  M.  M.  S. 
auch  Meitzen,  Hoden  Trcuäsens  I,  52i2,  prenss.  sUtist*  Jahrb  IV.  1,  S.  156.  — 
Ueber  Baiern.  \'iick(!  in  (!  Ztsilir  il  baicr.  stat.  Bur.  1*^71  S.  1(11  (I'.  FclilgUter- 
b<»itaud  durch  priucipidll  von  d.  Kamuiuia  gewünschte  ^  erkaufe  üchr  vuruiudert.  — 
*  Uebor  Baden  Roguiianer  S.  980.  —  Ueber  Wflrtemb.  Riccko  a.  a.  0.  S.  1S3. 
Landtrirthsch.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Unindütucke  lbS3  10,211)  ha.,  wovon 
crsterc  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  *5''tM)  ha..  Ac<k<'r  .5 HU,  WeinberL'-c  \H. 
Vachtertrag  der  „Meiereien"  1111,547  AI.,  der  verpacht.  EinzelgUtcr  4':>1,841  M.  — 
Ueber  Heckleub.  s.  Bald,  Donurerf.  in  M.  Scbv.  1864.  Beitr.  z.  Statist  M.älV, 
H.  1  u.  2.  1865.  (ücber  die  gen.  dcaUicheu  L9uder  einige  Daten  iu  vor.  Aofl.  S.  3$8). 

11.  -  L 1 1 .  Ueh  ersieht  niid  Entwicklunjj^  der 
Systeme  der  Vcrwaltnn^,'.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dicstiben  Systeme  wie  beim  ländlichen 
Privatgrundbcsitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  ßcwirthschat'tnug 
durch  Verwalter  auf  Kechnang  des  Donülnenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  MGewährsverwaltnng*'),  die  YerzeitpachtUDg  nnd 
die  Vererbpaehtung. 

Kan,  §.  lo;;.  weiac  darauf  hin,  wie  iu  dieser  Keiheiifui^e  die  Theilnahuie  der 
Kegierung  an  der  Verwaltung  immer  ttchv&cher,  diejenige  der  Privaten  immer  «tiriivr 
wird  — :  also  stärkere  HerlK;i/iLhung  des  Horaent»  de»  „virduicliafUiclieu  Intcrcttae»" 
der  Privaten  im  Productiousiuteresse. 

tiochiclitnch  entwidtelte  sieb  in  Donfscbland  und  den  NacbbarliUideni  die 
Benutzungsweii^c  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  ati-j'  pclienen  Keihen folge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedrig!  r  \\'irthschafts>tutc;  bei  vor- 
waltender Aldiängiffkcit  des  Ertrags  vom  Naturfaclor  und  bei  e.xtensiveai  Betrieb  ist 
^ie  eher  zulässig:  spfitcr  treten  aber  die  speeifischen  NacLtheile  des  Staatsbetriebs 
hi.i  ihr  I'/icht  am  "Mii^tiii  liir\or.  I>a;in  i^nift  man  lirb<  r  zur  l'achr.  l^ic  anfangs 
kurzen  iCcitpachtpcriodca  wurden  aus  ökonoioischou  UrUndeu  verlängert  KbcuM» 
wird  der  anfangs  an  ein  bestimmtos  Wirthsefaaftssfstem  gebondene  Picliter  spftter  iu 
der  Wahl  des  Wirthschaltssystcms  fici  r  gestellt.  Die  (.historisch  öftci-s  iilt  re)  Erb- 
pacht leitet  sr-'schifhflirh  in-  hrfar  h  ilen  L'e'>er^ng  der  Domänen  in's  PrirateiL'cnthnni 
ein,  welchem  letztere  auch  wieder  aus  ükunomischen  und  socialpolitischeu  Gründen 
durch  AldOsunvr  des  Erbpachtkanons  oder  durch  fr^'icn  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
L.and«rirthschaf(      i  grösserer  VulksrlirlittLkfit  iiml  weiterem  Absatz  h'-riri  sfellf  w  Ird. 

Vgl.  oljeu  11.  —  Ein  Theil  der  rü mischen  agri  publici  wurde  von  den 
Sklaven  fOr  den  Staat  \enraltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  dit;  Rechnan^<Tn 
abhörte.  Bosse,  I.  70.  Die  regelmii-s.  Form  der  Nutzbarmachung  der  .Staat>liindtreien 
W  AV  abi'r  di  •  Z  ■itpachl  gegen  Geld,  «  ntsprech^  nd  der  friih  ausgebildeten  rftm.  Geld- 
wnthschatt.  Monimseii,  röut.  Sta;itsrecht  II,  1,  410.  Ue)>er  die  censorische  Ver> 
Iiachtong  der  Provinciaidomane  in  d.  Zeit  der  Kepnblik  s.  Marquardt,  rttm.  Staatb- 
\ernaltung  II.  211.  I!'  i  grösseren  L'ünii>le,ven  <i('ii<  ralt<a<  !it  mit  Seiia'.it.iffr) jinrhl. 
Auch  das  zur  Viehweide  beatimuito  Land  wurde  verpachtet,  die  räehter  lic»ou  Vieh 
uregen  Weidcgeld  (seriptura)  zu.  el».  8.  244.  Unter  den  Kaisern  kam  die  Doiti&fli^ 
unter  die  Administration  ib  s  kais.  Fiscus.  Diese  Guter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, ajif  .5  Jahre  oder  langer:  »p.irer  m- hr  (jolon.it>vi  i  h:lhlli■^s  (Erbpacht».  Auch 
Selb?ibewirthschattun^  von  lisc^dgüteru  kommt  noch  vor,  Marfjuardt.  S.  250.  251.  — 
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In  AtLüu  all^eiii.  Eihpaoht  üdoi  Zeitpacht  der  htiil.  u.  nickt  heil.  Gcmeiiule-  u.  st.uii.^- 
IfQtur.  z.  Th.  unter  Vermitdung  von  Ocneralpächtero.  Zeitpftcfat  r.  vei>ichieMi.  Länge, 
1.  10.  25,  40  Jahre  komnu-n  vor.  RmcKIi,  Stiuitsh.  Athens.  2.  A..  I.  415  11'.  — 
Im  Mittelalter  «rar  la^t  aUgew.  die  Adiuinistration  üblich,  und  noch  in  der  Mitte 
de«  voriiren  Jahrhondcrts  varde  sie.  t.  B.  von  S«hreBer.  vorfrezopren,  denn 
mau  schcate  die  Verpachtung .  um  dem  Pachter  nicht  ein<-n  Gewinn  zu  laraon.  der 
der  Rpuicrun-jr  zugewendet  werden  konnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Landereicu 
zu  bewirken.  Seckendorf  Ichrtc  indess  schon,  das.*'  man  nach  den  (matändeu 
zwischen  Verpacbtang  iiod  Vervaltnng  wlhlen  aolle,  s.  bei  7.  Seckendorf  im  Anhang 
die  R--t;iI]img  des  Amtmannes  u.  Kastn  ri  im  1 7.  Jahrhundert.  (lUu,  §.  104.'»  hn 
froheren  Mittelalter  Zudaminenbant;-  der  Scibätbewirthschaftuug  der  Domäuen  mit  der 
natQi«l-«'irtli9cbafU.  Ver^rgun^^  di«  Hofs.  Vgl.  Httllnann,  Kin.ge!*ch.  8.  S6  tt'., 
Di-rsi,  dcneh.  d.  Dom. benutz,  in  Dcutsclil.«  Frankf.  a.  0.  1807.  Anton,  Geschichte 
der  deut:>chfn  Landwirtlischai't.  I.  177.  Lang'-thal.  (ieschichte  der  dfotsclien  Laiid- 
wirthscliafl  I.  118,  Waitz.  V'crf.gesch. ,  a.  a.  U.  pasbim.  Kau,  §.104  Noten,  ^ur. 
AnS.  die:»e^  Itendfs  S.  3S5  n.  olien  bes.  §.  87—91.  —  Unter  Kaiser  Friedrich  IL 
war  ein  Theil  dir  Krongüter  in  Neapel  verpachtet,  v.  Itauiner,  Hoheii^tHul'i'ri 
VIL  Buch,  6.  HaupbL,  Nr.  XIV.  —  Xu  Deutschland  kaiueu  einzelne  Verpachtungen 
naf  tvtii  schon  im  1$.  Mirit  vor,  wie  die  reu  Sclirelier  mitgethefiten  Cobtncte  ans 
der  Hegieninfr  des  KurfQr^t<-n  August  von  .Sachsen  von  1505  zeigen.  In  Wflttenibers 
waren  ^rhon  zu  AjitHriL«-  Ho--  ]fi.  .Taluli.  viele  Feidyrtitir  \<'rpnrhtct,  Ilort'uianii  a.a.O. 
S.  Uli.  ilaulit^er  wurde  die  Verpaciiiung  gegen  Ende  dc>  17.  Jaliriiimdert>,  aU>  man. 
tim  die  Wunden  dcst  SOjalu*.  Krieiros  w  bvilen,  lieüond.  eifrig  anf  Viirliessenuie^'Ui 
bedacht  i^  »r,  nnmehtitcli  1670  in  Saclism.  inn  di.  so!!»«;  Zeit  in  Hannover.  n>4 
iih  Preu^^iächeu,  wo  die  wieder  ein^eiahrte  Adminir^tniieu  von  Neuem  in  Ver- 
pachtong  anf  6  Jahre  verwandelt  wurde  (Rir<d«>l  S.  17,  Oclrichs  S.  14).  wUmmd 
duR-h  V.o.  von  1042  noch  die  i»{ngrh<'nd>ten  Botitnmungen  t)lM-r  d.  Adniini>tration  d<T 
1>onKii»'U  JIM  Hl  lYOgth.  Preu»eit  ii.  über  Naturall ieferun^ren  der  Dom.  an  den  Hof  er- 
^in^t-n:  lOUU  in  i  >•  :it<rr<ic  ii ,  Iluilmann,  Geschiclit«-  d-r  Domänen  -  B'-nut/.uu^, 
S.  74—80.  (K'an., 

Lit.  ulier  d.  Be>virth>ch.  d.  Dom.  v  unteD.  Aucli  liei  Kletkv,  Lit.  d.  FinwiX- 
Wtis.  d.  Preu^^.  Staats.  «H.  A.,  B<  iI.  1^70,  S.  32. 

A.  —  §.  225.  BewirthschaftQDg;  darch  Verwalter. 
(Selbst- oder Eigenyerwaltong,  AdmioistratioD).  Diese 
Form  war  im  Siteren  natnralwirtlischaftlicben  Zngtande  der  Volks- 

wirthöchaft  überhanpt  und  der  FinaDzwirtbschaft  speeiell  angebraclit 
und  gewöhnlich  diuch  die  \  cihältnisse  gebotcu,  aiicli  ökonomisch 
technisch  bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  treweseii  wäre,  wenn  derselbe  überhanpt  all- 
gemeiner hätte  statt tiiiden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats- 
verwaltung Uberhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenti^euder  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  »Schäden  dieses  System»  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  speetfisch  Okonomiseh-technisc  hcn  Mängel 
der  Etgenverwaltnng  traten  dann  aber  nach  der  Hebong  oder 
Vermindentng  jener  allgemeinen  Missstände  mehr  nnd  mehr  hervor 
und  führten  seit  dem  17.  Jabrhnndert  znr  EinAthrnng  der  Zeitpacht, 
nachdem  llir  diese  Form  auch  sonst  die  rechtliehen  ond  wirth- 
schafttiehen  Bedingungen  steh  entwieicelt  hatten.  In  der  neaeren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,  die  Eigcuverwultuug 
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nnr  in  möglichst  seltenen  Ausnahmeiäiieu  uoch  eintreten 
zu  lassen. 

Z.  R.  Preusx-n  (K'önne.  Staat^r.  II.  2.  596).  wo  die  Domrui.'nv«räiis>eruDii>- 
[Qstraction  vom  25.  Oct.  iSlÜ  u.  d.  Instr.  f.  d.  Obiu-rechdoLainui.  v.  Ib.  Dec.  Ib24 
bei«tlnimcii .  dasn  bei  den  dnm  Staate  vcrlilulhnnden  Doiiiunen  dii^  irigüQc  Aduiinistr. 
not  j«de  Wfisf  v-nriictli  n  u.  nur  in  Äussowt«'!!  Nothrillcn  g»  ;;i  n  sprc  Geiu  liini^uni; 
tl'-<  K<>jii!r;  ••rfbljren  <ri]\r:  hei  Mnv<-rtiiridl.  'Exuiissioii  des  PSrlitt  i^  auch  nur  i-in-^t- 
vkt-iieu  auf  kur^c  Zeit  mit  0«-nu)imi^'uaiu;  du>  Kinanzuiinist.  Bad.  Hofdom.  K.  V<-i-ord. 
r.  2.  Ifai  1H2(>,  §.  5:  Die  8ell>st>M!Wjith!ichaftiin<r  Laiin  nur  au>na)imsw«ise  u.  uiclit 
ohne  Jusondeiv  Erm  ichtipung  >tattfiridi'n.  Ebenso  W arte m Im  ri;  .  Iloffrnann  S.  4M. 
Für  die  eigene  Vcrvaitung  spricht  die  Sclirift;  U<:l>«:r  Domiiuca  und  dcrca  BuDuUunj^, 
Bred.  1S9S.  Der  Yerf.  focht  zu  zefir^n .  dass  in  den  Hinden  sebr  jreschiciter  und 
zuverlässiger  Veriralter  die  KaoDiergUter  fortdauernd  mehr  eintrajrrn  könnt<  n ,  als  l>ei 
uTosseri  I*achtang(;n.  Wäre  es  nor  leicht,  solche  Visrvaltcr  zo  Anden  und  auf  den 
(iut«:ru  zu  i-rhalten!  (Kau.) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigenvowaltnnir  der  Domiuicn  gellend 
•reinachf  iv  r  1  n  .  sind  theils  die  gewöhnlirlu  n  .  nnr  etwas  7.11  sehr  vorallgemfiri.  rr.  11 
(irtüidc  ge;;en  unmittelbaren  Botrieh  winhtichafdicher  Tbäti^koiteu  durch  den  btaac 
und  seine  Beamten,  die  dam  wttne  irccignet  seien,  theib  dnip-e  besondere  aus  dem 
fiehirt  der  Domänen ht-wirthschaltunu^  specieil  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  dif  .,Erfa[irun'_'^"  im  AIlL'"''m*'ini'n.  als  auf  einzeln-  Thatsachen  liiu- 
irewiesen.  K'au.  ^.  lud  u.  danach  noch  die  ror.  Auä.  dieüta  Bunds  §.  IGT.  heht 
nauii-ntlich  vier  NachtheUe  herror:  so  gering^en  Koherlrstr.  ^^'eiI  der  Verwalter, 
als  fr-  tlii-oIiJcter  B.  aiiitrr,  kein  jfenUsrendes  eiirencs  Intere  sse  zu  tüchtiirer»  !  ^^  irtli>i  !iaff.s- 
i'ahruu^  haiiu,  durch  lustructioncu  u.  Controlen  gcbandco  sei,  aucli  hesouden»  geci;i^ni:t(^ 
Pemnen  nnabfainpHgcre  Lehenastcllunf^  eistrabten:  zv  höbe  Kosten,  bei  der 
<^ewi'>hnli<-h  zu  erwartenden  ^^erintrerm  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  vcrbtku-ndon 
Vornnti.  iiiing^tn  ah^e-ichen:  tinlichsame  Nothwendijrkei t,  das  iran/.o  Bewirth- 
>cha.ituiigäkapital,  Ixi  steigender  Inteosivitüt  des  Ackerlmucs  also  ein  immer 
irrössoreK,  durch  den  Staat  soibHt  zn  sleUen;  unbequemer  Wechsel  der  Beln- 
«  rtritir   ifiliriswcise.  Gewiss  riülfach  wahrnehmbare,  aber  doch  nicht  immrr  durchaus 

liolliweudi»-*-  Naciitlif'üe. 

Zulässige  Ausnahmen  der  Eigen verwaltnng  liegen  zu- 
nächst selbstverständlich  bei  landwirthHchaf tlichen  Mnstcr- 
auBtaiten  n.  dgl.  vor^  wo  andere  als  das  privatwirtbscbaftliche 
Reotabilitätsmoment  entscheiden  und  Uber  die  öftera  wahntu- 
nehmende  geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirthschafien  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  itber  die  bai  er.  Iietreff.  Güter  Schleteshefm,  Weihenütephan.  Fiiriiteli* 

ried  u.  Uber  ahnliche  Guter  anderer  deut:>cher  Staaten  Im-I  h'aii,  §.  106  Note  a,  u. 
we'^^ntlit  )i  darnach  noch  vor.  Aufl.  dieses  Band:i  §.  It»^  Note  12. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltang  zulässig  bei  Keb- 
land,  besonders  solchem  einer  specifisch  yorzltglicben  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen> 
flächen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  äblich  und  leicht  ansführbar, 
anter  Obwleitnng  reisender  Wiesenbaiuneister.  Der  Grasschnitt 
selbst  wird  yersteigert. 

Staat-. -\\V- in  beige  u.  A.  in  kleinen  Partien  noch  im  K.  .Sach>en.  Baiern  (Unter- 
'  franken),  WUrtcnib.,  1)ad«-n.  Mehrfach  in  Eiurenverwaltiuiir.  doch  in  Baieru  jetzt  m<  ist 

\,  rpaehtet.  Baier.  Stant--lfofkflli'r''i  noch  in  VVm/liiir:;.  — Wiesen  vielfach  in  Selhst- 
vortt'altuu^.    Inütruclion  lür  den  bad.  Domauial-W  ic.>cubaumeistcr  \.  2.  Mai  ISDU.  — 
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In  lieii  eiuzcliicu  Vtrvvaltunfr^beüirküii  wiM-dcii  kuiidi^f  \\  ieseuaulselu;i  ariKfsU'Ul.  — 
Grovs«'  AnlaiTi-it  von  Kicsrlwits<<n  auf  l)isberig:cm  Dofuanialwatdbodcn  in  der  Provinz 
PüM'u  Lctte's  Boricht  in  der  Kaoinier  der  Alij^eordnetcu  von  185.").  \Vie>en- 
«nlai^ti  von  5b0  Morgen,  wmoa  345  bisher  Douianialwald  wareu,  auf  103,000  Ü. 
uiffescblA)i^cn ,  ia  Baden,  1848  li^naaL  (tSdiattenhild,  in  der  Geuidnde  Eckaits- 
vder,  Amt  Kork.)  (ttnu.) 

Auch  die  Vorbereitung-  eines  Guts  zum  Verkauf,  die  dazu 
etwa  erforderliche  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  ferner 
die  1  )eterioration  eines  Guts  durch  einen  nnordentlicljei)  Pachter 
oder  io  Folge  grosser  UDglttcksralle  (£lementarschlldeu  u.  a.  m.), 
können  mitunter  die  Eigenverwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.  Der  Concars  des  Pächters  macht  sie 
natdrlieb  zeitweilig  nothwendig. 

Es  verwaltete  diu  üstorr.  Natioualbank  z.  B.  die  ihr  ül>erwies.  StaatsiifUter  mitunter 
eine  Zeitlanjr  selbst,  um  !«ie  für  den  Verkanf  Torznbereiten.  8.  d.  irea.  Sehr.  Staats- 
/rttten«!nr.  d.  KitionaH».,  S.  42  n.  <>st.  Finanzinin.-Instr.  v.  M.  Nov.  ts.'«'. 

Bei  Ei^eorerwaltung:  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wi  rtb>chaft6aui»chla;;  zu 
Grunde  gelebt  und  das  Betriebssystem  regelmässig  vorgesclirieben  ireiden.  Dem 
Venralter  in  «lor  Wahl  dcx  landwirthschaftiichcn  Systems  ia  deiselben  Weise,  «ie 
jetzt  passend  dem  Zeitpachter,  eine  gewisse  Freiheit  zu  Ia<-^«»n,  geht  ausser  etwa  l)ei 
Musterwirthscbafton  nicht  woiii  an  und  ist  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  wäbrend  deren 
Dominen  nur  in  Selbsttverwaltnng  stehen  sollen,  aus  lientabilitftt^rQcksicbten  nicht 
iiothweiidig.  y.'mr  r(*L''olii);i--ii;o  IJevision  der  Wiith-chaft  erf<»lift  durch  Bf'.Hiiiti«  der 
vorgesetzten  Domunenvorwaitungs- Behörde.  Die  Anwcndun^^  des  Gewin uautheil- 
Systems  (Tantidme^  bei  den  im  Uebrigea  auf  fo»ten  Malt  g< -setzten  Tervaltem  i>t 
cmpfehlen>werth  und  nicht  allzu  schwielig.  (Kau,  §,  107,  lOS,  darnach  noeb  vor. 
Aufl.  di'  S.  >  Hand-  i?.  1(59.  aii'-führlichcr\ 

Kiwas  Aehnliciies  i>t  die  sogen,  tiewahrs Verwaltung,  WO  der  „Verwalter**, 
dem  das  Betrieliskapital  vom  Staato  geliefert  wird,  für  einen  Minimalertrag  des  Guts 
halltet  tmd  vnn  dem  r<'c!inunir-iii:i->igen  Mehri-rti  ag;  .-ineti  Antheil  bcT^iclit.  wird 
jedoch  >cliwer  >ein,  ^reeijrnete  und  zu  einer  solchen  Uatiung  geneigte  Per.soneu  zu 
Huden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  fiscalfschen  Interesse 
aug'iiKSseneB  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  §.  109,  vor.  Aufl.  dieses  Band^ 
§.  170  I  etwas  ausführlicher).  Schrihcr,  A^dl.  v.  KamtiK  rpOtcrn,  S.  29  und  S.  1.17, 
WO  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgutheilt  wird.  Der  (icwährsadmini- 
strator  soll  alle  casus  fortuitos  auf  irieh  nehmen ,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  die 
Amt-suntrrthanon  wegen  besonderer  rnHille  Na-hlass  an  ihren  Präätationen  erhalten; 
ferner  will  die  Regelung  von  Yichstcrben,  Wasser«,  Frost-,  Wette»chadea  und  M&use- 
Dtnss  an  Feldfrflchten  die  Hilfte  tragen ,  wenn  solche  Yeriuste  ttbM  die  Hilftc  dos 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  ftkr  einen  jahrlichen 
Krtrag  V.  20,000  Tbir.  und  erhrdt  von  dem,  was  darüber  l)e/.o]2ren  wird,  die  Hälfte. 
Kur  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pul.  u.  Cam.  Mag.  IV,  12.'^  (im  llinzelnon  nach 
Sch reber).  HaageUiafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandenbu^.  1660  —  76. 
II  ulimann,  Dom.-Rcn.  S.  -I.').  (Hau  ^  Nicht  so  ungünstig  urtheilt  dartiber  Riedel, 
bland,  preuss.  Staatsh.  S.  Iti:  Die  Massregd  des  Vergebens  in  ..Admodiation''  odc\ 
des  Verpachtens,  die  zur  Erreichung  einer  höhereu  Nutzung  mögli<?hst  angcnomme 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Dsrchfilhrung  auch  nur  langsam  gelang 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blie  ben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereicherten. 
Aber  die  Hauptsache  war,  da.ss  Ordnung  gcschaflen  wurde.  Die  Mas^regel  ü»t  wohl 
ftberhaopt  bloss  als  Ueliei^g  zur  gewöhnlichen  Zoilpacht  beliobt  worden.  Es  balte 
fofülUge  besondere  Gninde,  üass  später  wieder  Administration  eintrat,  ob.  S.  17. 
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B.  —  tj.  226.    Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurtbeilung.  Aus  dem  Voraiisgebeodea  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
Domftnenhtffen  nnd  bei  eiozelnen  Aekerstttoken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwattnng  vor  zu  ziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  P&ebter^  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirthschaften 
nnd  dann  anch  eine  höhere  Paehtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthschaf- 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerun«: des  Pachtvertrags  ermüglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  tbeilzu- 
nehmen.  Dem  Reddrfniss  der  Finanzwirtbscbaft  gemäss  gehen  die 
Paebtsummen,  wenn  sie  nicht  zu  Übertriebener  Höhe  emporgc- 
schraubt  sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
und  namentlich  aach  gleichmässiger  als  die  Kemertrttge  bei  der 
Eigenverwaltnng  ein. 

Diesen  notorischen  Vortbeilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen ,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  nnd  völlig  niemals  ganz  zn  vermeidende  Nach- 
theile gegenflber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthsehaftenden  Et^en- 
thtlmers  in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzang 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachiperiodc  besonders  nabeliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezalilt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Chuiscin 
im  Pachtcoutract  und  durch  Controien  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controien  den  Pächter  in  der  WirthscbaftsfUhrung  lästig  hemmen 
nnd  sonstige  Naehtbeile  im  Oefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Pnnctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kefamngen  treffen,  welche  des  P&chters  nnd  des  VerpSehters 
„  Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
'  Umfange  möglieb  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aulgabe,  von  deren  richtiger  Lr)sung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  Volkswirthschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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8.  Rau  §.  110,  III  un«!  dArnftch  wtigt  AafU(^u  dieses  Rtmh  §.171  (aus» 
filhrlicher). 

§.  '227.  —  2.    Form  e  11  dei  rächt. 

a)  General-  und  Specialpacht.  Unter  ersterer  ventebt 
man  die  Verpachtong  der  ,,Ländereieii  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten,  z.  B.  Brauereien,  Mühlen, 
Ziegel-  nnd  Kalköfen »  sowie  mit  den  Vorwerken  und  CteföUen  im 
Ganzen^'  (R^ii)»  iinter  Specialpaeht  die  Verpaehtnng  Jedes 
einzelnen  selbstilndigen  Objects  (,,Gnt8'S  DomänenhofSy  Vor- 
werks, wie  aneh  der  einzelnen  —  ,,pareeUirten'*  —  Grundstlleke) 
ftor  sieb. 

üenoralpacbtcii  vurdeo  früher  wohl  cmpfohlea  wegen  der  Veroiufachuog  der 
GeecbSfto  für  die  Donftnenreniraltanfr.  vofen  des  grMsefen,  dein  Betriebe  xu  Gate 

kommenden  Kapitalrcichthums  der  Pächter  und  wegen  der  besseren  gegenseitigen 
Krg.inzniij2:  der  einzelnen  zusamnK^n  verpachteten  Ohjecte  ilJiiiderfii-ri  iiml  (i<  vv.  rks- 
austaltca  u.  ä.  w.i.  Die  Erhebnag  der  ehemaligen  Llouiüuiäl  -  (ji-und<;cnUIe  er&chiuu 
auch  wohlfeiler  durch  Generalpächter  und  zvgleicli  koDnten  diese  di<-  gutsherrlicbo 
Justiz  und  Polizei  als  „Pachiain  tli-ute"  jrttt  ausiihen.  Mit  dem  W  ccfall  du  s(>r 
Verhältnisäti  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Coucurren/.  unter  den  Pacht* 
aucbem  wird  Heiner  sein.  Das  Hecht  zu  Separatafterpncbt  wird  dem  Genenlplcbter 
nicht  ganz  versagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  i'acht- 
rcnte  ermöglicht,  aber  mit  grösserer  Gefahr  der  nherm.lssigen  l'od.nausniit/.unc^  und 
mit  eiuem  Zwischcugewinu-ße^ug,  der  weder  dem  Staate  nuch  dem  Aftcr|iachtcr  und 
damit  nncb  nicht  dem  Lande  zu  Gate  IcemmL  So  tot  gegenwärtig  wohl  in  unseren 
Staaten  <Mne  prrössore  Ge(ier:il|iai:lit  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgi'meinon 
inöchleu  Gcaeralpachten  wie  grosse  Specialpachten  tl>>echattpt  mehr  für  Länder  dOnner 
BerDikeronf,  extensiven  Ackerbau's,  Specialpeehten,  nnmendich  kleinere,  fbr  Linder 
dicht(;r  Itevulkeruug  und  intensitren  Anbau 's  gewisse  YorzUge  haben ,  die  indessen  im 
concrt'tpn  Fall  don-h  andere  rnisf.mdc  anfi^o«  oy^^'-n  wcnlen  können.  Vgl.  Kau,  Iii*. 
Hw,  a.  vor.  Aull,  die»*  s  Baader  ^.  172.  I>ci  Kau  u.  d.irnach  auch  in  d.  vor.  Aull, 
war  zwischen  den  hier  Jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b^  nicht  gehörig  unterschieden, 
Specialpaeht  zu  sehr  mit  VerjNMshtong  einzelner  Grundstücke  identificirt  worden. 

b)  Verpacbtnng  von  grösseren  Dom änenh Ofen  (daher  regel- 
mässig mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäuden) 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  („  Parc  e  11  en  pa  cht" 
meist  ohne  Holche  Gel)Uude\  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  i'ür  <len  Staat  vortiieiihatter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grossere  ('oncnrrenz  der  Pachtsuclier  mehr  eui porgetrieben,  die 
nianclierlei  Schwierigkeiten  und  Kosten,  welche  das  Gebäudewet^en 
auch  für  den  Domänentiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  ratthsamere  Aufsicht  aucb 
wegen  grosserer  Gefahr  der  Anssangang  nnd  fiinziehang  der 
Pacbtrenten  niebt  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesiehtspnnet  wieder  niobt  allein  in  Betraeht,  der  Tolks- 
wirtbsebafiliobe  mnss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsieht  Iftnft 
die  ganze  Frage  auf  die  allgemeinere  von  den  Vorzügen  und 
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Nachtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  nnd  der  Gross-  und 
Kleiucultur  hinaus.  Diese  Frage  und  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs -Pacht  und  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
nach  Zeit  nnd  Ort  ond  Uroständen.  Danach  hat  der  Staat,  seihet 
wenn  er  sich  Tornemlich  nor  von  seinem  fiscalischen  Interesse 
leiten  läset,  ttberhaopt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht 

r.ei  stcif^ciulom  Hcdiirfiiiss  nach  rachlland  Seitens  kleinerer  (und  ziiiii  Tlieil 
aucli  mittlerer)  Lanthvirtlic,  daher  gewöhnlich  bei  stejj?en<lf  r  Inteii'^int.'U  drr  Land- 
nirthschaft,  hei  (Jcs^iilübAcnhcit  des  soa:>ti)ceu  grosseren  PrivalgruiulhcsiUcs,  bei  Eiu- 
biirgernng  gewisser  Zweige  der  Kleilicultor  wird  <lann  die  Parcellenpacht  rolkf- 
wirtli^cliaftlich  und  sfMM.iliujIitisch  und  ^ewrilnilich  in  di  -  in  [Aill.;  am  li  iiiian/iell  d<-u 
Vorzüg  verdiunen.  Dann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Uouiäncu  zu  erwageu 
sein.  Wiederum  unbedingt  Itann  man  sich  aber  auch  bierfar  nicht  erklftren.  Die 
grüsiücren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  laiid wirthschaftlichcr  In- 
dnstrieen,  besonders  der  l'renii.  rei.  mit  dt-r  Lundwirthschalt  \rieder  specifisch  piivnf- 
ukonomisch-technischc  und  damit  vulUwirtliM  haltlicbe  Vortheile .  eruiftgliclit  n  so  uiit- 
notcr  auch  die  Zahlung  grosserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zcrs<  hlagung,  und  fArdcrn 
eudlicli  in  lurmrlien  (feprenden  auch  als  Musterbetriebe  das  allLrcuieini-  Interesse 
der  Land-  und  Voikswirthscbuft.  VgL  Uau  §.  112,  113  und  vor.  Auä.  dieses  Baudü 
172.  Ueber  die  Frage  der  Oross»  n.  KleingfUer,  (iross«  v.  Kleincnltur  s.  Grundleganfr 
31!).  :{20,  lUu,  Volksw  soll  [.;lir.'  8.  AuH.  §.  :i71.  Koscher  IL  2.  J{,.  Kap.  4  und 
die  nouesff,  rortrntllti  h  aüi?  Momente  zusainniiristellcndc  u.  -fangen  abwiiuend.; 
Arbeit  V.  v.  Miaskowski,  Krbrocbt  u.  üruudcitfcnth.verthetl.  uu  l>.  Kcichu,  l.  :i  Ü. 
(Lpz.  1882). 
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Mittlerer  Reinertrag  des 
•iiinmtl.  Ackerlandes 

1870 
Thlr. 


2-01» 

113 
2 

12 

1ü:i 

0*6(1 

0'8:i 


Au*  den  Angalien  im  Haiishaltungsetat  1870  und  8S/S4  betechnet.   Die  Stener- 

schätzangsergebnissc  bei  Meitzcu,  IV,  1  H».  Mau  sieht,  dass  die  Pachtguter  in  den 
neuen  Landestheilen  kleiner  sind  als  in  (1<  ii  alten  Provinzen  und  der  Paclitzins  a.  <1, 
Morgen  im  Ganxou  da  iiuhcr  ist.  wo  ain  Ii  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Uein- 
e.rtrag  giebt.  Der  Pachtzins  d'  r  Duutäiiou  steht  aber  durchgängig  hrdicr,  als  der 
durcliscluiittli' Ii'  R«  inertrAg  d^  s  k -r-,  in  Westfalen  uimI  Srdli  sifii  ist  er  das  l"2f!i;"hi\ 
in  Pommern  so.;ar  das  2':<fa«-h<*  dräaellicn.  Dies  rührt  oltenbar  zum  Theile  von  der 
A.  Wagner,  Fiuanitwi!«M»a*ihaft.   I.  X  AuU.  35 
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im  Puciiiziii»  ciithalti  ürii  Keiite  <I<t  Gcbamli'.  zum  Theile  aber  aucl«  davon  Ikt,  dass  die 
Paehtf^nter  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerlaiu]  entlialtcn.  als  dor  Durchsclinitt  aller 
vorhr»ndeocn  A<  k^  rolnsscD  anz<-igt.  Ks  erhellt  aber,  dass  der  q-cj^n  Ut  iiu^r»-  dentsche 
Luader  niedrige  Ertrag  der  preuss.  Doinänoa  mit  allgoioeiuea  roH^rirttiscbaftlichett 
Verhältnissen,  als  Klima«  Boden,  noch  nicht  sehr  dichte  BerOlkerang  u.  ».  w.  zosam- 
iiionhiin;,^.  Di«'  D.iton  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u  Schlesw.-Holst,  sind  mit  denen 
«l»  r  uljnj^n^ji  Proviüiten  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  ganz 
klciii  iöt  (s.  o.  S.  y.iS).  Bes.  in  i'ror.  Sachsen  macht  sich  der  Kinlluss  der  Küben- 
eultur  auf  dio  Steigerung  der  Parhtrente  geltend.  Im  Ueg.-Bez.  Mairdcburg  .-dlein  ist 
die  Pachtreute  sogar  8ü  l  M.  —  In  Wurtcmlt.  war  1S7I»  f.  die  Maiereien  die 
Konte  40  (>1,  für  die  Eiiuclguter  Ul  Ul  M.  per  llectar  (Uieckt  ,  S.  Ibi).  —- 

§.  228.  ^  3.   Hegeln  fttr  die  Zeitpachtnngen. 

Üiciicr  Abschnitt  ist  schon  iu  d.  ti.  A.  von  Uaii  nach  dun  neueren  Ansichten, 
bes.  nach  dem  n.  gen.  Bache  von  Drechsler  von  mir  grosoentheib  umgearbeitet 
worden.  S.  0.  Ä.  §.  1-13— 141».  Kau.  .5.  A.  §.  114-120  (nebst  Anhang  von  den 
P;ichtansrbläff*n  der  Knmmerguter  Jj.  121  —  J2!>  i.  'I  r  schon  in  d«'r  (i.  A.  forfj^^lnssen 
worden  isi).  \  on  alterer  Literatur  s.  vor^üigl.  Nie »»la  i,  l.  2.H4-  II,  150  v.  Uon- 

stedt.  Die  Verpachtang  der  Landgüter,  Hannover  1S.S7  (roTZtigUch  von  rechtlicher 
Seite).  Ho  ff  mann  in  ler  Jteitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  184*^,  VI.  S.  710. 
Jetzt  aber  bo«.  U.  Drechsler,  d.  laodwirth»chat'tl.  Pachtvertrag.  UaUe  1^71«  2  B. 
iD.  2.  B.  enthllt  ftiue  Sammlong  besteh.  Pachtvertrftge  ii.  Pachtbedinfrtingen  bei  den 
Domänen  vider  D.  Staaten).  Ferner  A.  Blomeyer.  Pa«  htreclit  u.  Pachtverträge 
tzüg-Id*'h  Hniulb  d.  ]tr<  ««!s  u.  sUcIh  Pachtrechts).  Berlin  l'^'M.  Dn  clisler  geht  mehr 
vom  landwirthächatti..  Biomeycr  mehr  vom  Jurist  Standpaiicte  aas.  Beider  Er}r<-bai:^se 
weichen  mehrfai'h  ab.  Die  Yergleichnnir  dieser  Werke  ist  daher  zweckmassig. 
S.  sonst  mit' r  Aiid  n  n  itber  Preussen  Holrit  hs  gen.  S<  br. ,  S.  22  fl".,  in  den 
Anlagen  b.  U7  H.  i.  Tb.  die  be2tlgl.  \ '  rotduungon  u.  lotitructiouen.  S.  bes.  d. 
pro«««.  Yeronln.  v.  11.  Dec.  18(>:2  tib.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpaeht  d.  K.  Domänen- 
Vorwerke  (excl.  H.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler.  II,  1J>2.  Neue  Kedact.  d. 
V.  <).  V  IMi'i  r  «J.  Juli  1872  u.  22.  Marz  1SS2.  s.  Oelrichs  S.  2S  II".  V.  der  bad. 
Uot-Dom.-hairimer  v.  18.  März  l'^StJ.  A'  ltcre  Literatur  ul>er  die  Anfertiguni:  von 
Ertragflanschlägen  a.  bei  Raa.  Flu.  I  §.  121  Note  a  und  danach  in  ror.  Avit. 
dieses  Ban«Is  S.  3!>t>  Note  31.  L'.  A.  v.  Flotow.  Anleitung  zur  Fertirtiii<r  ■!.  Krtrags- 
auftchläge.  Leip/iK  li>2U.  22.  IL  B.  (vorza;:iii  h  gut).  Pabat,  Lnodw.  Taxationälchre. 
2.  A.  Wien  I86S.  Die  lanthnrthsi'h.  Schnften  r.  v.d.  Goltz«  bes.  deiaen  landwitth- 
scbaftl.  TH.Yationalehre.  Berl.  1882.  Birnbanm,  landirirthichaftL  Tax.lehre  (in  der 
Th&er-BibL). 

Kegeln '  dieser  Art  lassen  sich  wieclcrinn  inii  lur  best  immte 
Länder,  Zeiten  und  Land wirthsrhaltssvste nie  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlich  der  letzteren  äudern 
sie  sich  daher  selbHt  wieder.  Das  bat  die  Douiänenver- 
waltung  nicht  zu  übersehen.  Manche  trüberen  Kegeln,  welche 
aach  in  Deutschland  noch  vor  Kurzem  als  unbedingt  richtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  auch  veraltet  oder  bedürfen  einer 
weseDtlichen  Modification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs- 
und  AbsatzverhUtnisse,  der  dadurch  bewirkten  Notbwendigkeit 
anderer  landwirthscbaiÜicher  Systeme  und  namentiicli  auch  in 
Folge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit^  mit  welcher  sieb  jetat  eine 
Aendemug  dieser  Systeme  vollzieht  Uebrigens  gelten  fttr  die 
Zeitpacht  der  Domänen  in  allen  wesentlichen  Puncten  dieselben 
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KegelD  wie  lür  die  Zeitpachten  der  Privatgüter.  Es  genügt  daher 
hier^  einige  der  Hauptpuncte  zasammenzasteücn. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sie 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  aasgearbeiteten 
Ertrags  ans  chiages  des  Gates  oder  in  Ankottpfong  an' einen 
solchen  Ansehlag  (als  Minimnm)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  nnabbängig  von  dem  Ertragsanseblag 
bloss  durch  das  Meistgebot 

Der  Ansehlag  eines  Landguts  oder  Grundstflcks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  {gewissen  Art 
der  Bewirthschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  tortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung ,  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  trüber  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirthschaftlichen  Erfahruogen  mit  Bttcksicht  auf  die  besonderen 
Bedarfnisse  der  Finanzvenraltnng  ^  nach  Geschäitsanweisnngen, 
welche  die  Taxationen  zuTerlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen  I  unter  der  Leitung  der  oberen  DomänenbebOrden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert»  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit- 
umständen angepasst  werden. 

Dio  bcziigiicbcu  (iruiuläätze  für  die  Anferüguug  solcher  AasH^lüäge  siiitd  bis- 
weilen In  die  syalemattechen  WcHce  der  FtoanzwiseeDSr^aft  anfgenomnien  ▼erden,  so 
auch  Fon  Kan  §.  122 — 129a  in  ciiiLiii  Anhang  „von  ilea  Pachtauscbliigen  der  Kammer- 
güter*', h  h  hatte  «  Ii Oll  in  der  Auflai^c  von  liaii  diesen  Anhang-  fortuclassen.  Der 
Grund  liegt  in  dcui  im  Text  Gesagten.  Die  Bedinirnng  fnr  liacu  cinigeruiassen 
richtigen  Aoschlatr:  Yonusbercclinong  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirtb- 
schaftung  ist  ilberhaiipt  kaum  so  zu  erfüllen,  «lass  die  theoretischen  (Jrundsätze 
für  alle  Fälle  pausen.  Miodesteiiä  inüsste  die  DarstcUuBg  daiui  eine  sehr  ciageheodö 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirth  Schaft  Ii  che.  In 
dem  Abä<  hnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  tnsBordem  in  der  Finanzwissenschaft 
y.u  berOhren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Ansehlttge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Kegel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
facheren, stabil eren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volkswirtb- 
schaft eulsj)richt,  dagegen  in  Liiiidern  lioclientwickelter  Cultur  die 
raeist  bietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  fuhrt,  wenn  dem  V  ücbter  die  Wahl  des  W  irth sc hafts- 


548       -J- ß«  '^r«!.  Kiuli.    2.  K.  l^riv.-vt.-rw.  ib.    l.ll.  A.  DouiiiiMn.  ^.  22'>. 

Systems  t  r  c  i  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Ciiltur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  dann  nnr 
die  Bedeutung  eines  Anbaltspunctes  der  Regierung  zur  Heunhcilung 
der  PachtgelMite.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  lerner  eine 
Conscquenz  des  aligemeinen  ContMirrcnzprineips  in  der  heutigen 
wirtbsebaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  V'erhtUtaiasea 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinterewe  ge- 
fordert wird. 

VfL  nafflcndicli  hierüber  Drechsler     a.  0.  I,  74— S5.   Der  Verf.  prüft  dio 

II t  ti  r-  !t  iiarli  preiiss.  Syslem  crftilirtcii  L>oiii.iiiciiver])a<-htuii(^<  D  in  der  Prnv.  Hnntuivr 
(iiiii  küiuiot  iu  Butrcli  der  Anüchlüji;«'  und  Vcrätei^icruugeu  /u  folg.  Erg>-I)iii$.s.  S.  2)5: 
..Die  Pesfstcllunjr  de$  ttugenicssenen  PBchtzinscs  dorch  6erc<*  linung  von  Seiten  dce 
Vcrpäclitcrs  ist  ausführbar  l)  in  allen  Läii(!cni.  deren  t'ultur  uorh  ni<  Iit  auf  so  hoher 
Stul'o  st<  lit,  dftss  der  Sf  habloiiciiinässige  Wirths"  linftsheirieb  verl;iss>'ii  werden  kann; 
ro  also  die  Kiiirichtuiig  des  Wirthschaftisyäteuis  ui<  ht  abhängt  von  unben-i  heubareu 
indirid.  Neii^uoiren  und  Fäliif^^kciten  der  Pachter,  .sondern  der  Betrieb  ein  -^e  ^^ eben  er. 
ütabil*  r.  I  1  ml  Sil b  1  icher  ist:  2)  in  Landern  borhentHrjckeltcr  Cnltiir,  dann,  wenn 
ft)  das  dem  Pachtuns(  Ulag  zu  (icuadt)  liegende  \Virth^dlaftäsy!^tem  coutractlii  h 
eiiifTohalten  worden  ninss  oder  b)  das  dem  PachtaDschia^  zu  Grande  liegende  Wirth- 
li  iftssysteu)  tliatsac  hl  it' h  eiii;;*jli;iUen  wird.  Wo  iliese  Vorausset/uniren  iiiiht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Rcro»  hnung  des  aii<r<'un;sst'ncn  Parhtzinses  dur<  h  den  Ver- 
uachtcr  nicht  müjirlit  h.  Ks  bleibt  also  tur  dies.  i»  Fall  ....  nur  die  meLstbietcnde 
verpachtonjc  üblich."  In  Hannover  konnte  der  Domünenpacbtcr  das  Wirthschafts- 
systein  nur  mit  (ienchmigiing  des  Vcrparlitcrs  ändern;  thatsä<'hli<-h  bestand  dau-i-t^cn 
bei  den  i'achturn  Abueigiuig  (Drechsler  II,  i>''ii.  Bei  der  Nourerpa«.htuug  uotc-r 
prRnwiscfaer  Ilernrbaft  bat  drr  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  d(>s  Wirt1tfcliaf>s- 
»yätems.  Ueb<  r  d.  verS(  liiod  iien  Motlu-  di^r  Vfrpa<  htnnir  (inol.  Submission)  Blo- 
ni  e  y  o  r,  S.  .'tO  iL  Kr  ItiUt  für  Staatsgüter  auch  die  Verpachtaug  durcli  Liritatiou  Uli 
die  beste,  S.  40. 

Möglichst  zn  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz- 
princips  eine  /u  hohe  Emp ors c  b  r au !) iing  des  rjiehtsrhilUnirs, 
weil  dabei  die  (iet'abr  der  Dcterioratiou  zu  sehr  vväcbst  inul  der 
Pachter  am  Ende  nicht  besteben  kann,  wodurch  auch  das  fiBcaliscbe 
Interesse  geschädigt  wird. 

Di<  so  (ielahr,  die  au<  Ii  durch  das  211  irio^Si«  Sdbstvertrtiuen  intelliirentcr,  wohl- 
habender Pai  hter  no<  h  vermehrt  wir  l.  hat  si<-h  in  eii}X«'lu<'U  Fällen  in  neueeter  Zi'it 
bei  norddouts«  h.'ti  DonianenverparhtimjiMi  ge/eiut. 

Daher  cin])Heblt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  J'raxis  lll)li(  h  ist, 
Versteigerung  als  Hegel  vorzuschreiben,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnahmen  zuzulassen.  Insbesondere  wird  mau  auch  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  an  belassen,  aneh 
wenn  sie  naebt  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domftnenhöfen.  Ueberhaopt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  Eum  Mitbieten  nnr  Personen  susnlassen, 
welche  gewisse  {lersdnliehe  und  durch  ihre  Vennögcnsverhältnisse 
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gewisse  wirthscfaafUiche  Garantieen  bieten.   Auch  wird  sieh  der 

Staat  pagHend  die  Aiigwahl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 

VürbehaUeij.  Die  Zusa^un^  der  Paclit  unter  der  ]^  and  hat  dan 
schwer  zii  beseitigende  Bedenken,  dass  ))ersr)nliche  Begünstigungen 
leichter  vürkonimen  konucu,  mindestens  —  vermutbet  werden. 

Diese  Form  früher  in  Uaiinorcr,  U ')  hdo  \\  <]  i\  S.  11  Die  JJcseitirnug  dics<js 
Vcrlahrciis  und  »Ii«-  Kinlnliniii^  «k-r  pr  uss.  Vi  rötcigcruiii:  li;it  uiajiche  Privatintcrc-sseu 
vt-rletzt  mit]  Sehr  versi  liicdi-ne  Ürtlicile  erlahri'n.  Na<  li  <ilji.:'  n  Adseinan<Icrs<  t/iiiiijci» 
im  T(t\t  w:»r  ilicscs  Vorü'clicii  nh<  v  ilo- h  rirliti'_'.  Die  Pai  litsteigerniigi'u  bei  diT  Neii- 
vurpai  htuD^  von  Dooiäjicu  iu  Haimovcr  siud  ailurdiu^s  cnoriu :  i.  Ii.  bui  13  Doniancu 
für  die  12ijaiir.  Parhtzeit  V(Hi  ]  868— 80  gc^n  1856— 6S  ziriscben  37  und  121 V».  in 
7  Fallen  /.wisrlieii  73  und  108"/«^  Man  hat  daraus  auf  vii^l  zu  nicdri^n;  Pachteu 
tl'  T  früheren  Zeit  L'Cs«  h!os5cn  Seitens  «Kt  Anhänger  des  prcfiss.  Systeuis,  ;iuf  vie!  zu 
Ii  u  Ii  c  der  Neu/xit  Seiteuä  dci  iJtcrcu  li.iumn'.  Laiidwirthe.  1)  re  i  1  er  u  a  ü.  ir.dt 
beide  Ansiehtcn  für  uurii-liti^r  und  die  alten  Pachtpruise  für  nirht  /u  iiiedci<r,  dio 
neuen  f"r  Mirlit  /u  ]\o<'h.  Er  erklärt  sie  dureh  die  veraiid.  P;«rlitlx'(liii.;untr  tiikI 
\Virtbscl>ait!>]>raxis:  im  aiteu  Köuigreicb  ilaimover  stabiles  Sysieui,  wo  die  Auächlu;^u 
auch  geuinrten.  In  der  neuen  Provinz  rcrftüdertcs  System,  wo  bei  Freiheit  der  II«« 
wcguug  die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  In  Preussen  ist  die  Versteigerung  („Lici- 
tation";  in  der  Iieg-el  geboten;  wer  mithieten  Avill.  muss  sich  über  den  eiaenthümlichen 
Besitz  eines  bcbtinunten  disponiblen  Yermiigcus  ^i*t  nach  d.  Domauej  und  über  seine 
Qnalification  als  I^ndwirth.  soirie  Uber  seine  SoliditiU  awweiwn :  ob  dieser  Nachireis 
gf-nl!'/*.  hat  ilef  Cninmissar  allein  /n  pnt.scheidcn ,  nntcr  Anssrhluss  des  Kechtsft'eL^s. 
Daä  1  in.min.  eutscbcidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Oruod  der  Angebote,  aa  welche 
der  Bieter  gebunden  bleibt,  ttberhaupf  erfo]gi;n  soll  u.  bebilt  sieb  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietenden  vor.  S.  preuss.  Keser.  v.  3.  Juni  iHiVJ  u.  18.  Mai  IS7.5,  hei 
Helrichs  S.  63.  In  d  absolutist.  Zeit,  bis  1^50,  auch  in  Preujisen  Behs.suii^:  der 
Hltea  Paehter,  wcnu  sie  den  nai  h  neuem  l'achtanschlag  aurmirtcn.  mei^i  nit  ht  viel 
höheren  Paehtscbiiliug  Obeniahincn.  ohne  besondere  neue  Versteigerung.  —  Achnlieh 
<^)u:ilif.  n  ^'erm(^?ensn»chwei5  in  ^\'n[tcmb.  verlansrt.  s.  Hoffmaim  S.  61.  Krheb- 
licbc  CirQnde  Ittr  die  Versteigerung  auch  bei  ganzen  Landgiktem,  Schumacher  iu 
Kau  und  Haussen  Archiv,  N.  F.  II,  125.  und  Soelig.  In  der  NOthigung  eine 
grössere  Pachtrente  zu  erwirthsehaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ant^poni  %u 
iaudwirthscliafflirlipn  IV.rtschritten  aller  Art.  Uebcr  Meckl^* n  b  u rg-S»- h  weri n  be- 
merkte Kau  in  einem  liands»  hriftl.  Zusatz  .'».  A.:  hier  wcnieu  die  -grossen  Paclit- 
höfe  veistcigert.  die  Pncbtungen  der  büucdichcn  Wirthe  (sogen.  IIa  iiswirthe')  bleiben 
in  der  Regel  in  der  Fiuiilie  ii.  ^eheii  in  Erniangelun!^  von  S-ilinen  auf  die  älteste 
Tochter  ttbcr.  Der  Pacht/ins  wird  nach  Veriluss  der  1 2— 1 4jalirigeu  Pucbtperiodc 
von  Neuem  festgnettt,  aber  «ehr  miasig:;  im  D.  reu  der  tust  leichten,  mittlereii  nnd 
guten  Pm  lens  30—35.70—^0  and  100—130  Thir..  die  L:»st  ist  96  Schelf.  Aussaat, 
al«<i.  den  .Schelf.  7»  fio  guadr.-U.  gereehuft.  ."iTOO  <Jua<lr.-R.  -  4<.)  pr.  M..  mithin 
wird  vom  pr.  M.  0  (i— 2  H  Thir.  entri«  htei.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  /u 
befahlen.  Auf  jeilen  der  1122  liiiuerliehcu  Paehter  kommen  lf),252  B.,  es  besteht 
b  r  eine  Ab>turun-  von  Vollbauern  li.  D.  31. >  bi>  zir  A  hr-üiufnem  (i.  D.  lU.fiül  K.). 
s>.  meclenb.  Beiträge  i  V,  ü'i.  En  ist  demnach  keine  reine  Zcitpa«-bt  vorhandejt,  sondern  eine 
herkSmraliche  bedingte  Erblii'bkeit  der  Banerogiuer  mit  einem  veränderlirben.  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Donianiumft  fast  kein  liindliehes  Priv:it- 
«MireiithuMt  be^t^ht.  so  mii^^en  hier  TolkswirthsfhaftlicUe  n.  socialpelitische  KUcksichtcn 
auf  d>  II  liaueiiia.tiuul  vtuvvalten. 

h)  Sic b  e  r s 1 0 1 1  u  11  g  (Oaution)  wird  für  die  ErCüUung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pacbters  verlangt,  entweder  baar,  mit  Ziiis- 
gewäbrung  an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlieh  in  be- 
stimmten öffentlichen  Wertbpapieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preossen).   Die  Höhe  der  Gaution  richtet  sich  wesentlich 
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nach  der  GrOsse  der  Domänen,  bes.  anch  des  PacbtscbilliDgs.  Sie 
ist  nattirlicb  b&ber  bei  Mitrerpaehtong  des  Inventars.  Von  dem 

Grundsatz  hoher  Cantionen   kommt  man  indeRscn  mit  Recht 

ab,  da  sonst  das  Retriebskapilal  des  l'aihtcrs  /uui  >.'ailitheil  der 
Bewirthöchal'tuiig  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigenthümers) 
zu  sehr  verrinirert  wird.  Auch  bei  eiuzclüca  Grundstücken  ist  die 
liinterleguDg  einer  Suiiimc  zu  verlangen,  wenn  anch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  BUrgsebaftsstcIliiug  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden,  gleichfalls 
oft  nnpractisch. 

'M.i.'i  Setzt  die  r.iufion  nnch  <lcn  UmstäiKlLTi  :uif  otw.t  ' '  imI'.t  ^,  lii-^  Parht- 
ziiiscs,  auch  bis  auf  iteii  |4:aDZCQ  elojähr  Betrug.  >ia<:h  der  preu:$ä.  Fiiiauzuiiniäter.-V. 
V.  29.  Nor.  1836  in  der  Regel  Va  des  Parhtziiisca.  ansseriro  derPachti^r  aach  üefSüle 
t  inzieht.  J<  t/.t  ia  di  r  Kcg«  l  V'.,  d>  s  Pachtgcld.  rinitiimums  St<  lluug  der  Cautioii  in 
inland.  Pfand-  oder  Kcnttiibriefeu  oder  in  nach  K.-O  v.  3.  Mai  IS21  ii.  Nachtra-.? 
depositalfäli.  Iiiliabtrpapi'  n'n  (§.  2H  d.  Vurordn.  v.  1SG2  u.  v.  Di«*  Höh--  wird 

jttz»  in  dein  b'Sond.  Vertrag  bestimmt.  —  Würtcmb'  rg:  \y^{Ac\u.T  Pachtzins  und 
«'iiifachcr  Anschlag  de»  lureiitaiiumft,  Hoffmanu,  W.  Fiuaiixrecbf  I,  240.  —  S.  Blo- 
meycr  S.  21 1  If. 

c)  Die  Dauer  der  Pacht  zeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  hedeulendeu  VcrbcKsernngen 
des  Gutes  und  Betriebes"  (Iv  a  ii)  nnd  verhütet  wirksam  langer  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Deterioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensi vitiit  der  landwirthschattliehcn  Cnltur  noth wendig.  Die 
anch  bei  den  Zeitpaehten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darttber  angetretenen  VerlUngernngen  der  Pachtxeit 
finden  in  der  Notbwendigkeit  nnd  nunmehrigen  Rentabilität  inten- 
siveren Betriebs  ihre  EJrklärung.  Rtteksiehten  dieser  Art  lassen 
aneh  die  Ausdehnung  der  Paehtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  nnd  den  Uebergang  der  Paebt  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswerth  erscheineu.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  tiberschreitende  Pachtperiodcu  sind 
dann  E  r  Ii  Übungen  des  V  a  c  h  t  s  c  h  i  1 1  i  n  g  s  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider- 
seitigen Interesse  durebtUbrbar. 

Uaber  diti  (iritode  »rep;»  kurze  l'acht/.eitcu  s.  die  bei  Uroch^iorU  ö3  .mgef. 
ijcbriftütcUfr.  Es  trilt  auch  die  Ue^rel.  dass  die  Pacht  um  so  iaiig<-r  dam'iii  miiss,  je 
tnabr  dad  (iitt  im  ('llllur/.ll^land  zum«  k  ist.  rij.ihr.  Pa'htdaii.T  ist  bei  Privat-  und  bei 
MoiTnnfil<rnti>rn  i<  tzi  s.  lir  verbreitet.  1*^  '  iTir  i-^  f.  Staatsdoni.tn*  n  wohl  am  Pxssend--t-  n. 
liluuicy«  r  S.  121.  ~  J:^iiic  ix •  hajatm;:«  Pcrioda  iäi  noch  zu  l^urz.  In  Battru  äind 
II  Jabre  bei  Hofgutcrii  Re^el,  in  IfaunoreT  and  Korb*' äsen  12,  in  WurtenibtTi* 
IH  .lahrt-,  in  Prcnss«  n  t>on>t  (>.  jel/t  12  und  ni'  lir  Jahro .  bei  grosseren  Domänen 
iiiibt  Ii)  (früher  bi$  24),  M «  eileobuni:  bei  g;rci«iti4:u  llOicii  20^21  J..  bei  Uauer- 
bAr<  n  12 -H  J.,  in  OealiTrri  i  b  Haz.  0  J.«  bei  Uatorn  ober  20U  Joch  (zu  kurz), 
vrent.  noch  weniger,  in  Kraiikriüi-h      9  J»bre.  Man  hat  dir  Parhtieit  mit  RQrk- 
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sieht  auf  flii'  ubli'  Datu  r  der  Frurhtfolg«;  zu  bestimiuen  vorges<  hI;»ir<  ti,  so  dass  sin 
/.  B.  bei  der  iKTisiheaden  Dr<  il'el  lerwirUisrhaft  ein  Vielfju  lics  von  H  ist.  soKosr  hor 
II,  §.  (i.^  u.  a.  11).,  was  indt-äbcu  unnöthi^  ist.  s.  I)rc<  liier  I,  54,  auch  Blouieycr 
S.  121.  Dir  Parlit  uiibfdinirt  mit  dorn  Tod«:  des  Pa<-]it<>rs  ablaofcn  zu  hm^n  (80|r. 
Vitalparlit  -uipfiildt  sich  nicht,  (i.-ir.n  d.  Vitalpacht  BIorip  y<  r  S.  12»),  s.  f. 
Trcuäscii  diu  Bcütimui.  in  ^.  ä3  d.  V.-O.  v.  lSb2.  Kuudiguiigsbcfugiiisü  dur  Krbuu 
des  rcoatorbuiioti  Paeliters  ht  datnit  vnbedin}!:t,  »olchc  des  Staats  unttT  jreinsseti ,  im 
AH^cui.  nicht  scliwcr  zu  erfüll'  iid  ii  Bi  dinsrnuircu  anMri'>chlos><  ii. 

In  Prru-^-rii  rrhrilmii-  dt^  Paclit^cidcs  biü  launüren  Pacht/.«'it«-n  seit  Friudr. 
Wilh.  II.:  damah  Norm;ilti  iihiii  6  J.,  dorli  alten  bcwährt'Mi  Üouiänenpacliteni  konnt>*n 
?»  und  I2iiihr.  Perioden  'j  ü  ii  l  iuen  Zu^  hlai;-  von  4.  btsz.  12**/,,  (Proloniratiousjr'  bulir) 
u'.rährt  u.nl.ii.  S.  Riedel  a.  a.  0.  17Ü,  für  d.  ii.-u.-r.'  Z.  it  <l.  V.  23.  April  1S.H7: 
bei  lüagcreii  PackUeiteu  vom  13.  Jahre  au  jährlich  5  Proc,  vom  l'J.  Jahre  an  uoch- 
mals  5  Proc..  also  sasammeo  jährlich  10  Froc.  mehr  als  in  dea  enl«i  12  Jahren. 
In  d.  neuen  \  v.  1S02  fehlt  diese  Bestimmtuig,  es  ist  also  Alles  riobtiger  den  beson- 
deren (Jontrartun  ubcrIaAüen. 

d)  Die  F^orm  des  Pachtzinses. 

S.  bct>.  Drechsler  1,  63—74.   Blomeyor  S.  130  if. 

Die  Hanptverscbtedenheit  ist  die  Festsetenng  des  Zinses  in 
Geld  oder  gans  oder  tlieilweise  statt  in  Geld  in  Naturalien 
nnd  zwar  aneh  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  für  die  Paebt« 
daner  nnveränderltclien  Jabresbetrage  (im  Gegensatz 
zn  der  frOher  voi gekommenen  Feststellnn^  einer  Qnote  vom 
Roher  t  ra^^e).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
nothwendig  in  den  Xafeuralieu  selbst,  sondern  kann  alljährlich 
nach  I) e s  t i ni  ni t e n  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestiuiinten  Orts  und  Zeltpiincts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wabl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirtbscbaftlichcn  Gultnr  und 
mitder£ntwioklnng8stnl'e  der  ganzen  Volks wirthschai't 
zusammen.  Bei  reiner  Geldwirthschaft  nnd  regerem  Verkehr 
nnd  bei  angemessener  Freiheit  des  Paebters  in  der  Aendemng  des 
Wirtbsebaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug. 
Seitens  beider  Contrabenten.  In  der  Prtt&is  ist  denn  aneb  nener- 
dings  der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Maturalliefcruugeu  kuniuion  vorueiolich  nur  ah>  Uuiiic  Xubeuvcrbiudlichkcuca  dcä 
PachteiR,  und  auch  hier  eicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  74.  Heu,  Stroh, 
Diingi  1  ,  auch  Buttor  (Detmold)  komut  vor  neben  (ietreide  >  Die  BefUrwortun«?  der 
Festsetzung  des  gunzcii  Paclitzioi^es  oder  eines  Theils  desselben  in  Naturalien  (beson- 
ders in  Körnern''  und  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  (ield. 
wodurch  die  Schwan kunjren  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werdeji  »ollten,  lierul)t 
auf  einer  unrichtigen  Uebertragunp  einer  Moss  ini  (i'ro<>»en  und  (ian/en  grltendeii  Ei- 
t'ahrungsregel  auf  den  einzelnen  Fall.  Die  i'relso  veräiideru  tüch  zwar,  wio  Ii  au  bc- 
welkte  {§.  H6>,  Jn  umgekehrtem  Sinne  wie  die  Emte-Eigebnisse;  stebm  hoch, 
»0  ist  gevöhalich  nicht  ?iel  gewachsen  nnd  omgekehrt.  die  ganze  Einnahme  des 
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Pachter»  i-i  folnH  'li  fifteis  iiiclit  so  scbr  verecbieden  als  die  Preise."  AI)  r  la-  Krnte- 
ergcbDi2>s  auf  dem  eiuzelnca  Gute  ist  doch  wieder  häaiig  genug  vom  Krg'-bni>>  im 
Itanzan  Lai^e  TeKchfodoii  mid  Übt  «of  die  loealen  Praise  ciDoii  um  m  geringeren 
Einflos!}  «Dä.  je  mehr  sich  h«lt  SDtage  der  Markt  erweitert  und  die  .il)!:;(<niciMcii  >  er- 
lifiltnisHC  diT  Enit(^n.  der  Zu-  inid  AUfulirrtf  den  Preis  bestimmen.  Miiide-fcn»;  in  der 
Gegenwart  wird  dabt  r  die  Laue  Uea  Pachters  bei  einer  Fcst;^ct/.ang  dr>  Ziuso  in  Geld 
ge.si(-berti  r  sein,  und  auch  i'Qr  d''n  Vorpaehter  ist  ein  solcher  Zin^  jetzt  vorzozitilieii. 
And(*r:>  Kau  §.  116.  Uebrigens  kommen  auch  in  Deutschland  noi  h  lii>  in  die  nrue>tc 
Zeit  (eiozolo  QC»cb  gegenwärtig)  aDd^re  ala  Geldziu^stipalationcti  iur  den  Pacbtsi-bilUng 
oder  einen  Thdl  desselben  vor.  &  einige  Beispiele  bei  Bau  §.  116  u.  in  rer.  Aofl* 
dieses  Bands  §.  174«  in  den  Koten. 

§.  229.  —  e)  Die  RemiBsion. 

Drechsler,  I,  SSff^  U  bbclob  de.  d.  iremeinreclitl.  Lehre  v.  d.  Bemission  de« 

Paclitprci^t;-^,  TIannov.  Journ.  fiir  Lüidwirthsrhaft  ISOl.  iMw.  Tilomi?yer,  S.  14.3  IH, 
151  11.  Kau  in  §.  1J7  vertrat  noch  die  ältere  AuAicht  von  der  Nuthwcndigkeit  der 
allgem.  Kenti^^non. 

Audi  die  Hegelung  des  sogen.  Nachlass-  oder  Keniissions- 
wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  concreten  V  er  hält- 
Hissen  von  Zeit  und  Ort  und  mit  lUicksicbt  auf  die  Ent- 
wicklnngsstui'e  der  Land-  and  Volkswirthscbaft  nnd 
auf  die  Freiheit  der  Bewegnng,  welcbe  dem  Pacbter  contract- 
lich  gelassen  ist,  verecbieden  zn  behandeln.  Kleinere  Verlnste 
pflegen  allgemein  im  Paebtanscblage  berttckslchtigt  zn  werden. 
Sie  finden  ihre  Aasgleiebnng  in  den  grosseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  „bedeutenden  Besebädiguugen"  aber  galt  es 
früher  allgemein  nnd  auch  noch  nach  Ran 's  Ansicht  fUr  billig 
und  zweckmässig,  einen  N  a c  Ii  1  a  s  s  (U e  iii  i s s  i  o  n)  au  der  Tacbt- 
»umme  des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borowski,  1,  144.  Nicolai.  II,  12ü.  Sturm,  1,  224.  Kau  1J7, 
vor.  AuH.  dieses  Bands  227.  Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.   S  übrigens  Frenss.  Landreclit,  Tb  I,  Tit.  21,  i?.  178— .VU. 

Vm  ^^■eito^ungen  zn  verlmten  wnnleii  I  rsachen,  Art,  Umfang  dos  Schadens, 
auf  Grund  derea  Anspruch  aut  i(cmi:>^ion  eintreten  solle  und  zugleich  die  Höhe  diese:» 
JSrlasses  (Quote  vom  Pachtzins,  iiacli  Massgabc  des  Vcrinsts  im  Vergleich  mit  dur 
Mittelerntc)  genau  im  Voraus  feslgcsctzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadens 
wurde  verlangt,  um  alsbald  untersuchen  zu  können.  Bcisincl:  Buden;  Bei  ge- 
h(  blos>*enen  (iiucni  von  bctrücbllirber  Grösse  ein  Schaden  von  V«  dcr-Krntc.  sonst 
nur  über  die  Hälfte.  Bei  der  AbscbäL^.ung  soll  ansgemittelt  werden,  was  der  Land* 
wirlli  >'liiie  das  eingetretene  Eroigniis  an  »frag  mittli  iem  oder  des  einzelnen  Jabr  -^  r'» 
Uk  holten  gehabt  nnd  wab  er  nun  2U  erwarten  hat  —  Auch  in  Wurtcmbcrg  wird 
nur  Nacblass  gegeben,  wenn  der  wirlilicbe  Kobertrag  der  Linderclon  nach  Keinem 
Belauf  in  (i  liliM-  i^  u  iijiter  \  des  im  Pacbtansrlila;ii  an<;enomm<'ii -n  (ni<  Iii  des  in« 
einzelnen  .lahre  bevonifehcnd  gewesenen)  iiohertragcs  aufmacht,  Uoffmanu,  Finanz- 
recht  I,  2\X  (Kan). 

in    neuerer  Zeil    ist    es    wcni;;stt'iis    liei   der  Verpachtung 

grösserer  Landgüter  iniiuer  iihliclier  ;;i'\vurilen .  den  I'nclitcr 

Vertrags  uiUssig  auf  jeden   Xaelilass    am   i' at- Ii  t /,  i  n  se 

f  (t  r  aussergewölinliche  Uugl  Ii  <•  k  «  f  jil  1  e  ver/.icbteu  zu 

lassen,   i'^ine  solche  Hestiinroung  findet  sich  namentlich  auch  in 
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den  Domänenpachtvertrftgeo  Dentscblande  und  im  Ganzen  beutzn- 
tage  mit  Reebt 

Ktir  he\  geringerer  Kntwickluug  der  landwirthschaftlichcn  Cultur  »nd  der  Vcr- 
kolirsYi  rh  iltni^sc.  ferner  wenn  dem  PMsllter  contrartlieh  in  den  Tiias^ebcndcn  Kinz>']- 
hcitcn  de»  lictricbs  die  Härnlo  m  sr-hv  gebunde  n  sind  .  ist  cinr  Kemivsinn  «im  riatz«-. 
Die  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  möglich  ist,  im  Voraus  den  Eintiut»:»  aiisscr- 
gcvSlmlicber  L'nglucksfSlle  avf  den  Reinertrag  abenmenon  und  weil  et  keinen  Schutz 
5fegen  solclii^  Fälle  und  kein  Miltt  !.  s'u-  \rii^der  gut  zu  marlien  .  gicbt.  Dies  ämlurt 
sich  uotorisch  auf  höborcu  Kutwicklnngsätufen  und  hat  sich  in  d<  u  letzten  Jahr- 
Kehentcn  bcsooders  atich  fn  Deot^ddand  geändert.  Das  landwirtbächaftlicbc  Vcr- 
aichcrunpwesen  'Brand,  Hagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn,  Schwierigkeiten 
let/teror  beiden  Vcrsiehcrungszwcigc  gelöst  sein  müssen),  bietet  das  ^litffl,  sielt  srrsreu 
viele  Schäden  /a  deci^cn.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  i'achtzinsc 
aaznscblagcn.  der  sieh  um  ihren  Betrag  crmSasigen  rnttüs.  Die«  ist  aber  eine  bessere 
Konn  der  ßcmi^sion  als  die  fnilx  r  uIjÜ.  Ii«-.  Viel.:  .miliare  Schäden  (Diirro.  f'rosi, 
MauäefraüS,  liisucteuschaden .  Ptlanzcnkrankheitcn  j  lassen  sich  durch  intrlligentuii 
Ttetrifb  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Kemissioo  in  der  Kegel  fortfoUen.  Nur  fär 
wenige  abnorme  Fälle  von  Brand.  Krieg,  grosser  Ueberschwemnnng  sind  besondere 
l}u8timmDn!,'cn  im  Vertrage  .  rforderlich. 

Das  Gobogte  «reseDtlich  nach  Dreck^ler,  1.  U4 — 97:  älinl.  Blomeycr,  S.  lOU, 
151.  YerziGftt  anf  Bemission  %.  6.  in  d.  preuäs.  V.  v.  1897  §.  28.  V.  v.  ii. 
iss'i  ly,  (Joch  (licilweiscr  Krsat/  l)-'i  v.  Feinde  or/wun-i;.  Licferunj^eii.  In 
Uurtemberg  giebt  nur  Hagclschla^  und  „feindliche  Fouragirnug"  Anspruch  auf 
KacblasB.  —  In  Oesterreich  nur  Nachlass,  wenn  den  Gnindbesitzom  ein  Stcuomachlabs 
bewilligt  wurde.  In  Kaden  mehr  Fälle  ?on  Bemission,  Drechsler.  II,  63,  I,  S7. 

f )  l)  a  s  1  n  \  e  n  t  a  r. 

Drechsler  1,  2t>  U.;  Itloioeycr  S.  62  IT.  Auf  dem  älteren  ätaad|»uiH:tu  Kau 
§.  118.  —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  nnliewe  üblichen  Inrontar  (inreiitarittm 

wdo  jnnctuui)  gesprochen  (Rlomeyer  S.  sr»  II.):  das  unter  g  ^^enannte,  Gebäude 
mit  Zubehör,  dann  Mühlen,  Brunnen.  BrQcken,  Gräben,  \\'n.s?icrlcitun>;en,  Drainage, 
Dämme.  Dei«  hc,  Wege,  Bäume,  Hecken,  Feldbestellung,  s.  Blouieyer  a.  a.  t). 

Die  zar  itewirthschaftong;  dienendeu  beweglichen  Zu  be- 
ll orangen  des  Gutes  (das  Inventarium)  sind  hauptsächlich 
Thcilc  des  stehenden  Kapitales^  wie  Geräthe  und  Vieh,  bisweilen 
auch  Bestandtheile  des  nmlanfenden  Kapitales,  wie  Fntteryoriilthe. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolnte  Antwort  ge- 
stattet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  der  Land- und  Volkswirthscbaft 
Auf  primitiverer  »Stufe  liclei  i  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
der  Pachter  das  Inventar. 

Gebort  das  letztere  dem  Veri)achter  (Staate,  aläo  nicht  dem  l'ruheren  i'achteri* 
80  mo«8  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Ucbergang  in  sein 
Eigcntliuin  überlassen  werden.  6ct>ser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
also  das  betn'fleudc  Kapital  flüssig  maclit.  tiiid  es  dem  Pachter  überlädst,  «las  Inventar 
selbst  auzuschallcu ,  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
avcb  jetxt  immer  mehr  die  Bt^gci  und  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grossen» 
t  t'j^fiii's  Kapital  braucht.  Die  (  i^^.^ne  Stellung  des  Inventars  setzt  dah»T  bcnMts  lifili- ren 
und  verbreiteteron  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  au  coticurrircudcn  Pachl- 
sncbom  fehlen  soll.  Sie  ist  aber  deo  Verhältoiseen  der  modernen  Land-  und  VoUi»- 
wirthschaft,  welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  «rforderlich  machra,  angemessen 
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iiitd  iriM^hciiit  hi»'r  ..xiiicrlaisÜcbc  Hfdiiijjun'/  für  die  nitioiiuUc-  Leitutij^  riimr  Wiilli- 
erhalt.*'  (Droohslcr.  I,  21).  Aehnlich  Itloiueyer  S.  09  fl".}.  Kbcii  deshalb  sehen 
wir  sie  schon  längor  in  England  und  immer  mohr  auch  in  Deutschland  roriireiteC  bei 
Frirat-  und  noTnänciigutcni. 

iici  dum  älteren  Systum  der  Liefüruug  deä  Iuveutan>  durch  die  Uomaucuvcr- 
iraltuu{^  an  den  Staat  bietet  auch  die  Abrecbnang  Aber  dan  Pias  oder  Mia«s  de« 
Inrontnn»  bei  Ablauf  der  l'achrzeit  vielu  Schiiorigkeiteu,  die  man  dnrcb  llinxoziebntig 
von  Srhiedsrichteru  ni<ht  leicht  jrafiz  hi's^ütigt.  (üaii 

Formulare  zu  g:utachtlicbcu  Ani>chlägeu  Uber  das  Inveutar  bei  Itürowäki,  I. 
]'H5.  Berochnnngon  mit  Rücksicht  aof  die  rorachiedene  Daaer  in  SchSnlentoor 
lind  Zierl,  Jahrb.  II,  I— ITI.  —  \\'enu  di*.'  Jalires/cit  di's  Paditwo'  hsels  es  uiit 
dich  bhugt,  dass  der  abüehcudu  Pachter  besäetes  Laiid  zurUt  klassen  uiiisä,  ao  miuibea 
ihm  die  Bo^telluugskosten  ron  dem  Nachfolirer  vergütet  werden.  —  In  Mecltlenbnrg 
ist  hei  den  bäucrlichiui  Paclit;::üt«:rti  bisweilen  das  iiöthigato  Inventar  (die  Hof  wehr) 
Eigenthum  des  Veri>ai  ht»  rs .  <i.  r  l'a.  hter  schalll  aber  dann  ^««wöhnlich  norh  w<  it-Tc 
(iegeustaudc  (üeberwehr)  auf  seine  Ko>ten  an.  In  liadeu  erhält  der  i'acbter 
den  mrtthii;ea  Mi^t  und  einen,  den  Winterbedarf  deckenden  Vorrath  rou  Uen  und 
Stroh  unentf^dich,  mui»  aber  beim  Absage  srieich  viel  zarttcklaanea.  V.  v.  6  Aug.  1S53. 
(Ran). 

g)  Die  W  i  r  t  h  s  c  h  a  l't  8  g  e  b  ü  11  (l  e. 

Vgl.  den  iuhaltrcichcu  Abschnitt  in  Drechsler  1,  lül— 142.  Blomcycr  *»üt, 
91  m   Kau  §.  ]19  nicht  mdir  genu^rend. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprecbende 

Regelung  der  15 au  lasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  und 
lksst  sieh  nicht  gut  in  wenigen  Siitzeu  zusammcnfasseu.  Der 
Pachter  niU88  an  ilei  Sthonnng,  Erhaltung,  au  billiger,  aber 
solider  Reparatur  und  eben  solchem  Neubau  interessirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  Ungewisse  und  ungciuesscnc  Verpflichtun*ren 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlügen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

f()  Reparaturen:  sie  träg^  bei  den  Gebäuden,  auBgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zn  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsummey  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maxiroalsamme  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfle  der  Ver- 
pächter, und  Uber  diese  Haximalsumme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausgleichnngsberechnung  am  Ende  der  Paehtzeit,  allenfalls  auch 
?on  Zeit  zo  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

fi)  rnihauten:  wenn  der  Verpächter  dazu  \erpfiichtetj  trügt 
er  sie,  wül>ei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumme  verzinst.  Vom  Pachter  gewünnehte  Um  iiud  Neu- 
l)auten  und  Veränderungen,  die  aus  wirtlisehaftlicheii  Gründen 
nluigen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  ttber  eine  Amortisationsqnoie  des  Bau- 
aufwands. 

Wesentlich.  /.  Iii,  wunlich  nach  Drechsler,  bes  !>.  ll.i,  Hl,  wo  die  ein- 
eilende  Ik^tcrunduuft  nebst  Kritik  der  be»tehendtiu  V  untchril'tcu ,  namentlich  auch  ia 
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den  DouHiiciicoiitrActcii.  Die  bUhcriuc  preosä.  Bcstimmauu:,  üass  der  Doinatioi- 
pachter  alle  Ixeparaturuu  trai-e,  ist  im  Triucip  richUsr,  aber  unbiUi?  und  unzwcck- 
miissi^,  weil  ihr  eine  (ireuzc  fehlt.  Ihre  Kolirc  ist  die  Ubcruiässiü;  dilrftiire  ncscbaiii-n- 
heit  prctossischer  Domäneou:cbftade,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  VorzDfr. 
rmirek>hrt  «zrossr  LibenUit&t  und  —  \'ei-si,hwendun?:  im  ehcinal.  K.  llannovir. 
8,  prcu*».  \.  V.  lt>S2  12,  13,  14,  vo?ou  jetzt  eini^re,  hie  und  da  für  den  i'achter 
i:-üDstiiren  Abireiehnnp-cn  der  BostiiBtDvni^ii  ttber  Baulaaten  von  den  bisher  uiititreji. 
Anfnand  lb70  in  Prcussen:  (;4ö,0(>0  ThU".  lur  (icbaude ,  NN  cue,  Ilitlrkcn  auf  den 
Domänen,  =  iV'.i  Proc.  der  Kiiinuhiii''  von  1 'i'-htj iitf-rn  u.  ^tcwerk^vorrif-btunL'en. 
iSW/>i4  dieser  Aufwand  2 'Sil  M.  M.  oder  beuuhc  10"  ,,  v.  iieiuerlraiL'  der  i>oni.- 
vervali  {lud,  Bftder).  Viele  intoress.  Data  bei  Drechüler.  Uebor  Brand,  Ucbcr* 
sclivemm.  u.  Krie^  ob.  I,  203—213. 

b)  Melioration  des  Guts. 

auch  Drechsler  I,  143  ff.,  170  (f.  iMUsim.   Blomeyer  S.  201  fll 

Die  frdher  yorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Paehtvertragi 
80  melioriren,  ist  praetiscli  ziemlich  wertblos.  Viele  einzelne  filtere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  nugenügenden  and  unklaren  Er- 
kenntniss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  Gewährung  so  langer  Pachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  ^^ciuigendes  eigenes  Interesse  am  Meliuiircii  Iiat.  J»ei  kust- 
bpieligeii  \'erbes8cruDgen ,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  laiiss  der  Pacbtcr  entweder  den  Aufwand  nacli 
Ablaut'  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  V'or- 
schuss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  untei*  Bci- 
tragsleistung  des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Ilii'rher  irehört  besonders  die  Trockenleirnng  durch  bedeckte  Abzüge.  »I.  i.  das 
I)  Tai  Ii  Iren.  Hier  macht  die  ln:>ichcrhcit  des  Krfoliirs,  der  KrhöhuQj^  der  Ertrau;!»- 
tahi^^kcit,  wcniL^er  (wie  Kau  §.  12ii  meinie)  der  Dauer  der  Anla^re  Schwierigkeit, 
tliiiii  l'i-i  riclit.  Anlage  mit  gut'  rn  Material  u.  OOeiihaltunn  der  Ab^u^sj^niben  kann 
die  Dauer  uacb  Drechsler  1,  ITü  ciiie  unbegrenzte  sein,  wenn  nicht  abuuruie  Um- 
stlnde,  NiedorichlSfpe  aus  dem  Drainwasacr,  Eindringen  von  Wurzeln  die  Anlatce  ver- 
dorben. Ks  erscheint  als  das  Zwockmässig^te,  Drainiruiigen  auf  Wnnst  h  de.s  l^ichters 
mit  StaatsvoiMjhusscn  vom  Pachter,  unter  «roui^scr  Staatiaiifsicht  ausfuhren  zu  lassen. 
Wobei  eine  bestimmte  \  erzinsung  u  Amortisa(ioii»4Uotü  der  Vorschlisse,  i.  11.  5 — s"/^ 
jihrlich  im  Ganzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Hohe  der  Aniortisation»|notü  nach 
den  concretcn  ^"e^ll i^ItIli^sen  zu  b«•^timmen,  ein»^  l  ui/  a!lg(>mcini'  Ifcgel  lässt  sii  )i  nii'ht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  lutcrusseu  sind  ebuu  passend  zu  combiuiren.  in 
Prevsaen  hatte  der  Pachter  fi-tlher  die  Kosten  neuer  Drainimngen  ganz  selbst  zu 
trajren,  ohne  Er^tzani-prach ,  was  fOr  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war.  aber  die 
Dmininiii^cn  natürlich  selten  machte,  znmal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts.. 
Iii  liauuover  erhielt  der  Pachter  die  Ausixen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  augemess, 
Absorbiningsscala  noch  nicht  beim  Ablaof  des  Gontracts  eKetzt  waren.  Ncoordingi} 
sind  jedoch  auch  auf  d.  pr  ii^s  Üoinjlnen  gewis>j<'  Staat<nnterstützuni:cn  gerade  zu 
Drainirunguwecken  gewahrt  worden,  indem  seit  ls()S  i^K^^cr.  v.  5.  Mai  Ibüb)  diu 
Seehandlonir  die  Herstellangskosten  vorachoss,  gcueu  5**  „  Zins  u.  8"^  Amortüt.,  tns, 
8"'„  (seit  IH75  zu  h  u.  1"  „.  zus.  t;'/,,).  Seit  1S^2  (Itescr.  v.  s.  April  lS^2i  erfok-en 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Doniiinenverwalt.  zum  gleichen  Satze,  aber  unter 
iicwährung  einiger  weiterer  \  orth^-ilc  'S.  ()elri<  hs  8.  32).  l,{iesamnitkostcnanschl. 
der  auf  d.  Dom.  noch  zu  bewirkenden  Drainiranaren  .5.5  Mill.  M.,  im  Etat  f.  l%%3/(»4 
sind  fitiO.OOH  M.  aiisu;f>('fi'f .  ii.  «1.  T.  „Darlchmi  rut  Dom.pä^litpr  f.  .^usruhnini'  von 
AlcÜorationeu,  bes.  v.  Drainirungen".  —  \'gl.  See  Hg,  Das  \  erliiiltuis»  zwischen  üuts- 
herrschafl  und  Pachtern  bei  der  Drainirnng.  2.  A.  Kiel  1S5$.  Bes.  Drechsler  I, 
171 — 17S,  auch  ttber  Erhaltung  der  alten  Drainlmngeu.  ltlomeyerS,2IOff. 
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i)  Verb tttong  einer  Deterioration  der  Grundstttckc. 

S.  iiaincntl.  wieder  Dicrbsler  I,  li'd  11".,  bes.  274— 2S4.  Auch  Hloneycr 
im  AlMcbJi.  T.  d.  BevirtluiGhaft  d.  tiaU»  jNasim.  S.  166—201.  Kau  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Be- 
dingungen mifgenomnicn,  welche  den  Staat  gegen  eine  anssangende 

oder  sonst  vci (leibliche  Bewirthscliaftnngsweisc  »ichern  sollen. 
Viele  der  tiblichen  Bestimmungcu  .sind  dnrch  die  neuere  Wissen- 
«clial't  und  i'iaxis  veraltet  oder  8e!b.st  als  uiiiichtif!:  erwiesen. 

Sic  waren  uus  der  iiiangclhiitteii  Keiiritiuäs  der  PÜauzcnernähniiü^äicbre  und  <lur 
Mitwirkunv^  spcciell  des  Hodens  /.ur  Eiiiütirung:  der  Pllan/.cu  Iiervorgep-an-ren  und  vicl- 
larli  Kolgcnmvren  der  älteren  Lolnc  von  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  neuere 
Lieliij,' ^(  li<  Agri*  ulturcheniic  und  die  Pflanzenphysiolo^nc  haben  jetzt  ander.-  Aiusichtcii 
verbreitet.  Danach  köODcn  aucli  viele  cheioali  ab  unumgänglich  betrachtete  Bu- 
»rhtiDkmifeD  des  Pacliters  ganz  wegfallen  oder  bed«Dtond  vevoinfaclit  werden.  Schon 
früher  s;ili  man  ültiigens  ein,  wii-  Hau  120  bemerkte,  „(las^  man  sich  auf  solche 
licstiiiuniMi^^i  II  ItL'si  liritiikcn  muss,  deren  Nichtbefulgung  lci(  ht  wahrzunehmen  sei  und 
die  den  Taclitcr  nicht  in  nützlichen  Jandwirthschaftlicbcn  Unternehmungen  hinderten; 
dahin  ^'«  liörte  das  \  erbot  des  VeriEaufü  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartofleln  und  Banlel- 
rtibcn  ohne  besondere  Erlatibriiss .  und  cino'i  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwochscls, 
ilie  gleichmäbäigo  Bedungung  und  Bearbeitung  der  Felder  iu  Verbiodun^^  mit  der 
FlUirung  von  Dongo-,  Saat-  und  ArbeitarerzciGbniisen,  das  Verbot  von  LohnAihreii, 
Uestimmungcn  ub.  r  die  Krhultung  der  Obstbäume  n.  s.  w."  Jetzt  hült  man  von  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter.  Stroh  und  DOnirer  noch  auf- 
recht, wcniiTstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  StaUmistdUngun^  in 
«cincf  Ertragsfabigkeit  erhallen  werden  könne.  Statt  oin<-s  solchen  Verbots  kann  di«> 
contrartürlic  V(  ri>tli>  lituii;:  il<  s  ra(  hters,  durchschnittlich  j&hrlich  oino  gewisse  Menge 
riiosjihorsäure  zur  \  crwendung  anzukaufen,  eintret«in. 

Nach  Drechsler  I,  2S4.  Hier  anch  der  Yonchlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  i^anz  freie  Hand  zu  I.%NScn,  geiren 
die  A  eri'flit  litiiiig^ .  die  aus  diesem  A'crkauf  erlanv^tc  (leldsumme  zum  Ankauf  künst- 
licher DuuuciJiittcl  zu  verwenden.  VüI.  d,  prcuss.  l'aohtbeslimmunv'en  v.  1SS2  §.  J», 
10.  Hier  n.  A.  \  erkauf  r.  Gras,  Heu,  (jmmmet,  Klee  n.  andren  Futterkräutern,  Futter^ 
rubeii ,  Kartoliclii  ain  li  von  «b'n  r.nm  Futter  dienenden  Kü»  l»-^trini?en  der  Spiritus-  ii. 
StHrkefabiikcu  ohne  Genehmig,  d.  Kegiuruug  verboten,  l'erner  eb.  ^.  b:  „/.um  Anbau 
V.  ZuekerrAben  darf  dasselbe  Gmndst.  ohne  ausdrückl.  Genehmig,  der  ikegier.  nicht 
ui'U  f  als  2  mal  in  je  G  Pachtjahren  bciiuUt  weiden.  Avch  dOrfeii  niemals  2  Ka1)on- 
unitcn  einander  unmittelbar  folgen." 

k)  Andere  YertragsbestininiungeD. 

Sic  botreiren  x.  B.  die  Jahresseit,  in  welcher  der  Antritt  dos  neoen  Pachten 

\oT  si'li  -c'hrii  soll;  am  CeblieJistt-n  ist  drr  'Ii.  .liiiii  Molianni).  atn  Passeiidstrti  wäre 
bei  um»  wohl  der  1.  Juni.  Wird  dieser  nicht  v^ewalilt,  so  empfiehlt  bii  h  statt  de;i 
24.  Joni  der  1.  Joli.  um  nidi  möglichst  an  die  (»urgerl.  Eintheilnng  des  Jahn  aazu- 
>chliess4»i«  was  amli  «Iii  Budlflllinui;  erleichtert.  Nur  in  Oesterreich  der  1.  Juli, 
in  Pf'jussen  d.  24.  Juni;  manchfacho  andere 'J'rrrninc  in  .  inzehirn  deutschen  St,iit»Mi. 
(Näheres  bei  Drechsler  1,51 — 53i.  r»Tner  \  «'rbot  der  Afterpacht  ohne  besondere 
Erlaubnis«,  wo  nemlich  jene  landrecbtlich  erlanbt  ist;  die  Hestimmunir,  wer  die  auf 
dem  (üite  ruhenden  La^t«!n  zu  tm  -  i»  Ii  .1.-  die  'l  erniinr'  /nr  KtUrichtung  des 
Pacht^inüOii,  (in  Preiissen  /.  B.  4  Katen  pracnum.  1.  Juni,  l.Sept.,  1.  Dec,  1.  Mirz); 
noch  weitere  HcHfimmuniren  für  de«  Todesfnll  des  Parht^-rs  u.  6f>;\. 

Zur  Controlf  der  Erfüllung  dieser  J*achlbe(liii;;iiii^a'n  wUlircnd 
der  Dauer  des  Contracts  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwallung. 
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C.  Erbpacht. 

S.  Kau  5.  A.  §.  130— 13G.  Ich  habe  diü  Erbpacht  schon  iti  vor.  Aull.  IT*»  II. 
noch  »:ntschicdener  bofUrwürtct,  als  in  <1.  6.  A.  Umis  §.  150  15r>. 

I>ii'  Smitli'si  lic  X;itiiiiiaI(lk«iiiMfiii  '  wnr  tl^T  Krbparht  im  Allifciocineii  abhold,  weil 
&ic  überall  ihr  IJoi  „treies  Eigcnihum"  2iir  <i<'Uiiiijr  briH;;cu  woUto.  Sic  uberüah  aber 
tiii*1it  nur  die  gniiidiÄtzlichm  Rcdcnken  alles  privaten  (tnmdd^cntliiiHHt.  dienen  freilich 
wichiigo  \'iirtli<-il.i  ^:i»ir«>miber  stehen  (s.  Wajfner,  firundlcir.  2.  Abdi.  K.  4  .  snmliiii 
aiieh  d(>n  (  mstand,  dass  „freies  (iriindcivreiithutn"  uHt  meinen,  im  heutigen  h'eolit<'  ;>;iu- 
^ebeissenen  Consc<|Uenzen .  freier  Thtilbarkeit,  Veräusserlichkcit,  \  cr»chuhlbark<  it  [\n 
der  l'orm  der  Kapitah i  rschuldung!  s.  (irundlog.  322)  meist  nur  fictir  freicH, 
tliafs  u  lilidi  in  Foliie  der  Vcrschuldunir,  Virpfänduns;"  u.  s.  w.  viel  ge bu n<I e  n i; r»- s 
licMtzthum  werden  kann,  als  dangen i^^Ct  welches  der  Erbpächtcr  hat.  Die  Kodbcrtus  - 
ichea  Lebren  (Rentcnprincip  s.  doas.  Creditnoth  des  <inindb«itzo8,  2.  A..  1^76),  die 
neueren  oft  nii-iinstiiren  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  (irundeigontluim  und  die 
i^ünsliiren  Erfahruovren  mit  Erbpachten  auf  den  Mecklenburu:*schcn  Domiinci;  haben 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  bericlitigt  In  Prcussen  ist  die  Frauro  durch 
Anrerunecu  %ou  vencbicdenen  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mehrfach  in 
'  iiier  iler  Erbpacht  sympathiseheii  i  ise  erörtert  worden.  S  bes.  d.  "\'orli;indlungen 
des  preuss.  Landosökon.coUcgiums  1^11  ^  Nasse  iu  d.  landuirthsch.  JahrbUcbcrn  Ibis, 
U*  II  P recht,  Krbpacbt,  GOtt.  In  der  rtn.viss.  ist  dio  Frage  natarilch  nur  eben 

/II  berühren,  sie  gehört  in  die  A<rrari>olitik.  Im  Folirenden  ist  die  Darstellunir,  <lic 
ieh  wissentlich  im  Aiiscblu»is  an  Rau  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zii- 
»aiiuncngezogen  worden.  Leber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deubche. 
Kechtsgeschichtc  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  Ii.  die  neueste  Bearlieitung  des 
Gegenstands  in  Stobbe,  ü.  Priv.redif  Reil.  1Sh3),  2.  A.  II.  §.  1^2. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Uecht  ia  verschiedenen  Modificattooeu  vor 
und  bat  auch  Tocbtllcb  viele  Achnlichkelt  mit  der  Emphyteuso  des  fOmischeu 
Ix'echts.  Sic  lässt  sich  nach  den  concreten  Bedürfnissen  auch  retBcbieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  W  iodereiofuhran^  zu  beachten  ist.  |^ 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpachtcr 
erhält  Dicht  wie  der  Zeitpaehter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reihe  Ton  Jahren),  sondern  anf  die  Gesdhlechtsdaner  ein  erb- 
liebes  Benntsnngsrecbi  Seine  sonstigen  VeHUgnngsbefug- 
nisse  sind  mebr  oder  weniger  beschränkt  zn  Gunsten  des  Eigeu- 
thflmers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden ,  so  besonders  der 
im  Uebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfändung.  Die  TfC^en- 
leistungen  des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Ei  nka  ufssuaime  (Erbbe  Stand- 
geld! beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pacht  rente 
fGrundzins,  Kanon).  Das  GrosseuverhäUniss  dicsci"  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  norniirt,  ebenso  die  Pachtrente  iu  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipuHrt  werden.  Bei  Erfüllung  der  vertrags- 
luUssigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
ond  unterliegt  keiner  wilikührlichen  Kündigung  des  Eigenthttmers. 

2.  Beurtbeiiung.  Die  Erbpacht  bat  fttr  die  DomSnen Ver- 
waltung, fttr  welehe  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manebe 
Vortbeiie,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität, verglichen  mit  der  Zeitpacbt  und  mit  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  nothweodig  aa%ewogen  werden.  Sie 
mnss  aber  Überhaupt  nicht  nur  tiaeh  ihrer  finanziellen  Beite  und 

auch  nit'lit  bloss  nach  ihrer  Wirkuns:  niil"  die  landwirthschaftliche 
Prodnctiou ,  sondern  unter  llnistaiulcn  /ni^leicli  als  eine  wichtige 
M  aas  s  rege!  gesunder  Socialpoiitik  hei  rächtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Krhaltnng  oder  Gründung  eines  tüch- 
tigen RauerKtauds  dienen  und  auch  kleinen  I. cuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verheilen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererbpachtung  der  DomUnen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlich  wie  der  Verkanf  der  Domänen  in  kleinen  StflclLen 
za  benrtbeilen  ist  (§.  aber  Voralige  Tor  diesem  bietet  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  henrtheilt  sie  des- 
wegen wieder  gftDstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Aiiffasäung,  wie  sie  bei  Kau  (Jj.  IHl  ti.)  hcnroitritt, 
allcrdingH  abweichend  ron  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erhebliche  Vor- 
th eile  dOT  Erbi)acht  nicht  verkannt:  so  versilichen  mit  der  Zeilpacht  die  ffTosse  V«r- 
•  infaiiinnjr.  daher  die  Vürwulilf'-Ilcnitm^  'I.t  N'.'rwalTnnir  für  <i.n  Staat;  die  bessere 
Buwuthscbaftutig  des  (iuts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  um  KigcnthUmer  intercäöirtüu 
Erbpachter,  wonos  sich  andi  ftlr  den  Staat  die  MOirlfcfakcit  einer  bOberen  Pacbtrente 
(aus  den  Zinsen  des  Hrbbestandgi*'!'!-;  und  aus  dem  K  uioh  crtr'.'bc  Knu  bi  f</nt  (!;»h<  i 
(§.  1:^2),  dass  „di'Se  \  ortheile  dann  aui  Grussten  wurden,  \v<nn  die  Erbpacht  uiit 
einer  Zerschlagung  (I) ismembration,  Abbau)  der  !^qu&scn  Doroinenh&fe  in 
kloincri-  (•iii<  r  io  Verbindung  gesotzt  irird",  wie  es  mehrfach  geschehen  ist.  ab 
Mns«regel  der  inneren  f "(»Ionisation  und  der  Hebung  der  I^ndcsculiur  im  is.  Jahr- 
hundert. N^l.  Kau  i;>2  Note  a  a.  vor.  AuÜ.  dieses  Baud«  S.  414  Note  77  um 
verscbiedenen  ültereo  Daten  u.  literariscben  Nachveiscn.  U.  A.  beKaan  ITOI  im 
preusbisch  <;n  Stait-  .  um  einen  höheren  Ertrag  aus  d«n  Dom.  zu  er/ielcn.  >-\ur 
\  crerb|)achtung  der  DouiäoeiigUter  u.  t^onst.  l'ertinen/ätiicku  mit  Parzeltirung 
der  Vorwerke.  Die  tihcroilte  Massrogel.  die  zudem  viele  politbcho  (Jegner  hatte, 
bliel)  ohne  die  gehoMk>n  Hosultato  und  wunK:  deswegen  1T10,  1711  mit  grosser 
Muhe  wieder  rufkwangig  gemacht.  Kied.  l.  lirand.  preuss  S(n.n-h:iii«5li.  S.  SM. 
(legen  die  Xatzlichkcit  der  Sache  im  Allgemeineu  kann  mau  aus  «iicsem  Missiin^eii 
Ifeiaen  Bevola  nebnten.  Friedrich  II.  xertbellte  ond  rorerbpacbtefe  ttber  SOO  \ot' 
w^erk»! .  I  riedrieh  Wilhelm  II  F'  tzte  dies  \»  \  drei  Domänen  im  Oderbrn  h  -  fort 
und  Friedr.  Wilh.  UL  Üe^s  eine  grössere  Anzahl,  liesonders  in  Cbt|ireuss<n ,  in  Erb- 
pacht gel'cn.  In  Ansbach  (17571,  Haireath  ^1703).  Waldeck  (17.i5).  Uessen- 
])ariDBtadt  ilTT.S;.  Böhmen  (1770'.  der  Hheinpfalz,  fing  man  an,  diese  Bei* 
spiele  nach/.ualirii>  n.  Ifi  <](  ri  d  ."mischen  Staaten  geschah  dies  seit  17l).H  in  groswr 
Au.sdehnung  un<i  mit  gutem  Krlolgo.  Auch  iu  MockieDburg  gi«chab  es  hitoßg  u. 
teil  1^10.  dann  besonden  seit  11^6^.  wieder  in  fn^sserem  Maasae.  iNadi  Kau  a.a.  0.>. 
Mecklenburg-Sehwerin  hatte  7.'>  ^r-'^^-  i-  I'tl-jvachlhöfe  von  ungefähr  S>0  pr.  M. 

inilth  rer  (irüiwea.  l>H20b&aerlichc  Erbpaehtgutcrvon  durchschnittlich  l!»,3s>Qaadr.-KuUi. 
—  l.'.-j  pr.  M.  n.  72SS  Bttdncrstdlen  i.  D.  ron  t'»20  Quadr.-Katb  in  pr.  M.  Bei- 
träge. IV,  HO.  Auf  dem  S<  h  w  e  i  i  ii  hon  Dumanium  befnir  lic  Zahl  der  ErJ»- 
pachtstell.n  lS-52  iM.  I*>t7  vM2.  1^.7  li.".(».  ls7(l  2aSH,  l^TJ  :;t>.H.T  -  mit  als 
.Mas«regel  2ur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Eiurichtuug.  die  auf  den 
inerklcnb.  Rilterftttem  sehr  zam  Nacbtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  neeklenb.  (kHuniai. 
üb.  ArbeitenerhlUtnUse .  Sr  hw  T.  187'i.  d.  !(>'ffT.  v.  Schuhmaeher  Zar<'hltn, 
iS.  b.'i.  Vgl.  auch  iiullmana,  Oeschicbte  der  Dom.-Hen.  U'i.  —  Krug,  National- 
reloblb.  ihs»  preassi.  Staat<*.f,  II,  418.  r.  Kftnue,  Domäncnweaen  U.  prenss.  Staate« 
S.  :m.   I>b4'r  die  Mafttreg^'ln  Krit'dr.  II.  Stadelmann,  Prenüsem  KOnife  in  Uirer 
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Thfiägkdt  t  d.  Landescnltnr «  II,  14  IL  (L«ipz.  1S82,  Public,  ans  d.  pruOM.  Staats- 
archiven  B.  XI). 

Auch  die  manchcrici  practuicbeQ  uud  prmcipiuUcn  Kinwcndu Dgou  g^cn  die 
Erbpacht,  busoDdcrs  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Kau i§.  1.<}:t« 
134)  mit  Kecht  nicht  als  ausschlaggebend  anerkaiuit.   Sic  rerlieien  ihr  tiewicht  «m 

so  mclir,  je  mehr  man  phcii  in  »Ii-r  allgemcincrcD  \  ererbjtarlitnns;  ein*'  "Massrog^fl  »lt;r 
Ijiiidcscultur-l^oiitik.  nicht  nur  oioc  (iuaniücUc  Frage  i>i(;ht.  Oi>.gen  den  liiiaii/.ioiien 
Naehthefl,  dasa  der  in  (*old  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  tieldverth  and  steigenden 
(ietreidepreisen  f-ir  den  verpachtunden  Staat  einen  immer  kleineren  Wertlibetrajj  ei^ 
reicht,  kann  sich  der  Staat  durch  Stipuliruug  des  Kauou  iu  Fruchten  (eiiischiiesälich 
anderer  landirirtbschaftlieher  Producte),  zahlbar  ganz  oder  theilweise  nach  mehr- 
jährigen Darchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Marktprcisen,  hinlingUch  schlitzen. 
Dies  \  erfahren  steht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  d  n  von  dies»-r  r.»  rrwartf>n- 
den  gOustigco  Folgen  für  die  bessere  Bevirthiicliaftung  des  Bedenkt  nicht  im  \\  iderspruch 
ond  ist  in  der  Praxis  IVftct»  angetrandt  worden  (Ostprenssen «  MeckJenborgl.  s.  B. 
im  est  p r  '  u  s .s i  ^ (  Ii  .  n  Kammerdi  i'urtement  Stipulirun'«--  des  Kanons  Iialb  Roir^-'-n.  halb 
ürrste;  tb-r  durcbscliuiitlicbc  Marktpreis  einer  aujabriiira  P<>riodc  uird  wähn  nd  der 
fol|t;'cndcn  30  Jahre  zur  Bezahlnnir  angewendet,  doch  darf  d«>r  Mittelpreis  der  einen  Periodn 
nicht  über  das  Dopprltr  vom  Pn  isr  di-r  vorb«  rL'-eheDden  stofeen.  Kmu',  Xat.-K'  ich- 
tbtim  II.  VI.  "M '  r  kl'  II '»n  r^" .  df-r  in  G<'tr«-idr  anü<-rtzt'  Knnnn  wird  nach  20j;ihi. 
Durchschnittspr<-isen  b<>zaiilt  ^Uau.)  Je  melir  die  Körnerwiiliiscliaft  hinter  andere 
Prodactionszwi'lgift  in  der  Landwinlnchaft  sartldttritt,  desto  weniger  reichen  Pacht- 
zinse in  (i«'tr«  id'  filr  den  bi-absicbtiLf- n  Zwck  aus.  Animalischr  Producte,  Ilandels- 
^ew.iclise  3t<  iL'<  n  aueii  fidfaeb  stärker  im  Preise.  Di«-  all<  rdinpi  wegen  d<T  (Jualitiits- 
differenzen  noch  gcbwierifrere  Fe  stsetzung  des  Paebtzins.-s  od.  Kanons  mit  in  Quantitäten 
solcher  andri'r  Producte  mUsst«-  daher  vcrsuclit  \rrrdeii. 

Angwichts  der  «grossen  Steigerung-  der  (inin'lri  iiten ,  welche  z.  11.  die  Zeit- 
pacbten  der  Domänen  eunstatircu  (s.  b.i)29),  und  bei  dem  Umstände,  das«  diese  Steigerung 
notorisch  znm  guten  Thell  nicht  aof  indiridudle  Leistongen,  XapitalZQfahningen  n.  s. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vor};an;:e  in  der  Volks\virth?ehr>ft,  wie 
steigender  Preis  der  Hodenproductc,  sinkender  (ieldwcrlh,  weiterer  Al>8atz,  grossere 
Volksdichtijurkeit  u.  v.  a.  m.  zurückzuführen  ist,  muss  eine  solche  Tbeilnalime  des  Staats 
nlsVererl>|'acliter  an  diesen  \  ortheilen  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  aus  Meekleii  - 
burg  in  d.  Her.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Rententheorie  v.  Kodbertus  Berl.  1H71. 
Befer.  v  Schuhmacher-Zarchiin,  S.  4  £,  Uber  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
landwirthsch.  Grondrente**.  Bei  im  Ganzen  nor  wenig  rerftndertem  Arealbe^aod  stieg 
die  Aufkauft  am  Zeit-  ri.  Erbpaelit  v.  1750  T)!  an  von  14l.«i40  Thlr.  auf  .'lO.'J.-lOl  ' 
in  lild  — 7«,  ST9,27H  in  ISOU— Ol,  564^51)  in  lb25-  2t>.  935,041  in  1849  —  50, 
i)55,S97  in  ]s(>4.  In  einem  Amte,  das  keine  wesenil.  Verändcr.  erfahren,  war  die 
Zeit-  undErbparlit  lT:»(»^arj  jährl.  11,128,  1 S45— 50  32.(>77  Tblr. 

Aneli  die  Tra-cweite  <1  r  lieliauptun;: .  dass  die  Erbpacht  durchaus  weniger 
Vortheile  als  der  Verkauf  von  Domaneniand  und  mithin  der  Ucber^an^  des  letzteren 
in  Privatgnnidcigenthnm  bieto,  hoschrftnkt  Ran  {§.  135)  bereits  richtig,  wenn  er  anch 
•b  n  cntscln-idenden  (iesicljtspunct  b<'im  ^ 'Tifleieh  zwischen  Erbpaclit  und  l'ri^  at- 
i:rnndbesitz  nocli  nicht  lienorhebt;  denn  wieliti'.;er  als  seine  an  sich  rictitiiic 
Beweistülirunjr  zu  Gunsten  U  r  Erltpacbt,  wobei  wieder  nur  das  Productions- 
jnteresse  berticksichtiirt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gei:ii  r  der  Erbpacht 
und  die  An1i;iii;;er  des  freien  (hufideiirenthums  Ul"Tbe|i- ti .  das*  der  /.w  ri  l  <!  •>  \'.  r- 
kaufä  der  Doutaueu  an  kleinere  Laudwirthe  jfar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  ho  leicht  eintretende  Verschttldang  der  B^'Sitzer  oft 
/u  deren  Enteiurnn na-  fülirt.  Di'  T.as^e  des  Erbpäcbt''rs  ist  viel  sicherer.  (S.  W  a  -  n  e  r . 
(inindl. ,  §.  3221.  Viel  lieber  Eriipäeliter  mit  festem  Besitzreclit  u.  festem  Kanon.  aN 
verschuldeter  Eiirenthiimer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfussel 
Selb-t  das  Productionsinteresse  bei  der  Eritpacht  ist  ferner  hiiiifig  besser  als  beim 
V  erkauf  !:ewal\rt,  weil  dem  Krliitiiclit.  r  n  ieh  Enfrirlitnns,'  des  Erl)liestand!:-<'lds  mehr 
eigene  Mittel  als  b«  im  Ankaale  als  Betriebskapital  bleiben,  liier  zeigt  sich  bei  der 
Erbpacht  ein  fthnlicher  Vortlieil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  Vergleich  mit  dem  Anicaof. 
Einzelne  fnr  die  Entwicklunir  der  landwirthsciiafilichen  Cultur  nachtheilige  oder 
nnnöthiire  Beschrankungen  der  Verfuirunv-^bcfugnisse  des  Erbpachters,  /.  B.  hinsiebtüch 
der  Vei-änderunt;  der  Benutzun^sart  de?,  Bodens,  t;eii..reu  nicht  zum  Wesen  der  Krb- 
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pacht  und  9«8tftt(«ii  ein«  Kodi6caüon.  Schon  R»u  kiun  daher  zu  dcjn  Eigebniss 
(lasä  die  „Erbpacht  nach  dii*S('ii  BotmchtUDgen  iHr  DomanUl-Holfluer 

wesentlich«-  Vor2«,ir<t  hat". 

§.  231.  -  -  3.  Entsehcidnno;  der  ErbpachtlVagc.  Das  Ver- 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individnalistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Consequenz  ihrer  Grandanschaa- 
ungen.  Auch  Ran  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Kr  sagrt  §.  ISC:  DtT  Erbpacht  «,»teht  dor  in  drr  hontigen  Vallcswirthscliaftspolitik 

.iii<:<  iioiiiinene  Grundsatz  nt.;  .r<  ii,  dass  di<'  Hefr' iaiig  di  r  fJnuidcitrf  nthümcr  od<-i' 
•  rblichi'u  NuUui^er  von  aJlcu  \  <*rbiudlicltkciteu  gegen  diu  UealborccliU|;teu  ((iuts- 
licrrün)  zn  liefurdem  soi<*.  Danas  folgi-rt  auch  Hau:  ,.dan  ntan  kein  neues 
dauernde«  btlui-rli«  lies  \  •  rpfliclitongSTerhriltniss  entstehen  I.isä«n.  oder 
es  wt'nig:>t<-ns  soirloieii  abl(>>)>ar  inacbcii  soll,  und  da.>s  auch  die  rorhand«- noit 
Erbp achter  iu  den  Stand  ^e^Ut  w<;rd(-u  müiüioii,  da»  nur  mit  einem  ablus- 
lichen  Gruudsinse  be8chv«$rte  Eigenthum  zu  erlaniren.  Han  wird  daher 
in  vieb  n  rrdlrii.  wo  man  sich  sonst  zur  V'-rerliparbfiincr.  nl»cr  noch  nicht  /n  dem 
Verkaufe  ciit-^chlasseu  haben  wurde,  bei  der  Z«  itpacht  sti-lica  bleiben."  Mau  kuuuc 
nur  etwa  „Dotqanen  so  rerkaufen,  dns^  ein  Theil  de>  Preiaea  «labald  haar  entrichtet, 
rar  den  andern  Tbeil  ein  ablösbarer  (irundzius  ausbednnfren  werde,  velcher  sich  nach 
<n;trt  idepivihen  res-ele,  und  (b'«.-..  ü  Abli<i>nn{r.  w<  iin  si««  vom  Eiirenthuuicr  beiri  hrt 
werde,  nach  dem  durcli  jene  Treisc  bestimmtrn  (i<ld betrage  de>  letzten  Zeitraum-^ 
erFolge*'.  AUi^nfttls  „könnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  ^wisse  nicht  zu  lan^ce  ZAt 
unafTnsIiar  gemacht  werdm.  oder  nmii  k-'nutc  au>nahrri>wci-c  innen  hüh<-ren  Al'lvauf>- 
ijetrog.  z.B.  da,s  22 '-/(,-  oder  25 fache.  Tcrabredcn*'.  Kau  hat  .-»ich  hier  al^o  ge^*u 
>eine  eitrene  Deberzeaming  der  Venrcrfunür  der  Krltpacht  accommodirt. 

Kichtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Verwerfnng 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  Erbpac  ht  hei  den  Domänen 
des  Staats  im  finaoz*  und  vulkswirthschattliehen  wie  im  soeial- 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  ale  die  Zeitpacht  und  als  der  l^ebergang  des  Staats- 
gmndbesitzes  an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstfickel  u  ng  der  Domänen  ans  Grttnden  der  Landescnitur  und 
der  Soeialpolitik  Yerdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Yerkaafi  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  beutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldreeht, 
bei  „freiem  Privatdigenthnm'*  ist 

VgL  auch  hier  Sem  hart  a.  a.  0.  Er  kommt  fraUlch  auch  nicht  zam  Vorschlair 

der  Wiedereinführung  der  gerade  iu  Preußen  durch  die  Gcsnf/.irehunL:  \erbotenen 
Erbpacht  Ai>or  »cia  Vor.>cldag,  dass  '/«  de>  Tav\v<  rths  baar  anzuzaUlen,  %  mit 
4%  '/ÄOA  und  der  A mortis. -Rente  in  H»  Jahren  zii  tilgen  sei,  erkennt  da»  Bedenken, 
daa  dem  Verkaut'  ::egen  Baar  entiregenäti  ht. 

Die  Kinrichtung  <lci  Ki'tparht  wiird«-  na«h  l»au  §.  <iwa  in  folsr^nder 
Wei^c  zu  tcellcasein:  Bei  der  Zri>*  blagun^  grosser  Guter  sind,  je  nach  den  onitcheu 
Dmst Anden,  mittlere  lud  kleinere,  Ui^flichst  gut  arroudirte  BauergOter  und  nach 
T'idiiiTüiss  aui  h  kleine  Tnir  Inhnersteilen  zu  bU<l*'ii  Fohlt  ■  -  an  Krbpachllustigen. 
die  ans  eigenen  Mitteln  Wohnungen,  Ställe,  .Scheunen  zu  erbauen  verjnugeo.  ao  liat 
dies  auf  Kcchnun?  des  Staats  zu  g<schchcn.  Der  GrondzinH  m  ird  beeser  aogloich  bei 
d«  r  Bekanntm.-krhung  der  \  <-rauNseriMig^li  tih  iiniren  festgesnzt  und  nur  dSe  aDfi«nu:liche 
baare  Einzahlung  (Eri»l>o>iandgeld)  durch  \  crsteisrerune:  oder  lieber  nach  der  Ta\f» 
bestimmt.  (Sum)»art  S.  41.)  Ein  rechtlicher  An^prucii  auf  NachUt»e  (Komi.<is  ionj 
besteht  nicht.  Itei  grob^vn  Untrlu<'kai^iUon  «ind  :ilc  aljcr  uicht  iinmrr  zu  «ermcidt*!«. 
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§.  232.  Anhaujr.  Land  wir  thschaftliclKi  Gc  w  orks  -  Vorrichtungen. 
Gebinde  und  Vorrichtungen  zur  Betnlbiing  von  sog*  n.  landwirthschitfrlichen 
Inda  Strien,  welche  mit  dm  Doiniinen  und  meist  specieil  mit  dem  laiidwirtbschaft- 
lichen  Betriebe  in  näherer  V  erbindung  stehen ,  wie  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
Telen.  Ziegeleien,  Mahl-  und  andere  Mfkblen  n.dgl.  m.,  bleiben  in  der  Regel  passend 
damit  verbunden  und  wenlen  dann  mit  der  betrefTenden  Domimo  verzeitpachtct.  Bei 
der  Zersrhiagung  von  Domänen  wird  »s  nicistens  rathsamer  sein,  jenf  Bestand- 
theile  zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eiueiien  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schw  ierii,'k  nton.  (S.  Rau  §.  158.) 
Ziegelei-^  ip  ichtung  kdinn  f  bei  Dominen  öftcr^  vi  r.  Bei  Zeitpiichteii  pflegt  sich  die 
BestiiDJDnng  lu  finden,  daäs  es  dem  Pachter  ohne  (ieiiehmiguag  des  Vcrpadbters  nicht 
gestttteC  ist,  nndere  Gewerbe  (industrielle)  als  die  Lnndwitdiscbafl  uf  dem  Gnte  zu 
betreiben. 

3.  Abscbnitt. 
Blngliehe  Rechte  oder  Beallasieiu 

Vgl.  Kau     15ti— Itiö.  vor.  Auü.  dieses  Bands  i.  189.   Die  Lehre  von 

d.  Gmndgefällen  gebOit  nach  ihrer  volkswirthseh.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 

politik,  s.  daher  darüber  auch  f.  Literattir,  Recht  u.s.  w.,  Itau.  Volkswiilb- 
schattspolitik  §.46  IT..  Roscher  II.  2.  Kap.  9,  Meit/.cn  I,  3H7  Ii".  In  die  Finanz- 
wissenschaft geholt  der  (iegcnstand  eigentlich  wieder  nur,  »oweit  der  Uuiatand  von 
Einfluss  ist,  dass  der  Staat,  der  Domänenfiscus ,  der  fienchtlgte  ist  Da  die  recht* 
lj,  j,n  Hl^^e!^n^•  clor  Reallasten  durcli  die  neuere  Abli')snng>!resctzgelMinir  bei  um 
erledigt  und  die  Ablösung  bereits  allgemeio  thabüchlich  duidigoluhit  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  ircseDtlich  nur  nech  hitjtorisches  Interesse.  Wegen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  Principienfnjren  ist  er  aber  srioichwobl  noch  ?on  allge- 
meinerer Be  letittinfr,  auch  für  etwa  wieder  cionial  vorkuuiinendc  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung;  vüji  Gi  und>teuern  u.  dgl.).  Die  Dai-stcllung  selbst  hier  jetzt  liegen  die 
vor.  Aufl.  zusamuien^rt'/ogen.  Für  Recht5L:i:-<  hiclitlichos  8.  Kraut,  (irundr.  d.  Privat- 
rechts §.  1}'»  — 155,  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Fruidn.fe  u.  s.  w.,  pa-s.,  bes  III.  230  1!".. 
280  S.j  W  aitz,  D;  Verfassun^geach.  pass.,  bcä.  V,  K.  4,  S.  Ibö  11'.  Die  Entstehung 
V.  Ausbildung  der  Grundgefalle  hftngt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landttljeriassnngen 
gegen  Dienste  u.  Abgaben  zusaiumcn.  S.  Gi-undleg.  2.  Abtbg..  K.  1.  §.  201 — 215.  u. 
die  dort  ausftihrl.  «n-eo.  fjfer.  Ferner  f.  die  Fraj^e  der  Beseiti<;ung  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Abtli..  1\.  .'>.  lieber  die  »pecihsch  juristische  Seite  der  Reallastcn 
».  die  W  erke  iiber  deutsclic  Reclitsgesclnchte  n.  D.  Prir.nicht,  u.  A.  Stobbe,  D.  Prir.« 
lecht,  t.  A.  II,  §.  100  Ii. 

L  —  §.  2aa.  Die  äUeren  Grandgef&Ue.  Die  Uioen  zn 
Oirande  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Reallasten  sind  ^^Ver- 
pflichtnngen  zn  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
Zinse,  Renten,  Frohnden  n.  s.  w.,  ~  anch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grnnd- 
stticks  als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich- 
teten lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestiuimt  wird. 
Die  VerpÜiciitung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
zu  bestiinfiiten  Zeiten  (so  beim  Ze h  n  te ii)  oder  in  unregelraässigen 
Intervallen  mir  bei  gewissen  Vcranlassuugen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitzwechsel ,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten'^  (iStobbe). 

Solche  Rechte  sind  von  Alters  lier  bis  in  unsere  Tage,  wit^  mit  anibneii  privaten 
Landgütern  heiTst  liaftliclier  Qualität  ((iruri(lhemchulteii),  >o  mit  den  Domänen  des 
A.  Wag-nor,  FIiiaiixHi!tiiMiM<'baft  L  3.  AnB.  3(j 
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{Staats  mbuBden  frcvesen,  auch  bei  VerSosscrtmir  von  Dominen  vohl  ziirQd(belwlt«ii 
woiden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  siikI  diese  Kechto  vorherrschend  privat- 

rechtlirlur  Nator.  Itic  nrn!  da  aber,  im  Eiazclncn  nicht  leicht  unterscheid  bar,  mit  alten 
festen  Abgaben  öf feutiich-rechtlichcn  Charakter»  und  steuerrechtlicher  Natur  vm- 
mischt  (rocrtel>  mid  Kerichtehemchftfiliche  Lastoi). 

Die  bezöglichen  Einnahmen  aus  diesen  Gerechtsamen,  die 
sogen.  0  r  u  u  d  t'ä  1 1  e,  habeu  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  anerhebliche  tinaiizielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dum  A.  für  1S32 — 34  war  die  Einnahme  au^  Oruu«l- 
l^efiÜleii  im  D.  5,277,400  fl.  reiD,  die  Konten  40  Pioc.,  Lasten  $<4  Proc.  Die  B.  165S/4 
zeigt  4.471.276  fl.  inertrag,  der  A.  fur  Is.').'  »Jl  «me  Boheinnahmc  von  5,14S,S49  fl., 
A.  1870  322.17Ü  Ii.  ältere  nefa!!  '  1  .{OO.ooo  fl.  neu  anjEres^tzte  Gnindzinso  nach  (ics. 
?.  4.  Joiii  1S4S,  18,130  Ii.  .Naiurakbgabcn,  zus.  4,710.000  fl,,  Ausijabe  8S.300  fl. 
A.  1877  7J83,600  M.  GnmdgenUle«  mit  201,140  M.  Ausgaben  dafür,  bex. 
7-.51  u.  0193  Mill.  M  In  Baden  sind  die  (Jnind^cfftll.'  noiirrlifh  diin  li  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Kobcrtrag  des  Zehnten  war  119 
D.  1839—96  m  der  Ablltoang  1,002,^41  fl.  Deieelbe  ist  jetzt  abgel^vst  «nd  es  gingen 
im  D.  1854  und  1855  474.277  fl.,  1SS2  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein  Die  (»eschäfie  jetzt  im  Wesontl.  abgewickelt.  —  Wllrtemberg 
hatte  bis  1S49  noch  sehr  viele  NaturalgefÄllc.  Nach  dem  A.  1^*45— 1S47  war  die 
Einnahme  ans  Zehnten  1,475,648  fl.,  ans  Lehen*  und  Zinsgotem  593.712  fl.,  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,fi2!  fl ,  bei  diesen  12.455  fl.  Von  dem  Keinertragc 
TOn  2,013.284  fl.  mu^n  aber  noch  viele  allgemeine  Kesten  abgerechnet  werden,  indem 
die  Avsgaben  ftr  Natnralrentthe  (34,502  fl.)  grösstenthdli  dvreh  die  GefUte  ver- 
anlasst wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  vAllig  (noch  229  M.!)  verschwumten.  Riockc, 
a.a.O.  S  1*<2.  —  Tn  Prcwssen  be!i--f*Mi  sich  die  DomatnalircfTdlo  1^17  noch  auf 
4.057,513,  1^9  auf  3,974,000.  1S53  auf  3,134.221,  1S61  auf  :;.«>95,342.  l!>70  auf 
1,741,172  Thir.  „gmndherrL  Hebungen  n.  Hebnngen  ans  verinis.  Dem.-Objecten** 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erh-.  (Jrond-  11  Domänenzins,  Kanon  u.  ricMn^nt.-n 
f^r  Getreide,  die  vertrafsmässig  nach  wechselnden  Durchschnittapreisen  rt^ulirt  werden, 
1,551.582  Thlr.,  Zinsen  v.  tanerl.  Inventarien-  (Hof^ebr-)  Oeldem  2214.  Ar  Vatinl- 
prftstationcn  (entw.  nach  Kammertaxe  oder  nach  zeitweisem  Abkomiii  -n  in  Geld  bezahlt 
oder  in  natura  g.^Iiofert)  14S.437  Thlr..  für  unbestand.  Gefälle  :\<>}m  Thlr.  Summa 
d.  „gnindherrl.  Hebungen  0.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  3*62  Mill.  M.  Die  Domänen- 
amortisationsrenten  bottngen  1.098,049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6'22  Hill.  M.  Im 
Et.  f.  IS^.'I  V  j  stehen  nur  norh  1.81*^.000  M.  „grundh.  Hebtin^rm"  n.  s.  w.  11  f.,3Tr).000  M 
Domounortisrenten.  —  Aach  mehrere  Schweizercantone  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  diofter  Art,  z.B.  Bern  im  A.  ftlr  184*6  818.878  !•>.  von  Zehnten  und 
Lehngcfällon .  Neuenburg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zuri<  h  1S15  — 25  im  D. 
198,750  Fr.  od.  r  f.^^f  '  ,  der  Einnahme.  Aargan  A.  Ib4a  62^50  Fr.  <d.  ilteiea 
Daten  i.  Th.  nach  Kasn. 

Die  Sicherheit  des  Bezngs  der  (irundgefSlIe,  die  Aus- 
sicht auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  l)esonder8 
heiin  Zehuten  waren  ersichtliche  Vortheile  dio^e:  Einnahmen  l'tlr 
die  FinanzwirthKehait  des  Staats.  Diesen  Vorthcilen  standen  als 
Nacbtheile  volles-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  auch 
finanzwirthschaftl  icher  Art  gegenüber  die  v  er  II  nderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtangsart ,  die  Hemmviig  des  Fort- 
schreitens im  Landbaa.  Fitr  den  Staat  war  oameDtlieh  die 
sebr  ungleiche  OrOsse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  he- 
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sonders  störend,  bei  deo  Nainralgefällen  ist  überdies  die  Er* 

hebung  kostspielig. 

In  Baiei  n  z.  H.  war  der  Üurchscbnittscrtrag  in  19  Jahren  ron  1819—37  5,211,626  fl., 
ntn.  d3M,22d  ü.  im  J.  1825,  max.  6,554,7';5  IL  im  J.  1831,  also  K$p.  74  und  J25 
FroCi  des  DarelucliDittes. 

Diese  Nacbtheile,  yerbnnden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 

öffentlichen  Leljen,  iiilutcü  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einlat  he  (irundzinsc  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  GeÜille.  Diese  Forde- 
rung haben  die  meisten  europiiiscbeu  Staaten,  auch  die  dentscben 
im  Laute  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aas  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  vollstündigc  Abschaffung  der  (irandgcfällo  war  eine  Consetiucnz  det 
neueren  nation  alökonomis<"ben  Ansirliien  ron  «Ifr  Xuthwcndiirkcit  ahgrabcfrficn 
ländlichen,  specieil  Uiuerlichen  CiruadciKeLttliumü  im  priv  at-  und  voiksw irthschaft- 
liehen  Protliictionsiiitercsse  and  zugleich  eine  Consequen^  der  neueren  poli- 
tischen Ansi-  ]if.'n  über  pcrsnulicli  e  Freiheit  und  Eige ii th  u  ni.  Dit- Maassrofel 
bat  auch  ohne  Zweifel  auf  den  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthc  einen  goten 
EinfloRs  geübt,  soweit  sie  zn  einer  Beseitigung  von  Qaotenabf aben  rom  Bob- 
erfrage, also  besonders  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  bcurthcüt  werden,  je  nachdem  entwede  r  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftliche  (lesichtspuin  t  für  die  Beurtheilung  inaassgcbi  nd  ist  und  dieser  in  der 
tlblichen  Weise  mit  dem  volkswirthschaftüchcn  i<it ntiticirt  wird,  wie  in  der  Smith'schen 
Schule  des  'koDomis.-hcn  Individualismus,  udir  abi-r  der  wirklich  Tolkswirthscbaft- 
liche  and  der  socialpolitibche  (iesichtspunct  udt  entscheidet. 

'S»  gilt  dann  wieder  Aebnlicbcs,  wie  von  der  Erbpacht.  In  Hiasfcbt  anf  die 
Productivität  und  die  sociale  Function  seines  Besitzers  ist  allerdingis  schulden- 
frei es  bruiorlirhes  Privatcigenlliuin  dem  mit  j<»non  Lasten  bo*^rhwerten  vorzuziehen. 
Aber  jenes  war  keineswegs  das  allgcuiuine  Kestultat  der  Abschatlung  der  Groudlasten. 
Vielmehr  bat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Qrnndlasten  beschwerte  Gniiid<* 
bositz  f^ftcni  inii-  in  >oI<:li>  u  mit  kündbaren  Kapitalsrliulden  bel;i>fefcn  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbesserung,  oftmals,  wohl  sogar  in  der  iCcgel,  eine  Ver- 
fldhlechteniDg.  Ferner  ist  eine  Theilung  des  Gm  od  ertrage  swisoieii  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Privat grundherrn  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Gnindherr,  wie  hei  den  DomanialrefiMl'-n,  der  die  (iesanimtheit  vertretendo  Staat  ist, 
lieart  die  Sache  wiederum  ander».  In  / wci  km .tssi g  regulirten  (irn n dgofällen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligang  des  Prodociionsintcresscfi ,  einen 
Theii  der  ihm  gebührenden  nati  n  ilnn  'irundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  dor  Urondgetälle  anfhOrt  i)amU  ii>t  auch  das 
berediHgie  finanzielle  Interesse  des  Staats  heintrftchtift  worden. 

Mau  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  AbscbaÜUDg  der  Grundgefäile  manche  gUnstige  Wirkung 
nieht  absprechen  iLönnen.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirong  aller  alten  Grund  gefalle  nnd  eine  Verwand- 
Inng  derselben  in  eine  anf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Dnrohsehntttspreisen  zn  entrichtende 
Natnralrente  gewesen ,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grandherr  der  Bereohtigte  ist 
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Die  tiefere  B^j^odang  diasei  Ansiclit  s.  In  der  Orandlog.  2.  Abtlu  bes.  K.  4 

(?.  Grnntleiji^onth  \ 

tcber  die  eheual.  Verwaltung  der  Gru&dgcfälle  s.  Eau  §.  157.  vor.  Aufl. 
,(H«e»  Baods  §.  184.  (Setiave  Verseichnisse  bUdeten  die  Grandlege.  Die  Eintreibmip 

erfolgte  wohl  nach  den  Grund-ät/.en  des  Stcii error hts.  Es  war  n»öglirli>t  zn  vt^rhüteii, 
•lass  fehlerhnftos  Getreide  ii.  s.  w .  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Frucht- 
üus,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität  Aus  deu  Magazinen  kam  das 
Getreide  zur  Versteige ruiif^,  soweit  M  Hiebt  fUr  SteatazvecLo  nnmitteibar  (z.B.  bein 
Militär)  Yerwendaug  fand. 

II.  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  Natoralgefftlle. 
Je  mehr  aoeli  im  Staatshaushalte  die  reine  Oeldwirthsehaft  sich 
einbürgert,  desto  anbeqoemer  werden  NatoraigefUle.  Der  Staat  als 
Omndhen  ist  bei  deren  Einsiehnng  nnd  Verwaltung  ohnehin  regel- 
mässig im  Nacbtheil  gegenüber  den  privaten  Omndherren.  Ancb 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgeineinereu  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirtbschaft  gewöhnlich  Geldah- 
gaben  den  Natnralabgaben  vor.  Im  Ijeiderseitigen  Interesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltang  der  GrundgefUIle  folgende.  Umgestal- 
tungen ]1atz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  liiiliei  die  Kosten  undVerlasto,  welche  mit  der  Aufbewahruni:  roii  Getreide, 
U'oiü  und  anderen  Erzeugnissen  dos  Landbaues  vetkauptt  sind,  erspart  werdun  können. 
Vorrathsgebäudo  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgcschiifte  sich  sehr  ver- 
i'itilachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  sclion  Iiier  oline  Nachtheil  für  sich  Qad  mm 
Vortheil  des  Pflichtigen  in  eine  l«e<iuction  der  M  huI'iigoD  Leistuni;  willigen. 

2.  Die  T  er &n  der  Ii  eben,  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grundzins  umwandeln^  wob^  der  Tieljährige  Durch- 
schnitts betrag  der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Absng 
fttr  die  Erbebungs kosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Produeten 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nach 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  »Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grund- 
gefälien  des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl  Begenauer«  Oeber  die  Verwaltung  der  laudesherrlichcn  Zehnten«  Karlsr. 
1829.  —  In  Wttrlemberf  efstreckte  sich  das  Zehotrecbt  des  Staits  Aber  l,107«fk>0 

Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerland«'^' .   TO. OOS  Mor;;on  Wiesen  (f -fi  Proe. 
und  50,700  M.  Woinborire  (02  Pro( .  «Ics  ^an/*'n  W  •  iniande»!.    In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzehnteu  in  Ende  1^ÜU  ^chon  bunmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  von 
17,800  000  fl.  (Kau.» 

Die  g.  wiihnH  hr  n  Ari.'n  auch  des  Doinanialzehents  waren: 

Zehnten  von  Ocwachsea,  nnd  zwar  grosser  oder  Gotreidezchnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  Brncbzebnte  von  anderen  FeldfrOcbten,  z.B.  Klee,  KnrtoflTeln  v. t.v., 
tn»st-  und  Wein  zehnte.  Heu  zehnte,  der  i.-dn.li  seltener  \ork«m,  forner  Blut- 
/ehnte  von  jon^rcni  Vieh,  der  litstigste.  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Kröten 
bewirkt  worden  ist.  Der  privat  rechtliche  Ch.traktcr  war  auch  beim  Doiuaniaizchiitcu 
meist  nnverkennimr. jedenfftlb  der  nllgemeln  Torherncbende  (lU  v  §.  15S,  ror.  Aufl.  §  IS6>. 
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Die  früheren  Erhebuogä formen  wzien.  die  Entrichtung  doftZohntaa  ron  d«n 
Zeh  ntpflicliti^'-eii  seihst,  wobei  er  dann  eutwe'^:r  ru;!"  Iv'c(  lirinn>?  der  Dom&n'en- 
kabäc  eingezogen  oder  verpaciiiet  wurde;  eveutucJi  auch  die  EneUiuiff  dw 
Zeluteo  dnrcb  eine  ansbedQn§f6B0  Abfind nofssTnome.  (Raa  §.  159.) 

Die  eigene  Kinziehun^r  Allf  Rechnung  des  Staats  war  das  mühsamere  und 
liObtspicH^cro  Verfahren,  das  eine  Menge  läütige  und  doch  iiii-«if*hcre  Conlrolen  und 
(Jautelcu  &üwo)il  gegen  die  Zuhntpdichtigen  als  gegen  <iie  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (u.  A.  Pflicht  der  Aiueife  an  den  älehntherra  vor  dem  Beginn  der 
£nttearbeit,  Vonialime  der  Weinlese  nach  obrigkcitli<  lier  Erlaubuiss). 

Schon  die  VeipacbtaAg  war  dalier,  zumal  bei  den  DomanialgefäUea,  eine 
wttBäebenwrerflie  TeteinftcBiuif  der  Gesebilto  für  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
weder jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeil,  wo  sich  der  Auufali  der  Ernte  abersehen 
liess,  oder  auch  jrleich  für  mehrere  Jahre,  ref:^ehnrissig  im  Wege  der  Versteigerung, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  theilweiüe  in  Frucht  zu  bestimmten 
Durchschnittsproisen  eines  Marktnts  und  Zeitranms,  nnoli  etwa  ein  Theil  in  Natoral- 
liefcrung  fc-itgesetzL 

Noch  bequemer  für  die  DomänenTerwaltung  und  zugleich  für  die  Zehntpflichiigeu 
selbst  vai  dat»  Abfindangs?erfahren,  das  zugleich  zur  Yorbercitaog  der  Um- 
wandlung and  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  wurde  mit  der  ganzen 
zehntptlirhMpcii  Gemeinde  oder  mit  der  Gesammthuit  der  Zehntpflichtigcri  in  ihr  ein 
Vertrag  darüber  geschlossen,  dasa  der  Zehntherr  statt  des  Zehuten  selbst  einen  festen 
Betrag  in  FrOchten  oder  eine  fixe  Geldsomne  eriilelt,  deren  Aafbringang  oder 
VertheUnng  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent-" 
richtttog  in  (ield  hei  dann  für  den  iStaat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
NatanJien  fort  (Vertrige  dieser  Art  in  Wurtemberg  meist  aof  27  Jahre.)  (Näheres 
tkber  diese  Erhcbungsformen  Im  Ran,  ^.160 — 163,  fL  danndi  noch  in  tot,  Aufl. 
dieses  Bands,  186.) 

£r8t  die  UmwandltiDg  der  Zehnten  und  anderer 
ähnlicher  Grnndgefälle  in  feste  GrnndzinBC  oder 
Renten  befreit  aber  den  Zehntherrn  oder  den  Domftnenfisens 

wie  auch  die  Zehntpflicbtigen  von  dem  Lästigen  nnd  Odiosen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebungslurinen  thcils  für  beide  Parteien,  theiU 
besonders  auch  für  die  Zehntpflicbtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sich  bringen. 

Der  Zehnten  in^  n  besonders  nachtheili;^  und  winl  bei  intensiverer  l^nd- 
wirthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quotenahgabe  vom  Ho  hertrage  ist.  In  dieser 
lägenschalt,  nicht  bloss,  wie  Kan  (§  163)  ii.A.in.  ihn  aoffassen.  als  Abgabe  rom 
Roherträge,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirthschaftlirher  Fortschritte.  Denn 
bei  intensiverer  Lnndwirthscbaft  steigt  der  Hohertrag  in  einem  stärkeren  Verhältniss 
als  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  und  ähnliche  Ahgabcn  vom  Roherträge  werden  also 
immer  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Baaom)  einen  giossen  Thcil  desjenigen 
Ertrags,  der  nnr  durch  die  stArkoren  Yenrenduogen  ron  Kapital  nnd  Arbeitskraft 
gewonnen  wird. 

Bei  der  rmgestaltung  und  eventuell  der  AulTiebnug  des 
Zehnten  und  anderer  Grundgefälie  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  nemlich  die  Rücksicht  auf  die  bezüg- 
lichen Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beim 
Staate  iet  gelegentlich  der  nnentgeltUehe  Versieht  anf  das 
Gefälk-,  bez.  das  Zehntreeht,  mindestene  dasßegnttgen  mit 
einer  nnvollst&ndigen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  t.  Rotteck'i  Antrai^  in  Baden  die  Staaftraolinten  uuent- 
goltlich  anfgehohün,  Privatzehutherren  mit  (icm  10  fachen  des  Reinertrages  und  im  Kalle 
eines  erweislicben  privatrecbtlicben  Titelü  mit  dem  15  lachen  abgei'uadcn  werden,  wozu 
der  SMiDtpflicIttifte  das  5  fache,  das  Ucbrige  der  Staat  XDZUScliioBsen  bitte.  VerbandL 
der  ba-l.  2.  K.  ISMl,  Beil.  I.  2.>.  Vgl.  v.  Aretin  u.  v.  Rotiecl*»  Staatsrecht  der 
conbtit.  Monarchie  II,  272.  27t>.  Mach  dem  Antrage  der  Majohtit  der  Zehbtcommiäsion 
in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechüirte,  und  abo  ancb  die  UomiaeBltasso«  das  15  fache 
erhalten,  wovon  das  9ft«he  dem  Pllichtigeu  zur  Labt  fiele;  der  Staat  scbAi^e  Itei  den 
Privatzehnten  das  fifarhc  zu.  Die  Minorität  wollte  dem  Zehntpflichtiffcn  «las  ISfache 
des  reinen  Ertrages  aui  legen  und  den  Zuschua>s  der  Staatskasse  lur  die  Privatberech-> 
tifrteo  auf  das  5  fache  beschränken.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1681  daftr  am, 
das«  der  Berechtigte  das  ]  5 (hebe  erhalte  ii.  der  Pflichtige  bierea  */s  zahle.  (Ran  §.  102.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefälle  einmal  zn  Reebt|  so  iBt  eine 
solehe  Verletzuug  des  Finansinteresses  doeb  mOgltehst  zn  Terhflten, 
jedenfalls  nur  soweit  snlässig,  als  wiehtige  Rfloksiehten 
auf  die  Entwieklnng  der  Landwirthscbaft  nnd  anf  die 

ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgc  mein  -  volkhwi  rthschaftli  che  und  social- 
politische  Gesichtspuncte  es  rechtfertigen.  Um  der  noth- 
wendigeu  Gleicblieit  Willen  mUssen  dann  aber  die  Genillspflichtiiicf'n 
von  Privat-Grundherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Si;iats  bebandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  tUr  geboten  und 
glaubt  man  das  daraus  hervorgebende  Opfer  den  privaten  Grund- 
herren wegen  der  einmal  anerkannten  Kecbtsbeständigkeit  der 
GetMe  nicbt  zamuthen  zu  kOnnen ,  so  Diuss  der  Staat  also  fttr 
beide  Olassen  der  Pfliehtigen,  diejenigen  des  DomUnenfisens  nnd 
der  Privat>6mndberren,  die  gleiebe  Untersttttzang  gewUbren«  Un- 
bedingt notbwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  niebt 

Die  rar  Motivlmng  mit  angefahrte  ursprungliiho  Stcacrnaturües  ZebnCen 
i^t  k-inr^w»»?^  alljfcmci».  in  der  lvc.;el  nirht  vorhaiidi  ii .  jclenfalls  aber  hat  sin 
sich  im  Verlauf  der  JahrhouUerte  verloren,  wo  sie  etwa  früher  bo&tand.  Die  £ohe»t- 
baren  Lhndcrdea  werden  auch  billig'«  r  gukanit 

Das  landwirthscbaftliebe  Prodnetionsinteresse  Ter- 
langt  wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 

v<ini  Kübcriiit^a',  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
juidiicr  Natu ralgc falle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
sLimmteu  Marktpreisen  zu  zahlende  1*  rod  ucten  rente  ist 
es  vüIlstUndig  beinedigt.  Kine  KrmUssigung  der  demp;oniUss 
unigestnltetcn  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  für  den 
Graudherrn  viele  und  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darüber 
hinaus  ist  eine  Vermindernng  der  Leistung  aber  höchstens  in  Ans- 
nahmetmien  geboten. 

^ )  ^^•^'U'■>  tii-  Stmimc  der  Grundgefallc  einen  besond-  n*  nledritrcn  Ki  incrtrag  f.  •). 
rtii(;htiij;cu  Übrig  lib^t.  ^'ach  d.  proiiati.  lies.  r.  'i,  M&rs  l^öU.  ^.  (»«I*  mas&te  bei 
der  AbJjbnnit  ]nittde»teiis  Vi  Kefnertracni  dem  Pflichtigfn  bleiben ,  van  eine  ont- 
»prcchcnde  Üednctien  der  GüHillo  inrolrirt. 
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Besondere  StaatsbeitrMge  selbst  zar  vollständigeo  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  anch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sich  jedenfalk 
die  Massregel  ohne  solche  dnrchfUhreR  Hess. 

So  iin  ürossherz.  Uesson,  (ics-elz  v.  15.  Au-f.  isl6,  iu  Nassau,  Sachsen 
Hannover,  Weimar  (Gesetz  ?om  18.  Mai  1848)  etc.,  Prenssen.  (Rao). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  Grandgefälle  u.  s.  w.  ein  Uebriges  thun  and  ins- 
besondere mit  Becbt  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrandherren 
nnd  GefäUs-y  namentlich  Zebntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine  Umwaadlnng  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  redocirte  nnabliJsbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
dnctenrente  wiederum  genttgt  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Rechts?erhältnis8  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  mUssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hjltte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
(iie  Erlieljuüg  der  allen  oder  der  etwa  neu  eiu^elaliitcii  aiigemeinen 
(Irundstener  and  konnte  einfach  mit  der  Steaererhebung  verbanden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grundgefalle  ist  regelniHssi»^ 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  wertbvoUe  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wofür  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersats  gelegen  hat  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sieh  gebracht  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigenthum  des  Bauern''  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  well  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfändungs- 
freihcit*'  nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wecbbeliiileui  Zinsfusse  führt.  Das  Einlmtbeil  Uber  die  G  rund- 
en tlas  tu  ng^'  fallt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Üii's«' Aii>icht  i^t  .  iiH'  f'onscquenz  r  iu  der  (irundleg..  2.  Ablli,  K.  4,  nirjer- 
geiegtcD  Auschauun^cu  über  Privateigentbum  an  FioduotiousmiUeln.  Bau  sUnU  liier 
noch  anders,  s.  §.  1Ü3,  164  bei  iliu. 

Iu  Baden  ist  schliesttHcli  im  Zebotf oäetzc  vom  25.  Nor.  \b3'S  der  Staatszus<  llu:>^ 
auf  '/g  der  Ahli^sungfrisiimuH?  ft'st;.'c»<''t,^t  worden,  der  übfrdius  bis  zur  i»oeinligfi;u  Ab- 
lösung jeUeö  Zchutrcchtesi  oder  wcuijj^tcns  bis  zum  1.  Jau.  1M4,  vom  i.  Januar  1834 
an,  mit  ZwischeDsineen  zu  4  Proc  reniDSt  vordc.  Die  Aasgabe  an  Staatsztuchiuw 
fax  sämmtliche  Zehnten,  deren  Ablösunj?  40,547,000  fl.  Ivustctc ,  \v;ir  auf  H-D  Mill,  fl. 
angenommen  worden,  belicf  sich  über  nur  auf  7,9.^3,000  ä.,  tur  die  Domaniaizehnten 
wurde  ein  Ablöäekapital  von  17,390,000  fl.  ermittelt,  wovon  aber  3,443,000  fl.  au 
StaatszmcbD»  abgiogun.  Regeaavur,  Staatsbausb.  S.  319.  Die  Last,  die  für  die 
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übrigen  Staatsbürj^cr  aus  j<  ru  tn  i^o^s^^ii  StantsheifraL'-f  rntstaml ,  minderte  sich  nnpri^- 
fäbr  ?ou  20  auf  12  jfroc.  de^  Kapitals,  weil  die  ZcUntpdichtigcn  ^cl\a^i  m  deu  Steucci 
lieltrDgeti  und  ungefähr  Vs  der  Ausgaben  tra<ren.  —  Dio  Verliandlangen  der  beiden 
Kaioniorn  von  1833  bilden  eine  ao>führlichc  Erläutcrun.ir  d<-s  Zchntf^escUcs,  doch 
wurde  der  Zweifel  nii  der  Zweckmässiirkeit  jener  rrn^sni  Staat^  uj^^abcn  ;irn  ni^^tfu 
beachtet,  üeberblick  des  (iejjenstandes  in  d(;in  \  ortriiiro  von  Kau,  rrutok.  drr  1.  K  , 
I,  255.  Aufsiiue  von  Lötz  iind  Kct^i  iKui.  r  in  Kau,  Arcliiv  II,  J  Heft.  Vogel- 
mann.  Die  Zehnt-AblJ^sun-r  im  ürossh.  R.tdru.  Karlsr.  1>>38.  —  Die  Kej^^ierunir  von 
Bern  bat  dab  ganze  ZehntablöüUJigäkauital  an  der  Stelle  der  Zekutpflichtigen  bestritU^u 
(Kau).  ~-  In  Oesterrt'ieh  irorae  dnrch  Patent  r.  4.  MftTZ  1849,  §  18  (ähnlidi 
noch  andere  Patente  für  andere  Kronlande)  fur  die  dcatschen  Erblande  be^^timmt,  da^ 
von  d.  b'-rci  hii.  Eütschlid.  dos  Bcrcchtitrtcn  ^'^  für  vcr-'chicdenn  Abzüge  abfreht^u, 
vom  Kcötc  jc  '/a  idho  j  lies  u^ezahlten)  vom  l'llichtigeu  und  von  jedem  Kronlando 
/a  übeniehnii-n  sei.  So  ent>tan(l  die  Gnindentlasttiugifschold ,  für  weh  he  neben  d«'a 
Pflichtige»  di'  .  in/eltien  Kronlande,  nirht  der  Gesamnitstaat  als  solch' r  haft.  t .  E. 
lb()9  fUr  d.  ciäicitban.  Länder  247  15  Mill.  L  liäbeie^  bei  Czöruig,  ^'cuge&taUau^, 
S.  486  ff.  Auf.  1882  betrag  diese  Schuld  noch  162  8  M.  11.  —  Fttr  Pre aasen  t^. 
Ablusungsi;)-set/  v.  2.  Marz  1850  Q.  Ges.  Uber  Errichtang  v.  Kentenbanken  ?.  dem- 
selben Taire;  s.  Könne,  Sta;it.srooht,  II,  2.  274  fl".  Bei  den  festen  Absrab»'ii  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5"/o  we^icu  5'  bL  >  blerer  lleseluüeub'^it 
des  Zinsfetreidi;»  abgezogen;  bei  Zehnten  in  der  Hegel  nicht  (vgl.  §.  38  mit 
§.  32  de-<  i  fstpu  Ges.).  Abl'isnii.:  d'  r  b^r.  ebn.  t>  u  G-  Idrente  baar  in  18  Jahren,  was 
windeiftcus  I07«  Kuductiou  involvirt,  bei  Annahme  cincä  57oiS^(*  ^^'^^t*'^*'^«  erheblich 
mehr  bei  der  rieht  Annahme  eine;}  niedrigeren  Zinsfosses.  Doch  itennte  der  Beroch- 
tif^te  die  Abliiniung  zum  2U  fachen  in  4  */«  l^otenbriefe«  verlaiisren  ',§.64).  Der  Staat 
lei>tet'  keinen  direeten  weiteren  Zusehuss,  wohl  abi  r  übernahm  er  die  En  ii  littin;^'  der 
Keutcnbaiiken  (im  Etat  f.  1875  mit  512,UÜU,  in  dem  Etat  t  1883/84  mit  <il4.0üO  M. 
Konten)  vnd  die  Garantie  dafUr.  Der  Gevinn  an  Zwuchenzinsten  i.  d.  Staat  Ubei^teitrt 
jene  Kosten. 

Da:»  ^'erfahrcll  bei  der  UiQwaudluug  und  Abliiäuii ^  derZt-hnteu 
u.  V.  1^4  In  der  AKiarpulitltt  näher  zu  er^rteni.  Die  Hauptpnucte  sind  foVrende 
(Uau,  H)3  u.  Volksw.^eh.iK)litik  §.  74,  vor.  Aufl.  dies  -  Bands  §.  l^S).  Bei  der 
IT  ra  UM  Fl  d  In  n är-  Zelmten  (Zeb  m  t  f  i  v  irong)  wird  der  dureiisehtiittlichc  Ho!i-  and 
Kcuicrtrag  au-  d-  u  Duuiiuicnre«  iuiungen  fur  länifere  Perioden  berechnet.  Nur  der 
Kcincrtrag,  von  dem  noch  etwas  ftti'  die  nunni<-br  zu  ei>parendon  Scheunen  u.  s.  w. 
abgeht,  ist  vorn  Pili'  litiin  ri  zu  vtTü:nt'  n.  wodurch  sieh  die  Last  für  dic-cn  bi^  um  ^  und 
melir  vermindeit.  Bei  sofort  oder  binnen  kUriierer  Zeit  ablösbaren  Zobntrcnten  werden 
diene  in  Geld  antrt^etzt,  in  anderen  FÜUen  i!>t  die  Anttet^tung  in  Producten  rGo> 
treido)  mit  der  Bedingun:;  der  Zahlbarkeit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  zu 
•  iiiein  Tlieil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Tlieil  lanurjithrigen  Diin  h- 
schuitt^prei^ell  —  vorzu/ieheu .  um  d  u  Werth  der  Zebntientc  "»l«:hercr  für  längere 
Perioden  zu  er)ialten. 

Bei  der  vöIlijT' 11  Ablesung  d<  i  Zebnteii  n. w.  er-'ht  die  rinwaridliin-r  in  eine 
Rente  voran.  Dic»o  Kcute  wird  abtlanu  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bcstimmeudeu  Zio:»« 
foftie  kapitalisirt.  Die  Aofbringung  dieses  Kapital)}  bildet  Tcgelmiwig  die  blondere 
Se,hwieri;rkeif  fiir  dio  Zehntpfliebtisren.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmässiger  Weisu 
durch  Gründung  von  Kentenbaifken  f»d<;r  dun  Ii  Voröchll^-c  de-  Staatn  und  andrer  Fonds 
(Grundentl;»siun<r>fonds)  den  l'Hu  liii;:en  erleichtert  wordeji,  wobei  dann  die  Tilgung 
mittelst  einer  Zeitrente  erfolgen  konnte,  welch«-  ein<-  bestimmte  Amortii>atioii!i<|iiOle 
enthielt  und  den  ubli.  Ii.  ri  Zinsfuss  doch  nieht  <  tb'd>Iir|i  nlirrstieEr 

Kau,  V0iksw.3eh.p0ht.  ^.  Uü.  —  Die  bad.  Zeiintä«  huldentilgungsskast^c  lieh  den 
74)hntpflichtigen  Gemeinden  auf  Verlangen  dan  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  TUge" 
betrair.  Dieser  mu>ste  niind<>ien>  1*/^  Proc.  betrugen,  manche  (iemeinden  machten 
sieh  aller  zu  eilt  r  jribrlii  h.-n  Abtraguii'jr  von  V,.  */,„,  u.  s  w  des  Kapital^« 
anheischig,  auch  wurde  ult  melir  irezahlt,  als  die  Ubernoininene  \  erpüicbtung  fur  «in 
gewiwKM  Jahr  betrag.  /..  B.  1867  u.  18«;8  29,000  u  2S.000  II.  mehr.  Die  griteate 
Stimrn-  drr  i:ep:ebenen  Darleiben  v.  3,t>i0.000  fl.  im  J.  |h48.  Zu  End  lsn8  waren 
nocii  404,405  fl.  au:>stchend.  seit  1874  uichtü  mehr.  Das  jäiirUch  bezahlte  V.  Proc. 
jntr  Vervaltnagshosien  eigab  bei  der  gparsamen  Venraltong  nnd  weil  keine  v  winkte 
roitamen.  einen  Uebonichuiis  ron  1 14,0(N>  iL  Die  orfonlorlichen  SumDOB  konnten  gan» 
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Mis  den  sogöD.  Grumd^tocLigeldora  (S.  533«  ^^c-nommen  weldeu.  Ucberaicht  über  d«-ii 
ganzen  Zcitraam  von  1836—66  iu  Verhaadl.  der  St  indcversammlunif,  2.  K.,  1867,  I. 
140.  (Hau.)  —  la  Prcuüäoii  zahlt  dtur  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mitteUt 
Bentenbriefen  an  die  Rentenbänkeu  4Vs7o  56  J.  1  Hon.  lanf  oder  5<>/,  41  J.  1  M. 

I.iiif;.  I).  r  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigfor  keine  Itoiitrnhricfc,  sondern  eutnimnit 
den  an  iiin  in  dcrs.  Weise  nie  an  die  Kenten bankon  /.u  /ahl.  Kenten  4"/o  Zin.>;cn  u. 
tilgt  mit  den  A m ort isat Ion si| acte n  unmittelbar  StaalsschDld<^o  in  irlcicher Hohe.  Meit/eu 
I,  429,  IV,  27t»,  Siat.  Jahrb.  III.  71,  IV,  1,  154  (üb.  d.  Krgelmisse  d.  Kentenbanken, 
cb.  S,  152).  lY,  2,  304.  Der  Domänenfiscus  erhielt  /..  B.  für  Ablr.>uni;-  dar.  Ii  K;i])i1;*l- 
zahluogen  IbTl — 74  ^us.  2'4Ü8.  f.  TUguugsqaotea  von  Domiuienamortis.  -  Kenten  zu:>. 
2'74&  MilL  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablüsunj^akapita  U  für  die  Grund- 
Metalle  (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  fnldct 
eine  Flüssigniachung  eines  Theils  des  Kapitalwertbs  der  DoQiäneu. 
In  finanzieller  Hinsieht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent- 
lichen dieselben  Grundsätze  wie  tlttr  die  Benatznog  des  Btaatscredits 
gelten  müssen  {%,  65 it).  In  staatsrechtlieher Beziehung  mttssen 
die  Gmndsätze  znr  Anwendung  kommen,  welche  fUr  die  Yerftusse- 
rnng  der  Domänen  selbst  und  fUr  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraas  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Doui.iuen  al>  Patrimonialgut  der  Dynastie  gcltuu,  ver- 
wickelte Abrechnuogbverhähai>>e,  wie  /.  B.  in  Baden.  W  o  der  ErlOä  für  rerliaafte 
Domänen  nach  dem  bestell.  S(aat>recht  Z.  ScIiuIdentilK-uii-.;  di*-iieil  muw,  folgortclitig 
auch  die  gleiche  \'erweuduQg  de»  AblOauDgskapitalä  (.l/reussenj. 

Von  anderett  BereGhtigungen  üind  noch  die  ebenfalls  zum  OoniänenTer- 
mögen  gehörenden  W'eiderechtc  auf  Privat!  ändereien  und  die  Fischereibeieeh- 
tifongen  in  Privatgewässern  zu  erwrihncn.  Die  ersteren  sind  durch  V e rpa <^ Ii t u n g-, 
öfters»  am  Btistcii  duich  Vurpucbtuiij^  an  die  weidepßichtii^c  UcuieiaUe,  uusiuüutmi, 
müssen  aber  aas  land-  und  volkswirtbsehaftliehen  Gründen  Uberhaupt  in  unserer  Zeit 
und  iu  unseren  LäikI  rii  li-V  r  ;lbs:elo^t  weriin  (Ran,  Volksw.j^cli.polit.  §.  72, 
Fiu.  16«.  vor.  Autl.  dieseä  Bands  l^i^}.  Auch  die  l« u>cUereiberechtiguogcu  werden 
voiziätpacbtet 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Aurh  dieser  Gegüustand  gehört  nach  seiner  priiicipicUcn  beitc,  uemlich  hiusicht- 
lidi  der  Frage  der  Beibehaltung  ond  Vernehrnng-  oder  der  Verlnssernng 

der  Staatsfors  tu  n  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bew  irdi- 
sch af  tun  i^sprinci  p  der  Forsten  ztniäcLst  in  tite  Volkswirthschaftspolitik.  I.r  wird 
aber  aus  den  früher  dargele^sicu  üruudcu  doch  auch  iu  der  Finanzwisseuschaft  be« 
bandelt«  nur  areoiger  eiogeheud.  Bei  der  grossen  f inanzi el  1  eu  Bodeutunu^  der 
Staatsforstcn  gerade  in  Doulschlatid  ist  dit  sc  IIiii<  in/icliiHi<;  it  -s  Gegenstandes  in  die 
|finanzwii»eniicbai't  bei  uns  auch  aus  practischeu  (iruudeu  /weckmassig.  Eudgütig  vx 
erledigen  ist  dasTliema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  desBewirth- 
schaftungsprincips  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
vomcmlich  drelit.  leh  h.ibc  mich  aueh  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Formten  n.  s.  w.  in  der -6.  A.  ron  Ban  §.  161—190  bcschrftnlten 
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köimea  geglaubt  und  elior  die  Darstellung  zu  kürzen,  als  auszudehnen  gesucht«  um  deo 
Krörterunp^eii  in  der  ,.\  olksw.sch.politik**  nicht  mehr  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
ziehuiig  des  (iegcnütands  in  die  Fin.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abächnitte  rer- 
indeit.  Aacli  Bau,  der  den  Gt^enMand  in  d.  Flo.wii».  §.  JSI — 152  bahandelt,  hat 
in  §.  I3S  tr.,  143  schon  die  Beibehaltung  der  Staabforstcn  gegen  die  AriL*:rifrc  der 
Smiih  scheu  Schule  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grunde  und 
Immer  der  ftlteren  Schule  gcmftsi  so.  als  ob  an  «Ich  das  Privatgrundcigenthum  stets 
die  Vermuthung  fttr  sich  habe.  S.  dagegen  Gruudleg.  Abth.  2.  bes.  K.  4,  nam.  §.  366. 
Vg!.  Rau.  Volks«r.sch.lchre  §.3^3  ff',,  Volkswr  scli.poÜt.  2^.  153  ff..  Roscher,  Syst.  II. 
B.  3  K.  3.  Ilelferich  in  Schönborg's  llandb.  d.  pol.  Uek.  I,  Abth.  Fonttwirth- 
Schaft  (mit  grOsarer  Litttben.  S.  711).  Von  den  neueren  forstvissenech.  syitemat  v. 
dpi.  Werken  s.  hos.  die  verschiedenen  ,T.  ]i: H  ^  her"  von  Albert  <^Staatsforstwissen- 
schat't,  Wien  1875,  Korstvenralt..  München  Ibbo  u.  a  in.),  die  Schriften  von  K.  Gay  er 
Waldbaa,  2.  A.  Forstbcnutz.  0.  A.,  Berlin  1SS3,  der  Verf.  nicht  mit  dem  unten 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Heyer,  Waldbau,  Leip/.i';  IS7&,  3.  A. 
von  (i.  Heyer;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik.  1^71,  ders.  Waldrerth- 
bercchnong«  3.  A.  Leipz.  Ibb3;  die  unten  S.  576  und  am  Beginn  des  2.  Ab- 
schnitts itenannton  Scbrif^,  ron  Pressler,  Jadeichu.  A.  Von  äteren  forstwiaaen- 
firhaftl.  Werken,  z.  Th.  in  n.-uercn  Aufl  die  vi»n  G.  L.  Hartig:,  Pfeil,  Huiides- 
hageu.  —  G eschichtiiches  u.  Statistisches  Uber  Forsten:  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigcnthums  u,  s.  w.  in  Dcutschl.  Bcrl.  1874  —  76.  Roth.  Gesch.  d. 
Font-  n.  Jagdvea.  in  neut:>i)il..  Heil.  1S79.  Maron,  Wälder  Deutschi.  Berl.  1862. 
V.  Hagen,  forstl.  Verhältnisse  PreusMins  2.  A.  Boil  i^Vü.  Leo,  Forststat.  Dcutschl. 
u.  Oester.  Uug..  Berl.  IblL  —  Vorft  altungsrecht  vielfach  in  d.  lür:»ttechn.  und 
stattet  Liter,  berahrt.  8.  sonst  f.  Prenssen  f.  Könne  Dtm.-,  PerM-  u.  Jagdvesen 
Pr.  s.  S.  57<l  fi".,  preuss.  Staatsrecht  inach  3.  A.)  II.  2.  S.  332  ff.  lieber  liaicni, 
Pözl.  Verw.r.,  3.  A.  S  528  Ii.,  auch  391  H.  Ueber  Würtcmb.  Kiccke  a.  a,  U., 
S.  1S3  u.  „D.  forafl.  Vcrh.  W.s"  ISSO.  Leber  Baden  Uegonauor  S.  340  II. 
Ueber  West-Oesterr.  Blonshi  I,  165  11.,  175  IT.  Ueber  Fiankr.  Hocir,  8.  228  r. 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einleitung:.  Walder  in  bedentendem  Umfange  sind  in 
curopäischeii  Liiiideni  seit  Alters  ein  iHSiaiidtbeil  des  Domauiums 
und  liaben  sich  als  solcher  mehr  als  FeldorUter  erhalten,  so  dass  der 
Staatstoi  .-'t  noch  jetzt  einen  in  dcrRei;eizieniliehei  ht'ljliclieiri  hcilder 
iran/en  Waldtläehe  betrU^^t.  War  es  tVUhcr  voriienilit  h  das  Interesse 
der  Jagd,  so  später  iinraer  mehr  das  der  Holzniitzung,  welches 
nach  der  finaDziellen  wie  nach  der  vol kswi  rthschaitlichen 
Seite  fUr  die  Erhaituag  dieses  StaaUwaldbesitzes  und  für  dessen 
Bewirthscbaftangsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirtbseliaftliche 
Tfafttigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Daminenbesitz  anch  in 
Betreff  der  Staatswaldongen  geltend  gemaeht  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Prodnetions- 
standpnncte  ans  manehfacb  anders  als  hinsichtlieh  der  Feldgttter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  das»  sie  eine  genauere  Prüfung 
erheischt.  Von  dem  F>gebni8s  dieser  rriiliiiig  Uau^i  <ltc  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bcwirihächaftungsart  mit  ab. 
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1.  AbBchnttt 
BeH^ehaltniig  oder  VerSnsseniiig  der  Staatsfortiteii» 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  nnd  seine  Grtinde.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  ZnßUligkeit,  dass  sieh  in  vielen 
eoropälsehen  nnd  namentlich  in  allen  dentsehen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  anf  den  hentigen  Tag  im 
Eigentbnm  dies  Staats  erhalten  hat,  aaeh  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  Feldgüter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsaehe  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  nnd  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  StaatäwalUuiigcu  zur  Rechtfertigung. 

lu  Deutschland  (Deutsches  Kciih)  ist  ein  DriUel  des  g:anzcu  Waldbcätaiids 
noch  iui  Sfaatseigenthum ,  ubi.T  die  Hälfte  pch^rf  rli  tn  Staate,  den  (icnieiadeti.  Süf- 
tQogoü  u.  s.  w.  zDs..  ncmiicli  uach  Maron's  Foubtatist.  r.  ÖU'51  MiU.  Moi^tm  llüS 
dorn  Staate,  9*08  den  Gemainden,  0'67  Kirchen  u.  Inatitoten,  23*87  MiU.  M.  den  Pri- 
Taton.  Für  1873—74  wird  die  Staatswaldfläche  im  I).  Reiche  za  4,45«.948  Hect. 
oder  H-24'*/,,  d.  Landesflüchc  ang'cirebeii.  Foratl.  Blätter,  1^75,  S.  .■!22.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  dcu  ciuzchicu  Traviuzuu  der  grösseren  biaatua  ibt  der  ^»Uai^büaitz 
an  Wald  manchfSu^h  verschieden.  In  l^roussen  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
(iebietsflruhc  u.  von  der  Waldfl&cho  bez.  6-b7  n.  307„,  Baiern  12  40  u.  36,  Würtüin- 
berg  9*77  u.  33,  Baden  5*67  u.  18,  Sachsen  ITUö  u.  34,  EUass-Lothriuguu 
9'H%  der  Gebietsfliche,  in  den  Ueinen  Staaten  rielfach  It— 16-20— 24  Preeent 
der  Gebietsfläche  u.  40—50—60—80—90  u.  mehr  von  der  Waldflächc  (/..  Tb.  nach 
Leo.  Forsfstat.  S.  1 — 27  .  Am  Grösston  ist  in  Preusscn  der  Antlicil  des  Staats  an 
den  \\  aMungcn  im  Ganzen  im  Osten  (R.-B.  Gumbinncu  B.  GS  %).  aber  uiit  aiauchcji 
Ausnahmen  (U.-B.  Posen  bloss  14.  GAslin  15,  Liegnitz  4%);  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  nesfl.  Prorinzen  (Max.  nach  K.-ß.  25  u.  26  7o  i»  Trier  nnd 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6,  Mttnster  2^ia)\  in  d.  neuen  Prov.  48% 
Hannorer,  SS  in  ScUesv.-Hobt,  57  in  Cassel,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  1893/64 
weist  2,646,05M  ha.  Staatswald  nach  (aussc^r  4<5*>0  ha.  .,gcmein^f h.  Wälder");  davon 
2,373.511  ha.  znr  Holz/ocht  bestimmt.  272.54'»  ?u  lit  da/n  bestimmt.  Von  der  Ge- 
samuiltlachc  des  Staatsforst  sind  112,73'J  ha.  uaiiui/bar  als  Wege,  Gestelle.  Sümpfe, 
tVasserstUcke.  S.  v.  Hagen,  foTstlicbe  Verhültn.  d.  preuss,  Staab»,  Berl.  1867.  S.  6. 
98,  Anh.  II.  S.  3!».  Meitzen,  Prcus3eii>  Boden  IV.  553;  Statist.  .lahrb.  III,  JIH, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  2U0,  Leo,  S.  5.  Baieru  um  1868  ^Leo  S.  11)  938,200  ha. 
Staatiwald  find.  18,399  ba.  anf  ristorr.  GebietV  Hin.  in  %  der  Waldfl&che  in  Nieder- 
baiern  19,  Sdiwalirn  .HI  ;  Max.  in  Obcrb  iiern  45.  Pfalz  51 '4;  fon  der  t^anzen  Fläche 
d.  Staatswalds  /..  iirl//n.  ht  bestimmt  hI:!..')71  Ii  i.  -  Sachsen  um  1S6S  160.655  ha. 
Staatswald.  —  VV  urtcmb.  1>S0  PJ2,2;^ti  ha.  Staatswald,  jetzt  ii2  2'*l„  der  Waldfläche 
de«  Staatsgebiets.  —  Baden  nm  tS70  91.319  ba.  Staatswald.  ->  Hessen  vra  1870 
67,396  hn.,  2S«"„  der  Wahltlärhe.  Meoklenh  S .  !i «  e  r.  n:.'321  ha  71"  J.  - 
Bruuuschw.  80.704  ha.  (707J>  Ii*  ^^'^  thüiiog.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anliah, 
Lippe-Detmold,  Waldeeit  n.  s.  wS  geliOrt  von  dem  reiclien  Waldbestand  meist  *L—*/:i 
\L  mehr  dem  Staate.         (>  esterreieli  3*94  Mill.  lia.  Staafswüld,  21%  der 

Waldfl&che.  West  Österreich  allein  1S70  716,000  lia. .  l^^O  t;  i.i.217  ha.  Wal  ltlSche 
unter  der  Forstverwaltung  des  Staats.  —  Frankreich  NtaaiNwalder  1869  1,085,565  ha., 
1872  998.540  ha.  (Abnahme  durch  Ausscheid.  Kb.>Lothr.8).  —  Belcien  1840 
rü.SIO  Mert  —  Europäisches  Utissland  c.  123  Mill.  Dcssjät.  {m  10.-{0  TIeet.. 
oder  697«  der  Walddäche,  nach  Tengoboraki  (ges.  Waldflächc,  nach  Buschen 
172  Ulli.  Deasj.).  —  Grossbritannien  e.  60,000  Acres  (zu  0*405  Ucct.)  Staabforst, 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirthschaft  stellt  im  Vergleich 
snm  Feldbau  eine  sehr  extensive  Benntsnng  des  Bodens  dar. 

Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  eiuen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirth- 
«ehalt,  und  zwar  in  ähulichcui,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Mub^>e  n 'ch  auf  liohea  btut'eu  der  Volkswirtbschaft  wie  aal 
niedrigen. 

V-l.  Kau,  Vollwwirtlisdiaftsl.,  *^.  A.,  §.  3S;{  IL.  VolbwirtliM-balcspol.,  \  bH  II*, 
uud  diü  dort  augc^.  Liter.  —  Koscher,  Ausicbt  d.  Volkswinhsch.,  aau-ökou.  U&upt- 
piiDc.  d.  Foratwissensch..  bes.  8.  88  If.,  der s.  System  II,  §.  isa  £  In  AllgemeiiKsa 
Wssner.  Grandios.,  §.  337,  336  o.  Abtk  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  /.nnächst,  dasn  die  specifischen  wirthschaftlicheo 
Grönde,  welche  den  Ueberganic  tlt^s  Bodens  aus  dem  Gemcin- 
eigeuthuni  in  das  rrivateigenihiim  im  allgemeinen  Prodactions- 
interesse  (  kijno misch  zweckmässig  macheu,  sucialpulitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklariii,  ntMnIich  das  Erforderuiss 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldban  theils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  specifischen 
■  Nachtbeile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 

in  demselben  Maasse  wie  im  Aclierbaa  und  in  anderen  privat- 
wirthschafdieben  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  iStaatswaldbesitK  ist  die  wichtigste  Art  de«  bestehen  ge^ 
bliebenen  Gemeineigenthums  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  nnd 
Corporationswaldbesitz  noeh  in  bedeutendem  Umfange  vorsukommen 
pflegt^  der  sieh  ilhnlich  erklären  und  rechtfertigen  lUsst  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  (irtiiidc  des  l'roductionsiiitcresscs  vor,  das 
eigeutliche  rrivatcigcuthum  am  Waldhoden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Grtinde 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  i^elteu  die  mauchlachen  Orllnde 
des  volkswirthschaftlichen  Verthciiungs-  nnd  des  socialjioliiischen 
Interesses,  welche  gegen  Phvatgrundeigenthum  überhaupt  auzu- 
tUbren  sind,  noch  mehr  gegen  privates  Waldeigentbum, 

Der  StaatsiraldbcsiU  gescbicbtlich  z.  Tb.  durch  die  so^a,  Int'orcätiruiiir 
der  l»i**lipr  lU'r  (•«•riioiiimifztiug  uo(en»tehciid<Mi  \\';il<ler  eutstaudeii -.  büfletc  sich  al»o 
eiu  Eigorithuui  de»  ^uuu  .ui  duit  W  äidorit  der  AUti^^enosseuiiCiiati  u.  ^.  w.,  diiu>  ahcr 
attf  StaatBcigcMithoui  ob  ni  docb  vicdtir  (Jemeincig^enthuiii  iretiannt  fv'erdeti  lousd.  VgL 
Kosch'-r  II,  ?;  HM  \Va?r.  r.  linindl.  -  I.  ^.  .'J«?.  S.  im  Aliir.  Bernhard  i. 
(itt^ch.  d.  aUlctgouth.  V.  Maurer,  lJorlVurtadj>.,  L  231  U.  —  Ueber  dia  l^riucipitut« 
rnge  GroDdloir..  2.  Abth.,  K.  4,  bes.     a40--.14«,  96«. 

Die  dorn  Staats-  und  Qburhaapt  dem  dl  Ten  fliehen  \Valdl>esitz  gUnstigc  Ati« 
sii  Iit  blLibt  b.aitolicn.  :in>:h  wenn  inancho  ürUnde.  mit  tienen  die  Anhän  r  ler  Staats- 
ioiatcn  lur  die  Beibehaltung  der  lutztereu  kämpfen,  aui^cugeben  oder  lu  laici  I  rag- 
«reiic  «Ohr  eioguschrajikt  werden  mDMco«  ungdielin  «ko  Inaoferae  dl«  Bewebfllhr* 
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un^  der  Gegner  der  8tutsiraldang«n  zn  .biUigen  ist.   Diese  Gegner  halten  nnr  mit 

Unrecht  darcb  Widcrlcgnine  einiger  unstichhaltigcr  oder  nicht  deo  Ausschlag  gebender 
Argamente  zu  Gunsten  der  Staatj>wälder  die  ganze  Frage  fur  abgcthan.  Kinem  aprio- 
ruichen  Axiom  zn  Liebe  fftllt  darui  das  Verdict  gegen  den  Staatsforstbesitz  ans,  ohne 

Beachtung  des  geschichtlichen  Entwickhingsgangs  und  dessen  innerer  Akonomischor 
Berechtigung  und  oltne  Rnck^icht  auf  die  sonstigen  dnrch schlagenden  GrtUide,  velclie 
fUr  die  Beibehaltung  der  Staatäraldungcn  anzuführen  i»ind. 

II.  —  §.  287.  Die  GrUnde  fttr  und  wider  die  Beibe> 
halluDg  oder  Ver&Qsserang  der  Staatoforsten  lamu  sich  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  ober  d.  Streitfr.  die  fontl.  Liter,  im  AUg.  Iiei  Bau,  Yollrivirtliscliaftsl. 

§.  ns.i,  Vollvswinhschaftspol.,  §.  153.  —  Eine  ziemlich  vollstäiid.  L'cbersiclit  der  ein- 
bchläg,  Literatur  ^-iebt  Leo.  Uber  d.  Heibelirdf.  oder  Vcrfinsser.  d.  Stnatswaldungen, 
Stottg.  ISTO  (iL  Supplcin  IL  z.  Baurs  Monatsschr.  fur  l  urst-  u,  Jagdwes.)  S.  Ii". 
Unter  ddtt  Gegnern  der  Staatswälder,  za  denen  bcgrcit'iich  vielfacli  die  radicaleren 
Siiiitliiancr  unt^r  den  Nationaloknnoincn,  wie  A.  Smitli  selbst,  ^^chriren,  v^l.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Re?oiut.  in  d,  bisher,  beriiokoaomievorvaitung ,  ]hU2. 
r.  Hazzi,  üchL  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  üb.  d.  GomeihschftdI.  d.  Staatsfovste,  1805. 
Pfeil,  firunds.  d.  Forstwirthsch.  in  Bezug  auf  Nationrdtik.  und  Staatsfinanzwiss.  1S22, 
I,  824,  womit  aber  zu  verirleichen  II,  19,  37.  Lötz,  Handb.  III,  131  N 'uerdins]^ 
bes.  Bergius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preusä.  Mon.  1^56  (gegen  ihn  Wiese 
in  Wilda,  laodwirthsch.  Contralblatt,  1859,  Suppl.  S.  107);  dcrs.  Finanzwissenschaft, 
S.  ff.  (unbedingt  fUr  Veränsserunjir.  Th.  auch  fttr  Abholzen,  n.i  1;  Krtig, 
aber  ohue  den  klimat  Geüditäpuuct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Foraimkuncrn 
sind  die  Stimmen  fbr  VerSnsscrong  der  Staatswülder  begreiflicli  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat.  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Oest.-Ung.  (ron  f.  Berg, 
Mon.schr.  f.  Forst-  u.  Japlwes.  l'sTO  u.  ein  .\Tifs.  in  lleyer's  nll^.  Forst-  u.  Jagd- 
zeitung, 1S71).  —  Viel  grosser  ist  die  Zahl  dur  Anhänger  dei  Staatswälder  und 
ihre  (irUnde  fiel  gewichtiger.  S.  bes.  Hnndeshagen.  £ncyU.  U,  744  ü.  d.  1.  A. 
u.  d.  dort  angcf.  S.liriften;  dess.  Forstpoli/  S.  11  11.  v  Ji^cob,  Fin.  I,  §.  225, 
239.  Behl.  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Hat-  u.  Staatdökon.,  I,  108. 
Scbenic,  yollcswiithscbaftspflegc  §.  182.  Malchns,  Fin.  I,  §.  15.  ^  Vgl  ans  der 
neueren  Lit.  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i.  Haush. 
d.  Nafiir  ii.  d.  Volkswirthsch.,  18()2;  ders.  Staat  und  Volkswirthsi  h  ,  S.  200  und  die 
Artikel  S ta II t;^ Waldungen,  Forstwirthsch.  in  dess.  llandwürterb.  d.  VolkawirihscUaftjjl. 
Contzen,  forstl.  Zdtfragen,  2.  A.,  Bcrl.  1872.  lleiss,  Wald  u.  Gesetzgebung.  BerL 
187.*».  r>ie  meisten  neueren  Fors  t  s«  Ii  ri  t  ts t  c II  e  r  sind  energische  Freunde  des 
Staat!»wälds ,  sie  betouen  7or  Allem  das  kliuiatologische  Moment.  Beacbtcusvertbe, 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Pb.  Geyer,  d.  Wald  Im  nat. 
Wirthsch.lebcn,  Leipz.  1879.  Vgl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v  v.  Liburnaii.  Wald,  Kliman.  Was'^pr. 
Mtlnchen  1878.  Gräger.  Sonnenschein  u.  Regcu,  Wcim.  IbTO.  Beö.  Ebcriuayer, 
physic.  Einwirk.  d.  Waldes  auf  Licht  u.  Boden  u.  s.  kliin.  o.  bygien.  Bedeutung. 
Aschaßenb.  ISTM.  Ilelfericli  im  Sebr.iibern^'si'hen  Handb.  S.  714  ff.  —  Von  den 
neueren  Finanzschriftstelicrn  iät  ümptonbach,  §.  136 — 143,  for  dermal- 
oiosfige  VerSussemng  der  StaatswAlder,  wenn  der  Priratbetrieb  überlegen  sein  wird, 
erent.  für  Bolcgting  der  PrivatwSlder  mit  dorn  Forstbann;  Pfeiffer,  L  125  ff'.,  ist 
aas  Rücksirlit  auf  d,  Klima,  nicht  aus  dem  cauieralist.  Gesi.ht'ipuuct  für  Erhaltung 
der  Wälder,  aber  fur  den  Ucbergang  au  P<Mvate  unter  weitgehender  Staatsoberaufsicht, 
Bit  Verbot  des  Abstockens  der  veruuiften  Fliehe,  —  doch  alles  immer  annöth.  Zn- 
CTi  -tändnisse  go^o.n  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Siipcriorität  des  Privatbe- 
triebs tlbcr  den  {Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  St  ein 's,  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  16$,  Dogmongescliiclitliclies,  8.  172  fT.  Vgl.  anch  noch  Scheel  & 
Waldschutzfi  ii^  Forstl.  Blätter  1876,  S.  381  IT.,  der  in  der  ilmi  eigenen  prignanten 
Kürze  die  Bedeutung  des  Walds  treffend  darlegt.  Er  hebt .  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  dass  „der  Wald  die  einzige  beständige  und  mit  menschlichem  Willen 
QBreniegbMro Quelle  von  B»a>  v.  Brennmaterial  sei.**  Dia  anderen  Puncte,  derent- 
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wegen  dor  Wald  vicbti;^.  schciacD  mir  doch  noch  hüdi^ubamer.  Bernhardt,  l. 
Gescbichtd  der  StMtsforstviitlMclwaalelire  in  19.  Jahrhiuidert,  FentL  fiUtter  1873« 
S.  1«1  ff. 

A.  Falsche  oder  doch  anznreichende  Gründe  ilttr  die 
Betbehaltang  der  Btaatsfonten, 

B.  Riebtig^e  Grilnde  dafttr, 

C.  Die  Oe^engrttnde. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  nnsn  reich  ender 
Grond  für  den  Staat s waldbesitz  mnss  der  „cameralistisebe^ 

bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Jiegel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxi.s  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstnuiunern  fast  aHein  zu  (iuosten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  arguraentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abholzung  der  ins  1* ri  v  ;i  t  e i  n - 
thum  Ubergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nacbhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthscbaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Bälde  etn  absoluter  Holzmangel  im  Lande, 

der  sii'h  fiir  laritro  Z'tit  odi-r  überhaupt  nirht  mehr  %\\\  inaclif^n  Ja>>e,  miDdcstf'n?!  ah«jr 
ein  relatircr  Uolzman^eJ,  der  Mch  in  einer  Verthcaerang  der  lloJzproducte 
für  die  Industrie  und  für  die  Pri?athan^haltangen  empfindlich  ftlhlliar  mache  und 
einen  grossen  Ucbclstand  di  r  \  olkswirthüchait  daiKtelle.  Um  jenen  Ilolzman^rcl  za 
Tcrmcidfn  nnd  wornRpüch  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  V>'»dcnkend'^  For>t- 
winhschatt  das  \\<Ai  bilü|;  im  Preii>e  zu  urhalti^n,  t»ci  der  Staatswaid besitz  Wi  nu  nicht 
das  einzige,  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  darf«;  am  so  weniger  verringen  oder 
aiifjrerrf  hon  wi^nJcn.  je  rcrin^rcr  iiberhanpl  d<T  \VaM'n-)faiir|  i-iiu-s  Land'  s  und  jo  mehr 
Wald  licreitüim  Privatbesitz  srl.  Dies«'  „Kun  ht  vor  Hotzmangcl"  tat  durchaus^  das  Ilaupt- 
ftrgnmcnt  der  Sltcren  Anhjritrrr  der  Staatsforsten ,  riT?!.  ancli  UnlcbllS  l.  §.  15; 
auch  für  Kau  in  Volk^miihscliaftspolitik,  §.  153  it.  n  Fin.  5.  A.  %.  140,  HS 
\r.  4  ist  di<^-  !•  'i  sj.  Ittipunrt  doch  im  Ganzen  d«  r  I-  it'  ii<l.  (i  ^t'n  di<'S.'s  Arjrummt 
ist  die  Poicinik  vuu  kruK  u.  Hi  tgius  (Hn.  1S6)  zutn  Hend,  alit-r  auch  uur  gegen 
dieses  allein. 

Diese  Aiisii  lit  ist  einer  ganz  bereehtigtcu  Keaction  zu  Gunsten 
der  Wiilder  entsprung^en ,  welche  nach  hnifren  Devnstirnn^en  und 
ftnf  Grund  der  abschreckenden  Heispiele  mancher  i^auder  z.  Th. 
schon  seit  dem  IG.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist  Aber  sie  flbersohiesst  das  Ziel 

1.  £inmal  verallgemeinert  sie  sn  sehr  nnd  sncht  sa 
viel  zn  beweisen. 

Notorisch  bestehen  ubeiall  neben  den  Staats furst<;u  Privatfonitcn ,  die  auch  ohM 
staatliches  N  i-rbot  nii  ht  de^  nstirt  odor  ganz  abgeholzt  werden.  Dir  (Jogncr  der  St-tat"- 
foiaten  haben  daraui  oft  hingewiesen,  Beiapielä  angefahrt,  da:^  die  rorkauften  Wälder 
des  Stnats  nicht  rerwflstot,  sondern  nar  nreelmlssiger,  btUlirer  «nd  rentnbler  be«irtl|o 
^<  liaft»;t  Warden  —  wie  z.  B.  Lafitte  in  einer  von  Kau  §.  138  Note  a  u.  in  ror. 
Autl,  dieses  liandü  S,  citirten  Parl  rede  ausfuhrt  -  -  nnd  rriit  mehr  oder  weniger 
(irand  die  rcgeluimiKea  LebeUtiuide  de^  Priratwinh»«  baitübctriubai  des  Suat»  »ach 
im  Forstbetrieb  desselben  nacbzttrefaitfn  gosocbt  Die  Anbinger  der  Staatsfenlen  bnbsn 
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oftmals  in  wenif  nnterBchieden,  4lea  W«Id  um  jeden  Preis  und  überall  erhalten  vollen 

und  sich  gerade  dadurch  manche  ^'o^würfe  ztifrczogen.  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderoDgen  nicht  b<>schraokten  imd  das  Bcdorfoläs  eines  fortschrcitcadca*Anbaus  zu 
wenig  berilcksichtiiften. 

Neih  Ti  For-tuiuMiu  r  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Sehatz:- 
od<  r  als  E rw erbswalüor  beibehalten,  oder  als  Luxaswäldcr  auch  vom  Staate  ver- 
kauft und  dann  evcnt.  abgeholzt  worden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  FontL  Biittem« 
18T5,  8.  S24.  Dttbei  ist  freiUeh  der  Begrlf  des  ,jSoliat2wald$*\  bes.  nach  der  schwier, 
klimafol.  S--«!!«  wj«'d'>r  der  Strcitpunct,  allgemein  iiiul  vollends  im  concreten  Kall  (Streit 
in  Bt^tr.  d.  Wiener  Walds,  als  d.  öst.  Regierung  davon  3000  ha.  in  1870  reräossem 
wolitf). 

2.  Die  obi^e  VertheidiVnng  der  Staatsfuisten  ist  aber  auch 
prineipiell  l.ilsch.  Wird  wirklich  dns  ornehnte  Ziel  erreicht, 
(1.  h.  ein  grosser  Ilolzbestand  und  ein  billiger  Irrels  des  Holzes 
erhalten,  so  ist  die  Folge  davon  ein  uuricbttges  VerhältDisR 
des  Holzpreises  zn  den  Preisen  anderer  Boden- 
pr  odncte. 

Vgl.  Bergius  S.  1S7.  Ein  zu  niedriger  Holzpro  ist  aber  kein  Vor- 
theil, ein  Steigen  dos  nol;<pr'^i-;es  kein  iinbedi ng-ter  Naclitheil  für  die  Volks- 
winbschaft.  Dieses  Steigen  biiüet  vielmehr  das  sicherste  und  wirthschaftlich  richtige 
PTisovatlv  K^egen  Ifolzmangd  ttberhanpt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzdner 
Holzarten.  Denn  es  ftlbrt,  besonders  was  Brennhol/:  anlanff,  zn  jr nasserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erftndunijen.  und 
es  giebt,  besondeis  aach  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Anbau  und  zu 
geordneter  Waldcoltar  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultur  anderer 
Bodenerzeugnisse,  privatwirthschaftlich  rentabel.  Erst  b.i  einem  frewisseu 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  \  olkswirtbschaft  fUr  den 
Prifateo,  Waldbau  zq  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforstwirtho,  dass  die 
Priratforstwirtliscliaft  selten  eine  gute  und  conservirondc  sei.  i>t  daber  zwar  thatsäch' 
lieh  öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  übersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen nnd  durch  zn  umfangreiche  Waldconservirung  künstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Haüi)tun>ache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  iJosircljen  leichter  auf,  durch  ^lassenhieb  und  Abholzune-  T:\<r]\ 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldb^en  mit  grösserem  Vortheil  fur  unUere 
Zwecke  ra  rerwenden.  Es  ist  nicht  zn  lengnen,  dass  die  Verwalrang  der  Staalsforsten 
und  auch  die  staatliche  Für>li)olitik  gcgenübfir  den  Privatwalduiigen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Aog^t  vor  Hoizmangel  geleitet  worden  ist.  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatscigun- 
thums  an  einem  grösseren  Tlirile  ik-rselben  genOgend  begründen.  Fa«st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  Grund,  den  Waidbodcu  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Es  ist  nicht  zn  besorgen,  dass  es  an  Hohs  za  den  rersehiedenen  Verwendvngen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  pfuüpende  Einfuhr  aus  dem  Auslände  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Communicationswcscn  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  spccifischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
liogUdh  hoch  steht,  wie  England  zeigt.  Diese  Lage  der  Dinge  bat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwinltschafters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  Tolkswiitbschaftlichen. 

Treffend  characterisirt  das  Falsche  «K  r  unbedingt  conservativcn  Forstpolilik  Hock, 
Finanzrerw.  Frankreichs  S.  223:  die  fraii/-<ts  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  „bchandell  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Reibe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menschen  an^L--* -^^t  ^ttet  hat,  wechselnd  in  seinem  Werth  wie  al!^  nn  leren  und  Iti  stimmt, 
verbraucht,  vcruuscht,  umgestalte!  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bodarfaiss  und  das 
Inleresa«  fordern,  sondern  sie  behotet  den  regetabiL  BiennstolT  m  der  Yerfugnog  des 
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Eigentbflmers  wi«  vor  deo  Eini^ff«ii  d«r  Fremden,  damit  er  im  Grandstock  uiiversehit 

der  Zukunft  nml  jenen  hevoT/us^on  MTinnern  vnrbehalfen  bleibo.  v<in  denen  der  Gesetz- 

J^eber  roraasseut,  dass  sie  allein  den  rechten  Ucbranch  daroa  macbeo  werden/*  Achn- 
Ich  vartit  Reaning.  Bcitr.  z.  Frage  Ober  d.  Grandprinc.  d.  Waldbaus,  1871,  S.  22, 
vor  Uobcrtreibmigcn  in  Bezug  auf  die  Naclihaltigkcit  des  W'aldbctriobs.  Vgl.  aach 
Pli.  (ißycr,  d.  Wald.  hm.  d.  Kritik  d.  finanz.  Ei^ebniaie  der  deatscheo  Staalsfont- 
verwaitungcu  S.  243  ü'.  — 

Intoforo  aebeint  miraucb  die  Tendenz  derScbrÜlten  von  Pressler'a  richtig, 
s.  1  -  des^.  Waldbau  des  Naüonalökonomcn .  Dresd.  iSfiö  u.  d:\rUber  Helferich, 
Art.  Waidrentc  in  d.  Tttb.  Ztschr.  1867  (AXIII,  1  Ii.).  Auch  Pressier.  Haoptlehr. 
d.  Porstbetriebs  «.  seine  Einrichtung  im  (ieistc  der  ]{eincrtragsschule.  '6.  A.,  1ST2; 
dets.  in  d.  Foiatt.  Blattern  1876.  S.  16  II'.,  mit  einer  bcmcrkcnswerthen  Mittbeilnng 
aus  Norwegen;  ders.,  d.  Ilochwaldsideal  (1-  Hälfte  (h  i  Ilauptlchrcn  d.  Forstbctriel)« 
u.  8.  w.),  3.  A.  Lpz.  l!^72,  Foratünanzrcchnung  (2.  liaii'tc  dobs.  Bacltüj,  Lpz.  1S71. 
Jndeicb,  Fontdmlcht.  Dresd,  1871.   Vgl.  ancb  Renninf  a.  a.  0. 

Man  kann  demnach  die  He  i  belialtniig  der  S  taats forsten 
a-ls  Mittel  zur  (' o  nserviriin  g  der  Wälder  aus  der  Furcht 
vor  Ilolzmangel  und  vor  IJebertlieiieruug  de»  Holzes 
nicht  genllgend  begründen)  weil  diese  Conservirung,  vollends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zn  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist. 

Di«'  Interesjicn  einzelner  Landcsthcile ,  in  denen  ^I  h  zufällig  Siaahfurstcii  bt»- 
iiudcn ,  kunucn  noch  weniger  m  der  iTago  zu  üunsten  der  iiuibehaltuug  entscbeideu. 
Denn  das  Institnt  der  Staatsfonten,  als  Priserrativ  gegen  Holzmangel  nnd  hob«  Holz- 

prcise  betrachtet,  wnnlo  duiin  den  einzelnen  G.M.rcnden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
unglf-irbom  Maassc  zu  ljuto  kommen,  vollends  solange  als.  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  SUialsforstbositz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  l,aii(lo>tli<  il«  n  ist. 

§.238.  —  U.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
G  r  U  n  d  e  für  die  H  e  i  b  e  h  a  1 1  u  u  g  der  S  t  a  a  t  s  10  r  s  t  e  n  er- 
scheinen dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist; 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  U.  S.  63  II'.  Kau,  I.  §.  :!s:,.  1!,  157.  Ros.  h*^r.  H, 
§.  192.  Henning.  S.  20.  Die  o.  S.  573  genanntem  Srlmften  v.  (irägcr,  Kbcr- 
inayur,  Liburnau,  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  ?.  Ph.  Geyer, 
Wald,  S  211  If.,  der  ich  gleichwobl  hier  keine  Conrcssion  maclien  zu  mttsseii  glaubte« 
M  ;  V  i  ich  mirli  fn  ilioli  durchaus  auf  die  for»twiss(  ns(  Ii.  AutonUitcn  allein  stützen 
mikiü.  S.  auch  Gruncrt,  Waldschutzfragc  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  internst 
Congr.  Fofstl.  Blitter  187S,  8.  97  IT.  Scheel«  a.  a.  0.  S.  882.  Uehrfaeb,  bes.  f. 
d.  allgem.  volkswirthsch,  Bedout.  d.  Wälder,  s.  auch  Hclfcrich  in  s.  2  Art.  Wald> 
rentc,  Tüb.  Ztschr.  l';67  u.  Is'l,  u.  s.  Abb.  in  Schönberg's  Handb.,  bes.  S.  744,  746. 

I.  Die  Conservi rung  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern»  wo  der  Waldbostand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgemeinen  geboten,  nicht  ans  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Grttnden,  sondern  aus  den  wiobtigsten 
Rttcksicbten  anf  den  grossen  Einflnss  des  Waldes  anf  das 
Klima  nnd  dadurch  direct  nnd  indireet,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  anf  die  Volkswirtbsehaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

KaroentlirJi  bewirkt  der  Wald  eine  gleichmä.ssi gerc  Verth etlutig  der 
Fenchligkeil  dnrch  das  ^anze  Jahr,  auch  wenn  es  fraflich  Ist,  ob  er  die 
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ahsolutc  Regenmenge  im  Jahr«  vermehre.  Nach  Dove  hnt  (h^  planlose  Aasroden  der 
Walder  einen  nachtheili«:en  Einflnss  auf  die  Verth  ei  luiJi;  des  Regens  über  das 
Jahr.  Die  örtlichen  Niederschläge  werden  In  waldlosen  Gegenden  molir  auf  bestimmte 
Zeiffn  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  rnm  f eriodi-^rhfn  Wechsel  der  allj?<^Tii. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abhängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  Übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  Ueberschvemmnng,  Starz-  n.  GiessbAcbe  yerheeren  leichter, 
Krde  winl  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaldung  erscliwert.  Leo,  S.  05  ff.  Auf  Gnind 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Eberraayor's.  legt  Leo,  Forstl.  lUiiUi-r  IST.'!.  S.  ti», 
die  klimntol.  Bedeatung  des  W  aldes  fol«reiiiJermass€U  dar:  Der  \\  ald  stuuii  It  die  Ex- 
treme des  Klima's  vnnuMiilich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct  )  in  unseren 
Brf'itcn  ab.  Die  Waldlnft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  dah*  r  dun  Ii  Wald  ein 
feuchteres  Kliiua.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabiluss  u.  bewirkt  gleicbuässigere 
Vertheitnng  der  Dodenfevchtigkeft  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hingen 
Bodcnnbschwemmnngen  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einsttlrze  n.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziehung;  kommen  r^^t  norelln 
Interessen  der  Landwirtlisch.,  specielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  i.  Ii.  durch  sie 
ror  Wind  mehr  geschützten  ländl.  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zn 
leugnenden  „ethisclu  n"  oder  socialpolitisoh<>n  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschwcigen, 
M.  Roscher  II,  §.  Ibu,  Anm.  4,  u.  bes.  Kiehl,  Land  u.  Leute,  Abscho.  l  „Feld 
n.  Wald". 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirung  der  Wälder,  welche 
der  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  (hher  weittragende 
»ehlininu'  Fol-^en  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  w  enn  das  Holzhedflrfbizs  ans  anderen  Gegenden  oder  mit  Hlklfe  roa  Erzatzmittetn 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck,  der  Conscrvirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  ßedentung  flir  das  Klima  und  die  Volkswirthschaft  zuge- 
schrieben werden  muss,  ist  das  Staa  t  seigenthnm  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  ans  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  wenijrcr  weitgehende  staatliche  Ober- 
aiifsicht  und  Controle  Uber  die  Oomeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Privatwaldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schleehtc, 
devastirende,  nur  die  liedilrfnisse  der  zeitigen  EigenthUmer  berttcksichtigcnde  Aus» 
nutzung  der  W'.iliier  üblich  ist.  Jed"  >nlrho  Einniis-  lmuf^  der  Regiernns:  in  den  Wirth- 
scbaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconveuienzeu.  „Eot- 
veder  rams  der, Staat  in  Norwefen  in  ganz  hetr&chtlicher  Menge  Wftlder  an- 
kaufen, oder  man  muss  ForstgCi^etze  hcr})eischatfen,  die  die  Wirthselwvrtliihkeit 
dnrch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleintsn  \\'aldbesit/-er  klüger  werden."  [Forstl. 
Bl.  187f>,  S.  10.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neue  preuss. 
Waldscbutzges.  r.  6.  Juli  1875.  Helferich  im  Ilmdbuch  8.  747  fT.  Wo  daher 
einmal ,  wie  namentlieh  in  Deutschland .  der  Stant  EigenthUmer  grosser  WaMmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach,  Pfeiffer  v.  a.  m.  machen  anf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpuncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin".  s.  o.  S.  379). 
Diese  Ansicht  findet  dnrch  die  folgenden  GrUnde  ihre  weitere  Untorsttttzang. 

2.  Maneber  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  an- 
bedingter Waldboden).    Die  Erhaltnng  des  Waldes  auf  ihm, 

anch  wenn  der  Ertrag?  danemd  gering  ist,  erfolgt  am  Siebersteu 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  \Vfign*>r,  FinmiiwiwBwhafl.   I.  3.  Ani.  37 
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„lat  der  Wald  ciuiuul  zerstört,  öO  kann  er  wejjfcn  des  Maiij^els  a»  Schutz  gcguu 
Hitze,  Kalt*',  Wind  und  we^cn  des  Abschwommcns  der  ^ton  o)kt<  n  Knie  oft  gar 
nu  llt  wiidi  r  lingcst.  llt  w«  nl<  ii'\  wie  Sehr  das  IntcruSS«:  des  i^anzen  Laml'  S  ns  aticlt 
fordern  mag.  £iuzoluc  iilösscu  ie>t  aljer  imiAerliüi  der  Staat  uocli  am  £rstcn  in 
dar  Lage  wieder  zu  bevtlden. 

3.  Die  Forstwirtbschaft  hat  im  Vergleicii  mit  der  Landwirth- 
schat't  mehrere  besondere  Eigen thümlichkeiten,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  fUr  den  Grossgrundbesitzer  überhaupt 
und  zamal  ftlr  einen  solchen  Grossgrundbesitzeri  wie  den  ,^ewigen 
Staat'*  (Domänenfisens)  eignet 

Solche  Ei^enthllmlichkeiten  sind  H  Langsamkeit  des  Holz wuchsrs,  di«< 
aothvTi  ndige  Rücksicht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  (,,Xa rhh alt?; - 
bewirt hscha ftun g"),  das  lange  Warten  auf  eine  Btinte  wenigtitens  t>ei 
jungen  Wildem  bei  den  fflr  gewiate  Holzealtoren  erforderlichen  lAngeron  Umtriebe- 
zriten  (Hochwald);  die  schwiorijro.  kostspielige  und  vollend-  latitfi  auf  Ertrajr 
warten  lassende  Wiederbewalduag  von  Blossen  und  Anlegung  neuer 
Wilder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  mhandenen  lorstpersonal  aber  noch 
am  Billiu^sten  ausfuhren  kann:  die  (jrösse  dc>  s  t  e  Ii  e  .n  Holzrorrat  ha, 
welche  den  Privaten  leichter  in  Versuchung  t>rini:t.  «Imcli  L'flj  rhau- n  d.  n  Wahl  zii 
schädigen;  der  Cm&tand,  dass  rentable  Waldwirthsciiaft  meist  nur  auf  grossen , 
woia5gli«h  zuBammenhängenden  FIftcbon  wegen  der  EigenehttmlicMceit  der 
Waldarb' if  hetriehen  werden  kann;  das  E  rfo  rl  e  rn  iss  cia<  r  nur  i;.  lin^  n  M.  ntj,- 
vun  Arbeit  auf  einer  Waldflächc  (nacli  Ilundeshagcn  auf  c.  öüO  iMoi]gen 
i  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  (iärtfu,  al)er  zughich  das  Erforder- 
niSB  einer  specifischen  Fachbildung  weniirstens  des  mittleren  nnd  hohi-rcn 
Arbeit<Tj><  rsonalö  im  Forstwesen,  wobei  jnlorli  dfi'j'  ^talt  fi*  liinä>!*ig  gebiM<  (i  At''>  it<'r 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zii  vt-rwendeii  und  auszuouizen  sind, 
so  daas  die  Staatsfoistwirthschaft  insofern  auch  ab  die  ttkonomischate  selbst  gegen« 
über  derj<  iii^j' Ii  anderer  grosS'  i  WmIHi -it/.i  r  erscheint.  W<  nn  iler  Private  seinm 
Wald  ebenfalls  durch  Fachleute  b<'wirthschaft''f.  so  wird  ilim  «lies  oft  theuerer  kommen, 
weil  die  Arbeitskraft  dieser  Personen  nicht  volUtändig  ausgenutzt  wird.  Steht  das 
Privatforstpersonal  aber  in  der  Paclibildung  nach,  80  wird  es  auch  die  Bewirtbachaflnog 
der  Piiratw&lder  meistens  thon. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand ,  dass  in  der  Forstwirth- 
sehaft  der  Factor  Natur  gegenüber  den  Faetoren 
Arbeit  nnd  Kapital  Überwiegende  Bedeutung  hat,  be- 
wirkt, das«  die  gewühnlichenVorztfge  des  Privatbetriebs 

laid  X  u  (  Ii i h c i le  d e ö  »S t a a ts b e t r i e h b  hier  au  ziemlich  ver- 
schwinden. 

Unter  einigen  besonderen  Sch»ierigkcitcn  der  Waidarbeit  (schwere  Controh-, 
l(!ichte  Unterschleife  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  dt^nn  mi;hr  als  der  Prirati. 
Aebottcb  steht  t  s  für  beide  im  Ganzen  doch  anch  um  die  Sicherang  des  Waldeigroo 
thnms  vor  I)i<  )ista1il  u.  s.  w. 

5.  Die  Hohe  der  Waldrente  httngt  vorsngsweise  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirth- 
Schaft  ab. 

Wfrtbscbafis-  ond  GnlluifDTfsehritte,  vermehrter  Voldstand.  grossen*  YollcBdiehtlg- 

keit,  Concentration  der  Hevölkerunir  in  Städten  und  «h  r  Industrie  in  gewissen  Gegenden. 
Verbesse  rte  t^omuunirationen.  Ab^at/wegc  u.  s.  w.  erliölieti  die  Hol/preise  und  daher 
neben  der  stüdtl9ch»»n  kaum  eine  amlere  Orondrente  so  sehr  als  die  Waldn-nte. 
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In  felgondea  Beispielen  ist  der  HolzerUls  tta  die  StanlalauBe,  oline  Einieelurang 

di  s  ^Vittlicils  der  Berechtiirteit  ;mit  Tünschloss  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhandlang 
aiifrcgcben.  Baden,  Hokerlös  D.  1S31— 3ö  908.711  fl.,  1S42— 47/48  l,74ü,31ß  fl., 
1800—61  2,221.711  fl.,  ISCG— Ü8  2,024,0(iU  fl.,  1^72—71  4,358,000  M.  Die  Hok- 
preiac  stwgan  1807/9—1841/45  um  50—100,  1838—1859  um  27— 307o-  Iq  den 
3  J.  1872—74  war  d.  Ilolzpreis  p.  1  Fcstmeler  Nutzh  1  z  l(i"14,  18  74.  IS  ßO,  i.  D. 
17-8Ö  Mark,  Brenubok  8-5C»  y  il»  9*94,  i.  D,  930  Mark.  —  Prcussen,  Hoizcriös 
1880—93  3,730,600  TUr.,  1846—49  4,807,700  Tlilr.,  1854— 67  6,918,400  TUr.,  1862 
I.is  f.o  8,508.000  Thlr.  Der  Reinertrag  war  I).  1849-50  2,827,800.  D.  1^64—65 
«..150,200  Tlili.  Solicinn.  f.  Hol/  1S75  12-505  Mill.  Tlilr..  wovon  auf  die  alten  Prov. 
(vor  OOer  Umfang)  8*962  Mill.  iiUr.  Die  mutliuia:>sl.  Eiuii.  wurde  aber  gegen  diesen 
Spcdaletftt  hoher,  auf  15  25  Mill.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt. .  Stat.  Jahrb.  lY,  1,  202. 
AllenlinGfs  ist  auch  der  Hol/' rtratr  selbst,  nicht  mir  i!er  Preis  stark  i:eitii  o^en  ii  dns 
Verbältfuss  der  wertlivolieren  UvüeT  <^Nut2-,  Bauholz)  im  ganzen  Eolzertrage  ist 
Rostiger  geworden.  Der  Gnbikfuss  Holz  wurde  im  preoM.  Staate  im  D.  ]890>'83 
zu  1'03,  1862 — 65  zu  1*72  Sgr,  verkauft.  Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsteii  1*«.T5  ^'Gi,  1865  6*31 , 
1879/80  5-79,  1880/81  5  95,  1881/82  5-81  M.;  der  Krinertr.  p.  ha.  iu  denselben 
Jahren  bez.  3-23— lOi—7'73— 9-67— 10*05  M.  Baiern  Reinertrag,  D.  1826—28 
tili.  1832—34  2*87,  lS,^r)--37  8*18,  1852— ")'•.  379,  1861—67  7*21  Mill.  fl.  Die 
baier.  Staatswäldui  haben  sich  1861—67  gegen  1819 — 2b  i.  D.  um  l'02*'/o  in  der 
Fliehe  rermehrt,  der  Ertrag  an  Ban-  n.  Nntzliolz  nm  137,  an  Scheit-  q.  Knuppelhob 
um  26,  an  Stoekholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  clfect.  Einnahme  von 
.•{•3;?  auf  11 -ni  Mill.  fl.  oder  um  249  %.  Berechnet  naeh  .1.  Daten  in  .I.  r  baier. 
stat.  Zbchr.  l'sTl  S.  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tag*,  sti.g  in  Jicaeu  12  J.  von 
52  Kr.  auf  3  f.  15  Kr.  In  der  sächsisclien  Staatsfon>tivirthschaft  war  der  ge- 
snmmfe  IIolzerTratr  von  1  AcUt  im  D.  1817—20  1  Klafter,  18G3  1  20  KI.,  dir  Kl. 
Derbholz  galt  1854  5*5  TJilr.,  1863  7'OS  Thlr.,  der  Ueinertrag  des  Ackers  kam  in 
diesem  Zttitranm  von  3  64  anf  S'96  Thlr.,  die  Ani^gahen  sanken  ron  37*2  auf  26*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Nutzholz  betrug  1817—26  17  Proc,  1854  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  -  In  Frankreich  wui-d«  n  bei  flcr  Vti*äteigemng  des 
I£olzes  vom  Hectar«-  im  Durchschnitt  von  1816—20;  097  Kr.,  im  D.  von  1824 — 29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersterea  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  B&nme  ttbefgehalten.  Bapport  Tbh.  14.  (Aelt.  Daten  a.  Th.  nach 
KauX 

Die  Waidrente  ist  vornemlich  „Kente  der  Lage''.  Der 
Privat bezng  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommen  büdeti  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  KapitalverwendaDg  oder 
aach  nur  Speeulation  des  Beziebers  zurückgefllbrt  werden  kann, 
ist  der  misslicbste  Punct  bei  der  Bechtfertignng  des  privaten 
Grondeigenthnms.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  an  Onte,  was  durchaus  nnr  zn 
billigen  ist 

Allerdiu;;^  tr  i^t  die  Staatäkai^sü  dann  auch  die  Ausfalle  bei  ungünstigen  Preis- 
conjuncturen,  was  aber  ebenfalls  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Hoiz- 
criös der  badiscbeii  Domänenwaldnng-en  1*<4S  Mill.  fl.  weniger  als  1847.  Der 
Uolzpreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16*24  iL,  1867  u.  186S 
war  er  im  D.  13*25  S.  In  den  thürin^.  Forsten  sollen  in  den  lotsten  Jahren  die 
Holzpreise  durch  die  Coocurrenz  des  böhiu.  Ilol/es  gedruckt  sein  (Ueberhauen  hier!) 
In  Würtemb.  (Kiocke  S.  18H)  Keinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1861—78  26*6, 
1874—78  22*5,  1873  46  (i),  1877  27,  1878  29  M.,  Anschl.  f.  1881—83  25*2  M. 

Auch  im  preoss.  staatL  Forsthanahalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthsch. 
Krise  u.  der  Concurrenz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Eiiinabmen 
u.  Preise  d<^  Uolzes  seit  der  2.  üälfle  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1878—76  abnorm  hohe  Preise  n.  Erträge  gehabt  hatten.  Vgl.  die  Motire  z. 

37* 
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0e8.«Dtin]rf  Uber  Erbdb.  «1.  HolzzölK-  v.  11.  Febr.  1888  (?.  Reichstag  abgelehnt), 
woraus  auch  obige  nouore  Daten  ul)er  Preubsen  (ActenstUckc  Scss.  1888,  Nr.  104. 
8.  692).  lein  wird  iiicr  uaclizuwei:»cQ  ^eauclit,  dasa  not  bis  lät>5  güik^t,  VurbültaiäSc- 
bestenden  bitten,  indem  die  Reinertrlj^  jjUiilieh  seit  1835  um  22*9  Pfenn.  p.  h«. 
gestiegcu  seien.  Iii(le^>en  ist  das  bcatritten.  Auch  waren  z.  B.  IhSO  d.  Rcinertr. 
sclion  einmal  1\'{S  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verband!,  im  Keirhstajre  ■  1S7J#  o.  llüiS) 
lu  Lehr,  d.  ueut;ii  dcut^ichco  Uol/!:20Ue.  SuppLU.  V  /m  Gunrads  Jaltrb. 

Ygix. nftheienB^rttnd.dio6e6,,soci«liMlit.*'<inud«0Nr.5bes.GiiiB<^       2.  Abtb. 

§.  239.  —  0.    Im  Vergleich  mit  den  angefahrten  GrQnden 

siud  die  Gegengrüude  ^egen  die  Beibehaltung  der 
Staatsforst  eil  und  die  po-sitiveii  Gründe  i'Ui  die  Vcräusae- 
rung  uuerbeblich  oder  selbät  geradezu  unrichtig* 

VgL  die  Uebersichi  bt;i  Leo  S.  til. 

Ausser  in  Betreff  des  in  §.  237  besprochenen  Argunentä  kann  man  den  Gefrnern 

der  Staatsforsten  iu  keinem  we^entlicben  Puncte  Iv<  clit      !»<  u  fübrcn  baupt- 

säcblich  die  allgemeinen  Grtlnde  gegen  priratwirtliächattlicbe  Tb&tig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  dier<e  Grunde  ta-ssen  sieb  liier  weniger  fast  als  in 
irgend  welcbem  andren  Falle  als  durc}ischla;i:ciiti  he.  ci'  !iiien.  Auch  wird  dabei  ganz 
übersehen,  <la>>  e>  Joch  vor  allen  ein  st a a  w i  r t  Ii s e  Ii  aft  licher  (iwuid  ist,  woichor 
fUl  die  lH;ibehaltuiin  der  Sf  iiif^forsteü  g'  lf' m)  ijeiuacht  wini. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründeu  sind  wohl  die  wichtigsten  : 
,,1.  Daäs  beim  Staate  die  Forstwirthschalt  nach  allgemeine q 
Grundsätzen  geregelt  und  gettthrt  werden  mtisse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  und 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzn- 
passen  sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  nnd  Benatz nn^ 
bis  auf  die  Icleinsten  Gegenstände  aasgedehnt  werden 
konnten." 

Leo  S.  62.  Dieses  Bedenken  ist  öfters  nicht  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 

<-ine  ffUte  und  L'oschiokt  «releitete  Staat^forstwirtliH.hafr .  die  recht  wühl  möglich  ist, 
abgeholfen  werden.  Jedcnfaik  aber  wird  ca  durch  diu  oben  angegebenen  (arUude 
weit  aberwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 

Vergleich  mit  den  Pri vat Waldungen ,  die  Folge  der  vermeintlich 
Liuveraicidiieh  ökonomisch  uiitubigereu  und  thcureren  Wirthschaft 
des  Staats. 

Allein  „die  behauptete  irorin^'-erc  Ergiebigkeit  der  Staats- 
torsten ist  keineswegs  all  gemein  erweislich"  (Rau, 
i:^.  142).  Soweit  sie  vorhanden ^  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  heben. 

Nach  der  Ab>cliätzung  d.;r  Priratwahler  in  Had<-n  ist  der  Stt'U'  ntn»<rhIa?  tV,  fl. 
auf  >irn  Moi)(en,  woraus  »ich  «  in  licinertrag  vud  2'ä2---3'lo  Ü.  vermuth«:n  lässt 
Itom&nf'nwnld  tri^  mehr.  Nach  Lvo  (Fotstl.  BL  1875  S.  S23>  ist  d.  Ertintr  p.  H«<«t 
iii  d.  bnd.  .St;iatswäld<  rn  4*2 .  (iem.-  u.  (  orpuraliouswaldcrn  1'2,  Priratwftld.  \na«  h 
'iui»eht<n  d.  St;»atsfüt>tb<ljörde.n)  8  7  Fesimeter.  —  In  Bai'  ii!  wurde  der  ilolzertrag 
der  ^itaatjiwaldun^i-n  zu  ü  o!)  Klaitur,  der  (icmc.indc-  und  Sufiuugsw.  m  Ü'4U.  der 
l'rivatwalduiigrii  zn  0-|7  Kl.  auf  «b'in  Tajrwi'rlr  anging  oben .  (Dii^  Forsirenraltnnr 
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Rairnij.  S.  p.  H.'Ct.  bez.  zu  4  00.  :{rA.         Sf-r.  -    Im  K.  R.;rii 

Abgabesat^  dsgl.  5"6ti,  i'VI,  429  fcJter.  Leo  eb.  —  lu  Belgien  ist  der  allgcraeiuc 
Steoennsciilag  des  Waldes  19*S8  Frs.  rein  rem  Hectar,  wtlirscheiollch  zu  niedri)?. 
Die  Staatswäld«'r  trafen  34'42  Fr.,  die  Uemoindewälder  26*  13  Fr.  Statist,  do  la  Jielg. 
Agric.  S.  1S4.  —  Prrn'<9<*n:  Hrinertrag  der  Sta;ifsvraldun>r<'n  (A.  1^70  Tlilr., 
äämuitlicher  W  aldiui;;)  u  D  ÜÖ  Thii.  a.  den  M.,  Meitzuii  IV,  118.  —  Auch  in  1  rank- 
reich  wird  der  H«;int;rtTaK^  der  StaatswfildtT  höher  alsdcij.  der  Privatwllldcr  vcranächlagt 
Zu  d.  ri  besonderen  Orsaclien  geringeren  Ertrags  der  Süiattforsten  geboren  nach 
Rau  ^.  142: 

a)  dfo  fielen  aUoin  oder  romemllcli  nur  auf  den  Staatswaldnngen  ans  alten 

Zfiton  rohonden  Lasten,  z.  B.  Absrabon  von  Brenn-  u.  Bauholz  ujid  Waldstreu 
an  Berechtigte,  Wridrdienstbarkeiton  S.  rritnten)  u.  dd.  „In  den  meisten  Staaten 
wiixi  nur  der  wirkliclio  (iclderlös  alü  Einnaliuic  berechnet,  der  ohne  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  aus  der  (icIdrechniDg  hinwe^^''  i,Hau).  So  ireschiebt  es  z.  B.  in 
Preussrn.  Der  fieMwerth  der  etatmiiss.  Holz-  u.  Tnrfali^^aben  an  BoTfrliti'jt.'  ii. 
Dq>utaQteü  wird  1^75  auf  2*25  HUI.  M.  berechnet  neben  einer  ctatmäbs.  Slaat^oiun. 
?.  42*88  (muthmassL  51-091  M.  M.  (1883/84  bez.  2*206  H.  M.  neben  46*13  M.  Ii. 
tieldcinnahuK!  f.  IlolzK  Meitzen  berechnet  für  1865  418,738  Thlr.  Verlust  durch 
«nontfreltliche  Holzabirabt-n.  nacli  dcT'-n  Einrcchnnnjj  d'  r  Ifoln  rtrair  des  Morgens  sich 
auf  40  Sgr.  erhöht.  —  Uebcir  Baieru  i.  Kau  ä.  A.  J;.  i  12  Nute  U  u.  vur.  Aull  d.  Band» 
S.  447  (ältere  Daten).  Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr.)  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abjr<  b.  fJenilssfi  1-608  M.  11.  in  18t»I/67  jährl.  Na(  Ii  dr  in  A.  18T(i  ist 
der  Verlust  durch  Uokabgaben  1,5U3,UUU  H.  ^  0'67  fl.  a.  das  Tagew.  von  productireui 
Waldboden,  dies  inbegriffen  ganzer  Beinertrag  3*81  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  au 
Berechtigte  i.  D.  v.  1872  -74  184B  Festmeter  Holzniasse  im  Werth  v.  10,448  M.. 
dsgl.  aus  VcrprUnstit^uniT  2274  Met.  f.  M.?>f51  M.  mach  d.  Dat.  im  HiidL^^ef  f.  l87ü  bia 
IS77'.  —  Vgl.  iihnl.  ältere  Angaben  au»  aad.  deutsch.  Landern  bei  Kau  :>.  A.  §.  142. 
Anm.  b,  6.  A.  in  meiner  Boarbeiton^-  §.  134.  Anm.  c.  —  West-Oesterreich, 
Verlust  wcf^rn  der  Berechtigungen  A.  1870  499.201;  fl.  r...  ab.  r  in  d-  ii  .  in/.  jii.  n 
KroDläudum  ungleich  verthuilt,  z.  B.  in  üu.  unter  der  Enus  nichts.  In  Kämthcu  wird  der 
Retng  der  ron  Berechtigten  bezogenen  Wntziingen.  hanptsichlich  der  Weiden  (22,156  fl.) 
mehr  al«  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die,  Einnahme  des  Staates  (.'t8,3Tt>  fl.  gegen 
16,310  fl,^.  —  Auch  in  Frankreich  Aehnli-hes.  —  li'brisrfns  ist  in  BtrtroH  der 
Benrtheilung  dieser  Lasten  der  Staatswald unguu  ui(;ht  zu  vergessen,  dass  diesellieu 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenosaen  an  den 
spater  =nffir"stirten  Wäldern  sind.    S.  Roscher  II,  §.  l'H. 

b)  Dem  Staate  gehören  riell'ach  vornemlich  die  uutlegeueren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  nnd  rerkehrs&nncren  Gegenden,  anf  achlechtttrem  Boden,  in  den 
Gebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzprelsen 
nnd  rollends  der  schliessliche  Reinerh-HLr  niedriger  ist. 

S.  altere  Belegdaten  bei  Kau  i^.  142  Note  c  o.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheilung  der  Staatswälder  in  Preiiasen  s.  o.  S.  571.  Im  K'.-B.  Kdnigsb.  z.  ß. 
p.  ha.  des  Waldbodens  218  Festen Mkmeter,  des  zur  Holzzurht  bestimmten  2"!>5  di;!. 
an  Nataraiertr.  controlHüi.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafOr  p.  ba.  alles 
WaMbodens  9*8  M.,  des  znr  Holzzneht  4>e8tlin]nten  12*2  M.  Im  R.-B.  Magdebnig 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3*27  u.  3  -lOFestcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25  2  u.  26  9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  J^fters  von  .\lterHher  besonders  in  Staatswaidern  bchndlichen 
Blösseu  n.  dgi.  muiMen  bei  Bercchuungcu  des  Ertrags  }i.  Flächeneinheit  (ha."!  und 
bei  Yergleichen  mit  Privatirildem  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht 
S.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstiije  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Sta  itslbrsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aas  allgemeinen  nicht  abzuändernden  (irtiodeu 
$reringere  £rträgo  (Wiese,  Weide,  Torbtlch  u.  dgL>.  Vielfoch  irerden  auch  solche 
Blössen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Forsten, 
für  Anlegung  von  Waldwei^en  u.  s.  w.  jremacht.  Diese  Ausgaben  «'erden  oft  jrb'ich 
vom  Roherträge  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
sdielnen. 

Wenn  e»  aber  auch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  vorwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Beinertrag  enielen  würde,  als  der  Staat  ans  der  danemden  Be- 
DQtznng  des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Mmos  der 
Einiiahme  (gewisBermassen  Incram  cessans)  als  eine  verhüllte 
Staatsana  gäbe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  imallge* 
meinen  Interesse  der  ConserTirnng  der  Wälder  macht. 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  aus  der  Vergleic hang  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldnngen  und  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rtlcksichtigong  aller  genannten  Umstände  allgemeiue  Folgerangen 
ableiten. 

Beispiele  des  Ertrags  f.  Staatsforsten.  Preussen.  A.  t  1875  u.  f. 
1883/S4  rann.  4.  V«n^«tw.  51*096  n.  M.  M.,  woron  C  Hdz  45*76  v.  41']30 

Jsteinii.  f.  l^sOSl  15-788,  f.  ISSI  V2  .Hi.484  M.  M.),  NebennuUungen  3  405  u.  4'221 , 
iA'^ii  o-:{l.S  u.  0-.h:ii>,  Torfjrräb.  0.295  u.  0-338.  «l.  K.>st  auf  verschied,  kl.  Posten  fexcl. 
Gtildwerth  li.  Uüizabgabe  aa  Boredit  und  Dopotauteii);  Summe  d.  daueruiieu  Ausg. 
27*851  n.  80-464;  demnnch  Debenchnn  in  1875  28-234  M.  M.,  d.i  p.  1  Heot  d. 
gesamniten  Forstbodens  Mark,  oflf  r  p.  1  Hect  d.  z.  Holzzacbt  u.  z.  and.  produ<  f. 
Zveckeu  nuabaren  Bodens  9-35  Mark.  Statist.  Jahr.  IV\  1,  202  if.  Oeberschuää 
1888;64  21*907  H.  M.,  nncb  Abzug  d.  efaunal.  Aus^.  (2.050  M.  M.)  19.857  H.  M.  — 
Baden.  Wirkl.  Ertrag  i.  D.  1872-  71  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Holzabgabe 
an  Berechtigte  a.  Vergünstigte  25  loi)  M.  A.  f.  1876  —  77  jÄhrl.  aas  Holz  4*478, 
Nebenniitzungen  0*135 ,  Schadenersatz  i.  Waldfrefel  9000  M.,  zos.  roh  4*622  M.  ilL^ 
Ansignbe,  oluio  d.  Obenrenmltong,  c.  1*728  (die  elnsdnen  Porten  im  Etil  nehr  rer- 
xtreut,  Lasten  f.  Holzabgalien  hi'  r  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c.  2*900  M.  M. 
oder  f.  1  Ucct  33-75  M.  Anschlag  roh  f.  1883  4  060  M.  M,  —  Baiern.  £eiu> 
ertrag  l  Dnrchsch.  f.  1819--25  1*899,  1848-49  8'899.  1801—87  7*212  Hill.  II, 
ohne  den  Werth  d.  Al)g.  an  Barochfigte ,  oder  resp.  p.  Tagw.  52  K. ,  I  fl.  34  Kr., 
.1  fl.  15  Kr.  A.  f.  1S77  Roheinn.  d.  Forst-.  Jagd-  und  Trift^'e^älle  30  236.  Kosten 
13  <i41,  Keinertr.  16  öi*6  Mill.  Mark,  c.  14-5  Mark  p.  Hect.  Au^hi  L  1883  roh 
*22*7§6,  r«*iu  9-98  M.  H.  (also  stoites  Sinken  seit  Mitte  d.  70«r  JahroX  ^  IHe  hOben-n 
relativ,  ri  IxL-incrtriL'^  •  (p.  lia.)  in  deutsehi-n  Mitt.  j-  und  KIcinstaat'-n  L'-'^gentibt-r 
PrcusscQ  äind  we^cutiich  di<>  I-  olt^^e  günstigerer  JLagc  der  Waider.  lu  den  mittler«3ii 
tt.  «restl.  pTcnse.  Provinz«^«  stei>>ren  sie  annihernd  ebenso  hoch.  —  Oesterreich 
(W.  st  )  A.  f.  1S7G  (inci.  d.  kl.  Ke^ts  d.  Dom.)  Keinertra^  c.  IS  Mill.  fl.  Um  1870 
p.  Jorh  c.  0  85  fl.  rein.  A.  roh  :{-755,  rein  0-601  M.  fl.        Frarikreirb.  ,\. 

1876  roh  38  06,  Kosten  12-3,  iieincrtr.  25*76  Mill.  Fr.,  1883  roh  35-2,  rein  l!»  M.  Fr., 
also  ebenfiüls  gesunken.  —  Die  Korten  betragen  nach  Ran  in  den  OOer  Jahi«n  rem 
Roh'Ttrasr«-  *<1  Proc.  hannov.  Harz.  64  hannor.  Landfoi  te,  54  Preussen  (auch  187.S 
c.  54),  46  Baiern  (1876  wuuigur,  c.  41),  41  Oesterreich,  40  Baden  (1876  &  38), 
S5  WlMeinb(*rg,  86  Sachsen,  21  Proc.  (1876  c.  81)  F^ivich.  In  Frankreich  erkürt 
sich  der  geringe  Belauf  der  Kost<;n  theils  aus  d«>m  Verkauf«-  aof  dem  Stamme,  theils 
ails  dem  schwachen  Personal.  J »  tzt  -r!nin*»n  hi<T  Aeiid<'mnff<'n  eingetret'U  zu  ti«'iti. 
Die  Abhun^riffkeit  de.s  Keincrtrag«  von  d.  Höh<>  der  Uol/prei^e  u.  den  allgernuiucu 
CultQfrerh&ltnissen  criri<^bt  sich  aas  dem  Versrleich  oUger  Daten,  z  B.  Preossons  «. 
Bad'Mt^,  nnd  m<'hr  noch  aas  dem  Verirleich  der  Keinerträsr.  in  A-  u  •  ur/.i  Uu  u  Provinz-  n. 
Iii  Baieru  ?aniren  diese  z.  B.  rou  1  :  2*5  (Max.  Ober-  n.  Untcrlraukcn,  Min.  Oberolali^ 
n.  ObertMÜeinX  Ohne  d.  Koetnn  d.  Gentralvenralt  irt  d.  Keinertr.  1875  im  K.>B. 
(iumhinnen  p.  Hect.  3  06,  im  I'iankfiirt  a.  0.  11-21,  im  H.-ß.  Mngdeb.  18.06  M. 
In  den  letzten  Jahnn  <ru  Mitte  d<r  70*r  siml  dw  Kost*»n  !ali\r,  im  Verhältuiss 
zum  Rohertrage,  u.  ui«liiiach  selbst  absolut  in  Drutticiil.  u.  Nachliarsch.  ziemlich 
allgemein  bei  den  «-•■icli**nden  Holzpreistm  irrstieü-en.  I)ah)*r  dan  Sinken  des  Bein« 
»•rfm^'s.  fiii'  s  ili  i  MotiV'  f  d.  F^rd.  rurir  linfn  r.  r  Holz/ollr  S«-it«>ri'?  dt-r  <leutsch«Mi 
iiegieruagen.  In  den  preuss.  Suatsfor^ten  Kuincrtrag  in  "u  des  Uohertragt  1865 
64-6,  1875/79  41*48,  1879/80  41.67,  18bO/Sl  wieder  45*81.  1881/82  46*46  («m  d, 
Hotiren  z.  Gfl6.entiriirf  über  Eilifth.  d.  HolzzOlle  ?.  II.  Febr.  1983,  Actenstücke  S.  993U 
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§.  240.  —  D.    ErgebniBB  dieser  Erörterungen. 

Vgl.  Rati  ^.  n  i.  •l'T  /a  ähnl.  Erürebniasoii«  bot  mit  z.  Th.  aad.  Motinraog  lum. 

Leo  in  den  For-stl.  HI.  Is7.5.  S.  M21  fT. 

1.  Die  Staatst'orsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
anseren  Ländern  and  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
p  r  i  n  c !  p  i  e  1 1  ist  dies  nnr  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angeführten  Grttnde  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  y,Sehntzw&lder''. 

Dieser  Name  pa«>st  ull;<cincin  t'tlr  Waldunp-n,  welche  sozusaiicn  klimatiscli-'  ii. 
alljsrcmeiD-roibvirthsch.  Functionen  li&bea.  £r  bt  aitabiich  fttr  W.'iidor,  die  als  Schutz 

gegen  Lawinen  u.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Sta  ats forsten  durch 
A  n  k  ä  u  l'e  von  Waldungen  und  durch  eigene  N c u  a  n  1  e g  u  n  g 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  obige  iiiieksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  bandelt,  welche  durch 
Prifatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthschaftUche  Kapitalanlage 
(§.  68). 

Di<  V< Hill  lirunj^  der  StaatswaldHiicheu  hctnifi"  ihirchscliii.  jährlich  in  Preusseii 
1867  —  73  O-ll),  Raiern  1W4  — 6S  0-24,  Wllrtemherg  nVyl  —  CÜ  023,  Baden 
185Ü— 70  0-2U,  Sachsen  1843—74  0-37%.  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehruBg:  wSre  notliiretidig«  wem  wiHUIeli  z.  B.  in  Deutschland  20%  der  Landesfllche 
Wald  aus  aMt,'.  meinen  GrUnd«  n  -  rforderlich  ist.  Leo,  32fl.  In  d  Etats  kommen  in 
Duatbchland  mehrfach  re^clmilsäig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  Forätu^randstuckcu  TOr, 
Z.B.  in  Prenssen  18S3/b4  im  Ord.  1,050,000»  dazu  ein  extraord.  Zuachnsa  unter  d. 
eiDinaL  Ausg.  t.  960,000  M.,  zas.  2  H.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen ,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  hililgen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 

fläche  auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammtcn  BcvvirtbschaftULgbkusteu  ermUßöigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiucr 
anderen  Benutzung  so  hohe  Erträge  abwirft,  als  bei  der  foröt- 
vvirthschaftlichen''  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldhoden,  mit  Er- 
werbswaldungen''). Die  Neuanlegnng  von  Waldungen  auf 
öden  Bergtiächen  ist  ans  klimatischen  Rttcksicbten ,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasserablaufs,  wegen  der  üngeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Culturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können,  besonders  . 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochg«'leg'cne  Rauei-iih<)re  in  d<M- Nähe  der  Waldonueu  um  einen 
Preis  tngekaoft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Waid  Torttieilhaft  macht,  2.B.  1867 
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4  Höfe  von  M'iO  M.  /u  35,000  fl.,  fJ.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  v.  7t>"j^  M.  zu  So7i>  f1.. 
d.  M.  zu  III  fl.;  is(;s  5  Höfe  V.  481ti  M.  zu  6G,000  fl.,  d.  M.  z.  153  Ü.    (K  iu.) 

Holl  eiue  Erweiterung  der  Staatswald nofcen  im  grössereu  Um- 
l'auge  erfolgen,  so  müssen  flir  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  Jene  k  Ii  mati  sehen  und  allgemeiu-volks- 
wirthschaftlichen  Rücksiehten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleicbm aasigere  VertheiluDg  der 
Staats  Waldungen  Uber  das  Staatsgebiet  ins  Ange  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  mnss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
h  0 1  z  a  n  g  von  Staatsforsten  oder  der  V  er  k  a  n  f  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ebne  schädliche 
Folgen  fttr  Klima  und  Gultnr  besser  zu  anderen 
Zwecken  benatzt  wird.  Hieraber  hat  dann  wesentlich  der 
Rentabilitätsgesichtspuuct  zu  entscheiden:  wenn  die 
vor  a  u  ü  s  i  e  h  1 1  i  e  h  e  Kente  aus  der  audcrweitcn  Beniuzun^^ 
des  Hudens  höher  als  die  Waldrcntc  ist,  so  niuss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  lieute  zu  verzichten.  Das  s|K'cielic 
Interesse  der  liolzeonsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  »ich 
solche  entbehrliehe  »Staatsforsien  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholzung 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zn  beaufsich- 
ttgenden,  dem  Hoizdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen« 

Aua  (HeÄrn  (ii  iiinlt  n  >iiid  in  J^ait  i  u  fnihor  140,000  M.  zum  Y«  rkaiif  ätimiiit 
wunicn,  woT.  25,tHH>  M..  auf  0!»  MilJ.  fr  srliatzt ,  ftir  1  Mill.  IL  vrrkautt  wurdi-ii. 
Kntlliardt  III,  43.  Viel.- V.  ikaufr  u.  Aiikaufe  auch  ui  Baden  (,^.  d.  jahrl.  U<t.  d. 
laiitlät.  AaascIiU!fö<  >).  (Ii au.)  —  Baitfpielo  vom  pas^eudeu  YerUaf  v.  LazobiriUdeni 
l>ei  S(ii<ltcri  atls  S;i<  li-Lii  Iici  I.<'0  H.  :i.  ( >. .  S.  ,'524.  Mit  ii<  rii  lii'-r  frzi«'!tcii  lioliiMr 
Prcib<;  iasbcii  sic  h  dauji  ^wcckiuibsige  KrwciteruiigcJi  dc.->  btaatswalds  an  auilereii  Urteii 
liimttzicJI  drot  durchfllhran.  —  Am  dein  prindpioUott  Grande  der  Iiiferloritiit  de»  StMto^ 
>it/ei>  u.  d'  T  Maaüiclu  ii  Bcwirtlischaftuii(;  u.  weil  »•>  an  Mich  ricliii{j  u.  iiotliw.  ndig 
bei,  auch  tleu  Wald  in  <h<  Privateiirenthnni  d  r  PrivatwirdiseliafifU  Iiiuiiln  r  zu  fuhr<  ii. 
wie  dies  Ix-i  FcldgUtci-Dumäaeu  vorijrkuuiuicn,  ^md  wohl  Staatsfon^ti'u  kaum  veräussort 
wonli-ü,  wohl  aber  aus  t'iuaiiziel ie n  (inindou,  um  aus><  ror<li;ntlicli<'  Dockun^smitt*-! 
zu  htschafT.  II  u.  aii  Stell  r,  t  rfnnlerlii  Ilt  Anleih<-n.  ISo  wurde  IS.tl  in  I'r.iiik- 
ruich  der  \  erkauf  v,  ÜUü.uuu  ha.  btaatblur^t  be»cblo»i>uii.  Leider  Jiat  audi  Ucätcr- 
r«ii:h  im^hifach  di«8i>n  Wt-jt^  bi^chriUcii,  wenn  auob  noch  zOg«rnd  bei  d.  Anüflllinuii^. 
Unt.-T  d.  7.  181S— 51  i»  W  .  stostcrr.  f.  14  ]'.»  u.  in  Uiijrarn  f.  1 1  !M  Mill.  H.  v.irkaufi.  n 
Staabirutrni  waren  ancli  Foi-^im,  elnn^o  niitor  di  U  nach  V«!rtr.  v.  1*^50  v.  d.  National- 
liank  iü  Pfand  Uhcrnonjui  neu  u.  ddiiiacli  \  rriuitecrti'u.  Ferner  wurdi-n  Verkauf»-,  wi<- 
Ton  Montanweritcu,  Doniäm n,  l-'abrik«-n,  >o  auch  ?ou  SbuUüfuis>t<  n  durch  (ies.  v.  20.  Juni 
180*^  nn--'*^nrdnfH  u.  z.  Th.  au  -  (ülnf  l>oi  !i  warou  ilavon  Staatsiforsten,  dir  aus  klimat. 
Uurkäichteu  oder  zum  .Schulz  vou  (^ueUgebieteu  u.  zur  Jilrbftltuog  der  Producliouä- 
fkhipkeit  de«  Lands  besser  in  Staatsh&nden  bliebeo,  dann  die  Salinen-  u.  Benrweriu- 
forstti  ausKeschlosscn.  vL<  o,  FofhUt.  S.  25.)  Zwischen  1870  u.  E.  1878  hat  sirh  tnu  h 
d.  Daten  im  Etil)  unter  d.  Staataforatverwalt.  der  Wald  drs  Staats  von  716,000  auf 
043.000  ha.,  die  Aeckcr,  Weiden,  Alpeu  v.  5S,00Ü  auf  53,000  ha,,  d.  soust.  H.  d. 
iinprod.  (rrandes  r.  2Ü6«000  auf  26S,O0O  Ii«,  remündert. 
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2.  Abschnitt 
Bewirtlisciiaftuug;  und  Verwaltung  der  StaaMorsteu« 

ÜeLer  das  leitende  BewktllScJiafllinfspriiicip  vgl.  hes.  ßeuning  a.a.O.  21, 
Prcsslcr'ä  oben  S.  570  genannte  n.  d-ss.  uhrigc  in  Hrlfi-rich's  Aufs,  iu  d. 
Tttb.  Zeitschr.  XXIII,  1,  zus.  gestoUtca  Schriften  u.  diesen  Aa£iatz  selbst,  iu  welcbem 
PreB8ler*s  Princip,  dass  die  Bewirthtduiftang  des  Waldes  so  einznricliteii  «d.  das«  die 

W'aldbodenreiitc  ein  Ma.T.  werde,  priratwirihschaftlicli  geprüft  wird.  Helferich  hiilt 
dies  Princip  fdr  privafuJconomisch  richtig,  ineint  aber,  dass  damit  noch  nicht  l>ewi'  seii 
sei,  eö  sei  daa^eibc  auch  uatioualokouomisch  richtig.  S.  a.  a,  0.  S.  Ü,  ^ö,  wo  die  Kesuitale 
ZUS.  gestellt  sind.  OlTenbar  ist  es  «llerdingü  our  rom  pri/atvirdudiAitt.,  nicht  a))er 
vom  volkswirthscliaftl.  Staii'Ji)nnctc  richfi?,  zu  di-r  Fol^'crung-  /u  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Hokcultur  benutzt  werde,  welcher  als  Ackerland,  Wiese  oder  Weide  eine 
hOhefe  Bodenrente  enrarten  lasse,  selbst  wenn  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
verschwinden  sollte,  —  eine  Kolgerunjr,  welche  irelferich  mit  Kocht  als  nothwendigc 
Cons<»*iuenz  des  r  iii  privatwirthscbaftl.  Forsthctricl-s  hiri'stt'üt.  S.  '6ö.  Alier  ali/uwfiseu 
ist  dicäC  Füli^uruu^  auch  aua  dem  nationalökonom.  Gesichtäpunctc  nur  mit  den  Kuck- 
sichten auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  dor  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  mr  Uolzman^'el  und  buhen  Ilokpreisen  (§.  'i.'iT.  Ebenso  darf  die 
lief  ei,  dass  die  Koute  des  Waidbodeu  benutzten  Bodens  vom  Forstwirth  auf  das 
MmiMnf  geliiebeii  werde,  nnr  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
allgemein  nach theiliire  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wcireu  der  Wald  bestand  I«  i  knr/orcn  ümtrieV»szcitcn  in  einer  fUr  das  Klima  wneUMstisreii 
Weise  beschränkt  werden  niub:>tc.  —  Au  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  von  Kau, 
§.  170,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  raOssen  ^£rlau))t,  obgleich  die 
wissenschafll.  u.  praktische  Controvei*si;  ub<;r  das  richtif^c  leit'  n  Wirthschai^sprinrip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letztou  Jahren  sehr  lebhaft  discatirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (H ei  tz ,  Porstrei^al  n.  Waldrente,  Stuttg.  1S7$)  dabei  die  „  U  m  ^  h  o  n  g  * 
der  durch  die  neuen  Tariffn^^cn  entstandeu«Mi  Schwierigkeiten  vorifewoifen  wurd«^ 
r  her  Ileitz  s.  Lehr  iu  Hildebr.  Jahrb.  32,  S.  332.)  Beistimmend  zu  meiner 
Auüa>suug  in  der  0.  A.  äussert  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  Ib73,  S.  b'J  II'.  Weiteres  gehört 
eben  nicht  iu  d.  Fiu.wiiiii.,  sondern  in  <He  Koretpolitik.  Besoudws  beachtenswertb  sind 
aus  der  jünp-if.'U  Literatur  noch:  Helfe  r!  eh's  2,  Art.  Waldreiite  in  d.  Trd>.  Ztschr. 
1S71,  XXVil,  54U  if.  (uatiou.-ökou.  Prufuug  dor  Pressler'scheu  These),  ders.  cbuud. 
XXYIH,  SS8  IT.,  „2iir  Lebro  w.  der  Waldrento'*  (aach  in  den  „Foretl.  Blittern*'  1872, 
S.  4  If.^.  Dors.,  Abb.  Forst wirthsch.  in  Schönberjr's  llandb.  L  Ije  .  S.  742  ;  zu  dieser 
Abb.  ist  zu  ver'j:Iei(  lien  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.tre.reh.  „Allerem, 
üj'onit-  u.  Jagdzeituug",  Juli  1883.  Wagener  (Forstm«•i^ter) ,  die  princip.  Aufgaben 
der  FoiHtvirthschaft,  Tnb.  Ztschr.  iS79,  XXIX,  381  (T,  ders.,  Anleitung  zur  Regelnni!; 
des  Foiat'irtrichs.  1875.  Baur  In  >ronat3's(  hr.  für  For-t-  u.  Ja.'-dwcbi  ii  über  „Fors(- 
statisuk  '  eine  Iveihe  von  Aufsätzuu  iui  Jaluu  1872.  Borggrcvn,  Forstrciot-rtragslehre 
^bes.  gegen  0.  Heyer),  Bonn  1878  (s.  darttber  Schäffle,  Tttb  Ztschr.  187«  8. 1, 
ttod  Lehr.  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  iU),  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  FOr 
denselben  lies.  Judeich,  Tharander  Jahrb.  B.  10.  2fJ,  22.  21.  daraus  der»,  in  d. 
Tüb.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Uelfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lehr  in  der  Alldem.  Forst>  und  Jagdzl^^.,  1873, 
Juninuuimcr  ti  fölir.  S.  au(  !i  (J.  Ilcyer's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
gegen  Hüitz  a.  a.  ü.,  lioth  Ub.  Grund-  u.  Waldrente,  I'orstl.  IU.  1873,  S.  225,  257,  289. 

Wenn  die  privat-  o.  volbwirthsch.  Standpuucte  richtig  auseinandei^ehalten  werden, 
ist  eine  Vt^reini^^nnL^  der  scheinbar  äo  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierisrkeit  liegt  darin,  richtig  zu  liestimmen,  wie  weit  das  privat- 
wiithsch.  Princip  der  Bcwirthschaftuug  Platz  greifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  d'u\  klimat. 
u.  allgemein -voikswirthsch.  Fnnctiou  des  Waldes.  Deb««treibiing  in  der  Läntrc  der 
Umtriehs/i  it  ist  hier  wohl  '/Jiiu-irhm.  bes.  h.  \  den  doutsrhcn  Staatsforstcn.  Die  Con- 
se<|uenz  der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
bcschränicende  Waldachatzgosetzgebuug  fQr  den  Priratwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  dii;  priratvirthsch.  l})>triebswcisc  vorwalte,  oder  die  Oebernahmc  der 
betreffenden  Wälder  rou  solcher  allgomeincu  Bedeutung  iit  das  Staats* 
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ciireMithum.  Hier  häugt  die  scheinbar  rein  forsttcchnisclKt  Frage  wieder  mit  deu 
Fragen  rolkswirthscb.  Oi^aniaation  a.  der  Eigeuthumsordnuog  zusamuiüD  (s.  Wagner, 
Cinuidl«^.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bos.  §.  366). 

1.  —  §.  241.  Leitendes  Prineip  der  Bewirthschaf- 

tnng.   Fdr  die  Bewirthschaftung  der  beibehaltenen  Staatsforsten 

imiss  das  pr i vatw i r th sc h a  1 1 1  i  (  h e  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  da8  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  RHcksichten  (§.  238)  nicht  w  idersprechen. 
Nur  insofern  c^ehJirt  die  Einnabrae  aus  den  IJoinnnialwalduiii:«  ii 
(lenigemäss  uübediugt  zu  den  privatwirthschartlichen  EioDahmen 
des  Staats. 

Di<  hiiun^i-  Kiick^icht  auf  die  „bcät<;,  iiachhalti^st«-  und  hilligäti'  Ikiriedi^unK 
des  Holzb<;durfiiiäsis  der  Bilrg«'r"  darf  dapi'ireii  aus  deu  iu  237  angeirebi-neu  Gnind«>n 
für  den  Staatsforstbctricb  nicht  inaasä^ri-bend  sein.  (Rau  hat  in  d.  ö.  A.,  §.  143,  Nr.  4, 
dieses  Princip  noch  fest.»:<-halt*;n  neben  dem  Streln'u  nach  dem  griUMtea  Beinertn^. 
Ebenso  schon  Malchus  I,  §.  14.)  Jene  liiicksirht  fuln  t  um  Ii  nur  zu  einer  nnsrerecht^^it 
BegOnatigung  der  /ui^Jügeu  Anwohner  der  Staataforüteu,  was  bei  der  notorisch  meiütens 
sehr  unf  leichraiflsigeD  YertheilaBir  dieser  Ponten  tiber  das  Staatsf  ebiot  nicht  ni  Ter- 
meiden  und  dann  vollends  bedenklich  ist.  Auch  in  der  Hcätimmung:  der  rcrs«  hie- 
denen  Uol/.cuiturt  n  mus«  der  Hcntabilit&ts^:e8ichtbpunct  entscheiden,  wobei 
dch  freilich  die  lierucksicbtigang  der  speciellcu  HolzbedttTÜniflee  der  Nachbarschaft 
eines  Staatsfoiata  oft  ohnehin  finaosieU  an  Meisten  lohnen  wiid. 

Die  practiscbe  DarchfUhrung  jencH  Priocips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  fllr  den  Wald  jjerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirihschalt  (auch  Deutscbiauds)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Nain"fttlii  Ii  ist  man  in  den  Fehler  p-'^falleu,  die  Anlord-  rnniren  in  Betrelf  der 
Nachhaitigkeit  des  Waidbetriebs  zu  übertreiben,  nicht  nur  für  den  Ersatz 
eines  der  vegRenomnienen  Holzmasse  «rlejcben  Quantuns  durch  Znvachs  zn  sor^ren, 
sondern  auch  den  /.eitiiren  Holzrorrath  ciu'  s  Waldes  ganz  zu  orhalti  n  nn^i  dir  Uintricl»-^- 
/eiten  über  diejenige  (ireoze  von  Jahren  auszudehnen,  welche  uaturwissenschaltiich 
nach  den  Wachsthumsverhaltnissen  der  Widder  und  priratwirthschaftlich  mit  Hücksicht 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  verschiedenen  Alters  nach  dem  Gcsichtspunctc  des 
liorlist«-  t  i:  iMfftrajfS  die  richtige  iVir  dit  verschiedenen  Holzculturi  n  i-t.  Anf  ilit\s. 
Weise  lat  «iie  Waldflüchc  öfters  grosser  und  stärker  bestockt  iiohalten  woitlen,  als  es 
die  Rtiebicht  anf  den  Idimatiseben  nnd  allgemein- wlrtbschalUichen  Einllass  der  Wilder 
iiehief'  t.  1"'  rn'  r  ist  in  (\<-i\  Wäldern  eiti  uiuiüthiL'  jrrosses  IloI/Lij-ital  aufsresammell 
worden,  welches  im  («runde  brach  liegt  und  im  Interesse  der  Einzclwirthschaftcn  der 
Waldeigenthumer,  also  auch  des  Staats,  nnd  iu  dem  in  diesem  Falle  hiermit  iden- 
tischen Interesse  der  ganzen  Volksvirtiiscbaft  passender  zn  einem  Theil  floisig  gemacht 
werden  sollt'-. 

i)UigtMi  nach  lieuning,  bes.  S.  12.  24  tf.  (Vegetation  in  <icn  verschiedenen 
Altersperiodeo,  Abnahmfl  des  Znwachst«  for  den  jetzt  meist  Oblichen  Umtriebsseiten, 

die  vieliaeb  von  l()ü  atiT  70  Jahre  verkürzt  werden  koiun  n.  Ja  die  V«  i mindennig  d»•^ 
/.uwacli^es  idcbt  mehr  durch  KenU;::ende  St'  iv'eroni;  der  (Qualität  und  des  Werths  aus- 
glichen  wird,  vgl.  auch  Pn  ssler  und  Helfcrich  a.  a.  ().  •,  Seite  21—24.  w^o  Kcuning 
der  jetzt  nbliehpa  FQrsoiKf  eine«  Jahrhunderts  für  ein  nachtolk'endes  in  der  Erhaltung 
di-r  II  I/-^  »iriinente  ent.re-.'rntritt.  wahrend  man  doch  die  1^ 'dtirfnis.>e  der  Zukunft  nicht 
keuue  (vgl.  o.  i>.  a<ö  das  Wort  von  Hockt  u.  S.  24  für  die  wirtlisuhaftliche  ilaubarkmt 
(>ia«9  Waldes  die  K(;gel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehenden 
Hu!/e  durch  dessen  Verwerthung  j^ewonneue  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gew  ihrf. 
als  tlic  Wertbsurh6hanf  dfS.Milben  durch  deu  Zuwachs  ist,  wenn  ea  bestebeo  bleibt" ; 
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endlich  S.  31  H'.,  wo  Berechnuiifren  übor  di«'  Gn^sso  des  flus^i^  zu  ma<  liomlon  voi  r  itli. 
Holzkapitals  ariir-  tcUt  sind.  Einzelnes  aus  d.  Kritik  Ph.  G<  yer's  in  s.  „Wald" 
Uber  d,  fiiiau/..  Ergebnisse  der  dontschen  Staatsforstwirtbsch.  ist  hier  benK^rkcnawfrth.  — 
In  den  preiisa.  Staats  forsten  taltu  I'rur.)  waren  18G5  rorhaii<l<  n  au  Hochwald  von 
tib.yr  SO  Jahren  all  röT  Mill.  M.  oder  2:!";.  11— sO  J.  alt  2  Mill.  M.  od.  r  25%, 
1—40  J.  alt  2*04  Mill.  M.  oder  397©  des  ganzen  Walds,  was  einer  Uintricbsi^it  ?on 
100—110  J.  entspricht,  wihrend  Kenning  n«c1i  Borckhardt'ä  Tftfeln  betecbnet«  daas 
bei  Urennholz  «lie  Kente  vom  50  J.  au  fallt,  bei  Nutzholz  im  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a  n.S.  2S— 30  u.  Stat  Jahrb.  f.  Pn  n<-.  n  TU.  147.  l'^75  war  die  preuss.  Staatswald- 
liäclie  7%  Eichen,  10  Huchen,  ö6  kitteia,  Lärchen,  12  Fichteu,  Tauneu,  1  Mittel- 
wald. 8  l^iedenrild.  Die  Höbe  des  Reanertraga  hingt  natttrlicb  ancb  mit  diesen 
Culnma  zusammen. 

n.  —  §.  242.  Bewirthscbaftungsformen.  Die  allge- 
mein Übliche  UBd  auch  rationellste  Form  ist  dieSelbstbewirth- 

schaftung  oder  Selbstverwaltnng  der  Btaatsforsten.  Sie 

wird  grosseutheilti  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  für  das  Stnatseigenthum  au  Wäldern  sprechen, 
nnd  hat  sieh  auch  vollkumniLii  bewährt.  Die  beiden  anderen 
niügli(  hen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  nnd  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  ötaatseigentbnms  an 
Wäldern  zuwider. 

Die^  besonders  zu  begründen  ist  jetzt  kaum  mebr  notbirenditr-  Kau  weist  in 
§.  144  die  T'rbparht  rioch  in  einer  besonderen  kleinen  Erörtertinir  ab.  S.  tHcsclbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  A\i&.  dieses  Ilands  S.  454  Note  5.  Auch  di(-  Zeitpacht  ist 
waa  ftbnIielMn  Gründen  wie  die  Erbpacht  nicht  wohl  In  grOatterem  Ifaaase  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  ConlJ-ob;  unentbehili  b  nnd  florh  zti  liwi.  n>j  fur  d<'n  Staat  und 
m  iädtig  fur  d<-n  Pachter  sein  wurde.  (L  ur  eiuu  „nach  Uruudsatzen  der  Korstwirth- 
schaft*'  bediiJg:te  Zeitpacht  der  Wilder  anatalt  der  eigenen  Bowirtliscliaftuug  bis  2a 
dem  Zcitpnncte,  wo  Erbpacht  mOgUdi  ist,  Jaltob,  §.274.  S.  auch  Albert,  Foist- 
rerwalt.,  8.  Ul.) 

III.  —  §.  243.  Die  StaatsforstTerwaltnag. 

Das  Nähere  hirrfll>pr  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Yen  AKfrer  nkchlit.  d. 

Gegenstands  s.  v.  Itn  r  u:>'lni  f,  Forstbandbuch,  _'.  Band  1805.  ('>.  A."^  —  Ilartiir, 
<JrMiids:ifzc  der  Forstdinciion,  IS13,  2.  A.  Meyer,  Foi-stdiivcfionsblin  .  2.  A.,  1822. 
Laurup,  Die  ForMdir^  ction ,  1^24.  Pfeil  a.  a.  O. ,  Ilarti^-,  Grund/ii-zi-  zu  einer 
zweckmuss.  Forstor^anisation,  in  dessm  Abbaiidluniren  ttlicr  int<  ress.  (Jeir-  iistäude  beim 
Forst-  II.  .Ta-dÄ-rs.  ii.  n,  tliü  l*^riO.  S.  1.  Uundesli  acm.  F.  Pol.,  S.  314.  .'121. 
V.  Wedekind,  Anleit.  zur  Forstvcrwaltuug  u.  zum  Forst<^eächaftsbetriebc.  Dannstadt 
1831.  Von  neocrer  Fachliter.:  r.  Berg,  Die  Staatsfontwirthschaftslehrc ,  1850. 
Albert,  Lehrli.  d.  Staatsforstwiss.  nsch. .  Wien  1875,  di-rs..  Lrhrb.  d.  ForstviTwalt.. 
"Münch.  1SS3.  Leo,  Forststat.  S.  207  IF.  Lit<"r.  über  d.  V«'!i»'alt.orpinis.  »'ifi/flticr  Län- 
der auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  v.  Könne  n.  s.  w.  Vgl.  Hau  {5.  145  fl., 
wonach  im  Wesentl.  Tor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  K.  J<  t/t  zns.gezogcn,  aber  anch 
mehrfach  verändert,  nach  Ma;iss<r  ibf  •/'^•-■•<'nw;irtiL'-<  r  AnflaasUttgen ,  z,  Th,  im  An- 
schluss  an  Albert  (For^fvcrwaltuiiir,  bi-s.  ^.  l.v»  l!."*. 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Behördenwesens  muss  sich  wesentlich 
nach  denAafgaben  richten,  welche  diese  Verwaltung  zu  eritlllen 
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hat.  Hier  maehen  Bich  dann  naeb  dem  Arbeitsthdlaiigspriiieip 
bestimmte  teebnisehe  Forderungen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodareli  Abweiehungen  yon  der  Organisation  anderer  Verwaltongs- 
sweige  bedingt  weiden.  Gewisse  Grandzttge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sich 
daher  auch  wenig  und  linden  sich  einigerniassen  n hereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischeii  IJurchfÜhniog 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verscliicdcnbeiten  unter 
dem  Einflnss  der  sich  verilndernden  ökonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirthscbaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
sy Sterns  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems**  dnreb  das  (prenssische)  „Oberförstersystem**. 
Andere  Einzelheiten  werden  aneh  wohl  durch  die  Einriehtongen 
der  sonstigen  Staatsyerwaltong»  des  Kassen-  nnd  Rechnongswesens, 
aneh  des  Militttrwesens  mitunter  mit  bestimmt 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltung  und  im  Anscbluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  nnd  des  Behörden- 
Wesens  sind  wesentlich  folgendes  —  7:  untere  Manipu- 
lationsarbeiten, Besch (1  tz  11  ng,  Bewirthsch  aftung,  Be - 
aul'sichtign ii^,  höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
K  as  8  e  n  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 

1)  Die  Vornahme  d.  eig:entlichcn  UDlercn  Maiiipulalioasarbeiten  /.ur  Urduun? 
des  Forsts  and  der  Enrcrbung  der  Forstproduct««  erfolgt  durch  das  uiitrr  Aufsicht  der 
Vorfir**set/t«n  •rheit«'ud<'  Handarbeitcrpersoiial(Waldarb<<:itcr  u.  d?!..  „Hand- 
nnd  (r<>spannar 'M'if";  Alb^rtV  —  iM  Dii*  T^e^ch  ut/. utig  des  WaM  s  tragen 
Frerel,  Widern-chtiicbkcitHii,  Sachlassigkeiteu  u.  s.  v.  Dritter  gcjichicht  durch  Waid- 
bflter.  Porstanfaeher«  «nch  durch  efjrene  militätisch  oipuiUirte  Perstschat£> 
wachen  (Wii rt«*mh.);  dirs.  r  Waldscluif/  kau»  sich  zus;icich  auf  B«-käinpfaiig  ron 
NatarereigiiisHiMi ,  \Vicd«'rifutiiiachurijr  von  Ei<'0icatar9chäd»'n  kleiom^r  Art,  ADZcijre 
grosserer  solcher  Schaden  hd  dm  Fi^rstcrti  .'rstn-'-kon.  —  3)  Die  eijrcntliche  Vor- 
valtung  oder  Bcwi rthschaftong  des  Wald»,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  bc- 
»timmte  „Reviere"  getheili  wird.  Hndet  statt  entwvdi-r  diirrh  Frust,  r  oder  Obcr- 
fftrüter  mit  im  Wcseotlicheo  ^elhtitändigem  Wirkungskreis  unter  Controle  der 
*  h5hefAD  RehAide  —  sofren.  „Oberfdrstersystem*'  —  oder  mit  beschränkter  Co m> 
p'  foiiz  unter  Leifiing  einfs  Vor>r»*setzten,  'It'>  l  oi  meisters  für  mehrere  einen 
„t'orstanitsbe/irk"  bildende  Keriere ,  (sogen.  „Fo rsime ister-"  oder  ..Kevier- 
fArstersystem").  Das  *^rxtere  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  über- 
viei^cnde,  Stf^telif  u.  A.  in  Preussen,  Bad  n,  Kls -Lothr.  u.  vcrschiedofieD  Kleinstaaten, 
^ilt  riai  Ii  <leu  heu(i<^en  Aufgaben  der  .Staat^for>twirt1i-rhaft  und  dem  nothwendi(;en 
Orade  allgemeiner  und  techni8<-her  Bildung  der  Furster  (OberfiVriiter)  als  das  passende 
(Besehloss  d.  VersamoiL  Deutscher  Forstm&nner  in  Eisenach  1976  (s.  Albert  S.  179) 
und  wird  d<  m  Vern«  hmen  nach  jetzt  auch  in  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  b. - 
2>tehend«  ii  „Forstuieistcrsystems"  geplant.  1I(^here  Kosten  soll  dies  nicht  nothwendig 
bedingen.  eh<*r  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  1^3).  —  4)  Die  Ausübung  der  0 her- 
an fsieht  Uber  die  eigentliche  Bewirthschaftung  der  Forsten  (Nr.  .H)  erfolgt  durch 
«lie  Korsti  nspection.  "Snch  d'-n  eben  genannten  b.  id- n  Sysf»  rn"n  wird  dies.  Tris[>.  >  fion 
in  vtirscliiedcner  Weise  eingenchtcL  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
dir  Inspection  der  POrster.  Detheiligt  sidi  aber  zaj^lelch  an  der  Verwaltnai^beft.  so 
auch  an  der  YenrerthQng  der  Porsljrrodiicte,  via  jetzt  für  eine  «nsirecfanliaige  Weit' 
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lättligfceil  gilt  (Albert  S.  165).  Beim  „Oberf^nteEsystem'*  Verden  grOssere  Inspoo 

tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitz«^  eiu  Forstinspector  stellt,  welclier  zu||;Ieidi  Mit- 
t:Ii<  tl  der  hrdieren  Proviuzial-1  Ft  r^tVhOrdc  oder  der  „Forstdlrection"  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  ciiiei-  Ituiicreu  Li  ituüj^  und  Controic  über  die  g:usamintc  locale  Forst- 
Verwaltung,  geschicbt  darch  eine  grOastire  Mittel-Behörde,  die  sogen.  „ForAtdiree- 
tiOD*',  ubliclitT  Weise  mit  einem  Dirertor  (Olierforstmfistur)  an  der  Spitz-' ,  -■ini}r(5n 
fiätbeu  für  die  V(  rs<:bicdeQea  :SjtK)cialzwuigc  dcä  Forstdieiists  und  bubaltcrnpersoiiai.  — 
6)  Die  Auttbuiig  der  obersten  Leitnnfr  des  gesammton  ätsntsforstireeens  erfolgt 
durcb  eine  € eutr&lstcUe,  welche  re^eliuit^g  und  passend  eine  eigene  Abthei- 
lung, eventuell  auch  eine  mit  der  Domänen rcrwaltti verbunden»-  Abtheilung 
desjenigen  Miniätcriums  bildet,  zu  dem  daä  Forstwetten  reäsortirt  (Finanz-  bez.jfUt  uchr- 
fiteli  —  Pi-eusaen.  CK«tfrreicb  —  das  LsadwiftbBcb.min.). 

Die  Kasse  n  irebc Ii  ;i  fte  des  l  oi-stwcscns  waicn  fiithor  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäftou  der  Forstbewirtltschaltung  verbunden  und  wuiden  dann  ron  den  be- 
treffenden Beamten  (Förstern  u.  o.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Vorantvortong  von  ihrem  Di<'Usipei-soual  besorgt.  Dadurch  waren  die  praetischea 
Forsthenmtrii  ,, nnweisende"  uikI  ..frelderliebendtj" ,  bez.  „auszaldeude"  Onran»-  zn- 
);loich.  wa:>  die  Controlo  ei-schwcil,  Unterschleife  erleichtert,  die  Beamten  ihrer 
Haaptaofgabe  entzieht  Daher  hat  man  scJion  länger  und  passend  in  der  Regel  die 
Kassen'T'üehiifte  voin  jiractischen  Foi^tilien-f  i;«  trennt  und  ti'  aufgrund  der  Ausgaben, 
Buchführung,  Auvci^iungeo  ii.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  von  bebonderen  Or- 
ganen ausfahren  lassen.  Iiier  finden  sich  dann  ideder  die  beiden  Systeme  des 
Kassenwesens  {§.  127).  das  Ältere,  jetzt  öftei-s  auch  bi<r  beseitigte  oder  modificirte 
der  aparten  „Verwaltunjrszweii^-Kasben".  d.  h.  besonderer  Forstkass»*n.  unterer  b<  i  d^n 
Fofstlmtem,  mittlerer  bei  den  Fors»tdirectionen  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  Cent ral-Forsikasse,  oder  das  neuere  der  .«einheitlichen  Staatskassen*', 
wo  dann  die  bezu^:iichen  Kabsengusichäftc  nach  d>  ii  Anwi  isunL'^'-n  ilrr  Forst behOrdeU 
von  dun  gewühttliclien  Local-,  Jireiskaasen  u.  s.  w.  Alt  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  188  ff.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  rerbunden 

und  unter  dessen  Or}?ane  ge^stellt. 

Kau  unterscheidet  bei  d.  Fontverwalt.  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
ron  jenen  beschQtzende,  bewirthschaftende,  oberaufsehende,  Kassen- 
beamte f§.  145.  danach  noch  vor.  Aufl.  Diese  ünterscheidunL;  trilH  das 
Wichtigste,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  ubersiebt  diu  Fragen  der  Organi- 
sation Uber  dem  Personal.  Albert  S.  146  IF.  scheidet  zu  wenig  die  Organisation 
ron  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiele  der  Persoualverhältnissc  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Kau  u.  in  vor.  Aufl.  Darstellung  der  gegcuwärt  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  L&ndem  bei  Albert  §.95  S.  152.  (IMe  foistl.  Titulatnren  „FOiater'*  v.  s.  w. 
zeigen  in  Dcntschl.  linc  Iniute  Mannigfaltigkeit,  „F«5rster"  ist  'lald  ein  unteres, 
beschützendes,  bald  eiu  mittleres  verwaltendes  Korstorgan).  In  Preussen 
wurde  das  „Obirrförstersystcm"  1825  eingeführt  Das  Forst-  u.  Jagdw«^n  ist  wie  das 
Domänenwe^en  1S79  vom  Finanzministerium  al^trennt  u.  an  das  nunmehr  sogen. 
„Min.  f.  Landwirthsch.,  Dom  ti.  Fnrst'n"  üb^rtrairen.  ffi-r  bütirt  es  seit  isso  eine 
eigene  Minist- Abtheil,  unter  dem  „Oberiandiorstmeistcr*  als  Director  (15.000  M.  Geh.). 
Dieser  Abtb.  gehören  mit  der  Dom.-Abth.  zusammen  jetzt  12  rortrageode  BAtho  und 
1  Forstmeister  an.  I  '  Y  rwait.  u.  Betrieb  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  Central- 
vcrwaltung  fungin  n  iss.i  30  Ulierforstmeister  (Geb.  i.D.  5100  M.)  u.  1)2  Forstmeister 
(Och.  i.D.  4S00  M).  zusammen  122  oder  1  auf  21,690  ha.  Forstland,  Ö78  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  .jDOS  ha..  3306  Först«  r  {(i.  h.  i.  D.  960  M.),  1  auf  787  ha, 
.\uch  344  Wald  Wärter,  im  Hauptamt  mit  360  — (»üO  M.  suldet. —  In  W.st- O,.  star- 
re ic  h  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abtlu  des  „Ackerbauministeriums", 
1880  mit  1  Oberlaadosforstmeistcr  (Q«h.  6500  fl..  ActirJtul.  1000  II.),  3  Blthen,  4 
Ingenieuren,  1  Förster.  4  Assistenten;  dann  6  Forst-  u.  Dom.dire.etiou«  n  je  mit  I  Ober- 
foistmeiftter  riSOO  -3500  fl.  (ich.  und  versehieden  liolien  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1 — 2  Viceibrstnieistern  u.  weitcrem  forstteehu.  u.  Kanzleipersonal,  im  Oan/eu  228  Be- 
amte bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Localverwaltung  fungiren  78  Oberförs<-r  (1  aof 
*»246  ha.  Staatswalduniren).  72  FOrster,  9  Forstassist..  .'>.'!2  Forstwartf  n.  im  Ganzen 
970  Bedienstete.    Spccielleres  fiber  die  Dienstverhältnisse  u.  über  d.  Grusseuverhält- 
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DlBse  d.  Dienstbezirite  der  StaatBforsibetniton  im  D.  Reiche  s.  bei  Leo,  Porstl.  BliUer, 

1873  S.  79  fl'.  u.  ders.  Forststatist.  S.  207  f!".  Di.  tlinchschn.  Urössc  •  iues  Obor- 
toiNlbeamtf  nhc/irks  in  Pn-usson  ist  Iii'  r  ^7.114  II.,  M  ix.  lirandenb.  19H,U10  H.,  Mi». 
Westfalen  29,673,  deiigleichen  •■ini-:^  Inap«  ction><b('zirk:i  20,d2U,  Max.  Posen  42,642, 
Mtn.  Westfalen  8'478,  d<^glei(  hen  eines  Reviers  S817,  Max.  Posen  6,865«  Mio. 
Schlesw.  Holstein  20<»5  H.  Je  aaf  1  ( )berloi'sfb'^amten .  1  Inspcctionsbeamteo  und  1 
lieneitenrsltcr  kam  an  Stnatswaldfläche  in  Baiern  bez.  39,101,  13,034,  1819  U., 
Sachsen  165,006,  \2jm,  1278  H.,  Wortemb.  94,653,  15.145.  2S68,  Baden 
70,008,  —  u.  3271  (Reviere).  — 

Aiii  h  in  1  rankreir)i  vf  hon  die  Staatsforsten  seit  1S77  anter  dem  Ackerbau- 
Ministerium,  wo  eine  Abtb.  Ualur  fongirt  (1  Dir.  u.  3  Abth.vorständo,  S  lospect..  IG 
Uaterinspecf.).  Im  Lande  32  Pontbeoirice  mit  39  Dirigenten  (Conserratenn) ».  Genetal- 
inspoctoren  (8—15.000  fr.  Geh.,)  in.")  Inspect.  (45—6000  fr.),  264  ünterinspect.  (3— 
3i^00  fr.).  219  Oborfftretero  u.  :il7U  Fürsten!  (700—1600  fr.).  S.  Kaufmann,  Fio. 
Fnuikr.8  S.  576.   Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst- 
verwultiuig  l'ol^eu  aus  den  Auiyaben,  wie  sie  im  vorigea  ^.  bei 
der  Organisation  der  Vcrwaltnn":  (hir;;elegt  sind. 

a)  Den  Au^jgang.spuiict  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  (iesobUtte  liildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident- 
balLung  de»  „lorstliehen  Thatbest  ands",  d.  h.  der  l>age, 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  liolzbestands,  der  Holzarten 
des  Staat sforst- Bodens,  Tbatsachen,  welche  dann  für  eine  allge- 
meine volkswirthschaftlicbe  Forststatiatik  zagleicb  das  Material 
liefern. 

Vgl.  .\ll..  rt  §  lOS  u.  iIm  rr>i>(^t..t.  §.111,  Kau  i*.  11^  ii.  ^nr.  Vtifl.  §.  1«»9, 
wo  (U<:  for>>U<;(hn.  Aufgab.-  d<T  Ermittlung  des  Thatbrstands  nicht  gehörig  ron  der 
allgemeinen  der  Ucratt^llung  einer  Forststatiäük  nnteR»chiedcn  wird.  S.  f.  Ictzterr 
Leo.  Fontatat  ii.  ders.  in  d.  Fon^tl.  Blättern  1874  S.  161  ff.  Die  «dgentlicli  font* 
•rtatist.  I'ragen  srehoren  nicht  in  die  Fin.wiss. 

bj  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Holzmasse  jeder  Holz- 
art, jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jährlichen  Zawachsea 
abzuBchfttzen"  (Raa),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmftUg 
von  geübten  Technikem  dttrebznfnbrendes  Gesebift,  das  nament- 
lieh  fllr  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicber  gewordene  Beobacbtnngen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobacbtungcn  werden  „Ertrags- 
tafeln'' entworfen. 

Vgl.  Ucltcrich  im  lUndb.  d.  polit.  O«;kon.  I,  §.  h  Ii.  u.  die  da»elbät  J>.  71^. 
720,  7-.^9  If.  nach  Bttrcfchardt  n.  Baur  mitgetheilten  Tafeln.  S.  Bnrekhardt, 
Uilbtafcln  f.  Fon>Uaxatoren,  lUnnOfiT  1873. 

e)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  fUr  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Hau^ 
§.  146)  „die  Beuntzungsweise  jedes  Waldtbeiles,  das  Alter 
der  zu  bauenden  Stämme  (Umtriebszeit)^'  die  Art  des  Hiebes^ 
die  zu  hauende  Holzmenge  (Hiebs menge)  n.  dgl.  zu  bestimmen. 
Wälder,  bei  denen  die  Hohart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein- 
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zelnen  Abtheilungen  vorbaudeiien  Holzbestandes  nocü  nicht  den 
erforderlichen  rrsrelmässigcn  (Kieht-  oder  Normal-)  Zustand 
haben,  niUssen  nach  und  nnch  in  densell)en  hin(iber^2:ei(ihrt  weiden ; 
Betriebsreguliruug  oder  -  Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  fUr  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
sehrift  für  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  jährlicher  Betriebsplan)."  Dieser  letztere  dient  dabei 
zngldeh  als  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Rohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dalx  i  (Jalier  iriätiesondtTe  die  Hie bsm enge  roraiutclilagt  B>  i  ratio- 
neller, anf  die  gLuug'  udo  Nachbaltigkeit  sehender  Bewirthachrnfttiiig  l^t  sieb  diese 
HicbsuK-n^^e  nur  aui'  Grund  ricbtijfer  Ertragstafcln  b<-z.  zuvcrliissigi  r  licstands-  o.  Za- 
waclisnns -blügc  d»-?  l)i  (irfloiiilcn  cin/f'hi.  it  Waldes  und  Waldtbeils  sicb<'r  fi  ststcll'-n. 
Nach  Kliüia,  Bodciibt'scbaürnlicit.  Holzart  z«  ig(;u  sich  hier  natürliche  Ycrschioüen- 
heitett,  ans  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  dio  Leistungen  der  Foistrenraltonir 
und  rtw  i  :r:f  /ti  rons-  rv.ntirc,  den  HiJ/Kostari»]  vcriricluN  iidc,  noch  auf  /.u  fisc-ilisrhc, 
ihn  reriiiiiidcmd«'  H  utri  •bsciurichtun;r  sclilusscn  kaun.  Diu  oiziclteD  Darcbschnitts- 
B<:tri('l)äiD<'ngen  haii<;rii  ausserdem  üclbstverständlich  von  dem  einmal  übcrikommencn 
Zustande  d«  s  Waldes,  d.  r  sieb  eist  allmälig  verändern  l;iast,  al).  Bei  Vcruleicb«>n  der 
Diii-i  hsclinittscrtriigc  d<;r  l'or>('n  grosser  u.  kleiner  Staat'n,  z.B.  Pr»!ussens  11.  deutscher 
Mittel-  u.  kleinstaatüu  ist  aucii  wieder  nicht  zu  üWrsebrii,  dass  die  Dnrchschn^bleti 
dort  die  Ei^^bnisse  vtolfr  rerschicden artiger  Wfildcr  sind.  Man  muss  hier  wieder 
nur  zwiscb*;n  il'  11  l  ur-iten  einer  Provinz  od-  r  eines  Kreises  eines  |i;rL«ss<'ren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Boden bescbafrenbeit.  Zii>tand,  AbsatzverhiUtnissen  u.  s.w.  einiger- 
inasscn  äbnlicben  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  VcrL'leicbr  anstellen.  B<  i  eim  r 
absiolitliclicn  V<rkilr/.nug  der  Umlriebszeit,  z.B.  b<i  dt-ni  Ueliorgang  von  sehr  laniror 
zu  mittlerer  Umtri<  bs/eit  nach  dein  riesicbtspunrt  der  Presslernelicn  Schule  v  rni«  hrt 
sich  zeitweilig  die  HieUmeuge  starker.  Aclterc  Beispiele  bei  Kau  14ü  l^ote  c. 
n.  ror.  Avfl.  S.  458  Note  15.  !«oac  Bej^iolo  tna  PreasBon  s.  0.  &  581.  8.  auch 
Albert,  Lebrb.  d.  forstL  Betricbsregolininf ,  1861,  Jade  ich,  Porsteinrichtong,  S.A. 
Dresden  lb79. 

d)  Verwendung  und  Verwertbung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Hoizbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  natural wirthscbaft- 
liche  System,  und  mir  den  Mebcr.schnss  veräusseni,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  iU>h  möglichst  vollständig  durch 
Verkaut  verwertben,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient 

Je  mehr  Sfaatsb<  rg-,  Hüft-  nwerkc  und  Staatsfabrik  11  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
dio  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Hol/,  verdrün'rt,  d);sto  mehr  füllt  ein 
Bedürfniss  der  eincnen  Vcrwenduni:  foi1.  Ks  ist  auch  besser,  solche  gewerblielie 
Untcrnchmiillgen  des  Staats  und  die  den  eigentit'  lien  Sta.ir-i/n  eeken  dienenden  Anstalten 
(Behonlen  u.  s.  w.)  für  ihren  Bedarf  an  Hol/,  auf  ilcn  Ankauf  /ii  verweisen,  weil  dann 
die  fiothwcudigkeit  der  £»parung  mehr  herfortritt,  als  wenn  z.  B.  eilte  festgesetzte 
Holzmenre  rus  den  Stsatawäldcm  abgeliefert  wird  nnd  ron  diesen  Anstalten  rerbranclit 
werden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  vou  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  dio  rec  hnuiif^sm  ässip  e  Du  rch  f  übruBii"  beim  Auh- 
uud  Eingang  naeh  den  iiblichen  Preisen  erfolgen  (§.  löl).  weil  son>t  die  ökono- 
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mische  Lage  der  Forsten  zn  nngünsti)^  und  dor  anderen  Steatsvefle  za  gonstig  er* 

scheint.  Es  ist  mir  deshalb  docli  ira-li<  Ii.  oli  z.  B.  eine  Einrichtung  wie  die  nencp- 
!irTi(  in  Ballon  eranz  rirhfip  ist.  Hier  soll  ilolz  aaf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
ri.ichen  nicht  mehr  in  den  Aiigabesatz  eingerechnet  werden,  was  damit  begründet 
wird«  dtts  bei  den  gewöhnlichen  schmalen  Waldwegen  sich  Zowachs  v.  Vorrath  nicht 
im  Verh;i!fn)s9  der  fin"':«-»-'  d^r  ahL'-ftriebenen  Flarhc  mindern,  oft  crar  nirJii.  wfil  durch 
rr.rmehrtcn  Lichtzutritt  der  Zuwachs  an  Baudbaumen  gesteigert  wird.  i-Or  l!>70 — 77 
litt  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmasse  20.2t S  Festmctor  mit  einem  mathninML 
Erl<"»<  (ohne  Abzusr  der  Zuriclitun^kosten)  v.  225.000  ^r.  Diese  Summe  würdi-  dann 
für  Waldwei^o  mit  zur  V*'rfn»rtinp  stehen.  Aber  es  winl  :iuf  diese  Weise  die  Einnahme 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  tiir  Waldwejjo  /..  Th.  verhallt.  Vgl.  batl.  Budg.  iil>er  d. 
ordentl.  AusgtlM»  n.  Einnahme  f.  1876^77,  V.  Abth.,  Fiaanzmin^  S.  35  vgl.  mit  S.  S. 
~  Die  preuss.  Bestimm,  aber  Abgab«  r.  Hole  t  Staatsbanten  s.  bei  Bönne*  Staats- 
recht II,  2,  598,  Note  2. 

Zur  besseren  Verwerthung  des  Holzes  dient  besonder«  die 
Verb  CSS  er  Uli';  der  Coramuiiicationsmittel,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  da.ss  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dalUr  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstvenvaltun^  erbcljüchere  .Suminen  aus/.iis(  tzt  n, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsl'orst-Adniinistration  aucli  11  blich  ist. 
Ferner  dient  zur  Erzielaog  eine»  höheren  £rlöfie8  mit  Erfolg  daa 
„sorgfältige  Aassachen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Ilolzsorten  (Sortimente), 
weiche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  Är  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenbeit  aufgefiinden  werden  mass.  Dahin  geboren 
Banhols  oder  NatshoU  za  maneherlei  Verarbeitiing/' 

(Kail  II!»). 

Der  bad.  AulVand  für  Flosseinrichtungen  u.  Fahrwege  Ib'tü  215,000  M.,  ausser 
dem  vorhin  goD.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  1S70  jta9,000  H.  far  Holzahfahnreire.  — 

rrciissm  1S7.5  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  ufr.  nfl.  Weir-  in  d.  Forsten  1-20 
Mili.  M..  V.  d.  Simirne  v.  'd  fi7  Miil,  M.  f.  Forstcuituren  a.  dgl.  m.  ist  eiu  erhobl. 
Th«  il  1.  liüi/abluhfweire  bestimmt.  Ausserdem  l'rämien  zu  Chausseebauten  im  Cater- 
csse  d.  Forstrenr.  unter  d.  äusserer*!.  .Ausir.  <*15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  1883/84 
4  3  Mill.  M.  (wovun  0  937  bei  d.  Centralvcrwalt.)  mit.  r  d.  .uni.  Ati-iiaJ.on  f.  dirersp 
Meliorationazwcckc,  wobei  b<«j.  Bau  u.  Unterhaltung  der  Holzabtuhrnige  u.  Zufuhr- 
haltestolleii  im  Intoraase  der  Foretrerwali  AoMeidem  Prinien  xo  Chauaaee-  n.  Eisen- 
bahnirQterhaltestell.  n  O  l  Mill.  M. 

Der  Pn  i>  von  Hau-  ii  Ntit/liol/,  i-^t  ■Icr  J-'^fache,  mitunter  d.  4 — 6t";ii  Ii.  (  U. 
btii  groi^seu  Schitlshölzcrn)  desselben  (Quantums  BrenuhoU.  lo  Bai<^rn  betrug  das 
ans  d.  StaatsfoTSten  r^^rkaoltn  Bau-  q.  Nutzholz  frtlher  1A.  in  dea  6Aer  J.  an  2&*/« 
d.r  Hülzmentro.  In  Rad.-n  wurden  im  I),  l's.'iO'.'*«!  Ifi  I".  rr..i .  Hm  ti.  Nutzholz, 
.'»^  ^T  Klafterhulz,  22  ')S  Heissijr  gewonnen.  Die  lorstverw,  Badens  S.  118.  l>urch> 
srhnit(Ni)n;is  drs  Nutzholzes  lbT2— T4  17  *>5.  das  Hr<  nnholz  {»  30  M.  p.  Kestmi'ter.  — 
Oesterreich  IWO  12  Proc,  insbesondere  Tirol  2^  Troc,  Salzlmrg  (i  Proc.  Bau-  tt. 
Niit/!i-I/  Prfussrn  A.  1^70:  21  Proc.  Bnn-  u.  Nutz-.  .V.  TW.  Klafter-,  23  Proc. 
Stu(  k-  u.  Uuiaiijholz.  Die  starke  £rtraji(»»teigi'ruug  der  .Staat^lomcn  beruht  z.  Th.  auf 
der  rermnbrU'U  Gewiimang  r.  Nntt-  a.  Baobobc 

Die  früher  wohl  otnpfohlom^  und  in  d«r  Praxi«  vorfr.  komuienr  .,Ermuiit»;rutt^ 
zur  Errirhluiiif  holzvrrzfhrfndi  r  (i.  u'.  rt«  im  Int^  p  ssf  d<T  brss.  n-n  V'i  rworthung  des 
tioiz<tä  der  Staatawi«id>:r  wird  j<  Izt  nur  in  ärltem  n  Aui»nahm«:falleu ,  wenn  überhaupt 
nOtbir  «»fscheinttn. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holses  miuig  die  Forstrerwaltung 

den  bffchsten  mögliebeii  Erlfls  zn  erzielen  suchen,  ^emäSB 

dem  im  i?.  241  aul'^eütellten  Iciiendeii  liewirthschaftungsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jeut  itocb  die  ont^e^engosetzte  Anforderung  an  die 
f^ttatflfoTsturirdiBchaft  ans  eioer  reTmeintlieli  „volkswirtlnchalUieheii  Erwägung  gerichtet, 

dass  ncnilicli  die  ron  alter  Zeit  her  nbliclu'  Ilolzabgabe  fiir  einen  geinin- 
dortt  n  Pn  is  an  Einzelne  fortgeset/t.  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
ige fuhrt  werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Störung,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  ll<  Izpreise  auf  den  Hanshak  unbegüterter  Familien  äussert,  und  auf  die 
VerpÜichtung  des  Staats,  zur  DnterstiUzung  der  Dürftiir n  nr)  r^n-h  inzeln.  r  Gewerbe 
ein  Opfer  zu  bringen/'  (Rau§.  Ib0\  Die  Frage  ist  eine  ähnlicho  wie  die  in  §  231 
berQliTte.  Die  FoTdermig  nraas  abgewiesen  werden,  well  ein«  wiche  Maasrefet  ab 
eine  vereinzelte  im  privatwirthschafilich«n  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
munistisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
priiicipiellen  Kragen  der  Urgauitiation  der  Yolkswirthschait  zosammen.  Fuii^irt  einmal 
für  die  Beschaffung  der  Befrledignuinnittol  für  solche  materielle  Beduri'nisse  das 
privatwirthsrhaftliche  System,  so  i-t  fnlrr'Hrlitir^  und  prnr^risch  nothwendig.  dass 
das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preiälicatimiauiig  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandenaeln  ?od  StaatswAldem  bedingt  keine  Ansnafaio  hier?o&.  Vgl  Wag- 
ner,  Tirundleu.  1.  Abth.  K.  8.  S.  die  Beweisfahrung  gegen  das  Postulat  der  HoIz< 
abgäbe  zu  billiirerem  Preise  bei  Raii  §.  150  a.  15Üa  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
§.  202.  Bei  rechtibesiändi^eu  Anspruch. n  Berechtigter  wird  Ablösung:  dieser  Ge- 
reohtsame  Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Maatregel  der  Armenpolitik 
verlangt  die  tment^-Mtlii  fie  oder  wohltVil  -  Hol/abirabe  (unter  d  Trire)  an  Dürftige  und 
eigentliche  Arme  Vor^K  lit.  i^t  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
rithlieh.  An  zwedtnikjsigten  eisehelntes,  „den  IHirfUgen  die  unentgeltliche  Be- 
nutzung des  Raff-  und  Leseholzes  und  des  Stockholzes,  wo  das  Aos- 
a:raben  der  StOrkc-  unschädlich  ist,  zn  überlassen,  weil  di.'se  Tlolzsorten  viel  Arbeit 
erfordern  ujtd  aui  axidere  Weise  oft  gar  nicht  für  die  Voikswirthschaii  nutzbar  zu 
niieheD  sind.**  (Ran  §.  fSOa;  s.  auch  Roscher,  Ansichten  8.  10$). 

e)  Form  des  Holzverkaufs.  Man  hat  vornemlich  zwischen 
7.wei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe,  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  au  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  pnyatwirthflcliaftiicben  Verkehrs,  vorkommen  kanii. 

Auf  Grund  umfassendt  r  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliterafur  für  die  Ver- 
kaofsartcn  eine  förmliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—258, 
K.  Gayer,  Forstbenntzung  6.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  am  zahlreich«- 
Detailpiincte»  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  eiürtem  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forst  verwal  tu  ng  erfolgten  Zn 
reo btniachung,  —  Übrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange- 
messeDSte  und  aneb  das  in  der  Praxis  Üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  naeh  Taxen,  welche  alsdann  mdglicbst  den 
Ortliehen  Markipreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  AnsnahmefUllen,  besonders  wenn  dabei  gegen- 

A.  Wnffner.  PliMiwiNimMlmfL  I.  S.  Amfl.  3g 
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Über  den  VerabreduDgen  der  Händler  unter  sieh,  speeieil  bei  den 
Versteigemngen,  das  fisealisofae  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirkliehen 
Holseonsnmenten  ohne  BenachtheÜigung  des  Fisens  besser  wahr- 
genommen wird. 

Die  Vcrsteigeruug  auf  dem  Stainiuo,  (., Block  verkaut  "  früher  auch  iu  Deutsch- 
land voiirekoiDiiieii ,  uoch  jet/t  in  den  iStaatäforstm  Frankri-ichs  die  licgel ,  hat 
überwk'g-cndn  "Nnclithcilt^.  Es  wenlen  ünterschl  ifr  erleichtert,  die  Schonuiijr  ?  - 
übrigen  Waldcä  erschwert  Der  aacli  n&uerdiojiä  noch  hcrvurgehobooc  Vurtheil,  Ua»» 
der  K&ofer  mehr  zahlen  könne  und  werde,  weil  er  beim  citrenen  FiUen  and  Auf- 
urbeiteu  den  Holzes  dii-  Soi-timentc  mehr  nach  dem  Marktbediirfuisü  zubereiten  könne, 
soll  doch  practisch  nicht  entscheidend  sein  vAlbe ri  S.  5Hi  .  In  Preusst  n.  Hai«  rn. 
Sachsen  ist  die  Vei>jteigeruug  auf  ti.  Stocke  iu  «len  Slaaibluraten  ixjr«! massig  ausge- 
schlossen. ;iucli  in  >\'Urteml>.  u.  Hadcn  nur  in  guwÜMcn  Ausuahmefalleu  zugclniwen  leb. 
S.  519).  Ueber  Frankreich  s.  Ordonnance  de  I.ouis  XH  .  sin  1'  lait  des  eaax  et 
forets,  Aug.  lt><il).  Tit.  XV.  L'üdu  foruaticr,  Art.  17 — 4ti.  Urdouuance  dexccntinn 
Ton  1.  Av^riut  1827«  Art.  7S--»0.  Die  zum  Ui^  besdmmtett  Waldstrecken  werden 
durch  verpüichtcto  ForätgeOineter  •ari>entenrs)  vermessen  und  nach  ihrem  Holzforrathc 
abireschntzt.  die  zu  vcfsehonendcn  oder  aurli  die  zii  schlackenden  B.'iuine  ansgczeichnet. 
<liu  Bcdiii^iiii^ren  di's  Kuufca  (cahier  de»  cliurgc^j  cutwurfca,  die  Vcrbteigcruug  wird 
M  Tage  rorhcr  Ijekaiint  gemacht.  UerZubclilag  erfolgt  bisweilen  nach  alterthamlicher 
\\  eise  durch  ^  erloschen  eines  Lichtes,  doch  ist  ein  Naclijiebüt  bi-  zum  folpends  rr 
Mittag  erlaubt«  woferoo  mehr  geboten  wird.  (Nach  der  Ü.  v.  ItiO^.  Tit.  XV, 
Art  31«  S2  war  eben  so  Innige  ein  Nacfairebot  von  V'„  tiercement.  und  dann  nach 
ein  weiteres  um  semi  -  tiercement  oder  doublemont,  erlaubt)  Die  Käufer  sind 
mancherlei  ^^•^'•lu;^lllvnIlo:c^  iind  Verpflichtungen  unterworfen.  J-drr  lloizverkatif  ohne 
Verstcigcruuij  ist  bei  a— 6»>0<>  Fr.  Strafe  den  luiMbeaniten  unu  i^agu  Jicispiel  eiue& 
eahier  de  cliargea  in  Anndes  forest.  2.  aiuiee.  S.  2{Mj.  Dci  Mei^tbiL•tcndc  hat  noch 
iVa  Pioc.  weitere  tJefnibr  zu  entriehten.  (b'an).  Vjil.  über  d.  bisher.  Vcrhältuisse 
iu  Deutach-Lothriuge u  Bernhardt,  lorstliche  WrhäitJi.  v.  1).  L.,  JierL  lb71 
S.  61;  deutsche  Hetkode  sofort  eiufrelcitet.  S.  Vogreliresaug.  Hohvexfatuf  D.  Uoli^ 
taxeu.  in  d.  Foi>>ll.  lilättern  lb7B  S.  12!»  11.  vciugohend  über  d.  franzOo.  Torfilhren; 
fran/ös.  La^tcnheft  das.  S.  VVi  iL'.   AH»,  rf  4^.  252,  (iayer  S.  2<»1,  2<^:». 

Das  andere  Verfahren.  Verstoiguiung  des  Hol/<s  in  gehauenem  Zustande  im 
Wtlde  auch  De tai  I  verkauf  genannt >  ist  fUr  die  NValdcnllur  besser  und  ergiebt  im 
(ianzcn  die  lollncnd^ten  l'r  i'-e  IVir  W.ildhoif/^  r.  Da-,  Drim  i].  der  V  erste  i  -orun|f 
ist  auch  hier  ein«*  Couse^^uuiu  des  privatwulhschaftlichun  Uuucurreuzttybicma  nud  zeigt 
in  der  Praxis  die  Vortheite  und  Nachtheile  il<rssollien.  Ihus  dabei  gegen  da«  ü««- 
<  ;dischc  Interesse  \' urabredunge  n  der  K.iuf lustigen  bei  der  Verrteigcnini;  vor- 
kommen und  sicii  scha'er  verhindern  htsseu,  hat  sich  in  neuerer  Zeit  iuiiner  mehr 
jsezeigt  (s.  Albert  S.  öoCi,  5(m,  tiaver  S.  2S.')  sogen,  „Complo  t  ibililung,  ,.Coa- 
litionen").  Da.ss  nicht  minder  gelegentliche  .Vusbuutung  des  Publicuma  in  Folitre 
inonop()Ii.-,tischer  Oes  taltun;:  des  llolzliandels  oder  iu  Folge  von  l*reisveralii  cdnngen  der 
iiokliandler  lurkommt,  ist  ebousowuuig  ^u  laULMieu.  In  diw>en  Fällen  sind  im  fis- 
cftlifobon  loteresüo  liedondere  Vodfehrungen  geboten  i  Auf hebnny  der  VeiMeigeniugb- 
termino,  «cbon  erste  Ausbiitung  Uber  der  Taxe,  in  l'rcussen  bis  zu  20**,/.  aber 
wellen  ausreichend.  Für  da»  (JotihU  nienie. nintere^^e  wird  unter  l'mstiindun  trotz  der 
»onstigea  Redenken  das  H  ol/.ma;;  a^i  n  <les  Staats  oder  der  (ie  mein  de  einigt; 
.VbbiÜe  bieten  können. 

I«*nti  55  W'-iN?  die  Möglic}il>'  it  der  mouopolist,  Ausbeutung  der  ConMinienfen 
unbedingt  ati,  was  zu  weit  geht  Ks  gilt  hier  iaiuier  da»  iu  uioitier  Oruudleg.  ubur 
d.  ConcQfrtrnz  ffeaatcte.  Ueber  Nar.btheile  des  Staat»  beim  .Vnctloni^jrsteni  «.  Schier 
in  d.  Forstl,  Hl.  IST.'J  S.  2tH»  II.  IHe  Vcrdriinguni:  des  älteren  Systems  der  Abgab.- 
zur  irn'MHt  zu  nicdri'j'en  Ta.ve  dureh  dasjeniae  der  Versteigerung  in  deutschen  Ländern, 
auch  Pieussen .  iut  Lauic  dicaea  Jtikihundurls  ist  a'icder  eine  characfüristische  Er- 
•«  lieiiMing  der  practischen  Verbreitung  des  Concnrrenzprlncijis,  S.  weitere  Daten  ftber 
ilio  Form  dca  Vnrkanfs  bei  flau  fi.  151,  boe.  in  d.  Noten  u.  ineitt  danach  in  ?or. 
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Avil  §.  203.  Der  Versteigerang  wild  regelmässig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausrufk* 
preis  zu  firunde  g<leg^t  a.  dann  entweder  hi n au fgcbnton  (so  meist  bei  ans)  oder 
hinabgeboten  (Frankreich).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Holzconsumenten 
gegonttber  chicMOser,  monopolsttclitiger  Coneorrenis  der  Holzhftiidler  liegen  (Albert 

S.  .lOn).  Von  Wichtigkeit  für  das  'Erg^t•l)nis^  sind  dii-  w  rid  r«  ii  Versteigerungs- 
bedingungen, iii^-besruidoTe  Zahlnngs  I)  •<iiiignngen  (Baarzahlung,  Credit  und 
Dauer  der  Fristen  datar.  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisung  dt.'s  Materials, 
wie  in  Preossen,  Sachsen,  Wortemb. ,  Albert  S.  501),  die  Orunds&tze  1'.  d.  Fest- 
-f^lluns:  dff  Taxen  für  die  ersten  Aüsmfspreise  u.  die  r>ediii«rnnL'en  für  einen  V«:r- 
Uuf  darunter  bt;i  dem  Hinauf  bietongsverfahreo.  die  (.uliUche)  Mündlichkeit  oder  die 
SclirifUlcbkeit(SQbmiB8ion88y8tem,  letzteres  auch  inPreussen  TorkoiBinend)deryoistei.<ceru  n  g. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig-  <?ehancn  u.  aufiresteut 
im  Walde,  irc^en  Taxe  entspraeh  den  früheren  mehr  iiatriarrlialischen  \\ irthschafts- 
verhältnissen.  Ks  war  aber  auch  hier  lur  die  Verwaltung  m  ihsauicr,  liess  leichter 
die  Begiinstigitiig  einzelner  Käufer  zu  und  war  hscalisch  oftmals  unvortheilhafl,  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  Uebelsund. 

Auätier  in  dieser  Weise  kann  der  Detailverkaut  von  Holz  auch  von  Üolzmaga- 
zinon  (HoIzhOfen,  HoIzgSrten)  ins  eifblgen,  wohin  das  Holz  auf  Keehnung 
der  Forstrerwaltunir  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partiecn  jederzeit  zu 
Verkanf  steht.  Diese  Kinrii lituiiL:  bestand  früher  vielfach  in  Dentsrhinnd,  ist  aber 
neucr«iiiigä  aueh  iuiuier  iiielir  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Misslichc  ist 
dabt  i  die  Uebernahme  der  T  i  a  nsportarbeit  durch  die  PontrerwaltODg  und  der 
Hiii/.utrift  eitler  g.  wis-en  llaiiiielbfhiitigkeit,  namentlich  w<-nn  etwa  auch  aus  Privat- 
wäidem  Hoiz  hinzugekauil  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport* 
weaans  und  des  piivateii  Holzhandels,  die  Ve^ugung  ttber  flOssbare  Gewässer  ron  den 
Forst'-n  her,  besonders  aus  Gebirgsfoi-sten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staat^forsten  f'er?)  lie^^enden  Gegenden  Hess  diese  Einriehtiin»  früher 
Öfters  zweckmässig  urscheiiitn.  Ihm  fiaanziellcn  Ergebnisse  waruu  iudusacu  gewöhnlich 
nicht  eben  gOnstig.  (jegenwärtig  konnte  nur  die  Wahmehmang  einer  ganz  unge- 
nügenden.  zu  monopöli-tis«  her  Ausbeutung  der  Hol/.cunsumentcn  fübrciuleii  Funrtion 
de^  PrivathcUhandcls  eine  allgemeinere  Kttckkehr  zu  diok-m  System  der  staatlichen 
Hokmagazioe  erwlgensweith  machen,  das  fiscaUsche  Interesse  kaum.  Sonst  wiid  nur 
ausnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Hol/.cs 
durch  die  Forstverwaltung  —  wi.'  Rau  meint  am  I?esten  im  Verding  mit  Verabn^dung 
einer  gewissen  ijüoic  für  Abgau^t  kauu  uijter  Uuiitaaden  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfol^rt.  Die  Verluste  an  der  Menge  u  z.  Th. 
an  tb  r  Gute  doh  Ifnl/es  beim  \'erflris-^en  haben  aber  jetzt  schon  öft»  den  Ueberganu 
des  Holzes  aul  die  Eisenbahnen  zweckmässijror  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventaell  mit  auf  Kosten  derTorstrerwaltung  (Prenssen,  s.  o.  S.  5d2) 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz  zu  erwirken.  —  Vgl.  Ran  §.  151, 
vor.  Aull,  dieses  Bands  S.  JTO.  171,  woselbst  anch  einige  ältere  -tati'-t.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfe  schon  \b'Aö  autgchobcn.  In  Wurtcmb.  Iiesteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stnttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behacden  u. 
(l.  s  Hi.fs,  nebst  H  kleineren,  ßeinertr.  jährl.  (ISTO— SO)  2Ü,00t>  M.  Auch  in  Baiorti. 
^^achsen  noch  einige  Holzhöfe.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  bcurtheilen, 
da  sie  weaentlioh  mit  von  dem  Preise  abh&ngen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  ran  d. 
Forstverwalt,  uberlassen  wird.  In  Preussen  im  Kt,  f.  ISS'5/SI  nur  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlatre  im  H.-H.  Stettin  fEinn.  2SS0,  An>g.  1770  M.i  angeführt, 
kleine  lliisbcrcien  nuch  in  Schleiden.  Auch  v>Hg>  iQuhleu  betrieb  auf  liscalische 
Rechnung  kommt  Übrigens  vor.  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhebl.  Maassc 
(Rohcinn.  H  1*^,000  M..  Betri-b-Vosten  Sr.l.OOO  M.\  üeber  Hokmagazine  Albert 
§.  25<>.  über  d.  Technische  dabei  Gay  er  a.  a.  ü.  2b9  III,  ob.  S.  2Ub  U.  Uber 
Holztiansport,  Trift-FlOaserei. 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebennutznogen^  -im 
e  Dgeren  Sinne  nennt  man  die  nvBser  der  eigentlichen  Uolzgewinnung^ 
der  „Hanptnutsnng'%  vorkonunenden  Kntsnngen  wie  Viehmast, 
Graasehnitt,  Weide,  Strensammeln,  Harzscharien  im  Walde.  Im 
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596  B.  Ord.  Einn.  2.  K.  Piirat^'nrerk  1.  H.  A.  Fonton.  §  24.i. 

weiteren  Sinne  geboren  dahin  auch  Torfgräbeieien,  BanmBehul* 
betrieb;  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  aaf  Grand  von 
privatreehtliehen  Titeln  auf  fremdem  Gmnd  nnd  Boden,  mitunter 

auch  Fisc herei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  haudilt.    Die  Nebennutzuni;en  iiii  engereu  »Sinne  zerfalleu 
rechtlich  in  zwei  Kiitegorieen,  nenilicli  in  diejenigen,  welche  Dritten 
al8  Gerechtsame  nach  servitntischeni  Hechte  gegen tiber  liein 
Forste  zustehen  und  in  dicjcui.i^cn,  (iber  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat.    Die  cr8tcren,  zu  denen  niituDter 
auch  noch  gewisse  Beholzungsrechte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Ban  |  Kntx-,  Brennholz  gehören,  sind  ge- 
schichtlich oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigeo, 
/  dnrcb  die  Inforestirnng  zo  Gnnsten  des  Landesherren  verdribigleD 
ehemaligen  y^Gemeineigentbums"  an  den  Wäldern.  In  der  lUtereo 
eitensiyen  Periode  der  Waldwirtbscbaft  Ton  geringerem  Nacbtheile, 
werden  sie  später  scbttdlieber,  zumal  bei  schwer  zu  verbtttender 
Übermässiger  oder  doch  nicht  gentlgend  sebonsanter  Ausnutznng. 
Im  Forstinteressc  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzu  ng 
der  thatüächlichen  AuHühiuig  dieser  Gerechtsame^  weiter  womö^4ich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unsehüd- 
licher  Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dienei  iiecbte 
im  Wege  der  Ablösnnp:   zu   erstreben.    Dabei  entstehen  aber 
Confliete  zwischen  dem  forstwirthschaftlichen  Interesse  des  VV'ald- 
besitzers  und  dem  landwirthschaftlichen  Interesse  der  BerecbtigtcDy 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide  und  Streube- 
reebligungen  im  Walde  begrttndeten  Landwirthschaftsbetriebe  doch 
anch  eine  allgemeinere  volkswirthscbafUiche  Bedeutung  bat  nod 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirthsehaltlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht  Hier  gilt  es  abzuwägen  nnd,  bevor  die  Gerechtsame 
abgel(tot  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltnng  des  land- 
wtrthschaftUcben  Betriebs,  welche  Streu  n.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  beiordern  oder  sie  abzuwaiten.    Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  fttr  die  Holzzucht  des  Staats 
eutbehrlicher  und  zu  auderen  Bennt/>u]i«ren  gut  verwendbarer  (u  and 
Htlicke  oder  durch  Geld  <  ilolgeu.    Wo  Gerechtsame  auf  Holz  am 
den  Staatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
iibrigeus  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holz  bedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzuug,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennutzungen  werden  in 
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ciiicin  (]eni  Walde  unscliii(]lichen  UnifaDgc  löblicher  Weise  am  BestCQ 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwerthet. 

Wcit'T«'« .  lies,  über  die  K orsf  s.-rvit«  »cn  w.  »leren  H<'!,'elun;;  ^ehOrt  in  »lic 
V'olkiwirtiiM(  li.jjoiitik  u.  in  die  l orstwissensch.  Vgl.  Kau,  Yülksw.sch.polit.  §.  78 — 75, 
161  —  163.  Koscher,  System  If,  §.  191  fl..  dcrs.  in  «1.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
über  d.  Abw;lgiiiig^  der  land-  a.  forstwirtb^ch.  [nten-sscir .  Ileirericli  in  Schöuberg's 
Haadbach  d.  pol.  Uck.  I,  74tt  C  Hau  Flu.  II,  §.  14»«  162  u.  vor.  Aull,  diuaes  Bands 
§.  200.  304.  tTeber  d.  Bedctitatifr  der  Waldstron  f.  d.  Porst  8.  Ebermaycr.  Lebro 
F.  d.  WaUlstreu  mit  Kücks.  auf  d.  cht-m  Statik  d.-s  Waldbaus.  Berl.  1876.  Albert. 
Foretservit.ablös.  Wttr^b.  JS68,  d'M  -.  l  orslverwalt.  §.  65,  67,  254,  255.  Einp:»  h*Mul 
über  d.  Technische  der  Nebonnut/uiigen  l»es.  K.  (iayoi.  Forstbenatziing,  Th.  II. 
S.  401  If.  Die  StaaLsv&Ider.  bes.  im  ndtdoren  u.  siull.  Deutschland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  Senitute«  belabtet  ge.ircjjen ,  die  Ablrtsun«f  (..Pii  i  ifi  i  tion*')  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erhebliche  Fort^hritte  gemacht  Die  Etats  entiialten  dafür  ge- 
«rOlnlich  jibrÜch  g«irbM  grDaere  Summen,  z.  B.  in  Prenssen  1875,  1*445, 
ri  M.  M.  im  Extraord.  d.  Forstverwalt. ,  in  Bai  cm  längere  Zeit  jährt.  400,000  IL 
No'  h  jetzt  entg<-hen  dem  Staate  durch  diese  (ii-reclitsain  '  aber  nicht  unerhebliche 
EniHuii  (a.  0.  S.  581).  Die  VcruiiDdcriing  des  ilolzcrtrags  durch  d.  Streu berechtigungeii 
frnrden  in  ßaiern's  Staatsforsteo  Mher  auf  llVn  venuischliigt  — 

Dir  \' 'TwerthTirig  der  freien  Xdtennnt/nn^en  häntrt  auch  mit  vun  I'  i  k-i'Iitcn 
auf  die  l^ioUzucbt  u.  vom  Stand  der  Holzpreisc  ab.  „lu  eutlcgeucJi  Uebirgägegendeu 
kann  s.  B.  die  HaiZBoiiarreii  zal&88i<?  sein,  wibrend  es  bei  gntem  Absätze  des  Heises 
wegen  seines  schädlichen  Einflussr^  auf  die  (lesnndhcit  d<  r  Huume  aufgeo;el>en  werden 
mnss"  (Rau).  Vielleicht  mit  dah»  r  Almahme  der  Harzgewinnung  in  Bai<  rn,  1825— .11 
8124  ti.,  1S61~67  5897  fl.,  27*4"^  „  weniger.  Im  Ucbrigcn  zeigen  auch  die  Neben- 
ontzoDgen  steigende  Ertiige  n.  sind  finanzteU  Hiebt  anerbeblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  ans  N-'bennntznngen  'ohne  Jagd)  1875  u.  1*5'»3/S4  bez. 
a-40a  u.  4  221  MilJ.  M.,  aus  Torfgräberei  0  295  u.  0-398,  »ua  WiescuauiiNgüa  0  069 
n.  0*1  If .  H.,  ans  FlOssercl  1883/84  36,000  M.,  ans  giOsserea  BaoHWcbiiieii  23,000  M.. 
i.  1S75  c  7-3,  jetzt  c.  O^/^  ?om  Robertrag  der  Forstfcrwalt.  In  Baden  1876  Eitr.  d. 
Forstuebennutzungen  c.  2<>'„  des  HolzerlOse?.  In  Hai-  rn  1825—31  i.  D.  168,000  1!., 
1&61— 67  455,000  fl.,  p.  Tagwerk  bez.  4  u.  iO  Kreuzer  ;  inci.  .Vbgaben  an  Berechtigte 
bez.  800,000  o  876,000  fl.  Baier.  stat.  Ztwbr.  1871  8.  156. 

D.  Von  sonstigen  Masnregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
loi \stcii  ist  die  Anlegung  neuer  Wald  c  u  1 1  u  r  e  n  auf  ,,unbe- 
dingteui"  und  „bedingtem''  Waldboden,  auf  Blüssen  innerbalb  der 
Htaatsl'orKten  besonders  wirhtiir.  Sie  ist  von  der  Staatst'orstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wobl- 
leilcr  und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
578).  Zu  diesem  Behufe  emptiehlt  sich  unter  ümstiUideii  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grandotttcke,  besonders  solcher,  welche 
zur  LaDdwirthacli&ft  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Stantswftlder  dienen. 

Auch  ftlr  dieäe  Zwecke  werden  in  unseren  St4iatcn  regeluia.>äig  jährlicb  im  Etat 
Summen  ansgevorfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Melioratioustitel  20. 

Ü.  Abschnitt. 
Jagd  und  FisekereL 

Rau  behandelt  die  Jagd  u.  Fischerei  unter  den  Regalien.  5.  A..  i^.  192  bi^ 
193  u.  iwahnt  die  .lafxd  unter  den  forsll.  Nebennutzungen  in  152,  Abweichend 
hierrou  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Bau,  §.  187—190. 
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I.  —  Die  Ja ^d.  §.  246.  Die  Eiunahmcu  aas  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  des  J  agdrechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  uitterseheiden : 

1.  Der  Staat  kann  die  .lagd  als  Grn  n  d  besitze  r,  also  insbe- 
sondere als  DomJliien-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Ja  gd  recht 
entweder  Pcrtinenz  des  Grundeigenthumt;  oder  eine  gruiid- 
herrliche  Gerechtsame  anf  fremdem  Grund  und  Boden  l»L 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grand  eines  HegaU  (Jagd- 
regal )  auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  aneh  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Gnind- 
eigetfthnms  ist,  die  Anstttnng  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten JagdreclitB  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knttpfen 
and  dafUr  Abgaben  erheben. 

Das  Jagdreg ai  nnterscheidet  sich  sowohl  von  den  gnta- 
herrlichen  Rechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbannc,  d.  h. 
dem  Kechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirihschaftspflege  (Hau  ).  Es  trügt  die  Merkmale  eines 
Iluheitsrecliis  an  sich,  das  aber  vveni-t  i  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherru  eine  aasgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Atich  war  es  nicht  immer  aud  nicht  ulienJl  ein  atl8>(;hliei>(iUche8  liacht  deä 
Staatä  odvr  LanJoshemi ,  indem  „?i<  (irund'  i^ner,  insb<  ^onilri;  Bt-sitier  »on  Ritter- 
gütern, äic'li  von  Alten»  bor  iiu  Bcbitzc  di»  Jagdrochtü  behauptet  hatten,  venigsteo;» 
in  Ansehan^  der  nwdefen  Jb^,  irftbrend  die  höbe  Ja^d  in  der  Befel  der  Re^ening 
zugefallen  ist.  Daü  ilegal  erstreckt  -ich  d«  mnach  auf  diejenigen  Jai;(]1i<  /.irk(-  und  Arten  dn» 
Wildtt,  in  dl  neu  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperächaft  jagdhcrecbtijrt  i&t" 
(Ran  I!>2).  In  der  Kniwicklung  des  Jagdi-echb»  lassen  »ich  mit  Kau  3  Perioden 
unt(  ix.heiden :  ])  Auch  als  die  Ja^  nicht  mehr  llauptnahrangsquellu  war,  blieb  aie 
doch  ^o  beliebt,  dass  die  Vir  ic  Pnr-rh  Innt:.  fortdauerte.  2)  AUuiitlig  sichert- si.  h 
die  Gruud.'i'4^ner  das  Jagdr  eht  ausbchiie^siich.  3)  Erst  gegen  Ende  dob  Mitt'  iaiiers 
gelang  e«  den  Laadediorren ,  mach  in  vielen  Privatwnldangen  dat  Jagdrecbt  nn  sieh 
zu  /i.  h'-n.  In  1»  utsi  hlrta«!  v-  rth.  idigteu  di<-  Juristen  diesej»  aussrhliesüliche  .T.ijrtlr  cht 
der  Territorialbern  u  nach  d»'r  fiscal.  Lehr--  ron  d.  herrenlosen  (iütern,  welche  sir 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  dem  It).  Jahrhund'^rt.  H ulimann,  Finaoz- 
gOM-hichte.  S.  Mittermaier,  §.  213—215.  Beseler.  1).  Privatrecht.  §.  llHi. 
In  Dl  iif^chland  ,,l)>Ntoht  oder  bestand  .in»-  ejemeiMrechtlich»-  V>  rniuthung  ftir  dif^ 
KegalitMt  der  Jagd  nicht,  sondern  e^  hing  von  dum  ciiuoliieu  ParticularreciUe  al),  ob 
und  In  velcbem  OmfangM  aie  befrOndet  var.*'  Nach  Beseler,  8.  814. 

„Die  neue  Einführung  des  Jagdrcgals  wUrde  als  unnöthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigentbumsrecht  nicht  zn  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand eincnwenden.^*  (Ran  §.  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebong  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  flir  die  landwirthschaftlicbe  Coltnr 
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mit  sich  und  die  im  Jagdre^al  liegende  Beschräukuiig  der  Kechtc 
des  (Jnindeigenthtimers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em- 
plundeii.  Ueshall)  liut  man  neuerdings  das  .lagdregal  in  unseren 
8taatcit  sammt  allen  hmduM  Uten  auch  ]M'ivatrechtlicbeü  ürspiuogs 
aaf  fremdem  Bodeu  meit»teiiä  gesetzlich  aat'gehoben. 

Aofhebnn)?  des  Jagdregab  in  Prankreich.  II.  Aug.  t7S9.  in  Dcutüch- 
laurl  meist  ISIS.  Prexiss.  (icsi-ti  v.  'M.  Oct.  1&48:  je^les  .latiflrccht  auf  fremdem 
(iruad  and  Boden  ohne  Entschädigung  aufj;choboo.  Jagdpolucigcs.  v.  7.  Mävi  1S5Ü. 
Bas  Ja^recht  in  den  neueren  Gesetzen  iriedcr  als  Ansioss  dos  Grondeigenthams  be- 
handelt, selbst  die  Bestellung  des  Jagdrochts  auf  fremdem  Gni tu!  und  Hoden  als  Gmod- 
gerechtigkcit  untersagt  (Beseler,  S.  815),  dit-  AnsUbun»  der  Jagd  alnr  beschränkt. 
Namentlich  ist  die  eigene  .\ubuliuns:  diT  Jagd  an  eine  hcstimmto  Grö^  des  Land- 
guts gelmttpft  and  die  Gemeinden  tiind  rerhalten  voideii,  sie  za  verpachteD  eder  Be- 
auftnu^te  anzQsteUen  (vgl.  Bau,  VolkswirtlischaßspoL,  §.  174,  u.  das  gen.  prenss. 
Gesetz). 

Wo  das  Jagd  l  egal  oder  ein  Privatjagdrecht  auf  fremdem 

Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufhebung  solcher  Rechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten,  Ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Eut- 
schadigüug,  die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  jAbh'isung  dinglicher  Ücchte  u.  s.  vv. 
cHolgen,  sj.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter- 
blieben, wenn  die  sehr  anbeliebteu  Jagdrecbte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

7j.  B.  in  Proussen  nach  Gesetz  r.  31.  üct.  Ib4>».  Anders  in  Sachsen,  wo 
den  Staate  125:1  von  ^  tinmtl.  58«^3  Jagdrochtm  gehört«  n.  Al)liisiini^">humme  dieser 
Domanialjagilcn  I  s^.;)45  Thlr.  wogegen  der  Staat  zu  allen  Jagdieobtiiabij}sttngea  einen 

iCuschuss  von  485,cJOi  Thlr.  gab. 

247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  anf  eigenem  Boden  und  als  gmndherrliebe  Gerechtsame 

kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbst  VC  r  Wallung,  indem  das  von  den  .lagern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  aul  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  für  jedes  Stii<    le/.ahlt  wird'*; 

2.  durch  Ueberlassnng  des  Jagdrechts  au  das  Korstpersonal 
als  Gehaltsquote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Abziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
mtlsste ; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Kegel  vortheilhatltei*  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Foratlente  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtem  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver- 
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htttimg  von  Fddsohäden  und  der  Enats  solcher  fiescl&diguDgeo 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  „beim  Jagdregal  specieÜ  durch  üeberlassung  der 
Ansübun^  desheiben  an  gruHücre  Grnndb  es  i  tzer  auf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrnts  im  Fall  einer 
Zerstttckelang  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  »ehr  einfach  aad  befreit  die  Grandeigner 
▼OB  allen  BeläatigiiDgeD.''  (Kau). 

Die  Anstibung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  Übrigens  den 
Foretsohriftstellem  auch  g^nwUrtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.  So  Albert,  Foistverwalt  S.  225. 

£rtra$;i;  für  den  Staat:  Preuütiea,  A.  für  1870  (iucl.  ooue  Pruv.):  Japl 
97,964  Thlr..  wov.  10,740  Beute  fUr  abgelöstca  Jaffdrccht.  49,066  aas  Verpacht.  3*>,158 
aas  ei/  Administr. ;  Verwahunjrskosten  der  Jairil  1S,r)5(K  Ertrag  302,106  M., 

JagdverwaUungsluMteu  55»650  M.,  läi>3/S»4  bez.  339.100  u.  74,000  M.  —  Baieru  A. 
1S70.  Jagd  näi  55.037,  rein  27.084  JL.  wiikL  Ertr.  1868  54,428  C,  Reinttttia^  M.4S6. 
Der  Beinertrai;  ist  meist  an  (jO"/,,  des  Rohertrat:».  Etwa  -  ,  le6  E^trag^  aus  Kci^ic. 
Vs  AUS  Veipachtuag.  Die  Verpachtuag  soll  seit  ISTiü  zur  Kegel  werden,  waü  aber 
uoch  nicht  erreicht  ist  —  Baden  Kohertr.  d.  Jagdou  A.  Ib76  24,7;t5  M. 

.Je  mehr  man  sor  VeifttlltuBf  des  Wildschadeiw  thnt.  deale  mehr  mo»  der  WUd- 

htaod ,  also  der  Ertrag  der  Ja^^d  abnehmte.  Zur  SiL-licnuiK  des^lNeu  gehören  vor- 
züglich "Mas^-rcgdn  gegen  W'ilddicbstahl,  die  aasser  der  W'aldbu»  auch  in  der  Aufsicht 
über  den  Uiuiücl  der  Priv'atpcn>ont  ü  mit  Wild  bestehen.  I)age.i;ea  uiii:vi>cü  die  mauchf-riei 
liOirteD,  die  ehemals  dea  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Laiid* 
leuten  aafgelegt  waren,  —  keine  Folt^-e  des  Begalft,  :i0uderii  meist  aaf  Grund  der<intb 
oder  Vogttiibenschaft  entstanden,  Boscier,  S.  815  —  /.  B.  Jagdfrobuden,  Beköstigung 
der  Jiger  und  Hände  n.  dgL  nt.,  vdlmaudig  aufgehoben  wefdeo,  «ie  dios  di«  ne««nn 
Jftfdgesetze  <z.  B.  Preasik  tie».  r.  2.  Mi»  1850,  §.  3,  Nr.  6)»  Midi  meisten«  ffedmii 
haben."  (Knn  194). 

C.  Einnahmeil  aus  .Jagdscheinen.  Jagdschein  e, 
d.  h.  Legitiniations-  bez.  auch  Erlauhniss  Papiere,  an  deren  Besitz 
da»  Recht  dci  Ausii!)inig  der  Jagd  tür  jeden  Privaten,  auch  Tür 
den  Gnnideigiiei' ,  der  anf  seinem  eig-enen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Kegel  gebunden  ist,  (z.  B.  I'reuss.  Ges. 
V.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  poliseiliche  Bedeutung. 
Eine  dailtr  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  ans  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
JagdpoliseiTcrwaltnng  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sieh  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Stttzen  erhoben 
würden,  anch  als  Gennssstenern  nnd  bei  bemfiimSssigen  Jlgem, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  besiehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbeste ner  auffassen. 

Li  Proussen  muss  joüüü  Jahr  ein  Ji^tKrhein  ftü:  1  Thlr.  gelöst  worden,  der 
Ibtn^  kommt  In  die  Krdieommgnnlknmo  me  Wolinofti  doo  JagocImüientneluBerii; 
ob,  tie«.  9.  14. 
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II.  —  248.  Fischerei.  Aneh  sie  kann  dem  Staate  als 
£igeiitlittmer  der  Domänen  and  Forsten  wie  andern  Gmnd- 
eigentbtlmem  in  eigenen  Privatgewttssern  oder  aneb  anf  Grand 

eineb  gii  tshcrr lic hen  Rechts  in  fremden  Privatgcwässern 
zustehen.  In  ünentliclien  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitunter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grundlieneu  oder 
Ufergemeinden  zn.  Doch  wird  sie  öUers  aach  als  Regal  dem 
Staate  aasscbliesslich  zugeschrieben. 

KI  über,  öffcntl.  Becht,  §.  456  IT.,  Mittemaiei,  I,  §.  222«,  Beseler« 

g.  l'J".  Ivs.  S.  S22. 

.,L>aä  Kücht  ((Jas  sojr.  W  asüerrcff  al »  kauu  .sicli  dann  auf  die  Bcfugiiiäs  be- 
ziehen ,  natzbare  (iegenstände  vi^rschicdener  Art  aos  den  Gowä-ssmi  zu  gewinnen, 
wobei  dio  Fiscli-  ri  i  der  wii-hti^^st--  Fall  zu  -'"ifi  pflegt.  Die  Kcgalitiit  ist  tinjfefälir 
wie  die  der  Jagd  zu  bcunbcileu  und  nach  dm  Beispiel  deiveibcii  eatstandco/'  Mitter- 
maier  I,  §.  233,  294.  —  In  RrnfsUiid  war  froher  die  nstrachitaische  Piscbeni 
(anf  d.  CAS\K  Mi-ere  mit  Ausnahme  der  araliscbcu)  ein  Regal .  welches  1 76.^  gegen 
eiiie  Abgabe  von  jedem  Ptul  iraus<  tib!asc  und  Caviar  der  Kaufmann8<-!mft  zu  Astracliau 
Uberlastieu  wuidu;  lh02  wurde  dir  Fischerei  der  ailgemolDcu  Benutzung  ireigegebcn. 
Storch,  RoDsL  unler  Alex.  L,  X«  21—80.  (Ran.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewilss crn  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Ohjecten,  wie 
den  Fel(i|j;iitern ,  unter  Bedingungen ,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Bau,  Yolli8vilüi8chaft2i]jol.  §.  17i').  —  In  Baii  rn  besteht  eine  Ilonischerei 
des  Staats  im  Chiemsee,  A.  HTf5  ^05:5  M.  roh,  59-10  M.  AiiMnif  Du  Krtragc 
au:>  d.  Fischerei  du.->  Staats  sind  meist  uobcdcuteud.  Uaden  A.  IsTi»  24,736  M.  lu 
Preussen  wird  die  dun.  aas  Fiacheraieii  mit  deijen.  ans  Oointtnen*Parcellenpacht 
IL  Mtlhleu  im  Etat  in  1  Titel  angesetzt. 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  KUateo,  wird  am  besten 
den  Staatsaugehörigen  frei  gegeben.  —  Die  Gold wSscherei  ans  dem  Bette  der 
öffentlicheu  Clttflie  giabt  in  Deutschlaiid  kaum  einen  R<;incrtrag  mehr  und  rerdiente, 
frei  jjegebon  zu  werden.  Mehrere  europäische  I^'lüsse  führen  Gold,  z.  B.  Kb»;in,  IsHr, 
Inn,  £der,  Beuj»,  Aar,  Emme,  .cVrriege  (aurigera),  Po,  Tajo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt «ich  das  Ansvaschen  ans  dent  Flussbette  mehr.  —  In  Baden  wird  ans  dem 
üfersamlc  GoM  gewaschen,  was  jedem  nrunileiüeiitbUmci  freigei^cbeii  ist.  Gold- 
wäschen aus  Frivatgewässern  oder  aus  der  Erde  der  PrivatgrundstUciio  wurde  l'rUher 
gewöhnlich  unter  das  Bergregal  gestellt.  (Kau.)  Die  Perlenbäche  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Kegal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  für  die  Staatskasse.  Baiem 
hrt*  einige  PerI<  n)»riohe  in  Oberfranken,  Oberpfalz  und  Nied«  i  baiorn.  ileren  \  rwaltunsrs" 
ioiWa  den  Ertrag  übersteigen.  Es  väre  vortheilhafter.  das  Hetriebsrecht  auch  unent- 
geldlch  einem  Pri?atmann  zu  geben.  Die  Preigebung  an  aUe  OfeAMitzer  wttrde  die 
ganze  Nufzua-  zeratüreii.  —  Sär  lis.  Perlenfischerei  im  Voigtlande,  Refsl  seit  1621, — 
Bad.  Pcrlenbach  zu  Schönau  im  ( )denw:ilde.    (Bau  VMi). 

Finanziell  wichtiger  ist  das  in  Preussen  bestehende,  übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernateiuregal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  W^c  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bernsteinregal  an  d. 
preuss.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
twwie  üeiasige  Anfidcht  nOthig.  Es  ist  fttther  allgemein,  jetzt  noch  thettwefse  an 
die  einzelnen  Strandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Mcmeler  Haus 
Stantien  und  Becker  die  Bernsfeinausbente  in  einem  Tbeilc  des  curischen  Ilafls 
und  Nachbarsclial't  gepachtet  und  mit  Hille  grossei  Baggermaschiucn  u.  s.  w. 
den  ErtfBg  sehr  gesteigert,  neue  Absatzwege  Im  Orient  n.  s.  w.  gesncht,  sp 
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dass  hei  der  letzten  Ernencrong  des  Pachtvertrages  zwischen  diesoia  Hause  und  dem 
Staate  di»>  Pachtsumme  crhoblich  gfSteig^'rt  werden  konnte.  Ertnu^nschlag  des 
Kegals  1S58  t»olO,  1S70  22,253,  187J  aUr  r,2,25;j  Thlr..  1^75  340.0U0  M.,  jet/t 
sogar  550,000  M.    Uie  Kegalisirong  wird  in  diesem  ^p*Madlttii  Falle  moth- 

inasslich  zu  niner  indirccten  Vcr')rau<  lisbe>teTiertin^  der  ßcmsteincoiiaiUDonten.  Di« 
Erhöhung  der  Pachtsumme  trifll  den  Gewinn  der  Pachter  eiastveileu. 


Dritter  HaaptabflchnUt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Gewerksaniagen, 

1.  Abschnitt 
Bergbau* 

Die  Staalabeiigweilce  behandelt  Rao  in  dem  Abschiiitt  r.  Bergregal ,  5.  A. 

§.  172  — IS'l  Di»!  GniiKli-  für  die  v«'räudi  rte  Stellun-  im  System  d. t  Kinnahinvn. 
welch'-  ich  den  Bergwerken  «rp^elien  liaW,  sind  ol»en  in  §.  207  IT.  darj^elejct  worden.  In 
meiner  Bearbeitung  der  0.  A.  v.  Hau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  von  mir 
n<;u  bearl>eitet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Veräusscrungsfrage  noch  zu  M»- 
scblicsslieh  den  Produrti tnndpiiiict  lietnnf.  Aurli  der  drs  Verthfiluiigsinteresses 
ist  £u  beachten  (Gefahr  mouoiKtlist  Ausbeutung».  Vgl.  jetzt  Wagner,  Gründl^.. 
§.  36S  ff.  Die  Oestaltnnf  doa  BergrechtB  ist  ron  bes.  prindp.  Badeotoi^  für  die 
Fragen  der  Ki^^enthumsordnung.    S.  cb.  S.  773  ff. 

Ueber  den  iiiteren  Stand  der  Lehre  vercrleirho  Berfrius,  Neues  P.  und 
Kam.  majif.  I,  229  ff.  und  von  Kancrin.  B<!rir-kauural-  u.  ßcrgpolizei Wissenschaft 
1791 .  Ueber  die  neueren  Anhiehten  vergloirlie  Jacob,  I,  §.  277  ff.,  §.  344  ff. 
Lötz.  III.  l'»f).  ruM.-\.  S.  III.  V.  .Malchus  I,  SS.  Si..*.,  Lit  u.  ßechtsgeschicht- 
liches;  1  reie^leben,  >taat  u.  Beixbau,  berausg.  v.  Bulau,  2.  A.  IS'dÜ.  Karsten 
Über  d.  Ursprung  des  Bergregals  in  Demschland,  1S44.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 184.5.  Mittermaier,  Priv  recht  §.  241  (I  Res.  1.  r.  Privatrecht.  §.  203. 
dem  im  Texte  (ier  ??.  I'M  — 19*1  mehrtaeli  pefolj:t  wurde.  Die  Belege  für  die  rcchts- 
geschichtl.  Eittwickluitg  äiiid  daselbst  zu  tuiücn.  Ebenda«.  §.  202  Uebersioht  der 
Quellen  v.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1n71,  mit  lies,  reichen  liter.  u.  Quellennachwoiscn. 
^.  3  fl°. :  d.  Entwicklung  des  Bergrechts  §.21  U'.  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
Bergregals  n.  d.  Bergbaufreih..  Halle,  IS79.  Stobbe,  D.  Prir.techt,  2.  A.  U«  §.  141 
—  IM  CBerl.  1SS3).  Klostcrmann,  Al>li  l^eru:V>ni  in  SeliHnberg's  Handb.  d.  i>oI. 
OeküU.  l.  709.  B»isrluM.  Syst.  III.  2?iO  H.  .Vuch  bi  i  diesem  Gegenstand  muss 
für  eingehendere  und  ailseiuge  Behandlung  auf  die  Volkswirthsch.politik  verwiesen' 
Verden. 

I.  —  §.  249.  Der  Htaatebergban  und  die  Entwieklmig 

dc8  Bergrechts.  Die  in  unseren  SUiaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  tlieils  aul  eigenem  fdonianialen  oder  lisca 
liöcheii)  Boden  des  Staal.s,  theils  juif  l'ri\iUliindereien  angelegt. 
Der  Ursprung  der  iStaat.nl u"ii;\vn  ke  letzterer  Art  liegt  vielfach  im 
B e r fr  r  e  ir  a  ! ,  rittcrs.  nanientlieli  in  n  c  u  e re  r  Zeit,  nwvh  iinal)hängi^'* 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerk^eigenthnms  nach  den  Kegeln 
des  fr eierk Hirten  Bergbaus.  Da«  Bergrecht  hat  nemlich  in 
Deatscbland  uad  zani  Theil  auch  in  sDdereD  Ländern  aebr  be- 
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merkensweithe  E  ii  t  \v  i c  k  1  iiu  i;-  s  j»  h  a  s  c  n  durchlaiit'en.  Im  Wescnt 
lieben  sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  (i rund- 
eigen  tli  iimer  als  solcher  auch  anss(  hli»  s^iich  Uber  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  veiiiiat,  dann  das  ältere 
Hecht  der  ,,Bcrg  hau  frei  hcit'',  darauf  das  Kocht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Hecht  der  „Bergbautreiheit'^ 
oder „Freierklärnng  des  Bergbaus".  Man  mnss  diese  Phasen 
kennen,  nm  auch  die  fioauKielle  Seite  des  Bergbaas  richtig  zu 
würdigen. 

Zur  weiteren  Characteiistilt  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Kefhte,  das  bis  /um  II.  Jahrhundert  in  (ieltiUlg 
war,  umiasste  das  (iroodeigeuthum  neben  anderen  Zubehöruugeu  auch  die  im  Boden 
nnter  der  Erdoberfliche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  and  stand  da» 

her  nnr  dem  GruiKloigciithUmcr  das  Kecht  zu,  diese  bergmanDisch  zu  gcwinncu.  Auch 
laudt  sherrliche  Bergwerke  konnten  somit  nnr  auf  Domaniallaud  oder  nach  Abkommen 
mit  (icm  EigCDthumer  aui  i'rivutlaiid  cutateheu.  Dieses  älteste  Hecht  wurde  jeiloub 
schon  t'rtlh  durch  eine  andere  Kecbtsbildunf  reidiängt,  weldie  so  einer  vesentUehen 
Beschränliung  des  Grondeigenthums  führte. 

2.  Es  wurde  nemlich  Jedermann  getitattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Minuraiiuu 
zu  Hachen  (m  schtirfen)  und«  im  FaUe  er  znerst  soldie  fand,  hior  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  (irubenfelde  anzulegen,  wofür  aber  die  Erlaubniss  des  Königs 
zu  erlangen  u.  A'igraben  an  di>  ^f  i  (tsg--  w.ilt  zu  entrichten  waren.  In  (ien  ältesten 
Bergordunngeu  au2>  dem  LS.  Jahiiiundcrt  läl  dieses  Princip,  wonach  alsu  das  ivecht 
des  Grundeigenthumers  beschränkt  und  das  Eigenthom  an  der  ErdoberUftche  ron  dem- 
jenii^^en  an  d.n  im  Uodcn  «'lUhaltcneii  Mineralien  g^ctrennt  war,  anerkanüt»--  l\echt. 
Auch  die  L,andesherrcn  konnten  natürlich  nach  diesem  iiechte  Beigwerkseigenthum 
eTwerben. 

.'{.  Wesentlich  auch  fiscal iscbem  Interesse  aber  bildete  sich  rora  12.  JaJir* 
hundert  an  neben  jenem  Tv«  ( ht  des  froierklärten  Berj^baus  und  dasselbe  allgemach 
einschjiajikend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  aui  anderes  Bergrecht  aus:  diu 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergw  erke  und  Salinen  als  Ke^nl  lllr  si^  in  Aiisproch 
iwnhl  nicht  nnltedingt  zuerst,  aber  als  .illgemeincrer  Kechtsanspruch  zuerst  von  Frie- 
drich LJ.  I>ie  mancherlei  Coutlicte  mit  den  Laadosherren,  welche  hierdurch  eut- 
staaden,  lOeten  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dasa  da«  Regal  den  Landeefaerren, 
u;imentlich  zuerst  in  der  Güldenen  Bulle  den  Chnrfursten  (Aurea  liulla  c.  IX. 
§.  1.  —  Ubri^-etis  mit  der  EinHchränkunp:  prout  posaunt  sea  ronstieTernnt  talia  (jura) 
possiderii  vom  Kaiser  verliehen  oder  uhau  W  iderspruch  von  den  Landesherren  als 
integrirender  Bestandtheil  ihrer  Ue<  hte  au  sich  gezogen  wurde.  Besonde»  war  es 
der  früher  ja  au-  h  in  Deutschland  Tiel  ergiel>ii;ere  He rg bau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  ^^teinsalz),  welcher  auf  (iiund  des  Kcgals  vom  Staate  betrieben  wurde. 

Ueber  Athen  u.  Griechenland  s.  Bitckh's  Abh.  aber  d.  Laarischen  Silber- 
beruwerkr  iji  I  Abh.  d.  Bert.  Ak»i  tblö:  d<  rs.  Staatshaush.  d.  Athener,  2.  A. 
S.  sn,  120—425,  Keynier,  Gr«rs,  S.  :^0l.  Buchse usc Ii  Utz,  Besitz  u.  Erwerf»  im 
griech.  Alterthum  S.  98  tf.  lu  AtLuu  war  der  £i<,'entliUmer  d.  Berürucrke  d.  Staat, 
d^  aber  nie  auf  eiu:t-ne  Rechnung  betrieb,  ^ondcru  die  Werke,  die  mit  Sclaven  be- 
baut wurden,  in  Erbpacht  i;a1).  I)a->  Rrcht  m  bauen  wurd.  f.  cin'-tj  bistimmt«'n 
Kaufpreis  verkauft,  dur  au  den  btaal  diiect  zahlen  war.  Da/u  kam  eine  Abgabe 
V.  Ertra^^s,  die  in  Oeneralpadht  snr  Erhebung'  iregeben  war.  —  In  Kom  wniden 

Salz  werke  ursprünglich  auf  Staatsrechn.  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Vcrk- hrs-,  nirht  im  Finaazinteresse,  wie '-^  scheint  (nach  Mar<|Uardt« 
rflm.  Staatsvcrwalt.  II,  l.i.'i.  271).  Uubcr  d.  liurgw-  rk<-  s.  cb.  S.  24ö,  252  S.  In 
Italien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  beschrtakt.  Die  wich- 
tigsten waren  in  den  Pro\in/i  n.  Der  N.init^  ist  nietaüa,  wozu  neben  Gold-, 
SUher-,  Eisen-,  Kupfergrubcu,  auch  StcinbiUchc,  iireidtigruben,  Salzwerku  gehOieu. 
Pie  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellao  in  Galli»  tnuispad.,  die  Silbergraben 
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3.  B.  Ord.  Einn.  2.  K.  Privaterwerb.  3.  II.  A.  nerg:»»au.  249. 


bei  Keucarthago  in  S|ianien ,  die  Gold  -  and  SUberberirwerko  in  Macdlonien  die 
nichts  wie  Raa  gemeint  hat,  definitiv,  sondern  mir  zdtweise  hei  der  Eroberang  gc- 
achlotsen  vurdea  —  besass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Frirfttea. 
Aack  iranlen  StMlsverice,  z.  B.  die  Sllbergniben  in  Spanien,  an  Prirate  ferftUBttit. 
Unter  den  Kaisern  wurde  d.  Borgwcrksbesitz  th.  f.  den  Fiscus,  tb.  f.  d.  kais.  Prifat- 
fcrmögon  »ehr  «nsEr^  d<>hnf,  hes.  aof  d.  besten  u.  t  infnisrlichstf^n  Cimben  (aach  Marmor- 
brtlche).  Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwaltong,  tb.  Ycrpachliin^.  Vgl.  f.  üic^  Alles 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0..  wonach  Ran  5.  A.  g.  172,  Notn  c.  o.  6.  A.  §.  191. 
Note  c.  zu  berichtijren.  S.  sonst  nocli  Bor  mann,  D«-  v<'ctigal.  pop.  Rom.  Kap.  6 
S.  77.  lieber  die  Verhältnisse  im  deutschen  Mittelalter  ü.  Achenbach  a.a.  0. 
S.  68  £,  Stebbe  II,  §.  142.  Wai  iz,  D.  Verfiua.fe«c1i.  Vin,  209  ff.  (über  Metalle; 
n.  A.  waren  d.  Har/.berc:irerke  im  KAnip:!.  Eigentbnm;  Ober  8al/.  S.  272). 

TTf^rafle  aus  finsinziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nif  ht  lit  zu  nl><  r^ehende 
volkäw  irthschaftliche  rerbanden.  wnrde  jedoch  durch  die  Uegaliäirun|^  «le« 
Bergbaus  das  Sitore  Becbt  der  Bergbanf^ibelt  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  n m irestal tet.  Prxssclbp  s.  tztc  auch  keincswer'?  cr^t  Mc.  Rt  galit  it 
als  bestehend  roraus,  wie  Raa  in  der  5.  Auflaufe  §.  172  annimmt;  die  trci- 
erkltranf  gestatte  den  Priratbetrieb  unter  gewissen  Bedin!ran,ir<;n .  welehe  gende 
aas  dem  Regal  abzuleiten  seien.  Di<  -  i-t  irris,^  wie  di<'  ältere  Bergrechtsbilduni^  and 
wieder  Aio  neueste  zeigt.  W.  nn  nur  das  Princip  des  bcschrAnkten  Grandeisrenthums 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  a.  ü.  w.  vom  VerfUgungsrocht  des  Grondeignen»  aus- 
gescUeven  sind,  so  bedarf  es  dnreli«»  nicht  des  Regalprincips,  um  die  Anlegon; 
von  Bonrw.  rken  auf  freindf^m  Privatlandc  zu  ei  inriglic'i  fi  Der  Staat  braucht  nur  i?«^- 
müss  seiner  allirctn.  IloheibT&cht«^  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  ^Valegpnif 
solcher  Bergwerkü,  durch  welche  die  dem  GrundeigenthOmer  nicht  gehörenden  Sfine- 
mlien  anL'^c  ignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  das 
T^echt  d'i  Sclulrff'ns  an  di.-  obrigkeitliche  Erlanbniss  gebunden  wurde:  der  Finder 
mobtite  muthen,  d.  h.  um  die  Verleihung  des  Keciits  zum  Bergbau  auf  einem  ge- 
wissen Felde  nachsnohen  and  wurde  alwlann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  iBBor 
m-'lir  auf  Grund  des  Kcirals  —  mit  diesem  Kerlifc  belehnt.  Für  die  Sfaats-jrcwilt  war 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  Hnanziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerics< 
abgaben  rcrschicdener  Art  und  in  bedeutenderer  lli'^he  als  bisher  Qblich  för  solche 
Priratbefjgweike  einsnfBhren,  so  den  Beri^zehnten,  Q  uatembergeld er,  Recess- 
?elder  u.  s.  w.  Diese  Hi^ils  aus  der  Beru  Ii  oh  e  it.  wie  man  das  polizeiliche  Ober- 
aa&ichtsrecht  des  Staats  über  den  Ber^:bau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent- 
lielitB  Beiirreff*]  nbraleilfoiden  Absraben  tragen  in  anderer  Hinstellt  die  Menmaie 
einer  besonderen  Gcwerbi  ■<t<'uer  für  den  Berirbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  mässigenGcbUhren  oder  zu  reinen  Stcaern 
umgebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  and  deren  Zn- 
sammenhaoir  mit  dem  Hergregal  den  Iclirrcieiien  Au6.  r.  Arnd,  Bestcuer.  d.  Bei!g- 
werke,  Conrad  s  Jahrb  U  ni  (ISSl)  S.  174,  630;  Aber  die  jetzige  Uesteoenuf  meine 
Abb.  directe  Stenern  in  Schönberg's  llandb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  aasscbHestlichen  Aasabnnir  des  Bergregals  dofch 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahm«'.  Kr  Lommt  in  Deut«rliland  luimeiitlicli  für  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  d*-r  StotTc ,  auf  welche  sich  das  GrundciL^cnthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  aud  fQr  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
rerschiedeneii  Ländern  keine  volle  Uebereinstimmunv:  und  auch  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien  und  -päf «  ren  Staaten  herr<.  li{  l.  in«-  v»»Iligo  GleiclimÄssigkeit. 
Im  AUgemeinen  nmfa^st  das  Bergregal  ,4dle  auf  ihren  naturlicheu  Lagerstätten  vor- 
kommende Minerallen,  aaf  welche  der  Bergban  in  seiner  technischen  Ansbildimg  her» 
kAmmlich  betrieben  zu  w.rden  pflegt."  (Be>eler.  S.  8,i0).  In  d<r  Gold.  Balle 
werden  jrenannt:  auri  et  arj' nti  fodina<  atqu-  niinerab  ^tanni,  cnpri ,  fern,  pluinbi  et 
alterius  •  ujuscunquo  generib  metallici  etiaui  salia.  —  Stein-  u.  Braunkohlen  fallen  nach 
neaerem  Ke<  hte  meßtens  unter  das  Regal  oder,  nnahhlngig  von  letzterem,  unter 
ilio  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeitrentlitimers  aus^rcsrhlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selteji  regaliiirt,  Salzquellen  meistens.  In  Gros^brltannien  sind  nur  Uotd  und 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volk>wir1hschaftlicliu  Bedeutung  des  Berf:  - 
b»us  mehr  erkannt  worden  und  der  (inanzielle  Gesi,  litspunct  zurückgetreten  war.  der 
Privatbergbau  sich  stärker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Regal 
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abgeleiteten  Beiywerksabgaben  bei  der  feruiindcrten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  und 
um  den  Ikrg^bau  zu  begünstip'fn  »'rinä^^ip-t  und  mehr  als  eif;entliclie  Gebühren  und 
Steuern  behandelt  wurden,  —  bereitete  sich  auch  im  ileigrechl  eine  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfiM^ii  zu  einem  Absehlnsu  gekommea  ist. 
(Vgl.  besonders  das  voitrcinirlu'  neue  preas<i>cLe  Rerirn-eset;.  vom  *\  Juni  1805 
(z.  Tb.  berobeod  auf  OiunUäätzeu  den  franzü^i seilen  Bergrecht:)),  welches  wieder 
dem  bAierisehen  Ber^^esetz  rora  20.  MSn  ]809  Ottd  aadein  in  kleinen  Staaten 
(Braunschwöig,  Weimar,  Gotha,  Waideck}  zum  Vorbild  diente.  S.  Acheobacli.  §.  ISX 
Das  BcT'rreira!  als  Finanzrejial  .  oder  „nutzbares  Hoheitsrecht"  ver- 
schwand. (Bender,  S.  203,  VI.  Stobbo  U,  5S5.  Achenbach  6.  2uy;.  Die 
Beschrftnknng  des  Gr undciv^cnthoms,  die  ja  nicht  erst  dnreh  daa  Begial  fre> 
schallt  n.  wenn  auch  durcli  die  K'eL^iilisinjn  •  im  f  deren  Verbindanjr  mit  der  Ilernbau- 
freiheit  nodi  zu  grO«;»erer  praktischer  Bedeutung  ah  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war»  blieb  dafregen  bestehen.  Im  preiissischen  Bcrg^^csctz  ist  dies 
so  ani^edrackt:  §.  1.  „Die  nachstehend  verzeichneten  Minerdien  sind  von  dem  Yer* 
fUgongsrecht  des  Grundei£renthiimci>  ausgeschlossen."  Ebenso  blieb  die  Herübau- 
t'reiheit  in  Gcltun:;  uuU  wurde  nur  nach  den  neuereu  BedUriiiisäun  der  Volks- 
wirthschaft  mit  Rttckvicht  auf  die  notliwendige  Gontrolc  des  Staats  über  den  Bergbau 
und  auf  dit?  Sieheiuni:  di  r  Ivcchtr  do-^  Grnndeigenthttmers,  dessen  Boden  zum  Schürfen 
und  zur  Anlage  eiuet»  Bergwerks  von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
yresetzlich  reifralirt.  In  Gesefeeen,  wie  dem  prensa.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  AQ&achnng  und  Gewinnung  der  vom  ^'erf(lgungs> 
recht  des  Grundei'^'ners  ans^re'^elilossenen  Mineralien  erfolL'en  kann.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  aut  welche  Minerals  tolle  sich  das  Bergrecht  beziehe, 
a.  B.  P  reu  SS.  Ges.  §.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Basendsen« 
erze,  Blei,  Knpfer.  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Maoiian.  Antimon  o.  Schwefel, 
gediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitrioler«e  —  Steinkohle,  Brannkohle  u.  Graphit 

—  Steinsall  nefart  den  mit  demselben  auf  den  nftmlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salaen  und  die  Salz^eQeu.  E>  ist  nicht  nothwendii:  und  nicht  richti<:,  die>es  neueste 
Bergrecht,  ebenso  wenier  als  die  Freierklärung  des  Borgbaus  überhati]  t.  auf  das  Berg- 
regal zu  gründen.  Vielmolu-  ist  die  Grundlage  dieses  Ikrgrechts,  nebon  dem  erwähnten 
Hanptpiineip,  der  Beschrinkang  des  Gronddgenthiims  —  also  einem  Satze  des  Ftirat» 
rechts  —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  zu  suchr-n,  die  man  in 
ilirer  Anwendung  auf  das  Bergwesen  Berghoheit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  85S  u.  Motire  z.  preussisch.  Berggesetz  ?.  1865  bei  Kloster  mann,  Allgem.  Berg- 
geä.  ftlr  d.  preuas.  Staaten,  nebst  Ck>mmentar,  S.  45  fi'.  Stobbe  II,  5S5:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  in  derivativer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatiecht.  sondmii 
er  ertheilt  in  Folge  sein  s  Uohoitsrechts  gemäss  den  gesetzlichen  Kegeln  die  Uon- 
cesrilen,  yermöge  denen  der  Einzelne  in  einem  eonereten  Umfange  beighauboreehtlgt 
wird."  Nähere  Begründung  dieser  Aufiaason^^  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  ff.  209. 

—  Ueber  d.  volkswirthschaftL  Zweekmiuijkeit  dieses  heutigen  Bersrechts  s.  Wagner, 
Grundlcg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  mm 
schon  früher  öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
nenen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichlalls,  wie  dies  in 
den  neneren  Berggesetzen  aueli  ansdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  ^.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
BeifTvrerfcen  ittr  Beehniinf  des  Staats  ist  den  Beatimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls unterworfen."  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Berggesetzgebung  hat  mit  d. 
Anlhebuiig  des  Berzrciral-  die  Vorieihunir  nach  Maass'xabe  de^  G.^setzes  aus- 
schliesslich anerkannt."  Die  Neuaula;;e  vuo  Siaabberg werken  aui  licuiden  Privat- 
lladeieien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Bechtsformalit&ten  gebunden,  wie  die  An- 
iaf^e  von  Privatbergwetkeo,  und  setzt  kein  Uegal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Grandeigentbum  oder  anf  TrivaUändereieu  angelegt  sind, 
wenigsteDg  da,  wo  das  neuere  Bergreebt  zur  Oeltung  gelangt  ist, 
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gaoz  in  die  Claese  der  gewöhnUcben  pri vatwirtbsehaft- 
lieben  UnternebrnnDgeD,  was  sie  frflber  freilieb  trotz  des 
Regals  saehlieh  meistens  aneb  waren,  weil  eine  Erböhnng  des  Er- 
trags in  Folge  der  Regalisirnng  nur  ansnabmsweise  mi^glteh 
war. 

Ihre  BeliMidlonK  in  der  Lehre  vom  Priratenrerb  des  Sttiets  im  Syaten  der 

Ir^iiiUkZwLssciischalt  eiMsheint  daher  aach  alt»  die  allein  richti-''.  FbL-nso  And  die  Ein 
lialimcii  dt  »  Staats  aas  Pri vatbi-rirwerken   imnrnHir  aliwi  ichcinJ  von  Hau  lö.  A. 
§.  181 — lb'6)  systematisch  richtiger  in  dcu  Abscbiiittcu  von  den  üebuhrea  and  dta 
Steuern  zu  besprochen. 

II.  250.    Beibehaltung  oder  Vcräusserung  der 

S  t  a  a  t  ö  b  c  r  g  w  e  r  k  e.  Der  Besitz  von  btaatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet. 

Prcuss<;ii  uod  Orstcrreicli-Üngarn  haljen  noch  manche  Staatsbcrutterkc ,  deron 
Ktitstcliun<r  und  Heibeltaltunir  hier  frOber  ausser  durch  da<^  Kegal  auch  durch  den 
«frossi'Q  Doinäueu-  und  Waldbcsitz  an  erklären  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
"^laatcn,  dann  in  (Ilii  nordöstlichen  und  in  >üdcuropiii«rhtMi  Staaten  fSpnnii^n)  litid^»» 
sich  Staat&barK^^-'i'ii^ti.  »übrend  diesclb.  ia  Groshbritanuicn  und  1  rauJ^reich  lehlcu.  Du* 
Einn.  au»  den  Benr-.  Hflttenireilien  n.  Salinen  hat  Herrn.  Wapcner  in  seinen  finaaz- 
stat.  Ucbersicliten  im  Goth.  Jahrb.  1S74  S.  STD  aiirh  nur  liickcnhait  zusaiiimrnstcllen 
iiiinnen.  In  Uussland,  lionre^eo.  Türkei,  liriccbenland,  Spanien  befinden  sich  no<'h 
bczUirl.  Hinnahmen. 

Die  Vnv^G  der  IJeibchaltuug  oder  Veräusserun^^  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  nnd  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  nieistcns  zu  Gunsten  der  Veriiusserun 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith'sehen  Schule,  die  sieb  dabei  öfters  auf  die  sebleehte 
Kentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

Vcl.  hrs.  B.  1  Lius,  Finanzwisfi.,  2.  A.,  S.  231«  mit  Polemik  iregen  die  preaav 

hoT)^'  u.  llUttenvcrwaltuiit:. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
ans  dem  Gesiehtspuncte  (\c6  Produetions Interesses  beurtbeilt 
und  die  privatwirtbsebaftliche  Rentabilität  und  die  volkswirtbscbaft- 
Uche  Prodnctivität  sa  unbedingt  identificirt.  Daneben  ist  jedoch 
aueb  bier  das  volkswbrthsehaflliche  Vert  hei  In ngs Interesse  nnd 
das  damit  snsammenhängende  soeialpolitisebe  Mosaent  in  der 
Frage  lUr  die  Entscheidung  mit  za  beachten.  (Omndleg.  §.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthschaft- 
lichc  lUid  all^'onieiue  Verwaltungslra ge,  Uhuiich  wie  die 
StaatsforKt  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  alsi''rage  der  Regelang 
der  Bergbau  p  roduetion  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  ftlr 
nnd  wider  Staatsbern^werke  nur  eine  relative  sein.  Die  conereten 


Digitized  by  Google 


Staatäbeijrbau.  607 

Verbältiiisse  der  einzetneD  Länder  kommen  dafttr  zumeist  in  Be- 
tracht Allgemeine  Hegeln  lassen  sich  daher  nnr  in  folgender  be< 
dingter  Welse  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  ans  dem  Standpunete  des 

Volks  w  irthsc  haftlic  hen  Prodiiotionsiiiteresse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirthschat't  zu  unterscheiden. 

1.  Aul"  einer  n  i  c  cl  r  i  a  eren  Winhschaftsstufe  ist  Staatsbers: 
Wesen  und  in  \'erbindiiiij;  damit  Staatsh ii tte n wesen  öfters  recht 
wohl  am  Platte ,  selbst  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  (Laiidcshor  rl  v.  rfti'4t  !ii-'r  noch  am  Ersten  tibcr  die  oiciäteiis 
ciuetQ  oidcutUchou  Betrieb  bald  ciiordcrlicbcn  grob^cn  Kapitalien,  welche  gerade 
im  Bei|i:l»u  hanptsiclilich  in  etehenden  Ktpitabulaireii  ir»iis  feetg elcpt  werden 
und  l'tir  weiche  oft  laime  auf  duc  u  i;iiiti!  ernlr-  Kente  jfewartet  vonlcii  iniiss. 
Auch  die  techniscli  irebildcteii  Arbeitskräfte,  welche  jeder  otwas  fonue- 
tachrittooe  Bergbau,  neben  vermehrtem  Kapital,  beaseien  Maschinen  a.  a,  w.,  bald  /u 
brauchen  pfle«rt,  kann  der  Staat  uiu  Resten  liennziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
U'MSpicl  liefert  das  (iold.  Di'  \  ciii  iltnissc.  welche  in  der  californ.  und  austrat. 
<jold;^ewiaauug  nach  der  ersten  leichttta,  aber  bald  erachüpfton  Goldwäscherei  einge- 
treten  sind,  können  als  typisch  far  diu  Goldprodoction  bezeichnet  werden.  Yfrl.  dii; 
sehr  leliTrci'Mii-  iin<l  klar«-  Diirl  j^unif  von  v.  IJichthofen.  Mctallprod.  raliforuii  ns. 
Nr.  14  der  Potermann  sehen  ilrKan^uiipiheltc  d.  v:cogr.  Mittheil.  S.  Ib  11.  Der  hüuligü 
•Trosse  Watdbesitz  ien  Staats  ltls?>t  sich  ferner  oftmals  am  Vorzttglicbsten  und  mit- 
unter gar  nicht  anders  verweithen.  al«  dadurch,  dass  grosse  Holz  ver/ehrende 
(je  werke  im  Wald«-  ml»  r  ili  dessen  unmittelbarer  Nnhn  ansrele^  werden,  w»;i! 
bei  dunner  und  aruici  Bevölkerung,  schlechten  Strassen  und  niedrigen  llulzpreisen  das 
Holz  nicht  weit  wesrffcfilhrt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erseheinen  aber  Berpr- 
werki.'  iiiul  «lariiit  v^'i'mniloii  iiain  -ntlich  Huttenwr  rkr.  in  denen  die  Krzo  irleioli 
ausgescluuolzen  und  die  Metalle  weiter  veraibeitet  werden,  nanz  besonders  i?eeigu«'t 
und  notorisch  sind  ans  diesen  Gründen  manche  solche  ?!»taatswerke  angelegt  worden. 
Das  specnlative  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  ^n^gebenen 
Vorati8sct7tinu:<Mi  beim  Absatz  di'r  Bergwerks-  ihhI  Ilnttcnproducte  noch  keine  so 
entscheidende  KuUu,  ab  später,  weil  die  Commuxiicationsverhaltuis^u  und  die  allge- 
mdnen  Zustände  der  VolkswirUiscbaft  den  Absatz  «inengen,  die  Veisor^ong  des 
Localbcdarfs  die  H;ui)i(mii  he  und  dir  Toncurrenz  der  Producte  anderer  üegi  uden  odei 
L&nder  wenigstens  bei  unedlen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  specifischeu  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gründen  aach  wenige  r  hervor.  Die 
Staatsber;;vv erke  halten  daher  auch  in  frUh<rcr  Zeit  oft  als  Muster  eines  geord> 
neten  kunstmiissimm  Betriebs  und  als  P£an/.schuleii  trfsrliicktcr  Werknn  iNter  sehr  «-uto 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  ^<-hon  früher  nicht  immer  ein  erhebliches  Mnanzinter- 
esse  fttr  die  Anlegong  ncaer  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  so  mehr  ein 
TOlkswirthsrhaftl  iches. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vieliarh  auf  höheren 
Wirthsehaftsstnfen.  Oftmais  mOehte  im  Berg-  und  Ulittenweaen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privatwirth- 
scbaitiiche  Thfttigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privateh 
ersetzt  wird. 

VoD  den  soeben  angeflihrfen  Gründen  kann  spiter,  z.  Br  in  unserer  Zeit  in  den 
mittel-  und  westeuroplisohen  Staaten,  keiner  mehr  als  dutchschlagend  fttr 
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Sttatsbeii; bau  g^cltfn.  Die  etwaig-eo  Uebolstfln  lt!  des  Prirather^rbaii^  (l"^sicbtlicb 
der  2iaciiUaitigkcit  des  Betriebs,  der  Verhatuog  gewinnsacltti^eii  Kaubbausj  lassen  sich 
dmch  eine  gewisse  ObemidSiieht  des  Staats  mcliteoa  reriittten.  Die  fn-Ossere  BetrieVsaa- 
leit,  Sparsamkeit,  bessere  kaufmännische  Leitung  sind  spccifirche  VorzUfrc  der  PritnM- 
werk«',  welche  jetzt  si  hr  vrichtig:  wer*!«  n.  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Cf*m- 
municatiouswcseu  dii  Cuiicurrenz  aut  deut  Wel  imarkto  füxden  Bergwerks-  udü 
UQtt*'tihütri«'b  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  unTormeidUcIie  Sobwer- 
fäliigkeit  des  Staatsbetriebs,  di«  G <  s(  hafts  f  ubru nu  durrb  Beamte,  roa 
welchen  letzteren  grade  die  tüchtigsten  bei  dem  jetit  viel  höheren  Stande  der  tech- 
niadien  Bildung  oft  besondere  Heigang  halien  werden ,  mit  Staatsgeldem  gewagt  wa 
ezperimcntiren,  vostt  der  Bergbau  so  viel  V(;rfa)ircrische  Versuchung  biolet,  das  starke 
Ilervortret«in  der  kaufmännischen  S<  ite  des  Geschäfts  u.  \r.  a.  m.  qireclMB 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  dcu  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln^  weil  das  Kapital, 
das  im  Laufe  langer  Zeit  bineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  weleber  von  diesem  Kapital  aus  den  ReinertrSgen  noch 
niebt'  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Sieitpuncte  repräsentirt,  iLaum  ann&hemd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Gmndsfttze  des  Beebnvngs- 
Wesens  mit  einem  bflansmSssigen  Aniagekapitol  sind  daher  bei 
Bergwerkeu  nicht  recht  anwendbar.  Der  Jeweilige  Reinertrag 
enthUU  oft  neben  dci  Kente  eine  Kupitaltilgung.  Die  Grösse 
tler  letzteren  ist  über  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

]y\c\  «.in*}  Sirbwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  PriFatberg-werkw.s-  n  fulUliar 
macheu  und  woiii  mit  Kecht  Vor/uKu  der  alten  Ber^rbaugonossenscbaii  vor  der  Äctieu- 
gOHoUschaft  als  Wirthschaftsform  bidingon.  (Vgl.  0.  M  i  c  h  a  e  1  i  8 ,  d.  B«rghanfeB4M80ii«di . 
in  Faacher'ii  Vieiteljalirschr.  f.  VoUsw.  «.  Colturgescb.  )863,  IV.) 

Fttr  den  Staatsbergban  folgt  ans  .jenen  Sohwierigkeiten 
aber  vollends  das  Bfissliehe,  dass  die  privatwirthsehaftliohe 
Rentabilität  noeb  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gü  werken  sieber  zu  tibersehen  ist  und  somit  noeb  mehr  ein 

Beurtbeilnngfsroassstab  dartlber  fehlt,  wie  die  Werke  in  ökonomischer 

liiusicht  licUicbeii  werden. 

Im  Ailgemeinen  scheinen  die  meisten  btaatäbergwerke  in  unseren  Staaten 
nnr  seh  wach  zu  rontirea,  jcdwifUlB  werfen  sie  gewOhnlteh  nur  (aboolst)  niedrig. 
K«-inertri^re  ab.  —  immerhin  mit  bemcrkenswonln  n  zeitliclKn  und  örtlichen  Aus- 
nahmen.   Die  R«:atabilitat  di-r  einzelnen  Werke  ILsst  sich  naturlich  rollends  nicht 
beuitlieiltir,  wenn  di<'.  Product«;,  w«:lchr  sie  liefern,  nicht  nach  d»'m  Marktpreise,  sondent 
nach  willkarhrhen  Sätzen  an  and<re  Staatswerke,  Ixs   uit  Ilüttenwoiko,  abgeliefiBrt 
werden,  allein  diesem  Ucli'Istaiidt>  i^t  ilunh   i:  h':uf  Hurhralining^-  tj.  Ifprhnnng^j 
Grundsätze  abiuUiel£eiu  —  A<dterc  Daten  über  djiä  K«inigr.  W  estialeu  bei  Malchus, 
Pin.  1,  d.'i,  ttber  ditn  hannov.  Harz  bot  Lobzen,  I.  1S9  IT.,  u.  danach,  aowlo  oWr 
Sachsen,  Oesterreich,  Preussen,  Spanien  bei  Kau.  .'».  Aufl.,  §.  174  (a).  - 
lieber  Preu  sen  gab  ich  weiteres  Detail  in  dr-r  ti,  A.,  §.  195,  N.  b.  Vifl.  jetzt  über 
die  deut.. thf  Bergwerkäproduetion  die  period.  Veröff.  das  Kaiscrl.  Stat.  Amts  in  den 
Vioricljabis-  u.  nunmehr  den  Monatshcftoo.   Ueber  l'reussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV.  l.  S.  21S  lt..  Qhor  di.>  fisc.  B«nr-.  HtiMrn-  u.  Salzwerico  ob.  S.  24t  IT.  AHtm« 
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IHtoB  im  Stat  Jahrb.  m,  160  IT.«  dann  die  Daten  im  Etat  Die  Zahl  der  preves. 

Staatsberswerke  war  1873  60,  1S74  59  '1  Knpferwerk  u.  1  Thon-  u.  Wa^^chenlei^rube 
war  isTS  verkauft  worden).  Daron  17  Steiokobiengnibcii,  bcsond.  <lie  fast  gaux  dem 
Fiscu^  gehörenden  an  d.  Saar  (12).  11  Brannkohlengnibon,  19  Eisenstelngmiben,  6  Blui-, 
Silber-  u.  Kupfcrgniben,  4  andere.  In  1S98  (ausser  Harz  u.  Deister)  15  Steinkohlen- 
wcrki'  (Saarbi.  9).  4  TlrauiikohlcDwcrkc.  1  Illcizerhe.  1  Kalkst.brtu  li.  Phosphoritgewinnung 
im  R.-B.  Wiesbaden.  Au  der  gewaltig  aufstcitTfudea  gUnstii^en  Uonjonctur  von  1870/71 
bis  1S7.H  liat  der  Staat  natorlicb  theil^enomraen«  an  der  lUifirQnstigen  seitdem  nicht 
inind*-r.  Der  ficsamintwei  th  <lor  Proiluc  tioii  der  Slaatswerke  war  1S71 — 71  bez.  21*20, 
HH'bl^  46'ÜU,  41'78  Mill.  Tblr.  Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
auch  nicht  in  grieichem  Maasse  —  frot?.  des  crfrenlichen  Stei&ccns  der  Lfthne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dasa  d<'r  Heinertrag  bedeutend  (b-n  Anschlag  überschritt,  später 
aber  wieder  sehr  sank.  So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1S71— 80  zwischen  15 — 57 — 9  M.  M.  Dies  Schwanken  ist  in  linanz.  Hinsicht 
filr  den  Staat  nicht  anprenehm,  immerhin  piofitirt  aneh  er  einmal  ron  dem  «.Gonjnnctnr^ 
pewinn",  WaLiiior.  Grundleg.  I,  §.  TO  ff.  §.  .'JG.j.  Im  Anschlag-c  war  1S74:  Der 
Rohertrag  der  Staats liergwcrkc  75'95,  die  Betriebskosten  53  73,  der  Ueinertrag  22'22 
Hill.  M.,  nach  dem  Ergebniss  aber  95  92,  59-98,  85-94  MiU.  M.  Nach  dem  Anschl. 
fur  1S75  u.  1S76  sollte  der  Rohertrag  aber  nur  7tj-99  n,  68-09.  der  Kostunbetr.  55  24 
n.  r)4'S4,  der  Kcinertrag  also  niii  2V1'}  n.  J3-25  Mill.  M.  sein.  Im  Ergcbn.  f.  1S79/S0 
war  die  Koheinn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34,  der  Beinertnig  9*14,  18!»0/81 
bez.  Sft'll  u.  0'71«  nach  d.  Voianachl.  f.  1862/88  bes.  60*16  n.  10*85,  nach  denyen. 
f.  lSs:?'Sl  bc/.  n2-70  u.  \  i  n?,  M.  M.  Vgl.  ub«>r  di.-  Zwcifr  lhaftigkeit  der  Bucbfulirungs- 
grundsatze  im  preussischen  Berg-  u.  Hüttenwesen  Bergius,  I.  A.,  S.  115  tW  Ueber 
d.  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  Ndggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  HOttenw.  u.s.  v. 
ls*>3.  Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  Überharz<  r  licvicr,  wo  seit  d.  17.  Jahrh.  ailmälig 
der  ehemalige  gewerkschaftl.  Bergbau  in  fiscal.  Eigenth.  überführt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1S49  auf  100,936  ThJr.,  die  Zubusse  auf  25,025  Thlr.,  der  Ueben»chuss  demnach 
aaf  75,911  Thlr.  im  Jahroadnrchschn.  berechnet.  Von  1868— >81/82  worden  jährlich 
i.  D.  an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  B«'rK'werken  (»15,42,'»  M..  bei  den  Hutten 
408,164  M.,  zus.  1,023,589  M.  —  Baiern,  A.  f.  1877:  Bergwerks-,  Hutten-  u.  Salinon- 
geialle  8'66  Mil!  M.  roll,  wovon  4-18  auf  Bergwerke,  Betriebskosten  i.  G.  7-23,  also 
1-45  MiU.  M.  rein.  Detail  bis  lSf>s  hA  Yocke  a.a.O..  bai.r.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.  A.  f.  1883  Sal.  u.  Berarw.  roh  5.595,  rein  0-391  M.  M.  —  Sachsen,  A. 
d.  ßeinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke  1875  316,000  Thlr.,  1877  Uöti.OOO  -M..  1883 
855.000  M.  —  West-Oesterreich,  A.  1876,  Montanweilte  Elnn.  5-69  M.  fl., 
Betriebskonten  4'4.'>.  rein  1.24  Mil!.  Jl..  18S2  roh  C'OO,  rein  O'O.-?  M.  fl.  —  Russ- 
land, Berg-  u.  Huttenwerke  (exd.  Bergregal)  rein  1874  A.  3*58,  Ergcl»n.  2-90,  1876 
A.  4-54,  1880  Erg.  4-55  Mill.  R.  —  Spanien:  das  reiche  Quecksilberbergwerk 
Ahnaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50er  Jjdiien) 
wegen  der  Concurrenz  des  californ.  Qoecksilbers  u.  di  s  gesunkenen  Preises  abgenommen 
hat.  S:  Willkomm,  Spanien,  in  Stcin-W  appäus  Ueogr.  UI,  2,  S.  73,  145.  — 
üebrigeas  zeigt  ein  Vorgleich  mit  drai  Privatbergban  lieinesvegs  allgemein  eine 
b<  ^-ere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsberu  werke  in  rrivath.lrul  •  dher^epfangen 
sind.  Bei  der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctur  fur  die  Gestaltung  der  Preise 
der  Bergwerks-  und  Huttenproducte  und  bei  der  spccitisch  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
ein«  n  einzelnen  Privatcdgenthumer  kann  dies  kaiun  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg.  im 
Preuss.  Statist.  Jahrb.  IV,  1.  *232  tt*.  So  war  z.B.  der  DorchschnittswertU  f.  d.  Centn, 
fioheisen  in  der  prenss.  Uttttenprodaction  1878  57*66,  1874  44'91,  rohe  Stahlfabrilrate 
ino  2H  u.  1 24-30  Sgr.  und  später  tnit  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.  Nach 
dem  Verwaltucgsbericht  der  Actiengesellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr* 
deutsches  Puddeleisen  im  Max.  1873  180—192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
Decemb.  1876  5S  — 60  M.  Be^semer  Roheisen  in  diesen  4  Terminen  i  'sp  210, 
102-  108,  90—90.  IT,-  78,  gewuhnl.  Eisen bahnacWu-nen  fiosp.  380,  186, 102.  132—138, 
Üussstahlschieuen  390,  255,  104—210,  138—150. 

Vennag  der  Staat  inderaen  du  Werk  vortbeilhaft  zu  Terkaufeii) 
so  daB8  der  Erltts  eine  erheblich  highere  Rente  trftgt  als  bisher  der 

A.  Waffiier,  PIiMinwi«wn<Kh»rt.  I.  3.  Anll.  39 
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Beinertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  Grttnde  dafür, 
Gründe  des  volkswirthschaftliehen  ProdactioDsinter* 
esBes  nnr  aiiBnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

In  kleineraii  deatachon  Staaten  hat  man  mit  Becbt  den  Verkauf  von  Belg* 

worKiju  ni''lirfai-li  vonreriominen ,  so  aui  h  im  Ii  iicucrdin^ii  dii'  ^anz  unbedi-ateodeo 
(Kegeiiauer,  §.247)  in  Baden.  Jiaa  bad.  liloi-  u.  SiiberbLrg:werk  lü  MUnstenhal 
*St.  Trudjn  rt,  Amt  Staufen)  warde  IS33  au  eine  Gesellschaft  verliauft:  Scliitzuntrs- 
werth  27.2S4.  Erlös  durch  Yorateifcrong  25,700  fl.  nebat  11,229  fl.  aus  VorritliatL 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  rrfonlert  worden,  z.  Th.  wejfeii  Holi'uuii<rsbauten ,  die 
üich  hinterUer  bewahrten.  Verhaudl.  d.  1.  Kamm.  1S33,  Beil.  III,  219 i  1637  Beil. 
Nr.  128  (beide  Berichte  r.  Kaa).  Aach  iu  Preasaen  weiden  kleinere  nnrentable 
Werke  mchrrai  h  veränssort.  In  Oesterreieh  Yeiiaiife  1855  JF.«  1868  ff.,  mit  au 
finanzpol.  üruudcn. 

3.  Auch  das  Prodactionsinteresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken ,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Beigwerken,  deren  Prodncte  einfacher  (a*  B.  ans 

geringer  Tiefe)  xu  gewinnen  sind,   keine  oder  keine 

schwierige  weitere  Verarbeitung  verlangen  nnd  sofort 

leichten  Absatz  finden.   Daher  sind  namentlieh  Kohlen-, 

Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 

eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  pruuäüischu  StaattbergweiUbeataud  eubpficht  womgüteus»  einigermasi>eii 
dieser  Ec^^el. 

b)  Bergwerke,  deren  Prnducte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  rroducenteu  erhoben  wird,  unterliegen,  daher 
wieder  Salz  werke,  sind  aus  diesem  Grunde  p:eeignctcr  für  den 
Staat  Wenn  die  Verbrauchssteuer  iu  Form  de^^  Ji'eij^als  des  »Saiz- 
haudels  u.  s.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  Beschaffenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlieh  Gewerkschaften 
und  Actieogesellschaften,  die  Verwaltung,  der  Werke  ähn Ii  eh  ein- 
richten müssen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ve^ 
kauf  von  Staatsbergwerken  zurück. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sieb  nicht  wobl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  cnsteieii  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hUngcn  müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grü.s.scr  Wabrschcinlirlikeit  der  Ifcintrtrag  eines 
Bergwerks  bald  steifet  (»der  ein  mit  \  erhist  verbuudcuer  Gruben- 
bau (Zubussgrube)  bald  zum  Ertiag  gebracht  werden  wird. 
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Aach  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
deren  Verliältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
durch  das  £mstelleD  des  Betriebs  yod  Zubossgraben,  zu  bedenk- 
lieh  werden  kSonteD,-  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellnng  nOthig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagc-t  n  das  volkswirthsc halt- 
liche Productions-  und  das  Fiiian/jüteresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  reutirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatscigcnthum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  uemlioh 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rttcksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  dierer- 
mein^ehe  Tolkswirthsohaftliehe  Nfltsiichkeit  der  Gewinnung  yon 
Bergwerksprodocten,  namentlich  von  edlen  Metallen  ^  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  Tersehwindet  und  Zuschüsse 
nOthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  besc  Ii  r  f- 
tigten  Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung-  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  tibritre  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
(irunde  der  Rerg-bau  uuterlialten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenuntersiützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  so  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genomm^  werden.  Daher  ist  ftir 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaabe?ölke- 
ning  und  nöthigenfalls  selbst  für  die  Auswanderung  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Früher  ist  der  l>estäui%ü  Betrieb  von  Zubiuägi-uben  am  rolkswirUiscbAitliclieii 
GrOndea  in  Schvtz  i^nommeik  voiden,  so  mit  ms  meroantiUstiflcher  Cebecschttzong 

der  EdehiKttHlle  bcsondei^  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht  So  glaubton  z.  Bk  f.  Jlisti 
und  Dclius,  GoM-  uii<i  SillM  rbenrwcrke  mtlsstcn  au«  h  gebaut  werden,  wenn  sie 
Zoscliusö  kobteu.  „Die  daraut  gcwcüdetcn  Konten  bleiben  Im  Lande  und  uruähreu 
eine  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  fiel  reidher,  «Is  Qold 
und  Si!}ier  mit  dii  sem  venneintlicbrn  Verlust  aus  der  Erde  ge;;^raljen  werden."  v.  Justi, 
Staatäwiriiiäch.  I,  24ü.  Eingehendere,  aber  doch  kaum  mehr  nothwoodige  Bevei»- 
Itahrong  gegen  andauernden  Betrieb  r.  Znhassgruben  o.  Herrorliebang  einiget  im 
Grande  selbstverständlicher  Ge^icbtspuncte  bei  der  Betriobsoinstcllung  bei  Bau  §.  175 
u.  17B,  u.  danach  norli  vor.  Aull,  dieses  B.  S.  4S9.  V'/I  einiiT'*  'Reispiide  von  später 
wieder  einträglich  gcwurdciicn  Gruben.  Im  concreton  l  aii  i&t  objcctiv  ohne  Illosionen 
zu  entscheiden,  oh  dur  Fortbau  wirklich  nach  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolt^  vnrspri  ht  Das  Crtheil  der  in  der  Sache  betli'-ilicrf^n  Berg- 
Ijeamten  ist  natürlich  nicht  immer  unparteiisch  genng,  wenn  nicht,  wie  billig,  UafUr 
gesorgt  ist,  daes  dieK  ans  einem  XinaieUen  des  Betriebs  oder  aas  dem  Vetkaiif  keinen 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bergius,  S.  42,  115,  in  solchen 
FftUon  ,^0«  Spanamkeir*  die  Pensionimng  der  botheiiigten  Beamten  mit  roUem  Qeiialte, 
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falls  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  üVieruclicn.  Irn  Uel>rigen  ist  die  Lage  derBerpUau- 
)»cvülk<Tunj:  in  der  Vn^v  nur  soweit  massffeliL'iHl,       vorliin  ang^epelien  wurde,. 

§.  251.  —  H.  Bin  Mitsprecbeu  des  volkswi  rthscbaft- 
lieben  Vertbeilungs-  nud  des  socialpoIitiBcben  Inter- 
esses bei  der  eiid^ttltigeD  Entscbeidung  Uber  dieBei- 
behaltfiDg  und  Veränsserung  der  Staatabergwerke  ist 
nuD  mit  RUeksicbt  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grandlegung  I,  §.  865.  Die  niheie  Motivirafie  daflir,  das«  totclie 

fiesichtsi»unrtc  in  diesen  l'ra;;en,  neben  <1(  n  i  in  finan^iollm  und  den  das  Produoiions- 
intt-rt^c  b<Tühn  nd.  n,  initspp-clirn  dürtVn.  gt  liArt  nicht  hi<'rh<  i ,  i>0Ddfm  in  die 
Grundlegung,  auf  dcr'-n  1.  Ahth..  Kaj».  y,  4,  u.  2.  Abth.  ich  in  ditscr  Uinsicht 
wiodor  zu  T<  i'w<  ih<  n  habe.  Ks  /«-igt  sich  im  Text  nur  an  cinom  nMi<  n  Beispiel  diu 
weittragende  l'olgc  des  sooialpolit.  (iL-sichtsponctä  in  der  >'atioDaliOkoiiOiDio:. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksprodaote  nnter  dem  £in- 
flass  der  modernen  Oommnnicationsmütel  und  des  bentigeo 
HandelsTerkefar«  Ton  der  (Jonjnnctnr  abbängen,  desto  mehr 
wird  der  Bergbau  in  bedenkltehem  Haasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirthscbaftliehen  Speeulation,  na- 
mentlicb  bei  der  Zulasäiiug  der  Actiengesellscbaft  zum 
Bergbau,  liieiduicli  entstehen  lUr  die  ganze  Vülkbwiitlibcliutt  l)e- 
denkliche  Folp:en,  grosse,  ökonomiscb  unverdiente  Gewiuue  im 
einen,  gmsst  ,  okduoiiiist  h  crschnldetc  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  btaatöeigei)thiini  inui  .StaatsliLlriob  von  IJergwerken 
sind  diese  Folgen,  iiaincutlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief- 
greifenden volkswirtbscbaftlicben  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbabnsystems,  immer  noeh  eher  einxn- 
sehrMnken. 

Die  deutsche  SpccülatioDSperiode  1871  ff.  hat  wi<  d(  r  BeU-go  über  die  liciUoa^n 
l  ulg'  n  der  Speculation  in  ,,Montaawerthcn''  genug  geliefert.  S.  über  die  CoDjonctur 

Urn  ndiesr.  ^.  7r»  If. 

2.  Bei  einzelnen  Produelcn,  wie  besonders  l)ei  Kohlen,  droht 
eine  ni ouopolistiscbe  Ausbeutung  der  Consumeuteu 
durch  r  reis  Verabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Productcu,  wie 
Kohle,  BalE,  flttr  die  Volkswirthsehaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreflTenden  Werke 
»Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  Hegen,  um  so  mehr, 
da  uueh  das  Productionsinteresse  dies  niebt  verbietet. 

§.  3ß5.)   {i.  Cohn.  engl.  Eisenb.pol.  II.  \\'2  II. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  lllr  Beibehaliüni^ 
und  Kr  Weiterung:  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  (ku 
nomiscb-tecbuiscbe  Gründe  den  letzteren  uutbuuUcb  machen  und 
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eine  genügeude  Kentabilität  gesichert  ist.  Der  btaat  kmn  hier 
durob  seine  Leistungen  für  Arbeiter  ais  Muster  für  Privat- Arbeits- 
herrn  und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Ooncorrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  au  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wttnscbenswerthen  Einflnss  ansttben. 

Si'hr  hoioi-rkonsworth  siod  i.  B.  die  licdoiitondon  Li'istODgen  «)er  fifio.  preuss. 

Saaikohlt-nwci'ke  für  Arb»:itii\volinnn;ieQ ,  Vorschüsse  f.  «I  n  Bau.  Gtwäliruiig  v.  Bau- 
pramica  u.  a,  w.,  wodurch  eiu  btsitzcnder  Arbeitei'staod  i^vscliatl'cu  winl.  —  Die  Auf- 
gabe d«8  StMts.  als  Goncurrent  auf  dtim  AiiM^ltnnaitt  zu  Gunsten  der  Arbeiter  za 
wirkcu,  wird  ß-t  ilich  in  dor  hcutigon  Praxis.  .  in. m  falscticn  Fiscalismus  zu  Li<  Ic  und 
in  V«,Tk«  rinii?iL'  d  t  Wiclitigkcit  liohor  I-öliiir  unil  i:ut<  r  Arb<'itsbfdin};an'^<>n  für  Aib.  itor, 
noch  kaum  rik  iiuit,  s;i «.schweige  erfüllt.  Ebensowenig  ist  »ie  der  älteren  Theorie  sym- 
pathiscli.  Ab«  r  mit  steigender  Erkenntniss  des  Wfrthsrii.-Lubcns  viid  de  mehr  rcrstaDd«n 
werden.  Urundle;.  §.  176. 

Nur,  wenn  keine  dieser  Rlicksiebten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sieh  so  anbedingt  gegen  Staafsbergban  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  (ikononiischen  Individualismus  meist 
geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immei  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  V  rkauf  selbst  winl  b-  i  kb-int-ren  rk -n  initt«'lst  Ver^l.  ige  ru  n  s;.  h»  i 
grösseren  mittelst  des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  ;;eschcheu  können. 
Doch  sind  Verkftnfe  unter  der  Hand  bei  der  Sc1ivierigk«it.  geeignet^'  Klnfer  zo 
finden,  wohl  nicht  immer  auszusch1iess«-u.  Die  Klinf  r  werden  bei  srrösserrn  M'erken 
jetzt  meistens  Actieogeselb»ciial'ten  sein,  doch  wäre  zu  ei-wigen,  ob  uicbt  die  Bildung 
TOn  Productivgenosäenschafilen  der  Bergleute  znr  Uebemalime  der  Staatswfrkc  zu  crmQg- 
liclien  wire.  Einige  Kapitalbo&tandtheile  kOnnen  mitunter  für  andere  Vf-rwendung«>u 
^(•brauclit  werden  und  danach  böber«:  Preise  erzielen.  Anf  die  fertigen  v<«rkiiuflichen 
Protlucte  braucht  >icli  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  za  erstrecken,  da  diein-  öici» 
oft  besser  apart  veränasem  lassen  werden.  Die  HAhe  des  Veritau&preises  und  oft  die 
Möglichke  it  d.  s  Verkaufs  selbit  wird  wes.-ntlicli  von  der  allgemeinen  Geschäftslag-e 
abhängen.  Finanziell  i&t  es  fn.ilich  vortlieilbafl'  r.  den  Verkauf  in  einer  Specolations- 
zeit,  bei  der  Conjnnctur  aufsteigender  Prodactenpreisc  rorzonehaien.  Aber  anch  fQr 
die  Wald  des  Zcitpunctes  des  Verkaufs  dürfen  solche  finanzielle  Rücksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Gefahr  vcMliaiuI.-n  ist,  durch  solch«-  V^M-känf-  ifas 
Speculaüonsfiebcr  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  volkswirthsciiafUieli  und  sociai- 
politiscli  uaclitheiUge  Wirlcnngcn  auf  das  Ueneinwesen  und  anf  die  I^ge  einieliier 
Volkscla&s.  n  ausziuib.  ti.  Auch  dieser  Satz  folgt  aus  der  socialpolitischea  Auffassung 
Volks wi rt  hsc  liaf tlic! i e  r  Krageti . 

III.  —  §.  252.  Bewirthscbaftung  nnd  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Prineip  der  Bewirthscbaftung 
mnss  das  privatwirthschaftliehe  sein:  die  Erzielung  des 
hOebst  mOglieben  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigenverwaltunp:.  Die  erste  ist  kaum  so 
cinzuricli(cii,  dass  die  lnteres.scu  tles  Li^ciilliümers  j^eniigeud  ge- 
wahrt werden  und  iiiHsste  wegen  der  uothwendigeu  Fes(let;uug 
grosser  Kapitaibeträge  ais  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  er- 
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folgen.  Bei  der  Scliwieri^kcit  einer  Wertlüihschätzung  des  Berg- 
werks, der  Verwendungen,  des  Inventars  iHsst  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchtüluen  und  ist  die  eifrene  Kegie  niil^  Recht  ge- 
wöhnlich vorf^ezotren  worden.  Die  Erbpacht  k?5nnte  den  Ueber- 
gang  ins  PrivateigeDtbum  ^  namentlich  die  BUdang  von  Bergbau- 
genossenschaften der  Arbeiter  selbst  anbahnen ,  wobei  jedoch  ein 
Theii  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  voTgeschossen  weiden 
miisste^  wenigstens  zu  Anfang. 

Vefpftcliici  sind  u.  A.  infistcns  die  spanischen  Quecksilberig rgwerko  von 
Ahimdt  n  geireseii.  S.  Bau  §.  178  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  vor. 

Aufi.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigcnverwaltang  des  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnliehkeit  mit  derjenigen  der  Forstrerwal- 
toog.  Bei  dein  engen  technischen  nnd  wurthschaiUichen  Znsammen- 
hang  der  Metallhergwerke  und  der  anch  regelmässig  nnd  am 
Besten  in  eigener  Kegle  zn  verwaltenden  Hütten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  Pdf  beide  Gebiete,  wie  auch  fUr 
die  Salzwerke  nnd  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grobe  oder  Htttte 
iindet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Hiittcinueister  als  untere  leitende  Hearate). 
Die  einzelnen  gröstseien  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directorcn  )  iiulcr  ISeihilie  von  anderen  liühercn 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  l'ür  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  hcbicbtmeisteru  o.  s,  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  (,,Bergamt'')  unter  einer 
Gesammtdireetion  (s.  B.  im  prenssischen  Saardistrict),  mit  Spectal- 
directoren  tär  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  dtireh  prorinsiale  Mittelbehöiden  unter  der  obersten 
Bergbanbehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmSssig  eine 
Ministerialabtheilnng  (z.  B.  des  MiniBteriams  fhr  Gewerbe  nnd 
fÜT  öffentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel.  PreussüU.  Aufhebung  der  oigcn^n  ücrgämter  18U1.  5  übcr- 
berK«iDt8be}nrk<>  zn  Breslau,  Halle,  Dortmund,  Bonn.  OlawthaL  Eigene  Bergtroks^ 

dircction  zn  Saarbntd.  n:  1  YoiMtzcnder  («KSOO  M.  üeh.l  7  Mltglifd.-r  (4200— 6000  H. 
Geh.),  2  Bttr.inspecforen  (9000—  3600  M.).  1  UtiudaiU  (4500  M.  G«>h.),  19  Secret.  n. 
Bochhalter  (2100— .1800  M.).  7  As^ibt.  ni.  n  (1650—1950  M.),  KanzlisU-n,  Bot.  a  u.  s.  w. 
Bei  den  einzelnen  Bergw«Tken  d<'S  Staats  fniii^iren  20  Dir.  1.  Cl.  u.  10  Dir.  2.  Cl. 
(wovon  l).  z.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Cn-h.  1.  Cl  12(H)- «000.  2.  Cl.  8f50»  4200  M.),  hei 
d.  Hullen  y  5  Dir.  1.  u.  2.  Cl.,  hai  d.  SaJzw<  rkrn  5  u.  3;  Icrner  bei  den  ßej:gwtirkcü 
18  Betriebsiospectonn  (BOOO  a.  »600  M.  Goli.).  bei  d.  HtttteD  5,  bei  den  Salmriteo  S; 
sod.uiii  l.ri  ,l,ri  .3  Kategor.  h.-/.  34—17—16  Ka-  tomn  (2550—8000  M.  Geh.).  u. 
bez,  TS— 12— 14  Schichtmeister  u.  Secretire  (1350— l«iO0  M.  Geh.),  32  — 4  — S 
AliUrtenten  (tS60 — 1800  M.  Geh.),  ausserdem  bei  d.  Beigwrricca  5,  bei  d.  Salzw» 
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1  lidh^rer  BsQ-  iL  Hasch.iospector,  bei  d.  Hatten  v.  den  Salztr.  j«  1  Bav>  v.  Masch.« 

iiK'ist'ji  ;  im  üanzi'üi  Ix-i  d.  3  Kur- j.  23ö — 55 — 58,  /  ;  14  solcher  hftlirrcr  u.  niittl. 
Bcamt(;Dät<>lli-n.  An  d.  Spitze  <].  i  ibcrsrämter  steht  1  Bei^liauptmanii  (10,500  M. 
üel».).  nehm  ilim  Obcrbrrgrätli.- .  iui  Üaii/.  n  21  (4200— (iOOO  M.  G.-h.).  o^».  ^^to 
Behörde  ist  d.  Min^abth.  f.  Hergw.  si  n  im  j  -  r/.  Min.  d.  ölf.  Arbciteo,  mit  1  Dir.  q. 
4  ?ortrag'.  Uätli-  ti  ii<  l>st  1  tu-s.  Rath.  Dirs.-  Rrhiird«'  wi.-  iW-  ( ihi  rb'TpämtiT  fiinirir.  ri 
mit  f.  d.  Üboraul'sicUt  über  d.  Privatberg))aiL  Die  cliemais  mitunter  iK'grUadctcti 
BefUTchtaDf^'D,  d«88  solche  ÄvfslchtsMiflnleii,  wann  sie  nicht  vom  üscal.  Berg:luiii 
vftllis  getrennt  sind,  die  Interessen  des  Privatberfrwerks  h  iebt  be<'intrUcbtiiren.  lial» n 
getrenw'ärti^  kaum  mehr  Bcrechfiarung.  Fr.  tH^<  n  ist  liei  Weitem  der  «  rsfi  Staat  mit 
Staataiier^baii  in  Deiitscliland  u.  in  Kuiopa.  lu  Baicrn  stchcu  die  Bergwerke  ii.  vr. 
unter  d.  GeiiJx  tfi^w^.-  a.  Sal.administr.  im  Fin.miDist.,  in  West-Oestcrr.  die  Berg>> 
werke  unter  d.  Ark.  rhauminist. 

Die  Regeln  für  diu  vortheilh&fteste  uigcnc  Bewirtiisciiaftuiig  der  Staatälj^rgwurke 
ennebt  die  Beigbrakunde,  ein  Theil  dor  PriratOkonomik.  Sie  beziehen  sich  Ternefamllch 
auf  die  technischen  Verhältnisse  des  Bergbaus,  deshalb  gehört  ihre  niihere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Eingehen  auf  rirl.  Einzelheiten  k  iiii  n  Zw.  ■  k  hat.  iiieht  in  die, 
Finanzwissenscliaft.  Soweit  di»«e  K'eir'  In  volkswirthschaftUclü  r  Art  iiud,  iiulsseQ  sie 
in  der  Volk^wirthschaftspolitik  behaade.lt  werden.  Sau  hat  in  d.  5.  Ä.  §.  ISO  (und 
dauaeh  G.  A.  §.  201  '  iniirc  weitere  Bemerkungen  Uber  dir  Eim  ii  litimg  der  (ieschäfte 
des  Staatsbergbaub ,  die  indessen  fUr  die  technische  Seite  deä  Bergbaus  zu  allgemein 
gelinlten  find,  nm  bolehien  zu  JtOmiea.  Vgl.  Bna,  VolkanrirthscIikfispoL  §.  83  S, 
Roscher,  Syst  lU.  §.  178  ff. 

VuQ  besonderer  Bedeatung  ist  die  gute  Einrichtnnj^  des  Rech- 
nnngswesens.  In  dieser  Hinsicht  ist  zn  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Laudesvertretuiij^  vorgelegten  Ausweisen  die  Bctriebs- 
ergebniäsc  jedes  einzelnen  Werks  riehtig  zu  erscheu  sind  und 
nieht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  Uber  alle  Werke  ver- 
wiaeht  wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  aach  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  n.  s.  w. 
empfangt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  Ablieben  Preisen 
dnreh  die  Rechnungen  länft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Namentlich  ^ilt  das  Gesagte  von  der  A">  rreehntmg  zwischen  den  Herg-,  den 
Huttenwerken  und  den  Staatsforsteu  und  dann  wieder  von  durjcnigeu  zwischen  duu 
?eVBcluedenen  HQttonwerken ,  in  welchen  die  Producte  durdi  eine  Reihe  ?on  Ver- 
arbeitimpsstadicn  hindurch  gehen.  Aiu  h  di.- ^\^'^•cgcldfrcihcif  darf  iii'  Iit  ein-' itij 
den  Staatsworkcu  gew&lirt  wenlen,  weil  äonst  unter  doreu  Kosten  ein  Beätandthcii 
fehlt,  der  bei  den  concuitirenden  Primtwerken  vorkommt  Der  Beinertng  erschiene 
dnnn  künstlich  zu  hocii.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
nm  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befreiung  von  Weggeld  begünstigt 
wurden,  Kndhardt  I,  128.  (R»u.) 

Mit  der  modernen  Verkelirscntwickliing  und  mit  der  Beeeitisung  eiirener  Htittmi-- 
werke  dos  Staats,  weli  he  die  Er/--  niid  ICohl-  n  <]>  v  Staat^t>crg:\v.  rkc  selbst  vrrhratichen. 
wird  neben  der  te€hniäch<-u  die  kau  fiuännisciic  Leitung  des  Staatsbergbau:>  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noch  besondere  Schwierigkeiten  gerade  ftü:  eine  Staats^ 
Verwaltung  hervor,  die  auch  mit  dafür  spre.chen.  Erzgru))en  eher  aufzugeben,  Kohlen- 
lind  Snlzwerke  mit  ihren  einüscheiMk  AbMts?erh&ltninen  der  Produote  beuQbelialte&. 
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2.  Absehnitt 
Hftttenwerke. 

Rau  5.  A.  §.  154  spricht  Ub<>r  die  Hüttenwerke  kurz,  im  A.  v.  d.  Anlage»  z. 
Oowerkshetricb.  Die  y«  i  bin<lun<,'  uiit  d.  Bergbau  ist  indessen  aach  t*.  tJ.  System  mastt- 
gebend.    So  ^chon  mvAim  G.  A.  vou  Raa  §.  202,  203. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  vou 
StaatBbti tten wcrkeD.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
oisse  und  die  fintwieklnng  der  Volkswirthflchaft  zn  anter- 
seheiden. 

1.  Httttenwerke  zur  Verarbeitnng  der  Erzeugnisse  des  Beig- 
bans  sind  gewOhnlicb  wegen  des  Znsammenbangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  StaatsreelinaDg  angelegt  und  betrieben 
worden y  in  früherer  Zeit  Öfters  aneh  mit  Rfloksiebt  anf  Staats- 
forste, um  auf  diese  Weise  die  gcwouuenen  Mineralien  und 
gk'iclizeiti,^^  (las  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
thcilhatt  in  inöprlichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver- 
wcrtlun  /.u  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hiitfcnwescii  erfordert,  hangen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schalt  und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
Iftsst  sich  deshalb  Anlegung  nnd  Betrieb  ?on  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  nnd  in  der  erwibnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirthsehaftliohen  Produotions- 
Interesse  wenigstens  fttr  die  f rubere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Orflndeo,  wie  der  Staatsbeigbau  auf  niedrigerer 
Wirthsebaftsstufe  passend  enebeint  (§.  250). 

„Viele  £rfahninir<-n  beweisen,  dasb  Staaüjlnitteawerke  outer  d<  r  Leitung  wissen- 
äclialtlich  g.'bildrier  Verwalt«'r  und  unter  ktindi^^er  Oberaufsicht  und  guter  Controlo 
d.-r  Staatskasse  Nutzen  v'cbracht  h.ih'  U  und  ähnlich  wie  die  Staataber„'werk<'  solb&t  ab 
Vorbilder  for  den  Betrieb  von  Privatwcrkeu  dienten."  ^Rau  §.  154.)  Uebor  den 
Ziifl.han9  zwischen  Beif-,  Hatten-  o.  Fontiresen  noch  henle  in  Han  t.  NApge- 
rath,  a.  a.  0. 

2.  In  dieser  Hinsiebt  ist  aber  in  nenerer  Zeit  in  unseren 

Staaten  eine  Acuderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Vcrbreitunjr  der  technischen  Lehrsinstaltcn  die  Möglichkeit  bot.  Iii 
der  ökonomischen  Külirung  des  lieiriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  libcrtrcrten  gelernt,  weil  sich  iirj  Hlittenwesen 
die  bekannten  V  orztlge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Kachthcile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdebnung  des  Privatbergbaus  nnd  der  scbon  eingetretenen  nnd 
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weiter  mdgUcben  EinschränkuDg  des  Staatebergbaus ,  bei  den 
besseren  Äbsatzverbältnissen  und  böberen  PreisoD  des  Holzes  und 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  nnd  Verhflttnngs- 
processen  ist  daher  die  Beibehaltnng  der  noch  Torhandenen  Staats- 
hflttenwerke  in  der  Regel  finansiell  nicht  mehr  i^thliehnnd  die 
Nenaolage  von  solchen  kann  vollends  nnr  noch  in  Ansnahmefftllen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomiscbe  KUcksichten  des  Pro- 
ductionsiütcrcsses  cntsebeiden. 

FUi-  die  Vciättaseraag  üer  HuUenvcrkc  darf  man  sich  aobodingter  alü  lur  die- 
jenige der  Ber^efke  dos  Staats  erklären,  weil  das  specoUtir-kaiifmlanlschc 

El'im(iiit  beim  Absatz  der  Htttteiiproducte  immer  irlchtigrer  wird  und  dieses  am 

Weiiigstoii  Sa'^hc  des  Staafs  fs» 

Die  l'ta^o  der  Rcutabiiität  der  Staatshütten worku  im  Ycrhalttiiss  mm  Kapital- 
aufwand and  selbst  des  blossen  Reinertraiers  ist  scbwleilf  m  beantworten*  Fest  zu 
stehen  seheint  aber,  ilass  neacrding-  nur  aiisnahmävoise  o.inf'  fTHt*^  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  vicllacli  üblich,  zwischen  den  btaatiburg-  und  Hüttenwerken  und  Forsten 
keine  ordmidiche,  milKlicbst  auf  Gniad  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechnung  der 
Ablieferungen  und  Empfilngo  stattindet  (§.  252),  so  ht  natttrlieh  gar  ki.'in  genaues 
Urtheil  zu  gewinnen.  Aelterc Daten,  bes.  über  die  snd'I.  utsehen  Staaten,  Harz  n.a.m. 
boi  liau  iu  der  5.  A.,  ^.  154  (c).  —  Neuere  Beispiele:  Prousseu.  Die  Keuta- 
biiitAt  der  Staatshattonwerke  und  die  Hohe  des  wirkl.  Beinertrags  ist  mehrfkch  Gegen- 
stand der  Controrersf  ircwescn.  Vcl.  Bers^ius,  Finnnz.,  S.  115  — 119.  Narh  einer 
Privatschrift  „ubedr  die  Hetriobsergubnisse  der  Staatshuttciiwecke  i.  d.  Jaiiren  I^5j^-H>ü** 
hatte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2.3S2.143  Thir.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtiii  h'  ii  (i'  ^r-  ns.  hrift  unter  demselben  Tit»;!  wäre  in  dieser  Zeit  di«;  Summe  Ton 
435,550  Thlr,  als  baan  r  (Jebersrhuss  abfr»'li<'fert.  wonebt:n  drr  Werth  des  .Vnlat?«;-  u. 
B»;trietekapitaj!>  durt  h  neut;  Verwendungen  aus  d«-m  Erlös  u.  i.w.  um  l,4b7,mu  Thlr., 
d.  1).  von  5,567 ,6H0  auf  6,920,847  Thlr.  gestiegen  w&ro.  so  dass  der  gesammte  Gewinn 
1  .'i'jrj.lO!)  Thlr.  betnlg«-.  Dabei  sind  «'inig.-  Au-_ahepost«;n  (Anthiril  an  Verwaltungs- 
aufwaud  f.  d.  böhureu  Buigbvhorden ,  LJntci^tatz.  f.  Beamte,  AHx'iitrr.  Zusi-hnsse  /.u 
den  Knappst' liafiidcaBson)  nicht  einmal  eingerechnet  Selbst  d«T  ganz*'  ofli<'.  ang' ^'-••lient; 
G<',winn  beitragt  jWlriich  nur  24ü.Sü7  Thh  .  od.«r  3  86%  des  mutinnasslirlien  mittl.T<:n 
Ivapitalbt'traiTS  von  6*244  Mill.  Thlr..  «l' r  l);iar.-  T.  !>' i^.  liuss  aber  nirht  oiunial  0?>% 
jährlich.  In  den  Jahr<:u  1802  —  war  nach  den  Kesultatou  der  Staat:>baushalts- 
recbnung  das  Bctriebseigebniss  der  HQItonweHce  durchsehnittl.  0'377  Tblr.,  lilax.  0*50 
in  ISriG,  Min.  014  in  1SG>.  wo  di^  ii.  neu  ProvitiZ' n  Cnaiiiiovcr)  t  iiigrsrhlo-vsrii. 
Statist.  Jahrb.  UL  Die  Voraiihehiage  gewöhnlich  etwas  gmistui  r  als  die  Erjrcbnisse, 
S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  ^.  202,  Note  a.  An  ävr  gniistigcn  Conjunrtnr  können 
sieh  Hilttenwerke  dis  IStaats  bei  d«  r  N'othwendigkcit  eim  r  raM  h<  ii  Anpassun^r  d<'r 
Prodn-  tioii  an  den  Bedarf  des  Verkehrs  ni' lit  so  L  ii  ht  b«'th<  iligen,  als  <  iiifai  Ii-  R  '.:- 
werke  wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  prcuss.  Staatshutt'>u  lb74:  roh  22'4(),  Kosten  21  4.'>. 
rain  l'Ol.  ErgebnlSB  1>ez.  22-91,  23-42,  Deficit  O  Sl  MiU.  M.;  A.  t.  1875  :  28'82.  21*99, 
Ceb.jrsehuss  TD? :  f  1870:  22'65.  20  as.  1T.7  Mill.  M.  Frij- bn.  f.  l«iT«l/SO.  l*^SO/«<l 
u.  Anschl.  f.  1SS2/93  u.  Is83/b4  bei  d.  Hatten  allein  bez.  roh  17-33— lv63~19- 17— 
19*53  M.  M.  (woron  über  7s  auf  die  Harzer  Hütten  komni.in),  rein  — 0*672 — 
0006— 0-529  U.  M.  lieber  d.  Harz,  bes.  d.  Silb^rhilUen,  s.  Nogireralh  a.a.O.  — 
U»'ber  Hannover  in  rnih't«  r  Z' it  Lehz'ii,  I.  I.'j.").  ii'»t  Baden  K'egi-n  an  <•  r , 
S.  386  U„  über  Wurtemberg  Herdcgeu,  S,  114,  lloHiuaitu,  l- Uiauitiwht,  1,  303, 
Rieckc.  S.  185.  Ober  Baiern  Yocke  in  der  Baior.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

8.  In  neuester  Zeit  haben  «ich  daher  auch  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  II  U  tten  b  et  rieb  ^anz  einzu- 
stellen und  dies  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich 
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immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkanfiigelegenbeiten  zn  einem 
leidlichen  Preise  fänden. 

Auch  hicT  mnss  ilbri<r<»ns  die  Mofr,-}  gelten ,  dass  ein  Hüttenweri»  nirht  Iiii|^«re 
Zeit  Zubuäb«'.  vrlaiiü-  ii  ilarf  iS.  611)  und  dass  »  s  l)r>srr  isf,  siiii  mit  fiiK^m  in''dri2"en 
Preise  zu  begütigen,  weou  die  daraus  fliesseiide  Kcnte  uur  den  andauernden  Iiciu> 
ertrag  des  Wette  Qlienteigt  GetreDnt  von  dem  Werke  selbst  erfolgt  in  der  Bogel  die 
Vcräusserung  tod  «ngMaihmelten  Y«frrttheii,  in  denen  noch  oft  ein  bedeutendes  Kipital 
lange  brach  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  de^  Staate  veräuäscrt.  die  letzte 
1868,  wobei  ein  ansehnlicher  Theit  des  an^enoumienc»  Kapitalwerths  verloren  gegeben 
Verden  musste.  Auch  in  Preussen  ist  di<'  allmSüirr  ^^  ränsscnincr  jetzt  bealisichtigt 
und  nameotl.  187Ü  das  grosse  schles.  Werk  Königshütte  u.s.w.  llli  1,306,000  Tblr. 
reitenft  weiden.  Ihr  Refocftong;  wer  1870  snf  98,160  Thlr.  im  Etit  Temnschlagt. 
Im  J.  1674  wurde  die  Eisonpesserci  in  Berlin  aufgelöst  1874  bestanden  noch 
12  Ilüttenworke,  näml.  7  Eisenhutten  mit  4  Hochöfen.  5  n.  Si!b'ThtUt»'u.  Das 

Kupferberg-  n.  Hütten w<'rli  Kiechelsdorf  (länger  Zul)uss;triibc)  i»t  1873  verauiiikirt 
worden.  188S  noch  ausserh.  d.  Harz<iS  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  ]  Eisen- 
gicss-.  1  Eisenhütte  fisi  alisi  Ii.  Wi  itrr--  l)at< n  in  meiner  fi.  A.  Kau 's,  §.  20'{,  Not'-  a.  — 
In  Preussen  sind  reransehlagi  als  Erlös  für  Prod.,  Mater.,  Inveut  auigclöäter  Staats- 
htttien  1870  610,000  (Köniirsbütte),  1871  100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Jkdeukcn  gep:en  den  Verkauf  von  Staatebergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maaase  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono- 
misch-technisch genügenden  I^itung  von  Staatshlittenwerkcn  Uber- 
wogen. Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  nml'asscnd  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  VerttnsBening 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann* 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Production  eine  untergeordnete  Rolle  in 
den  Hüttonwerleii.  ^'in''  Hauptrolle  in  den  B-  ri; werken.  Die  prinripielle  Beseitisruns: 
des  Privateigcjithuiu  an  ersteren  kann  vollends  nur  iu  Verbindung  mit  einer  voil- 
tft&ndifren  Umgestaltung  der  Organi^^ation  der  Volkswirthschsll  in  Präge  kommen  und 
wurde  r>in  ähnliche.^  \  oigelK  ii  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  liier  abgesehen 
werden  kann.  Es  ist  uiclit  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staats- 
beri; Welten  eine  Frage  der  Ondnnng  des  EigcnthnmsreriiiltnisBes  einer  Boden- 
kttegorie  ist  und  an  und  für  sich  nnd  praktisch  nicht  undurchführbar  erscheint, 
wenn  auch  Zweckmassigkeitsgrnnde  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderung  bei 
Hutteuverkcu  geht  viel  weiter  und  ibt  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  die 
Reohtsofdnimg  des  Kapitels  betrifft  Wie  sehr  rersehleden  aber  die  Frage  dea 
private  n  Grund-  n.  d's  privat  n  Kapitaleigenthums  zu  behandeln  ist,  ist  in 
meiner  (iruDdicg.  2.  Abth.  bes.  K.  :i  u.  4  (oaioentL  §.  307,  341,  342,  344,  3(ib) 
ausgeführt  worden. 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten- 
werken erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitaüstengescliscliattcn  (ActicniintcrnehuHHi^^en) 
tibergehen  zu  lassen,  aus  dem  Iltlttcnarbcitcrpersonal  Productiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  nnd  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang- 
same Abxahlnngen  Credit  gewährt  wttrde. 
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Die  Opfer  «ks  hiuab  werden  dabei  oft  nicht  grusser  zu  ^iii  brauchen,  als  beim 
bisherigen  Botrieb,  d.h.  auch  nur  in  zeitweise  nicdii{;eieui  Gewinn  (lucmm  cessans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugn«  n  \'oitlieiI  bi'i  der  \'or\vaiullinig  eines  bestehenden 
StaatB-  oder  eigentlichen  Pöratweriu»  in  ein  Acticnuntemehmcu,  dass  neinUch  die 
Sdiwierlgkeitoii  der  GntnduBf  und  Inb^ebsetzung  fort&lUm,  kommt  bei  der  Vor- 
vandlang  in  eololie  Associationsnoteinehfflen  ebenso  in  Betrübt, 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noeh  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Begel  nnr  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
mnss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fasse  eingerichtet 

werden ;  eine  Gcwinubctheiliganis;  des  diiigirenden  Personals  kann 
dazu  empfehlenswcrth  sein,  lliii.sichtlieh  der  V e r r c c h ii u u g  de r 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  deu  liergwcikeii  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  alisorbircn  den  Ilauptihcil  der  l\ohcinn.  bei 
den  Hüttenwerken,  so  in  Preussen  A.  f.  1S70  (also  no<  h  in«  I.  d.  schles.  Künigs- 
hütte)  bei  einer  TotAlausgabe  von  6,116.034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617  ;  ferner  die 
Bauten,  Betriebsanlagcn  u.  deren  rnterhalfuiig  .1H0.3s5,  die  Ret rielislöhne  1 ,0r.  1,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedorlbisee  1(5,011,  Zuschüsse  zu  deu  lüuppschallaka^eu  27.365, 
Abgeb.  u.  OmndentechM.  15.294,  Besoldungen  (109  SteOeii)  83^313,  andere  penftni. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Privaten  werden  vornehmlich  nur  an  den  ersten  2  Posten 

Ersparungen  (Verbcssenmgen  der  Teduiik)  m  machen  suchen  können,  kaum  an  den 
Besoldungen,  und  äon^t  eben  nur  durch  Aufsuchen  günstigeren  Absatz  eine  höhere 
Kente  ermögli<-hen ,  auch  hier  nicht  danemd  mit  Erfolg,  wie  die  Lege  der  MettU-, 
bes.  Eisenindustrie  nacb  1873  xeigte. 

3.  Abschnitt 
Salziierlce. 

Rau  handelt  von  den  Staatssalzverken  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  1S4 

Da  letzteres  als  Bes  teueruugsform  zu  Mrachten  ist  (i^.  211^.  muss  der  Ucgrn- 
slaiid  hier  jetzt  n-  theilt  werden,  wie  sclion  in  meiner  R.  An^c^.  h'aii'b  §.  201  —  20.>. 

I.  —  i?.  254.  H  0  i }» 0  Ii  a  I  tu  n  oder  Veräusscrung.  Die 
Salzwcrkc  des  Staats  liaben  sich  in  ähnlicher  Wei.sc  wie  der 
titaatsbergbau  entwickelt  und  sind  namentlich  aas  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  ßeibehaltnng 
oder  Veräusserung  und  anch  fttr  ihre  Hewirthscbaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  fttr  den  sonstigen  Staatsbergbaa  (§.  250).  Naeh  den 
Bemerkungen  in  g.  850  mid  251  erscheint  die  Beibehaltnng 
▼OB  Sale werken  und  Salinen  aber  Ökonomisch- technisch 
weniger  bedenklieh  nnd  mit  RBeksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ansbentnng  der  Gonsnmenten  durch  Prodncenten  nnd 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzebrungsgegenstand,  wie 
•Salz  unter  Umständen  sclb.st  z  vv  c  c  k  in  ä  s  8  i  g. 

Vgl  schon  in  Alt-£om  die  Monopolisimng  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mnr- 
qnerdt  a.  a.  0.,  U,  154«  271  n.  o.  §.  210«  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vielfach  noch  eine  andere 

Stellung  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  lange  einer  V er branchss teuer  und  zwar  insbeBondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Lftndem  sa 

unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Öalzreg^al  ,  welches  nach  der  ge- 
wöhiilitlieu  Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  (rrossen 
begreift,  m(5£c]iolisf  i)t(iuem  und  voUstUndig  als  Besteueruugi^niabs- 
regel  tlir  einen  rein  liuanziellcn  Zweck  auszunutzen,  liat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salz  werke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verieiliung  an  Dritte  erfolgt  (z.  ß.  Ludwigsball 
bei  Wimpfen,  in  einer  hesa.  Exciave,  Bau).  In  der  That 
spreehen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltnnga-  und 
Beatenerunggtechnik  dafttr,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauehssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewinnung in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
Dung  des  letzteren  zu  betreiben. 

Dio  toü&l  sehr  lasügc  und  schwierige  Controlu  der  Prifatealzwerke  fallt  dab<a 
fort  and  die  StaafsureAe  schlagen  beim  Verimit  cleick  dio  Steuer  zum  Preise  hiDza 
oiicr  erbeben  m.  a.W.  diese  Steuer  im  larifmtoTseii  Regalpretse,  also  mit  billigeu 

ErhebuDgskostea. 

Ucbcr  das  Salzregal  als  solche  Wrbrauchssteuerform  ist  erst  in  der  spccielleu 
Steuerlehre  (B.  3  d.  Tiu.wiss.)  zu  handeln,  unserer  friihtfea  Verwcrfong  der  Ucgalicn  als 
einer  ljfson<icrcn  Eiiumlimeart  goiiutis  (§.  211).  liier  miiss  einstweilen  die  BemerkuoK: 
genügen,  dass  die  Kegalisirung  des  Salzes  in  unserer  Gegenwart  uud  iu  unücrcu 
Süuiten  iodisescD  jedettulb  keine  noth wendige  uud  mitunter  keine  gute  Besftene> 
fungsform  mehr  ist 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  aueh  mehrfach  eine  gcwlJhn- 

liche  Salz  verbrau  chssteuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
y;anzlieb  von  der  Steuer  befreit  uoideu.  im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  crheblicber  Grund  wie  bei  der  Regalisirung  des 
Sal/cH  vor,  dass  der  Staat  selbst  Saizwerke  besitze  uud 
aul  eigene  Kechnuug  betreibe. 

Die  Privatbetriebsamkeit  hat  hii-r  wioder  maui  he  Vur^ügc  und  auch  die  zwcok- 
luätwigo  Form  der  Erhebung  der  Saksteuer  gleich  beim  Producenten  erweist  sich 
reciit  webl  dnrehfQhilMr.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Begals  durch  eine 
gewöhulicho  Steuer  öfters  (Uo  Staafssiilzwerke  verftussert  worden,  besond-rs  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Veräusscrnngsabsichten  seit  dem  das  Salzregal  durch  uino  andere 
Salzverbrauchsstcuer  ersetzenden  (jcs.  d,  Nordd.  Bundes  v.  12.  Oct.  1867  iu  i'reusseD. 
So  wurde  die  Saline  Urb  in  dem  tou  Baiorn  abgetretenen  Lnndslticil«  Sulbc«  k  im 
llildesht  iuistheu  abgetrebeu.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  zu  Königsboni 
(Kcalit.- Werthanschi.  120,UUU  Thlr.)  und  Kothcnlelde  (dsgl.  ;i^,OUO  Thlr.)  im  ü.  &  A.  B. 
Uortmnnil  rerUuft  werden.  Der  Iteinertrsg  war  nach  d.  A.  f.  1S71  20,016  u.  3$I<I  Thlr. 
Auch  zur  Z>  it  (his  Sil/r- j-^Is  waren  ■:>  h>>n  mehrere  Privatsalineii  vorhanden,  15>66  >n 
den  alten  Provinzen  von  18  überhaupt  10  (incl.  der  hess.  in  Kreuznach^.  Von  den 
10  hauuov.  Salinen  waren  nur  2  fiscaliscU,  diu  beiden  geuauuten  zu  SlUbeck  u. 
Kothenfelde.  1S14  besasi  Pienssen  noch  8  Sftbirerfce  u.  6  MÜneo«  1885  noch  3  u.  5 
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(l)«s.  die  beiden  grossf^n  Anlagen  z.  Schönebeck  u  Sta-sifuith).  —  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  seit  der  Aufbebung  des  SakreguU  noch  wenig  Ycründerung 
eiagetTeten.  Btden  betrvilit  nodi  seine  Miden  Werke  zu  Beppeiuin  o.  Darrheim, 
in  ßaiern,  Wttrtemberg  gehOren  alle  Salzweike  demStMte;  Sachsen  liatte  schon 
friiher  keioe. 

liei  grossen  uiul  einträgliche  n  Werken  ist  indcRsen 
die  Beibehaltung  im  Staatseigenthnm  und  Staatsbetrieb  imnierhui 
zulüssi^.  Von  den  in  §.  250  angefiibrten  Grllnden  kommen  hier- 
für besonders  die  in  He(racbt,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkauf  Hell  int  und  dass  die  Erhebung  der  äteaer  gleich  bei  .den 
Staats  werken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Saksteuer  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltnng  oder  Veränsaening  Ton  Staatasalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergban  überbaapt,  nnr 
dass  dann  nm  so  mehr  der  Gesicfatspnnct  des  §.  252  zn  er- 
wägen ist 

II.  —  §.  255.  BewirthBchaftuiig  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Jieehuung  (Eigenbetrieb)  ist  hier  die  j^ewnhn- 
liche  und  gewiss  auch  die  Kweckmässigste  Bewirtbschai  tu ngsiorm. 

So  vor  wie  na«  Ii  Aufhebung:  des  Saltrepals  in  Prousseit  fnn'or  dem  Haodels- 
flunist.).  Ihiicrn  u.a.  ni.    8.  auch  Kau,  §.  189,  u.  ror.  Aull.  22<t. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  £igenbetrieb 
ist  aucb  hier  wobl  am  Hftthliebsten  nnd  anch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Prodneenten  erhobene  Salzverbrauehstener  ezistirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewttbnlicben  Scbwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken  y  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  Torzurieben  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Dio  wilrtcinb.  Saline  Clcmcnshall  war  bis  verpachtet.    (Kau.)    In  lUn 

deutschen  Ländern  war  vor  wie  jiach  Aufhebung  des  Kugals  fast  nur  Eigcji- 
verwaltung.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  auägefallen. 
8.  ßao,  g.  189  Note  6«  §.  m  S.  26tt  (5.  A.)..  ii.  vor.  Avil,  dieses  Bande  S.  501  Note. 

Hei  der  Eif;enverwa]  tung  ist  besonders  auf  K ost en  ver> 
.  mindern  ng  bei  der  Salzproduction  nnd  hei  der  \  ei  jiaekun^  und 
Versendung  von  Salz  liinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkaui  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  hei  einer 
Beseitigung  des  Kcgals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  miisste  der  Staat  wenigstens 
darauf  binstreben,  um  so  die  Kosten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  za  ersparen.  Im  Uebrigen  ist  die  Einriehtang 
des  Eigenbetriebs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  nod  Htttftenwerken. 

Einiges  WeUuo  zar  Technik  des  Betfiebt  u.  über  technische  Verbessenugieii  bei 
Kau,  §.  1S9  Noten,  und  meist  danach  noch  vor.  Aofl.  d.  B.  S.  5U2.  Indessen  reichen 
solche  Kotizeu  doch  uicht  aus  u.  die  technischen  n.  prifatökoo.  Fragen  als  solche 
gdiftreD  nicht  in  die  Fiii.wiw.  8.  bes.  die  Werke  aber  Tecbnolofie  (B.  Wegner, 

Chein.  Teolirio].\  Grossr^  Betleutung  hat  bei  mivollkoiniiii  iior  Communicatiun ,  daher 
früher  mehr  als  jct/t,  die  Kortleitung  der  Soole  nach  Uncn.  wo  der  Brennstoff 
billiger  und  die  Salzabfuhr  leichter  (Sakkauimuigut,  sUdöstL  Übcrbaieru,  Leitung 
svischen  Berchteagaden,  Beichenball,  Tniinatein,  Roeeoheim). 

Die  Reinert ragsverbältüissc  der  »Staatssalzwerke  lassen 
sich  nattirlich  nur  da  nehtig  and  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  RegalvLi  waltunj^^,  welche  durch  Ansscbluss  der  Concurrenz  den 
8al/ preis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Jb  ail  war 
nnd  ist 

Beispiele:  Prensscu,  Salzwerke,  Rerhn.  1865  1-202  Mill.  Thlr.  Roheinn., 
«;«»7.Ü0U  Thlr.  Kosten,  504,000  Tiiir.  Keiiiertr.,  wonebeu  d.  Sakmonopol  9-277  Mill. 
Tlilr.  ruh  erJrujr,  2bl  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  C-4ü7  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  t.  1*>T1  (incl.  neue  Prü\iiizen)  Salzwerkc  Einu.  l,492,97ö,  Ausg.  1,010,593  Thlr., 
b'cbcrschuüs  1S2.3»3  Thlr.  Krh.  bl.  Unterschiede  bei  d.  ein/.  W  erken,  so  rtr\ -Ii  A.  Tür 
Ibtl:  Saline  zu  Schönebeck  Koheinu.  4ä4,UÜ0,  l'ebeischuss  191,400,  Sal^w.  /u  Stass- 
fiiit  511,630  11.  164,960,  Sei.  zu  Dorrenberg  164.270  «.  78,020,  so  Artem  55,770  iL 
11,130,  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u.  .•?12(>.  Kunigsburn  SÜ,H;-)  u.  20,010,  Neusaliwerk 
41,340  u.  7925,  Kothenfelde  20,510  u.  3310,  Münster  a.  bt.  14.9S6  a  i2S7;  Sooden 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einn.  10,525  Thlr.  Zuschoss.  Rodenberg  dsgl.  13,375  u- 
3835  Thlr.  1S74  Er-  1  j-  d.  ganzen  Salincnvcrwaltung  roh  4  92,  rein  0  81  Mill.  M. 
A.  1S75  4-89  u.  0  75,  lb76  5iR  u.  0  94  Mill.  M.  1S79/80.  1880/1881  Ergebn., 
1882/63  1881/84  AnachL  roh  5  011--5-713— 5-462— 5  985  M.  M,,  rein  1.106  — 
1'605— 1*486— 1*632  H.  M.  —  Baden,  Uenbsetzang  dee  Ettrti^DBcblage  des  Salinen« 
betrii'b«  1876*^77  gegen  die  vorher.  Budf^etper.  v.  ORI.Oon  auf  TS  1.000  M.  roh,  z.  Th. 
weil  die  Salzproiso  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  Gesammtetat 
der  SalinenverwalL  rein  1875  0-3,  l!57G  0-153  Mill.  M.  —  Baiern,  Salinenverwaltung 
A.  1868  u.  69  roh  133  Mill.  fl.,  rein  40,000  6.,  Ergebniss  1868  1-43  u.  O  ISI  Mill.  tl, 
A.  1670  u.  71  1-25  MUl.  fl.  u.  120.000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1-547  MilL  M. 
Yocke  a.  a.  0.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 

4.  Absehnitt 

üe  werksau  lageu. 

§.  256.  Hierhin  gebdren  besonders  Staats fabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  kOnnen  dreierlei  Zwecke  nnteisobieden  wer- 
den, welche  aber  mitunter  bei  einer  einzeUieD  zosamroentreffen. 

AiK'h  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  ki  nucii  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  nni  dem  Staate  eine  Reineinnahme  für  die  eigeutiichen 
»StaatsbedUrfnisse  zur  VeriUguug  zu  stellen. 
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X;tr  in  diesem  Falle  gehören  sie  zu  den  privatwirtbschartlicLon  Anstalton  iui 
strengen  Siooe  i^§.  £io  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 

jetzt,  bei  deu  vorgekommenen  .Staatütabrikcn  ausschliesslich  obgewaltet  Gegenwärtig 
wird  man  nur  verlaugen  müssen,  dass  der  Gobichbpunct  privatwirthi>chaftlicher  Renta- 
bilität voranstt'Iie.  Da  zeigt  sich  indessen,  duaa  der  Staat  hier  im  Eigen  betrieb 
selten  günstige  Krgebuisäe  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  im  kaum  einträglich 
aod  sehirer  dvrchftthrbar.  Mit  Recht  werdea  daher  die  Geveritaanlagen,  veil 
iler  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pflegt,  lieber  aufsccpebcn  und  veräussert. 
In  einem  solchen  balle  könnten  mitunter  Vcräuche  mit  Prodiictivassociationcn  in 
ürrlfDllg  kommen.  Die  viel  besprochene  Ta baksmanul'actur  in  Strassburg,  auf 
d.  eisaflB>Tothr.  Budget,  gehört  in  diese  1.  Kate)i;oric.  Ihr  behauptetes  „Fiasco"  in  wie^^e 
i^egeniiber  dem  £rt'ol<j:  massloser  teudenzpolitischer  AngriHe,  denen  auch  keine  Privat- 
fabrik  widerstände,  nicht  viel   A.  18b2/?>3  büd  Mill.  M.  roh,  0■b^^'^  Mill.  M.  rein. 

2.  Die  Anstalten  haben  6inen  volkswirthscbat'tlicben 
Zweeky  und  swar  fttr  die  Prodnction» interessen,  indem  sie  als 
Muflteranstalten  dienen  nnd  nene  Gewerbzweige  einftlbren  BoUen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frühere  und  manche  noch  heute  bestehende  8(aata« 
fabriken  ihre  Enfstchung,  besonder»  >nlche  ans  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-,  Tcppich-,  Tapetcufabr. ,  Glashütten,  Glasmalereien,  früher  auch 
Webereien,  Tnch&briken  n.  a.  m.  Einige  Anslatten,  vie  Glas-,  Zie^olhütten,  MttUien, 
Brauhäuser,  Wcinkellereien,  selbst  Wirthshäuser.  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domaniiun 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zn  verüusscrn,  §  23'J.  Si<^  Inben  mitnnter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  iitiit.tnsetzong  der  Kenta- 
bilitSt  Insofern  sind  sie  volkswirthschaftlich  unter  den  Massregeln  und  Ansgab<--n 
des  Staats,  durch  welche  mit  iinanziellen  Dpt'crn  die  Gewerbe  bi  fi'irden  werden  sollten, 
zn  beurtheileu.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  iroTden  ddier  am  Besten  anf;;cgebcn,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschaftlichcn  Kcntabilitätsprincip  keinen  <rQnstigen 
Erfolg  zu  haben  pfl'irt.  Ah  (ieAchniacksbildungs-  u.  Geschmackserhaltungsanstalten 
können  die  vielen  btaatl.  l'ouellHn fabriken  aIlerding^i  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Special- 
knnstsrhnleri  (MaL-r,  <il;L-uialer)  d;itnit  verbunden  werden  iS'  vres.  N'yuiithen'».).  »o  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält,  indessen  wird  durch  angemessene 
Besteilongen  des  Staats  bei  Prirat&briken  im  knnstindastr.  Intoresie  Jetzt  ziemlich  diS" 
selbe  zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  hei  diesen  vom  Staate  c:etra;jen  werden.  In  Preussen  deutet  die  geg-cn- 
wärtige  Stellung  der  K.  Porzeliuuuianufactur  im  Min.  f.  Gnterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
teclinMehen  Omerrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  Uebertragang  der 
Dom.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministeiiam  der  finanzielle  hinter  dem  folk»' 
wirthöcli.  (iesichtspnnct  zurücktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sachgütern  zu  befriedigen.  Aneh  hier 
ist  die  Staatsindnstrie  nnr  ausnahmsweise  anstelle  der  Privat- 
indostrie  noeh  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsicht  räthlleh. 

Frfther  Hessen  sich  die  Porzdlanfabilken  auch  hier  mit  noinen,  dn  wenig 
sellist  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenkgegenstinde  für  fremde  Monarchen, 
StaaesniiinncT  lieferten.  Anch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Priratindosthe  jetzt 
völlig  aus.    S.  sonst  oben  IG**. 

Bei  der  oft  irrationellen  Jvechnuiii;stubruug  der  Staatstabriken 
lässt  sich  übrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  verbältniss- 
mtoige  Reinertrag  angeben. 
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Sf^hr  viele  Staatsfabrikf n  sind  schon  oingf^iian^on  .  weil  sie  sirh  nicht  Inlinton 
Am  Häutigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellan l&briken  in 
S^res,  Berlin,  (Wien),  (Nympheuburg).  Meissen,  Kopenhagen  u  b.w.  Befspi«!«: 
Preusson.    Porzellanmanufactur  Rohertrag    1865 — 68  D.   I64.2.')ü.  Retrieliskostwi 
144,05.H  Thlr.,  Keinertrag  2ü,Hn  Thir..  1871  A  roh  r)58,0Ü0,  r-iii  rui.ono,  Ergehniss 
575,000  u.  42,500  M.,  1870  A.  555,000  u.  27,300  M.    Die  Aubtalt  wurde   1866  in 
das  Gebiod«  der  anfigelMS.  tiefandheitsgMohirrfabrik  (die  1865  bei  I03«084  Thlr.  nk 
m,Mr)7  Thlr.  rein  erü:ab)  verlegt,  jetzt  nach  (^harlotfenburg  hei  Berlin,  mit  'inem 
auÄäerord.  kostenaufvaad  von  335,000  Thlr.  für  1868 — 71.  —  eine  finanziell  schwer 
erklärliche  MaattittgttL  Die  neneeten  Etats  sind:  1882/83  456,000,  1883/84  529.000  M. 
roh,  dagegen  Koetea  542,000  u.  014.000  M.,  also  Zus<:hass  nothwendig.  Mit  d.  Pen.- 
mantif.  ist  aber  «  ine  cheui.-techn.  Versu'  hsanstalt  verbunden.    4  Debitsheamten  be- 
kommen kleine  Taiuicmen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (Vs      Vt»7«)>   Ausserdem  be* 
Saas  die  dem  preim.  Staat  i^Orige  Scehandlangssocietftt,  in  der  Hauptsache  ein 
grossartlgee  Bankin!>titut  mit  ausgedehntem  (J-  sch  «flskrcis,  auch  nach  neucr  Ü  )]  r  N'er- 
loiadoroag  ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  nemL  1871  2  tlachsgam-« 
maaehinenspinD.  in  Schlesien,  eine  auner  Betrieh  befindliche  BanmvoUenspinnerei  «. 
Weberei  ebendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  ausgeschrieb.  Su)>- 
missionsrerfahrcn  erfol-rten,  ein  Muhlenetahliss.  in  Brornbcrp:.  das  gleichfalls,  sobald 
die  tmstjiude  es  erlauben,  verkauft  wurden  sollte.    Buchwurtli  dieser  Aiiätall«u  lucl. 
Dienstipeb.  u.  Leibamtageb.  in  Berlin  E.  1869  4*27  Hill.  Thlr.,  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb siiiiuntl.  ituhibtr.  Etahliss.  1869  nur  19,77.'»  Thlr.  Seitdem  ist  die  nammvollfabrik 
u.  1  ilaclisgaruspinu.  verkault  worden.    Das  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  Muhleu 
mit  Borchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  ?.  7*95%,  in  1874  nur  4*20*/«.  1872— 
81/82  i.  D.  2-6357„,  IS'^O/M  011%.  Verluit  to  1881/82  3-05%.  bei  1,116,000  M. 
arbeiieudem  Kapital;  die  Schwierigk.  «i.  \'(Täusseruug  lie«:t  mit  in  den  V'erhaltniaaeii 
der  Wusscrregelung ;  dann  1  Machsg.spinu.  in  Schics.  mit  s  OSy^Gow.  in  1874,  0'Sl,*y» 
in  1878  T.  bochml«.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  t.  1,243,000  M.,  Ertrag- 
5"51"/u,  im  \orjahr  4'217o-  ^  Baiern  Porz.-Kabr.  zu  Nymphenburg  jährl.  Züsch. 
181Ü  bis  25  8717,  IS.U-  .Jü  14.088,  1837—43  11,782.  1H45— 47  24,842,  1848—49 
7726      1855  aufgegeben.  Hoft)räuhaas  in  München  A.  1661—67  212,602  fl.  roh, 
.16338  fl.  rein,  wirkl.  Keinertr.  1801/62  10.660.  IMU/O.i  44,077,  1868  39,315  fl.  (zu- 
gleich Mnstt  rbrauerci  .  A    1^70  7S1.000  u.  112,000  M.    In  d.  letzton  Jahren  starke 
Erweiterung  u.  höhere  Kein  ertrage.  (A.  d.  Eiuu.  aus  Bier  1884  1,435,000  M.^  (Selbst- 
verwalt.).  Froher  bestand  anch  noch  ein  Bnnhana  in  Wttnburg,  wo  jetzt  noch  eine 
fisc.  Ilofkellerei  in  \  »  rbind  mit  ilen  fiscal.  Weinbergen  in  l'n torfranken.   Di'  s  W.mh- 
jfut  ertrug  reia  i.  1>.  v.  1870—82  42-510  M.  =  c.  4"/„  Kente,  Max.  1874  106,000  M., 
Hin.  ein  Yerlnst  v.  10,538  M.  in  1875.  —  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
Ihlher  jährl.  Zoschuss,  in  den  20er  Jahren  30,000  Thlr.,  s<  it  Mitte  der  SOer  Jahre 
ergall  sirh  ein  Ucinertrag,  A.  IMil  -  O.H  roh  ir)\:^00.  i-  in  i;!,oiio,  |S7:i  A.  75,000  Thlr., 
1883  rein  370,000  M.  Ans^  hl.  (s.  ücsch.  dieser  Mcisa.  Manulaetur  v.  Böhmert,  1881). 
—  Oesterreich,  Teppichfiibrik  nnd  WoUdmckeiei  in  Linz  1849  27,781  fl.  Zaschnaa, 
18r>0— ')!   2'J.')ni  (!.  rein,  dann  weggegeben.     Por2''lla:ifabr.   in  Wien   1S49 — öl 
j&hrÜch  6073  Ii.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bkderetabüssements,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  Oüen  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  (iebrauch  v.  Bldetn,  Badetaxen  der  Goigäste 
n.  s.  w  ),  well  he  th«'ils  hi^^rher,  thcils  unter  die  (.iehuhrcn  v.  Hoilanst:üten  gerec  hnet 
werden  kuunen,  z.  B.  Baiern,  Kissingen,  U.  1808  Koheinn.  30,030,  reiu  11,022  0., 
A.  1H71  23.850  n.  14,350  fl.  —  Prenssen  18S0/81  Min.blder  In  d.  B^EfWAbChell. 
Krgebn.  157,7.'iO  .M.  roh,  l!t.l7'.l  M.  r.  in .  in  d.  Doui.vorwalt.  AnschL  1883/84  roh 
1*97  M.  M.  ^bes.  d.  uass.  u.  die  bcebiider  Mordernui  u.  Kruazf,  Betriebekosten  121, 
rein  0*76  M.  M.    Kin  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  znzufliessen  nnd 
zu  \  erschi»nerung"n  u.  >  w.  benutzt  zu  werden. 

J»'ue  so(üalpolitib(  hen  (iesichtsimiict-  .  w<"lch<'  filr  dir  B''il»ehaltunp  iI'T  Bi-ru-W'-rkc 
im  Btaatscigeuthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabiiken  nicht  wohl 
in  Betracht  Hinsichtlich  der  prindpiellen  FViiderong,  Priratelgenthim  aack  hei 
Fabriken  dorch  Staalseigenthum  zn  enetien,  gilt  daa  in  §.  253  unter  N.  4  Gesagte. 


Digitized  by  Google 


Wohngebäiidc.  Huidfllsgetclilfke. 

5.  ÄbBcbnitt 
Wolmgebftttde» 

Vgl.  Kau.  5,  A.,  151a.    Meine  6.  A.  v.  Kau  §.260.    Rau  vertritl  die  iltere, 

solchem  BesK/tliuuj  aljg'ciieigK!  Ansiclit,  wie  sie  in  ilcn  ersten  SätzüU  des  Texts  aus- 
gesprochen wird,  eriicont  ab^  den  Fall  der  Dienätwühnongeu  schon  an,  nicht  die  beiden 
Mideien. 

^.  257.  Die  ßeibeluiltuu^  oder  vollends  die  licac  Erwerbung 
vou  Gebäuden  bloss  des  Mietliertrags  wegen,  also  aus  rein 
linauziellen  (.iünden,  wird  für  den  Staat  frewttbnlicb  unzweek- 
mässig  sein.  Denn  die  vermietheten  \\  ohnuui^en  iiiaiheu  im  Ver- 
bältniss  zu  ihreui  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
roUssen  daher  besondre  Gr  finde  hinzukommen,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wohngebäuden  zu  empfehlen.  Solche 
Gründe  können  liegen: 

1.  in  Dienstintereasen  und  in  Staatsdienerinter- 
essen,  in  velehem  letztem  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gew&hraog  von  NaturalvrohnungfUrdte Beamten  wird,  worüber 
oben  in  .§.  162  gebandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  In  Anfsehwong 
begriffener  Orte,  wo  die  Grnnd-  und  Hausrente  sehr 
steigt 

Hier  kann  der  Staat  dorch  Besitz  ron  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Vortheil 
Theil  nehmen  und  für  die  häuiig  in  solchen  Orten  nea  hervortretenden  öfientlichen 
Bedürfnisse  eine  passende  Hoden-  und  ercntueli  Kapitalreserve  für  neue  Staatsgebäude 
erlangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Fin&nziuteresse.  Auch  die  Gemeiade  könnte 
«iid  sdlto  mdir  so  rerfthroo  (Berlin  1). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 

Hauseigentbums  können  im  socialpolitiseben  Interesse  einen 

solchen  Besitz  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  wttrde  hier  Staat  und  (jemcinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zQgliche  Anfjgnhe  Iheileu  mtUisen.  Vgl.  NAhen»  in  der  dnindlegung  §.  352—362, 
beo.  g.  359. 


Vierter  Haaptabflchnitt 

Haudels-,  Geld-  und  Baukgescbäfte  und  werbeudes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Absebnitt. 
Handels^esehXfte* 

§•  259.  Dem  Handel  eigenthiimlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Specnlation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A.  Wagaer,  Fiaanivianiisehaft  I.  S.  Aafl.  .  *  40 
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wieder  rasch  dispouiltel  werdenden,  also  btets  nach 
neuem  Plane  iiuzulegeadüii  umiuui'cudcu  (Betriebs  ) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Ilandels- 
betriel)  vorzugsweise  tiir  die  reine  rrivatunternehniung,  schon  etwas 
weniger  lür  die  offene  Handelsgesellschaft,  erlahrungsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengosellschallt  und  vollends  iUr  den  Staat. 

Der  Betrieb  nius:*  liier  mit  ni  uinti  li  gcf  ihrt  werden,  denen  das  »  ifxeni!  Intercast- 
und  d«8  eigene  Uiäico  ftshlt,  weshalb  sie  nicht  so  vonichtig  als  der  Privatnuioo  zu 
spocnUren  pflegen,  während  andererseit:»  die  unvormeidliclicn  Controlen,  der  schwer* 
iälligere  (juschät'tägantr  aiu  Ii  dem  eifrigen,  geäcliickten  nnd  pHiehttreuen  lioauiten  die 
Illiide  lästig'  biii<I»'ii.  n»*theili^nni^  der  Ih  amten  am  (iewinn  ,  weiche  sich  auch 

nicht  immer  leicht  durchluhreu  läfi:>t  cTautKmuäyütem),  kubt  einige  dieser  (JebeLuäade, 
aber  selten  aosreichend.  Im  Ganzen  wird  die  Gefabr  ron  Verluaten  im  Staatshandclfl- 
geschäft  verglichen  mit  dtiii  Privatgescliäft  <  rhtlht,  di«^  Aussicht  aaf  l>eaondere 
vionste  geschmälert.    Vgl.  iichältlf,  Uaintalism.  u.  See,  Tüb.  IS70,  S.  474. 

Aus  diesen  ErwLlgungen  lasst  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Uandelsgesobäfte  dnrch  den  Staat  sa  erklären. 
Ein  soleber  ist  aneh  nur  ansnabrasweise  Torgekommen. 

2.  Oefters  knttpfen  sieb  HandelBgesehüfle  an  andere  priyat- 
wlrtbsehaftliehe  Unternebmangen  des  Staats  an,  s.  B. 
bei  der  £igenverwaltang  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken,  Hutten,  StaatBfabriken.  Soweit  dies  anvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Heibchaltnng  der  letzteren  gleichwoiil 
aus  anderen  Gründen  nothwendig,  so  nuiss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschilft  vim  dem  eigentlichen Prodnctiousgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  H.  im  Sta ntHtorstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Hecht  erstrebt  wird  (IS.  595).  Durch  grössere 
feste  Liefemngseontracte  der  Staatsverwaltungsbehörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Httttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Specalationsmoment  wesentlicb  einsebränken ,  was 
dnrobans  anznratben  ist. 

Handel  der  Osterreieli.  RegieniDgr  im  Torig.  Jahrbundert  mit  idrianer  Qaed[- 
silbcr.  Yonitbe  daron  anf  Lager  ia  AoMteidaa,  Gewia  (auch  ab  Pfand  für  .iitlebea 

benutzt!. 

3.  Bei  einer  CoionialhaudeUpolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  berrnchcnden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonialsystem,  wie  dem  hoUändisoben,  wo  die  Colonialverwaltnng 
eine  grosse  feudale  Grnndberm-  Katnralwirthscbaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialbandels,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproduete  anf  eigene  Reehnnng  des  Staats  im  Mntterlande 
und  Qberbaupt  im  Occidcnte,  auch  im  finanziellen  Interesse 
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eher  rätblich  erscheinen.  Aber  auch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenip:8tcn8 
den  directen  StaatsbandeUbetrieb  in  Ruropa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Kcgierung 
geschieht,  diesen  Handel  einer  Gesellscbalt  zu  übertragen. 

Soweit  ein  snl.-]icr  Harult*!  d*  s  Staats  mit  Colonialpruducten  noch  rechtlich 
(gegeailber  dem  Inlanilej  oder  au(  Ii  biu^h  tbatsächlich  (gcgcaüber  auderea  Ländern) 
monopolistisch  ist.  fallt  er  übrigens  mit  imter  den  Gesiditspuncf  der  Besten erun^. 
Dies  möchte  vom  holländ.  KafTeehandcI  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Auctionen 
der  Maatschappij.  die  den  Preis  filr  halb  Europa  bestimmen,  selbst  hente  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  mouupoliät.  (Jrgauisadou  eines  solchen  ilaiidils  kann  den  Consu- 
mcnten  in  anderen  Lindern  ähnlich  wie  durch  die  Grhobanf  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  cinrs  Naturmonopolä  (A.  Wagner,  Art  Zölle,  Staatsw.  B.  XI,  350)  eine  Ver^ 
braucluistcuer  aufgelegt  werden. 

Die  1S24  gegründete  Niederl&nd.  Handelsgesellscliafc  (Handels- 
Maatschappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  von  der  Uegierung  in 
Indien  "jelief.  Colonialproduete  in  Holland  anf  Kechnting  der  Itegierong  gegen  Pro- 
visiuii.  Ucber  die  VcrliaiuiiÄ:ic  der  Colonialpioductiuu,  hcs.  in  Javu,  s.  Hrauer,  in 
Stein- Wappäus  üeogr.  II,  3.  S.  317.  Nach  d.  holl. -ostind.  Colon. -ßadg.  lör 
l^t»7  war  die  Kinn.  123  0U  Mill.  fl.,  wovon  H2-42  M.  fl.  als  rauthmassl.  Krlös  aus  d. 
Colonialwaarenverkauf  in  Holland,  wabrscbeiJiL  ücberschuss  der  £innabmen  ubor  die 
Aui^beu,  der  dann  ab  Zuscliass  der  Golen.-Yervalt  in  dem  Einnahmeetat  HoUanda 
stellt,  14  S(J  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  I^»"r.  sind  dieselben  Zahlen:  UO'Uti,  5t>-79 
10  8.5  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  lsS2  be/..  13H  «I1  (wov.  Verkauf  v.  Kaffee  45-71,  v.  Zinn 
4-8.^,  V.  Chinarinde  0  IS  M.  fl.)  —  14H-.50  u.  Deficit  v.  9  59  M.  fl.  Nach  Baum- 
haui-r  war  d.  Uebcrschuss  aus  d.  (jcldmitteln  der  Colonien  frir  d.  Budget  des  Mutter- 
land*« von  1S17 — 59  im  D.  jährlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  iricl.  jährlich 
Mill.  11.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  lilr  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Ueberschnss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Gonfunctoren  und 
Preisen  der  Colon ialwaaren  in  Europa,  namentlich  von  Kaffee  und  Zucker.  F,r  war 
(incl.  Zinsen)  z.  B.  1^50  nur  17,  IbOl  ^2  1^  Mill.  ü.  nach  d.  £rgebn.,  Ibti2  nach  A. 
lS-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirteu 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  s.  w.)  im  inlande  gehört  nicht 
zu  den  privatwirthschaftliehen  Thätigkeiteu ,  sondern  zu  den  Be- 
steuerungsformen und  ist  daher  aas  einem  anderen  Gesichtspuncte 
ZQ  betrachten  (§.  210  ff.). 

2.  Abschnitt 

Ilfeld-  und  Bttnk^seliillte. 

In  meiner  ß  A.  ßau's  §.  20S  if-  Seitdem  habe  ich  die  I  rage  der  Staatsbank 
eingehend  princi^ell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  Zettelbankpolitik  (2.  A. 
Freib.  1S7;J)  S.  594  H".,  CO')-  1  ti  mit  spec.  fle/iehung  auf  die  TVntsrh.-  K'eirbs- 
bank  in  meiner  Zettelbankrcform  im  D.  Keicbe  (Borl.  Ib7§)  S.  149  tf.  bebandelt; 
im  WesenU.,  so  wie  in  der  6.  A.  d.  Ran'schen  Finanxw.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  gftlnstiger  für  d.  reine  Staatsbank  Dhi  l'rage  hängt  mit  d.  alls.  Rankpol.  zu- 
sammen: ob  ncml.  Centralisation  od.  Deccntralis.  d.  Hankwcs.  u.  inbcs.  d.  Banknutcn- 
ansg.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  /u  dunsten  od.  On- 
gonsten  d.  einen  od.  andern  Systems  ansfatlen,  da  die  Yorztlge  o.  Hachtheile  sehr 
getheilt  sind.  s.  meine  Zettelbankpolitik,  S.  G21  ff.  Bei  der  Centralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  pdvih-girtc  Bank,  und  in  beiden  FiUlen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.  Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolHische  Seite  der  Frage,  bei  deren 
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ZDMmiflieDhaiig  mit  der  gwammten  OifMiisatioii  des  Credit-  a.  Bankwefeas,  »ber 

wieder  nii  ht  hier  in  d,  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  Vollisv.srli.polit.  oin/ugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meiuc  Abh.  in  Iloltzendorff's  UechUdexikon  H.  A.  Art.  Keichsbaulc  o. 
meine  Abh.  Baakvescn  in  äcliöiibery^'s  Haudb.  d.  pol.  Ook.  I.  hos.  §.  $6,  SS.  Die 
Nothwendigkeit  einer  „mehr  ^cun-inwirthsrhaftlichcii"  Organisaticm  des  Baok- 
Wesens  iiiitfclst  Staats-,  Proviii/ial-,  Kn-is-,  (^oniiiuinalliaiiken  u.dgl.,  auch  um  dem 
PrivatiapitaJismu:)  eine  :H;iuer  ihm  zu  audschiieüslich  dicitendcu  StUt^eu  zu  entziehen 
und  dio  Fanotion  dos  Bankwesens  geneinantziger  v.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Yolks- 
wirtlisch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  beim 
Versicher.wcsen  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörternii^.  wie 
freilich  auch  die  analoge  Frage  beim  Eisen b.wtjsen  Jiiclit  hieher,  sondern  in  il.  Volks- 
winbschafispolitik,  weshalb  i*-h  hier  mich  noch  nicht  gt  uaucr  darauf  ciala^M:,  solidem 
wesf>ntlich  nur  die  Darsteilutig-  der  vor.  Aufl.  (g,  224  tf.  daselbst)  wiedeigebe.  Ueber 
einen  unverständ.  Augrilf  St  <  i  u 's  s.  S.  262. 

I.      §.259.  Die  Frage  der  Kätblichkeit  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  nnd  Bankgescbätlten  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltend  macbeD, 
.  80  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäl'te  abznlehnen  sind.  Aach  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  anf  die  Proass.  Bank ,  jetzt  aoch  auf  die  D  e  n  (sc  h  e  K  e  i  c  h  s- 

bank  hiii;?t'wics<-n  werden.  Aller'liti'pp^  war  jene  seit  der  Baiikordiiung'  ven  lS4ß  kerne 
reine  Staatsbank  mehr,  weU  ihr  Stammkapital  grosäeutheüs  Privatpersonen  gehörtu. 
Aber  niclit  nw  hatte  der  Staat  nocli  ein  eigenes  Kapital  ron  &st  2  MOl.  Tldr.  (fast 
lO**/«  d»'S  Privatkap.)  in  ihr  stolien ;  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
;;anz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidemie  Punct  für  die  im  Text  behandelte 
Krage  ist.  8.  A.  Wagner,  Zettolbankpolit.  S.  I  II — 148.  ■-  Auch  die  Preuss,  See- 
handlung kann  genannt  werden.  Vergl.  aber  diese  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  AqU» 
Berlin  1^71,  S.  .HTH  ff  ,  it.  oben  S.  624.  Der  Keincrtra?  dor  Seehandl. ,  trrössten- 
theils  aus  d.  Ueld-  u.  BaukgeschMt,  war  j&hrlicii  ISöu  u.  61  »OO^UOU.  1862  400,0OU. 
1863— «6  500,060,  1H67  600,000,  1868—71  700.000,  1678  tL  74  Eigebn.  1-9S,  M6, 
A.  1S75  1-33,  1S70  M  ')  Mill.  Thir.  Im  Staat^haushaltsetat  sind  d.  Kosten  gleich  abge-  r  - 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat.  Ende  1 874  schlössen  d.  Artivon  n.  Pass.  mit  H7't)7  Müi.  Thlr. 
ab,  unter  d.  Pass.  l'{'4(>  Mill.  Thlr.  kap.conto  (eig.  Kap.).  Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Gonsortien  v.  Rankhünsern  m-uc  Emi^s^iMnen  v.  •  iliiigationen  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen  u.  s.  w.  Das  Missliche  d- r  Seehandlunfj-  liegt  in  solchen  (Jesrhäftea.  die  unver- 
meidlich ein  grösseres  Kisico,  ein  starkorcä  speculativcs  Moment  mit  sich  bringen  und 
Iddit,  ron  einem  Staats  Institut  lietrielien,  einen  naclitlieiligen  Einflnss  auf  die  Ka|>ital- 
bewegunjr  iUiMibcn.  Das  luU  sich  auch  in  den  ,1.  1^71  H'.  wieder  bei  der  Sceliandlung 
etwas  gezeigt.  Di&sc  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirthschaftlichen  und  |>oli- 
tiächen  Hcdunkcn  als  die  Prcuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
aoch  als  Veruiittlcrin  t.  d.  Emission  r.  Staatsanleihen  ihre  gate  Seite.  Im  Et  f.  lSS.^/^4 
sfeht  sie  mit  H  Mill.  M.  „B'ltrair  z.  d.  all};<*m.  Staatsausgaben"  (wovon  2  T.'{  Mill.  M, 
Ueingcwiiin,  —  dem  Keinortr.  v.  t^bl/b2)  u.  0*27  Mill.  M.  Kap.ablieferuAg.  Das 
Kapitalconto  d.  SeebandL  ist  1682  S4*02  M.  M.  Seit  Min  18S0  weiden  alle  prenaa. 
Staatsanl(-1i<  n  dur<  h  d.  Seehandl.  begeben,  bis  daliio  dttrcli  Gonsortien.  Die  SeebandL 
verwaltet  auch  d.  Iterl.  K.  Leibami.  * 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedflrfniss  der  Finanz  Verwaltung  nach  einem 
Bankinstitut  zur  Vermittlnng  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Rassenoperationen  lässt  sieh  durch  eine 
eigene  Staatsbank  xweckmftssig  befriedigen. 


^  j  .     by  Googl 


(iriiiidc  far  Staatähaiikcn. 


Der  Staat,  nameDtlich  der  moderne  Grossstaat.  hat    R.  Itei  der  Aufnahme  und 

Abzalilung  von  AnIeh<;Q,  bei  «rrosson  ulI, nf'i -lit-n  ITntonii'himinjren .  wie  Eisctibabn- 
batiten,  bei  den  Gcldoperationeii  frir  die  Krit  g^iilbrutif^  u.  s.  w.  unvcrmeidlicb  grosso 
(Jehlgoscbiifte  aaszufiibreii.  Frrnür  veraolasst  di>-  Inufeiule  Catiscngcbalirung  der  Finanz- 
verwaltQDg  ebenfalls  tim-  Mi  iigc  Ocschifte,  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
iostitats.  besoiifl<r>  l)>i  Zahlungt;n  /wi>ichen  vfrstliirdcnen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
Laim.  S.  aber  diesen  Tunct  u.  §.  122.  Uic  Durrht'uhrung  dieser  < leschüftu  luU  UUlfts 
der  ana^bildeten  Technik  nnd  des  Zahliingsmechaniaiaus  des  modernen  fiankvesens 
hat  -loss«^  Tolkswirthscliaftliriii'  und  Itnan/ielle  Vortheile  und  wirlt  einen  erheblichen 
(jewiiiti  liir  die  vermittelnde  Hank  ab.  Endlich  hat  der  Staat  regelmässig  grossen- 
oder  geringere  Casaenbest linde,  welche  er  iui  Auffenblick  nicht  braucht.  Diese  können 
daher  auf  kurze  T<  rmine  ausgeliehen  werd<  n.  was  wiederum  als  regt  Intässiges  (n  schäft 
nur  diircli  l  im  Rank  geschehen  knnn  und  dann  nirht  unbedeutenden  (Irwiiui  gi  wrihrt. 
Dieser  Gewinn  kuutiut  t4tatt  gauz  oder  wenigüteus  thcilweise  Dritten,  dem  btaate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  xuirleich  zurerlSinifreT  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
ban«|uiers  oder  Acfi«  iiltaiilM  n  bei  sciniiu  (j.Mi;<  -,i  !irif(rii  beilient.  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentlichem  Staatsinstitut  zu  die^sem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Hechnimg  betreibt.  In  dieser  Weise  fungirt  die  Uuss.  H<;iehsbauk  init, 
welche  von  gro>äen  Banken  die  ein/iL^e  wah  re  Staatsbank  ütt,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thaiQC  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsli.  amfen  —  unter  einer  gewissen 
>IitcoDtrole  ron  PrivatpersoneD  —  besorgt  wird.  Sic  ist  insolcrue  nur  eine  etwas  üdbüt- 
atindig  hingesteUlo  Abtheil,  des  mas.  Pinanzrainistcriunia.  Gotdmann,  rasa.  Papier- 
jccld,  S.  SO.  A.  Wagner,  niss.  Papierwähr.,  S.  22.";.  Ein  Molches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweisren  der  Staatsverwaltung,  z.  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcaasen,  ferner  wenn  der  Staat  das  Lebensversicherungswesen  selbst  mit 
in  die  Uuid  nimmt,  nützliche  Hülfe  leisten,  bei  Ablösuii<irn  n.dgl.  m.  als  Kentenbank 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  docli  r.i'ter>  liiertVir  <  rt'urdcrlichen  eigenen 
Anstalten  für  solche  Sooderzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigeneu  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstalten  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewObnlieheD  Handelsbankge- 

Bcbftfts  und  des  Bodenoreditbankgeschäfts  darcb  den  Staat 

ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwächen  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  leicht  etwas  hervortreten:  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zuprlcich  energischer  b' tri-  lien  werdrn  ^^  ^■"iL'■e^  nach  bureaukratiscber  Schablone,  mehr 
mit  KUüksicht  auf  die  Bedürfnisse  di  s  V  crki  hi>)  und  deren  ^'ecbäeL  Aber  schwer  failcu 
diese  Nachfheil«  im  gewöhnlichen  Uandelsbanlrgeschaft  nicht  ins  Gewicht  Auch  rani» 
die  Staatsbank  vornehmlicli  mit  der  Ac  ticnsr e  sellsc  haftsb a  n  k  ver-liclieu  werden. 
Einnchtuiig  und  Betrieb  dii-ser  beiden  Banken  sind  im  Wc^ntlichen  nottiwendig  gleich- 
artig. Die  Ideiuen  gegcnseitige>n  Vorzttge  und  Schwächen  werden  sich  liemlich  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Speculatious-  i^Credit- 
Mobilier  )  <tpst  häft ,  wi  iches  atu  r  von  den  gewölmüi  heii  Vctien -Handelsbanken  und 
ActiüU-Bodcntreditanstaiteii  ei»eatalis  ausgcsehiosseu  werden  muü».  (A.  Wagner, 
Zettetbaukpol.,  S.  410.)  Die  hauptsächlichen  Artiv-  und  PassIvgestOi&fic  der  grossen 
m04len)cn  Handelsbank,  nendicli  We«  !is<  Idiscontirunu .  Lombardirung  iBeleihunfr 
gewisser  Faustpfilnder),  selbst  ein  beschränktes,  vorsichtiges  A<  tivcotitocorrentgeschäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-Coiitocorrent-  (inrl.  Check-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zettel-)  ireschäft  andererseits  lassen  sii  Ii  auf  ziemlich  feste,  beinahe  iiieohanische 
K-  g'  In  /nnirlfulir.  h.  M.  in-  Zettelb.polit.  S.  270  If.,  :m  ff.,  H1MI  H.,  .'!T?{  ff.,  2:^9  II.) 
\Sesentlicii  dasselbe  gilt  von  den  Geüchalicn  der  Bodeucred itbanken;  der  Au;:- 
IftihunfT  auf  Hypothek  ron  ländlichen  und  städtischen  Giundstacken  und  Hänsem  und 
der  .Vusgabe  von  PtHndbriefen  auf  fininJ  (!>  r  rrwnr'ten 'ii  Hypoiliekeii.  Ebendet^halb 
ei^en  si<  b  alle  die*'  (ieschäftc  für  tien  Betrieb  durch  Actiengeäellschaft.-n .  wie  die 
Erfiibmng  zeigt,  recht  gut,  aber  im  Ganzen  kaam  weniger  für  den  Betrieb  <lurch  den 
Staat  mit  sdnen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlieh  das  Zettel-  oder 
Notengescbäft  ttbernebmen  nnd  dadnreh  dem  Staate,  also 
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der  GeBumm thei t  den  vollen  Gewinn  daraus  zu- 
fahren. 

Diese  Fnge  Mtaigi  nit  der  geeammten  Baiik-  und  nam.  d.  Zettelbankfin^c  c.ngu 
ZQsaminen.  wora^  nicM  hier,  sondern  in  d.  Haokpolitik  weiter  cinzagehen  ist  Näluirca 
bei  A.  WagiHT,  B^'itr.  z.  Lehre  v.  d.  BaiiV'  ii.  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4  10  ,  «l-  rs.,  die 
Cield'  u.  Credittheor.  d.  Peerscheu  Acte,  Wien  1^62;  ders.,  Art.  Zettdb&ak  lui  btjuts- 
wörterb.  XI;  dcrs..  Syst.  d.  Zettelbanlqpol.:  ders.,  Art  Bsnkweeen  in  Schönbefpr« 
Handb.  I,     »ii»  ff..  SO  fl: 

Joner  V  ortiieil  fällt  besonders  in  deDjeiti{;»>ii  Staatun  ins  €taiiricht,  vo  diu  B»uk- 
notenmsgabe  nicht  fireiireireben  ist,  tondem  ?od  PiiTat-  oder  Actieabtiikeii  a«f  Gnnid 
einrs  Privilegs  olor  Monopols  ausgeübt  wird,  —  in  nnsercn  Staaten  die  Uegel. 
(Zettel b.polit  S.  "in  ff.  d.  2.  \  )  Hier  rauss  dem'.reinäss  ein  eifrentlichos  Notcn- 
rcgal  rechtlich  bcbteheu  oder  nia  I>ü4>teh<  nd  aiig-  nouunen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff., 
594.  £b  ist  ein  Mangel,  wenn  <;in  ausschlirssl.  Kecht  der  Rankiidt'  iiausgabe  ohii« 
Weiteres  f.  d.  Staat  bcausprarbt  wird,  ohrn-  dass  dits^fr  siih  auf  ein  dieses  Kerbt 
begrtlndefldes  Gesetz  der  Noteuregalit&t  bcniten  kann.  Aus  dem  MUn/.reu^al  folgt 
ein  Banknotenregal  mitniehteo.  Eb.  8.  2  A.  d.  2.  A.  Ein  elgeotL  NoCenregal  wini 
coiistitiiirt  durch  d.  bad,  (i'ji.  v.  5.  Jani  IKHO.  Art.  iJ,  u.  j«*tzt  f.  d.  Deutsch»? 
Keich  diirrh  d.  Bank^<s.  v.  M.  .Mar/  Mit  K»^rht  soll  ein  Th<  il  de?9  (i<  winns, 

welchen  die  Bank  aus  dem  Nott  iigi-^i  häfl  /iclit,  in  solchoa  lallen  Acm  Staate  /.ut!i'»9Si-n, 
aller  statt  di«<seti  Th^Us  wtird«^  eine  Staatsbank  den  i^anzen  Gewinn  der  Btaat8ka^s•  vor- 
schatlen.  C- ufr^üsation  and  Dec-entralisation  der  \  (  tmusirabe  haben  speciflsche  Vor- 
züge und  ^aehthcUe,  so  dasB  schwer  zu  sagen  i^t,  wdchcs  Systuiu  vorzuziehen  iai. 
(Nasse,  Pnnss.  B.,  Bonn  1S<t6,  S.  21;  A.  Wagner,  Tb.  d.  Peel  sehen  Acte  8.257  ft. 
[veründ.  Auffast».  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art  Zettelb.  im  Htaatsw(\rterbuch  S.  '5:5". 
System,  2.  A.,  S.  13  IL.  60  IT.,  Scfi5nherp's  Handb.  S.  Si)  iL)  St<  11t  man  sich  aber 
einmal,  wie  die  Gcsetzg<-bung  der  uroüieii  uuropkischeu  Staaten,  auf  'i- n  Siandpanct 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Central bank  allein  —  Trankreich,  Oesterreioh, 
Niedcrlaiidr  u.  and.  kleineroStaaten,  Bai  er  Ii .  W  U  rt  em  b.,  Baden ,  Hessen  u.a.  m.; 
auch  Ilusblaiid  gehörte  hierher,  wenn  die  Keiclis-Gruditbillete  eben  nicht  reiu«^ 
Staatspapierg'-td  wlren.  trotsdem  sie  flormel]  das  Passifiini  der  Roichsbank  bilden  — 
oder  ganz  ubcr\vi»f,',  iid  —  Grossbritannieu,  Proussen,  jetzt  Deutsches  Koich 
na«h  d.  Bankgcset/  v.  1875.  K.  Sachsen  —  die  Notenausfi^ahe  vornimmt,  so  lässt  sieh 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  »rut  als  eine 
Acticnbank  in  banktee  hnisrlu  r  Hinsicht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatspapicr- 
geldaosgabo  ohne  bankmässiire  Deckung  anlcrbl*dbt  dann  auch  .  her  {gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.  «.lieber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwungscui^ose,  uoinindU 
sogar  meistens  einlQsbare,  aber  nicht  bankmlssig  gederkte  Staatspapicrgeld  b.  A.Waf?  ner, 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VII.  05.^—662  u.  System  S.  71,  194.  Ders..  Staats- 
papicrpd  l .  Ivsichskassenschcine  u.  Banknoten,  BecL  ltl74.  bes.  &  14  fl'.  Ders.  in 
Schönbcry  s  llandb.  II,  Abth.  öft".  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Sta Jitsbank  kann  das  stark  hervortretende  He- 
il Urt'niss  d  er  Oiif  ralisation  im  Geld-  und  Ban  k  g esc  h  äft 
besonders  gut  unterstützen  und  andererseits  docli  durch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz  die  bankmässige 
Organisation  des  Credit«  Uber  das  ganze  Land  ans- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  ubertriflt  sie  leicht  noch  die  Actien -Centratbank.  Sie  uber- 
ninuBt  damit  eine  wichtige  rolb>wirthbchal'tlichü  Aufgabe,  an  deren  Erl'Ullung  dtoa 
Staate  Tiel  gelegen  sein  moss,  nnd  bezieht  doch  darar  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximalgeschäft  mit  eiiter  Minimal- 
baarresorvc  betrieb«  n  wird.  —  wohin  die  Entwickelung  der  ganzen  Creditwirthschaft 
strebt,  u.  waa  hci  v<  riuclirter  Centralisation  bosser  zu  erreichen  ist.  A.  W  agner, 
Theor.  d.  P.  A..  S.  111  fl. ,  121.  Am  Meisten  TOn  allen  Centnibanken  hat  die 
f  reoss.  B.  in  der  Ansdehnnng  ibieo  FilintiMlMi  gdnistot,  wnt  m  dm  Handelo- 
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kamnieru  st«tä  ruhwend  anerkannt  worden  ist.  Na:iä>.*,  Preofia.  B.,  S.  1  ff.  A. Wagner« 
ZettdlMUikpol.,  2.  A.,  S.  14,  51»  fl'..  603,  606,  6d4. 

5.  Dnrob  ihre  StelliiDg  als  Banquier  der  Finanzverwai- 
tu  Dg  kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriessltcber  Weise 
den  Geldamlanf  zwisehen  den  Staatskassen  und  dem  Pabliciim  ver* 
mitteln  und  die  StHmngen  des  Cktldmarkts,  welebe  ans  der  Ein- 
wirkung^ der  8taatska.ssengebahiuu|;  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staalsbanksystem 
das  Finan  z  intercsso  und  das  volk  s  wirthsch aftl iche  Pro- 
du ctio nsintercssc  an  einem  gut  geordiietCTi  ihkI  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspnncte  des  volkswirth- 
schat'tliehen  Vertheilnngs-  nnd  des  soeialpolitiscben 
Interesses. 

Durch  eiae  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  erwünschter 
Weise  die  "Mi'  hr  fl  ;s  grossen  rriv  itk.ijtifals  innl  nbt  über  das  letztere  y  \\cr/v\t  eine 
wirksame  Coulrole  mit  aas.  Uicrin  kann  i.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  daa  Hoicu- 
monopol  aasttbt,  anch  noch  daen  Vorzug  vor  der  Actien-Honopolbaiik  haben,  veü 
letztere  von  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhftngt,  trotz  etwaiger  Mitwirlniig 
des  Staats  bei  der  Venraltnng. 

S.  3G0.  —  B.  Von  den  Gegengrttnden  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nnr  einen  reUttiven  Werth,  andere  fallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht 

1.  Das  in  grosserem  Umfange  dnrcbgelHbrte  Staatsbank- 

System  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 

in  eine  gewisse,  oft  recht  iübibare  Abliäugigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solches  neues  ClientelverhultJiiss  bat  seine  politisi  hun  Bedenken.  Am  h 
kann  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewährung  in  wirthsrhaftlich  nachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden.  Der  Staat  erlangt  ferner  mitl^  solcher  Banken  über  den  ganzen 
(ic'Mniarkt  timl  über  die  Voll^dwirthschaft  eine  grosse  Macht,  weli  lie  \virtluichaftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dauii  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
auf  die  wirthschafilichcn  Verhiltnisae  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bi  -tehende  üebcnna  lif  der  grossen  Privat-  und  Actien- 
bankeu  und  damit  der  „Privatkapitalismus  '  par  exceUence  beschränkt,  das  Patronage- 
wesen  derselben  beseitigt  werden,  was  seine  grossen  soeialpolitiscben  Vortheile  hätte. 
In  dieser  HinHiciit  sind  neuerdings  bemerkenswertii«  Wnnsche  und  Bestrebungen  hervor* 
g.'fr-'^Mi.  Die  ('reditbediirrnisse  d-T  U.-itt''Ti  (Ii  ^rhätisleute  wurden  leicht  besser,  sieherer, 
wokiiciicr  bei  einem  StaatslKinksystein  als  ln-i  dem  bisherigen  bet'riedig't  Wr  idcn. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  öblichen,  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
CreditbedUrfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
Tomehmlicb  einem  Classeninteresse* 
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Aach  0m6  Staatsbauk  —  ja  sie  i;crade  doppelt  —  tnotis  nemlich  die  erste  Kef^el 
alles  Bankik'esens  bcfoliren:  nnr  ähnlichen  Credit  zu  pcbcn,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Fall«  iiurz  fr  istige  n.  (Ucber  diesta»  erste  Baukgc;>utz 
A. Wagner.  Alt  ZetCelb.  im  StastswOrterbnch  XI.  805,  in  Sohönberg's  Handb.  I,  §.  67.) 
Denn  die  Geld«ir,  über  welche  sie  im  Dfpositrngcsch.ift  mit  dem  Staate  u;;  1  i nit  Privaten 
and  durch  die  Notenausgabe  verfugt,  »ind  üUmmÜich  stets-  oder  kurxfäliigc  Passiva. 
Derogemäss  darf  sit;  auch  nur  Wechflel  diacontireii,  die  fatrze  Zeit  laufen,  und  Darlehen 
gegen  ünterpfittd  auch  nur  auf  kune  Zeit  ):^ewähreu  u.  s.  w.  In  Folge  hierron  gicJct 
sie  allerdings  vom>'huilii  Ii  il- ii  Hantl<l  tfibenden  Classen  rrerMt:  ist  insofern'',  nach 
diesem  ihrem  uatttriichea  Wirkuugükreijie  beoannt.  eine  Handelsbank.  Das  hieraas 
gegen  StMtobftnkea  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  dnrchschlagend.  KiAt 
aus- irgend  einer  paneiiscli» n  Absicht,  sondern  nach  der  Katur  ihro-^  ganaeu 
Geschäfts  kommt  die  Greditgewährung  einer  solchen  Bank  voiZQgeveisc  den  Handel- 
treibenden zu  Gute.  Wechsel  avs  anderen  Geediiftdcrelsett,  wenn  iAe  nvr  den  noth- 
wendig  im  Interesse  der  Sicherheit  <lcr  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensofrnt  disrontirt,  nur  finden  sie  sich  thatsächlich  seltein  r.  Das  Lombard- 
geschäft ist  allgemeiner  ZQgäugUch.  Die  Befriedigung  des  (Jreditbeilurfnisses  der 
Handeltreibenden  ntttit  endlich  indiroct  auch  den  anderen  Glassen,  denn  dadnrcl  ver- 
mindert sich  roiicurrcnz  um  Credit  bei  amlcren  Kai>italverleihem  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemcinwirthacbaflUicher  Organisation  des  Bank  wesem>lieiiii«ii  sie  Ii  ubri^rens 
auch  Einricbtungon  trefTen.  den  Notencirait  der  Centnübank  mittelbar,  nemlich 
durch  Gew&hrung  von  Darlehen  an  andere  ötfentlicho  Banken  ge^^en  geeignete  Sicher^ 
heit,  auch  weife  r»'u  Kreisen  «ler  Bevölkcrnni^:  als  gegenwärtig  zag&nglieh  zu  macheu. 
Und  schliesslich  wurden  neben  solchen  Staats-Handeisbanken Staats-Bodencredit- 
hanken  mit  Pfondbriefhnegnbe  banktechnisch  redit  irehl  xnliasig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksygtem,  besonders  die  Uebertraguug 
der  Notenausgabe  iiui  die  Stuatsbii  nk,  fttbrt  leicht  zn  einer 
engen  Verbindung  der  Staatätinaui^en  und  den  Geld-  und 
Creditwesens  eines  Landes. 

Daraas  können  grosse  weehselseitign  Gefahren  hervorgehen,  name.ntlich  die.  dass 
die  Bank  auä  ihren  vom  rublicum  «atlehnti-n  Mitteln  (Noten  und  Depositen/  dem 
Staate  zu  willfUhrif  Credit  i^ewäbrt,  der  dann  schwer  zu  reaiisiren  ist,  —  was  nnf 
ni  Iei<  ht  zur  Zernittung  des  (Jeldw-  sr  iis  fuhrt,  /.iir  Wirthschaft  mit  <i  nein  lösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Vemchlechterung  der  Finanzen, 
höheres  Deficit  e.  s.  w.  bin.  AUefdings  können  non  diese  Gefahren  durch  eine  gitn 
(fesetzgebnng,  strenge,  aurh  parlamentariseho  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbaak- 
Wfsens.  vorsifhtiire  ncschriinkitne:  der  statthaften  CreditgewUhnincr  der  Bank  ati  den 
Staat  «^Zcltelb.püi-,  b.  t>12  Ii.,  dif  (Jaulelen,  weh  he  ich  ftir  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; VonchlaK  t.  d.  I)  lldchsb.  in  meiner  Zettclbankref .  S.  1$1  [Alt  Hsj), 
bew&hrte  und  g'-nail  befolgte  Deckunj^svorschriften  fUr  die  Noten  und  die  stets-  und 
Jnindalligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschluss  einer  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat  von  der  specietlen  Deckung  dieser  Passiva  (Z«<ttolbankpol. ,  S.  269, 
41  ft.,  41 S  fl".),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  fjefejjteten  öiicnl» 
Iii  hen  Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Fricdeniiz>  iten  li.'inah«-  r<TS(  hwinden. 
Auch  hat  die  Eriahrunj:,  noch  neuerdings  wieder,  fre/eigt.  dasi»  i'apicrKcldwirtlischaft 
ohne  Vermittlung  von  Staatsbanken  and  Banken  überhaupt  gleichfalls  leieht  einreisst 
(Nordamerika  im  Burg'  rkrieg,  fran /  .  fts  te r r.  PapicrLioliIwirths«  h.  in  der  Revolutions- 
zeit, ras«,  im  Krimkriege  u.  letzten  Turkenkhegej ,  und  dass  grosse  Actiencentral- 
banken  tom  Staat  aosgebentet  werden  (England  in  d.  französischen  Bevelntionsseit, 
Oesterreich  1S48  fl".,  18,'»4,  1851},  1S66,  Frankreich  isTO.  Italien  1886).  Dennoch 
mAchte  kanm  zu  leuirneti  S(iii.  dass  eine  ei^^entliche  Staatsbank  in  j^olitiseher 
BedrauKuiäS,  iu  Kriugsg c tabr,  in  gros.ser  acuter  Floanznoih  deh  Suat>  ilte 
Vorsucbaiig  noch  erhöht,  mittelst  der  Kotenpresse  den  Finanzbedurfnissen  gerecht 
zu  wer.li  n,  und  dazn  ^ine  noch  bequem  t  [l  uiillnr^  riebt  als  eine  Acdenhank  selbst 
mit  der  wülf&hhgsten  und  schwlkcliston  \  erwaliung  au  der  Spitze.  (Selbst  die  Gestern 
NstisailbMk  \tafi—42  ist  nnznfUhien.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  nemnler  Lage,  wo 
jede  Oefahr  Cttr  die  Sdrenx  der  Bank  fem  scheint,  die  Yermiciianf  alher,  die  Activa 
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(kr  Bank  zu  verächlecLtcrn,  unrealibirbare  und  ächwer  rcalbirbarc  Ausätäit*le  /u  erlaiigoii, 
dif  1  irli*  rcalisirbar  rn  haltenden  KonfJs  Her  Bank  im  Staatshaashaltc  fe'-t/nleircii  n.  s.  w, 
(Beul' iKLiihWurtli  ist  z.B.  die  Verwendung  der  gro^^öeu  Depobitua  der  chciuuiigcu  rubä. 
Banken  für  die  Kioanzziref-ke  des  Staat*  in  ^nz  normaler  Zeit.  Gold  mann.  rui«. 
Papiergeld.  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  iinnierhiii  l>ei  ic-inilli  -fi  r  Invasion 
auch  die  Uefahr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staatseigenthum  mehr  m 
Betriebt 

§.  2G1.  C  Ergebnis s.  Zu  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entsclicidiiiig  kommt  man  bei  einer  Abwil^unir  dieser 
(Irlinde  fttr  und  wider  kaum.  In  der  neiieren  ein  (»[litiseheu  l'raxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politischen  und  tinanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen^  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankge- 
Hchäften  Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privat wirtbsohaftiiche  Tbätigkeit  anzusehen  nnd  dessbalb  anf  reine 
Staatsbanken  sn  Teraichten. 

So  itt  nan  nanu'ntli(h  in  d(>ni  nichti<?en  F.ill<  verfahren,  wo  die  Entsclici<lun|^ 
pcwfthnlicli  praktisch  alieia  vorlag:  bt  i  der  W  alil  /wis  1  i  n  einer  privilegirten  oiler 
Monopol -Notcubauk  in  Form  einer  Actienbaiik  oder  emcr  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oestorr.  Nadonalbank  1816  ab  Actienbaeky  Beideliiing  tod  Privatkapitalisteii 
Qttd  Einrichtung'  eiii<  r  Mite  ontrulc  durch  Privatpersonen  bei  der  Fr.  iiss.  IL  1S4(). 
B.  V.  England,  von  trankreich  Pri?atinstitutc.  Unit^cstrdtun'^  der  Prenss.  Bank 
in  die  Keichsbank  u.  Wahl  der  Acticugcscllschaftüiurni  lur  diese  lS7ä.  Dio 
nationalokonomtschcu  S<  hulunsichten  gegen  directe  Staats Obemahine  solcher  Wirth- 
ttchafisgebicte  sprachen  dabei  freilich  mit 

Die  Wiflsenscbaft  wurd  am  Richtigsten  verfahren,  wenn  sie 
zugesteht»  dass  die  allgemeinen  Grtlnde  ftlr  nnd  wider 
-nicht  allein  en  tsch  e  i  d  e  n  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  ooncreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  Äusseren,  des  betieifenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verscliiedeues  Gewicht  erhalten. 

Für  die  Walü  der  Actienbauk  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Uebertragung  des  Rechts  nir  Avsabnngr  des  Noten regals  hinlänglich  finanxlelle 

Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltung  vorbehalten 
kann,  trrn  ohne  wrscntliche  Bedenken  auf  eine  reine  Staatsbank  in  verzichten.  Dieser 
Umstand  niuss  zwar  jiicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  H.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, d' II  Ausschlag:  gegen  eigene  Staatsbanken  «reben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  l  alle  der  l)eut->.  h,  n  Reirlisbank  motifirf.  Zetteibankreibnn .  S.  141»  tl'.  Nanu  ntl 
ilic  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  dafür  mit.  Ich  hätte  mich  aber  9chon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbaak  auch  befreundet  Virt.  Zettelbankpolitik  S.  594—596. 
L'eber  d.  besond.  Einrichtun^^eu .  welche  eine  reine  Staatsbank  inUhit:  marht,  eb. 
S.  »iHfi  fr,  Ära  Wichtightf'n  s.  d.  Bcstimnmntr'>n  über  Gedieh. life  zwi>'  lien  der  Bank 
u.  der  1  iiiaiuverwalt. .  eb.  S.  (il2  11.  —  Aul  die  Gestaltung  tier  Verwaltung  einer 
priril.  Actieii-Zt:ttelbank  ist  hier  nicht  näher  einzngeheo.  S.  eb.  S.  $96  tt'..  614  ff. 
u.  d.  Rei.  lisbankires.  v.  ISTö.  l  cliertragun^-  d.T  Leiinns:  ii.  Verwaltung  d.  T^ank 

au  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  u.  jetzt  d.  Keichsbank,  ist  empfehlenswcrth 
a.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  gegen  den  Verzicht  aof  eine  reine  Steatsbimlt  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Fi  na  n  z  Interesse  des  Staats  gesorirt  werden  kann,  s.  §.  2B2. 
Die  Uauteien  ir-  <r<  n  eine  Ausb<*utun?  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
bes.  wichtig,  s.  Zctielliankpol.  S.  612,  tilS.  147,  meinen  articul.  Bankgesct/eutwurf  in 
der  Zettelbankrefoni,  s.  Art.  .18,  Preass,  Bankordiu  §.  91,  Relchsbanl^es.     85.  Ich 
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]iätt€  (li'  v*  Bestimuaiig^eQ  noch  etwas  schärfer  ^evttnsclit,  ettra  so  vie  im  tieseti 
über  den  Keichsinralidenfonds  7.  23.  Mai  1873  (bes.  §.  12). 

II.  —  §.  262.  Die  Geflehäftsyerbindmig  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  GegenleistaDgen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken«  an  den  Staat 

Hi«r  wini  Jetzt  nur  die  finanxielle  Seite  der  Baohlicage  betadiiet  Alles 
Ändere  gehOrt  in  die  Bankpolitik  als  Thett  der  YolkswIrtliscLpolitik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfts- 
verbindung mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
führt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
BoU:  isüg.  öffcntiiches  Depositeugeschäft. 

A.  Wappne r.  Zettulbankpol.  S.  3S.">  II'.  (j'rr.ssr-  Kntwicklnnfr  '»ei  tlrr  Enirl.. 
I'rauz.  [&nch  lUisa.)  Ii.;  noch  nicht  irciiUyoiul  bei  der  Freuss».  u.  OeiSlorr.  ß. 
Tir^dcutcodcr  bei  der  Deutschen  Rcichsliank.  S.  0.  §.  122.  Eine  solche  Verbindongr 
]iat  das  Gute,  dass  inüssiju^e  Staatsgeldcr  fnn  iificirt  w  rdi-ii  und  aoi  h  in  der  Z<  it  von 
eiDcjtt  giOssereu  Kinpahme-  u.  Ji.  Steuer-)  Tcruiin  bis  zu  ciacm  gr(^rea  Zahlnu^* 
termln  (z.  B.  ftar  die  Zimen  der  Sclinld)  im  Yeikeiir  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bau k Privilegien, 
insbesondere  des  Keclits  der  Ausgabe  von  Bauknoten  in 
(iciiiiissbeit  des  dem  ötaate  zustellenden  Kegals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver- 
gütungen hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistong  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  ans  den  Staatsgeldemi  welche  bei  ihr  stelieii 
und  snm  Theil  in  ihrem  Gesobäfie  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  tinerhebliche  Vortheile  sieht ,  so  ist  es  snnilchst  billig,  dass 
sie  dem  Staate  dafttr  eine  VergUtnng  gewährt  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschitft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl- 
feil bereehneten  ITebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Kassenverwaltung,  Staatsschuldcnverwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatsconto- 
corrent  bestehen. 

Ueber  die  MethoUoa,  vie  eine  Bank  ihren  Deponenton  die  Uebcrlassnng  der 
Depositen  z.  Bennteonir  rerg^tet,  A.  Wagner,  Beitr.  S.  31— 50,  Art.  Depositen  im 
HandwOrterb.  d.  Volkswirthschaft^lehre.  Die  Engl.  n.  Franz.  B.  0.  jetzt  aocli  die 
Deutsche  Küichsbank  gewähren  weder  aiiT  die  I'rivar-  noch  aof  «1.  Sta;iLsdc[ios. 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  iinauziellon  Gegenleistungen  dieser  Banken  an  den 
Staat  irird  jedoch  anf  den  ümstand  Rttcksielit  genommen,  dais  grosse  Saldi  SIT.  Depo- 
siten fructificirt  werrlon  kennen.  D.  I).  luichsb,  muss  nach  §.  22  d.  Ges.  r.  I^IS 
nnentgeitlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  and  bis  zur  Höhe  des  Beidisgothabens 
hdaten.  8.  0.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfrciheit  existirt,  sondern  die 
BefugnisSi  Baukuoteu  auszugeben,  einer  Bank  durch  besondere 
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GonceBsioneDy  Privileg  oder  MonopoigewährttDg  vam  Staate  fiber- 
tragen werden  rnnsB,  so  kann  und  idqsb  hierfttr  eine  GegenleiBtnng 
der  Zettelbank  ansbednngen  werden. 

Dies  ist  go  rechtfertigt,  auch  weriu  sich  der  Staat  das  aasüchliesslichc  Recht 
der  Notenausgabe  aicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
MDdern  im  rolkswiTthschattlit  lien  Interesse  Wehren  der  besseren  Sicherang  des  Gcld- 
utid  rrcditwescns  vorbehalten  hat.  Denn  nnr  für  letzteren  Zweck  ist  ein  Nutt_*nrugal 
^lüissig.  (Nor  miflsbr&achlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finanzregai 
gfefnndon  ireiden.  aber  es  madit  sicli  diese  Anffittsuiii^  Terftthrarteeb  leicbt  gdtend. 
wenn  einmal  der  Staat  das  Kecht  auch  bloss  ans  wirflisc  liaflspolizeilichen  (Trüiid<'n 
vürb(!lii('lt.  y.h.  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A.,  8.  160). 
Die  AuslHHüiigunjr  einer  Gegenleistung  iat  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Bank  ein  (iewinn  gemacht  werden  kann«  der  andern  wegen  dos  Aosschlnsses  der 
Zettelbankfr«  ih<it  untrrsapt  ihf.  Nur  wenn  das  Kecht  der  NofeD.iugp^abe  auf  (irund 
allgemeiuer  Bedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  also  keijie  Sonderrechte 
eitbeilt  werden,  wird  7on  einer  besonderen  Geirenleistung  abznseben  sein.  Diese 
letztere  f&llt  andernfalls  nnter  d.n  Regriff  der  Gebühr,  Ilionilier  Näheres  bei  A. 
Wajrncr,  Zetteibankpol.  S.  460—463.  In  d.  Keichsb.-Gesetzg.  v.  Ih75  ist  auch  den 
alteren  Banken  gegeniiber,  die  das  Kecht  der  Notenausgabe  bereits  bcsassen  n.  be- 
hielten, von  einer  regelmassigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  uaf^h  ilem  1.  Jan.  tSTö,  abgesehen  worden.  Di«  sog-.  Notensteuer  trifft  mit 
5*/«  p.  a.  uur  denjenigen  Betrag  der  durch  den  gesetzlichen  Baanrorrath  uicht  ge- 
deckten Banknoten,  weleber  den  einer  jeden  Baak  im  Gesetze  angemessenen  AntlrailR- 
Iwtrag  an  dem  sog.  un^rcdci  kten  Notenumlauf  tlborätcigt.  Eine  „Steuer",  die  doch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehuterou  Noteu« 
Umlaufs  zu  /ahlende  Gebilhr  zu  iiualificiren  ist,  als  Gegenleistung  ftlr  diese  be- 
sondere Erlaubniss  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Keichsbndg.  187()  50,000  M., 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitilem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  bozugl.  ZalUengeu  der  Keichsb.  [so  i.  18S1  27,119  M.),  aber  durch- 
weg Dor  in  kleinen  Sammen  rorsekooimen  (A.  f.  1884/85  im  Reiobset  26,900  H.). 

3.  Oft  gewUhrt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  böberem  Maasse  oder 
ansschliefislicb  privUegirten,  noeh  den  wetteren  Yortbeii,  dass  er 
ibre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zablang  anznnebmen 
verspricbt. 

Hierdurch  giebt  er  sielbst  der  Bank  für  den  dorchschnlttUch  in  seineu  Kasseu 
befindlichen  19oienbetrag  einen  betfftchclicben  Credit  und  macht  ausserdem  die  Noten 

im  Verkehr  viel  umlaufsHihiger,  weil  dieselben  zn  den  ZaMniijron  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  Fur  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencredit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafür  nicht  Baardeckung  hält.  Mit  Kecht  wird  daher  auch  fUr  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Vortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  zu  fordern 
sein.    Zetteil». pol.  S  1'>.  150  über  d.  BeJeutiing  dieses  wichtie:en  Umstands.  5'.t7. 

Die  bei  den  preuss.  Baniiaoten  bestehende  Verpüichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zabinng  m  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Kelehsbank  flbeigeRUigen  (Bdchs- 
baokges.  ron  1875,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  frühere  Zustand  geblieben. 

B.  Form  der  Gc^^enleistung.  Die  Gcij^enlcistnng  für  die 
einer  Bank  im  Zettelgeschäft  gewährten  Privilegien  und  Vnrtheile 
kann  mit  derjenigen  für  die  Ueberlassung  der  Benutzung  der  btaats- 
depositen  verbunden  werden^  so  bei  d.  Engl.  u.  Franzis.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Begel 
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1.  eine  finanzielle,  und  zwar: 

a)  entweder  ein  direoteB  Darlehen  aas  dem  StammliapiUil 
der  Bank,  nnrerzinalieb  oder  niedrig  verzinslich,  während  der  Daner 
des  Privilegs  gar  niebt  oder  nnr  bedingt  kttndbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  Zettel bank pol.,  S.  460  (f.  Solche  Darlch(»n  bei  d. 
Engl.,  Französ.,  Oesterr.,  I  rankfurter  B.  Eb.  S.  4G1.  Näh.  Uber  die  ver- 
widnalten  Abrecbn.  zw.  der  Engl.  ß.  u.  dem  Schatz  Uber  die  Leistungen  u.  Geg«a> 
leiat.,  eb.  S.  4<»0,  Anm.  SM».  Bei  den  nrsten  Banken  war  es  Finanznoth  oder  Schea, 
ein  Anleheu  auf  oUcnem  Markte  aufzuuchucn,  was  zu  dem  Anlohen  bei  der  Bank 
fttlurle.  Der  Anaiixiene  Werth  eines  setefaen  Dariefans  bemiast  sich  fii  der  Haniitsache 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  soI«  hes  Darlihen  macht  ahcj  ciiieu  v:^russeren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  unreaiisirbar  oder  schwur  realisirbar,  selbst 
wenn  fiQr  den  Nothfall  vom  Staate  Theilschuldrurschreibnngeu  in  börsengängiger  Form 
zur  ercntuellen  Veräusserung  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  FraDkfnrtcr  u.  Französ. 
B  y  Dadurch  kinn  di«;  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
iiirc  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpuncteu ,  wo  eine  grosse  Üentraibank  am 
GOnstigsteii  wirlnii  kann,  beeintrftehtifrt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finandeUen 
U^genleistnng  m  Tetneiden. 

» 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  Antheil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  zu  heniessendc 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  übersteigt,  nach  einem  m  ver- 
abredenden Satze  getbeilt  wird. 

So  bei  der  Preuss..  Belg.  Hat-«  Bad.,  Oldenh.,  Wttrtemb.  Zettelbank n.a.  m. 
jetzt  bei  der  D.  Keichsbank. 

Je  grö^re  VortheUe  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfai>äeuder  ihr, 
NotanpriTilegr  ist  oder  je  hdher  die  Staatsdepositen  dnrehsehnittUoh  sind,  detito  «tamr 
kann  der  Gewinnantheu  dos  Staats  weiden.  Diese  Einrichtung  stört  den  Bankbetrieb 
weiter  nicht. 

Bei  »i.  Preub».  B.  bezojj;^  d<r  St.iat  die  Haltte  des  Kein^'ewinns ,  welchor 
bleibt,  nachdem  er  filr  sein  A<-tivkapital  .l'/j.  die  Privaten  ftir  das  ihre  l'/j  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  (iewintianOioil  betrug  im  1).  61  913,000,  1862— 1)5 
1,356,000,  1866-69  1,601,000,  1^70— 71  219,  1872  2-4«'»,  1»73  .^79,  1874  233 
Millionen  Thir.,  ind.  Zins  anf  die  Staalskap.  v.  Yeizins.  v.  TUgnng  der  Anleihe  r. 
IS.in  (voriKihml.  zur  F>inziehung  v.  Staatspapiergeld).  Bei  der  Keichsb.  wird  d.  (ie- 
wiiin  ulior  vom  Stammkapital  von  ll'O  Mill.  M.  hinaus  auch  zur  llälfti' 
i^wischcn  Kelch  u.  Jiaiikactionkrcii  gethciit.  alioi  der  Gewinn ,  der  nach  Zahlung  citier 
Dirideude  v.  S°/o  anf  die  Actien  resürt,  fallt  zu  ^'^  an  d.  Keic  h,  zu  '/^  an  d.  Actionäro, 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massi-ji^en  Gewinn  der  Keich.sliank  (Div.  an  die  Bc- 
tboiügten  1876—82  6V»i  <>  29,  ö,  6,  6%.  T  OaV«)  var  auch  der  Keichsantheil 
nur  mlSBijr  (1878  2*15«,  1879  0-610,  1880  1*793,  1881  5*399,  1882  h«her>.  —  Bei 
d.  Belg.  B.  '/«  des  Rein>rew. ;  hei  der  Bad.  '  ,  Gewinn,  der  nach  Zahlung 
von  5'/,,  Divid.  Mriht.  Ein  gewöhnl.  \orwurf  der  G»*pnor  der  Z<^r(ell»ankcn  ist.  d!w^ 
der  Staat  diesen  Hanken  einlach  die  Honte  aus  dem  Kilia^  den  Kuchb  dur  Nüteu- 
ausgäbe,  bez.  des  uitgt'def  kten  Theil>  derselben  schenke,  also  z.  Bi.  bei  100  Mill. 
M.  Notenrecht  jährlich  1  oder  5  Mill.  M.  IHes  w.lre  nur  richtijf,  wenn  eine  Bank 
nicht  ein  eigenea  grosse»  Stämmkapital  für  die  Führung  dieses  U^häfts  bedurfte 
n.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucratifen  Anlagen  (Wechsel  n.  s.  w.>  pladren  nOsste. 
IMc  4V^,*'„  (so  Ih'h  II.  H..  jetzt  wenigstens  1"  „j  i.  B.,  welche  die  Aeüonare  der 
Weichsbank  vorwcsr  aun  df*m  'iewinn  erhalten,  würde  das  RHrh  eh.nfalls  liei  nner 
reinen  Staatsbank  aulwuüdeu  uiUssen,  die  mit  demselben  Stauiukapitai  zu  dotireu  wäre. 
S.  Ztittelhankpol.  S.  .)76.  Dieser  Pnnct  wild  in  der  heofigen  neuesten  Polemik  gegen 
die  lieichsbank  als  „Actienontemehmen'*  gewöhnlich  ganz  Übersehen. 


Digitized  by  Google 


FinanzieUe  Leistangen  der  Biiik«i  m  den  StMt  637 

Die  finaoziolle  G>  g(  MlcuHtong  der  Bank  Hat  sich  aach  als  eine  Art  Pacht- 
zins betraclitcn ,  wi'Icher  für  die  (I('))erlas8uug  der  Aasnut/uiifr  «l^r  mussi^njn  Staats- 

Scldcr  und  bei  einer  privilegirtcu  oder  Monopolbank  fUr  die  Ue Währung  dcä  Hechts 
er  Notenausgabe  und  des  Privileg!»  der  AnDahme  der  Noten  bei  den  Staatsitassen 

entrirhtet  wird.  Statt  der  Sclbstvcrwaltunfi-  der  dj^enen  Staats^ii  lder  und  dt  s  Noten- 
rechts wird  also  g^cwissermasscn  die  Verpachtniiir  vorgezoiien.  In  den  ile/.i(jhun'j,en 
üwischeii  d.  En^l.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine  lindere  Ge^chichtti  haben, 
tritt  <  in  solches  Quasipacbtverbältniss  itnuer  mehr  hervor.  £s  wird  hier  sehr  geuaa 
von  b«-idcn  Tbeilcn  vier  Werth  der  Vortheile  u.  der  Uegenleistangen  .ihsj:  r  l  ip  f. 
Dieselbe  Eotwicldung  wird  wohl  auch'iu  den  aud.  ^Staaten  eintreteu,  welclie  giusäe 
Monopolzettelbanlten  in  der  Form  dor  Aetiengesellsch.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  finanzielteii  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- nnd  OentralzeUelbankeiii  mitunter  passend  aneh  eine 
andere  Form  der  Gegen leistang  treten  lassen,  welefae  dem 
wahren  Wesen  des  vorbebaitenen  Notenreehts  aach  besser  entspricht 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  Aber 
die  sich  streiten  ISsst,  findet  sieh,  wenn  überhaupt,  so  Tomehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Creditwcsens,  über  welche  der 
Staat  zu  Wochen  hat.  Denigemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Hr>he  der  Metalldeckuug  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichiiich  der  Grösse 
des  Btani m k a j) i tti  1  s  der  Bank  Bcdin^nini^-en  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  ßanksolvenz  nnd  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Heinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Entsehfidigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
mttsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (iucrnm 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Yolkswirthschaftsptlege,  ^  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschaftlieher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

llfi  urossen  Centralbankcn  .  welche  wie  die  11.  v.  England,  Frankrei.  h  ii.  mehr 
n.  mehr  auch  die  rou  rreu&sci)  u.  jetzt  die  iieicltöbauk  die  Edelmetall behäiter 
iluer  VoUtswirthschallen  zn  sein  pflegen ,  ist  die  stete  fiordthaltong  eines  gcuQgend 
Janssen  llaa:v  n  ahs  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
strömung  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  I?.  nach  Missemton)  oder  bei  einer 
lieanspruchung  des  Itaariunds  der  iJank  aui>  audercji  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
SMtdbänkpol.«  S.  552  ff.),  ohne  dass  der  Geldmarkt  durch  /u  starke  Crediteinschriinkung 
zn  sehr  erschüttert  wird.  1-^  liegt  daher  im  Tntcrcssr;  der  Volkswirthschal't  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  liaarbcstand  gehalten  wird.  Eine  darauf  hezugl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Toolte  vorgescUafren  hat  (bist  of  prices  IE.  380,  V,  599)  einer 
Centi-albank  al»  eine  passende  Gegenleistung  für  ihre  Privilegien  auferlegt  weiden. 
Aehnliche  Argumente  in  Bagehoi,  LombardstceeL 


Digitized  by  Google 


3.  B.  Ord.  Einn.   2.  K.  Privaterwerb.   4.  H.  A.  Fomls.  2*»a. 


o.  A  b  s  c  h  u  i  t  L 

Werbendes  iMwegliehes  YeimOgeii  und  speeielle  Kftpitallbiid& 

Vgl.  Bau,  5.  A.  §.  155.  (».  A.  §.212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  sajrt  „von 
den  „FoDdfli"  boi  ihn  ( wafoer)  Diohtt^.  Da  ist  ?on  Stete  §.  230  d.  Tor.  (2.)  Aq4., 
att  f  die  er  steh  doeh  audmcldicli  bezieht,  fifaenehen  vorden. 

1.  —  Allgemeine  Wttrdignng.  g.  263.  Solehes  Vermögen 
anznsammelD,  cunilllg  vorhendenes  zu  behalten  und  es  verzinslieb 
anzalegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  fioanzwirtbseliaftlieher 

Grund  vor  und  volkswirtbschaftliche  Grfinde  sprechen  oft  dagegen. 

Der  nahe  liegende  (iedaiikc,  etwa  cineu  Staatsschatz  auf  diese  Weise  zu  ver> 
wenden«  um  den  Zinsrerlnst  so  ersparen,  ist  wegeä  des  Zirecks  der  Tnstitation  eines 
solchen  Schatze  nicht  au?if[ilirbar.  (§.  75\  Bei  der  Bcrathong  über  dt^ii  I)<  ufschcii 
KcichsscUatz  iin  D  Kciciista;;  iu  Nov.  Ib71  g^ab  der  Abg.  Miqui-1  zur  Erwägoujc, 
ob  nicht  ein  TheiU  etwa  die  Hilft«  des  Sehatzes  rar  Zfnsersparung  in  ftendeD,  hea, 
nit^i  l.  «ifrentl.  Fonds  ant^eft  werden  könnte.  Zu  auunn  oifentl.  Aatfa^  kam  es  nicht. 
Mir  scheint  dajröircn  zu  sprechen:  1)  die  Mögiichlkeit  eines  Ki vilt  eineio  d«ir 
Staaten ,  iu  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (L-ugl.,  russ.,  liurUuuiorilk.  \S  crthe^ ; 
2)  die  notorische  Thatsaehe.  dass  in  Zeiten  des  Krieicsansbroch«  aüe  Fonds«  auch  die 
trau/,  unbetheiliuter  Staaten  nidir  .idi-r  weniger  star)»  afficirl  werden,  so  dasM  cux  crln  l»I 
Verlust  doch  unveruoidlich  ist.  Es  sanken  z.  lt.  im  Juli  lb7tt  0%  Amcr.  von  97  auf 
TU,  .57„  Kiiss.  T.  87  aof  unter  80,  tos6.  Primienanl.  r.  ItS  auf  90  in  Berlin.  Das 
VcruiO>i^cn  ab  eine  Art  bleibt-n  I  n  Depositum^  oiner  Bank  zur  Benutzung  za 
überlassen,  eTupJiehh  sich  hik  Ii  uicht,  weil  damit  doch  oin  nnnöihiger  Zins?fr}u'?t  ver- 
bunden wäre  und  die  iU;luudlung  solcher  Gelder  etwu  als  subsidiärer  Staati^cliatz 
wiederum  bedenklich  nnd  sdiwer  durchfOhrbar  ist  Denn  die  Einziehon^'^  während 
einer  politischen  Kiisis.  wo  sie  rcpclinRssif  würde  stattlinden  müssen,  wiinli!  <lir  Ka»c 
noch  versdilimuieru.  Diedattcrüdu  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  anf  Hypotheken«  nnd  die  Anlage  in  rerschiedenartiren  Werth- 
papieren  (Acticn.  besoml.  Priüritätsobli^^ationen  von  Eisenbahn;; esellschaften,  Schuld- 
vei'schreittnnt'en  der  Sclbstverwaltuni^skörper,  auswärt)?"  ^'aatsimpicrc  u.  dtrl.  ni.)  ^iebt 
allerdings  in  der  U^i^d.  einen  genügenden  Zins  und  kaau,  wenn  einmal  ein  solches 
VermO^n  roiliaaden  ist  und  dassdbe  keine  zweckmiasiirere  Bennizvng  findet,  mltanter 
wohl  am  I'lat/.r  sein,  firüsat-rc  UcfräLri»  (icM  hattni  fnihcr  d.  sch w ei/.  Eid}renoss<^n- 
Hchatt  u.  mehrere  einzelne  Kautune  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  üau's  Arch. 
IV»  64.  Stftmpfii,  nnansbücM.  f.  d.  Bemer  Volk«  1S50«  8.  73.  Yetsehiedem» 
Altere  Daten  darüber  bei  Uau,  A..  §.  155  (a).  Kleinere  Beträge  vsnillsL  Geld- 
aiil^v.  I,  l  ammen  vi.  Ifa.  h  vor.  Z.  B.  Preussen:  A.  f.  Ih7l.  Ans!?er  220,204  Thlr. 
/in-<  II  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertra^^  der  Kisenbnhnab^abe  an<^ekauften  Actien  noch 
andere  »89,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivka])italicn,  neml.  v.  7.r>23,G97  Thlr.  (nom.) 
div.  nblijT.  u,  A''ti«^n  v  r  t,Mlo,inn  Thlr.  hypothok.  Forder.  n.  Darlehen  (unter  beiden 
Posten  venchicd.  Zinssatze  u.  kleine  nuvorzinsl.  Summen).  A.  solcher  Zinsen  187ä 
1*:t  MilL  M.  Auch  im  Etat  der  DomAnenrerw.  kommen  Zinsen  am  Activkapital.  tor 
(A.  1^70  72,%S,  1871  22,440  Thlr.,  Ib75  24,730  UX  Aussehl.-ni  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1S70  ausstehen  2,0ü3,b50  Thlr.  unverzinsli.  Ii  1174,71.1  Thlr.  /insinnr. 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  chm  hcss.  StaatüSi  haiz ,  der 
der  Prorlnz  jedet  als  Provinzialfoads  flbariassen  ist,  true  c.  MiU.  Thlr.  Zinsen.  — 
Baiern.  A.  filr  1**71  Zinsi^n  ans  Staatsactivkapit.  22.,'{SO  fl.,  wozti  .  twa  noch  die 
Entsehädigungsrente  v.  d.  Krune  Oesterreich  mit  l02«U!>ä  fl.  gerechnet  werden  kaan. 

Aber  etwa  absiehtiieh  Ueberschttose  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  aaznsammeln, 
ist  wcnit:^tcns  im  Allgemeinen  nicht  räthli'-h.  Das  Gehl  blcüit  dann  liesser  in  den 
lliuidcii  des  Publicums  und  eine  Steuen'(»rmindeninir  oder  «Ii«'  Vornahme  wii"htiir«»r. 
biülier  verschubener  Kelormen,  Ausfuhrung  ölieutlicher  Werk»-  u.  s.  w.  erfolut  aUttt 
dor  Ansammlung  von  Ueberschttssen. 
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Einmal  vorhandenes  bewegliches  Vermin  wird  so«!  am 
Besten  entweder  znr  Scholdentilgung,  wobei  dann  meistens 

noch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 

lieber  Doch,  zui  Aulcgung  ijueutlicbcr  Werke,  Bau  von  Laud- 
luid  Wassergtrassen ,  Eiseubalmen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
stlitzungcü  bei  ReallastenafilciHungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
köuuen  Provinzen,  Bezirke.  TJemeinden  für  gemeiimützige  grössere 
Unternehmungen,  Prisen balin^esellsehat'tcn  llir  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuschüsse,  als  »Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sich  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betbeiltgen. 

Dauerndo  Anlage  von  Sta atsuctivkapitalieii  im  Auslände,  etwa  in 
fr''in(ifMi  Staatspapipren  —  frUluT  /.  R.  Si  it-  ns  des  K.  Hern,  ein  neo^res  l?cisi»iel 
biiüct  U«;r  Altkauf  von  frauzö:».  licuto  für  c.  äO  Miü.  Fr.  üolU  Seituui^  iCu^ Islands 
i.  J.  1847,  Courcelle-S^nettil,  trailü  des  opcr.  de  bunquc,  Tar.  1S5T,  ^.  cd. 
1».  220,  —  hat  doch  Uberwiefrcnde  politische  and  wirtli^  liaftliohc  Icnkön.  kann 
iuduiiseu  in  Ausnahmcrälleu,  i.R,m  LUaderu,  welche  stark  au  das  Ausland  verschuldot 
sind,  im  Intere;»«  der  grOMeron  SubiUtöt  d«  Wedudcunes,  besondecs  in  Piq»iei» 
wäh^unl;^l  (tt  I  Iii ,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  Oesterreich  in 
einer  Dunksclir.  d.  öst.  Finanzmin.  ISfil,  für  Busäland  mit  näherer  Betiriiiidung  von 
A.  Wagner,  ross.  Papier wabr.,  b.  2G4  IL  ^iehul.  Vorschlag  alä  Muaöaregel  der 
BMikpolitik,  «inen  Theil  des  Baarfonds  in  ffomdea  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms., 
Zcttolb.  S.  27(>  !r,  ein  in  England,  Fnuikreiob,  bei  der  fhuusOe.  En^a^te  t.  1860  IT. 
mehrfach  erörterter  <icdauke. 

II.  —  g.  264  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi> 
talien  znr  einstweiligen  Anlage  grosserer  disponibler 
Geldsummen  baben^  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  zaltlhren  will  und  an  welehen  daher  Zinsver- 
Inste  vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewöhnUrh  nin  abnorme  politische  and  finanzielle  Vcrh&lt> 
niss<'  handeln,  welche  zur  Verfttiruns^' über  solclie  Summen  f'ihrtcn.  z.  V..  l»  i  KricLrs- 
contribntionen  u.  d^^l.  m.  Ueita  durch  Anleihen  unrd  man  selten  für  lauge  im 
Vomis  gtfSnaeM  BetrSire  disponibel  macben.  In  jenen  Ftilon  in((cbte  es  anch  kvcH(> 
milssigcr  sein,  die  Summen  einstweilen  bei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigens 
in  Darlehen,  Wcrthpapiercii  ti.  dvH.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (unter  Nr.  2) 
angegebenen  Grunde,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Reich  hat  man  drei  solche  „Fonds''  aus  d.  franz..  Kriegscontribution 
troL-^ninilet :  Den  Reichsfestu nirsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  Reichstafrsgeb.iinle 
u.  den  f.  Küichseisenbalineu.  Fur  erster«u  gilt  d.  (jus.  v.  30.  Mai  l&7ü,  Art.  lU; 
er  ist  zoeist  mit  5S  Hill.  Thir.  dotirt  worden,  welche  in  WesentL  narh  denselben 
Grondsfit/.en ,  wie  die  Kapitalien  des  Iiiralidenfonds ,  zinsbar  anu^elegt  werden.  Die. 
Zinsen  des  Fonds  fliesspn  zu  den  allv^em.  Reichsoinnahmen .  die  Ausifab<>n  f.  il. 
Fcatungsbau  selbst  werden  aus  den  ilUssig  gemachten  Kapitalbescändcn  gedeckt.  Der 
hezO^rl.  Betrag  wird  in  den  Jahresetat  des  Reichs  gesetzt.  Das  Kapital  des  Funds 
b««tand  E.  \>i~:>  ans  12iH4  Mill.  M.  dcntsrhcr,  4ß5  Mill.  Doli,  nordamcrikan., 
t»aO,&öO  Pfd.  Stcrl.  and.  ausländ.  Papieren,  £.  ibbl  noch  nomineli  5110  M.  M.  u. 
404,950  Pfd.  St  Oblig.,  547,^1  M.  biwr.  8.  meinen  Anfa,  Beiclialinans.,  Jahrb. 
III,  116.  —  Der  Fonds  d.  Keichstagsgebiodcs  bemht  auf  d.  Ges.  ¥*  H,  Jiui  1873. 
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beträft  8  Mill  Tlilr.,  die  zinsbar  auzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Foru!^  >i'^ 
ztir  Yerweiuiung^  dcä  Kapitals  zuwachsen,  was  später  moditiclrt  wurde  (im  £u  £. 
18S4/85  stellen  0'8  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Steud  E.  27*09  Mill.  M.,  E. 

29*ffU  M.  M.).  —  Der  Kcichseisenbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  v.  18.  Juni  1873  Q. 
h-'tru}?  ursprunglicli  ( .  li'h  Mill.  Thir..  die  ebenso  ))chand>  It  werden,  wie  die  Kapitalien 
des  l  estungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1876  1  45  Mill.  M.,  der  Kapital?er- 
wendung  16*69  Mill.  M.,  seitdem  Mif|geBebit  —  Etwas  AehaUohes  bildet  die  Erb«ch*ft 
d«8  Herzog  Karl  r.  Bnouschvein:  an  die  Bepublik  Genf,  widche  diese  angetreten  bat. 

2.  Solche  Fonds  beweglieber  Kapitalien  können  aiicb  den 
Zweck  baben,  snr  Sieberstelinng  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraus  her- 

vorgebenden  Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (evenlaiell 

uiiter  MitverwcDduiig  vcm  Amortisationssuiiiineu,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genonmieu  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  In validcnf onds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  poiuiachen 
und  finanziellen  Terhiltnissen  verfBg^baT  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.  Eine  ricbtige 

yinunzpolitik  wird  abrr  s.  lbst  in  solchen  Lajren  kaum  zu  df-rarti^fen  Einri(  litiin^en 
eines  wesentlich  priratkapitalistiscln  n  Characters  irreifen.  Dieselben  bieten  fur 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wobl 
ab«'r  führen  sie  fast  lUHreruieidlteh  zu  (leschälten.  welchen  ein«-  Staatsbehörde  schwerge- 
wachsen isi.  Die  •^eniigeu'i«  II  Ciuitclrn  politisi  lier  Art  sollen  getroffen  und  doch  finanzielle 
Verluste  verhütet  worden :  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wtinsche.  Denn  um  des  letzteren 
Witten  moBs  die  BcliftTde  fteier  vecfilgen,  s.  B.  ftfter  in  den  Anlageaweohseln  können, 
was  ihr  bei  jenen  Cautelen  nnmflglich  iit«  die  doob  wieder  nicht  in  «mtbohrea  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  Öffentlichen, 
Rente  gebenden  Uhternehmungcn)  wie  Staatsbahnen, 

Staatsbanken  u.  dg], 

Einffehendo  Begrttndong  dieses  üitheils  in  der  Kritik  des  fielchsinraUdtenfSMids 

in  ueitioiii  Ueichsfmanzwos.,  Jahrb.  III,  S.  131  II.  8.  auch  o.  §.  164.  S.  .^77.  Das 
fi'es.  V.  2:i.  Mai  1873  dotirt  den  Invalidenfonds  mit  1S7  Mill.  Thlr.  i/w  viel  fur  den 
Zweck),  die  in  v< :rschi»  d.  EHecti^n  ang<  h  >n  sind,  s.  §.  2  des  (ii^et/«  liu»  1.  Juli  187« 
durfte  interiiiiLstisch  ciiic  Anlage  in  weiteren  Papieren  »rfolgen  (§.  3).  Es  hat  sich 
aber  iii<  lit  tlui'  hrulirljai  i  rwies^^n,  diese  Anlatzr  Iiis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisire^n 
u.  itt  die  j^esetzlichc  des  2  zu  verwandeln.  Deshalb  musste  im  (ies.  v.  23.  Febr.  187(* 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anla^<  bis  1.  Jnli  1880  verlängert  werden.  Dirae 
Vorginge  dienen  zur  Hestätiguii;;  (i<-s  im  Te\t  tii  sairten.  Stand  des  Invalideufundb 
Krid»^  noiiiin.l!  .>.^4.42  Mill.  M.  ii.  o.l.")'.l  Mill.  H.  st|iM.nitsch  in  ni)li^'atitrtu;u 

2,(il  .MiU.  M.  Kiuit  .  Die  uunüthig  grusse  liidie  des  Konds  hat  eruiögUcht,  dem  l  unds 
auch  noch  weitere  Kriegi^nslonen  zazuschieben»  • 


Fünfter  HauptabBclinitt 

Commuiiications-  und  Transportweseu  oder  Verkehisweseu 
(im  engeren  Siimej,  besonders  Eißenbaljueu. 

IJ.iu  hat  blow  den  Staatseih.  nh Urnen  einen  besoud^peri  kurz-ri  Abschnitt,  da.s 
^.  Hauptst.  V.  d.  Uegalien  j^ewidmet,  luüem  er  (i.  A.>  in  211»c  glaubte,  ein  eigenes 
Eisenbahn r egal  anl^len  zu  müssen.  Die  eingehendere  Darstellung  in  Kau'^ 
Volkkwirthschaftspelit.  II.  §.  25^-^263.  mit  kurier  BerOhrang  der  Streitfrage,  ob 
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Staats-  oder  Privatbahnt  ii .  berücksichtigt  die  eit^entlich  staatswirthschafUiche  und 
finanzielU  St  ite  der  Fraa,c  neben  der  Erörterung  der  rolkswirthschaftlicben  Seite  noch 
zuwenig.  Jene  beidm  Seiten  mdSBeii  BOthwendig  spedeUer  behandelt  werden.  Fecner 
ht  (las  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  tlcm  pcsftmrnfcn  Verkelirswrcsen  zu 
betrachten,  um  die  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  hnanzielle  Behandlung  prin- 
cipieller  n.  nach  eiBem  höheren  n.  allgemeineren  Gesichtspnncte  zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  nehm  dem  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
inodprn'^n  Doinanenwcsens.  Seine  finanzielle  Reg:elung  ist  noch  srhwieriirer,  weil 
Vülk->\virthschat'ti>puUtischc  und  privaiwirthichaftliche  (iesichtspuncte  sieb  iiuc  h  uiahch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Kau  auch  nntti  den  Regalien,  §.  2ü5 — 219a, 
desgleichen  die  Tele- raph  ie  §.  219b.  3Ioine  abweichende  Auilassunt?  ist  schon 
oben  §.  19^  tl\  begründet  worden.  Die  Landätrassen  stellt  dagegen  auch  Kau  bereits 
unter  die  Gehtthrenzveisre,  unter  YenrerAing  eines  Stnosenre^s«  §.  299—243.  In 
Kau 's  Volfvswirthsehaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  255  ir.,  Mittel  zur  IJenntzunü  d-  r  Strassen  2CS  ff.  ,,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
gemeinen culturlicheit  und  wirtii^<  Ijattliehcu  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend«  als  «^letchterung  der  Waarenfortscbafinng** 
bei  der  „Beförderung  des  Taus*  liv  erkehrs'*  hesprorhen.  Auch  hier  fehlt  ri  m  !;  n  sehr 
eine  priucipieile  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Yerkebrsirescn  n.  anf  die  ganze  finanzielle  Regelung  bezichen.  Das 
Verkehrswesen,  in  seiner  modernen,  ja  noch  manchfach  in  Entwicklung  begrifl'enen 
(lestaltonü:  bildet  f.  d.  Finanzwiss.  ein  bcsond.  wichtiges  u.  Iehrieic!ies  (Jebiet  der 
Staatsthätigkcit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  deu  vier  leitemleu  1  iuanz- 
principien  (§.  201)  und  die  NoUiwendiicheit .  die  einzelnen,  doch  so  nahe  venrandten 
(jebieto  nach  vcrsehiedenen  Principien,  di.  sjrh  aber  auf  ein  oberstes  Uauptprincip 
zurückfuhren  lassen,  statt  nach  einer  ein/.igeu  Schabionendoctriu ,  za  behandeln,  be- 
sonders dentlich  herrortritt  —  Die  Behandliing  des  SSsenbahnwesens  in  dieser  Ausfuhr- 
)i>  hkeit  hier  in  der  Finanzwissensch,  kann  vom  Standpnnct  strenger  Systematik  aus 
bernJlntielt  werden,  uie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  ,\.  S.  2r»'>  einräume.  Aber  sie 
fjitspricht  immerhin  der  iibnlichcu  Behandlung  der  Duuüucn-  und  l  orstlehre  schon  in 
Ran 's  Finanzvissenschaft.  Jedenfolls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanz  Wissenschaft  noch  nicht  wescntlicli  \  erändern,  bez.  verk  trzen  wollen,  weil 
der  das  Verkehrswesen  behandelnde  Band  des  Lehrbuchs,  wohinein  die  Eisenbahulehre 
gehört,  noch  aussteht.  Später  wird  rielleicht  eine  Aenderuug  passend  sein.  Sonst 
gilt  übrigens  Uber  die  llcreinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlefare,  in  dio 
Finanzwiss.  das  üben  i^.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  liau,  Volkswirthschaftspol.  II,  §.  255—272.  Mohl.  Polizeiwis-s.  3.  A. 
II,  §.  174—180.  Bes.  Schäffle,  NationalOk.  2.  A.  §.  202—269,  mit  besonderer 
Rucksicht  auf  Eisenbahnen,  a'ier  mit  manchen  treffl.  Krört<  runiren  ilber  Verkehr-iweseu 
im  Allgemeinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehro  VH,  50  lt.  und  Handb.  d.  Vcrwal- 
tung^lehre  Stutts.  Ib70,  S.  178—224,  2.  A.  S.  384  fl.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  für  die  systemat.  Behandlung  des  ganzeu  Gebiete  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  schief,  z.  ß.  gerade  die  J?ehandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Actiengeselhichatten,  als  einer  Form  des  Vereiuswesens, 
prineipioll  zugewiesen,  —  wieder  eine  falsche  YeraUgeuMlneiuug  speciü  Asierr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neuereu  t:  bungen  in  £n»-Iand,  .\merika  übersehen  werden). 
Oers.,  Fin.  1.  A.  S.  134  ti.,  2.  A.  S.  164—208,  ü.  A.  S.  237  ff.,  wo  Post,  Eiseu- 
balineu  u.  Telegraphen  als  die  „Regalien  des  Commtinicationswesens''  bezeichnet 
VOden.  S.  dageifen  oben  §.  204.  Die  staatseisenl»ahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  y  [/.\  ({.  A.  I,  342)  b«  band.  It  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
aber  in  der  Finanzwissenschaft  absichtlich  uivht  auf  die  Frage  „Staats-  oder  PriFat- 
bahnen*^  naher  ein.  Ump  fenbac  h,  Fin.  §.  34 — 43  (hier  unter  den  Gebtthrenzweigen). 
Rer>,MUS,  S.  119—148  (2.  AuH.,  §.  22  25.  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Anf- 
fassung  so  einseitig  manchesterlich  wie  früher}.  Wagner,  Grundlej!-.  I,  §.  367.  — 
Vgl.  ferner  Eng  cTs  ireistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs.  die  Grenzen  des  Ertindungsgcists 
im  Tmnsitortwcsen",  Preuss.  Stat.  Ztschr.  18t>4,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art  Schiff- 
lahrt  in  Heiitzsrh's  Handwürtcrb.  —  Mancherlei  wcrthvoUe  Bemerk,  uber  ^'erke}lrs- 
wesen  im  .^Ulgem.  auch  in  der  Spccialiitur.  über  einzelne  Wege  u.  .^Vnstalteu,  bes.  über 
EisenbahnweseD,  s.  d.  JAtest,  ober  letzteres  unten  ror  dem  zweiten  AbsduitL  Oeber 
Strassen,  Post  ti.  Tdegr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 
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lo  dem  aaumelir  vorliegenden  B.  III  von  Rose  her 's  Svütem  weiden  den 
TitupoiCwesea  droi  Kapitul  gewidmet,  in  der  1.  Abth.  vom  „Handel",  also  systematisch 

noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtiir  '  r^rhcint.  Unter  dem  Reichthum 
an  einzeluuu  Notiiieu.  der  Frucht  einer  enttauiUichua  Beieticuhcit  und  unter  der 
schSnen,  wenn  nach  etwa»  «chabioiieniniMifen  Betnehtong  aech  dteMS  QegWBltui4§ 
aus  dem  histuiisi  hcn  (ie^ichtiipuncte  tritt  die  principielle  staabwirthschariliohe  Hebaiid- 
luDg  nur  etwas  im  »ehr  zurück  u.  die  finanzwirtlischaftliche  u.  verwaitungi»recbtlichc 
Seite  noch  mehr.  Im  Einzelneit  lehnt  sich  Roscher  sehr  au  Sax  an.  Meine  eigene, 
der  Sax 'sehen  viclfacb  verwandt«;  u.  ihr  vorausgegangene  ISohaudlung  wird  dabei 
nicht  näher  von  Hosrlu-r  berücksichtigt  Das  wahrhaft  vorzugiiche,  allen  Seiten  des 
Gegemitaudü  gerecht  werdende«  scharfe  principiellc  Aullasäung  und  systematische  £r> 
BchSpAuig  mit  reichem  Detail  und  schAner  Pom  der  Dantellung  rerbindende  dentaehe 
Werk  ist  j«:t/.t:  E.  Sax.  d.  Wrkehrbinitti  I  in  Vnlk>-  u.  Staatswir^iscll.  'i  I?.  Wien,  IS78, 
\bVX  (1.  It.  Allgem.  Lehre,  dann  Land-  u.  Wasserwege,  Post  u.  Telegr.,  2.  B. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fa8suiig  des  Gegenstands  ?icbt  Sux  selbst  in  s.  Abb. 
Tiaiisp.  u.  Couiuiunic.wescn  in  SeliOnberg's  Haudh.  d.  polit.  Uekon.  I.  Auch  fur  die 
allgemeine  Lehn-  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  <i  <'ohn's 
Uber  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchungen  Uber  engL  EisenbahnpolUik .  2  R. 
Leipz.  1874, 1875,  neneidings,  IbhB,  fortgeeetzt  im  Archir  f.  Ejflenb.wes.,  aneb  Cebn'e 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  S:ix,  in  Hildebr.  Jahrb.  1!.  ü". 
1879)  höchst  beachtenswerth ,  bes.  wegen  der  Zuruckfuhrung  der  Einzelfragen  auf 
die  grossen  Priucipienfragen  der  Volks-  o.  Staatswirthschaft  iL  wegen  der  Fülle  feiner 
kritischer  Bemerltangen.  Aus  d.  fremden  Liter,  s.  o.  A.  A.  de  FoTille,  trans- 
fonnation  des  moyena  de  transpert,  Par.  1880. 

l.  AbschDitt 

]>a8  Verkeil r.swcseu  und  seine  staatliche  und  finanzielle 
Beliandluug  im  Allgemeinen. 

Eisenbahnen.  Canälc  und  Schitffahrt  sollen  nach  dem  Fnihercn  hier  unter  den 
jirivatwi r t h< haftlich en  Einnahino(pn;l!4>n  mit  betrachtet  wenlen  (§.  ViT. 
Um  diese  i:liunchtungcn  überhaupt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  dif 
liaanilelle  Belmndlong  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  so  beurOictlen,  mllssen  sie 
im  Zusammenbringe  mit  dem  ^-nnzcn  «'rvmmnnirations-  und  Transportwesen 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werden. 
Es  ist  daher  hier  dieses  gcsammte  grosse  Tolkswlrttisöhaftliebe  OeUet  ins  Avge  xn 
fassen,  auch  wenn  manche  Theile  desselben,  soweit  sie  tlberhaapt  bei  den  Staatscin- 
nabmpn  in  Hetracht  kommen,  narb  nnüerer  frdh.  n'n  Scheidung  erst  bei  den  Gebiihreu 
■/.u  litiaprochen  sind.  Durch  die  naililulf^Lndc  En^rtcrung  findet  die  Uuberwcisnug 
eines  Thcilä  der  Einnahmen  aus  dem  *  omuiunications»  and  Trajisportwesen  anter  die 
privatwirthsehaftüchen  und  eines  .•andern  Tlieils  untrer  die  (Jeljülir^  n  /upleirh  ihre 
nähere  Begründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein -volkswirthschaft- 
iirbe  und  voIlswlräiscbaflspoUtlBche  Seite  des  Verltebiawasens  nelwn  der  finanziellen, 
soweit  dies  dureh  den  Zusammenhang  beider  Seiten  gebeten  ist,  etwas  mit  einzvgebcn. 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswirtbsr  hafrsnoljfik. 

I.  —  §.  2G5.  Allgcmeiue  Bedeutung  und  GeBtaltuug 
des  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  Temittelt  die  räumliche  Bewegung 
oder  die  Orts  Veränderung  der  Persanen,  Gttter  und  Nucliriehten. 
Diese  OrfsTerändemog  bildet  die  VoraiMsetxuiig  flir  die  £rreicliaDg 
einer  groMen  Menge  der  wicbtigsteu  Wirlbsebafte-  und  Coltnnswecke 
der  Mensebbeit  Kaeb  der  Mitgliebkeit  der  Ortsveränderung 
nberbnupt  nind  Sieberbeit  und  Sebnelligkeit,  RegelmäBsig- 
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keit  uud  Billigkeit  die  hauptsHchlich  an  das  V^erkehiwesen  za 
st(  llendt'n  AntorderuDgen,  Maass^^c  ftend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzcii;;;  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentf^prccbeiuie  Coinbiiiation  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf« 
gäbe  dea  Staats  im  Verkebrawesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen und  Verkebrsgeetaltnngen,  sodann  tum  Theii  anch 
wieder  bei  den  yeraehiedenen  Arten  beider  versebieden. 
Danacb  ändert  sieb  aneb  die  finanzielle  Bebandinng,  der  folgendes 
allgemeine  Sebema  zn  Grande  an  legen  ist: 

t.  Verkebrswege:  Strassen  nnd  Pl&tse  in  den  Orlsebaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfaeben  Feldweg  bis  znr  voltendeten 
Kunststrassc  (Cliaimsee),  Eisenbalinen,  natllrliche  und  künstliche 
liiunenwasserwege,  die  oÜeue  8ee,  die  Telegrapheuleitungen,  Ivubr- 
postlcituugen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  (iiesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermaun  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benatsung,  obschon  eventuell  unter  Erfüllung  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlnng  einer  Gebühr  (Weggeld) ^  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistangen  oder  Verkehr sanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  yon  der  je* 
weiligen  wirklichen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 
fttr  Personen ,  Güter  und  Naebriehten  oder  tlttr  eines  dieser  Trans- 
portobjeete  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Vcikehrs. 

Dm  wicUtigsten  Verkotirsanstalteu  tiinU:  InDcrbalb  der  Urtc  selbst  ilas 
Onnlbusvesen,  die  Pferde-  nnd  hie  und  da  anch  die  Dampfeteenbahnbetriebe, 

vornehmlich  für  den  Personenverkehr.  (Das  Droschken  wesen .  als  die  Einrichtang. 
wonach  bespannte,  joderz<nf  sofort  znm  Tahreii  IxTiutzbare  Person cnfuhrwerko  auf 
öfTentlichen  Strassen  bereit  ^teUcu ,  but  /wui  aucli  Merkmale  uLuer  N'erkuhrsanstalt, 
aber  steht  doch  imofem  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Cnrse  anabbinfrlur  von  der 
virklichcii  Benutzung  des  Tr.insportdienstes  {gefahren  w.  rdi-n.  I.etztres  Moiik  :  r  habe 
ich  in  dieser  Aafi.  in  den  Begritt'  der  ^V«rkohr»aBStalt"  wohl  mit  Kecht  eiugeachaltet 
n.  danach  hier  das  DnachkonveseD  rem  Omnibnsveeeii  getrennt  S.  vor.  Anf.  8.  528). 
Ilaaptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regeUnässige  Boten- 
dienst fOr  den  Nachrirlitcn  -  und  den  Verkehr  von  klinn-  n  nütermas«;en:  der  Palir- 
rurs  auf  Laudstraascn  für  den  Pei^oncn-  (Diligencc-)  und  den  (juter-( Kracht-)? erkehr; 
die  Post  für  die  Nachrichten-  (Brief-),  DmckBacheii',  Packet-  (Guter  in  kleinen  Maasen), 
Gclilubersernlunjr  .  aurh  für  den  Pi'rsoncntransport;  der  Eis  e n  Via !i  n  - .  hes-onders 
Dampt'bahn betrieb  für  den  Personen-,  (iuter-  and  Naohrichtenverkehr;  der  Schiffe 
fahrts-,  inabesondefe  der  Dampf schifffabrtscurs  desisWichen «  auf  Binneii- 
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(l44     ^*  Ii*  Ord.  Eiun.  2.  K.  Privaterwerb,  ä.  H.  A.  Vcrkelir>n-cäi'U.   §.  265. 

gtiwässoru  uad  auf  offener  See;  der  Tclegraphenbetrieb  für  den  Nachrichtea- 
veikehr. 

1.  Die  Verkehrswege  stehen  aib  iiatUrliehe  Grundlage  des 
freien  Verkehrs  und  der  Verkehrs  a  n  s ta  1 1  e n  selbst  aiicb  den 
letzteren  im  öttentlieheu  luteresse  noch  voran.  »Schon  dieser  Um- 
stand  äussert  auf  die  Stellunir  des  Staats  zu  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
fiinflnss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  femer  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  IntereBsen  der  Gesammtbeit  noch 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  Verkehrsanstalten.  Aneh  setzt 
sie  vielfaeh  die  Gewährung  des  Zwangsenteignungsrecbts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nieht  die  Noth- 
wcndigkeit)  dass  der  Staat  allein  die  nenen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Auhige  und  die  lienutzung  der  AVege,  welche 
mit  Halte  dieses  bloss  im  öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des  .Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  V'erkebrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Kegel  schon  aus  technischen  Grtladen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenwesen, da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  unvermeidlieh. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspieligen  Kunst- 
wege  der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
Canäle,  die  Verbesserung  nnd  Schiff baraacbung  der  natOrlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Znsammenwirken 
grosser  Kapitalien  nnd  besonderer  technisch  hoch- 
ausgebildeter ArbcitskrUftc,  in  wesentlich  gleicherweise, 
ob  der  Staat  oder  Trivaie,  d.  Li.  die  practischen  llaupttiille  berück- 
sichtigend liehtiger  gesagt  Erwerbs  ,  besonders  Actiengesellschaflen 
bauen.  Die  Vcrweudmii;  j^rosscr  Kapitalien  Seitens  des  Staats  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  Idealer  Bedeutung  Seitens  der  Seibst- 
verwaltungskörper,  kann  zwar  ein  finanzielles  Kisico  mit  üüch 
führen.  Aber  iu  einem  utufangreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
Ubertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  nnd 
schlechter  Kouten.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öifentlicher  Kl^rper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprineips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maasse  im  Gesammtinteresse  liegt  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirthschafit,  wie  z.  6.  eine  Actiengesellacbaft 
solche'  Wege  Übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  wegen  der  langen 
Kapitaißxirung  und  des  hohen  finanziellen  Risico's,  sondern  ihrer 
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wirthschaftlichen  Erwerbsnatur  nach  das  ^^e  w e r b  liehe  Finanz- 
|nini:ip  in  ihrer  Verwaltiinir  ))el'ol^en.  Dazu  kommt  uoch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  ivapitalverwcndimg  nur  beim  Wcfrc-, 
besonders  beim  Eisenbahnban  des  Staats  mid  der  Selbstverwaltuugs- 
körper  eine  einigermassen  I  o  1  c  h  m  ii  s  s  i  g  e  sein  kann ,  was  für 
die  ganze  Volkswirtbscbai't  ein  Segen  ist  (G.  §.  244a,  367  u.  unten 
ö.  650). 

£ndUcb  geniesst  der  fertige  koBtspielige  Weg  (Kisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oftf  wenn  aneb  kein  reeht- 
liehes,  doeh  his  zn  einer  gewissen  Grenze  ein  faetisehes  Mo- 
nopol^ weil  das  Znsammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Goncurrenzwegs  sehwierig  ist  und  daher  gar 
nieht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Goncnrrenzweg  zu  Stande,  so  ftihrt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalicu  sind  nni  so  leichter,  olY  nur  zu  einer  \'er- 
stUudigiing  der  beiden  Interessenten  Uber  das  Verbleiben  und  die 
TheiluDg  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kehrsanstalt, wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstä nde  bedingen  eine  \v  e  i  t  g c  Ii  e n  d  c  O  b  e  r  a  u  f- 
sicht  des  Htaats  Uber  das  gesammte  Wegeweseu  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthsebail- 
liehen  Angclei^enheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  nnd  die belbstverwaltnngskorper,  daher  namentlieh 
den  Bau  neuer  Wege  anf  deren  Reehnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Grttnde  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten  von  Wegen  ist  die  Frage  dann  weiter  zn  entscheiden. 

2.  Die  freie  Transportleistung,  soweit  sie  Oberhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
zum  Thcil  auch  ilie  \  e  i  k  e  Ii  i  >  a  n  s  t  a  1 1  selbst  besteht  dagegen  in 
einei  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendunp:en,  in  welcher  der  Staat  und  oit  aueh  die  Selbstverwal 
tuDgsk'M  jier  leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Fhwerbsgesellschaft  zurüekstclien.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistUDg  häufig  ein  lür  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculativcs  Moment  ein.  Insofeme  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistnngen  anf  den  Staat  und  diese  Körper  anssehliessen  mfissen 
und  hinsichtlich  der  tJebemahme  von  Yerkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermnthnng  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
dufch  sie  sprechen.  Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  zu  treffen. 

II.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtiere  Stellung  des  Staats  zum  Wegewesen,  ins- 
be8«mdere  für  die  Fra;L;e  der  Uebe rnab m e  von  Wegen  auf  den 
8taat  und  die  Selbstverwaltungskörpcr,  und  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Uebemahme  fflr  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlung  des  Wegewesens  mUssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein- 
theilnng  der  Wege  ans: 

1«  Untersebeidnng  der  Wege  naeh  ihrer  Entsteh- 
nngsart:  Natnr-  nndKnnstwege  and  naeh  ihrer  Verkehrs- 
fnnction. 

Im  WdMntiichen,  weno  «uch  nicht  völlig,  füll  diene  ente  Untanolieidaiig  xa- 

sammcn  mit  derjeniccu  vou  uaturlichuD  Wasscrweif imi  1  r  See.  den  Ströraeu, 
Flossen.  Laudseen  cmar-  und  von  Landirei^eii  (eioKcüiietüilich  Eisenbahnen), 
Telegraphen.  Cattllen  udeieneits.  Soveift  die  natOrlicheii  Weiwenrefe  durch 
die  Konst  und  daher  durch  Kapitalaafwand  erhalten  und  rcrbessert  irerdea, 
treten  sie  indess>  rt  in  wirthschaftUcber  und  finanzieller  Hinsicht  in  die  Claase  der 
Kunstwctre  mit  Im  ibcr. 

n)  Die  Herstellung  dcrjenifr^n  Run  st  woge  und  die  Kr- 
haltung  und  Verbes 8 erun derjenigen  natürlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  (y^niederen'^)  Formen  der  Verkehrsanstalten 
(Fnhrmannswcsen,  Sehifffahrtslinien)  dienen  nnd  daher  am  Unmittel- 
barsten die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangeh((rigen  hertthreo, 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  Urallers 
thatsiehlieh  meistens  in  den  Cnltnrstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem- 
gemäss  im  Öffentlichen  oder  Oemein-Eigenthnm,  welches  dnrch 
da^enige  des  Staats  nnd  derSelbstverwaltnngskörper  vertreten  wird. 

vGrufuiieg.  I,  25,  254  if.,  367).  Namentlich  gilt  dies,  bei  ona  in  der 
Regel  aohoii  seit  Alten,  von  den  Orts-  nnd  Landstraasen  aller  Art,  wobei 

jiidoch  die  o&chbtbetheiligt'  n  Priratcn,  wie  ?..  B  öfters  bei  den  OrtsstrMsen, 
gevissc  Theile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  kfinm^n.  Di»*, 
„Oeffentliclikcit"  der  Wege  liefert  die  beste  Bur(::scliaft  dafür.  da*s  sich 
der  freie  Teifeehr  und  die  niederen  Verkehrsaustalten  auf  ihnen  in  der  den  VoDtt- 
wirthschafts-  und  Culturintorcs^^cn  fön1<Tli(  hstcn  Weise  ^'f^stalteii  Am  Passendsten 
wird  die  Herstellung  und  Krhaltang  der  Laudstrasseu  nnd  alleo£all» 
aach  die  Erhaltung  der  naiürliehen  Wasserwefre  im  Binnenlaade 
und  an  den  Se.  kusten  zwischen  deiu  Staat,  den  kleineren  räumlichen  Ge- 
mein w  i  rt  h  s  r  Ii  a  f  t  <•  n  oder  Sei  bs  tv  e  r  waltii  n  pskörpor  n  .  den  Provinzen, 
Krcitieii,  ücuieiiiden  oder  etw.i  besonder^  m  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bau vereinen  nach  einem  festgesetzten  Modus  gethcilt.  Das  Nähere  g^ehört  in  die 
Yenraltnngslchre  oder  in  die  Volksvirthscbaftspolitik.   8.  aoch  Fin.  II,  §.  S03  tf. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  dler  dem  Staate 
oder  ttifentlichen  K(}rperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sich 
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nach  eio^m  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Fiuanzprincipien  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  ^^egcowärtig  in  aoseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nnr  noch  das  Gebllhrenprinoip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsanflgabe  (bez.  des 

„iil  Ige  III  e  i  Ii  c  11  (Jeii  u.s.s^  u  ts",  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  tbeilweise  dureh  (iebUbicn  i^edeckt  werden, 
oder  absichtlich  voilsüludig  auf  Einnaliuten  verzichtet  wird. 

S.  j-i/t  .l;irul..T  Pill.  II.  J?.  ;!l)4  ff.  ii.  l.rs  Saxl.  IT.,  WO  oüt  Kccht  nach 
dem  lutcuäiritatsgrad  des  Wcgeoctzcs  uuteräcLicilen  wird.  Sax  (s.  I.  80,  S4)  beitUoiiiit 
die  leitenden  Fiii.priiR-i|)ien  etwas  anders  ab  ich  es  thue  (ä.  o.  §.  2UI),  indem  er 
zwischen  das  (lebiilirenpriiirip  u.  das  luivatwirthschaflliclK'  noch  eine  Mittclkategorie 
(.  Princip  der  iWfentl.  liiii' ru'-lmiMfiü-  )  ♦•insi  ln*  l)t.  Seine  lje.ich»»»ii?<wf'rthen  Einwände 
j^e^cn  meine  Itehandlung  huhau  uiidi  iiiJci^aeii  dennoch  ui<-ht  zu  einer  Aeudenioj^ 
bestimuit.  Es  liegt  in  diesen  Ausflkhningen  von  Sax  ein  Bischen  ron  einer  petitio 
prineipii,  -  /m  fiimston  der  ..re<::ulirtcn  Priratuntenehmung**  n.  ^del^iiten  Ver- 
waltung",      auch  Koscher  III,  ^.  bb  H. 

Abgaben  für  die  Benutzung  solcher  natOrtichcr  Wasserwege,  welche  keine 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Begrill  der  Gebühr,  sondern  der  eigentlichen 
Sf'  tirr.  w«  rd»n»  abi*r  an<  li  als  S4>lchf  mit  Kerbt  beuto  viTWorfon  und  best,  hon  selten 
meli r.  Uas  wichtij;atc  Ucispiel  solcher  eigciitlicheu  \V  a s s c r s  t  r a s s e  iis  t c  u  c r  u  l  W ass e r - 
Zölle)  war  der  ehcmal.  dan.  Sundzoll.  Er  wurde,  noch  immer  müüsig,  mit  35  Mill. 
ditn.  K.  II.  Tlilr.  (20. lsC.,iHm  Thlr.  preuss )  im  J.  \>'ü  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hauuov.  Stader  oder  Brunäbäuser^oU.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
180  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  wfthfend  Mamburg  den 
Aufwand  filr  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Unterelbe  trug.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  die  dcut8<-hen  Khein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
FlasszOlie  waren  nach  ihrer  Höhe  mehr  Steuern  als  (Jebllhren.  namentlich  vor  den 
neaeien  ErmAssigimgen. 

2.  Untersclieidnii  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benatzung  zu  verschiedenen  Tranisport- 
diensten  neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  fUr  den  freien  Verkehr,  für  Fassgänger,  Ylch, 
Wagen  dienenden  gewObniiohen  Orts-  and  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrsengen  abgesehen,  wobei  sie  nnter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  anch  die  Ganftle  (namentlieh  diejenigen 
von  genügender  Breite  zam  Ausweichen  in  den  schiene sen- 
freien  Streeketi). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schleussenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  lest  bestimmten  eisernen  Spuren  bewegen*'  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitangcn,  (auch  die  Kohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine  gewisse  feste  Kegelang  oder  sogar  ebe 
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einheitliche  Organisation  des  gesammteii  Tra^sport- 
dienats  auf  dem  betrefl^Dden  Wege  nodiwendig  wird»  damit 
letzterer  tlberhanpt  seinem  Zweeke  dienen  könne.  Dadnieh  werden 
aber  leiebt  factisehe  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  ge- 
wVhnlidien  nnd  natOrlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthtlmer  einer 
solehen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
tibernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
eiueni  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  ndt 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  l'mstaud  le^t 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  iSelbstverwaituugskürpern  za 
übertragen. 

Die  Nachtht*ilc  des  fa<  tisrlan  ^Toiiopols  liei  eiff*'ner  üebftrualimc  des  Trausjwrt- 
dieustcä  Warden  hier  eher  vcrmiudeo,  wt^il  der  geweriilicbo  SUDdponct  uicht  d^r 
gikASSgebeiide  sein  moss,  oder  weil  die  «is  eiBen  solcbeii  Monopot  herror- 
gtthenden  finanziellr>n  Vortheile  weiiij^stcns  wieder  der  (iesauiuithoit  /.u- 
pewfnd»"t  werden.  T?ci  ilcr  UeHrTlr.vjuna:  dos  Transportdi<-Dst9  aaf  sol^h'^n.  *le»ii 
Staate  u.  s.  w.  goli"ri.;eii  Strassen  au  Dritt'-  kauu  ferner  der  Staat  nucli  am 
Ersten  solche  ßedingunirer}  stellen,  dorch  wdche  ein  faetisches  Monopol  wenigstens 
mO?li<'hst  vermieden  winl.  Dies.»  Erwägung'ri  verdienen  um  so  imihr  Hi'achtung, 
weil  obuehiu  der  Staat  im  Üau  dicäor  Strassen  und,  wie  sich  zeigen  wird,  we^eu 
der  Eij^nthoinlichkeit  de«  Tnuisportdiensts  such  im  Betrieb  der  EiaenlishiMD,  Tde- 
graphen  gegen  Friratc  udcr  virlm  br  ge<;en  Gesellschaften,  den  hier  meist  allein 
in  Betracht  kommenden  Privatwirthsoh&ftou,  nicht  2iullckst>  ht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objeeten,  welche  aaf  ihnen  bef<$rdert  werden  können: 
Telegraphenleitnng  bloss  fOr  den  NacbriehtenTerkehr,  dgl. 
jetzt  Rohrpostleitangen,  —  alle  anderen  Wege  ftlr  BimmtUchen 
Verkehr. 

Die  Uebemshme  der  Tolegraphenleitnngen  auf  den  Staat  w\v\  dorch  dieM 

beschränkte  Bcnutzbarkeit  für  eine  Verkehrsart,  wehhe  ohnehin  ■  iiw  gewisse  Ein« 
beitli'  hkcit  der  Organisation  des  Traosportdieosts  reriangt,  wieder  imliedenklirher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
steh nngs  seit:  alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strasseo,  —  nene,  erst  herzastellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegrapbenleitnngen,  bessere 
Chausseen  n.  s.  w. 

Da  bei  dtesen  neuen  Wegen  dar  notbvendige  Gnitid  und  Hoden  sich  gewöhnlich 
im  PriratOigOftthttm  befindet,  so  muss  eventuell  das  Exprupri  ations verfahre» 
Pht/  jrreif'-n.  Aurli  hi-^bei  werden  viele  S<  hwii  ri;<:keit.'u  und  Mi->ssf.uii.-  .im  Krst'*ii 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbbl  die  Anlage  der  neuen  Wege  übernimmt.  Die  aaUil- 
und  umfimirreichen  Eingriffe  in  das  Pri?atjgrnindeigeDthDm ,  wolcb»  namenttirh  dio 
ungeheuere  Aii-  If.hnunn  des  Kis^  iilialinw- srti-  ■Tfonlf Tt,  w  rrdt  ii  ihn  h  voll«-  Knt- 
ts«hkdigung  des  Werths  noch  nirht  immer  gut  gemaeht.  Sie  sind  am  Meisten  zu 
rechtfertigen,  wenn  si«-  ganz,  und  gar  nicht  zu  (iunstcn  anderer  Privaten,  sondern 
bloss  zu  Gunsten  d(»  Staats  (und  der  kleiii- reu  riiumlicben  Zwangsgemeinwirtfa- 
schaften)  erfolgen.  Aach  diese  Erwägung  spricht  fUr  Staatseisen  bahnen  n.s.ir.« 
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ferner  der  rtu^tand,  <las>  <Iic  Tclogiaiiln  iilcitniiscii  an  il  n  f'aLin  n  und  oHrntlichcii 
Wegen  cDtiaiig  den  uötliigeu  Boden  schon  iindcu,  wiüdor  fUr  Uebcrnahmc  denselben 
auf  den  Staat. 

5.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Höbe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eiaenbahnen ,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Secui'er-Correc- 
tionen  —  und  verhältnissmässig  woblfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen»  selbst  die  Chausseen  inbegriffen,  die 
Telegraphenleitnngen. 

a)  Die  Uebernahme  der  Land  Strassen  anf  den  Staat  und 
die  SelbstverwaltnngskOrper  der  Kreise,  Gemeinden  n.  s.  w.,  der 
T.elegraphen  anf  den  Staat  ist  ans  anderen  Gründen  passend: 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

oh  der  Kapitalaufwand  für  diesu  Wege  durch  Aalcihcu  oder  dorch  ordentUcho 
Staatseinnahmen  (Steneni)  gedeckt,  ob  ctvas  hAhere  oder  etwas  niedrigere  Gebühren 

erhoben  oder  die  LamlstrassiMi  der  inicnt^-ltlichen  Benutzung  üb(rIa;<son  werde  n,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  l«' in  an  z  frage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eino  volkswirth- 
iMjhaftliclie  l'rage  von  hoher  llcdeutun;;.  Denn  der  in  kurzen  Zeitriiumen  (Finanz- 
jahren) erfol^^ende  Aufvrmd  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pfle»;t  wenigstens 
TÄhlltnissniüjjsi^-  •^'  fin'j:  tn  sein  ErfoI;rt  jedoch  di»-  U-  li-  rnalinic  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vorthcii,  die  Wahl  der  fUr  die  Verwaltung  maassgebenden 
Filftnzprincipion  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staai  die  Anlaj^c  dieser  Wege 
ttbemimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafUr  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  mnss  ausseroident- 
liebe  Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgeqnoten 
belasten^  mnss  wenigstens  als  Regel  rerhuigt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  znr  Deckung  dieser 
Ansgabebeträgc  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbnhnen,  Ganälen  n.  s.  w.  ins  nmiaafeiidem 
in  stehendes  verwaudelt  und  Ix-^tcn  Falls  lUr  den  Eigctithumci  —  anders  eventuell 
für  die  iranze  V o Ikn w i rtli Schaft  nur  langsam  in  den  Kuntun  wieder  disponibel. 
Kur  eine  uu^ewohniich  hohe  Kente  bietet  also  die  Mittel  nx  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Aningekapilels,  wonnf  alsdann  eist  statt  des  piiratwtrthschalUidMm 
das  reino  G>  1)iihienpiiucip  mit  massigen  Sitzen  zur  Deckong  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Grttnde  gegen  die  Uebernahme  solcher  kost- 
spieligen  Wege  anf  den  Staat  entnehmen. 

I)eiiii  die  Finanzen  des  Staats  werden  dur<  h  den  Kapitalaufwand  l&Uf^c  und  oft 
sehwcr  beiastet,  was  ?:ewiss  seine  IJedeakcn  hat.  Die  Möglichlieit,  das  (i.'.bulireii- 
prindp  bei  Staatawegcu  dieser  Act  anzuwenden,  welche  fUr  die  iStaatsubcmahme 
spricht,  ist  eben  ans  ^nanziellen  GrOaden  doch  oft  eine  entfernte,  ffie  hiC  ferner  auch 
vochanden,  wenn  sdclie  Wege  naeh  einer  fUr  die  Amortisatioji  des  Anlagekapital 
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angenifssf-n  -n  Zcitfriat  aiiü  dem  Privatbesitz  an  den  Staat  ^i*  iirfalleu.  wie  dius  aus- 
b«dangeii  wurden  kann  und  bei  Eiaeobahnca  öfters  aasbedungen  irorden  ist  (Fnuxli- 
feieh,  OestoRelcli). 

Trotzdeni  kann  njan  aber  noch  mit  besserem  Grunde  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaut' waud  tUr  solche  Wege  und  aus 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Uoternehmang  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  lieber- 
nähme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  yerdient. 

Baut  der  Staat  niclit.  su  inUsseii  au  aeine  Stolle  i(i  «It-r  llegoA  iitösat  Erv«rbt> 
jresellschaf'ten  treten.  lii-i  dt  r  Ilülie  des  Kapi tala  u fw ;tn d s  und  der  langen 
XapitaÜ'ixiruQg  haben  dolchc  <ie.sclisclial'ten  eine  hiclicniii*c  in  iktrelt  des  Kapitale» 
und  der  Reste  nethwendi^.  Diese  Sielieront^  finden  iUt  nnr  In  einer  rem  Stute  und 
seiner  Contioli-  flt;r  linanziellcii  Erfolge  eimg-ermaaäüeri  iiiiahhürT^srcn  Sti-Iluni:.  Der 
gewerbliche  Staudpuuct  muaa  uuvenueidlich  bei  ointT  Krwerbsg:eselh»cbaft anwendbar 
sefn,  und  natOrlich  um  so  mehr,  je  g^rosser  das  Klsico  ist,  damit  die  GewiDnchance 
die  Ausg^leichung  bringt  Das  (Jebuhrenprincip  wii-d  daher  liei  einer  Gesellschaft  d«9 
privatwirtliscliAftliche  Princip  der  höchst  uiö» liehen  Rente  nicht  veidräiii^en  können. 
Gewiase  Vorbehalte  de»  Staats  in  Uctred'  der  Taiifregelung ,  ohnehin  prai^tisch  2»chwor 
dorcluEiifldirai,  iOoiieii  einige  UebeltttiUide  veraiindom,  aber  sie  dnrcbM»  niclit  besei- 
tigten. Auch  von  der  denkbar  besten  Einrichtung  der  „nmilirten  Privatunteruehmani^'* 
und  „delegirten  Verwaltung"  —  tonueu,  in  welchen  Sax  in  äcliöiieii  und  auch  priu- 
cipieU  bedeutaamcn  Au«fiüimiiffeD  das  Privateisenbabnwesen  xn  salriren  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn« 
SDtheil  des  Staats  an  einer  höheren  Kente  od.  r  dimli  di.^  H.Kfiuerung  der  letzteren 
Jcnna  der  finanzielle  Erfolg  der  privatwirthschaftlicheu  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  nnd  alio  der  Gesunmtbeit  ni  einem  Theilo  mit  sn  Gvte  kommen.  Jedoch  der 
groüse  rolkswirthscbaftlicho  l'chelstand,  die  wi<  litiust-  n  \  erkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigntens  während  der  Conces-sionsdauer ,  au!>geuutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Goncendonazeit  mass  aber  im  Durchschnitt  nach  der  Wahrscheialiehkeit 
zur  Amortisation  des  Baukapitals  aiibfiirlun,  wenn  sich  rrivatkapitalien  zur  Uober- 
uahme  der  W«'ge  bereit  finden  sollen,  also  meistens  einige  Mi nsehcnalter  dauern.  J'' 
kurzer  sie  ist,  desto  mehr  muas  w&lireiid  ihrer  der  gewerbliche  Gesicbtepuoct  alleiii 
entscheiden  können,  dttnit  durch  eine  Iftazlmalfente  Wimigeteoa  die  Amortiiatlon  den 
Kapital»^  •■rl-  iehl-  rt  werde,  r.  hrniinnnt  der  Staat  dafre;;'en  diese  W.'ue,  so  wird  in  diT 
Kegel  das  priratwirthschafttiche  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  ßaukapttais 
maamgebend  sein:  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punct  selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  allein  hen  ortretr.n  muüsen.  Denn 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  lAgo.  jed«  a  Aucrenhlirk  <len  höheren  Interessen  de* 
Verkehrswesens  zu  Liebe  an  Stelle  dc^i  privalwirtbschattlichen  das  Gebuhrenprincip  zu 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltong  bestehen,'  so  bietet  de  wenigiteaa 
durch  die  Uebcrs.linsse  Lnifer  Strecken  die  Mittel,  r-in  Hahnsystem  mOgUoiHt  fott- 
Blindi^  aaszubauen  und  den  Verlust  an  sehlechten  Linien  i\i  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lieh  gleichmässigere  Vertheilang  der  Kapital  Verwendung  im 
höchsten  Maasse  erwttnscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  Prodnctionsnihigkeit  vennieden 
werden  soll 

Bei  der  unvermddlk^ea  Abhingigleit  einer  solclien  Kapitahr^^rwendnng  fftr 

WegeV»;\nt'n  Seit>'n>  der  Privatwirthschnften  ( Ai  ti- nuesellschaften'^  vom  (lanfj  der 
bpeculation  spricht  diese  KUcksicht  stark  mit  ftir  die  Uebertra^uup:  des  kostspieligen 
modernen  Wetreveeens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat.  Das  halte  ich  auch  Roscher 
<§♦  ^j>)  jreKenuber  fest,  der  meint,  ..durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Gonceasionimng  der  PriTatbahnen  im  Ange  bohilr\  lleMon  aub 
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dieäu  u.  abaiiche  UcbuLstämlc  beim  PnvatbaliDiyBteia  bosaitigea.  lu  fl»uor  Bi^neiizdt 
weiden  eben  keine  neuen  GoaceMionoi  begelirt  o.  die  AnnlDhiaDf  erdieilter  stockt. 

Das  Ergebuiss  der  vorstehenden  Betrachtung  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  über  die 
Frage  der  Staatstibernabme  und  Uber  die  tioanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebernabme  durch  den  Staat  läsat  sich 
folgendermaassen  fUr  unsere  Zeit  und  Länder  znsanimenfassen: 

1.  Die  natttrlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kanst- 
wege  ftlr  den  gewöhnliehen  Verkehr  sind  vom  Staate 
nnd  affentliehen  Körperschaften  %n  ttbemehmen  nndnach 
dem  Gebttbrenprineip  zn  verwalten.  Doch  kann  m  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benntznng  statthaft  nnd  selbst  rath- 
sam sdn. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
«u  veröcliiedenen  TraiiH p ui  tdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  tUhren  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  ^Sic  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  ( Kisenbahncii  mehr  localer  Bedeutung,  Plerdebahnen  auch 
von  l'rovinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Htandpnnet  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  hat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weoiger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nnr  filr  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshdb  anch  Itlr 
die  Uebemahme  durch  den  Staat 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canälc,  werden  insofern  passend  vom  Staate  übcr- 
uomiiien,  als  in  diesem  Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  Interesse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebernahme  der  wohlfeileren  Kunst  wege,  der 
gewöhnlichen  Landstrassen,  Chausseen, Tele graphen- 
leitungen,  auf  den  Staat,  theilweise  auch  auf  die  Selbstver- 
waltun gehör  per,  ist  finnnziell  anbedenklich,  volkswirthschafir 
lieh  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebemahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  dorch  die  Annahme  des 
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priTatwirthBOflaftlichen  Finaozprincips  für  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factisehen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtfaeit  za  Gate  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  yolkswirthschaftliche  Vorthelli  erwttnsehteo 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  nnd  be- 
liebig das  G  e  b  tl  h  r  e  11  j)  r  i  11  c  i  p  e  i  ii  f  Ii  h  r  c  n  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmäs siger  und  dadurch  vortheilbafter  t(ir  die  Productions- 
interessen  der  ganzen  Vdjkswirthschaft  nnd  für  die  ökonomi.st  lu' 
Lage  der  verscbietlciicn  Hevidkeningselassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen ,  weiche  sich  an  die  Kapital  Verwendung 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernabme  anf 
den  Staat  (oder  bei  einsselnen  Wegen  auf  die  kleineren  ränm- 
liehen  Zwangs-Gtemeinwirfhschaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  fttr  das  Qeblihrenprincip  and  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  ftlr 
das  privatwirthschaftlicbe  Princip,  das  aber  eventneU 
maassvoll  durehgelUhrt  weiden  kann. 

MI.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Tran spo rtleislun gen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlang 
im  Falle  der  St??  Rt  s  U  berna  bm  e  ergeben  sich  znm  Theil  al« 
'  Folgerungen  ans  der  vorhergebenden  Erörterung  über  die  staat- 
liche und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehr'^  ^v(  l:e  Znm  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einseinen  Transport- 
leistungen nnd  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen  ab. 

A«  Die  Uebernabme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  nnd  eventuell  durch  die  Selbstverwaltungskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  Im 
allgemein  volksvvirthscbaftHchen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistunge  n  des 
freien  Verkehrs  Ubernehme,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  tiilt  namentlioh  da.  wo  di»-  Herstellung  !  Wemb  in  der  Haiiptsacli-'  aurl> 
nicht  StaatsbAcJi.  nf .  alsn  in  P,  «tr«'H  der  irewölinln  lu  n  frci'  ii  (nicht  als  r-irelmässipcr 
C'urs  betriclM  Ucn)  bchitilahrt  auf  uaturlichcu  (icwässrrn.  b»  sond<  rs  auf  di  r  i5ce;  ferner 
wo  der  Wui(  za  venchicdenea  gkUchzeitigcn  Transportdieniiti-n  h<>iicliig  bcimtxbar  i>>t, 
aIm  wiedanim  auf  jen«ii  Wawer-  und  auf  den  (gewöhnlichen  LaiidstniiseD ;  endlich  wo 


Digitized  by  Google 


üeberluhiue  irou  YerkehniaasUltea.  053 

die  TnosportteistQug  am  Meisten  deu  Chenkter  grcwöhulichcr  iceirerbUcher  Thätigkeit 
bat,  iueweit  also  auch  bei  den  ,^edereu''  Yerk»  iir»ai)stalten,  d*;iii  städtischi  ii  i^uhr- 

weseii,  dem  Hott-m-urs.  ih-m  Personen  fahr-  tiuil  deiii  GüttTfrachfciirs  auf  (}<a  Land- 
tttrsiäsca  u.  a.  w.  ThaUächlick  kommen  dciui  auch  solche  'i'tuu>porticiätung(ia  uud 
VeritehiBanstelteii  des  StMb  bei  uns  Uum  Tor. 

Ktwa>  aiitlei  -  rauss  die  Knbchcidung  wohl  iu  tri  II"  der  ScUistvernaltunjfs- 
kOrper,  uameiitiich  grö»ser<r  stüdtisrhcr  Geuicindm  (GroSsätädte)  lauten. 
Die  grosseu  Anhäufuugcu  von  ML-nschen  rufen  hier  das  lledUri'niss  nach  mOj^lich^t 
ToUkonunetten  Anstalten  für  den  Pcrsuncuvcrkehr  innerhalb  verh&ltnissniiissig  geringer 
Tlntfcmunjjen  hervor.  DieS'-m  Rcdurfiiiss  kommt  die  modern  •  Technik  ('ntir»!ir*  n.  Der 
Vurktihi  UIU8S  häufig,  regelmä:»äig ,  raach  uud  wohlfeil  ^cin.  Lr  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pferdeeiseubebn-  und  zum  ThuU  bereit»  Dampfbehn- 
wes'  U.  Das  Princij)  der  U ebcrtragung  der  Uclri'  ru obni>iSi-  /wischeu 
Activ-  uud  Passivlinien  und  (Jursen  kommt  hur  in  uugcwöliidii-lietn  Maasse 
zur  (ioltung.  Die  in  den  städti^cll'-n  Sti^däen  selbst  au^:cle!;ten  Klsenbahncn  lialicn 
ein  natürliches  Monopol,  !>ol>ald  man  dem  JUigetlthUmet  li  r  Bahn  das  au^achliess- 
liclie  Ke  llt  d' >  Bi  tiicbb  auf  derselb<  ii  -irbi.  was  üblich,  mituntrr  vom  Kr^-  rbs- 
unteruehmcr  ausbeduugöu,  wenngleich  bei  Piurdebahueu  nicht  unbedingt  nothwendig 
ist  AUe  diese  timst&iide  Ic^vn  es  nahe,  solche  sUidtiseho  Kalmen  und  Verkefara- 
anstalieu  ilen  Stiidti  n  selbst  zu  ü bert r a n .  in  ili.  ht  bevölkerten  ländlirhen 
Districton  auch  den  I,and;^<>nieinden  und  Knisen.  (Jornmunalo  HchOixien  sind  zur 
Uebernahme  dieser  An^i  ili  n  in  te»  linischer  und  ükonomischür  Heziehuu^  so 
i^t  befähig^t  als  zur  l  el»er»ahuie  städtischer  Gas-  und  Wasserwerke,  und  ebenso  irut, 
als  es  Ai  tieiii:i  >i  ll><  halt«  II  sind,  l)a^  finanzielle  i  .vsc  lässt  sich  dabei  auch 
ganz  ;;ut  wahrnehmen.  Eine  gleich  massi^crti  und  allaeitigerü  Entwicklung 
dieser  Verkehnanbtalten  und  die  Verhütung  eines  neuen  Monopols  zuGunstt^n 
des  Privatkap itals  ist  nur  so  imVlich.  Die  (temeindon  aln-r  ;;ewönuen  eine  neue 
passciidc.  halb  ]»rivatwirthsehaftliclii' ,  halb  gebuhrenartij:»-  Kinkumniemiuelle.  Diesß 
AuHa.si>iuig  des  laüilernen  städi.  oder  localcn  Communieationsweseits  ist  eine  Con- 
se4|uenz  der  in  der  ,, (iriiudl«  ii:  nng"  von  uiir  mehrfach  näher  dai^j^dei^tcn  u.  begrün* 
deten  Lchivii.  \ueli  hier  i-^f  (i  wii  ht  /u  ]. -cti  auf  dii-  mod^  riiL'  Tei  lmik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  üas-  uud  Wasserleitung.  Man  kann  wohl  vurauäsageu,  dsKH 
(.'inst  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  ausserordentl.  Monopol  von  den  Gtimeindt;n  auf- 
gekauft \v.  rden  müssen.  «  Itenso  wie  in  Berlin  die  Wasserwerk»-.  Vi^l.  in  eine  Urundl. 

I,  §.  142,  14Ü.  mein  Kef.  r.  ub.  Acticn-e-cII-rh.  :inf  d.  Eis.-n.  socialpol.  Conirress  18";^, 
bes.  These  5  u.  (i,  u.  meine  Ausfiilir.  in  llild.  br.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  \ ollem  U<  cht 
uilt  es  jetzt  »chon  immer  alli:euieiiier  als  ein  Fehler,  das»  man  in  Berlin,  welches 
sieh  für  die  Aul  L:iinr  von  rferdebahnen  -o  vorzüglich  eiirnet.  dieses  wiclifiae  Vehikel 
i'ur  30  Jalue  laug  an  Uesclbchalten  zur  Ausnutzung  Übertragen  hat.  Die  Eriahruugen 
mit  den  Misüstftnden  des  Privateisenbahnwesens  ▼iederholen  sich  hier.  S.  auch  Pin. 

II,  §.  307,  S.  S5. 

2.  Die  Fersonenfahrpost  und  die  FaeketpoBt  ist  jeden- 
falls anders  als  die  Brief-  and  Geldpost  des  Staats  za  benrtbeilen 
und  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  hentigen  Verkehigestaltnng 
nieht  mehr  als  unbedin^^t  nothwendig,  die  enteren  mitunter  selbst 
nieht  als  gerechtfertigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sieh  hier- 
mit auf  anderen  Wirtbscbat'tsstnfen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigen  lässt  sich  Manchem  lui  die  Beibehaltung  der  Personen- 
uud  Vieles,  im  Gauzen  wobl  Entscheidendes  ftlr  dicjcnijrc  der 
l*acketpoöt  in  Händen  des  Staats  uud  in  der  uivunumisch  uud 
tiM  Imisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Fostsweigen 
geltend  machen. 

Solanire  ncmlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erl'ord«;rlieh'*  Retriebsanikeit  der 
Privaten  f»  hlt,  der  genannte  Verk«  hr  aber  eine  gros-s«-  allgemeine  Bfd.  utun'r  beanspruchen 
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darf,  käMD  sich  die  Audeh]iiiii|r  der  Post  auf  die  genausten  Transportobjectc  «Ol  dietea 

Gründcu  empfclilrii.  Das  ausschli* ürli  •  Kedif  des  Staats  auf  postm&ääige  Personen- 
lud  Packetbutörduruag  hat  dann  den  VortUeii^  eine  gleichm&üttige  Ausdehaung 
dieser  Trantipertleistunf  eti  Aber  das  genze  Staatsir^biet  zu  ermdg liehen« 

indem  der  Uebencliuss  guter  Streciien  die  Mittel  liefert,  das  Dt- fiel f  schlechter  Strecken 
/u  decken.  Awrh  auf  hulienT  EntwickluDg-HStofe .  so  jrtit  b.  i  uns.  kann  d<T  Mangel 
an  Concurrcn/  uukt  den  PrivatbclViidi  reru  wülii  die  BeilieLivItiinir  selbst  der  Per- 
^uiiiMipost  noch  für  maucli<;  Cit'|7<:ndeu  reehtfürti^n.  Anascrdeni  wird  durch  eine 
Hiii/.iifilüung  dieser  Zweige,  besondr  es  der  Pat  kftpnsr  znr  Rri  f}' ist  aucli  später 
noch  und  »o  in  unseren  heutigen  Verhaituisseu .  zumal  die  Packetpost  anlangt, 
iieclieine  bessere  Ansnntzung  des  Betriebs  Personals  und  ^Materials,  also 
eine  vcrhältn issmässi^e  Billigkeit  des  Gcsamni tbetriebü  ermöglicht,  velcüw 
die  üebcmahtiie  dicb.-r  Zweige  auf  di.-  Staatspost  p;i3send  erscheinen  iässt. 

Aehulich  liei,^(ii  die  Verhältnisde  mitunter  bei  anderen  Vcrkelireanstalten  des 
Staats  oder  bei  Tranäportdienaten ,  die  der  Staat  fUr  seine  eigenen  Zwecke  «imiclttet 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegraphenwfsens  mit  r  Post  und  mit 
Juisenbahnen  ökouomiache  Vortheile  bieten  und  flir  die  Ucburnahino  der  (icsammt- 
heit  dieser  drei  VerlcehnaDslalten  iregen  ihres  nahen  Zosaffimenhangt  anf  den  Staat 
spivrli.;ii.  Personen-  und  Gütertranspon  kann  mit  den  SchitTfahrtscursen  der  Kriegs- 
sehiHf  rerbundin  werd.ii  ii.  d^l  ni.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  rist.rr.  kleinen 
Kriejjisdampferu  uut  den  italieu.  becu;  »'cim  ich  nicht  irre  unter  Luuis  Philipp  auch 
mit  franz.  Kriegsdampfern  auf  dem  Mittelmcer.  S  Uber  die  Post  als  Gebühren 
gebende  Anstalt  Rn.  U,  §.  312«  iL  im  Ailg.  Sax,  i,  211  ff..  Bescher  lU, 
g.  84.  Hg.  95. 

3.  Die  üel>erDabme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  den 
Staat,  namentlich  solcher  der  höheren''  Arl,  wie  Br^ef-  nnd 
Ge]dpo8t,  Telegraphier  Eisenbahnhetrieb,  ist  in  vieien 
Fftllen  von  vornherein  nicht  nnr  nicht  nnpaseend,  sondern  ans  est;- 
scheidenden  Grttnden  sweekmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Eubchciduog  mit  nach  den  concreten  Ver-  % 
hiltnissen  und  mit  Recht  unter  Berficksichtigang  der  einmal  roiUegenden  gMchleht- 
lichen  Entwicklun«:  stattlinden.  Dcch  la&MJi  sich  folgende  allgemeine  S&tze  als 

Kichtschour  aufsttellen : 

ai  Die  Uebernahme  einer  Verkehrsanstalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  namentlich 
dann,  wenn  die  Güte  iler  technischen  Leistung  einer  aolchfln  Anstalt  reu 
der  möglichst  weiten  und  gl«  icMn  itlichcn  A  iisdelinu ng  des  reffclniäsaigcn 
Traa»portdieiUit4  Ul>er  das  ganzi-  .Maatsgebiet  und  seilet  von  der  interuationaleu 
Verbindung  der  Verkebrsanstalt  mit  den  gleichen  Anstalten  in  fremden 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  lietrt  bei  d-r  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dunt  Teiegrapheubetriob  und  zum  Theil  auch  bei  dorn  Kisvnbahu« 
i».' tri«  Ii  vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Vcrkehrsanslalt  nur  mittelst  ii  '-r  fest 
bestimmt en .  regelmässig  nr'ranisirtcn  Henn tiun gsweise  ein«  W  ls  mög- 
lieh i&t,  auf  welchtuu  nidit  gieicbzeiti^^  neben  einander  verschiedene  Trausportdienste 
stattfinden  kOnnen,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Xlgenthibner  des  Wegs  anch  der  Onter- 
nehuicr  di  r  Verkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisen  bah  n-  n ,  Telei:raithen.  Das 
faktisch'  Monopol,  welches  hierdurch  au ch  fu r  die  Verkehrsanstalt  entsteht, 
vftiliert  wiidcrum  am  Ersten  seine  Brenken,  wenn  der  Staat  mit  dem  Woge  auch 
die  Verkebrsanstalt  übernimmt. 

(  )  \\\  iin  I  inc  Veikclii^ausfalt  durch  Private  (F.iuzelnc  oder  ErwerbsgeselUchaflen> 
g^ründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  für  eine  Zeitlang,  selbst  ein 
rpcbtliches  Moeopol  rem  8tiate  gegeben  weraen.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  uitht  iniin. -r  in  vermeiden,  wenn  für  dtf  Verkt  hrsanstalt .  wie  l>ei  F,iseid)ahnrn. 
erbt  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  muss.  Die  Uebernabmc  der  Verkehra- 
analalt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mittel,  um  die  etvaigen  Nachthelle  einef  Machen 
MenoiMila  tn  verliiiidem,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Flaanzprincips  bei 
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der  Verwaltang  freier  gestellt  ist  und  ibm ,  ako  der  Gosammtfaeit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen Vortheile  tk'>  Monopols  zukouiiiicn:  wiedcrnni  Fall  der  BahneD.  T«  !  >  grapben , 
auch  wohl  der  Scliilt'fahrts-,  beaoudur:»  der  Uaupft^chiflfahrtHcursc.  Mehr- 
&ch  iit  Mhtr  bei  DampforiiDieu  ein  Monopol  vwfelioinmen«  x.B.  bei  der  Asterr. 

DonauJauip&chillTabrti^geseUäcIi.  (in  Folge  der  üp&tereii  Freigebuiig  der  DonauschiUfabrt 

TOn  ti.  östcrr.  Regierung  gepeii  Entsch&digumr  in  Form  von  Zin^-irarantie  abgetOstV 

d)  Je  mebr  der  Traiisportdieuät  einer  Verkehrsanstait  auä  der  regelmässigen 
Wtederholnn^  einer  grossen  Anzahl  gleicher  einzelner  Tbäti^keiten 
besteht  und  sicii  aal  sie u lieb  feste  mechanische  Ke^reln  /uruokfübrcu  Itet. 
aUo  nach  bestimmten  Schablonen  '.'^•■ftlhrt  werdeu  kann  und  mass;  f<rner  je 
mehr  in  Consequenz  hiervon  drr  Spielraum  üca  speculativcn  Moments  eingeengt 
wild:  endlich  je  mehr  weinsn  der  Nator  und  Auadehnung  und  Grosse  der  Verkehrs- 
anstalt  «Icr  betrieb  mittelst  rini.s  ;rrossen  IJeamt«  uinrchanisuins  durcbgeftlhrt 
werden  inut»»:  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Prifate  and 
roUends  die  hier  unrermeidlichen  Erwerbsgesellscbaften  natttriicher  Weise  eine 
Verfcohr^anstalt  und  de^to  weniger  r>tebt  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
ctw  1  anklebenden  Mängel  hinter  dem  Privatbetrieb  teehnisch  und  ökonumisch  zurtick. 
Lauegen  kommen  der  Staalsverkebrsanstalt  die  aiigtimeincu  \  orzOge  der  Staatsbeamten- 
sdiafl  gegenQl»er  der  Priratbeamtensnhalt  welche  ans  der  eigenthOmlichen  Organisation 
ilps  Staatstlit^nsts  lionorfrrhon.  zu  (iati>.  Dieser  Fall  liegt  bei  i]<  r  Post,  i)eim  Eisrn- 
ijabn-  und  Telegrapheubctriob,  unter  Umsünden,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Haasse,  beiiD  Dnmpfsebifffnbrtsenrse  JDnbMistdie  Uebenahmo 
dieser  Yeiltehnanstallea  anf  den  Staat  auch  ms  solchoi  Grttnden  wieder  passond. 

e)  Manclie  Verkelii-sanstHltcn  lassen  sich  zw  eck  in  äs  s  ig  mite  inamler  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Theil  Dienstthätigkeiten  fiir  mehrere  solche  Anstalten 
Ubernehmen  können.  Daraus  enriebt  sieh  eine  grossere  Oekonomie  des  Betriebs. 
Aach  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetri  da  die  Vereinig  im mehrerer 
Yerkehrsanstalten  in  Privathäudeu  zu  leicht  bedeuklKho  factischc  Moiiopule  schalt 
Ifonehikeb  bietet  sich  für  den  Staat  <>olc)renheit«  gewisse  Post-,  Balm-  and  Telegntphen- 
fimter  zasauimenzulep:en,  wodurch  der  !j:ejiammtcn  Volkswirthsehaft  Kosten  erspart  und 
eventuell  niedrigen^farife  ennö^'lieht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämter, desto  nothwendiger  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
NeuoRÜngii  hier  auch  Öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahnämtem  der  Prirat* 
bahnen,  oder  Uebertragung  'le^  Post-  und  Telegraphendiensts  an  Privatbahnl)i  amte. 
was  aber  iouncr  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Verkehrsam>taiten 
dem  Staate  geboren.  Aocb  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  ?on 
Post-  u.  Teleirrajili-  iiämtcrn. 

i")  Wenn  Pi  ivatverkelirsanstalten  nur  mit  liulfe  bedeutender  i"i  n  a  n  /  i  e  I !  er  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Zinsgarantieeu  u.s.  w.  zu  Stajide 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsttbemahme  besser  als  eine  solche 

indireet-'  s.'in,  iui  Finati/iiiteresrie  wie  im  volkswirthsehaftlichen:  bruifiger  Fall  bei 
J?ahnen.  auch  wohl  Ijei  Ganälen.  Wird  aber  so  vorgopiinL  nn,  so  gelangt  wv-der  in 
heikamei  Weise  da^  i'rincip  der  bebenraguug  der  Krtragsergebjns.se  von 
Actir-  und  Passircurvcn  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  fermindert  sieh  dann  dag 
finanzielle  Risico  fllr  den  Staat  und  es  steiircrt  sieh  seine  finanziell' 
Leistungsfähigkeit  in  fiezug  auf  die  Ausdehnung  der  betietieodeu  Verkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grüsser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Verkehrsanstalt  fUr  das 
gesammte  Cultur-  und  Wirthsehaftslebcn  eines  Volks  ist  und  je  gleichmässi  t:  er  die 
Vortheile  den»elben  den  einzelnen  Hevtdkerungöclaüseu  zu  (lUte  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wiederum  die  t'cbemahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beatc  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren:  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Verkehrsgestaltang.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Aaswahl  zwischen  den 
rerschiedenen  Finanzprincipien  den  Voithei],  durch  die  differente  Nor* 
mirung  der  Benutzungspreise  ^Tarife)  der  einzelnen  Verkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verseliii-denheit 
der  Interessen  der  einzelnen  (iesellscbatiskreise  unter  nuthweiidigcr  W  ahiaehmung  des 
Staatlichen  Finanzintensses  ricbüg  zu  berttcksichtlgen. 
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AiKs  allen  diesen  Gesicht^puncten  emptiehlt  sich  liic  Leber- 
iiahme  der  Post,  besonders  der  Hriefpoet  (nicht  8<»  unbedingt 
der  Packet  |)(i<t,  noch  weniger  der  Pcrsonenpü.st),  ferner  diejenige 
der  'J'c  1  e g ra p he u  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  und 
Canüle  auf  den  Staat;  während  der  8cbi ff  f ahrts-  uud  auch  der 
Dampfs  chif  ff  ab  rtscar  8  wohl  nur  auBiiahms  weise  vom  ötaate 
zu  ttberoebmen  ist 

Ks  wild  hier  Mtnebes  «uf  die  {^^cograph.  Lage  eines  Landes  «nkommeii  oad 

ob  die  Privaflx  triebsamkoit  ausreicht.  Kngland  wird  froilirh  ki  inrr  Stantsdainj'fer- 
liüica  nach  dem  Ountiiient  bedürfen,  aber  (^s  stihventionirt  immerhin  die  Linien  nach 
Nordamerika  u.s.  v.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  weiden  wenigstens  nach 
oiaigen  Kiditniigeii  ebenso  gai  Staattduapfer-  als  Steatsbahnlinien  cinrichteD. 

i;.  268,  —  B.  Die  finanzielle  Behuiid  luii^^  der  Ver- 
kebrsansta  Ifen  des  Staats  t^uiul  der  Sc  Ibstver  wuilungs- 
körper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staat.shtrassen  und  auf  Staats- 
verkehrsanstalten lassen  sich  alle  vi  e  r  Finanz  pr  i  nc  i  p  i  e  n  (§.  201) 
anwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  linden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  daltir, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einsiges  Princip  als  das  Überall 
und  allzeit  und  fttr  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht- 
weg ,,rationelle''  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hieri  wie  so 
ofty  das  Gesetz  der  ,,hi8 torischen  Relativität'*  nnd  demgernttss 
auf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  nnd 
intensive  fintwicklang  des  Verkehrswesens  fttr  die  Wahl  des 
Pinanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  fllr  eine  gegebene  Zeit 
und  für  gcgelicuc  Lander  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  CuUui 
nnd  Volkswirthschaft  kann  man  eine  bestiuimic  Entscheiduns^  unter 
Erwägung  aller  emischla^enden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
nir  Uli-- CI  L'  (wcst-  und  mitt elcnropäiseheu)  Länder  iu 
der  Gegenwart  etwa  folgeudermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Rcgalitäts-  oder  Besteuernngspri ncip,  wodurch 
Ausschluss  der  freien  Concurrenz  ein  grosserer  Keinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widenpridit  dem  Hauptgründe,  doüsentwc<rcn  der  Staat  Verkehrsanätalten 
übeniiuimt,  numlich  dem  allgemciueii  N'erkehrbiuten^s«'.  Si-  hcuinit  die  Hcnutziing 
(!•  I  \'<  rlit  hräanslalten  5tHtt  sif  zu  f  trdern.  Si'  fuhrt  endlich  zu  einer  schlecht<^n, 
uü;;lei'  hjnü:>äigeu  Form  der  ik^hteuerun^.  Mit  Ucclit  ist  d^her  die&es  iinanspriocii', 
wo  ee  etwa  bestaad,  wie  geli^ndidi  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgefrebcn  worden. 
i>ie  Benerironf  aber  die  Voiti  unten  »teht  mit  dem  hier  Geii^eu  nicht  im  Widenprach. 

2.  Dw  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats- 
ausgäbe  (als    allgemeines  Genussgut",  Sax)  wäre  im 
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Allgemeinen  ein  niirieht  ige  s  Zu  gestand  niss  für  dieBenntzer 

der  betretTeiHlcii  Anstalten  gegciiiibcr  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dauti  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  steuern  zm 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gcrechtfortig-t,  weil  die  Vortheüe  sich  in.:»mals  ganz  (flcichmassijjr 
vcrthoih-n ;  Jiiclit  nOfliig-,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  gvleistcl  erhalten  und  wenigstens 
zum  Tlieil  sieb  leicht  in  der  Reanspruchuniu:  dieser  Dieaste  beschriinken  können;  und 
finanziell  bedenklich,  weil  niclit  IiIöss  die  Anlajfekosten,  sondern  auch  oidit  ein  mal 
die  laufenden  fietricbi»ko»ten  gedockt  werden,  valirond  diese  durch  die  unentgeltliche 
Benvtzunii^  noch  stciiircn.  Damh  eine,  wooa  auch  mSssfge  Gebtthr  wird  die  BenntzuniBf 
auf  das  wahre  Bcdürfuiss  einf^eschränkt,  tlberhaopt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlav;e  ein«'r  Vcrkolir>anst.iU  iHsst  sirli  auch  nur  hei  ali<remeinpr  Zalilunir  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Dalicr  ii>t  mit  l^echt  die  ]icä(ütigun<^  der  PortulVeiheiten, 
der  freien  Eiscubahnfahrt  u.  s.  v.  zu  rerlangon,  und  neuerdings  anch  meistens  in  dar 
Praxis  durchgefühlt,  l^ii entg^eltliche  Dienstleistung  der  Staa ts veikihrsanstalten 
8oU  demnach  nur  die  seltene  Attsnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhallte 
Staatsansgabe  dar.  irird  aber  besser  ganz  vemiiedan,  im  NoUi&ll  sogar  gegen 
üebemahme  oif(  iier  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  fiemitzeft  damit  diese  alsdanfi 
die  gewöhnlichen  tiebtthreu  entrichten. 

3.  Die  Verkehrflanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebflhrenprincip  oder  nach  dem 
privatwirthsehaftliehen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
Ton  beiden  gewählt,  ^e  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 

auf  volle  oder  bloss  aul  theilweise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abfirezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkehrijunstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Ko.stenauf- 
wands  für  die  Anstalt  und  für  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen,  besonders  Stenern)  nnd  d)  von  dem  Umstände,  ob  nod 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiernach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventnell 
jedoch  nnr  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
nnter  Umständen  des  Fackettransports,  die  Telegraphie  nnter 
das  Gebflhrenprincip,  der  neu  erbaute  Ganal,  die  Eisenbahn 
und  der  S  chitt  Tahrtscu  rs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  Packetpost  unter  das  privatwirthschaft liehe 
Princip  fallen. 

I)rni?<  niä.ss  sind  dit^  Kinuahmen  :nis  diesen  Verkchrsanstalteu  in  dies«;m  Werke 
auch  in  die  AbscLuitte  tht-il:>  von  den  privatwirthschafiiichen  Einnahmen,  theils  von 
den  Gebuhren  gereiht  worden  203).  nur  dass  des  sonstigen  Zusammenhangs  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebühr  iM'hamh'it  wcnlt^n  S.  Fin. 
II,  §.  308—312  Uber  die  Post,  §.313  Uber  den  Telegraphen.  Das  >iühere  Uber  die 
diuwln«i  Anetalten     in  den  betreffenden  Abechnitten. 

A.  Wayaer,  ttnaBzwirnnRcliaft.  T.  3.  Aufl.  ^2 
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4.  Die  Gmndsfttze,  welche  bei  Tins  in  der  Gegenwart  passend 

für  tiic  linaiiziclie  Ijehandluni;  der  einzcliicü  Anstalten  maassgebend 
sein  dürften,  bestiunnen  sieh  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren,  i]i(is<('n  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Princip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  Jede  Anstalt  zusammenfassen : 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  aueh  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitnngs-  (and  Draeksebriften-) 
Post  ist  naeh  dem  Gelb  fihrenprincip,  die  Paeketpost  auch  jetzt 
noeh  —  in  Abweicbnng  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doeb  mehr 
mit  Ännftberang  an  das  priratwirthsehaftlicbe  Princip |  die 
Personenpost  wohl  gewöhnlieh  wesentlich  naeh  letzterem  zu 
verwalten. 

Die  GekUJireDeioQahme  bei  der  firief-,  Zdtungs-  und  Ueldpost  soU  die  Kosten 
und  twhT  unbedingt  die  laufenden  BetricbsboBten,  im  AUirenieinen  tber 

auch  die  Zinsen  des  im  Postwcscn  steckenden  Anlage-  und  Itctri«>bskapitals 
dl  keil,  liraiK  ht  aber  nicht  nothwendi^;  UcberschUsse  oder  nur  solche,  welche 
zur  Tili^ujig  dcb  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnunj--  und  Verbesserunjr  des  Postwesens 
dienen,  zu  geben.  Poiloeruiäsäitrunv:cii,  welche  mit  erhebÜclien  und  länger  daaerndcn 
Einnahineausfällen  verbunden  sind,  krtnnca  sich  /war  später  in  l'ul^^j  d'  r  Verkehrs- 
steigeruog  wieder  vüllig  bezahlt  luacheo.  Immerhin  wird  bei  ihueu  zu  beachten  sein, 
ob  nnd  wie  weit  sie  vornehmlich  einer  Glaase  der  BevoUcentng  zom  Vortbeil 
gereichen,  und  zwar  du! j onig^en,  wcb  bc  durch  directc  Steuern  schwer  entsprechend 
zu  trcfi'en  ist:  d^tn  Handels-  und  zum  Theil  dem  Gcwcrbestande.  In  diesem  Falle 
fohlt  das  Mcrknal  di;r  «rleichm&ssi'Tf'n  fiemeiuniltzigkeit,  so  dass  uiindcäteus  eine 
sehr  sorprlültigc  Prüfung  verlangt  w  i  t.uss.  ob  der  EinnahmcansfaU  nicht  docli 
auf  der  Stiiatäkassu  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Person  enpost  mus.s  bei  uns  wohl  iiw  i>;t«»!i8  na^h  di^ii  privatwirth^chaft- 
Uchen  Priucip  verwaltet  werden.  Ks  ist  daher  b<:i  ihr  der  höchst  m übliche  Itcin- 
ertra;  zu  erzielen«  wie  er  unter  den  bestehenden  Cuncurrenzen  eneichbar  ist.  Unsere 
grlfendon  T\Tsonenpostfririf-"tt?'c  n1i^r}lt(>n  vidfu  h  /u  nii  dri;r  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  Ireilich  nicht  so  hoch  steigen  dui-leu,  dmt  die  Post  coocarreiizun fähig 
würde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Yeriiehr  die  Hitansnotzung  des 
Personals  und  Mar.  rial^  der  tlbriu<  n  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postanstalt 
möglichst  rentftV»'  1  macht.  Tarifreductionen  in  der  Per?f>neiipost  Tihi)»Ren  daher  um 
gerechtfertigt  zu  t.« m  newöhulich  «  inen  finanziellen  Zweck  haben,  sol(  he  in  der  Briet- 
post ItAnnen  aneh  einem  rolkswirthschaftlichcn  Zwecke  «  ntspringen,  also  selbst  za 
ein«  r  dar;- riidon  Einbusse  am  bi»heri'_'<  n  K'einertrat;  fulir-  ii.  Abweichungen  hiervon 
sind  iudes^eu  statthaft  mit  Kucksi«  ht  auf  die  Eutwicklun;;  des  Landstrasscn-  und  des 
Eiscnbahoweseos  und  anf  die  Ausdehnvns-  des  Staatsbahnnvtzes.  Landeatbello,  welcho 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wobl  einstweilen  im  Personen- 
postwcscn  des  Staats  eiuiire  Het^unstiirung  erfahren.  Hier  sind  eben  die  Zosammeo» 
hAoge  d<'S  u'r-samuiten  Verkehrswesens  immer  zu  bcachteu. 

Für  die  Paeketpost  liegt  die  Sache  Ibnlich.  jedoch  ni^t  ganz  so,  wie  für  dio 
Personenpost.   \M  ihr  könnm  wenigstens  zum  Tbeil  dieselben  Erw&googcn  wie  bei 

der  Bri':fpü>t  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Per>>onen-  und  Paeketpost  dem  Staate  directcn  Verlust  bringen,  so  mu.ss 
bei  uns  wohl  anf  ihre  Einstellung  hinsrearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleicht 
frabcr  im  finanziell<  n  Interesse  eingeführten  etwaigen  auss<-hli<;s>lichen  Becbto  der 
l*ost  auf  d«  n  B<  triel»  der  r -relrii-issi^en  Pi  rsnürti-  und  i'.nrkt  tbrfi^rderung  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindiistri«)  dir  erforderlichen  Verkchrsanstalteu  sckall'un 
Vaun.   Nach  di^'som  <jiäiicbtspunrte  hat  man  mit  Recht  tiAnerdings  manche  im  Poat^ 
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nnl  entliatteBe  Vorrocht«  aafgehobeo,  so  auch  in  der  ocneaten  deutschen  P<Ntg«sote- 

h)  Die  Telegraph ie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Gebtibrenprincip  zn  verwalten  ^  aber  doch  schon  mit  einer 

weiteren  Annäberuog  an  das  privatwirtbschaftlicbe  Trincip. 

8ie  dient  in  lidher^^m  Maassc  einem  Classcninteresse  der  Handel-  und  Geirerbe- 

treibcnden,  soj^ar  voniemlich  dcii)  (irobshandcl  und  Groasgewerbc.  Daher  ist  soweit 
als  uiöfflicli  der  Krsat/  der  R.  triebsausla«rer»  niid  d.  r  Zinsen  und  Ainortisationsquotett 
des  Anlagekapitals  zu  verlangen  and  ein  üebor>cbass  darüber  hinaus  weniger  anfccbt- 
bar  als  im  Postvesen. 

c)  Caiiälc  sind,  so  lan^^e  die  {^rossen  Anlagekostcn,  welche 
meistens  durch  Schaldaufnahme  bebtmkn  werden,  nicht  aniortibiit 
sind,  möglichst  nach  dem  privatwirthschaft liehen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Hente  braucht  dabei 
jedoch  selbst  wfthrend  der  Amoitisalionszcit  nicht  inoegehalten  za  weiden,  weg<;n  der 
grossen  GemeinnQt/ii;keit  and  hohen  voUswirthschafUichen  Bedeutan»^  billigen  Trans- 
ports von  Masscuprodiirtcn  zur  Consumtion  wi*«  zur  Vorwendun-i-  in  der  Protlu'  ti  -fi 
der  Ucwcikcr  und  der  J.aiidvvirthschaf't.  Es  g(;iiugt,  wenn  aua  dcui  Reinertrag  das 
Kapital  vor/inst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  veriang:en 
und  ein  Gewinn  darubf-r  hinaus,  der  bei  mUssifren  Tarifen  cr/ii  It  wird,  ist  imincrhin 
noch  statthaft.  Spiit<  r.  nach  erfolgter  Amorii»atiüQ  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Ganilen  das  Gebohrcnpiiucip  um  so  eher  eiatretea  dOifen,  je  ansschlfctfsUchcr  sie  den 
Massentransport  dienen.  Die  tbatsachliche  Schwierigkeit,  fiir  die  hohen  Kosten  von 
Canäl«'!!  eine  balbwcsrs  atisrcirhcndc  Verzinsung  zu  erlangen,  bildet  den  kritischen 
Punct  iii  der  Frage  des  KuuUius  von  Canälen.  Auch  hier  lässt  sich  ein  Zinsrerzicht 
Hin  so  eher  rechtfertigen,  wenn  die  grossen  Verlcehrsanstalten .  namontlich  die  Eisen- 
b.'ibnen  und  Post,  in  den  Händen  (hy  Staats  sinfl  und  daiu)  zwisi  hon  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  üeberti^guog  zwischen  Actir-  und  Passiv- 
aastalten Platz  grciÜBS  Itann.   S.  n.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  ennSchst  ebenfalls  nach  dem  pri- 

vatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 

grosse  in  ihnen  steckende  K  a  j)  i  t  a  1  zu  verzinsen  und 
zu  amortistren  ist.  Sic  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Kente  gebracht  werden,  ;\  i  im  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
bciitiing,  Ausschluss  h*  !  cilitigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  dip  freie  Verkeb  rage  staltung  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist 

Der  Vortheil  beim  8 1  a  a  t  s  bahnwescn  bi  steht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dum  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
Ist  dieser  Grubdsatz  gldchwohl  der  die  Verwalraniir  leitende,  so  wird  die  Sachlage 
aber  ininn^r  noch  nicht  schlimmer,  wie  In  im  PrivatVcilinsy-^tf^in.  Dagegen  ergieljt  sirh 
der  Vortheil,  dass  die  grosseren  Ueberschusse  der  Staatskasse  zutliessen  und  dann  zur 
Decliung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  dos  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  ß.  in  dein  soebt  n  erwähnten  Falle  der  CanUle.  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Lciclitr^toii  ein  irntes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durcbluhren.  Das  Streben  nach  hölierer  iicnte  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  es  durch  Tarifrednctioncn ,  bMonders  im  Gttterrerkehr  verwirlllcht  wird,  —  oft 
I  i  beste  Mitfi'l  dafilr.  Ein  absichtlicher  Vi  rzirlit  anf  cirnni  möu;liclien  ücberschuss, 
der  durcli  übermässige  Tarifreductionen  bewirkt  würde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  nothwendig  ond  wohl  erst  zweckmässig  nach  voUeudetcm  Ausbau  wenigstens  der 

42* 
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Uftupifoiilcii  ües  Balmnetzes.   Ein  solchor  Verzicht  sog»  aaf  deo  rcUcn  Ersatz  d«r 

Zinsen  —  also  dif  Anwcndun;r  drs  Gcbülirmprinoijis  -  -  ist  vor  iTf'oIfffi  r  Ainnrfi- 
Mtiou  deä  Hauliapital«  Kolbät  ungerecht.  Letzterem  um  so  iiiclir,  je  incUr  blo&s  der 
Poraonen-,  bewnders  der  Terc-nUirungsrerleKr  profitirt,  j<>  wAnifer  wiclitiff  eine  Bahn 
lUr  den  Gilt' r-»  besonders  fur  d«n  Massenprodacti  iivi  rk<  !  i  ;-t  and  je  uniileichmäs^igrer 
die  Sta;it»lj;ilitten  sir!t  \\\vt  das  Sranfsgcbiet  ci*i>tr' ■  k  •u.  Id  iih  'm'T  mi  litnoii  die  ''in- 
zelucQ  Landestbeilc  uogleiclicn  Antbeil  au  dem  Nut^en  der  Babitcn.  gilt  dann 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnlicbes  wie  im  Staatefoistwesen  ron  der  billigen  Holz- 
abgäbe  (S.  GUS) 

Erst  wenn  das  J^au kapital  der  Bahnen  ganz,  oder 
grosse nth eils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  mriglicbst 
t^leiclimässig  über  das  Staatsgebiet  ausdehnen,  ist 
das  G  e  b  ti  h  r  e  n  r  i  n  o  i  p  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seineAnwendungnichtunbedingtnothwendig,  sondern 
die  GrzieloDg  von  weiteren  UeberscbUssen  anter  Um- 
ständen  recht  wohl  §;e stattet  and  selbst  sweekmässig. 

Von  den  einzoln^^n  Transportleistiingen  dor  Bahnen  wird  es  betondeie  der  Hasnea- 

püt'<n"' rk.'hr  nml  '1' r  PrrsonenvfuKrlir  in  d  n  ni.  di  r'^n  Wagcnclassen  soin,  welcher 
dun  b  starke,  seilest  dauernde  Eiubusse  briügcndc  Tarifn'ductioni  ii  am  Ersten  zu  1m*- 
gunstifr«'»  ist.  Bei  dm  sonsticrcn  Trsinsport  waren  da^ri-g^n  Tarifrcductionen  nur  zn* 
lissi:;,  sowttit  sie  d<'»  IJeincrtra'j:  der  Unt<'ni«^binüntr  steiirt-rn. 

Daher  Umpfetiba<  b'^  Anwcnduni:  des  (lebühreni  riin  ifis  .nif  die  Staatsbahnm 
Teifrttbt,  Fin.  §.  37  —  39.  daoz  in  Ucbereiustimin.  mit  i)bigcui  Nasse,  l'rage  «i. 
TariferhOh.  Jena  1974  <ans  Tlildebr.  Jahrb.  XXII)  S.  Sl  W. 

e)  Schiill  ah rts-,  insbesondere  Dampfscbift  fabrts- 
cnrse  sind  nach  dem  privatwirtbscbaftlichen  Princip  zn  Terwalten. 
Nor  aaf  sehr  wichtigen  Strecken^  fQr  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  C^btthrenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellang  kann  solche  SchiffTabrt  ansserdem  als  Zweig  des  Post- 
wesens einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zasammen- 
fassenden  Betrachtang  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtong  mass  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Austaltcii  vorangehen.    Jene  »Sätze  dürfen  als  ii  c  g  e  1  lür 

■ 

unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  Obersehenden 
Consequen'/  i'dr  die  Volkswirth^^chnftspolitik  und  die  Finanzen:  der 
Staat  l»etrachtct  die  L'ebemahnie  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Autgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thätigkciten  zur  DarcbfUhmng  wesentlicher  Staats- 
zwecke  ganz  oder  theihveise  aus  allgemeinen  Stenern 
hestreiten  za  dürfen  gUabt  Ob  diese  Conseqnenz  richtig  ist,  mnss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschnitt. 
Biscnbaliuen. 
1.  Die  Systomflrage:  Staatsbahnen  oder  FilvatbalmenP 

lu  üc*r  Eatscheiiluii;^  dieser  Frage  mein  Staiidpunct  im  Gan/cu  den  Staats!-' 
ciäoiil»ahncn  principiell  iiocJi  «  tw.is  püiisficer  als  in  tl.  f>.  A.  von  Ivau,  wo 
der  IjezUgliche  Abachuitt  bereits  .lUas*  hlicsslich  von  mir  herrührte.  erklärt  sich 
«ÜL-ä  <  iiim  il  aus  den  noneren  Ürfahruiisreii  im  Kiscnbahuirescn ,  die  auch  in  der 
Eis<  (ilKihnIiterat  II  r  der  uenesren  Zeit  eine  grosse  Hcwcijruiifr  und  hier  wie  'n  i  den 
rolitikera  eiuo  bemcrkeoswertbo  WaadeluDg  zu  Uuiistuu  der  btaiOsbahitcn  bervor« 
gerufen  habea«  so  dass  man  venif^tons  für  Deotschland  die  Frage  jetzt  als  za  tinntten 
deü  Slaatsbahnprincips  (q.  zugleich  der  Kigcnvenvaltung  der  Staatshahuen)  entschiedeD 
ansehen  lann;  niehi"  norh  erklärt  es  sich  sodaon  ans  der  immer  mehr  gewonnenen 
Kiüsicht  in  die  <jr;:aiiis;ition  dt-r  Volkswirthscliaft.  welche  ich  m  der  „Grundlegung" 
darlegte:  der  F^in^ielit  von  der  Aufgabe  des  zwaugsgemein wirthschal'tlieheii 
Systems  und  diT  vulk>* iitli^<  luildii  h  und  hucialpolitLsi  Ii  riehtiiicn  Scheidung 
zwücbcu  oigüutiichcm  Ii'riratcigcuthum  der  Phvatwirthächaitea  uod  ,,üffeut- 
lichetD  EigentbtiDi*^  in  den  Hftnden  des  Staats  und  der  Selbstyervaltnngs- 
körper,  oder,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Grundleg.  ausgedrückt« 
der  '/i wun^sgeniei  n  w  i  rt h ^ c ))  ,1  ften.  Endlich  war  speriel!  in  dieser  Krage  für  mieh 
noch  massgebend  die  ^»ehUrreie  Krkcnntniss  von  <icr  nulhwcudigun  und  beruchügten 
l'unctiou  der  „öffentlichen  Unternehmung"  auch  in  der  materieU*wirthschaft liehen 
tiphäre.  al^  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  ri  litif^en  Eineugnnu-  di>  Gebiets 
des  priratwirthscbaftl  Systems  Uberliaupt  und  des  ActiengeseUschaltswesens 
specielK  tob  beziehe  mich  hierfar  aof  mein  Befetat  Uber  Actiengeeelbchafloii  auf 
dem  Eisenacher  -»ocialpolit.  Congr.  1S73  (vgl.  die  Vcrhandl.  u.  Hildebrand's  Jahrb.  XXI). 
Die  principi<  llen  Anschauungefi  üt»er  di.-  Fragen  der  „Uri'aii!>i;tfiuii  der  Volkswirth- 
Schaft",  welche  in  der  Hauptsache  behou  la  nieiucr  Eisenbaimleiiie  iu  da  Ausg. 
von  Bau  o.  in  jenem  Ueferatc.  sowi«;  in  der  „Gnindlegung"  entwickelt  u.  begrondot 
wonlen  sind,  wurden  früher  vielfach  anu*'  riffen  ti,  atieh  von  den  I  .u  hffenos-cn  ver- 
wandter Kichtuug  bemftjigeiu  Ich  kauu  mit  Gcnugthuung  coustatireu,  dass  sich  jeue 
Ansscbauoni^en  seitdem  immer  mehr  Bahn  gebrochen  haben,  und,  wie  dies  in  toIIs- 
wirthschaftl.  Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  „>elb>tvei-ständliche'*  sogar 
Hei  ehemaligen  principiclleii  Gejrnern  gelten.  Nam^ntlieh  ist  die  Schwenkung  in  der 
ollcntl.  Meinung  und  )mi  vicleu  StimmfUhrcru  der  ..Deutschen  I  reiliandelsschule"  zu 
üttttston  d.  Staatsbabnsystcms  sehr  bemerken>>werth.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  wai> 
in  deji  5(>'T  II.  liMer  .T.thri  ii  kaum  or-^t  dir  Ansicht  einzelner  ..Theoretiker"  (Ii.  \.  Mnlil, 
Kuiea)  war,  ist  heute  schon  iu  der  Eiseubabnfrage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
VieOelcht  gellt  es  ibnlich  auf  dem  renrandtun  Gebiete  des  Versichernn^owesens, 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  b.  furwortetc  u.  prin<  ipiell  begründete  ilinUbcrluhrung  der 
priv  itwirthschaftlichen  Untcrnehniungs-  in  die  genieinwirth>ehaftli'  he  Anstalfsform  (nicht 
durchatis  mittelst  eigentlicher  „Verstaatlichung")  gegenwärtig  noch  ähniiehcm  Kopf- 
8chtitU;in  begegnet,  a-ie  vor  2^3  Jahrzehnten  die  gleiche  Fordorong  binsichtUch  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Ge&ichtspuuutc,  weiche  im  Tejct  iu  der  Eiseiibahnfrage  vertrctou  werden, 
*haben  seit  10  Jahreu  immer  allgemeinere  Zustimmung  gefimden.   Die  schlimm<*n 

Erfahningcn  mit  dem  „Gründuneswescn"  bei  den  jüngeren  deutschen  Privateisenliahnen. 
die  in  der  iran/.cn  Welt  pt^wonncne  Einsieht,  da-s  die  ..(Jonrurrenz  *  im  Kist  uhahn- 
wescu  in  keiner  W  ei^e  die  «a  vvartefen  Früchte  tru:.:.  der  Tarifwirrwarr  in  Di  ut^chland, 
die  Erprobung  des  Staatsbnhnwesens  l>ei  uns  —  und  zvar  Bau  und  Hctri<  b  durch 
den  S'aat  erkl.ireii  di.'~c  NN  aiidrlun^  d>  r  MeiminT  ii  zur  Genüge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eiugcbendu  Bewei.>iuhrung.  wie  .>ie  im  Texte  lu  der  Frage  de»  Staats-  u.  Privat- 
hahnnystems  erfolgt,  in  nicht  zu  ttvmvT  Zeit  ab  ein  hors  d*oeuvn»  crscheineo.  Einst- 
weilen habe  ich  si«;  nur  wenig  kurzen  zu  dürfen  ireglanlit,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarisch'  Hi  veirnng  in  den  KisfiibahnfraiT'Mi  war  im  lefzten  ,lahr/eh<  ?it 
sehr  lebhalt.  Wir  liaben  besonders  weiihvuliu  l/ntersuchuniien  „luductner  Art"  erhalten 
Uber  ndia  Problem  der  Ooucnneuz  unter  den  besonderen  Umstftudeo  dM  Eisenbahn- 
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ir^ns",  wo  Co  Im 's  u.  gen.  Werk  haupts&cblich  hen orzulicbcn  i>t.  Die  Bedeutung 
dieser  Arbeil  und  einzelner  kleinerer  anderer  lio'j-t  vornehmlicli  darin,  mit  dem  That- 
»achcQinaterial  die  Sätze  zu  belogen,  welche  nach  der  dcduclivea  Mctlxodo 
ADS  dem  Wesen  der  EiscnlmlinunternehjiiQnic  und  der  bei  ibr  bestehenden  Gestaltnofr 
der  Conctirn-nz  alijrelt  itct  wori  n  können  und  wurden.  ..Kinigi-  I.ehrbuchparairniphcu" 
köancn  uatuilich  die  Bewuibfaliruug  nicht  allseitig  licl'cru,  aber  doch  die  princi> 
plellen  Hnaptpuncte  ricbtijr  und  mit  «ronusrendor  Schiffe  darlosren.  Dicü  Vodienbl 
flaobe  ich  meiner  Eiscnbahnichre  ia  d.  ti.  A  der  j{  au 'sehen  Finanzn'i>si  nschaft  auch 
den  neueren  .jndiictiven"  Forschnujren  ircsrenüber  vinciicin  n  m  dürfen  'V'jl,  (}.  Coli  n , 
Ütreitfrafren  d.  Kisenbahnpolitik,  Berlin  l'>74,  S.  Si,  so  hoch  ich  spccicll  gerade  (i.  ÜoUa'a 
ycTdien^to  bier  »teile. 

Eine  jranze  BroM  liilreuiliith  hat  sich  in  Deut-rliland  an  zwei  neuere  Vorgänge  in 
der  EisenbabopoUtik  anjrckaUpl't,  an  die  preitss.  üutcrs>uchungscomitti^t>ion 
ttber  das  EisenbftbncoDcesBionsveBen  (\h'4)  und  an  das  Project,  din  deot- 
scben  Bahnen  in  Reichselscnbahncn  zu  verwandeln  (187t)).  riro>>  ist  das 
wis>cnschaftlichc  Er^elmi"^»-  dieser  Stroit-f'!irifflit<  ratur  für  die  okonom.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrajje  nicht.  Spreu  ubcrwit  irt  den  Uelzen  weitous.  Ich  führe  indessen  Vieles  darau» 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  aellyst  kennen  Icmto,  weil  sie  immerlihi  ein  i^tes 
Bild  von  <l-'ni  Princi|iienkatri]tf  triebt.  Der  Bcrielit  K-ner  Tjiit'  rNnchnnL'-bTonitnission 
kommt  über  lialbhcitün  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  prou*». 
Eisenb.rertstaatiicbuni^cn  hatten  die  piim  ip.  Ge-rner  dieser  Ma^src^el  den  Kampf 
meistens  srhun  aufgegeben.  Daher  -.nu  h  in  öHentl.  Pn  sse  u.  populän  r  Literatur  k«-ine 
ähnliche  B<  wri.nn.r  wi»  (b  in  Huich8eiseub.project,  bei  dem  die  politischen 
Momente  wcsi  utlich  uat.spiuUcn. 

WerthFoller  sind  die  vielfachen  Erörterungen  Uber  Tarif  pol  itik,  dio  z.  Th. 
auch  ihr  rein  wi-- 'n>chaftliches  Intere«^-'-  für  die  TIk  .  ri.  di  r  Fr.  iOjiMiuij^  hah.  n. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  Uber  Liscubahnwescn  beg^innt 
allmilip?  mehr  die  nationalftkonomische  Seite  dor  Bahnen  zd  urordigcn,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  S»  id  di  r  Fragen.  Besondere  herror- 
/.iih<'lu'n  sind  liier  v.  W.- her 's  Schrift*'».  n.TnientiH  h  di.  neuesten.  Hier  frilt  zwar 
klar  du*  rciu  au tudida<*lische  natiunaJuküiiuiniHclK'  Bildung'  de>  Verfasse r«  hervor. 
In  der  run  ihm  si  hr  richtiir  behandelten  Frage  der  Ifanpt-  und  Secundirbabnen  bat 
Wel)er  7.  B.  ni-rli  Lmh«  Almiiter  da\ini.  da--;  lii-T  ein  blosser  lH:deut>amer  Sp'cial- 
fall  des  allgemeinen  (icAet/e^  dcb  extensiven  u.  inicu^ivcn  Bodenanbaus  gerade  in  ticzuf^ 
anf  das  Wegeircsen  Torlifgt,  vie  ich  schon  in  der  6.  A.  von  Kau  246  nlber 
nacliirewi'seii  habe.  Aber  uberall  kommt  \V<-bür  doeh  als  cmini-ntor  Techniker  vnd 
Kenner  d<  s  Eis  enbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  d< Nationalökonomcn. 

Ganz  isoliit  aielii  die  üonderbai-e  An>i*  ht  von  L.  Stein,  der  —  im  Privatbahn- 
wosen*  dieser  BlUthe  dos  »peculativeu  Kapitali^inuH,  „eine  Erscheinung  des  Prindpa 
der  Se !  b  - 1  VC  rwalf  u  n  V"  i')  ^  Ii'  n  ill  nmi  ..nirlit  \er>fibt.  wi-  nian  dii-  b-rzt.^re 
alleDthalbin  befördera.  ai>er  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Verwaltung  grundsätzlich 
ausschlieb.ten  wilP*  (Handb.  d.  Venraltnngslehre,  2.  A.,  Stuttg.  1 876,  Sil  406).  Daa 
Princip  der  Selb^tverwaltun!r  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Selbst'- 
verw  tltuti.  ~l..*rp'  r,  der  Provin/en.  Kr<  i>e,  (iejueind -ii.  neben  den  Staat*ba!m  n  {««o^en. 
LocaibahiMü  ,  ab«  r  doch  wahrlich  nicht  m  Bahnen  von  Actlengevllschalu ii  fuhren. 
Stein  's  Ausfuhrunsr  a.  a.  O.,  S.  40**.  m  In  int  mir  zur  noml.  Conscquenz  '.'''lantren  zu  mtL^iMUi. 

S.  auch  (i.  Cohn  in  Ilildebr.  Jahrb.  B.  .MM  S  ]i)  ff.  S.  it  d  tu  Kr^eheiiini  .ler 
Fürigen  Aufl.  dicbos  Baud^  (1^77)  iat  in  der  dcubcheu  Praxis  besonders  durch  die 
energische  n.  erfolgreiche  Polililc  der  Eisenbahn -Verstaailicbnn;  in  Prenssen  das* 
Staat^bahnprincip  zum  Sieg«;  irelangt.  V<»rgiinge  iu  anderen  ourop.  Staaten  (Italii  n, 
Oesterr. .  Frankr.)  bewt-giMi  sich  wenigstens  in  der  Bi<'btiin<r  dieses  Princips.  In  tler 
Theorie  hat  indessen  da«  grosse  u.  bedeiits.iine  \\ frli  vi»n  Sa,x  noch  eiutnai  die 
Gontrorcnie  ai)f»:enoinmen .  allerdinira  mit  einer  .so  grossen  Conccskion.  dass  man  Sax 
jjar  niehl  mehr  <'ineti  V<Ttreter  des  Privalbahnsy.itein-;  nenrteit  knnn.  Die  allere  ver- 
kehrte Theorie,  web.he  daü  Kineuliahuweaen  mit  dim  gewöhnlichen  (irundcfi  für  daa 
privatwirtbtfch.  Concurrenzsybtcm  rindicirt.  gi<>bt  auch  Sax  rAlIig  preis.  Er  siebt  Ttel* 
mehr  eben-i)  wiü  ich  die  Ei  iiib.ibnen  als  ..(»bjecte  der  tiemein wirthschaft" 
au  (Sa.t  II.  ir.  vi-l.  mit  1.  so  Ü.  in  Schftnbeiss  Handb  I.  .'57«i  H.,  .nss,  .H«i2.  H  . 
404  lt.).  Nur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  das^  damit  die  Kisenbahnen  iiuch 
nicht  ansacbliosblich  alt  Staatabahnen  zu  coa»tituircD  bvien,  sondern  dasa  eine 
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aodere,  unter  Umständen  passendere,  aber  auch  „fjemcinwirthschaftliche"  Form 
dieieni*re  der  „rugulirt-  ri  Privatunternehirnirt;^"%  hcz.  der  „delc.u:irten  Ver- 
walluijj^"  &ei,  wo  Bau  und  Bctiicb  der  Dalitieii  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  ▼elcho  die  Oflentlicbeii  IntereflBen  wahren  sollen,  Privaten,  bez.  Acticn- 
gesellM  liaffcn  ,,t!  hi' rt  ragen'*  \\  crilcii.  Mit  dieser,  im  Ein/L-liicn  sehr  L;ut  diirch- 
gofubrtcu  Theorie  i:>t  der  Jiodcn  der  Veibtandigung  mit  dua  Anhilugcru  des  reiuou 
Staatebabnsystems  geschaffen.  So  ircrn  ich  nun  anerkenne,  daas  in  der  Praxis  öfters 
nichb  übrig  bleibt,  ala  nach  diesem  Sy&tem  der  „dclcgir  cu  Verwaltung"  vor/ui^chen, 
und  dass  mit  demselben  gegenüber  dem  „Privatbahnprincip*'  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  crruicUt  ist,  so  gern  ich  also  auch  iu 
dieser  Sax^scben  Lehro  das  „Gesetz  der  BolaÜriOt*^  in  solchen  praktischen  Fragen 
ri<  litii^  hervorgehoben  finde,  so  kann  irh  ihr  in  rch'T.niistitiiinung  mit  ^i.  Ikdin  flliMebr. 
Jahrb.  B.  S.  1  Ii.,  10  £)  doch  znrci  Eiuwarfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
auch  Boaeher*!  ihnliche  Belativititsentteheidang  der  Sfstemfrago  botrifit  (III.  §.  85): 
1)  Wo  ist  es  denn  irgend  tbatsächlich  ULlungen,  die  ,.dolegirte  Verwaltung*' 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  d.is  rn.  K.  nnlö^^)a^c  Problem  7.n  l^sen,  ein 
richtijres  „Ffiichtouhofl"  fiü:  eine  solche  VerwaUnug^ueoustiuircn.-'  \Auch  lioscher's 
Ausführungen,  §.  S5.  sind  in  dieser  Bcziehunsr  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider^ 
spnirh  uiitl  seine  Auffassiiti-j-  vi-!  zn  optinii-tisdi."  UinI  '2)  klingt  nirlit  in  alNüi  H-  wcis- 
fahruugüu  vou  Öax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sciu  suchen, 
dennoch  immer  die  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Eisenbahn- 
Actiengesellschafbweaens  oben  einmal  auch  principiell  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  salviren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  e<  befriedigend  ftnijrirtV 
Das  scheiiJt  mir  die  „petiiio  principii"  in  Sax'  Lcki-e  von  der  ,,delegirten  VerwaUung'* 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Pancton  bes.  Cohn*s  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  (las  frotzd-  m  verblciliciulc  srnsse  wisst-nsi  haftlirlie  V(^ienst 
des  Sax'schen  vortrcli'lichcu  Werks  nach  audcrcn  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wild. 

Literatur,  (ieschicliti'  ii.  /.  Tli.  Statistik  d.  Eisenbahnwes.:  Sturmer, 
(ieschichte  d.  Kisenbahnen,  l.Th.,  üromi».  1ST2,  2.  Tli.  Ib7(».  Schmcidier.  (ieschichto 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz,  ib'X.  J.  Michaelis,  Dcutsciil.  Eisenbahnen, 
3.  A.,  Lpz.  18ti8.  Behm,  d.  med.  Verkehrsmittel.  Ergänzungsheffc  19  zu  Petermaiin  s 
geogr.  Mittheil.  Fr  X.  v.  Neuman  n-Sjtail  an  (Wien),  Uebersiclitcn  nhcr  Produft., 
Welthandul  u.  Verkehrsmittel,  früher  iu  Bubrns  Geogr.  Jahrb.,  jetzt  jäbri.  selbständig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
Statistik.  h«ratj<!Te!;-.  von  der  gescliaftsfuhrcnden  Dircction  des  Ven  iiis  1».  Eiscnbahn- 
verwait.  Für  i'reussen,  Statist,  Kachnchleu  v.  d.  preuss.  Eisenbahnen,  hcraus^jeg. 
V.  Handelsministerium,  bisher  die  beste  amtf.  Eisenbahnstatist  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieb  bcfindl.  Ki^enh  1),  lUsrhl.s.  bearbeitet  im  Keichseiseni).amt,  zuei-st  i'  lbS0'81, 
Bcrl.  ISS'2,  dann  Krgäuz.b.  12  d.  preuss.  staL  Ztschr.:  llist  Eutwickl.  d.  deutschen 
V.  deutsch -Tisterr.  Eisenb  netzte  fSSS  — Sl.  Berl.  1S83  (Athis).  Umfangreiche  Aus- 
züire  aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationeu  giel)t  Kollmann  in  Schmollers  Jahrb. 
d.  D.  Weichs  I H.  4.  l  ilr  Oesterreich ,  Nachricliten  s  d.  'Wterr.-ungar.  Bahnen. 
Kiscubahnjahrb.  v.  Oest.-lIug.  v.  Kohu,  jahrl.  Für  d.  Gobchichtc  des  engl.  Eiseo- 
hahnrechts  u.  bes.  f.  d.  vichtig.  Enqu6ten  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  y.  G.  Cohn 
u.  dc-soii  ri' ueste  Fortsetz.  Der  B  ri' lit  il<'s  parlam.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.  a.  u.  (s.  u.).  Als  eigene  Fachzcitschrüt  reichsten  Inhalts  (auch  bezugL  ausser- 
dtiutscbcr  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  ..Arcbir  f.  Eisenbahnwesen**, 
ber.geg.  im  (preuss.)  Minist,  d.  ölf.  Arbeiten,  Daselbst  auch  voll-itäudigc  ücbcrsichton 
tlbcr  alle  Zweige  der  Eiseub-litor.,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei. 

Yolkswirthschaftl.  und  volks wirtbschaftspolitische  (verwaltungs- 

rechtlich<!|  Seite.  Knies,  d  Fi>onVia1i[i ü  u.  ihre  WirKtiiinvn .  I^raunschw.  1S5,'{, 
(noch  immer  beachtenswcrth,  richtige  Betonung  der  Kclalnitat  der  Argumente 
für  V.  widor  in  der  Staats-  u.  PriTatbahnfrage.  S.  38  IT.).  0.  Michaelis,  d.  Mouop. 
d.  F,ist  iiliahnin,  iMil,  ders. ,  Haftpllicht  u.  natürl.  ^lonopol  der  Bahn,  volkswirthsch. 
Vi.  iiolj ihr>.-i(  lir..  1*^(»;t,  II.  der>..  Dill".  Tarife  d.  Hahnen,  eb.  IbOI.  I,  dcr>. .  Fison- 
bahnactionare  u.  lnteres.>unteu,  ub.  läG-1,  II,  jetzt  z, Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirth- 
schaftlichen  SchriAcn  (Michaelis  damals  iu  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typiM her  Vertreter  der  „Deufs  licii  1  rcihaudelsschulo"!.  —  Schäffle,  in  s.  ^eieli- 
schaftl.  System  incnschl.  Wirthsrh. ,  2.  A.,  §.262  H".,  .*!.  A.,  II,  230  ö".  —  Jäger. 
Lehre  v.  d.  Kisuabahaea.  Miincheii  1865.  —  Vogt,  Schweiz.  Studiea  Uber  £i(jcubab&' 
▼eaen,  dentache  Viortetjahnschr.  1859;  ders.  llbor  dieFniire,  ob  EiseiilNihiieD  a.«.w. 
vom  Staate  oder  v.  d.  Privatiiidusirie  zu  bauen,  in  d.  Anualcb  de  Tiissociat  intomat 
p  lo  projrP'ä  des  >ciences  social.  4.  sess.  (B^niel,  Par.  et  Brüx,  l^tiG,  p.  635— (iöO 
{mit  uubodcut.  Debatte).  —  Perrot,  d.  deutschen  Eisenb.,  Host.  1S70,  ders..  die 
Reform  d.  Eisen lialmtarifs  im  Sinno  d.  PcnnyiKirto,  Rremcn  ISGU.  u.  \iclo  Aafo.  in 
Z<'ii>chr  ,  iii'  «  isfiihrung  immer  sich  in  glci<  hör  Weise  wii'dcrholeiid.  S.  Perrot'sf 
Kisoab^üiurelorm ,  Kost.  (ISTl),  ders.,  Deutsche  EbcnhabDpolitM  Berlin  durä., 
die  DiOereotiflltarife  der  Eisoibabnai,  Berl.  1S74.  —  Mehrfache  Vorhandloomn  auf 
den  deutschen  volkswirthscb.  Coh-t.  .  >o  lu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1^7'2,  /u  W  ii  ii 
1ST3,  mit  dem  steten  licmUhcn,  durch  Aufstellun?  irurcnd  einer  Formel  (Trennung  v. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  bestimmte  Tarifprincipien  u  s.  >v.)  das  unliebsame  Zny:est4üduiss 
viTmciden  zu  können,  dai>9  die  Grundsät/«^  des  privatwirthschaftl.  Coucurreozsyi»tema 
»ich  im  Eiseiibahn»'esen  unaiiwendbar  zeigen.  S.  :iii<h  in  riieser  lJuhtuDg:  Dorn, 
Aufgaben  d.  Eisenbahnpolit.,  BerL  1 S74  (..nicht  Concurrenzliuie,  Aouderu  Coocurreaz 
auf  der  Linie'*,  „Beseitlgao?  des  Tarlfmonopoli  der  Eisenbahnen**  u. st.  ir.).  Vg-1. 
darüber  u.  da(;ei::eu  (i.  Cohn,  Sif  itfi.  il.  Kisoubuhni>ol.,  S.  8  Ii.,  wo  alle  «Iii  >c  Vcllei- 
täten  gt-radc  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Hezugnahme  auf  Cohns  grosses 
Werk,  aligt'wicscn  werden.  „Frcibcit  auf  der  Schieue  gilt  in  England  bei  allm  Tbeileu, 
oiDscblicsslich  d' r  Agitatoivii  f.  Eiscnbalinielonii ,  als  in  der  Wiiklichkeit  ondenkbar." 
(Sax  •  t  alles  d^l.  ibenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  prineiii.  Staii(l|iiif)cte  wandel- 
baren \  erhandlungea  Uber  Eiscubahuweseu  auf  d.  deutsch.  llandel>tagc,  z.  Ii,  1871 
(D.  Handdsbl.  1 87 1 ,  Kr  20, 21 K  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  Mayera.A.ni.;t«o  atteh  sfAter. 

(l(  Uts(  h'-a  Hauptwerke  Uber  Ei-cubabnpolitik  sind  jct/t  <li<  mehrfach  genannten 
V.  Ii.  t  ohn  u.  E.  Sax:  des  ersteren  üntei>uchungen  über  ^ngl.  Eiseubahnpolit., 
1.  B.  die  Entwickl  d.  Eiseubahnge^etzgeb.  in  England,  Lp/..  1874,  mit  d.  Mitthoil. 
aus  d<  n  en-jl.  Ei>cnbahn'  tnni^  t.  n  .s.  bta.  S.  3Iti  iL,  321  Ü.),  2.  l\.  zur  Beunhcil.  d. 
.11^1.  Ei?eiil>ahii])tdit.,  1875.  Die  Hesultatc  des  Verf.  stimm<-n  in  d<  ii  TIaiJi>fi)rin(  ipit;u 
durchaus  mit  meiner  Ei»enbahulehre  uburcin.  Derü.  in  der  obengen.  Broschuro 
(Qoiotessonz  des  groi»cn  Worlcs);  derü.  über  e\w  akadem.  Vorbildnnir  zam  hdheron 
Eisenbahi:\ .  rwalftmgsdienst.  Zlirich  1876;  ders  .  <Kr  Staat  u.  d.  Eisenbahin  n ,  in 
•Hildebr.  Jahrb.  B  3J  U87Ü).  8.  1  Ü.  (die  gen.  Kritik  von  Sax);  der».,  d.  engl, 
Ei^enb.pol.  in  d.  letzten  10  Jabreo,  Arch,  f.  Eis.li.wcs.  IS^-^J  (auch  >elbständig);  dana 
Sax,  als  Vorläufer,  Oekonomik  d.  Eivahahncii .  Wien  1871  (iniausgefiibrt);  der^., 
d.  V  erkehrsmittel  in  Staat  u.  Volk^wirthn  h. ,  hes.  B.  II.  Wien  187;>;  ders.,  Abh. 
Truusp.-  u.  Coumuu.wcs.  iu  Schöubcrg'^  llandb.  II.  —  ^nst  u.  A.  de  Fraa(|ue> 
ville.  EiHenb.-Goncorrenz  tt.  Poi^ionen  ia  Enit;land,  deutlich  (aus  „du  regime  des 
travaux  puM.  en  Augleterre")  ?.  W'ilko  u.  v.  Kördling.  Wien  1875.  —  HaiHlbtich 
d.  Eisenbahnwesens  v.  ilaushofer  (H.  1,  Giund^it<re  d.  Eiseubahiiw.'>.,  wirthschaftl. 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulu-  (B  2.  Bau  u.  Au>ril»t.  d.  Eisenbahn. i, 
w.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt.  d.  Eisen  Ii.  u.  Buchfulir.  im  Eisenbahnbetrieb),  Stuttg. 
1S75  —  L.  Stein.  Finaiizwiss. .  A  .  S.  250.  Han  ll).  d.  Verwaltungalchro,  2.  A-, 
S  402  II.  —  Koscher,  Syst.  lU,     76— 9»  passim.  bes.  §.  85. 

Eisen  bahnrecht  u.  Verwandtes  (Expropriation):  Keyscher,  d.  Recht  d. 
Staats  a.  d.  Hihnen,  Tub.  1852.  1^  sscl  u.  Kuhlwotter,  prcuss.  Eisenbalmr' •  ht, 
Köln  1855—  57.  Bcschorncr.  Deutsches  Eisenbabnrecht,  Erl.  1*»58.  Koch,  D.'s 
Eiftenb..  Marb.  18Ht).  (i.  Meyer,  Kecht  d.  Expropr.,  Lpz.  18t>8.  I  örstemann, 
J>reu^s.  Eiseiibahnreclit.  Birl.  IsG9.  II.  KOsler,  soc.  Verwaltungsrecht,  II.  B..  Erl. 
187.H,  1^  MM  tl.  Michel,  i^sterr.  Eisenbahnrecht,  Wien  ]^m.  L.  Stein.  ?  Kisen- 
baburcchtobiiduug,  Wien  1872.  Ilöper,  pruu>b.  Ei^.b.liu  ges.gcb.,  Herl.  187'J.  kohub, 
Orgauiii.  d.  preusa.  Staatseiücnb.muralt. ,  Berl.  1881;  der^.,  d.  Vcnralt.  d.  premw. 
Siajii-ibahnen.  Berl.  18>0.  Poll  a  netz  u.  Witt  eck.  Samml.  d.  (Jcsctzr,  tiber  f^sterr. 
Ei».b.we>..  Wien  Hödgcs,  law  alluct.  railways.  6.  ed.,  London  1877.  Sholford, 
law  of  railways,  4.  ed  ,  2.  vol.,  Lond.  1869.  Brown <•  a.  Theobald,  law  of  railway 
compani'S,  Lund.  18>*j.  Kedinann.  law  of  railw.  comp..  Lond.  iShO.  Picrcf.  law 
efrailroads,  Hostun  18^1.  Pal aa,  dict.  lepisl.  et  reglem.deschcminsde  for, 2. ed., Pari^  1*^T2. 

Technisches,  Verwaltung  im  Allgcm.  z.  Th.  schon  iu  obiger  Literatu 
Uber  d.  ükonon.  Seite  d.  Bahnen  u.  Uber  Ehscttbahnrocbt  Sonst  besonden:  r.  Weber' 
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Schule  d.  Eisenbahnires.  (Abriss  d.  Gescb.,  Techn.,  Administ.,  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 

1862.  3.  A.  V.  Schmitt,  Lpz.  1873  (sohr  bcachtciiswerth  auch  fur  die  National- 
ökonoinfiii).  Dann  zalilreichc  rn'ist  kleinere  z.T.  populäre  Schriftrn  y.  v.  Wrb'T: 
Die  lüdividualitiit  u.  Eutvv ickclbaikcit  d.  Eiiciib..  l.p-i.  1ST5  („trolangt  zü  sehr  bedouts. 
napt-ttkon.  Gcsichtspuiicten,  die  die  Techniker  und  die  Staat^ver^^altuu;  meist  bisher 
übersahen);  Poj  jI  Kinttorungeu  von  Eiscnb.  Zcitfragea,  4  Hefte.  W  ien  ti.  s.  w.  1ST6. 
Nr.  1,  KoriDaispui  u.  bcLmaUpur,  JAc,  2,  Werth  u.  Kaut  der  Eiäenb.,  Kr.  3,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  EtMobahiibecriebi»«  Nr.  4,  Pritr.«.  Staats-  v.  Reichsbahnen«  alle  wichtig 
f.  d.  Xaüonalökon  u.  Finan/uiann ,  bes.  Nr.  4;  Natioiialit.  u.  Eiseiibahupolilik,  Wicu 
u.  s.  ^v.  ]S7ii.  —  Schwabe,  über  die  ensfl.  Eisenbahnen,  Berlin  1*^71.  ~  Hartwig, 
über  das  Eiseubuhuwcbcu  bes.  Lünduüi.,  ßerl  1S71.  — -  Wehrmaua,  Jveisestudicn 
übet  Anlagen  u.  s.  w.  der  engl.  Eisenbahn.  Elberf.  Is77.  —  Perdouii'-t.  ir:iii6 
i-lemeut.  d.  (li<  niiiis  de  fer,  Par.  (z.B.  3.  cd.  ISn."»).  (JosehK  r,  c.xploit.  '1.  chcmiu» 
de  i'er,  4.  vol.,  Par.  Ibtio  — Gi>.  —  Jac4mia,  exploit  d.  chcminä  du  fer,  Paris  1867, 
186S.  —  V.  Leber,  EiaenKwes.  in  Fraokr..  Wien  1SS0. 

Eisonbahnreform.  I  ragcn  d»T  Staatsaufsicht  uIm  r  die  Privatliahnea, 
Deutsche  Keichseiscnba  !ni  frage  u.  dg!  m.  Bericht  der  SpeciaIroriimis.>ion  z. 
Untersuch,  d.  Eisenbahnconccssiunaweseus.  Mit  Anl:i^en.  Berlin  1874  (Nr.  ll,i'apiere 
des  Hauses  der  Abgfeordn.,  12.  Lejridatarperiod*  I.  Se-<s.  1873 — 74V  — Faoclior, 
d.  allg.  l'rni;ebogen  d.  Untcrsuchungscomui.  nb.  il.  Eis-  nliahnconee.ssiinis«  e-  boantw., 
BerL  1873.  —  Entwurf  eiues  Heichsuiüuubahn^esetzes,  auigestellt  im  Keichscis«-ubahu- 
amtc,  Berl.  1S74.  Vorläuliger  Entirarf  eines  Kelehseiscnbahngesctzos  (2.  amtl.  Entv.), 
Berl.  1875.  —  Dieser  Vorlauf.  Entwurf,  ßeurth.  v.  Vcr.  d,  Privateisenb.  im  D.  Reiche, 
Berl.  1875.  —  Entw  urf  eines  (jcsetzcs,  betr.  d.  Uebertragiing  der  Eigetitli.-  u.  sonst. 
Hechle  des  Staats  au  iuiacub.  aut  d.  D.  Beich,  Berl.  1876.  II« merk,  des  \  ' rein»  d. 
Pli?ateisenb.  zu  diesem  EDtwnrfe,  Berl.  187G.  Viel  u.  rcichhaltiirstes  Icü^islatives  u. 
Statist.  "Material  zu  den  neueren  Fragen  üb.  Eisenba!ini)()lit.,  bes.  .-uich  Uber  d.  Keicbs- 
oificnbahufraig;e  in  Hirth's  Aunalcn  d.  D.  Beichs,  bes.  im  Juhr^.  Ib76.  —  £.  Uoth- 
echild,  Ideen  üb.  Umwandt,  d.  Salinen  zu  •Beicltsoiavnbahnen,  Braonschw.  1875.  — 
V.  B  üb  inert  ((ievrncr  d.  Reichsb.).  Enquilto  Ub.  die  Reichseisen  bahn  frasre,  3  Lief., 
)^pz.  1S7Ü.  ~-  Tariferhöhung  oder  lu  ichseiseiibalinen  V  Von  einem  Farbinnnn  (f.  R.-E.). 
Berlin  1S7G.  —  Weizmann,  die  Dent.scho  Rcich:>bahn,  Berlin  ISTC»  (luri.  S.  auch 
ders..  die  Eisenb.  als  öfl'entl.  Strasse,  Berl  lb7."),  u.  zur  Ki^enbahnroform.)  -  Zehn 
J.-tlire  prenss.  deutscher  Eisenbahni»otitik.  Lpz.  Is76  (für  Reichsb.)  —  ('.  Walcker, 
.  z.  ürientir.  in  d.  Keiuhseiseababufrage,  1876.  —  Die  lieichscisuubahnfra^c,  Beitr.  /. 
LOsQog  derüdben  von  einem  Fachmanne,  L  Heft.  Erwurb  d.  detifschen  Bahnen  dnrcli 
d.  Reich,  Lpz.  1876.  —  Schäffle,  Mater,  z.  Eisenbahnfrage.  Tüb.  Zcitschr.  1S76. 
S.  352  Ii'.  —  A.  \\'aj^ncr,  la  qnistione  deil'-  stradi'  ferrate  dcH'  TiupiTO  (Jcrnianico. 
]{ivis(a  IntcniH/.iu)i  d'- .  Mai/u  l^Tii.  A.  Held,  d.  Ue'bcrgang  d,  duuLsch.  Hahnen 
an  das  Reich  ^furi.  l^aiidwirthscli.  Jahrb.  lS76.  S.  1065  —  1128.  —  Kund  ,  das 
R-  ioliseisenbahnproj.,  ]{rauiiseh\\ .  1876.  - —  B  o  d  e  n  h  e i  ni .  Verkehrswege  Di  uiscidanrls. 
Hannov.  1876.  —  tuter  den  (jegaeru  gegen  die  Gentralisatiou  d.  Eläcnbaliu Wesens  u. 
gegen  die  Reichsbahnen:  Her.  Mehl,  ttb.  d.  Entw.  eines  Reicbtseisenbahiiges.,  Statt« 
p-art  1874  u.  1875,  ders.,  die  Fraire  v.  d.  Reichseiseub.  erörtert,  Stultgait  1876.  — 
V.  W  eher  in  d- r  ub.  n  '^cu.  Sehr,  über  die  I^riv.-xtbahnen  n.s.  w.  --  v.  Unruh  in 
der  „Gegenwarf  von  Lindau  1876  (altes  Manchebterthum).  —  v.  A'arnbuler,  Soll 
d.  Reich  d.  deuttich.  Eisenbalincn  cnverbcn?  S.  auch  die  Verhandl.  über  die  Reichs- 
«■isenbahnfrajc  auf  d.  Rienv-r  ^ ollswirthscli.  Cnni^r.  l'^Tf)  (A'eili.  Bevl.  1876).  mit  dem 
lieferat  7.  Böhmert  gegen  (Stajidpunct:  mehr  Privatbahnsystcmj,  vnn  mir  für  (als 
Gonsequenz  des  Staatabahnsystems);  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (f tt r  Staatsbidin, 
aber  jregen  Reichsbahn).  St»'plian  ü:egen  (Furcht  vor  weiteren  Consequenzen).  - 
Zu  dcrn  Bemcrkenswcrflir^ti  n  fitr  Privat-  ii.  geereii  Sfaatsbahnen  p'b<%ren  die  viel- 
fachen Stellen  in  b  t  r  ü  Uis.  be  r g  '  i  ,.Dr.  Süuu.sb' rg  u.  aoia  \\'irl,en"',  Uerliu  1^76. 

Eingeb.  Eft'irter.  der  Systemfraire  nuch  in  neueren  „Entiueten**,  bes.  der  italien. 
(t<^7<^~81),  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  £is.b.  1S82  8.  91— 134;  aach  d.  nieder- 
laud.  (Arch.  1883  S.  571  il.) 

Für  Oesterreich  vgl  z.B.  Denlschr.  der  Pragrcr  Handebkammer  iSchchek) 
Reform  d.  Eisenbahnwps.,  Prag  1874.  Bing.  EiseiibabnpmgrM  lb75-  Donlüicbr.  d* 
AusschBisea  d.  nieder -öäterr.  Üaudelskaumert  Wien  1876. 
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Die  Tarif  fragen  rerden  in  d.  meiöti.'ii  Schririen  mit  herülirl  \i.  sind  ;iuch  f.  d. 
priucip.  Frage;  Üb  Staats-,  ob  Privatbalm V  mit  von  Ikilcuttaig.    S.  u.  vor  Abschn.  5. 

§.  269.  Einleitung.  Das  Ilrtheil  lautet  nach  dem  ErgebnisB 
der  En'lrterungen  über  das  gesaiDinte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zuGunsten  derStaatsbafancn, 
denen  nnseres  Eracbtens  muthmaaslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtheil  ist  jetzt  noch  einer Prttfang  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  nnd  fttr  sich 
sa  nnterzieben.  Diese  Prflfnng  mnss^  wie  in  den  analogen  anderen 
Füllen,  immer  von  dem  doppelten  Standpnncte  des  volkswirth- 
Bohaftlichen  ProdneHonsinteresses  einer-  nnd  das  all- 
gemein-Tolkswirthscbaftliehen,  des  Vertbeilnngs-  nnd  des 
Boeialpolitisehen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  8tandpunctc  aus  ist  die  Frage 
nach  (leiü  Üahnäjstem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  ans 
Staats-  und  Privatbahnen  „gemischtes"  bjütcm  deu  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betraclitet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzu/.iebeu,  welches  das  unmittelbare  Ikd in fniss  der  Cornnm- 
nicati<»n  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Ai^gumeote  fOr  und  wider  St^ts- 
und  Pnvatbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  ans  diesen 
fieweisgritnden  allein  ein  allgemeingültiges  „Gesetz^' 
oder  „Axiom*^  nicht  einmal  fflr  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  and  SchaUeu  sind  im  Einzelueumaiichfachrencbicden.  iui  Ganzen  ziemlicligloicli 
vcrtheilt.  Sirlierlich  ist  es  .  in  Iiitlinra  zu  in<  iiieit,  wir  von  einseitigen  Parttuganjrcrn  oft 
geucbiebt«  gcwiiüio  üobelt>titQdu  wurden  mit  dem  Wcch^I  deä  iSystumü  ohne  Weitorea 
vorschwinden.  Donn  dioselbcii  Uegieii  oftmals  tiefer  und  häu^i^cn  mit  dem  Umstände,  oh 
die  Bahnen  eines  Land<  :>  Staats-  oder  Privatbakneu  bind,  oft  wenigodergur  nicht  zu:(amtncu. 

Die  Belativitftt  der  einzelnen  Argumente  bindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  znnäcbst  nur  von  diesem  ersten  Stand- 
puncto  aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebniss 
fttr  die  Wissenschaft  nnd  die  Praxis  zu  gelangen.  Diese« 
Ergebniss  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Ftir  unsere  jetzige  Zeit 
und  für  unsere  Länder,  d.  h.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  ftir  das  contiiientale,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  t'Ur  die  gesamiutc  eur()|)aisch- 
amerikaniscbc  Staatenwelt  lulgt  die  Entscheidung  I  ii  r  Staats- 
bahnen  aus  der  Stellung  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
und  wieder  aus  der  Stellung  desiStaats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Dnrclisicbt  der  einzelnon  Bevelsgittiide  in  der  Cootroverse  im  FdiroDdeii 

wird  aber  zeigen,  dass  manche  trini?«  GrUiide  auch  fur  Privat balinen  anzufülm  n 
aiuU  und  manche  andere  ge;;on  8taatsbabni>n  sprcchon.  Di«-.  I)i!<herigc  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gcgcnn  artige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  und 
Priratbahnen  bunt  wechseln,  bcwcisco  zwar  iu  der  princi|MeUan  Frage  wenig,  weil 
Motoris<.]i  nicht  feste  Principieu.  soadem  zufällige  geschichtlich  i  Um- 
stände diese  Entwicklung  beherrscht  haben.  Sie  zeigen  jedoch  erl'ahrungsmassig, 
dass  alle  BeweisrrQndo  nar  einen  relativen  Werth  beritzoi.  An  dem  firfiher 
gewonnenen  Erircbiiiss  darf  man  vornehmlich  doli.ilh  IVsth.ilten ,  weil  die  mancherlei 
einzelnen  Grunde  für  Prirat-  and  ^egen  Staatsbahncu  nicht  den  Aus- 
üchla^  geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gowiclitige  gegenüber 
ireslellt  werden  kftnnen.  Auc  h  diesr  ent»  hei(ii;ii  nicht  allein,  obglei<dl  sie  mil- 
unt'  T  sehr  hearhtcnswerth  sind,  jedenfalls  beleuchten  »io  die  Frage  aber  noch  TOn 
manchen  anderen  Seiten  in  erwuüsclitester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  ftlr  Staatsbahnen  geben  vornelinilich 
die  ErwUgUDgeu  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  üusst  sich 
nachweisen,  dass  die  Suiiinic  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  .zu  gross  ist,  als  dnss  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirthschaiten 
ttberlasBcn  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Aetiengesellsehaften  tlbertragenen  („delegirten")  gemeinwirth- 
sehaftUchen  Vet^altnng  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  ?omehoreia  ror  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  gereireltes  P  ri  \  atbahn Wesen  ,  d<  iu  im  (J.  >:unmtinteres3c  wenig  Selb- 
t»tändigkuit,  ein  ungemein  wc;rthvoUeä  Eigunthumsobjcct,  bei  dem  aber  dem  Eigeu- 
thttmer  venig  Rechte*'  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staatsbabnwesen«  bei 
welchem  die^e  Coiifliete  zwisclim  Privat-  und  ötlentlichcui  Interesse  fortfallen.  Das 
Staatbcisenbahnweson  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  liebietc  6rr  materielleu 
Prodoction,  wo  der  Staat  pa&>end  und  erfoltrreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Aetieii- 
gesellschaft  vertretene)  priratwirthschafilieln- System  einen  <ren  kann.  Alle  Vor- 
theile der  '^rossen  „öffentlichen"'  üntmielininnir  kommen  b.i  ilini  /.nr  (ieltnnir: 
richtiger  Grost» betrieb,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternehmer  durchzufahren ,  o  h  n  e  die  rolbwirtltscbaftlichen  und  tiocialpoli- 
tischcn  Bedenken  des  priv  atwirtlis«  hnftüchen  Grossbetriebs;  ^löglichkcit  l  incr  zeit- 
lich g  leichmässigeren  Kapitalrerwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
massigen,  weil  ganz  vom  (janire  der  Speculation  abhän^^^igon  bei  dem  Privatbahns)>teni ; 
geringere  Gefahr  d<  s  facti>chcn  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
st'-ri-  der  finanzielle  Nut/- n  1  ir  -Ii''  Gesammtheit:  liinliingliche  Sichcrnni;-  des 
finanziellen  lutere>>scs  tUr  die  Oe->auimtheit,  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  dc:i 
reinen  Rentabiiitltsstandpuncta  dast  Offentlicht*  Interesse  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit /.u  b- rücLsichiiu'en;  Ans  j  l<;ichung  der  „tauten  und  seliK"  Iii'  n 
Fillle"  durch  Verpinigunür  di.r  ;:uten  und  srhleehten  Konten  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  Fähigkeit,  mit  gcrin^^erem  Kisico  da<  Bahnnetz  auszudehnen. 
Da  nun  ander.>cits  daa  Ergebniss  der  Uutcrsachnug  von  d<-iM  rrstifcnannten  Stand- 
punete  ans  mindestens  nirlit  tret'en  StaatAbahnen  ausfallt  und  da  si'  li  iL'cn 
iässt,  dass  die  Mängel  der  btaatsbahnen  den  Privat  bahnen  ähnlich  aukleben,  weil 
es  sieb  In  beiden  Pillen  um  riesige,  ihnlich  zn  organisirende  Einricbtnngen  bändelt, 
so  darf  mit  Rerlif  .his  Urtheil  allgemein  bei  uns  /.  n  G  n  n > t <  ji  der  S t aa t sbahn  e  n 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  ui&eliehst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Auf-^abc  des 
Folgenden.  Für  die  (irundanschauuuir  in  Betr.  des  zweiten  Gesiehlspuncts  be/.iehc  ich 
mich  hier  ein  fdr  aliemal  auf  meine  Grundlegung,  ha,  1.  Abth.  Kap.  n.  4  n. 
2.  Abth.,  ferner  auf  niuin  I'er  r.»f  uber  Actieiiircs-HscliafLswescn  anf  d.  Ki>en.  soeial- 
polit.  Cougrei>i>c  1873  u.  auf  meine  oben  gen.  Abhandl.  Uber  \  orsichcrungswcsen  iu 
d.  Tab.  Ztscbr.  1S81  a.  in  SchAnbei^g*«  Handb,  t 
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I.  —  §.  270.  Die  FragstelloDg. 

S.  bes.  Sax  H,  199  ff.«  wo  die  Frap^o  wcsendieb  in  Form  einer  tlieils  bei- 

stiuiinciiden ,  tli.  alllohnenden  und  bericlitig-onderi  kritisclicii  Erörterung  über  meine 
Rtiwciäfubrung  in  der  2.  Aufl.  §.  244  fT.  diäcutirt  wird.  Ich  kanu  iiidtisfiea  Sax  wenif 
Zugeständnisüo  machen.    Koscher  III,  §.  85,  86. 

In  (1er  Controverse,  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  ist  Allem 
zuvor  die  schiel  e  Fragstelluug  zu  be ric  Ii  t  i gc  n.  Der  uu- 
deutlichc  Ausdruck  „Privatbahnen"  hat  den  Auhäugern  der 
letzteren  den  Aolasti  gegeben,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„naturlichen"  und  „  erfahrungsmässigen "  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  ,,Gewerbe"- Betrieb  auch  in  dieser  Frage  sn  arga- 
mentiren.  Allein  diese  Grllnde^  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeiDert  zn  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
•  grössten  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  Privatuntemehmnngen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
nnd  im  Eigenthnm  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalis  tischen  Erwerbs- 
gescllschaften  ,  insbesondere  A  e  t  i  e  n  gese  llschaften ,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragstellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  P r i  v a tbahneu,  sondern  ob  Staats-, 
üb  A  c  t i  e  n  g e  8  e  1 1 8  c  h  a  1 1  s  balmen. 

Durch  dic&e  Bericbti;;uu|:t  iailcu  soj^leicb  viele  Arj^uuientc  gegen  Staats-  und  für 
ilie  so^cD.  Privatbaliiiou  «ranz  fort.  Statt  dessen  ergeben  sich  riefe  und  sehr  bedeutende 

Aebnliclikt  iteu  beider  Arten  von  Buhii<;n,  welche  in  der  Wirklichkeit  jeden 
Aucenblick  dem  IJi  obachter  aiifsfo<sen  und  fast  absiclillich  nVicrsii  Ii.  n  werden  müssen, 
als  nuthuendigc  Oonse<|Uen/ciJ  unvikenubarer  Aehulichkeiteii  \\  iithscliaftsbetri»'l>a; 
des  Staats  und  der  Actiengcbcllsi^baflten.  Aus  diesen  Aebidicbkoitcn  erklärt  es  sich 
zum  Theil,  da">->  «iic  ulilirlim  Arirumeiilc  ia  dri  i'ontrovtTse  ub'T  Stants-  und  Priv.it- 
bahnen  nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  zeigen  sieb  vielfach  bei  beiden  Inti^r- 
nebniungi  n  die  dem  Staats-  und  dem  A('tienge;*ellsctia(bbetrieb  mcinsam  eigenen 
Schwäehen  veru:lichcii  mit  dem  rcinra  rrivatveschiift.  Kndli«  h  treten  auch  speci- 
fische  Schwill  hen  der  Phvatbahncn ,  n«  bcn  kaum  w  'sentlirhen  Vorzü^reii ,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  <la/,u  Acticug  Seilschaften  guhöreu. 
Zum  Theil  hat  gr.ul  die  Kisenbahnacticngcscllschaft  ihre  besomleren  Män;;el  rar 
ander<  n  A'  ti  tu  scUschatteu .  werti;^'cr  w;is  den  Betrieb  der  fertigen  Bahn,  als  was 
die  Uruuduu^  duo  L'nturnuhmeus  anlangt. 

Die  lahlroichi'n  aprieritttischcn  Aiyumcntc  ecgen  Staats-  uml  ftir  Pri?aibahnen, 
ucl' hc  somit  hinfallig  werden,  sollen  ilann  zwar  oft  eine  Stut/e  in  der  Krf  tlirung 
luui' II,  I)ab('i  wird  a'n?r  ulM-rseheti .  dass  in  der  Kegel  ein  e.vacter  ^^  ri;li:ich  drr 
Erfahl unsjsthalsach'  U  auf  diesi  ui  ticiac'e  uiimöfrlicli  ist  Soweit  jedoch  ein  solcher 
allenfalls  /.uliSbig  erscheint,  ergiel>t  si(  h.  wie  es  si<  h  richti-rer  Weise  s«  hon  von  rem« 
licrcin  v«!mmih<'ii  !ris>t.  dass  die  Erfahrung  eltenso  oft  ^'or  't^_'''  d. -  inen  wir  df>s 
aud<  rii  Babusyslems  hiusi«  hüirb  der  Aulu;;c  und  der  Verwaltung  der  Bahn,  der 
Technik  und  Ookonemlk  herausstellt,  dass  aber  inincrhin  gewisse  specifische  Ver- 
zuge de&  Staatsbahiidyatcms  eine  Folge  grade  der  nur  dii  sem  möglichen  und  nur  bei 
ihm  /u!äs>^i-»Mi  Not/esausriehnuiig  und  \  erwaltungseinricblunx  sind. 

II.  Uobersicht  der  einzelnen  Bewei^^grUnde. 

271.  —   A.    Aasdehnang  des  Habnnetzes  nnd 
Wahl  der  Bahnlinien. 
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1.   In  beiderlei  Beziehung  ])flegen  den  Staatsbahnen 

folgende  V  o  r  w  Ii  r  t'c  g  e  m  acht  zu  werden : 

Vgl.  Bcrgius,  Kiii..  2.  A.,  §.  2d,  S.  242  tT.,  der  mit  gevöhnlicber  Cia- 
seitlgktiit  dm  Standpmict  der  Privathahnen  T«r1rttt. 

a)  Das  15  ahn  netz  wird  sieh  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedürfnissen  der  V  olkswirthschal't,  wie  das- 
jenige der  Privatbahneo,  sondern  nach  der  WUlkUhr  der  Kegierung 
oder  alleDfalls  dieser  nnd  der  VolksvertretiiDg  ausdebnen.  Nament- 
licb  drohen,  sagt  mao,  zwei  Extreme: 

a)  entweder  wird  das  Bahnnetz  ganz  Übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rtteksicht  auf  die  Terschiedene  Ver- 
kehrsentwicklang  der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
baaptet  wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbabnsystems. 

Denn  der  Staat  «rinl  sich  den  an  ilin  von  allen  Sciton  ^^estelltcn  Anforderungen 
nicht  entziehen,  keine  BeTorzagnnf^  fowähiao.  keine  Vernachlässigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  RcntabilitlVtsrmire  znriifk.  urosse  Stautsschulilcn  häufen  s\>-h  an  und  die 
Finanzen  worden  auf  das  Aeusserstc  gctährdct,  an  Stelle  des  privaisvirthscbafiiichcu 
tritt  das  Frmcip  der  reinea  Staataatispiho  im  Siaatshahnwesen,  das  bei  den  frossen 
Anlagekesten  der  Bahnen  gar  nicht  ilurelifuln li:ir  i^t  Mit  dem  Hinweis  auf  Helgicn. 
deutsche  Mittcistaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatshahnsystem  hetronnen,  aber  dasselhe  doch  nicht  hÜUon  durchfahren 
küiinen,  wird  dies  wohl  za  liewoisen  gesocht.  Auch  in  d.  deuiBcbeu  J{eic hs liahn- 
fraffc  litirte  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  nmgekchrt  die  trrade 
entgegengesetzten.  Acbnlich  ging  us  in  den  Dol>atten  tlher  d.  preuüs.  Eisenbahn- 
reisfaatliehnni^n. 

fi)  Oder  das  lialiiinctz  wird  gerade  mit  KUcksieht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter ,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Plan  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Coik  in  icn/Hnie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwirthsc haftliche  rriucip  maeht  sich  (als  Fiscalismos)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seiui  s  wii  Lfig^trn  uioilerm  ri  Hilfsmittels 
Ix^chrankt,  die  volkswirtbjicbaftlicho  Entwicklung  stockt  und  da»  Staatsbahnsystem 
▼erfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  VcrhSUnfssc  in  Baiern,  Wartemherg, 
Baden,  Hannover,  auch  auf  preussisclie  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzlinien  der  Bcrl.-Sehl<  s.  Struits'ialui.  ii.l  (Jünstigsten 
Falies  werden  dann  doch  I'rivatbahncn  eoncessionirt.  alicr  kostbare  Z<-it  iäl  darüber 
veileren  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Ostbabnen],  Oesterreich)  nnd 
immer  wird  sich  die  Furcht,  ilii'  Rente  der  Sfjiatähahnen  ii(?cinträchtiict  ZU  sehen,  TOn 
uachthoiliutMii  Kitillii>-i  auf  die  Kiitwicklun.:  ti-  r  I'ih-athahucii  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
Übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger  etwas  riskirten,  die  Volkswirthsehaft  immer 
gewänne  nnd  der  Staat  ganz  nninteressirt  nrtheilen  k((nne, 
namentlich  jede  Vermehrnng  von  GonenrrenaUoien  nur  zn  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  ans  dem  Wesen  der  Sache  dedacirenden 

lieweistühriing  viel  Wahres  zu  Grunde:  d,  h.  was  hier  behauptet 
Tviid,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglieh.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  für  Jedeu  einzelneo  Satz  aui'tiuden. 
Aber  überselien  wird,  dass  diese  au  und  ftlr  sich  mögliche  nnd 
mitunter  thatBüchlich  eintretende  Eniwicklang  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Ansdi-hnung  d«?s  Staatsbahnsyst  ins  IcAnncn  jciif  heidcn  Extrcine  v-  r- 
inicdcn,  der  pri?atw)rtbschaftlicbe  (jesichtspaiict,  soweit  nOtbig,  beachtet,  aber  gerade 
dann  auch  Mittel  zum  Ansbau  weniger  c:uter  Linien  gewonnen  werden,  wie  man  jetzt 
scboA  in  Prcussen  sieht.  Ein  gutes  StaatsbahnsysteDi  setzt  elicn  «icdenira  besonden 
eine  t^lU^  rinanzcontrol»'  der  \'olk8vertretunir  voraus.  Beim  Privat^alins^ stein  drohen 
tferndc  mehr  Lttckco.  Der  StaatsbahQl>au  wird  zwar  aus  ünanziellcn  Kuclisichtcn  auch 
nicht  immer  ^nz  glefclimlssipe:  im  Gmg  bleiben,  aber  der  Priratbahiibaii  thot  djis 
wegen  '^cincr  pröss'-ren  Abhändclioit  vom  Gcldinartt  und  vom  (lang't:  dt;r  llr-rsoii- 
speculation  noch  viel  weniirer.  Endlich  ist  die  Kapitalvcrgeudung  bei  ubermässitrer 
Ooncorrenz  der  PriTAtbahoen  auch  ein  volkswirthschaftlicher  Verlost,  der  dem  Staate 
nicht  fiflcicbgUUig  ^cin  kann,  zumal  das  £nd<>rg(-bniss  solcher  Concarrcnz  ott  bloss 
ein  Compromias  der  Goiicarrenten  ganz  ttber  die  KOpfe  dos  PabUcam.H  hinweg  iat 

b)  In  der  Wahl  d«r  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden,  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
interessen einer  Gegend,  eines  Orts  berllefcsicbtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen,  so  dass  von  allen  andercu 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirthschaftlichen 
Interessen  nicht  maassgcbend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  iasst  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwiirfo  nnnientürli  üreiren  kleinere  Staaten,  cinseitig-c  Rfirttn^fiL'-unH:  der  Rosi- 
den/cii  u.  ö.  w'.,  kuiistlichf  Lciinug  des  Verkehrs  voa  alteu  Koutcu  wcs;'  über  diese 
Flitze.  Sicher  ist  derdeichen  fOl^kommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Al»er  es 
wäre  hier  und  ist  anderswo  elienso  lyut  '»ei  Privat l»alinen  pa-sirt.  Erst  ji  t/t  koirimf 
durch  nachträglichen  Ausbaa  von  Baiinen  auf  alten  ü&uptcouten  der  V  erüiebr  wieder 
in  dte  Gleise,  z.  B.  in  beiden  eben  gen.  Ländern.  VleUhch  wirkten  an  den  Grenzen 
aorb  sp«;ciellc  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  dif;  Wahl  der 
BabTilinioii,  /umeist  in  den  HitteUtaaten,  besonders  in  Suddentschland*  Uannorer, 
Brauns  c  h  w  e  i  v:- 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gate  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genügende  Bürgschaft  und  als  Regel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regiemngen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Rsoten«  wetehe  zuerst  nnd  welche  überhaupt  gebaut 
wardtMi.  die  auch  Gcsells<:haftcn  hergestellt  hätti  n:  •  bcn  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  uothwend  igen,  von  der  Privatioduathe  aber  vcruiiedenuo. 

Hinsichtlich  der  Ansdehnang  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sich  gerade  bei  PriTat bahnen  folgend« 
Mtssstftnde. 
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a)  Erwerbsgesellschatten  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  T.eich testen  zu  bauenden  Konten  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
ofl  die  volkswirthschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  itir  weniger 
gute  Routen  keine  PriTatanternehmer  finden,  dass 
grosse  Llloken  im  Bahn  netze  bleiben  nnd  dem  letzteren 
Planmftssigkeit  nnd  Einheitlichkeit  fehlt. 

Concreto-  Ikisptele  zum  Ilelcg  des  Gcsagteu:  In  Deutschland  jereliOrca  z.  B. 
folgende  rrivatbahnen  zu  don  ;ilt.  stcri  Bahnen  iib<'rh;uipt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
dass  man  antangs  bei  Kiäeii bahnen  vornemlich  uur  aul  den  JL'ersonen  verkehr  rechnete, 
daher  Linien  zwischen  grossen  8tftdten,  ▼emflglich  nicht  sehr  weit  ron  einander 
eiitf'  rnten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  iiau  gpcstattenden  Terrainpcrhältnissen 
Torzüg.  Nürnberg -Fürth  (;::cgründ.  1833,  erölfn.  1S35).  Leipzig- Dresden  (1S34  35 
gegr.,  erste  Strecke  erölP.  1S37),  Maffdeborg- Leipzig  (gejrr.  183Ü,  crate  Str.  eröfln. 
iS39),  Berlin-Petsdam  (i?egr.  1S35,  erOUn.  lb3S;  Potsd.-Magdcb.  erst  1843  gegründet), 
Berlin-Stettin  (gcjfr.  1835 — 40,  bcgonn.  1^41  .  Rcriin-Anhalt  (ftir  d.  Aiischluss  an 
Leip^-Dresd.  zueiütgcgr.  1836—3  «).  Berlin-Hamburg  ^cgr.  1840—43,  bcgonn.  1844), 
BerUn-FrtBkf.  a.  0.  (1840/41  ^regr.,  1842  erSflh,  neue  Oes.  for  d.  Ran  naeli  Breel. 
erst  1843  -44^,  Taunnsb.  (Frankf.-Wiesb..  10  gegr.l,  Kheinische  B.  (Cöln-Aachen- 

Iklp.  firenzo  gegr.  1833—1838,  theilw.  erölin.  1839),  Bonn-Cöln  (1830—41  gegr.), 
Cöhi-Minden  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehnliche  Beispiele  aus  England  {Ma^n- 
chester-Urerpoc»]),  Frankreich  (Faris-St.  Geimiin),  Oesterreich  (Wicn  Glops-nitz, 
AVien-Brttnn  ii.  Wien-Cialicien,  eine  der  ältesten  irri'iS!<eren  Balirianlaircn .  —  K.  1  r1 - 
Nordb.  —  aber  unter  Kothschildä  Aegide)  beweisen  obige  liege!  ebenfalls.  Km 
chafacteTist.  Urtheil  Ober  Eisenbahnen  noch  ans  d.  Jahr  1843  in  d.  nissbehea  Finanz- 
minist.  Kankrin  Taf^ebUchern  (^Brauiisrlnv.  ISns,  II,  31):  in  Frankfurt  a.  M.  sei 
auch  w.  tn>  Glauben  an  di-  Eisenbabn.  n ;  Baron  Kothschild  mein<\  die  Frequenz  der 
Pijrsoiiun  \rerdc  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  d(  S  Kelzes  der  Neu- 
heit Q.  8  W.  I 

Keine  Privatnntornehmer  z.  B.  für  die  Preti^s  Ostliahrien.  Stocken  des  Privat- 
babnbaua.  sowie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Ansclilag  gebraucht  oder  in  Zeiten  uogünst. 
tletdraaiitts  n.  poUt  ÜBiane  (1848  If.,  1873  ff.),  Diher  Ofteis  nothgedningene  üeber- 
nahiix  der  be^^onnenen  Priratbahnen  durch  den  Staat,  x.  B.  SlchiL  Bair.  B.  Ldpx.« 
liof  1845—47. 

Lücken  im  Bahnneu  /.  B.  lange  u.  z.  Tb.  noch  jetzt  in  t  i  an  k  reich  (Mangel 
der  Qo<Mrbahnen  znr  Verbindung  der  von  Paris  auslautend eti  Kadialbahnen),  was  sich 
irn  Kriejre  1870  71  f.  Fi  an  ich  nachtheiliL:  ervii>.  Sax  I,  1 1,'>  meint,  daran  seien 
die  (iescilsckat'tea  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Un.sicherheit 
der  B<^nte.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  attoh  viele  Lttckea  durch  die  particnl. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  SiidwestdcutschL  lange  YemachUssigluiip  der  west-öMl  Yer- 
bindungcn  vor  den  sild-nnrdiichen. 

Keine  Flanmässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
ans  dem  eben  erwihnten  Gmnde,  dann  lange  bes.  in  England. 

SoUen  gleich  anfangs  gro8Be  Bahncompleze  tob  Gesellseliallen 
ttbernommen  werden,  bevor  man  noch  die  RentobUitStsyerhältoisse 

ans  der  Erfabrang  kennte  so  entstehen  Sebwierigkeiten,  welche  oft 

nur  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen ,  Zins- 
garantieen)  für  deu  ganzen  Coniplex  oder  wenigstens  lür  schlechtere 
Routen,  Nebeulinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  Uberwanden  werden  können. 
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So  bes.  seit  d.  Eisüuhahnircs.  v.  14.  S<  pt.  1854  in  Otstcrroicli  bei  den  nencn 
Bahnen,  tneistens  5"/o  I'''ntf  Amorlisation  ganuuirt  für  «  in  bcstiinmtt^s  Maxim. 

RauLa|iitai,  wogegen  allordiogs,  ahgcsehcu  von  der  voi'bebaIt«*n«  n  Rück^ablaug  der  als 
(rcgcIniSsäi)?  za  4%  voTzinsl.)  Vorsobuss  golefst«(en  Zinszahlungen  aus  derGnittnlie, 
der  (Jriind  u.  Roilen  und  ilir  H.niw.  rlv  (\cr  Bahn  ohne  Winten  -  :in  d.  Staat  lieimfall.  n, 
meist  nach  Jahren.  Statt  d.  (iarantic  in  Oesterreich  ncncrdiiitrs  auch  JSteuer- 
befrciungca  (Ges.  v.  20.  Mai  1SU9).  Ganz  ähnliche  Bestimmungen  und  Garaiitieeji 
(meist  in  den.  Höhe)  bei  den  meisten  tttss.,  z.  Tb.  bei  ilaliea.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  GesellschafteD  bereits  gebaut, 
ohne  dass  den  letzteren  noih  Verpflichtungen  ftir  den  Ban  mimler 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebaut  nder  die 
alten  (Tesellschaften  oder  neue  dal'iir  l)e«onder.s  zu  gründende  über- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  tinanzielle  BeibUÜe  oder  Zinsgarautie 
di's  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natdrlich  leicht  das  Finanziater- 
ease  des  Staats  sehr  verletzfi  während  die  alten  Geselisehaften  vor 
trefflich  gedeihen. 

Als  Beispiel  far  Erstcrcs  s.  d.  cliaraclerist  Entwicklonfr  in  Frankreich,  vo 

die  iiltiTen.  mci.nlcns  durch  Fusion  zu  fross«  n  «reos^raph.  Eiseiil»almi:ru]ipcn  verlniinl'  iien 
cinzclaeii  Privatbahngottllschaitcn  i^ü  au  der  21ahlj,  welche  loeütctu  gut  rcutirten,  2U 
ihrem  alb'n  Netz  in  ibrcin  Bezirit  ein  neues  Netz  ron  Nct»ealtnien  auszubanes  Uber- 
nahniiii,  geg<  n  4'tiö"/„  Zinsgnrauti«*  und  Verlängeruni?  der  Concesdon  von  40  auf 
«19  Jalir;  so  1^^)«J  u.  ^.  n  Ni Urm  \^vr2.  Nach  eini-r  Com mfioa  von  ISGS  sollte  ein»« 
neue  ätarke  Auädchnun^  (etwa  Vcrdupplung)  der  Li>inüahuen  crfolgeJi.  mit  einem 
angescblag.  Aufwand  Yoh  I0V4  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  Ober  1'7  Milliardeo  an 
Subventionen  zu  iibern«  liin  ii  liaf.  Von  den  bis  E.  1S08  fert.  u.  conr.'ss.  Linien  src- 
bOrten  ubci  '/m  den  ti  gro»>äou  GcscUschafteu.  —  Aebnlich  in  Preusseii  i.B.  Zios- 
icaiantie  an  die  Berlin  »Stott  Oes.  fttr  die  yor-  u.  hinterpomm.  (incL  COelin>Danzif) 
Bahtt'^n  u.  mrhrt'ach. 

Als  Beispiel  t'ilr  nritlmcdrungcncs  T  intr«  ti  n  des  Slaata:  in  Prcnsscn  Bau  der 
Ostliah»  ( Ueriiu-Küslrin,  iruiier  t raniiturt  a.  d.  0.  —  KUstrin  —  Daa/ig  —  Köuig»- 
beri^  —  russ.  Grenze;  Emreiteninfr  dieses  Bahnnetz^  seit  ISüT— 68  durch  Nelien» 
üiiirii  iti  W't  stpreiissen  und  üstpn'ussen.  Linie  Schneidemiiii  —  IHrsdiau  --  Thorn  — 
lu:»turbur<;);  Icbcruahme  der  Niedcnicble3.-Märk,  fi.  (Berlin  —  Brc&iau)  aut  den 
Staat  1852. 

Die  Entwicklung  in  l'rcusscn  gcwälirt  ein  typisches  Beispi«;!  in  BetrctT  der 
Hahnen  im  mitil<"r<-n  Thcil  des  Staats  (nin  !!- rlini.  Di-'  Staatsbalm-  ii  (rtst-,  Nioder- 
üchles.'Mürk ,  Wcstphal.,  Saarbr.,  Herl.  bHlmh.  \eitid.l)ahn  in  d.  alten  Proviiui  iii  ver- 
zinsicn  seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ansreicbend  (von  d.  Torabeigobcnden  ungUnstigea 
Zt  it  Mitti'  drr  7i>r  r  Jahre  aIi'ri'.>i<di<Mt)  u.  flehen  UcbrrschUs*',  Aber  namoiitl.  die  Ost- 
bahn hat  Jahre  lang  sehlecht  nutirl.  lSj2— 57  z.B.  1—3"/«.  Die  iu  Bcrlia  münden- 
den Prirathahncu  gaben  da<,'e|,'<  ii  auf  die  Stamtnactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Diudmden.  die  ent  in  der  Zeit  v.  IST  I  ff  bei  einigen  davon,  besonders  Berl.-Magdeb., 
Berl.  Anhalt  we<ren  -starker  Yennebmng  des  Actienkapitals,  £rweitening;sbauten  zeil^ 
weise  sich  rrdutiiteu  * 

Mit  Hlk'ksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbau  des  Babunetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor- 
nebmltcb  nur  die  schlechteren  Linien  bleiben ,  auch  nur  langsam 
vorgeben  nnd  mnss  vielleicht  ganz  darauf  verziclitcn.  Den  Be- 
dUrl'nissen  der  Volkswirtbsehaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.  Denn  es  entwickelt  sich  nach 
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zufälligen  Umstunden,  oft  nach  den  Tagesinleresscn  der  Börsen 
speculation,    luui   in   den   aiuicien   und  schwächer  bcv(5!kerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Die  nordüstl.  Provin^on  Preussens.  Pömni'^rn .  \V>st-  ii  O-fprfii-isfti .  Posen 
sind  ein  Hcispi«  !.  Es  is:  ni«  ht  ungurechtfertigt .  (iu»-i  sie  weniger  üahin  n  und  diese 
spüti:r  l)ckoiiim<-n  lialißn.  als  d.  «ttitwiclEoltereii  u.  beviMkcrtcrtMi  Mittel-  u  WostproTinzen. 
Abn  (l.  r  Vtisfand  hätlc  nicht  so  jrrnss  zti  >t  in  biauclien.  Die  Ostlmlin  ist  <Tst  seit 
1S51 — 53,  hci.  lSä7  u.  ISUU  fertig;,  is&x  meint  entgegnend  145  Note)  bicr  liab« 
ja  d^r  Staat  den  Uan  in  die  Hand  genommen:  bcficitbahnen  kann  er  freilich  nicht 
in  giiisscrein  Maassc  bauen,  vcnn  die  Uebefschttssbahnen  in  anderen  Landestheileu 
ihn  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dngegen  der  iStaat  dag  ganze  Bahnwesen,  so 
kann  er  ein  einheitliches  nnd  planmftssiges  Bahnsystem 
entwerfen»  die  schlechteren  Linien  mit  den  Uebersehttssen 
der  hesseren  tragen  nnd  das  Land  Tollstftndiger  und  doch 
aaeb  glelchmftssiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Eisenbahnwesen  sich  aber  lasrher  nnd  bedeutender  in  einem 
lande  mit  dem  I*rivatbahn- ,  statt  mit  dem  Staatäbahiisystcm  cntwiekcln  sollte  und, 
wie  z.  15.  von  England.  Nnrilamciikii .  ;iucli  Deuts.chi:iii<J  wohl  behauptet  wird,  sieh 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahuen  in  kurzer  Zeit  so  grussartig  entwickelt  hatte,  so 
Win  dies  noch  Itein  unbedingter  Beweis  fttr  die  roikswiithschaftliche  Vor^ 
zflgli«'likoit  dos  Pi\;itb;ihn?ysteTn-  Denn  ts  wird  dabei  ohne  Weiteres  sf<  ts  aii-^e- 
uommun,  dass  in  gegebener  Zeit  und  im  gui;ebencn  Lande  die  Verwendung  eines 
Tbeils  des  Natioualkapitals  gerade  im  liahnban  immer  nothwendig  die  volks* 
wirthschaftlicli  p  roductivsto  sei,  die  sieh  denken  lüsst.  Das  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zu  Iti  inuipf.^n.  um  so  Wf-niper.  da  nicht  das  Privatkapital  <!■  r  d.  r  Kafiti 
interessirteu,  äoudern  das  Privatkapitai  vieler  anderer  Personen  gewöhnlicii  nur  aus 
SpecnlatiensrttGLsiehtenzQm  Itabnban  heni  ngezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  rrade 
bei  dem  Privathahn^yst<■m  ein-  volkswirthschat'tlich  nachthcilii^.'  I'irlituiii;  (}er 
VerwendiingdesNutioualkapitals  erl'olgen.  En  werden  hier  die  alten  uiofachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  XationalOlon.  Qber  die  unverra eidliche  Degrenznn  g  der  t>c- 
Kammten  nation.  Produrtiun  durch  das  in  einem Zcitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl. hiereine 
feste  (ifAsse  bildende  Nationalkapital  vergessen.  S.  Mi  II,  pol.  Qek.  \\.  I.  Kap.  j,  §.  1. 
Auch  muss  wieder  Nationalkapiial  u.  Privatkapitai  unterschieden  werden,  s.  Gruudleg. 
I,  §.  28,  *287.  Es  ist  eine  onricbtige  Fiction,  im  privatwirthscli.  System  die  auch  nur 
jeweilig  v.ilU  w  irthsch.  pr  id  (k  tivste  KapiUu?erwendttng  grade  als  durch  die 
bpcculatiuu  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbahubau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
and  kommt  im  grosseren  Umfange  vornehmlich  nur  perio- 
disch  in  Speculationsieiten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  lailway-mania  184S-^47.  bes.  Toolce,  hist. 

of  prices,  V.  .^52,  A.  Wagner,  Bjitr.  /.  1..  v.  d.  Hanken.  .S.  192.  (i.  Cohn.  engl. 
Eisenbahnpolit.  I,  2."{I,  259.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  ISlt»  ncxh-  Ki-en- 
bahnprojeite  vor.  Act.  f.  neue  I.in.,  Erweiter,  n.  s.  w.  wurden  erthcilt  1M4  57  f. 
Si)5  en-l.  Miles  mit  20-5  M.  Pf.  St.  Kap.,  Is45  120  für  270ü  M.  mit  59-5  M.  Pf., 
1S4Ö  270  f.  453S  M.  mit  m  :>  M.  IT..  1^17  190  f.  l.H  >l  M.  mit  39  5  M.  Pf.  St.  — 
Aebulich  in  Frankreich  1852—50,  meine  Beitr.  S.  24»,  dsgl.  in  Oesterreich 
1851 — r>ß,  nach  d.  Erlass  des  ]9s6Pbahnconcesa.-Ges.  v.  1854  n.  der  Bekanotmachiing 

A.  Wagn«r.  Pinuucwiswuwhalt  I.  3.  Aull.  43 
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eines  Bahiinctzcs,  das  ausa:cfiihrt  vrordon  sollte,  r.  lU.  Nof.  1654;  B.  Gzürnig, 
Ncugcstalt.  S.  'J70,  cbeiulas.  wicdi-r  nach  Ist?»  hier  auch  Zusfttnm<»nlian?  mit  der 
rapicr;;:oldausgabc} ;  in  geringerem  Maassc  iii  1).  uta(  hland  1843—44  ii.,  1S54  ff.  Au«  k 
mufls  hier  vono^Metzt  werden,  dast«  die  Spccolation  nirlit  g-orade  andere  Dntemehnuniren 
-i  hr  hovor/ugt,  w'w  /.  in  1) <•  ii t •  ]i  1  aml  in  d.  Speoulationsper.  von  l•^.)4 — lS56'r*7 
die  Üauiien  u.  Credits-Mo bilicrs,  Berg-  u.  iiuttcnwi^rkr,  1871  z.  TIi.  cben- 
fiklb  Banken  n.  w.,  z.  Th.  dir.  indnstr.  Etaldiss.  (Omvaadiung  von  Privatgcschurten 
in  Ai'tienges.),  Berfcwerke  u.  dfL;  in  Oesterreicli  1869.  1871  ft.  Danken. 

Daher  entwickelt  sich  das  Priyatbahnnets  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Streeken, 
bald  werden  dnrcb  den  Einfluss  von  Privatinteressenten  un wie h- 
tiiilcrc  liüutcn  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
ü  l)ertriebene  Bauwiith.  Dies  entspricht  den  volkswirtbscbatt- 
liclien  Interessen  keineswegs,  die Deplacinnigd er  Kapitalien, 
die  jeder  grr>ssere  Bahubaii  bewirkt,  scliun  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  iimiaiifeuden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  ßahnbau  viel  glcichmUssiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Baus  der  neuen  Linien  der  pr<;uss.  Ostbahn  in  ISHT  fi*^.  in  schwier 
Zeit.  Sax  II,  144  (auch  Koscher  z.  Th.  ähnlich  III  §.  85,  s.  schon  oben  S.  650) 
giobt  das  Zutreffende  dieser  Rt^wditfllhran^  zn,  wie  die  Dinge  oft  irele^^en  bfttten,  meint 

über,  di<'So  Mäng(  1  vfircn  bei  einem  richtiüren  Concess system  aliznstcUen  u.  sacht 
ffris  fhirrh  das  m.  E.  nur  für  meine  Ansicht  sprechenilc  Roisptpl  Franicreichs  zu  be- 
>;rundcu.  Die  Abhängigkeit  der  Conccssioncn  vom  Stamio  (Jes  Geldmarkts  n.  der 
Spcculation  wird  dab(;i  aber  Ubersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Scliw  ieiii^keit,  zu- 
kilnftigc  Bedürfnisse  im  Voraus  /m  eruiittdn,  so  ))edeutend,  das»  mir  eben  dies  PretiUBi 
eiues  „weisen  (Jüiiccss.vcrfahri  ns"  uiilu^l>ur  (.rscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystüuiij  und  bei 
der  niebr  raekweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahnwescn  regelmässig  leicht  eine  grosseAnzahlselbst- 
ständiger  Bahnunternebmnngen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  nn. 
gleiehmässiger,  kostspieliger,  als  hei  einheitlieheni  Staats- 
bahnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahttgesellschaften,  welohe  von  vomherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  nothgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter* 
nehmungen  (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Thcil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  faetischc  Monopole  von 
K  rw erbsges el  1  s  c  b alten.  Beim  8taatsbabns\ stem  lässt  sich 
die  N'erwaltung  zweekmilssiger  cinricbten ,  indem  das  ganze  Netz 
in  passende  geographische  Landeshc/ii  ke  eingetheilt  wird  (Preusseu). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  l'actisehes  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  l'Ur  ihn  der  rein  gewerbliche 
btandpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommt  and 
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gerade  wieder  Mittel  zum  weiteren  Ausbaa  des  Ketzes 

bietet. 

Heispid«! :  IrnViTein  deutscliorF.isonbalinvnr\valtungeD(incI.  Ocstcrr.  rn»^;irn"!  ))efani]cii 
sich  1871  78  scibständ.  VerwaltuDu:en ,  die  ätaatsbahn?ei-iraltuDgcn  inbcgritri-a,  vou 
denen  die  preass.  nicht  zu  einer  einzigen  centnlisirt  waren.  Davon  kamen  anf 
Dentschland  49  mit  2556  Meilen,  aUo  auf  1  Verv^.  52  M.,  auf  Ocst  Tr.  ün^a^rl  24 
mit  X'dO'.i  M.,  auf  1  54  M..  auf  Ausland  5  mit  20"{  M.  Die  Priv atlialinverwaituii^ren 
hatten  durchschnittlich  noch  kürzere  Strecken  zu  vtirwalteD,  neiiili«  h  30  Verwaltungen 
lOSS  Hollen,  also  auf  1  35  Meilen.  Im  J.  1874  gehörten  dem  Yoroin  101  Ver- 
waltunjrcn  an,  nctnl.  !5  Staatsbahnverw.  'wovon  S  preuss.)  mit  10, 702  Kit.  Eip-on- 
thums-  u.  11.080  Kiloni.  Betrlebslängo ,  also  auf  1  Verw.  durcbschnittl.  rc:ip.  113  u. 
738  KU.,  4  StaatRvenralt.  v.  Privatbahnen  mit  bez.  2J05  n.  2,720  Kit.,  d.  i.  anf 
1  Ven*'.  iuG  u.  6^0  Kil.:  30  Privatbahnv.nvaltungen  mit  10  «;  19  u.  11.060  KU.  oder 
auf  1  Vcw.  301  u.  SO"  Kil.  Au«^.  rJcm  88  öst«  tr.  Yonr.  mit  in.lSfi.  »kz.  10.208  KU., 
d.  i.  auf  1  426  u.  427  KiL,  u.  b  aiisliuidischr.  mit  u.  32bü  Kil.    Jetzt  zcrfaHcn 

die  preuss.  Staatsbalinen  in  9  gro~>t'  ^reopraph.  Bezirke  unter  eigenen  Direclioncn.  im 
Dorchschn.  mit  !7r>s  Kilometer  f. Min.  1149,  Max.  2925)  für  ein  Netz  r.  15,910  KU. 

Die  Cunüc<iuenzcn  des  FuMouiraagsphocips  zeigt  Frankreich,  wo  l  der  ü 
growen  Gompagnieen  schon  1870  im  D.  fiut  400  Meilen  venraltcte.  I^en  hier  denn 
uuch  faetibclii!  Monopole  schroffster  Art  u.  anders,  stärkt;  Staatsabhüngi^kcit  in  Folge 
dessen  uoth wendig,  lieber  d.  engl.  Fusionen  a.  Cohn,  cn^-l.  Eisenbahnpolit.  I.  K.  5, 
de  Fran«iueville  a.a.O.,  mit  d.  Karte,  welche  zeigt,  wie  die  frrosscn  (Jescllschaften 
das  Land  geographisch  i»  ..Fisenbahnprovinzen"  unter  sich  vertheillen.  nicht  iranz  so, 
aber  ähnlich  wie  in  I  rankii  icli.  —  Rosclici  III  §.  meint,  die  Neifrnng  (I  r  Artien- 
bahoeu  zu  Fusionen  könne  durch  btaatsauf^iicht  beliebig  beschränkt  werden ;  allerdings, 
dann  bleibt  aber  audi  die  Zecsplittening  der  Vcnraltong,  die  man  ans  Ol[onomite]b<- 
techn.  GMndon  durch  Fosiouen  beseitigen  wilL 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung^.  Diese  bat  änsser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  AehDltehkeit.  Denn  bei 
dem  grossen  Anfwand  ftlr  Eisenbahnen  kann  aneh  der  Staat  das 

Kapital  fast  nur  durch  Schuldenanfnahme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen.  I'rioritütsobligatiüDen  neben 
den  Actien  aasgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sieh  sonst  an  die  Banquiers  nnd  die 
B(5rse.  Die  A  c  t i en  e  m  i  s s  i  on  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschallung einer  Frivatbabn  manche  bemerkcnswerthe  und  nicht 
günstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  und 
auch  in  der  Schuldanfnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor: 

1.  Wegen  der  Actienansgahe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatshahn ,  woraos  sich  der  vorerwähnte  Nachtbeil 
ergiebt 

Dio  Actienansgabo  für  ganz  neue  Unfemehmungcn  irelingt  oft  nnrinSpecn* 

lationszriton  .  wenn  nicht  eine  nngewnhnlich  gute  Linie  in  An-?icht  steht,  was  natür- 
lich mit  dem  weiteren  Aushau  des  Hahonctzes  immer  schcncr  wird.  Die  neuerlich 
anch  in  Deutschland,  z.  U.  bei  den  Stroasi^ber^'schen  Bahountcmehmungcn  (Berlin- 
GArlitX,  Ilallc-Soi-au-Guben  u.  a.  m.)  erörterte  Frage  über  die  Zuliissigkeit  der  Aus- 
gabe von  Aetien  unter  Pari,  mit  oder  ohne  Verzinsunu-  :ius  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  vcist  auf  die  Schwierigkeit  der  .Vctienemissioo  fUr  neue  Bahnuntcr- 
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nciiuiunu*n  in  der  Geirenwart  hin.  Jone  Vvnnc  ist  zu  (itinbtea  der  Zuliissiiik.  ii  von 
Uatcr'Pan-A*-Ü6n  xa  beantirorten,  zuutal  wenn  keine  Yerzinsang  välirend  d<>r  BaoMit 
stnttfiii'I 't,  (i.  !>n  sonst  wii-d  d;is  Aktienkapital  oltmal?  iii<  ht  znsaniuien  zu  briiitrcn  Si^\ü. 
Uicäc  Ansicht  vt^trat  ich  auch  ibl^i  ia  Eüieuach  iu  der  l'ragu  des  Actienw(.:ä<-aä. 
Auuli  die  preuss.  Eisenbahountcmchiings-Goniiiiission  gestand  die  bcdin^'^tc  Noth* 
wendigkeit  der  Ausujüie  von  Acti<  n  unter  Pari  zu  u.  inacliti-  Vorschläiire  zur  Cautel 
daUfi.  £.  Nr.  IV,  3  ihrer  Vor>chläge  u.  Bericht  S.  IT."),  Zu>a!ni!i«M!hanL'^  der  l'rag«; 
mit  der  der  Zul;ussigk«  it  der  Grneralcnlr^priöe.  S.  Suoussherg  >  Wirken.  Kap.  4. 
Roücher  nennt  (III,  i^.  S5  Note  S)  die  Ausgabe  v.  Acticn  unter  Pari  bei  jeder  ätaatl. 
'//inso;araniie  eine  Prell-  r  i:  da-  r  Iit  zu  ^\i  it.  K>  kiMiiint  aucli  hiiT  auf  die  Ilulie 
der  (iarantie  u.  auf  die  La,:;e  deä  UcIduiarkUi  au.  iseiu  Verladt  auf  ein  „}(Utc:i  Actieu-  « 
gesetx*'  (eb.  §.  85  Note  16)  bricht  aiigesiclits  der  Schwicri^ltdt  eines  soieben  Gesetzes 
u.  der  nothwend  igen  Al)weichtiniren  f.  Ei s c n b.actien  zusammen  Die  neue 
Actienemission  für  alte  Bahnen  hän^t  vom  Ttir-stando  der  bi>heri'j' n  Acticn  und 
bonst  ebenfalls  von  d«  r  Aussicht  oder  dem  Urtiieil  über  die  neue  Linie  und  von  einer 
«pecolatircn  Tendenz  dc>  (Geldmarkts  viisentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
A'  tionär''  >ind  «iftt-r-  cin.  i  Vnriiehrunj?  der  Acticn  ent-jr^''  :i,  ncinlich  wnin  iie  neuen 
Acticn  cl\ra  nach  dem  Cui^c  (Uln^r  Pari)  verkauft  wurden  und  e-  fi-aglich  iaU  oh  der 
auf  neue  Bauten  rervendete  EriOs  eine  der  bisherigen  Diridi^de  dvr  alten  Acden 
entsprechende  Rente  abwerfen  wird;  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  al  Pari  oder 
zu  einem  büliircren  als  dem  Bör^encurse  ilni  alten  .\ctionären  überlassen  werden.  b<n 
einer  hoch  stehenden  Actio  auch  sehr  dalür.  iui  ersten  l  all  unterbleibt  vieUeioht 
aus  einem  solchen  (jruude  ein  volkswirthschafllicb  cnronscbter  Ansl)aii  des  Bahnnetzes, 
wenn  >  twa  die  Austrabc  einer  Anleihe  nnstatthaft  ist,  '  ri  ler  R  'jicrung  nicht  er- 
laubt wird  u.  ».  w.  Im  zweiten  I  alle  wird  vielloicht  aus  blossen  äpecuiatiooägrUnden 
eine  unnQtze  Linie  ^baut  In  beiden  Fullen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirthsehaftliehe  Erwä-tiiijeii  ibcr  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sondern 
blo'^se  Spe e ulat io n  -  j  r  fi  rnl  ('  uii  I  < > ■■  s i ch  tspu  n c  t e  einer  Krw  erb  si:  esell- 
S'  liait.  Je  besser  eine  lJuhu  r<  utiit  desto  g'Uiistiger  ist  naturlich  Im  die  A(  tionärc 
ein  relativ  kleines  .\ctienkapital  f-'c<;<'nnber  dem  Gosammtl^apital  (incl.  Prioritatsschuld.) 
und  iiiiiir>  kelirt.  D.is  j^Unsti^c  \  rli  ilfni-s  zwischen  Actien-  ii.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividende  wichtiger  sein,  als  der  hoho  Nottoertraic  der  Bahn  per  Moile  und 
der  billige  Kestenpreis  der  Bahn.  Die  KmisBion  Ton  .Juntien**  Actien,  welche  an  die 
Actionäre  unter  dem  <!urs  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Aushaus  di>8 
Net/es.  wozu  u.  A.  nft  tlic  iMirrlit  vor  ('««ncurrenz  zwingt,  war  auch  bei  deutschen 
liahaen  ticuerdin^,  äiuilieh  wie  bei  anderen  Actiengesellschal'ten  (Bauken  u.  s.  w.) 
ein  ix  liebtes  Manoeurrc.  Dabei  wird  gew.  Hassen  ein  Thdl  des  bisher.  Dividendeji» 
f^ewinns  Lij'idiTisirt  it.  in  dieser  i'ena  ri  .di-'irt.  —  <  lafion,  n ,  an  welche  sich  dann 
wieder  Bör^enspeculationen  aller  Art  knüpfen.  Man  muss  solche  Ma^jiregelo  aber  ahi 
noihwendige  l'olgc  des  Actienwosens  gelten  lassen.  Die  Emission  nencr 
Actien.  al  pari  zu  beziehen  von  den  alten  Actiouar n .  >ii  lu;rt  die  letztem  vor  sonst 
oft  iinveriiieidliehen  \'erlusten  fitirch  das  siiütrre  sink,  ji  des  (Jurses  der  vermehrten 
Actien.  iluie  ^ulehe  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
veriregenwärtiut.  das^  doch  Iceineswe^  die  urs])rungUchen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  dii-  h'Miti;^L'n  .\ctionarc  sind,  sondern  vi' !e  Personen  itn  T.'uif  der  Zeit  Af'tien 
zur  Kapitalanlage  zu  einem  viel  höheren  als  dem  Paricurse  kauften  und  daher  duc 
viel  kleiner«*  Verzinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Dindende  l»<'zogen.  In  der 
Zeit  anfsteii^ender  Hausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Kisenbahnwesen  stets 
die  (ielahr  \ür,  das-,  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Tbej!  df»s  National - 
kapitals  in  den  Kiseubahnbau  hineingezogen  wird,  woraui  »iann  sjtatcr  die  V<  r- 
minderunir  der  Kapitale crwendung  um  m  starker  ist.  Dies  bewirkt  nothwendisr  ein« 
nn??ein<  in.  Stoniri^'  »!nd  \  er-chiebuPL"  all  r  vvirthseliaftli  heu  ^■erhaltnisse,  nnt  weiteren 
.sehlimuien  .socialpolitisehen  Folgen,  wie  es  in  der  „Orundlegung"  (Jj.  244°)  näiicr  dar- 
gelegt wurde. 

2.  Ad  das  Eisenbabn a c t i e n wesen  scbliesBt  sich  das  A^io- 
tagetreiben  liesunders  \ewhi  an,  da  bis  zur  Vollcndmiic  iler 
liabi),  also  immer  Hlr  ^^ei.auue  Zeit  jede  sit  liere  (Jruudkige  lUr 
die   liciitaWiiiLaisiicieilimin^  leliit  und  spater  die  Uente  von  so 
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vielen  ziinilli^^cu  Umständen,  mehr  als  dio  \iclcr  anderen  Acticn- 
untcruelininn^en  und  als  der  Curs  der  h>taatsreiitcu ,  welche  für 
ötaaatsbahnen  ausgegeben  worden,  abhängt. 

Daher  (?ie  7"i-enljahiia<  ticn  so  vielfach  mit  <Iio  bclid  t.  sS n  Si>icli>ai)icrf  der 
Boi-äc,  uu'hr  als  die  mit  fester  Heotti  verstihtinca  Obligatioocii,  die  ein  >oIidär  Staat 
fOr  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin.  BOfse  7.  B.  ror  der  VeTstaatlicbangsftra  neben 
östcrr.  StaatsI*.  f..l  ranzosen"  1 ,  Siidb.  (Lombar  l  .  (Jaliz.  u.  a.  m.  v.  inlrimi  I'.ip. 
iiamentl.  IJerg.-Mark.,  Ileri.-Görl.,  nöln-Miiid..  < )bt;ibchlcs..  K'hcin,,  Mainz-Ludwigsli. 
Bisenbaknactien ,  kein  iulrmd.  Staatsijap.  regelmiis»ig  zu  l'riimicnschlUsseii  a.  DiH'.- 
Gesrh.  vcnvandt.  Auch  der  dauernde  B&ktt  ron  Eiscnbahna  ti-n  fuhrt  bei  dem 
wochseliiflou  (icschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  <»ewinnsten,  bald  zu  elteiiso  grosseil 
Verlusten  an  Zins  uud  folgcwciäc  au  Kapital,  wurauä  groüsu,  iu  buidcu  Fullen  aber 
anifefechtfcitigte  Yerlnderungen  der  PriTatronnSpen  herrorgehen,  —  eine  rolits- 
wirths'ohaftli(^h  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  St.nat  ii  i  i  Ii  t  ^l.  ii  li^ultig 
sein  kanu:  „t'ouj  uuctu  rcn";^cwinnü  und  Verlust.-,  S.  (irundlegung  1.  §.  7ti  H'. — 
Das  bedentendi«te  Beisp.  des  lieutabilitiitswecbäclä  einer  Üahn  Ut  wohl  die  bekannt'^ 
Cosel-«  >de  rberg er  (WUhelnisbalin),  deren  Dividende  von  47o  i"  l^^O  aaf  12  in 
1S54  u.  t»I"'„in  1855  irpstif^<Z''ti .  dann  von  1  an  Jahre  lansr  Null  war  u.  erst  in 
den  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorscliein  kam.  Der  Cun>,  lb5U  noch  227,  sank  bis 
Ende  1S5T  auf  cinijrc  40'*/„  und  war  J.  laiig  iingef.  so.  Jener  Umschvang  im  J.  1S5r> 
war  di'  I'i.I.'-*^  der  EriWlnun?;  der  ftsterr.  Concurren/Iinie  Od'Tli  rt;- Krakau  gaii/  mf 
Österreich,  üebiet,  während  dieser  Verkehr  bisher  über  die  W  iihelmsbahn  gegangen 
war;  foruer  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Enormer  (/urswcchscl  anch 
seit  1S71  bei  manchen  deutschen  Bahnen»  Bed^Kagdeb.,  Magdeb.-Hnlbcrst.  u.  a.  m. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
bahnen  und  dieSchnldanfnahme  des  Staats  za  EiseDbabn- 
zwecken  sind  ganz  gleichartige  Operationen,  ancb  wenn 
die  Staatsbahnen   nicht  ansdrtteklich  als  specielles  Pfand  der 

JStaatseisenbabnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abh;iiir,iiJ,kcU  von  dei  Lage  des  (»cldiHarkts  als  bei 
der  Actienausgabe,  jedoili  bei  der  Staatsbahu  zu  deren  Vortbeii 
für  das  ^^anze  I*ankaj)ital,  bei  der  Privatbahn  bloss  t'Ur  den  olt 
kleineren,  mitiuiter  j^^anz  l'cLlenden  Tlicil  des  IJaukapitals,  welcher 
durch  rrioritätöobligationen  gedeekt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  lietrctl'  der  Kapital- 
beschaffung günstiger  gestellt,  der  die  Sehulden  vortheilhafter,  also 
namentlich  billiger  anfnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes: 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Hube  des  Realzinsfusses  der  Babnsehulden  (oder 
des  Emissionacnrses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  L  ij^^  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellsebaft  selten  vor  dem  Staate  im  Yortbeil  sein. 

Ist  der  Geldmarkt  durch  virthschaftlicKe  VcrhSUnissc  gcstfirt  (Handels-  oikI 

1 'reditkris(;ii ,  stark  iia>sive  /ahliniu:sl>ilan/.  z.  B.  bei  Missernten  u.  d-jl.  ni.),  so  winl 
der  Ziustnss  höher  sein,  IVir  das  l'iivatpaiiier  aber  eher  mehr  als  lur  das  Staatspapii^r 
steigen  (be/.  derM'urs  sink<  ii).  Auch  die  Begebung  l  iner  Eisenbahuanleihe  wird  dem 
Staate  in  scdclier  Zeit  iiiiiner  noch  leichter  werden.  Bei  einer  StOrun^  des  (ieldmarktS 
durch  politi^!*  Ii'  \  l•^llältIli^^^>e,  nauieiitlich  wenn  di<'se  den  eignen  Staat  betreten  — 
aisu  besonders  mi  Kriegsfall  —  wird  dem  Staate  die  Begebung  einer  Liseubahuaiileilie 
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momentMi  vielleiclit  schworer  werden  und  nur  za  ungünstigeren  Bcdiugungcn  gcliii;^cu 
al»  cinw  Gesellschaft.  Aber  die  Erfaliraog  zeigt.  das9  iiich  (lursstand  und  Anleihu- 
bcdinsTHn^en  docb  für  die  Obligationen  beider  Schuldii«  r  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmässig  ?cn>chlcchtcrn,  mitunter  &elbüt  fUr  die  Privatpapiero  noch  mehr,  — 
wegea  der  «geringeren  Amdelmonf  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessea  wenig  praktisch, 
dcDn  in  Kriegrszoitcn  worden  iiii  lit  Icirht  fQr  EiscnljaLncn  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisen bahuprior.  standca  in  der  Zeit  niedriger  Cursc  in 
d^a  letzten  Jahren  ror  dem  französ.  Kric^:c,  ferner  während  dcs.scll)eri  u  stehen  jcut 
wieder  bei  dem  hohen  Cursstaude  nach  dem  Kriege  etwas  ungUii^tiLier  als  die  preusti. 
n.  mittelstaafl.  Staatsp.ip.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Curs  der  äitcrtii  Prior, 
durch  die  Tilgung  oit  uoch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Pani(|uc  im  Juli  I^IU  hat 
die  prettssiscb.  Staalq»apicrciine  etwas  mehr  als  die  der  Prioritäten  geworfen,  wobei 
aber  die  IctEtoron  Curse  z.  Th.  nur  nominell  waren  und  oben  spiter  die  Attsgldchnn^ 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betraebt    Ein  ötaat  in  guter 
.  Finanzlage  erhält  fUx  Eisenbahnsweeke  snmal  das  Kapital  notori«eh 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Frivatbahn  anf  eine 
frttbe  Priorität. 

Z.  ß.  1S77  47„  preuss.  Staatspap.  'Ji>— Ü6,  cooaolid.  Anloihe  101  u. 

danibcr,  beste  4\/.//„  Prior.  100,  vielfach  06— 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  DeBcit,  mnss  allgemein  zn  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cnrsen  anleihen,  anch  ftlr  Eisenbahn-  und  ähnlich  pro- 
dnetiye  Zwecke.  Aber  dies  beeinflnsst  oft  anch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfnss  nnd  Cnrs,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  iiumer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  österr.  £isenl)ahn])rior.  stehen  sämmtlich  erheblich  scbltchtfr 
hIh  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besberen  unter  ihnen  (Nordb.,  franzte» 
Staat^b.)  hoher  als  die  Slaatjjpapiere.  Dies  Verhältniss  isl  j.-d'M-Ii  du-i  Produ.  t  tJer 
öüterr.  polit.  u.  Finauzgcächichte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  5Uer  Jahren  noch,  al:»o 
zur  Zeit  der  «nnossen  ^enbahnftra  nach  1854,  waren  die  Gurse  der  Staat^papiere  a. 
der  Priorit.  wmig  verschieden,  z.  B.  im  Di  ( .  ISÖH  (wo  Silber  fai-t  iicin  Agio  hatte) 
5"  „igt;  Staatspap.  bü— 8G,  selbst  l^ordbahopnor.  5%  nur  90—91,  SV«  Staalbbahn- 
prior.  57"/o  Pap. 

Papierf^eldwirthschaft,  hoho  Coapon^t  (i*  rn  bedrolten  die  Sichorbi  it  beider  Arten 
der  KapitalaiilM^p,  auch  wenn  die  Paiiiere  auf  Metallwährung  lauten  und  ihnen  Steuer- 
freiheit rei-sprocben  Kegeluiüs!>ig  können  ferner  nur  gute  Prioritätsobligationeu 
7on  Piiratbahsen  mit  8taatäpa]>icren  erfal^ich  concurriron.  Bei  einer  späten  nn- 

sicheren  Priorität  und  bei  sclileclitt n  Kalin.  n  ^.  r*- lilrclit.  rn  sich  die  Anlcibelicditi-rtingon 
oder  der  Staat  inuss  die  Zinsen  garautir<;n.  \\ird  diese  Zins^'-arantie  uiuth  in  asslich 
praktisch,  so  wird  sich  für  da>  Rahnpapier  auch  kein  besserer  Cuts  als  für  das  Staat>- 
papicr  ergeben.  PrioritätMtbligationi  n  stark  verschuldeter  oder  schl<*chtcr  Hahnen 
wcnlfii  aber  noch  ungünstiv'er  aU  nctio  F,i^fcll^^.lllM5clulId -n  <  iiics  Iifreit>  mit  Aolchen 
>ebr  licla:>teteu  Staate  zu  begebeu  sein.  Denn  das  gaiize  Staats  bahn  wescn  stellt  doch 
due  Pinanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlochtoii  Abschlas^e  trotfcn  die  eine 
St  latska^sc,  so  dais  die  letzteren  leicht»T  /.u  Irajien  sind.  Bei  d<  n  f^-  trenntt  n  l'inanzen 
der  Priv;itl>\!ui<'u  hängt  Alles  von  den  spcciellcn  Krgebnissen  der  einzelnen  Hahn  ab. 
Ausserdem  kuuiuit  dann  noch  die  allgi;meine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahncu 
XU  Gute. 

Hf  t  d«  r  \'"r/ii  Ii  hkeit  last  aller  deutscher  llahni'rior.  i>t  irit  dem  Cnrsstand«' 
dl  i  vciachicd.  Emi>sioncn  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kaum 
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«in  (jDteisdiied  zu  bemerken,  ilor  auf  vorschie<l.  Creditwilidigkcit  zurückziifahrea  witrc 

Denn  ih-s  Iclriiic  i'^ftcrs  /u  (iiulr  iidi"  L'niijsi  Iii.  J  —  etwas  höherer  Curs  d.  l^rinr. 
irulieier  Kuibs.  uud  der  Prior,  alter  liahucn  —  erklärt  tiicli  meist  aus  der  bei  diesen 
Hchoü  «reitor  geschrittenen  Tilgung  a.  ans  der  noch  nicht  roltetkudi^c  orM^rteu  festen 
Glassiruiiü'  der  jüngeren  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Üesterr.  Galiz,  Prior.  {,1^11)  1.  Em.  84—85,  2.  E.  82, 
y.  E.  79—80,  4.  E.  78— TU. 

So  wird  dcD  Frivatbahnen  nur  selten  ein  Vorznj^  vor  den  Staats- 
balincn  in  betreff  der  KapitalbescliatVung  ein/.nräiinien  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  ZerrttttUDg  der  btaatstinauzcn  kann  ein  solcher 
erbeblioher  werden.  Dies  wird  dann  vielleiobt  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  yorgekommen  ist. 

Hauptbcisp. :  '»Österreich  seit  l^T).'),  ancli  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
•Staatsbaluibaa  wieder  begouueü,  jetzt  auch  ia  Wcst-Üestcrr.  u.  Ankauf  v.  Pcivatbabnea 
vieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sieh  jedoch  mir  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  nnd  keinerlei  massgebender  und  znr  Nach- 
ahmnng  auttbrdernder  Vorgang  i'ttr  die  priocipielle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  (irunde  wieder  Stein  die  .Sache  aull'asst,  Ilandb.  d.  Verwaltungslihre, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  selber  srine  Bahnen  bauen  u.  >ie  selbst 
Yi  i-walt<-n.  Allrin  er  kitunc  es  nicht,  tlitil>  weil  die  ßahnra  ein  zu  gros^>es  Kapital 
t'ordcrti  ii ,  ihriU  weil  >ii-  dm  Characti-r  v.  Un^erneliintiii'^rn  li.-ittcii ,  dir  der  Staat  nie 
;;ut  verwalte.  Walu"  Zeitweise  in  Oesterreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Litndem. 
Mehrfach  abveichcnd  von  mcfaior  Auilkssunf  Sax  It.  146  IT,  149  If.  Er  meint  u.  A. 
,.die  sto*s\v<  i>r  Bescliallnng  di  r  Kapitalien  zu  Bahnbaiit«  ii  sei  kein  UnirlUck  für  die 
(iosaninitwirthschaft".  Das  ist  >i<'  vielfach.  Die  (icsammtwirkunj«  auf  die  Volk.^wirth- 
schaft  ist  so  naclilheilii;.  V<Tmc.iden  kann  da>  d.  r  Staat  durch  U<  i;<;lung  der  Con- 
cessionen  ab<  r  nicht  genügend,  weil  dir  Krthcilmiü  der  letzttjren  vom  Stand  des  (jcld- 
markts  ahhaiiül.  I^  iin  Staats! »ahn bau  l.issf  sich  dit>e  .,sf.— '.v.  i>.  lirschailung"  ver- 
meiden, was  ich  auch  gegen  Nasse  (Abb.  VcrhUt.  v.  I'rod.ivri^cn ,  im  Jahrb.  d.  D. 
Keichs  1879  S.  167  ff.)  festhalte.  S.  Grandle^.  2.  A.  478.  Auch  in  d.  Bemerk, 
lU  151  Uber  A^otagu  u.  Cuisweclisel  kann  ich  Sak  nicht  beistimmen. 

§.273.  —  C.  Beschaffenlieit  des  Bahnbans  und  Bau- 
kosten. HiDsichtlich  dieses  nnd  des  folgenden  Pnnctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbabnen  nooh  häufig  ein    natürlich  er'* 

und  „erfahrungsmässiger"  Vorzug  der  Privatbabn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  iniiner"  die  rrivutiinter- 
nehmung  besser  wirthschalte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  z  weck  mä  .«ss  ige  r  und  w  oh  Heil  er  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staat.^beanitc  weniger  practisclie.s 
Verstiinduiss  der  V'erkclirsbedürfnissc,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohli'eil  zu  bauen. 
Mit  IStaatsgeld,  „auf  Hegiments  Unkosten^'  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung in  keiner  Weise  zu  begründen:  es  l'asst  sich  auch  leicht 
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nachweisen,  dass  hier  gar  kein  innerer  „natttriicber'' 
Grand  einen  Vorzog  der  Aetiengesellscbaft  bedingt,  welcher  letzteren 

gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatanternebmang  rein 

angedichtet  werden. 

Stroussberg  iiimiat  die  Oen.-Eutrepmo  u.  Aehuliclics  in  SchoU  bui  i'mat- 
bahneu,  wegen  der  SchverföUigkuU  der  Baaleitung  einer  Acticniresellschaft.  Dio 

Actien^^esellschaft  steht  aber  auch  der  Staatsrerwaltuiijr  hier  nicht  unbcdiii-t  na«  h. 
Kinzrlnc  Erfahrun  s-^tliatsachen  la>sen  sich  nur  zur  Ent-rh<*idnn;f  eini-r  -o].  heii 
l-ra^'-i-  srliwcr  vonvitlifn  iiimI  am  Wcniirstcii  kaim  man  aus  ilinen  eine  aJlgcuiein 
i;ülti>rt-  K<  <;<'l  ah]<  itrii.  liald  ist  eine  l'rivut-,  bald  fiiic  Staatsbahn  überlc»;cn.  Land 
und  Zt  it  L"llt^chl'i>iL■Il  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  \\  '  -cri  bvitl.-r 
VtTwaltuogt-u  kann  man  aber  uiiodestoos  ebensoviel,  ja  eigentlich  utehi  UrlLude  für 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Priratbaha  ableiten.  Der  gute,  zverkmisKige 
lind  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hänget  oilcnbar  von  <lrci  rmsfanden  ab:  vom  Können  , 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  uni]  ausführenden  Personen.  In  all<n 
drei  Beziehungen  möclitc  aus  inneren  Gründen  eher  noch  der  StaalN.«  i  »al(ung  vor 
derjenifen  <i  r  A<  tiengi-sellscbaft  der  Vorzug  einzuräamen  tein,  wejin  auch  nicht 
immer  unbi  ilin-  t  in  praxi  und  wenn  am  h  bei  der  Sfaatsrcrwaltang  mitunter  wieder 
eine  speciKsche  bureaukratii^cho  SchweriulUgkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  ff,  nur  mit  einigen  Einwendungen  z*:!?cn 
meine  Aeusseruniren  in  d.  2.  Aufl.  über  gewisse  Verwaltujigsuiissbräuche.  Ganz  wider- 
legt bin  ich  dadurch  m.  K.  nicht.  In  der  Sache,  selbst  glaubt«-  ich  aber  doch  di« 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wollen,  Mlbsen" 
(m.  Aofl.  S.  571^573)  als  kaum  mehr  nothwandig  hier  jetzt  wi^anen  za  kdnnen. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  dei  Versnob  gemacht, 
mit  genanen  statin  tischen  Verg:]  eichen  der  relativen 
Baukosten  (j).  Meile)  fltr  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
scbiedene  Bahnen,  selbst  in  sehr  äbnlicben  Terrainverbältuifisen, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichung  gestatten. 
Denn  die  UnistUnde,  welche  nachweisbar  in  eirster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  versehieden. 
Ob  ilberbaopt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostennnterscbiede  . 
ausserdem  anf  den  Umstand  der  Versehiedenbeit  der  Verwaltnngs- 
Systeme  za  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen. 

(jonatt  ein  nn<1  dfesel)>c.  gleich  ansfrestaltcte  Linie  masste  zu  denolbw  Zeit  rmi 

einer  (iescllschaft  nml  votii  iStaatc  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und  so  oft  wieder- 
holt sein,  um  Beolai  lihmgsf'ehler  tiii  )  zufallige  Kinfln^so  zu  eliminireu.  wenn  t«in 
.solcher  Vergleich  nur  •  inigermasseu  stattliafl  sein  sollte. 

Jede  eineebendere  Kestenstatistik  ron  £isfnbahn«>n  /«dgt,  das»  di'r  Werth 
d.:s  (Jrund  und  I^odens.  die  T«  rrainltcscliair«  nheit.  wovcm  d.  i  rinfan-.;  d<T  eigentliehcii 
Erdarbeiten  cBcwogung  von  Erdmat»e)  u.  a.  m.  hauptsächlich  abhängt,  das  VorkiMniuen 
von  grosüt-n  Einschnitten,  Tonnelii,  grossen  I>ittim4*n,  Viadncten,  Brücken,  die  Ton  der 
Itabnfr«  «lu*  11/  abli.ingiiro  Masse  des  Fahminterials,  selb>t\erNi.inil[ieli  die  Ein-  oder 
Doppelt  Ifti-igkeit  der  Bahn  u.  v.  a.  m.  di«'  •■^rr..>,tf ri  Vcrschi-d'-nheiton  der  Kost<  ii  br- 
dingeu.  Ebenso  i>t  die  Zeit  des  Baluiltaus  aucli  in  d<  nielb«  n  (ie;:end  wegen  d.  r  Ver- 
ändi^rang  der  Preise  und  l<Ohnc  von  wesentlichi^m  Einflüsse.  Endlich  ist  doch  nach 
^' hon  jrt/.t  «1er  ..Ifan«;"  'iner  Bahn  im  Transjiortsystem  —  ob  Ilrmit-  db  S."  nnd  ir- 
bahii  Q.  s.  w.  —  von  Eiufiuss  auf  die  Baukosten ,  hq  wenig  leider  bisher  gew  Ölinlieh 
bei  Htaatü*  tthd  Privstliahnen  diese  verschiedene  natariicho  Itangordnnog  einer  Dahn 
far  Anlage,  Bau,  AosstattQng  genügend  berUrksichligt  wunlo  ^S.  folg.  Abschnitt). 
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Anch  aaü  i>tatiätiäcUcD  Durchäctiuittiizaklcii  iür  uinc  grüsäcrc  Auzabl 
oder  für  alle  Prirat-  und  Staatsbabiien  eines  oder  tnebrcrer  Linder  ist  dec  etwaige 
Kinflus  de«  VervaltaDjirsiiiofncnts  auf  die  Kosten  ni<  lit  tü  ermittela.  Pcuii  aacli  diese 
Zaillcn  \vrT(!f*n  p^anz  von  obi'.'Cü  F  i'  tor<-ii  bosfimmt. 

Eine  Yerf^leirhung  von  ungefähr  irioichz'  itijf  gebauton  ßaljncn  in  Na<:libai-äo}iaft 
und  in  un^föhr  gleichen  Tcrrainveriialtnissen  zeigt,  daüs  alsdana  auch  die  KosUmi 
sich  nicht  so  verschieden  »teilen.  Aber  ob  es  Staate-  o4ckr  PrivatbaliiieQ  sind«  i^t 
iiierfur  ganz  irleichgültig. 

Die  uinnittt'lhare  |{<  obaclituiiu;  iin  !  riilftin-r  knim  im  concrcten  Falle  gewiss  oft 
thcuen-n,  vci-si^hwi  Bderischcu  oder  eiiiiacheu,  bpaisuui' u  Hau  nachweisen  und  /eigen, 
vle  dies  hier  mit  dem  Staate-  oder  Privatbuhnaysteni  zusammenhängt.  Daraus  mag 
mitunti-r  für  ein  bestimmtes  Land  eine  l'Dl^cnin^x  in  der  Striitfi a^'-c  iKTvorirchtM». 
nicht  aber  fUr  die  juiacipiolio  Entscheidung  der  Fraj^e.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nflthigvn  zeitlichen  vnd  i&noilichen  Aasdehnang  solcher  diructcr  Beoliachtuujj^n 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichm&ssig  rcrtheilt  finden. 

TfifT  einige  Bci>pi"l<'  -lu:^  d.  prcuss.  Ei-' nitahnstafistik  für  dif  am  d. 

früheren  Aufl.  lierUbcrgcnommen  worden,  da  es  /wcckmässig  erscheint,  etwas  ältere 
Daten  zn  vergleichen,  statt  der  neneren,  bei  denen  die  (grosse  Umgestaltang  der  rollts« 
wirthschaftlichcn  Verhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  au>  den  letzten  Jahren, 
wo  durch  die  irrosson  Vcr-faatlichuniren  Alles  vcrsrhobcn  i??t,  eignen  sich  zum  Vcr- 
glcirb  noch  weniircr.  Für  die  Systemtragc  ist  aus  Daten .  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Bau- 
kosten u.  damit  in  die  finanziell  besonders  i^  ifluiir''  Seite  des  Ei-'  n^aJmw '-nn«?.  Des- 
halb habe  ich  diese  Uebersichten  auch  in  dieser  Aull,  beibuhalten.  Küsten  p.  Meilu 
in  lOOOen  Tbtm.  v.  in  Procenten  der  Oesaninitltoston,  wobei  Iiier  nur  die  Hanptpoeten 
aufgefilhrt  sind.  Die  amtliche  Statistik  specificirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Erdarb, 
wurden  die  Aiisr  für  Böschun^-en ,  Einfriedigungen.  Wcsictibergängc ,  zu  Bahnhiden 
u.  Wärterh.  die  Signale,  zum  Aufwand  für  Verwalt  u.  Zinsen  während  der  Bauzeit 
auch  der  f(ir  ai»derord.  Anlagen  n.  [ungemein  gerechnete  Die  Statistik  des  \  oreins 
D.  EisonbahnvcnvaltiiniriMi  enrlifilt  .■iliri!irIio  Daten  atii-Ii  ü''<t  die  meisten  aiidercri  iK 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  Qbrigens  nicht  immer  ;;anz  genau  Ubcrcin. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  Robrik  „Aosgaben  fUr  Vorarbeiten"  fehlt  in  d. 
prenss.  amtl.  St  iM'stik,  z.  Tli.  bctinden  sich  auch  daronter  Zinsen  während  d  ;r  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Bcrc  linnng  der  letzteren  liestcht  übrigens  au<h  manrhc  V«  r- 
scbiedcuhcit.  Bei  den  Staarsbaiinen  pflegen  sie  nirht  uingerechuct  zu  werden,  so  dass 
die  SSahlen  für  die?e  insofern  et«'as  zn  niedrig  sind. 
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Die  Küfetcu  «Icr  ?>».-liicrcn  Kl»cncu,  diu  bei  d.  Bcr;;.-Mitrk.  und  Khcin.  B.  vürküinuicu, 
Kind  zu  d^in  It'tztcn  Titel  (Ausscj"rd.  u,  s.  w.)  f;crechnet.  —  Verhältiii^smiiäsig  die 
pnVsste  (jkii  Isi  it  des  ab>ol.  und  rolat.  Anfu.aids  bo-toht  noch  Leim  (  )l»r!  l'an 
(.Schieucu,  bchwcUco,  Drehbcheibeu  u.  o.  w.),  wo  die  gröütiere  oder  geriugerc  Aua- 
dohnnnir  den  zweiten  Gleises,  der  Balinhofttchicneii  v.  s.  w.  die  mebte  Yerschiedenlieit 
hcwirkt  ii  wii  I.  Der  stärkste  L'nttrschicd  besteht  in  den  Kosten  dc^j  Betricbs- 
uiutcriaiä,  wii;  selbst  älinlich  situirte  Bahnen  wi  dl»-  drei  fn"o->en  westlichen  Tjiiiou 
i»  ob.  Uebcrsicht  (L'olu-Mind. ,  Berg.-Märk.  and  Kliciu.y  u.  wie  Berl.-AuU.  u.  Bcrl.- 
Ilaiub.  <  iucr-,  Beii.-Magdob.  anderers.  zeigen.  Für  die  Abhining'icett  der  Kosten  \on 
d«.r  Privat-  oder  Staiit'ivenvaltung  wfir«*  «-s  ni»  lit  ohne  Iriteiessu'.  zu  sehen,  wir  dir 
üog.  Ooneraleutrepriae  t>icli  lierau:istdlt.  Aber  au<  h  hier  ist  der  KinDuäs  der  einzelneu 
obi|r«m  i-'actoren  natOrUeh  ma^^ebend  u.  beim  \  ergleich  weiss  man  nicht,  wie  die 
Arl"  it  «lualitativ  ausircfalkn  ist.  Tilsit- In>tcrburg  mit  440,000,  Berlin -Görlitz  mit 
434.000  i'hlr  ]\  Mcil'  iit  (i<  ri'  ralcntrcpri'sc  zebaut  crsclieinen  ni<  ht  eben  wolilf- il 
u.  mancliü  Kiai^en  v<  rluuicn  über  dii  Huubcschatlenhcit  der  let/tcren.  Di«:  Schleswig - 
schell  BahiK  II  kamen  na<:h  diesem  System  auf  320,000  Thlr.,  last  genau  dicsellie 
Summe,  wie  fur  Altunn-Ki' 1  *!2^i,000  Thlr.).  welche  Linie  von  der  Privattrerwaltonjr, 
allerdings  ir Uber,  gebaut  wurde.  (VgL  Uber  (icueralentreprise  btroussberg  a.  a.  0.« 
uam.  aoch  Ober  die  MAglirhtc.  seiner  tiewinne  dabei,  wo  sich  ancrdin^  der  Vortheil 
des  für  sirh  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  IT.).  —  Bemcrkcnswertb 
ist,  d;iss  die  ncnen  I!;uii<'ii  immer  ticuiiM-  nnd  die  L>nrclischnittsko?ten  p,  M-üc  in 
den  ^rossi-n  IJahnnctz  n  unnicr  höher  au.'^lalkii.  Zum  Thdl  J)*Uigt  dies  wohl  tuit 
Lollii-  nnd  Prciästciirerun<,'<-n,  auch  des  Bodens,  (so  bos.  in  neuester  Z<-it),  mehr  aber 
wi^s  noi  Ii  mit  d.ji  starken  Verm«diMiiin  dc^  Be(rio1>snia'i  rials  und  mit  den  gntn^er^^n 
t'  cbni^chen  £>chwiengkeitcn  der  neueu  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Uugcuwart 
werden  solche  Schwi*  ri^'ki  iten  gerade  wejren  der  Fortsr-.hritto  der  Technik  nicht  mehr 
Sil  irobrlient  wie  früher  u.  de>halb  »ehwierigere  Linien  unternommen.  au«:h  in  b.  rgigcm 
Terrain  ii.  s.  w.  1);h  verw<  ndei<-  KajiitJil  {>.  Meile  ist  bei  dm  preuss.  Bahnen  fast 
ohne  jede  Unterbrechnii'.?  j;thrlich  guütiegen.  aber  uoeh  starker  vermehrte  sich  relativ 
der  (iitterwageniwrk,  ferner  aucli  die  Locomotivenzahl,  s.  B.  per  Meile 
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Kapital  T.üt-uinot.      Personen  vagen  Ciut.rna^oii. 

Stuck  Stiirk  StiK-k 

IfifiS         540.7115  4*2  yii  ibl 

1S«5!»  552.072  2'4  3S  51 '0 

1S74  030,660  n-1  1-2  tV.VS 


Diu  Zahleu  v.  1^6S  an  inci.  ucuc  Trorinzcn;  daher  die  Veräudcrung  der  iiurchäcliuab- 
f^rOssen,  aber  schon  1869  die  alte  Richtung.  In  England  sind  dagegen  die  rolativen 

Üanlcosten  seit  25  Jabn  ti  nur  weni^  gestiegen.  Ks  ist  auch  nur  ein  Zufall,  dass  /..  B. 
in  Preusscn  di«'  Dur 'hsi  hnitte  fUr  Staats-  und  Privatb iliru'n  fast  gleich  sind,  wie 
lS6y  p.  M.  für  jene  551,070.  fiir  diese  552,005  Thlr.  uJci  wie  1ST4  S2,s57  Thlr. 
p.  Kil.  f.  (1.  Staats-,  79,289  Thlr.  f.  d.  Privalbahncn  in  eig.  Verwalt.  001,176  Thlr. 
f.  d.  Privatli.  in  Staatsverwalt.f.  Innerhalb  der  StaatslKihncn  finiN  n  sich  heim  \'er- 
Kleich  der  unter  einer  be^iond.  Verwaltung  stebeudea  Linien  L'uten>cbicdo  wit-  4  :  7 
(Ostb.  n.  SaarbrQclter);  innerh.  derPriratb.  wie  1  m  fast  6  (Hhein-Naheb.  a.  Neisse- 
llriepfer)  (in  186U).  Vergleiclif  m.iii  Ii«'  einzelnen  nahnlinien  nach  diesen  Kostcn- 
durchschu!tt«*n .  <o  •stehen  in  l^^i'fl»  in  rrcusscn  Air-  westlichen  Hahnen  im  Uanzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östliclien  unten  in  det  iiciiic  der  Meilenkost*'n .  doch  mit 
bemcrkensirerthcu  Ausnahmen,  z.  B.  unter  den  theueren  die  nicderschlo^.-uiark.  (Hcrl.- 
Brcöl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Üerl.-Mnirdcli.  Xrl)r  n  ilm  si  hwierigercn 
Tereainvorhältuiüseu .  grOsüerem  Verkehr,  aho  iietricbsmaterial  sind  höhere  Preiiie  u. 
Lftbne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  Schlttsso  aus  den  Meüen- 
kostcn  der  einzelnen  Bahnunternehmungcn  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällige 
Umstand,  ob  eine  T.ahn  z.  B.  hier  auf  hr»rt  oder  ein  paar  Meilen  weiu  r  u«  ht,  bewirkt 
oft,  dajis  besonders  kostspielige  {i,  B.  Tunnels,  Brucken  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Kbene)  bnhl  bei  diicser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  werden .  wo- 
durch bicli .  vi)Il<Tidft  bei  liürztTcn  Bahnen,  ihr.  Dnrcliscluiitfi!  sehr  ver"ind«Tn.  Ks  ist 
di^  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Pnratbahnen  zu  beachten,  nauicntl. 
zwischen  grossen  8taatsbahnnctzen  u.  kleineren  Priratlinien.  Die  DorchscUnitlskosten 
der  erstcren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwertlie,  \\eil  der  Kinfluss  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  ineisti'n<  bri.i."  vurknininr-n.  bi^r  schon  ausgeglichen  ist.  iHes  zeigt  sich 
z.  B.  ui  dem  üb' a  crwainucu  kleineren  hosten  unterschied  der  einzelnen  preuss. 
Staat^bahnen  gegenüber  dem  grt^sseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nai  Ii  der  oben  gen.  amil.  Eisenb.  Statist,  f.  l^SO/si  stellen  sich  die  Kosten  f. 
all';  deutsche  Bahnen  auf  24ä,b50  M.  p.  Kil..  der  Stantäbahüeu  auf  2Gij.U23,  der 
Prir.bahnen  unter  Stastsverwalt.  auf  2bt.503,  unter  Prir.Terwalt.  auf  191,270  M., 
woraus  höchstens  das  Kine  folgt,  duss  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirtcn  u.  lio«h 
rentirendcn  l'riv. bahnen  mit  wegen  ihrer  Theuorheit  )m  dabin  no<:h  nicht  erworben 
werden  kunuteu.  Die  Quoten  der  liauprkosteniheile  weiclien  wooig  bei  dun  vcrs'  hied. 
Kategorieen  ab,  (Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Prir.balinen  — u.  Prlv.balmcn 
in  ci2:ener  Verwalt  bez.  (inind  'rwcrb  10'55  u.  I  r4«K  Herstell,  d.  Balinkörpci-s  dundi 
Erdarb.  151  ü  u.  l$'0Of  Wegeubcrg.  u.  Kinfriedig.  2*45  u.  tili,  burchhunQ,  BrUckiui 
10-11  u.  7*$7«  Tunnels  2*45  «.  Oitö.  Oberba«  21*95  u.  24  71,  Signale.  Bahnhöfe« 
UaUcstelleD,  Workst  14*45  lu  14*82,  Ketriebsmittel  o.  And.  22'8S  u.  22*097,). 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.    Relativ  ist  aneb  hier  Alles. 

lUufi^^  wird  den  Privatbahuen  vor  den  Staatsbalincn  nacligernhuit :  grossere 
Kflcksicht  auf  llcdurfnisse  und  Wünsclie  des  Publicuui>.  coulimrcrer  Betrieb,  mehr 
narb  kinfininnischer  statt  nach  bureauk ratischer  Art,  besonders  im  (jiitcrvcrkehr, 
grossere  UülUchkcit,  Gefälligkeit  dü»  PenK>uaIs  u.  s.  w.  Mitunter  hurt  uiau  a))ur  auch 
d<»i  Staatsbahn^n  in  Betreff  solcher  Puncto  den  Vorzug  geben.  Es  ist  klar,  dass  sich 
keine  allL^enioinen  Urtb-  ilc  dieser  Art  fallen  lassen  «itid  dass  >ich  w(  licr  aus  dem 
We^nn  der  Sache,  noch  aus  der  Kriahrung  ein  solcher  A'or/iii  «1  r  Staats-  oder 
l'nvatbahncn  ergiebt.  Bezeichnend  genug  we<  hscln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Publicum  iu  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  d>;s  Landes  sind 
eben  entscheidend.   Aber  filr  die  princtiiiellc  I^rairr  M'St  ans  sn!i  hm  l'rdn  il-ii  [liclits. 

£hor  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  PUnctiichkeit,  Sicherht;it  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpci^nals  im  SStaats- 
vnd  Privatbahnsystem  eine  characterbtiäche  Yenchiedcnheit  nachweisen,  obwohl  auch 
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hier  die  Vcrliiiltnibac  üi  vcrschicdoiicu  Ländcru  sich  oft  wesentlich  unterscheiden. 
Die  allgemein  streogerc  Ordnung  im  Staatsdienst  gicbt  aber  wohl  von  rornherrin  «  ino 
gewisse  Bürc:srhaft  nuch  fUr  die  Staat.-b.ihtieii.  Wftiijrstens  bei  uns  wird  dies«;  Er- 
wartung nicht  durch  die  Krfahrung  Lügen  ge^tratt.  Dcsshalb  brauchen  gowi&io 
Klagen  Uber  einzeloo  Staatsbahnon  nicht  immer  unbegründet  zn  sein.  Aber  daas  2.  B. 
«las  Irtheil  über  die  verschiedenen  pr>  us-.  Staatbahneu  ungleich  i>t,  zeigt,  dass  hier 
kt'iii'  Ii  0  t  Ii  w  e  ruJ  i  pre  Inferiorität  des  Maatsbetriebs  gegen  den  Gesellscliaftsbetricb 
vuilicgt.  Aia  iHieiii  wurde  viclfacli  Klage  srefilhrt  über  die  Staatsvcrwalt.  der  Bcrg,- 
Märk.  Dahn  vcrglii  hen  mit  der  Privatrerwalt.  der  Cdln*  Mindener  u.  namentlich  dur 
ireiriich  adtninisti irtcn  niiuinischen  Hahn.  Ab<  r  der  preus»,  leidige  .,Assc^^ori'^^nl>^", 
die  eiubcitig  pri vatrechtllche  Ausbildung  der  Staatsbeamten,  lä&>t  dii  h  dot  h  aucli 
abstellen.  S.  auch  Sax  II,  156  mit  einer  den  Priratbahnen  etwas  gllnstigeren  Auf- 
fassung. S.  ine  Hctvcisfuliruiii;  liat  mich  nirht  überzeugt.  Die  btatis-t.  P  ifcu  S.  151»  fl*. 
bcwi  ison  nichts  Sicheres  in  d.  l"i;itre,  weil  zu  man<-herlei  u.  and<  rc  I  actoren  ein- 
wirken. Der  Auslegung  die^ri  D.Hi-n  u.  den»  Schlus»  auf  S.  dass  „die  Bc- 
haiiiitungrii  über  die  minder  Ix  IVii  iiinMi  lon  Leistungen  der  Privat-  gegeimlh  r  den 
Staafshahiieii  in  Preussen  dun  Ii  die  Tliatsachcn  dcsavouirt  wurden'",  kann  ieli  nieljt 
KHiiz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bus.  bei  der  4.  \Vagencia:>se  im  Pent.- 
viTicebr  bo{  d.  preuss.  Babnoii,  znmal  den  Staat^bahnen  grOsscr  als  iHc  Kinnabm«  sein 
!'*  gegen  l-i — 10  PlVrin.  p.  M-  ile  ti.  Pi  i-b.V  ,  so  läge  durin  nur  wieder  ein 
liri^^nel,  alin'ieh  wie  im  ßlfentl.  \  ersieh. Wesen ,  da>s  man  bei  MW  Anstalten  social- 
politis*  h  xmisti^'^c  L  ebern a::^uugca  zwischen  den  verschiedenen  Kosten  (bez.  (icfalir-) 
('lassen  /lim  VortlicU  der  unteren  Re\n[kerattg  machen  kann.  Uebor  die  mancherlei 
Jictbrjttvii  in  Preussen  seit  d.  Vcrstaatlichuiii:  s.  U« 

2.  Hingicbtlieh  der  Betriebskosten  hört  man  mitaDter  die- 
selben LobsprUcbe  wie  hinsicbtlicb  der  Baukosten  den  Privatbahnen 
erthetleni  aber  ebenso  nnriebtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Babnnetze  zu  nnterscheiden. 

a)  Gin  innerer  Gmnd,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
Holchc  tbeurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlicb  /.u  einem 
höheren  J^rocent  der  Bet  ricbükostcn  von  der  Bruttoein- 
uabinc  verwalte,  beBtebt  nicht. 

Naeh  der  Natur  der  Sache  muss  in  dem  gaii/eii  Mcehaiiisinus  der  \  erwaltuim, 
der  Betriebsleitung  und  Betricbsfahniim  zwischen  beiden  Arten  Bahnen  eine  p;rosö«' 
filcirbartigkeit  u.  >t  li  -n,  was  auch  that>&chlich  der  VtAl  ist  Der  Staat  mag  hier  und 
da  etwas  schwerfälliger,  burcaukratischer  verwalten,  ein  jnnr  Rertinto  melir  haben. 
Nothwüudig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  die:i  ist  nicht  wohl  aus  (ieui 
Vcrgleicli  der  stallst  Dorcbschiiittsfiihlcn.  sondern  nor  durch  vnmittiUbare  Bcobachton^ 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  uiui  niederen  Arbeitskr.'iffen  hangt  natürlich 
besonders  von  der  (ip^se  des  \  erkehrs.  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedcutunv^  u.  s.  w. 
ab.  selbst  in  Betrell  der  allgf.uieinen  Centrah erwaltunu.  In  Preussen  kamen  iMi'l 
bei  den  Staatsb.  Beamte  und  HQlf^arbeiter  bei  d.  all-,  iii  \  erwalt.  auf  lüO.OOd  Thlr. 
Brutto,  iun.  h  :^.  bei  «leii  uiiter  Staat-verw,  steh.  Privatbahnen  "i  T.  bei  d.  ainl.  T'rivat- 
bahneii  auch  il  l^  oder  p.  Meile  2  5»  il  ü,  2  0,  aber  in  jeder  (jruppc  erhebl.  Vcrachiedt-U - 
hoiien  bei  den  einzelnen  Dahnen.  Die  DirecÜencn  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  104, 
bei  d  <ell'st.  T'iiv  itb.  Al'I  Thlr.  Iiiferess.  Statist.  Material  l'iir  -onst.  Vergleiche  a. 
Prelis-.  KiM!nbnhn^fafi^fik  fnr  isbM.  S.  ITS;  deutsehe  d^gl  S.  PJ*^.  Per  etwaig»* 
Heine  Naclitheil  der  Slaafsbahne»  {^iuielit  »ieh  oft  schon  dadurch  au.s.  dass  die  (iehaltu 
der  hrther«'n  Beamten  im  St.iat>dieii>t  etw.is  niedriL-er  sind  und  e>  bis  zu  einem  gewissen 
<«rade  sein  Lmiiim n.  Dj.-  mancherlei  kleinen  \'er>chi<-denlieiteti  in  d.  Sf.  llmt;:  <b  r  «  in- 
zelnen  Be.tmten  erMhweieu  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn,  Aus  den  Durch- 
sehnithucabliMi  ist  wieder  ru  wcmh  Sieben^  zn  cntndimen.  Bei  d.  obersten  I.eituni; 
iiK  I.  Vi  rwaltnn;;nratli  werden  die  Einn  iluii'  n  der  Beamten  durch  Tantiemen  «»fter-^ 
wesejiilich  erh'dit.  z.B.  bei  manrheii  östi-rr.  Privafl>ahnen,  aiieh  bei  B'-rl  -Anh.  n.  a  ni. 
Die  höheren  Stellen  in  d.  Directioncn  d.  prcuss.  Staatsb.  waren  um  I^Tü  uiciat 
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mit  i  200  -2000  Tlilr.  dotirt,  ebenso  bei  d,  preuss.  Pmatb.  uuter  Stantsvcrw.  ;  Iici  den 
siclis.  StMtel).  waren  die  Sitze  1200  —  2500,  der  vartemb.  686  (BurJ  —  22SC, 
;Ut  baier.  915 — 1714  (ohne  (ieiicraldirortor'),  <lor  l>ad.  (1S(>  (Rur.)  —  1371  — 2285 
Tblr.  Dagegen  z.B.  Brrl.-TIamU.  2500— GüOO.  n.-Görlitz  ISOO— 4000,  Berl.-Mag<lcl>. 
800—4200,  B.-Stettiii  500  3Uüi>,  Magdcb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Ustb.  3420, 
Pftlx.  2S57  bis  4572  Thlr..  indcwon  ThOrinfr.,  Leipz.-Drcsd.  doch  wieder  in  den 
Maasscn  der  Sftnt.-bayinen.  In  (l<^n  70  er  .Tahr-Mi  sind  meist  Erhöhungen  der  (loli.ilU'. 
oiugetrctcu.  So  hczuacn  die  MittrIieUur  der  ubcräten  Vurvalt.  um  1874  bei  d.  pi-cubs. 
Staatsbahnen  900—S800  Tlilr.,  gewöhnlich  1400— JtlOO  Thlr.,  bei  d.  sachs.  Staatsb. 
1000—3500,  wart.  1067—3000  Thlr..  Im  i  il. -II  ui.U.  jetzt  2500—7500.  B.-Ciörlitz 
210tl  .-nno.  B.-Ma-.l.  800  —  0000,  B.-Aiih:ilt  i'T.M»  — SOOO,  B.-.Stottin  1 000 5500, 
MagiJel..-ilail»er.<  2000  —  8000.  hoi  Magd.- Lcij!/.  hi&  8500  Thlr.:  nach  deutschen^ 
StaatsbeantmerhSltoissen  also  z.  Th.  tlliertriebene  Steigerangrea  bei  den  Priratbahot^o. ' 

Eine  Verecbiedcuheit  der  lietriebökosten  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  mUnsen.  Kineo  Vorzug  bat  aber  .sogar 
die  Staatsbahn  Öfters  vor  der  Privatbabn  Toraus.  Ein  Tbeil  der 
Betriebskasteo^  nemlicb  diejenigeD  der  al  1  g e  in  e  i  n  e n  und  Central- 
verwaltiiDg,  stellt  sieb  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absolnt 
höherer  Gesamniteinnahine  relativ  günstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgemüss 
Öfters  aueh  sehon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Staatsbahn  vor  der  Privatbabn,  wenn  auch  der  Einflnss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  p^eriugcn  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
Iii]  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betrieb.s- 
ko.steu  nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

I)i«i  UcchnuMjTcn  d- 1  .■iiizcln<  n  Bahn"n  sind  ?<es.  im  Posten  der  „allg'-niriiiii  n" 
Auä^^abcD  uickt  immer  genau  vergleichbar,  weil  dcniäuHieu  besondere  Zahlungen,  z.  II. 
fttr  Bahn|iacht  (Hanaor.  B.)  ziijporochuet  werden,  auch  die  Vetbiicbnng  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubrik<-n  x  rächieden  ist.  Bei  kh-inen  äelltstaudiir  vcrwiUtcten,  vuilead:«  bei 
wenig  frequcnten  solchtni  Frivatb.ihnen  stellt  sich  das  Proceut  der  allgem.  Ausg.  v.  d. 
(icsammtausi'i:alic  sehr  hoch,  z.  ]{.  1>>H0  Tils.-Insfrli.  20"  „  (prcuss.  .Stat.,  ISMI  l)<uts»he 
Stat.),  aberh.  bei  mehreren  Priratb.  Prciissens  Uber  10,  mei>t  f»— 0"|„  l>auc^''  n  li<»i 
oiiiz'^lncn  grossen  und  lre(|U.  Privailtahnen  auch  unter  5"  „,  z.  B  <  Hin  •  Mmd.  4  7, 
•  bcnso  ll.-Stctt.,  B.-liaioh.  uar  3  7,  )>ei  d.  aUeren  preuss.  Staatsbahneu  5  6%  (wo 
aber  InspecUoji  inljefrifTen:  deutsche  Stat  giebt  4*05—4*31  aa>,  nur  Ostb,  7*8  t5-65>. 
Bad.  H-2S,  Baicr.  1-78,  Sachs.  4-00,  Würt.  2  49  "  Im  J.  1S74  fiel  narh  d.  Vcreirisstat. 
auf  d.  allif.  \  (TW.  Iici  d.  deutschen  Staatshahnen  ?  st)"/^  d  (Je^ammtausg.  (Bai'  r.  nur 
1*88).  lici  d.  l'riiratb.  in  figen.  Vcrwalt.  5  48  (Tils.-liibicrlt.  IT' 14.  auch  l»ei  audrrcu 
Ueinen  V'erwalt.  10 — 20"/u  •  Nach  d.  n<  uen  dcuis<  hcn  Eis.lt.statist  t  l"^so  mit  einigen 
Al>wcichungen  der  \'<  rl»uchaiig  geg'cii  fiuher)  sind  die  Ausgal>en  f.  a Ii ir.  Y.  nvalt.  '^m 
d.  Staatsb.  8  20,  bei  d.  eigensrerwalt.  Priv.h.  10*73.  davon  bloss  die  pcrsöul.  Ausg. 
5-70  u.  7-42 7o  der  Oesammt-Betiiebsiausg.  oder  p.  Kil.  d.  Betrfebslftngc  1186  u.  1271, 
p.  1000  NQt2kU.  188  n.  258  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  Procents  der  He- 
triebs koste  11  von  der  Koliciiiiiahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  (inlsse,  Art,  Kichtung  de.s  Verkehrs 
.selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  VerhüUuiss  des  todten  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveauvcrliitltnisse  der  Hahu,  .selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höbe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  BreDDfitoffis  n.  dgL  m.  sind  hier  entocheidend.  Am  diesem 
Kostenprocent  iSsst  sich  also  fBr  die  Staats-  oder  Frivatbabnfrage 
nichts  entnehmen. 

Aucb  in  ilicseu  PuDctü  sind  die  Bcrccliuangcn  nicht  immer  gltiich*rtig,  die 
amtl.  prenss.  v.  die  Statist,  des  D.  Eisenitalinrercins  zeigen  Abveicbungen  in  den 

Proccnten  der  Bctriobsausg,  von  d.  Uetriebscinn,,  so  bei  d.  preuss.  Staiitsb.  rngilnitiger 
stellt  sich  das  Procent  besonders  bei  weniger  frequ.,  neuen,  bei  kleinen  \^weg«'n 
Höhe  der  allgem.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  ^latcrials),  bei  älteren  Bahnen. 
•Kin  n  iii'uc,  noch  wenig  frequente  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  preuss.  Eisen- 
bahn6t;it.  für  HCO  S  7:?  war  da.s  Procent  bei  d.  Staatsb.  46  7  (Mio.  Ostk  \ 
•Max.  Bebra -Hanau,  eben  erotinct,  60*2  7  J,  (iü  d.  bes.  uugUuät.  Jahre  1S74  uacb  d. 
Vereinsstatint  S.  95  bei  allen  deotacli.  »Staatsb.  70*17,  Min.  oMenb.  48*62,  vttrteinb. 
.'i7*(»S,  bail.  5S  3.'I,  li  iier.  6ü'2.'>,  süchs.  t»2  2G,  niederschles.  märk  mit  fiLbir|u:s1i.  07  05, 
«>stb,  7«>".'{2.  l'rankf.-ßebra  «J5"2Ü"/J,  bei  d  unter  Stn.it-vcrw,  steh.  Pri?atbahnen  42H 
(Min.  Oberschles.  Hauptbahn  35*4,  in  1874  44*58  nach  d.  Vcrcinsstat.),  Max.  Ubein- 
N;ili.'  Hahn,  schwacher  Verkehr  u.  theun-r  Transporidienst,  <il  7'"J  ^'^74  ll)0*/t)i 
hfi  (l.ri  -'l'isfvprw.ilt.  Priv.iib.  42-!>  (1S74  5!»-15"i,  {y]h\.  mieinisrh.-  fcrn«»r 
zwischen  ü'i  und  itci  BcrL-Aob.,  B.-Magd.,  Cöln-Mind..  Magd.-Leipz.,  Max.  die 
netteo,  schwach  frcqa.  Linien  Vorpomraern  8P2,  Hinterpomm.  79*4,  IHls.-lDsteH». 
(M  :5%).  (1S74  Rhein.  4G11,  11- Anh.  51-67,  H.-Magd.  5938,  vori.omm.  B.  7218 
nach  d.  \  ereinsstat.)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgaben  im  D. 
aller  p^eu^^.  Buhnen  hat  nach  u.  nach  stattircfiinden;  ls59  46"6,  18G1  41*9,  1865 
U)'^,  186S  45*1,  186«  44*0,  die  Stci^ormi"?  1868  erklärt  sich  aas  der  Einrechn.  der 
Bjtbiif^n  i\vT  nt'uen  Prov.  Dagegen  ist  das  Procont  allt  r  Ausg'.  von  lier  J{ohcinnabme, 
nach  vorubergeh.  Abnahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1^44  52,  Min.  1851 
46-6,  Maz.  18SS  59*1,  nenes  Min.  1862  n.  1865  48-9,  1867  54'4,  1869  52*1%.  ^ 
Bei  d.  sächs.  .Starit.sl>:i!iii'Mi  war  1869  d.  Procent  srimmtl.  Ausg.  v.  d.  Bruttoeinii. 
4271,  bad.  5105,  wUrt.  ÖO'll  (viel  neue  Routen),  baier.  C3'08  (incl.  Parhtzahl.?), 
brannschw.  4813.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1872  —  74,  ist  eine  enorme  Steifrerung 
il.  Ausgaben  u.  der  Procentc  ders.  v.  d.  Einn.  eingetreten.  Die  ijuote  d.  Bctriebs- 
ans<rat»e  von  d.  Hnifto(  inn.  war  bei  d.  preuss.  Bahnen  1*>T1  14  8,  1872  .'»Ol,  1s7.H 
541),  1874  67  7,  d.  Meigcr.  v.  1873  auf  1874  bu&  slurk  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  VerbessemngeB.  Nach  d.  deatsehen  EiseobjBtat.  f.  1880  %  der  Betiiebnosg . 
V.  d.  Kinnahme  bei  d.  Staatsb.  51*29,  eigene  reiwalL  Piif.b.  55*00,  T.Staate  rervaU. 
Priv.b.  5114,  i.D,  bei  allen  53-93%. 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzerBabnnetze  kommt  dagegen 
ein  Yorsag  des  Staatsbabowesens  in  Betracht.  Die  einheitliche, 
selbst  eentralistisebe  Staatsverwaltung  aller  fiahnen  eines  Landes 
ermDgliebt  immerhin  eine  nieht  nnwiebtige  Erspamng  an  Central- 
verwaltnngskosten,  an  Abreebnnngsarbdt  n.  dgl.  m.  vergUehen  mit 
der  Zersplitternng  der  PriTatbahnen  in  zablreiohe  kleine  Verwal« 
taugen. 

Viele  onntttie  Konten,  z.  B.  Air  Verwaltongsridie  in  ganzen  xmä  hdbcn  Sineennv 

postcn,  lassen  sich  dabei  ersparen.  Seit  1869  sind  die  frtlher  getrennten  sächs. 
Staatsbahnen  untrr  t^inc  Centralverwaltirnp  frestcUt.  I'ur  Achnlichea  in  Prcnssoii, 
wo  damals  8  Staataiiiihnveni'.  bestanden,  plädirie  Perrot  Da  hier  rinigc  wicht,  l'rivat- 
Ijabnen  (Oberschi,  mit  d.  rusion.  WUhelmsb..  Berg.oMärk. ,  Rhein-Nabe-B.)  vom  Staate 
verwaltet  wunb»n,  wodnri  Ii  wi  nipr  tons  *2  zusammenhäntrindt^  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr.,  Khcin-^ahe,  ^a^s.,  .Mam-Wt-s.,  Ilannov.,  Wcsif.,  Berg.-Märlt.)  und 
eine  98tl.  (Ost.  Ifiedenchles.,  Olienchl.),  so  hatten  sich  wohl  zwei  Verwaltingen 
bilden  lassen.  Ind«'>äen  i-<t  es  fraglich,  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralit. 
CMislantlo.  Weber  U.A.  n<hni(*n  an.  dass  das  h*ut.  baict  Staat-.Vni1inri»  1/ .  incl.  Ost- 
Imbnen.  1870  schon  über  3U00,  1881  Ulicr  4200  KU.,  da»  Maximum  der  Babnlängc 
unter  einer  (^eatralrerwalt.  darstellt.  Das  Kir-btige  ist  wohl,  in  einen  einheitllchoB 
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Suafsbahnnott  du  ceDtraJüt.  n.  decentralist  Princip  zn  TcrbiodeD.  wie  es  jetzt 
uiit  den  0  preasB.  StaatSt!i44iDb.directioMcn  geacliehen  ist.   Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
A  l»rcchnun!!;s]>f'r*'. .    /<ir  WicronffUitroI  •    n  s.w.  \m  der  Zersplitl.  d.  Verwalt. 
heben  Weizmann  u.  d.  Verf.  d.  „Taritcrhöh.  od.  HeicUsciscob.V"  (,S.  18)  a.  v.  A. 
licnror. 

3.  Die  Einheitlielikeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  anderweite  Vortbeile  fttr  Schnelligkeit,  Pttnct- 
lichkeit,  Einfnchheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  liaiuioii  uiiter  ciuer  Privatverwaltuni:;  ruft  dag^egen 
wieder  die  grössteu  Bedenken  wegen  des  factiscben  Monopol» 
hervor. 

Das  „YerUandswescu''  der  I'rivatbalinon,  wie  z.  B.  das  deutsche,  kann  die  Uebcl 
der  Z«rapti(terDii^  der  Venraltongeii  nicht  genügend  beseitigen;  Vervirrung,  l'ngleicli- 

uiässi^ki  it  der  Tarife,  nachtlieilige  ( V.ik  ui  renzinacherei,  Ucbottn  ilmngen  und  unrichtige 
licgdung  des  Diireri-ntiultarifsybtems  u.  s.  w.  Auch  die  I^egierungscoiitrolo  der  Privat- 
)>abnen  vlrd  solchen  Uebelständen  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hanptponct  dcrKla<:'  Irulutr  in  Deubohlaml!  üeber  1500  TarilV  in  Kraft  u. 
immer  weiter*;  Vernielir.  und  \  rwirr. ,  so  dass  im  finferverkchr  \  -inand  ni»  hr  :tus 
uoch  eiu  v^ä»:  die  consei^ocnte  Folge  deb  Priv^atl)ahnäy&tem.s,  wiuiu  mau  nicht  in 
„Fnsioneii**  das  Heil  snebt,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Pndtischer 
ükcnom.  technisch<  r  Hauptgrund  für  das  deutsche  Heichseisenbahnproject.  S.  bos.  dir 
o.  S.  6(i5  gen.  Ilroschilri  n,  nam.  „Tarifi  rliöli.  od.  Reichsbahnen  „Zehn  Jahn;  pretiss. 
dtscher  Ki>enbahnpolit.",  Wcizmann  u.  s.  w.,  frülier  Perrot's  Scbrilteu. 

Man  Ii.it  (I  is  Heil  in  einem  Staats^Eisenbahnamt  zur  Oberaufsicht  o.s.  nr.  suchen 
wollen.  S.  Uber  die  wenig- rrmnthigenden  cns^lisrhen  "N  orsu' Ii.  Cnhn,  engl.  Eisen- 
bahupolit.  I.  K.  1,  auch  II.  K.  1  a.  4  pa&».  Im  Deutschen  Kelche  drängte  d. 
lUndelsatand  lang«'  anf  ein  Reichseisenbabnamt  bin.  Im  J.  ISIS  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (>.  ..Zehn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  II",  Gesetz  v.  27.  Juni  18T.S).  Aber 
den  fi'*hegt(  n  Ei-wartungt-u  hat  die  neue  B-  hönl  in  k.  in.  r  \\'(  is-  entsprodu  n ,  \v<'il 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Aiieikonnung  u.  )!■  folgiing  /m  verbchaUcu.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

(lerfiil.'  i  sind  mit  tl  r  Verstaatlichung  von  Priy.b.'iliii' ii  in  Preussen  Ii.  reifs 
manche  Keformcu  möglich  geworden,  S.  u.  Sax  wird  diesem  Puucle  nicht  ganz 
gerecht. 

§.  275.  —  E.  Tarifw'esen.  Der  wichtigste  Panct  in  yolks- 

wirthsebafflicher  Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleicliung  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifweseus.  In  der 
Fra^e  des  Eisenbalmsy stems  handelt  e.s  sich  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  ?a\  solcben  Tarif ermässi- 
gungen,  Tarifreformen  und  Eiuricbtungeu  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  überhaupt,  welcbe  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natiirlicben  Vorzug  der  Privatbalm ,  wohl  aber 
mnss  Yon  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  gen  (Ithigt, 
den  rein  gewerblichen  Standpnnet  einzunehmen.  Dass  aneh  sie 
dies  oft  thatsäehlSeh  thut,  beweist  nicht  ftir  das  Gegentheil.  Viel- 
mehr zeigt  dies,  dass  eine  BefHrehtung  in  Bezug -auf  Staatsbabnen, 


Dlgitlzed  by  Google 


I 


688        It*  Ord.  Kinn.  2.  K.  Priratcnrerb.  5.  IL  A.  K»ifn1«hncn.  §.  2'^, 

dimlbeo  würden  nemlich  doroh  das  Drängen  des  PoblicnniB 
nacb'Tarifermässignngen  leicht  nm  die  nothwendige  privatwirth- 
flobafUiche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefäbrdei 

mindestens  sehr  übertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Räsonneinent  von  Kaudot,  das  Bcrgius  2.  A.  S.  244  licaditcnswi-rth  Dcnnt. 
Audi  die  Gt'gner  d.  d.  Ret«  hsbabncn  balicn  gologcntlich  so  gesprochen.  Indessen 
selbst  (i.  r'„liii,  Arcb.  f.  Kis  b.wcs.  lbS3  S.  Ifi,  .  rftähnt  des  Bodeiik.  ns.  Kli.  S.91  tfl 
ill»cr  d.  ncucäUn  engl.  Erfahrungen  auf  dem  Gef>i*Ue  des  Tariffre^cns.  b.  sonst  Sax 
H,  175  —  184  mit  mehrfiicbcn  Eiavlnden  gegen  meine  Bewoisfühning.  Et  opcriit 
hier  stets  mit  seiner  regulirtm  Priv.xlllk•nlcllUllJllJ,^  worin  sdioii  die  Abwi'isung  der 
Meinung  liegt,  dass  die  bloss«-  Concurri-nz  genügend  zur  Abst<  Ilung  von  Uebeln  sei; 
Aber  er  hat  doch  auch  nicht  /.«'igen  können,  dass  diese  „Kcgulirung"  praktisdi  aus- 
rdcbend  elngericbtet  wentea  kOnne. 

Eine  Privatbabn  wird  freiwillig  immer  nur  Bolebe  Tarif* 
rednetionen  vornehmen,  bei  welchen  sie  in  Folge  des  verhältoiss- 
mässig  starker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Unter  diesen  Satz  herabzagehen ,  kann  sie  nnr  durch  den 

Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung'',  wie  Sax,  eben  als  sell)stver8tändlich  beim  System 
der  „regiilirten  Privaluntcrnebi(ning"  voraussetzen,  oder  du rc Ii 
die  freie  Toncurrenz,  wie  dio  \n<lcren  erwarten,  gezwungen 
wenlei).  Üeides,  auch  das  Elftere,  iiUlfsaiittel  von  sehr  zweit'el- 
halteni  Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Maxi  mal - 
tarif  für  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
Uanptelassen  beider  gesetzt  zu  sein.  Dadurch  wird  eine  Grense 
tmr  eine  mOgliche  monopolistische  Ansbentung  nach  Oben  zu  ge- 
zogen, mehr  aber  auch  nicht. 

Di.  r.  h  it  (i.  Cohn  in  s.  Werke  öfters  gezeigt,  vgl.  II,  *>2  IP.  u.  uberh.  bes.  II, 
K:ip.  (i.iseibbt.  Die  englischen  Maxima  sind  oliiit  il-  ir.  meist  so  hoch,  dass  d,  B.-iliiii  ti 
iui  eigenen  inti;r«:sso  datunter  bleiben.  Die  Vorb«  halte  mancher  Kisenbahngeselze  und 
Coiiceäsittiisarkunden ,  daas  b«f  oiner  Mwiiiaen,  sogar  rtrcht  hoch  gegriHenen  Maximal- 
rerite  eine  Tarifredurtion  eintreten  solle,  hnlien  sich  dagegen  fast  immer  als  wertblos 
erwiesen.  Z.  JJ.  preuss.  Eisoubahiiges.  v.  .'1  Nov.  ISSs.  §.  .3.3:  wenn  der  lieinertrag 
Dach  Abzug  der  Ausgaben  Q.  des  Beitr.igi  i.  Kest  nefond»  10"  „  des  in  dem  üttUT- 
nehmcn  angelegten  Kap.  ttl»uKchreitet ,  müss<  n  die  Fahrpreise  in  dem  Maass<:  herab- 
gesetzt werd'-n.  dass  dies  Hiebt  -„'-  M  liit  hr.  Dii  sc  Vorschrift  kann  zur  Ausdobnung 
des  Unternehmens  nOthigeu,  was  immerhin  eine  guto  Folge  ist,  aber  erreicht  ihren 
eigenti.  Zwnck  achverlich.  Durch  eine  riobtige 'WrtheÜiinfr  doj)  Anlagi^kap.  aofÄctien 
«nd  Prioritäten  l.isst  sieh  für  die  Ai'tinniire  eine  viel  Iiüli.  re  I)i\idende  als 
11)"/«  erlangen,  wie  so  viele  prea>s.  Privatfiahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreduction 
narJi  obiger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  5sterr.  Eiseniiahnges.  r.  1S54 
behalt  sich  die  StantsverWciItung  eine  billige  Hernbsi't/ung  der  Tarife  ror,  WCDll  die 
Hente  de-s  Anlairekripitals  15%  üb<irsieigt.  Praktisch  sind  die  prcuss.,  flsterr.  nn<! 
ithniiche  gelegentlich  in  d.  engl.  Kiscnliahnacts  vorkommende  Ueätimmungeu  niemak 
geworden.  Cohn  II,  552.  Selbst  solche  Tarifcnnüssigiinfren ,  welche  nur  zeit- 
wei.s'  lie  Iv'ente  i  hmälern,  scheuen  I'rivatliahnen.  Sie  experimentireu  Oberhaupt 
nicht  gern  tu  den  Kinrichtangen ,  in  der  Tarifpolitik ,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringi^rung  der  Ertrige  droht  Schwierigkeiten  lici  d.  Einführung  einer  4.  Wagendaase 
far  d.  Personcnrerkehr  in  Freasscn  hei  manrhen  Priratbahncn,  z.B.  der  BerKh* 
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Anhalter,  die  erst  sehr  spät  daza  Ui>orging;  ebenso  früher  bei  der  Einfnbruiig  von 
NachteQpren.  Der  Einwind,  cUm  hier  eben  die  Selbstitosteii  nicht  f^edeckt  trOnleD, 

ist  niclit  dnrchschlagend.  (S.o.  S.  684.)  Daüfff.  n  kann  eine  Staatsltahn  dunh  die 
Gesotzgebang  üiiifach  za  einer  anderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wonn  das 
tiemeinvohl  es  fordert  £xi)erimente  und  fieformen  in  den  Tarifen  und  in  dm 
f^eaammten  Fahreinrichtungen  sind  besondeit  bei  Staatsbahnon  vorgekommen:  KiOf« 
flihrung  der  4.  Wagen(  I;isse  bei  alb  ii  riltcren  preuss.  Staatsb..  bald  nach  der  Aiiiiuxion 
auch  in  ilajmover.  LciUt  r  haiien  die  Staatsbahnun  der  D.  Mittclstaatoa  dies  nicht 
nAchfeahmt  Baden  hat  sogar  die  4.  Ol.  wieder  beseitigt.  Die  Einftthmng  der  4.  Gl. 
bt'i  (b  ri  Privatb,  erfolgte  in  Preusscn  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.  Landen  von  keiner  Pnvatb.  vorgenommen  (ausser 
"bei  d.  ehem.  mecklenb.).  In  Oesterreich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Dahnen, 
die  4.  Cl.  haben,  nicht  die  -grosse»  alten  Gcsellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb  ).  — 
Belgische  Tarifreform  im  l'ersonenverkehr  der  Staatsb.,  Isdö,  eine  princip.  wichu 
wenn  auch  verfehlte  Maassrcgcl,  s.  darüber  unten.  —  Tarifreduclionen  im  Massen- 
r«rkehr,  z.B.  znr  Zeit  ron  Thenenuigen  fttr  wicht  Nahrungsmittel  io  Prenssen 
zuerst  Im  i  il  Staatsb.  (iibrigens  <  im'  Maussregel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwcsen  zusammenhänu^enden  Frage  der  Treruiung  des  Fahr-  und  Kin  lit- 
verkehrs  oder  der  Annahme  des  soircn.  „natürlichen"  (Wagonraum-)  Tarifsystems  hülfen 
sich  Staatshahnverwaltungcn  entgegenkommender  gezeigt.  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lotlir.  Kiiclisb.  Bereiiwilliu:k,  anderer  Staatsliahnen,  nicht  d-r  Privatbnhnen,  auf 
ciueii  bezugl.  in  Hamburg  auf  der  VereinsversammL  1800  gefassten  liescbluss  ein- 
zoireheti,  Perrot,  Eisenbahnref.  8.41.  Yirl.  auch  die  Yerhandl.  d.  GommiaB.  d. 
D.  HandeMa-s  für  Kis-  nbahnwes.,  D.  H.  Bl.  1871,  S.  216  (Nr.  201  Sax  .II.  17S) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Fällen  wobl  fin.  jenes  Tarifeystem  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  \\  eseutl.  wieder  aufgegelien  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Yorzu^  der  Staatsbalmcn,  solchen  Tarifcxperimonten 
zugänglicher  zu  sein:  mitniehten,  denn  vielfach  i^t  <;lica  nur  im  Wef^c  d>  s  Experi- 
ments der  riciitige  Weg  zu  finden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  u.  Th:Usachlich  simi 
ondlich  die  Tarife  der  Staatsbahnon  in  den  TJndem  des  gemlflchten  Systems  allerdin;;s 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privatbahnen,  l^crilcksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Kente  der  Staats-  gegenüber  den  sputen  Privati>ahnen,  so  erscheinen  die  gleiclihoheu 
oder  selbst  etwas  höheren  Tarif,  vieler  der  b^tzteren  im  Grunde  wesentlich  hülier. 

Die  FraiTo  ist  nicht  so  einfach  zu  enbclioiden,  als  es  scheint.  Es  liann  s.B« 
eine  Bahn  niedrigere  rersonentnrife  halten,  aber  sie  nOthi^t  die  Lciit'- wegrn  ihrer  nur 
1  oder  2  Classen  fuhrendou  Schnellzuge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  unbequemen 
Zelt,  des  langsamen  Falirens  d«r  Personenzüge,  die  höhere  Glasse  eines  flienreren  Schnell' 
/ujf.  s  /u  b.;nut/on,  wie  nur  zn  sehr  auf  V'  rscbied.  deutschen  u.  vollends  fremden  St:iats- 
und  Friratbahnen  (bes.  z.  B.  in  liuiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Eiuglei^igkeit 
der  Bahn  geboten  ist.  (Cohn  tlieilt  aus  England  Chicancn  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Beforilcrung  der  sogen.  Parlani  uiszüge,  wenitrst' ns  fniher,  mit.)  den  Durch- 
schnittszahlen der  RechensL'haftsljericbte  ül>er  die  Erträge  ein<T  Person  und  eines 
Centners  Güter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  \  crgleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sieh  femer  z.B.  fbr  Bahnen  mit  ansi^ehnten  Differentialtarifen,  zu  denen  Maasen- 
guter  ulie.r  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frai Ilten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist.  Auch  beim  Personenverkehr  l>egann  '^ehon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  Difterentialtarifsyst.  l'latz  zu  i^r  if  'ii,  B.  für  die  ver- 
schied. Honten  Berlin-Frankfurt,  über  Thüringen  und  über  Kreien;^en-Gassel,  für  ßeriin* 
Coln  ih^].,  Mafideb.  n.  Lelirter-IIannov.  Route.  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  direclo  Boute.  Dadurch  erscheinen  uftei^  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privai- 
bahnen,  die  ztilUlip  innerhalb  oiner  Bahngrnppe  ron  Goncarrenzronton  liegen,  zo 
günstig  gerade  im  Vergl'  ieh  mit  grossen  Staatsbahngnippen.  Ein»;  Verschiedenheit 
der  Tarifsat/.o  i-t  endlich  auch  durrh  ungleiche  Baukosten  und  unj^Ioiche  Frequenz 
gere»  blferliiil:  hohe  Sätze  billiger  Balmen  mit  grossem  Verkt  lir  u.  liolier  Rente  sind 
dann  aber  besonders  ttbel.  Sie  zeigen  sieh  öfters  bei  Privatbahnen.  Zum  \  erbleich 
für  un"-  f  Frairo  mnss  man  möglichst  .dmlicli«  nachbarliche  Staats-  xi  Privatlialint-n 
wählen,  wie  e>;  in  einer  Zusauuuenstcllung  nach  der  D.  Eisenbaliu^^tist.  für  in 
d.  vor.  Aufl.  S  588  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Besnltat  antrefQhrt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Süddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woii oben  die  Gepäck» 
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tarifc  sehr  liu-  h  »uiU.  Groi-se  ünters<jhiede  in  deu  Tarifsätzen  landen  sich  nicht. 
Bei  gleichzeitiger  Vorgleichang  der  Tarife,  Dnukostea  und  luMtten  fiUlt  j*'doch  dti 
ürtlieil  fast  Jun  hwcg  zu  Gunsten  >I<  r  Staatsbahnen  &n^:  <o  }nn  d,  n  pr<>iis<.  o>(I.  S'fants- 
bahacu  verglichen  mit  den  üchles.  u.  iu  Berlin  mündenden  Priratbahnen ;  bei  den 
sfichs.  StMtsb.  ^e<^enabor  Ma^.-Leipx.  a.  Iieipz.-Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  ^och  auch 
in  d.  nordwcstd.  u.  in  d.  südwestd.  Gruppe,  wo  die  Kenten  der  Staatsbalinen  def  5 
Bttdd.  Stn:a>  n  durch  starke  AuMlohnung  der  Netze  neuerdings  güschmälert  sind. 

2,  Die  Anhänger  des  Pri vatbabnsy stein s  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  freien 
Goncarrenz'S  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem ,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltnng  einer  gnten  Bente  interessirt  sei,  sieh 
niemals  so  geltend  machen  kOnne.  Die  freie  Concnrrens  wirkt 
aber  thatsächlicb  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  FiUlen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  0.  Micbaelii»,  Dorn  ond  and.  Mitgliedern  d.  D.  Frei- 
handelnchiile,  die  Vieles  Ton  der  Trennnni?  des  Fahr-  und  Fraclitreikebn  enracten. 

ein  wenn  überhaupt,  so  erst  noch  zu  IflscuJes  Prublem,  Scholz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen in  Rifcks.  auf  d.  Tarifwes.  (1870,  ohne  JahreszahH.  Andererseits  die  Schriften 
von  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  d.  „freie  Concurrcnz"  u.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  ?.  Fajir-  u.  Frachtverkehr.  „Concurren/  auf  der  Unie**  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  EH'ahnuifen  abwdst  Sax  »timmt  leUterer  AaÜaasQng  rftUig  bei 
(U.  113  fr,  12t  H  ). 

a)  Eisenbahnen  geniessen  einmal  oft  lauge  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  ftir  einen  grossen  Tbeil  ihrer  Linie  ein  factiscbes  Mono- 
pol, wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ansserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  r-i  Ii  dies  gerade  in  dem  Differentialtarifsystem,  der  viel  g;c- 
nihmten  „Frucht  der  Connirrenz",  wo  die  Tarife  zwar  für  irrC-^scre  Entf'  rntinjeii 
im  Durchgangsverkehr  ermäüisiut  werden,  aber  im  kliiuere  KntlVrnunj;en,  zuiuul  itu 
Binnenverkehr  d.r  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.a.O.,  bes.  Vierteljahrs«  hr.  fQr 
Volkswirthsch.  Ib04,  B.  1,  Schaffl.  .  Nationaluk.,  2.  \.  §.  2GS.  S.  Perrot,  Eisen- 
bahnref. ,  S.  50,  u.  unten.)  Denn  hier  zwingt  die  Concurrenz  nicht  zu  £r- 
aftssigungen,  die  sicli  sonst  vielleicht  nicht  rentiien.  Das  Dlffbrendaltarifsystem  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  1  rm  ht  der  Concurrenz  unter  Bahnen,  welche  Ter- 
schiedenen  Eincnthümern  treli'tren,  iiat  aber  so  viel  Mis>Uchc«?,  weil  es  si  -h  -  ab- 
gesehen von  Concurrun/en  der  Wabserwegc  —  durcliaua  nur  na<  li  tlrui  zul'alligcn 
Umstände  entwickelt,  ob  melirerß  Bahnen  nicht  allzo  vnfleicher  Län;re  zwischen  zwei 
wcitiT  von  einander  entfernten  Ortm  >  xintircn  tind  ntitcr  versi:'liic(|<-iirn  ^^■l■«'a[t^Jn<ren 
stehen.  Bei  einem  allgemeinea  einheitlichen  Staatübahnsystem  wurde  der  Dilfercntial- 
tarif  anch  nicht  ganz  fehlen  mOssen,  aber  er  würde  sich  rationell  und  gtcichmis^g 
nach  einem  frsu-n  Gnindsat/e  entwickeln.  Der  Tarifsatz  würd<r  n<  mlich  auch  hier 
bei  grösserer  Entfernunsr  n  lativ  kleiner  nni\  unter  Umstanden  zwischen  zwei  von  ein- 
undf  T  entfernteren  Punctun  belb&t  absolut  kleiui  r  al>  zwijichcn  zwei  einander  näheren 
^'  in  können,  sobald  die  Seltetkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sich  im  «^rsteren 
1  .<!1  iii-'lrii^er  als  im  zweiten  st*  Ilten .  wis  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.H.  .nif 
einer  Lmie,  die  von  A  über  B  nach  C  fuhrt,  der  Verkclir  von  A  nach  C  rauiätcns 
rolle  Wagen  gi>  Irt  und  zugleich  rolle  Kttckfracitt,  während  die  Wagen  nach  B  halb^ 
le»  r  gehen  nlUs^en  und  keine  Kückfni«  ht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  d«.r  Trans- 
port zwi  '  h.^n  A  und  (>  relativ  und  mitunter  sell)>.t  absolut  hilliger  als  zwisf'hen  A 
und  B  geii'-l.  rt  w<.ul«  u  können,    i^o  ungefähr  iit  dum  Verinitins^  zwi:>chcn  Binnen- 
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gebenden  mit  starker  Gotrcide-,  Bergverksprodocten»  und  FabrikfttcnaiisAibr  nach  See- 
plätzen unil  l('t?f.  rrn  mit  grosser  Rückfracht  an  rrdoiiialwaan-ii ,  BaumwoIIo  u.  aiul. 
RohstoßVri  nach  jenen  (icpcnden.  Dies  ist  das  richti^fo  Diirerenfiaharifsystfin  xinil 
auch  gegen  das  hcittigu  ist  nichts  einzuwenden,  ^«ovelt  es  auf  diesem  Principe 
bonhl,  vo  ea  dann  sehr  irolil  auch  im  BlnnenTorkahr  oinor  etma  grosseren  Bahn 
anwendbar  -^f 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Prlvatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  mässigerer,  aber  rationeller 
nnd  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  nnd  daneben  nur  flir  einige  Renten  nach  den 
zarälligsten  ConcurrenzTcrhältnissen  ein  crmässigter  DiffercDtial- 
tarif  bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange ^  als  es 
den  Concurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  Uber  gleich- 
massige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  dn^; 
Knde  des  Concnrrenzkampts  ist,  oder  bis  etwa  die  Concurre  uä- 
linien  darch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  factisches  Monopol,  mindestens  fttr  geraume 
Zeity  geschaffen,  ein  nenes  Goncnrrenzuntemehmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concarrentin  kämpfen 
mflsste,  nnd  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

Die  TorbergcAenden  Sülze  sind  Tomehmlicli  dednctir  ^▼onncn,  d.h.  ans  dem 

inniTi-n  Wosen  kider  n.ilinarten  abgeleitet.  Sin  TnJi  n  aber  dnrch  die  im  Obigen 
schon  berührten  Erfahrungsihatsachcn  aus  Geschichte  und  Statistik  dos  Eisenbahn- 
vcsens  ihre  volle  Hcstätigunü:  und  werden  darcli  di«:  vorgekommenen  Fälle  einer  zu 
einseitig  privatwirthschaftlich  oder  fiscalisch  geleitet!  n  Staatsbahnrcrwaltnng  nicht 
widerlcfft.  Denn  diese  Vervvaltniiir^firt  \>l  nicht  not  Ii  w  «^nd  i  £^  geverbs?ii:i-sii: ,  win 
sie  es  bei  einer  Privatbabn  ist,  und  immerhin  kommen  doch  wenigstens  ihre  tinan- 
ziellen  Ei^bnisse  dem  Gemeinwesen  za  Gote. 

Es  i?t  (la>  Tfauptv«  iilii-nsf  des  Cohn'schcn  WeiU.  den  unumstösslichcn  Er- 
fahnin^rsbcwcis  ans  den  Tliatsachcn  des  engl.  Eisonbahnwescn»  fiir  die  gar  nicht  auf- 
zuhaltende Tendenz  d  r  Privaibahnen  zum  Abschlut;-i  von  Comproiniss€n,  Tartellen, 
Betriebbverträgf II ,  zu  mehr  oder  weniger  vollstiindigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
s.  z.  H.  B.  I,  Kap.  5  iil)er  die  .,Verbielimrl/un!,'^en".  Stein,  Ilandb.  d.  Vcrw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  rrivatbabncn  hier  durchaus  GrUude  vorbringen,  welche 
gegen  die  Erfohmn^  sind.  Sax  gieht  avsdnicklich  oder  implicite  fttr  die  nicht 
genügend  „rcgulirte"*  Prlva(1i;ihn  unsere  Einwendungen  zu,  bestreitet  aber  deren 
Bercchtigunir  bei  seiner  „rcgulirten  Unternehmung",  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  StUt/.e  dienen  kann. 

§.  27(1.  F.  Politische,  socialpolitische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  185  — 191.   Auch  Roscher.  Syst  III,  §.$0. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Poncte  erwägenswerth. 

1.  Ein  hänlig  an  hörender  nnd  nicht  ganz  nnrichtiger  Ein« 
wand  gegen  Staatseisenbabnen  lantet,  dass  dnrch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Eigen thnm,  sondern  in  der  Regel  — 
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und  mit  ßeeht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 
Staats  Strien y  ein  nenes  zahl-  nnd  einflnssreiches  Staats- 
dien  er  conti  ngent  und  aaeh  sonst  noeh  eine  neue  grosse 
Staatselientel  geschaffen  werde.  Selbst  die  Gewerbetreiben- 
den, welche  ftlr  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängii^kcit ,  die  politiscli  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruft  auch 
das  Privateisenbahn wesen  ähnliche  Bedenken  wach.  Die  frrossen 
Eisenbahncompagnicen  der  Neuzeit,  die  doch  mn  crnieidlich  sind, 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterung  der  Verwaltung  vermeiden 
will,  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht,  bilden  förmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  VcThältDiss  hat  sich  in  kleinen  Staaten  selbst  nnnüttelbftr  für  den  ganzen 
Staat  orrfTihrlich  [z.B.  in  Luxemburär.  fthnliche  Bedenk  ri  in  Belgien),  «ml  sogar 
iu  groä.->eu  Staaten,  besonders  bei  GesoLUchaften  aoswärtiger  Kapitalisten  tinter  der 
Obeiieitnng  ron  Ausländem  (Osterr.  Staats-  n.  SOdb.,  it&lien.  Bahnen,  Bucltkaaf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  österr.  Sfulbalin^psr'llschaft  in  Italien  im  J  1S76  mit  ans 
dieser  Rücksicht)  misslich  erviesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Fatronage-  und 
GileotelwescD,  eine  VervaltongscoteTie,  ein  „EisenbAliiiklhifgthnm**,  Irater  Formen  der 
unerfroDlichstcn  Gcldoli<rarcliie  und  alles  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  sind 
nnd  (\orh  s^'hwerer  Abhülfe  gestatten,  als  jene  politischen  Gefahren  des  Staatseisen- 
babnweseus  wenigstens  in  dem  constitatiouellcu  Staate.  Die  grosse  Abhäns^igkeit  der 
PriTatbelinbeMnten,  selbst  der  höheren,  Fon  der  obersten  Venndtang  hat  mit  Recht, 
unter  dem  Minvois  auf  die  tr-  sich-^rto  und  ehrenvolle  Stelliinp  im  Staatsdienst  schon 
wiederholt  Anlass  za  Klagen  gegeben,  z.B.  in  Ottttecreich.  Auch  darf  üevicbt  darauf 
f^chtgt  werden,  der  Staat  als  groaser  Arbeitgeber  for  die  Handarbeiter  dann 
leichter  in  der  Lage  ist,  auf  passende  Keformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Ver- 
besserung  der  ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeiterclasse  hinzudrängen* 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  richtiji,^  auffasst.  (6.  §.  176.J  Sax  II,  1^0 
meint,  wesentlich  nnr  bei  den  nicbt  genUg«>nd  regnliiten  eng^  GeaeUachaften  gelte  das 
(Jesap^te  n.  srnrht  niicli  mit  Hiinvris  auf  Frankreicli  zu  ■Riderle'j->>n.  wo  der  Staat  .  ine 
so  vieiljtcbo  Ingerenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  \  orgäoge  der  letzten  Jahre  in  Fraukr. 
geben  mir  woU  Recht,  wenn  man  anch  anf  die  misslidie  Lag^e  der  franzlle.  Staala- 
rerwaltung  in  heut.  Z'it  Kilcksicht  nimmt.  S.  ?.  d.  I.ey  n,  Niederlat^c  d.  Privat- 
bahnen im  friTK'ös.  A bc-eordn. hause,  Afli.  f.  "Kiscn^i.  l'^^i  S,  ."lOT  !l.  El».  S.  3*>7  dui 
Aeusserung  v.  Aiiai  n-Targe:  ,. Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Kisen bahnen 
ist?  Sie  iat  die  grösstc,  di^  es  in  dii«em  Angenbliclte  in  Franbeich  giebt  nftehst  dem 
Staate  n.  ii-tilT-'r  il  n  Ji'siiiten.*'  Roscher  a.a.O.  iJlsst  erht  deutsch  -  srhon 
wieder  in  uns«rem  noch  so  wenig  durch  maturielie  iiiinrichtungcn  innig  vcrbundenea 
Valeilande  die  Furcht  ror  flbwmiaadfer  Centndisation  n.  StnatwMnniiNrtenz  in  teinen 
ErDrternngen  darchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  ►Staatsbalmen  mehr  als  die  l'rivat- 
bahiiL'u  dem  Feinde  preisgegeben.  Practiscb  p;eht  daraus  vornehm- 
lich nur  in  Betreff  des  Fahrmaterials  eiue  nicht  zu  leugnende 
Gofalir  hervor,  da  dasselbe  als  Staatsoitrontbnm  im  Falle  einer 
leiiidliebeii  Erbeutung  auch  im  t  riedens.schluss  nicht  wie  doch 
wohl  meistens  dasjenige  der  Privatbahoea  ohne  Weiteres  wieder 
heranflgegebeo  werden  wird. 
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Im  98terr.  Krie^  v.  1866  Ut  von  Prenssea  keinerlei  Bahnmaterial  zoiüdc 

behalten,  das  säe  hs. ,  woruuter  Staatseigenthum,  wohl  aus  liesond.  Iviicksichtcn  zurück- 
gegeben. Auch  fraiizf^s.  Ostbahn  r-rhielt  nach  den  l'rieden-hcsüminuiijjen  von 
Versailles  u.  I  rankfurt  IbTl  allej»  Material  xuiucL  Die  eLaiiss.-iutbrinj^.  Linieu  dicker 
Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  Hetiiebsiiiaferial  an  Dentscldand  abgetreten  weiden.  Hier 
irttldeo  völkerre -htHrhe  Abmachungen  wünschensTrerth  und  doi  Ii  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  Eine  Eutschädigaog  für  die  Benutzung  der  Staatsbahnea  durch  den  siegreichen 
Feind  liest  eich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  Mch  diejenige  für  die  B^ntzung 
der  Priratbahnen  wird  doch  oft  nur  durch  den  beeiegten  heiiniacheii  Staat  gewfthit 
weiden. 

3.  Bei  der  an^eheaeren  Bedeataog  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbabnsystem  auch  denVortheil, 
dass  die  Benntaang  der  Bahnen  fttr  militttrische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 

an  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
duch  auch  erBt  mit  ikneu  Verein  bat  uügcn  getroffen  werden 
müssen. 

Je  nach  der  geographischen  Lage  eines  Landes  und  den  politischen  Gefahren, 
die  sie  mit  &ich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  werden, 
wie  wohl  in  Doats<'hland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Reichseisen- 
bahnprojects.  —  ein  durchschlagender  ul»r!L'^"iis  auch  für  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1870  —  71  ist  freilich  nicht  bewuiäend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehendea  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  dea  gen.  Projects  anf  Art  47  der 
Reicbareif.  ebensowenig.  8.  Hbrigons  Sax  fiu  169. 

4.  Man  hat  anch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge* 
fährde  die  politische  Unabhän^^igkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regiemng,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 

um  eine  Eisenbahn  zn  erlangen,  politisch  gefügig  sein  mtissten 
lind  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünsrhten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zn  leiiirnen  und  einzelne  ^  uigekomniene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  OeHentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Controle,  in  genügender  Hübe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
£ahien  im  Privatbabnsystem  angleich  grösser  nnd  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten* 

Aach  bei  euicr  sehr  liberalen  Gestiiltung  des  Eisenbahnreehts  ist  das  Gon- 

cessionssyst' m  nicht  /u  lics.  itigcn.  Die  Aufstrllnng  blosser  Normativbedingungen, 
bei  deren  Erfüllung  da^  Kccht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Privaten  oder 
einer  Geeellschafl  ohne  Weiteres  gewährt  werden  mttsste«  ist  undiiinficli  und  ni^ade 

in  der  Praxis  üblich.  Die  Noth wendigkeit  der  Expropriationsbet'agniss,  die  manch" 
lachfii  Interessen  hinsichtlich  der  I'ichtnnL'  .  Bauart.  Tarife  n.  s.  w.  mach'*n  <^ine 
specielle  Genehmigung  icdcr  eijii^eluen  iJuhüuntcruehniung  uud.H,ahn- 
route  nnnmg&nglich.   Auch  in  England  hat  man  davon  nicht  absehen  kdnneii. 

das  ganze  Werk  v.  Cohn,  bes.  H.  I.  Die  enid.  Kibcultahngrsctzgebung  entwickelte 
Bich  historisch  aus  d.  Wegegesetzgebiing.)  liiliebsame  i  olgeu  hiervon  sind  nicht  zu 
Torkenneu,  mag  die  Conce«iion  iltucJi  Begierungbferordnang  oderdoich  Gesetz, 
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durch  eine  Torwaltung'sbchdrde  oder,  vic  in  England,  darcli  das  Parlament 

orthoilt  wereloii.  Die  Beamten  der  cutscheidondcu  Instanzen,  iui  zweiten  Falla  reibst 
die  Abgeordneten  in  den  Pailainrnten  werden  dann  nur  zti  leielit  in  die  Interessen 
der  Speculation  liincingezugcu  und  der  licatecliung  und  Conuptioa  ibt  Thor  und  Thür 
ireftflnet  Diese  Gelabr  ist  entschieden  grösser  als  beim  Staatsdsenbahnwoscu  und  der 
damit  veHnuiKlrnicn  Aulnahme  von  Staatsschulden.  Denn  nauientlicli  in  Zeiten  lebhafter 
Börttcuäpeculatiou  loci^en  grosöc  Goviunsto  bei  der  Erlangung  einer  Couceäfiioii.  bolclio 
Gcwinntte  verton  e^cuug  ab  fUr  .«Bestccbnut^spräfflion"  und  die  um  eine  Coocossion 
bich  bcverbenden  SpaCttlanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solchen 
Mitteln  ziirücksciinien.  Es  ist  citi  olloMes  üeheimniss,  dass  sirlt  an  das  Eisenbabn- 
concesäiouawe>eu  bie  und  da  eine  äi  hiimme  Corruptiou  augeknuplt  bat.  Auch  in 
Enirland  scheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fohlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  prcuss. 
Untersucbunirsroininisaion  bat  die  volli-  Integrität  des  pr  ur-s.  licamtenthums  llar  heraus- 
K««tdlL  Aber  es  ist  schon  dur  YcidaclU  ttbcl.  S.  ubiigcus  auch  Strouasburg':» 
Wirken,  S.  150  ff.,  229  ff.  Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besonderen  Bedenken  gegen  die  Staatsbahnen,  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  V  e  iwaltuug  (Tariiwesen,  Einrichtung 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  zu  unabhängig  werdeu  kouuten,  mi  l(  n 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  ron  Stnat.sbahnverviraltungeiiy  i'ttr  welche  doch 
wieder  der  Minister  verantwortlich  ist,  und  über  welche  bo  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Gootrole  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltungen,  denen  auch  im  System 
der  ,,regQlirten  Privatnntemebmimg'<  schwer  beiznkommen  ist; 
sodann  iSsst  steh  eine  praetisohe  Verwaltnngseontrole 
dnrch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
Landeseisenbahnr&then^,  mit  berathender,  bez.  enfschd- 
dcuder  Stimme  gerade  bei  Staatsbahnen  einrichten. 

G.  in  socialpolitischer  iinil  all^emciu-volkswirthschal'tlicher  Bc- 
ziehurtp:  mnss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  du*  -  I  rieh  massigere  Kapitalvcrwcndung  heim  BaUu- 
bau,  die  iiewiisHte  Einengung  des  Gebiets  inivatwirth- 
schaftlicher,  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Si)eeulation  und  die  UinUbernahme  eines  Grund-  und 
KapitaieigenthumobjectSy  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscdhtrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem. Privat-  in  das 
Uffentiiche  Eigenthum  mit  sich  bringt 

Auch  hier  sind  Saz's  Gegenbemerktuigen  II,  190  nicht  ausroichcud. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  für  sie. 

Ans  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeilihrten  einzelnen 
Beweisgründe  iHr  und  wider  Staate-  und  Privatbahnen  Ittsst  sich 

ein  unbedingtes  Princip  für  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher  schon  zugegeben  wurde,  ableiten.    Aber  irgend  durcU- 
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scUagende  Gründe  gegen  das  Staatobahnsystem  haben  sich 
nicht  gefnoden^  yielmebr  mOehte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 

geprüften  Gründe,  namentlich  diese  in  ihrer  G e s  a m  m  t b  e  i  t  ^q- 
nommeD,  zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
Jedenfalls  lässt  sieb  das  Krgebniss  der  früheren  Erörterun|2:en  über 
das  gesaninite  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Sta  atsbahnweseu  für  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Zu  diesem  Eisrcbiiiss  wären  Hliiner  der        uschaft  wie  B.  Hohl  und  im 

Ganzen  aach  Knies  schon  vor  längeren  Jahron  gelangt.  Solch'  Stimmen  kamen  alx^r, 
gegenüber  den  Vertreteru  der  am>äcblieüsUchen  Privatthatigkeit  auch  auf  (iicäom  Ge- 
Mete, nicht  zur  Geltung.  Erst  in  neuerer  Zeit  begftn»  aucli  bei  den  Praktikern,  in 

den  Kcgieruii;rskreiseii ,  sogar  Grossbritanuicns,  der  Srhw»  i/,  bclh^i  Nordamerikas,  und 
iu  dem  Tbeilo  der  öfl'entlichen  Presüe,  welcher  bicli  von  den  Einseitigkeiten  der 
Manchesterpartei  ios^^emacht  hat  n.  nicht  den  blossen  Interessen  der  Börsenspeculation 
dient,  ein  ümsehwung  einzutreten.  Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker^^ 
wieder  zu  Ehren.  Selbst  tlie  deutsche  Freihandel- chnle  lovst  vi.  Ic  .,  Bekehrt«:**,  nur 
daäs  mau  hier  iu  der  alteu  Liebe  zur  „freien  Coucurrenz"  vorluulig  noch  bloss  das 
Eifenthum  am  Eisen  wege  dem  Staate  vindidit,  nicht  die  Venraltung,  und  dem 
Phantom  .^Concurreiiz  auf  der  Linie"  Machja^•t,  di<  gan/.e  Eiv:iih;t]iiifraüe  in  d.  Tarif- 
frago  aufgehen  lässt  u  s.  w.  üeber  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  G.  t'ohn 
vortretflich,  v^l.  bes.  den  IJericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  y.  1ST2,  Cohn  I,  346, 
II,  Kap.  4,  bes.  G0!>.  Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  jregen wartigen 
Staatsmänner  EnL-lands*  wcnijr  Aiis-ichf  zu  halJiger  Verwirklichung  des  S(aatsT»ahn- 
systems  daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Meiguug  für  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
u.  bei  hervorragenden  M&nnera.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Resultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  Uutel•^uch^nlrscommis3iün  v.  1^74  S.  155).  Er  nennt  den  aus- 
schliesslichen Slaataeisenbahnl)au  in  der  Gegenwart  utiatisiahrbar ,  meint  aber  doch, 
dass  „volkswirthsch.  KUcksichten  and  Grunde  auf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in  dtMi  Händen  dus  Staats  als  letzti'S  Ziel  hinfUhren.**  Nur  zwingende  finan- 
zielle (iruntle  hätten  .len  Sfandpunct  vtrrü' kt  it.  Bau  u.  Erhaltung  d-  r  I5ahiii  n  iI- m 
Staate  weggenommen  und  der  Specuiatiou  und  der  Industrie  ubi:r;;eben.  Es  musso 
indessen  in  Zoitnnft  nicht  mehr  die  Frage  zlnsgevinnender  Rentabtlitlt,  sondern 
unabhängi:;  davon  das  Bt  dUrfniss  des  öfl'entl.  ^*c^k'•brs  in  den  Vordergrund  ti-eten. 
Der  speculativen  Pnvatiinternelimung  solle  nur  das  Transport-  und  Betrachtungswesen 
bleiben.  Abgesehen  vou  diesem  letzton  Puncto,  wo  ein  vielleicht  unlösbares  Problem 
ohne  Weitere«»  for  richtig  erkläi-t  wird,  muss  man  fragen:  wie  denn  die  Kinanzlage 
no  -li  W'-rd  -n  solle,  wenn  diejenige  Preussen-Üeutscldands  um  1^7.'!  die  T^vin  liftilirung 
des  Plans  nicht  erlaubt!  Auch  gegeu  das  Keichsbabnprojcct  sind  die  finan- 
ziellen Gegengrftnde  (bei  r.  Yarnbaler  U.A.)  die  schwichsten.  Vgl.  die  Bremor 
Debatte.  In  den  letzten  Jahren  hat  ilie  Staatsbahnidi  e  in  Deutschland  den  entschie- 
denen Sie«»:  f'rnin''>'n  u.  im  \ii!«land  an  Verbreitnuic  gewonnen.  S  n.  A.  die  Debatte 
im  preua?'.  Abg.Jiau:?«-  am  Ii),  tebruar  lb83  u.  daselbst  meine  Rede  uljer  die  Verstaat- 
lichung der  i^ubahnen  in  Preussen  (aach  scibtändig  enchieneu  Berl.  1883). 

III  -  §.  277.  Die  bisherige  thatsächliche  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Cnlturstaaten  eine  manchfach  verschiedene.  AVie  schon 
bemerkt  wurde:  nicht  feste  Frincipien  der  Verkehrs- 
pelitik  im  Allgemeinen,  der  £isenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
Bchicbtlicbe  Umstände  im   Leben   der  einseinen 
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Staaten.  Beachtenswerth  Ut  aber  immerhin  fttr  nosere  Frage 
auch  diese  rein  tbalsächliehe  Entwieklnog  schon  vor  der  jflngaten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  hat,  principieU  anf  Staatsbahnen 
hinznlenken,  in  folgenden  Beziehungen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  n.  a.  L.  einmal 
das  Staatsbahnsystem  allein  oder  neben  Privatbahnen  VliiU  ge 
griffen  hatte,  da  waren  es  luelBtenB  wiederum  nur  i  r c  m  d artig e 
Grtlnde,  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Lr machen  ai» 
etwa  aus  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  F  inanz- 
noth  des  Staats,  welche  7ur  Veränsseriing  der  bereits 
vorhandenen  ^taatsbahuen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Frivatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Thatsaeben  Iftsst  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Princip  der  Staatsbahnen  argu- 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  HeimfalU  oder 
Rttekfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreichi  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  WiedereinlOsnngs- 
rechts  bei  yerkanften  Bahnen  (Oesterreich),  findet  sich  das 
Princip  des  Staatsbahnwesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nnr  vorttbergebendCy  namentlich  finanzielle  Rttckstcbten 
zwingen,  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Veräus-eni  ng  von  Slaabbahnen  lässt  >irh  nach  der  Fa>Min.;  <!<t 
Yortr&^e  auch  Fegdmässig  mehr  als  eine  langjährigu  Verpachtung,  deoo  ab  wirk- 
licheu  Terkaiif  betrachten.  Dl«s«r  G«alRbtS|niDct  irttide  noch  «ehirfer  h«rror- 

trcten,  wenn  nif  ht  gcrad«;  m«  lirfach  nur  ili<  Finanz noth  Bcütimmiincreü  in  di« 
Verträge  gebracht  hatte,  die  loohr  ui  eineu  Kauf-  aU  in  eiuen  Pachtcootract  gebdren, 
i.  B.  Iii  Oesterreich. 

Der  principielle  Grnnd,  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  %nr  Verftnsserang 
von  Feldgtitemi  Berg-  nnd  Hfittenwerken,  Fabriken  n.  s.  w.  ge- 
führt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  ans 
dem  Staats-  in  das  Privateigentbam  nnd  ans  der  Staatsverwaltung 
in  die  Priyatverwaltung  wUnschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  Volks-  nnd  staatswirthsehaftlicben  Interesse  sei,  —  dieser 
Hrnnd  bat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungeu  von 
iStaatsbahnen  nicht  mitgewirkt. 

Ff  wniilr  hSi  list.  ns  von  ^'in^•'itig  doctrinän  n  Tljcoietikcrn  und  rtwa  von  iiiior- 
e^'^irtcu  kai)itali?t<n  und  ihrer  Pr«;s^•*  anfirc^iellt:  von  d<'ii  Thfoftikern  auch  nicht 
aus  specJellen  sachlichen  Gnuid^  n,  sondi-rn  selb>t  in  richtiiror  <'ünst<|u»!DZ  »;ine^  eben 
durchaufi  niclit  ahsolut  wahren  Doirmas  von  i\<r  Nothwendi;rk«."it  möglichster  Ein- 
schränkunir  Hm-  Staatsthätigkciti-n  iui  (iebifte  rii m  Volkswirthscliaft.  Dies  H.  der 
Standpuiict  von  Borgiu».  lu  der  2.  U<Ul'le  der  50 er  Jahre,  die  Snuth  bchcu 
theoret.  Atibchauungen  in  dem  preuM»  Abgeordaeteobante  dio  HemohaCt  gevoaneD» 
▼ar  oiiunal  eine  Qefahr  elnor  bolohen  EifleQbnbDpoUtik  da.  ilMA  verdankt  di«6ti  Ein- 
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flUsäCQ  (u«-bcn  dem  Mitwiiiea  finanzieller  Momente)  die  unrichtige  Aufhebung  des 
§.  (»  d.  (j«'S.  V.  .HO.  Mai  1^5,"!  über  die  VerwrenrlnriL'-  der  Ei-.-nbalmabj?abe  (§.38 — 40 
U.  Eiseubahugeä.  v.  3.  Novemb.  1838)  zum  Ankauf  von  Eiicnbahnactieu  btibu&  deren 
AnufftiMtfOD  doTch  das  Gesets  v.  21.  Mai  1959,  —  l?«g«n  denWoiuieb  u.  die  bessere 
länsiclit  der  Kegienui;^.   S.  „Zehn  Jahr«  "  S.  11. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Dentsehiand,  zufälliger  Weise  ein 
gemiscbtes  System  von  Staats-  und  Privatbabnen  entwiokelt 
hat,  da  neigte  aneh  die  thatsüisblicbe  Entwleklnng  gerade  ans 
principiellen  und  ans  der  erfahrnngsmässlgen  Zweek- 
mftssigkeit  geschöpften  GrrUnd^  schon  seit  lange  immer  mehr 
dtzn  hin:  a)  entweder  die  Privatbahnen  Seitens  de» 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstcus  theilweise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigenthümer  der  Privatbahn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
^M-(»ssen  Ba h n u  nter n e hmu n  ge n  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mebrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  Betriebstlberlassungsverträge  u.  dgl.  ni.,  sei  es 
dorch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  UauptgeseUsehaft,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahnverbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  gflnstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthnm,  Verwaltnog,  Betrieb  mehr  zn  cen- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch  - tet'huisch-aduHnistiati\  e 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatshabusystem 
aber  von  vorneherein  errcitl  l  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
öystem  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsäch liehe  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
an^'schli esslichen  Privatbahnsystems ,  immer  mehr  dazu,  —  da  die 
Durchführung  der  Punctc  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächliehen  Monopole  grosser 
Atsionirter  PrivatbahngeBellschaften  neue  Uebelstftnde  entstehen,  — 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der  Privatbahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
bchwieriger,  als  das  reine  Staatsbahusystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  sie  wirklich  wirksam  wcrdt-n  boU,  m  i-m-r  rechtlichen  Ent- 
verthvDg  des  PcirateisenbafaDeigenthuffls,  vdche  im  ichlimmoa  Sinne  comna- 
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nistibch  ist.  Dagcfren  erscheint  tlie  r<l)' in.ihnie  »l.  r  Ei>onbahnen  auf  den  Staat 
gegt'H  genugende  Entschädigung,  snlbst  wunn  sie  ia  der  Uechtsform  der  Zvaags- 
cnteifrnung  erfolgt«-,  als  gcreeliter  und  sodatpolitiseli  imbedeiiUfcher.  1A  Bfedi  der 
8 ax 'sehen  Formulirung  der  Theorie  des  Privatbahnweaens,  als  einer  lilossen  Abart 
des  ?iH'entlicheu  Eisenbahnwesens  in  Form  der  rcti:ulirtt!n  Privatuntcnichmun^.  von  rom- 
licrem  eine  cut^p^ochcndo  Ingcr«*nü  des  Staats  vorbehalten,  so  eutfallt  zwar  dieäcä 
letzlgenaunte  BedenkeD.  Aber  die  praktbcbcn  Schwierigkditen  der  L0suDg  des  Problems 
bleiben  dennoch  bestehen  ond  sind  noch  nirgends  ttbervonden  worden. 

3.  Wo  Jsicli,  wie  in  Gross britaunien  imd  Nordamerika, 
das  Privatbaüiiwcsen  am  Reinsten  nnd  Ausschliesslichsten  eot- 
wickelt  hat,  haben  sich  allmäiig  so  j;ros.se  SchRden  gezeigt  nnd 
die  Gesetzgebuui;  und  »Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  seihst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueber- 
nahmc  des  geflammten  Eisenbahii wesens  aut  den 
Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondeni  schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitUDg  gewinnt  und  Versncbe  zn  seiner  VerwirkUehnng  be- 
ginnen. 

Eine  anbefangene  Würdigung  dieser  Tbatsaeben  führt  daher 
eher  zn  einer  Best ätignng,  als  zn  einer  Verwerfung  des  Staats- 
hahnsystems..  So?iel  Werth  darf  man  anf  diese  tfaatsllchliehe  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 

Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  l'ür  sich  allein  eine  priutipielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §,  278.  Grundsätze  der  Eiscnbalinpolitik. 
Ftlr  unsere  Staaten,  insbesondere  fflr  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  überhaupt  l'Ur  die  europäisch-americanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deofaichland  vereinfacht  rieh  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staatsbahn- 

y  t  nn;  für  ander-  Länder«  2.B.  Oesterreich,  erscheinen  diese  GrundsMze  noch 
uumitteibar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  im  Eigenthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  be^ionder»  Verh.ütui:;su  eiiueiner  Linien  könueii  eiuo  Aufnahme  von  dieser 
Kegel,  aber  anch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  m  lange  Zeit,  keine  Ver- 
änsstrmng  bedingen,  t.  B.  bei  kloinen  Grenz-  tL  £ndstrecken. 

2.  Neue  Eisenhahnen  bind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  hauen  (nnd  zu  verwalten).  Xamentlieh  gilt 
dies  von  s<>lch(M)  wichtigen  Linien,  welche  eine  liaiijitvcr- 
bindung  herstellen  und  das  Biihunetz  systematisch  erweitern; 
ferner  in  Ländern  des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche  die  getrennten  Stücke  der  ötaatsbahnen  ver- 
binden. 

Mit  Kct  lit  w.irc  daher  z.B.  m  wüctsclicn  gewesen,  Jass  Jic  ueuc  dircclc  Linie 
Berlin -Hannover  (Berlin -Lehrter  B.  E.  1S71  eröirnet)  nicht  vou  einer  (icsellacli.,  der 
Magd.-Ha]bcrst.,  sondcni  vom  preuss.  Staate  gebaut  worden  v&ro,  wodurch  schon 
damals  zwischen  den  weltlichen  u.  ö^tliclieji  i>reusj.  Staate-  ii.  unter  SlaatsrenraltaDS 
steh.  Fiivatbahncü  dio  kOizcste  Yorbiuduug  JiurgcstelU  wordeii  värc 

Um  die  nachtheiligen  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischen  Wirkungen  einer  sehr  nn gleich mässigen  Ver- 
wendung von  Nationalkapital  im  fiisenbahnbau  zu  verhfiCen, 

UDUSS  der  »Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  Keihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  einigermasseu  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwenduni,^  bringen. 

3.  Der  Ucbcrgang  der  vorhandenen  Privat  bahnen 
in  das  htaatscigcnthum  ist  im  Priucip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirkliebt  werden  kann,  hängt 
von  den  concreten  VerhUltnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.  Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Oesetz,  Goneessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Bechte  hinsichtlich  des  Heimfalls 
oder  des  Ankaufs  der  Frivatbahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  €runsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  lür  ablösbar  »Seitens  der 
Babueu  erklärt  werden. 

Ilcimlallsrcclite  reireluiilssiir  in  tler  Pst.  rr.  (Gcs.  v.  I'^.'ir  .  fr;\uzös.  (je- 
bctzgcb.,  nach  DO,  bez.  DU  (früher  4o)  Jahren;  m  der  erstoreu  so,  dass  das  liual- 
verraöi^en  an  den  Staat  komint,  daa  Mobil.-VonuöKen,  Transportmatcr.  11. s.w.  der 

Ii  s.  Iili  A''hiili<']i  auch  sonst,  aber  iieincswegs  allgemein.  So  kann  nach  d.  Privil. 
der  österr.  Fcrd.-Nordl).  v.  \.  Mära  1S36,  das  nach  50  J.  ablauft,  die  Ges.  dann  mit 
Kcal-  u.  Mobilianerm.  frei  schalten,  mit  d.  Staat<;  od.  Trivaten  in  Untrrhandl.  trctun 
oder  um  Verlängerung  naclisuchen.  Ueber  diese  Uaim  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
dahor  goijcnwfiriiu  in  Ousterrrii  h  disculirt.  Ilciuifall.si'cclid'  ikh  h  ilrii  besonderen 
CoQcessioniSurkimden  mitunter  auch  bei  deutscheu  Bahnen,  su  bri  der  Tlak.  Lud- 
wigsb.  naeli  911  J.  (ohne  Transportmittel,  Ges.-Gcliftudo,  HobiliarrenA.).  Das  preuas. 
Ges.  V.  I^.iS  liat  kein  Hcimfallsrcclit,  aber  ein  Ankruif  .  ht  (s.  u.);  bei  den 
pn  uss.  Friva tbahntn  besteht  daher  als  Kcj^id  beständiges  Eiüonth.  der  Gc- 
bülUch.  (vgl.  prcuss.  (jtsetz  \.  1S."{*>,  §.  42,  Nr.  4,  Ch.  d,  —  aligcsuhm  vom  Ankauf- 
rorbehalt),  cbeoso  war  es  auch  bri  der  siichs.  Lcip/.-Dn  sd.  Privatb.  Doch  kommen 
Au-nahmcn  vor.  Su  hcstand  ein  ei-^i  titlunnl.  Vorhültnis-  des  pnnjsb.  Sliiat^  zur  (''.>Iii- 
Mindener  B.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  vou  ihm  ubcrnouim. 
Siebentels  der  Acliun  u.  atis  denjenige  n  der  antortis.  Actien  die  in  Prirathftnden 
betindlichen  Acticii  amot  ti^i^tL .  indem  er  den  betretf.  Betrag  Actien  jährlich  auslost«; 
u.  zur  Hiickzalduug  al  pari  ciurief.  Bei  d.  Erweitening  jenes  Bahnuntcrnohmens  (CmIu- 
Giessen)  s:ewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Hecht  für  15  J.,  vou  1S55  an, 
veitraii-swrisc  u.  später  entsagte  er  diesem  Keehte  gegen  eijie  besoud.  Kutschiidigang 
von  12  Mili,  Thlr.  (wovon  5,704.400  Thlr.  b  iar.  der  Kes^t  in  Stammactiun)  für  immer, 
Vertiajf  vom  10.  August  IbGö«  wobei  zugleich  Seitens  der  Ges.  auf  diti  ülieien  iSins- 
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garauticii  v  -  reichtet  wurde.  Admlich  «ie  za  C.-M.  ist  das  VerbUtniB  d«B  Statte  nir 

Obei^'  lil.  B. 

Kuckkaufäruchte.   Hieibia  gehörcu  i:uuäclisl  diu  vorbehalteuen  BUci- 
kanfsrecbte  bei  rerluss.  Staatsbabnen  ror  Ablauf  der  HeimüdlfHat.  So 

Ix-bi' It  äich  Oesterreich  uin  solches  Kecht  bei  den  1S5U  verkauften  lombard.  B. 
von  l'^sii  an.  bei  den  1&5S  abgetretenen  Südbahncii  roti  }*^05  an  vor.  nach  Mass- 
gal)e  dea  Kciiieitrags  der  letzten  7  Jahre,  excl.  die  2  acblechte&tcD ,  u.  unter  Fcat- 
set/ung  eiuca  Minimalertrags  oder  einer  Minimaiablösiugärentc  von  Vu  des  Anlage- 
kapitale.  Aehnliches  Recbt  bei  d.  Staatsbabuge«.  nacb  30  Jahren  o.  in  andeien 
Fiillea  mehr. 

Fetner  Kavfrecbte  bei  QTspninglichen  Primtbabnen.  Ancb  bei  dentsehen 
Priratbabnen  kommen  solche  Voibehalte  vor.   Die  heta.  Ludi^igsbahn  kann  nach 

Ablanf  V.  '2U  .1  nach  d.  Concessionirnrig-  vom  Staate  ?ep-.n  ■Ersfattun«?  d<r  An- 
lageküstt  ii,  nach  AMauf  der  Goncuüsiuuüdauer  von  W'J  Jahren  g<gi;u  lilrütattuiig 
des  Taxverths  der  Bahn  und  des  Betrielismaterials :  die  baier.  Ostbaluen  komiteB 
vom  Ablauf  der  35juhr.  Zinsj^arautiezeit ,  d.h.  v.  l^^OS  ah,  in  der  Weise  vom  Staate 
erworben  werden,  dass  da«i  Actieukapital  nach  dem  l-'rankl urter  Börscncurs  der 
letzten  10  Jahre  abtreibst,  im  Mininnm  aber  der  Betrag  des  concess.  Bau-  n. 
Einrichtuugskapitals  »ammt  dem  Keinertr.-ig  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  all<remrin  bestimmt  endlich  dt  r  wichtig»;,  abor  '»«»ht  i  nicht  h<-i  den  „Ver- 
staatlichung«>n"  verwerihete  §.  42  des  preu&s.  Eiicü)»aliii^c>et/c6  \ou  Ib'ibi  dem. 
Staate  biribt  der  Ankauf  des  Eigeuthnnis  der  Hahn  sammt  aliem Zobehftr  gefsa 
\oIlc  Kiitschädig.  vorbehalten.  Dies-  Erwerbung  kann  auch  znangsw«isc 
geschehen  nach  Ablauf  von  HO  Jahren  von  der  Traniiporteröfijiiing  an  (ob  die  enit« 
StreckenerOflhnog  hier  Air  die  ganze  Bahnnntemehmiittf  entscheidet?  Bei  «iaiirsn 
Bahnen  i^t  diese  Frist  v.  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe».  Ankündigung  der 
Erwerbsabsirht  des  Staats  mindestens  I  Jahr  vorher.  Ent>ch.1di|2:nn?r:  25fachei!  der 
jahri.  L>i\id.,  die  au  sammtl.  Actiouare  iui  Durchschn.  d.  leizteu  ö  Jahre  gezahlt 
ist;  l'cbergaopr  der  Schulden  an  d^i  Staat«  der  sie  nach  den  cootractl.  Beding,  zn 
b' liandeln  hat;  Ti  ber^^ani^  alles  Eigeuthums,  auch  dt  s  Inve  ntars.  Ki'Servefonds,  der 
A<  tivlord.  an  den  «Staat.  Diese  gesetzL  Bestimmung  ist  wcrthvoll  u.  könnte  doch  Toii 
praktischer  Bedentaoir  aoch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber  flreilich  bt  die  Ablösung 
danach  sehr  theuer.  Die  i'/^igu  KapÜalisirnn;  der  .5 jähr.  Divid.  enthält  eine 
Marke  Benicksirhtigung  v.  Incrum  C'".^<ai»s  mit.  —  Der  preussische  Staat  ha»  lion 
vor  der  jüngsten  Aera  der  Eiseabahnpoiiiik  bei  Betriebsüberlass.-Venräv'en  mit  i'nvat- 
bahnen  sich  auch  den  Erwerb  des  EtfenthuDä  in  spftteren  Perioden  forbehaltien, 
so  bei  H  illt  -Sorau-(iuben,  bei  B^;rl.-l»1c^d.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedin^jnngen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Uunstcn  des  «Staats.  Unter  Yorbehaiteu  dieser 
Art  werden  hier  nicht  irolkswirthschallspolitbche  in  Betr.  der  Tarife  u.  s.  w. ,  sondern 
finanzielle  in  B- fr.  der  Uebernabmo  von  Leistungen  für  den  Staat,  —  uuentgpeltlicll 
wie  oft  hin-"  ht!irh  der  Befiinierunj^  der  Post  u.  s.  w.  (prenss.  (»i  •*  §  HO)  oder  's<  gnu 
maas.  Ma.vimaitaiir,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  fur  Militär  u,  w.  (^r»>aao,  die 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Becbte  des  franz.  Staats  in  diesen  Pancten)  — , 
f  rip  t  andere  finanzielle  in  Betr.  der  Erleii  ht-'nin'r  drr  Krwi  rbun^f  der  Privatbahnen 
durch  den  Staat  verstanden.  llii;rhin  gehörten  die  wichtigen  Bcstiuunungeu  der  preuss. 
Ge8Ptzf4>b.  über  Eisenbahnabgaben  n.  über  deren  Verwendung.  §.  Sb  des  Ges. 
V.  ls3H  behielt  die  EinlUbrung  einer  bcsond.  Abirabe  v.  d.  Itohnen  vor,  wogesreu  die 
(iesellsch.  v.  d.  (t.  w  ci  bsteuer  frei  blieben.  Nach  ^. -ullt'  der  Ertra-  dieser  Abg;alHr 
^.  Entscha^iig.  der  Staatskasse  fur  die  ihr  durch  d.  Hahut^n  ent^ugcucn  Einnahmen 
(wohl  an  Pest-  n.  Gbansw^ogeld  gedacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  Unter- 
iiehmefi  an^el.  pten  Kapitals  di^nrn.  Art  d^r  ^^■rw•endan!r  bliel)  vorbehalten. 
Nach  volleudutcr  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  wcniuu,  dass  der 
Ertrair  des  Bahngelds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  u.  derVerwnlt. 
nicht  Übersteige  <§.  40>:  also  Aii\v  >ndung  tb  s  (ie  buhrenpriucips  schon  damals 
in  Auh>icht  genommen.  Die  durch  (iesctz  v.  30.  Mai  \^h[i  eingcricht  propress. 
Ei.>onbahuabgal>e  (s.  §.  4)  sollte  dann  2ur  Amorti».  der  in  d.  Eiseubahnunternehmeu 
augpl.  Actienkapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  n.  unter  Zuwachs 
der  Zinsi-n  u.  Divid.  d-  r  crvv.,|I,.  Tapi^re  Stammact  i«- ii  frei  a n  t ek a n f t  würden. 
Durch  die£ie><  (ie.si;tz,  welches  kein  Hecht  bchädigte«  -  die  Höhe  der  Abgabe  ist  keine 
princip.  Frage,  —  war  also  der  allm&lige  Uebergaug  der  Priratbahneu  in*s 
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Eigentliiiiii  des  St;iat8  vorbereitet  Späterhin  hätte  diese  Ankrafsweis«;  durch 
Cursateig^en  bei  vermind.  Acticn/.alil  u.  stärkerer  Amortis.  thcucr  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  v.  21.  Mai  1851*  ist  ieidur  diese  Amortis.  beseitigt  u.  sogar 
§.  99  ti.  40  des  Gesetzes  r.  1838  aufgehoben  vordeti.  Eine  Kimregd  fon  selion 

'tanial>  mindestc^ns  zweifelhaftoin  volkswirtlischaftspolit.  u.  fiii.mz.  Wi  rth.  Seitdem  u. 
au(  Ii  narli  d.  neuen  Kis^'nbaiiDsteQerges.  v.  16.  März  lb07  fli»i8St  der  Ertras^  der  Eisen- 
bahnahgabe  in  die  Staatskasse  zu  allgcineiuea  Staatsausgabou.  S.  „]U  J.  preuss. 
D.  ElsenhehnpolitilC'.  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fallen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wünscht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfaclie  i^älle  in  Prenssen,  Sachsen.  I^ngjähr.  Wunsch  der  Actionäre  der 
Khein -Nahe- Bahn ,  der  aber  erst  in  der  jilngston  Zrit  realisirt  ist.  Bei  der  neuesten 
Verstaatlicbuugspolitik  in  Baicro,  Sachsen,  Preussen  rici  man  seltcofi  des  Staats  durch 
gonstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hemr. 

c)  An  Stelle  der  Fnsionirung  von  rrivatbahncn,  namentlich 
der  Verscbmelznng  von  kleinen  mit  grossen  Unternelininngen,  soll 
mr»gHcbst,  wenn  es  dm  ideographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  berzastelleodcr  Zusammenhaug  mit  anderen 
Htaatflbabnen  irgend  erlaubt,  die  Fusionirang  solcher  Pri?at- 
bahnea  mit  Staatsbabnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  ?.  Herhst  1S71  die  Taunush.  mit  d.  hcss.  Lndwigs- 
bahn  fusioiiirt  wi  rd-  n.  Die  Yendnigung  der  ersteren  —  Wieshaden-Frankfurt  —  mit 
<ler  uass.  u.  der  Maiu-Weser-Staatsh.,  die  sie  verliiiidt  t,  lag  wahrlich  näher  u.  erfolgte 
auch  nar  h  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Res-  itnung  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aehnlich  18TG 
tVit^  Eiriverleibmig  der  Halle-Gasaeler  Prlratbehn  in  die  im  Bu  befindliche  Staatsbahn 
Berlin-Witzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthnm  (bez.  bleibende 
BelriebsllberlassiiBg  und  Uebemabme  anf  Recbnnng  des  Staats 
gegen  OewSUining  fester  Rente  an  die  Aetionäie)  nieht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Pri?atbabnlinien, 
wdche  leicht  factisehe  Monopole  erlangen,  femer  solche  Privat- 
neben  bahnen,  welche  in  Staatsbahnen  mfinden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  übergehen. 

Die  Uebcrnahme  der  Yervaltang  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Prenssen  anf  keinem  so  bestimmten  Prindp,  als  den  beiden  im  Text  genannten« 

obgleich  finanz.  G-sichtspuncto  mit  massgnhcnd  waren.  Bei  d.  OberscJil.  B.  hatte 
sich  der  Staat  die  Ucbernuhmo  ties  Betriebs  für  d. n  Fall  vorbehalten,  dass  er  aus  diT 
Zinsgar&ntie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahluni;en  Icisiten  müsse.  Die  Berg.- Mark. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finan/kj^e  1S50  auf  10  J.,  165»  auf  beständivr  in  Staats- 
verwaltung- über,  die  Cosel-Oderb.  B.  nach  der  Katastropluj  v.  1S50  i.  J.  Is.'jT. 
Die  Bhein-Nahe-B.  stand  von  Anf.  au  anter  Staatsverwaltang.  Die  HaUe-Sor.-Uu bener 
Bahn  wurde  1876«  die  Beii-Oresd.  B.  1877  in  Staalsrerwät  ttbemommen,  ab  Be> 
dinuruiig  zu  gewährender  Finanz- Hilfe.  In  Baiern  o.  Baden  die  Selbstverwaltungs- 
körpern  n.  kl.  fJf Seilschaften  gehörenden  Localbahnm  in  Staat-betrieb.  In  Oester- 
reich Uebernahuie  in  Staatsverwaltung  aucii  namcutiich  aus  finauz.  Giuniieu,  bei 
hoben  Staatsganntie- Zuschössen  (Budufsbalui). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Concession  zu  neuen  Privat- 
bahnen  noeh  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  znr  Erweite- 
mng  ihres  Netzes  oder  an  neue  Untemehmangcn ,  so  hat  sich  der 

Staat  möglichst  weitgehende  und  nnzweidentige  Rechte 

Ii  i  II  i  e  Ii  L  l  i  e  h  des  Heim  l  a  1 1  s  und  des  A  n  k  a  u  f  s  der  Bahn 
vor  der  II  ei  m  t  a  1  Isf  ri s t  vorzuhchaltcu,  elwa  eine  regel- 
mässige und  iiiclit  EU  langsame  Amortisation  des  KapitaU  (d.  h. 
der  Aetien  iuIku  den  PrioritUtsschnldeii)  einzurichten,  und  auch 
hier,  eriorderlicbea  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
Ubernchmcu. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  hei  der  blossen  Vcrwaltnngs- 
flbernahmc  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene Privatrechte  sorgfältig  za  schonen,  mOge« 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatreeht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  mOglich  und 
statthaft: 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 

b  a  1  u  ü  g. 

LcUtcrc  wird  im  Ganzeu  &m  WuuÄchcuswcrthcstcn  und  oft  auch  bei  PriFfttbahaen 
in  schlechter  FinanzlAfo  und  ohne  Aossirht  auf  «ine  besocra  Zolranft  unter  lUcbt  zu 

13sti<::cn  fiuaiiziellen  Bcding^mifirtn,  liui  gut  rctitirondcn  un«l  /uLuiiftsreichen  BthOün 
wcniü:stcns  unt<  r  Auleffüng:  rin  anirprnosscnon  Kauf-  oJcr  Parlitpreiscä  —  cn]cr  der 
Gt'wbbhcit  ^utcr  SlaatsvcrwuUunj^,  lulls  uur  diese  an  Stelle  der  rriratveiwaUuuj^ 
tritt  —  mOe-lich  sein. 

Hi  inpi'-In  <\r{-  K  I  \vi»rbung  3chlo«'ht  situirt'^r  Ralmi-n.  Di.'  NiLiLTs'  <  . 
Märk.  Ii.  ging  im  Winter  Iböl  — 62  fcrtragswciäo  gcj^cn  cino  feste  Acticurentc  von 
1%  Zins  u.  Teg«>linass.  Amonis.  an  den  Staat  über.  Gors  der  Acticn  1850  meist 
c.  h3,  Anf.  IS.M  dsgl.,  Knd.;  ISöI  c.  y.S"/,,;  nach  (ipnehinigung  des  Vertrags  durch 
dif  lief^ierunjf  — '••*>"/<»•  —  l*><'-  Sächs.-naior.  B.  urinjjf  1846  an  d.  sicbs.  Staat  ühor 
jjegcu  47«  ActicuzinsLü  für  8  Jahre  (lb4T— 54)  u.  gigen  Auitauscli  mit  3**/^  Siaat:»- 
'  papieren  alsdann.  Cors  nm  die  Zoit  des  VertragBabachioflses  76 — 83,  nach  d'-msclben 
(i.  J.  S4  —  W.    Kini'j.    ilf^r  jllnii>tcn  Krwcrbungrn  des  Staats  in  Pr>  usseii  (die 

baukerolteo,  noch  UQVoUcud.  Baiiuiu:  Btd.  Nordb.,  Puroo).  Gentralb.,  libein-Nabe-, 
Beri.-G5rl.  B.  n.a.m.),  Sachsen  (kleinere  Ptfratbahnen  fn  halbbialtexotteBi  Zustande) 
sind  dem  Staate  billig  uekommen  (l*»7<>,  lsT7  u.  seitdem  mehrfach).  —  Oer  Vertnii^ 
zwisrhen  dem  K.  Itali'-n  u.  di  t  .  ^f.  ir.  Siirlh  ihn  IsTC)  i^t  aniresichts  der  precären 
Finan/.laiTL'  der  (iihdlscliaft  relativ  gunÄiig  tur  den  Maat  ausgctalii-n.  Seine  Detail- 
pnncto  lassen  sicli  hier  nicht  in  Kürze  angeben  n.  mnd  ohne  £lnf^hen  anf  die  rer« 
wi<  t.  -I(r  r.airr  il.  r  (i'    II=oh.  r.\rht  vorständlicli. 

Kei^piolc  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wien-Gloggnitzcr 
Bahn  ervarb  der  Osterr.  Staat  ibh9  in  der  Weise«  dass  dor  (k».  die  B.  Wien- Raab 
verblieb  XX.  er  für  j.'.le  der  13,211)  Aetien  /u  500  fl.  (»T.j  0.  C.-M.  in  .'»V^  Staata- 
oblig.  gab.  ('iir<  Atif.  1^')'!  l.'.'i  -1>;0%,  nnrh  d»^m  V-Ttnfsabscbln'is  170*»  ,^,  n.  mehr, 
nach  di  r  Umir«->)taiiung  uocl»  1*2 — ^'37a'  ^^^^  i)aicr.  ijsthahncn  gin:?t>n  durcb  Vcrtr.  v. 
1.  Mar?.  Is75  u.  Ges.  v.  15.  April  1975  an  den  Baier.  Staat  über.  Sie  hatten  1^74 
nur  4'/j"  o  I)i\id.  tr  Vi  n  k  .nn<  n.  Der  Slaat  zahlte  für  eine  Arti  von  200  fl.  d. 
1.  £mid».  42U,  der  2.  Kmiss.  41U  M.,  wovon  j<>  ^00  M.  in  4%  baier.  Staatüpapieren, 
den  Bett  baar.  —  Diu  I<eipx.*I^Bd.  Bahn  ging  zn  dem  relatir  hoben  Prefae  ron 
1000  M.  in  9«/«ig«'n  sädis.  Staatsrcntea  fUr  die  Actie  von  HO  Thlr.  in  J.  1970 
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an  den  Staat  «bor.  Zn  diesem  Preiae  {om  so  httlier,  als  der  Staat  die  eben  ein- 
gestürzte Kicsacr  Elbbrücke  erst  wieder  auf  Sfine  Koston  zu  bauen  hatte)  tnijr  die 
polit.  Sitii.ition  bei  roiisoIi<lirung  d<";  sächs.  Staatsbahnnctzi-s  ge^onUbor  der  Keichs- 
eiscubaliiicoQtrule  uij  i  dem  Keichseweubahnproject).  Ut  bor  die  neueston  prcuss.  Er- 
werbun,?»'n  s.  unten. 

Diij  Aussicht  ^uter  Vcrwalton?  wirkte  2.  R.  wolil  £ftt  die  Uebcilassung  dcrBerg.- 
MSak,  Balm  au  die  Staatsrerw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung^  keine 
genügende  Sicherheit,  die  liahueu  Uberhaupt  oder  sie  zu  ange- 
messenen TreiBen  zu  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Auer- 
kennung  des  Princips: 

b)  dass  Trivatbabnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
Ezpropriationsverfabrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
aaszubildenden JRecbtsverfahrens  gegen  FolleEntschädignng 
der  Eigenthtimer  in  das  Elgenthnm  (und  analog  in  die  Verwaltnng) 
des  Staats  libwgehen  kOnnen. 

Dies«!S  Princip  wird  den  Eechton  der  Privaibahneu  gefr»'nuber  nicht  nur  wie  im 
Falle  mancher  anderer  I'rivat lachte,  bcsondeis  des  Gntndeigentliitmcrs,  sanetiOfiirt 
durcli  das.  ii1(erwiegen<lij  i» f  t'cn  tl i c Ii  i-  Interf'sse.  sondern  bei  (lt>n  B.ilinen  noch 
»pecicli  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  (iewährnng  des  £xpro- 
priationarechts  ihre  Entstehung  rerdanken.  ErOrtttt  voTdo  dieser  Panct 

niit  in  Oesterreich  bei  Gdegenheit  m  pariam.  Eiseabahndebatten  a.  „Ptajfe- 
Verträgea". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
voii>ehalten  sein  oder  nicht,  stattliaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  reihst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthümcr  verletzt  werden  und  das  Privatkapitnl ,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbabnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sieb  nicht  zarUcksohrecken  lasse: 

a)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltongsttber- 
Dahme  Ton  Friyatbabnen  ist  yor  demjenigen  Zeitpnnete  absolnt 
nn statthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ansdrttcklich  im  Gesetz 
oder   in   der  Coneessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 

Ebenso  müssen  etwaige  iiiiher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  d'w  no  th wen- 
dig en  Boschränkungcn  der  Rechte  des  Staats  vorzunchiuen,  damit 
die  (felteudmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  ü^sefzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange;  25,  30,  35  Jahre  in 
Deutschland  u.  Oesstcrreich,  oder  gar  50,  «JO,  99,  nach  Ablauf  der  Concess.-Zeit. 
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ß)  Das  ZwangSTerfabren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 

von  ein em  Zei t p u n cte  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisBe  der  Jiahn  ein  einigermassen  sicheres  Urthcil 
Uber  die  finanzielle  Lage  det»  Unternehm e us  ge«tatteu. 

"Namontli«.li  mnss  fttr  unrontable  R:iliiien  eine  M iiiiiiialf rist  bozcichnet 
werden,  ror  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat  Ubergehen  dürfen,  um  die 
Aedonftre  mOgliclwt  Tor  Kapitalreiliuteo  zo  siclieni;  z.B.  eine  Frist  von  SO  Iahten 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  bestimmten  Reihe  (z.  B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  aof- 
einaniler  folfjcnden  Ja1)re  ihren  Actipnär«^n  dno  fjewisse  Minimalrentc  (z.B.  4*/«)  des 
Acticnkapitulä  nicht  liel'eiu  konnten.  ISei  rentablen  Bahnen  kauii  diese  Frist  ohne 
Gefährdung  des  Kapitals  der  Actionure  verkürzt  werden,  z.  R.  auf  10—15  Jahte,  wenn 
in  den  letztrerflossenen  z.  B.  ö  Jahren  die  Difideiide  der  Actieniie  einen  gewissen 
Satz  (etwa  b — 67«^  überschritten  Iiat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  bat  nacb  dem 
y ollen  Wertbe  des  Eigentbnmsreehts  zu  erfolgen ,  «od 
awar  naeb  dem  Tax  wertbe  —  so  namenilicb  bei  Babnen» 
welche  ibren  Action&ren  gar  keine  Dividende  aablen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  fttr  die  Aetionftre  günstiger  isti  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirnng  der  von  den  Aotion&ren  binnen  diier 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
zogenen Reute  nach  einem  für  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  Üblichen  Zinsfnsse  für  gute 
bicberheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  uamentlich  bei  der 
Uebemahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Frocents  (z.  B.  10) 
zu  dem  sieb  nacb  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Kine  Ablösung  nach  dem  zukünftigen  lirn  s«-n  cur  s,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
Ostbahnen  stipulirt  wnr,  s<  lieii.t  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  BahneiL:<  iithum 
nur  dnrch  die  Au^^icht  des  Uebergangb  der  Bahn  an  den  btaat  ein 
Itttnstlich  hoher  Werth  gegeben.  Außerdem  worae  es  dann  nicht  so  «chwer  sein, 
durch  Si)eculationen  den  Curs  in  die  Höhe  zu  treiben.  Driicl.  zeigte  sich  seit  IS76 
3clion,  aU  mehrfach  von  £rwerbtiabsichten  der  preoM.  Kegierung  die  £ede  war. 

Die  Abfindung  der  Aetionftre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prtoritätsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfftndung  der  Bahn  zu  Staats- 
schulden und  müssen  yenau  nach  den  Anleihecon- 
tracteu  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichilicli 
der  Con Version,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  ni.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverhäitniss  der  Gesellschaft  als  Schuld- 
nerin ein. 

So  st  hoTi  die  besteh.  I5t-limmiing  im  preilüs.  Eisenbahnges.  §.  42  n  a  m.  u. 
jetzt  regelmässig  bei  aUen  neueren  Prir.bahn-Hnrerbungou  in  Preuasen  u.  anderen 
dentsdien  Statten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  kimueu  auch  die  anderen 
„riiiimli  cbeD**  Zwaugsgcmein  wirthschnften"  oder  die 
Selbstverwaltungskörpcr,  Provinzen,  Kreise  und  Ge- 
meinden das  Recht  erhalten,  auf  ihre  Rechnung  Eisen- 
bahnen zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
Ton  der  Verwaltong  der  Staatseisenbahnen  und  naeh  den  Grnnd- 
sätsen  fHr  letztere  (aneb  in  der  Tarifpolitik)  geführt  wird. 

Aaf  diese  Weise  wird  die  Einheitliclikeit  des  liaenbahnvoscns  gi  wabrt,  wtiiiend 

Bahnen,  die  vielleicht  der  Staat  noch  nicht  ausfuhren  würde,  docli  bereits  gebaut 
werden.  Die  Anlage  von  Eisenbahnen  durch  die  Sclbstvcrwaltiingskörper  wird  nament- 
lich in  AninnUpfung  an  eine  richtige  ünterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  Aiionomischen  „Rang**(^*fo]|r.  Ab&ch.),  inZukunftimmcr 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  Hahnen  von  „unterprcordncter  Bedeutung", 
Secondär-  und  Localbahnen,  mit  Normahipur  und  ereutucU  mit  Schmalspur, 
Dampf  lehnen  nnd  daneben  Pferdebahnen  ttbernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Princip  der  Seihst erwaltung  auch  bei  diesoui  iiiuilornsf -ii  Verkohrsmittel  riclitis 
angewendet  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betrettcndeu  liahueu,  kann  dann 
der  Tt  et  rieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  gctheilt  werden. 

In  Preussen  sollen  die  den  Provinzen  /.ot^ewies.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  fon  Sccundärbahnen  verwendet  werden  dürfen.       Hier  liogt  die  Ein-  • 
fahrung  einer  rieht  SelbstverwaU.  im  Verkehrswesen  vor,  nie  Ii  t  in  St  ein 's  Ideeu 
(Handb.  d.  Verw.,  2.  A.,  8.  406). 

§.  27<i.  reborsi<'])t  Uber  il.  n  Stand  des  Eisenbahnwesens  ond  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystems. 

Vgl.  bes.  Sturmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II, 
G  ff.%  Neumann  a.  a.  0.,  Goth.  Jahrb.  (Jahrg.  S.  1041),  Ergänz.  H.  XII  d. 

preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  ?.  Kuhn  u.  ilberh.  die  oben  S  663  gen.  hist. 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  fUr  1S71  mei^t,  in  d.  6.  A.  v.  Kau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  fewObnlich  die  Berechnongen  anf  die  nenen  Maaase. 
Währungen  und  Münzfusse  gestellt.  Die  „Intmsitflf'  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durch 
eine  Vcrgleichung  der  L&nge  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkeruugsgrusse  zur 
Anschauung  gebracht  /u  werden.  Engel  hat  (nach  Stiirmer  U,  2)  eine  „mittlere 
Pn^rtionale'  an.i  >1.  Quadratwurzel  aus  dem  Producto  der  Kilometerzahl,  welche  auf 
1  '/eocr.  Quadratmeile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  fjebildet,  um  eine  ..Eiscnbahn- 
ausstattungszitf'er"  zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
nnd  10,000  iänw.  entspiftcben.  —  Verschied,  graph.  Oarstellnnfen  in  d.  gen.  deatschen 
Kisenb.atlas.  Wi>  bi  i  allen  solchen  Vergleich-  n  t^rscheincn  ausserd.  in  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk.  Staaten  (z.  Ii.  Belgien,  Schwei«)  in  bes.  gunstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzeu  frios.ser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnitt ^a hl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Anf.  1876 
(nach  Stürmer,  ganz  nnbedeut  Abweichangen  im  Gotb.  Jahrb.),  a.  AnL  1SS2  (nach 
Goth.  J.b). 


im  0»ai«n 
in  Brtrtob 

Kil.  m. 

Auf  loii 
g.  Oa.  M. 
BuiMa 
KiLai. 

Auf  1  Mill. 
Bowohner 
Bahnen 

P.  KIL 
litvO  Mark 
um  1374;7:> 

BabnMi 

i.  Betrieb 

Auf 
10,000 
Qu.KiLiil 
KU. 

En  ropa. 

(1S7Ü) 

Belgien  .... 

3,517 

657 

670  ("^taatsb.)  44Q 

•1.1S2 

1419 

Gr.- Britann.  .   .  . 

26,870 

469 

7S6 

461 

2^»,257 

929 

NiederL  .... 

1,894» 

294 

478 

223 

1,976 

598 

Dentschland .   .  . 

27,980 

286 

676 

251 

34,727 

642 

Scliwei/.  .... 

2,0<i6 

275 

774 

27'> 

2,635 

656 

Frankreich    .    .  . 

21,587 

225 

598 

309 

27.419 

519 

Dänemark    .    .  . 

1,260 

181 

672 

100 

1,576 

411 

Oesterreich  -  Ungarn 

1T,;<6S 

158 

473 

202 

18,903 

302 

Italien  .   .    .  ,  . 

7,701 

113 

287 

219 

8,713 

294 

Spanien  .... 

5,796 

04 

350 

296 

6,199 

124 
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Biürnan       Aof  100   Auf  T  MriL  „  . „  Auf 

in  Betrieb    '^sLu^a      lUhn.u        ^^^Jf^X   '  JL*?"'  ^».Küau  • 
Kü.  m.      KiLN».     Kit.  Mm.       "<n  I8*4.7ft      im  ^j^^ 

Kur  Opa.  (1876) 

l'(.rtui;al  ....       1,033         61        2X5  172        1.67H  ISÜ 

ßunianie»    ,    .    .       1,23.H  58        273  27»        1.47.=)  ll.'i 

iSchwodeii     .    .    .       4,138  5fi        «J53  73        6,177  137 

Türkei     ....      1,537         23        183  —        1,432  54 

Rnssland  ....     18.488         19       251  196      22.65S  45 

Norwe^-en     .    .    .         .»55  1>B      Ä09  76        1.524  47 

'.ri.  chenland  12  1*3         8  —  12  l'S 

liulgariott ....  —  —         —  —  22 1  35 

Finnland  ....         —  —         —  —  878  2.«l 

Summa  Europa  .    .    142,U44  —  —     1T1,?»90  ITC, 

Ausser  Europa:        KU.  uj.    Kü.  in.  KU.  m.    Kil.  oi. 

1876       1882  1876  1882 

Verein.  Staaten   119,352   150.746   Australien    .   .     3,079  7.S59 

(3004  p.  1  Mill.  Mensch.)  Xsh^n  ....    12,302  17,20.8 

Brit  Nordam   «,71!»     11,6S4    Africa.    .    .    .     2,372  4,788 

(1860  p.  1  HIU.  M«jtsch.^  Zi».«ii«.EutQiNi  161,806  208,306 

Uehr.  America   7.4S1      16,026    Welt   ....  294,249  380,296 

(ian2  America   133.552  178,456 

Bei  Nicderlaiule  1876  mit.  1SS2  ohne  Luxemh.  (Ictztres  hier  360 KU.).  Üie  Daten  in  d. 

Col.  f.  1^82  bei  .Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  l^so  bei  Kamin,  u.  Horwe'^.  f.  188.1. 

Die  KMt\vi(  l:!iinL-  flcs  Kisotib.ilinii-'fzi  -«  <\ri  Knie  nach  Stürmer  in  KU.  m.  zn  Knd«* 

d.  J.  (f.  187U  aliWuuheud  im  lioth.  Jabrk,  s>oust  meist  gleich): 

1830       8S2         1860     88,022         1870   211.859         1SS2  380,296 

1840      8591  1860    106,886         1875  295,783 

Daroa  Europa  America 

1860         51,544  52,235 

1870       103,774  96.398 

1*^76  u.  82  8.  0. 

Die  Latcrichuidang  ron  Vollbahücu  u.  iiabucn  „untergeordneter  Bo- 
dentnng"  ist  nbrigem  in  diesen  StatiflHkcii  nirht  glclcltmissig  eenaelit  Di«  xveit<> 
Kategr.  ist  oft  unvoUstäiKlii:  antrr^eben. 

Fm!  ihm  Umfanjt  do^  heut  D  l{«  ichs  ersroben  s.  fo]|;endo  Daten  f.  d.  in  Betrit'h 
befind!.  i>aiincn  in  Ktlom.  immer  Knde  d.  J.: 

1885        6  1855     8.272  1875  27,934 

1S40      581  1860    11,644  1880  33,695 

1845    2,315  1S65    14,658  1682  34,%2 

1850   6.054  1870  19,638 

Das  Vi-rhältniss  der  Staats-  und  Privatba  lineii  za  trinandt  r  hat  in 
«>inip-n  Staaten  fiohor  m<>hrfarh  g.'r.;cli< -  It  .  indem  Sta.ifsbahnen  an  s.  Iis.  hart<Mi 
vericauft  {Jbm.  aui  lang*-  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nutxni<;ssuag  uiH  rlasseni,  04b>r 
Privatbahncn  vom  Staate  ang«;ltaQft,  mitontiir  uher  sp&ter  selbst  wieder  rericanit  irurd(>ii. 
Di'.r  buntest«?  Werhsel  zeigt  sich  z.  B.  in  O  s!  irt  i«*!!.  Üt-fcir^  ist  auch  zwisch*»n 
il<'0  Verhältnissen  di's  Eigontlioms  und  der  Verwaltung  der  Bahnm  m  anterifiheiden  (s.  ».>. , 
Zustand  in  1876. 

Deotsclies  Reich.    Auf.  1876  (nath  StQrmer). 

Kilffl.    Kil.  III.  Kil.m.  KU.ni 

Staiitäl>ahnen     ....  12.5  L'i     Privatbahnen  unti-r  Staatä- 

n4>ml.  preussisnbo  .   .   4385  renralton^   2.913 

Hill  hsische    .   .    108"  n(»ml.  ßent.-märk.  (prciiss.)  II*»! 

nMirgi-ioh«'  .      271  Obcrai  hl<  s  „  t4(M 

.Matn-Ncckar .    .  lih.-in-Naht-    •    ..  122 

badlscb«?  .   .    .    1152  andre  (meist  in 

\»riir(.-rtiV..T'.:ische     1270  Sarli^-Mi"*    ....  203 

rlsaah-loUir.  .    .     863  l'rivaibahn.  n  unl<T  PriTat- 

lialfrisicbe    .   .  3436  fenraltanjr  12.610 

>1Uitärb.  ...      15  Summa  28.142 
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Wird  die  Länge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  di<  >;leich2ddg  T<ni  zurei 
Verw&lmngen  betrieben  worden,  abgezogen,  so  redncirt  sich  die  Gesammtl&ng^e  auf 
28,084  KiL  Davon  liegen  iHö  Kil.  nicht  im  Keichäji^f biet ,  während  91  KiL  andre 
Bahnen  im  Reichsgebiet  ?.  aasländ.  Venraltnngen  betrieben  werden,  so  daas  im  Reich»- 
!^ebi.  to  liegen:  27,980  KU.,  ausserdem  857  Kil.  hör.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locom. betrieb.  Die  preuss.  Staatsbahnrn  standen  fniher  unter  8  Verwalt. ,  also 
hatte  (dn«!  derselben  durchschnittl.  unter  sich  542  Kil.,  Max.  Ostb.  1405  Kil.  Eine 
AusWi  liiiun!»^  erfolgte  schon  im  J.  1^76  «lurch  den  Ankauf  der  Halle-Cassoler  Privat- 
bahn. Jlei  den  b a  i e  r.  Staatsbahnca  sind  305  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  l^T,' 
angekauften  baier.  Ostb.  ^biaher  Privatb.,  Ib74  769  KiL)  bereits  iubegritten.  Die 
8%chB.  Biaatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  dwch  Ankanf  t.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Kil.)  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  ir)ri7  KU,  Anf.  1877.  Bei 
'1.  II  bad.  Staatsbahnen  sind  rb.nfalls  108  Kil.  Pachtb.  eing-erechnet.  Die  Privat- 
bahii-n  in  eigener  Yerwakuiiu  zcrfallcu  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnittl. Ton  einer  Länge  von  bhws  242  Kil.  Die  grösstcn  waren  Anf.  1876:  Göln* 
Mind.  mit  1054,  Rheinischr  mit  HUI  >T  i!,nl.-IIalbcrst.  mit  035,  Brrl. -Stettin  mit  S5.'!, 
Pfälzer  Bahnen  mit  50S,  5  and.  Ueäellschaften  mit  4 — 500,  5  mit  3 — 400,  il  mit 
2—300,  7  mit  100—200  ,  21  unter  100  Kil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
?on  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Ab<-r  die  unn:dmein  grosse  VerwaltungS' 
lersplittemnir  v>Traindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  sclion  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
18dS^66  conceesion.  GcaeUschafleii  hatten  sich  x.  B.  bis  1867  schon  auf  23  redncirt 
Zustand  in  der  neuesten  Zeit 

In  den  let/t-  u  Jahren  sind  nun  durch  die  gio>:ien  „Privatbahn- V«;rs(aatlichung»n*' 
in  Preussen  die  Verhältriisse  im  Deutschen  Kcich  völlig  zu  Gun-tt^n  der  Staats- 
bahnen verschoben  worden,  nachdem  die  beiden  Mittelstaati  u ,  welche  neben  ihren 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbahnen , belassen,  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
difse  fast  alle  (in  Baiern  bi^hi-r  nnr  noch  mit  Au-^nahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
fUr  den  Staat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Nach  d.  gen.  £i^.h.  XU  d.  pieoss. 
Statist  S.  180  waien  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kiiometeni: 


Staatsb. 

Pri?.b. 

unter 
Staatsvcrw. 

DsgL  unter 
eig.  Yenralt 

Somme 

l'icubüen 

14,204 

2336 

3996 

20,537 

Baiern 

4,287 

619 

4,906 

1,984 

90 

2,074 

Wurtemberg 

1,431 

17 

1,448 

Baden 

1,187 

99 

57 

1,822 

Hessen 

831 

518 

848 

ElsÄss- Lothringen 

1,228 

5 

11 

1,244 

And.  Staaten 

1,246 

50 

1291 

Reich 

25,898 

2580 

6484 

34,962 

Dazu  ausserh.  Reichs- 

gebiets (u.  ausser- 

prsnss.  Strecken) 

98 

26 

125 

Die  Strecken  der  Kleinstaaten  gehören  meistens  zur  Vemit  anderer  (prenss.  v.  s.  w.) 

Staatsball n-'H  iinir  OMi  nIi.  hat  .ine  eigene  8taat<b.rer\valt.)  od-  r  ijrösserer  pieoss, 
Priv.bahnen  (eigen«-  Friv.verwalt  in  Mecklenb.,  Braunscliw.,  Thüringen). 

üeber  die  zeitliche  Entwicklung  d(;s  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  joden  Staat  u.  j(>de  Eisen b.gosellsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material.8.  zur  Eii^.'inzong  di^'s  fol^r.  liistor.  .\brissesSa\  II.  in*»  -552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit,  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschcn  Länder  d.  Archiv 
f.  I^senb.wesen.  Geher  die  finans.  Ergebnisse  spcciell  s.  n.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  A.  Nov.  18.H*^  die  Grundlage  für  die  Ein- 
führung dfs  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letztere^  sind  anrh  Ende  der 
3üer  u.  bis  Lüde  der  40er  Jahre  eine  Beihe  der  besten  u.  leicht  2u  bauenden  Linien 
hergestellt  worden  (s.  o.  S.  671).  In  Betrieb  1844  114  3,  1847  287'9.  1850  377-8  Meilen. 
Im  ,1.  1^17  wurde  dann  zuerst  die  AnlaLro  der  f^stbahn  ii.  d.  Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen,  lS4b  begonnen,  1S49  von  den  Kammern  genehmigt 

45* 
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Ebenso  sind  von  vornhfreiii  auf  Staatskosten  gcliant  die  ihmi»  r<;ii  Erw.  itorunf;eu  <Ues<  i 
lieidcn  Bahnen,  ferner  die  Berliner  Verbi  iiclu  nüsbahn  (alte  und  1871  eröffnel 
ueuei.  Dagcg«'n  wurde  die  von  «iner  (losciischaft  gebaute  N iederscbles.-Mä rk. 
B.  (Berl.-Bresl.)  1850  in  Staatsrerwaltuag  abemommcD  u.  1S52  gekauft  a.  die  mit  Uir 
verbundene  Srliles.  Gcbirii  s*»  il-xmi  später  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wuitle  die  W  cstfül.  B.  von  euicr  (je:>eüäciialt  bcgouuea,  noch  vor  ihrer  VoJleudung 
1850  r.  Staate  ttbernonunen ,  1854  die  MAnster-Hammer  Balm  dasu  gdwoft  und 
8ie  auf  Staatskosten  orweitert.  Die  ^cnaDiit<>n  Bahnen  bilden  die  ültt^ri^n  Staats - 
bahnen  d.  alten  Prorinzcn,  in  (i.  E.  18G9  26yS  Mcil.,  147  2  Mill.  Thlr.  vitrwendetes 
Kapital  oder  p.  M.  5411,000  Thlr.  Auf.  1S7&  betrug  ihre  L&ug«'  21o6  KU.,  Auf.  lb7T 
2790  KÜ.  mit  721*8  Mill.  M.  renrendetem  Ka)M,  p.  KU.  258,000  M.  In  Fol|^  der 
1866er  Annexionen  fielen  dem  jtri  nss.  Stiiatc  die  s.itnmilich  auf  Stnt4:ir,t -n  ;/  "!r-i:ifen 
liauu.  (auiiöchütSäL  Staatebalmsysteui  in  d.  chcui.  kün.llauuoircr,  womit  ibil  boguuncu  — 
Lliü«  BrauDschweig^Haanofei^lfindeti,  dann  Harbnix-Lehrte-HUdosheim  1850  fort- 
gefahren. Sud-  u.  WfStb.),  die  chnrhe^s.  u.  Frank  f.  Strecken  der  Maiu-Weser- 
bahn  (Casscl-Fraukf.  als  Staatshalui  dur  H  bctheiligton  Staaten  1*^45 — 16  Ixironn^'n. 
1852  vollendet),  au  die  sich  danu  die  seitdem  geliautc  Bobra-llanauer  f)taatsbahu 
ansdiloBS,  fener  dia  nas  sau 'sehen  Staatsbalinca  zu.  Letttera  waran  Ton  einer  Ge- 
sellschaft begonnen,  1S58  vom  nass.  Staate  nl«  iiiDnini  'n  und  weiter  ausgebaut.  Ge- 
sammtläoge  der  Staatsb.  dor  neuen  Frov.  l?>bU  17'.»*3  M.,  ll)2'7  Mill.  Thlr.  ver- 
wendetes Kap.,  p.  M.  .573,000  Tbl.  A.  1876  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  der 
neuen  Provinzen  \'t^l  Kil..  Ant.  1^77  (mit  Einrechtt.  der  187<>  angekauften  Halle- 
Cass.  Balm)  isdj  Kil.  mit  479-1  Mill.  M.  verw.  iidetcm  Kapital  od.  p.  Kil  *ifii;.000  M. 
In  Schies w.-iloist.  beiitaudeu  uud  iH^tehcu  noch  jcta  (.1883)  uur  Privatbalmeu. 
Eine  Yeräoasening  von  Staatsbahnen  ist  bisher  in  Prenssen  nicht  vorgekommen;  ein 
Yertrajsf  der  Kegiening  nl)t'r  d.  Verkauf  d<  r  westfäl.  Staati>b.  an  die  Berg.-Märk.  Ges. 
wurde  v.  l.andtatr  iiiclit  f^enehmigt.  Audi  eine  Verwalt.  v.  Staat-b.  durch  Privat- 
sres.  beisteht  niclit.  Dai>6  man  »»;hüu  von  Anianj;  an  nicht  durchaus  d.  I'i ivatbahusystuui 
für  iujnier  behalten  wollte,  leigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eisenbahn>res.  v.  183S. 
Leider  fehlte  bis  vor  Kur/rm  nueh  iinm-'r  ein'  ilir>cte  Verbindung  d<  b  öst- 
lichen ötaab-fiabiiuetzoä  der  alten  und  de.->  wcstlicheu  der  ucueu  Provinzen. 
Durch  den  Enrerb  der  Halle-Gasseler  Bahn  n.  durch  die  soiren.  Berlin-Wetdar  Bahn 
wurde  diese  Lücke  zuniichät  ergänzt. 

Dazu  kam  selion  ianurr  Staat  tri'  h  vun  T  ri  v  a  tbahnen.  Üie  vom  Staate 
Verwaltuteu  Privatbahnen  werden  auf  Keehnung  der  betrelleitden  Ge«M3ibcbafteu 
gefllhit,  n.  wenigstens  urennme  Zeit  mit  sehr  gfiustigeu  finanziellen  Erfolg,  fit  wann 
bis  m  den  neuesten  „Veista  ulichungen"  ilie  (mit  der  Oberschi,  fusionirtei  Wilhelmab. 
H^osel- Oderberg),  die  uberschles.  (Hauptb.  v.  (}<m\  uach  Breslau  nebst  Zweigen. 
Bresl.-Potj.-ülog.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m.,  im  G,  Auf.  1877  mit  d.  Hütten  revierbahnen 
1682  Kil.),  wonach  das  guuzu  Bahunet/.  östlich  von  Berlin  (ausser  in  der  Richtuni: 
naoli  Pommern):  nai  Ii  OitiTctiss..  Kussl.,  Polen,  Schlesien.  Galiciea  u.  Üest-Schle-ien 
unter  Staatsverwalt.  atand;  ferner  die  allmälig  sehr  erweiterte  (An!  1677  12U0  KiLj 
Berg.-Mirk.  B..  wdebe  mit  der  froh.  hess.  Nordb.  fosioeirt  war  n.  mit  der  Westf&l. 
Staatsb.  zusammen  eine  mächtige  (^oncurrentin  der  Cöln.-Mind.  Privatb.  bildet«.-.  Durch 
die  hess.  Nordbahn  war  sie  mit  d'  in  Staat^jbahnsyteni  in  d.  Provinz.  Hessen,  Hannover, 
Sachsen  u.  lu  Nassau  verbunden.  Kudlieh  stand  die  Khein-Naheb.  (122  Kil.)  u. 
die  Munster-Euscheder  B.  (56)  unter  StHat^vTwaltung.  Mit  Hülfe  der  enteren  kennte 
dt.  V.  iliindung  mit  <ler  Natis.  Staatsbahn  Uber  Binjceii-lviidesheim  herg«»stellt  werden. 
Die  Nahebahn  itchlosti  üich  an  die  Saarbr.  u.  durch  dics>e  au  die  Eisäss.-Lothring. 
Relchsbebneii  (A.  1877  925  Kil)  au.  welche  das  D.  Reich  fttr  825  Hia  Fr.  ohne 
Kahrmaterial  flbemahm  (A.  1S17  verwend.  Kap.  ^chon  .'14 1*2  Mill.  M.  od.  p.  ICilom. 
397.000  M.)  So  )iP8tand<»n  schon  um  die  Mitte  d'-r  70er  Jahre  im  ')»tcn 
u.  Westen  d<-s  preuss.  Staats  grosse  ^etze  v.  Ntantob.  oder  unter  Ver- 
walt. dos  StsatH  stehenden  Privatbahnen,  ron  erstecen  A.  1877  4509,  reu 
letzt' r  n  ."'.iriii  Kil-,  /usarnm.  u  TTl.'l  Kü. 

lu  diesem  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  da»  Ueicbseisenbahnprojuci  auf. 
Die  prenss.  Staatsregiemng  Hess  si«  h  durch  d.  Ges.  f.  4.  Juni  1876  erm&chtigen ,  mit 
dem  Denisclien  Keieh«-  in  Unterhandlung  Aber  die  Ue)*ertragung  des  gesammten  preass. 
Staatseiseitbalmbesitzes  u,  aller  Kecht«*  o.  s.  w.  an  Privatbahnen  auf  dati  Keiclt  "i 
treten.    Iii)ie!i>H>u  kam  dii s  Proj^M-.i  nicht  zur  Auslührun»  .  wohl  vornehmlich  weiten 
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politischer  Abneigung  der  Mittelataftteii  ^egttu  eine  solche  politiacli  freilich  so 

«rwiinschto  Stärkung  der  (Äntralgcwalt  o.  unbeachtet  der  cmineutea  rolksvirüisch.  u. 
verkehrspolit.  ürün<lo,  welche  «lafiJr  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war.  ging 
Prcassea,  —  wie  ächoa  sofort  unter  dem  Einüuäü  jeues  Projects  Baiern  (Uätbshnun) 
u.  X.  Sachsen  —  mit  grosser  Energie  demn,  seinen  Steatsbahnbesitz  durch  Er- 
werbmijr  von  Tiivatbahnen  zu  arrondiren:  «nd  zwar  nicht  nitr.  wie  schon  inehrfa«  h 
bisher  von  kleinen  eiozelucn  Bahnen,  die  in  Nothstaiid  waren,  oder  von  einzelnen 
Verblndangsstrecken,  sondern  von  g-rossen.  auch  trut  fundirten,  wenn  auch  durch 
die  Rentenvermindentoiren  ib  den  TOer  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Untemehmnugea. 
Zoui  Erwr  rb  b<'diente  man  sich  der  Clauscln  des  EiseulLL-^-'-i  t/es  v.  Ivr^S  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebcasoweuig  wurde  an  Zwangsent^  i^nungsinassregeln  gedacht. 
Man  ging  ridmehr  darchans  auf  dem  Wege  der  Vertragsschlusse  vor  u.  enrarb 
«labei  fi-cilieh  clie  meistr  n  Rahnen,  wo  nicht  über  ihrem  wirklichen  dauernden  Werth, 
so  zu  einem  mit  dem  ruissfande  der  Actien  in  keinem  V'-rhiUtniss  stehenden 
höheren  Preise.  Di«;  Actiunaii;  haben  so  vielfach  erheblieli  jrewonncn.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Kente  die  bi>hcriuü  Actienrente  nicht 
ubertraf,  wai  «ler  i'iii-s  der  Staatsn^tite  hetriichtlit  h  hüher  als  derjrni'j;r  «l<  r  Ai  fi'  ^r 
vor  der  Au«:2>iciit  auf  die  Verstaatlichung  der  Balm.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  goten  Vcrwaltnnfr  v.  den  wieder  erfolgten  Veikehisan&chining  kein  schlechtes 
tieschiift  gemacht  u.  no(  h  l' -berschOsse  erzielt.  Bei  der  Beurthcilung  der  Rentabilität 
des  preuss.  ^^ähnli'  h  'J.  s  k.  siicli-.  u.  haier  *  staatsUahnnetzes  ist  aber  des  relatir 
t  heueren  Preises  der  jungst  ver^taadichteJi  Bahaeu  zu  tje^Jeiiken. 

Die  wichtigsten  „Ver^taatlichnngen**  betrafen:  das  Pri?.ei8enb.nntemehmen  Berl.* 
Strttin  (Vertr.  v.  I'J.  Juni  1870;  -e^'-cn  ein.'  A<ti  nnntc  v.  i^/^^fo-  hinterpomm. 
Zwcigbabü  dieser  Ucscllsch.  war  schon  E.  ibll  auf  Grund  der  Zinsgarautieverträge  iu 
d.  Venralt  des  Staats  Ubcrgegangt  n  Magdeb.-Halberst  (Vertr.  r.  5.  Juni  1879: 
gegen  eine  liente  f.  d.  verschied.  Actienkatenporieen  ron  6*  37$  u-  57o):  Hannover- 
Alteiibccken  (Vertr.  v.  s.  JaU  1S79:  iretren  einen  Preis  v.  IS"/,,  f.  d.  Stammactie 
u.  367o  ^-  »l-  Stprior.aciie);  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug.,  10.  Oct.  1879; 
gegen  Acfiearente).  Deber  den  Enrerb  dieser  4  Bahnen  wnrde  d.  Oes.  vom 
'Ii).  Der.  \  s'\\  erlassen,  <h  m  die  be/.ni;].  Verträ«re  beiscfimt  sind.  Diese  erst'-  i^russ.- 
V  erstaadiehungsoperation  umfasste  dann  noch  den  Krwi.rb  der  Herl.- Potsdam  er 
Bahn  (Vertr.  v.  24.  Dcc.  1S79;  ge>rcn  4"/^  Actienrente)  u.  der  Kheinischen  Bahn 
(Vert.  V.  .;.  Is.  Dec.  1879;  gegen  ßVjVo«  '>ei  einer  Katefior.  gegen  1"  „  Actienrente), 
lieber  d.  Krwert)  iliesor  2  Bahnen  (ies.  v.  14.  Kehr.  1*^^0.  Sn  war  lit-r  Staat  in  den 
timiU  der  westlichen  u.  der  mittlorea,  Berlin  mit  dem  Westen  verbiudendeu, 
sowie  der  nördlichen  Booten  (nach  Pominern)  gelangt.  Erwerb  d.  kl.  Homhnrger 
B.  f.  I  s  Mill.  M.  ((les.  v.  25.  Febr.  1S*>0),  dsa:!.  des  grossh  hess.  Aniheils  an  d« 
Main-Wcsor  ?>.  'ies.  v.  7.  März  IS80,  f.  177*  Mill.  M.).  Kinc  zweite  trrosso  Ver- 
2>laatI.opcnitiun  ünd  18S2  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfachu  Ki Weiterungen  des 
Staatsb.nctzcs.  o.  A.  nach  ües.  ?.  25.  Febr.  1881  auch  die  Herstelliing  einer  Keihe 
von  kleinen  Bahnen  ..untergeordn,  Bedeutung''  erfolgt  waren.  Durch  (jes.  v.  7.  Dec.  1881 
worden  f>  Privati>ahneii  erworben:  Berg.-märk.  6.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  18S1, 
gegen  ö^/^  Actienrente .  dss  Unternehmen  hatte  schon  bisher  UBteT  StftfttsrerwnlL  ge- 
standen; Thttr.  B.,  Vertr.  v.  29.  Oct.  1*>S1  gegen  9V/;„  .Utienreote,  unter  gleich- 
zeitiger Abi'^snri'.r  d-  r  finanz.  Betheiligung  der  thtir.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Prcossen;  Beriin-Göriitzer  B.,  Verlr.  v.  14.  Nov.  18sl,  gegen  einen  Preis  v. 
900  H.  4*/o  consol.  Anl.  f.  2400  H.  Stammactien  n.  v.  600  M.  dieser  Anleihen  f.  600  M. 
Stammprior.actie ;  Co tth ns-ti ross  cnh  a  i n .  Verfi  .  v.  14.  Nov.  1S81  i^egen  3  u.  bez. 
ä7o  Actienrente;  Mark.-Posener  B..  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881,  gegen  einen  Preis 
in  47„  consol.  Anleihe  v.  (500  M.  f.  1500  M.  Stammactien  u.  ron  5700  M.  f.  4800  M. 
St.prior.actien  1  nebst  kl.  Zuzahlung);  Khein-Naheb..  Vertr.  v.  G./16.  Jan.  1SS2.  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  47„  consol.  Anleihe  u.  10  M.  haar  f.  1200  M.  Articn.  Diir  -h 
ein  weitrcü  Gcä.  v.  13.  Mai  18b2  wurde  auch  das  wichtige  Berl.-An halt  sehe 
Eisenbahnontemehmen  die  HaaptferbiBdnnf  mit  Sachsen,  Baiera  v.  Thüringen  — 
er^'orben.  Vertr.  v.  8.  März  1S82,  gesren  67«  Actienimte.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  «Uesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „V e r w a 1 1 u  n  -  ti.  Retri  eb  s  nbcr  ~ 
t  assuo^'svcrtrat:  a  auf  ewige  Zeitou  an  dun  .Staat",  wobei  der  Staat  da»  üiitei- 
nehmen  auf  eigene  BecJuiung  betnibt  n.  der  Eigenthumserwerb  a.  die  liqoidation 
der  Gescllschafltan  crentuell  fitr  später  ins  Auge  gefosst  wird.  Man  entging  so  den 
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sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Verbältnisse  der  Prier.obUgntioDeii 

bei  alljr«  rneiner  sofortiger  Auflösung  der  Gcsellsrhaften.  Die  RechtsverhrUtnisse  der 
l'rior.ubli;:ationeo  bliubcQ  zunäclist  dieselben.  Knie  tbcilweisc  Kündigung  (behaf» 
Ziüsrtduclion  u.  sonst)  u.  Convei-sion  v.  Prior.oblig.  in  consol.  Anleihe  hat  übrig-cjis 
schon  stattgefunden.  Die  Einlösung  der  Actiou  mittelst  auszugebender  conaolid.  (4**/,) 
Staatsanleihen  wurde  voi  bt-lKilten.  Durch  diese  beiden  grossen  Varstaatlichangsoperatioueu 
ist  das  FriyateideiibaLuwcsen  iti  Preus^en  sehr  eiugeeugU  Mit  Ausnahme  der  eigeob 
verwnlteten  Beri.>HMnb.  Bahn  (427  Kil.>  sind  die  Haaptroaten  t.  Berlin  ans  sehen  in 
Staatsbesitz,  die  directe  Berl.-Dresd.  llahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.  An  be- 
deutenderen Priv.bahnen  sind  nur  noch  übriir  icMicb  n:  dif  Obcrschicsischc  (1590  Kil. 
f.  wovon  137  Kil.  Secundärliahncn»,  ia  Staatsverwaituui;  btcliund;  die  ßcchtc- 

Oder-Dferb.,  in  eigener  Verwalt.  i315  lül.r,  die  Bre8l.-Frcib.-Schweidn.>GaäeUach. 
(599  Kii.     die  Altona-Kieler  B.  Kil.v.  die  schh-t-w.  R  (237  Ki!.);  ausserdem 

eine  Anzahl  meist  kleiueicr,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahueu  in  rcrschiud. 
Prorinzen.  Der  Enrcrb  der  wichtigsten  dieser  noch  reetirenden  PriF.bahnen ,  insbes. 
anch  der  Herl. -Hamb.,  Altona- Kieler.  UberechlM.,  Rechte-Oder-Uterb. ,  Bresl.-Freib.- 
Schweidn.  ist  im  Sommer  l^iS3  in  Aussicht  genommen  ii.  würd«'  eine  dritte  gruHSo 
Verstaatl.operaüon  bilden.  (Vorlagen  darüber  an  d.  I^ndtag  iui  Sov.  18S3).  Damit 
wttide  im  WosentUohcn  das  pren8S.-norddeutsohe  Bahnnetz  fast  ganz  in  Steatsbesitz 
gelangt  sein  u,  sirb,  inbe/riflln  (\\<-  neuen  in  l';ui  beiindlichen  Strecken  auf  c.  19000  Kil. 
bclauf*-n.  Am  1.  April  1>S3  war  der  Staats b. besitz  bereits  15403  Kil.,  der  sich  im 
J.  1SS3/S4  durch  neu  eröHhete  oder  noch  za  eröffnende  Strecken  auf  13.967  KU.  «r> 
wciteiC:  mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natürlich  hat  sich  die  Schuld  des  prenss.  Staats  durch  diese  Ver»taatlichun?ren 
V.  Privatbabueu  u.  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  vermehrt.  Die  ünauz. 
Hege  lang  dieser  Eisenbabnschnld  ist  dvrch  Ges.  27.  Hirz  1892  betr.  die  Ver- 
wcndnng  der  Jahr  subt  rschüsse  der  Vorwalt.  der  Eisenb.aji^'ele-  t  nheitcn  erfolgt.  Prin- 
cipie!)  wichtig  ist  bierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  nioderuun 
;,Üomauialobjccb '  lu  der  Kinanzwirthschaft  u.  die  Festse,tzung  einer  besonderen 
Tilgnng  der  Eisenbahuschald.  Letztere  ward  f.  d.  I.  Apr.  1>S0  a«f  )4l»S.S5l>.lOO  M.  be- 
stimmt. I>eis.  !l)cn  wachsen  in  der  1'e.rc!  zn:  die  auf  (imnd  n-  urr  Oredite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Betrage  der  im  Staalsliaush  et.  ausserord.  oder  dai*ch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Sanmen,  die  im  Fiall  des  Eigenthnmserwerbs  ron  rerstaat^ 
lichten  Bahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltuii<;  d>r 
Staatsscbtilden  Ubergegangenen  Prior.s'hnlden.  Die  Eisenb.schuld  vermindert  sich 
dagegen  um  die  erfolgte  Tilgung.  Durch  die  venschiedenen  Finanzoperationen  seit 
1.  Apr.  1880  ist  die  Scbnld  im  Et  f.  1883/84  auf  2()9],()44,4S9  M.  angewachsen. 
Hierb.  i  sind  nur  «lie  erfoiirten  Conversionen  von  Acticn  u.  Prioritäten  in  consul. 
Anleih«^  eingerechnet.  Diese  Schuld  ist  nun  nach  dem  geu.  Ucsetz  zunäclist  aus  d. 
Ueberschuäs  der  Eisen b.vcrwaltung  zu  rerzinien  (nach  gen.  ües.  63,914,324  H.. 
w<  Ichem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisenb4iehulden  u.  l**/,  Zinsen  f.  andere,  aui» 
Staatsmitteln  bc-.chatHe  Summen  hiu/.utfeten ;  im  Et.  f.  ls**3/^4  i.st  die  Zinssummo  auf 
109.1ä7,b7U  M.  berechnet);  vom  Kestubertichuss  sind  erfordert  lailä  2  2  MiU.  M. 
eines  sonst  etwa  dorch  Anleihen  zu  decitenden  Deficits  zu  verwenden:  der  weitcn>. 
Hcst  ist  zu  einer  jährlicb  mit '///o  erfoluend' n  Tilfrnni;  der  Eisenb.sclmbl  bestimmt  : 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatsbaush.- 
etats  ab.  Hiernach  wären  f.  1>>*;3/S4  20,lv7.3:i4  M.  zu  tilgen  ;row»«en.  Die^^e  Snmmo 
wttrde  nach  den  Voranschlägen  f.  ^l  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vi  ui  L  eber- 
*;rhns.s  der  Eisenb.vensnlt.  jene  2  2  Mili.  M.  zur  Deficitdeekiinfj;  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tiigung  nur  lb,15S.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729,03^  M. 
weniger  als  die  Tilgungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  Uobersehnss  f.  l%89/84 
aber  muthmasslieh  h<ihcr  sein.  Der  Et.  d  I'Ili;-,^.  Eisenb.verwalt.  ergiebt  f.  I>Vr'S4 
.MTTi  Mill.  M.  Einnahme.  3s4yS  M.  M.  ord.  Ausgrabe  {iücl.  der  Zins-,  Keuten- 
u.  Aniortis.beiriige  aus  din  seit  lS79  abKescblossencu  Verslaallichungsverträgcn), 
130*lo  M.  Bf.  Ueberschuss.  Di<'  hier  in  <l  i  Ausgabe"'  eingercchn.  Zins«,  ßenton- 
u.  Amort.b»  triisre  belaufen  sich  auf  ^H  Ml  M.  M.  f.  noch  nicht  in  ron»«t>!s  eonvortirte 
Actien  u.  Prior.oblig..  liierunier  allein  10,421,524  M.  M.  Amortisjiummo ,  weicher 
Betrag  daher  dem  „Ueberschass^*  eigentlich  zuzurechnen  wAre.  Die  Eisenbahnschnld 
/nzuglieh  der  Sehuld  aus  nicht  convcrtirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
B<>triebsubenchusdeu  trotz  des  theneren  Preises  der  vervtaaüichten  Priratbahoen  nicht 
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nur  follhtändig  rerzintit  0.  mit  ]b(i  U4  M.  M.  oUci  y.  Kil.  c.  1 1,600  M.),  es  mhl 
auch  Boeh  aüi  Hest  dieses  Ueberschn^e?  mit  81*08  H.  M.  zn  Tilgungen  oder  za  anderen 
Staatsansgaben  zur  Verftgnng,  so  dass  diic  EiseDbahnr«inte  von  c.  4%— ^öV«  ^ 

anirenommen  wenleii  kann.  DiesoHic  wird  tbalsächlirli  im  lan^nden  .Tnlir»-  höher  sein. 
6ia  untüriicjrt  natiirlich  gewissen  Scbwankun^üu.  Aber  auch  trotz  «it  s  thcucreo  Krwcrbs 
der  verstaatlichten  Priir.bahnen  darf  auch  finanziell  das  pnüMfnsehe  Staatsbahnwesen 
als  ifcsichert  l'undirt  u.  :ins  seinen  l{einettrri<j^en  allein  sich  verzinsend  ii.  sein  Anlage- 
Kapital  allmalig  tilgend  angesehen  werden  S.  v.  d.  Leyen.  Dnrchführ.  d.  Staatsb.- 
systeuis  in  I'reuäseu,  in  Schmoller's  Jahrb.  d.  1).  Heichs  Ii.  2,  S.  S!), 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Ausuahmc  der  alten  Leipz.-Diesd.  Pri?,- 
Hahn  11,  ihrer  neiifren  Ver7;vc'i!niiisr''ri ,  ferner  cinitrer  nenrreii  Ur  itn  n.  inei«t  unter 
Staatsverwalt.  steheuden  Strockcu,  alle  üahueo  eigeuü.  Staatsbahuen.  Die  Sachs.- 
Bflhm.  Bahn  (1842— 45  begonnen V  die  neueren  Oebirgsb.  n.  and.  m.  sind  auf  Staats* 
kosten  aiii^<'I<'-t .  die  Sachs  .-Baier.  II.  (I.eipz.-ilol  i  <,Mng  1M7,  die  Chemnitz- 
Ri  esaer.  die  Sachs.- Schi  es.  1S5I  von  Gesellschaften  verkaufsweise  .m  d,  n  Staat 
über.  Im  J.  l*»7<i  ist  das  sächs.  Staat^bahuuetz  durch  den  raseh  bewcikstclligteu  An- 
kauf fast  des  •ran/en  Rest 's  der  Priratbahnen,  bes.  der  Leipz.-I^resd.  i2S5  Kil.)  sehr 
arroiidirt  uimI  Sfnnts'inhnsystetn  -nrn  srut  wi<-  ans^cbliesslich  hrn-schend'  u  cr«- 
macht  worden.  Durch  weitere  Ankaufe  id.  Phv.bahustiecken  iat  jetat  daliin  ge- 
kommen, dass  es  unter  eigener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsvenralt.  nur  noch  Ideine 
tjtreckcn  Priv.bahnen  giebL  Ltoge  Auf.  1877  lt>r>^  Kil..  Kapitalaufwand  38U-S  Mill.  M., 
p.  Kil.  (excl.  einige  kl.  neue  Strecken)  323,000  M.  Privatb.  in  ätaatsrenr.  126  Kil. 
Daiin  lur  lSb2  s.  o.  S,  707. 

Die  Mecklenb.  B.  hat  wechselnde  Schidcsale  gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Kisenli  iIin-.M  lIsi  li  ilt  (1^14 — H',  gci^r.i  sind  l  irii  Zeit  lang  an  den  (iross- 
herzog  v.  Meckleul>.-Schwerin  ui>ergegangen  gewesen  im  W  ege  des  Kaufs,  konnten  also 
«her  EU  den  Staatsbahnen  L-^.'reclinet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1S44 
auf  Staatskosti  n  gebaut  werden  .sollen.  1878  sind  diese  Bahnen  aber  an  ein«  Actien- 
tresollschaft  tibergeirausteu  yA.  1877  821  Kil..  481  Älill.  M.  verwendetes  Kap..  p.  Kil. 
134,000  M.  —  Länge  1881  881  Kil.).  Diese  Uackrerwaudlung  in  eine  Privatbahn 
hängt  mit  den  elgendiOml.  Staatsrecht.  VerhÜtoissen  des  Landes  sosamraen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburu,  tl».  Pieussen  ^Wilhelms- 
liafen-Oldenb.  n.  A.  ra  ).  wird  v.  Oldenburir.  Staat  verw.iltet.  der  den  Betrieb  «iif  d  r 
preuss.  Strecke  treiben  einen  best.  Antheil  an  der  Bruttueinu.  fUlirt,  u.  liegt  mit  auf 
preusä.  0.  breui.  (Gebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweitoningen  erfatiren«  Anf.  1877  294 
Kil.  Länge,  t^^'i  ohie  Will,.l,.-Uldenb.  2SI  Kil. 

Die  Braunschw.  btaatsbahneu,  die  schon  1837  ula  solche  angelegt  u.  allmalig 
ictt  einem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Vertr.  v.  8.  Hirz  1870  an  die 
Darmst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  Ubcrgegan'.ien,  hinter  welcher  die 
Berir.-Mirk.  n.  Herlin -^Ta?deb.  Gesellschaften  stt  hen,  die  den  «ranzen  Actienbesitz  ans- 
;>chiiesslicb  in  üauden  haben.  Kaufpreit»  11  MilL  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  180U  an  04  J. 
lang  eine  Annuität  von  875,000  Thlr.  (bei  bloss  13*4  MIU.  Thlr.  ursprüJigL  Kosten), 
wope^-cn  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  an  schon  auf  liechnunir  der  (iescils*  hatt 
geht.  Zum  Verkauf  der  trelfl.  situirten  Bahnen  führten  nicht  princip.  (inmde,  sond. 
vomehml.  pol  it.  KUcksichten  in  Betr.  der  L'nsiclierl»eit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
sich  so  einen  reichen  Pronnzialfonds  sicherte.  Unter  braunscliw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  pnniss.  Grenzstrecke.  Liinge  A.  1877  Kil.  (nach  Stürmer  A.  lS7t)  344 >. 
verwcnd.  Kapital  Ü8-6  Mill.  M.,  p.  Kil.  28a,UUU  AI.  Liiugc  1882  845  Kil.  Da  die 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen.  an  den  Staat  Preussen 
üekommon  sind,  lieirt  hier  jetzt  <'in  bes.  eitienthumli'  Ii.  s  V,  rli.dtniss  vor.  In  d.  amtt. 
Eisenb.ststist.  werden  die  braunsr  hw.  Bahnt  rt       r       Priv.  bahnen  v'ctuhrt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  liabeu  S.-Weim..  S.  M ein.,  S,-Cob.- 
liotha,  Schwa rz b.-Sondersh.,  Hamburg  (Hauib.-Ikrgedorf ,  an  d.  ßerL-Hamb. 
Priv,b,ireseIIsi'!i.  verpachti  t),  Bremen  f^^I/en - Laiircwcdel .  ^vovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
au  d.  Magdeb.-Ualber&t.  Prir.b.gcs.  überlassen  war»  kleine  eigene  Staatäb.strecken, 
z.  Th.  verpachtet  (so  die  kL  thuinr.  Bahnen  meist),  ausser  Antheüen  an  preuss. 
^taatsb.strecken  <  Bremen.  Scbavmb.-Lippe  bisher).  AusscrhsiH»  T'reii^sens  sind  .itirh 
in  Norddeutschland  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbafineii  vorhanden,  ^iie  /.  Th  luch 
noch  preuss.  Gebi*t  berühren.  Die  wichtigsten  in  Thuringen.  I>es.  die  W  errabahn, 
{IMgt  164  iüL). 


üiyiiizeQ  by  GoOglc 


712     ff-  il*  Urd.  Ji^uiK    2.  K.  PmaL'crwurb    ö.  H.  A.  EiävubabDCU.  279. 


Die  haiur.  Staatabahuen  aiad  gröä6teatboilü  gleich  auf  btaabko^itca  augdo^t 
iroidon.  Eine  1899  (trobildete  Acttongesdlscli.  Ar  d.  Bahn  Nttinb.- Bichs.  Grenze 

gelanutc  nicht  bis  zum  Beginn  der  Bauten  u.  wurde  184<)  wio<ler  aufgelöst,  worauf 
der  Staat  die  Linie  baute.  Die  Linie  Manchen- Augsb.  war  bis  1S40  durch  eiuc 
ISätl  üT  gegründete  (ies.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  lfe44  abgekauft.  Lan;?e  Zeit 
bestanden  dann  im  östJ.  Baiern  ausser  der  U.  B.  Nttmb.  -  Furth  nur  Staat-^bahncn,  bis 
1S56  die  Ctna.  <l.  Raicr.  Ostbaheen  gegrttiuiut  wurde,  die  ihr  Netz  allm&iig  Mark 
aasdehnte  (E.  IbtiU  b'Ib  Meil.,  tS75  769  KiL).  Aü  dies«m  Abgeben  v.  Staatsbahu- 
system  schoinca  damals  tbeor.  GrOndo  zn  tionsten  der  Prirstb.  einen  fewteaen  Aotbeil 
gehabt  /u  haben.  Ausserdem  sind  v.  (ieselhcliaftou  u.  v.  (iriju  inJ<  a  tili  ■  Anzahl 
Zw<M  '''n>in*"n  ijobaiit,  welche  die  Staatsbahn  mpai  htot  hat.  Nach  liin;:cn  r  l'ausr;  ist 
d.  büicr.  Suialibahnsystem  seit  Eudo  der  öOer  Jahic  wieder  iu  nrössercm  Umlaug 
ausgedehnt  wonicn.  Durch  den  Ankauf  simmU.  Linien  der  baicr.  Ostbahn^^^csellscb. 
im  J.  IS75  hat  Baicrn  in  soint-ni  compacten  n-chtsihein.  (iebiet  sein  Staatsbahns^'st -m, 
ähnlich  wie  Sachtieu  das  seine,  nouenliaga  sehr  arrondiit  u.  xum  allein  berrscbcndeu 
•,'emacht  (mit  Aitsn.  d.  Lodwigsbahn,  Nttmb. •FIlTtb,  d.  IHesten  diMitoehen  Dampf b.  r. 
Ii  KiL^.  Anlagekosten  der  eigentl.  Staatebahoen  ^excl.  Pachtbahnen)  E.  ISTo  715*8 
Mill.  M.  '•  f  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  d-  tii  liaier.  Landtage  gemachten  Anf- 
steliuu^  siu(i  t.  Li>enbalinbau  ii.  Dctatiousmittel  der  baier.  Staatüb.  v.  ib\2j\'d  bi»  E. 
1881  reravsgnbt  2378'6a  (?)  M.  M.,  dagl.  f.  Vicfnalbahncn  r.  1869  bis  E.  1S81  16*93 
M.  M.  Nach  der  Keichsveif-  hat  Rai-  ni  auch  im  Eis«  nbahnwes.  in  der  Ilaaiitsa-  hc 
eine  exemte  Stellung,  was  fur  die  Fragen  der  di^utschun  Eiseiiliahnpot.  wichtig  ist. 
Die  Pachtbahnen  gehören  mehrfach  (iemeinden,  ^ehen  aber  durch  Amorti;«.  d.  Ban- 
kapitals in  Staatsbesitz  Uber.  In  der  l'fal/.  wurde  daj;cgcn  das  Privatbahnsyst.  all-  iii 
beliebt  u.  hibhcr  erhalten.  Grund,  der  Pfalz.  Ladwigsbahn  i(»Sb— l{i44  (IL  1^69 
38-2  Meil,  E.  1^75  508  KU,  Ibb'i  625  KiL^. 

Die  wttrtenib.  Staatsbahneu  sitid  alle  von  rom<*hvrein  nnf  8taatslo»ten  trebaol, 
womit  man  1S42 — 4.1  begann,  nachdem  eine  l>3ti  ;;ebild  wUrteml».  Eisenbahnges.  >ich 
1S3S  wieder  aufu:elu>t  hatte.  Das  Netz  i>t  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  wonfrii. 
Die  einzige  Priratbahn  ist  tlie  kl.  kirchheimer.  KI.  Gren/sirccken  sind  zw.  W.  u.  Uai<  fu 
wechselweise  verpachtet.  Anf.  1S77  war  die  Lün<re  d.  wQrl.  Staatab.  1304  KU.,  ver- 
wendetes Kap.  Iji  7  Mill.  M.,  p.  KiL  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staat^liabueD  aind  gleich  aufang»  ab  solche  augelegt,  womit  scbuu 
183S  bcgotmen  wvi^e.  Spiter  traten  einige  kl.  Priratbabnen,  th.  ron  Priratges..  ih. 
V.  Gemeinden  g:ebaut,  hinzu,  weiden  aber  r.  d.  Staatsbabn  mit  verwaltet.  üros:>e  Er- 
weiteruna:  der  Staatsbahiibauten  neuerdings.  Ausserdem  ist  eine  baicr.  (irenzstrecke 
gepachtet.  Lüugc  der  bad.  Staatsbahucu  incL  l*achtb.  Anf.  1877  llSl  Kil.  mit  33S'ö 
Mill.  M.  verwond.  Kap..  p.  Kil.  293,000  M. 

Die  cio^M  nth.  in  Hessen  lie^^.  Main  - Neelsarh.  I  rankf.- Heidelb.  u.  M  i:;rifit  i-r; 
sollte  iir>prUngl.  ron  einer  (ieselLsch.  gebaut  wenien,  die  aber  nicht  zu  Staude  l>aui, 
worauf  >ie.  isTi  auf  Kosten  der  3  betheil.  Staaten  hergestellt  wurde.  Sie  trebOrt  auch 
jetzt  H<  -,scn,  Preusscn  (f  Frankf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  unter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  (Inraicil.  Directton.  Kil.'i  Au>!>erd- m  hatte  IK  ^st-n  bis  1S80  den  Anfheil 
au  d.  Main-Weaerb.  Durch  Ankauf  ist  l?>7(i  die  Hess.  Nordb.  v.  Staate  erworben. 
A.  I<t77  176  Kil..  4H'7  Mill.  N.  rerwend.  Kap..  277,000*«I.  p.  Kil.  Unge  1882 
17.1  Kil.  Das  Privatbahnsysteui  i Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1^44  —  4T  eingeführt  n.  ist 
vorherrsch«  ti>{  jt^blieben  in  8udbeüscu.  Umf.  der  Hees.  Ludwigüb.  A.  1677  500  kii., 
[S<2  621  kil. 

Es  haben  üonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  M.ittelstaaten  das  Staata- 

bahiisy^ti  m  a<le|ifirt  n.  sind  nn-istenö  sou-ar  aiissch  Ii  es:  1  i '  ^  oder  ilnr'' 
weit  Überwiegend  dabei  geblieben.  PoUt.  Orunde  wogen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  »«»uesiter  Zeit  haben  die  Hittetstaaten  dies  System  noeh  weiter  aas- 
gedehnt und  in  der  Hauptsache  zum  herrschenden  gemacht  iBaiern .  Sachsen), 
wozu  j' t/t  wohl  wesentlich  politische  Momcftt.-  (Beziehungen  zum  Keieh.  '  tnit- 
gewiikt  iiaben.  Die  liairriscli<ni  und  badischen  Verhaituiivse  bieten  zugleich  sciion  ein 
6«i8piel  passender  Betbciiigung  der  8elbetrerwaltiuifsli<yrpi'r  in  d.  Anlage  der  Babu« 
mit  r.  Vh  rla.isuniT  d.  Betriebs  an  den  Staat.  Daj^ep' n  liat  Pr-  uss  -n  erst  spater 
n.  bis  vor  der  neuesten  Phase  melir  nur  iu  einzelnen  Källen,  nicht  systema- 
(iflch,  das  St«at»bBlin8ytit(>m  angenommen,  halb  and  halb  aber  tfchon  filiher  durch 
U<;bernahme  der  V«rwaltung  grosser  u.  wichtiger  PriratbahnoA  auf  den 
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Stuat  das  Veniäujutc ,  im  möchtu  loau  siagcn,  gut  zu  luacheu  gc:>uclit,  vou  dcu  Vor« 
behalten  des  §.  42  des  Eiflciibahii)^*tEe8  r.  1888  abgasebaD.  Im  Gaazen  hatte 

acliou  iu  der  Mitt  ■  der  TO.r  Jahre  das  Staat-^bahnsy  .if  c- m  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  Eiuvcrl*  ibung  fou  Privatbahnen  zu* 
genommen,  während  dif  zwt  i  einzigen  Beispiele  eines  üebcrganirs  r.  Staats- 
bahuen  an  Gcsellschai'ten,  das  brauriächw.  u.  mecklenb.,  »ich  au^  den 
«'{•«'•enthunil.  polit.  W  rliältnissen  der  Lämlcr  erklirni.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbuiiguu  von  Phvatbahuen  iSciteu^  der  ciuzeincu  Staaten  u.  durch  d.  rUstigea  Auä- 
baa  des  Staatsbahnnetzes  var  es  dahin  i^koiiiioeii ,  dass  im  Deutschen  Reiche,  ohne 
Baiem,  E.  IST«  die  Läng:e  der  Staatsbahnen  lincl.  Pachtb.)  schon  1Ü,2S2  Kil.,  der 
Privatbahncn  in  S taatsve rwal t.  .11^!},  d.  P rivat bahnen  in  Pri v ntverwalt.  nur 
noch  H,äät)  Kii.  war.  Immerhin  wareu  bis  vor  Kurzem  aber  »ehr  wichtigo  Koutcii 
zirischoD  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  aud  0:>t8ee 
andererseits  auf  preuss.  (Jebi-te  im  Ei^enth.  ti.  der  Verwah.  von  (i<  scll- 
;ichaften  (aameutlich  Hhein.  u.  Cöin-Mind.  B.,  Tharing.  a.  alle  üaJinua,  welche 
unfefahr  von  der  IBIbe  an,  ren  Sachfen,  Mediienb.,  Pommern  nach  Berlin  fllhren) 
gabUeben ,  während  in  Suddoutschl.  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gcsellsc haften  oxistirten  ^Hessische  und  Pfälzische  Lndwigsbahn).  Erst  die 
jungbte  prou:>s.  Politik  der  Eiseabahuverätaatllchungen  hat  nuu  auch  iu  Preuäseu 
a.  damit  in  Norddentschland  das  Staatsbahasysfera  zom  hergebenden  jgremacht. 
Wenn  die  g<  «ronwärtii;    Ende  ang:ebahnten  Verbtaatlichunifcn  in  Preussen  durch- 

geführt äein  werden,  giebt  es  ausser  dem  i^cn.  inittelrhein.  pfalz.,  hcss.  u.  dem  uiecklenb. 
(iebict  keino  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  dau 
grosse  moderne  Wirthschaf  tsprobleiu  des  Eisenbahnwesens  vor  allen 
Län<lern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinne  des  S  taatsbah  np  r  i  n  c  i  ps  iro- 
10 sU  Bei'  einer  Beurthoiluiig  der  Lcistungcu  der  deubcbuu  Priyatbabuen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewi»  nicht  renressen,  dass  die  Verbreitung  des  Staatsbahn- 
s>ybtcniä  u.  die  durch  dieses  geacbali'.  Concurreiiz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
hndenden  Uebel  des  Priratbahnsyi>tem8  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht aach  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahnwoseu  sehr  vermehrt,  wie 
die  auge{i;<  b.  Daten  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Hahnen  dotli  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  ElscnbahnschnId'Mi  Ib'O,  nach  Herrn. 
Waguer,  (ioih.  Alm.  1^72,  S.  311.  576  MilL  im  uebeu  514  0  AüU.  Thlr.  sousf. 
Schulden,  nemlich  erstere  in  Preussen  192*7,  Baiern  93*4,  Sachsen  75,  Wnrt 
so.  Kaden  71'7  Mill.  Thlr;  f.  E.  1S75  wird  das  verwndete  Anlat?ekapit;»!  von 
23,1^1  kil.  Balm.  (e\rl.  Raiern)  auf  51170  4  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
b'J71  Kil.  Staatsb.  im  '^  Mill.  M..  2m),000  M.  p.  Kil.,  f.  2708  Kil.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung ^2!»  s  Mill.  M. ,  .30t* ,000  M.  p.  Kil  ,  f.  11,490  Kil.  Priv:ith.  in  Prirat- 
verwah.  2727  2  Mill.  M.,  237,000  M.  p.  K.  —  Kur  alle  deutschen  Bahnen  rer- 
ansc klagt  i>turtuor,  U.  20: 

Läng«;  Kil.   wrnrend.  Kap.  Mili.  M.  p.  KII.  Mark 

E,  !^:)0  5,856  956-5  lür?,0f)O 

E.  Iis60  !l,0«!!l  213SH  1^3,000 

E.  1870  IS.667  Ii  00- 7  220,000 

E.  IS75  28,083  7048*8  251,000 

lAmtl.  Stat.)  1881  33,645  873^1  I 

(Aender.  weg.  >  24i^,000 

£ig.th.wechsT.)  1881  /  33,045  S877-5  | 

Der  Keichseiscubahuplan  i^t  vorläulig  zurucksrctreten.  M.  E.  ist  er  <lie  (Jon>e<iUen: 
des  Staatsbahn priocipü  und  der  deutü^elion  polit.  Verhultnisäe,  nach  welchen  dai 
Keicli  dir  dem  Staate  gebülir'iideii  .\.uf;L;al)-  n  im  \  <'rkel)rsW''5en  in  Deutschland 
Ubernehmeu  hat.  S.  diu  Debatten  auf  dem  Cougr.  m  Bremen,  wo  eine  dieser  Ansicht 
l^neriache  tou  Nasse  verfochten  wurde.  Vettere  Conüolldationen  der  Eisenbahn- 
verwultungs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaalen  (Mecklenb.,  Oldenb.,  Thurincren,  Hambur;;, 
wohl  auch  Hess'^O  o.  weniustcns  hii  r  im  An^  liluss  an  preuss.  Sfaatsbahnverwa!tnn£j>>n 
:>ind  doch  wolil  unausbleiblich,  ao  dass  dann  das  gerammte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Complexe  (unter  Voraussetzong  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Vcnttaatlicnung  der  wichtigsten  preoss.  Priratbahuen)  reducirt  wurde. 
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Oesterreich.  Hier  wat  die  EatwicUung  uiitci-  «lern  Kulilu^s.;  einer  wcclidduUcu 
PulitUr  XL.  spftter  in  Folge  der  Finanznoth,  die  sor  Anspannunu:  des  durch  dio  Staats- 
bahnen  reprftfpntirt.  n  Healcredits  nöthiute,  eine  ganz  and> t<-  als  in  D.  iit<chlaiu!.  lui 
Beginn  dur  Eisonbahnära,  l'^.HT,  bcliiclt  sich  der  .Staat  das  Hecht,  £ii>cu- 
bahnen  zu  bauen  ti.  zu  betroiben,  vor,  ebne  daveii  einstireiien  Gebrauch 
machen  zu  wellen.  Schon  IS'Mi  war  die  K.  Ordin.-Koidbalingos.  ^Wien-sciileü. 
GreiiZf  n.  (ialir  mit  Mirw-ii:.  nach  Hrinuri  eoncess.  worden.  IH.HS  wurde  di^  Wien- 
<flugguit/.rr  (ieü.  brtrnindet,  aui.  zugleich  für  die  Linie  VVicu-iiaab  u.  Trustöb.  Gleich- 
wohl fing  der  Staat  1841—42  znm  Staatsbahnsystem  aber,  dorch  wdchea  die 
naiii)(niiieii  auügt^ruhrt  werden  sollten  (Wii'n-rrai;  -s;irlis  fircoze,  Wien -Tri- s(.  wesil. 
Wien-Uaiern ,  Venctli'i-Mail.-l'otnoi.  Dies  gesehab  auch  grossentheils.  Ferner  w^aitie 
1  >.).'{  di»-  Wien  -  (Jlogfrnitzcr  IJ.  {rekauiTt,  die  Krak.-Obersohl.  i  IS44  vom  Freist. 

Krakau  concess.i,  l!$50  di<-  Unirar.  Centralb.  nbernominen .  so  dass  im  Beginn  der 
.')Ürr  Jahif»  alle  Haupt  l)a  Ii  nen  mit  Ausnahme  der  wirbt.  Fenl.-Nordb. 
(u.  d.  alten  Hudw.-Liiiz-Giound.Flerdcb.Ji  in  Eigen  th.  u.  Üctrieb  des  Staats  war«2n. 

In  der  Mitte  der  50  er  Jahre  wurden  diese  simnid.  Bahnen  aber  nach  nach- 
einander ineist«-ns  an  !;:ro8se  /.u  diesem  Zw» .  ke  U' ti  i^eurilfid.  Gesellsc  baftcn 
al);;otreten.  in  ihT  Form  i:' 'Wuhnlifh  lur  HO  .lalire  zur  Ausbeutung  überla^son, 
iiicbi  gegen  ein  jahri.  i'achtg-cld,  das  nur  l>cdi»gt  bi;iiu  Steigen  des  Koinertra-jpi  über 
eine  gew.  jihrl.  Heute  noch  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in  wenigen  Eiateii 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlung  eines  grösseren  Kapitals.  Dabei 
wurden  dio  meistens  sehr  theorcu  (^SUdbahn  Wien- Triebt I),  aber  noch  nicht  einmal 
alle  ganz  vollendeten  und  erst  in  den  Beginn  ihrer  ReatabilitiUspeiiodo  getretenen 
Bahnen  weit  unter  den  Kosten  wcfcgegebcu .  olipleich  anfangs  der  günstige  Stand 
des  (ieldm.nrkts  hr\m  Schluss  des  Krimkrie'j^s  die  \  ci.ins-> ming  gerade  om  dies»-  Zeit 
mit  empfohlen  habeu  mag.  l^ur  der  zufällige  Umstand,  dass  üüj^terreich  die  italien. 
Provinzon  bald  darauf  verlor.  Hast  das  Yerfcaufsgesehaft  for  einen  Tlieil  der  Linien 
nicht  ^o  ffanz  onrtln stier  erscheinen.  A^^^e^leln  hat  speeiell  die  unkluge  u.  verfrühte 
Baukuolitik  Brückls,  in  Folge  deren  ohne  irgeud  genügende  Vorbereit,  die  Baarzahhin^ 
dem  Wiener  Munzvcrtrag  ucniass  am  1.  Jan.  1S59  aufgenommen  werden  sollte,  /su 
einigen  dieser  nschen  Veräusscrungen  der  Bahnen  beigetrag  n .  ohne  Erfolg  für  den 
Zweck.  Zuerst  wurden  Is.")4/ö5  auf  90  J.  v.  ISöS  an  gerechnet  die  nördl.  fbuhm.- 
mkhr.)  u.  sudOstl.  (uugar.)  Staatsbahnen  nebst  einem  grösseren  Bergw.-  u.  Forbt- 
complcv  an  die  sog.  StaatseisenbahngeselUehnft  (Osterr.-ftanzSs.,  vnlgo  im 
Pörsenjarpon  ,.1'ianzosen")  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in  Sf]  Monats- 
raten, abgetreten.  Dann  folgten  18ö(i  die  lomb.-vcuet.  Hahnen  für  H2  Jahre  (bis 
191S)  abgetreten,  wofür  70  Mill.  Lire  binnen  5  Jahren  zu  zalika  waren,  cveutoell 
90  Mill.  mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  7%  Keinertr.  Obersteig-.  Uewiniis,  statt 
welcher  Suinme  atieh  eine  Ahlin'innu  de-^  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
b  u.  7  J.  zur  liäütc  zahlbar,  iiucitkautsrecht  des  Staats  vuu  ISSU  an.  gemibs  dem 
wiiid.  Ertrag,  unter  Festhaltung  eines  Minimums.  EbenfaUs  1956  wurden  begonnene 
Staatsbahu^trcekeu  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapitalzalilung  über- 
lassen. Dio  fert.  u.  im  Bau  hegriUencn  galie.  Bahnen  (Krakati-iVenibiea  ti.  Zweigb., 
Demb.-Bzescow-PrzemysI)  wurden  1S5S  bis  z.  J.  1952  abgetreten  lur  13  Ii»  Mill.  fl. 
C.«M.,  aber  erst  v.  IHiVd  an  in  10  Jahresraten  za  zahlen,  also  um  den  Dihcont 
niedri-rer  anznir'  hnrn.  Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  \^'}^  -He  Ferd 
Nordb.  tiein  Staute  ab.  Endlich  wurden  IböS  noch  d.  th.  fert.,  th.  begonnenen  sudl. 
(Wien-Tnest)  u.  Tiroler  Bahnen  an  die  mit  der  lombard.  Ges.  verbundenen  Sttd* 
^«•hnges.  abireti*  t.  n,  gegen  loo  M.  fl.  <V\V  ..  wovon  nur  K^Mill.  sofort,  weitere  00  MÜL 
in  verschiedenen  Katen  von  1»?.^9— 116  u.  30  Mill.  uberhatipt  nur  brdinsrungsweiso  aus 
der  ILilfte  des  etwaigen  Keiuertrag&  Uber  7''/o  von  IbiO  an  zu  entrichten  waren;  rou 
dieser  Zahlunir  hätte  sich  d.  Oes.  contractUch  auch  mit  20  Mill  H.  Aversionalsnmmc. 
V.  1^71  an  in  1  Katen  zahlbar,  befreien  können:  über  di-  -  .  vrntuellt  S  hnld  i-,t  in 
«lein  Vertrajre  vom  13.  April  lht>7  Art.  12  Neues  verabredet  worden,  nenii.  Zahlung 
von  '  ,„  des  HrattoortragH  Ober  107,000  fl.  p,  Meile  —  östr.  Netz  u.  vnet.  Linien  — 
u.  v.  •  ,  dsjrl.  tiber  110,00t»  fl.,  oder  'H\  Mill.  fl.  In  l  b'aten  ä  h  Mill  fl.  1.  Nov. 
I^T't  H't.  Durch  die  Abtretung  v.  Lomb.  Veuet.  an  Italien  üind  die-,.  VerhiUtnisse 
verwiekclier  gewurden.  Gouce»».  dauert  Ids  1964.  Vorbehalt  d.  \Viedereinlü»ung  d. 
abgetr.  Dahnen  v.  lSO.i  an.  Nach  lange  vergebt.  Bemlthungen  ist  im  J.  1870  eine 
Trennung  des  Oslerr.  Sudbahnoetzes  von  den  denelbcn  ticsollsch.  gdiOiigen  Linien  im 
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K.  Ituliun  geluii'^cii,  die  zu  iicücii  Tiuiiaaclioitea  /wischeu  der  übt<  rr.  H'  f,'ieriiug  u. 
der  genannten  (^t  soljfichatlt  fahrte.  —  Die  maistea  Gesellschaften  hatten  yei  ]><li  l  iin|i^en 
IBM  Ausbau  b'  Stimintcr  Linien  ulicrnehuien  mUssen.  FUr  fast  alle  diese  Baliru  u  hat 
der  Staat  aber  noch  uine  Ziui>garaQtie  v.  57o  Zins  u.  VsVo  Amortis.  gewährt.  Die 
Hohe  der  aus  diesen  oed  apUeren  Zinsgarantioo  za  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
liedeuteml.  s.  die  Daten  oben  S,  457.  Siiutintl.  abgetretene  liahnen  hatten  bis  E.  1859 
336-20  Mill.  fl.  r.-M  gekostet  u.  waren  für  16S-56  Mill.  II  C.-M.  (z.  Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  taat  genau  mit  50%  Verlust  (wenn  man  von  den  später  uut 
ereotuell  lUligen  Zahlnoiren  abzieht),  —  im  (irunde  noch  mit  einem  grosseren,  da  der 
(icwinn  am  Agio  d<  T  in  Metall  ^^czahltea  Kanfgelder  hinter  dem  Verlust  an  Discont 
der  »pätcr  fäll.  Summen  zuruckblicb. 

Seitdem  herrschte  in  West- Oesterreich  fast  ansschliesslich  das  Prlrat« 
bahn-  o.  Privatvcrwaltungssysteui.  Es  haben  sich  aber  wesentliche  Uebcl- 
stände  desselben  auch  in  finanz.  IJc/i.  liunc^  hei-aosgoitellt:  Sclivrierii^keiten  bei  der 
Kegeluag  der  (iarantieTerhültoisse ,  bei  d.  Ucberuahme  ron  sogar  rorgekommuueu 
Betriebsdefieiten  auf  den  Staat,  und  bei  den  tini^i^ntirten  neueren  Priratbahnon 
noch  trrösser*  Mängel,  imlcui  <lie  Bahnen  z.  Th.  nicht  l(>bensfähi;i^  sind  u.  dem 
Bankerott  rertaiieu.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Uedanke. 
diese  ßahucu  Seitens  des  Staats  zu  übernehmen  u.  Staatsbahneii  zu  bauen,  wieder 
emstlieher  in's  Ange  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Aasfahrung  begriHcn« 
u.  zwar  gerade  mit  aas  finan/.  Kilcksichten.  Einmal  wurden  seit  1^71  \erschiedenc 
kluiuere  liahustreckeu  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.geseilschaftcn  Uber- 
nounen,  wobei  der  Betrieb  znnlchst  gewöhnlich  reo  den  beaaehbarlen  grosseren  Prir.' 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  geftüirt  wurde  (.Staatsbahnen  f.  ISSl  ftKl  KÜ., 
nu-si'nleni  die  dalmatinischen).  In  anderen  Fällen  wurde  iimirekehrt  —  aut  (irund 
der  Zinsgaranticrcrhältuisse  —  die  Verwaltung  von  Frivatbahucn  vom  Staate  über- 
nommen  (Kronprinz  Bttdolf^B.  800  iüL,  in  StaiMsrerwalt  seit  1 8S0 ,  Yorarlbergb.  dsgl. 
seit  1SS2,  00  Kil.).  Jüngst  ist  dann  auch  cino  >  i'^entlicht  ^'  r-rnritli  hrn  ;;  iner 
PriF-b.geselIsch.  erfolgt,  neml.  der  Elis. -Westb.,  (ies.  v.  28.  Dec.  ISbl,  v.  Auf.  lbS2 
an,  946  KU.  gegen  59*2  Mill.  b%  Cioldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.- Rudolf- B.  u.  demnächst  mit  der  Yorarlbergb.  durch  die  in  Baa 
'>egriflene  Staatsb.  Tnnsbr. -Bludenz  f  ArPiergtunnel)  in  Verbindnng  »i.  wird  wi-  die<?e 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  we^^^tösterr.  Staats- 
bahneomplex  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  iL  der  Schweiz  ent« 
standen  die  fehlende  Stn  cke  Wrirgl-Innsbruck ,  zur  Sudbahn  geh'"rig,  winl  von  der 
Staatsb.verwalt.  mit  benutzt).  .Vuch  die  steirische  Staatsb.linie  (Pola,  Hovigno-Divaera) 
ist  18hti  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen,  (ileiches  gilt  von  den  nieder- 
öst«»rr.  SfaatsbahnetL  Für  die  eitrens  ven^altcten  Staats-  u.  die  vom  Staat'*  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  die  ..Direction  f.  Staatseist-nb. betrieb"  in  Wien.  i^S.  Anh  f. 
Eisenb.wes.  S.  2ia  11.)  Länge  der  Staatsb&bneu  A.  Iää3  c.  1750  X11.  Der  dcm- 
nSchstige  Ablauf  des  Pririlegs  der  wichtigen  K.-Ferd.-Noidbahn  konnte  zn  einer 
bedeutsamen  Vergrösscrung  des  Staatsbahnnetzes  lOber- Schlesien  u.  Galizien)  fuhren 
Doch  ist  das  Krgebniss  zu  fiihri  nd»  r  \"erhrtndlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  (iali- 
zicn  ist  1HS2  ebenfalls  mit  d.  Bau  \.  Staats b.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
^aliz.  Tr.iiisversalb.),  dsfrl.  in  Böhmen  o.  Möhren  (Tran8VcT8.b.>,  wobei  die  betreff. 
Kroulünder  at?s  eigen,  ii  Mitteln  contribtüren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nadi  der  wiedererlangten  finanz.  S<  n>ständigkcit  den 
Staatsbahnbao  selbst  in  ziemlich  erhebt  Umfange  in  Angrill  genommen,  wie  es 
scheint  zu  schnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  mögli<  heu  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Princips.  dass  bei  düninr  Bevölkerung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  uugar.  Staat.^- 
bahn  Anf.  1876  1064  Kil.  Aossenlem  Priratbahnen  mit  Zinsgarantien.  In  den 
letzteu  Jahren  h:tt  sifh  durch  Neubau  u.  Uebernahme  von  J'rivatbahnen  das  Stait^b.- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössien  Theii  der  ungar.  Bahnen 
umfasst.  Die  Keinerträge  sind  dürftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  bcgrifien.  (Auch 
über  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhähnisse  im  Arch.  f.  Eiseub.wes.) 

Anf.  1^71  wan-n  in  Hetrieb  in  ( ' i ;  1  c i t h a n.  ^8i{,  in  Transleithan.  IV».  /Us. 
1372  M.  gcogr.,  Kostenaulw.  L  104(}'5  M.  im  Betrieb  916'2  MiU.  A.  0.  W.  (ob  hier  die 
nrsprungl.  Bankosten  der  Staatsb.  roll  gerechnet  sind,  oder  aar  die  Kaufpreise,  welche 
die  GesullschaRen  gezahlt  haben?)  Ant  1876  in  Betrieb  incLLocal-  u.  Montanbahnen 
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in  der  westlichen  Reicbshilfte  10,695,  in  d.  östlichen  667.H,  /u^.  17,368  KU.  — 
Kaj  italiiufwr.  bis  K.  1873  nach  Stürmer  4054'2  Mill.  M.  (wolil  fl.  zo  2  M.  yrerochDct». 
If.  kil.  262,000  M.  Läii^^e  der  crnfTn.  bahnen  A.  1S82  ia  We»töstorr.  11,692,  iu 
Ungani  7211,  zm.  18,408  Kil. ;  ausserdem  291  Kil.  in  Bosnien. 

Belgien.  Hier  wunic  dunh  ci.  Ges.  v.  1.  Mai  1834  ein  StaatsbahiMiystem  für 
die  wichtiirsten  Konten  des  Inlands  u.  die  liauptsüchl.  Vcrbinduneou  mit  dem  Ansland 
ein<^i>tubrt  u.  durch  v.  27.  Mai  1837  urwoiteil.  —  ein  i'ür  das  Staatsbahniy&tcm 
fkberhaapt  folfrenraicher  und  zur  Nachahnnnir,  z.B.  in  den  deutschen  MittelstaateD, 
anffordorndci- Voiftanp.    His  Mitt<  dt-r  4()*  r  .Talne  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  aus- 

St^baut.  Daun  trat  eioe  Stockung  ein.  Es  rrtül5?ten  Concessionen  an  Privatgesellsch.. 
arch  welche  das  bclg.  Bahnnetz  lünererc  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist 
Erat  in  n«  ucstcr  Zelt  bat  der  Staat  den  Baa  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anfari?>i  in  kleinem  rinfanirf^.  seit  1S70  wk-dtT  ^frukcr.  Aii<  Ii  ist  soitiiem  eine  grös*-«""'- 
Anzahl  Fniralbahnen ,  thdls  in  das  Eigenthum,  thcils  in  die  Vcrwaltn»^  des  ätaat:^ 
ttbenioinmen  voidea.  Im  Ganten  stellt  Bel$rien  daher  jetzt  ein  Land  des  ifemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbalincn  aber  die  wichtigsten  Houtcn  umfassen.  Die  Staats» 
bahnen  fast  iranz  nnd  ein  kleinerer  Thcil  der  Privatbahnt  n  stehen  unter  Staats- 
verwaltung-, dsgl.  viele  kleine  IJcr^werks-  u.dj^l.  m.  Nebenbahnen,  die  abrigeu  Bahnen 
unter  Privatvenr.,  wobei  öftei^  Pachtverh&ltniKte  voTkommen.  Aurh  einzelne  kleine 
Staatahahn strecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Anf.  ISTO  waren  in 
Betrieb  110*3  Mcil.  ^taatsb.,  wofttr  243  7  M.  Fr.,  o.  263  3  Mili.  Priratbahucn,  woL 
bis  A.  1S6S  51 5' 11  HiU.  Fr.  renrendet  waren,  Anf.  1876  nmfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Priratbahnan  1475,  zus.  .'^409  KiL  Nach  Stürmer  (II,  42i  kostet,  n 
E.  IS7;i  d.  Staats-  o.  angekanften  Privatbahnen  307  Mill.  M..  p.  Kil.  440,<i(»<>  M. 
A.  1582  umfaikSte  da^  bel^.  Netz  4182  Kil.,  wovon  iu  Staatsbetriub  2888  (davon 
rom  Staate  irebant  115».  r.  Staate  Priratfeseikcb.  abgekauft  1409,  zns.  2562  Kit 
Staats!»,  in  Staatsbetrieb,  lemcr  Privatb.  in  StaaLslirtricb  325  KU.);  in  Privatbetrieb 
12U4  (.wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  12S1\  Die  .Ntaatsbahnen  hatten  bis  dahin  's'.»  "  M.  I  r. 
nebst  31!»-8  M.  Kr.  Annuitäten  f.  ruck^rckauftc  Bahnen  jrekostet,  zus.  llO'J  ö  Mill.  I'r. 

N  itid  er  lande.  Ein  iro  mischt  es  S\st(iii  Ijesteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  30er  Jahre  mit  Priv.ifb.  ( Holland.  Ü.  .Vin^terd.  -  Haai;  -  Wotterd. .  >  röllriet 
1839 — 47,  libeiü.  B.,  Ainst.-ttrecht-preus*».  (irenze,  1843 — 56);  eine  v.  Staat  bcgouu. 
Stteeko  (Anist. -Amheini>  wurde  1832  der  Kbein.  B.  ttbeilasBen.  Auch  fbr  dieVer' 
bindangsbahnen  mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  coucussionirt.  Nach  d.  lies.  v. 
IS.  Au!r.  1800  wurde  dage^ren  ein  grosses  Staatsbahn  netz ,  das  ?!ich  namcntltt  h 
auth  üuf  die  nordüsil.  abgeleg.  Theiie  erstreckt,  beirrUndct,  mit  einem  Kosteiiauächla« 
von  100  MilL  11..  wovon  jahrl.  wenigstens  10  Mill.  II.  verwendet  werden  sollten.  Dioti 
Net/  ist  jetzt  voll-  ndet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  1^70  lOSO  M.,  Kosten  107  fifi  M.  fl., 
also  p.  Moilc  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen.  E.  1875  war  d.  Staatsb* 
990  Kil.  lang,  Kapitalaufwand  bis  E.  1874  155  2  M.  Mark,  p.  Kil.  nur  198,000  Hark. 
Den  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  die  „(iesellsch.  för  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staats- 
bahnen", eine  Actieuges.  mit  12  Mill.  11.  Kap..  wovon  A.  1871  die  Hfdfte  rmiftirt 
war  (s.  S.  733).  Diu  Privatbabneu  {cxd.  Urosshcrz.  Luxemburg)  bildeten  1^70  3  (jesell- 
schaften  von  zus.  551  Bil.  Un^e.  Daher  Lingo  im  K5nif(reich  1541  Kil.,  s.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  hineinra^.  nd ,  wogegen  umgekehrt  V)cIl^  n.  dmf^i  hc  Betriebs- 
strecken in  llolbiud  lietiren.  Anf.  1882  im  (lanzen  2022  Kil..  wovon  1117  bei  d. 
„(ies,  f.  d.  Betrieb  v,  Staatsb.'*,  der  Rest  bei  2  •rrösaorcn  u.  4  kleineren  Gesellschaften. 

Luxemburg.  Die  Wilh.  I.u.veinb.  r.alm  von  170  kil.  I.airjc  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäss.-lothr.  Kei«  hshiihnen  uberla.ssen  (Vortr. 
d.  D.  Keklis  mit  d.  Luxemb.  Uegier.  v.  IL  Juni  1872,  Heichsges.  v.  15.  Juli  1872 
n.  IS.  Juni  187S,  s.  mein  Roichsfinanzweit.  in  r.  HoltzendorfiTs  Jahrb.  d.  D.  Keiehn 
in.  103).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lan?  Zubiisse  (1 874  37"/„  der  Bnittoeinnahmc). 
jet/t  triebt  er  t*«  h(M><  hUsse.  ,\u>s<,rdem  existirl  in  Lu.\.  die  v.  d.  belg.  Staat>b.  fcr- 
walt.  Prinz-IIeinr.-B.  von  jetzt  141»  Kil.  L.«ng«^.  dann  10  Kil.  kl.  Sec.bahnen. 

Schwei/.  Bi>lier  fH>t  ausschliessl.  Priv.itbahnen,  wohl  imter  d.  Kinfluss  {»olit. 
Ansehauiuiircn.  Aber  auch  erst  sp'ifr  Kntwii  kliing.  N'ich  1^53  war  die  kleine  Linie. 
^Uiit  b  -  Kaden  die  einzige  Schw.  Ii.  Das  Buudesges.  v.  1852  ul>erliess  den  Bau  der 
PrlTalindufftritf,  die  Oonccssionimng  den  Kantonen,  mit  gew.  Oberanfii.  d.  Bunde*. 
Seitdem  gross.  Aushau  des  Not/es,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Remer 
Staats!»,  v.  sl  KU.  Gesammtltuigc  1.  Jan.  1870  1308  Kil.,  wovon  57*6  KiL  auf  fremde 
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Bftboeu  (3S'8  auf  bad..  3*5  auf  oUibs.,  15-;J  auf  franzöü.i  kommen.  Kosten  für 
1321  Kil.  423-9  Mili.  Fr.  Länge  Mitte  1876  2243  KU.,  ausser  64  Kil.  fremden 
Uahoeü  gekörig.  Läoge  A.  lSi»2  2606  Kil.,  excl.  6S  Kil.,  die  frumdeu  Bahnen 
gehOien.  Baukosten  der  l>etriebeiieD  Strecken  bb  E.  1881  759*0  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300!M(;  Fr.  Meliffach  knntunale  Beihilfen  zam  Bau,  so  insbos.  für  die  (lOttliardtb. 
Besirebuiitren ,  das  Eiseubalniwescn  an  den  Bund  zu  übernehmen,  sind  bei  ächwciii. 
Politikern  sclion  öfters  hcrvuiuetrcten.  Die  Golthiirdtbahn  wurde  von  einer  Actien- 
gusellschaft  mit  Hilfe  ron  Beiträge»  eioiger  Kantoiie,  dann  Italiens  u.  des  Deutsrhen 
Heioliä  (1*1  ich  auf  IJ  clm.  ii.  Beitrage  u  deufsr  licii  Bahnvcrwaltun!;en)  u.  des  BundL■^ 
gtibaut.   Die  in  Bateu  m  zalü.  üeubche  6ub?cutioa  iat  20  MUl.  Fr.  v.  2.  Nor. 

1871.)  Der  Fall  der  notthardtbahn  ist  von  princip.  Bedeotongr  t  d.  Eisoobahn- 
politik:  er  zeisrt  die  uuffenütrende  Kraft  des  Privatbahnw«'S«  ns  (weni)^&tens  bei  so  zer- 
splittert«» linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  gewaltige  ünterui  liuiuntren  tlurchzufilhrcn, 
sowie  die  Lnfähii^kcit  so  kleiner  Staat»kOr]>rr,  wie  die  Schweiz,  u,  so  orgauisirtcr.  wie 
der  dort.  Bunde^sstaat,  iiolcbe  Anfirabon  zu  bewältigeD.  S.  Geigy,  ErOrt  ftb.  d. 
Schweiz  EisenlKiliiiw*!S.  l'as.  tsTl.  Au(  Ii  ilie  jiinj:sten  Bestrebun^rcn  auf  Krvcrb. 
r.  Priv.bahueu  durch  Bund  odi  r  Kanton«'  liesscu  sich  noch  nidit  verwirklichen. 

DUnemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  Jfttl.  u.Fttluien,  A.tS76  819X11., 
Privatb.  auf  Seel.,  Laal..  FÄbter84s  Kil.,  zus.  1260,  ISSl  i.ü.  1576  Kil.,  wov.  1241  .Staatsb. 

Schwede  n-N  orwcücn.  Mit  Priv.itbaliii^ystcin  in  Si  hweden  1S52  begonnen, 
aber  ohne  genüg.  Erfolg.  Daher  die  Uaupt»treck«;u  vom  Staate  gebaut,  üoit  1855, 
grösseres  Bahnnelz  1862  cutvorfeii.  Die  Privatges.  haben,  2.111.  mit  Staatsbdhltlfe, 
mei-t'iiis  nur  kleine  Zweiubahncn  jcluiiit,  neuerdings  sich  aber  stark  aus^cedehnt.  Im 
Betrieb  A.  li)70  lOö  o  M.  Staatsbalin,  kosten  «M  l  Mill.  K.  D.  izu  1 1  Sgr.  5'4  Pf. 
preu^ä.^  SSS  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pferdob.  A.  1S76  1926  Kil.  Staatsh., 
221b  Kil.  Privatb.,  zus.  4i;j^.  E.  1S74  kosteten  die  Staat^b.  A.  145  9  M.  Mark,  p.  KiL 
101,000  M.  A.  1SS3  i.  G.  6;{05  Kil..  davon  2232  Kil.  ütaatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*9  Mill.  deutliche  Mark,  der  Priv.b.  261' 1,  au  d.  Priv.bahueu  gewährte  Staats- 
anteivtQtz.  bis  E.  1881  4^7  HIU.  M.  In  Koriregen  ebenso  Staatsbabnen,  davon  % 
schmalspurig.  Kosten  E.  1S73  37  4  M.  M  .  p.  KU.  breitspur.  0S,000,  Schmalspur. 
61,000  M.  in  Betri«  b  Iii'  Kil.  mit         M.  Mark  Anlagekosten,  £.  lbS2 

Länge  1320  KU.  »  Arch.  f.  Kis.  ab.  l^n^o  S.  375i. 

Frankreich.  Mit  kl.  Pferdeprivatb.  wird  schon  1826  begonnen  (St.  Etienue- 
AndrL'Zi'  Ux).  Erste  eiL'-üutl.  Dauipfb.  1V';7  ori^ll'net.  Paris-Sl.  Uermain.  Die  Privat- 
iudustric  erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  dnrch  d.  Ges.  vom 
II.  Joni  1842  Eingreifen  des  Staats,  Peststelloog  eines  grosseren  Nettes,  an 
dessen  Ausfoluiing  Staat,  nach  d.  ursprtUis;!.  Plan  auch  Dcpart.  u.  Gemeinden,  vas 
später  fortiiol,  u.  (ie^t  Ilsclialu  n  sich  betheilis-ten.  D  r  Staat  steUt  den  Unterbau,  die 
Geselisch.  deu  Oberbau  u.  s.  w.  her  u.  tlbernuhmeu  den  Betrieb  für  40  J..  wonach 
die  Bahnen  au  den  Staat  xnriickfaUott.  Dieses  System  war  erfolgreicber.  Bis 
lb4S  waren  2222  Kil.  fcitig  .  tVu  7!)7  Mill.  Fr.,  wovon  der  Staat  HO  Mill.  geliefert 
iiatto.  Aber  die  Entwickl.  war  doch  iregen  die  Nachbarländer  zurUcku^eblieben  u. 
gerieth  1848  fl".  wieder  in's  Stocken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn- 
systems nach  dem  Staatsstreich,  Verlanirerung  der  Gottcees.  auf  99  J.,  von  der 
Ket^i<;rung  betrün.stis^te  FusioninniL;  <lor  kl  (i<;äoliM:liaftcn  u.  neuor  Linien  mit  alten 
grossen  Geseilschaften ,  Uebernahmc  mancher  läst.  Bedingungen  hinaichtl.  des  Baus 
von  Nebelten  in  der  Zeit  des  gQnst  Geldmiarkts  1852  ff.  —  1856.  Nene  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermal.  Staatsintorventi  on.  Diese  bestand 
in  dem  IS.iO  gesetzl.  und  durch  VertraL*^  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
voll  Ziüsgarant.  (4*65" für  den  Ausbau  eines  zweiten  Netzes  von  Zwischeubahncii 
durch  die  6  grossen,  meist  gnt  rentir.  tiesellschafton  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sirh  1S63  ein  drittes  Netz  unter  ."ilml.  Beding,  anschloss.  Die  Zinssjaranf.  bi  Htanden 
IbOa  für  4038  Mill.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  Juli  IbUb  wurde  auch  den  Depart. 
a.  Gemeinden  erlaubt,  Eisenb.  r.  loc.  Intorease  zu  bauen  oder  zu  snbrMitioninn.  Im 
.1.  1S70  waren  (incl.  KIs.-Lothr.)  2346*6  Meil.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  23*1  Local-  ii. 
'.l^'l  M.  Industrieb.,  .^.^52  M.  im  (ianzt  n,  eins*  bli-  >.sl.  d.  fertiuen,  conr«  ssionirt.  wovon 
205*2  M.  Loc^lb.  Ges.  Auiw.  bis  lb67  617J,  bi.>  1S70  7039  Mill.  Fr.  v.  d.  G.'sellsch., 
979  u.  bez.  1085  MIU.  Fr.  v.  Staate,  1.0.  7152  n.  bez.  8024  MUl.  Im  Sept  1871 
war  di<  l.'ln^o  drr  »rölfn.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  rx>thr. .  222s*5  Mill.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  der  Staat  sich  itnauziell  besser  gestanden  hätte,  wenn  ur  von  vorn- 
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herein  alle  Balioen  ganz  allein  gebaut  und  betri«  beii  hätte  fttr  eigene  lEtiClliratli;, 
währeiid  jftzt  die  gut  rentircnflen  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  vorbrhaltenc  hLcimfall  sümmtl.  ]Uhnen  an  den  Staat  sichert  indessen 
Fi-ankr.  ii  h  in  d.  r  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltl.  Verfagan|f 
über  ein  h;  chst  worthvoll-  s  Object:  ein  Panct.  der  auch  f.  »1.  dcutsrlif 
EificnJwkhnpoliük  heaclitenswerth  ist,  weü  Frankreich,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alle 
Staaten,  die  sich  Udmfall  der  Bahnen  mbehietten,  so  spiter  in  den  Stand  gesetzt 
werden,  «ine  Tarifri rthsc li;ift  ganz  nach  d.  Gesichtspuncten  d.  öffent- 
liehen  Int<  !  "«-><'s  zn  betreilicn.  —  In  Folge  des  Krirgu  und  seiner  Nachwirkungen 
ist  der  Eiseiibuijnbau  dann  eine  Zeitlang  niciit  sehr  rasc  h  rorgcruckt.  In  Betrieb 
A.  1S74  u.  1S7«  bez.  2ü,005  u.  21.761  KU.,  davon  Hauptbahnen  18,564  o.  19.784, 
Localb.  1278  u.  1803,  Indii-trieb.  163  u.  174.  Wirk!,  u.  noch  zu  machenden  Aiifvr, 
f,  d.  Iü73  coüccüs.  Netz  (oluio  Localb.)  8110  8  M.  M:ak,  p.  Kü.  369.00U  M.  Uavoa 
Staatssiibrention  1310*8  M.  K.,  woTon  bis  E.  187S  gezahlt  805*2  M.  H.  IMe 
6  Prossen  Geselbohaften  umfassten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17,885  Kil.,  neniL 
Nordb.  17f]?,  Sildb.  2031.  Ostb.  2255,  Westb.  2.j4;i.  Paris-Orb  ans-B.  41S6.  Par.  Lyon- 
Mitlelmeer-H.  5102  KU.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  säaimtl.  preuss.  Staatsbahoeu. 
Die  übrigen  1899  KiL  gehftren  24  bleinen  Gesellechafiton  (StOrmor  II,  56,  FVanc  zu 
80  Pfenn.  K.-W.  gereclmet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  70er  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  jj-ebaut.  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  der  Uebcr^'^ani^  znm 
StaaatseiscnbahnbesitZQ.  Betrieb  erfolgt:  ein  Panct.  von  besondrer  Bedentttn^ 
für  die  Systeinfra^e,  indem  mni  dort  die.  Erfahrung  mnrlifc ,  dass  r^nch  ein  g<*- 
theiUes  Privatnionopol  auf  diesem  (iebiete  schwere  Uebcbtände  habe  a.  dass  daa 
System  der  „rogrnHrten  Prirfttantemehmvng**  sich  nicht  hewIhTt,  indem  «.die 
Aufsichtsbehörden  mit  all  ihren  auf  d  Pai/n  r  stehctidi-n  R.  cht«  n  der  Misswirthschaft 
der  Privatbahnen  .rei^enüber  von  Jahr  /u  Jahr  machtloser  wunlen"  (Arch.  f.  Eisenh, 
ISSl  S.  21).  I  ur  den  Sax'sch.  n  Standpunct  ist  diese  neue  Erfahruni^  ungünstig. 
U.  Venn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.l>ahnen  noch  nicht  gäitngen 
ist  u.  zunäclist  der  Stiinn  pi  crrii  let7.ti>re  sii  h  noch  zu  verlaufen  sdieint,  indem  man 
abermals  eine  Verständigung"  mit  den  grossen  Compagoieen  einging  (,1883),  so  be- 
weist das  auch  nur,  dass  zumal  im  hont  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
siellschaften  und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  S(  bou 
lif»inahe  unttberwältigftcr  irewordrn  ist:  eine  Bestätigung  unserer  fmberen 
Auffassung  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  t>ax 'sehen  Standpunct  ungünstige  Ei-- 
fahmng*  nach  der  es  hnnm  mehr  Wonder  nehmen  kann,  daaa  b<Teits  die  „Wiedcrher- 
^t.-Ilunii  d.  Kniii-ihiiin?'*  als  .,},apitali>.tisr!ie  Kutreprise"  ins  Auge  liefa-^.st  worden  ist,  — 
lauter  Jiei('!!:^c  liir  die  Berechtigung  des  socialpolit.  Stondpuncts  dieses  Werks.  S.  be«. 
d.  Aufsiitze  u.  Notizen  im  Arch.  f.  EisenbaSmiresen ,  u.  A.  ?.  T.  d,  Leyen.  1881, 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einiger  staatsli.fn-undl.  Aitil(el  d.  Qambetta'schen  Journals 
Kepubl.  fi-anv  .  lsS2,  Ni.  ib  rlajfi-  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hause.  Durrh  Gtjs.  r. 
18.  Mai  Ibln  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kloiuen  6  (jcsclisch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Marhtsphire  der  Orl^sbahn  -  Gesellflch.  la^n.  der  Anfiug  mit  einem 
StaatsliahniK'fz  ^.''  iiia'  bt.  Die  Lini«'n  w»ren  z.  Th.  n<irb  in  Bau  b.  o;:nffrn  (2015  KU., 
wovon  bri  Uebernatime  l.'»75  in  Betriebe  Ks  sind  durchwe-r  kleine  Nebenlinien  noch 
gl  ringen ,  ab»  r  doch  steigenden  Ertrag»,  b.  i  denen  die  schwieric«-  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bi^wftfart  hat  (s.  Arcli.  f.  Ei*  r.b.wes.  18st  S.  157  (f.  u.  d,  gen.  Art. 
der  Bi'-p  fran  .  V  W  it*  rueh<  »de  Pliin<!,  bes.  bctreirend  den  Ankauf  <!  r  Orleansb., 
sind  unter  mitwirk<-ndem  Kiiiäuss  der  UDguustigeit^n  Fiuaozlagu  doch  voruomlich  der 
kapitatistischen  Opposition  znm  Opfer  gefoUeiu  Man  will  wieder  neue  Vertrtge  mit 
den  grossen  0)mpai;nicen  schlies^cn,  um  die  weitere  Aiisdehnuntr  des  liahnnet/.es  zu 
liewirk<  n  ii  sucht  aberm.ils  sein  Heil  in  V<-rl»e.sseninn  der  Staatsaufsicht.  Ang»'!''jren- 
heif«  n.  iil>er  web  In-  i.  J.  ISSy  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  grossen  i  'om- 
pagnieen  ist  so  im  WHtentUc1ii«n  noch  nnfebroehen  geblieben.  Imuii-rhin  ist  das 
SlaaJsbahnni^tz  abnr  noch  wci'ff  an'ir<v!r>!iut  wonlen  u.  di.^  .  i«^«»!!«'  V.  rwaltnnir  des 
Siaatji  hat  Anerkennung  gefunden.  NameJitlicb  in  d.  Tarif politik  gingen  veiscbiedeoe 
Beforroen  von  den  Stanisbahnen  ans.  Ueber  die  H9he  n.  die  Verwirrüieit  der  franzM. 
Priratbahnen  wird  riA  gekla^^t.  E.  1^^2  umfasst.-  das  sog.  „alte  Netz"  10,700  KU., 
wovon  nuf  dt*'  ffro'.sf.n  (b»  .  Ilsrh  lii  .'.^l  (Nord  l.l.'iH  K.  mit  kilnmotr.  Einn.  in  1882 
auf  die  dur«  h-ichnmi.  Hetnebsl.»nj;r  v.  102,182  fr..  (Kt  744  u.  75,1 5.*J  fr.,  West  900 
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u.  95,978  Ir.,  I^aris-Ürleans  2017  u.  «1,06!»  Ir.,  Faris-Lyon-Mittrlmcer  4765  u.  67,676  fr., 
Süd  820  0,  87^54  fr.).  Das  „neue  Netz"  amfasste  10,603  Kil.  iNord  712,  Ost  220S, 
West  2247,  Ptr.-Ofl.  2942,  Par.-Lyoii-Mitt  lni  ir.76.  Süd  1518,  die  kilom.  Einnahme 
in  1882  bei  dicsf^n  Compajrnt -(^n  zwischen  15.545,  Par.-Mittdm.,  u.  .'{4,715  fr.,  Ostb.U 
Beide  Netze  zus.  also  2l,b\iii  Kil.  Die  Staatsbalmeu  haben  eine  Läu^e  v.  4028  Kü. 
E.  18^2,  mit  bloss  9359  fr.  p.  Kil.  Einnahme:  wieder  ein  Bele^  dafttr,  dass  auch 
hei  dem  System  der  ,.ri' iru  1  i rt ri  Unternehmung'*  in  Frankreich,  rirlx  ii  trross<»n 
Zusrhüsscn  fur  di««  Priv.balineii  (K.  1870  8chuld«-ten  5  der  ifrossi-n  (  omp.  dem 
Staate  l'ur  /in»sfarantie/.UäciiUij>c  5S3"2  M.  fr.,  wovoi»  475*0  il.  fr.  Kajiiial, 
107-4  M.  fr.  Zins  dafttr,  nur  die  Noidb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Anf^ 
gallo,  die  schlechten  Lini»n  7.u  übernehmen,  bleibt.  Das  ^n/y  französ. 
Net2,  inci.  898  &il.  direnen  (ieht- ilächaften  grhöreuder  liaUueu  u.  132  Kil.  der  Hhouc- 
M.  Genisb.  var  E.  18S2  26,S34  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenb.wefl.  1883  S.  882). 

Italien.  Kleine  Privatbahnen  in  Toscana,  Staatsbahnen  in  Sardinien  (Festland). 
abtT  tllierh.  weniire  Balmcii .  mm-M  aiisserhrtlh  übcritalicn  fein  paar  kl.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  iiiidung  den  ml.  Staats  1859,  im  (iau/.cn  ausscrh.  Yenetieus 
198  Hell.  Seitdem  äeml.  rascher  Anftchvimg,  aber  Yerftnsser.  veap.  lan^&br.  Ver- 
pachtung fa.«t  aller  Staatsbahnt-u  um!  /iv^^arantiesyst' iii,  das  i.  A.  für  1^71  .'!7  0*»5 
Mill.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  IbGS  7.59,  E.  1860  785  g.  M..  dazu  rum. 
Bahnen,  1869  39  M.  Vert'iniiiung  1865  la  5  grossen  Ucsellschaftcn.  In  neuester  ^eit 
t.l8i8)  hat  d.  Staat  aber  besronnen  Privatbahnen  211  erwerben  und  die  veräusserten, 
bez.  Terpac!it<>t';n  Staatsbabiieii  ziinuk  zu  cr^'erbcu:  so  siuiMiitl.  Linien  der  "'Sterr. 
Sudbahngcselisch.  in  über-  u.  MitteÜtalieu,  die  rOm.  u.  d.  calabr.  siciL  Bahnen.  Dazu 
tragen  neben  politiscben  (Emandpation  ron  d.  ausländ.  EJnUttssen)  aneh  finans. 
Hiicksichten  bei.  Im  Et.  f.  1^T<'>  ^ind  die  Zahlunj^en  auf  Zinsgaranti.  en  auf  47'5  M.  Fr. 
v<^nnsrh!agt.  I>orh  'Tcabsichtigte  man,  die  Linien  an  fJ' Seilschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  IvapitaJaufw.  bis  E.  1874  2302  Mill.  1  r. 

In  jüngster  Zeit  lebhafte  thcoret.  u.  pract,  legislative  Erorteiuni;  der  Eiscnbalm- 
frag-e  in  Ttali.  n.  S.  darüber  verschied.  Mitthi  il.  im  Arch.  r  y.isenb.wes..  bes.  d. 
2us.fass.  Aufs.  T.  Pieck,  nach  d.  ital.  £isenb.-£uqa6te-Goouiii&s. ,  Arch*  1882  S.  91. 
Diese  grosse  Dntennchun^^  (ISTS-'Sl)  ist  reich  an  Thalsachen  v.  Argumenten  aber 
die  Systemfraire.  Die  Commission  entsdiied  sieh  scJiliesslich ,  ohne  durchschlagende 
Gründe,  für  die  Refürwortnufi;  von  Verparlitnne  von  Staats  bahnen  an  grössere 
(ie^oUschaftcu,  bes.  an  2,  die  sich  nach  der  Längsaxe  Italiens  iu  da.s  Ualmnetz  zu 
theiloD  bitten  (adriat  n.  llittelmeemets.  Hit  nach  hollind.  Knster  wird  ein  Entworf 
von  solchen  Pacht-  od  Betricbsnberiassungsverträgcn  fatif  60  J.)  aufgestellt,  bei  dem 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  franz<»s. 
System  der  „regulirten"  Privatbahnen  machen  würde.  S.  Absch.  4  u.  Die  BeRxOndun^^  des 
th.  allgemeinen  th.  f.  Italien  geltenden  vermeintl.  Vorzugs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeuirt  nicht  n.  die  nicht  dnrehaus  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb anf  den  obcrital.  Bahnen  sind  auch  kein  genUgondor  Benreis  in  der  Frage. 
Vorlinfig  ist  aber  anf  den  nea  erworbenen  oberitaL  n.  rSm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  mir  als  Provisorin  m  uonehmigt  (so  v.  Neut  i  i  fnrrlf  Ges.  v. 
24.  Dec.  18S2  bis  Ende  ISS.S).  Der  Ankauf  der  Sildbalin.-n  warf.  ISbi'»  v«  rtragsmä-ss. 
vorbehalten.  Li  inire  der  Linien  im  Mittel  1882  80.»,';  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
pmvis.  V.  Staate  ^<  \hsi  l)etrieben),  Priv.bahnen  4315.  (935  v.  Staat  hetriebonV 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848.  stark- r  r  Hau  in  den  "d  r  und  fJOer  Jahren. 
Phvatbahnsystem  U.Privatbetrieb,  zahlreiche  zersplitt.  Cuternuhmungen,  aberStaats- 
snbrentionen.  LInge  fertig  A.  1870  783  M.,  im  Bau  278  M.  Kapitalaofw.  bis 
1860  746-9  Mill.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).  E.  1875  fertig  oTHH  Kil.,  Vermelir.  seit 
1870  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1673  8  M.  M..  wovon  3031  .M.  M.  SLaats^nbv. 
Länge  d.  Bahnen  £.  1881  7739  KU.,  an  c  00  (iesellsch.  concessioiiirt.  davon  die 
gtmtw  2666—1847—1074—734  Kil.  Bankapital  bis  E.  1880  1474  Mill.  M  .  Staats- 
sobrent.  525  Mill.  M. 

Portugal.  Privatb..  (französ.  Ges.  v.  1860)  u.  Staatsb.  Neuerdings  Ausdehn, 
d.  Staatabahnen.    1SS2  i.  0.  1219  KU.,  wovon  fiHi  Staatsb. 

RnmUnicn.  Piivatb.,  mit  Staatsgarantie,  namend.  die  bekannte  Stronssbcrg 'sehe 
Eisenhahnunternehmung,  die  pk  Ii  Auf  Ii i  buiig-  d.  i'rüh.  «'oncession  in  eitK-  Artlmgros, 
verwandelt,  dann  vurstaath'cbt  wurde:  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatsb.- 
sy^ems,  woneben  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkei.  Kieioe  Strecken  Gesellschaftä bahn cu  schon  älter.  Grosses  Ei»cD- 
bahonetz  der  „GeselM.  d.  tut.  BaboeD''  mit  Staats^ arantie  in  theilweisar  Ans- 
fiihmng'  bcgrillen,  wofttr  1S70  ein.'  Pntmienanl  \.  nom  702  Mill.  Fr.  (reell  356'6  M.| 
ausgegeben  wordo.  Fertig  loSO  Kil.  IS76.  Seitdem  Verkleinening  der  LiQieQläof^e 
ilttreli  die  Gebltttsvefliute  n.  Störun;^  der  Enturicklung  darch  die  neaen  poUt  Ereieoisse. 

Hnsalaad.  Grosse  q.  bedeut.  Ausdehniin»-  bald  nach  d.  Krimkrieg:,  bes.  in 
den  00er  Jahren  o,  in  all.'rnrniester  Zeit.  Fast  ati  sscMiesslich  Privalbahn- 
&ystem,  aber  mit  Zinsgaraut.  und  starken  VorsciiUsscQ  aas  d.  Staats- 
kassi^ ,  so  ▼eichen  Zveek«  Anleihen  aul|r«nommen  wniden.  Die  wicbtigston  Staatsb.. 
I'  t  r  burfr-Moskau  (Nied  ;l  .  ist  aus  Fin  inzriloksirbten  verkauft  worden.  Die  eli«  ui. 
Staatäb.  Warschau  -  Osten .  Grenze  wurde  schon  ls57  v  -ränssert,  bez.  auf  75  J.  rt-r- 
piichtet.  Länge  d.  Bahnen  18S2  22  7S8  Kil.,  wovon  lOil  Kil  Staatsbahnen.  Die 
Vorscb »I SS »■  an  Ki>cnbahngesellschaften  betrufren  1S75  "JUö  t)  M.  liuliel  Papier  und 
397-5  Mill.  Knbci  SiüxT,  ]ssO  boz.  HIS  .*?  0.  666*5  Mill.  H  h<[  dieser  SachIa?f^ 
wo  die  Kapital  i)eschatfung  grossentbcils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscrcdits  er- 
Mft  i(t,  Uge  die  Verstaatliebnng  der  Bahnen  in  RassUnd  nocb  sftber, 
als  in  anderen  L ändern.  S  Arch.  f.  £benb.wefl.  18S2,  S.  148.  Die  finnltod. 
Bahnen  (S13  Kil.)  sind  Staatsbahnen 

Grossbritannien.  S.  t  obii  a.  a.  u.,  (auch  d.  Forts,  im  Ar.  h  i".  Eisenb.). 
Keines  Priratbahnsystem.  Totste  Bahn  1830  erftffnet,  dann  lattjLrsame,  zuerst 
JS36  stärken*  V<  rmchrfin«-,  dimuif  bes.  nach  pennst,  fin.m^.  Folgen  der  l»ish'T.  n.ihn'''r» 
grosse  Ausdehnung  1S4.)  iL  Bodeut.  Abnahme  der  Kcutc,  grosse  Fasionirungen. 
Periodfoeb  sehr  sehvank.,  aber  im  (ranzen  dech  stetig  forfsdireit.  Ansbao,  jedoch 
riolfacb  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  zusammenh.äng-. 
IV-bf^lstÄnde.  AllinriliiT  jrrt'^sserc  Controle  des  Staats  auch  tiber  das  Finanzwes.  der 
Bahnen  yersucht,  aber  wenig  iu  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neuerding» 
binf.  ErOrternaff  der  Fnge,  die  Bahnen  (wie  bereiU  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  Irl.  Br\hii>ii  bt'sfinnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staatsunterstut/.un<ren  in  Form  r.  Darlehen  an  Eisenbabug^esetlschaftcn  erfolgt 
(Cohn  I.  H13).  Drei  Viertel  der  brit.  Bahnt-n  gehöi-en  20  «rrossen  Gesellschaften,  die 
mdst  ans  einer  Au7,ahl  Amnlf!:amationen  entstanden  sind.  >  Cohn,  bes.  I.  K.  n.  So 
hatten  1<^75  3  Gcsellseh.  2.5S.>.  2495.  22S6  Kil.  Lanpe,  5  zwisch.n  1000—200«.  (Je- 
sammt«j  Anlagekapital  E.  Is75  630  2  M.  Pf.  St.  p.  Kil.  Jb74  4t)l,000  M.,  —  acit 
2S  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen.  1850  p.  KU.  442.0 H.«  t.  St  Omer 
II.  33.  Cohn  II,  276.  Linjre  E.  ISSl  29-257  Kil,  (Ens?l.  u.  W.nl.  s  20  615.  SchotU. 
4715.  Irl  3927).  Anl ag^ekapitaf  715-52  Mill.  Pf.  St,  NettoHnnahme  blb3  Pf.  St. 
Für  die  UnlD.sbnrLeii  des  Problcui.s  eines  nach  öffentlichem  Interesse  regolirtea 
Prir  bahnwesens  liefert  die  Gesehicbte  in  England  bes.  treffende  Belege.  8.  nach 
Cobn's  ir''n.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Fast  ganz  Priratbahnsystem  . 
aber  mit  ofbnal.  erbebt.  Untersttttznngoa  der  Staaten  n.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  unsolid*',  rein  Ijctrüpl.  V- rw  iltiing^. 
Lange  A  1S42  767,  1S5I  2361.  1S6I  6641,  1^70  10.24S  1S71  11.5S1  {reogr.  Meilen. 
K.  l'>75  119.352  Kil..  Kesten  2o7S  o  Mill.  Doli,  bis  1*>71,  bis  E.  1^75  4674  MiU.  D.. 
Unge  A.  1S82  m,U9  KU.  Im  J.  1SS2  iosCeten  l»2-122  Kil.,  fur  die  B.  lirhte 
vorlagen.  25-514  Mill.  Deutsche  Mark.  Roh«'iniu  30S:{ .  Rdneinn.  117»;  .M.  Mark 
(Arch.  Iss2.  S.  410).  Das  amcrikan  Einenb.wcscn  zeigt  poteocirt  die  Schäden  des 
britiscben.  Grosse  Tarifmisswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gogenagilatimen  im 
Volke  hervorruft -.  nn^MiMi-he  Spunt  eiten;  fKilicb  aber  kitbnes,  specolstirds  Vorgehen, 
wie  die  versehit^derif»n  Pacilirbahnen  zeigen. 

Brit  C).Htindicn.  Liuige  A.  11>76  10,153  Kil.,  wovon  last  Vi»  Staats b. 
I.Ange  E.  1881  15,992  Kil.  Die  Bahnen  j<Hs(  in  erbebl.  Maasse  Staats-  n.  Provinc- 
babnen.    S.  Arch.  f.  Eis.  1>S3.  S.  354 

DIesrr  l'<^berbliek  über  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
finge  z<-iift.  da<s  in  der  europ.-auicrk.  rulturwelt  zu  einem  rölligen  Siege  des 
Siaatsbahn-  u.  Staatsbetriebsprincips  zwar  auch  ietzt  noih  nicht  gekommen  ist, 
dass  dieses  Prinrij!  alter  immer  mehr  Boden,  wi«-  in  <ii'r  Theorie,  so  in  der  l'raxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland,  so  wohl  in  u csterr.,  Fraukr.  u.  Italien 
Iii  niebt  femer  Zeit  berrsciMm  wird. 
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3.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 
2.  Anläse  der  Bisenbalmen. 

Das  Fulgeiulo  war  ui  der  Ausführung  nca  in  der  vor.  (2.)  Aufl.  dieses  Baiid^i. 
Einife  massgebende  Gesichtspunctc  sind  jedo<  h  scboD  ia  §.  246  d.  C.  A.  Kau 's  von 
mir  gegeben  worden.  Dn»  nkcftioinische  Seite  iler  Fra^c  war  mir  damals  schon  klar, 
abor  wesentlich  forderte  mich  seideiu  bes.  r.  Weber  hinsicbtl.  der  technischem 
Seite  u.  der  Folgenmgon  danus  f.  d.  OkoDomfsehe  Sdte.  8.  o.  S.  665,  bes.  Weber'a 
Individualis.  d.  Eisenbahnen  u.  snine  Sccundärbabnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
weseus  tnuss  n.if  h  (l«'n  nf'si( iitspunctcn  des  Texts  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kubeck, 
Selbstkosten  des  Kiäenbahnbauä,  Jlerl.  A  iurtcijahrschr.  f.  Volkswirthsch.  187G. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  speddl  an^flQlirt  ist.  gilt  principiell  für  das 
ganze  fichift  des  Counnunir.itions-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafür  Icilonden  ähn- 
lichen Gesichtspunctc  von  Schäflle,  ges.  Syst.  2.  A.  S.  4S!^  fi..  Koscher  Syst.  III 
§.  76  flt  Q.  bes.  Saz's  gen.  Werk,  wo  das  Prindp  der  Entwicldung  vom  extensiven 
zum  intensiven  Verkehrswesen  consequcnt  ttberall  Dadigewiemn  wird,  um.  I,  44  ff., 
anch  in  ScbOnberg's  Handb.  I,  869  ff. 

h  —  §.  280.  Die  Individaalistriiog  des  Eisenbahn- 
banes  oder  extensiver  and  intensiver  Eisenbahnban. 

Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 

LeistungslVihigkeit  dieses  Comraunicationsmittcls  erkanut  hatte,  bei 
Staats  und  Privatbahncii  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Klicksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  aaf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Cntor  den  technisrhon  Momenten  worden  wieder  einseitii^  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  Dabei  hat  theils 
eine  Ueberschfttzung  der  ökonomischen  Bedeutung  der SdineUigkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theils  keine  genügende  Uti t>;rs(-heidiing  des  BedQtf- 
nisscs  der  Schnelligkeit,  nach  Kategorieen  von  Trausportobjectcn  —  Personen  und 
Güter,  dann  (iuterarten  —  und  nach  Zeit-  und  Ortsverh&ltnissen  stattgefunden. 
Es  wnrde  ttbersehen.  dass  Tielfacb  der  ökonomiscb-technisehe  Hanptniitseii  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  iler  Schnelligkeit  des  Transports,  -  uil  :!i  in  der 
Krmögllcbnng  eines  Masnentransports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Sdmelligkeit  (die  „noriiialinässige'%  die  .«eisenbabnmässi^ c") 
im  AJlgi^m*  inen  nur  tur  »l.-n  Personen-,  nicht  ftir  'i'^n  H il t erverkehr,  Bedurfniss 
ist,  femer,  d:uis  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  lud 
Ottterkategorieen,  nacb  Landes-  und  Zeitferhftitnissen  selir  verschiedene 
Schnelli.?keitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Vortheil  der 
Eisenbahnen,  die  m^irlicliste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daiior  die  sichere 
Y oraus berechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
Uten  ,  besonders  mit  der  SeUffralirt,  wnrde  ebenfidls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
iiko nomischen  Bedeutung  trcwUrdig-t  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  ä  chnclligkeitsffloment  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabh&ngig 
Too  letttev»  und  kenunt  nneb  bei  rexldUlntaaEmissig  sehr  lang^samem  Transport 
ganz  IhnJich  nU  Glanzseite  der  Eisenbahnen  in  Betra<^t 

Die  ökonomisch  uaehthcilige  Folge  war,  dass  unsere  Eisen- 
bahnen bis  vor  Kurzem  last  allenthalben  nach  einer  Schablone, 

A.  Wagner,  Kinanzwi'^st>nsihaft.  I.  3.  Xu&.  4G 
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mindeatens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  intech- 
ttisoher  Beziehung,  namentMoh  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahn  bans  anbetrifft,  augck^i  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  anf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 

doch  nicht  einmal  aller  Personenverkebr  benöthigte.  Dieser 
scbnellste  Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheits rllcksichten, 
zumal  l)ei  dem  bevorzugten  und  irülier  meist  ttberwiegend  be- 
achteten Personem  orkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Haünkörpers.  Daraus  Qr^ah  sieb  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  notbwendig 
anch  eine  enorme  Kostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheitigen  Folgen  für  die  Volkswirthschaft,  die 
einen  so  nnermesslichra  Theil  des  Nationalkapitala  dem  Eisen- 
bahnban  zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
dactionszwecken  entziehen  mnsste,  ging  daraus  natürlich  anch  eine 
langsamere  Kntwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostsj)ieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Weber's 
Worten,  die  „o:r?^Sf?ere  I ndi  vid  ualisirnng  des  Eisenhahnbaus", 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirthschaftliehen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „ludividualisirung"  des  Eisenbahnbaus  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  t.  Thflnen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbansystems,  der  Extensivität 
und  In tensivität  der Landwirthsehaft  durch  dieallgemeinen 
volkswirthschaftliehen  Verhältnisse  des  Orts  und  der 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisen  Ii  ahn- 
hau, —  wie  denn  jenes  Thtlnen'sehe  Gesetz  sich  tihei haujit  7A\ 
einem  all  gemeinen  üesctze  des  Boden  haus  erweitern  liisst. 
Es  muss  demnach  auch  im  Eiseuhahuhau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschied  cnen  Graden  statt- 
tinden,  im  Interesse  der  ganzen  Volkswirthscbaft,  namentlich  in 
Betreil'  der  möglichst  prodnctiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals  y  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  EntMricklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  CommunicationB*  und  Trans- 
portwesen. 
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Die  hohe  volkswirthsehaftliche  Bedeatnng  einer 
richtigen  Individualisirung  des  Eisenbahnbans  tritt  durch 

eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirthschal'tlicheu 
Entwicklang  eines  Landes  anf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnhaus  nnd  der  Kiickwirkang  des  letzteren  auf  die 
Volks wirthschaft  in  tolgeuder  Weise  hervor. 

Für  d.  tcchn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schole  d.  Eisenbahnwesens.  'A.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  66ö  gen.  Ideiuen  Scliriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht. 
n&tioiialOkon.  Gedclitspiiiicteii  «ind.  Jem  mch  Sax,  bea.  I,  3&-^l,  n,  265— 85<t< 
ders.  in  Schftnberg's  Handb.  I,  869  £  Abachn.  1. 

Nach  der  volkswirthschalUicheii  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Hohe  der  Zinsfüsse  nnd  der 

Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirthschaft  der  Ziustiiss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt.  Zug:leieh  maclit  dort  die  Beschaffung  eines 
grossen  Kapitals  \veni^^er  bchwieri^keit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theiinng  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
hei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ansserordentiich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenhahnen 
(nnd  manchfaeh  analog  überhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  ToUkomtnene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Vermeidangcn  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einsrlmittc  —  Gxirven  —  also  längcrt-  Bahnlinie  oder  bei 
kOrzerei  Linie  umfänglichere  Erdarbeiten  oder  Bauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch«  um  dienren  Gnmdenrerb,  nm  Steigungen  zn  Termeiden,  von  etsenien 
oder  massiven  statt  Holzbrücken,  die  üeber-  oder  üntorfuhning  der  Bahn  boi  We^e- 
n^'f-rt^ängen  ,  statt  der  Passage  im  Bahnnivt^iu ,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  für  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Au^ifUbrung  deä  Doppclgulcises ,  die  Benutzung  schwererer 
Sohienea  (breitibaalger  statt  Stohbchienea)  odor  von  Stablm^hicnen  statt  Eisenscbionen« 
von  imprägnirten  statt  nicht  imprägnirten ,  von  eichenen  statt  ))U' binnen  nnd  kii  femen 
Schwelien,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Legnng  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  WeiGhensTStems,  die  Cintichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  maadrer  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
pr&scntirt  einen  rciativ  irrHsscrcn  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzaug  eines  grösseren 
Anlagekapitals  TergUcheo  mit  einer  mögUehst  einfach  nnd  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  g-.  railc  wi  i^-'n  dor  geringeren  tochnisrhen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahnverwaltung  unter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältniäsmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  einigcrmassen  gewährleistet  sein,  so  1)cdarf  es  —  wenierstfns  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens — foliends  eines  umso  gröKiercu  Aufsichtspersonals 
(Babniriirter  n.  s.  ▼.). 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nordamorikanischc  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiten,  des  „extensiven"  mit  verhältnissm'lssi)^  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besonders  das  englische  diu  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiren,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nnr 
dass  das  nordamer.  Eisenbabnwrscn  ';^-^:^  n  des  hoben  Arbeitslohns  und  geringerer 
K&cksicht  smf  Sicherheit  die  letzt  erwähnte  Forderung:  viel  Aufsichtspersonol,  nicht 
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imon  1  ;:eiiUgeDd  erfüllt.  Einijfe  llauptiihel  des  nordamor.  Bahnvflsens  «Tklären  sich 
aas  dem  ZasammentrcfTt  n  srlil.  clit»^n  Baus  (w»*ni.r  st^h.  Kap.)  und  trot/df^m  geringen 
Aofsiclitspcrsonalü  und  gering^er  ^Sorgfalt  der  Untcibaltung  dor  Haho.  also  gleichzeitig 
za  venij?  nmlaiif.  KftpitAl.  Auch  zviachen  England  einer-,  dem  Oontinent  anderer- 
Siitd,  t'hfiiso  zwischen  Westeuropa  und  Tliei!  "  nn  O^f-  nn«I  Nördenropa  /eiüf  5i<:h 
ein  8ol' ht  I  lynttTSrhicd  in  einigen  wichtijrcn  i'uncteu.  Dk-  Folge  ist  der  gleich 
aufünglich  huhero  Kostensatz  der  englischen  ?erglicheu  mit  den  anderen 
Bahnen  und  d  r  äusserst  niedrig«'  der  aordain«  rikanischeu  und  ''inigcr  nach 
deren  Muster  gebauten  enrop:ti<e|ien  Ualinen.  z.  B.  in  S«  hottland,  Scaii<Iiria?ien,  Süd- 
russland.  —  Vgl.  die  vortrett  l.  btchilderung  duä  Cliaractei-ä  der  Eisenbahnen  der  Uaopt- 
tiioder  von  Weber.  Schule  d.  Eiscnbahnwefl.  2.  A..  Fr.  32  n.  IT.,  z.  6.  Fr.  40,  3.  A. 
Kap.  2.  S.  'VI  ff.  In  England  niedrige  Lage  der  Hahn  im  Terrain,  )iaafi>ret  Tunnels 
II.  Einsdittitte  als  Bnicken  ntul  Damme,  umgekehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
ehen  iu  d.  ganzen  Anlage  und  äusseren  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  steh-  n- 
den  Kap.  hervor.  Weher  hat  früher  das  den  versebiedeiien  Ba]in,sy£itriip n  zo  Grond«- 
liegende  nationalfik.  Princip  niflit  .  rkannt,  d.  h.  <;r  war  noch  zn  sehr  Techniker,  nicht 
liatiooalökouoio.  In  s.  neueren  Schriften  triUl  man  grade  auch  die  richtii^c  rolkä- 
wbdisc]i.  Auffassirof^.  Es  ▼ttrde  sich  ein  nodi  stärkerer  Ünterschied  kun<lg>  hen  und 
klindgiohen  müssen,  wenn  man  auf  dem  kontinent.  ))esoi:ders  im  Osten  ond  auch  in 
Theilcn  von  Deutschland,  nicht  unter  .Missa-  litiinu  <l"^  richtigen  volkswirtlibcliafilirhen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgomein  schon  anlanglicii  mit  stärkerem  Aufwand  an  stehen- 
dem Kapital  angelegt  hfttte. 

Offenbar  kann  man  dem  „englibclien"  und  dem  „amerika- 
nischen" Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Kclativität 
der  Vorzüge  der  Eisenbabnbaasjsteme  die  Kede  sein, 
wie  sonst  bei  den  AekerbaosyBtemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  eztensiven,  das  englische  intensiven  ßisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  für  seine  Verhältnisse  berechtigt 

Bei  hohem  Zinsfusse.  geringer  Frequenz,  aho  auch  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  dnich  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutnng  d«^  Schuclligkeitsmomenti  im 
Transport  cmpliehlt  sich  das  extensive,  b*  i  ni.  drig. m  Zinsfusse  und  hober  Frequenz, 
also  starker  Abuutzuug,  und  bei  grosser  ^  erthleguog  auf  Zeiteispamiss  das  intensiFe 
System;  das  entere  nm  ao  mebr  da,  wo  auch  die  L5line  niedrig  sind,  das  letzCerc* 
da.  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  t.'onstruction  der  Bahn  für  sprossen  V.  rki  hr  und 
rasches  Kahren  hei  wenig  Aufsichtspersonal  voll. mls  solid  sein  miiss'.  In  d<  n  weniger 
verkehrsreichen  Gegenden  Deutschlands  und  /.umal  des  europäischen 
Ostens  hätte  man  also  das  extensive  SysttHn.  (aach  tiotE  lelatir  höheier  Betriebs- 
kosten für  die  liahnverwaltung)  von  vorneherein  he  Vorzügen  und  f^rst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfüsseu,  Lolinsütxea,  grosserer  Fre4avU2,  höherem  Werth  der 
Zeiterspamiss,  ra.  a.  W.  bei  grosserer  Volksdichtiglceit  ond  entwickelterer 
Volkawirthsc  halt  mehr  Stehendes  Kapital  in  die  BahDanIa<re  rerwendeD,  d.  b* 
letztere  entsprechend  aus-  und  timb.iuen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelaugt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  Se.cundür bahnen  zur 
Geltung.  Aber  man  baut  olTettber  noch  immer  zo  rid  Bahnen  als  Primii^  oder  Hmupt- 
hahnen  gleich  von  Anfanjr  au.  Bei  dem  jotzt  auch  !>oi  uns  erfolgenden  CehiT-zanir  zu 
schwereren  Schiiiien.  Stahlschienen,  zu  l)oppeit;eieisen ,  /.u  ein/einen  Veränderungen 
der  Babntmce,  /.  B.  der  Beseitiirung  von  Steigungen.  Curven,  ümw.j^cn,  schiefen 
Rhen«  II,  Kopfätationen,  b' i  <lrr  KiS4-tzung  von  Holzconstniction  dnreh  Kis^  u  u.  dgl.  n. 
wird  dasspi'»-  richti«:'  Princip  hefolgi.  Ks  ergiebt  sich  dann  tihh  einft  Nemiin- 
deruug  d<T  Bahnverwaltungbkosteu ,  aber  ein  höheres  Zinserlonicini^is  des  AnUge» 
kapitals.  Auch  mit  dieser  Veränderung  hingt  die  wahmehmbsiK  Btdgeninr  der 
Meilenko^fen  in  Deutschland  wohl  etw.as  zusammen,  wahrend  das  r-  hris  r^  ^il-  irhbleibi  u 
dieser  Kosten  in  England  sich  wold  mit  tlaraus  erklärt,  dass  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.    Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdings 
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zum  Thcil  iit  Folg*-  dos  Ycrlaugeus  <lcs  Maab  —  iui  1' r i  v atbahiil>au  bis  vor  in.  ht 
laofer  Zeit  m  eiiiseitif  der  technischü  Staudpunct  bei  d.  Uahnanlago  geherrscht  So 
war  z.  H.  die  Anlage  von  I>oppclg(l<-i-eii ,  die  in  Conccssionsurkuiidcii  mifonter  vr.ti 
vornbereia  7or|^%2|iridl>eDc  Anlage  des  llahndamms,  der  Brilcken  fur  tl.  Uuppel&pur 
auch  in  DoatodiUud  Öfters  rerfrttht,  «Id  Verstoss  gegen  obige  Hegel.  Kicbt  aus 
Uebcrlcgiing  und  Ökonom .  V-  i^tändniss,  sondern  ans  Önterscbiit/ung  d«  r  Verkehrs- 
entiricklnug ,  also  aus  Zu  lall  i->t  -.mn  in  Detitsclilau-i  n.  a.  ]..  wenigstens  thrilweise 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Baiinh'd«-  richtig  vertahreu:  man  bat  sie  anfangs  zu  klein 
anicelc<rt  ttn«l  bant  sie  jcUt  Qin,  :ipartc  dsdnrch  froher  an  Kapital  u.  ksDo  jetzt  dem 
Bedürfnis^  gemäss  baii-  n  .  kriii  ükon.  Nachtlieil  in  'li.r  i;<.g(  I.  wi«'  rinui  wohl  irr- 
thumlich  mitunter  annahm.  Der  t'ebier  war  nur,  dai^  inau  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst za  kc^tspieJi^  baut«-  ima^siv). 

BeBonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammeiibaDg  zwisehen  der  Höhe  der  Bahnyerwaltungsaas- 
gabeiiy  des  zweiten  Haapttheils  der  BetriebsaaBgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnaniage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
BesehaiTeDbeit  der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
tnrausgabcii  uüd  Beaufsic'hti«^uiigsko8ten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  V^ortheiJ,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  tecbniHch  vollkoomieuerer,  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nüthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Kegel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behafe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnaniage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  muss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
erspamng  kleiner  wird  als  die  von  der  Babnbescbaffenheit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn , 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  g  r  ö  s  s  e  i  c  i  1' i  c  * |  u  c  n  z ,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkoiuiüeucreu  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  und  SicherheitsgrtindeQ  aaf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog?  \>t  in  verwandten  Fällen  zu  ent^  lieiden.  Z.  B.  die  Anlage  einer  Babii 
für  starke  Freini.  riz  koste  p.  Meile  600.000  Thir.,  voraossichtlicli  aber  habe  die  Bahn 
solche  Fret|Utiii^  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  400.000  Tblr.  aimeicht,  deren  Ausbau  später  noch  300,000  ThIr.  erfordert:  dann 
ist  deunn  Ii  ilie  spätere  Bahn  für  Tflo  noo  Thlr.  1>inip:rr,  \renn  bi-  "un  Zeifpun»Me  des 
Bedarfs  die  Zintien  uiid  Zioticä/;iiiseu  der  anfangs  ersparten  200,000  Thlr.  uehr  ab 
100,000  Thlr.  botntgen.  Gcwte  ein  oftmaliger  FaU  bei  hohem  Zinsfliase,  2.  B.  in 
viden  Östlichen  Theilen  EniDpas. 

Neben  dieser  iudividualisirun^  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  nnd  Provinzen,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtiju^keit 
und  nach  Stuten  der  volkswirtbschattlichen  £ntwickiung  mass  aber 
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nunmehr  noch  eine  consequente  weitere  Individnalisii  u  ng 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Zcitverliäliiiissen  erfolgen. 

IT.  —  i?.  2S 1 .  Die  p  r  a  c  t  i  s  c  h  e  Durchführung  des  I  ii  - 
dividualisiruugsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  beiilusse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  8taatä 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
thätigkeit  and  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal- 
taDgskOrper  bei  der  Anlage  und  demBan  der  Bahnen  eintreten 
zn  lassen. 

S.  aoch  hierfiir  bes.  d.  vecschicd.  S<liriftcu  v.  Webor'a,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vürli.-I)e  f.  <i.  Privrit)>!»]in'.>n ,  mindi  stons  f.  d.  cernischfc  SystL'ui  uoleitet  wird. 
Aber  seine  tcchn.  üesichtepuucte  mUsseu  auch  lur  den  ^Natiouaiökonomun  die  Icitmidui 
werden.  Jetzt  Sax  n,  265  ff.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Haiiptbahneu  für  den  grossen  durchgehenden 
Massenv  erkeh  r  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  übcraehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Aucli  hier  ist  nacli  <1en  vorcnt'» irVt'U'ti  ♦iniiids'Uz.ii  iiirhtvon  einer  glei(*heii 
leciiuischcn  Vollkommenheit  der  lieräteiiiuig  uud  Au8.staUuug  in  ailcu 
L&ndern  die  Bede,  also  z.  B.  nlebt  der  tochnisch  an  sich  mOglielie  hOchete  Giad 

der  Vollendung  des  Bahnbau::  zu  erstrebt-n,  wohl  aber  der  ji  v  i  ili.:  nach  den  ob- 
vallendcii  V.'rhiilfMi^^'  n  dos  Landes  passi-n-l  "n^cheinerid.*  Vo!lkominenheitsi;rad. 

Diese  Bahnen  können  Primär  bahnen  genannt  werden.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder,  Haupt- 
bedingnng  anch  ihres  ökonomisehen  Nutsens ,  damit  das  Fahr- 
material beliebig  verwendbar  sd.  Letzteres  moss  daber  mit 
Rtteksieht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.  b.  thnnlich  gleiebartig, 
besehaffen  sein. 

Auf  d.  Continent  gleiche  Spuiwoite,  mit  Ansnahmc  Kasälandb  u.  /.  Th.  Si>aui<.ii9. 
I;i  üriglaud  lauge  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  iu  di'»  m  Punrt«  die 
(icdetzgeboug  i»elir  itn<2:^^tl^ch  in  Betr.  d.  Vorschrift  ^u  nachträglicher  Aeuderung  d. 
Sponroite.  Cohn  I.  209  fT.  Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbahnen  tut 
UD^Indeit  worden. 

Die  weitestgehende  Gen  eralisiruni?  oder  GleichmS ssijrkeit  all^  r 
(iebrauchsgcgonstündc  vieler  Linien,  also  hu&.  der  Wagen  (^weniger  der 
LocoAOtiren)  Tcriangt  auch  v.  Weber  neben  Intensivster  IndiTidnalieirvng 

der  B -»Ii  n.Hnla;r<  n ,  wobei  viel!- ii  ht  dem  Kelatintatsprincip  auch  beim  Wagenpark 
etwas  m  wenig  Kechnuiig  getragen  wird.  Iiidirid.  d.  Bahnen  S.  43,  32  Ü'.  —  Di*' 
Signalsysteme  sind  ehenfalU  nicht  einseifig  naeh  Sichorheitsrücktrichten  g^eieb« 
niäi»ig  u.  technisch  möglichst  vollkommen  vorzus»  hreil>'Mi ,  sondeni  wegen  der  prosscii 
Kostcnverschiedenbeit  nach  dem  Character  der  fiaha  u.  ihres  Verkehr»  indifidnaU- 
airen«    Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbalnu  n  schlicbsen  sich  die  Bahnen  zweiten 
Kangs,  die  Secundärbahneu  („Bahnen  untergeordneter  Be- 
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deutuug")  an.  Sic  zerfallen  nach  ihrer  Bedeutung  Itir  den  Verkehr 
wieder  in  raanclie  verschiedene  Range  las  se  n  Die  wich- 
tigeren nnter  ihnen  —  bedeutendere  Scitenbahuen,  \  erbiiulungs- 
bahnen  zwischen  mehreren  Bahnnetzen  u.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Regel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Seenndär- 
bahnen  erster  Olasse.  Aber  er  moss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nnr  mit  gewisser  RQcksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaitang  zn  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Seenndär- 
babnen  iLOnnen  sich  die  Selbstverwaitnngskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betbeiligen,  nnd  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Beziikc  an  den  Secundärbabncn  2.  oder  l^.  Classe,  die  Kreise 
und  Genieiiideu  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Classe.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  nnchen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  fllr  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Die  wichtig: c  loige  wird  dauu  sein,  dass  die  Dampf bahucn  scUUudsUcli  in 
Pferdebahnen,  c?entuell  die  Normalspnr  in  Schmalspur  ubeii^eht  uod  der  Wai^enpark 
cntsiirt^chcnd  leichter  nml  \roliltciIfT  '.-cbaut  wird.  Iiiiless<  ii  lii^st  sich  bis  m  einer 
g-fwissuii  Grenze  auch  bei  den  Si:cuiidärbahnr'n  <ler  niederen  Classc  aiu  etwas  grösserer 
Kapitalaufirnnii  für  die  Bahnanlage  rochtfrrtigcn ,  wenn  dadnrcli  der  leistuiiirsrüliigerc 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  criialton  und  so  d^r  UebolgMig  des  \Va<ronparks 
von  einer  zur  anderen  Bahn  ermOj^licht  wird.  Der  Dainpfhi  trieb  an  sich  setzt  nicht 
nothwcndig  immer  eine  technisch  viel  volikommcncrc.  daher  lio:>tspicligcre  BahnanJagu 
Toni»«  sobald  siob  nur  mit  einem  mftt^sigcn  aximalmaasa  der  Sohneiligkeit 
begnUicrt  wird,  was  volk<wirthschafllich  oft  j^anz  ausreicht.  Unter  dieser  A'^oraus- 
scfzuniT  steigert  sich  mch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  tyegen  die  Schmalspur 
nicht  so  erheblich,  dass  nicht  der  ijrossc  Vorthoil  der  Gleichspar  eine  hinlängliche 
Gompensation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  lu.'s.  Weber,  nam.  in  tl.  ..S' ciindär'iahneii"  S.  S  ü".  "Er  weist 
nach,  daas  die  Verth  euer  ung  der  BaJineu  hauptsächlich  durch  die  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  der  eisenbahnmäss.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  <Ii'  Yorkrln uiii;i d.  welche  der  Personenverkehr  an  Coustnictioncn  and 
Sicherhijif.suiassregeln  cri'onl-Tt.  bewirkt  winl.  Bei  d.  oft  aemlg-enden  ircrinjer eu 
Schnelligkeit  können  die  Balinuniatten  auch  l)ci  Nornialspur  viel  wohlfeiler  n. 
doch  gentkgend  sicher  irerden.  Hier  liegt  dann  ein  techn.  Problem  in  d.  Con- 
straction  7.  Locomofircii,  die  auf  solchen  Si  cuDilirUahni  n  rin«;  mässifi  e  Maximal-^ 
schnellip:keit  haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  Weber  &.  a.  0.  S.  11  Hl.  — 
„(jrund/.ug<>  f.  d.  Gestalt,  d.  secnnd.  Eisenbahnen**  (y.  d.  techn.  Gommiss.  d.  Yer.  D. 
Eisenbahnen),  1S70.  Weber  veranschlagt,  eb.  S.  22,  die  Ersi'ainuiL:  von  Anlagekosten 
bei  Sccundiirbahnen  mit  Nnrninlsimr,  aber  lan?,'samer  Geschwindigkeit,  V'  rfj!i<  !icn  uiif 
Hauptbahnen  bclineller  Geschwindigkeit  auf  2ö — 307o  iui  Flachland,  30— iO  im  Hugel- 
lande.  50 — 60  im  Gebirge.  —  S.  auch  Dem  arte  an,  Gedankenlese  ab.  d.  Fairlie'Bchc 
Locomofi\ sy^t.^ui  u.  schnialsjiur.  Sehirncnstrnssen  in  Oesf.-f'ni.,  Wun  (I^TIV  Tu  dcii 
!.  f/ten  Jahr  II  ist  die  l'rag«'  der  Seeundarbahnen  nach  allen  in  Berraclit  kommen- 
deii  Seiten  aiu  Ii  literarisch  lebliaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  Kinlhiss  auf  die  Entwickl.  der  Secundärbahnen ,  Wien,  1^78.  Die  pFeuBS. 
Eiaenbahnrorstaatiichnng  hat  aoch  hier  förderlich  anf  die  £ntvicklung  der  Anlage  n. 
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di^  Rtitriebs  v.  Sci\b:ihiien  gewirkt.  Melirfacli  sind  neveidiDgs  besoidfe  Mittel  f.  d. 
Baa  flolchor  Bahneii  in  Praassen  bevilligt  irordeii. 

3.  Die  Secnndftrbabnen  tieferer  Classe  kann  man 
Tertiär-,  Qaartä r bahnen  n.  s.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lich rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 

Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  voruehmlich  von  den  Gemeinden 
tlUr  deren  externen  Verkehr  in  der  Naebbarscbafl  and  besonders 
llir  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

Hier  wird  die  Dainpfbahn  oft  dur<  Ii  die  Pfcrdeltnhn  /u  ctSctzeQ  sciu.  Üiv 
Normalspor  sollte  ijidessca  auch  hitr  aar  bei  wu!i<  utlichen  Vorthcilun  iu  ökottomischer 
Hinsicht  m  (janaten  der  Srhmabpnr  aufgege  ben  werden.  Diese  reinen  Localbahnen 
würden  dann  das  e.ttunsivstc  Eiahnbaasystem  darstellen.  Auf  ihnen  iriid  die  Ver- 
waltung roii  der  (femeindc  zu  fQhr.  n  sein,  w  tbr -  nd  die  SecundSrbahnvn  hi"»h'  r«.>ii 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  d<  r  Staatälnibncn  mit  admiia:»tnii  wenlcu. 

Diese  DorcbfUbrung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  bentigen  Verkebrsbedttrfhissen  und  der 
richtigen  Aasbildnng  des  Systems  Oifentlicher  Untemehmnngen 
aneb  in  der  materiell -wirtbscbaftiicben  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftüchen ,  specnlativen  Untemehmnngen.  So  vorsogehen 
ist  ökonomtseh-teebniscb  möglich  und  in  dieser  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wünschenswerth.  Die  Ucbcrwcisung  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundtirbahnen  an  das  speeulativc 
Actieni^apital,  das  meist  allein  t'Ur  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
ans  den  dargelegten  Gründen  zu  vt  nticideu.  Die  Secnndärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahneu  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell 
schafken  oder  Private  borstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussicht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  fttbrt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zn  emem  fac- 
tischen  Monopol  and  entstieht  in  prineipiell  nacbtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltang  einen  flir  diese  besonders  passenden 
Wirkangskreis. 

Weber  ist  hier  der  PrivaUhätigkcit  zn  einseitig  günstig.  Stein  im  Randb. 
d  V'  rwaltungslehro  vertritt  in  diesen  Punctea  einen  unhaltbana  Standpnnct  AttGh 
in  England  schon  SÜmmen  fur  die  Oebernahne  der  TramiriTS Soitena  der  ConmiuieiL 
Cohn  II,  621. 

III.  —  282.  Der  Eisenbahnban  selbst  Mit  der 
Darchfbhmog  eines  nebligen  fiisenbabnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorsngeben. 

1.  Es  mnss  zunächst  ein  allgemeiner  Eisenbahnban* 
plan  („geographischer"  oder  „Linienplan'')  fttr  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sicbtigung  der  AnschlUsbc  au  den  Staatsgrenzen,    ist  dies,  wie 
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vielfach,   frttber  versäumt  worden  nnd  demgemäss  schon  ein 

grösseres  EiseDbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  (,,V>t- 
gänznn  tryplüD")  dennoch  nachti  kglit:  U  entworfen  wenicn, 
uacli  dem  leitenden  Gesichtspunete,  die  Ltickcn  in  dem  imuiiuiass- 
lich  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  lür 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  Ilaujitmanpcl  im  dentsrhen ,  en;^l.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlag  eines 
solchen  Eiseribahuplans  Seitens  d.  preuss.  Eisenbahn -üntersachungscouiui.  S.  157. 
Entvnif  n.  BekunHm.  eines  Bahnnetzplans  in  Oesterreich  1854«  CzOmlp«  Neu- 
geetelt  S.  370.    Schwabe,  Entwurf  eines  EisenbaliDpIans  fllr  Preussen.    Berl.  1S79, 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  hei  jedem 
Eisenbahnsystem,  auch  bei  dem  reinen  Privat  bahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothvendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  Ihr  jede  'Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  ,,9ffent- 
lichen"  oder  Staatsbahnsystem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vor/ubelnillou  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungsköipern  Uberwiesen  werden,  entweder 
definitiv  (Klor  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  überläset,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  b;uien,  als  er  (hvm  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsuntersttttzungcn  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebcrnahme  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Prinoip  der 
Individualisirung  der  Bahnen  auflBustelleQ  und  demgemäss 
anch  die  Belheüigung  des  Staats  und  der  SelbstverwaltungskOrper 
nach  diesen  „technischen  Rangdassen"  der  Bahnen  einsurichten. 

4.  Im  Staatsbahnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Risenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  th  unliebst  g  le i c ii  ni iU i g  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linien  plan  ist  ein  Zeit 
plan  fUr  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  iunc 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staat^bahnbau  auätuhrbar  und,  wie  gezeigt,  von  segens- 
reichen Folgen  für  die  V olkswirthschaft  als  Org^anismns,  bisher  aber 
auch  iii  der  Praxis  <Ieä  Staatsbahnsystems  selten  gehörig  zur  Goltimg  gekommen,  in 
Uebereinstimmun'^^  mit  <ler  allgemdinn  „Planlosiirkeit",  welche  auf  diesem  Gebiete 
2U  beklagen  war  (JPrcasseu!).  Auch  iu  finanzieller  liuziehuiig  ist  eine  L'ebcr- 
starznng  des  StMtsbaliiilNitis  in  kurzer  Zeit  za  renneiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
j^ewisse  Zeit  zur  EntwicHunn  ihn  >  Verkehi's,  mithin  ihrer  Kentabilität  zu  brauchen. 
Das  fiuanzielle  Risico  vermindert  sii  h  aI?o  bei  einem  besonnenen  Vors:ehon  im  Eisen- 
bahnbau.  In  Ungarn  zeigen  sieh  jetzt  die  l<ulgeu  dieöur  Nichtberücksichtigung  der 
Hfl&mincl  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einlbehe 
Erkenntnibs  der  Abbiuigiu-V'  if  )r:s  firinc-s  eines  grossen  Theils  des  Erverbslebens  vom 
Eiscnbahnbaa  auch  noch  zu  wenig  (ieltung  rerschatlt 
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5.  Die  Geldmittel  znm  Etsenbahnban  haben  Staat  and 
Sclbstverwaltuno^skttrper,  der  Praxis  gemäss,  in  dei  Kegel  durch 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihe o 
zu  beschatten. 

Di^  iTple'^rntli'-h  vorges*  Ii]  i.r.M,,'  sogar  m<'lir  oder  wrnijter  nuss- hücsslirho 
Iciwcudung  onlentliclit^r  Eiuuahnica  (Stt'Ueru)  zam  Eiüonbahnbau  selbüt  ist  jeden-* 
hlh  nur  ausuahmsweise  paSMiid.  Die  gössen  SoBmeu,  um  welche  es  sidb  hier 
stets  liandelt,  sind  in  ilor  immer  unvermcidÜch  Ptwas  drüfkcml'H  Form  von  Steuern 
acliverer  richtig  aukubiingen,  als  durcU  Anleihen.  Und  während  solche  Stuuem  eium 
uni^leieheii  Diack  timfthen,  Teitlieilen  sich  die  ^'oTtheiIe  des  Eisenhahnwesens  eben- 
falls ungleich,  nteh  Gegenden  und  Volksclaason,  ohne  dass  diese  beiden  Uaglelch- 
heiten  sich  oompensiren.  Einen  bezütrl.  Vorsdihtr  machte  Perrot,  der  hier  wie  in 
audereu  £ijjeüb:ilin tragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass,  neij^t. 

Uni  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  b  inanzpriucips  bei 
der  Hewirthschaftung  derStaatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Easenbahn- 
schalden  nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Onmdsatse,  der  für  die  sonstige  aUgemeine  Staatsschnld 
anlsnstellen  ist,  deren  regelmftssige  Tilgung  nach  gesetalich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint 

Wie  dieee  Tilgung  vorzunehmon  und  in  welcher  Form  (Ke  betreffenden  Ei^ou- 

balinauleilien  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehr-  von  den  Staats^ 
^eliuldeü  fBand  3  d.  Mn.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  genügt  die  Bcmcrkunff,  d.iss 
dit)  Tilgung  der  Eisen balmscholdcu  die  Aotnahine  der  letzteren  in  der  Form  sogen. 


Art.  Sfaatsschtilden  in  Klnntschli  9  Sfaatswöifcrb.  X.  21  II'  für  dicsf  rornifrag.'ii.  auch 
ü.  ly  für  die  TllgungsIVage.  Anrh  meine  Abb.  in  Schöuberg's  Uaudb.  über  ötfcntl. 
CSredit,  II.  133  H'.,  b«  to.  §.  20.  L  eber  die  Einrichtunir  der  Tilgunitr  der  Eisenb.schuld 
in  Preuasen  nach  (Jes.  v.  27.  März  18S2  s  o  S.  710. 

Eiozulue  W'  it.  rc  Piincte,  welche.  Anlage  und  Bau  der  Balmea  l»etreti'en,  Werden 
dcö  Zutiammeuhangs  halber  im  folgenden  Abächuitio  mit  berührt. 


Dur<  h  die  grossen  Verstaatlichungen  drr  Bahnen  m  rrcu.sscii.  dann  auch  in 
(»«■sterreieh,  Italien,  l'rankreich  ist  die  Verwaltuugsfrage  in  ein  neues  Stadium  gerftcht. 
Bei  der  mit  liecht  mei<t  \^  ählti  ii  Sell>stverwa!f(inir  der  S*a;>(^l)alinen  ist  für  ein  grobses 
Landesbahnnctz  die  Schwierigkeit  nicht  zu  verkcnueu,  ubcruILäsige  Ceotniliüaüon  der 
Verwaltung  zu  vermeideii.  lUer  dürfte  die  neue  prcoss.  Eiurichtong  wohl  im  Ganzen 
das  allgemein  fur  <  in  grosses  Land  u.  das  speeiell  fllr  das  lang  gestreckte  ]tr<  uss. 
Sts^ts'nhnnetz  Kichtigr  getrolbn  liabcu.  Auch  auf  V <  rp;!  ch  ttni  sjen  vm  Ihhju  n 
odci  „BetriirbsubcriassungsTcrträge*"  zwischen  dem  Staat  ula  Eii;«  utbumer  u. 
ßetriebegosdLiehaften  ist  durch  die  Vorg&nge  in  Italien  (o.  8.719)  manches  neue 
l.i  hf  ^'"^v.i^f^•n.  Endlirh  lint  fiich  fT  rade  beim  Staatsbahn&ystem  die  V c rt rc t ii n der 
Interessen  des  Tublicums  erwünscht,  aber  auch  ajn  ehesten  möglich  gezeigt, 
indem  „Eiseabaharitbc**  zu  Vertretungskurp«  rn  gebildet  worden,  die  zor  Verwaltnng 
in  frewi!>so  Beziehang  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  /wecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  iur2  berührt  worden.  Eine  spcciellere  Ansfuhmog  darüber 


Ich  verweise  einstweilen  anf  weinen 


4.  Abschnitt 

Eiseubahnon. 


3.   Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 
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gehört  auch  uoht  eiiinuU  in  die  „EiseDbalmpolitik"  als  Theil  der  YolUwüthschafts- 
|»oIitiJc,  wmdwR  in  die  lecliDisch-adininistnitirc  Eisenbnhnlehrc. 

Das  verwnltun c:sro<  htlichc  Materia!  (l.^s.tz*  ,  Verordnungen  u.s.w.)  über 
alle  Staateu  im  Archir  1.  EiseobabnwoseiL  Für  Preosison  s.  Kosub,  Organisatioii 
d.  8tMt8ei8eiLb.rerwali ,  Berl.  1881;  ders.,  Yervalt  d.  prcoss.  Staatet>ahiien,  Beilin 
1881.  Reiches  Materi.il  mit  kritisclicn  Erörterunceu  bietet  die  Italien.  Eisenbabn- 
enqoöte.  S.  darüber  <\ru  Aufs,  v,  Pieck  im  Archiv  1SS2,  wo  dir^'- VpTwaUnngsfragxjn 
bes.  (Angehend  behandelt  sind  (S.  über  Verpachtnugsfoiuieii).  —  Im  Allgemeinen 
s.  sonst  Sax  II«  199  ft.,  265  ff.,  357  IT.  paasini.  Fftr Terglcich«iitincte  mit  dem 
Privatbahn  System  ausser  8a z  aodi  Cohn 's  geD.  Hanpdrerii  q.  dessen  neoero  Forts, 
im  Eiseub.-Arch. 

I.  —  §.  2$3.  Die  VerwaltungSByateme.  Die  Kegel  ist 
bisher  bei  den  Staatabahnen: 

1.  Die  eigene  Administration  dnrch  Behörden  des 
Staats  selbst  Nur  diese  Verwaltangsform  ermögliebt  es  voll- 
ständig, die  allgemeinen  Vortheüe,  welehe  das  Slaatsbahnsystem 
baben  kann  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltung 
zu  briDgen.  Nur  bei  ihr  kann  jederzeit  diejenige  Modificatiou  des 
ßewirthschaftun^sprincips  erlolgen,  welche  im  volkswirthschaft- 
lichen  gegenüber  tlcm  finanziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  auch  technisch  und  öko- 
nomisch mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Gc- 
seUsehati  In  der  Hauptsache  mnss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleiohartigen  allgemeinen  Gmndsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  itthre.  Anch  erfahmngsmStosig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Oesellsehaftsverwaltung, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nieht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be- 
zeichnet werden. 

Hieran  ändert  das  Ergebniss,  zu  dem  die  Eisoubahnuutenucliuugs-ComiDiiiaion 
in  Italien  (rekommen  ist,  nt  £.  nichts.  Ihr  EiuIbescIilasB,  „es  sei  vorzuziehen,  den 

Betrieb  der  Italien.  Eisenbahnen  dir  Privatindustri-  an/uvertrauen",  i•^t  nii_ht 
einmal  für  Italien  ubcrzeujrend  b<\irruiidet  Die  ganze  Beweisführung  bewejft  sich 
immer  noch  iu  deui  alten  Geleise  der  brit.  ökonomischen  Doctrin  („in  der  btirgerl. 
Gesellsch.  hat  jede  Insititution  ihre  eigene  Auf^'-abe  /.u  erfitll«  n ;  d<-m  Staate  lici^t  es 
ob.  zu  regieT'-ii.  den  Privaten  die  (i^  w.  il»"  /-i  »urtrcibcn.  Deshalb  w«  rde  auch  das 
EisenbaUUfgeurcrbo'  (sie!)  deu  Privaten  auvertmut").  S.  Pieck  im  Archiv  lb82 
S.  117.  Vgl  anch  d.  kaize  Besprech.  d.  itat.  £nqn6te  in  Oftnrad's  Jahrb.  18S2,  N.  F. 
B.  y.  62  II'. 

2.  Fflr  die  zweite  Hanptform  der  Staatsbahn^Verwaltung, 
die  Verpachtung  oder  BetriebsHberlassnng  an  Dritte, 

regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahngcsellschalleu  oder  an 
eigens  für  den  Betiieb  gebildete  Hotrie b s- Actiengesellschaften** 
Bind  wohl  Iblgende  drei  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  nur  der 
dritte  hier  Bedeutung  hat.  es  sich  hei  ihm  absichtlich  um  ein 
der  Eigenverwaltong  entgegenge^ietztes  Vcrwaltungasystem  handelt: 
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n)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahneii  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage betindlichen  Regiernng  vorgekommen. 

l  oKer  den  iolialt  der  V-  rer  entschiadon  in  solchem  rall«-  uiclit  s  ichliche 
Krwliguügou  hiosicbtUck  der  im  voikswirthscbuftlichcu  Interesse  der  ücsaiuiatbeit  uud 
im  (inanzioIlcD  des  Staats  liegenden  Puncle.  sondern  e)ien  die  concKte  Finanzlage, 
die  Nothwendigkoit,  unmittelbar  m<"')?Ii«  hst  grosse  ^ia.)r<-  Geldsummen  zu  erhalten  u.  s.  *  . 
Meisten«  wird  iiier  der  PachtscliiUing  auf  einmal  udor  in  wenigen  groesen  tiateu  im 
Vortus  entrichtet,  also  IcapHallBfrt,  und  nur  etvn  flir  ipitere  Zeiten  den  Staate  nocli 
ein  Antheil  an  drmjenigrn  tteinertrag,  velcb<;r  eine  geirisse  HObe  ftbetsclireitett  ror- 
Wlialten.   (Oesterreich  s.  o.  S.  714.) 

b)  FUr  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  VerpaehUng 
kleiner  Neben-  nnd  namentlieb  Grenzetrecken  znr  Verbindnng 
mit  anderen  Babnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  aneh  oft  nieht 
rein  ökonomieefae  Erwägungen  mamgebend,  sondern  der  Wansch 
des  Staats,  dnreh  gttnstige  Bedingungen  den  Anseblnss  zn  erm((g- 
lichen,  oder  selbst  Verpflichtungen ^  welche  er  io  dieser  Hinsicht 
eingehen  mnss  u.  dgl.  m. 

Ikis)>ieie  von  Pachtverhältnissen  '»ei  <l.  Ikihuen  in  279  S.  712,  z.B.  bei  der 
Bai  er.,  Oldenb.  Babn.  Uebcr  die  Parhtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  ISisenbabnsUt. 

l'^^,5  S.  135.  IS6n  S.  !3'J.  Einn.  für  die  verpacht.  Strecken  \  sm  H  fl..  A.  f  1S7I 

S53,«4;i  il.  Ausg.  fnr  d.  frrparht.  Stn  rki  n  1**69  1.037.767  tl.,  A.  1S71  l,OcJ7,<ilO  fl.. 
Bcmerkeuswerth  ist  die  Vurpachtuug  der  der  übursclileb.  B.  gebürcudcu  Beigwcrks- 
bahn  an  Privatontemehmer  auf  knnse  Tertnine,  IS71  wieder  auf  12  J.  auegescbriebeD. 
Ein  neuen«  B«!ispiel  «ler  Bahnj  :i  1  f  bii  f- 1  •!.  Veilraj;  tl*;s  D.  IJ'  i«  hs  mir  -!>  r  Willi. - 
Loxemburjfbahn,  s.S.  7Ui.  —  Ucfluo  Bahnpachten  in  Belgien,  unt  mancherlei  vr.r- 
ächiedeucu  Stipulationen,  z.B.  einem  gewissen  Procent  der  Hruttoeiuu.  als  Pacht/ins 
eder  einer  festen  BahnnieÜie  p.  Küonieter. 

e)  Soll  eine  allgemeine  Verpaehtnng  aller  oder 

grosser  Hauptlinien  von  Staatsbabncn,  d.  h.  also  die 
UcbcrlasHung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  spccicll  A et ie n gesellsebaft, 
keine  wesentlichen  volkswirthschattlitheu  uud  linaoziellen  Inter- 
essen des  »Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu  crt'ttUcnde  IMingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpaobtang  den  Vorzag 
verdient: 

a)  Verbleiben  einer  eingehenden  Controle  Uber  den  Be- 
trieb, nnd  eines  Qenehmignngsrechts  des  Staats,  namentlich 
lUr  das  Tarifwesen  (mit  Feststellang  von  ICaximaltarifen  im 

Vertrage)  ond  für  die  Transporteinricbtung. 

/y)Gutc  Instandhaltung  des  Hahnhaus  und  der  Ge- 
bäude u.  8.  w.  durch  den  l'ai  hln  ,  l  cheiiialane  von  Neubauten 
(GebHude)  eveuluell  dnreh  ihn  gegen  Entsihiidigung  bei  Al^lauf 
der  i'achtzeit.    Stellung  des  Fabrniaterials  oder  mindestens  des 


üigitized  by  Google 


V<'rj)a(  htuittivii  vou  Haiiiu  ti. 


während  der  Pacbtzcit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfallö  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  ^jegen 
Entschädigung  nach  Ablauf  der  l*achtzeit. 

y)  Nicht  zu  lange  Pachtterniine  und  Mttgliclilieit  llir 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
liedinguugen  den  CoDtract  vor  Ahlauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Pnnct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
BetriebsttberlaBsungSTcrtrSgen  mit  GeBellschiiflten  leicht  Bcheitern 
kann,  in  welchem  nachsragehen  aber  leicht  anf  eine  ebensolche 
Preisgebnng  der  Verkehrsinteressen,  wie  heim  vollen  Privatbahn- 
system,  hinauslllnft 

d)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theÜs  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  den  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in   einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimaiprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4—5—6 
erzielt. 

Da6  wiclitigäte  Bciüpitl  dei'  Pi-axis  ist  bibli«T  die  allgeui.  VerpachtUDg  «Jor 
niederlftnd.  StaatsbaUiien  au  ohw  „(lesfllsch.  f.  d.  Betrieb  der  niederi.  Staatsb.*" 
aul  5»)  Jahre,  s.  D.  Eisenbalmstat.  JSbT,  S.  204,  Jahrg.  1S69,  S.  200,  Jahr;:.  1S73, 
S.  2<*0.    Pi.-ck  im  Eis.b.-Arch.  1**S2  S.  104.    Ges.  v.  3.  Jnli  bestluimtr  .Ii. 

Bcdiiiguiigou,  untur  deuuii  der  lictricb  der  Staatsbahiicu  einem  Dritteu  Uberlassen 
w«Td«n  kdnno:  alle  Taiifo  und  Fftbrplftue  »ud  zavor  dtiin  Hinist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen;  v.  allen  Kinii:ihuicn  ist  der  i{<  u'icrung  Keclinung  /u  legen  (s.  Erl.  v.  5.  Mai 
1865);  keine  Besclilii>sc  sind  ciiiMitir  zw  fassen  über  V'-rliültnissc  der  Bctricbs- 
einualimen;  die  Ges.  bat  :tl!'>  erford.  J»etiiebsu»ittel ,  Telesr. .  Werkzeuge  zu  licleni; 
dir'  (ics.  bezieht  ciu^  n  1  Ii  il  1er  Bnittedün.  als  Betriebskobt<  n  uaoh  einer  Sc:ila,  die 
im  Verb.  z.  Einn.  p.  Meili  st-  Iit.  ferner  von  der  verbleib.  Nettoeinn.  V^,  der  Staat. 
Ooacüssioüsurk.  v.  ü.  Juli,  btat.  v.  7.  SejH.  ^'tiuc  Vertr.  v.  1875  u.  7Ü.  „Uia 

Pachtang  nnfasst  die  Tmction  (Befl)rder.  d.  Bebenden  v.  Gttter)  n.  d.  oidcntL  Unter^ 
halt,  der  Bahnstrasöe  u.  üttlor."  (.Pieck  S.  Iü4.)  Bilduntr  eines  Enieuerun^-sfonds  f. 
Geleise,  roll.  Material  n.  ziigleioli  1".  '«^cwisse  S'  liiulen.  Kol!  n  1  Material  u.  Ausrüst. 
d.  Stationen  trägt  d.  Gesellbcli.,  Ycrbe^cr.  u.  Erweiter,  d.  üaliustr.  u.  Gebäude  u. 
aosserord.  UnterhaltungükeBten  der  Staat  Die  der  Gesi^Usch.  zufallenden  80%  t. 
BrQttoertrajT'  (nach  Abzug  der  Dotation  d.  Eeservefonds)  nin5<rii  d.T  Ges.  mind-  ?tcns 
(incl.  der  Beiträge  z.  Kes.lbnds)  4b00  ä.  p.  Kil.  i.  Jahr  übrig  lassen,  sonst  vird  der 
Staatsanthell  entsprechend  srekürzt.  Bei  Ge8.tliv.  Uber  4*/a7ü  '"'d  das  nächste  halbe 
Proeent  zw.  Staat  u.  Ge.s.  zur  Haltte  getheilt,  von  dem  Plus  über  5 %  Ges.divid.  bedeht 
der  Staat  Vs.  d.  Ges.  '  raclitdauer  50  Jahr»-,  vorbehaltlich  dns  staatl.  Kiltidi-runj^s- 
rechts  nach  20  J.  Unter  fast  gleiclien  Beding,  ubernahm  dies.  Ges.  die  Linie  Aimeio- 
Salzbergen  f.  einer  and.  Ges.  Die  finanz.  Erfrebnisae  ungünstig.  Der  Staat  erhielt  im 
Dorchschu.  nicht  1 '"/'o  Zins  f.  s.  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  ISTi; 
Immer  nber  5%  vertbeilen.  .\iitheil  des  Sfaats  im  Et.  f.  lbS2  2-12  M.  M. 
Mit  der  ganz«;n  Einrichtung  ist  man  aber  unzuiiiedcu  u.  ^iebt  dem  reinen  Staais- 
oder  reinen  Privat bahnsystem  den  Vorzug,  wie  dies  eine  franzOs.  offic.  Untersuchung 
des  niederländ.  Systems  constntirte.  —  Mehr  aus  pofitis<iii»ii  ii ,  (iocti iii  r  n  (Ji  u  lrn 
der  älteri;n  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  en^orbeuen  gruben  lialm- 
streeken  zu  rerpacbtcn.  8.  o.  S.  719.  PormnI.  Voischllft'  der  ital.  Eis(*nb.- 
Commission  f.  Betriel)subeflass.vcrträge  s.  Pieek,  Arch..  S.  12S.  Die  (Jes.  soll  danacli 
Eigenthiimerin  d»-»  gcsammten  beweglichen  Mafi  rials  n.  Inventars  naeh  Taxe 
werden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Bahn- 
nnterhaltnng  u.  s.  w.)  zn  tragen.  IS»  werden  durch  Kucklaicen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt:  fkir  Vermehrung  des  bewei:lichen  Materials,  fUr  Erneuerung  des  Oberbaus. 
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für  GutmachuQ^  von  Sohiden  durch  hflherc  i;e\v.ilt,  für  Duckung  Ton  lictrl'  lvsdeßdteii 
neuer  Bahnen:  lauter  vertragsmässig  aosnehniuod  scliw^ierig  zu  regelnde  Puncto.  Bei 
der  Yertbeilung  der  Einnabmoa  au  Ges.  a.  Staat  ist  erstcrer  die  Yer^insuog  d.  A mortis, 
ihres  Kapitals,  letzterem  ^ßoweii  sb  möglich''  diejenige  sdnes  Bau-  v.  Kanfkapitals  zn 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorschlag  der  Theilung  tl<T  Bruttoeinnahme  (nach 
Dotation  jener  Fond»),  wobei  alier  d<  r  Staat  ein  Minimum  bestimmt  zu  erhalte  n  hat: 
scfdanu  bei  Ueberschi-eibuug  einer  scwisicu  ActiondiFidende  auch  Antbeii  des  Staats 
am  Neitoeitrage,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  d^  Vertrags  60  (I)  Jahn.  Ab- 
gesehen ron  der  siclien  n  Aussicht  auf  zahlrei*  h.  Koibereien  u.  Diderr'nzf'n  zwistheu 
d.  (ßtn.  u.  dem  Staate  Uber  diu  Botriobsergebnissc,  FondsdotiroAgen  u.  s.  w.  laufeu  ebea 
dooK  solche  Verträge  darauf  hinani,  de&  Staat  das  Haoptiialoo  fingen  zn  laaaen,  ohne 
ihn  an  den  finanz.  Vortheilen  imaaend  m  hetheillgen. 

II.  —  §.  284.  Die  eigene  Administration  der  Staats- 
bahnen. 

Vgl  darüber  noch  Weber  a.a.O.,  Schale  d.  Eia^bahnwes.,  2.  A.«  196  K 

i3.  A.  K.  12),  dsinach  z.  Th.  Per  rot,  D.  Eisenb.  u.  Eisenbahnref.  —  Im  Texte  ist 
die  Darstellung  von  Weher  neben  il.  amtl.  Quellen  (StaatshandbUchern),  Kc(  h«  nschafts- 
bcrichten,  d.  dcutschoa  u.  prcuas.  Eiseubahostatistik  benutzt  worden;  lur  Preussen 
anob  d.Staatsbodget  8nz II,  1 94  fl'.  3.'i7  ff.(,Jkliagangs-  n.  SUelpnocte  d.  Bctrieheflkonomie"). 
Für  Preussen  s  hes.  d.  K.  Verordn.  v.  24.  Nov.  1S79  hi  tr.  J.  Organisation  der 
ötaatseiseubahuverwaltung-  [n.  der  v.  Staate  verwalteten  Priv.bahncn),  Kosub  a.a.O. 
7  ff.  Für  West-Oesterr.  s.  ..Grandzüge  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebe^*  ilb.w-. 
V.  24.  Fehr.  18S2  (Arch.  f.  Eis.b.wes.  1882,  S.  213  tf.).  Fltt  Frank  r.  Organis,  d, 
Staatsb.verwalt.  in  1S78  s.  Block,  Dictionn.  de  l'admin.,  Sappl  I,  187$,  S.  20,  Pieck, 
im  £is.b.arch.  1SS2,  S.  107. 

Die  EigenTenraUnog  der  Staatsbahnen  stimiit  in  vielen  Poncten  mit  derjenigen 
iler  Privatbahnen  übercin,  in  and-  rcn  weicht  sie  davon  ah  und  ist  auch  h.  i  den  ver- 
schiedenen Staatsbahnen  nicht  ganz  gleichartig  eingerichtet  Die  Verwaltung  der 
Staatsbahnen  hat  sich  auch  nicht  f^^leich  anfangs  nach  einem  festen  Plane  ausgebildet, 
sondern  hei  der  Neuheit  der  ganzen  Einrichtung  t^t  manchfach  experimentirt  und  erst 
ilurch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  zieuilich  naturalistische  Ver- 
waltungitorgaaisatiou  den  aufgetretenen  Bedürfnissen  gemäss  entwickelt  worden,  la. 
gewissen  grossen  Grondztlgen  bestand  aber  schon  länger  dne  wesentUcbe  üeber- 
oinstimmung,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  Einflüsse  der  gegebenen  Technik 
d*»s  Eisenb.'ihnwesens.  Neui^rdings  ist  dann  auch,  wie  ji  tzf  in  Preussen.  die  Ver- 
waituugaurgaiüäatiuu  nach  bestinunteui  I'lauc  für  grosse  BuLuaetiic  cutwurfen  worden, 
wobei  sich  gezeigt  hat,  daas  eine  den  Verkehrsbedürfnissen  u.  der  Technik  des  Eisen- 
bahnwesens gl.  ichmässig  entsprechende  Orf; an isation  der  Verwaltung  überhaupt  nur  bei 
einem  einheitücbeu,  vom  Staate  selbst  betriebenen  StaAtsbahnnetze  möglich  ist;  ein 
Pnnct  von  Bedentnng  noch  Air  die  Prindplenfirage:  Staats-  oder  PriTamdinen. 

Eine  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaituugs- 
eiiiricbtuiig  Her  Bahnen  ist  von  ebenso  grosser  volks- 
wirth. Schaft  Ii  eher  nls  finanzieller  Bedeutung.  Von 
der  zweckmässigen  Einrichtung  der  Verwaltung  hängt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  für  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  sparsamen  Ginriohtung  die  niedrige  Höhe  der 
lanfesden  sogen.  Betriebsausgaben  —  absolnt  und  im  Ver- 
haltntss  zur  Bmttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höbe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  wdcbem  die  GrOsse  des 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Hohe  der  Brattoemnabme  und  ftlr  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinzu. 
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Die  Hohe  der  Betriebsatisgabeii  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 

die  Minimalhöhe  derTarifsätze  und  insofeme  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verltebr  und  die  Grösse  der  ßiutto- 
einnahme.  Die  t hu n liebste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher^  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Eiforderniss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  techniseh  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaiia 
nach  den  im  Torigen  Abschnitt  dargelegten  Gesiebtspttneten  einen 
biUigen  Bau  znltat  —  die  Yorattssetsiing  eines  guten 
Reinertrags  und  einer  genttgenden  Rente  sogar  bei 
mässigem  Verkehr  nnd  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Brnttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Kente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
fUr  bedeutende  Tarifermässiguntren  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ahmt  N'criuimlerung  des  Keiuertrags.  Mit  Kecht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
iLosten  des  Transports  als  eine  hochwichtige  volks- 
wirthsehaftliche  und  i'inanzielie  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hanptpunete 
dabei  sind:  richtige  Arbeitstheilnng  in  Betreff  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berttcksichtigung  des  Privatinteresses  der  Functio- 
nftre,  sichere  und  leiohtere  Gontrole  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport. 

Vgl.  i.  R.  Schäffl(  .1.  a.  ().,  Scholz  S.  14  fT. 

In  Bezug  auf  die  Verwaltune:  des  ISetriehs  der  Staats- 
bahnen  sind  nun  folgende  einzelne  Puncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  nnd 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeverhältnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr*  3  und  4  zu- 
sammengefasst:  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenstilnden  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III,  —  §.  2Sb.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsükonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  V ervvaltuug  der  Staatsbabnen  für  das 
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ganie  Babnnetz  nebst  der  obersten  Leitmig  und  Central- 

Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenbeiten  überhaupt  von  der 
specicUeu  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Functe  treten 
specifische  Eigenthllmlichkeiten  des  8 1  a  a  t  s  bahnsystcniH  hervor, 
'/..  Th.  gerade  solcbe,  welche  den  adniinistiativen  y^^x/M^  dieses 
Systems  vor  dem  Privatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  Staats-  tmd  PrivatbabDcn 
im  Wesentlichen  die  neniliehe.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  io  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  nnd 
die  Transportyerwaltnng.  Diese  Eintheilong  entspricht  der 
ökonomisch -teebnisoben  Katar  des  ßisenbahnbetriehs  nnd  findet 
sich  daher  flberaU  einigermassen  äbnttch  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltnngsorganisation  nnd 
oberste  Oentralverwaltnng. 

Als  Staats-  und  volkswirthschaftlicbe  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbabnen  auch  zunächst  nach  Staats  und  volkswirtb- 
schaltlichen  Gesichtspuneten ,  nur  unter  gleichzeitige!  genllgender 
Wahrnehuiung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  »Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domltnen,  unter  eines  der  voIks- 
wirthschaftlicben  Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz- 
'  niinisterinm  an  stellen.  Das  geeignetste  Ministerinm  Ist  wohl  das 
der  (öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  anoh  das  Handels- 
ministerlum.  Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  nnd  beim 
Vorhandensein  eines  grosseren  Bahnnetses  machte  jedoch,  we- 
nigstens in  einem  grosseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Kisen  bahnniinisterium  oder  ein  Ministerium  für  die 
Verkehrsaustalten  des  Staais^  P^isenbahneii,  Post,  Tele 
graphie  zusammen ,  dem  dann  aber  auch  das  sdubtige  Wegewesen 
und  die  Wassi  istiasseti  liljerweisen  waren,  das  ZweckmUssigste 
sein.  Im  üebrigcn  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  GrOsse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  nnd  ancb  ohne  entscheidende  Gegen^ 
bedenken  richten  dürfen.  Ressortiren  die  Staatshahnen  an  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministerialahtheilnng  mit 
einem  Hinisterialdirector  nnd  der  erforderlichen  Ancabl  von  Rlthen 
und  Hülfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
buhiicii  zu  bilden,  «»der  es  wird  uiiniiilclbur  unter  dem  Ministerium 


Digrtized  by  Google 


Allfpeiaein«  VervaUnnjirsofirftiiisfttion. 


737 


eine  Generaldireetion  der  Staatsbahnen  (so  aoter  diesem  Titel 
in  den  vier  grosseren  dentsehen  Mittelstaaten ,  ehemals  aaeh  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingeriehtet,  welche 
zugleich  das  oberste  ausführende  Organ  der  allgemeinen  fietriebs- 
verwaltnng  der  Staatsbahnen  nnd  dnreh  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Hinisterinm  vertreten  sein  kann. 

Die  MiDisterialabtheilanfi:  fUr  Staatsbahnen  sollte  dann  aber  uiulit  das  etwa 
bestehende  Friyatbthnwesen  unter  sich  haben,  um  InteressencoUisionen  zu  renneiden. 
Sie  oder  inderseits  das  Ministerium  mit  der  Gencraldin-ctiuii  bat  die  Entscheidung 
über  die  Prlncipienfragen  zn  füllen.  Die  Ministerialaljtheilun^r  uiul  die  General- 
direetion müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
BMiiDieng<»etzt  sein,  von  deneo  namentlich  die  enteren  aber  auch  eine  QmftMende 
administrative,  ii a tionalökonoiuisch t:  und  commercielle  Bildung  haben 
sollten.  Fehlt  es  daran  bei  d^^n  beruf3n)assig:on  Staatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbei/iehuag  tüchtiger,  wisjseiischaftlich  gebildeter  rr;U»iiker  Ersatz  zu  .schatten.  Im 
Ganzen  geschieht  dgl.  bei  dem  strengen  Abschinss  der  Boieankratie  im  Eiscnbahndep. 
u.  in  verwandten  Fullen  (Finanzen,  Handelsanp^ele^enheiten  u.a.m.)  in  DeutsclihuiJ  zu 
selten;  uiters  nnd  nicht  zum  Schaden  in  Ucsterreich  (Bruck,  Brentano  u.  a. m).  Die 
leidige  Klage  Uber  den  ««Aaseaserisma«*',  d.  h.  Uber  das  Vorwatlen  des  lediglich  privat- 
rechtlich  gebildeten  Juristenthnms  in  Preussen,  ist  nur  zu  begründet.  Hier  thut  eine 
Beform  an  Haupt  o.  GUedem  noth,  venn  das  Staatsbahnsystem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  Ministerialabtheilnng  oder  die  Generaldireetion  nnmittel- 
bar  auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soll,  hängt  vorDehnilicb  von  der  Länge  des  Babnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
"wie  z.  B.  den  deutsehen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiern,  ist  es 
wohl  nicht  nur  zulässig,  sondern  betriebsiJkonomisch  zweckmässig. 
In  Gros 8 Staaten  müssen  dagegen  unter  der  wie  immer  organisirten 
Centraistelle  besondere  Dlrectionen  der  ebzelnen  Linien 
oder  Liniengrappen  ftlr  die  Betriebsverwaltung  ein gei  lebtet  werden. 
DemgemäsB  ist  denn  das  Bahnnetss  passend  in  Directions- 
bezirke  einzntheileo.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Saehe  am 
Besten  entspreohenden  Prineip  der  BUdnng  geographiseher 
Eisenhahnprovinzen  von  versehiedener  Grosse,  d.  h. 
von  einer  nnter  Bertleksichtigirog  der  VerkehrRStilrke  be- 
stimmten verschiedenen  Netz  lauge  gescheben  (Preussen): 
ein  beim  „geniiscbteu  '  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  facti.scher  territorialer  Monopole 
an  die  F.iseuljahnen  (Frankreirh)  anwcTidlinres  Prineip,  — 
daher  ein  Punct  von  principieller  liedeutung  Klr  die  SystemlVage, 
80  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbahnnetz  die  noth wendige 
Vereinigung  der  Centralisation  und  Deeeii t ralisation 
in  der  obersten  nnd  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Provinsial-Direetionen*'  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 
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die  E  i  n  hei  tlicli  k  cit  zulüsst,  selbständigen  Wirkunj^s- 
kreise  die  richtige  Decentralisation  der  Verwaltung,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Cent ralstelie 
vertritt  die  erforderliche  CentralisatioiL  Eine  Verwaltungsorgani- 
saüoDy  welche  die  Vortheile  des  StaatsbabDsystems  sa  erreichen 
ermöglicht  und  die  an  and  ftlr  sich  ja  nicht  dttrchans  nnbegrlln- 
deten  Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  za  entkräften  ge- 
eignet ist  Nach  demselben  geographischen  Prineip  der  Linien- 
cintheilung  werden  dann  kleinere  „Betriebsamts-Bezirke'^ 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Or^anis.fratre  vgl.  aus  d.  fr  .Ii«  r- n  T.it.  ii.  A.  d.  Sclu  iffen  v.  Welz  m  ui  n. 
Das  jetzt  iu  Preussen  bel'olgte  System  der  Hiidung  v.  Provincial dirrctionen  schon 
in  d.  vor.  Auti.  dieses  Bands  liefftrwortct  (S.  026).  Doch  hatte  ich  dort  (g.  2511) 
zvischen  der  .)llt:<  iii.  ('entral-Verw.dtung;  u.  der  allgemeinen  Vervalton;  nU  einem 
Zweii^e  der  Betri'  li^v-Twaltnivr  nicht  j^i-hiiris:  tiiif''r>(  lii-^deii. 

Die  Kessoi  tvrriiaitnisöc  betr.,  so  steln-n  die  Staatäbalmen  in  Preusscu  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  Offentl  Arlieitcn  (fraher  in  dem  ehemals  damit  vereinigten 
Handelsiniii  ' .  u.  '  ilden  hier  die  2.  Minist. -Abtheilung  Dirrctoren,  20  vortr.ig. 
RJlthe.  "'0  ^iii.  iif.  iiiiMMintc  lExpcilieriten .  Cairtilatoren ,  Ke,i?istratoreii  n.  w.j,  nebst 
Mitliciiiii/uii:.:  vuii  2>  Kanzleisecret.  u.  2.')  Kan/.li  idiciiciü,  deren  Gehalt,  r  auf  d.  Minist. - 
«Ifth.  d.  Kif>cnl),  o.  der  nauveiwalt.  repartirt  sind);  ferner  gehört  zu  dics<T  .\l>theil. 
oin  { ■>  Im.  Tl!;r'V(M  u.  di<-  Eisen iMhucunimibsariaio.  (itjüannntaiisf;.  f.  ili<  h.j  Ccnti  il- 
\erwalt.  d.  Eisen h.wcöens  iu  Et.  123ü  M.  M.  —  In  Baieru  besteht  emc 

„tjen.-Dircction  der  Vau.  Verkehntiinstalten**  unter  dem  Staatamin.  d.  K.  Hauses»  n.  d<^ 
Äeussern.  Si<  herfallt  in  U  .Mitheil.,  2  für  StaatslialiDon  (Bau  u.  Bctridi),  1  für  Post 
u.  Telcur.  Ui^  ISTl  d<  ji.  ndii-to  diese  Dirc  tion  \  oti  d<  in  anfgelHstcn  Hand«  Isinin.  — 
In  Wu  I  tcin  I».  hat  das  Minist.  Depurt.  d.  Auswärtigen  eine  AbthcU.  f.  d.  Vcrkobi-s- 
anstaltea:  darin  die  <i<  n.direction  f.  d.  Staattiliiihneu  u.  eine  andere  Gen.dlr.  f.  (t  Post 
n.  Tclosfr.  I)i''  «■ii;t!M»liiiiiiI  ^tellunt;-  unter  d  Min.  d.  Aeiissrrn  in  di«"$en  2  St.uiten 
erklart  sich  wohl  aus  dem  Mang'  1  ein^  r  sonstigen  grösseren  Ycrwalt.thatigkeit  diese« 
Minii^t.  u.  »US  d.  Tielfält.  Hozichuiigen  diet^or  VorkehrMinstalten  mit  den  Nachliaistaaten. 
\  er\valtungstcchni>*  h  p.issend  crs<  heint  diese  Kcs.sorlirunir  kaum.  —  In  Baden  stand 
<lie  „(ieii.dir.  d.  St  iat>liahnen •  früher  nnfer  dem  (aufgelösten)  llan  deismin  .  jetzt 
unter  dem  riuau^min.  —  Iu  Sachsen  oheusu.  —  lu  Oldenburg  steht  die  Vur- 
wnlt.  d.  Staatsh.  unter  einer  alü  obere  Vorwnlt.liehOrde  dem  Staatumtnisterium  anmittelhar 
untenr«  ordneten  ..  Kiseiili.«lire<  tion".  —  In  West-Oesterreich  ist  au!>serhall»  des 
ll.mdelsmin.,  i'ier  untr-r  iles-ien  Ulier.iufsieht  eine  einheitlich  fnnuirende  Oentralv  e  r- 
waliu  n  jjsstclie  in  W  ien  für  die  Staai-It  diiiverwaltiing  eiiii;eri(  lit<  t  wordi  ti  ( I.').  24.  Kebr. 
1S^2).  I)i«se  . Stelle  umf.is^t  f.  d.  Leitung  des  e.vecutiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung naih  au>ieii  (Iii  ..  K.  K  I)ireeiiü)i  I.  bt;iat>  •  iMjn'i  lietrieli"  in  Wien  und 
den  dieser  liireitiun  •>eigegcl»euen  ..Staatseiaendahurath"  t,Alch.  f.  Kis.li.wes. 
is(>2  S.  221  H.).  I>cm  m.  Hnndelsmin.  nntenteltt  anch  die  Post  n.  Teh  gi  .  —  In 
Ungarn  ressortircn  die  Eisenlahno  n  zum  Miu.  f.  ö(K  Ar'»,  u.  ('ommnnicatiouen.  — 
In  Belgien  wcrdi  ?!  d  St;i:iKi.  ihnen  unter  d.  Min.  d.  tili"'  i:t!.  Arlteiten  von  einem  diesem 
dir«  «'t  unterstilltcn  Adnlinl^tratlt•ns-l;ümitc  verwaltet.  —  In  1  rankreieh  bi'Steht  unter 
il.  Min.  d.  Air.  Ariieite»  ein  Admini«trationsrath  v.  Ü  Miiirliedern  (v.  Priisidenten  d. 
!{■  j  "!'  !  riK.niil'  1.  d.  ^t.lats)tahnell ;  die  i  In  nii  ti  n.  teehn.  nlierleitnng  hat  ein 
uumitielliar  dicaem  li<itU  unterstellter  teclinisdi  gchildeler  Uiri5Ctor.  —  In  UAnemark 
bilden  diu  Habnen  mit  Posten .  Tebtgr.  n.  öfCentl.  AWieiten  eine  der  beiden  Abth<ül. 
d.  Min.  d.  Innern.  EUen^o  in  Sehwi-ilcn  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
frSs-trtiri  il.  .Staatsli. betrieb  /..  Min.  d   'iir.  Arbeit.  it. 

l  «ir  die  vur«altuni(aie«.hais<  h  zuliissigc  M.a.v  imaigrua>e  eines  eiuheiiiiih  ver- 
wattüton  Eisenball nkmrksi  bat  mau  wohl  Zilfem  anOrcstellt,  z.B.  2 — 300(1  KiK.  doch 
li<»niuit  es  oü'en>»ar  austw'r  auf  die  iMt^e  d4*r  Balm  aueh  auf  dli'^  V*.Tli4*linKit&rL'«*  an  E 
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jfiebt  schon  grüss<  re  rrivatbahnamernelimuugen  (so  in  Frankr.  Paris-OrlcÄjQs,  altes  u. 
neues  Metz  e.  4400^  Ptr.-SOttelineer  schon  jelst  Uber  SSOO)  n.  die  baier.  Staatsbahneu 

amfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4HÜ0  Kil  in  einbeitl.  Verwaltun*?.  Reim  System 
t'i''^'  t)s\'cn»'alteter  Staatsbahnen  kann  man  aber  niolit  blos  in  tifceignetster  Weise  nach 
^eu^raphiächcm  Gesichtspunrt  ein  beliebig  j^rubses  Rahnnetz  in  passende  Bezirke 
zerlegen,  sondern  auch  die  (irössen Verhältnisse  nach  verwaltuncrstcchui.scbeiB  • 
fJesiclitspunct  bt^stimmen.  Daln-i  könn-  n  dann  dii;  einzelnen  DirectionslH  zirkf .  wie  es 
in  PreuasoD  jetzt  geschehen  ist,  mit  Hucksicht  aui'  diu  Yurkcliisstärke  die  geeii^nete 
TeTsebiedene  Grosse  (LinienllDge)  erbalten.  In  Prenasen  beateben  gegenwärtig 
folgende  9  Directionsbe/.irke  (s.  d.  Karte  m  dem  Ailfil  T.  v*  d.  Leyen  in  Sdtmoll^'s 
Jahrb.  d.  D.  tteicbs  18b3  U.  2). 

Bexirk 

1.  Rerliu  (Linien  uördl.  u.  uorUüsÜ.  nach  Poinuiero, 

sftdl.  II.  sttdiML  aacA  Sacbs.  u.  Sdhles.) .... 

2.  Brombei^  (Berl.  nach  OstpreuMen  [Ostb.].  Linien 

in  Ost- 11.  Westpreuss.,  Hintcipomm.,  nünll.  Pos.) 

3.  Hannover  (Fror.  Uannovert  ohne  Üstirietil.  ii.  ohuu 

BerL-Haniierer,  mit  westflL  Linien)  

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.«  Hess.,  Linie  Berl.- 

Wetzlar  o.  Abzweigungen)  

5.  Magdeburg  (Berl.-Uannorer,  Berl.-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs..  Anlialt,  östl,  Hannover)  .  .  . 

6.  Köln  (linksrbein.'f  (link.srliein.  Staatsbabn-  n''  .... 

7.  Köln  (rcchtsrhein.)  (sudösti.  u.  nördl.  v.  Kuin,  nach 

Holland,  WestiEalen,  Ostfriesl.,  Bremen  n.  Köln« 
Mind.  Netz  [westl.  Th.J)  

8.  Elberfeld  sllanptth.  d.  ehem.  berz.- inTirl  Ni-f/.cs, 

üüdl.  u.  üäü.  V.  Elberl'.,  üstl.  v.  Kuiu  lu  Iviicinl. 
u.  Westf.  bis  Kassel)  

9.  Erfurt  er h Uli n}r.  R.,  B.  rl.-Anhalt.  B.  mit  Abzweig. i 
(Die  Küoincter- Einnahme  in  der  letzten  Golonne  ist  na<^h  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einielnen  Dir.besirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet) 

Die  Directionsbezilko  zerfallen  dann  wietler  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i  d.  T)".  b.  i  Berl.  ii.  Rromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  iVn  d.  Spitze  jedes  liezirks  steht  eine  Direction,  eine  coilegialo  Behörde 
mit  einem  PrMd.  (10,600  M.  Geh.,  wcnifer  als  die  meisten  ersten  Directoren  von 
fiel  kleineren  Priv.bahiien  beziehen)  n.  einer  i;rftssercn  An/.;ilil  Mitirlieder  {im  Ganzen 
180,  bei  d.  einzelnen  üirectionen  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200—0000,  i.  Ü.  5100  M., 
Wohn.geldstufe  HI).  Jedem  Betrieb&imt  steht  ein  Betriebsdireetor  (Geh.  ^e  d.  Dir.- 
mitglieder)  vor.  Von  weiteren  etatmftss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  IIIS  ständ. 
llilTsar'ic'iter  d.  Bi-triebsämter,  12!  Eisen bahnb.ni-  u.  Ik'triebsinspectoren,  1*2!  Masch.- 
inspectorco,  11  Verkehrsinsp.  ^Normalgehait  dieser  4  gen.  Kategor.  3600— 4bU0,  i.D. 
4200  M.),  17  Telegr.iosp.  (Geb.  i.  D.  8600  M.>,  10  Haaptkassen -Kendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskass.rend.  iGeh.  i.D.  .^ßOO  M.),  10  Kassirer  ^Geh.  i.D.  2S50  M.), 
1144  Buchhalter  n.  Eiseub.seer  (fJeh.  i.  D.  2S.-)0  M.i,  3156  Betricbssecr.  ^Geh.  i.D. 
1875  M.),  157  Jietriebs-  u.  V''rkchiscontroloure  n.s.  w. 

Zur  Vertretung  der  lüteressen  des  PuljÜcnrns  an  der  Einriehtiin^ 
des  Eisenbahnverkehrs,  der  Regelnng  der  raritVerhültnisse,  specieil 
der  Tarifsätze  soU  die  neue  Schöpfung  von  ,,Eifieubahnräthen'' 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Delej^ii-ten  der  verschiedenen  Interessentens^ruppen,  können 
in  grösseren  Ländern  in  einen  rfntralrath  ([.andres-  oder  Rei h  s- E  is.nbah  n - 
rath)  und  in  Hezirksrätbe  /.eiiailen  un«l  thcils  ein  berathende.-> ,  iheils  in  eiuigun 
Anfel^enheiten  ein  entsclmidendes  Votnm  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
geordneten  Interessenvertretung  neben  der  vichtigsten  modernen  Verkohrsanstalt  dar. 
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Ueber  ihre  Bcwähnuig  lääst  sich  noch  nicht  sicher  urtheileii.  Weun  auch  beiiu 
Priratbahosystcm  aicht  unzulässig,  kann  ein  solcher  £i»enbahnnith  doch  hier  gegen* 
aber  der  Privatrechts-  v.  FriratiiiteresMiUfliire  der  Prirateisen bahnen  nicht  wohl  «tue 
M  durchi:'reifViidp  Wirksamkeit  .t1;ih'/<'ii ,  wie  rs  wenigsten^-  h'Am  Stnar-Iiahnsysteui 
möglich  und  gcg<nul)cr  der  >taats  vor  waltung  der  Hahnen  auch  2we4.kuikiii>ig  erscheint 
Eine  gedeihliche  WettereDtwicklnog  dieser  Tnttitatioii  zu  hoir«n,  ist  Dicht  ss  sangninierb. 

In  Eis. -T.othrinfrt^u.  Preusscn  u.  anderen  d«  utschcn  Staaten  sind  schon  seit 
mehreren  .lahri  u  ireie  Eiseriltahih  onfercnzen  ans  A'i  rtretem  des  IIand--ls.  der  Industrie 
u.  Landwirtiiäch.  lur  wichtigere  KiseiiljahuangeleKCuheiten  eingerithtut  g»jwe»in,  die 
Vorliiifer  der  geäetzli<-ben  ßciratbäor.trane.    S.  f.  Preussen  Ges.  r.  1.  Juni  1SS2. 
Danach  ist  in  it  li  tn  DinctioiisIi'V.irk  i-in  Hczirks- Eisenbahn ratli.  liei  ilt-i  reiitral- 
vervaltung  ein  iL.indeaeittenli,rath  zu  errichten.   Die  Mitglieder  des  ersteren  bestehen 
»HB  Vertretern  des  Handehtsttnd«,  der  Industrie,  der  Land«  v.  Fonttirirthsch.  o.  werdon 
von  Handclhk.uiiü  III.  laufuiänii.  Corpurationen ,  landwirthscli.  Pruv. vereinen  u.  ähnl. 
Körpern  auf    Jahre  ircwäblt.  Dieser  He/.rath  ist  „i»  allen  die  >  erkchi^intercssen  dtr» 
Bezirks  ...  bi'ruhrenden  wichtigen  Fragen  zu  hüreu"  (be6.  bei  Kcst»teii.  ii.  Äbnuder. 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).   Er  I:ann  auch  selbstittdifr  AntrlMre  stellen  u.  Anslcanfl  Ter> 
langen.   Der  Ijand- xM-  'nb.rath  hat  einen  vom  König  auf  3  Jahre  'mannten  Vorsitzenden 
u.  Stellvertretor  dcss.,  liauu  je  3  vom  Landwirthh«  haf'ts-  u.  vom  Handelsuiinistcr,  y-  2 
V.  Finanz-  u.  r.  Minister  d.  Ofl'.  Arbeiten  l»eruf«ne  Mitglieder  u.  30  im  Gesetz  auf  die 
Provinzen  u.  s.  w.  vertlieilte.  von  d.  Iietretl.  B<-zirkscisonb.rathen  aas  Localinten'Siteiiten 
•rewähltc  Mitglieder.    I)«r  Laii  lcsrisenh.rath  l»est'llt  einen  standis^eii  Aussrhiis?  zur 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Glitte.   £r  ist  zu  höreit  über  die  dem  Ent- 
wurf des  Etats  beizulegende  Ueberricht  der  Norniaitrausp.febtthreii  f.  Penonen  u. 
(iut-  1.  Qlicr  die  allgent.  TniifVui-scIiriften  u.  di«>  (iiitcrclassilication.  über  Zula3suii<f  ii.  Ver- 
^agiiiij;  \.  Aiisiiahrnc-  u.  Ditferentialtarrl'en ,  Ul>er  allg«'ni.  Aenderungen  der  lk'iiuh>- 
u.  HaLupoliz«  i-i{ccleuient>,  soweit  sie  nicht  te«  hn.  Bestimnmngcn  helrt^H'en.   Dur  Rrxüi 
hat  auch  das  KecJit.  Antrat •<  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  Stf.  Arl>. 
Auskunft  zu  \erlanifen.    Er  nmss  jährl.  mindestens  zweimal  benif  ii  wr  nlr'n.  Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.  S.  auch  r.  d.  Leyen  a.a.O.  S.  122  Ii.    -  S.  1.  Baiern 
d.  K.  Verordn.  r.  16.  Mitz  ISSl .  d.  Rllduug  eines  Ei8enb.mth8  f.  d.  Stnaiseiaenb.- 
verwalt.  betr..  der  (jen.direction  d.  V'crkehrsari-^taltcn  beiij:cgel»en  (25  Mitirl.,  Ernennuntr 
durch  tl.  König,  VorschlaiisrHcht  dafiir  hal>en  d.  Handelskammern  u  landwirfhsch. 
Vereine,  auch  nur  berathundcs  Votum,  keine  Diäten,  alior  freie  Eisenli.fabrt  auf  d. 
Haier.  Staatab.).  —  WUrtemberg.   Beinth  d.  Vet^lirsanstalten ,  K.  V.  r.  30.  Miiz 
ISSl         Sa(hs.,n.    Elscnb.rath .  K.  V.  v.  !>.  Juli  l'^Sl.  —  West-Oesterreich. 
htaats<iseiib.ratli   V.o.  v.  I6./24.  Febr.  Ibb'l  g.  i»  U.).    Pr&sidenl  u.  2b  Mitgl,  vom 
Handelsministcr  auf  .H  J.  emaniit   i\  nach  freiem  Ermessen ,  2  nach  Beieichn.  des 
Finautmin.,  I  naeh  derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorsrhlag  d.  Handels-  u. 
(iewert»ek»tttmern,  7  auf  d»'iit.  .I.  r  luxlwirths.  h.  Fa'  Ii<  or|.orationen.  Compcteti/  s.  ^.  \' 
d.  V.o.,  älinl.  Wh!  in  Prcu'^^cu.  Iiloss  begutachtend,  aucii  u.  A.  beti'.  der  Grundsatze  1.  d. 
der  Vergeh,  v.  Liefer.  u.  Arbeiten.  Aus  d.  Kath  ein  «tind.  Beiimth  des  Piisid.  rom 
Handelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  ciesjner  des  StaatHrisenh.wes-  wird  die  W'irksamkf'it  "»tdchcr 
Ki'<enhahnrüthr  juit  liloss  bcratb.  Votum  uebm  d»r  „omnipotenten"  Staats* erwaltong 
th.  hezweitelt.  th.  die  Einrichton;*  als  ein  Beweis  fi»r  di<'  Bedenken  dieses  UahnNystem» 
be/richrn  t  M  ihcr  selbst  die  Wirksainkvit  -  ine  li'-s<'h>'i'l'  ii<!  vv-  r>Iijii .  imm<  r  'icweist 
die  Institution  doch,  daj»s  man  hier  solche  Uäthe  fieslelien  kann,  obgleicii  ^te  hior 
veniger  nftthig  als  beim  Priratbahnsystem  encheinen,  wo  ihre  Wirksanl«*lt  jeilenralls 
noch  viel  geiingfiigiirer  sein  würde.  ' 

§.  iSif.  —  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  BetriebsOkonomik. 

Auf  die  ki-  ineren  Vers«  hiedt  uheiteii  in  di  r  Aliffrenzung  <l«  r  drei  \  eiw.iituugs-  \ 
abtlieilun!:<  ii  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werd«  ii.   Im  W  esenllit  hen  ist  dir  Ein-  ' 
tli«;iluiii;  durchgrcil'ciid  u.  übereinstimmend.    I'm.  h  Ih  ilinirrn  die  vork«'iiiiur  ittlt'n  Ver-  I 
•M-hiedunheUi  ii  auch  kleine  Ven»rbi<'bung<-n  der  KostenpriHente.  was  bei  \  crgleichca 
fliitnnter  au  iMwchten  ist.   l>ie  deulsehen,  spee.  die  preuss.  Verhillnisse  werden  ancb 
im  Folrenditn  vurnehmlieh  der  llamtelieng  zu  Üruude  gelegt. 
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1.  Die  allgemeine  VerwaltUDg;. 

a)  Ihre  Ant'gabe  bestellt  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 

und  in  der  ßesorgnng  der  damit  zusammenhängenden  Gesch'äfite 
der  Oontrole,  des  oberen  Kassendienstes  und  Keclumugsvvesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centralverwaltun^^HKtellc  ob,  zu  welcher  theils  nninittclbar,  theiU 
mittelbar  im  Dcpendenzverhältuiss  das  ertorderliche  Yerwaltimgii- 
personal  gehört. 

Beispiel,  l'reussen,  wo  in  d.  Anlaj^eu  znm  Eisuiilutat  <Iie  Vertheilung^  der 
Betriebsausgnbcii  aut  dio  drei  Yorwaltaagszwoige  gemacht  wird.  Die  allgeuitiine  Ver- 
trftltang  wifü  ron  der  BetrittlmUrectioD  o.  von  den  Betriebsilmtoni ,  ffpec.  von  dofen 
Directoren  l  i  fuhrt.  Dir  Kosten  d.  s  leit.-ndcn  Pei-sonals  stellen  auf  dem  Conto  d^r 
allg.  \'crwaU.,  diej.  dos  Hilfspersonals,  oiDschUessl.  der  dilltar.  Auslagen  werdea  auf 
die  drei  yerw./weigc  repartirt.  Der  oljeie  Kassen*  n.  Becbn.dien8t  zählt  meist  zur 
allgeuu  Verw.,  ?on  sachlichen  Aosli^^n  die  Stenein,  Gommiinalabgaben  d.  Äff.  Lasten, 
tlie  Ersatzli'istiinir''n. 

b)  Die  Kosten.  Die  G e sam m tan s gäbe  fUr  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nnr  einen  kleinen  Bmebtbeil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2— 4-<5,  nenerdings  2  bis 
(),  inel.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Erslltae)  6—10  Procent 
Ersparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  fHr 
den  Reinertrag  und  für  die  Tai  i  1  reduction  nicht  .schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkouiiiien,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Augestellten  (B  ur  ea  n  pe  rs  o  n  a  1) .  also 
Yereiui'ac hung  desBehOrdenorgauismus  und  Verr ingc- 
rnng  der  Arbeitsmenge,  femer  darch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Eretere  m:!'^  mitunter  ausführbiir  sein,  d.is  Mssf  s'irh  ilj.  r  nur  nirh  den 
concreteu  Verhältnissen  beurtheilea.  Vieles  «ist  auf  diese  Weise  gewiss  nicht  zu  er- 
rdclien  und  allgemeine  YorrQrfe  können  den  Staalsbahnen  sdiwemcli  mit  Recht  etva 
j^cffonUbcr  den  Privatbalinen  gemacht  werden,  deren  Directionen  im  (iegenthoil  stärker 
besetzt  und  derni  nir  rtoren  besser  bezahlt  m  sein  pflejien.  (P.  Srhr.  .,  D.  Organis, 
d.  preuss.  Staat:>b. '  kl.if^te  Uber  die  Ucberzahl  \.  beeret,  ia  den  Burcuu's  d.  Staabl*. 
(Betriebsinspection).^  Im  (fanzen  zeipen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Hoho  des  Auf- 
wands ziemliche  Gleichheit.  ErsiJjiunj^en  dnii  h  verminderte  (iehaltc  sin<l  weniirstens 
in  D'-titächland  sicher  imthunlicb ,  vielmehr  musscu  die  üehalte ,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdicnsts,  erhöht  werden,  was  gerade  in  der  Gegenwart  /.u  fortleni 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  Främiensystems  für  die  höheren 
Rcnmten  der  allgemeinen  V<  rwaltiini;  i^f  nicht  unstatthaft,  aber  da  sich  ein  Maas-^ 
<lafur,  wie  die  Tli&tigkeit  des  ilinzehieu  den  huanzieUen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeinflnsst,  kaum  findet,  so  ist  dieses  System  in  Gebiete  dieses  Venraltungszweigü 
doch  von  zveifelhafteni  Weithe. 

Im  Ganzen  Ittsst  sieh  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erxielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  ^^ctrennter  V^erwal- 
tungeu  und  Vergrösserung  des  V  crkehi's.    Die  etwaigeu  lieluraieu 
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tüchtiger  Direetoren  nod  Techniker  kOnnen  dergleicheo  aber  tun 
80  mehr  in  den  beiden  anderen  Yerwaltnngssweigen  %n  Wege 
bringen  y  weil  hier  Erspamngen  an  saehUchen  Aiugaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bcz.  UgtUh  18b3/H4  z.B.  3-(»2  Mill.  M.  AUg.  Verwalt-kostcn  oder  S  2  •/,. 

S.  0.  S.  (>sr>.  Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Kmolumcnte  in  •■•  r  Mg.  Verwahimg 
hetrof^en  1S(59  hei  den  pr»'uss.  Staatsbahn.  p.  Meile  14S8  (Max.  2  ;r)tj  Maiii-W^er 
Bh  Miii.  1191  Na«8.>  oder  p.  1ÜÜ,UÜU  Thlr.  Brattooiniu  2046  (Max.  3529  ßebr.-Uan.. 
ebini  erftfihet.  Hin.  1754  Saarbr.>,  bei  den  eigens  renralt.  Privatb.  bet.  1S$2  u. 
1918  Thlr..  also  kein  L-rosser  Unterschied.  Auch  dic&e  Ausgraben  sind,  wie  ;iUi'  per- 
sönlichen, Anfang  der  .MOer  Jr^hrc  stark  fr^Htip^»«».  Sic  betnisren  p.  Kil.  frdsü  p.  Mcil«- 
das  7"5  fache)  in  1^74,  dem  in  Betreli  der  Betiiebsausgabe  (und  Finaii/.i  rg(jbuii!»8e) 
unplnu^tigsten  der  neueren  Z^it  im  1).  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604 .  den 
Privatb.  in  Staatsverw.  Or.t.  (Ln  Privatb.  in  eigen.  Verw.  'A:A'k  i.  D.  479  Thlr  IST.l 
nur  433,  1872  353  Tblr..  also  Zunahme  Ton  1873  gugcu  lb72  um  22  66,  vou  187;i 
•nf  1874  um  10*62  •/„.  1876  dagfcgen  nur  460  Thlr.  «der  4'05%  weniger  ab  1  %74. 
Eine  f^aiiz  genaue  Vcn^leichujig  ist  nicht  immi;r  zulässig,  da  diese  Ausgaberobrik 
dorh  nicht  imm<T  die  vöUiif  glfi-hon  Posten  umfasst  1Ö80  —  81  bei  d.  dentscben 
Staatsb.  8-2'>,  ci^^cns  vcrwalt.  Privatl».  1(1-7.'? 

§.  287.  —  2.  Die  Baho Verwaltung.  Sie  unifasst  dic- 
jenigen  Verwaltungstbätigkeiten,  durch  welche  i'Ur  die  Erhaltung 
der  Bahn  selbst^  der  Gebäude,  der  Babntelegraphcn, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  flir  den 
regelmässigen  ordentlichen  nnd  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltungszweigs  ist  anch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitnng  etwas 
verschieden. 

Mitunter  airla  au  dt,r  Spitzi;  der  Überleitung  eiu  Tcihnikcr  als  Ubcriugeuieuj-, 
wa«  Voitheile  hinnichtlirh  Hör  Kinheitlicbkeit  aller  Maasregeln  bietet,  oder  et  ftuigireii 
InfTfiri- nr-'  Tir  ein?.  In.  ){ahnal>fheiInn-_''Mi  unmittelbar  unter  der  Haaptrenralt^itig 
8.  Wcbi.r,  Iragc  3Ui).  2.  A.  d.  Schule  d.  Euseubahuwus. .  H.  A.,  S.  403  11.  Dieser 
Dipnatzweig  wird  bisweilen  auch  xnr  i^i(<-moition  Yenraltung  i^oredinet  oiid  bertnlit 
dann  •rlcichzeitig  mit  fUr  die  Oberleitnng  der  TnnspoitveTvaltnnf.  So  bei  d.  preuss. 
Staa  ts  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Babnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hanpttweige  der  speciellen  Beaafsichtignng  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  übertragen  ist>  nnd 
der  StationsTerwaltnng,  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfällt. 

Zur  S(ationbv«'rwaUuüg  guhürt  auch  di<-  B;«hnt''Iegraphenv«rwaltun{r  deren 
Kesten  in  Preussw  n  z«  Th.  bei  der  Transp.vrwaltunir  Terr»"*  hnet  werden)  und  dir 
VerwalttuiiT 1  I?:ihun n te rha It nn  jrs -  iiii'l  K.. t r i •  Ii > iii  i gazine,  doch  Stehen  diese 
Zweige  uijituiit'  r  aueh  unabhku^ig  nebcu  der  Stutioii^vcrHaltun^::. 

ff)  Das  Strttekenpf'rsonal  bestellt  ans  Abtbeilun^^^-  (Bezirks>>  fiigenieorea 
(Bdininspectoren  .  Haum<-iüteni,  s&mmtlich  Msgebildeten  Technikern,  mit  dem  noth« 
wendiff<;n  IIull's-  (Biir.au-)  personal,  ferner  aus  Bahnmei.-terii  ißahnaufsehem,  nber- 
bahnwortcra) .  etwa  1  auf  T  — 8  Kil..  endlioh  auä  den  unter  den  Bahnmeidtern 
stehenden  Bahnwftrtern  (Bahnwftrhtern).  0*8 —  1*2 ^1*6  nnd  mehr  p.  XU.  ia 
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DtiUUicblaud,  versctiicdcu  iiacb  der  trc<|U»iu  der  Baliu,  auch  nach  dur  Art  iLrcr 
Anlage,  dem  Si'jriialäystent  v.  8.  w.   An  mese  Beamtea  schliessen  sich  etwraige  weitere 

Halfswärter,  danu  Taj^elöhnt^r  u.  s.  w.  au. 

fi)  Das  Station spersonal  begreift  lie  Stationsvorsteiier  (unter  vorsrhi''- 
dciicu  Nauloii,  vir.  Bahnhofiuspcctor,  Itahnholverwaltei)  dL-rcii  meisteus  zwei  Glasbeii, 
für  grössere  und  für  kltiinere  Stationen  <  untürscliieden  werden.  Au  sie  reiben  sich 
Assisloiiten ,  Stalioasaulsebcr.  r.ufiois.  Naditwächler .  r<  rii<M  «Ii'-  W'eichcUbtellcr .  die 
mitunter  auch  zum  Strc(  Leii]>'--n>ouai  gercrUnet  werden;  cvuntiirli  die  Telcgiapiiisten 
und  Material*  und  Ma'razinrorwrdtuniz-sbeanit.'n.  Letzterer  Zwei^  wird  auch  bisweilen 
ZOT  Transportvi-rwahuug  »estellt. 

Beispiel  der  ni": ini^'tion  der  Bahnvorwaltuni;  ■.  Prciiss.  Ostli  i!iii  IhTU 
Strticiii.'UpüräonaI  7  Eisoiibahubaumulütur,  b  BetrieUtaecr. ,  1  Obcrbrucieuuieistcr 
(Weichsel*  u.  Nogatbrf\clce},  Bahnmeister  (vor  Er6ffh.  einiger  nener  Streciren  J871 
79,  1  auf  l'.'i  Meil.,  1ST4  5  Kralinuieistrr,  773  Bahnwärter  71.').  auf  l 

Meile  U,  1S74  1175),  StatiüJi>personal  24  Stationsvorsteher  1.  C^l.,  \bl4  'lü ,  li'i 
dsgl.  2.  t.'I.,  1S74  V.),  14  Stationsaufsoher,  l'>74  3«.  OH  Statiousassist. ,  10  Wagen- 
nieistcr,  1  'l'eleiir  ii'hctiiusp..  1  Butriebssecr.,  S  Teleuraphcnaufseher.  02  Trlegraphist'  n; 
weiter  W.  i,  li.jn^U'lIer  (incl.  9  Biuckenwarter).  lsT4  17  Porti' fn,  toi  Xacht- 
wächtar.  Ues.autV.  A.  für  lb71  415,^30  Thlr.  —  Die  jctzij^c  £tatauli>tdlun^  gestattet 
nicht,  alle  einzelneu  Beamten  auf  die  reischied.  N'erwatt.zweige  zu  vertheiivn.  Ein 
Beispil  l  für  l  iniir*  Kat  j  !5<  anit<  n  ist  aber  folijeiidr s  f.  <l.  Dir.bez.  Berlin  [\.  Ap& 
1S*53  24«j7,   1,  Apr.  'Wsb  KU).    Aiilh.  il  dn  Ba  Ii  n  verwalt.  am  fi-  lmlt-  der 

Dircct.beamtcu  'J2,4Ü0  M.,  der  Eiscub.sccr.,  Bctricbascci .,  Zcichucr  u.  s.  w.  l*J7,4ao  M., 
ISS  Baluimeister  (1  auf  IH't  KiU  Oehalt  1650  H.)  zus.  9Q3M2  M.,  1409  Bahn* 
wäilrr  (1  auf  l'ö  Kil.,  (kIi.  705  M.).  iu<.  '^sn.\::^  M..  I'>  'IM, -T.aiifseli.-r  (zu 
1650  M.  (ich.);  ferner  diatar.  Bcsold.,  Luhne  u.a.  w.  ],047.51Hi  M.  Unter  den  üachL 
Ansgabtm  erscheinun  fUr  die  Bahnanlagen  auf  fn^it-r  Strecke  2,031,900  M.,  £  d. 
Bahnliofsanlanen  1,«J06.Ü00  M.,  f.  Tel.  gr.,  Signale  u.  s.  w.  225,500  M.,  f.  Emeucr. 
d.  Oberbaus  ;{,5<JO,000  M.  —  Die  Ausuaben  f.  d.  Station  spersonal  werden  in 
Preussen  jeUt  unter  d.  Trausportverwalt.  rubriciru  U.  A.  bei  d.  Dir.bez.  B*rlia 
93  VoTStebor  ].  Gl.  zu  2()50  M.  (hK  84  2.  Cl.  zu  1950  M.,  680  Statlonaaafscher  u. 
Assist  /II  1.-,T5  M.,  i  Tortiei-s,  Billets<  liafliM  r,  W.  iclicnstollcr  ZU  930  M«  — 
5umma  f.  BahuFciw.  bei  Bc2,  Berlin  11  00  Mill  AL  oder  26*4  V 

b)  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung,  nattirlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verscbiedeD;  je  nacbdem  Abtheil* 

ungeii  der  Oberleitiini,^  zur  ullgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  I^reiissen  dief)ers('mlichen  Kosten  der  Stationn- 
vcrwaltung  znr  Transpürtverwaituiig  gestellt  werden,  siiui  absolut 
lind  relativ  viel  iiedeutciider  als  <]  ie  j  cii  ij^en  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  stehen  aber  last  imnier  stark.  Linter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  zurück.  Sie 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Bahnen  irtiber 
etwa  30  %  und  daraber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  s&mmtlicher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dmgs  in  den  70  er  Jahren ,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
f28— 29,  jetzt  wieder  29—30  » J,  also  früher  etwa  fünf  bis  sechs- 
mal, jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Verwaltungs- 
kostcn  und  fast  die  Hälft e  der  Ausgaben  der  Trausport- 
verwaltung. 
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Bei  dcü  ciuzduuu  Bithiieu,  Staat:»-  wie  ir'hvatbaliuea,  idgcü  sucli  aU:r  viedur 
erhebliche  Abwelchirageii  dieaer  QiHrteii.  S.  anch  n.  S.  756.  Ahwelchnngen  aoch  nach  d. 

Berccbnungsart .  z.  B.  in  den  aiutl.  pi  ooss.  u.  in  d.  deatschcQ  Vereinsstatist. 
Von  Eioiluss  hioritei  die  Zarechn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspenionals. 
In  der  neaerlichen  Abnahme  neileicht  schon  Einfluss  der  intensiveren  Anlag«> 
der  Bahn  siclitbar,  wobei  diu  laufenden  V'erw.iltangbkosten  sinken  (s.  n.). 

Die  Ausgaben  d.  r  Hahnv-  rwaltun^-  sind  th<  il>  persönliche,  Besoldunj^  der 
Bahnbeamten  u.  s.  w..  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwartcrhäo&er),  theils  sachliche, 
üoterhaltnng  des  Bahndamnis  und  ObOTbam.  der  Schienen,  Schwellen,  Brttelcen,  Daieh- 
lässe,  Tunnel,  anderen  Aulagen.  der  (iebäucle,  Tclegi'aphen,  Signale,  da  Im  ntars  und 
der  ArbeitSfjLTäthe,  Ausgaben  für  R- iniguiig  von  Schnee,  r«;u«'rversicheruug ,  Steuern. 
Bureaubedurfnisse  u.  s.  w.  Die  .sachlichen  Ausgaben  pflegen  erheblich  höher 
als  di<  persönlichen  zu  sein,  doch  Äussert  das  Verwaltungssystem  unJ  «Ins 
ohf-n  in  §.  2H0  hen'orgchn' n  Afornont,  dir  (irad  der  lutensivitftt  des  gnn/  ti  Bahn- 
baus, namentlich  dm  Verliältuiss  des  stellenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
EinflnsB  auf  die  Relation  beider  Poeten.  Unter  den  eachlichen  Aasgaben  befiDd«*n 
sich  viele  Werkverrichtungen  gegen  Taglohn. 

Beispi- 1:  Preuss.  Osth.  nach  d.  Bei' »  hnungsaj-t  in  d.  deutschen  Et-cn- 
bahnütatiäL    (j<  samuiie  Ausg.  in  Tausendon  Thli.  (in  d.  Kiamiuer  1S74):  11 

i8l  4S):  davon  Besuldnng  der  Bahoboamten  iiicl.  Dienstkleidung  u.  s.  w,  462  (967), 
H<  iziiiiH;  d.r  W.irt.rlocale  S'7  (37''  (bei  Niederer  Ii  I.-Märk  M.  b^jz.  127,  woraus  honror- 
geht,  dass  auch  solclie  Posten  nach  den  Bcsoldungssystumcn  abwoicheu),  Untefhaltnnjr 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwellen  453  (n32\  d.  Brocken,  Ourchltee  1  TS  (37  >. 
d  (i.  h.Hude  S2  (259),  Telegr.  26  (51),  ttbrig.  Anlagen  71  (271),  Inventariom,  Gcrithe 
1 I  H  (4S),  Grundsteuer,  Feuerversieh.  u.  s.  w.  33  (7^"i,  Schneereinig.  11)  (59).  Burcau- 
bedurfhisttc,  Formulare  u.  s.  w.  4*4  (,U)*  Sonstigea  2'9  (198).  Im  (iao^on  pursduL 
Avif.  46,  mchh  66  */o  (1974:  90*7  u.  61»'S):  dt^.  bei  d.  niedenichles.-mirk.  bez.  98*S 
n,  63»7,  hannov.  :n  M  u.  62-1 .  s&chs.  Staatsb.  42*7  u.  :)7  :<,  bai.  r.  < .  2S  o.  72.  wUrt. 
19'1  a.  bÜ  9.  bad.  m  l  u.  ti3-3  "/u-  -^"»^l»  Privatb.  ähnliche  Sehwankungeu ,  25 
bis  40  %  pflegt  die  pei^önliche  Ausg.  von  den  g<;s.  Bahnenverwaitungskosten  meistens 
zn  betiagcn.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gen;chneten  Tagldbne  f.  Werkverricht. 
im  Gebiet  d.  Hahnverw.  erhehen  sieh  öftei-s  zu  bedeutenden  Summen.  ?..  B.  iSHf)  0->tJi. 
167,  Niedei^hlob.  29C,  Ilannov.  3UU.  Sächs.  Staatsb.  239,  W  Urt.  23U  Tausend  Thir. 
Nach  d.  dentschen  Eiaenb-statist.  f.  18S0/81  betragen  die  porsOnl.  Kosten  der  Bahn- 
verwalt.  7-41  %  aller  .Vus^'aben  bei  d.  Staatob.,  7"S0  7o  u«^*  eigeiisverw alt.  Priv.- 
bahnen,  d,  sie  hl  Kosten  allgemeine.  Unterhnif.  d.  Bahnanlagen.  Erneuerungen,  »irl. 
derj.  d.  Betriubsmittel.  Erweiter,  u.  Verbess.)  bez.  21'  57  u.  25  9S.  was  ein  Vcrh.  von 
r.  ]  :  3  u.  1  :  H'H  Ware,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Enieuer.  der  zur  Transpwvervnlt  ge- 
hörigen  Betriebsmitf*'!  liit  r  unter  d.  sa*  hl.  Kdsten  d.  Bahnvorwalt.  sU;hen 

Die  Hohe  der  sachlichen,  inditi-ct  aber  auch  diejenige  der  persöniiehtiu 
Auagaben  hanprt  vornehmlich  ron  folgenden  Boslimfflnngen  ab:  fon  Klima.  Boden- 
besrhafTenheit  des  l^andes,  durch  das  die  Bahn  fuhrt  iSchncereinigung  z.  J?.  bei  d. 
rtst.  Sud-  u.  Tir.  B.  18«9  5ü,314  ThIr.  uiifer  l'^l  Mill.  Tblr.  Bahnvorwahunu'^sau-h'j.-n. 
1S74  165,0UU  Thlr.  unter  2  63  ilill.  Thlr.  Selbst  »eiche  Poateu  steht  u  nui  unter 
dem  EInJIosB  des  In  280  besprach.  Piincips.  Mehr  Tnnnelbanten  im  Gebirge. 
Sehtief  -irhntzwehren  (sogen  <iallerien)  verhüten  die  Verwehnng,  erfordern  aber  einen 
viel  grösseren  Aufwand  v.  steh.  Kapital);  —  von  d<;r  mebr  oder  weniger  soigfliltigoa 
and  technisch  foilkommenen  ersten  Anlage  und  seitherigen Efhaltong  der  Bahn  etc.;  ^ 
Ton  der  Fre<iuenz,  weU  he  die  Abnutzung  durch  den  regelmässigen  Betrieb  bedingt;  — 
endlich  vuu  der  Sorgfalt,  mit  der  die  rnterhaltunir  um«!  Be  luf^-ichtigung  der  Bahn  im 
eigenen  Inierostk;  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  von  Staatsge- 
setzen geschieht  In  letsterer  Besiehnng  wtsiden  namendlch  in  Dentxchtand  nnd  s.  Th. 
Oberhaupt  auf  dem  fV.ntiucnte  mit  Hecht  um  der  Ordnung  und  Si.  brrheit  d.  s  Betri.  bs 
nnd  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  Grr<>ssere  Anforderungen  gemacht,  als  ih 
England  und  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  aber  auch  etwas  grossere  Aus> 
gnl^n  fur  diesen  Titel  der  Bnhnrervaltnng,  brnndets  für  ein  grOssoras  Avfiichls- 
peisonal  (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Ü5he  der  BahnverwaltuDgsausgabeD,  besonden  der  saoh- 
iicben,  abor  aacb  der  penüDlioben,  Blebt  non,  wie  geiagt,  im  Zu« 
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sammetthaog  mit  der  Bettcbafienheit  der  j^anzcu  Baüu- 
anläge.  Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Kegel:  der  intensivere 
Bahn ba Oy  mit  grosseren  Verwendnngen  fllr  die  stellenden  Kapital- 
anlagen,  fttr  den  Bahnkörper  selbst  n.  s.  w.  ermOglieht  einen 
geringeren  laufenden  BetriebsanfwaDd  fttr  die  Bahn  Verwal- 
tung, nnd  umgekehrt  macht  der  teehntseh  nnvollkommenere 
wohtibilere  Bahnban,  znmal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rungen an  die  Leistung  der  Bahn  (FrecjuenZ)  besonders 
8c  h  iiel  1  i  g  ke  i  L  des  Fabrcns)  relativ  grüssere  ßabiivciwal- 
tuugskosten. 

Vorziiglich  Jeni  cigentliiiiiitichcn  üinsfifiiide .  dass  b»  i  iJun  Bahnen  das  Sich»  r- 
htiitsmoment  so  wichtig  is>t  und  cveotueli  von  Seiten  der  Gesvtzgebujig  weitgehcudo 
bezttfUcho  Voivdirifteii  Ofkore  erlMsen  worden  sind,  iat  «m  zoznachrmben .  dtt»  nicht 
noch  f^rösKcre  üntcrschicdi;  in  d>>r  Hc^chatfunhcit  der  gan/cn  Knhuanlagu  bei  Bahnen, 
an  welche  ffleir)»*  Ansprüche  in  R-  trcÜ'  ffi  r  IV«'(|ti(  nz .  S<'linellij;kei(  n.  a.  w. 

ge:itellt  werden,  hervortreten,  wa«»  nanoiiHl-ukoiiuinitich  aehr  begreiflich  wäre.  Als- 
dann wQfden  «Qch  namentlicli  die  BalinfAnrmltniigSMiigaben  noch  sttifcere  Yoncbieden- 
hotten  adgen. 

Es  lUsst  sich  nicht  allgemein  sagen,  vva.s  okonüniisch 
(»der  finanziell  den  Vorzug  verdient:  theurerer  Bahn  bau, 
ujitbin  hiiheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  und  geringere 
Bahnverwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
muss  nach  den  in  §.  280  dargelegten  Gesichtspuncten ,  bcüonderH 
mit  Httok«icht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Ziusfusses  u.  h.  w. 
erfolgen.  I m  Ganzen  wohl  A n t'a n g s  mehr  extensiver  Bahn- 
bau nnd  höhere  Bahn  Verwaltungskosten,  später  Ersparung 
an  letzteren  (Ltfhne!)  dureh  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattnng  der  Bahn, 

Die  suiku  Luhnätciguruug  aui  Br<;nin  der  TOur  Jahre  in  Ueutächlaud  hat  auch 
hier,  rerbooden  mit  einer  kleinen  Erm&fcriguug  den  ZiuefutiiM»  u.  mit  technisdien  Fort- 
schritten (wohlfeiler  Hen)tullun(^  von  Stahl  .  <1<mi  iiit  .  ii  ^ivcren  T^ahnl)au  /..  B  b  r 
Schienen,  Stahh>chieueu,  üxvUr  Eisenv<  rw<  nd.  im  Dbi  rbau.  Ueber-  u.  ünterbruckuiigca 
)iei  Kreu/.un;(cii  mit  Strasiben.  statt  der  Krea/ung  im  Niveau.  Selbätschlies«cn  der 
Barriens  mit  Schlagbäamen  a.  8.  w.  manchfacb  (inanziell  zweckmässiger  u^einacht, 
bes.  bei  g:''>tiegener  Bahnfrequeii/.  I'i^-  Kosten  d.  r  Bahiiv<Tw  ilnin^  siiiJ  damalo  in 
U«utt»chlaud  stark  getttiegeu.  Sie  betrugen  l*s1i  bei  d.  preust».  ötaatsb.  p.  Kil.  2071)« 
prevss.  Priratlwhnen  unter  Sttatsrerwaltnng  2502.  Priratb.  nnter  eigener  Verralt. 
1S15,  im  Durchschii.  JOll  Thlr,.  Is7a  dsgl.  Vm.  1^72  1713  Thlr..  alio  mehr  lsT3 
g»p«'ii  }^Ti  1200,  IHTI  -  j-.u  IS'.'I  Im  J.  iST.'i  war  die  Ausg.  mässi?.;r 

im  Durch»,  hn.  1850  Thlr..  od.  g-  ir.'n  lsTI*»M>|  wenig«  r.  Ihso/81  waren  die  Kosten 
d.  BahnviTwait.  bei  allen  deuts<-hen  Hahnen  |>.  KU.  4U20  M.,  bei  d.  Staalsb.  allein 
40ti,-{  M.  oder  1340  u.  1354  Th'r.,  also  wenip^er  als  Milte  d»  r  7»tcr  .Talif''.  was  aber 
lüm  Theil  aas  anderer  Yerrechnang  zwischen  den  drei  V  crwalt.zweigen  sich  erklären 
möchte. 

Abgesehen  von  diesem  vielleicht  finanziell  rathsamen  Wechsel 
im  gansen  Bahnbausystem  ist  eine  selbständige  Ver- 
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minder un^  der  Ausgaben  der  ßuiiiivcrwaUuiii^  iu  erheb- 
licherem Maasse  schwer  möglieh. 

Die  Verminderung  licr  Zahl  der  iioaniten  and  Angestellten  wurde  bei 
Hauptbahnen  grosser  FroAiu<  uz  und  Schnt-lligkeit  meist  nur  au  f  Kosten  der  Sich  er - 
hcit  geschehen,  was  im  Dur  Imitt  wegen  öftorer.  Koston  fiir  KntsrhäcK|^g  und 
Material  h'^  norni Tender  Liiirl  i  1  fälle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparniss  wäre.  Mit 
der  steigenden  l-re4ueu2  wnU  sogar  die  Zahl  der  Boaiuteu  waclueu  mUs^eu.  ^ 
wurde  z.  B.  1869  jede  Motte  der  üstb.  11-0,  die  xNiederscliles.  11*7  Mal  tJkglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpcrsonal  der  erstcren  war  ji.  Meile  1>  M,  der  zweiten 
15*5,  das  Stationspersonal  bez.  4  J{  u.  Mann.  Die  (iehalte  utvi  I.r.hne,  (in  Deutsch- 
land 1S71  einige  Zeit  lan^  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  ILiupiuivache  der  \  cr- 
thfloarnng  des  Hetnebs  — )  gehen  in  Iftngeran  ZeftrAnmen  eher  einer  ErhObnng  ent- 
gegen. Durch  A  emtercumulirung  kann  nur  ein-  ^ifterli<»bliche  ErspuiiiL!  ent- 
steheo,  loei^t  gegen  das  :iticbliche  Interet^e.  In  den  sachlichtju  Aaügubeu  lasst 
sich  dvrch  technisch  vollkemmeuere  .\&lage  (z.  R.  bei  Schieneb,  Brücken) 
sparee.  Dafilr  gelten  die  erörterten  Principien  über  extensiven  und  intensiven  Bahn- 
b;ui.  Für  gewisj^e  kitinert'  !'>•  {»ara  tu  rar  be  iteii  und  dalici  verwendete  Mate- 
riaUeu  kl  endli«  h  aus  Ersparniäsrucksichtcn  ein  Prämien-  und  Tauti<-mäsystem  für 
Eispamogen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahningoniemen,  theil- 
weise  auch  bei  dem  unteren  P  r?onal.  Weber,  Scliulo,  2  A,  Fr.  310.  —  Detail 
der  ItahnunterhaltUDg^osten  der  preuss.  Bahueu  in  d.  amtl.  Stat. 

i^.  288.  —  3.  Die  Tran.sportverwaltaog.  ihr  Gebiet 
ist  die  UeberwacbuDg  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  BabD|  welcher  in  den  Personeo- 
und  Qater verkehr  zerflUlt 

Kntze  prüguante  Chnracteristilt  d.  Functionen  d.  einxolnett  Organe  der  Trausport- 
Verwaltung  bei  Weber«  Fr.  341  ff.»  Schule  2.  A.  td.  A.  S.  411  (f.). 

a)  Die  Organisation  der  Transportverwaltnng  ist  wiederum 
nicht  gauz  gleiohmtoig.  Gewisse  Grandsttge  ergeben  sich  aber 
ans  dem  Wesen  der  Sache  nnd  kehren  daher  ziemlich  flherein- 

Htiramend  wiedtM'.  An  der  »Spitze  der  OlKMleitun^  luul  Heaursiuh- 
tiguiig  des  Betriebs  steht  das  Betrieb sdircctdriiini  oiler  die 
Betrieb  si  nspec  t  i  (ui ,  deren  Functioueu  mitunter  Uber  die 
Trausporl\ «  rwaltuuf;  iiiiiuns.!j;ebeii:  Behr»rden  welebe  daher  l)is- 
weilen,  neuerdings  naeb  preussisebeni  V  orgaug  iiei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden,  in  der  Trans- 
portverwaltung  wird  dann  der  executivc  Betriebsdienst  und 
die  Maschinen-,  Wagen-  nnd  Werkstättenrerwaltungi 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltnng 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stätCenverwaltung  verbunden  ist. 

Der  exccutive  Betriebsdienst  /.erfällt  in  den  Kxpcdi  tiunsdi •_■  nst 
und  den  Fahrdienst.  Der  «'rotere,  »-cli-her  an  die  Station  geknUpIt  iüt.  ist,  wenigst- ii» 
an  den  ^^r'isseren  St;i»i(»Mcn.  wied>',r  in  den  Dienst  fur  li  >  ti  P<'rsoji<'f»',  irkehr 
(in«  1.  (ii>|t^(  k)  und  lu  diu  (i lUcrexpedi tion  (getrennt,  Da:>  zum  l-J.v]>ediliou^>dienä( 
fcbArendr  Persotial  besteht  «uti  Einnehmern  (DilletrerUufern,  Station8(assenrendantcn\ 
'i>  p  i'  k.j\|»edi''nten,  luitnnt'  r  iiorh  b<  sonderen  (m  |>.ii  kwi»;^crii.  dann  <i''(»;i<  kfrJigcrn.  uj»d 
etwai^rem  U  uifkper«uual  ^Aiiäüttcuteiii  fur  den  i'erüoaentranspgitdioost.  Zur  tiutecuxpodi* 
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(ion  h  i  las  Personal  iler  tiiitcrexpedientL'ii .  Bo  li  ii-.  T.rnlr-  und  Wiegi-meister  und 
das  iiothwcudige  Hulfspersonal  für  Kasse.  Buchhaltun-,'.  Kecbnuiig  u.  s.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Wertverrichtungeü  im  Oüterdienst  (Auf-  und  Abladen.  Wagen  ran  sriren  etc.) 
erfolgen  im  Tagloha.  Das  gesammte  Gatertnnaportwesen  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Obcr-Gllterverwalter.  Die  Uc^  tm  nchuny  und  Olier- 
leitUDg  des  Kxpeditionsdieosts  fällt  dem  Babnhofvoi'steber  zu,  welcher  durch  Schirr- 
meister (Wa^enmelster)  die  Zusammen^Uang  der  Zttgo  besorgen  Utost 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnuna:  sind  die  Locomotivfiilirer,  Zu«::- 
iührcr  ^(  )ber-chaffner)  und  I'arkmeistrt,  das^jiTiicre  nii'derer  Ordntinc:  für  Heizer, 
tJchaliücr,  Zugschirrmeibter.  Bremser,  deren  Dieuät  mit  dem  der  S»  hallner  mitunter 
rereinigt  ist  An  dieses  Personal  scliliesst  sich  als  stehendes  Personal  anf  den  Sta- 
tionen für  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagenputzer,  Schmierer,  Wagen meistcr  (Schirr- 
meiiFtcr,  Wageorevisoreo)  o.  dgl.  m.,  bisireilon  auch  besonderer  Maschiuuaheizer  an. 
Dieiee  Peiaonal  oder  ein  Thefl  desselben  irird  mifonfer  avdt  zum  Staftonspenonal 
(Bahnvenraltniig)  oder  zur  Wa<;-enrerwaltung  gerechnet. 

An  der  Spitze  des  Werkstatt  cndiensts  (für  Heparaturen  des  Fahr- 
uaterialä  u.  s.  w;)  stehen  Techniker,  sog.  Maschinen-  und  Obcrmaschinenmcistcr, 
weiche  Zeichner  zur  Seite  haben:  nnter  ihnen  Verkstittenroistdier,  Weikmdater« 
Wairenmrister ,  ausserdem  das  nothwcndige  Buchhaltntins  - .  Kcchnuogs-,  Kassen- 
personal  u.  8.  w.  Die  moistiMi  Wcrkverrichtun^ren  treschchen  tregen  Tagelohn.  Auf 
grosseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  l'mfangs  für  die  erfonler- 
uchen  Betriebsmaterialicn  unter  Materialiuv-rwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungireiu 

Beispiel  der  Org-anisat.  u,  der  Zahl  u.  \  crthcilun«,^  des  Transportyerwaltungs- 
pcrsouäls:  Preuss.  Ustb.  £xpeditionsdienst  (lb70):  1  UbergUterrerwalter, 
1  Elsenbahnsecr.,  16  Stationstcassenrend.  n.  Einnehmer.  9  Geplcbexpedienten,  68  Goter- 
expedienteii .  5(5  I^odeiuneistor  (an  12  Haltestellen  sind  Weichensteller  ifeg.  Kemuncr. 
mit  dum  liiiletverkaut  betraut).  Fahrdienst  1J)5  Lo<  omotivenftihr- r.  13  Zngftlhrer. 
41  Packmeister,  Heizer,  112  ScUatlner,  2^  Schmierer.  We rliilätit;ubctriüb 
1  Obermaschinenmeister,  7  ICaschinenmeister,  8  Zeichner,  7  Eisenbshnsecr.,  82  Be- 
triebssecr..  5  Wcrkstättcnvorst.,  18  AV.  rkmeister,  22  Wa^enmeister;  —  27  Masrliinen- 
heizer  (fehlen  bei  ander,  preoss.  Staatsb.},  H  Fortiers.  10  Nachtwächtei ;  Maturial- 
rerwaltang  anf  d.  Strecice,  9  Matertalrenralter  1.,  7  dsgl.  2.  Olasse,  vozn  bei  and. 
pr.  Staatsb.  noch  Aufseher,  Wächter  a.  dgl.  treten.  —  Dir.bez.  Herl  in  1S83  S4: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  743.  Exp.per>onal,  14  Stat.kassenrondanten  o.  Giiterexped.- 
vorsteher  (tieh.  2bOO  M.),  zus.  39,200  M.,  102  Stat.einnchmcr  und  (iiitcrcxpcdieuttiu 
(2175  M.  Geh.),  zns.  218,925  M.«  122  Lade-  n.  Bodenmeister  (1200  M.  Geh.),  zvs. 
n^OöO  M.,  Fahrdienstpers.  .>SS  Locom.fUhrer  (1500  M.  tJeh.).  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),  zus.  H.*{4,840  M.,  142  Zugführer  (1200  M.).  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.).  zus.  199,155  M.,  391  Schaffner  (885  M.), 
zns.  .S43,350  M..  330  Bremser  n.  Schuü.  rer  (840  M.).  zus.  266,0S5  M.,  Werkstatt^- 
vcrwalt.  8  Vorsteher  (2100  /.u^s.  19.200  M. ,  64  Wrrkineister  (2175  M.) ,  zus. 

139,200  M.,  Material-  u.  Magaz.vcrwalt.,  6  Verwalter  1.  Gl.  ^2400  M.),  zu». 
14,400  M.,  21  2.  Gl.  (1725  M.),  zns.  36,225  M.«  f  5  Mag.an&eher  (1125)  im.  16,875 
u.  noch  einzelne  and.  Üeamtenarten  (a.  A.  71  Nachtwftchter  zn  600  M.,  143  Bangir- 
u.  Wag^enmeister  zu  1125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltnng  und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr*  ond  Werkstätten  dien  st,  nnd  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst  anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

JiCispiele.  P.  Meile  Bahn  kaiiK-n  lh*i!»  in  d.  Trauaporf Verwaltung  vor  bei 
der  peuss.  Ostb.  7*0  Beamte  a.  Uülfsarbeiter .  19  6  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
schles.  22-1  II  43-.T,  westfäl.  126  u.  24-9,  Saarbr.  20*2  u.  .'50-9,  Hanno?.  H  O 
n.  23*1,  nass.  8'3  u.  13'2.  Dagegen  war  die  bcförd.  ßruttolasi  anf- 1  Meile  Bahn 
redncirt  bei  diesen  Bahnen  bez.  25*9,  51  0,  29  0,  37  7,  32*8  u.  20*8  Mili.  Ckntner 
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(sog-.  Centiierineilen,  (iovicbt  der  Per».,  (illler,  Wagen.  Locomot.  u.  Tender  ms.)  und 
iliö  Bruttoeiiui.  p.  MeUe  64,  101,  5Ü,  104,  "5  n.  4^  Tausend  Tiilr.  —  Bei  einer 
Lftogtt  TOD  122  M.  der  Ottb.  v.  ?oo  72  3f.  der  niederscbles.  (ind.  ticblee.  Getofsb.) 
(bez.  V.  130!»  u.  Kil.  in  IsTI  hatte  die  erste  ii.  zweite  bez.  IHO  u.  167  (1S74 
22T  u.  227j  Locomoti\ führer .  IdU  u.  HM  Heizer  (1^74  Keuerleute  436  u.  Ö07),  39 
H.  28  Zugführer  (IS74  104  u.  49),  34  u.  54  Packmeistir  (lb74  76  a.  105).  101  «, 
223  (1S74  241  u.  292  >  Schaltner. 

Auf  kleinen  StafioriL'n  und  hei  schwacheui  Verkehr  konnten  msnrhe  Arbeiten  von 
eiaem  Beamten  bemrgt  werden,  die  aonüt  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Bilietrurkaui' 
und  Qcfickazpeditloii,  beides  und  Qnterexpedftien). 

Einige  Verschiedenheiten  in  der  Ui{4ani«atiuu  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  auch  durch  das 
Billet-  and  Controlsy stem ,  im  Güterverkehr  durch  das 
Verladnngssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rticksicht  aaf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Znstand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hermgehabene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  weguü  div^Gi  liui&tiiUiic  in  Ucuts'  lilaati  mehr  Fahrpersoual  auf  dun 
Zftgen.  wie  mehr  Streckenpereoi»!  auf  der  Bahn.  Hier  rechnete  man  nach  Weber 
ror  ••iiiigeii  .lahren  2 — ^  P.  rsoiicnwai:<'n  iiuf  1  Schaffner  o^ler  Bremser,  .i— *<  (iiiter- 
wagcu  auf  1  Begleiter;  in  Kujj^land  und  Irankreich  dagegen  auf  1  Pet^onenzuj^  selten 
mehr  ab  1  Obersch.  q.  1— 2  Scb.  oder  Bremer.  Landessitten  thnn  bier  aocb  viel 
Das  de(it:i(  ht  Publicum  verlaim  t  jetzt  auch  mehr  Scbaffiner  u.  varde  das  franzfleiscke 
Billctcontrobyätem  ^ehwerltch  ljevorzair<-n. 

Uebcr  das  Hiliet-  u.  Contruisystcm.  Wenn  dii-  Controle  und  Abnahme  der 
Peraooenbilleto  nur  in  den  Waiden  erfoigft,  wie  fast  allgemeitt  in  Deotacblaad,  bedarf 
es  unvermeidlich  luelir  Sclüiflher.  die  dann  wenigstens  in  den  Personcnzti^-en  auch 
nicht  so  umfassend  ab  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oi\  im  Fahren 
die  BUlete  coupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  l'rankreich,  wo  die  Bahn- 
höfe streng  abu:cäperrt  sind  u.  die  Hauptcontrole  der  Hillete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Rahiihof  erfüllet.  Bei  der  T?i]lefetpedition  ergeben  sich  durch  da» 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzelbilletu  fur  lluudurte  vuu  Stationen,  für  verschiedene 
Wagenclaasen,  ZOge  u. s.  w.  grosse  Weitl&ufifrlieiten ,  an  allen  Hanptstat  zumal,  für 
Stempelung,  Verkauf  der  Billete,  Controle  der  Einnehmer.  Das  Ediiiond^un^che  Billct- 
system  (die  Kärtr  hen  mit  blosser  .^nirabe  von  Ab^rangs-  u.  Bestimmungsort.  Preis  u. 
Kabruumuicr  ud.  Datiiin,  die  Kiirtcht-H  werden  <ianii  von  den  Schallhurn  oder  Bahnhof- 
IJOrtiets  gesammelt  u.  zur  ftlitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  albnülifr 
ganz  das  filtere  ZetteJsystem  venlr.uijft  hat  u.  den  A'ortheil  n\s<_{ier  Si.;uii»elung  lUiil 
Hülfe  beziigl.  3lascbijien  schon  vor  iaugerur  Zeit  in  1  Stunde  bis  öOOO  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  treniger  ans.  Eine  grosse  Verdnfachiuiyr 
des  Billetwesens  ge^ttattete  das  von  Per  rot  vor>reschlas.  <'infache  Tarifsystem ,  dessen 
Durchführung  "nur  problematisch  ist.  Ab«  r  aui  ii  liei  we>eiitl,  l'esthallunvf.  wejin  auch 
einiger  Vi>reinfachung  des  heutigen  Peisoucntaritsystemä  sind  Ucformen  in  dem  Billet- 
Wesen  mftglicb,  rgl.  Z.B.  den  Verschlag  roa  Scholtz  aa. O. ,  Weber,  Schal«i. 
.1.  A..  S.  Vli) 

Ueiier  das  Verlad  un^saystem  s.  die  Sehritten  v.  .Michaelis,  Perrot,  Schultz, 
Dorn,  Cohn  u.a.  ro.  Die  ron  manchen  Seiten  ^ewltnschte,  doch  nnzdXssige  Tronnunic 
des  Fahr-  u.  Frai;htverkehrs  würde  den  (iUtere.Ype<litionMii*  n8t  der  Bahnen  fast  canx 
iti  Wf^'fall  bringe«,  da  hier  die  Befmcbter  eintreten  würden  Ks  ist  wohl  im^-Ih  h, 
dass  dadurcii  aueh  an  Arbeitskosten  im  (lanzeu  einige  Ersparung  entsteht,  wenn  au<  U 
keine  sehr  wesentliche.  Ancti  die  SteUvosr  iftanzer  Waf(«u  xnr  Dispoeition  ron  Ro- 
rra<  hterii.  zum  belieb.  Vollladen,  ■Ii..-  Beförderung  von  Masseng'ir<Mii  in  Wairenladiin^^en, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüllen,  haben  neben  anderen  \  ortheilen  den.  der  Bahn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
wurden  sich  fbr  die  Bahn  selbst  im  Werltstlttendienst  Enparungen  orgoben.  Fraglich 
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bleibt  nur.  wie  weit  solche  lieformeD  iiacli  der  gan7«n  Technik  des  Bfthnbotii^lM  Ikbei^ 
haupt  durchfuhrbar.  8.  folfr.  AWhBiiL  Am  Metoten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  StftckgUtenrerkehr. 

Die  Aafg^be  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wähleui 
welche  bei  aller  Stehemng  vor  Unteroohleif  und  Verlust  in  volks- 
wirthsebafllieher  Hinmcht  gUustig,  ftlr  das  Pnblienm  mt^gliebst 
bequem  und  für  die  Verwaltung  dureb  Vereinfachung  des  DiensU, 

Ersparun^  von  Arbeitskräften  u.  8.  w.  mf^glicbst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  lieziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünscben  übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  z w ei  Drittel,  frMher 
etwas  unter,  dann  etwas  ttber,  jetzt  wieder  annähernd  60%,  mit 
SehwanlLungen  nach  Babnverwaltungen  von  ca.  50—75  %.  £ine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
flir  die  MOgliehkeit  der  Tarifreductionen  gewöhnlich  am 
Schwersten  ins  Gewicht  Sie  ist  aber  aueh  in  grosserem 
Umfange  mOglich,  als  in  den  beiden  anderen  Verwaltnngssweigen. 

Del  d.  deutschen  Bahaeti  IStfO^SI  Ttansp.veTvait.  v.  tiesauiitausg.  bei  d.  Sla»tsb. 
00-7C,  bei  d.  «igensrenrelt  Prir.b.  56*47.  Prunss.  StMtsb.  nach  Et  f.  1883/S4  61*1*/^ 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportverwaltung  sind  theils  per- 
sOnliehe^  Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten^  tbeils  sachliche, 

bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  ftlr 
niedere  Werkverrichtungen. 

Die  »acliliclicu  Aus^abeu  ^iiicl.  Tau:e]0)ine  u.  dgl.)  iibäiwi*;£ca  bei  der  Traii^^port- 
verwattong:  die  persOnlirhen  noch  stirkor  als  bei  der  Rahnvenraltimg.  Sie  zerfkllen  in 

«Ho  unmittclbap'M  Kr.sfen  d- r  Zugkraft  (PeneTiitt  !  r  1  aromotiFen,  Schmieren  und 
Putzen  der  Maschinen  and  Tender),  der  Züge  (Scliiaienii  und  Rdnigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  der  Zuge,  (jQtenrcrladungi  ;  in  die  Kcparaturkosten  der  Pahr/.ctig:e;  in 
die  zu  einem  Theil  mitonter  aus  den  laufenden  Betricbseinnahmon  erfolutiiüo  Er- 
gänzung d<.-r  TransportiiiittL-l.  also  Neubeschaffiing  (nicht  nur  Krsat/.^  soIcIut, 
welche  indest>eD  vielleicht  richtiger  von  dcu  laufenden  Ausgaben  ganz  aufgeschlossen 
u.  beaeaders  verrechnet  vird;  femer  in  die  Au^ben  Utr  Heizung  und  Reinigung 
«ler  Hetriebsloi  alitTi  ten;  für  W'a m mielhe  an  fremde  Bahnrir.  fiir  "Ent- 
Mc häd iti:iingrn  im  Personen-  und  (iuterverkehr;  für  Dnicksachcn  und  Bureau- 
bedurfnisäc  u.  a.  Di?cräa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  las>en  sich  wieder  mit 
denjenigen  pertfOoIiclicn  Aiisgatun,  welche  eich  an  die  einzelnen  Zweige  ItnApfen, 
«naammcn fassen,  was  für  ein/.  In. ■  Puncto  ein  richtig<^res  Bild  ^'  Wiitirt. 

Beispiel.    Preuäs.  Ustb.   Ausg.  t*.  ges.  Transportverw.  2131  0^74 

6595^  Taiuend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  496  (1505).  sacbi.  Ausgaben  1635  (5090) 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (432H)  von  i.  (i.  19.H1 
(5n31),  oder  per».  .\  25-7"„  (2ä-s)  u.  Nachl.  Ans«  TT*!",,  (74'2\  n.-ml.  Feuerung  d- 
Locumot.  Uli>  (1171).  Sdimieren  d  Masch,  u.  Tender  21  (5b),  Putzen  dsgl.  53  (12ä), 
Srbinleren  d.  Wagen  17  rlH6),  Reinigen  10  Belenchtang  d.  Zttge  17  (56).  tittter- 
verlad.  "I  (l!».*»j.  sonst.  Ko>f.«n  1(»2  (240).  >■  Kost,  n  drr  Zugkraft  u.  der  Züge  fUH» 
(2U1S);  Reparaturkustcn  4h.»  (10S7).  Loc  u.  Tender  2S2  H»06),  Personenwag.  62  (IJiU/, 
Lastw.  ISS  ('Slli.  and.  2  (20);  Mei/.  u.  Keinig.  d.  Betriebslor.  bl  (122),  WageniDiethe 
14.H  (271),  Kntschiid.  im  (iilterverk.  '2h  {'A')),  Drueksachen,  Bureaubed  31  (S9),  SofllBtiges 
Ü2  (705)  Tansend  Thlr.   Bei  d.  niederscbles.  B.  ist  d.  YerhAltni«  d,  pen.  za  den 
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McUicheii  Ausf.  (exel  neue  Tiwuportiiimel)  in  1S69  10*5  u.  83*3 */«*  bei  der  hannov. 

ü.  7«-.n,  sächs.  Staatsb.  Is  l  n.  S2  n,  haier.  30  5  u.  6«-5.  wUrt.  29  9  u.  TO  1, 
bad.  84*1  ii.  65  9  "z^.  Ganz  gleichmääs.  Vertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  aucl«  iiier 
nicht.  Nicht  unwesiMitlich  verschieden  stellen  sich  unter  dorn  Einfltiss  der  Freqoenz- 
verhältnisse  auch  die  Repa  rat  iirkoston  der  einzelnen  Arten  Fahrzeage,  Z.B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  nii^dci-srhl  Ii.  weniger  als  bei  il.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
^2ilti  :  2b2  u.  42b  :  0>lü;,  etwas  mehr  für  Personenwagen  (üü  ;  62),  erheblich  mehr 
filr  Lastwapron  (250  :  138 Tausend;  KohloirerkeHr  u.a. anf  der  orsteren;  1874  bei 
lieiden  Warenarten  476  :  461).  (Jegen  Taf^elohn  erfolgten  Werkverrichtungen  i.  d. 
Transporttrcrw.  bei  d.  Osihnlin  1869  für  472,  niedersrhl.  filr  32S,  liannov,  5.'?r»,  sächs. 
215,  wilrt.  275  Tausend  Tbl r.  Dir.Tlcz.  Berlin  1883/S4  sacJil.  Ausgaben  d.  Trajisp.- 
verw..  all^i^cm.  1.226,032  M.  Kosten  der  ZQgc  S«455,000  H.,  Unterhalt,  d.  Betriebs» 
miifcl  4,794,000,  Erneinriüi-  ileiselbefi  .H.048,Ü00,  ßenntzunf,^  fremder  Habnanlagen 
275,670  M..  Miethc  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,573«UU0  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  n.  bei  dgensroriralt.  Prir.bahnen  bez.  persOnL  Ausg.  d. 
Transp.verwalf.  81- 12  u.  29-53  (nenü.  äusserer  Bahnhofsdienst  ll'oS  u.  9*79.  Expcd.- 
dienst  l  l'.i  u.  6-9.^,  Zu|jl»cgl' it.<liciist  6*82  u.  5-52.  ZusHTLdienst  S  S!»  n  T-2:j*/„), 
sachl.  Ausg.,  ucml.  allgom.  Kosten  d.  Transp.vcrw^  2*90  u.  iialiDtrau^pürt  20*24 
tt.  18*13.  Kosten  d.  Benotz.  fremder  Anlagen  o.  Betriebsmittel  4*08  o.  5*10,  zqs.  27'82 
II.  *2<'«"26"/„  ?on  allen  Befriebsaiisuaben.  Nach  ilie^rr  Statist.  Ilcrechnnug  wären  die 
sachl.  Ausgaben  bei  der  Transp.vcrwültung  nicht  nur  nicht  grdsser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  pcrsönliclien.  Diese  Abwciciiung  von  d.  firilheren  Daten  u.  der  damals 
ab^^eleiteten  Reji^l  mnss  sich  aus  VerSnderimgeii  der  Rabridrang  der  ejnxelnea  Pesten 
ertUüren. 

Besonders  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigen^ 
liehen  Fahrdienstes  and  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

Ein  Theil  dieser  Kosten,  besonders  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Zogen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvoUkommcnerttm  Bau  und  Falir- 
iiia  rial  — ,  für  UepanUuikosten  der  Locomotiven,  Tender.  Wagen  —  etwas  Idditeier, 
tcchniseh  unvollkommenerer  Bau  ih  r  l'ahr/enue  bei  L  ichtem  IJalinbaii  — .  auch 
goIegentUcb  für  Mietbu  fremder  W  agen  —  Ersparung  an  Kapital  l(ir  Betnebsmittel, 
also  an  «itebcndem  Kapital,  Seitens  einer  inneren  und  einfacberen  Bahn  (sonst  hingt 
<li(>  l?eriiit/ijiig  fremder  Wagen  wesentl.  von  d.  >?eogr.  Laire,  DurchfuhiTcrkehr  einer 
Bahn.  <iröss.  «hr  letzteren  ab:  daher  meist  verhiiltnissmassig  grössere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen ;  bei  d«fn  Staatsb.  war  sic  trahcr  bei  d.  nicdcr- 
scliles,,  hannor.,  vestHU.,  sücbs.«  bad.  »rroHs,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
wiirt..  baier.,  nass.  Seit  den  irrossen  Verstaatli» bunten  wird  dieser  Ausgab«  [»ostcn 
bin  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  für  EutschädtKungen  bei  Unfällen  hängt 
wieder  mit  den  in  §.  2S0  besprnchenea  Principlen  in  Betreff  der  Bahn  an  tage 
zusammen:  bei  dem  intensircn  Systeme  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deafsehland  sein.  Erspa- 
ruugen  au  diesen  Kosten  hängen  also  unter  UmsUmden  von  dem  Ucbcrgang  zu 
vollkommenerem  Babnban  nnd  Fahrmaterial  ab,  vofilr  das  oben  Entviekelte 
j^ilt.  Ein  weiterer  Theil  der  Kosten  erniehf  si*  Ii  ans  drr  Zali!  des  Fahrdienst;  r  tkUs, 
wofnr  Siehi  rbeitsrncksiehteii ,  p-^etzlicbe  Vorschritten  mit  masstrobend  sind,  aus  der 
Hohe  der  Besoldungen,  der  Preise  d«rs  Brennstoliis  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landee* 
und  Zeitvt;rbältnisse  entsrhcideo,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Ver- 
brauch von  Ilr' iinstolf.  Oel,  S<  hmiei  -  un-I  Pnt/inateri  il  u.s.  vi'.,  wo  sich  ein  ratio* 
ncllos  System  von  Kokes-,  Oeiprämicu  u.s.  w.  vortheiihaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Zogkraft(Be8old.  n.  Lohne  d.  Masohhienmeist.,  Locomotiven* 
fnbrcr,  Hci/x-r,  Prftmien,  Heiseirelder.  Arbeitslöhne.  Reparaturkosien  d.  Loc.  Tender. 
Werkstäftenbetrieb.  Hepar,  d.  Wasserst..  Hrennst. .  Schmier-  n.  Pntzniat.i  t>etruiron  in 
PreuHsen  b<i  ullen  Bahnen  ls5S  29'6,  1S(;9  25  4%  sauimtl.  üetrieijs-,  17  b  und 
41*.'$7«  der  Transportau^g.;  hin  d.  Stiuii-I'  1M»9  27-6  von  alb  n .  45*8%  V.  letxterer 
AuHt?.  Auf  iiiistoU  kam  ein  Drittel  'I  i  Au-;;,  il  r  ZuL'kr.ift.  Durch  die  neuer- 
iirbeu  \  er^t  liiehungeu  der  L'rei>e  u.  I^ibne  haben  sicli  diese  t^uuteu  verandort, 
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iil>ergcliond  bes.  stark  <lur<  h  das  alinoniic  Stuiirt^n  (Irr  Kohlenpreisc  im  Auf.  <1.  Tupr 
Jahre.  —  Auf  U.  jireuss.  SUalab.  war  l!>74  d.  Auäg.  i.  Tratt^spurUcrwali.  iiu  Uauzeu 
p.  Kil.  5241,  Primb.  in  Staatsverw.  5287,  Privatb.  in  eigener  Vervalt.  3929,  im 
Durchs. Ln.  4522  Thlr.,  g<g.:ii  J24I  Thir.  in  1S73,  .'{704  Thii.  in  1S72,  Zunahme 
IS71  gegen  1S70  11-3S,  1^72  prcn  isTl  IH-tll.  J'sT.'t  £r(^!rw  1nT2  WM).  3S71  gegen 
1873  G  SO"/».  Im  .1.  1*575  sind  dicsi-  Ausgäbet!  absolut  u.  relativ  geiallen.  im  Durch- 
schnitt 3914  Thlr..  abo  gegen  1H74  15*45%  ▼eniger.  Nach  d.  deotschen  Statiät. 
f.  l'*'«!)  ^!  bri  allen  Hahii.  n  )>.  Kil.  "«i*.  l,  bei  d.  Staabb.  all.  in  S'OJ  M.  Kosten  d. 
Transp.vcj«r.,  oder  2bb5  u.  2*.l2ü  Thlr.,  also  wieder  erbebL  neniger  als  vor  ciitkuit 
Jahren,  trotz  einer  t  d.  Traoaportrenralt.  woU  im  Ganzen  eher  ungUnstigei«!  Ver- 
bnchung.  —  Ueber  die  VortheiK-  des  Priimiensystcros,  das  jetzt  weit  rerbreitet  ist  fl4r 
einen  xmtor  einom  ircw.  >rax.  I»l<  ibi n  n  Verbrauch  an  HrennstofT.  Üe!  ii  s  w.  s. 
Perrot,  Eiseababnrel'.,  S.  152  tl.,  157  Ii.  £rsparuug  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
daieh  Schmierpriimien  in  2  Jahren  92,000  Thlr.  (Verbranch  bei  1*U  Hill.  Achs- 
meilen isr.2  29,000,  bei  VI- ,  Mill.  lS6i)  .5723  Tlilr.'l  S.  rnrh  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A.,  S.  457.  Die  LocomotiTlührer  beziehen  in  Deutschland  350 — DOÜ  Thlr. 
fest,  ebensoviel  u.  mehr  an  Pnimirn,  die  Feu'-rleute  250  —  500  u.  bez.  50 — lOU 
Prämien.  N>-uerdings  hat  man  aber  atu^h  Bedenken  gt^ren  d.  Pramiensystem  erhoben 
u.  es  dem  Veraehmeii  nach  modiiicircn  wollen. 

§.  289.  —  c)  Die  G-ewiebtsmasse  des  Transports. 
Todtes  nnd  nützliches  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fahrdien  st  kosten 
wesentlich  mit  bestimmt  durth  die  Gewiclitsmasse,  welche 
auf  den  Kisen bahnen  bewegt  wird.  Kamentlich  ist  diese 
GowichtsHiasse  für  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatur  nnd,  iunerbalb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
d  e 8  F  a  h  r  d  i  e  11  ^  t  p  e  r  s  o  n  al s »  also  für  die  Besoldiingssumme  ent- 
scheidend. Die  Züge  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  toU  oder  leer  sein. 

Die  hierher  g«:höiigen  Lehren  gellen  f&r  alit  s  Transportwesen,  verhngen  irarbei 
der  Eisenbahn  aus  technischen  (iründeu  wieder  besondere  Reaclitung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistang  in  das  sog.  todte  und  ntttzliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände»  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transportleistang  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portnntemebmniig  den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mitbin 
die  Personen  ( J*a  ssa  gie  re  )  und  die  (liiter.  Das  todte  Ge- 
wicht nnifasst  die  Transpurt  ni  i  1 1  e  1 ,  mittelst  deren  die  lieförderung 
des  nützliebeu  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbabnen 
also  das  Eigengewielit  der  Fahrzeuge,  wie  Loconiotiven ,  Tender, 
Wagen,  deren  notbwendigen  Bedarf  an  Brennstotf,  Wasser,  diversem 
Geräthe  und  Geschirr  ii.  s.  w.,  ferner  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nnn  bei  jeder  Transporfanstait 
eine  möglichst  gttnstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  zum  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wicht 8,  also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  n.  s.  w.; 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladongsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  VeililUtniss  snm  todten  Gewiebt;  drit- 
tens eine  möglichst  grosse  wirkliebe  Belastnng  der 
Wagen  durch  das  nlltzliehe  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Au8Dnt«iing  der  LadvngsfSbigkeit.  Je  gflnstiger  diese  drei 
Puncte  sich  stellen,  desto  höher  der  Ii  einer  trag,  auch  bei 
gleicher  Brnttoeiuua  hme,  des  togri)  SS  er  ferner  der  Spiel- 
ranni  für  Tarifred uciionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
q  ua  n  t  n  ni ,  und  d  c  8 1  ci  1  e  i  e  h  t  e  r  nif)  jarl  i  oh  eine  höhere  B  r  u  1 1  o 
einnähme  ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kostca- 
Steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besonders  wichtig,  aber  seiner  ErfUllnng  stehen 
auch  eigentbttmliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingnngen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlicb  bei  „eisenbabnmässiger'' Sehneilig- 
keit des  Transports,  cutgc^en. 

S.  im  A\lg.  Weber'fl  Schale,  .H.  A.,  Kap.  il  — 11.  u.  d.  gen.  SchriftttD  Uber 
luUividualis.  d.  liahnen  u.  Sc<  un<]ar)>nhnaii.  Das  Ges.  der  Extensintät  gilt  in  gewiiten 

Fällen  aiirh  bfi  Ai-m  Ka!i  i  rn  it'>  rial .  w!ts  mir  Weber  bei  seinem  Verlangtn  nach 
Cieneralisiruii '4-  in  iloniM  lU  ii  nicht  g<ul^  geimmMid  zu  beachten  scheint. 

a)  Das  Eigeng wicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender^  ist  ans  technischen  Grttnden  ein 
ganz  enormes. 

Nothw«>ndig  vorwaltende  Verveudung  vun  Eisen  in  grossen  Massen;  Nothweudig- 
keit  solidester  Constraction .  was  vielfach  wieder  starke  Eisenrerrondnng  bedingt; 
Erfordernis  einer  erheblichen  Schwere,  um  «-inen  entsprechenden  Druck  auch  der 
leeren  Wagen  aof  die  Schienen  ansmaben  und  eine  renilgende  Tragfähigkeit  vnd 
Widentandflfikhlgl^elt  bei  achneller  Bew^Of  beladen  er  wagen  m  bieten  n.  dgl.  n. 

Es  Iftsst  sich  in  diesem  Eigengewicht  dorch  Fortscbritle 
der  Technik  eine  Vermindemng  erstelen,  aber  die  Grensen  dieser 
Fortschritte  seheinen  eng  gezogen  za  sein.  Ja,  die  Anfordemngeu, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Pabrmateriala 

stärker  hervortreten,  uemlich  grössere  Tiagrähigkeit  der  Wagen, 
gri^ssere  Dampf k rat t  der  Locomotiven ,  rascheres  Kahren, 
seiteuere  Keparatnren ,  damit  das  Material  bestandiger  im  Dienst 
sein  kann  n  s.  w.,  lassen  wirb  theilweiHC  fremde  nur  mit  Millle 
gleichzeitiger  Erbübung  des  Eigengewichts  erlUllcn, 
tbeilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  in 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gieiohbleibenden 
Anfordemngen  obiger  Art  möglich  wUre. 
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Beispiele  aas  d.  preiiSH.  Eisenbahnstatistik.  Durchschnittsgewicht  uineü  prcuss. 
Persoiienw'Agens  p.  Achse  1859  h9'i).  i)rü^re8s.  i^unahme,  18r»9  71*7,  1875  82"2. 
I>.  Platz  3*5,  8-9  o,  4  24  Centner;  Kostun  der  Neuli*^rliaffunsr  (also  zo  verzins,  Kap.) 
p  Achse  lSj5ä  902,  18B9  lUia,  1875  ilÜ3  Thlr.,  p.  Platz  5Ü-6»  54  7  u.  bQ  b  Thlr, 
(vofllb«rgeh.  Yermindeituif ,  ▼elcho  sich  aas  verhAltnissmiss.  stSaierer  Zunabmo  der 
Wav^en  4.  Ol.  erklärt).  Bei  Staats-  u.  I'rivatb.  irh'ichcs  Gewicht,  bri  tnnzelnen  Bahnen 
erhebl.  Tut' rschied:  bei  neuen  Halmen  griisseres  (lewicht  (z.B.  186U  Itbra-Ifan. 
810  C.  p.  Acltöe.  4"4  p.  Platz.  Ustb.  1875  bez.  901  n.  4*54  Ccutn.j,  wa^  olleubar 
mit  soliderer  ontor  Battart  u.  urrOsäeren  Anforder.  an  «lie  Leistung  ii.  Ausdauer  der 
Wajscn  zusamrnenhilngt.  —  Duich-^chnitt'L'-ew.  eines  (iepäck watrens  p.  Achse  1859 
59'il,  1869  72'S,  1875  79-8  Cautncr  (Min.  IbbU  nach  BahudurcU:>chD.  55,  Max.  85  C, 
1875  bez.  62*1  n.  99*7).  eines  bedeckten  Odterir.  54*4.  61*6  u.  66'S  (Min.  1869 
ä.H'l,  Max.  "0'2,  Kntw.  wie  bei  Peijoneiiw..  Is75  bez.  y7'5  u.  74'8),  eines  offenen 
Oiltei«.  43-2,  49-6  u.  .53-4  <Min.  1809  Hm,  M:^x.  58  7.  1875  bez.  H'»  u.  H.H-5). 
Uurchüchnittskosten  säuiintl.  Güterw.  p.  Actisu  1859  480,  1805  490,  1809  (üicl.  ncuu 
Fror.)  492.  1S75  500;  in  dieser  8tebilitit  des  Preises  bei  griisserem  Eigenf^ew.  vnd 
Ladun-i^laliig-keit  (s.  unter  7.'  \'it  sieli  der  Einflnss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
CoDCUrr.  der  Wa^n  nbauanstalten.  —  Die  I,or  otnotiven  hatten  1S59  im  D.  221,  1809 
800,  I<j75  275  Pl'erUekraft,  das  jfrösste  Ei;;,  ug' wicht  einer  Loc.  mit  l'eucr  und  Wasser 
war  1859  650.  1809  900.  1675  856  Centner.  Das  Geviciit  von  Wasser  und  Kohlen 
bi'tr%t  .lO — 100  C- ntticr  u,  darnber;  bei  raseherem  Fnbren  u.  seltenerem  Aufenthalt 
(SuhnellzQgo)  muss  dies  Gewicht  iiattirlicb  auch  Ätei;;eu.  Die  Zahl  der  von  cioer 
Loceni.  durchschnittl.  darchlanfenen  Nntzmeilen  war  1859  2995,  1865  2882,  187:4 
20..Ht.H  Nut/kil.  (2708  Meil.).  1875  18.797  (2.500  Mei!.).  eine  Steiueruns,'-.  die  wieder 
bessere  Ar bi  it  voraiisse-tzen  wird.  (Die  neiierl.  Abnahme  wohl  v  Zutritt  neuer  schwach 
frequenU  Bahnen  zu  erklären.)  —  Nach  d.  deutschen  Itahnstat  f.  l>S0/8l  EiKenifew. 
V.  LoooBi.  u.  Tender  bei  allen  Ralmen  40*08  Tonn.,  bei  d.  Staatsb.  allein  .H9  7.*;  i . 
Personen wajren  p.  Achse  t-21  Tonn  (*nI2  C  ntu.)  Ii-  i  ;i'len  u.  auch  bei  d.  Staatsb. 
spec.«  Gep&ckvageu  dagl  4  09  u.  4  08,  bedeckter  GUterw.  ^'29  u.  3  28.  olleucr  2*72 
n.  2'68  Tonn.  DnrchschnJiesti^n  f.  1  Locom.  aof  allen  Bahnen  50.623  M.,  f.  1  Pen.- 
wagen  p.  Stück  7508,  p.  A  hx-  3298,  1  Gttterr.  p.  Stück  2907.  p.  Achse  1455  M. 
Seit  1875  also  keine  wesentl.  Atinderting".  aber  doch  stei'^eiel"  KMelitiinj^  des  (jewiehts. 

ß)  Die  Stärke  der  Ladungstähigkeit  und  ihr  Verhält- 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  anch 
yerbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sieb 
ans  dem  Ebengesagten  scbon  ergiebt  Aaeb  hierüber  entseheiden 
teohnische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  nnd 
Guterwagen,  als  der  ganzen  Ztige,  das  Locomotiven-  nnd  Tender- 
gewicht hier  znm  todten  Gewicht  geschlagen. 

Di«  Ladung^ fähiglwit  der  Güter wafen  ist  erheblich  g^estiefen  n.  st&iter  als 

die  TraL-^fäliiiilieit,  —  der  Ilauptfortschritt.  Die  fol>;.  Zahlen  stehen  etwas  unt.  d. 
Kinfluss  der  Einrechn.  der  Bahnen  d.  neuen  Prov.,  die  wirklich  zu  verdeichenden 
sind  eigentlich  ein  klein  wenig  unj-ünsti^er.  Gep."»ckwagen  allerdings  Ladungs- 
fähiKkoit  p.  Achse  1859  15  (1,  53  3  Centn.,  Zunahme  ie*97o»  dsgl.  de»  Eigengew. 

22'7*'/„.  1873  Ladungsfuhigk.  p.  Achse  50"',  1S75  5:i'0,  also  Gleichbleiben  d.  Ladung-s- 
tlUiigk.  bei  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Gdterw.  1859  u.  1809  Lad!'. 
54*3  n.  79*1  Centn.  Zun.  45*6%,  dsgl.  des  eig.  6ev.  nur  1S*6Vo.  1875  Ladf.  90*2. 
Zu»,  seit  1809  14  07o'  während  d.  eig.  Gew.  sich  um  O  S"  „  crhöhete ;  —  off.  GiUerw. 
I.adf.  1«*59  ti.  1809  V>\  n  u.  89*0  C,  Zun.  "/„  <l.  eig.  Gew.  14'87„:  IST.'. 

La*if.  97  C,  Zun.  seil  l»09  7  Ö"/o,  Zun.  d.  Eigea;;cw.  57o-  Während  noch  Eude 
der  50 er  Jahre  edn  olT.  (»titerwagen  bloss  eine  Ladungsfäliigkeit  von  c  löO"/,,  .seines 
eig.  Gew.  hatte  (genau  149%).  hatte  er  1809  fast  die  <1  ]n  Ito  (gen.  !**I"/,V.  Iici  den 
bedeckten  Gtlterw.  war  dasselbe  Verhältni&s  damals  knapp  lou%,  l!>09  128%.  1876 
hatte  d.  off.  Guterwagen  1820/^  seines  Gew.  Ladf.,  d.  bedeckte  137%.  Immerhin 
wog  auch  um  ISO!)  nu  h  ein  Güterzug  von  20  Aclisen  bedeckter,  30  A.  oö'.  Gütorw., 
mit  1  Lon.  u.  Tender  durchschn.  c.  3900  Centner,  bei  einer  LadangsfiUtigk.  von  c. 
A.  Waicncr,  FinanxwiiMiiscIwfl  1,  3.  Autt.  48 
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4300  C.  also  ein  V«Tti.  ron  0*91  :  1  des  (odten  zum  niitzlicJiöO  Govicht  bei  r oller 
Ladung,  die  kaum  vorkomm»:  i?n;;egcn  von  2*21  :  1  bei  d-v  pretiss.  Durcbäclmitt««- 
bdastoug  4 —  Bei  den  Personenwagen  ist  naturlicli  das  Vcrhidtniit!»  ü>:^ 
Eigen-  zum  ntttzl.  Gev.  viel  nn^rttnstigor  n.  wie  aus  den  Daten  bei  a)  herrorgi  ht. 
ueaerdinir8  noch  aiigünstis:cr  uvworden.  Eine  Ächst;  truu  l^äit  Personengewicht 
dVi  C.  a.  d.  Pers.)  25*5.  27*75  (Kaumerspar.  bei      ii.  1.  Clasae).  d.h.  Wz. 

42"S  u.  38""  7«  d<^  jüweil.  KiKenjrtrwichts.  Ein  Pereonenzujc  von  ilO  Achsen  wiejit 
mit  Loc  11.  t.  w.  e.  3200  Ceatner,  die  Penonen  in  ihm  durchschn.  ^30  G.«  nbo  todtes 
zum  nützl.  <Jew.  \vi-  l\"^'t  :  1,  hei  d.  preuss.  DurcliscIinitt^bcscUung  von  blo»  26'3**/„ 
der  Plätze  aber  gar  wie  14*7  :  1,  d.h.  um  einen  Mmschcn  /.n  bifördem,  uiuss  man 
i.D.  fast  das  l.'tfarlic  seines  (iewiclit>  mitschleppen!  Im  .1.  ]^(t9  bcfOitleitcu  di«- 
preuss.  Bahnen  oin  nUtzl.  (icwiclit  voji  fast  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit.  BS 
welchem  Zweck  aber  HO  Milliarden  C^Mitii.  tcuhr^  (Jowic  lit  mifsr M-  piil  wurden.  — 
Nach  d.  deutschtm  Eiseub.statist  f.  IbbO/M  war  die  l.ade£ähigkuu  (1  ragt ahigk.)  eineü 
Gepickwageos  bei  atten  Bahnen  2'72.  bei  d.  Staatah.  allein  2*61  Tonnen  oder  06*6  «. 
61'5®/o  des  Eigengewichts,  bei  d.  be«l«--ckten  (iiit^  rw.  4*.i7  u.  4"58  Tonnen  oder  187  o. 
140"',,  dos  Eie;"en«^ewirhts .  b«-t  d.  ollenen  (iiUcrw  4'81  Tonn.,  in  beiden  l'ällr  ii  aber 
177  u.  178"/^  des  Eigengew.  Die  Ladefähigkeit  scheint  danach  auch  neut  idiugs  nuch 
giOaser,  abt^r  das  Veruftltnias  swlachm  ihr  n.  dem  Eigeng«wiohc  nioht  bener  gewoidon 
z«  aein. 

y)  Die  Ausnutzung  der  Ladungstähigkeit  luuii^t  dagegen 
vornehmlich  von  gcselUchaftli ch en  und  wirthschattlichen 
llnistjinden  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  (iesellschaftsklassen  der  Keimenden  und  der  ver- 
schiedenen Voluminosität  und  Hchwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  Gfiteii  femer  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Riehtangen  des  Güterverkehrs  im  Gänsen 
und  in  seinen  Hanptarten,  wegen  der  yersehiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  nnd  Gflter  natorgemftss  Tor- 
nehmlieh  anf  den  Bahnen  bewegen  nnd  wegen  des  oft  nnvermeid- 
Hchen  längeren  Leerstehens  der  Wagen  anf  den  Stationen, 
cigenthUmliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladung8tähii::keit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  lUnsionen  hüten. 
Aber  dit-  Weiteren t  w  ic  kelung  des  Verkehrs  selbst  lllhrt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
Eisenbahnverwaltung  dazu  selbst  mächtig  beitragen  durch 
eine  richtige  Tarifpolitik,  dorch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existir enden  Verkehr  erst  benrorrnf^  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  sieht  ISonst  wird  die  Ladnngsflüiigkeit 
der  Wagen  nnr  zn  einem  geringen  Thelle  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zn  beklagen  nnd  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zn  vermindern  m4)glich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
ah  es  nach  der  Natur  der  Kisenbahneu  ohnchiu  bleibend  wird 
seiu  mUssen  oder  m.  a.  \V.  der  Betrieb  bleibt  zu  theuer,  die 
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Kente  zu  klein,  wenigstens  tbeilweisc  deshalb,  weil  der 
Tarif  zu  hoch  ist.  Demgemäss  sind  vor  allen  an  die  »Staats - 
bahnen  wichtige  Auforderungeu  für  die  T  a  r i  f  p  o  1  i  t  i  k  zu  Hteiieu, 
ebensosehr  im  volkswiithschaitiicbeu  als  im  üoanzielleii  Interesse. 

Kintluas  der  Ülktaeil  wf  Aasuutzuiig  «ler  LudülkhigkciU  Die  Uauj>tolai>äen 
der  Guter,  die  Rohprodncto  des  Acker-,  Forst-.  Bergbaas«  die  BeamstMUlien,  Dong^ 
Stoffe,  die  fremden  Verzohronirs-  u.  ricwcrksstofic  frolonialwaaren.  Baumwollf?.  Fabrik- 
Stoffe  iL8.ir,)*  diu  Fabrikate  u.s.  w.  rerlaogcn  vezsciüedcne  Küuiue,  versctiiedeoctt 
Schute,  tue  th.  bedeckte,  th.  oH'cne  a.  sonst  versehiedene  Wagen,  renchiedene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todtc  Gewicht  reigiOssert  —  Aehuiiches  gilt  rem  Wagen c lassen - 
äyätem  des  Personenrorkehrs. 

Einfluss  der  Y erkehrsrichtuugen.  Für  die  Wagen,  welche  Getreide  aus 
den  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehlfen,  Kohlen  ans  den  Bef|nrerksg^K:«aden 

nach  den  Industriesit/.cn  '»rirmen.  fehlt  die  Rürkfracht  g:;inz  odr-r  thrilwr-ise,  nder  die 
Coiontaiwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  w.,  die  in  der  (icgenrichtunff  gehen,  verlangen  wieder 
andere  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rilckwfirts  („Ballastfahrt" Aehnliche  Verhältnisse 
oft  iu  Seeh&fSsn,  b^.  mit  Holz-,  Getrnde-,  Flachsezport  u.  mit  schvaohem  Import 
(Ostseehäfen,  ausser  Stettin). 

Einfluss  d.  r  Jalir»  äz<  itcn.  Im  P<;rsoni'nveikc.hr  die  Wasfcn  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  später  im  Ueimrelbeverkclu' ;  in  d.  anderen 
Btchtnnf  gleichseitig  wenig  Fieqnenz.  (Berh-Anh.  in  d.  Bichtung  von  Berlin  im 
Somitier,  nach  Herlin  im  Hrrbst.)  Aohnliches  im  (Jutcrverkehr.  Dns  oftmalij^c  Lecr- 
'•tf'h'-n  der  Wai;*cn  anf  <i'Ti  Sfntioni'n  ila^  iiintaitor  lOmal  si»  lang--'  Z(;it  währt,  als 
Ua:>  iii-BewegUüg-seiii,  liüugi  imt  liicscn  u.  mit  deu  vorciwuhüieu  Uiubtoiideii,  mit  der 
zelUanbenden  Be-  und  Entladung  und  mit  dem  Voriiandensein  zahlrdrher  Stationen 
von  sehr  verschiedenen  Transportbedtirfni?  imi  zti  -immen  und  bewirkt  natürlich  ein 
Todtliegen  grosser  Kapitalien.  Daher  die  ^ icUügkeit  der  richtigen  Disposition 
aber  den  Wagenpark,  mlttebt  telegraph.  Onlres,  Wagoiistrafmiedie  rar  Ueber- 
schreitung  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
^eli.fcrt  sein  mttssen  u. dtrl.  ni.  Wobei.  Scr.-R.,  S.  2S,  berechnet,  dass  die  Gater- 
wagen  kaum  10*/^  der  Zeit  im  Jahre  wirklich  fahren,  in  Preussen  29,  iu  Oester- 
reich 38  Tage.  Mitwiiicend  in  Deutschland  die  Zenplittemng  d.  Yerwaltong,  was  die 
Freunde  der  Staatshahnen  u.  des  Reichseisenbnlinplans  mit  betonen,  .T.  tzt  Einrichtung 
von  Cen  ti  al-Wagen&uitern  bei  d.  Staatsbabnen,  zur  tulegr.Disposition  aber  den  Wagen- 
park (Magdeburg). 

lUnsionen  aber  die  zu  ^reichende  Ansoutzung  der  Ladefähigkeit  ergeben  sich 
Q.A.  aus  Perrot's  Vorschlag  der  Personentarii'redu«  tion;  s.  darüber  aach  Scholtz 
a.  a.  O  Auch  die  Anhäni^er  der  Staats-  u.  Reichsbahnen  liaben  mitunter  die  natür- 
lichen, durch  kein  Verwaltongssysteu  zu  beseitigenden  Grunde  einer  stets  uoth- 
woidig  nnrollstindigen  Ausnutzung  der  LadongsfUiigkeit  nicht  genug  gewOrdigt. 
u.  darum  der  Zer-^plitt.  rung:  der  Verwaltunii  zu  vicHuw  ii  ht  beigelegt.  Dirs  widerlegt 
Weber  durch  einen  Vergleich  mit  dem  centraüsiiteu  Iktbusystem  Frankreichs, 
Priv.-.  Staat.s-  u.  Reiehsb.  S.  70, 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schattt,  /,eigt  z.B.  die  Einführung  der 
4,  Wacenrlasse  lur  d.  Pers(tnenverkehr ,  das  System  billiger  Betourbiilete,  die  Gewäh- 
rung d&s  Pfennig-  und  Meilentarifs  für  Massfnproducte  u.  s.  w.  Aber  das  Gescluhene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  II,  lUtj  rügt,  dass  die  4.  Clasae  die  iiosten 
troUends  Öfters  nicht  decke,  Qbersieht  er.  dass  hier  den  unteren  Glasson  eineWohlthat 
erzeigt  werden  soll  u.  darf  u.  eine  „gemeinwirthsehaf  tliche'*  („communistische")  Kosten- 
ausgleieliuii?  zwischen  den  recscbiedcnen  Classcn  ^wie  ähnlich  im  öfientl.  Vemcbemngs- 
wesen)  eriulgen  kann. 

Beispiele  der  Aosnutznng  der  Ladungsf&higkeit  nach  d.  prenns. 
Statistik.  Von.  den  Sitz-  bez.  Stehplätzen  (4.  Cl.)  der  preus^  Personenwagen  jmf 
allflo  Bahnen  wurden  benutzt:  lüi^  312,  lBä5  291,  (iuci  Bahnen  d.  neuen 
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Prof.)  2tf*3,  \*in  tS'tX'  «ISO  80f«r  AbMlmie.  18B9  Stubb.  27*2  (Min.  nuB.  21*0. 
.\l»x.  Ostb.  2U  0),  Privatb.  uiit.  Stoatsverw.  23  '»,  and.  Privatb.  20*5  (Min.  Cosol-Üderb 
14-S,  Max.  34-3  Berl.-Potbd.-Magd.).  1ST5  die  H  Katogor.  »>cz.  21f)  (Min.  (Mb.  191, 
Max.,  westf.  20*4),  260  u.  iSä*/«-  ~  l^>e  "irkl.  Belastung  sämmtl.  (iiUerwai^eu 
Preussens  war  in  Pfocentan  der  HnxlmnllMlflstttng  (Ladaofrsf&higk.)  1S&9  41 '5,  isöo 
4-2-B.  l'iOO  41,  1ST:>  11-2.  al>..  au.  h  Vein  Fortscbritt  (d.  Urine  Kückgraim  rtUtn  \.  d. 
Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  Staabb.  32  9  (.Min.  bebra-Han.,  eben  cröfln  . 

sonst  0«tl".  31  6.  Max.  Saarbr.  5S*4  —  Kohlenyerk.).  Privatb.  nnter  Staatüvenr. 
4t>.  and.  Privatb.  .S9-S%  (Min.  184  Taunu»b.  fFrankf.-Wiesb.].  Max.  :i4%  Neisse- 
Bricg).  1875  dif  Kat.  Wz.  s  fMin.  Prankf.-RcbrH  30-6.  Ma\.  Sa.^rlir  59  5 
—  ,')0"7  —  409%.  Nach  d.  deui.>»  h<'n  Eiscobahnstat.  für  ISÜÖ  u  1^74  waren  die 
Pemmmimsen  der  baier.  Stantsb.  zo  e.  20*7  n.  2P7,  d.  h»d.  zu  27'8  n.  23'4.'d. 
Siicbs.  zu  22- 1  u.  22- 1.  d  wUrt.  ztj  2'«»  u.  24-4",,,  d.  pieuss  Sfaatsb.  1S74  zu 
11l'4  —  24*4  (Ostp. -Saarbr.  ß.)  besetzt;  ähnlirli  l.ci  d.  aiiss.^r|ireiiss.  Privatb.,  nur 
in  gau2  Wenigen  Fallen  (Iber  •!()"  „•  Diin  hstliü.  all.  1).  Privatb.  in  Staalsverw.  1S74 
2.5  25,  in  eip.  Verw.  23'96:  etwas  .stärker,  fftther  h\-  ;i.>  — 36%,  bei  d.  österr. 
Hahnen,  meist  aii.  h  iiiit^  r  .  r)iMvhscliii.  1^71  22  H7.  liull.  Staalsb.  21*82,  Wawch.- 
Wien  S6'347i»<  Ou (er wagen  waren  belastet  186U«  bei.  1874:  l>ei  d.  baier. 

Sttntsb.  S3*S  V.  41'St.  bad.  29  o.  35*9,  Bichs.  30  n.  4t*3,  wtlrt  46'1  u.  42-7^„. 
bei  d.  übr.  deutschen  ii.  österr.  Privatb.  zieml.  dieselben  Z&lilen  wie  bei  d.  prea^., 
Max.  österr.  Sddb.  49-35  bez.  45-68,  südöstl.  Siaatsb.  49  05,  Aussijr-Teplltz  ÖÖß  bez. 
4v0%.  Nach  d.  deutschen  Ei>enb.staliät.  f.  18S0/>)1  waren  ausgenutzt  in  den 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bahnen  iui  Dnrchschn.  die  Plätze  I.  Olaau;  zu 
1094%  (vermuthlich  weniger,  weil  sein  virl.  nilletf  1.  Cl.  für  2  Kinder  in  I.  ixler 
l'ur  1  Krwachs.  u.  1  Kind  in  II.  CI.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Bükt- 
absatz  cüiurtaürt),  II.  Gl.  2102,  IlL  Gl,  26-96.  IV.  Cl.  3P26,  all«  Cl.  25*40%.  Keine 
Verbeasor.  der  .Ansnnts.  in  nenerer  Zeit. 

§.  290.  —  4.  Gesanimte  Bct  rie  l)s ausgäbe  nnd  Mö^r- 
lichkeit  ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  f^L'saiiiintcii  Betriebsanstraben  waren  nach  der  auitl.  pre  u  s  KiMul>ahnslutistik 
iu  1874  p.  KU.  I>ei  dun  Staatöb.  7924,  Privat)»,  unter  :Staatsverw.  8450,  Privatb.  iu 
ei;;.  Verw.  (»(H»S,  im  Durchncbn.  7012  TUr.,  nach  fiiterer  Berfchnuii|»melliode  6973. 
gegen  6584  Thlr.  in  1873,  :.75S  Tlllr.  in  1S72,  dabei  /iinahuie  1873  ge?:en  1872  um 
M'M.'i.  1874  ::ey:en  1^7*1  um  5'9I"  „.  Im  .1  1^75  ist  d.  Hetriebsaussrabe  dairog-n  g«- 
wichen  auf  6224  Thir.  (61  n4),  d.  b.  geiren  1S74  11"2*'„  weniger.  Na«  h  d.  U-  utsoheu 
Bahnstat.  f.  1S80 — sl  war  d.  v't^saminte  Betriebsaiisgabe  mit  Kosten  f.  erhebl.  Eruiinz. 
II.  f.  I'x  nur/  fremder  Babiianlauen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  i.S.968,  bei  d.  St.iatsb. 
allein  14,010.  bei  d.  cigeiisvcrwait.  Priv  b.  1 1,505  M.,  I>ei  d.  v.  Staate  vefwalu  Priv.b. 
1%,92S  If.,  was  eine  weitere  erbeU.  KostemrermiBdening  seit  1875  erfeielit. 

I>ie  Quote  ran  der  Betriebsausgabe,  welehe  bei  allen  preiws.  Bahnen  atif  di*> 
3  grossen  Verwaltongszweigc  fällt,  war  in  "„: 


Alltf.  Vetw. 

Babnverw. 

Traiisponv.-rw. 

6'2 

31-9 

61-9 

6'5 

30-9 

62-6 

Ü'S 

,30-6 

61-1 

0*8 

31  1 

62' 1 

6-2 

20-9 

63-9 

«1 

29*7 

64-2 

(i'6 

29-2 

64-2 

61» 

28-5 

64-7 

7*4 

29-7 

ff2<9 

lS59|    von  der 
1865>  Gesamtnt- 
1869)  auüjrabe 
1869i 

1871 I  , 

\IY^\  Betriebs- 
j^^'J  aiimralie 

I875) 

Die  ausst^rord.  (iebalts-.  Lohn-  n.  Preissteig«*ningen  seit  1871  haben  die  Betri^'^waoa- 
gab.Mi  der  Fis4'nbahneii  s»dir  erhöht.  Seit  Is75  ist  aber  <»ln  allgemeiner  KUcksehlag^ 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhftltniss  der  Ein- 
naluaeu  zn  den  Ausgaben  hat  sich,  trotz  der  sieist  erfsigten  alisoluien  tind  relativen 
Steigerong  auch  dieser,  bei  den  stftrLeren  Siteigen  der  Betriebükosten  nngHostigar  ge- 
bellt. 
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Bei  «llen  preuss  Bahnen  war 

ü<».-B6tr.-  |k.  Kilom.  p.  NuU-  p.  durchlauf. 

ÄMte.  Bthnlüng«  KU.  Wagenarh»-  ' 

VllirMark  Jiark  Mark  KiU  Pfeas. 

1S67  97*4  13387  2-15  5*0 

1S69  134-0  13,044  203  50 

1871  176-7  14,946  2*27  5-0 

1873  26S-2  19,752  2'bb  6'U 

1874  397-7  21,03«  tUt  60 

1875  294*8  18,673  2*51  S'8 

N«cb  d,  deutsrhen  Rahnstatist  f.  1880— S)  rar: 

StMlalHÜinen.  ^SSaAmo!^  ^hnm, 

Mill.  M.     "/„  MilL  M.  Mill.  M.  % 

Allirem.-Verw'.  .  .  .    27-26       829  9.98        10.73  4*-2l       9  J5 

Bahn         „     ...  101  70     yO-9ö  3052        :J2-80  151  08  30Ö6 

Tnniport  199S1      r,0-76  52-54        56  47  297  98  6029 

Samme           .  .  .  328'88    100  93  01      100  494*28  100 
fn  den  let/ton  2  Colonnen  die  Priv.l»ahneu  uulcr  Staabverwalt.  inbe<;riH'en. 

Nach  d.  |)rcus!>.  Etat  f.  1883/^4  ergiebt  sich  für  daa  gaozu  preuss.  ^Staato- 
babnoetx:  alliir.  V«niralt  27'11  M.  M..  Bahnvenr.  S7*37«  Tnjap.ftTW.  !S0'84,  ms. 

295-42  M.  M.  oder  O-.}— 29-6 -611  -  lOO»/,,. 

Die  prcass.  umtl.  u.  jetzt  ilie  nintl.  dcutsrhc  Kiseiiliahnstutistik  gestatten  noch 
andere  (imppiruDgcn  der  gesamuiten  eigenfl.  Betriebsausiraben.  w«'lche  für  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  preuss.  nach  den  Rubriken:  Hesoldung,  —  Diitan, 
Arheitshilfe  etc.,  —  tn :*r  riolL  V  rwaltuni^skosten,  —  Unterhaltung  d.  flahuanlag«'n,  — 
Kosten  d.  RaUntranäpürti>,  —  unbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  fikr  Besoldung  bt 
nach  mnbergehendom  Fall<^n  1875  wieder  so  hoch  als  1SB9:  28*2%>  Die  sachl. 
Ausg^ahen  können  durch  dauerhaftere  Contstrtu  tion  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Praini'  iisystcin  etwas  «  i  mässi-it  werden  im  absei.  Betrag:e.  Relatir  ist  die 
Ausg.  f.  Uulerh.  li.  I>a  hiiaiilaKcu  j?e*»unkeu:  1S>07  10,  1871  13-4.  1875  U'6**,V 
Die  Altsf.  t  Bahnt  I  II  itäp.  ist  /.eitweise  1871  — 74  absolut  u.  relatir  am  Meistcik 
gestiegen,  jetzt  wiedtT  bes.  stark  ^-esiinken;  1869  27.  1S71  -.'T  fl.  I S7:!  29-7.  1874 
26*9%.  Nacii  der  deutscheu  btatist.  f.  1 880/81  aiud  bei  allen  Bahnen  u.  spec. 
bei  d.  Staatsbahiien:  die  persOyl.  Auag.  40'17  d.  47*23  (ftamL  allfem.  VenralL 
6  10  u.  5-70.  Bali»v.  7*31  u.  7'4I,  Transp.renr.  33*76  o.  34*12),  die  sachL  AiMg. 
53*8»  u.  52*777,.. 

FaMt  man  die  einzelnen  Zweige  der  KisenbahnverwaitaDg  zn- 
aammeo,  so  ergiebt  sich  binaicbtlieh  eioer..  Vermin  de  nmg  der 
ianf enden  Betriebsansgaben  and  der  HerbeifDhning  eines 

glinstigeren  Verhältnissen  der  letzteren  zur  Brutto- 
ci  Uli  all  III  e  Foigeiules: 

a;  Bei  gleichbleibender  liescbat't'enheit  der  ganzen 
Babnanlaü-e  (§.  280)  wird  nur  in  Ausnahmetällenj  hei  binberigcr 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  dnrch  Verminderung  der 
Beamten-  und  Arbeiterzabl  und  beider  Gehalte  und 
liöbne  eine  Ersparung  zn  erzielen  sein.  In  der  Kegei  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Noth wendigkeit  der  Lohnsteigemngen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  .Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grosseren  Bruttoeinnahme  eine 
st&rfcere  Quote  beanspruchen^  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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606r  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  sieh  seitdem 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirkliebt  hat 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  und  relative  Vermin- 
derung der  BetricbäauBgabcu  auf  t'olgeode  Wcibc  zu  er- 
zielen sein: 

«)  Durch  Vervoll  konimnung  der  Bahuanlaj):e  und 
des  Falnm at c ri;i Is  in  der  Weise,  dass  iu  Fol^e  kost- 
spieligerer, aber  dauer  halte  rer  erster  (/oustructiou 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

•  •  » 

Daun  wuiiitii  die  sachlichen  ßahnunt*  rhaltuu;i's-  und  die  ^eparaturio^ten  di^s 
KAhruiateriHls .  Imier  tnaitchc  Ikaufsichtigungskosten  (also  potsQnlithe  Ausgaben 
äinkeu.  Dicacii  Erb|taruugtin  Ist  zwar  der  grössere  Bedarf  an  Zinsan  fUr  das 
erhöhte  AiilasrekapiUi  sfe^enüber  zu  stulloto.  AJIciD  es  wird  dabei  doch  twhliesiK 
ti<;h  oft  eine  Krnparuug;  übrig  bleiben.  Diese  zu  er/.ielen  ist  auch  I'T  »«ine  Haupt- 
zweck emor  suicheo  liiugestaltuog  der  iiahnanlage.  Der  andere  Hauptzweck  dies«! 
MMsregel,  die  Balm  für  deo  Verkehr  leistungsfähiger  zu  nutobeD.  ftthit  «ber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  gtlnstigeren 
Verhaltniss  der  Aufgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist  Vergleichungen  lisüt 
:>ich  der  Eiiifiuss  der  FoUkomueueren  Bahnanlage  auf  die  absolute  n.  relativ»  Höhe 
der  Bahmuiferhalt.  u.  Reiwnitaikoeten  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  spo*  i.  ll.>  I  nt  r  "..hungeu  im  ciuzclueu  Fall  crKcix  n.  wie  weit  obige  S&tzc 
in  Wirklichkeit  zatrefi'en.  Das  Alter  der  Bahn,  die  biaher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Üinflnss  eira,  der  mir  im  Einx(Jnen  zd  ermitteln  ist 

fi)  Dureh  ein  uiulasHcndes,  rationelles  A ccnrdvcrfahren  fflr 
Arbeitsleistu ngen  und  Prämiensy ntem  für  sparsamen 
Material verbranch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  theils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Transportverwaltang, 
annfthemd  auf  den  anomgängliehen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  AUgemetnen  von  allen  solehen 
Ausgaben,  bei  denen  dnroh  Controle  von  Oben  höchstens  die 
innehaltnng  eines  gewissen,  nicht  su  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrancb»  an  Material  und  eine  bestimmte 
DurchischnittBqualität  der  Arbeitsleistuug  erzwungen 
werden  kann. 

Um  einen  geringeren  Materialrerbniuch  und  eine  höhere  <^ualitHt  der  Arbeitbleiotuug 
und  die  aas  Bcidem  resnltirendi^  Ersparung  zu  erzielen«  empfiehlt  sich  das  Accord-  «od 
Prämiiruugssystem  Mich  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten,  hes. 
derOnterbeamtcn,  erweckt.  Auch  nach  AUzuj»  d»*r  Prämien  bleibt  tlum  doi  h  .  in»-  Erspaning 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  <iebietu  erweisen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistnnir  liaun  sehliesAÜch  auch  an  Arbeitv- 
kraft,  daher  ao  persönlichnn  Ausgaben  für  ResJoIdong  ?i.  s.  w.  gespart  werden. 
UeHrirens  darf  von  dem  System,  wie  c,6  wohl  vorgekommi  n .  atirh  nicht  zu  viel 
erwaiiül  werden,  <\<-tui  die  Suniuic  der  auf  diese  Weise  m  >gii(  heu  Ersparungen  ist 
doch  keine  fUr  das  tiaiize  so  sehr  bedeutende.  S.  Per  rot.  Eisenbahnrof.  8.  157  ff. 
u.  die  flnrtiiren  iritcr-  ^^.  Miuhcit  am  d  fJcr  •!  Kheiu  B.  is  o  S  7.M Hier  war 
d.  rramürungssystem  für  spars.  Verbrauch  eiogeftUut  fUr  Locomotlrenttthrer  u.  Heüer 
in  Betr.  d.  Brennstoflii  hei  LocometiTenheimng}  fn  erstell  i.  Betr.  des  Oeb  bete 
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Schmici'  ii  *l<  r  L<m  oiii.  ;  tur  il.  Iireiuser  in  Betr.  d.  Oels  beim  Schmieren  der  Wajfcu; 
für  üküii  A;:  f  iliiuiig  Jer  Untorhaltungsarlicitcn  dcü  Oberbaus  f.  Wärter  u.  W^ich^  n- 
stüUer,  Afbeitbrottenfuhrcr  u.  Arbeitir:  endl.  Accordpräm.  verf.  beim  Betrieb  huI  d. 
GeiCnigtttoTstet  Goln.  fbr  d.  Wafreonngii^^*  scbäft  u.  d.  LadegMehift.  Manche  Soliwie- 
rigkcit  bei  d.  Einfuhr.,  b»s.  in  Vorortheilon  d.  .Vrbeiter:  uiehrl.  '  —  V-  s?eg«?n 
eine  MaxiiriaKtimine  .^rzieltt:n  Erspani.  an  d.  Beamten  u.  Arl>eiter,  die  siclj  darein 
nach  gew.  (^uutun  üieilun.  Sehr  gOitöt.  Ergebuiäse.  Ob  hierin  seit  der  Vcrstaat- 
liclranf  der  Rlieiii.  Baho  Aendeningen  eingetreten  sind.  iK  mir  nicht  bekannt. 

y)  Den  grössten  Vortheil  in  jeder  Hinsicht  mmn  die  gfinsti- 

gere  Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  ntltz- 

liclien  Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 

des  ersteren  bieten,  weil  .sie  die  Selbstkosten  des  Transports 

nnd  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Rnittoeinnahnie  vermindern. 

Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zasammenbaugs  mit  der  Tarifpolitik 

auch  volkswirtbscbattlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 

wirthsehaftlich  (iHr  die  Bahnanternehmting  oder  die  dabei  be- 

tbeiligten  Beamten)  die  mchtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 

derselben  mnss  didier  doeb  die  Anfmerksamkeit  in  eister  Linie 

gewidmet  sein. 

5.  Abschnitt 
Eisenbahnen« 

4.  Tarifwoson. 

Dieser  hochnrichtige .  fur  'rhoori»;  und  Praxis  schwierige  Gcpenstaiid  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  volUwirtlischaftt.  Standpunrte  aui>  untersucht  worden  und  kann 
hier  nvr  in  den  allfcemeinsten  Umriss^en  Aufnahme  finden,  mass  dies  aber  nach 
wohl,  gerade  mit  Kücksicht  auf  den  Charakter  dies«  s  W  erks.  Bei  den  Domänen. 
Forsten  und  anderen  privatwirthsch&ftüchen  Einnahmezweigen  tiuden  :»iüh  die  analogen 
Abtchnitte. 

zu  dem  Folgenden  bes.  d,  Ifen.  Arbeite«  von  ü.  Michaelis,  Seh  äff  le 
(l)C8  .H.  A'.  Syst  II.  2*50  ff\  1*1  rrot.  S«  hr.!tz  u.  die  meisten  oben  S.  B63  ff,  gen. 
Schritten,  femer:  Oarckc,  compar-  Uerechnungen  d.  Kosten  d.  Fun».-  u.  (iUter- 
iFanaporte  auf  d.  Eiaenb.«  z.  RenrtheiL  d.  Frage  ttber  d.  ziihb».  ed.  mftgl.  Minimal' 
bät/.o  Iterlin  1859.  —  S<  hel'fler,  d.  'riansportkosten  n.  Tarife  d  Kis.  nlj  .  untiT- 
»ucht  auf  Grund  d.  Betricbsresult..  Wit^sb.  1!560.  ders.,  Statist.  Heitrat*e  i.  Eisenbahu- 
tariffrage.  Braunschweig  Ibl'S.  —  Westphaieu.  Ub.  GUterbeweg.  aul  Eisen b  .  u. 
ders.,  Erl&utcr.  z.  dieser  Brosch..  Kcitrai:  z.  LAs.  d.  Tariffnge,  1S7U.  72.  S<  lj aller, 
.!  ■•anirl,  H'^h»'  KisiMil>aliiitarifc.  W i.-n  1S72.  —  Mulvany.  Deutschi.  Eibt-nbahn- 
urUirage,  Düsseldorf  l^li.  —  Nasse,  die  Ffdge  d.  Tahferböh  auf  d.  preuss.  Kisonb.« 
Jena  1874  (ans  Hildebr.  Jahrb.  XXII).  —  Gehe,  die  Tkrifvirthach.  anf  D.  Eiaenb., 
Berlin  1S75  ^u.  mehrfache  --  Keitzenstein,  d.  (lutertar  d.  Ei^^.jüb..  Berl.  1S73.  — 
Harychar,  Ucrechn.  Uber  d.  Selbstkosten  d  netrie'is  d.  österr.  LIisabcth-Westb.,  in 
der  Tub.  Ztschr.  IS".",  (29).  S.  1Ü2  IL,  uiit  den  Zusätzen  v.  Schiifflc;  letzterer  in  s. 
System  a  a.  0.  —  v.  BiÜoaki,  d.  Eisenbahntafife,  Wien  1875.  —  Kröni^.  d.  Dilfer.- 
Tarife  d.  ab.,  Herl.  1S77.  —  Th.  Petermann.  Sachs.  Eisenbalmfraj^eo.  Diffei.- 
Tarifsätte,  Leipz.  ISlü,  dur&,  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifisyat.  f.  d.  Gütcrrcrk . 
Leipz.  1877.  —  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffragen  in  den  UnDdelskammer- 
berichten  d.  letzten  Jalin-,  bes.  bei  tielettenhoit  der  Frage  der  Tariferhöh.  1S78, 
1874.  Daun  Vtrhandlungen  des  D'Mitschen  TTandoUtairs.  Tolksw.  Congr.. 
Denkschrift  d.  lieichseiseu bahuamts  u.  Taril'entiuötou  v.l^7ö).    Am  allen 
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diesen  ^'uellen  rei«  lie  MaUMiaUeusamml.  in  Hirth's  Auu^üeii  i.Th  Tnit  seIl»stanJ. 
Ydnrb.,  bes.  in  d.  JaJirg.  1874  —  76,  ao  Trommer,  krit  Beitr.  i.  Ven»täudiL  der 
ISaaMvw.i  bet.  Aber  die  Tarife,  Jahric.  1875,  S.  569,  1057,  Jahrg.  1S76,  S.  121.  — 
Gutachtoii  der  Tarifenquötecommiss.  v.  Dec.  1875,  Jahrg.  1876.  S.  468»  596,  Jahrg. 
1S77.  S.  eJSS,  1106.  —  üeber  d.  -u gl.  Verhältnisse  bes.  Gohirs  Werk,  iiam  B.  II, 
Kap.  a  pastö. ,  S.  31 S,  Uber  d.  Tarifwet».,  U.A.  S.  452  Uber  die  UnausfUhrbarkeit  der 
ZofnmdeleguDg  de«  Prindps  der  Selbstkoeteo.  Ober  die  rdetlve  Berechtig,  des  Werth- 
tarifpriDc.,  <  lieiid.  in  Kap.  2  Uber  die  verwandten  Fragen  li  r  TreiinuDg  des  l'  ihr-  u. 
Fiachtvcrkehrü,  S.  bS,  über  Wageiileibe  S  1 12,  über  Hesorg.  der  An-  o.  Abfuhr  durch 
die  Bahnvorwalt.  selbst  S  85.  über  ..ranniog  powcrs"  S.  68. 

Ich  hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  IT.  Z.TI1.  durch  Gehn 's  Werk  u. 
durch  die  Opposition  bc^s.  <1.  deutsch.  Priv.bahncn  '^rf^^cu  den  sotrcn.  ..nnturl  "  f.  ls.- 
lotbr.)  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Auag&be  von  Kau  bearbeitete,  davun  überzeugt, 
daee  die  Berttcinichtigung  der  Selbstkosten  th  Gmiidlage  der  Tftrife  forBehoil.  nur 
vom  Staatsbahiisybtcrn  zu  erwarten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Herucksichti^:.  d<'«i 
Werths  der  Waaren  doch  ancli  liier  statthaft  Ideilit  (bes.  Cohn  II,  J55).  Mir  schien 
jedoch,  d&aa  Gohu  da^  Sulbstku^teiipriucip  zu  sehr  zurückschiebe,  als  Ziel,  dem  man 
sich  freilich  nnr  annühern  könne,  hielt  ich  es  fest.  Weiteres  Stodinal  hat  mich 
Seitdem  in  dieser  Frage  dem  Höh  11 'sehen  Standpnncte  noch  etwas  riTihcr  „'etinicht. 
Auch  hier  sind  e^  Auaiogicou  mit  Uem  Yersicberuugsweäco  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  m.  E.  principiell  znlSsriiiren  u.  in  der  Prsxto  (beim  dentschea 
Aflfentl.  Fcuervei^ich. Wesen)  vorkommenden  Abweichung  der  Prämit^Dsätee  fon  den 
KostensiUzen  (Kisicos),  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neuereu  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann  (TUb.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Eiufiuss  d.  Eigennutzes,  u.  A.  S.  2S8  Ü.« 
SOS  ff.,  8.  aneh  Nenmann's  Abh  Uber  d.  Preis  iu  SchOnbe^'s  H«ndb.  I),  Lehr 
(Eisenbalintarifwesen  u.s.  w  ,  Berl.  l*^7!^  eine  umfassende  kritische  Prufuii;;-  der  ver- 
schiedenen Tariisystome ,  woraui  hier  für  die  Kinzelfra;{:en  hi)eciell  verwiesen  wird), 
Sax  II.  404  (f.,  bes.  415  If,  u  jetzt  wieder  v.  ü.  Cohn  (Arch.  f.  Eisen»».  1883 
S.  113  {f.  über  das  Tarilpritu  tpi  —  davon  Ubcrzeilft  haUen,  dass  ein  Tarit  systen 
mit  TarifsStzm  fih  die  einzelnen  Transportohj .  cte  möglichst  genau 
proportioual  den  Selbstkosten  des  Transports  der  ubjectu  nicht  alJ- 
Ipemein  richtig  noch  erstrebenswerth,  nicht  unbedingt  irolltsirirthsrheft- 
lich  zweckmässig  u.  irerecht  ist.  Letztere,  früher  von  mir  mit  v.rtreleiic  Auf- 
fassun;^,  pepen  welrhr  sieb  auch  Neutriann  a.  a.  O.  mit  iiiieh  theilwenc  überzeugenden 
Ausfuhrungen  wendet,  ist  '  iiic  Consciiuenz  der  indi  v  idualis tisch eii  Beirarhtunirs- 
weise  des  Wirthschaftslebcns  u.  beruht  streng  genommen  auf  einer  petitid  principii. 
Ich  halte  daher  uwv  daran  fest,  dass  die  Siitrirne  der  Selbstkosten  durch  di»:  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  worden  soll  —  obwohl  iieim  t>taatt>babn&ystem  auch  hiervon 
unter  Umstinden  Abireichangen  berechtigt  sind;  dass  das  PrivntbMinsysteM  zu  dner 
möglichst  hohen  Ucberschreitung  der  Selbstkoston  strebt,  und  dass  eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall  /.a  Fall  unti  r-»iehen  muss,  ob  und  wie- 
weit sie  ein  den  relativun  Selbstkostensatzcii  der  einzelnen  Trans- 
portobjecte  proportionales  System  von  Tarifeitcen  fOr  diese  Objectr 
durchf 'i h reu  oder  iiaeli  anderen  Momenten  fFeisfiitiüsfTtbiirkeit  oder  Zalilanp^- 
kraft  der  I'crsonen,  hocialon  Verhaltnisaeu ;  Werth  der  Guter)  die  individuellen  TM'ifc 
bilden  soll  Die  Freiheit  des  Verfahren»,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  des  Staats- 
bnhnsysteni  gie)>t.  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.  IHe  liier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Sflb-jtkosten-Proportion  die  Tariisatze  bildende  Taiifpolitik  möchte  ich 
als  die  gemeiuwirthschaftliche  '  bezeichnen.  Dass  hier  mehrfach  ähnliche 
Gesichtspnnctc,  wie  in  der  Bestenening  bei  der  Darchruhrnng  des  (euch  „gemein- 
wirthsrb  iftliehen")  Trint  ips  der  ..Bostoueruntr  naeh  der  I,cis t nn  tr s fall i p k f  i f " 
Fin.  II,  ^  417.  425  tl ).  mitspielen,  hebt  Cohn  (An  h.  I^»s3  S.  128i  mit  liecht  hervor. 
Auf  die  von  Nfumann  u.  Cohn  an-jeregten  interessanten  Piincipienfragen  der  Wcrtli- 
u.  Preisthex)rie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  <  vermcintlieh  alleinige  „(ierochtiglti^it 
dos  S»*!''^ll;«'>ti  iifirineips*')  liHnn  an  diesem  Orte  niclit  w-  it-  1  (■inpe!n<it!r'*n  werd'-n 

Beacht'-nswcrth  ist,  d:uss  iu  neuerer  'Mt  der  Kintiuss  der  Bahutarife  auf 
die  ZotlsKtze  immcT  mehr  benerlt  worden  ist,  was  ebenftlls  auf  die  Nothwendiglmit 
einer  einheitliehen  Heifclunc:  der  Bnhntarife  dunh  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willknrliche  Kreu/unpcn  der  Zoll-  und  Hande|s}>olitik  zu  verhüten;  ein  neues  Ai|;^QBient 
von  praktisehef  llideutunsi  für  das  Staatsbahnsystem. 
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I.  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
Fettfllellaog  des  Preises  der  Transportleistungen  erfolgt  bei  den 

Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  (iffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelne u 
Falle  nach  specielleni  Uebereinkornmen  der  liahn  und  der  Fracht- 
geber, Hoiidern  nach  Taxen,  welche  in  den  so^'.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  cigcnthUmliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedeneu 
gehörende  Gttter  fUr  nine  Transportgelegenheit  (Bahnzitg)  ko- 
sammengefasBt  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  reebtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  and  Tarif  steht  die  Eisenbahnantemehninng  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirthsohaflliehe  Unter- 
nebmang  mit  ihrer  Preisbestimmnng :  die  Einwirkung  der 
Concurrenz  wird  notbwoudig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bah  u  tarifwes  eus  diente  bisher  fast 
ausschliesslieij  die  Messung  des  WertliK  der  Traus^iort- 
leistungen  für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahrmateriai  zurück- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weglftnge. 

Kur  atisnahittsvdte  finden  bierroii  Abireichun^'cii  statt:  a)  ihmU  \n  geriui^- 

füg:ig«!Q  Fälleu  zum  Zweck  Acf  Abruiidung  der  Tarifsätze;  h)  thcils  w«.'geii  der  b«- 
hoiidf-rni  Kostspielii^kc  it  einzelner  Wegstrecken,  indem  <lie  wirkliebe  Weg- 
läoge  uuii  tiie  tariCüiässigu  Länge  untcrscbietleu  wird,  so  thm  t.  H.  oinu  kleine  kosUipitiligo 
W^tnsck«  in  Tarif  als  diie  l&ngere  b»*traclite(  iHrI:  c>  tbeib  im  .«Differuntial- 
tarifsy stein".  \v'o  die  Taxe  für  die  Traiisportl.  istuii^  im  Personen-,  narneiitlicb 
aber  iui  UtttenrorkuUr,  besonders  fUr  längere  Strecken,  niedriger  augesetzt  wird,  aii 
4»!  der  BemcssHng  dtjs  Werths  der  Traiitiportleistuug  nach  der  Wiglänge  unter  Iiine- 
JiaKan^  des  allgemeloen  Tarifsatzes  cnfsprichL 

2.  Auf  j2:Ieicher  Weglänge  die  8ch  uel  lii^kcit  der  Heiürdc- 
rnng.  also  die  beim  Transport  (hei  (Jütcrn  cinschhesslich  der 
Einladung  und  Aueladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstah 
ist  beim  Personen-  und  Güterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
innner  ganz  conseqaent  in  Anwendung  (SchneUsag,  Personenzng, 
Btisog,  Frachtang). 

3.  Bei  gleicher  Weglänge  und  gleiehem  Zoitverbranch  die 
Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Besch ftdigung  u.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Gfiterwagen  etc.)»  und  die  Beqnemlieb> 
keit  nnd  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensystenij. 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbandene  Expedittons-  und  Manipnlations- 
arbeity  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects^ 
einen  gewissen  Tarifsatz  zn  ertragen:  Untersebeidnng  zn- 
nttcbst  von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter- 
scheidungen in  jedciu  von  beiden. 

a)  Im  ursten  uiiusgebeudur  Fartor:  da«  Intlividattio,  dauebcu  BcrucktÄcli- 
tigutig  des  Alters  Kinder,  ErwadiMac),  mitunter,  aber  «eilen,  des  Berafs.  Stuides 
vnd  der  ökonomischen  Lag<^  u.  a.  m.  (Auswanderer.  Schnler.  Militär.  Wageuclass eii . 
rol»ei  aber  freili' h  die  Wahl  der  Cbsse  dem  Benut/'  f  lroi;re.stf^!!t  ist,  —  im  Unter- 
hcUied  ?om  Waaren-Classitii  atiouasystcm;.  b)  Im  (i  u  t tr  verkehr  massgobeuder 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  Berackdchtigao?  des  Volomens  (Sperrgat^ 
drr  Mailipalationsarbeit,  dann  namentlich  des  unir efiihrcii  Werths  des  Gats  und 
der  davon  abhängigen  Transportabilitiit  oder  der  l'ähigkeit.  bei  einem  g«- 
wiflMD  TariEsvätem  mehr  oder  weniger  weit  oder  ev<;ntucil  gar  nicht  verbaiidt  weroien 
zn  klhuien  (waarenclassification  der  Tarife,  insbebimd  rc  n  ach  dem  Wertb  der 
Waaien;  Kormalgnt,  ermassigtc  oder  Inlüircre  Taritu  fnr  schwen-  aud 
Waaren  uiederen  Wertbi^  —  d.  h,  „geringeren  specihschen  Werths*'  —  oder  für 
80S.  MasBenprodncte). 

Der  principiellc  Mangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  hei 
der  Werthbestimmung  eines  wirtlisehaftlicheu  Guts  (daher  anch 
einer  Traiisportleistung)  in  Betraeht  kf>ninit.  zu  auj^Hchlicsslich 
seine  BerUcksiehtiguog  gefunden  bat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Taosehwerths  und  Preisen  nach  Oben  bestimmt, 
nemliob  der  Gehrauchswerth  fttr  den  Begehrer  nnd  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristiseh  und  verriUh  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnuntemehmnng. 

Tgl.  Cohn  II,  :iS7  AT.,  über  die  Metive  der  Tarifbestiinnranf  in  England,  nach 
den  Enqueten.    Ei^rcnnntt  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt.    Im  Einxelnao 

die  inductire  Beweisl'lihrun^  fin  ilas  im  Texte  gegebene  trtheil.  I>ie  principielle 
i'ormuIiruQg  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  bchärfer  hervortreten.  Co  hu 
will  in  seiner  Reaction  gegen  die  „Aufiitelltinyr  r.  tiesetieen''  nidit  dun  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  dio  Zi- hiing  eines  wenn  auch  imr  \ mläutigen)  ..Fac it" 
einer  solchen  „inductiven"  Untcreochung  unterbleibt.  S.  auch  Cohn  im  Archiv 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  ..princip.  Mangel'*  der  bestehenden 
Tarifgrundlage  spreche,  so  >trht  das  nicht  im  Widersprach  mit  dem  Zugestand nisa, 
da-Hs  die  SeII>stkosti*n- Proportion  nicht  ohn*-  Weiteres  die  richtige  Orandii^e  für  die 
Tariü»ät/.e  der  einzelnen  Transportobjecte  s<  i. 

Das  andere,  den  Tauschwerth  und  aut  die  Dau^cr  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Froductions-)  Kosten-  oder  >Selbstku8teli-Satz 
iHr  das  Gut  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten^  welche 
die  Grundlage  unserer  Taril'e  bilden^  etwas  mit  berttcksiehtigt»  aber 
im  Gänsen  ungenügend  und  im  Einseinen  oft  su  willkflilieh|  so 
auch  im  bisherigen  DifDuentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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WaareneUssifiofttion  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  naeh 
dem  Werth e.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
unzureichenden  Wirksamkeit  des  ConciirrenzpriDcips  im  Eisenbahn- 
wesen  nicht  ordentlich  zur  Geltung  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  Uberall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genan  nach  TTöhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze dieser  Objecte  gebildet  werden  sollen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
Gesammtselbstkosten  dnreh  die  Einnahmen  hingestrebt  nnd 
sieh  eventnell  damit  begnügt,  demgemftss  das  Tarifsysteni 
eingeriehtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entsebieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Ab  weich  ungen  nach  der  Berücksichtigung 
anderer  Momente  statttiuden  sollen. 

Im  V 0 1 1 s w i r t h b eil a f 1 1  i <•  h c II  Iritercäüc  kau  11  tlic  t h  ii u I i c  1j 5 1 c  Kcductioii,  dahor 
die  Annäherang  der  Jarile  au  die  Selh'^tkot^tenbetritge,  d.h.  an  gewisse  Minimal- 
si&tze,  tftatt  wie  bisher  uirhr  an  MaxiuiakaUc  zu  verlaiigeu  sein.  Der  reiu  gewerb- 
liche St  uidpuiK  t  in  der  VcnraltttDg  der  Eisenbahnett  spridit  für  eine  solche  Ueduc- 
Hon  der  Tarife  allcrdin^^s  rnir  soweit,  als  daraus  cnno  mehr  als  proportional«* 
Verkehrssteigeroug  und  dumgeuiä«ii  gerade  euiu  höhere  Heute  henorgeht.  Dieüer 
Standpuoct  ist  aber  nur  tiat  eine  Privatnntenieliniiing,  nicht  Air  den  Staat  ans« 
schliesslich  massgebend:  ein  weiterer  tirund  gegen  Privat-  uiid  fiir  Staatsbahnen. 
Der  Staat  kann  vitdriu  Jir  i'in«'  Tarifpolitik  ;uui»  hnv't(  Ix  i  wolchfr  das  volkswirthtichaft- 
liche  Interesse  seihst  dauernd  auf  Küsten  linHii^ii  llen  gewinnt  Ob  und  wieweit 
dieser  Gesichtqmnct  beim  Staatsbahnsyntem  leiten  soll,  iat  im  concri^n  Fall  und 
•intschicden  aach  unter  Be  riK  ksiehtigunfr  (1<  r  Finanzlag«;  —  u.  A.  auch  d^r  MöiEflicb- 
keit  und  Zweckmässigkeit,  Uebeischusse  der  £isenbahnrerR'alton?  durch  aadere  Ein- 
nahnen  oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Uebernch^ie  zu  ersetsen  zu  ent- 
acheiden.  Auch  wenn  indeweu  dir  Tarifsatze  aus  linanziellen  Kücksichten  nieht  — 
rtder  noeh  nicht  gleich  —  >m>  w.  it  heribsjesctzt  wei-den,  riass  bloss  die  h  kiri^  di-r 
(ieaaiauUkostcu  erl'olgt,  m  kann  steh  der  Staat  eiiieu  soleheu  Tarifsysiciu  wcuigoteus 
mehr  nihern,  weil  Ihm  gevisBc  VerLehnvortheUe  mit  einem  etwaigen  vorober- 
n  i-'h'  iiden  EinnahiiK  -  und  K«  inertragsausfall  nicht  zu  fheu.  r  erkauft  sind,  was  bei 
ciuer  FnratuntemehinuQg  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergcboiüsee  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Sellt^tkosten  der  einzelnen  Arten  Ton  Transportleistungcn  sind  natiir- 
f^^emäss  maiichfach  rersrhicden.  Die  Proportion  di  r  8«  Ibstkoste  11  bildet 
mit  Keeht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbilduug  iu  Tarife,  aber 
doch  ftfters  ein  Moment,  das  neben  und  znm  Theil  statt  der  anderen,  hiaher 
zur  Grundlage  der  Tarifstufen  dienenden  Momente,  besonders  des  Werths  der  Trans - 
portobject'-  ini  'iuterverkehr,  mehr  zur  <i<'ltun;:;r  irebracht  werden  darf.  Dadurch  nahorf 
sich  der  Baliuuni  ,  soweit  das  gc^enwarug  vur  uiuur  Amortisation  dos  Bahnkapiuis 
schon  znUwBig  ist,  bereits  mehr  einem  (iebtthr entarif,  in  welchem  die  H5he  der 
Kosteuprovocation  Seitens  dis  Benutzeis  einer  Verkehrsanstalt,  wie  Hei  anderen 
liebahreuzweigen,  tbunlicbst  für  die  Höbe  der  Uebuhreusätze  mit  bestimmend  ist. 
DiMnr  MdUqNiiiel  «sheiBt  mir  doch  «ich  jetit  nodi  b^  Cohn  in  s.  Werke  n.  im 
Archir  a,  a.  0.  etwas  »1  sehr  mnicksatretea,  anch  in  dem  gelegeotl.  Hinweisen  anf 
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cioen  stt  u<^  rartigen  Chanctur  der  Tarifüatzo  mit  Conbumtioiisabgtbeii't.  In  Znklftft 
tibrigens  nicht  aninöflich,  ebenso  irie  ehedem  bei  der  Post. 

il.  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  ftlr  das  in  der  Untemebmang  steckende 
(also  noeb  nieht  amoirtisirte)  Kapital.  Dieser  mnss  mit  Rttcksieht 

auf  das  mit  der  UnterDehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsiubb  lUr  beste  Sicherheit  Ubersteigeu,  aber,  wenigstens  hei 
Staatsbahneii,  nicht  nothweudig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Uoter- 
nehmergewiun  z\i  enthalten.  Hei  uns  wird  der  Ansatz  von  5-  6, 
jetzt  wohl  von  4-  5^/^  genügen.  Unter  l^mständen  kann  indesüen 
auch  eine  höhere  Kente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  mr  Erzieluog  grösserer  l flieinjchaMe  snf  icoten  Strecken,  um  damit 
Üeticite  schlechter  Liuieu  zu  Je.  kvn.  Audi  N'nssf  .n.  .i.  i).  beftlrwortet  5  "/o  nüt 
Einrechu.  f.  fimeuer.  (i  En  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Ziusfu&H»»  der 
EitenbehnBchaldea,  micIi  «if  deren  Pom  i^nnkQndbnre  Benteoschold)  ankomraen.  Bei 

den  neuen  deutschen  Verslaatlichun^ren  braucht  nur  mit  4  \,  Zins  fiu  diese  Schaldeu 
gerechnet  /.u  w.  rili  ii.  ein  S':i(/ ,  Jen  der  Staat  bei  »ler  Form  der  Ketitenschtild 
(„consolidirtü  Anleihe'  niclit  /.u  erhöhen  f^enöthi^t  wcixleu  kann,  auch  wenn  der 
Stutaztnsfm»  wieder  steigi'O  sollte.  —  Oh  eine  höhere  UvnU.'  erzielt  Verden  »alh 
h^ngt  auch  von  der  fin  an  /  wi  rthsc  Ii r»  f ( 1  i  di c n  l'cfr.»!  htunr  mit  ali.  oh  i-in  h»  - 
trclfender  Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zwerkmäsMgen-  Kinnahme  als  eine  andere 
priratwiTthseltaMiehe,  gebtthrenartige  u.  auch  stou^^rartige  im  conrreten  Falle  darstellt. 

2.  Eveutnell  ein  Arno  rtisatio  na  betrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heimf^t.  Bei  anderen  Privatbahnen 
nnd  bei  i^taatsbahnen  wäre  der  Betrag  unter  Umständen  entbebrlicb, 
nemlicb  a)  wenn  die  Bahn  ans  den  lanfenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  darans  namentlich 
anch  alle  erforderlichen  Ernenernngen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  fttr  P.  1  gentlgende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  fttr 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  (lass  das  für  sie  a  ufgenoiniuc  uc  Sc  h  ii  Id  k  ap  i  tal  hin- 
reichend verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungren  läst;t 
sich  cdUilen,  die  zweite  liän^^t  \tn\  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  üommnnicationswesen  und  von  der  zukiinttigen  Ge- 
staltung der  Volkswirthschaft, die  dritte  von  der  immer wUb ren den 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  für  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zn 
riskiren,  anch  nm  das  Risico  fttr  die  Finanzen,  eTenlnell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbabnscbulden  mit  decken 
%a  mttseen»  zn  vermindern  and  endlich  nnd  namentlich  nm  freiere 
Uand  fttr  die  TarifregeUng  zu  gewinncD  (etwaige  Ein- 
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lühruiig  des  Gebil  In  eiiprinci|i.s  mit  mUssigeu  Sätzen),  ist 
daher  (He  Einrechnung  einer  milssigen  Amortisatious- 
quote  für  eiuc  nicht  «<ar  z«  lange  Tilgeperiode  (30  bis  50  Jahre) 
UDter  die  Selbstkosten  auch  l'Ur  »Staatsbahncu  empiehlenswertb. 

Pnr  d.  ««ErnenerunfT"  wird  bei  der  preuss.  a.  andero  Privatbabnen  «inac^. 

K  rii  ea  i^rui»  srsforifls  dotirt.  liior  I"M  <1«ti  StaatsI»ahn(Mi  ausser  d.  sächs  )  fehlt. 
Dal'ür  wcrdiMi  bei  diesen  atn-r  nicht  unerhebliche  Verwen<lunj;e»  fiir  (iutiuAchung  der 
Abnutzung:  u.  dtrl..  selbst  fiir  Neubi  Hchatfunsicn  von  Fahrmateria!  aas  den  laufenden 
Kiunahinen  gemacht,  z.  B.  I>ei  der  preuss.  Staatsb.  iin  Et.  1.  1'^>B;S4  fiir  Eineil^r. 
.1,  r»l»LTb;uis  'li  m*  M.  M  ,  Imi-  fii-'i  (I.  lletriebsmittcl  17*33  M.  M.,  oder  hex. 
U  .üO  u.  b  bUt  zus.  15*22  %  der  (jusauuitausgabe. 

S.  Aber  die  ge8etzl.Ti!guiifr  des  Eisenbahn-Schnldt(apitals  in  Prenssen  o.  S.  710. 
Kine  noch  stärkere  Tilgung:  als  dir  hier  vorfrcsi  hritibcnc  v.  bcliii  iir  mir  er- 

wünscht. .Man  sollte  sich  in  ()f^n  !r»'f^enwärtigcn  günstigen  Zeiten  nicht  schon  an  die 
IcberschUsse  der  Kiscnbahut-n  als  an  ein  Mittel  für  die  Deckunu  anderer  Ausgabt^ii 

'1  Den  dritten  ßestandtheil  der  SeilKstkofitcn  bildet  die  lau- 
tende Betriebsausgabe,  einschliesslich  eines  genügen- 
den Ersatzes  iWr  die  Abnutzung  Und  auch  für  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  FahrmaterialB,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
Bcbon  unter  N.  2  besonder»  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nnn 
offenbar  immer  nnr  fttr  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltnng 
auf  der  Bahn  (namentlich  n.  A.  auch  fttr  ein  bestimmtes 
Verbältniss  des  todten  znm  ntitzlicben  Gewicht)  zn 
ermitteln  —  eine  an  sich  sehon  recht  schwierige  und  mtihsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltnng,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarif  höhe  abhängt,  während 
für  die  Xorniirung  der  letzteren  gerade  der  Helbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaltaog  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung sehr. 

Vgl.  abor  diese  Selbstkoeten  bes.  die  Scbriften  v.  tiarcke,  Scheffler. 

ßarychar.  die  selur  spec.  Berechnungt^u  enthalten.  .\us  d.  amtl.  preuss.  Eisutt'- 
babnstatist.  ist  für  einige  Theile  der  ltetriebsauä*;abt-  (l-j  Selbstkostonbetrat;  des  Trans- 
ports berechnet.  So  fQr  die  kosten  der  Zugkraft.  18GU  U'dS  MiU^  Thir. ,  auf 
die  Centuermeil«  Rruttolaet  010  Pf..  1^9  noch  0*21  Pf.,  per  Gentaemieile  Mettolast 
0*3S,  bez.  O  TO  Pf.  Letzterer  I'.etnm  wird  b.  'i  oiner  stärkeren  Durchschnitt^beladunu. 
welche  diese  Ana^t.  nur  sehr  weni^' .  die  Kinnahme  bedeutend  steitrert.  sofort  viel 
günstiger.  Er  war  ISIUI  /.  B.  I»ei  der  Ostb.  0*50 .  Bebr.-Hau.  0*S2.  dagegen  bei 
niedemchtes.-inlrk.  nur  it  'U.  hannov.  O  l  1  Ff.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentncr- 
mfWe  nur  variirt  wir  O  KI  '>i  1.  012.  O'M.  Bei  l'riv athahitcn  mit  ir'insf.  Fre^jU.  u, 
.starker  Verladung  sinkt  der  Satz  Nettoceutuerineiie  bis  auf  ii'2a  ^Brutto  U'.IT,  Gölji- 
Mind.).  sieiirt  aber  unfer  ungUnst.  Frc<|uenz  bis  anf  1*32  (Brutto  U'28  Pf.  Vorpomio. 
h.K  i)ir  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1  :  in  ib  n  erst«^n 
Jahren  naoh  bes.  bis  1874,  siad  die  Ikosten  def>  Zag  kraft  bedeatend  ge- 
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sttiegcii.  Sie  betni||:eii  bei  sivrotlicbeu  preuw.  Babnen  in  den  neuen  Mnaasen  mt4 
Gewicbten: 
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kraft  Iii  UDuiittoll)ar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  (ian/.»'ii  betrug-en 
üie  hei  alleu  Babauu  111'32,  bei  d.  Staatäh.  allein  70  ^in  Mill.  M.  oder  p.  Noukü. 
53-8  u.  54-0,  p.  Acbskil.  1*855  n.  1-3S:{  Ftcnnii^,  ms  anf  ein  Znittckfehen  aof  die 
Beträge  von  1870  binweist,  wenn  auch  die  IterechannicMBetliode  etWM  nnden  iat 

Blau  wird  sich  darauf  beschrltaiken  mtfflseD,  %a  eiforMben, 
wie  sieh  der  anter  bestimmten  Umständen  gefundene 
Selbstkostensats  unter  bypothetiseher  Annahme  so 
und  80  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfreqnensen  der 

einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  KentabilitJU  alsdann 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätxe  annächst 
versnebsweise  zu  wählen,  bei  denen  einegewissei  hypothetiseh 
angenommene  Verkebrsentwieklnng  nnd  demgemäss  eine  in  Aus- 
siebt genommene  Bente  wabrseheinlieb  emtreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuebs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätse  dauernd  festhalten  nnd  ob  nnd  wieweit 
man  mit  Kttcksicht  anf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Hichtnng  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aebnlicb  Coho«  II,  540,  abwcittcnd  (^^enilber  den  au:Mchwcifeoden  Kefurm* 
pMjeci  Toa  Perret  o.  ihnttehen  in  EofUnd  (Galt«  Brnnden),  vomit  nber  die 
ßt*radnichtifnn|:  des  SellMtkostenbetmice  nicht  anefeflcUeesen  wild. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einaelnen  Tarifverändernng, 
—  oftmals,  aber  durchaus  ntebt  immer  nur,  einer  Tarifermässi- 

gung  —  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks- 
wirthschaftliehen  ErwUgungen,  suiuiern  niuss  zugleich  vun  der  Höhe 
des  dabei  gelaufenen  Uisicus  der  Eiubuss(>  fUr  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  tl'T  <  »pjin^ition  diir  ffcwerbli*  h»  n  Iriii  r«»s"*eiit<'n  in  UeiitiicbUnd  gefic^ii  di«« 
Taiifi  rbühoit^ru  dor  Uabiten  ls73  tl.  «urdu  dic^  ubcr^ien.    li^  ist  selbstvemandUcJi 
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ttnzoUssinr,  einerlei  oh  Statt»-  oii.  PrivAtbahneu  bestdien,  bei  eteer  dl^emeineo  Preis- 
steigerung die  Pivise  gewisser  l-oisturmcii  allein  auf  dtiui  früheren  StTmle  7.n  halten, 
wie  z.  B,  die  d.  Bahn.  Hier  stininie  icii  ini  Prinr.  Nasse  a.  a.  0..  bes.  S.  ü  tW, 
Scheffler  n.  A.  bei.  Aach  beim  Staatsb.system  kana  es  sehr  wohl  einmal  nöthig 
werden ,  iui  Interesse  der  gebotenen  Rentabilität  und  seibat  an  fiir  andere  Staatsbo- 
dürfnissc  auf  di^*?^^  Weisf  r*  hor^«'hOs'?e  tiu  i  iv.it'lrii  vr^nn  dies  passender  als  dit* 
EröilAuog  oder  Heibohaltuag  anderer  £iiinahine<iuellcn  sein  sollte  — .  die  Tarife  zu 
erliOhen. 

B.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  1  arifsy stein s 
zu  (lern  Sei b st k  Osten  j)  1  i neip.  Die  Analyse  der  Selbstkosten 
zeigt,  dass  diese  letzteren  durchaus  oicbt  immer  denjenigen  Mo- 
menten proportional  sind,  welche  zur  Messung  des  Werths  der 
TransportleistüDg  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weg  länge,  ttber  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  iBt 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zn  setzende  Zins-  nnd  Amor* 
tisationsbetrag  nicht  proportional,  wegen  dergans  ungleiehen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

(iemde  bei  dem  jctzi^uu  biicckcn-Tarifsysteui  —  statt  eines  etwaigen  Zouea- 
sy Stents  —  wäre  es  unter  Umständen  uiOglich ,  btsareilen  wohl  auch  richtig,  diese 
Ungleichlieit  der  Koston  bei  der  HUdung  der  Tarlfi&tze  n  berttcksiclitigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlicben  Transportkosten 
(einsebliesslieh  der  Bahnnnterhaltnng)  der  znrttekgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  ron  der  Länge  dieser  Streolte  fast 

ganz  unabhiiiigis:.  die  Kostt-n  des  l'uhrdiensts,  selbst  die  cig:ontlichen  Zogkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnverwaltung  hängen  auch  ni<  ht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Wegl&Qge,  sondern  oft  noch  mehr  yoo  den  Steigungsrerhältnissen,  der  Mit- 
flibrnng  todten  Oewichts  anf  bestimmteo  Strecken  n.  d|^.  m.  ab. 

Die  Tarif^gelnng  uiögliebst  naeh  den  Selbstkosten  fuhrt  daher 

tolgerichtig  zu  ciuein  Differentialtarifsystem,  in  welchen!  die 
SiUze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schnelligkeit  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Gonstruction  n.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifabstnfang  danach  ist  demnach  anf  der  Basis  des  Prineips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  konnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten, als  in  iluscrn  Falle  auch  dem  (Jebraurhswerthf'  d«'r  Leistung  iremäss  ortuials 
ätrenger  als  jet/i  durchgeführt  werden.  Wah  rscht^iitlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  grosseren  Preisdifferenz  zwisdien  schneller  und  laugsanior  Beförderung  die 
Nachfrage  nacli  ersterer  so  s<hr  abtiohmen  kr'nntt'.  dass  die  Bahn,  woim  sie  die 
schnelle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag,  was  rein  flnatt* 
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ziell  oft  dis  VoftUeUbaiton  saiii  ktmi,  sich  bei  oiner  geringeren  Bilfora»  nnd  M 
,  Diedriseran  Ttrif  Püt  «lieto  Timmpomil  Ideht  besMr  steht 

3*  Im  Tarifclasseosyitem  des  PenoneDverkelm  und  der  in 
verschiede  II  Art  igen  Wagen  zn  Tersendenden  Gtiter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  nnd  Eigen- 

gewichte  der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsfähig- 
keit, verseliicdene  Mauipulatifm  der  Ollter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berüekHicbtiert,  aber  nicht  durcbgreiteud  und  uicbt  auf  Grund  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ii»t  auch  hier  wieder  die  uuter  Nr.  2  aufüUeatete:  bei  einer 
gcnaa  den  bisherigeD  erfahrungsmäs&ijjren  Selbiticofllen  eiitspr^*h«Ddeii  Abttnfon>r  der 
Tarif«*  und  bei  <icm gemessen  genügend  hohen  fiUttzrii  der  hM>cr<'rt  riai»  «*n  kann 
ili«'  Krequen/  in  i«  t/tpren  leicht  /.ii  sehr  abnehaicn ,  was  <?^fi!i  doch  wieder  niedrigen^ 
SüLUi  gerade  diei>er  Ck&seu  bedingt.  Im  Peräonenrerkcbr  liust  sich  durch  Verein- 
fachung der  AOMtattntig  Oer  miltleren  GlaflM  liweile)  Tfelleteht  efn  richtigere« 
rnqui'iiz-  und  l'aiitVerhaUois«»  der  einzthn  n  (""Ihss««!!  /.ii  cinnndi^r  mit  herboifubren. 
Kin  grosser  Vortheil  lüge  in  der  Beseitigung  oder  wenigstens  ia  der  Vermiud<:> 
rang  der  W'ngenclassee  im  Personenrerkehr  ('ihnlich  selbst  im  tittterrerltehrV 
I>enn  das  ('lasse nsystem  erhöht  unvermeidlich  die  SeBtstkoaten  des  Timnsport:;,  v«tt 
»■s  ilif  Dun  hscbnitt&Miasse  des  tödteu.(iewicht5  t  it.  rt.  rlir  Atisnut/un  •  I  :  I.adnngrs- 
l'abig^kcit  verringert  und  das  Vcrhältuiss  des  todtuit  ^um  nützlichen  Gewiciit  ungiinätiger 
gestaltet  Aber  unsere  GeaeJtoehaibtiistände  widerstreiten  dem  Gebrauch  eiaer  einzigen 
Wägern: ia^se.  Vielleicht  könnte  jr<Iu(  h  tiai-h  di^r  zwerkuiasMii:<^n  Einfuhrang  der 
4.  Ch^ho.  din  erste  fortfallen.  Im  (iuterverkrhr  kann  innn  sich  weni^^teos  auf  2  Haopt» 
arten  ron  Wa^cu  (olfcne  und  bedeckte)  beschränkcu .  daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gate  Ausstattang  der  «IcutM  hen  2.  Wajrenrla^üio. 
weshalb  die  erst«'  so  weni^:  I«enut7.t  sei.  In  der  That  ist  der  l'titers«  hi<  d  /.wischen 
beiden  Classeii  iii  diet«em  Puncte  wohl  zu  geriug.  Lm  so  mehr  spricht  iur  eine  Auf« 
hebong  der  1.  d.  Die  Zahl  der  ICeiaehden  t.  Cl.  sinkt  bei  einzelnen  denfadhea 
Bahnen  unter  t  dur  (leaammt/ahl.  ist  oft  nur  2-  3,  im  D.  bei  d.  preoas.  Bahnen 
J*6.  nach  Personenmeileu  tVl  {]^Vt\i  .  ]s~:,  kamen  in  Preusüen  \.  der  Ci<^«imuit- 
xahl  der  beförderten  Personen  ^excl.  Abonnenten)  bei  den  ZUgen  mit  erhöht.  Fahr- 
ffeM  auf  die  GL  I.  II.  III  bes.  0  4,  1»  u.  IM  %.  bei  den  Zttgen  Bit  revShnl. 
Kahnreld  bc^.  0*5,  5d.  Vi  u  (IV.  Tl.)  2«»::.  mit  .  rniiiss.  Fahrgeld  bez.  0-5.  7  i; 
in  o  u.  1-3  Militärs  l'H  Von  .'tTCU  7  MiU.  Personen-Kilometer  kamen  im 
(ianzen  nnr  UH^i  Mill.  anf  die  I.*  GlaaM.  Nach  d.  deottchen  Xfsenh.statürt.  f. 
l*»SO/ttl  koiiiin  n  von  (MT!)'2(i  Mill.  Pun>  kil.  auf  d.  I.  Gl.  100*45  iwahrscheinl.  noch 
woniger  in  W  iiklichk.  als  nach  dieser     Billetätatist. f,  o.  S.  756),  2.  Gl.  1251*21, 

3.  ri.  Ji.uij 4.  ri.  y.m-n.  Milit.  :rir(m  Mill 

4.  Von  der  Art  und  H  c  s  c  h  a  f  1  c  n  h  e  i  t  der  'J' r  ii  n  s  p  o  r  t - 
ol)]  c  cte  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab,  deren  ßertloksichtiguTip:  in  unseren  Tarifsystemen  richtig  ist^ 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen- 
nnd  Gttterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
liesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifrsgelnng  nseb  den  Selbst- 
kosten genauer  durehltthren,  und  mehrfach  mOchte  dies  auch  von 
einem  Standpnncte  ans,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
allein  oder  auch  nnr  immer  als  das  in  erster  L<inie  zn  berttck- 
sichtigendc  anerkannt  wird,  cni])fehlens\vcrth  sein.  Dies  j;ilt.  oline 
da«ü  die  unter  Nr.  /   und  ^  bervorgehobeuen  Bedenken  allzu 
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störend  ein^ifen,  in  Betreff  der  unter n  Glassen  dee  Personen- 

und  Güterverkehrs,  also  der ^'ierten ,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
classe  bei  ersieieiu  und  der  Mass  e  n  p  roducte  (vornehmlich  ge- 
ringeren specifischen  Werths)  bei  U  iziereni.  Denigeinäss  sind  hierfür 
niedere  Tarife,  welche  (Im  Selbstkosten  mö^rliobst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Griiudeu  des  socialen  und  wirthscbattliehen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Helbstkoftten  gehalten  werden,  za  billigen. 

Durch  solch);  Tarife  wiril  «ach  hier  die  stärkste  Frc<|iienzzuDabme  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  jifan/  n*»u<'r  Verkehr  ins  Lehen  gerufen  winl.  Dann 
vird  auch  wieder  das  Verhültniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  günstiger,  da- 
darch  der  Betrag  der  SelbetltOBten  niedriger  nnd  erenioell  eine  neue  Tarifermflssii^ng 
ohne  flnuzieUe  EinboBse  mO|rlich. 

Bei  den  höheren  Classen  des  Personen-  and  in  gewissen 
Grenzen  aneh  des  Gtlteryerkehrs  mQsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erbohnng  der  Tarifsütze  deijeoigen  der  S61b8^ 

kostensätze,  verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  nnd  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Tinten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  A  b  w c  i  o h  n  n  I  ä  r  t  sich  p r i n e i  p i c II 
rechtfertigen:  ura  z.  B.  einerseits  die  erlnrderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen- Wagenclassen  und 
die  Massengtlter  des  allgemeinen  Gonsnms  nnd  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern,  ist  eine  höhere  Tariiirung,  als  die  der 
»Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  ftlr  die  oberen  Wagen- 
classen im  Personenirerkehr  und  ftlr  die  werth volleren  Güter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ticatioussy Stents  im  Gütertarif  (besonders  bei  StUckgUtern)  mit 
nach  dem  Wert  Ii  der  Güter. 

S.  Uohn  Ii,  i5'(  ti.,  17U  ti'.,  der  zu  einer  bedingten  Festbaitang  des  Werth- 
principi  Itoinmt 

S.  0.  die  Vorbem.  S.  760.  (larko,  a.  a.  O..  S.  9  inid  in  .Ion  Tabellen.  S.  ^1 . 
berechnet  die  Konten  der  Züi;«'  nach  Achsmcilen  und  theilt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  von  der  Länge  der  von  den 
Zügen  zuriii  kzule-ienden  Touren  i.  von  der  Pahrtlftnge)  unabb&ngig  sind  und  sirh 
ilirect  nach  ihrer  (iattunu  i».  Achsmeile  liestimrnen  lassen  (oder  variali  -I  nai  Ii  den 
Zuggattoogua  :>iud),  noud.  Uut'uucruug  der  Locomotivc,  Versorgung  deräciben  mit 
Wasser,  Pötzen  q.  Schmieren  der  Locenioti?e  n.  Wagen  (Arbeit  n.  Material),  Repara- 
turkosten  der  Loconiotive  u.  Wa;;en,  einschlicssi.  der  rntcrhaltuni?  der  <  r forderlichen 
(lebäude,  lieleucht.  d.  Zdir«  ;  —  b)  Ko^t' n.  d.  fiir  einen  besfimnit  bi  uren/tcn  Rotrieb 
V.  d.  Art  u.  Cur^ilänge  d,  Züge  unabbängij^  sind,  neml.  KobtLii  d.  All;:,  n.  d.  Balm- 
verwalt..  Verzins,  d.  Änlagelcap.  u.  Bostener.  (im  Hauptb«  iapirl  '  \  Mill.  Thir.  c.xrl. 
B*'tricbsmat.  j».  Meile  u.  5  %  gercchaetV.  —  c)  Kost<Mi .  w  «  Iche  von  d<  i  I  i  der 
Fahrt  »bhinsrig  sind.  neml.  Abnutz.  d.  Schienen  (vom  Verf.  aus  bes.  (iruud  unter  b 

A.  W.ijjn<'i,  riiiaiUKtisw  iwiitift.    l.   S.  .Vufl.  49 
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gestellt).  Ziriüen  u  KriieiKrungakosten  d.  Lot-oin.  n.  Tender,  dsgl.  der  Achtk-u  und 
WafreiK  Kosten  des  Zugp«  rhonals.  Die  (]L'saniii|tkost<-D  )).  Arhsmeüe  für  wirkl.  W  agen- 
HChsen.  excl.  Achsen  v.  Mascli.  u.  TcuderV  zu  di  iini  uot  li  ein  apj^rüxiui.  lietrag  für 
koston  des  StatioDsdiciisLs  geschlagen  wird,  stellen  sich  Dach  der  (iattung  Sclmeil'-, 
Pors.-.  (nUfjrz.).  Starke  i  A'-hsenzalil  des  eiii/.'!n  n  Zujfs  u.  nach  BmIi  n  frerj  u  .•  n/ 
(dies  wegen  der  iintiT  c  genannten  Kosteuj  wcMsentlich  verschieden.  Du*  Kosten 
^ezd.  Sltttionwlittist)  p.  AehsmoiU  in  Thlr.  Tfirüron  in  den  anires(<!lltcn  ßfr(ü4*h> 
Dunipan  «wischen  diesen  Uienzen: 

b.H  V4  Mill.  Thlr.  hei      Mül.  Tl.lr. 

Anlagecap.  p.  Meile  (cxd.  bethcbsiniitelj 
u.  5  %  Zins  V.  tigl.  Freqnenz  ron  2  mal 
B  Zttgcn  /u  7)0  Natzaelisen. 

Fahrtlänge. 

Maxim.      Minüu.        Maxiin.  Minim. 
SchneUzug  v.  35i  PerS.-Wag.-Acli8eB  .    ,    0  2604       0  :U1!»         o  n355  0'3870 

bei  tägl.  Achsm   3000  300  ;Sni)(t  .-lOO 

DsgL  V.  IS  Peisonou wagen- A  02923       il.35b2  0  3t)74       0  4333 

bei  tigl.  Achsn   180(1         J60  ISOO  180 

Personen/.,  v.  48  Packwa^n-A.     .    .    .    0  2280       ()-2753  0*30:n       0  'J->(i4 

bei  tagi.  Achsm   3360  886  33tj<>  330 

Dsgl.  ?.  12  Packwagen-A  0  3020       0-4163  0-3771       0  4U14 

bei  llgl.  Achsm   i^40  84  H40  H4 

(itttensog  T.  120  Utttenragen-A.    .   .  .   01S73      0-2.571         "  11332.» 

bei  tftgL  AcIisiD   6000  600  üOOO  600 

l)agl.  f,  24  Gtttenraf<^n-A  0-2254      0-8658         O'S0O5  0*4314 

bei  tiigl.  Achsm   1200  120  1200  120 

Uurchschn.  Kinnahni«'  prcnüs.  Personenz. 

p.  Achsm.  1857   O  o733         —  — 

Usgl.  1865   0*51 88         —  —  — 

Dsul.  ISHf)  0-4433  —  —  — 

Dsgl.  d.  Güterzufic  lSd7  0  2466         —  — 

Dsgl.  1865   0-2838         —  —  — 

DsgL  186»   0-2288         —  —  — 

Hatten  (larcke's  Hererhnungen  den  Werth  von  Darchschnittszahleu  fur  Preussen  .  so 
ergäbe  sich,  dass  die  Pnrsonentarifc  damals  au<-h  bei  Hehr  schwacher  Kn^qaonz  und 
aui"  theuerer  Bahn  einen  erklecklichi  u  Ucbers«  huss  f.'.  das  Umuekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  (ifltertarife  aber  nur  bei  starker  Fn-qucn/  auf  billiirer  Hahn  einen  mSasig^n 
•  ifwinn  ^-irfh*»!)  hätten.  Stärkere  Tarifreduction- n  im  (lut»  rvi  iki-lir  hineeu  dah*>r 
achon  damuld  von  der  Steigerung  der  Fre(|Ueuz  voritehmlu  h  ab.  Du  Verminderung 
der  Kinn.  1865  und  1S60  gtigt'U  1S57  erkllrt  sich  irehl  besonders  ans  der  allir«'- 
ineineren  Verbreitunif  der  4.  CL  im  Pcrsoncnverk.  u.  der  ennäss.  Tarif  für  Masi«'ii- 
producie  u.  »1^1.  m.  \i'nr  1SJ*»*J  wirlit  uiuh  di^  Kittr  Im.  d.  Halmen  <l.  11  n-  n  T'iov. 
tnn'».  —  WcrthvüU  »anl  die  Hererbnuiiijen  von  Harj'eiiar  a.  a.  (t.  und  tl.iiüM  Ii  «Ii«- 
KrOrteningen  von  Schlffie  im  Syst  II,  280  11'.,  5S4  tr.  Di«»  dort  ge^^ebenon  l>»ten 
sind  hc\  fo!i;unt:  itr-s  S  lU^rkü-it  Miprincips  im  Tarilsy.stem  lur  ciniire  der  im  Text 
benprochcuun  Tai'ilprublem>-  unmitti^lbar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  .\bwei(  hiiugi:n 
tvitchrn  dem  bestehenden  Tarif  dr>r  «ist  Westbabn  und  einem  der  Lei^tan^  iiroportio- 
nalen  Tarif  eb.  S.  589. 

(TL  —  ^93.  PrincipIeD  der  Tarifregelnng,  imh^ 
sondere  für  Staats  bahnen. 

Hei  Pi  IV albahnen  wird  danach  durch  die  aUatl.  Tantpolitik  hiuzu8trel>en  itein. 
Abor  die  Knrerbsnator  derselben  wird  mehr  oder  weniger  oniibcrwindlirhe  Scbwierif^* 
Leiten  machen.  -    S.  hcH.  L^hr's  pcu.  Wori.  Sax  II,  104. 

Unter  Oorobination  der  im  Voranagebenden  dargelegten 
Gesichtspunctc,  daher  nnr  unter  bedingter  BerUckaiehtiguug  den 
Frincip«  der  Tarifbildung  naeh  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt  man  etwa  zu  folgendem  Ergebnis»  in  der  Frage  des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eioe  niedrigste  Wagenelaase  (die  bisherige  vierte)  ist  za 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Yerkehrsgestaltnng  mög- 
lichst nabekommenden,  eventnell  selbst  etwas  darnnter  bleibenden 
Tarifsätze  tn  fttbren.  Anch  diese  Classe  sollte  jedoeh  den  ans 

humancu  und  sanitären  Rücksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmiicbkeiten  hietcu  (so  namentlich  8it/.-  statt  Stehplätze^ 
Die  Zahl  der  höheren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  inindestens  im  Verhältniss  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Hücksichten  dies 
dnrchzalühren  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft,  wenn  dies  zur  Erzielang  der  nothwendigen 
Dnrehsohnitts-Rentabilität  der  Bahn  nöthigi  nnter  Umständen  aneb, 
wenn  es  znr  Ermögliebnng  zweckmltosiger  Tarifermfisstgnngen  fllr 
.die  unterste  Wagenolasse  oder  im  Güterverkehr  erwttnseht  ist 

2.  Die  Tarifregelnng  naoh  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 

zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 

lichen  Modificati  oncn  durehzufiihreu  ist. 

Najueuüich  simi  a)  uicdrigere  i^kUo  btatthaft  und  auch  imanziell  zwer.kmäaaig; 
tt)  zwiach«!!  nahen.  Pnnrtan  mit  sehr  lebhaftem  Localverkehr  (theilweue  erfüllt  im 

System  der  Uctourbillc  te,  der  Aboaueincntskurtcn)^  daher  auch  uiit  im  Interesse 
»Irr  I)rcoutrali>atioii  des  Wohnnri'jrsw«?icn8  der  Grossstiulte  nn*]  mn\  Z\^crk  >iii«a 
Hru<hs  des  sUdtischeu  Wühuuu^<abudcriinoaopol3;  lerncr  ^i)  lur  grttssere  ünt- 
fernnngen,  vo  der  tvMv  Distanzensatz  verhältniasanlaaig  etwas,  aber  lücht  zn  stark, 
abnehmen  kann  fni  ;i >.-> i  s; «' i  I) i  f fore n  t ial tar if,  Ketourbilliitr  fb»d  »len^'n  j'^dot  Ii 
die  Ht^chräokoog  aui  /u  kurze  Zeitdauer  Cweoige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzüge 
oft  noch  die  Benntzharkeit  granz  rereitaltj:  RciHcbilletc).  jedoch  ia  der  Begcl 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
siekehrt  bi  sind  huhoi  ■  Siitzf*  :iuf  ganzen  Linien  und  uif  einz  «Ini  n  Sti. .  kcn.  welche 
beäoadcrii  ihcuer  /u  bauen  oder  zu  beireibuu  sind,  auch  \  olkswirthM  haitiii  h  zulä&ÜK 
and  mitonter  —  freilicli  nicht  immer,  wegen  der  Ge&ilir  sich  noch  vcrkleiaemdea 
Verkehrs!  -  finan/icll  angebracht,  z.  R.  Iiei  Tvsnels,  BrUrken,  wo  auch  öfters 
ächou  höhere  Sätze  in  Kfiift  sind. 

Viel  radicalur,  alier  auch  phantastisi  hci'  iiud  die  ult  von  ihm  schon  wiederholten 
Voncidäge  Perrot's.  ^,  Ii.  Misenbahnref.  S.  UM.  Nach  /\jialogie  der  Pcuny- 
portoreform  wird  hier  eiii-  Halmt.irifr.  form  ]>roponirt,  mit  Zugrundeleguniu;  eine-  -  in- 
facheii  ZonenüV »teiflä  uder  ^auz  ohuu  Kucks.  auf  die  Eutieruun^^.  liu*  den 
PersoneDtarif  schlofr  P.  anfangs  i  Entfenrnngästafen,  bis  10  und  Uber  10  MeOen  m. 
mit  Sätzen  lur  die  ü  verbloib.  (  lassen  Tou  1  u.  2  Thlr.  für  1  GL,  5  ijr.  u.  15  gr. 
t'Ur  2.  Ol..  '.'<  u  Ii»  -T.  fllr  .H.  Cl.;  neuerdings  ging  er  noch  weit«'r  ii.  pladirte  für  :^ 
Classenstuteii  bei  d.  pieuss.  Staats  bahnen ,  ohne  jede  liaek».  auf  d.  Entfern.,  ueml. 
*i  Thlr..  le  gi.  n.  5  gr..  was  b<i  gleicher  Frequenz  wie  IBU»  ».324,000  Thlr.  £iu- 
nahnn-  statt  b,T02,t)')0  Tlilr.  '^hhe.  In  dn*  ^lutiviniiijr  wini  ri'  litij  )).  t.mt,  daäS  manche 
helbstkoätcu  gar  nicht  von  (l<-r  zurückgeiegteu  VVcglän^c  abhängen,  bei  niedrigeuj 
Taiif  ohne  oder  ohne  i'utsprecb.  Steigerung  der  SeLbstkostca  viel  mabi  ntltziicbea 
Gewicht  befördert,  also  eine  bessere  AnsnatzuDg  der  Ladefthigkeit  endelt  werden  Qod 
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die  Frequenz  aiuiseioni.  stci|^eu  wOrde.  Wabrsclieiul.  ist  LcUtcrcs,  abur  P.  scbciut 
die  Wirinmg  einer  solclieii  Tuilroform  gerade  im  P^fsonenrerlichrzu  abencbitzeB. 

£iu  bcdeuttnidcä  Dt  firit  mOclitc  bleiben.  Dimn  1)  die  Kosleu  der  Bahofalirt  bilden 
doch  nur  einen  —  n.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  jjeringen  —  Theil  der 
(iesammtkosteu  von  (ieachäfts-  u.  Vcr^nOgungsreiscQ,  uam<'ntlieh  bei  "grösserer  Kni- 
f'eruung,  veshalb  die  Ermasiigiiog  dieses»  einen  Elementa  der  Kosten  nicht  notbwendl|t 
die  Frequenz  sehr  zu  vermehren  hrjiueht;  u.  rlic  w-rmehrt«-  Honutznn«^  ilc  i  Kisen- 
bahnen  erheischt  doch  vor  Allem  wehr  freie  Zeit,  die  aber  fiu-  Ueschälts-  und 
YergnUgunirsreiseii  beschrttikt  ist.  Auch  hän^t  imoierliio  ein  veiend.  Titeil  der 
Selbstkosten  von  der  zurückg;eleg;ten  .Weglänge  al>,  weslialb  es  nicht  richtig  ir&re, 
dieses  Moment .  ähuUch  *  ie  beim  IJriefiwrt« .  }far  nicht  mehr  im  Tarif  zu  berü«'k- 
sichtigcu.  Post  und  Eisenbahn  }^cstatt<-n  Iiici  doch  nur  in  eini<ren  Pnncten  oineu 
Veigieich  u.  nntenclieiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  nanif-ntlich  aber  gilt  die« 
vom  Pewonenrerkehr.  Die  Diiii  Iii  iliiuiiii  (Icr  'scheu  Vor^M  lil<iL:c  wurdi  ''inllif'h  vor- 
nehmlich dem  wuiterrciscudcu  vohl  haben  deren  Publicum,  bcsoud.  auch  dcu  Vcr> 
gnQgungtireiiicijdeu  xa  Statten  Itommeu,  was  von  zirdfelhafter  Dilliglioit  wUv.  ~ 

\Vichti;£-er  ist  die  bedeutiMine  Penioni  iitaiifroforin  auf  den  b e lg.  Staats balineu 
vom  J.  lijüt»,  die  allrrdiuirs  im  J.  1^71  durrli  'Ins  ü'"_'ueri>che  Mitii;t>'riuui  iritramon. 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sic  wirit  auf  V  orschläge  wie  die  eben  erwahnteu 
auch  einigM  Ucht.  V^l.  den  eingeh.  MiniKterialbericbC  v.  10.  Dcc  lb69  aber  die 
am  1.  Mai  ISßO  eingrfiilut«  Tarifreform  in  d.  Sitzuntrsber.  d,  belu.  Rcpräsentautcft- 
kammer  ISüD— 7<».  j>.  öH — laO.  ebendiis.  d.  Debatte  einer  techn.  (.'ommissioii  darüber. 
Näheres  darüber  und  über  die  ganze  Frage  der  Pei^nentarifermäi»si;^ung  (gegen 
Petrots  Project)  in  meinen  bezU;;l.  .\iifs.  im  „Deutschen  Economiat^S  1S72,  Nr.  I 
und  3,  i^oirrucn  dann  P -rrot  polemisirte  in  s.  „Anwcud.  d.  P»-unyportosyst.  auf  ti. 
Eisen  bah  ntarif".  Kost.  Ibl'ii.  Ich  habe  ua  nicht  für  n&thig  gefunden«  an  meiner  Dar- 
stellung in  d.  6.  A.  von  Kau  (§.  255  Noti*  c)  etwas  todem. 

Zu  d.  Tarifreforni  wurde  d.  b<ilg.  l{euierun;r  durch  Gc-.  s.  t.  Iiili  isr»'»  ,  t- 
mächtigt.  >k-  erfolgte  durch  V  v.  20.  Mär/  l*»f'vr.,  wurde  aber  vorerst  nur  tlieiiwei-e 
durch?reführt.    Die  Principien   waren  «liesc;  au  Stelle  des  festen  Distaji/.<;up rebus  v, 
a  und  4  eent.  |>.  Kilometer  fUr  d.  '.i  Ol.  der  gewöhnl.  Zage  trat  eiu  Diffe- 
*  runtialtarif  niit  a!»n.  hui.  Sät/cii  für  weiter.'  Kutfeni,.  nemlich  für  d.  Uni«-  izii 
ö  Kil.)  bei  d.  ersten    i^  Ueues  SO,  20  u.  15,  l)ei  d.  zweiten  10  L.  15.  10  u.  7  a, 
bei  d.  21.— 52.  L.  to,  T'  ^  u.  5  Cent.  Schnellzüge  mit  2o  «i«  (bi^ber  25  7oi  Erhöh., 
aber  jetzt  verschen  mit  allen  S  Gl.    FUr  den  iuternat  Verkehr  blieben  die  alteii 
Tarife  in  Kraft,  dö<  ]i  war  nicht  zu  verhiiid-  ni.  das»^  <1.  IJeisenden  vielfach  keine 
durcligeh.  Billete  mehr  nahmen,  sondern  au  den  drenzeti  d.  billigi-ren  Bülcte  dei» 
inneren  Verkehr;«  kanflen.   Bewpiele  der  Tarifkütz«»  nach  d.  »  T.     a)         h)  1!$56 
u.  r)  ISmi:  Brüss.  l-Mr,  ]i.  'i,   ü,'  .*{  Cl.  a   150.  lOO,  t>0,  h)  ^r.  svAhul 'A.  1^0.  I.HO,  »»5. 
c)  dsgl.  ISO.  I')0,  S5.    Hiaascl-Aütwerpcn  a)  300,  200.  125.  b)  -ewölinl.  Z.  H50,  270. 
1S.5.  c)  dsgl.  320,  225.  155.    Brüssel-Gent  a»  450.  3«M),  175.  U)  470,  350,  230.  .  j 
340,  235.  170.    Brüssel -Ost.  nde  ai  900,  600.  350.  bi  1000,  750,  500.  .  )  500.  .-135, 
250  '"•nt     Die  «iustweilen  nirklirli  «r»  !  t-  ti  d  i- ii  Tarife  v.  ISOl»  waren  indesüf»u 
etwas  ander»  geregelt;   fiir  die  ersten  7  Lieues  blieben  die  alten  Satze,  t.  die 
^. — 15te  I«.  eilbipte  eine  waehscndo  Rednctien  narb  den  3  Gl.,  1.  Ol.  v.  ß.3  —  .HR**. 
1U-  V.  S  3— 43-3.  3te  V.  0.4-  36-7"  „;  v.  d.  IR.  L.  an  tiat  die  Keduction  nach  V  .  v. 
20.  März  IMWi  «in.     ml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten        t.  Cl.  u.  :J.  Cl.  30— ti.;. 
2.  Cl.  45  s  -   05  2  '\  :  >  iuige  Abweich,  f.  Schnellzug.'.    Der  Erfolg  der  Ma.>s«»r<-gel 
lionttte  nif  tit  unzweifelhaft  festgestellt  wcrd<  n.  die  Il'-rechnuniren  tl  -i  lie^rierung  wor- 
den z.  rii.  als  unrichtiu  oder  doch  unni' Ii.  r  liestritten.   Aus  dem  Vettfleich  von  Isbv 
mit  1S65  sehi-iut  itich  tudebseu  zu  ergeben,  da$s  eiu  Eionahweausfall  v.  min- 
d<*8tenH  nao.tfOO  Vt.   (Andnre  schitzen  ihn  auf  IV/,  bb  1*6  MUl  ).  dagegen  dnc 
Zunahme  der  lau_''  reu  Kei-  n  ('  ,  Mill.  Per».^  u.  keine  UK-rkban-  Kü<»teuvermf:linin|r 
."')  eiuu'etreteu  ist.    Diiss  dl"   Helurni  >icli  tiur  auf  '    der  Keisenden  (übi-r  10  Lieues) 
u.  in  erhebl.  Maa^e  nur  aul  '  |„  di  iscHien   iib«  r  21  L.)  erstruckte,  i^t  dabei  zu  b»  - 
.\cbtett.   Darin  lag  wobt  der  Hauptmanirel.   Dir  belg.  Erfahrung  mochte  immerhin 
dan    ( Jbeuijesagte  bestätiiren.   dass  sclV»^;   'in-    ^r.u'ke  Krmä^sinunj;  der  Taiir-  ftir 
längere  Strecken  nach  d.  Dilfereutiaiprincip  die  Frequenz  nicht  entsprocbcud  steigr-rt. 
Dnich  Minist. -Verordn.  r.  i9.  Sept  1S71  vnrde  rom  1.  Nov.  1871  an  das  DifferrMt- 
tisHy^tcm  a1«»ler  verla!}<i4*n.  fllr  alle  Kntfe>mungi>n  1«     Ermäi^sigMn;  an  d«-n  Tarifen 
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von  Isöl  — .j4  bis  IbOfi  bestand cti).  aurisoniem  ein  gUusti^cs  Krtour-  u.  Aboiiuc 
•uentskartcnsystfiii  srcwSlurt  IMe  Ma.ssres:el  bing  mit  dtr  polit.  Pa^tei^telllIllg  des 
derio.  belg.  Ministcritims  znsamin6B.  Als  Motive  werd-n  •geltend  i^cinaclit:  iH«;  unge- 
rechte BegOnsti^ODg  des  veitea  toi  denk  uabeA  Verkehr,  der  reicheren  ?or  den 
Ueteeo  Leuten  im  bisher.  Differentbdsyslem:  die  nreeUose  BejcrQnstigang  dw  ini 
intern.  Verkehr  das  Land  durchreis.  Fremden,  der  Einnah ineausfall .  die  Aiissichts- 
iosigrkeit.  dass  du;  Privatbahnen  den  Stnatsbahntarif  annähmen,  dii-  Erschweruii;?  di'n 
—  sehr  allgemein  gewiuii»cUtc(i  —  KUckkautV  «ior  Privatbahneu  durch  den  .Staat  bei 
dem  oarentablen  DiffiDrentialsystem.  Efiass  ii.  Motive  ».  im  Monitear  bei»re.  20.  Sepi 
IS71.  yis  wipl  kaum  /n  leos^nen  sein,  dass  di«-  Massn-iirel  von  l^^nn  in  .l-  r  Ibifolpiing 
des  Diderentialprin^.  m  weit  gin^.  Ueber  ähiUicüe  Proiecte  vic  die  Perrot'schen  io 
England  (Galt.  Branden),  mit  einem  richtigen  Kern,  aber  pbantast.  Gonse- 
qnenzan.  mtheilt  Colm  IE,  526~ö41,  bes.  S40  veeentlich  «benao  wie  ich  hier. 

3.  Der  UnterscUed  der  i5chiielligkeit  der  Befördenmg  ist 
in  der  Tarifinmg  so  zu  berilcksichtigen,  dass  niebt  nur  Schnell- 
züge theurer,  sondern  anch  die  Personenbeförderimg  in  Gnter- 

Zügen  (sog.  genuBchte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  rersonenzUge  sind,  der  Verscbiedenbeit  dc8  Gebraucbswerths 
der  l^eibtuug  entspreclieud. 

Auch  hier  besteht  fiur  wieder  die  hchwicrifckcit.  dat^y  durch  biüij^on;  Tariie  der 
PenoDenbofiBnierung  In  ir<*muschten  Ztlit^n  letztere  nun  NachflieU  des  Dieiiüts  tlber> 
-»etzt,  dte  Pt-reoncuzüge  zu  y  hr  mitleert  werden  könntt^i.  Eiui-  klein«'  Preisdillcrenz 
••rschoint  aber  dooii  mt^trli'  b.  Eine  lieücJiränkntif;-  der  SchnrllzUfjo  auf  di»*  obersten 
Clas&en  ist  thuulichst  /.u  vurmcidcn,  mindestens  i^t  eine  sob  he  nicht  bei  allen  Schnell« 
zogen  umwMideu.  Vollends  aber  darf  ein  indirecter  Zwan^  zur  Benutzung  höherer 
Classen  iii  Ii*  r  h  /ti  ^sse  Seltenheit  iiini  iiriluMincnie  Kabrz-  it  di  r  PersonenzUj^r 
stattfinden.  Engl.  u.  tranz.  Piiiic.  iangu  Zeit  nur  1.  Ül.  In  Deutschi,  last  immer 
anch  2.  Cl..  nlier  längere  Zeit  nur  in  AnsnnhmefiUlen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Stiatsh., 
auch  3.  (Jl..  in  Belfiien  seit  ISGG  alle  3  Sicherlich  tragt  •Ik  M-  nge  der  Passagiere 
/i.  Cl,  <len  Zeitverlust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  ah>  es  die  wohlhabende  r'  it  Lrute 
in  1.  u.  2.  Cl.  than.  —  Neuerding-s  ist  in  England  v.  d.  grosäen  Bahnen  bei  aiieu« 
aidi  den  SchaelhOgeo .  d.  S.  Gl.,  init  gutem  finanziellen  Erfolfr  bei  starker  Zanahme 
lies  bezüglichen  Verkehrs,  also  im  eisfencn  Interesse'  dor  nabnen  i  iri.;rri;1irt  worden. 
Cohn  II,  .507  if.  Bei  uns  hat  sich  die  prcuss.  Staatsbahnviirwaltung  auch  in  diesem 
Puncte  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger, 

4.  Freigepäck  ist  nur  lür  die  unterste  Wageuclasse  zn 
gewähren.  Für  die  Tarifininp:  des  GepHcks  der  höheren  Classen 
sind  vornehmlich  nur  linanxicile  Rtieksitliteu ,  nicht  volk.swirth- 
schattliche  luaassgebcud,  man  kann  also  unter  l'niständcn  bis  zum 
Maximuni  der  Rilguttarit'e  oder  selbst  darüber  hinaus  gehen. 

Bekanntli<'h  in  Nonldeutscbland  allt!:cmein  50  Pfd,  I  reip'  pä-  k  in  Süddeutschlan  I 
keined.  (iegen  Aufhebung  der  (iepäckfroibeil  Schclfler,  TmnsportkosL,  S.  25,  trotz 
des  Nachw^ses,  dass  boi  den  brannachw.  Bahnen  die  (jep&dtbefbrdcrong  mehr  Kesten 

als  EiiiiiiiliiiK»  briii'^r.  Bei  tl>  ii.ickfreibeii  zalib  ii  ob' u  die  Kiesenden  ohne  Gopäi  k 
y^ewöhniich  dit  auf  kiir/cren  ."^trecken  n.  olt  die  ärmeren)  für  die  Keiseiidett  mit  (iepack 
^ofl  wohlbabettd-  Verürnüjr. reisende)  mit.  was  doch  ernste  Bedenken  hat. 

5.  Das  ililietsy Stern  ist  tHr  den  £xpeditions-  und  Controle- 
dieubt  möglichst  zu  vereinfachen. 

S.  0.  Seite  Tis  ii.  1m  >.  S.  holt/..  S.  53  tt. 

Nach  diesen  r?rnn(lsät'/cn  hat  die  Oe  setzf^ehnng  den 
>Iormal-Fer8oneutarii  der  btaatäbabnen  iestzustelleo ,  wobei 
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der  Vervvah  II  11^^  aljcr  cm  ^cvvisber  Spielraum  t'Ur  kleinere  Ab- 
änderungen im  Verordnungswege  durch  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gern  achten  Erfahrungen  müssen  m  niclit  zu  langen 
Perioden  statttinden.  Im  Verorduu ngswegc  dlirteo  sonst 
nnr  provisorische  Veränderongen  getroffen  werden,  die  dann 
durch  die  Gesetzgebung  zu  genehmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
rednotionen  von  zweifelhafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sieh)  anch  dnroh  die  Gesetzgebang  erst  ein  Preyisorlnm  von 
bestimmter  Maximal-Lftnge  einznfBbren. 

Die  IN  läuiiciiurife  urfunlurn  im  (iaui^cu  nicht  die  leichte  Boirugliclikeit  wio 
die  GOtertarife.  Daher  Hast  ateb  bd  jenen  die  fesetsliche  Befelanf,  imaeran 
-.on^fiji-a  i^flentlichen  niianzrfcht  .:i'in!ls>.  doch  als  das  Richtig«*  *ii'7:<ichni-ii .  auch 
wenn  d<ir  Verwaltung  im  Uiitcrtarli'  die  Normiran^  der  Öätze  ganz  oder  in  {^röeseroiu 
Maas»'  i)b<'rlas8en  bleibt. 

Unsere  Person entarii'e  >ind  hock  Und  rOA  ßi'^^iun  der  Eisenbahüiira  au  tui 
unverändert  -eblieh  ri.  ah<_'<'S»'ben  von  Maf*?rf'-'«'ln.  wie  tlir  Einftlhi'unjr  einer  1.  Tlas«*. 
(Prea&jcn),  wuhrend  die  Frachttarife  stark  ermäüsi^  wanden.   Eine  ßeducüou  der 
entereo  liegt  melufadb  im  rdksviithäcbafUieh«!!  lotereKsc  und  wird  durch  dae  finaa- 
xielle  Interuss<>  nicht  imiufr  aus^^ettchloäSen. 

Auf  den  prcitsü.  Bahnen  -  u.  ähnlich  war  faM  Ub^M-aii  in  D<at»:hland  und 
ajidcnswo  die  EntwickL  —  war  d.  Ertrag  p.  Ters.  a.  Meib;  1>44  H  ö,  1H56  3  5,  ISoU 
3  1,  1S65  n,  1881  2U  1869  2*T«  1875  2*7  Sfr.  (od.  1S75  3  6  Mark-Pfeno.  p.  Kil.  m.% 
alle  Clas8<;n  /usanim/'n  •^•r^clmet;  «'Ine  L''t'rin(re  Al>nahin*>.  iii>  noch  dazu  dtT  Ein- 
fahniag  u.  gtärkcreu  Beuauiung  der  4.  GL  Uauptäächlich  m  verdauiou  ii>t.  P.  Pen. 
Q.  Meile  «tirab  sich  ftkr  d.  1.  Gl.  1859  7'l.  1869  6*6,  1675  5*98.  2.  Gl  4'6,  4*8  «. 
4-49,  3.  Cl.  3,  2  ti  u.  3  02.  4.  Ol.  l'O.  16  u.  l'ÜO,  Militär  l't».  |-4.  123  Sirr.  Bri  d. 
Angaben  f.  187.'»  sind  hier  d.  Erträge  bei  t,  '  wr.  Iml.  Fahrireld  initjethcilt.  d.  Durch- 
schnitt wurde  etw.iu^  höher  stehen  (Veränder.  in  U.  Aufsteli.  d.  auitl.  Sutu»t.).  (ian* 
andej*»  war  die  Bedaction  der  Frachttarife:  1844  p.  Centn,  n.  Mfsile  für  alle 
(iuter  i.  I).  71.  1S.56  34.  1^5!»  34,  1S61  32.  1^65  2*«,  I8f»7  \i.  IMiy  23  Pfunn. 
Ertrag.  La  den  10  i.  li»5U~li»69:  Eilgut  10  S  u.  IU'2  Pf.,  Frachtgut  d.  Normalcl. 
5  II.  4'5,  d.  ennäi«.  OL  u.  KohJen  2*7  n.  2  Ff.  NeaenUniw  ift  dieMs  Enniwifrun;; 
der  rt*latiTea  £rtr:ig<'  im  (luti-ncrkehr  allerdingä  nicht  wi  itor  fortgc^icJirittHn ,  sondern 
die  nmg>'k<>hrt(;  KnfwirLlüng  hat  atjch  liier  zeitwftsM  Platz  ^'*'^riÜ"«'n ,  •■rit'^i>ri*rhijiiil 
den  »t^rk  gebtiegenen  Betriobäauägabeu.  Ka  war  in  den  neuen  Maaü^en  u.  Worthen 
p.  Tenne  u.  Kilonetor  der  Ettng  in  Markpfcniiigen: 

FfttdUgat  in 

^  ÜÜ'ilSÜ  In  ,.n.,> 


.perri,..  Va3?-  ^T^f, 

iHfiT  2'i'»()  (  —  ."S-50  —  —  ) 

1S6Ü            22-50  (  —  4.83  —  —  )  iSH 

1871            21  66  (  —  4-50  —  —  )  4  S3 

1873            21-33  1  1-10  8*16  4()(i  333  4*60 

1S74            2*2  5(1  1150  ?H»0  |S3  ^•U\  t-66 

1875            24  77  12  70  O.titi  1 9 j  .V28  4*79 
Vgl  auch  die  TkrillabeUeii  über  d.  Noiddeat^cheu  Eiaanb.« Verband  In  Hchoffler*« 

Sutist.  Beitr.  S.  Hf<  ff,  (1S4S— 7SX 

294.  —  B.  Güterverkehr. 

l.  Vorsehiiiire  zu  pri  ntipielleu  U  lugeistaltun^cn  im 
ganzei)     üici  vci  k  chrt§8^  ütctn.    Mehrfach  ttind  iu  Kreisen 
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der  Tiieoretikcr  und  der  NertVacluenden  üewerl)etreihendcn  fkanm 
bei  den  techoischen  und  aduiiiiistrativen  Practikern  des  Ki8eiil)ahn- 
weseus  selbst)  Plaue  zu  einer  völligen  Umgestaituug  de8  Eisen- 
babnwesens,  in  der  Regel  mit  der  ßescbränkin)<;  auf  den  Güter- 
verkehr, aulgetaucht  und  Öfters  erostlicb  verhandelt  worden.  Es 
Bind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung^  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Ztige 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenbahngesellsehaft,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenhahneigenthümers  dessen  Schienen- 
wege zu  betahreu,  das  englische  sog.  System  der  running  power s. 
Die  beiden  ersten  JMänc  liahen  die  Hedentnn«^  einer  allgemeinen 
Hefornininassregel ,  aiuh,  und  nach  ein/tliien  Stinunen  gerade 
beim  Staatsba  hn^y.steni.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
VerhUltnisse  des  nach  Eigentbumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder  gemiachteu  Babnsystems.  d)  Eine  weitere  Frage  betritt  die 
Uebernahme  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltnng  selbst 

VtrI.  r.  all«'  diese  FUdc,  bes.  dvn  crstou«  du-  Erürt<jruii.t;cu  v.  Michaelis, 
Dorn.  AI.  M«  y«'r  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deut^-hen  1* reihandobpartt i .  sowie  die 
VerhaiidiiiUi^ea  «ler  Uütei  dem  £uiilu2>b  diesor  Pttitei  atclitmdcu  V'crciiie:  Deubciiur 
Handelstag,  volkoiriräisch.  Gortgiess  (Wien  1873).  Die  Behandlanir  des  (logenstaads 
macht  den  Eindruck,  als  ob  tiigcntlich  alle  diese  proliKiii.  Experimente  nur  erörtert 
werden,  um  das  „1  irie-Coiieurrenz-Prinriji"  \v<nig:st<ns  noch  einigermar>?en  halten  zu 
können.  S.  diqjej^en  bes.  Cohn  11,  Kap.  aiicli  z.  Th.  Perrot,  dann  Ücheffler. 
Statist.  Beitr..  nicht  mind<.>r  Sax  II.  »2— ]38,  l>es.  107,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr  und  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltun^^  nur  den  Wej;-,  die  Transportmittel  und  die 
Locomotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatindustrie  überlassen  wUrde,  kann  binsiehtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbahnen  geprOft  werden,  erscheint  aber  unzuUtesig. 

Diese  Trennung  hatte  das  (iute.  ninc  neue  Arbdtstheilung:  dnFchzuflthren ,  den 
B:ihtt<  n  b'-soiul-  r^  l  istig,  (f,  >(  Lriftf  abzunehmen  und  viel!  'icht  zu  einem  günstigeren 
Verhältniss  des  todten  zum  nutzlioheu  lieiricht  zu  fuhren,  weil  die  Wagen  i>e:»er  aus- 
g^entltzt  würden.  Aber  o$  fraart  sich,  ob  der  Vi'rkcbr  auf  dteae  Weise  bosser  und 
weniger  m «< fui  p u I  i ^ t i s <  Ii  bedient  wurde,  was  uovaUrscllidnlicU  ist;  ferner,  ob 
nicht  t-erade  die  Natur  drr  Kifsenbalmen  die  ^  er  einig  un^  jener  tiesrliafte  im 
Interesse  der  Ockouumie  verlaugt.  Kiustveileu  wird  uau  fUi  weitere  Vorschlafe 
itber  das  Tarifweson  des  Gät^irrerkehrs  von  der  Verein ifnuff  des  Fatr-  u.  Fracbt- 
jreschäftb'  in  der  Haivl  der  Hahnen  di-i:.  Ip-n  müssen,  ('ulin  II.  bs  ü.,  kommt  nach 
d.  eutrl.  Erfahrungen  /ii  di('sem  Erfrebnis;>  u.  widerlegt  dann  treHend  die  in  Deutsch- 
land rerbreit.  Ansichten.  Ebenso  Sax  II.  ITi.  Scheffler,  Statist.  Beitr.  S.  17.  — 
Die  i>reu>s.  Eisenbniinuntersuehnngscommiss.  liat  die  ,.U<>berlas9ung  des  Tmtqport-  ti. 
.  Befrachtungswosens  an  die  Privatimternehraiingp*'  fciwde  beim  StMtsbahnsystem  f.  d. 
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Zakuoft  äuch  in  Aassicht  gtiionitn'-n .  Bor.  15.').  Eine  solche  Stclluuguahmc  war 
bei  dor  viilli^cii  Unreife  des  Projccts  miiulotens  VL-rtrüht.  u.  nw  die  Pi^fe  dtf  Vor» 
liebe  fui  gewisse  doctrinäre  Pzojecte  der  ManchesturparteL 

b)  Das  Beeht  der  Privateiii  die  Beförderung  eigener 
Bisenbabnwagen  mit  Frachtgütern  dnreh  die  Bahn, 
also  die  Einstellnu^^  fremder  Wagen  in  die  Zttge  der 
Bahn  zn  verlangen,  welebe  letztere  dann  nnr  den  Weg  und 

die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fabrdienstpcrsonals)  liefern  winde,  ist  nur  ciue 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr- 
und  Frachtverkeil r  und  Ilbnlich  zu  benrthcilen. 

£ti  hätte  äliolicliti  Vorthelle  aud  Bedenken  wie  dieser  erste  VorsclUag,  ausüerdem 
a1>er  den  ireitoren  VorAeil,  das  Kapitd  der  Eisen!»alui  ta  yeitinferiL  T>im  entgegeo 

steht  jedoch  das  schwerwiegende  R<  (J.  nkcii.  «Ihns  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremde 
Privatwaf^en  in  ihre  ZUp^e  einzusteib-n,  dio  ami- v.  jerzt  doch  im  (Jarizen  «^inigrrmaäseQ 
anerkannte-  Pflicht,  ihren  Wagenpark  d«'n  Verkehrsiiedurfuisaen  auzu» 
pnsBen«  ichlechterding s  unvereinbar  ist.  Doin  eine  solche  micbt  Itann  doch 
unr  b.üf.  hcn ,  wenn  oinc  Bahn  dann  auch  da>  Motioj»ol  der  Wagen v<  rw-  ndunjr  bat, 
auch  droht  dii-  Gefahr  eines  dopp<>lten  factischcn  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  nod 
der  Wairenbei>it2er.  So  w&ru  lei«;ht  zu  fürchten,  dass  der  N'erkehr  im  Ganzen  unter  de« 
neuen  System  mehr  leiden  wurde,  al»  unter  dem  alten.  Auch  Si  h«  rh<  itsrueksu  htM 
scheinen  ffejren  letzteri's  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  en^l.  Kriahr. 

c)  Von  zweifelhafter  DorchfÜhrbarkeit  und,  wenn  diese  nach- 
gewiesen werden  sollte,  von  nngewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahnwesen  den  Vortheil, 
dass  man  anf  solche  problematisehe  Experimente  Fon  yomheretn 
▼erzichten  kann.  Fttr  kleine  Yerbindangsstrecken  mögen  sie  aos- 
nahrosweise  am  Platze  sein. 

Cohn  D,  68  ff.   Ronning  power  bedeutet  Ubri^ens  nicht  nur  ein  genetalichet 

Zwangsrerht  zu m  Refill p  n  einrr  fremden  Bnln  miderii  auch  riii  b.  ^üfjli'  lies  Vertrags* 
mim.  Abkommen.  Kh.  S.  bii.  Sax  II,  il's.  Eiuznln«-  soiehe  i  äile  vertmirsmäs^ 
üeberelnkonunen«  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  i  Worgl-Innsbruck,  Strecke  der 
8udb.gc»ellsch.  mit  benatzt  von  der  Stantsbnhn  mr  Verbindnng  der  EUsnbethb.  n.  der 
.Ulbergb.\ 

d)  Hinsichtlich  der  An-  and  Abfuhr  der  Gflter  bei  den 
Stationen  iässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  nnd  bei  gewissen  Gutem  scheint  aber  die  Ans- 
ftthning  dieser  Leistungen  dnreh  die  Babnverwaltnng  seihst  ökono- 
misch  zweckmässig  nnd  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzndrftngen. 

Cohn  IL  S5  ir.  Also  abermals  vermehrte  Goneeiitraticn  «Oer  (ieschiftt%  weltAe 

mit  deut  Eiricnbahnwt^  n  in  V<  rMndun»^  stcheti  iti  <  i  n  *  i  Hand.  DarHU^  geht  wicdeniui 
eine  Verstärkung  des»  mouopolisti>eht)n  Charakters  di euer  Anstalten  hervor«  woraus 
neae  (ininde  für  Staatsbahnen  folgen. 

295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarif biidu  n g. 

Bleibt  demnach  din  Vereinigung  ron  Fahr-  nnd  Frachtv erkeh r  in 
der  Hauptsache  beistehen,  *ss  das W^rscbeinlichste  Ist,  wenirn  auch  diu  wescnt» 
iioben  Punttv  Ue.H  bisherif<*n  Tarifwesens  ircrhleibcn.  Nnr  können  dir*» 


Digitized  by  Google 


(iruud:iat/.i:  l'ur  (itUerturife. 


777 


selben  enteprecbeodfl  Modificationen  gornäsM  dem  Princip.  bei  der  Ko:,'<>lui)g  der  Tarif* 
sitze  mehr  die  Selbstkosten  zu  berUcküichtigcii,  erieidt-n,  was  nach  dum  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothweudig  and  passend  ist,  aber  doch  noter  Umständen  zweckmässig 

sein  mag. 

ü)  Die  Unterscheidung  von  Eilgut  mit  hiihercu  und  Pracht- 
gut  (i.  \v.  S  )  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  fttr  rasche  nnd  lang- 
samere Beförderung  ist  i,'Rn/  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarit- 
»ätze  kann  man  sich  Ireier  bewegen. 

Oüfters  ist  wohl  das  EiluMit  /.u  hoch  taritirt.  ;iuch  wenn  man  auf  flie  erhrhlich 
höheren  Selbstkosten  des  Tr<ui.H])ort.s  Uucksicht  nimmt.  Eine  Ermausig  u  ag  des 
Eilguttarifs,  der  erentucll  weiter  claasiiicirt  werden  kann,  aber  nicht  nolhvendij^ 
veiter  classiücirt  zu  wt-ni  n  braucht,  ist  daher  wnhl  mitunter  zu  erwäu-en. 

£ilgot  wird  in  Deutt^cbland  i.D.  2  mal  so  hoch  als  Normal -Frachtgut  u. 
4*^5  mal  so  hedi  ab  ermäss.  Gnt,  8—1  Omni  «o  hoch  als  Uasscns^ter  wi«  KoMen 
u.  dgl.  taritirt.  S.  S.  774.  Expedition,  Manipulation  sind  hei  Eilgut  mühsamer. 
Atisnntzung  der  Watf^en  gerinfrer.  Bei  einem  mri8äig»T«-ii  Satz  würde  Letztere!»  sich 
wohl  vcrhesäcrn,  mitunter  die  Einrichtung  liosonderer  Eilgut'  rzuge  rentabel. 

b)  Im  Frachtgutverkebr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  Kiiiiual  sind  Stückgüicr  (Frachti^^nt  i.  e.  S.)  und  Maasen- 
gütcr  üder  Wagenladuugsgüter  zu  unterscheiden. 

Dies  IT' st  hioht  in  un>cren  Tarif- n  atrch,  nur  mitunter  zu  sehr  i;  ir!i  deui  ein- 
»uitigeu  £rmc:::>ui  der  Babiiverwaliung.  Statt  dessen  kaim  die  Bestimm uii^.  ia  welche 
der  beiden  daasea  die  einzelnen  Güter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  Fraclit' 
geber  tlherlassen  werden.  w.>nn  er  sicli  den  Bedingungen  für  die  BeforderunE:  der 
dasse  fUgU  AXa  Ma^^suuguter  gelten  dann  z.B.  diu,  welche  in  mindestens  uluur 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  anfgegeboo  oder  flUr  die  der  Tarifsatz  fftr  eine 
üolcihe  volle  Ladong  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stflckgttter  und  MassengUter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagcii^  die  zn  ihrer  Beförderung  dienen  Talso 

namentlich  bedeckte  und  offene  u.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Guter  befördert  haben  w'iW. 

Y)  {Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  au eichen  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verhäitniss  höher  als  anderes  btttck- 
gut  tarifirt  werden, 

4^)  Bei  solchen  Gittern ,  welche  bei  der  Verladung  u.  8.  w. 
grossere  Manipaiatioosarbeit  maehen,  sind  bestimmte 
Frachtznschläge  snlSssig.  Aueh  hier  moss  aber  die  WiDkttbr 
der  Bahnverwaltang  heschräDkt  werden/  soweit  nieht  den  Fracbt- 
gebern  die  Verladung  selbst  Überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Gtlter  mit  Kticksicht 
aul  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tanle  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenhahuen 
nicht  unbedingt  begründet.  Es  wUrde  daher  genügen,  alles  bttick- 
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und  Massengut  bloss  naeh  dem  Gewicht      tarieren,  jedocb  auch 

nur  bis  zu  einem  nicht  zu  lioheu  Maximuni  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlusts,  der  Beschädiguiii;  u.  s.  w.  Vergütung 
zu  -rwäliien.  Höherer  Werth  mlisste  durch  Tarif'znschlaj;e 
versicliert  werden.  Indessen  ist  nnc!i  dem  Gesairtcn  eine  Ah- 
weiehung  von  solchem  gleiehmassigen  Gewiehtstarit  aus  anderen 
Gründen  zulässig  und  oftmals,  besonders  zur  Herbei fUhrang 
einer  volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Vertfaeilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht- 
geber  zweckmässig,  insofern  mit  Kecht  anch  allgemein  Oblieh. 

So  frufft  stich,  ob  M  der  Auwendnag  Aiu^  bloiBSisii  (jewichtiUiri&  die  gt" 

nilirciKti-  1\  c  n  t  n  )i  i  1  i  f  ä  f  fl'T  Bahn  .  oi!rr  die  vollstäinliec  D.'ckung  di;r  di-'  Vrr- 
T^iiisung;  und  Amortisation  des  Kapital»  mit  tMithalt<uden  Sclbätkostrn  überhaupt 
zu  orziolen  und  ob  uicht  zu  dickem  Zwecko  dann  di<-  Tarife  alier  Guterctuucu  so 
viel  zu  erhöhen  wiren,  dass  die  MasseQgtttor  dabei  zu  theiier  UriKrt  u'nrdcu 
und  deshalb  wwU'v  vmigrr  den  RahniniDsport  Ix^nutzcn  konnten.  So  kann  dt« 
Sache  öfters  n  cht  wohl  lietjcn. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 
Stückgütern  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 
ungefährer  Werthgleichheit  die  erforderlichen  Werth- 
classen  dem  Hassengfiter-  wie  dem  Stttekgfltertarif  eingefügt. 

Dadurch  wini  die  Diffcrcntiruiitr  der  Tarif  in  <-\\i>-r  \cin  dem  notliwriidi^ .  u 
l  inanzintcresse  der  Bahn  gebotenen  ümfanL'e  aufrecht  erhalten .  und  zugleich  berecb- 
tigtea  voiksn  irthschaitlicheii  und  socialpolitischeu  IJucksi«  hten  Kcchnung  u>  tragen. 
Eine  jfewis>e  VcreinfHclillttK  der  Tarife  i;cgt'uüb«r  dem  Tarifwirrrarr  und  der 
Tarifwülkiilu  im  Privatbahnsx >teni  ist  ubi  i- Iiicrbd  selir  \voiil  inöglich  und  KweckmiMMitr 
und  läs^t  dich  durcii  dat»  Staatsbahnsyatem  herbeiführen. 

Vrl.  ktermil  dh<  1871  von  mir  Mtfiretiteliten  UrnndBiiz«»  In  vor.  Aufl.  §  27(1  o.  die 
damit  mehrfach  Uberoinstimnieitd^Hi  ReschlUssc  d«  r  Taritcii<|Ui't>-Cüiuniissiun  t.  Kl  De« . 
1ST5.  Hirtir»-  Annalen  ISTli,  S.  4Ci8.  j9(>:  Annahmr  (\>-  ein  weiii^  modificirt«  ii. 
«so^^ru.  „  ua  tuiiic  h'  ii"  (..el.s»->s- lotlif.*" i  Tarifsyst«  ui  .  Di- s  war  iud  sa.  n  praktisch 
nicht  durchzuführen  n.  Iiatte  doch  auch  mehr  theoret.-phncip.  Bedenkrn.  rie  dies 
Kf"^.  S;iv  II,  I  j<)  (I.  ii  ii  lnvt  i-(  |'i  i.riniri  nif  li  <Ii<  s  •  Tariffraj^c  mit  derj«  ni'j>  ti  des 
leituadeu  V  erwaltpiiucips  ui  V  crbindunsi; ,  wo  er  aber  s^-ineraeits  ubenfallA,  wie  Irüher 
ich  n.  A.  la.,  xu  sehr  schabloiiisiit.  S.  auch  v.  d.  Leyeii  in  Schniüller*«  Jahrb.  f.  d. 
licttlacbe  Reich  l^Sd  II«  181  ffl  Uber  Vereinfachunjren  im  deutschen  Tarifwew^n. 

§.  296.  —  3.  Durchführung  eines  solchen  Tarif- 
Systems. 

a)  Als  unterste  Classe  des  Güterverkehrs  wird  die  Betorderun^ 
von  Massengütern  in  ut'fcnen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarit- 
satz  („unterster  Normaltarif")  dafür  wird  znnäebst  möglichst 
dem  hishcrigen  Sclhstkuästenöatze  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  iiuterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerfallen. 

Eine  noch  w  eitere  l«'<:.iuction  diesi Tarifs  t  i  w  t  ist  -ii  h  öfters  thunlicli.  u<  il 
tfi  udü  b<*i  diesen  (intern  ein  niedriger  Tarif  di<  l're<|Ut  nz  sehr  st'  igert .  —  zuual 
V«*nn  eine  unbesi  hränkttjre  Zula>>sUD)f  dertiUter  m  dii  ser  BelOrdiTun^'^sart  slattlinifajt — . 

weil  dann  das  Vf-rliTiIf n i->     -  ru,lt.-n  /iitii  iiti'/.li«  Ii  ii  (i  v,  n  lit  -i'  h  sehr  Verbessert,  und 
wiedrruui  au»  so«  ulcu  und  Vülkswutlwchafllichen  i<nt  ksichten.  bleibiiod  oder  £cit» 
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veue,  gevisM  ordinäre  Gater  eiue  bosondore  Tarif bftfcllostiguog:  rordieueu  (Kobleii, 

Steine,  Erze,  DungbtoHe.  uiituiitur  KartoÜcln,  (it;trcidu^.  Vennche  in  dieser  KichtODg 
äud  dahur  nauientli<-li  von  (h  n  Staatsbsthrn  ii  zu  vcrlaiifrci». 

So  war  bei  den  pruusä.  Bahiieii  die  aut  1  MiUc  Bahidäiigc  bel'örd.  Ctiitiicr- 
uiasöc  1S59— 65— 18G9  (in  diesem  J.  anter  Eiiirechn.  dor  neaen  Prmr.)  verglichen  mit 
der  Boweguof  der  Tari&fttze: 

FrAcLtx.  der  Eriuä&>.  traclitg. 

Normalcl  w.  Kohl  n.  Kokea 

Menge     Tarif       M.ii-v      Tkdf        Menge  Tnrif 
ISVJ         100         100  100         100  100  100 

lb(i5         140  97  m  i)b  242      c.  Sl 

1869         171  94  67  90  268  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
koöteu  des  Transports,  theils  nnter  Mitberücksichtigiinp:  des 
Werths  der  Giiler  werden  Ii  ö  h  c  re  2v  o  r  m  al  t  a  ri  te  t'lir  Ma  s:^  en- 
guter  in  bedeckten  Wagen,  ftir  Vieh  iu  trnnzen  Ladungen 
(eventuell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wageuart),  l'tir  Stück- 
güter in  offenen  und  in  bedeckten  Wigcn  bei  den  Massen- 
nnd  Stückgütern  mit  einigen  Stufen,  festgestellt. 

Mitunter  wird  der  Tarif  noch  etwas  höher  als  in  der  Proportion  die  Svllistkoatcu 
btviKeu  köunen.  oftiuuU  daliiutcr  iiuruck)>lcibeu  uiUsäcu.  um  das  («ut  nicht  iu  die 
iintmte  Normeltarifclaese  za  drtngen.  Das  mnss  experimenfell  »rniittolt  irerdcu.  £nt- 

>pre«!hend  dem  unt»r  N.  c  des  vor.  l'aragniplien  darirelegti'n  Puiictc  wird  eine  kK-inr 
Anzali!  Tariff^^lassen  lu- Ii  dem  Wcrthe  der  Waareu  bei  den  StUckgUtum  and 
auch  hr\  deji  MasjSengUterii  u.  liildct. 

c)  Der  Tarit  ist  in  der  Hanptsaehe  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  für  die  Strecke  ist  die  Erhebung  einer  Expc- 
ditionsgebflbr  dem  l'rincip  der  Selbstkosten  angemessen  •  und 
im  Tarifwesen  statthaft. 

Vgi.  P.  VIII  d.  Besrhlüsse  d.  Tanfcoiaiaiai.  v.  lüU, 

d)  Die  Regelung  des  Streckentarifs  nach  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Gttter\  erkehr  als  allgemeines  IVincip  besteben, 
das  aber  ebenfalls  zabireiehe  und  einschneidende  Modificationen 
erleidet 

a)  Höhere  als  die  Nonnalsätze  dürfen  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

(i)  Niedrigere  Sätze  nnd  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fallen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  'l  lausports,  daher  be- 
sonders einmal  zwischen  riuieten.  welche  ;;ünstiire  Kück- 
frae  Ilten  gel)cn ;  ferner  für  grcissere  Knttenuingen,  dnrcli 
welche  die  Wage  n  voll  laufen,  wobei  sich  ein  Theii  der  Kosten 
repartirt;  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Verhält- 
niss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zn  rechnen  ist. 

Daher  z.  R.  ati'  h  auf  Grundla»-c  allg^ctn ei  nc  i  .  v«Mü^ffoii  tliolif  <  v  Bi-diiiM^uufffin 
uauh  betrandorem  l  cboreiukoutmen  im  einzelnen  l  all  mit  einem  FrachtgQber,  der  gleich 
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eine  Ijestimmfe  Anzahl  roU«r  Wahren  anf  diunal  beftrdern  1laB(.  oder  in  beaouderen 

Abonnement  mit  einzelnen  Frachtu^obcrn .  welche  in  dieser  flinsit  ht  ^^t'»is.sc  Re- 
dingnn^n  zu  erfülli-n,  namentlich  ein  gewisses  Frachtqaantnm  in  re^j^clinässig^cD  Fchodeu 

zu  liclcrn  versprechen. 

/)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  (be- 
günstigende niedrigere  Tarife  für  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benatzen)  sind  aaoh  als  Mittel  der  Con- 
currens  für  Staatsbahnen  solange  nnTWineidtich,  als  es  sieb  um 
die  ConeiUTenB  mit  ansländisehen  Bahnen,  mit  inlündischen 
Privatbabnen,  mit  der  Sehifffabrt  ete.  bandelti  um  gewisse 
Fraehlqoanta  an  sieh  zu  ziehen. 

Dilfercntialtarii'c  dieser  Art,  daher  die  nteiäteii  biä  jetzt  bcstuhcudua,  —  das 
Erircbnias  zufülli;^rr  Entwickluu^«•n  im  Eisenbahnnetz.  —  wflrden  aber  mit  Becht 

tv-  riir-tens  im  Inlanilc  bei  der  Dorr hf'ihnins:  des  St,iat^babnsy.steiii>  tTossentheüs  ver- 
schwinden und  nur  etwa  \wit:  in  England)  wegen  der  Ck)ncurreDZ  des  Seetrausports 
hie  nnd  da  r«fbleibeii  inÜ8Si<tn.   Cohn  II,  455. 

Viel  weiterirehende  Vorschläy:ü  macht  auch  liier  Per  rot  a.  a.  0.,  der  «in  Zonen  - 
»ystom  von  3  Zon-  ii,  hU  20,  20  —  50,  über  50  Meilen  mit  Tarifsätzen  jicr  Wa«ren 
V.  5,  S  u.  12  Thir.  befürwortet  Auch  die>^  !i:«'lit  wohl  /u  weit  u.  Uber  die  Ki':htigk<.'it 
des  ganzen  Prindps  ISsst  sich  streiten.  Immerhin  hätto  eine  solche  K<  form  mehr  als 
die  im  Personenvcrk.  vcrlnn-jt'  fo.  S.  771i  ein«  Aussicht  auf  ;;rinsti(feii  Erfnl-' .  leun 
fOr  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  Tbat  ein  Hauptmouent  der  Transporti'abigkeit, 
für  den  Menschen  nur  ein  sccandSre«, 

e)  Die  Normaltarife  .sind  unter  GewUhrnnp  eines  8piel- 
rauiiis  lüi  Abweichungen,  wenigstens  tür  Herahsetziinjcen 
»Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Ocfietzj^ebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nnngswege.  Alle  da«  Tarifwesen  betreffende  Verbältnisse  sind 
amtlieh  zu  veröffentlichen  und  dnrobaus  keine  geheimen 
BegQnstignngen  einzelner  Fraobtgeber  zn  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  naeh  den  gemaehten  Erfahrnngen  hat  in  knrzen 
Perioden  (8— 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifrednc- 
tionen  eventaell  znnäehst  provisorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zn  erfolgen. 

lieber  das  Verhaltnisa  dur  g<  aetzpfebcitdeii  und  anders,  der  V  erorduungs- 
rowalt  zom  Tarifr«tien  ttberbaii|it  n.  »ped«!!  auch  za  den  Gütertarifen  der  Staatt- 

bahneu  bezüdich  d<r  Ein  ri  «■  Ii  tun?:,  Keglements,  <  la-^  i  f  i  <  ;i  t  i  <■  n  .  Hr>bc  der 
Sätze  u.  ^.  w,  i^!  aneli  in  D.  iitselibnd  in<^tirfach  ni-uerding»  discjitirt  worden,  so  iu 
Prenssen  gelegentlich  der  Hcrathun;;  uh.  r  dm  Eii^cnbahurnth  v«»-  Bo*  <ler 

eingn  ilenden  Bt'dsutling  di^avT  Dinge  ist  die  ('om)ieten/.  d«'r  gesetzgcbenilen  Gewalt 
du(  Ii  an  <\rh  /n  v«  rlangen.  ah -r  d  i>  iiraktische  Bedürfnis«  erheischt  wieder  eine 
gewisse  freiere  Hewegong  der  \  erwaitung. 

Die  Keichsvi^rfassunir  liat  in  Art.  41 — 47  einige  Bestimmungen  über  das 
Eis('nl»abin\ '  ■  II  jfetroflcn.  darunt'-r  auch  li'ier  da>  Tarifwesen  Art.  4.')  u.  lÖ), 
wona<  h  dem  licirhe  eine  .J  oHtrol«-  Ub«  r  das  Tarifwesea*"  zusteht  u.  ?peciell 
auf  die  baldiirste  Einfuhruiig  nberciustimuieu'ler  Be t  ri <•  bsr e;; le m o uts  nowiu 
auf  mögli' hste  (ileichmis^igk<  it  tt.  lli;rab»etzun<:  der  Tarife  liingewirkt  wunlon 
^oll  (naiii  .rr<'\*>>eren  Entfernung»  ri    -in    I  m  Bednrfni>^?>  der  Landwiiths*  hart  u. 

ludur>the  niOglicb^t  •iiittpreelteuder  ermüssigter  u.  zwar  /.uuä<-hi»l  thunlichst  der 
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EiDpfennif -Tarif"  —  f.  Genlner  u.  Meile  —  fUr  Kohlen.  Kokes,  Holz,  Erze,  SCeiae. 

•Salz,  Boheiseu,  DungungsmUtcI  u.  ühnliche  (ic^rciistiindc").  In  Art.  4l>  werden  die 
Bahnen  ..hei  Nothstäiulon,  bes.  bii  ungewöhiilichor  Thtjuerunjj;  der  Lebensmittel, 
verpflichtet,  flU-  üetrcidc,  Mehl,  UubeuXi'Uchtc ,  Kartoffehi  zeitweise  einen  dein 
Bedttrfiiiss  ontsprocbeadcn.  vom  Kaiser  auf  Vorechlaf^  des  betrefiendeu  BttndesnidiB' 
aasbchusses  festzQstolleiidcu  ini  driu:eii  Spccialtari  f  l  inzuftihn^ii'*  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsten  für  iiuhproduetc  auf  d.  bcU'eÜ'.  Bahn  «geltenden  SutZf.  £in<-  gut 
guniüiute,  im  ..privatwirthschafti.  Vcrkehrssysteffl**  abor  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmniig,  weil  die  Hcrabsetzang  der  Tarife  leicht  darch  die  darauf  hin  <*rt'<>l- 
;rcnde  >pee«!ative  Pn  issteijrerunfi  der  Prodncte  am  V'ersendungsorte  wcttj^em  t  I  r  wiid. 
Diese  u.  andere  Bcstiuuuuugen  der  Keichsvcrla4>sun^  sind  dem  damaligen  z«  r^piuierteu 
Zastande  des  deatschea  EUieiibalitiireseDS  an^paast  u.  roroehinUch  mit  fOr  die  Privat- 
bahneu  l)ercohnet.  Das  als  < 'cutralbehördu  dienendu  Keichsi  iscnbahnamt  hat  d(;n 
Hahnen  ?ct:eitilboi  keine  •jeDHirend'-  Macht  entwirkcin  krmnen.  Ilei  t  iiicr  so  v^rossen 
Veiwaltuiigazersplitterung,  wie  vuilemls  d-  r  früher  bestellenden,  konnte  die  \'on>chr.  in 
Art.  42  der  Hciclisverfass.,  dieBahoeu  wu  ein  ,.u inhcitliche>  Netz'*  zu  vunralten, 
.'ui.'li  [lieht  :trict  .iusir<  falirt  werde-ii.  Das  ist  auch  nicht  Tom  Staatsbaliiiaystein, 
sondern  nur  vom  Kcic hsbaJinsystejn  2Q  erwurtun. 

Die  EirichtuDR  der  MEisenbahnrathe'*  hat  nun  üelof^enheit  i;cgel>on,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifwesen.  spcc.  nlier  die  Tarifslitzr  gutachtlioli 
zu  hi^r»  11  (s,  0.  S,  731».  preuss.  Gos.  v.  I.Juni  l'^*^-'  >J.  11  .  Die  ..Normaltrans- 
purtgebuhren"  sind  In  Proussen  dum  Entwurf  des  Staatshaushaltü-Etati  beizulegen. 
Im  d.  gen.  pretiüs.  Ges.  Uber  d.  Eiseiib.mth  ist  aber  aodi  in  §.  20  die  Bestimmmig 
getroffen.  da>s  ..Erhöhungen  der  für  die  einztlre  u  ('lassen  des  (ititertarifNchemas 
zur  Zeit  der  Public,  dicset»  Gesetzes  bestehenden  Nurtnai-  (.Ma.Yimal-)  TransportgobOhreii, 
soweit  sie  nicht  zum  Z«'eeke  der  HesKtellang  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  odtt  in 
Folge  V.  AendoningcnL  des  Tari£ichemas  vorgenommen  weiden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  kOuneu. 

Erhebliche  Veritoseruugeu  im  deubchen  u.  :>pcc.  unter  dem  Eiuiiuss  der  Staats- 
l»ahnrerwaltang:-  im  preuss.  Eiseiib.weBen  im  Gebiete  des  Tarifweseas  haben  die  letzton 

Jahre  gebracht.  So  1877  das  Mbereiu>)tinimeude  (iutcrtarifschema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  .in  welrhcni  wi'-  and.  Classification  der  S  p  e  <•  i  altari  fe  Aenderungen 
Jetzt  nur  durcii  ueuieinsauien  Ueschluss  sämuitl.  U.ilujcii  :jtatthaft  sind.  „Besondere, 
period.  ZU:;,  tret.  Oigane,  die  Tarifcommis<i un  u.  die  Gencralconfereuz  der 
deutschen  Haliuen,  prüfen  u.  liemtlieii  unter  Zuzi*  li.  v.  Sadiverständig-cn  atis  d.  Ver- 
kehrskreiseu  alle  \.  Public,  oder  v.  d.  Eiseubatuieu  ^ewunschleu  Aenderungen*'  (v.  d. 
Lcycn,  a.a.O.  8.  181).  Siehe  Deutscher  Eitienb.giUertarif/Tli.  I,  allgem.  Bcetiuim. 
f.  d.  Giit<-rtarif.  Ä.  Betrieb>reglem.  nebst  allgeui.  Zuäatzbestimm.,  B.  allgem  Tarifror- 
srhriften  nebst  (iuterelassific.'*.  Berl.  ISS.I  (mäss.  H<  l't) 

Aui'  d.  preuss.  btaabbahnen  \ü.  v.  Staate  verwalteten  Priv.baitnenj  ist  ein 
gemeinsamer  NormaNStreckentarif  in  Geltuufr,  neben  dem  mass.  Expedi- 
T  i  IM,  ir.  biilir<  n  «  ihob'-n  werd«  ii.  Die  Einhcitssät/'-  f  d.  Tonne  (IM  th' tr.  ("Vritn.)  u. 
d.  Jiiionii  tcr  sind  iu  diesem  Tarife:  >StUckgut  11  Pfennig,  Wat;enlad.cla>se  li'T, 
B  6,  A-  S]»(.c.lar.  I  4-5,  II  .l'o.  Iii  2*6  'bis  100  Kilometer).  2  2  bei  grösseren 
Entfctnougen .  also  f.  d.  ('entner  ii  1 1  .  f.  d.  Meile  o  s25  I'f..  noch  eiK'as  unter  d. 
verfass.mäss.  Nurmalsatz):  Kilstack;:ut  22  Pf.,  Kil -Wagenladungsgut  der  liifjielte  Satz 
d.  allgem.  Wag<  ulad.cluss^-.  Vgl.  v.  d.  Leycn  a.u.  Ü.  S>.  132.  auch  f.  weiter«-  Details 
der  Reformen  u.  IkbiT  die  Bewfthrung  des  Staatsbahnsystenis  in  Pmusscn  nach  d. 
verschied'Mien  Seiten. 

Im  P^inzeliten  sind  die  Krfolg«-  de^  Syst -ms  in  Preussen  durch  die  Thrif- 
baehen  nach'.;ewieseii ,  welche  in  d.  dem  l^undtag  vorgelegten  niinibter  Bcriehten 
zU8.g.st.llt  sind.  S.  Her.  f.  ISSl  S2  v.  II.  Dcc.  1882  (N.  47  d.  Vorlauten  im  Ab-r.- 
Iianse.  1.  S.»s<.  d.  l.'i.  I,.'gihlat.per.)  n.  Nachtrag  .huu  v.  21.  Juni  ISVH  (N.  »ia).  Dai 
ttber  meine  Kede  im  Landtage  v.  Ui.  iebr.  lSb2.  Neb«;n  den  günstigen  —  o.  seit- 
dem noch  günstiger  srcwordenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  U.A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahn  netzen  u.  d*ä  Bau>  von  Sccundarliahncu 
verdankt,  ist  bes.  die  einheitl.  V <■  rwaltu k ;r  ii.  Bet  rii- b^I  eim'n  im  ganzen 
Bereich  der  Staabbahtien  zu  rühmen.  Dabei  u.  Ä.  die  Construction  der  labr> 
pline  nach  den  allgemeinen  VcrkehislDteressen«  nicht  nach  denen  der  einzelnen 
Linie;  die  Gteichmftssigkeit,  Uebersichtlichkeit,  unbedingte  Publicität 
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de*  Tarife  (keine  RefActien!);  die  TarifermftsDiiriinfreii.  bes.  avch  fftr  den 

Localrcrkehr  u.  die  Bcseitigonir  willkürl.  Frachtditrerenzlronpen ;  die  einhfiitliche 
Wasf endispositinii  n,  ^rhöht»^  Ausnutzung  des  Wagenparks;  die  einheit- 
liche Verkohrsifitung  uüter  Boseitig.  uuMirthschaftl.  Umwegstransporte;  die  ein» 
heitli'  h<  n  Botriobseinricfatnnipen  auf  den  Ueburganftaatationen.  Dar 
I  1 1  .1  kein  ist  durch  Einlf'2nn<r  v.  LocalzUgeii.  VfriiK'hranft-  tln  ITnltchtcnen 
bi^turdcti  worden.  Kicht  unerheblich  sind  auch  bereits  dii-.  clugetrKeuen  V  erbesse- 
ranf  on  fn  der  Mrob.  Lage  dor  Beainten,  bes.  d.  mittleren  u.  «otoreii« «.  der  Arbeiter, 
worin  sich  dor  sp<>cicll  soclalpolitische  Vorth«  il  des  Staatsbalinsystenis  /ci^f.  w^ährend 
rrivafl/iihiicn  auch  hi^r  nhe^nüs^is:  h.  »oldete  höchste  Beamte  u.  schK  cht  he«;oldote 
miiucie  u.  iiioU«>re  haben  {».  über  Holland,  Arch.  ISS^  S.  Ergcbn.  d.  Knqucte). 
Aber  bier  bleibt  durch  Ennlitaigttnf^  der  Dienatatnaden  md  Gebalta* 
erhohang  aiicb  f.  d.  Staatsb.  Pioiuseiw  nach  rid  zu  thmi  Qbrig. 

G.  Abschnitt 
5.  Finanzielle  Ergebnisse  der  StiiatslMÜinen. 

I.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Krträge  der  P'isenbahnen  zer 
falle»  in  die  drei  grossen  Griij)|)eii  der  Eiuuahmeu  aus  dem  Per- 
sonenverkehr (einüchliesBlieh  Gepäokfracbt,  meist  aach  Eqnipageu, 
Pferde,  Humle),  ans  dem  Güterverkehr  (eioschliesslieb  Vieh, 
Eisenbahnfahrseuge  u.  dgl.  m.)  nnd  der  sonstigen  Einn  ab  men, 
worunter  namentlich  Wagenmietbe  (besonders  fQr  Güterwagen), 
andere  Pacht-  nnd  Mietheinnabmen,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Proyisionen,  Telegraphie  n.  s.  w. 

Nach  dentsehen  Erfabningen  —  und  wobl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  SchiflfTahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  ;;rosse  Coucurrenz  macht,  iiiul  die  Volksdichti^keit  und 
die  Wohlstandsverhalüiissc  ähnliche  wie  in  üontselilitnd  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Uahnsx  sienieu  und  auch  hei  den  meisten  einzelnen 
Bahnen  anfangs  die  i  iimahmc  aus  dem  Personenverkehr 
zu  Überwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Kegel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  and  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
xnrttck,  während  ancb  die  diversen  Einnahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  s.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöbnlieh  auch  der  finansiell  wichtigste 
Tbeil  des  Eisenbahntransports. 

Uli:  LnMchcu  (iiesci  EuiwicUuug  aiuü  wühl  vurutihuilicli :  dio  Vt  rkuupfuug  vuik- 
nticher  Orte  aiul  Getr*:nd4-D  im  ItegiOD  der  Kisoubabnzeik  (8.071);  die  AvsUehouiMr 

der  i-ini'  U  iit  weniger  boFölkort«'.  in  Ackcrluin-  und  IJorgliaimegenden  «-mt  später  :  di«« 
Nütliweiidigkcit  dos  Vorhandenseins  <  iiie>  jrrn><s«rt'(i  Ralmnctzcs  fnr  die  Xii-^hilduiijr 
luaucUer  (iuttineikehra/Wt  ig«  «kj  cii-icbt  su  b  tius  d.  prcu;»^.  Ki^ubahnüiai..  «ic  dir 
£ian.  aus  d.  Uiructen  (»iiivr>'erk.  mit  and.  Rahneo  stirker  ab  dlej.  «na  dem  localen 
»iiifon.  rkihi  /.imiHum  [/..  I?  -        »»«»  -75  i<:ii»-  \.  lü  auf  -24— lO  .'J  -IlJ-'i. 

r   lü  auf  Iii — 2U  .'»— -lü  4  -MiU.  ihlr.  ge^uegen)  — ;  du-  nur  aUwäligc  V  er«fld«rttng 
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der  Productioii» -  und  Alt2Ut^v t  ihaltim!»-  der  Güter;  die  nacli  luid  nich  durch  die 
Kisenbsihiioii  Ijcvirivt.-  grösser«'  Inr.de  Conrentrati^iii  d^r  licrulkcriiiig  f(iri>ss>tridte) 
(.GruDdleg.  ^.  2aG — 23Sy,  welche  wieder  grössere  und  weitere  Zufuhren  fou  Cousuiuji- 
tibilien  and  ßohstoflen  bedarf;  die  naturgemSt«  boschr&nktere  Tnasportfahigkcit  der 
.Nf' ii.H'  lii  ii  als  der  dUter;  die  >tä;k.:r'-  T-irircriniissiuMiinf  im  Hüten  t-rkclir.  die  immer 
uiehr  (intor  niedrigen  specifisrhen  W  i  rtlis  tniiisjjorttahig  m.iclit  u.d«:!.  m-    Bei  Staats- 

' 'Oud  Privatbahnea  ist  dies«-  Kntwicklung  l>c<jr«ifJiclier  Weise  im  (ianzcn  die  näiuhche. 
litLS  relative  ZurUckbh  ilien  oder  Stillsteln  it  der  Einnahmen  aub  dem  ri  r>onenrerkchr 
un*l  di«-  irri n st i 'Kinwirliiini:  'loi'  IVi'  Iit(arir-  rmib>iL:nn!ren  nnf  die  Steigemne'  r1f»r 
JiiiuiahiDen  aus  dem  Güterverkehr  weisen  nur  wieder  darauf  hin,  dass  die  Opportunität 
von  Tariftedoctiouon  im  PcMooen»  atid  toh  aretteren  ErinKBsijeiingren  im  Gilk'rreiiohr 
«Qch  im  finaDziellea  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prttfon  ist,  ab  im  volkswirth- 

-  schaftliche ir 

Man  kuuii  die  dcutselien  Krtahruniiea  nicht  unbedingt  im  iyjiäch  halten,  wie 
'  ich  ea  in  der  6.  A.  r.  Bau  ^.  257  getlian.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
relativ  irrössere  BedentunL-  d<.>  Personen verkth«  für  die  l^oheinn.  der  Balm  als  in 
Dcutächlaud.  Die  Coucurreuz  der  SchiHlahrt  aui'  Caoilen  u.  bea.  auf  der  See  trägt  zu 
^er  retatiir  .rcrin^cren  finanz.  Dedeutang  des  Gtttcnrerliehrs  der  Rahnon  irohl  bei.  Koch 

f itzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30— iu  .50  7o*  im  Doffcbschu.  ncuerdinirs  (!^7i)  72) 
4"  ü  d.  Einu.  aul  d<'n  Person,  nverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  <^uot«'  doch  aiu  h 
iiicr  i>tark:  von  1842—72  von  Ob  aui  iA"/^.  S.  Cohn  II,  137,  631.  Achnlich  in 
)|Iolland  (z.B.  Einn.  au»  Per8.irerk.  2069,  am»  d.  Gftterrerk.  16*55  M.  M.); 
Hurh  in  Italien. 

\       l'nsere  amtlichen  Kisi-nbahnstatistiken  i  ntiialten  reiches  Material  /.um  Beleg  obiger 
so  z.  B.  die  pr<  ns8.  Statistik.  Es  war  bei  sämmtl.  preuss.  Bahnen  die  Hrutto- 
<  innahme: 

iM.  ilc  in  100  Tlilr.  au;«  dem 
Guter' 


i 

9 


i 

s 


1844 

1851 
1857 
1862 
1S65 
1807 
186« 
1H74 


P- 

Pecsonei^ 
rork. 
201 
114 
200 
190 
213 
211 
209 
241 


rerk. 
101 

186 

389 

m 

493 
523 
499 

615 


div. 


Summe 


.109 
376 
«18 
633 
752 
788 
756 
014 


in  %  'I-  (j^samroteiun. 
Fers. 

65-0 


Gttt. 


dir. 


46-3 
32-3 
301 

25-  3 

26-  7 

27-  6 
2r,-4 


32-7 
49-3 
629 
640 
65*5 
66*4 
65-3 
67-3 
aus  dem 


2-3 
4  4 
4-8 
5*9 

62 
69 
71 

6*3 

Personen- 


I 

17 
29 
37 
46 
55 
34 

1*10 1  übei-stie^^  zuerst  dir  Einn.  aii-  rlem  (ItUerverk.  dicjen. 
f^orkchr.  1869  hier  wieder  incl.  B;Uinen  d.  ncutn  i'rov.  >'ur  durch  die  Eiuixchnung 
j^lieser  Bahnen  verändert  sieh  die  Richtung  der  Bcveiniair  einen  Moment.  Bei  den 
,.  in7' ln> u  Bahnen  ist  da>  Verhältnis- vtjrschieden,  aber  dir«  Knfw'irk!nngstend<  n/ dieselbe 
In.  nnr  in  den  seltensten  Filleu,  z.  ß.  bei  kleinen  Privatb.  zwi>chen  grossen  Städten, 
.die  Einn.  aus  d.  Prrsonenvorkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunnsb.,  llomb.  B.»  1S69 
n.  I>cz.  1871   war  bei  d.  pr<uss.  0-,tb.  d.  Kinn,  aus  d.  Person  euve  rk.  zu  ileij. 
aus  d.  Gutenerkchr  ^\  j.       2:3.  bez.  wi.-  c.  1  :  2'1  ,  btä  d.  nicdrrsrlil.  wie  1  :  1, 
bü/..  wie  c.  1  :  3*8,  wottalisch.  1  :  faüt  4,  bez.  1  ;  3*7.  Saarbr.  1  :  U,  bez.  1  :  4'2. 
'hannov.  1  :  2,  bez.  1  :  2*3.  nass.  2  i  HWr  3.  bez.  I  :  etwas  ttber  1,  Bebra-Hanau  i,neo) 
1  :  wenii;:  üImi  1.  bez.  1  ;  J-2.  Main-Wes.  2  :      bez.  1  :  etwas  über  2,  sächsische 
Staars'inhn  ISOtl  I  :       Itrii-  r   1  :  über      wurt.  2  :  iibor  .'t.  bad.  4  :  5.    \  olksdicht ij;- 
keU.  Durchreisevuik«  hr ,  Masscnprodu»  tentransport  (Kuhlcj»  u.  s.  w.)  zeij^en  hier  ihr« 
oharakt.  Eintlnsde. 

Nach  d.  dent>chen  Ba]ln^latist.  f.  1^80^1  kamen 

Einnahmen  a4Ui  d.  Peri>.-  Dsgl.  aut»  d.  Oütor- 


Forkebr 


verkehr 


DiTARItt 


M.  I». 

"/..  <l'^r 

M.  p. 

V,  der 

/«» 

Kiluui. 

(ies  i'inn. 

Kil. 

Ges. einn. 

7.Ö40 

28-2 

17,340 

Od  t 

61 

Priratb.  uut.  Staataverv. 

6,866 

17'9 

27,230 

740 

81 

Privaf!)   unt.  elg.  Venr. 

6,069 

28-4 

13,641 

64  4 

7*2 

7,130 

267 

17,583 

668 

6*5 
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1.  Die  Einnabme  aas  dem  Personenrerkehr  rfllirt  i>i 
Deutielilaiid  bei  Staate-  nnd  Privatbabnen  mit  sebr  seltenen  A»: 

nahmen  nur  zu  einem  ganz  kleinen  Theil  ((> — 8%)  vom  Verkeb 
in  der  ersten,  zn  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiter 
zur  vollen  liiiltte  bis  lvl  DreifUnfteln  von  dem  Verkehr  in  dec 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wageuclas»e  her. 

Die  cin/A-Inen  Linien,  aij»'h  di*r  Staafsbahne» ,  zeigen  inde&st^n  nianrhf*  V' 
^t UitfUcukciteo.  Die  Quoteu  dir  Krträ(;c  der  i-inzelneii  Cla^n  bleiben  iich  aber,  vi 
Nenniifahniiifr  ^muter  Glamaii  wie  dar  rierten  abfesehen,  im  Daicbschnitt  aller  lUtatt 
und  bei  den  eiu2«-lneii  Linien  \oii  .Jahr  /u  J  iln  ziemlich  gleicb. 

N  iel  Statist.  Material  bierubor  in  d.  auid.  Statistiken.    Di«*  Durchsi-hnitte  di  > 
J. — 4.  Cl.  und  dc>  Militärs  bei  allen  preuss.  ItabiicQ  erjreben  Kiniiahmequoten  18^^. 
(»•6 — /{Ii — 12  :!- Urs— 4"3,  bei  Quoten  der  >pocif.  Ptsnonenfretiaenz  (Pertioneniiieile^- 
obnc  Militür:  81— 26-4— 1^  0— 22'.'»:  18»»;»    ind.  neue  Provin/cn   Einnah inoquote» 
71— 3a-9— 40-3— 15-3^         Fretiuenzquoleu :  31 —22'1*— 44-7— 2^37  .  Erheblk: 
ttber  d.  Dnrrhschn.  Ist  die  Eino.  ans  1.  Cl.  bei  d.  prensfi.  Staatsb.  nar  bei  nass.  |k 
(Il  ä,  aber  keine  4.  CL).  u  ( Ktb.  S'\)\  bei  den  Privatb.  bei  der  Khein.  (20-0),  homli . 
TrxQniisbahn.    lui  J.  IS'I  kam  auf  die  4.  Cl.  u.  ^lilitär  rin«-  Quot<^  d.  Kinn,  vd 
I  I — oi'b — 40  0 — i^*5  -r5  7»'    ^^'c  preuss.  Statist,  specialis,  diese  Daten  auch  na«^* 
den  Znj^arten^  gegen  erhobt.,  gev5bnl.,  ermli».  Fabrsreld.» 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Gllterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwa»  aü 
nebuKiide  Quote  aus  I*oRt-  und  Eilgut  (3 — 5%  meistens),  dc^- 
Haupttheii  {^0",^  und  mehr)  aus  Frachtgut  her.  • 

Die  Ein  U  lli rni  i|uoten  der  andenMi  TarifrlüH^ini  iuidern  sich  von  IJahri  /u  RahV 
Qud  von  Jabr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wescntiii  Ii  wieder  von  der  absoluten  uni 
relatifen  Tarifb6ho  jeder  Claate  nnd  dem  Tari&ystcm  abbftngipren  Prequooten  unp 
nach  d.  i  Natur  des  Vcrkebrsgebiets  der  einzelnen  Ikihn.  Aus  or^t-  r  tn  ilnrnd.-  m- 
zuiK-hniende  Quoten  der  efDiättsigten  Tarifclasscu  fUr  (ittter  goringef 
specifischen  Wertlis. 

Im  Durchschü.  aller  preui>s.  Bahnen  war  in  Procenten  der  geaamraten  ÜQtfrl 
einnahmen  18ß5  n.  ISGH  (incl.  U' ii  t  Pruv  ,^  die 'Einn.  aus  Po«t-  ii  Eilgut  be/ 

41 — 3'(i — 1'2,  aus  Frachtgut  der  Normaicl.  a4'7— 2lM) — 17  7.  Kohlen  u.  Frachtgut 
der  ermisH.  Gl.  zns.  S6'4 — tf9'A— 71*7.  ans  Viehtransport  ^"9 — 8*4— 3'3,  aot  anderen 
Transp.  u    Nebenerti.  l  !)— 2'.5— 'J't In  1874,  bei  etwas  anderer  Classification, 
kam  von  der  gan/t  n  Kinn,  im  (lüterverk.  lir  '<••>%  aufPo^f-.        auf  Ei!-.  9"8  auf 
.Stückgut  der  Norinali  lasse,  incl.  d.  sperr.  ljut>.  10*3  aufStu.  kgut  der  « imaa%  Ul.,  34*4 
auf  Frachtcrut  in  Watrenhid.  in  Qiiantit.  v   1(K>  Centn,  u.  mehr,  .12*9  auf  dagl.  in 
h!o>senen  W'agenUdungen  v.  200  Centn.,  3  3  auf  Vieh,  1""s  auf  Ei^i-nbahnfahrz'  Uir.- 
Uicust-  u.  Haugut  u.  NebencrtrAge.   Also  rund  %  aus  dem  Maäseit^ut,  V«  aus  deu 
Qbrifen  Ofttertranspoiton  (hier  incL  Vieli).  Die  einzelnen  Bahnen  /.eigen  naiQriicb  hlff 
gTö-se  I  nterschi'  de.  z.  lt.  in  18<J!)  Einn.  aus  Kohlentransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  ni«  der- 
schle-.  3.V3,  Wfstf.il  2Si  .  Saarhr.  r,l  <),  hannov.  16-2.  nass.  9*7,  U-bra-Hann.  02 
Maiu-W<s.  b'T^'j,.    Aber  »«nu  nur  Mück-  u.  Frachtgut  unterschieden  *ird,  so 
die  VuMchiedenhetten  doch  mftssigor,  z.B.  in  1874  h*ri  den  Btaatsbahn.  be/.  21*2  u. 
t»8-S*'/„,  "Sbkx.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  R  (Kohlen)  flO  O.  Min.  Fnnkf.  -  Bi  bra 
•*»0-(;%.  —  Nach  d.  deutschen  IJahostat  f.  1S8U  81  kamen  90%  <l.r  Einn.  dor 
}resammt<ia  tiuterireri.  rou  Frachu^ut,  3-4U  v.  Vieh,  2'74  v.  Eil-  o.  £xpress(;ut,  il-3:t 
f.  Postgot,  der  Reut  v.  and.  Objrcti'n  u.  Nebenertrlgen. 

IL  —  §.  21^8.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendong. 

Der  erstere  genügte  hei  denjenigen  Staatshahnen,  welche  eine 

Zeitlang  im  Uetriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  uieht  in  jedem  ein- 
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seinen  Betriebsjafar,  so  doch  im  DnrchBchnitt  der  Jabre  bei  nns  In 
Dentsehland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schnldkapital 

zu  verziusen  und  eventuell  zu  tilgen. 

Gcoaud  Yci^g^leiche  für  längere  ZeiträuTn<>  sind  nur  für  die  einzelnen  Liaien, 
oiebt  für  die  ganzen  StulsIwliDsystODe  znUU>bi^%  weil  in  Infzteren  sidh  oft  neue  Liiii»i 

mit  noch  oncDtwickcltem  Verkehre  befinden,  die  den  Dur(-h-^^llIn'ttsertrag  herabdrUcken. 
Das  ist  bejionders  bei  der  Yergl*  irhan?r  rni?  älteren,  stabilen  odeJT  nor  wenig  »ich  ans- 
dehnenden  einzelnen  Privathahuuutenicliiuuiigun  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes  ani 
weniger  freqnente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preussen, 
sfiddentsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  Torgekommen,  nnd  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871—74)  kann  freilich 
auch  ein  grosseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  nnd  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nnd  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
Znschuss  aus  der  Staatscassc  bcdUri'en.  Dies  muss  thunliebst  ver- 
üiudert  werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  ferner  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  und  wenn  endlieh  eine  richtige  Tarif- 
politik  befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten  ist  natttrlieh  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbahnen 
ohne  Tariferhöhung  eine  genagende  Rente  sieher  zu  steilen. 

Ans  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  fdr  diese  Anleihen  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  errösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
schuss  und  eine  eigentliche  p rivatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theilweise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnsch n  1  den  oder  als  Httlfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur  Deckung  etwaiger 
Deficite  ungunstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als  Staatseinnahme  ztir  Deckung  eigent- 
licher Staatsausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermög- 
licht eine  frHhere  Annfthernng  an  das  OebQhrenprineip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatshahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich See undiirbabnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn- 
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System  gerade  abgesehen  ist;  die  dritte  macht  Btenereinnabmen 
fiberflllssig  oder  gestattet  ohne  nette  oder  vermelurte  Stenern 
die  Vornahme  passender  neuer  StaatsthlUigkeiten  nnd  fKhrt,  wie 
die  Forsteinnabmen,  auch  den  finanei eilen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortsebritte  der  Volkswirtbsehaft  dem  Ge- 
meinwesen nn mittelbar  «n,  statt,  wie  beim  PrfTatbabnwcsen, 
iu  die  Taschen  einzelner  }'rivateii:  der  Staat,  also  die  Geniein- 
Hßhaft,  nimmt  an  dei  Kapital-  ii n  d  G  nind  rente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  iSation  in  erwtln scliter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  {2:tlnf!tipre  Wirkung  fUr  die  Ver- 
theiluDg  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  socialpoli- 
tischer  Hinsicht  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  conereten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendnngsart  Terdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzug  ^  bis  die  Schulden  getilgt  und 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  Vortlieil  iler  S<  huldcntilt-  niig  zeigte  sich  s«  hon  frtiher  deutlich  z.  H.  bei  d. 
preuss.  Hahnen,  wo  Iiis  Ende  1S7Ü  yon  der  ursprüngl.  Schuld  von  226" J 5  M.  'J'blr. 
itchon  :i:r4.H  M.  Tlilr.  (  noml.  Sebalden  der  alten  Land<>sth.  u.  ncne  Schald<Mi  soM  lS6ß: 
V.  Ijuaii  aof  142-17,  hannov.  v.  28*2'^  anf  LVriH.  (■lniih»s>.  v.  lfiT3  aut  i:..  nass.  t. 
16-69  auf  10  37,  Iraukf.  v.  i*'üU  auf  3.iO  M.  Thlr.  heraitjjeganjieD)  getilg:t  waren. 

Die  finuizielle  Sdte  der  Staat8bahnfinM?e  ist  in  DetrtschlMid  angesichts  der 
sinkenden  Rente  der  Uahnkapitalicn  in  der  Mifte  der  70 «t  Jahre,  )>es.  nach  den  un- 
gunstigen Krg:*'bniss*ti  dis  .1.  1S'71.  etwas  .rngsflich  von  den  Anbänjrern,  etwa-* 
triuinphircnd  vuii  den  Gej^ucru  der  Nta^its-  und  spct  icU  der  Kci»  hsbahncn  behandelt 
worden:  «rohl  beideraeits  mit  Unrecht.  Schon  das  Ergebniss  des  J.  Ib75  fiel  wieder 
crlii-blioli  iM'.sser  aus.  iiament!i>  li  in  I'olffc  (Kt  wieder  gesiii  l  n-n  üctri- 4i  kost.Mi  Preise», 
was  jedenlaibi  bewies,  dass  mau  nicht  mit  einer  ootb wendig  dauernden  Eju- 
wertbnnf  des  Eisenbniinbesitzes  zo  thnn  bnt,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.  ]>io 
eigenthumlichc  Ansicht,  als  ob  tVw,  llahntarif«;  nicht  Hteiuc  ii  ilurften,  wenn  alles  Andere 
^i'  h  verthenerf .  niuss  frrilirh  aur^of^clicn  wprden.  Die  zeitweise  schlerhtore  K'^nfn- 
Uilitat  der  bad.,  wurteinb.,  baier.  liahncn  beweist  nur,  dass  man  dort  ««twas  zn  rUf  k- 
»ichtslos  rasch  in  finanz.  Iteziehang  vorging  und  dass  diese  Linder  im  hentifen 
Verkehrswesen  nur  von  <1it  nedetiding  inittlcnT  Provinzen  -  noc"h  zu  klein  sind,  um 
die  genügende  Ausgleichung  der  Chancen  der  gunst.  and  unurUnstigon  Fälle  zu  rer- 
bUiXcn.  In  Prenssen  aber  inuss  uan^ nicht  übersehen,  dass  unter  den  iStaatstwhnco 
vor  1878  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frei|Uen/  ut)d  ^'rosser  Kostspieliglceit  und  Qm* 
gtrkehrt  unf.  r  den  Privatbahnen  nr«  h  /iomlich  die  Hnuptlinie.n  irr<>~'-t  r  rrpf[ni»n7  ii.  r. 
Tli.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.  Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  tlem  alleinigen 
oder  dem  sehr  ansgedehnten  Staalsliahnsystem  eigenUilüniicbe  Oewinnansgleichanf  der 
versehiedenen  Linien.  Auch  bei  dem  Keichseisenbahnproject  wäre  in  tinnnz.  Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  iiufen  Priratbahnen  eine  r»*/„ige 
Actienrente  mit  einer  4'  ^  l^^Voigeö  Reichsrcnto  kaiilcn  konnte,  wie  es  PreusstH 
dann  Idr  sich  ^ethan  hat.  (Ein  fthnlicb  wichtiger  Factor  wie  in  Enirland  hei  einen 
etwaigen  Erwerb  der  Privstliahnen .  s.  ('ohn  II,  1)17).  Snwt  it  alter  .illtremein»» 
Cunjuucturen  kur/urc  oder  längere  Zeit  die  HaJiarente  drücken,  ist  rolkswirtli- 
sehaftlich  n.  socialpolitiscb  wieder  besser,  dass  die  staatliebe  Ctemdnschaft,  nicht  di« 
zufälligen  EigenthUmer  oder  Artionäre  (öfters  tum  erhebliciien  Theile  Personen,  denen 
die  ..gerielietteren"  (ieschaf'tsleutc  die  Artien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Cnrs« 
in  die  llamle  spielten)  auch  diese  Verluste  tragen. 
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Diu  wahre  Höhe  dcä  Roin ertrat::»  und  der  Keatsbilitlt  ist  bei  den 
Staabbahi)'*»  nicht  immer  leicht  ji:rt'nau  zu  bei  Ini'tn.  Denn  an  Loiihihm)  unter  den 
laufüüdco  Ausgaben  Verwendaugen  f.  d.  Verinchiuiife-  u.  Verbesser.  der  Hctnebsmittel, 
f.  d.  Meliontion  der  Bahnuilage  vor,  die  sieht  iminer  irar£rt»«tz  der  Abnatzung, 
öomlern  z.  Th.  auch  Nculjcschaffung,  also  neue  Kapitalanlag.  sind,  also  vom 
Uuiacrtrag;e  nicht  abgehen.  Auch  ÜinauszAhluagcu  an  andre  Verwaltungen  u.  dgL 
werden  hie  und  da  abgerechnet  Es  bleibt  indeieen  nichts  Andres  übrig,  als  sich  an 
die  amtl.  r><  rcuhnungcn  zu  halten.  —  Die  Steig^erung:  der  Betrie lj>kosten  btt 
In  der  1.  Uälftc  der  THor  Jahre  auch  bei  den  Staatshahnen  statt!ri;funden ,  sie  war 
nicht  nur  eine  absolute ,  sondern  auch  eine  relative:  d.  b.  die  lietriobskosten  l>e« 
anrfprachten  eine  irrOssere  Quote  der  Brattoeinn.,  so  dsss  sieh  der  Reinertn^  rer' 
minderte.  S«  itilcui  ist  aber  ein  Sinken  jeuer  Kosten  u.  aucli  damit  (neben  der  Vcr- 
kehrsstci'jrcrtuiL'^  der  neuesten  Zeit)  eine  bcsH-Te  I'cnte  %-ieder  eingetreten. 

l'fcussca.  Nach  der  preiiss.  IOiaeubahübta.tiat.  war  die  (^uoto  <lur  üctrid»»- 
liosteu  bei  allen  preuss.  Bahnen  ls(;.>  lOH,  mi  44.  1S69  44,  1871  45  4,  IST^t  .74-9, 
1874  5'  7,  1^75  535%,  oder  umgekehrt,  der  Ueberschuss  sank  von  1871 — 74  von 
54*6  auf  42'J7o*  preuss.  Staats b.  war  er  lbT6 — 75  buz.  45.2»  3b'3  und 

42'4*','o'  dem  tingftnstigen  Jahre  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Nieder- 
bchl.-märk.  (incl.  schles.  (iebirgsb.)  mit  44"8%  der  Itruttoeinn.  (1^75  43"y) ,  am 
Niedrigsten  bei  d.  Frankf.- Bebraer  n,  d.  Jleil. -Verbindunj^sb.  mit  'iS'O'",,  (tS75  bez, 
39'4  u.  2U'4).  Das  verwendete  Aulagekaj[n tal  verzinste  sich  aus  dem  Uebci- 
schuas  (bei  d.  Pfivatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschüsse  aiis  d.  Titel  d.  Zins^aiaatie) 
mit«/. 


ib67 

ibüy 

1S7I 

1S72 

187a 

1874 

1875 

Staatsb. 

5-8S 

5*77 

5*98 

4-95 

3-5S 

4-78 

Privatb.  in  Staatsverw. 

5  0:) 

.v:n 

501 

4-lS 

407 

4-41 

Privatb.  in  oig.  VcTW. 

.5-79 

.VTi; 

♦'.Ol  * 

5.4s 

163 

4-.3.H 

4-41 

Alle  Bahnen 

5-54 

5*67 

t»07 

5-54 

4-64 

4-06 

4-51 

Der  an  die  Staatscasse  (incl.  f.  d.  Main  »Weser  Bahn  an  Hessen)  abj^eftlhrte  Ueber- 

schuss  d.  preuss.  Staats))ahnen  war  für  1874  11-68,  f.  1875  1703  Mill.  Thlr.  Die 
b'cnto  schwankte  bei  den  *^  einzelnen  preuss.  Sraatsbahnen  1874  zwischen  0*2!* 
*,iiaai>uuiüche  1875  1-83)  und  T'Tü'Vo,  iNicdcrschl. - uiirk.,  1S75  7-46).  Die  Ostb.  galt 
1874  u.  75  bei.  3*28  und  4-41,  die  hannoversche  4-11  und  6*52,  dir  westfäl.  1*87  und 
•2-%,  die  saarbruckcr  •2-92  und  1*91.  di-  Main-W.-vr  .'{•ni  und  4"J0,  Frankf. - Bebr. 
Ü'48  and  1*35.  Das  verwcnd.  Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbahnen  war  1874  HM'Ü 
mi  Thlr.,  p.  KUometer  82.857  Thlr.  187$  bot.  368*9  und  87J93.  Max.  1874  Berl. 
\  .•rbindun;isb.  136,306  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  60,65>7  Thlr.  B.  l 
Icr  ^tarken  Schuldentilgung,  die  in  Preussen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  di  r  Con- 
iributiousgclder  u.  s.  w.  erfolgt  ist.  reichte  selbst  der  geringe  Ueberechuss  der  Staata- 
bahnen  im  J.  1874  fbst  ganz  hin.  die  sämmiUcheD  Zinsen  aller  StaataschoMcn  zu 
decken,  die  z.  R.  im  .1  1S7B  'tS-S  MilJ.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  Gt  genwart  sind  mit  denjenigen  der  Irüheren 
Zeit  vor  der  grossen  Verstaatlicliungsära  (S.  709)  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
«lern  rascht'n  Fortschritt  der  Verstaatlichanisren  sind  auch  die  Kr;^ebnisse  u.  \  oranschlige 
«ler  eiiizrlneii  letzten  Jahre  nicht  ilir-'t-t  verirleif'h'iar.  .!c.ilcuf:i!!-  in!  dm  finauz- 
Ucauhate  aber  gunstig  u.  trotz  des  vieltach  so  ibeuren  hrwurb-^preiscs  der  ver- 
staatUchten  Priv.bahnen  sind  die  Üeberschusse  (nach  Abzog  auch  der  Zinsen  für 
die  neuen  Eisenb.schnlden.  der  gewährten  Actienrenten.  der  Zinsen  und  Tilgequoten 
der  Prior.  Oblig.)  uro^ser  g:i  \vorden  u.  haben  sie  reuclrnaiiiia:  die  freilic)i  vorsiclitiir 
aulgcöteUten  Yorausciila'.;«  uljcrtrülien.  S.  acboa  obm  S.  710,  Su  konnte  die  Habn>ehuld 
durch  Abschreibun:; eil  vermindert  oder  der  StaiUslcasse  ein  Ueberschuss  zur  VurfUffunu 
tresteüt  wcnbjn.  Dassdaltv  i  der  VerkehrsJiufscliwunL''  mit  i^eholfen,  ist  gewiss.  Auf  die 
fetten  Jahre  können  und  werden  auch  uinuial  wieder  magere  koiumeu.  Aber  die  Uuber- 
Schüsse  sind  jetzt  so  erheblich,  dass  sie  einige  (iaraatie  gegen  Rttdcschläge  bieten.  Die 
reine  Heute  der  preusM.  Staatsbahncn  (incl.  d.  Auiortis.bctrags  d.  Prior.obliir.  verstaatlichter 
Hahnen)  erreichte  1882  u.  l'^s.')  wolil  au  5,  lsS4  >,>  an  5"  15"',,  ^ach  d.  Rechnungs- 
abschluss  f.  18b2/83  war  die  Koheinii.  433-17  M.  M.  (Etatsanschl.  .iUO  lö).  d.  Ausgabe 
(incl.  gew.  Poeten  an  Kenten«  ZlBsen  «.  Amortis.  v.  verstaatl.  Bahnen)  295'08  M.  M. 
(.\ubchl.  28I-!M).  der  l'eborschuss  13811  M.  M.  (Anschl  108-21),  also  das  Kcsultat 
um  29*9  Mill.  .VI.  besser  als  der  Anschlag.    Von  dem  Ueberschuss  die  Zinsen  der 
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£isenb.schuld  mit  U5'7i)  M.  M.  abgezog^eo,  bleibt  ein  i-einer  Uebcrschuss  ron  42*35  M.  M. 
Der  Voranschlag  f.  1S8;V$4  giebt  bei  514-72  M.  M.  £inn.  u.  3^4  58  M.  M.  Auä^- 
efnoD  Uebenehifls  w,  130*15  IL  H.  (muthmaaBlicli  10^20  H.  H.  melirX  Bach  Abnifr 

der  Zinsen  der  Bahnscbulden  (I09-4Ü  M.  M.l  2<l-(56  M.  M.  (e?ent.  10—20  M.  M.  mehr). 
Nach  d.  Nov.  IbSH  dem  Landtage  vorgelegten  £t.  f.  1884/85  ist  die  Einn.  aaf  552*^8. 
die  Ausg.  auf  388*19,  der  Rohuberscb.  auf  164'68.  der  KeinQbcrschuss  (nach  Abzug 
T.  l'2S-3!)  M.  U.  Eisenb.schuld/inseo)  auf  96*29  H.M.  veranschlagi  Dicb>  <i<;samu)t- 
ergebuisse  der  preuss.  Kisen'i.  Vi-rwalt.  mnfasscu  übrigens  die  Einn.  ,.au.s  d  Bothcilig. 
d.  SUats  an  Friv.bahnon*'  mit  (A.  1883/84  4-52,  1884/85  il.  M.).  Die  nuu. 
n.  s.  w.  der  1883/84  nea  zu  rerstMUicbendai  Bahnen  tind  hierbei  noch  nicht  inbegriflen. 

Dil)  Daten  im  Folgtmden  z.  Tb.  aus  dem  Material  im  Arch.  f.  Eis- uli.wes. 

Sachsen.  Die  Staatsbahneu  halK;n  andauernd  bis  Mitte  dur  7ü-t  .labre  eine 
reichl.  Verzinäuug  gcgelicn,  jiCfrcn  die  Kostun  dur  biJtr.  iStaatsachuIdcii  1 — mehr. 
Für  die  20  J.  185ti— 75  wird  die  Durchschnittsrente  auf  6*4S7o  berechnet,  för  du 
Kapital,  das  von  9fl  l  Mill.  ^T.  in  n.iö  .nuf  :!30-8  Mill.  M.  zu  Ende  1875  gestiegen 
iat.  Nur  3  mal  sank  die  Kcnte  in  diesen  20  J.  unter  57ot  1858  4  37,  185'J  4  41, 
1866  4*59,  Max.  1865  T*2S  a.  wieder  1871  7*07,  1872-75  Im».  5-75.  5*54,  5*87. 
6*02*'/„.  Später  wurd<  n  «lie  Ei^cbnissc  schlcrliter,  mit  in  Folge  des  Erwerbes  on- 
rentabler  Priv.bahnen.  So  war  die  Kentc  1875  nach  neuester  amtl.  Bcrechn.  'vT7 
Cahio  geringer  aU  nach  ob.  Angabe; ,  1878  3*07,  1880  4  11,  1881  4-25V«  des  Baii- 
liapitab,  oder  in  diesem  3.  1881  4*57).  des  AnUfrekapitals;  die«  betrug  f.  1881 
623*5  M.  M..  der  Betri.-bsül)er>chii»s  26*52  M.  M. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinea  Staatsschuld  ^retrcnnte  Eiscnbabnschuld. 
Anf.  187t5  nomin.  72S-4  Mill.  M.,  meist  zn  4  u.  4V'ä7o,  mit  einem  Zins-  und  Tilgc- 
crfordemiss  v.  2*^^  Mill.  M.  Der  Ueberecbuss  der  Eisenbahnen  war  veranschlasrt  auf 
'iO'S  MiJl.  M.  Im  J.  l'^74  (noch  ohne  0:,thahnen  ■  b-n-  clin.  !  >'v  h  n;ioh  d.  V-  rein^st-it. 
(deren  fieiechn.  bei  Preussen  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eiseubahnstatistik  ab~ 
weichen)  eine  Rente  4*24*/»  ans  dem  Reinerträge  f.  d.  Anlagckap.  (excl.  11*49  MiU. 
Thlr.  f.  d.  gepaeht.  inl&iid.  Bahnen)  von  153  Mill  Tbir.  Der  Ueberscbuss  von  6*406 
Mill.  Thlr.  h.nt  üb.  i"  die  Zinsen  dt-r  Bahnschnblen  (1-755  Mill.  Thlr.)  u.  d-^r  Til«:unq: 
derselben  (O  !KU  Mill.  Thlr.)  iiuiiicrhin  in  dieseui  unirünstigen  Jahn-  iioeh  773,000 
Thlr.  betragen.  Scitdon  sind  auch  hier  die  En^ebnisse  mobrfaeh  nn;;Unstiger  eeworden. 
1881  war  d.  B;iukostenaufwand  f.  «I.  Staat-^K.  vs5-tt.">  M.  M. .  die  K'oh.  inn.  TM-«s^. 
Ausg.  44-06,  üebersch.  34*02  oder  3.827«  ^»P-  U880  33.51  M.  M.),  derZuschusa 
zur  Verzins.  diT  Bahnscluüdcn  demnach  doch  uneihebl.  (An^ioU.  der  Uobench.  1882 
u.  8.*)  !  ; ;  v  M.  M.,  bei  Kosten,  Ziofl,  Amort.  n.  s.  w.  dar  Slaenb.schnid  97*21  M.  M.. 
also  3-4  M.  M.  Zusehuss). 

Wurtembcrg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  eutbaiteuu  Eiseubahnsebuid  be- 
trag 1876  c  271  Hill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  1875--76  wurde  auf  eine  Nettoeinnabmr 
der  Staaisbabn' n  von  12*52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  ZinS'  n  jener  Sehuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  1874  verzinste  sich  nach  der  Vereinsstatistik  das  Tenvend'  to  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Uebersebiiss  von  3.357  Mill.  Tidr.  nur 
mit  ;VH0  7«-  Seitdem  auch  Iii«  nocb  unirünstiK'  re  Kntwiekl.  Neuerliche  Verzinntni;^ 
des  Babnkap.s  nur  2'/^-  T',,.  \roran  aber  felilfili  iCte  Babnbnntcn  mit  brhuld.  Aida«rQ- 
kapital  d.  Staatsb.  188l/s2  455*31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  44U*$>6).  Koheinn. 
1880/81  26*54,  1881/!»2  27*88  M.  M.,  Reinertr.  11*20  u.  12*65  M.  M..  oder  mit  einigen 
weiter  abzureehn,  Summen  12*66  M.  M.  od<T  2*867»  <les  ses.  AnLkap.s  (1880/81 
2  54  "/o),  c.  2*/^  M.  M.  werden  r.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  £i8enb.SGhaid  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

Baden.  Hier  besteht  neben  der  allgem.  StHaths<  huId  eiue  besondere  Eisenltahn- 
>cbuld,  Anf.  IST«)  von  275*2  Mill.  M.  oder  nach  Abzujr  der  A<  tiva  d.  r  Eisenbahn- 
:»chuldentilguugskasse  mit  4*4  MiU.  M.  eine  reine  Schuld  von  270*8  Mill.  M.  Der 
Anschlag  der  EiM^nbahnbetrielwronralt  sehlicsit  f.  1876  mit  12*64  HilL  M.  K^inertr. 
ab,  uü/u  noeb  der  Aniheil  am  K'oincrtrag  d.  Maln-Neckarh.  mit  0*51  Mill.  M.  kudimt. 

Ii  il  Verein»siati.*tik  er.rab  ^icll  IS7I  infein  verwend.  Anlagckap.  v.  103*4  Mill. 
Thlr.  <'iu  Icbci^chu.^h  v.  4*  164  MiU.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4*03  7o'  Auch  iu 
Baden  sind  die  nenereii  Er^«'bnbtse  nngmistiger  danlt  einer  f.  d.  KrAl^  des  kl  Land» 
nirht  iiiiuicr  rationellen  Au>dehn.  d.  Bahnnetzes  (Gebirgsbahnen).  AMLii  tp.  d.  Staatsb. 
f.  1«»81  MV.K54.  {.  d  |{.  ntcnbereehu.  307  0!»  M.  M.  h'obeinn.  ISM  ;ju*84  M.  M., 
Ueben».  husb  l.J  :iO  (I'^SO  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44)7«  d.  AnUaps. 
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Diese  Verhält iii:töc  in  den  saddcubchen  Staaten  zeigen,  dass  letztere  für  das 
ätaatsb.syst<Mn  noch  nicht  ^oss  und  leistungsfähig  genuf:  ein  finanzvirth^chaft  • 
lieb  guuatigor  Ponct  für  das  KdchseiseQb.projdcU 

Beichsbalinen  in  Elsass^Lotliringen.   Dfese  auf  Bechmini^  der  fitansfle. 

l'oiitributiori  für  325  Mill.  It.  jedenfalls  zu  tln-uor  (nacli  neut;rer  durchsch.  ßerechn. 
UI'J  M.  nhr-r  (i.  Her>;(t:'U.ko3ten)  übernoiiiraenen  ohcinal.  Liräon  der  französischen 
Üstl)ahn;;''sellschait  und  mit  bedeutenden  Kapital»  erwenduuf^en  erweitert  worden.  Nach 
der  V  ereinsstatistik  ergab  sicli  1S74  ein  Betriebsttberschuss  ?on  2*080  Mill.  Thlr.  oder 
M[(  d.  bis  dahin  verwendetf  Anlai;etap.  (im  1.  jene  Suiiimr  von  325  Mill.  Fr.)  von 
lOü  l  Mill.  Thlr.  (p.  KU.  V2b,bb'i  Tiüi.)  eine  Hente  ron  nur  1-917».  ii'ie^t  Ideinc 
UebenehasB  wwde  durch  di«  ITebraii^be  fnr  den  Betrieb  der  abememmenen  Wilb.- 
Lnxemb.  Babn  noch  am  5S  I  Oih)  Thlr.  V'-ruiindert.  Nach  d.  Kei(  hsotat  f.  1876  wurde 
anf  ein«  Keineinn.  d.  Rcichsb.  v.  9  47  Mill.  M.  gerechnet.  Anl.kap.  f.  1hs1'82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  5'(>4  M.  M.  f.  WÜh.  Lux.  450.06.  effect  incL  dgl.  49-5  M.  M., 
402'49  M.  H.  Ueberachnas  f.  eb.  letbr.  B.  allein  erhebt,  gestie^n,  so  1881/82 
15  1  M.  M. ,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  ^.  deckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  früher  bis  10  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzton  Jahrti  Uol>er- 
schuss  T.  0-72  M.  M.   S.  Arch.  1.  iasenb.weaen  1888  S.  492. 

Die  hess.-preuss.*bad.  Staatsb.  Main-Neckar  lentirt  gut.  (Änadil.  1688/84 
7-10,  ls«il/S5  fi  T5%.)- 

Die  Oidenb.  Staatäb.  ergaben  nach  den  AnschL  f.  1882  einen  I^ertrag  r. 
t  '293  M.  H. 

Bclg;ien.  S.  d.  Tab.  in  Mulvany,  Deutschlands  Eisen bahntarif frage.  Nach 
d.  litidu'.  f.  I'^T.')  ti.  1STH  wurde  auf  einen  Ucberschuss  d.  "Kis^MibaliiivTwaltung  von 
22  4,  bez.  27 '4  Mill.  l'r.  gerechnet.  Das  Kesultat  f.  1874  war  em  Ucbi  i^chubs  von 
28*4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  Ton  ftst  SVo*  I^i  J.  1882  war  derBoh> 
ertraj?  der  bclg.  Staatsb.  113-4  M.  Fr.,  der  Keinertr.  4»-3  M.  Fr.  oder  'ri^^'^  des 
Aniagekap.s  (dies^^s  ohne  den  Werth  der  den  Geselkchaften  geschuld.  Kdckkaufs  -Auaui- 
täten  gerechnet") 

Niederlande.  Die  rnparhteten  Staatsb.  ;  jriscntirten  nach  d.  dentacben^ 
V«>reinsstati8tik  !*^T4  ein  verwend.  Anlagekap.  von  5177  Mill.  Thlr.,  woj^egen  der* 
iktriebauberächa.ss  1  585  Mill.  Thb.  war,  was  eine  Ueote  v.  aOü'^/t  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Emenerangsfonds  n.  s.  w.  blieben  1'52  MIO.  Thlr.  tibrig-,  worea 
der  vc.rtragsniäiisigc  Antheil  dos  nifdcrländ.  Staat-»  944,136  Tlilr.  war.  Letzterer  muss 
daher  erlwblicli  zuscliie^sen.  Im  Etat  für  187*5  stehen  rM»>  StuatsKabnen  mit  1H7S  Mill.  fl. 
Einu.,  aber  mit  6"6  Mill.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  find  alle  Ergebnisse  1.  d. 
Staat  sehr  ungOnsti^s  s.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  18S3  8.  683.  Im  besten  Jahn;  1875 
verzinste  si»  Ii  das  Anhir -kapital  d.  Staats  durch  das  vertragsmäss.  l'achtgeld  nur  mit 
l'15*Vot  t>eitdem  immer  unter  17o*  wogegen  die  GescUsch.  seit  187()  stets  über  57« 
beze^r  B.  0.  S.  718,  783. 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  syerinjr.  Nach  der  dentscb-ja 
Vereinsstatistik  war  der  Ueberschuss  f.  d.  nördl.  Staatsbahnlinien  1874  721, oüü  Thlr. 
oder  l-647o  f.  d.  verwend.  Kap.  v.  43  9  Mill.  Thlr.  Bei  den  sildl.  Staatsbahnlinien 
(Kap.  22*8  Mill.  Thlr.)  eigab  sich  sogar  1S74  ein  Betriebadofieit  r.  88,383  Tblr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kap.  «96,000  Thlr.)  dsgl.  v.  l•{  •^sf  Thlr. 
Etwas  haben  sich  die  Verhältnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  dui  Bahn- 
schalden  wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staat^bahnen  ünauz.  besser  ab» 
die  Privatltabnen  bewtrthschaltot  wefdea.  Scbitznng  des  Beinertr.  im  Et  f.  1882  mit 
7i8  M.  fl. 

In  West-Uesterr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  und 
Kleinheit  der  Staatsbahnlinien,  die  meist  blossen  Nebenverkehr  haben,  die  finanz.  Er* 

^ebnisse  gering,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  winl,  günstiger  als  auf 
Linien  unter  gleirhcti  Verhältnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  ftst  Staatsb.- 
strecken  (vor  d.  Erwerb  d.  Elisb.b.j  z.  Tb.  mit  Betriebsdcficiten. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemlngehtt  Staatsbetrieb  der  o))erit.  Bahnen  doch 
s.  boti  in  der  ersten  Zeit  rechnnngsmässig  günstige  Ergebnisse  Lrehabt  (2.  Sfrni.  1878 
BetrieJjsaber»cbus8  22-42,  1879  39  99,  1880  40- 10  M.  Fr.).  Doch  nach  den  Enriurte- 
bericlit  r>Biir  OBterAnflserachtlassnnr  der  drinv^endsten  Verkehrs- nnd  Betritbsbedtirfoisse' % 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  k(l^teten  Iiis  1881  96  85  Mill.  Maik  u.  gaben  in 
diesem  J.  einen  Beinert,  v.  i-41ö  M.  M.,  also  c.  iVaVo*    In  Schweden  war 
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'1er  Rdaeftr.  Oer  HMlab,  IbSO  7'32  M.  11.  oder  9*42**/«  d«8  AnUgeUp.  (18T9 

Die  Suuitäb.  i'iuiiiaiiiiä  kuätctcu  IHbl  04*22  M.  M.  u.  ga)>uu  rciu  219  M.  M.. 
also  .M  ^"/«. 

In  Liindcrn.  wif  den  cbeu  ju^^cuanntea  u.  wie  in  dcäcrtuii,  wcnijfcr  '>i;v5lk- rteii, 
gcbirgigGiä  (iL'ffeüdcu  Uesterreitli> .  Italiens,  Frankreichs,  Ungarn»  u.  s.  w.  kann  mau 
die  uni^cnUgendeu  linanz.  Eigcbuisüe  jücht  ilem  Staat»bahusystuui  u.  Staabbeirieb  zu- 
schieben, sondern  nur  den  i^egebenCD  wirth^iLhaftl.  Verhältnii^seu.  In  solchen  LAndera 
reiifiren  Privall)ahnen  ebensowcni'.'  u.  hind  jucist  nur  durch  theu  m'  '/,ins;raranticn  recht 
ins  Leben  zu  rufen.  Der  Staat  iuuäj>  hier  da;»  £iäeabaLuwe:>en  wohl  uder  uIkj! 
eine  Z nach utfS' Anstalt  aDsehcii.  Hat  er  aber  weoigstciw  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kann  «  r  doch  bofTen,  einii|re  aetive  n«  beu  den  passiven  Linien  /u  erhalten.  In 
1'' rankreich  u.  Uesturreich  i^t  ed  dxs  l<  bei,  ilass  die  stark  activeo  Linien  den  Oe:ieU-' 
achafteu  gehören  u.  dem  Staate  nur  die  passiveii  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
StaatscAnäie  uud  ^chUttakrtsdieiuste. 

§.  299.  lliiLsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltuni;  von 
»StaatHcanälen  und  Schifft'ah rt sli iiien,  insbesondere  Dampi- 
schin l'alirtijcursen,  muss  es  im  A\'escntlicheu  hier  genügen,  auf 
die  Irtthercn  allgemeinen  BemerkungcD  zu  \  erweisen  (§.  267,  266j. 
Die  A nlage  eines  neuen  Canalsystems  wird  iu  der  Gegenwart,  wo 
die  Concurrenz  mit  den  Eisenbatinen  so  schwer  selbst  für  eigeot- 
liehe  Canalartikel,  wie  Massenproductc,  in»  Gewicht  fällt,  kaani 
aDdero  al»  darch  den  Staat,  in  einzelDeo  Fällen  dareh  Provinzen^ 
Kreise  nnd  Gemeinden,  oder  nnr  mit  erheblichen  Snbven- 
tionen,  Zinsgarantieen  n.  8.  w.  seitens  des  Staats  nnd  der 
genannten  Selbstverwaltangskörper  durch  PrlvatnntemehmQDgen 
erfolgen  können.  Die  grossen  Anlagekosten  raachen  dies  gleich- 
l'alls  iiothvvL'üdig.  Wcmi  ferner  die  Verwaltung  von  CaLüIcn 
und  St'hitltahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
müglicLst  nach  dem  privatwirthschaitlichen  i^nncip  geschehen 
nidsste  f§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  Kor- 
dertuig  in  der  Praxis  oft  nicht  durchzul  Uhren  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebühren- 
prineip)  aber  die  Kente  doch  noch  zn  niedrig  bleiben.  Das  mos« 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  £ine  eigent- 
liche privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Ganäle  nnd  Schiff- 
fahrt daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
•Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Oanälc  neu 
bauen  oder  Geselhschaftcu ,  rroviuzeu  u.  s.  w.  dabei  linauziell 


* 
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unterstützen  soll,  lässt  sich  gleichwohl  principiell  aus  dem 
Gesichts]) miete  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
muss  aber  pr.io tisch  ganz  nach  Lage  der  coucretenVer- 
lüiltnisse  entschieden  werden.  Die  Con  centrat  ion  der 
grossen  anderen  Verkeb rsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  niicli  hier  wieder  den 
Vortheily  selbst  die  Uehernahme  passiver  CaDiUe  (and  unter  Um- 
ständen soleher  Scbifffahrtslinien)  dem  Staate  zo  ennDgliehen,  in- 
dem  sich  hierbei  das  Prineip  der  Uebertragnng  der  Be- 
triebsergebnisse  aueh  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  and  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den. 
Tbeilen  einer  jeden  fDr  sich  anwenden  Iftsst.  Dabei  ergänzen  f^icb 
namentlich  Eisenbahnen  und  Canäle  und  befruchten  dann  uucli 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  ,.Kisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, muthnjasslich  sein  Bankapital  jrar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnctzes  recht! ertigcn;  eine 
practische  Fracht  des  Staatseisenbahnsystems. 

den  Anfsatz  von  Meitzen  über  GanallMa  in  Deotscbland .  Prenss.  »fatisl. 

Zeitsrluift  1^70,  S  H*.,  mit  Kostenbererliiiuii'rcn.  Das  hi<T  nTihrr  iintrr  ■•  lito  Net/ 
V.  3510  MeiL  Uanüle  wird  schon  damals  auf  b»'425  Mill.  Tlilr.  Kosten,  2.')2,ÜUU  Tlili, 
p.  Helle  «ngesdilftfrcn.  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  Flus9.<4chiflTahrtsrer«lM 
an  den  ItoicnakanzloT,  vom  24.  März  1871,  Dcntscbes  Handelsblatt  Nr.  l'i.  wo  zwtr 
•  die  Ganfilo  wp«pnrlirh  fler  Prtvatin(!n=;trif  ziigi  ^vif^s^'n  wenlen.  •fcnnor  li  .ihrr  di«»  Unter- 
stützung mit  Zaschilssen ,  Prämien  oder  Zini>j;:aranticn  tiir  eine  Keihe  von  Jahn-n  als 
nnmniangllch  bezeichnet  wi^l,  obgloloh  liier  meist  strenge  Gegner  solcher  Staatshnifc 
spr-^rlien.  —  Der  Donau -Main  - Canal  in  Baieni  ist  jetzt  fjanz  p.issiv,  <1.  Ii  di' 
Kirinulimon  decken  d.  Verwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  188;l  mit  iTankentli.  Oanal 
zus.  Einn.  1  15,742  M.,  Ausg.  321,426  M.)  -  Pläne  zu  Staats-Canalbautcn  jüngst 
in  Preusscn.  S.  bes.  d.  Vorlagre  z.  13.  Dec.  1SS2  flbcr  d(*n  Bau  eim  >  S -hifflahrts- 
ranal<  v.  Dottmnnd  ^berg-.-märk.  Koblornwi-  r]  an  d.  nntcn«  Kms  (Ifi  Mill.  M.  Crcdit- 
fürdernn>t)  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hauso  angenooimeu,  liel  im  ilcrrenhausc,  nicht 
MS  prineip.  (irllnden.  Kostenanschl.  f.  Cattde  in  dieser  (iegend  a.  Itichtnn?  in  einer 
amtl.  Denkschr.  v.  1882  auf  191,000— 2H5,00()  M.  p.  KU.  Die  1- raffe  ist  nur.  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irsn-nd  erhebliche  zur  Verzinsung:  des  Bnikapitals  beitragend« 
I%einerträge  jetzt  mit  Canall»auten  liej^inncn  will,  wa>  doch  dann  last  nnvermeidlicli 
nfitbigt,  weiter  zn  gehen  a.  bedeutende  Kapitalien,  for  Prenssen  cini^e^  100  Mill.  M. 
so  anzult'-'  n.  il.  h.  z.  R.  In  i  .'»HO  Mill.  M.  u,  selbst  1  "/„  Hcinertr.  jährlir'h  das  Budgei 
mit  15  Mill.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwcn  düng  der  Ucbcrscbusse  der 
anderen  Verkchrsan.'taUen ,  bes.  der  Staatsbahnen,  liesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
xiell  rccbtf«'rtijreii. 

Die  drei  suddeutschen  Staaten  untf  rliilton  pinc  Dampfschifffahrt  auf  tb-m  ü.tJf-n- 
sei'.  die  j«!tzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnca  steht.  Kohertrag 
für  Baiorn  1869  250,213,  rem  52,209  II..  A.  ftlr  1871  in  Einn.  260,S!»ö,  Reinertr. 

i:).2.'!J  n..  A.  l^TP.  r..li  :!(;2  nMt)  r  in  V\Ai){)  M..  1883  b. /.  :>r!8.000  u.  197,000  M. 
\Vür»emb.  1876,  A.  roh  .H27.ium  M.,  rein  9500  M..  18^2  rein  28000  M.  Bade  n 
1 870  roh  4«I7,000  M.,  D  <•  fi  ci  t  r.  70,000  M..  1 883  dage^^'n  272.000  M.  roh  u.  48.000':M. 
P  ill.  Jiaicrn  hatte  fniber  auch  wenig  rentable  StaatsdampfschiflTalirt  auf  der  Donau, 
deren  Mati-rial  später  der  flsterr  DunaiKl.itiiplseliifiTahrtsires.  VLTkaul'f  wiird»-.  -  Aul' 
der  Ostsee  frUlier  mehrfach  preuss.,  ross.,  schwed.  StaatsdampfschiHt.  zwischen  Haupt- 
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•  V  r.  K  uk  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  Malmö,  mit  erhobliclieui  l)<  fii  it,  \ 
»■'.Kxi^  j«i24  Abgrabe  an  Private,  mit  bedeutuoder  Postsubrention  Seitens  d.  betheil. 
St<at^n.       I  • 

I    • 

^.  BOO.  —  Dm  SchlusB-Ergebniss  der  rorausgehenden  ^ 
1  im  ii5UvMi.\ingen  Uber  die  .Staatseinnabiiieü,  welche  heutzutage  bei 
nu-i  !,<  '  '!  als  privatwirtbscbaftliche  zu  betrachten  sind  f§.  203),  ist 
lok';wtd(  ^    Im  Allj^emeinen  sind  von  den  besprochenen  ftinf  Ilaupt- 
,..tei'  1' atwirthscbaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigentham  und  zugleich  in  die 
j^Selbstverwaltung  des  Staats  sn  ttbernebmen,  bez.  darin  zu 
I  behalten.  Aach  daitlr  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  nnd  staatswirthsehaftliche 
nnd  socialpolitisehe  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
{Interesse  erheblieh  dabei  mit   Von  den  anderen  pri?at- 
*  wirthscbafHichen  Untemehmnngen  sind  nnr  einzelne  ansnahmsweise  l 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgüter,  \ 
gewisse  Bergwerke,  Hanken).    Die  Domanialeinnahme  ist  demnach 
nicht  aclilechtweg  für  die  Gefj^cnwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passeniL^  | 
umzugestalten.   Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rieh 1 
tigcHaupt-Domaniam  des  heutigen  Staats,  wie  FeldgUte^ 
Forsten,  ßerg-  und  Uttttenwerke,  z.  Th.  auch  Fabriken  und  Baok^* 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  ans  jei 
Eigentfanm  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staa 
einkommen  neben  den  Gebtlhren  nnd  Stenern,  w 
mit  der  Weiterentwieklang  der  Volkswirthsehaft  and  mit  foi 
tender  Amortisation  der  Eisenbahnsehniden  auch  Ton  immer 
serer  finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwttnscb- 
terniassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 
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(ItHlrarkt  bei  K.  Pole  in  l^ipri;. 
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